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B o r r e d e. 

^ ) i e Herausgabe einer systematischen Darstellung Mmb» 

licher Zweige der politischen Administration nach den der« 

mal in der Provinz Niederösterreich geltenden positiven 

Bestimmungen war längst meine Absicht 

Alle früher von mir gelieferten Monographien waren 

gleich vom Anbeginn nur als Vorarbeiten zu einem sol-. 

chen Unternehmen angekündiget ' ) , dessen RealisirunK 

durch strenge Erfüllung meiner Berufspflichten zwar v«r« 

zögert, jedoch nicht vereitelt werden konnte. 

Dem A n f ä n g e r in der administrative»! Laufbahn 

soll dieses Werk zum gründlichen Unterrichte, vorzüglich 

zum Behuse der politischen Prüfungen, dem p o l i t i 

schen B e a m t e n und sonstigen Geschä f tsmanne 

aber zum sichern Wegweiser im Geschäftsleben dienen, 

eingedenk d̂er Hoflanzlei-Verordnung vom 2. August 
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1621, Hofzahl 21,741, Regierungszahl 38,312, und der 

erst mit Hofkanzlei-Decret vom 28. Jänner 1835, Hof

zahl 1 8 1 , Regierungszahl 6243, bekannt gemachten 

allerhöchsten Entschließung vom 25. Jänner 1835, wor-

nach die Behörden bei strengster Verantwortung ange

wiesen sind, sich eine gehörige Kenutniß der bestehenden 

und hohen Orts nicht widerrufenen Verordnungen beizu

legen und selbe genau zu befolgen. 

Aste S t a a t s b ü r g e r sollen ferner aus demsel

ben den. Umfang ihrer politischen Rechte und Oblie

genheiten und zugleich daraus ersehen, wie mütterlich 

die österreichische Regierung für ihre geistigen und ma

teriellen Interessen sorgt, den überall wahrzunehmen

den Grundsatz beachtend, daß nicht in einem ewigen 

Wechsel der Formen, nicht im Spielen mit stets neuen 

Th' ior i in, sondern in dem Festhalten geschichtlich gebil

deter nationeller Einrichtungen, verbunden mit allmä-

liger zeitgemäßer Entwicklung und Verbesserung dersel

ben, das Palladium der wahrhaften Wohlfahrt der Na

tion zu suchen ist. 

I m verhältnißmäßig engsten Räume soll daher 

dieses V e r l die größte Fülle und Mannigfaltigkeit im 
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Gebiete der politischen Legislation, zur klarsten Ueber« 

ficht und Erkenntniß bringen, und als Nationalwerk 

zugleich ein bleibendes Denkmal der tiefen Weisheit 

und landesväterlichen Fürsorge weiland S r . Majestät 

Kaiser Franz I . für das Wohl seiner treuen Völker 

darstellen, dessen segenreiches Walten nun in der ge

heiligten Majestät Seines allerdurchlauchtigsten Nach

folgers Ferdinand I . fortlebt. 

Daß ich auf das Erzherzogthum Oesterreich un

ter der Enns mein vo rzüg l i chs tes Augenmerk ge-

richtet habe, beruhet auf der Ueberzeugung, daß bei 

der Verschiedenheit der Verfassungen in den einzel

nen Länoertheilen der österreichischen Monarchie die 

g l e i c h z e i t i g e Aufnahme und Zusammenstellung 

der in den andern Provinzen bestehenden Abwei

chungen in e i n Werk, wenigstens i m p r a k t i 

schen Leben, nur zu Mißgriffen und Irrungen An

laß geben kann. 

Dem Fleiße und der Umsicht eines jeden Inha

bers dieses Werkes muß es vielmehr überlassen blei

ben, die in der Provinz, in welcher er dient und wirkt, 

bestehenden Abweichungen in der Verfassung und in den 
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Gesetzen und Anordnungen, am betreffenden Orte,an« 

zumerken, und somit dasselbe auf jene Provinz voll

kommen zu adaptiren. 

' ) Siehe Vorerinnerung zum I. Vande meiner Beiträge zur politi» 

schen Gesetzkunde im österreichischen Kaiserstaate. 



Ein le i tung . 

Von de«, politischen Verwaltung und ihren 
Gesehen überhaupt. 

I. 

Darstellung der politischen Verwaltung; 
Trennung derselben von her Justiz. 

Nach 
4. 

der Theorie der Staatswissenschaft °) kann füglich angenom» 

ne « W o h l f a h r t im inner« S taa ts leben unmi t te lba r 
« iicpert und erhal ten, und dessen ununterbrochene 
"e lw l r . t l l chung beförder t und erleichtert w i rd . Ins« 
° ' , " , " / ' " Oesterreich ist sie bestimmt, für die Aufrechthaltung der 
f>°iltlschen Rechtsverhältnisse der StaatSbewohner 
Zu'°rgen, den geis t ig . - re l ig ioss i t t l ichen Zustand der 
" , . ' ° " - s° wie den mate r ie l l en Wohlstand derselben 
m , / ° ^ e l n , die bürgerl iche Gesellschaft vor ge. 
„ ' . '"schädlichem Uebel zu bewahren, und Ordnung 
«no Bequemlichkeit in derselben zu befo'rdern.Zugleich 
»il ,,e wegen chres unmittelbaren Einflusses auf die materiellen und in« 
^"" l l len, Kräfte der Nation berufen, zu den Zwecken der Mi> 
l°r. , Finanz» und Camera l -Verwal tung mitzuwirken, 

w.«« - ^ " Grundlag« dieser Attribut« der politischen Ad. 
mln,stl<,t,or,, beruhet auch das in diesem Werke gewählte System. 
/ > , . " " ? " nun die schwierige Frage zu erörtern, wor in sich die 
^ ' "«sch« Administ rat ion von der Justiz untersch«,. 
ander ^ ° « " " ^ " Zweig« der Staats« Verwaltung überhaupt in ein» 
. " ""ven, so lassen sich auch die politischen Einrichtungen nicht ganz 
le», 2 3" ^ " "chtlichen unterscheiden; denn beide stehen in so vie. 
«^»""'an'lnenhang«, betreffen so häufig «inen und denselben Ge° 
«nitand, daß sehr viele Verordnungen zum Theil in j«n« der 
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Iustizgesehe gehören, bei andern weniger zusammengesetzten aber, 
die Entscheidung, zu welcher Classe sie zu rechnen seien, kaum 
möglich ist. 

Zur Beurtheilung der dießfä'lligen Grenzlinie können wohl fol
gende Criterien angenommen werden. 

Die Iustizgesehe haben das rechtliche Privatverhclltniß der 
Staatsbewohner zum Gegenstaude, bestimmen die wechselseitigen 
Rechte der Privaten, und haben die Sicherstellung der Privatrechte 
durch die gesehmäßige richterliche Gewalt zum Zwecke. 

Die politischen Gesehe haben aber das öffentliche, d. h. das 
Verhältniß der Staatsbürger zur öffentlichen Macht zum Gegen» 
stände, bestimmen die Pflichten der Einwohner zur Erhaltung der 
öffentlichen Ordnung und allgemeinen Wohlfahrt, und haben die 
Verhütung gemeinschädlicher Folgen zum Zwecke. 

Die Iustizpfiege unterscheidet sich daher von der politischen Ad« 
Ministration darin, daß, während letztere für Erreichung des G e< 
sammtzweckes des Staates sorget, und A l l e s umfaßt, wobei 
die Thätigteit nicht zunächst auf Realisirung der Idee der Gerech-
tigkeit, sondern auf B e f ö r d e r u n g und E r h a l t u n g jenes 
Zweckes gerichtet ist, die erstere nur berufen ist, die P r i v a t « 
rechte und P f l i c h t e n der E i n w o h n e r des S t a a t e s zu 
beurtheilen, und nach bestimmten Rechtsfoimen zu behandeln, so wie 
begangene Verbrechen nach den bestehenden S t r a f - Nor« 
men zu untersuchen und zu bestrafen. 

Die p o l , tische V e r w a l t u n g hat also mit p r i va t rech t« 
lichen V e r h ä l t n i s s e n nichts zu thun,und nur in solchenSrrel« 
tigkeiren über Rechte und Befugnisse, welche dem allgemeinen Besten 
nachtheilig seyn können, insoferne einzuschreiten, daß jener Nach« 
r h e i l verhütet werde, ohne sich jedoch in eine Beurtheilung des 
Rechtes selbst einzulassen; und wenn sie auch wirklich in den Fall 
kömmt, einzelne Gegenstände beunheilen zu müssen, hat sie dabei 
doch keine Rücksicht a u f das Recht , sondern n u r au f die 
F r a g e zu nehmen, ob sie nicht etwas enthalten, w a s den be« 
stehenden po l i t i s chen Ans ta l ten und V e r o r d n u n g e n , 
folglich der Erreichung des a l l g e m e i n e n StaatSzweckeS entge« 
gen sei. 

Eben so hat die politische Verwaltung eigentlich m i t den be
gangenen Verb rechen nichts zu thun, da deren Untersuchung und 
Bestrafung der Cnminal« Justiz übertragen ist. 

Nur allein als gemeinschädliche Uebel sucht sie dieselben zu ver
h ü t e n und zu verhindern, daß sie nicht geschehen, und «ich t 
geschehen können ; sie sucht die Mittel dazu den Unternehmern 
aus den Händen zu winden, sie, wo möglich, noch ehe sie verübt 
werden, zu entdecken; wenn sie aber dennoch verübet werden, sue 
chet sie ihren schädlichen Folgen dadurch vo r zubeugen , daß sie 
entweder allein, oder durch Hülfe der Criminal-Iustiz die Verbrecher 
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b e m ü w ^ ' s t " " ' " " " " " ' ^ e r e n zu ü b e r l i e f e r n bedacht und 

ibn- . 3 ^ Verbrecher überliefert, so hat sie lein Recht mehr an 
siel« ss. ̂ " " V ' " d " Folge für ihn in der Strafanstalt sorgt, so 
"<bt sie ihn n.cht als Verbrecher, sondern als Mensch an. 
u « ^ . ? " ^ " " " ^ " s " t > l c h e gesetzwidrige Handlungen, die sie 
b r . ^ « V " " ° i u c h l i g e t ; aber diese sind keine wahre Ve r 
bloß mi^' l /« 5 " nur U e b e r t r e t u n g e n , V e r g e h « n , welche 
Nn7 >> I " dm Staatszweck verletzen, indem sie nur Handlungen 
r o ^ ^ ^ ^ ' ^ " p°l"ischen zur Verhütung gewisser Uebel ge-

<,i,r ^ < g a l t e n und Verordnungen entgegen gehandelt wird. Hier 
s>..« ^ ' " ^ l » " t äoz I^oix von »I«nt«8^ui«u, I'. I I I . I,iv. 26, 
«V«? , . ^ ' ^ " ° " " " " n e »xiome: 0»U8lexercic« äe ! a « o l i c e , 
m ^ . ^ maßiütrat , u i punit quo I» l o l , ä»n« Is w e e -
- «t?>. " ° ^ " i m o « , e'ezt plutüt la In! y.il ^unit «zue le ma-
gebuna ^ " " ^ " " Theorie. Nun zur positiven Gesetz. 

der ^ 3 ^ " " i c h ist die Trennung der politischen Verwaltung von 
aeao«^" > ^ ^ ' der administrativ contentiosen von den reinen Justiz» 
bura" 3 7 ^ ^ r ^ ^ " " b e d i n g u n g der Gesesie«. Herrschaft in der 
lcmd ^ ^ ^ ^ c h " s ° ' das unsterbliche Wer der Regierung wei. 
sephs l l «> Ä " ^ " "er Kaiserin Maria Theresia und des Kaisers I « . 
strati»« ? ^ , ' " ' bei der Schwierigkeit hierüber f ü r A d m i n i -
v ° N " " " d J u s t i z « inen solchen best immten K r e i s 
des " s » " , " b a n d e n durch ein e inz iges a l l umfassen» 
dieanV...«' ^ ^ u n d g e s e t z abzuschne iden , daß keine in 
G e s e l l "«greifen kann und darf, begnüg« sich die österreichische 
stil m . ^ "sber nur im Allgemeinen, jede Vermengung der I u . 
dock ou!k ."politischen Angelegenheiten zu untersagen s ) , aber 
im U ^ - "Njelne Gegenstände der politischen Linie zuzuweisen «), es 
KierU ^-" " ' " Administrativ» und Justizbehörden überlassend, sich 
a u s d r . ^ ^ ^ " ' " l " b a f t e n Fällen zu verständigen y . ^ . Die 
dies«», « n ^ « " " politischen Linie zugewiesenen Gegenstände sind in 

«,«m Hjerke am gehörigen Orte sorgfällig aufgenommen. 

N s ^ " ^ " " d wirb, statt de« in Oesterreich üblichen Ausdruckes voli« 
«>,<<«. " " s«l e g e n h e i t e n, jener von Polizei«Sachen, Regiefungs-
v , ,? " ' ' Angelegenheiten der innern Verwaltung (Administration), mit 
n«» «V"!??" s"°'st derselben, die sich auf die Rechtspflege, die bewaff
nete Macht und die Finanzen beziehen /verstanden, 
w»^ «^ ."^ruck Polizei bleibt jedoch daselbst überall vorherrschend,wie. 
Near i5s^ l°b ' unter den staatswissenschaftllchen Schriftsteller» Hoer den 
b««»^ « ?lt mcht geeiniget, und sogar von Gschenmeyer in den Heibel. 
»er«« ?"'">ich"n, März 18l9. die Aufstellung einer besondern Polizei 
TKeil »>!ü " ^ ^ ° ' "° ' l ein jeder Regieruogszweig einen constitutivey 
d!» ««»>- ^ " " ° Politik, und einen exccutioen ober administrativen, der 
tk»l,»» ^ desselben bildet. Gelbst die von Mehreren angenommene Gin-
'°"nng der Polizei in die Sicherheit«- und Ordnung«- oder Swangspoli-

1 » 
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zei, und in die sogenannte Eullur- und Wohlfahrts« Polizei wird von An< 
deren nicht gebilliget, indem sie nur die erste Abtheilung der Polizei zu< 
weisen, während sic die letzte ganz davon ausschließen. 

>») Die scharfsinnigsten Schriftsteller des In» und Auslandes haben sich be« 
müht, diese Grenzlinie näher zu bezeichnen. 

Von den a u s l ä n d i s c h e n Schriftstellern führeich folgende an: 
Sch re ibe r F. I . , eigentlich l i t i e i n K a? t l>«8«l. cle «su,npllm i»o-

litiue et earum, hu»e juztitiae ll ieuntur coullietu ot ällkeronti«, 
<io«>nz»y 1739. 

?et«r (^sr. («ull. l>. L. »b I l o u o n t l i o l l iber äo no l i t i» , aä 
«por5,5 odservaiioniduz äe c»u«2runl polltiae et juztitiao llillü» 
rantliz. ^ ipz. 1776. 8. 

I l o u r o t l , , V»8«. «iztong ob3ervatione« nonnulls« <le eoßn«'-
tiono et note«t»te juäiesri» in cuu«i«, c^u^o politiao nomine ve-
»iunt, Ll>I»n^»u 1780. 4. 

F l ü r k e n ' s I . E . , Erörterung der Frage: ob und wie ferne Polizei, 
fachen vor die Iustiz^Collegia gehören, und in selbigen gerichtliche Prozesse 
und gewöhnliche Rechtsmittel wider deren Bescheide Statt haben? Halle 
1760. 4. 

G a v a r d , F. K., Abhandlung über die politischen Fragen: welches 
sind Iustizsachen? welche Gegenstände gehören zur Polizei? wie sind die 
Grenzlinien zwischen beiden zu bestimmen, u. s. w. Erster Theil, Nürn, 
berg 1795. 8. ^ 

Goenner 's Handbuch deö deutschen gemeinen Prozesses. Erlangen 
801. 1. und 2. Band. 

Weber '«, D. Friedrich Vened., systematisches Handbuch der Staats-
wirthschaft mit vorzüglicher Rücksicht auf die Literatur derselben, I.Band, 
erste Abtheilung. Berti» 1804 (von Schuctmann). Ueber das Prinzip, 
die Grenzen und den Umfang der Polizei. Leipzig 1808. 8. 

B e h r's, Dr. Will).Joseph, Verfassung und Verwaltung de« Staates, 
bargestellt in einer Reihe von Erörterungen ihrer wichtigsten Momente. 
Nürnberg 1812. 2. Band, 1, Heft. 

K u l e n t a m p ' S Beiträge zu der Lehre von dem Verhältnisse der 
Rechtspflege zur Verwaltung. Göttingen 181L. 

, R o ß h i r t , Conrad Franz, über den Begriff und die eigentliche 
Bestimmung der Staat«-Polizei, sowohl an sich als im Verhältnisse zu 
den übrigen Ttaats«Verwattungözweigen. Bamberg und Würzburg 1817. 
«. (Vergl. Jen. Lit. Zeit. 1824, Ergänzungsblatt St. 9s). 

P ö l i h , Carl Heinrich Ludwig, die Staatswissenschaften im Lichte 
unserer Zeit. I I . Theil, 2. Auflage. Leipzig 1827. Seite 483 bis 610. 

Von i n l änd i schen Schriftstellern haben hierüber gehandelt: 
Bu rsche ! , Joseph Ignaz, Abhandlung von der Polizei überhaupt, 

und wie die eigentlichen Polizeigeschäfte von gerichtlichen und andern 
öffentlichen Vorrichtungen unterschieden sind. Prag 1778. 8., vonZe i l l e r's 
Commcntar über das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch für die gesammte« 
deutschen Crblanbe der österreichischen Monarchie. Wien und Triest 181t, 
in den Norlenntuissen §§. X l V . bis X V l I . 

v. Heß , encyclopädisch«methodologische Einleitung in das poli» 
tisch»juridische Studium an den Universitäten und Lyceen der deutschen 
Vrblänber des österreichischen Kaiserstaates nach seiner jetzigen Einrichtung« 
Wien und Triest 1813. 

V. H. Fragmentarischer Versuch über die Grenzlinie zwischen Justiz« 
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v e r m ^ « ^ ^ " . " 5Wessa, das Unzukömmliche einer solchen Geschäft«, 
tbum W ""s°"e«b, ">ies nämlich den im Jahre 175^ im Erzhirzog. 
enwn A n 7 ^ ' " ' i " ! l ° ' ber Enns mitten vier Kreißhauptleuten alle dl.« 

U t t c o °3 ° ^ " ^ " ^ ' " ' ""che immerzu dem P u b l i c » und Po« 
sie sill. u«n 5 « be-Pol'zeiwesen gehören, und befahl ausdrücklich, daß 

d.h. von den. von den P a r . 
ten Wen ^ "b f u h r e n d e n R e c h t s s t r e i t l g , e i l e n zu enthal. 

schcn^GtÄn° ! . ^ f " ^ " ° n in der Absicht, die Wohlfahrt der »sternichi-
k7mmn.n ? ^ ' " befördern, und die innere Landesverfassung zu vervoll« 
° b » N ° n ^ . . ^ ^ " « hosten Instanz die ?nbl i°« et r « , ! i t i « von der 

und zur Besorgung der ersten die b°> 
swar wurden mit Patent vom 20. No

chischen ^ n 5 . f ° ^ / c h ° ' ' «nd Iustizgeschsfte in der böhmisch-österrei-
alla?»e!n'«» /<^ deßwegen wieder vereiniget, weil beide in vielen die 

" "Ordnung betreffenden Gegenständen in genaue« 
dir Nrunbsätze forb " " ' ^ ° ^ " " ^ ' " " ^ ^ " ^ " ° " " ° ^inf^migkeit 
Trennun'!>>.v^«5'^^''i lei-D°cret vom 2S. August 1802 wurde die 

Die M 7 ? . °^ "en neuerdings definitiv ausgesprochen, 
und Kamm« b > ^ ° ? ° ^ ^ , «ämlich die nied. osterr. Repräsentation 
h sie be7°«^/« k ' " ° H '"> 2 ° w 1762 noch immer eine «ermischte; b. 
erst w e N <V° 33 " '° politischen und Iustizgeschäfte cumulati», und 
ihr d?. N« i l « - ^ . ^ ' ' ^ " Kaiser Joseph I I , nahm im Jahre 1782 auch 

iscke ? ^ - " ^ a r k e i t ab. und verwandelte sie in eine r e i n p o l i . 
" ' A 5 / d m ' , n « s t r a t i « n « « V e h » r d e . 
besaat n/^s°U!ge organische Hof,D«lr«t vom 12. April 1782, Zahl 121, 
Dienst^ ^ "? ?ma»nge: Ee. l . k. Majestät haben Allerhochftbero 
l u n « ..-^ ' ^ " befunden, mit der bisherigen Verfassung der R e g i e , 
sck^f.» « ° < l Einrichtung zu treffen, und die po l i t i s chen « e . 
a ? s ° n b ^ « " ^ ^ i c i a l - A n g e l e g e n h e i t ° n l ü n f t i g g a n z a b . 
nebll b ) « « ^ "«handeln zu lassen, sofort zur Besorgung der letzleren, 
t i ° n « .« °?^" icht«stel len d« ersten Instanz auch ein A p p e l l « , 
l l t i s ^ ? » ? t ' lur Besorgung der erster« hingegen die hiesige p ° . 
" t . s c h e L a n d e s r e g i e r u n g zu bestellen. 
^°2« ° ? b l t d i , Instruction für die Kreisämttr von 21, Jänner 1783, 
die A » , ^<, lu haben, daß die Iudicial« und politischen Gegenstände, 
Un, .«A F'nh'l'te" eine« Unterhan« gegen den andern, nicht mit den 
«!»«»««. ? . ^ " " d e n vermengt, und daß die erster« zur gehörigen 
-lnstanz verwiesen werden. ° » v » 
l»«««,'.^ "^"?er wurden, mit Regierungi-Decret vom 9, August 1793, 
««8'«ung««Z,hl ig^2l)^ t«, so viele Fälle von den untersten Iustizbehor» 
Va««-:^ "«"""elbaren Kränkung und zum empfindlichen Schaben der 
tisck.« 3,'<.""'..d°" Iustiznxg, gezogen werden, die auffallend zur poli. 
GeN.» " ° " ° ^ a gehörten, und die selbst von dem k. t. Appellation«« 
ssänl.? «.».ü"^"" ^ ' " Remrswege dahin gelangen, al« politische Gegen« 
a « ^ . . ^ u""l"elbar erkannt, bald zur Beurtheilung an Regierung 
de» « « « ^ " " ^5."" d« Urtheile der ersten Instanz aufgehoben. und auf 
<-" p°«Nschen Weg eingeleitet werben, die K«i«ämt« angewiese«, w»h« 
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vorzusehen, daß sie dem po l i t i schen Wege keine Gegen« 
stände e n t z i e h e n , d ie f ü r das ger ich t l i che Versah» 
ren g e i g n e t s i n d ; und da mehrere Gegenstände im Wege des Re-
curseö vorkamen, die alle unmittelbar zur policilchen Behandlung gehö
ren, hierdurch aber die Parteien, wenn wirklich nach der Hand die Ür» 
theile der ersten Instanz aufgehoben werden, doch immer dabei um die 
kostspieligen Auslagen der Schriftenverfassungen und Vertretungen, und 
um die noch kostbarere Zeit gebracht sind, dieß aber entweder von der 
Unwissenheit oder der Taxeinnahmsbegierde der Beamten herrühret, wurde 
verordnet, daß die Beamten von den vorgeschriebenen gesetzlichen Be« 
handlüngswegen nicht abweichen sollen, wie im Widrigen jene Beamten, 
die einen unmittelbar politischen Gegenstand auf den Rechtsweg ziehen 
würden, nach geschöpftem Erkenntniß, daß der Gegenstand politisch zu 
behandeln gewesen wäre, zum Ersätze aller den Parteien gemachten Un
kosten und de.S erlittenen Schadens ohne Weiterem verhalten werden 
würden. 

Nicht minder verordnet das Justiz»Hofdecret vom 8. Jänner 1795 
(Justiz-Gesetzsammlung von 1/92 bis 1798, Nro. 2 l2 ) , welches in 
Folge Einvernehmen zwischen der obersten Iustizstelle, dem Direktorium 
und der Hof« Eommission in Iustizsachen an das mährisch - schlesische Ap« 
pellationögericht erlassen wurde, daß in den bloßen Privat «Iustizsachen 
keine andere Erledigung, als durch die ordentlichen, von dem Landes» 
surften durch seine Gefetze aufgestellten Gerichtsbehörden Statt haben 
kann, folglich eine, auf welch' immer anderem Wege erhaltene (srkennt» 
niß für erschlichen, und daher keiner Rücksicht würdig zu achten sei. 

«) So erklärt das a. h. Kunomachungspatent zum cllgemcinen bürgerlichen 
Gesehbuch vom 4. Juni 1811, daß die über po l i t i sche Camera !« 
und F i n a n z - G e g e n s t ä n d e kund gemachten, die Privat > Rechte be« 
schränkenden, ober näher bestimmenden Verordnungen, obschon in diesem 
Gesetzbuch« sich darauf nicht ausdrücklich bezogen wurde, in ihrer Kraft 
zu bleiben haben; und im Conterte des allgemeinen bürgerlichen Gesehbu» 
cheö wirb sich in den betreffenden §§. nur im Allgemeinen auf die anderen 
Gesetze und Verordnungen berufen, als: in den §§. 13, 17 bis 82, 47, 
.124 bis 126, 131, 132, 136, 140, 284, 290, 82S, 382, 283, 385, 387, 
893, 644, 646, 694, 760, 761, 818, 867, 986, 1044, 1142, 1146, 
1149, 1171, 1172, 1174, 1179. 1272 und 1317, auf po l i t i sch« Ge. 
sehe j in den Z§. 27, 122, S39, «73 und 761 auf geis t l iche Gesetze; 
in den §F. 64,402 und 600 auf M i l i t ä r . G e s e t z e; in den FF. 130, 
« 2 8 , 1329, 1338 und 1340 auf S t ra fgese tze , im F. 359 auf das 
Lehenrechtz in den FF. 627 und 634auf die F i d e i - C o m m i ß - , und 
in dem §. 1000 auf die Wucher-Gesetze. 

l ) Das Hofdecret vom 8. Oktober 1784 an sämmtllche Appellationsgerichte 
(Justiz-Gesetzsammlung, S.405, Nro. 349), sagt: Wenn ein Fall eines 
irrigen Benehmens des Kreisamtes auffiele, welches die Behebung einer 
kreieämtlichen Verordnung ober eines Unheiles forderte, ist die Sache 
dem Gubernium mit Gründlichkeit vorzulegen, und sich entweder dahin zu 
vereinigen, baß die treisämtliche Verfügung behoben, und die Parteien 
an den ordentlichen Rechtszug verwiesen werben, oder wenn sich beide 
Behörden nicht vereinlgen konnten, das Geschäft zur höheren Entschei« 
düng nach Hof zu übergeben; und es wurden, lautHofkanzleidecrets vom 
s.Decenlber 1s16,Hofz. 24,808, Rgqsz. 48,727, nach einem grlegenheitlich 
getroffenen Uebereinkommen der vereinten Hofkanzlei mit der obersten I u 
stizstelle, von letzterer sä'mmlliche Appellationsgerichte der deutschen Pro
vinzen angewiesen, in Fällen, wo von der politischen eindeistelle bei den» 
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«^««""..»Webung einc« von einem Unterrichter wider bestehende 
V ^ .«^ ^ ^ " ' ^ " l t e n geschöpften Spruche« angesucht wirb, der 
N,N,! -> t " s " ' " ' °uf den Grund zu sehen, sonach bei vorliegender 
A /« " 5er unterrichterlichen Amtshandlung diese außer Kraft zu 
K?/ /».-^"segengesctztln Falle aber die GrUnde. welche dem Ansuchen 

paschen Landesstelle entgegenstehen , derselben zu eröffnen, 
ten «7s.!Ä'°°'5^''?""iünsgerichte nicht mitzu häufigen und unüberbach. 
ien «e uchen dieser Art zu belästigen, sollen die Hreisämter jeden derlei 
^ . « I « unmittelbar dem Appellationsgerichte, sondern der Regierung 
V«l,»^ und auch b.e Regierung soll nur nach reifer Ueberlegung de« 
«3, 5 « « ^ ""Z erkannter Nothwendigkeit der Aufhebung «inesGpruche« 
!'ch deßhald erst an da« AppeU»ti°n«gericht verwenden. 

U . 

Allgemeine Bemerkungen über die politi
schen Gesetze. 

, , . 2. 
Unw issenhe i t kundgemachte r Gesetze e n t s c h u l d i g e t 

n icht . 

«z « ? ° ^ " " ^es«tz gehörig kundgemacht worden ist, kann 
" " -"«man» damit entschuldigen, daß ihm dasselbe nicht bekannt 
», ? " W ») ; de«« alle wie immer gearteten Rechte und Rechts. 

U«««« " " / " ' um sich in der Wechselwirkung darauf berufen zu 
tonnen, e rkennbar seyn. 

" gibt zwar Rechte, die jedem, der auch nur den gemeinen 
"ernunftgebrauch besitzt, einleuchtend sind. 

">ese bedürfen keiner ausdrücklichen Bekanntmachung des G«. 
d s <, > " " S^ate. Rechte und Verbindlichkeiten, von denen.man 
oieses nicht behaupten kann, müssen dagegen offenbar durch die 
p°!ttwen Gesetze kund gemacht werden b). 

^ ' ^ ' ^ 5e« allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche«. 
Auch sagt bereit« das Patent vom t. Nov. t?8S, HauptstüH I. F. t 

^V«« Ios . bürgert. Gesetzbuch! Von der, dem Lanbesfürsten eigenen 
oversten Gewalt entspringt die Verbindlichkeit aller in dem ordentlichen 
Wege kund gemachten Gesetze. 

Wenn gleich obiger §. 8 und die nachfolgenden bi« F. 12 d. a. b. G. 
nur auf da« bürgerliche Recht Bezug haben, finden sie doch auch aus 
°>e pvlitischen Gesehe Anwendung, da sie auf den allgemeinen Prin« 

^»'plen des Rechtes beruhen, welche übern« gelten. 
K^,',-"' 3°Uler's Commentar, übe« da«,allgemeine bürge rllche ««setz, 
buch I. Band, Einleitung 5 2, G. 3 t / ' y ^ >» 

. 3 . 

Kundmachung der Gesetz«, F o r m und-M?t 'd« ls« lb« l» . 
.« D i e K u n d m a c h u n g de rse lben und tn> «Veurlhellung, 
w« d« Gesetze nach ihren verschiedenen Arten, nach Beschaffenheit 
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der Loealverhältnisse und der übrigen Umstände bekannt gemacht 
werden'sollen, damit sie am sichersten und schnellsten zur Kenmniß 
aller derjenigen gelangen, welche sie in ihren Verhältnissen zu wissen 
nöthig haben,ist e i i l Geschäft der p o l i t i s c h e n V e r w a l t u n g . 

Es genügt aber an einer solchen Veranstaltung, wodurch jeder, 
dem eS mit der Erhaltung seiner eigenen und der Achtung für 
fremde Rechts«Sphären Ernst ist, zur Kenntniß deS Gesetzes ge» 
langen kann. 

Dieß gilt nicht nur von eigentlichen, allgemeinen, sondern auch 
von besonderen Gesetzen und Befehlen, die von dem Gesetzgeber oder 
in dessen Namen von Obrigkeiten oder Gerichtshöfen, entweder für 
alle, die sich in einem bestimmten Rechtsverhältnisse befinden, offene« 
lich oder durch besondere in der gesetzlichen Art geschehene Vorladungen 
oder Zustellungen bekannt gemacht werden »). 

Hiernach werden alle wie immer geartete Gesetze und Vererb« 
nungen, welche zur Richtschnur sä'mmtlicher Behörden und des ge» 
sammten Publikums zu dienen haben, durch die po l i t i schen Be« 
Horden bekannt gemacht. 

Anordnungen dagegen, welche nur den Militärstand zunächst 
betreffen, wie z. B . Generalparbone, oder mit fremden Staaten 
abgeschlossene Cartels wegen gegenseitiger Auslieferung der Deser
teurs und Hintanhaltung der Falschwerbung, werden durch den k. k. 
Hofkriegsratd publicirt.<. 

Rücksichtlich der Kundmachung von Gesetzen und Verordnungen 
in J u s t i z ^ und Gefä l lensachen bestehen übrigens nachfolgende 
besondere Bestimmungen: 

Alles, was in Ius t i zsachen als Gesetz dem Richter sowohl, 
als dem Publikum zu wissen nöthig ist, und entweder neu verordnet, 
ober wodurch ein schon bestehendes Gesetz erläutert wird, kann nur 
durch die p o l i t i s c h e n Behörden gültig publicirt werden; die Form 
eineS Patentes oder eines Gubernial. Circulars ist hier ganz gleich» 
gültig, nur was die richterliche Manipulation, die Abstellung einge
schlichener Mißbräuche in gerichtlichen Weisungen an Richter einer 
abgesonderten Provinz, an Advokaten derselben u. s. w. betrifft, ist 
durch AppellationS-Circularien oder Anordnungen, sei eS gedruckt 
oder geschrieben, bekannt zu machen ^ ) . 

Wenn daher von der po l i t ischen Hofstelle der Auftrag, oder 
von dem Appellationsgerichte das Ansuchen ergehet, eine solche Ver« 
ordnung in Iustizsachen, welche nicht in Form eineS Patentes oder 
Gubernial» Circulares kund zu machen ist, in Druck zu legen, so hat 
dieses in der Gestalt eines Appellations, Circulars nach den von dem 
Appellationsgerichte vorzulegenden Aussätzen und unter desselben Fer« 
tigung zu geschehen, und die Appellationsgerichte habennicht zu unter, 
lassen, jed^nzal daS Datum der von'der obersten Iustizstelle an das 
AppellationSgericht^rla<fey»nzum DruckbsstimmtenNormalverordnung 
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«n dem der politischen Landesstelle zu liefernden Aufsatze de« Appel» 
lations > Circulares genau anzuführen ° ) . 

Ferner ist den G e f ä l l « « ' V e r w a l t u n g e n aufgetragen, 
alle Verordnungen, Imimationen, Ausweise u. s. w., welche an 
die unterstehenden Aemter erlassen werden, oder zu deren Gebrauch 
dienen, in Druck legen zu lassen, jene Anordnungen aber, welche 
von der k. k. Landesstelle zum Druck befördert, öffentlich kund g«. 
macht und der Gefällen-Verwaltung zur Beurtheilung der Aemter 
ohnehin verabfolget werden, nicht neuerdings drucken zu lassen; wo> 
bei jedoch zugleich, damit die manipulirenden Zollämter jedes M a l 
noch zur gehörigen Zeit mit diesen Anordnungen betheilt werden, und 
daher sich zu ihren Amtshandlungen vorbereiten können, die Regie» 
rung angewiesen wulde, die Drucklegung jener Kundmachungen, 
welche sich auf Gefällsgegcnstände erstrecken, mit aller möglichen Be» 
schleunigung-besorgen und die ersten Abdrücke jedesmal vor Allem der 
Gefällen»Verwaltung in der richtigen Zahl «inhändigen zu lassen " ) . 

Die Fo rm der Kundmachung ist verschieden bei allgemeine« 
Gesetzen und bei denjenigen Gesetzen und von den dazu ermächtigten 
Behörden erlassenen Verordnungen und Verfügungen, welch« nur 
für einen Theil der Bevölkerung «der für eine gewisse Classe der» 
seben erlassen werden sollen. 

Erstere werden mittelst gedruckter Patente mit der Fertigung 
des Regenten und der Vorstände der t. k. vereinten Hofkanzlei, unter 
Contrasignirung des betreffenden Hofrathes und Referenten, di« 
übrigen Gesetze, Verordnungen und Verfügungen aber von der po» 
l«t ischen Landesbehörde in Form von gedruckten Circularien 
und Kundmachungen mit der Fertigung des Chefs und des betreffen, 
den Rathes und Referenten der politischen Landesbehö'rde kund» 
gemacht. 

Was nun die A r t der Kundmachung selbst betrifft, bestehen 
folgende Bestimmungen: 

1 . Patente, Gesetze und überhaupt alle Vorschriften, welch« 
m den gesammten österreichischen deutschen Erbländern gleichförmig 
«lassen werden, werdet den Länderstellen von der Ho fs te l l e theils 
schon gedruckt, theils im Coneepte zu Drucklegung zugesendet , 
theils durch Hofdeerete bekannt gemacht, um im Lande selbst ge» 
druckt zu werden. Die dießfälligen Druckkassel, wurden von jeher 
durch das höchste Aerarium bestritten, und diesfalls hat es auch der» 
Mal bei den festgesetzten Anordnungen zu verbleiben. 

Die Vorschriften, die in einem Lande zur allgemeinen Beobach» 
Wng von der Landess te l le erlassen werden, sind für jenes Land, 
" welchem sie erlassen werden, mit den oberwähnten von gleicher 
Natur; und nach der neuen höchsten Entschließung sind alle in diese 
Klasse gehörigen Verordnungen unmittelbar von der Landesstelle in 
Druck zu legen, und den Kreisämtern zuzufertigen; und die dießfälligen 
"luckkosten sind ebenfalls von Seite des Aerariums zu tragen ' ) . 
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I n jenen Ländern, wo verschiedene Sprachen in Uebung sind, 
ist ferner mit dem Urterte dieser Verordnungen in deutscher 
Sprache, die Uebersetzung in der Landessprache zu verbinden; und 
in diesen Kundmachungen sind die demselben zum Grunde liegenden 
Hofkanzlei-Decrete jederzeit zu beziehen l ) . 

I n N iederös te r re ich müssen ferner sowohl die a.h. Patente, 
als die Circularien und Kundmachungen der politischen Landesbe« 
Horden d r e i m a l in daS Amtsblatt der Wiener-Zeitung eingerückt 
werden; und es ist bewilliget, daß es noch ferner bei der früher be» 
standenen Uebung verbleiben könne, laut welcher diejenigen ämtlichen 
Kundmachungen, die sich auf irgend einen Zweig der Staatsver-
waltung beziehen, und die in das Amtsblatt gehören, unmittelbar 
von der niederöster. Regierung, oder einer andern in Wien besind« 
lichen Stel le, dem Zeitungs-Comptoir übergeben werden«). 

Ferner werden diese Kundmachungen gleichzeitig für den Bezirk 
inner den Linien Wiens, in Ermanglung eines Kreisamtes unmit» 
telbar dem Magistrate der Haupt- und Residenzstadt Wien und den 
übrigen, neun OrtSobrigkeiten inner den Linien zur Publication zuge« 
fertiget. Nur dasjenige, was in dergleichen Fällen zuweilen bloß zur 
Richtschnur der KreiSämter zu dienen hat, ist denselben in einer be» 
sonderen Bcgleitungs-Verordnung schriftlich mitzugeben l»). 

Der k. k. verelnigten Hofkanzlei aber sind von der Landesstelle 
die in jedem Monate hinausgegebenen Kundmachungen immer in der 
ersten Hälfte des nachfolgenden Monates mittelst besonderer Einbe« 
gleitungsberichte und beigefügtem Verzeichnisse in der bestimmten An« 
zahl vvn 50 Eremplarien ' ) , und eben so der k. k. allgemeinen Hof< 
kammer die zu ihrem Gebrauche bestimmten Abdrücke in der bisher 
gewöhnlichen Anzahl, sammt einem hierüber verfaßten Verzeichnisse 
Mit Bericht vorzulegen^). 

Auch werden damit von der politischen Landesstelle alle coordinirten 
und subordinirten Stellen, Behörden und Aemter betheilr; und in 
jenen Fällen, wo über allgemein politische Verfügungen, oder über 
solche Anordnungen und Erlässe, die a u f d i e M i l i t ä r » B e h ö r d e n Be« 
zug haben, von Seite der Landesstelle gedruckteKundmachungen hinaus
gegeben werden, ist sich mit dem General »Militärkommando über 
die für die Militär-Branchen nöthige Zahl der Kundmachungen zu 
besprechen, und die als Bedarf ausgewiesene Anzahl Exemplare an 
das General - Militärkommando abzugeben ' ) . 

Wenn Patente und Circularien an das K r e i s a m t ein» 
langen, sind sie jedesmal sogleich bei demselben öffentlich auszu
hängen»') ; und Verordnungen und Verfügungen, welche von der 
politischen Landesstelle den Kreisämtern schriftlich zukommen, oder 
welche dieselben selbst erlassen, und gleichfalls allen Obrigkeiten des 
Kreises bekannt zu machen sind, sind von denselben gleichfalls in 
Druck legen zu lassen. Diesfalls' sagt das an sämmtliche Länder» 
stellen (Mit Ausnahme von Trieft) erlassene Hoftanzleidecret vom 
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^-September 1807: kreisämtliche Circular-Verordnungen, welche 
»eooch niemals die Erläuterung o7,erAuslegung einer höheren Vorschrift 
enthalten dürfen (siehe §.7) und von denen jederzeit einige Abdrücke 
°«r vorgesetzten Landesstelle eingeschickt werden müssen, können von 
^ "^ "«samtern unmittelbar besorgt werden, und es habe sich in 
^ucksicht der Bezahlung der Druckkosten, dort, wo bereits freiwillige 
Unverständnisse mit den Obrigkeiten bestehen, die Staatsverwaltung 
auper be, vorkommenden Beschwerden, in die dießfällige Untertheilung 
« M einzumengen; in Betreff jener Kreise oder Ortschaften, wo 
' "H« Einverständnisse nicht bestehen, seien der allerhöchsten Ent. 
Zchl'eßung vom 13. April 1807 gemäß, nach Ausgang eines jeden 
« ?»» ^ " dießfälligen Druckkosten »Beträge auf sämmtliche Dominien 
uno Magistrate nach dem Verhältnisse der einem jeden zug«heilt,n 
. ""Planen zu vertheilen und von solchen einzuheben, ohne daß ihnen 
,eooch gestattet werde, Hierwegen den Untcrthanen oder den unter» 
lyanlgen Steuerholden etwas aufzulegen. Zu mehrerer Beschleuni. 
üung dieser Kundmachung können die einlangenden Verordnungen auch 
Wenigen Beamten, welche bei Einlangung derselbe« oder gleich darauf 
Ncy m Geschäften bei dem Kreisam« einfinden, sogleich zugestellt 
werden, welche Zustellung dies« in den Kundmachungsbögen zu be> 
statlgen hahen «). -> ° ^ ° 

. I n der Regel hat die Kundmachung der Patente und Circu» 
/ " " ° ° n den K r e i s ä m t e r n an alle Dominien und Orts, 

oorlgreiten durch die (damals) Kreisdragoner (jetzt Kreisboten) zu 
gelchehen. 

. D a aber in manchem Anlasse an Beschleunigung dieser Kund» 
Machung wesentlich gelegen ist, sollen in dringenden Fällen die Ver» 
" j u n g e n durch die Kreisdragoner (Kreisboien) nur an die 8__10 
Nächst an der Kreisstadt gelegenen Dominien und Ortsobrigkeiten, 
von diesen aber sogleich durch eigene Boten an die übrigen Domi» 
wen und OrtSobrigleiten befördert werden, 
s» ,Damit nun in einem oder andern Falle die Kreisdragoner 
^Hrelsboren) und Dominien wissen, wohin und in welcher Reihe 
,e Kundmachung- i« geschehen habe, sind die Kreise in 2 bis 3 Be> 

A'k^abzutheilen, und für jeden Bezirk eine eigene, der Lage der 
urischaften angemessene Currende, nach einem oorgezeichneten Formu» 
ar zu verfassen, wornach die Kundmachung durch die Kreisdragoner 
«.«reisboten) immer zu machen styn wird. 

Eben so ist zur Kundmachung in dringenden Fällen für jedes 
° " "abgelegenen g ^s 10 Dominien oder Ortsobrigkeiten, an die 
^'Kundmachung vom Kreisamt« aus geschieht, eine eigene Currend« 
«ach einem vorgezeichneten Formular zu entwerfen, in welcher Ord» 
«ung di« nächstgelegenen Dominien die Kundmachung an die w»i» 
lern zu befördern haben; alle dies« Currenden sind in dieser Absicht 
v" ,edem Kreise in Druck legen zu lassen ° ) . 
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3. Den O r t s o b r i g k e i t e n steht vermöge des ' l raewtu, 

äo Furldu» lncorooralidu« " l l t . I I I . Z. 4 die sogenannte Pan» 
t h a r u n g zu; worunter auch die Pflicht der Kundmachung der Ge» 
sehe begriffen ist. Von ihnen sind demnach die Patente und Verord
nungen folgendermaßen kund zu machen. Jede Obrigkeit hat die 
Verordnung mit einer Currende von Gemeinde zu Gemeinde herum» 
zusenden p ) , und auf der Currende haben der Richter und zwei Ge» 
schworne jeden Orts die richtige Erhaltung und geschehene Kund-
machung mit ihrer Handschrift zu bestätigen. 

Diejenigen Obrigkeiten aber, die von ihren Unrerhanen sehr ent» 
ferntsind, oder sich gar außer Landes befinden, und auf ihren zu
weilen sehr kleinen Gütern keine eigenen Beamten halten, haben zur 
Kundmachung der Verordnung Jemanden zu bestellen, und solchen 
dem Kreisamte anzuzeigen ' ) . 

Auch ist darum zu sorgen, daß die durch das Kreisamt den 
Dominien kundgemachten Verordnungen und Circularien, um sie 
nicht in Vergessenheit kommen zu lassen, bei denselben in eigene dazu 
bestimmte Protokolle eingetragen werden. 

Jene, die diese Eintragung unterlassen, oder vielleicht gar 
diese Verordnungen ihren Gemeinden geflissentlich zu verhehlen 
versuchen mochten, sind zur Verantwortung zu ziehen, und von den 
«rsteren der bestimmte Pö'nfall einzufordern, die letzteren aber der 
Landesstelle anzuzeigen ' ) . 

4. I n den Or tscha f ten selbst ist zu unterscheiden, zwischen 
H a u p t » und großen S t ä d t e n , und den Land städten und 
D ö r f e r n . 

I n den ersten soll der Magistrat die l. f. Verordnungen an den 
öffentlichen Thoren (Valva«, vuKUea») an die Kirchthüren anschlagen 
lassen. 

I n den Lands täd ten sollen sie von Woche zu Woche, und 
zwar jedesmal am Sonntage nach dem nachmittägigen Gottesdienste 
in einer bestimmten Stunde auf dem RathKause in Gegenwart des 
Pfarrers und Bürgermeisters vom Stadt «Syndikus der versammel» 
ten Bürgerschaft kundgemacht werden. 

I n D ö r f e r , wo ein Pfarrer ist/ sott die Kundmachung in 
Gegenwart desselben in der Gemeindestube, dort aber, wo keiner 
ist, vom Schulmeister oder Ortsrichter, mit Zuziehung einiger Ge» 
schworne« geschehen., wobei nach Thunlichkeit allezeit ein Geistlicher 

'von der Pfarre, zu welcher diese Dörfer gehören, erscheinen soll, 
welches ganz füglich wird geschehen können, so oft der Pfarrer oder 
ihre Hülfspriester an Sonn» und Feiertagen zur Abhaltung einer 
christlichen Lehre, in die eingepfarrten Dörfer gehen. Auf gleiche 
Weise ist diese Verkündigung auch in allen Gemeinden der Haupt» 
und andern größeren Städten vorzunehmen, welche nicht unter dem 
Stadtmagistrate, sondern unter besondern Richtern oder Vorgesetzten 
stehen. 
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Nach vollzogener Kundmachung sind die Verordnungen auch in 
den Landstädten und Dörfern an die Kirchenthiiren anzuschlagen. Auch 
wüd bei wichtigen Patenten und Circularien ausdrücklich befohlen, 
dieselben jährlich zum wenigsten einmal bei bestimmten ähnlichen An» 
lassen den versammelten Gemeinden vorzulesen, und deren Inhalt zu 
erklären, wie dieß zum Beispiele mit Hofkanzleidecret vom 26. August 
1834, Hofz. 2761, Regierungsdecret vom 26. August 1834. Regie« 
nmgsz. 48,698, rücksichcllch der Bestimmungen über die Aufnahme der 
Veränderungen im Besitze und in den Gegenständen der Besteuerung 
im allgemeinen Kataster geschehen ist. 

So wie die bischöflichen O r d i n a r i a t e angewiesen sind, 
die ihnen von den Länderstellen zugesendeten landesfürstlichen Vererb-
nungen der untergeordneten Curatgeistlichkeit ohne Verzug bekannt 
i« machen, so sollen sie auch ihrerseits dieselben verhalten, den hier 
vorgeschriebenen Verkündigungen beizuwohnen und das Volk zur je
desmaligen Erscheinung bei denselben von Zeit zu Zeit zu ermahnen; 
die Krosämter sollen aber die ordentliche Versendung der londesfürstl 
lichen Verordnungen an die Magistrate und übrigen Gemeinde°V«l> 
steher und die Wachsamkeit über die genaue Vollziehung dieser Vor« 
schrift sich zu ihrer vorzüglichen Pflicht machen »), und beiAmtstagen, 
wo die Nichter zusammenkommen, nachfragen, ob die Verordnungen 
wirklich publicirt sind 9 . 

-) G- von Zeiller's Commentor über da« allgem. bürgert. Gesetzbuch l . 
Band. Einleitung §. 2, V. 34 bis «7. 

») Allerhöchste Entschließung vom 7. November 1827, Iustizbecret vom 16. 
November 182? an sammtliche AppeUations-Gcrichte, Hofkanzleidecret vom 
2. December 1827, Hof». 30,235, Regierungszahl 72.216. 

' ) Iustizhofbecret vom 17. Juni 182S, an sammtliche Appellarionsgcrich«. 
^) Hoftammerdeiret vom 26. Februar 1823, Hofz. 5665. Reggsz. 11,012. 
«) Hoflanzleidecret vom 23. April 1807 und vom 30. Sept. 180?, welche« 

erster«« erläutert, an sammtliche Länderstellen mit Ausnahme von Trieft, 
l) Hoftonzleibecret vom 13. Jänner 1833. Hofz, <06t, Reggsz. 8732 
e) Hoflanzleidecret vom 9. August 1834, Hofz. 33.829. Neggsz. 45.444. 
»>) Hofkanzleidecret vom 23. April 1807, an sammtliche Länderstellen mit 

Ausnahm« von Tliest. , „ „ » 
') Hofkanzleidecret vom LI. September 1823, Hofz, 29,458, und 9. August 

1831. Hofzahl 16,875; und 20. Juli 1832. Hofz. l5.885, Reggsz. 43943, 
^) Hofkammerdecret vom 17. Juli 1827, Hofz 29.462, Reggsz, " .«» l , 
'1 Hofkanzleidecret vom 4. September 1821, Hofz. 25538, Reggsz, 42,406. 
" ) Amtsunterricht über die Manipulation der Kreisämter von 178?, Re° 

gierungszahl 3611, F. 34. 
"1 Ebendaselbst, 
°) Ebendaselbst §. 85. 
>°) Nach den Gesetzen sind die Gemeinden schuldig, die Patente, Ei«u«men 

und Verordnungen auszutragen, die Kreisämter beförderten dagegen ihre V? 
peditionen durch Kreisdragoner (jetzt Kreisboten), zufällige Gelegenhel« 
t«n und vermittelst der Post an die Dominien und Parteien. Diese unsi
chere «ft sehr verzögerte Zustellungsart gab im Jahre 1799 die Veranlas, 
sung, in den Kreisen ordentliche «oten-Ein the i lungen einzusüh« 
«n, welches unter Vermittlung der Kreisa'mter durch freiwillige« Elnver, 
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nehmen der Dominien geschah, wornach Obrigkeiten und Gemeinden nach 
dem Verhältnisse des ihnen dadurch zugehenden Vorteiles, auch die Ko
sten, welche die Aufstellung dieser eigens besoldeten Boten erfordern, frei
willig zusammentragen, so daß im Falle eines etwa hierüber entstehenden 
Streites die Kreisämter nur die Stelle eines Vermittlers einzunehmen hätten. 

«,) Amtsunterricht über die Manipulation der Kreisämter von 1787, Re» 
gierungszahl 3611, g. 86. 

r) Kreisamtö-Instruction vom 21. Jänner 1733, F. 11. 
,) Hofverordnung vom 11. October 1791. 
») Hofverordnung vom 17. Mai 1782. 

4. 

A n f a n g der W i r ksamke i t der Gesehe. 

Die W i r k s a m k e i t eines Gesetzes und die daraus entsprm« 
genden rechtlichen Folgen nehmen gleich nach d e r K u n d m a » 
chung ihren Anfang; es wäre denn, daß in dem kundgemachten 
Gesetze selbst der Zeitpunkt seiner Wirksamkeit weiter hinaus be
stimmt würde. 

Es heißt daher in den meisten Gesetzen, daß die publicirte 
Anordnung von n u n an , d. h. von dem Tage der Kundmachung 
zu gelten habe, nach dem allgemein anerkannten Grundsätze, daß, 
sobald ein Gesetz, eine Anordnung, eine Vorladung gehörig kund 
gemacht worden »st, seine Wirksamkeit, seine rechtlichen Folgen ein» 
treten, zumal es im Allgemeinen auch bedenklich wäre, die Wirkung 
der (allgemeinen oder besonderen) Gesehe erst binnen einem be« 
stimmten Zeitraum, z. B . eines Monates vom Tage der Kundma
chung den Anfang nehmen zu lassen, weil diese Bürger hierdurch 
Zeit gewännen, die Absicht des Gesetzgebers zu vereiteln. 

Wenn keine solche Gefahr obwaltet, wenn eine Vorschrift nur 
erst nach einem gewissen Zeiträume zur Kenntniß derer, welche da
durch verbunden werden sollen, ihres entfernten Aufenthaltes we« 
gen, gelangen kann, oder wenn die Befolgung gewisse Voranstal« 
ten von Seite der öffentlichen Verwaltung oder der Privaten vor» 
aussetzt, so verlangt es die Gerechtigkeit oder die Billigkeit, daß 
der Zeitpunkt der Wirksamkeit weiter hinaus geseht w«rde. 

5. 

Umfang des Gesetzes. 
Gesetze verbinden alle Staatsbürger der Länder, für welche 

sie kundgemacht worden sind. 
Daß das Königreich Ungarn, die damit verbundenen übrigen 

Länder, so' wie das Großfürstenthum Siebenbürgen und die Mili» 
tärgrenz« von der übrigen Legislation der österreichischen Monarchie 
ausgeschieden sind, liegt in der Verschiedenheit ihrer Verfassungen 
von jenen der übrigen Theile der österreichischen Monarchie. 

Die Gesetzgebung der letzteren erstreckt sich in ihrer größten 
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Auödehnung a u f a l l e Lander , welche der k. t. v e r e i n t e n 
H o f k a n z l e i u n t e r g e o r d n e t s i n d , und für welche das allge-
meine bürgerliche Gesetzbuch Gesetzeskraft hat ° ) . Einen kleineren 
Umfang ihrer Wirksamkeit bilden die Länder und Gebiete der 
österreichischen Monarchie, welche zum deu/schen B u n d e gehö-
ren »>). Auf «inen noch engeren Bezirk beschränkt sich ferner die 
politische Legislation für die a l t - c o n s c r i b i r t e n Länder °) , 
auf eine P r o v i n z oder gar nur auf gewisse B e z i r k e , wie z. 
B. die das Gemeindewesen betreffenden Gesetze und Verordnungen. 

^ I n jedem Patente werden daher die Länder und Bezirke aus« 
dmcklich namhaft gemacht, auf welche sich das Gesetz zu erstrecken 
har, oder auch welche von dem Gesetze ausgenommen sind, und sind 
in dem Patente keme Landestheile angedeutet, oder keine auögenom-
men, so gilt dasselbe f ü r a l le L a n d e s t h e i l e , welche der l . 
k- ve re in ten H o f k a n z l e i u n t e r g e o r d n e t s ind . 

Gesetze und Verordnungen, welche in oben erwähnter g röß te r 
A u s d e h n u n g kundgemacht wurden, sind z .B. das allgemeine bür« 
gerliche Gesetzbuch, das Auswanderungspatent vom 24. März 4832, 
das Privilegien-Patent vom 31 . März 1832, das allgemeine Straf ' 
gesetzbuch vom Jahre 18U3, das Strafgesetz über Gelällsübertretun» 
gen, so wie die Zoll- und Staatsmonopolsordnung vom Jahre 1835 
u-s. w.; Gesetz« und Verordnungen, welche nur die zum deut
schen B u n d e gehör igen Länder betreffen, sind z. V . das Frei« 
zugigkeits-Patent vom 2. März 1820 in Folge der darin kund ge» 
machten deutschen Bundesbeschlüsse. Die a l t - conscr i r> i r ten Pro« 
v inzen allein treffen ferner die ausdrücklich nur für dieselben erlas
senen Conscriptions. undRelrutirungsgesetze; dagegen sind die Gesetz« 
und Verordnungen > welche die bäuerlichen und gutsherrlichen Ver
hältnisse betreffen, die meisten Gewerbs-und Polizei-Gesetze, die I u 
denverfassung, das Gemeindewesen, das Armenwesen, dieVersorgungS» 
Anstalten u. s. w, höchst p r o v i n z i e l l ; daher auch die in einer Pro. 
vmz abgelegten politischen Prüfungen nur zur politischen Geschäfts-
l"lung dieser Provinz befähigen «), daher auch die Candidaten zu 
«lscaladjunctenstellen, wenn sie nach der in einer Provinz bestandenen 
H " u p t p r ü f u n g sich auch für eine andere Provinz befähigen wollen, 
s'ch für letztere N e b e n p r ü f u n g e n unterziehen müssen, die sich je-
doch nur auf da« E igen thüml i che in der Verfassung oder den Vor« 
schrlften derselben zu beschränken haben «). 

*) Hierher gehören nebst den «sterr. deutschen, b. h. dem deutschen Bund« 
«inverleibten Staaten (s. Nt. K), auch das Königreich Galizien und L«< 
d«m«li«n, das lomoarbisch-venetianische Königreich und das Königreich 
«»lmatien. Dies sind auch die Lände«, in denen da« a. b. G. Rechtskraft 
bat, Nach der tzofkriegirä'thlichen Circularverordnung vom 17. Iuni l 8 t l , 
6. Wie, ist zwar da« a. b. V. auch für den gesammten Militärkörper mit 
Einschluß der Warasdiner, slavonischen, banatischen und siebenl>ürai> 
Wen Grenzen vom 1. Jänner t8l2 an verbindlich. Von der dsterr. poliw 
ichen Verwaltung wird ab« auf dies« Länder dennoch kein Einfiußgenommen, 
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da die Verfassung dieser Länder, gleich dem unter eigenen Hofstellen 
stehenden Ungarn und Siebenburgen, von den übrigen Provinzen der österr. 
Monarchie ganz verschieden ist, und die oberste Leitung dem r- k. Hos» 
kriegZlllthe zustehet. 

<z) Hierher gehören auf der Grundlage der Nundesacte vom 8. Juni 1815, 
Artikel V l , laut des Hoftanzleidecretes vom 13. September 1819 und 
des Patentes vom 2. März 4820 das Erzherzogtum Oesterreich (ob und 
unt er der Gnns), das Herzogthum Steiermark, das Herzogthum Kärnthen, 
das Herzogthum Krain, das österreichische Fu'aul oder der Görzer Kreis, 
(Vörz, Gradiska, Tolmein, Flitsch und Aquileja) das Gebiet der Stadt 
Trieft, die gefürstete Grafschaft Tirol mit den Gebieten von Trient und 
Vrixen, dann Gorarlberg, mit Ausschluß von Wailer; das Herzogthum 
Salzburg, das Honigreich Böhmen, das Martgrafthum Mähren und der 
österreichische Antheil an dem Herzogthume Schlesien mit Inbegriff der 
bohmisch'schlesischen Herzogthümer Auschwitz und Zaior. 

,) Hierher gehören die »a d angeführten Länder, mit Ausnahme von Ti
rol und Vorarlberg und der Stadt Trieft, welche gleich dem lombarbisch« 
venetianischen Königreiche und Dalmatien in dem Sinne des Conscrlp» 
tionspatentcs von 180^ zu den unconscribirten Ländern gehören. 

«) Hofkanzleidccret vom 12. August 1825, Hfz. 24,0W; Regierungsverord» 
nung vom 30. August 1823, Rggsz. ^3,536. 

l) Hoftammerbecret vom, 13. Juni 1828, Hfz. 23,340, Regierungsclrcu« 
lar vom 10. Juli 1328, RggSz. 36,435. 

6. 
Gesetze haben keine rückwirkende K r a f t . 

Gesetze wirken nicht zurück; sie haben daher auf vorhergegan
gene Handlungen und auf vorher erwordene Rechte keinen Einfluß. 

So verordnet z. B . das Hofdecret vom 17. Oktober 1785 
ausdrücklich, daß die darin angeordnete Aufhebung des grundherrllchen 
und bürgerlichen Aofahrtsgeldes, sich mcht auf jenen Fall erstrecken könne, 
wo das Recht der Erhebung und Abziehung des Vermögens schon 
vor dem mit 1 . Mai 1785 m Wirksamkeit getretenen Freizügig/ 
teitsparente vom 14. März 1785 bestanden hat; so befiehlt in den 
neuesten Zeiten die nur Reglerungsclrcular vom 13. März 1835 
kundgemachte a. h. Entschließung vom 10. Februar. 1835, daß die 
Wirksamkeit der a. h. Bestimmung lücksichtlich der zeitlichen Befreiung 
neuer Bauten von der Gebäudesteuer nu r f ü r dl« Z u k u n f t ein-
z u t r e t e n habe; das Privilegien»Patent vom 31 . März 1832, §. 
30, setzt ferner das frühere Patent vom 8. December 1820 nur un« 
beschadet der aus jenen Gesehen bereits erworbenen/ gehörig zu schü
tzenden Rechte außer Wirksamkeit; die mit RegierungScircular vom 
26. Ma i 1835 bekannt gemachte a. h. Entschließung vom 29. April 
1835 verordnet, daß nur f ü r die Z u k u n f t die bei neu eintretenden 
Gewerbs-Inhabern zugestandenen Befreiungen von der activen Mi l i 
tär-Verpflichtung ganz aufzuhören haben, und das in Folg« a. h. Ent
schließung vom 23. Juni 1835 erlassene RegierungScircular« vom 17. 
Ju l i 1835, welches die in dem l . und I I . Theile des T t . G. vorkom
menden Geldbeträge auch für die Provinzen, in welchen Papiergeld" 
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in Umlauf ist, auf den vollen im Gesetze ausgedrückten Betrag in Conv. 
Münze festgesetzt, fügte die Bestimmung bei, daß dies« Vorschrift, in» 
sofern« sie d»e Strafen erhöhet, nur für die nach der Kundma» 
chung derselben unternommenen strafbaren Handlungen zu gelten habe. 

Doch soll si« auch für vergangene, noch nicht rechtskräftig ent> 
schieden« Fälle gelien, wenn si'« dem Beschuldigten günstiger ist. Aehn» 
liche Bestimmungen enthält das Strafgesetz über Gefälls'Uebertrelun« 
g«n vom Jahre 1835. .^ , 

Indessen beschränkt dieß die Macht des Beherrschers «cht, »n 
älter» Instituten, woraus Jemand e in Recht oder «lne An« 
war tschaf t ableitet, wie z .B . in Fideikommißen, Lehen, Bannrech« 
« » und dgl. nach dem Bedürfnisse des Staates Abänderungen zu 
treffen b). ' . <«. 

I n Folge dieses Rechtes wurde z. » . auf a. h. Befehl m Nie-
der'osterreich das alte unter weiland Ihrer Majestät der-Kaiserin Ma» 
ri» Theresia 1750 bis 1756 eingeführte Orundsteuer-Rectisicatoriun, 
aufgehoben, im Jahre 1820 statt dessen em Provisorium, im M i l i -
tärjahre 1835 aber das neue allgemeine Grundsteuer^Kataster eingeführt. 

«) S. von Huttner Ueber die rückwirkende Kraft der Gesetze zur Erläu
terung des g. 5 des allg. b. Gesetzbuches. Wien,1817. 

>>) G. vonseillnel'« Comment« über das allg. b. Gesetzbuch. Einleitung «. °. 

7. 
A u s l e g u n g der Gesetze. 

Hier gelten nach den § § . 6 , 7 und 8 deS allg. b. G . folgende 
allgemein« Rechtssätze: 

1. Einem Gesetz« darf in der Anwendung kein anderer Ver» 
stand beigelegt werden, als welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung 
der Worte in ihrem Zusammenhange-und aus der klaren Absicht de« 
Gesetzgebers hervorleuchtet. Es befahlen daher auch Se. Ma,estat 
laut Hoftanzleidecretes vom 2. August 1821, Hofz. 21,741, RggSz. 
38,312, sännmlichen Behörden und Beamten, in allen ihren Cntsche». 
düngen die bestehenden Anordnungen und Vorschriften genau zu b«. 
folgen und sich nicht zu erlauben, ihren eigenen Ideen oder Begriffen 
nachzugehen. 

. 2. Läßt sich «in Fall weder aus den Worten noch aus dem na» 
turlichen Sinne «in«s Gesetzes entscheiden, so muß auf ähnlich« Fäll« 
und auf die Gründe anderer damit verwandten Gesetze Rücksicht ge« 
nommen werden. 

Bleibt der Fall noch zweifelhaft, so muß solcher, mit Hinsicht 
auf die sorgfältig gesammelten und reiflich erwogenen Umstände, nach! 
den natürlichen Rechtsgrunbsätzen entschieden werden. . 

3. N u r dem Gesetzgeber steht d i e M a c h t z u , e l n G e , 
l^tz a u f «ine a l l g e m e i n e verb ind l i che A r t zu e r k l a r e n . 
Ein« solch« Erklärung muß auf alle noch zu entscheidend« Fälle ange» 
wendet werden, dafern der Gefetzgeber nicht hinzufügt, daß se»»« « " 

l 2 
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tlclrung bei Entscheidung solcher Fälle, welche.die vor der Erklärung 
unternommenen Handlungen und angesprochenen Rechte zum Gegen» 
stände haben, nicht bezogen werden soll »). Alle Verordnungen, Be« 
fehle und Gesetze, welche den Kreisämtern zur Kundmachung zugefer-
tiget werden, sollen daher immer nach ihrem wahren Sinne, ohn« 
willkürliche Auslegung oder Abkürzung, kund gemacht werden »>). Auch 
wurde mit a. h. Entschließung vom 25. Jänner 1835 bei strengster 
Verantwortung untersagt, den höheren Orts ertheilten Anordnungen 
widersprechende oder sie schwächende Weisungen an die untergeordnet 
ten Behörden zu ertheilen, noch weniger, den bestehenden Gesetzen 
und Anordnungen entgegengesetzte, oder eine willkürliche Auslegung, 
derselben enthaltende Verordnungen zu erlassen °) . 

»> Siehe die Abhandlungen von der Auslegung und Anwendung der Gesetze, ober 
Versuch eines Eommentars über die §F. 6 und 7 des allg. b G. von Franz 
Xav. Hippel, Linz 1832; und praktische Regeln zur Auslegung und An-
Wendung der Cioil», Criminal« und politischen Gesetze, größtentheils aus 
den Eommentarien über die österreichischen Gesetze selbst zusammengestellt 
und erläutert von Dominik Kostetzly, Magistratsrath. Wien, bei Mösle 182s. 

l») Kreisamts-Inftruction vom 12. Jänner 1783, §.10, und Hofbecret von» 
30. September 1807. 

°) Hoflanzleidecret vom 28. Iäyner 1883, Hofz. 181/?., Rggsz. 6243. 

8. 

D a u e r des Gesetzes. 

Gesetze behalten so lange ihre Kraft, bis sie von dem Gesetzge« 
ber abgeändert, oder ausdrücklich aufgehoben werden »). 

Ein Gesetz wird aufgehoben, wenn es Kraft des erklärten Wi l 
lens des Gesetzgebers in seinem ganzen Umfange und in Rücksicht al< 
ler bisher dadurch verpflichteten Personen aufHort, verbindlich zu seyn, 
wie dieß z. B . bei dem am s. September 1803 publicirten Strafge-
setzbuche der Fall war,-indem es gleich anfangs des Kundmachungs-
patentes heißt, daßdieUeberzeugung, daß die Gesetze überhaupt, haupt
sächlich aber die Strafgesetzgebung nach den über die bestehenden Gesetze 
eingehollen Erfahrungen, nach den Fortschritten der Kenntnisse und 
Cultur und nach veränderten Umständen zu vervollkommnen ist, Se.' 
k. k. Majestät, wie mehrere Allerhöchstseiner Vorfahren in der Re
gierung, bewogen habe, ein ne.ues Strafgesetz über die Verbreche« 
und schweren Polizeiübertretungen bekannt zu machen; so wie auch 
im Conterte dieser Kundmachung zugleich verordnet wurde, daß dieses 
Gesetz vom 1. Jänner 1804 in gesammten deutsch-österreichischen Staa
ten in Ausübung gebracht und von allen Behörden, welchen die Ge
richtsbarkeit über Verbrechen und schwere Poli<ei.-Uebertretungen zu* 
gemiesen ist, in dem Verfahren und der Bestrafung zur a l l e i n i gen 
Vo rsch r i f t genommen werden soll. 

Ein weiteres Beispiel ist daS ältere Auswanderungsgesetz von 
1764, welches laut §. 42 des neuen Auswanderungspaientes vom 2 ^ 
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M l i l j 1832 nebst allen frühe«« Gesetzen und Verfügungen, die in 
V«zug ,uf Ausgewanderte und Abwesende erlassen worden sind, auf
gehoben worden ist. Wenn aber das Gesetz nur in Rücksicht einer oder 
einiger Bestimmungen seine Kraft verliert, ober wen» eine oder einig« 
neue Bestimmungen an die Stelle der vorigen gesetzt werden, so wird es 
nur abgeänder t . S o wurde das ältere Wuchergefetz vom Jahre 1751 
durch das Patent vom Jahre 1787 und dieses wieder durch das neue 
im Jahre 1803 kundgemachte aufgehoben. Letzteres aber erlitt durch 
das Circular vom Jahre 1808 n u r « ine A b ä n d e r u n g . 

Eben so erlitt da« Patent vom 8.Dec«mber 1820 über die Ver-
leihung ausschließender Privilegien mit Patent vom 3 1 . März-1832 
wesentliche Veränderungen. Uebrigens unterliegen die politischen Ge-
sehe weit mehr Veränderungen, alS die bürgerlichen Gesetze, weil sie 
sich nach den veränderlichen Verhältnissen des Staates nach dem Zeit« 
«eiste, dm Fortschritten der Cultur, den Bedürfnissen der Zeit u.s. w. 
richten müssen. 

Das Urtheil, ob und inwiefern ein vom Gesetzgeber selbst erlassenes 
Gefetz noch ferner bestehen soll, kann aber weder den Behörden, noch 
minder aber dem Willen deS Volkes, ob es dasselbe noch ferner beob
achten, ober aus,er Uebung fetzen wolle, preisgegeben werden. 

Solch« Gesetz« behalten also so lange ihre Kraft, bis sie von dem 
Gesetzgeber abgeändert oder ausdrücklich aufgehoben sind. 

Anders verhält es sich dagegen bei bloß von den administrati» 
ven Behörden, vermög der ihnen anvertrauten Activität ausgegange
nen politischen Verordnungen und Verfügungen, deren Modificirung 
den administrativen Behörden nach ihrem Wirkungskreise eben so zu» 
kommt, wie deren Erlassung selbst, da sie in dieser Beziehung im Na
men des Gesetzgebers handeln, welcher ihnen diese Macht ausdrücklich 
und inner bestimmten Grenzen eingeräumt hat. 

' ) Mg . b. G. §. 9. 

9. 

Ande re A r t e n von V o r s c h r i f t e n , a l s : 

») Gewohnheiten. 
. Auf G e w o h n h e i t e n kann nur in den Fällen, in welchen sich 

«N Gefetz darauf b e r u f t , Rücksicht genommen werden »). 
I n den meisten Zweigen der politischen Verwaltung kommen solche 

B e r u f u n g e n auf alte Gewohnheiten vor, wornach sich daher die 
entscheidenden administrativen Behörden <n Ermanglung bestimmter 
Gesetz« zu benehmen und zu erkennen haben. 

So z. B . beruft sich der von Kaiser Leopold I. unterm 13. März 
« 7 9 nach vorläufiger Vernehmung der ständischen Ausschüsse zur ge
nauen Richtschnur bekannt gemachte 'lräotatu« äe Furibug lncur-
eoralldu» auf Gewohnheiten und altes Herkommen, indem er, wie 
a«ch im Hostanzleidecrete vom 1 1 . Jänner 1803 bMerkt wi rd, den 
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Obrigkeiten keine neuen Rechte gab, sondern nur ihre vorigen Rechte 
und Bezüge bestätigte, was hier und da^uri8 ineerti war, berichtigte, 
an mehreren Orten aber ausdrücklich erklärt?, daß, da wo die Obrig» 
teilen diese Gebühren und d. g. vorhin gar Nicht oder in einem gerin» 
gern Betrage bezogen haben, sie selbe auch in Zukunft beziehen sollen. 

Solche Gewohnheiten und althergebrachtes Herkommen werden 
ferner den n. ö. Standen bei Gelegenheit der Erbhuldigung eines 
neuen Regenten mittelst einer eigenen Urkunde bestätigt; das nieder-
'österr. Lehenwesen beruft beinahe durchaus auf solches altes Herkom
men, und selbst daS allg. b. G. beruft sich ẑ  B. im §. 389 auf die 
i n jedem Or te gewöhnl iche A r t , gefundene Sachen bekannt 
zu machen, und im §. 501 auf den vermo'g po l i t i s che r Be 
stimm« n gen geordneten Wirthschaftsbetrieb, welcher in keinem 
Falle durch die Behutung verhindert oder erschwert werden darf. 

») Allg. b. G. F. ta. 

10. 

b) Prov inz ia l ,S ta tu ten . 

Da nach dem Kundmachungspatente zum allg. b.G. die über p o» 
l i tische Gegenstände kundgemachten Verordnungen in ihrer Kraft zu 
verbleiben haben, so sind auch die politischen Statuten, welche die ganze 
Provinz Niederösterreich oder einzelne Communitäten derselben betreffen, 
durch den §. 11 des allg. b. G., wornach nur jene Statuten einzelner 
Provinzen und Länder-Bezirke Gesetzeskraft haben, welche nach der 
Kundmachung dieses Gesetzes von dem Landesfürsten ausdrücklich be« 
stätioet werden, nicht aufgehoben. Denn indem erwähnten §. ist 
nur von Statuten, welche in demselben abgehandelte Rechtsge« 
genstände und nicht von solchen, welche pol i t ische Gegen« 
stände betreffen, die Rede; indem noch immer auf diejenigen Sta» 
tuten, welche in diesem Gesetzbuche §§. 1142 und 1146 selbst unter 
dem? isdrucke des Landesgebrauches oder der LandeSverfas« 
su n g anerkannt sind, Bedacht genommen wird. 

11. 

v) Aussprüche der Nehörben. 

Die in einzelnen Fällen ergangenen Verfügungen und die von 
den Behörden in besonderen Fällen erlassenen Entscheidungen haben 
nie die Kraft eines Gesetzes. 

Denn die zu collegialischen Beratschlagungen versammelten un» 
teren und oberen Behörden sind eben so wenig als d« einzelnen Beam» 
ten berechtiget, Gesetze zu geben, sie sind nur, die zurBeurtheilung 
geeigneten Fälle, auf die vom Staatsoberhaupts gegebenen Gesetze 
anzuwenden und zu entscheiden bestellt. 
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Eine solche Entscheidung bezieht sich eigentlich nur auf den zur 
Kenntniß der Behörden gebrachten einzelnen Fal l , sie kann nicht a ls 
e i n Gesetz betrachtet werden. 

Wohl aber pflegen die politischen Behörden, Entscheidungen 
ihrer vorgesetzten Behörden auf analoge Falle anzuwenden, und sie 
dadurch zu Normalien zu erheben, was jedoch immerhin mit großer 
Vorsicht geschehen muß, da der Schein der AelMichkeit nicht selten 
trügt, daher die k. k. vereinte Hofkanzlei mit Bescheid vom 20. De« 
cember 1818, Hofz. 29,330, Rggsz. 51,230, zu erinnern befunden hat, 
daß vorausgegangene Erkenntnisse der höheren Behörde über einzelne 
Fälle, die untere Instanz nicht hindern solle, in wieder vorkommen
den gleichen Fällen, wenn sie durch neue Grund« und Erfahrungen 
auf andere Ansichten geführt wird, nach eigener Ueberzeugung selbst 
zu entscheiden. 

») Hierüber bemerkt die allgemeine Bibliothek für Staalslunft, I I . Heft, 
S. 14? ganz richtig. 

Da jeder Fall, so zu sagen seine eigene Physiognomie hat, lndeß das 
tobte und einsörmige Gesetz sich immer gleich bleibt, >st> sank fast telne 
Entscheidung ähnlicher Fälle den andern völlig gleich seyn. DqHer schein
bare Widersprüche der Praxis. Sie täuschen das Auge des minder 
Scharfsichtigen. Indem ihm die Verschiedenheit des Falles entgehet, ver-. 
mißt er Einheit in der Anwendung des Gesetzes. 

§. 12. 

6) P r i v i l e g i e n » ) . 

Die, emzelnenPersonen oder auch g a n z e n K ö r p e r n ver« 
liehenen Privilegien und Befreiungen, sind, nach § 13 des allg. b. G., 
i n s o f e r n h i e r ü b e r die po l i t i schen V e r o r d n u n g e n 
ke ine besonderen B e s t i m m u n g e n enthalten, gleich den 
übrigen Rechten zu beurtheilen. 

Privilegien (Befreiungen) werden-nicht aus Grundsätzen der Ge» 
rechtigkeit durch das bürgerliche Gesehbuch und mittelst der Gerichts« 
Höfe, sondern aus p o l i t i s c h e n oder B i l l i g k e i t s g r A n d en 
durch po l i t i sche V e r o r d n u n g e n und mittelst her p o l i t i 
schen B e h ö r d e n ertheilet. 

Den po l i t i schen Gesetzen kommt es also zu, zu bestimmen, 
au fwe lcheAr ten solche Begünstigungen e r h a l t < ü »Verden können, 
nach welchen R e g e l n sie a u s z u l e g e n sirtd, und wie sie 
erlöschen sollen. Sind sie aber nun einmal v e r l i e h e n , so sind 
sie als wah r e Rech te der privilegirten oder befreiten Personen 
anzusehen, somit auch, i nso fe rn« h i e r ü b e r n ichts Beson
deres bes t immt ist, gleich den übrigen Rechten nach den Ausle« 
gungsregeln und nach den nämlichen Rechtsgrundsatzen zu beur« 
theilen. 

S o gehören unter die Privilegien, die einzelnen Personen verlie
hen werden, nebst den Landes «Privilegien für industrielle Unterneh» 
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mungen, nach der neuesten Legislation auch die ausschließenden Pri» 
vilegien auf neue Entdeckungen, Erfindungen und Verbesserungen im 
gesammten Gebiete der Industrie nach Maßgabe des Patentes vom 
3 1 . März 1832. 

Diese ausschließenden Privilegien werden auf Einrathen der po
litischen Behörden von dem Monarchen selbst verliehen; sind sie aber 
verliehen, so entstehet daraus ein Gesetz, worüber zwar den po l i 
tischen Behörden die Beurtheilung, ob das ertheilte Privilegium 
aus öffentlichen Rücksichten oder wegen unterlassener Ausübung, oder 
wegen, von dem Privilegiumsbefitzer nicht erfüllten oder von ihm 
verletzten Bedingnissen der Erfüllung aufzuheben sei; das Erkenntniß 
über die Eristenz eines Eingriffes oder einer Verletzung über die An» 
Wendung der gesetzlichen Strafe, über den Ersatz des von der einen 
oder anderen Seite erwiesenen Schadens, so wie über einen Streit 
um das rechtmäßige Eigenthum aber, dem ordentlichen Richter zu
steht. Unter Privilegien, welche ganzen Körpern und Gesellschaften 
verliehen werden, gehören die Privilegien des Adels, der Stände, 
der Gemeinden, der Innungen und Gremien, der Versicherungs-, 
Handels«, Eisenbahnen- und Schifffahrts « Gesellschaften (Schiff« 
fahrts«Octrois) u. s. w., worüber in den einschlägigen Abhandln«» 
gen gehandelt wird. 

Bei Auslegung solcher Privilegien und Befreiungen können 
füglich die Bestimmungen des §. 27, I . Hauptstück des am 1. No» 
vember 178ü in Wirksamkeit getretenen Jos. b. G. B. beachtet wer» 
den, da sie a u f a l l g e m e i n e Rechtsgrundsätze gegrün« 
det s ind. Es heißt nämlich darin: 

Die von dem Landesfürsten ertheilten besonderen Begünst i« 
gungen seien nach buchstäblichem Inhalte zu nehmen, und wenn 
sich über den eigentlichen Sinn derselben erhebliche Anstände äußerten, 
sei der Fall dem Landesfürsten zur Entscheidung vorzulegen. Außer 
solchen erheblichen Anständen sei in Ansehen der Begünstigungen über« 
Haupt die Richtschnur: jede Befreiung sei auf das Genaueste auszm 
drücken, folglich im Zweifel eine zur Beschwerde eines andern geeig« 
nete Befreiung mehr für persönlich und zeitlich, als immerwährend 
zu achten. Und wo es auf eine Enthebung von den Gesetzen oder auf 
den Abbruch deS von einem Dritten bereits erworbenen Rechtes an
kommt, da soll darauf gesehen werden, daß von den Gesetzen so 
wenig, M es mit der Wirkung der Befreiung geschehen kann, abge
gangen und dem Dritten so wenig als möglich geschadet werde. 

Privilegien sollen zwar nach den bisherigen Gepflogenheiten, 
von jedem Souverän bei seinem Regierungs-Antritte, auf Ansuchen 
der privilegirten Person oder Corporation eigens bestätiget werden, 
um anders noch fernerhin Giltigkeit zu haben; allein über eine aus 
Anlaß des Absterbens weiland Sr . Majestät deS Kaisers Franz l . 
a. h. O. gestellte Anfrage, wie sich in Bezug auf diese bisher bei jeder 
Regierungs, Veränderung übliche Verhandlung wegen Bestätigung 
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der Privilegien und Concessionen zu benehmen sei, geruhten 
Se. Majestät der ,etzt reglerende Kaiser Ferdinand t. nm a. h. Ent» 
schliesiung vom 9. Jänner 1836, eröffnet MltHoftanzleld. vom 16. Jän
ner 1830, Hofz. 1254, RqgSz. 7363, ̂ u bestimmen, daß dermal keine 
neue Bestätlgung dieser Privilegien norhwendig set, und daß bis auf 
weitere Weisung alle zene Privilegien fortzudauern haben, welche von 
weiland Sr . Majestät Franz I. glorreichen Andenkens verliehen oder 
bestätiget worden sind, insofern sie nicht mit bestimmten Gesetzen und 
Einrichtungen lM Widerspruche stehen, mit dem weiteren Vorbehalte, 
daß, wenn gegen solche Privilegien in der Zeitfolge entweder von 
Privaten oder von Behörden Anstände erhoben werden, dieselben 
m jedem einzelnen Falle den höchsten Behörden zur Entscheidung 
vorzulegen seien, ob das Privilegium fortdauern könne oder nicht. 

«) Privilegien waren ursprünglich, wie die Etymologie (prima 1o,, lex 
zingulariz) zeigt, Gesetze, die zu einem besonderen Schutze gewisser Per« 
soncn gegeben wurden. Sie konnett insofern als ein (allgemein) verbind
liches Ausnahm««Gesetz angesehen werben, so daß Jedermann sie aner
kennen mußz daher auch das Patent vom l . November 1786, Hauptst. 
I. §. 15 über das Iosrphinische Gesetzbuch dießfalls sagte, daß den von 
dem Landesfürsten verliehenen besonderen Begünstigungen, Gnaden und 
Freiheiten von Niemand entgegen gehandelt, nach dem Begnadigten 
im Genuße der ihm verliehenen Freiheiten ein Hinderniß gelegt were 
den soll. 

Aus diesem Gesichtspunkte gehören sie daher auch in diese Einleitung. 

Quellen zur KenntniH der politischen Gesetze. 

§. 13. 

Als Quellen zur Kenntnis) der öfters, polit. Gesetze und Verord
nungen dienen rheils f ö rm l i che Gesetzbücher und ö f f e n t 
liche Gese tzsammlungen , theils die N o r m a l i e n b ü c h e r 
der Behörden. 

I. F ö r m l i c h e Gesetzbücher sind solche, welche einen gan» 
zen Zweig lxr Gesetzgebung umfassen, als ein geschlossenes Ganzes 
vom Gesetzgeber sanctionirt und Mit Patent zur allgemeinen Richt
schnur bekannt gemacht werden. 

Hierher gehört namentlich für Nieder-Oesterreich der l'raotatu« 
ilo Hnridu» lneorpor»!lbu8; denn die, diesem l'racwtns vorgesetzte 
Kundmachung weiland Kaisers Leopold I. vom 13. März 1679 ver» 
leihet demselben offenbar den Charakter eines Grundgesetzbuches " ) ; 
ferner muß auch das mit Patent von 1811 bekannt gemachte, allge
meine bürgerliche Gesetzbuch hierher gerechnet werden, da in demsel-
den, wie bereits bemerkt wurde, so viele Beziehungen auf politische, 
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Cameral- und dergleichen Gesetze und Verordnungen vorkommen, 
und selbst mancher Rechtssatz m Ermanglung politischer Gesetze zur 
Richtschnur für die politischen Behörden zu dtenen hat. So heißt es 
z . B . m der Hofkanzle».Entscheidung vom 2. April 1835, Hofzahl 
7514, Rggsz. 19,812, über emen LaudeMlalstre,t zwischen einer l^rund-
Herrschaft und ihren Grundholden, daß, da die p o l i t i s c h e n 
V e r o r d n u n g e n keine D e f i n i t i o n des B e g r i f f e s Zu» 
gehör e n t h a l t e n , und dieser B e g r i f f , so wie j e n e r 
der u n b e w e g l i c h e n oder beweg l ichen E i g e n s c h a f t 
e iner Sache led ig l i ch durch das a l l g e m e i n e bürger« 
liche Gesetzbuch bes t immt w i r d , derselbe a ls eine all« 
gemein g e l t e n d e B e s t i m m u n g , w»e be i a l l e n V e r -
h ä l t n l s s e n des bü rge r l i chen Lebens, so auch bei Laude-
nualstreitlgkeiten seine A n w e n d u n g finden müsse. 

E«n po l i t i scher Coder, »m Gegensatz des bürgerlichen Ge-
setzbuches, besteht aber nicht, und selbst die, zu dessen Redaction auf« 
gestellte Hof-Comnnssion wurde bald wieder aufgehoben ' ' ) . Indessen 
,st die k. k. allgemeine Hofkammer Mit der Redaction eines politischen 
Handels-Coder beschäftiget; so wie zwei besondere Hof-Ccmmlsslonen 
unter der Oberleitung des Plä'sidmms der k. t. Hof-Comm,sslon m 
Justiz-Gesetzsachen, die eine Mit der Redacnon eineS Handels-Ge-
setzbuches (»m lurldlschen Smne), und die andere Mit der Revision 
deS Mit Patent vom 30. September 1803 kundgemachten Strafge
setzbuches über Verbrechen und schwere Polizei-Uebeltretungen sich 
befassen, wovon der I I . The»l über schwere Pollze,-Übertretungen 
ganz, und so manche §§. des I. Theiles gesetzliche BestlMmun« 
gen enthalten, die zur Richtschnur für die politischen Behöiden 
Dienen. 

Auch gehören das mit allerhöchstem Patente vom 11. Ju l i 1835 
bekannt gemachte Strafgesetz über Gefälls-Übertretungen, so wie 
die, mit allerhöchstem Patente von demselben Datum publlc»rte neue 
Zoll« und Staats-Monopols-Ordnung in manchen Beziehungen 
hierher. 

I I . D i e u n t e r ö f f e n t l i c h e r A u t h o r i t ä t he raus 
kommenden po l i t i schen und J u s t i z « Gese tz -Samme 
l u n g e n . 

1 . Die p o l i t i s c h e n Gesehsammlungen kamen theils bloß 
A u s z u g s w e i s e , thellS in Extenso heraus. 

n) Auszüge begannen im Jahre 1637 nnter dem Titel: »Chro» 
nologlsche summculsche Ertracte der Generalien, Patente und Man
daten und liefen bis einschllesilg 1714. 

Nach einer Uniebrechung vom 26 Jahren, nämlich vom Jahre 
1740, erschienen diese chronologischen Ertracte wieder m halbjährigen 
Abtheilungen, und dauerten bis zum Jahre 1783, und mit Hofoer-
ordnung vom 11. Mälz 1784 wurde die Vo«legung derselben an die 
Hoftan^le, ,n vlcrtcllährigen Abteilungen anbefohlen. 



E i n l e i t u n g . 25 

Da jedoch dlese Auszüge mcht zur rechten Zeit an die HofsteNe 
gelangten, wurde Mit Hofkanzlel-Declet vom 6. Februar 1806, Hof» 
zahl 724, Rggsz. 4497, der n. ö. Landesstelle aufgetragen, sich dies
falls genau nach der Vorschrift vom 11. März 1784 zu benehmen, je> 
dem solchen chionologlschen Auszuqe, wie es m Gallzlen geschah, 
emen alphabetischen Inder anzuhängen, und die Velthellung und 
Einsendung bemeldete» Auszuge jedesmal unfehlbar 4 Wochen nach 
Verlauf des Quartales m Vollzug zu setzen. 

Von nun an wurde dle Herausgabe dieser Auszüge, und zwar 
Mit Aufnahme der se,t 1 . Jänner 1801 erschienenen Verordnungen 
bis Ende 1819 von emem, von dem Landes'PläsidlUM dazu bestimm
ten Reglerungs-Beamten ununtel brechen fortgesetzt. 

Vor der Drucklegung, deren Kosten von den betheilten Domi
nien ,m Wege der ReparMlon hereingebracht wurden, wulde das 
Manuscnpt jedesmal der k. k. politischen Hofstelle zur Genehmigung 
vorgelegt. 

Als endlich, wie unten voi kommt, m»t a. h. Entschließung vom 
17. Jul i 1818 die Einführung von Provmz,al-Gesetzsammlungen 
anbefohlen wurde, kam es im Jahre 1819 von jenen Auszü« 
gen ab. 

d) D,e i n Extenso publlclrten politischen Gefetzsammlungen 
zerfallen »n a l l g e m e i n e und P r o v i n z i a l . Gesetzsamm-
lungen. 

Die a l l g e m e i n e , d. h. für alle deutschen, böhmisch - gali-
zischen Plovmzen herausgegebene amtlich «politische Gesetzsammlung 
begann <m Zahle 1790, »ndem weiland Se. Majestät Kaiser Leopold 
I I . de»en Herausgabe unter der Leitung des Hofrathes von Sonnen-
fels genehmigten, und auch weiland Se. Majestät Kaiser Franzi, 
»m Iahle 1792 befahlen, dasi von dem Zettpuncte allerhöchst Sei
ner Regletung an, die Gesetzsammlung in pnlitlcl» auf die« 
selbe Art , wie es Mit jenem der Iudlclal« Gesetze geschieht, ver
anstaltet werbe, deien Druck von der k. k. StaatS-Dluckerel be? 
folgt w,ld. 

Diese unter dem Titel politische Gesehe und Verordnungen 
S r . Majestät für die österreichisch-böhmisch und gallzlschen Elblän» 
der auf a. h. Befehl und unter Aufsicht der höchsten Hofstelle heraus« 
gegebene Gesetzsammlung begann daher vom Jahre 1790, und zwar 
unter der Regle: ung Leopold des I I . bis letzten Februar 1792, und 
dann unter der Regierung Kaiser Franz I. vom 2. März 1792 bis 
zum Jahre 1818 emschließlg ,n der ursprunglichen Form. 

Vom Iahle 1819 an erhielt sie dagegen nachstehende geänderte 
Gestalt. 

Velmöqe a. h. Entschließung vom 17. Ju l i 1818 °) und weite 
»er a. h. Entschließung vom 2. Aplil 1821 «>) werden m diese Gesetz-
sammlung nur jene Gesetze und Anordnungen aufgenommen, welche 
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der Hostanzlei von Sr . Majestät- zukommen, ober von ihr selbst er
lassen werden. 

Diese officielle Gesetzsammlung reicht dermal bis zum Jahre 
1833; und der nun verstorbene k. k. Hof-Secrctär Johann von 
Hempel - Kürsinger verfaßte eine alphabetische chronologische Ueber» 
sicht jener Gesehe und Verordnungen vom Jahre 1740 bis zum 
Jahre 1821, und zwei Fortsetzungsbände über die Gesetze und Ver
ordnungen vom Jahre 1822 bis einschließig 1829. Wien, MöSle l825 
biS 1833 " ) . 

M i t dem Jahre 1819 begann nun aber auch mit dem ober-
wähnten Aufhören der gedruckten chronologischen Auszüge, in Ge-
mäßheit oberwähnter a. h. Entschließung vom 2. April 1821, die 
P r o v i n z i a l - G e s e t z s a m m l u n g , in welcher alle jene Verord« 
nungen ohne Ausnahme, welche die Länderstellen von der Hofstelle 
erhalten, gleich jenen, die sie aus eigener Macht erlassen, aufzuneh» 
men sind, damit dadurch eine genaue Ausscheidung der allgemeinen 
von den Provinzial-Gesetzen bewirkt werde; daher solche Anordnun« 
gen (sie mögen von der Hofkanzlei unmittelbar oder von der Landes» 
stelle ausgehen), welche für die den letzteren zugewiesenen einzelnen 
Provinzen verbindlich sind, vom Jahre 1819 an, einzig und allein 
diesen Provinzial - Gesetzsammlungen vorbehalten sind. 

Zur Bewirtung dieser Provinzial-Gesehsammlungen wurde mit 
Hofkanzlei «Decret vom 17. Jul i 1818 vorgezeichnet, daß jeder Re« 
ferent bei der Landesstelle, so oft der Fall einer zur Kundmachung ge-
eigneten Verordnung in seinem Departement sich ergibt, auf dem 
Actenstücke gleich die Bemerkung beifüge, daß diese Verordnung der 
Provinzial-Gesetzsammlung einzuverleiben sei. 

Der ErveditS- oder Registraturs-Direktor hat sodann eine 
Abschrift davon zu nehmen, diese Abschrift monatlich oder quartal
weise zu sammeln, und solche in diesen Terminen demjenigen 
Individuum zu übergeben, welches mit Zusammenstellung und 
Revision der Provinzial - Gesetzsammlungen' beauftragt werden 
wil l . 

Diese gesetzlichen Anordnungen sind hiernach nach ihrer Zeitfolge 
jahrweise zu reihen, anfangs mit einer chronologischen, zu Ende mit 
einem alphabetischen Sachenregister zu versehen, und nach Verlauf 
jeden Jahres unter der Leitung der Landesstelle in Druck zu geben. 

I n Niederösterreich erscheint diese Provinzial-Gesetzsammlung 
unter dem Ti te l : Sammlung der Gesetze für das Erzherzogthum 
Oesterreich unter der Enns, und reicht gegenwärtig bis 1830. 

2. Auch die o f f i c i e l l e Jus t i z -Gese t zsammlung muß 
als eine Quelle zur Kenntniß der politischen Gesetze angesehen wer« 
den, da so manches darin aufgenommene Iustizgesetz auch Administra-
tions-Geschäfte berührt. 

Die'.e Iustizgesehsammlung wurde bereits von weiland S r . 
Majestät Kaiser Joseph l l . angeordnet, erscheint seit d,em Jahre 
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1780 m Fol»o unter dem Titel : Gesetze und Verfügungen »m Justiz« 
fache für die deutschen Staaten der österreichischen Monarch«, und 
erstreckt sich bls zum Jahre 1332 nebst den nöthrgen Repertonen. 

I I I . N o l m a l l e n b ü c h e r sind endlich solche amtliche Samm
lungen von Gesetzen, Verordnungen, welche m den Registraturen 
der Behörden gefuhrt werden, jedoch nur zum Geblauche der Behör» 
den und Beamten dienen, ohne daß sie durch den Druck öffentlich be» 
kannt gemacht werden. 

I n diese Normalienbücher werden auch solche Entscheidungen 
eingeschaltet, welche nach den ihnen zum Grunde liegenden Motiven 
zur Richtschnur für künftige ähnliche Fälle geeignet «scheinen, und 
daher von den betreffenden Referenten als Normale bezeichnet und 
sodann »n das Nolmallenbuch eingetragen werden. 

M i t welcher Vorsicht solche Entscheidungen auf andere Fälle 
anzuwenden sind, kommt §. 11 vor. Auch zu Folge alle, höchster Entschlie
ßung vom 4. August 1818 müssen de» den l. f. Behörden V e r m e i d 
buch er geführt werden, wonn eigentlich alle jene Vorschriften über 
M a N l p u l a t l o n s - o d e r D l s c l p l l n a r - O e g e n s t ä n d e , welche 
für untergeordnete Organe oder Beamten u. s. w. bestimmt sind, ein
zuschalten sind. 

Schließlich verdienen hier noch folgende Normallenbücher emer 
Erwähnung: 

1. Das im Jahre 1550 erschienene O o n s u o t u ä i n a r l u m 
o d e r M o t l v e n b u c h , das thetts von den Landständen gefällte und 
nach der Gewohnheit gerichtete Aussprüche, thellS l. f. Verordnungen, 
emige wörtlich, andere auszugsweise, alle jedoch nach chronologischer 
Ordnung, endlich verschiedene Privilegien enthält. Es wurde Motiven» 
buch genannt, well die österreichischen Landstände d,e Beweggründe 
ihrer Aussprüche dann eingetragen haben. 

2- Die ,m Jahre 1573 e»r»chtete un terennslsch e Land«l 
t a f e l , m welcher d»e Verfassung deS Landes, d,e Gerichtsordnung! 
und die vorzüglichsten und meisten Handlungen nach den österr. Rech«) 
cen und Gewohnheiten ordentlich zusammengefaßt wurden; endlich 

3. das dermal bei den n. ö. Ständen geführte sogenannte 
R e p e r t o r l u m (Gedenkbuch) der n. ö. Landes.Verfassunq, worm 
alle ständischen Angelegenheiten, so wie sie aUmällg verhandelt wer« 
den, eingetragen sind, und das somit em Bild des ständischen Wirkens 
darstellt. 

«) Diese Kundmachunq lautet folgendermaßen: 
Sntbiethen allen und ieden Unfern nachgesezten Obn'qkelter., Geist« 

und Weltlichen und andern Unfern treuqehorsamsten Standen und Unter-
thanen rn Unserm srzherzogthumb Oeslerrerch unter der Enns, auch son« 
sten münniglichen, was Standes und Wurden die seyn, Unsere Gnad und 
alles Gutes; und fugen euch hiennt qnablgst zu vernehmen Was maßen 
«irr Zert Unserer landesfurstlichen Reqierunq wahrqenommcn, daß zwischen 
denen Partheycn in M2t«ri» 3ui>ium ineol-poralnln,, die oftern St r l l t 
und Irrungen guten Tberls darumben entstanden, weilen »n diesem Land 
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hlerlnfalls noch keine landesfurstliche Satzungen publleirt worden. Damit 
aber zuförderst Wir sechsten. als auch Unsere nachgesezte Gerichtöstellen. 
mit unnothwendigen Rechtsfllhrungcn umb so vil weniger behelliget wer« 
den mochten; als haben Wir die gnädigste Verordnung gethan, daß durch 
unsere Räth, mit Zuziehung der, von Unfern treugehorsambsten N. Oe. 
Lllnd'Standen erkiesten Ausschüssen, dicieniqen j^?a incyrpor-»!,», bar» 
aus die mehriste Streitigkeiten bisher erwachsen, vornehmlich zu derjenigen, 
welche nicht studieret, verläßlichen Nachricht, auff unsere deutsche Sprach 
und eine solche Weiß, wie sichs in diesem Land am fuglichsten practi'ziren 
laßt, in einem absonderlichen Tractat verfaßt und solcher Uns, durch Un
sere Oesterreichische geheime Hofranzlcy, zu Unserer schöpfenden gnädigsten 
Resolution in Unterlha'nigkeit vorgetragen, derselbe auch ferners gnädigst 
resoluirter Maßen, wie hernach folgt, in Druck gebracht worden. 

Am Ende des Tractates sicher aber Beschluß 
Und wie Wir nun euch Eingangs ermeldten Unsern nachgcsezttn 

Obrigkeiten, Geist- und Weltlichen hiermit gemessen und ernstlich anbefeh
len, daß ihr über diese unsere Landebfurstliche Satzung von dem Tage der 
Publikation an, festiglich haltet und dawider zu thun Niemand gestaltet, 
sondern die Uebertreter der Gebuhr nach abgestraft; also behalten Wir Uns, 
dieselbe ins künftig zu mindern, zu mehren, oder gar aufzuheben bevor. 
Und dieses ist unser gnädigster Wi l l und Meinung. 

18. Klart» 4679. 
Letzteres ist auch allmälig geschehen, und ist, <o weit dieser Tractat 

civilrechtliche Fragen lehrt und gesetzwidrige Handlungen verpönt, durch 
das allgem. bürgert. Wesetzbuch und durch das Strafgesetzbuch beinahe ganz 
aufgehoben worden. 

Dagegen sind die Tit. I . bis V i l . in ihrer Wesenheit noch in Wirk« 
samleit, wenn gleich auch sie durch nachträgliche Patente und sonstige Ver
ordnungen manche zeitgemäße Veränderungen erlitten haben, 

b) Bis zum 2. März 1808 bestand eine aus Mitglieder der politischen und 
Justizbehörden gemischte Hof-Comnnssion in Gesetzsachen. 

Von jenem Zeitpunkte an wurde aber dieselbe in zwei Hof«ßom» 
Missionen gesondert. 

Die eine unter der Benennung H of-C om Mission i n Justiz« 
fachen, die noch jetzt in Wirksamkeit ist, die andere unter der Benen« 
nung H o f - C o m m i s s i o n i n p o l i t i s c h e n Gesehsachen, welche 
aus Räthen der politischen und Cameral - Hofstellen, einem referirenden 
Redacteur und zwei Iustizrathen zusammengesetzt wurde, und deren vor« 
zuglichste eben so interessante als muhevolle und schwierige Aufgabe die 
Redaction eines systematischen politischen Coder aus den vorhandenen 
Gesetzen in jedem Zweige öffentlicher Verwaltung war. zu welchem Ende 
die zahllosen Materialien gesammelt und vorbcreitungsweise geordnet wur« 
den, bis endlich die mit der Verfassung eines solchen Coder verbundenen 
Schwierigkeiten, wie erwähnt, die Auflosung dieser Hof-Commisson zur 
Folge hatte. 

Möge nun gegenwärtiges Privatunternehmen diese schwierige Auf« 
gäbe einigermaßen losen. 

«) Hostanzlei-Decret vom 4. August 1818. Hofzahl 12.920, Rgqsz. 98,799. 
<«) Hofkanzlei-Decret vom 12. Apnl 18L1, Hofz. 10,061, Nggsz. 18,S62. 
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Literatur über die österreichische Gesetzgebung. 

44. 

T ic Literatur der österreichisch-politischen Gesehkunde") , welche 
olle von Privaten über diesen Gegenstand herausgegebenen Werke 
umfaßt, muß aus den oberwähnten amtlichen Quellen geschöpft seyn, 
wenn sie andns den Anforderungen des adm,NlstratlvenDienstes ent» 
sprechen soll; wobei übrigens zu bemerken kommt, daß Gesuche solcher 
Pnoatschnflsteller oder Veileger zu Kundmachungen, Prä'numera-
t»ons-Einleitungen oder sonstigen Verlautbarungen ihrer Producre, 
wenn anders temr spec«elle höhere Weisung eme Anempfehlung zur 
Pflicht macht, zulü'ckzuwelscn, und eigentlich ganz unbeachtet zu las-
sen sind l>). 

Diese Literatur zn fällt: 
1. I n eine a l I geme lne , d. h. eine solche, welche a l l e Zweige 

der politischen Verwaltung umfaßt, und 
2. »n eme speclel l e , welche nur eine oder e in ige Mate» 

rien derselben abhandelt. 
Die speclelle Literatur wird ohnehin bei jedem Gegenstände 

vorkommen. Hier ist also nur von der a l l g e m e i n e n Literatur 
die Rede. 

' Sie thellt sich 
4 . in einfache P r i v a t s a m m l u n g e n , 
I I . m systematische, d»e Gesetze commen t i re r .de 

W e r k e , und 
6. in per iodische S c h r i f t e n . 
aä ^ . Obenan steht hier der im Jahre 1704 erschienene Ooüox 

auztriucu» in Fol,o, welcher in 2 Theilen und in alphabetischer Ord» 
nung der Gegenstände, alle in das Justiz- und Polizeiwesen emschla» 
genden Generallen, Patente, Ordnungen, Rescripte, Resolutionen, 
Ed,cte, Decrete und Mandate, wie auch in pudlici», pol i t l««, civl> 
Ilbu8 et climinalidu» emanirte Statuten und Sahungen, so weit sie 
beide Erzherzogthümer Oesterreich unter und ob der Enns betreffen, 
enthalt und von dem österreichischen Hofrathe und geheimen Referendar 
Franz Anton von G u a r i e n t und R a a l gesammelt, und mit l. f. 
Privilegien m Druck herausgegeben wurden. 

I n dieser Sammlung sind sogar Gesetze vom l t . Jahrhundert 
enthalten, und sie reichet bis zum Jahre 1704. I h r folgte durch den 
Prlvatfielh des zugleich auch von dem ConferenzmiNlster Grafen Fer
dinand Bonavemma von Harrach mit Materlallen verlegten Seba« 
stian Gottlieb H e r r n leben eine wetteie chronologische Sammlung 
österreichischer Gesetze und Ordnungen bis 20. September 1740 in 
zwei Follobä'nden. 

http://commentirer.de
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Endlich gab der k. l . Hofrath und Regierungskanzler Thomas 
Ignaz F r e i h e r r von P ö ck auf a. h. Befehl gleichfalls «n chronolo» 
glscherOrdnung eme weitere Fortsetzung dieser Gesetze unter demTllel: 
8lls,s,I<>montmn Oollil'i» ^ i ls t r inc i , oder chronologische Sammlung 
vom 20. October 1740 bis zum Ende 1770 m 2 Follobänden heraus, 
»vomlt diese große Pllvatsammlung geschlossen wurde. 

Erst auS Anlaß des a. h. Handblllets von 1783, wornach alle 
ergangenen Normal--Entschließungen und Gesetze von jedem Staats« 
beamten erhoben, gesammelt und durchgelesen weiden sollen, um sich 
den wahren Smn und das Absehen derselben eigen zu machen, ent» 
schloß sich der k. k. Hofsecretär Joseph K r o patschet ,m Jahre 1785, 
em Handbuch der k. k. Verordnungen und Gesetze mit a. h. Bewllll-
gung herauszugeben, welches auch von den höchsten Hofstellen empfoh
len und allen Behörden, Magistraten und Aemtern, dasselbe sich an
zuschaffen, aufgetragen wurde. 

Auch gab er >m Jahre 1787 diejenigen unter der Regierung 
weiland Ihrer Majestät Kalsnm Maua Thelesia elschlenenen Gesetze 
heraus, welche durch die neuen Gesetze welland Sr . Majestät Kalsels 
Joseph I I . Nicht aufgehoben waren. 

Nach Herausgabe von 31 Bänden folgte jene des k. k. Hof.-
secretärs Wilhelm Gerhard G o u t t a bis Ende 1831 und vom 1. Jan« 
ner 1832 an besorgt dieselbe der k. k. Hofreglstraturs-Ad,unct Franz 
Tav. P l c h e l , von welchem bereits der 59. Band, welcher d»e Gesetze 
vom Jahre 1833 umfaßt, erschienen ist. 

Nebstdem erschien sett dem Jahre 1789 in alphabetischer Orb, 
nung, des k. k. Rathes und Professors I g n a z de Lucas vo l l t i » 
scher Codex , oder wesentliche Darstellung sämmtllcher, die k. k. 
Staaten betreffenden Gesetze und Velvldnungen im politischen Fache, 
1 ^ Bände, 8. W,en 1789 bis 1795, de» Schnudtbauer, wonn alle 
seit dem Jahre 1359 bis 1788 ergangenen Gesetze, jedoch nur m 
Kürze aufgenommen elschemen. 

Uebrlgens wurde seit dem Jahre 1797 «) die Herausgabe solcher 
politischen Gesetzsammlungen, gleichwie bereits früher rücksichtllch der 
Iustlzgesetze, allerhöchsten OrtS verboten, well dergleichen Pllvat-
sammlungen, wenn sie dem Texte der öffentlichen Sammlungen genau 
folgen, überflüssig und an sich sogar em gesetzwidriger NachUuck seien; 
wenn sie aber m den Wollen von dem Texte der unter dem öffentli
chen Ansehen erscheinenden Gesetze abweichen, das Publikum sehr lelcht 
nre führen und dle Ueberemstlmmung »n der Befolgung stören kön
nen; daher auch noch lM Zahle 1802 ") weiter verordnet wurde, daß 
bey der ohnehm a. h. angeoldneten Normallen «Sammlung jede an» 
dere Veranstaltung ganz neuer polmscher Nolmallen»Sammlungen, 
ohne Unterschied, ob sie nur emlge oder alle Zweige der öffentlichen 
Verwaltung betleffen, Nicht mehr zuqegeben werde. 

Dieses Verbot ist jedoch, »n Gemäßhelt der a. h. Entschließung 
vom 9. April 1833 ° ) , Mit dem Beisätze aufgehoben worden, daß 
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solchen Privat-Sämmlungen nicht die Authenticitclt einer gesetzlichen 
Kundmachung mit den daraus fließenden rechtlichen Folgen zugestan
den werde. Auch rücksichtlich der Privat-Sammlungen im Gebiete der 
Rechtspflege wurde dieses Verbot widerrufen, wobei jedoch die allge» 
Meinen Censurs» Vorschriften zu beobachten und bei den Iustizgeseh-
sammlungen auch die Prüfung von Seite der k. k. Hof-Commission 
m Iustizgesetzsachen, welche die Regierung durch die Censurs-Hofstette 
zu verfügen hat, einzuleiten ist. 

Diese Censurs-Vorschriften kommen in der Abhandlung XVI . von 
der Sicherheits- und Ordnungs-Polizei umständlich vor. 

I I . Sys temat ische oder die Gesetze c o m m e n t i r e n d e 
Werke. 

Diese herauszugeben, war nie verboten; und Se. Majestät b> 
fahlen, selbst als die Herausgabe politischer Gesetzsammlungen durch 
Privaten eingestellt wurde, daß es in Ansehung der die Gesetze com-
Mentirenden Werke bei der bereits bestehenden Ordnung zu verbleiben 
habe, wornach Werke dieser Art jedesmal vor dem Drucke der k. k. 
Hof-Commission in Gesetzsachen zur Einsicht vorzulegen sind ^ ) . Auch 
diese Censurs-Vorschriften kommen in der Abhandlung XVI . vor. 

Aeltere Abhandlungen dieser Art sind: 
1. 'I'e«cwtu8 Willis nustrlaci in der Mitte des 16. Jahrhunderts 

von dem n. o. Regierungskanzler Bernhard W a l t e r . 
2. vb8LrvnUone8 practica«, herausgegeben im Jahre 1650 

von dem n. ö. Negierungskanzler Johann Bapt. S u t t i n g e r von 
Thurnhof. 

3. (?on8uetili!ilic8 ali8triacao nebst «l^äitlono» aä 1'lnet»tum 
des Walter 1716 und 1718 von einem U n g e n a n n t e n . 

P r a k t i s c h e Schriften gaben ferner im 17. Jahrhunderte her
aus: der Professor und'Dr. ^uri» Johann Bapt. Schwarz tha le r , 
der v r . S c h w a r z und der k. Rath und n. 8. Kammerprocurator 
Wolfgang Schremser ; ferner kommen anzuführen: F ins te rwa l . 
te r , Math. Bened., tznntuor l idr i od8crvali<>nc8 praet. 4. ls^li». 
d„rfi< 1687—1730. Greneck, Franz Jos., 'l'Kcittrlim ^url»ä. in,8tr. 
1752. V o 8 8 l l , Loth. Friedrich, I ^ n m ct can8uct. mi8tr. eoruin 
1»uti88imuin <^o1latiuile8 lzuae inlru ^n^8ilm vi^e«t u. s. w. 1774. 

V o 8 8 l i l»ä 8U«m !^Kum et cun8nct. auntr. cum iom. ^juro 
('oll^tloncm ^oUorarium u. s. w. 1775. 

I t v n t t c r , Dilf.^ur. rum. ct nn8t. 
Dann kamen von dem k. k. Hofsecret<lr K r o patsch ek heraus: 

Oesterreichs S t a a t s - V e r f a s s u n g , vereinbart mit den zu
sammengezogenen bestehenden Gesehen zum Gebrauche der Staats» 
beannen, Advokaten, Oeconomen, Obrigkeiten, Magistrate, Geistlichen, 
Bürger und Bauern, zum Unterrichte für angehende Geschäftsmänner. 
10 Bände und 1 Supplement, gr. 8. Wien bei Mösle, und Com
ni en ta r des Buches f ü r K r e i s ä m t e r , als vermehrter ^eiv 
faden zur Landes-- und Kreisbereisung, oder gemeinnütziges Handbuch 
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für Richter, Oeconomen und Beamte auf dem Lande, so wie auch für 
den Bürger und Landmann »n den k. k. Staaten, dann Unterricht für 
angehende kre«oämtllche Geschäftsmänner nach allerhöchster Weisung 
und Genehmigung. 5 Bande m 7 Tbellcn. Ferner ist erschienen: 
Oesterrelchlsch - p o l i t i s c h e Gesetz t u n de , oder spstemati« 
sche Darstellung der politischen Verwaltung m den deutschen, böhml« 
schen, gallzlschen und italienischen Erbstaaten von Kopetz. 1 Band, 
2 Theile. 8. Wien; dann D a r s t e l l u n g der po l i t i schen , gel st« 
l ichen und M i l i t ä r i s c h e n A n o r d n u n g e n und der Ge
setze i n S t r a f f ä l l e n , dann der B e r g - , Wechsel» und Ge-
r l c h t s ' O r d n u n g , auf welche das neue bürgelllche Gesetzbuch in 
verschiedenen §§. Beziehung n,mmt, von Ludwig Friedrich R i t t e r 
von A d e l s h o f e n , zweite vermehrte Auflage, 1816. I .Band, 
Wlen be» Mööle. 

Endlich Handbuch der Jus t i z - u n d p o l i t i s c h e n Ge
sehe und V e r o r d n u n g e n , welche stch auf das m den deutschen 
Provinzen der östelre»chlschen Monarchie geltende allgemeine bmger« 

.llche Gesehbuch beziehen, vom Professor und Reglerungsralhe W l n i -
w a r t e r , 3 Bände 1829, Wien bei Mösle. 

6 . Pe r i od i sche Werke. 
Hierher gehören: 

1. M a t e r i a l i e n für Gesetzkunde und Rechtspflege in den 
österreichischen Elbstaaten, herausgegeben von dem nunmehrigen 
Vlcepiäsldenten des Appellationsgenchtcs, Carl Joseph von Piatobe» 
vera. Gelstmger, wovon alljährlich em Band von 1814 blS 1823, 
folglich 8 Bände erschienen, womit diese schätzbare Unternehmung ge» 
schlössen wurde. I h r folgte 

2. Z e i t s c h r i f t für österreichische Rechtsgelehrsamkeit und po
litische Gesetzkunde, herausgegeben von v r . August Vmcenz Wagner, 
seit 1834 fortgesetzt von dem Hofrathe Dollmer und Reglerungsralhe 
Kudler. Wien, bis 1826 be» Gelstmger und von da bei Sollmger. 

3. Meine Beiträge zur politischen Gesetzkunde im österreichi
schen Kalserstaate m 3 Bänden, 1821 — 1823, be» Walllöhausser 
in Wien. 

") Man lese hierüber: 
Versuch nner Literär-Geschichte des österreichischen Privatrechtes 

von Dr. Joseph Kreutzer. Wien, bei Gastler, 1804, und dessen Handbuch 
der Literatur des österreichischen Prwatrechtcö. Wien, bei Mööle, 1808, 
so wie 

Darstellung der Literatur des allg. bürgert. Gesetzbuches von Johann 
Vesque von Puttlingen, 1827, bei Sollmger. 

l,) Hofkanzlei'Prüsldial-Decret vom 27. September 1882, Reg. Präs. Cröff» 
nuna vom 1. October1832,Z. 1732/?., Rggsz. 65,068. 

e) Hofkanzlei Decret vom 6. Juli 1797, Z. 21,572. 
6) Hoftanzle,.Decret vom 26. Ottober 1802, Z. 9172. 
e) A. h. Entschließung vom 9. April 1833; Hofkanzlei-Decret vom 15. April 

1823, Hofz. 7280, Regierungö-Circular vom 1. Mai 1858. 
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Darstellung des gewählten Systems. 

Das Ganze zerfällt in 2 Thcile. 
Der erste The i l handelt von den politischen Verwal» 

tUNgs-Gegenständen. 
Der zweite aber von dem politischen Verwaltungs» 

Organ ismundMechan ism. 
Der erste Thei l umfasit 25 selbstständig e, in arithmeti» 

scher Ordnung aufeinander folgende Abhandlungen, welche jedoch 
in engster systematischer Verbindung..stehen. Sie lassen sich nämlich, 
nach dem oban g eführ ten b e g r i f f e der poli t ischen 
A d m i n i s t r a t i o n , füglich in folgende 3 Abcheilungen reihen, 
und zwar: 

I n die erste Abthc i lunß, unter dem Copülativ» Titel: 
Pol i t ische Nechtsverhäl tnisse'der österr. S taa tsbe-
wohner, vorerst die Abhandlung von dem n. ö. Verwa l -
tungs-Gebiete, da dasselbe die Grundlage ist, auf welcher die 
bürgerliche Gesellschaft mit ihren Ncchtsverhältmssen eristirt, und die 
vollständige Erreichung der Zwecke des Staatsvereines durch die 
Unverletzbarkeit seines Gebietes bedingt ist; dann jene 

V o n dem o'sterr. S taa tsbü rge r ' und Fremden-
Rechte, von dem österr. Adelstan de, so wie von dem darauf 
Bezug nehmenden n. 8. S t ä n d e - I n s t i t u t e , dem n. ö. Lehen-
wcsen, den F ideico m missen und n. i>. Domin i ca lgü te rn , 
sammt dem mit letzter» verbundenen Bauernstande; ferner von 
dem n. ö. Mun ic ipa l wesen und dem Bürgerstande; endlich 
von den wegen der Rel ig ions-Verschiedenhei t eintretenden 
besonderen Verhältnissen der A ta tho l i ken und I s rae l i « 
ten in Nieder-Oestcrreich. 

I n die zweite Abthe i lung, unter dem Copulativ'Titel: 
Maßregeln zur Beförderung des geist ig-re l ig iö s-sitt» 
lichen Zu stände s. und des mater ie l len Wohlstandes 
der N a t i o n , gehören die Abhand lungen: 

Von den geistlichen Angelegenheiten. 
Von dem Schul- und Stud ien wesen. 
Von der I an d w i rthschafcliehen Cu l t u r . 
Von dem Gewerbs- und Handels wesen und von beM 

Bauwesen. 
Endlich schließen sich der d r i t t en Abthe i lung, unter 

dem Copulativ - Titel: Maßrege ln zur Bewahrung der 
l. 3 
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bü rge r l i i chen Gesellschaft vor gemeinschaftlichem 
Uebe l , zur Beförderung der Ordnung und Bequem» 
l ichkeit in derselben, und zur M i t w i r k u n g zu den 
Zwecken der M i l i t ä rgewa l t , der Finanzen und der 
Ca m e r a l - V e r w a l t u n g , die Abhandlungen an: 

Von der Sicherheits« und Ordnung s-P o l i ze i , 
der N a h r u n g s - P o l i z c i , 
dem San i tä ' t s - und Medicinalwesen, 
dem Armenwesen, 
der Z u c h t - P o l i z e i , 
den Arbeits-- und S t r a f - A n stalten, 
den 'öffentlichen Fonds, S t i f t u n g e n und An st alt elf, 
den po l i t i sch -admin i s t ra t i ven M i l i t ä r - A n g e l e 

genhe i ten , 
den direkten S t e u e r n , und endlich 
den Camer al-Sachen, 

letztere jedoch nur, so weit sie der politischen Verwaltung zugewie« 
sen sind. 

Der zweite T h e i l umfaßt 4 Abhandlungen, nämlich: 
Von den Behörden^ den Beamten , dem Fo rme l l en und 
dem M a t e r i e l l e n der politischen Admin is t ra t ion . 



I. T h e i l. 
Bon den politischen Verwaltungs-

Gegenständen. 

I. A b t h e i l u n g. 
Von den politischen Rechtsverhältnissen 

der österreichischen Staatsbewohner. 

E n t h a l t e n d : 

Die Abhandlungen: von dem n. ö. V e r w a l t u n gs -- (h ebiete.' 
Von dem österreichischen Staatsbürger- und Frem den-N echte. 
Von dem o'sterreichlschen Adelstande. Von dem n. ö. Stände» 
Ins t i t u te . Von dem n. ö. Lehenwesen. Von den F i bei-
commissen. Von den n. ö. D o m i n i c a l g ü t e r n und dem 
Bauernstande. Von dem M u n i c i p a l w e s e n und dem 
B ü r g er stände. Von den A k a t h o l i k e n , und von den 

I s r a e l i t e n in Nieder-Oesterreich. 

3 * 





« 

I. Abhandlung. 
Von dem n. ö. Verwaltungs-Gebiete. 

3. 1. 

B e s c h a f f e n h e i t der G r e n z e n der P r o v i n z N i e d e r 
e s st e r r e i ch. 

i<) ie Grenzen des Erzherzogthums Oesterreich unter der Enns, die« 
ser Ilrprovinz des österreichischen Kaiserreiches, sind theils durch Ver
träge oder Entscheidungen dos Staats'Oberhauptes recht l ich con-
statirt, theils bestehen sie nur fact isch und sind sonach noch 
zw e i f e l h a f r " ) . 

Daher durften sich die Vermessungen zum BeHufe deS nun ein
geführten stabilen Katasters in Nieder«Oesterreich nach der Steuer. 
Regulirungs-Hof'Commissions«Verordnung vom 25. September 1813, 
Hofz. 8559, Prov. Commiss.Z.862, in keinem Falle über die Grenze 
der Provinz, mithin mcht auf ein anderes Landesgebiet ausdehnen; 
und um alle Anstände zu beheben, wurde mit Hof-CommisslonS-Decret 
vom 2. October 1819, Hofz. 8651, P. C. Z. 880, verordnet, jede 
Vorforderung der Behörden oder Gemeinde-Vorstände der angrenzen» 
den Provinz zu unterlassen und nur bort, wo streitige Theile vorhanden 
sind, in den Protokollen so viel als möglich umständlich den Gegen» 
stand des Streites aufzuzeichnen. Es mußte sich daher, vermöge der 
weiteren Hof-Commissions-Verordnung vom 5. Juni 1819, Hofz. 
7249, P. C. Z. 194, strenge auf die Aufnahme deS Besitzstandes be
schrankt, und die Grenze nach den beiderseitigen Ansprüchen in der 
Mappe ersichtlich gemacht werden; denn nach dem m«t Hof-Commis. 
sions-Decret vom 23. November 1822, Hofz. 20,35,8, P.C.Z.4288, 
genehmigten Grundsatze, handelte es sich hier ganz und gar nicht um 
eine rechtliche Erörterung, sondern nur um die Ausführung einer rein 
administrativen Maßregel, welche in Beziehung auf die rechtliche All» 
sicht des streitigen Gegenstandes ganz gleichgültig erscheint. 
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n) Rücksichtlich der Grenzen dieser Provinz s. die Karte des k. r. General« 

quaruermeistcrstabes. Auch liefern das im Archive der n. o Stande be» 
sindliche, zur I I AbthcUung des dortigen Repertor,ums der ilandesver« 
fassunq gehonte Manu^crlpt des standilchcn Aecrctars und Archiv Directors 
Joseph Phil W e b e r , so wie der von ibm verfaßte, ,n den Bcttiaqcn zur 
Landeskunde Oestercelchs unier der Enns Oand I gellrfeete Äuficiy ubcr 
die Grenzen des Landes unter der (̂ nne Leite l69 bis 204 mit .Kärtchen, 
endlich die neueste Landeskunde von Österreich unter der (inns von W. 
C. P B lumenbach , zweite, verblsserte und vermehrte Auflage, Band I . , 
Seite 87 bis 54>, schätzbar,. Aufschlüsse über den rechtlichen und fac t i 
schen Zustand der n. ö. Landesqrcnzc Damit sind die Grenzen des 
Z o l l g e b i e t e s nicht zu verwechsln S. tneßfalls die ^ . 1 blö 6 der 
Zoll» und Monopols-Ordnung von 1835 

3. 2. 

Wachsamkeit auf dle Grenzen des Landes. 

Dle Krelsämter haben auf dee unausgesetzte freiwilligste Auf« 
rechthaltuug der LandeZq,enzen gehöltgen Bedacht zu nehmen, und 
alle Jahre eme eigene Gfenz-Vl>ttatlon Mit der solgfältlgsten Besich« 
tlgungallel G l cnl.sau len und sonst dahin einschlagenden Gegenstande 
voizunehmen, und übel den eihobenen Befund an dle Landesstelle 
Bericht zu erstatten. (Hofdee»et 1 1 . Sept. I7<>5.) 

D a jedem Partlculler dle K i e n e n selnes Eigentbums, und jenen, 
die an der Landesarenl,e sich befinden, auch diese Landesglenzen be
kannt seyn müssen, so soll bei jedem Eleignlsse cmes, es se, nun dmch 
Wasser-Elgießunq, oder auf e»ne andele A l t entstehenden Vorfalles 
odel Anstandes, in Betless de« öandesg,cnze von den betloffenen ,n 
ländlschcn Besitzern dem Klelsamre und von d,csem de» Landevstclle 
die Anzeige hleivon gemacht weiden, d a M l t d e m V e r f a l l e der 
G r e n z e sog le i ch a u f de » S t e l l e u n d be i Z e l t e n abge
h o l f e n w e r d e n k a n n , ( l loäem.) 

Nicht Minder scheint d,e Glenzwqche hierzu berufen, da sie ver-
möge §. 3 des Mit Rggs. Clrcular vom 25. December 1832 bekannt 
gemachten Auszuges aus »hrer Verfassung, verpflichtet ist, m demduich 
dle Volschllften festgesetzten Falle auf die volläufige ?luffolderunq der 
dat.« berufenen 35eho,den zul VoUitieckung der Volkehrungen fm dle 
öffentliche Slchelhelt »n den der Grenzwache zugewiesenen Beznren 
Hül fe zu leisten. 

s. 3. 

Wachsamkeit des Flscalamtes in Grenz - Angele
gt n h e l t e n. 

Das Flscalamt hat einzuschreiten, wenn die Landesgrenze ve». 
letzt werden wollte. 
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Instruction für s. mmtllcheFlscalämter derböhmlsch-österreichisch» 
deutschen Erblander vom 20. März 1783, § 2 , daher slch dasselbe die 
Grenzen des Landes, fm welches dasselbe bestimmt »st, und d»e Ur
kunden, auf welche slch dieselben gründen, bekannt zu machen hat 
(< ul!l,>,l, §. 18 ) , und so welt es dem FlScalanue mcht möglich seyn 
sollte, si6) d,e zu erstgedachten Kenntnissen fühlenden Ultunden zu vel» 
schaffen, und also in »hlen umständlichen Inhal t einzugehen', hat sich 
das Amr wenigstens zu bestreben, die Enstenz derselben, ihre Data 
und den Ol t , wo sie lw elfolderllchen Falle ausgefolscht werden m'ö-
gen, bekannt zu machen, um wenigstens dmch diese Notiz bei vor
waltenden nöthlgcn Umständen zur gründlichen Kenntlich der Sache 
selbst gelangen zu können. (Noäom §. 19.) 

Das Fl^calamt »st ,edoch im Geschäfte der LandeSgrenze Niemals 
andelS elnzuschlelten befugt, als wenn sich dasselbe volläufig bei der 
LandcssteUe angefragt, und hlelüber d»e Belehrung, nach welcher sich 
auf das (Genaueste zu achten kommt, erhalten hat. 

Wo übllgens das Fiscalimt m diesem Zweige der Geschäfte, 
damtt der Unfug und die Klänkung entdeckt werde, nach Möglichkeit 
wachsam zu seyn, dle von der Hof< oder Landeostelle hlelwegen abge» 
foldeiten Auskünfte gründlich und genau Mit möglicher Beförderung 
zu ei statten, d«e etwa vorfallenden Aufsätze dahin einschlagender Con-
tiacte odel sonstlgel Ultunden auf sich zu nehmen und mtt guter Vol-
slcht und Genauigkeit zu befolgen, be» den hieraus entstehenden 
Stleltigketten übe: die Vertretung zu leisten hat. (Nuäem §. 2.) 

§. 4. 

W i r k s a m k e t t der n. ö. S t ä n d e und des L a n d e s r e g l e 
r u n g ,n A n g e l e g e n h e i t e n der Landesgrenze ' 

Grenzstleltigkeiten und d,e Landesgrenze-Bestlmmungen sind l,war, 
zu Folge eines »n Gemasihett HoftanzleiVeroldnung vom 25. October 
1790, Hofz. 3618, NqasV 22,272, zwischen der n. ö.LandeSreglelUng 
und dtM n. ö. standlschen Veloldneten Collegium am 9. December 
1790 wegen Bestimmung des gegenseitigen Wllkungsklelses getrof
fenen Ueberemlommens Punkt 4, und nach dem Inhalte dei laut Hof-
kän;le, Decletes vom 7. Feblum 1791, Hof;. 485, Rqgsz. 3148, 
alle:höchsten Olts genehmigten, an die Stände für ihre Velvldneten 
flganqenen Instruction §. 5 , well es voiher so üblich war " ) , den 
Ständen übel lassen; doch muß, wie es die Natur de« Sache fol de» t ^ ) , 
zu so elnem vol fallenden, Geschäfte immer auch em Nepl ä'sentant der 
Landesstelle belgezogen weiden. 

») Die n. o Stände machten nämlich geltend, baß die Berichtigung der 
Grlnzstrettiqkettcn zwischen den Landern, von Jahrhunderten her ein Gê  
genstand bei Stande gewesen sc», w«e es dle in der ständischen Registratur 
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vorhandenen Acten über die Landes-Ansprüche auf Ungarn, die erst im 
Jahre 1783 berichtigte steierische Grenze mit dem Thale Ratten, die ober» 
österreichische Ausgleichung der herubergcgrbencn Unterthanen, dann die 
im Monat Juni 1730 getroffene und von höchsten Orten bestätigte Aus« 
gleichung zwischen Niedcr-Oesterreich und Böhmen wegen des Wiesfladen 
zu Hlumetz beweisen. 

Die Grenzen des Landes genau zu kennen, über deren Unversehrt» 
heit zu wachen, jeden fremden Anspruch oder Eingriff gegen dieselben so« 
gleich chremLandesfursten anzuzeigen, scheint dcßwegen Sache der Land
stande geworden zu seyn, weil ihr eigenes Interesse, sowohl rüctsichtlich 
der einzelnen Persönlichkeit, als im Allgemeinen innigst damit verbunden 
ist, daß weder einzelne Grundstücke oder Unterthanen, noch ganze Districte 
oder Gemeinden ihrem Lande, folglich auch der dickfälligen Steuer-Con-
currcnz entzogen werden, und weil überhaupt bei Bestimmung der Grenze 
zwischen Erblanbcrn von jeher auch die standische Einlage, der Kataster, 
zur Grundlage diente, zumal die ständische Einlage zwischen Landern, 
welche in so innigem freundschaftlichen Verhältnisse, wie die Erbländer 
stehen, immerhin geeignet erscheint, eine geltende Beweisführung aus dem 
Besitzstände zu geben. 

l>) Denn, wenn auch die Grenzstreitiqkeitcn der Länder nach altem Herkom« 
men den Ständen zugewiesen waren, bleibt es doch auch Sache der poli» 
tisthen Landesregierung, darauf Einfluß zu nehmen. 

Da übrigens die Endentscheidungen über die Landesgrenze in der 
letzten Auflosung durch die politische Hofstelle der a. H.Entschließung unter
zogen werden muß, wie der nachfolgende §. zeigt, so steht diese alte Ge
wohnheit dem landeöfurstlichcn Interesse nicht entgegen. 

§ . 5 . 

W i r k s a m k e i t der p o l i t i s c h e n H o f s t e l l e . 

I n FFl len, wo es um eine Erklärung der Verträge mi t Nach
barn, um Berichtigung der Grenzen, um Nachgebung einiger Ansprüche 
auf die Territorien benachbarter S taa ten , um thätige Handhabung 
und Behauptung solcher Ansprüche handelt, muß laut §. 24 des W i r 
kungskrelses der Landesstelle vom 2 ^ . M a i 1786 vorläufiger Bericht 
an die Hofstelle erstattet werden. 

D a Grenjstreicigkeiten zwischen den Gemeinden oder Herrschaf
ten aus verschiedenen Provinzen, nicht allein auf die eigentlichen Ge-
meinden, sondern auch auf d,e Provinzial-Grenze Einfluß haben, die 
definitive Berichtigung dieser letztem aber in den Wirkungskreis der 
politischen Hofstelle gehört, wurde daher auch, aus Anlaß der Landes
vermessung, von der bestandenenSteuer-Regulirungs-HofCommlssion 
der n. o. Steuer.'RegulilUNgs-Provinzial'Commisslon mi t Decret vom 
23. November 1822, Hofz. 20,358, P . C. Z . 4288, aufgetragen, ihr 
in jedem solchen Falle stets die Resultate der Grenzbeschreibung vor-
zulegen, damit von ihr die Mi tw i rkung der vereinten Hofkanzlei zur 
Entscheidung deS GrenzstreiteS angesucht werden kann. 
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§. e. 

V e r f a h r e n be i S c h l i c h t u n g v o n L a n d e s - Gcenzs t re i ' 
t i g k e i t e n. 

Als bei einer an Ort und Stelle vorgenommen Untersuchung, 
die Stände von Niederosterreich und einer benachbarten Provinz mit 
den beigezogenen Landesbehörden beider Provinzen, einhellig überein« 
kamen, daß hinsichtlich der bisher streitigen Grenze, eine bestimmte 
Linie als Landesgrenze zwischen den zwei Provinzen zu gelten haben 
soll, so nahm die Hoftanzlei keinen Anstand, diesen zureichend be« 
gründeten geme inscha f t l i chen Antrag zu genehmigen, und eS 
wurde befohlen, dafür zu sorgen, damit im Einverstandnisse zwischen 
den Landesbehörden und den Ständen beider Provinzen, die Linie, 
welche nunmehr als Landesgrenze zu gelten hat, durch Aufs te l« 
l u n g fester u n d d a u e r n d e r G r e n z - M a r k e n an den 
g e e i g n e t e n P u n k t e n beze ichnet werde . 

Insofern es übrigens das streitige PrivadEigenthum zwischen 
Dominien beider Provinzen betraf, und eines derse lben geltend 
zu machen suchte, daß sein E i g e n t h u m über die zur LandeSgrenze 
festgesetzte Linie hinaus sich erstrecke, wurde es ihm lediglich überlassen, 
seine allfälligen Ansprüche im ordentlichen Wege vor dem C i v i l « 
R i ch te r auszutragen. 

Hiervon wurden von der politischen Hofstelle sowohl das n. o. 
ständisch Verordneten-Collegium, als die beiden LandeSstellen, dann 
durch die Landesstelle der f r e m d e n Provinz auch das d o r t i g ß 
ständische Colleginm gleichmäßig in Kenntniß gesetzt. (Hofkanzlei« 
Decret vom 25. Vctober 1827, Hofz. 27,580, Rggsz. 62,197.) 

§. 7. 

W l e v o r z u g e h e n ist, wenn a u f dem G e b i e t e e i ne r 
f r e m d e n P r o v i n z gelegene R e a l i t ä t e n i n p o l i t i s c h e r 

B e z i e h u n g nach Oester reich gehören. 

I n einem Particular-Falle, wo es actenmäßig hervorging, daß 
mehrere auf dem Gebiete einer fremden Provinz gelegene Realitäten 
in politischer Beziehung zu Oesterreich gehören, wohin sie auch inkata» 
stirt sind, wurden mit Hofkanzlei«Decret vom 22. November 1822, 
Hofz. 26,646, Rggsz. 67,189, die österreichischen Behörden für com» 
Petent erklärt, in einer Streitsache der dickfälligen Realitätenbesitzer 
mit einer benachbarten österreichischen Gemeinde in Betreff ihrer 
Verpflichtung zu Beitragsleistungen an diese Gemeinde zu erkennen. 
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Bei diesem Streite könne jedoch nur das fac tische Ver
h ä l t n i ß zum Anhaltspunkte genommen werben, wornach diese Reali^ 
täten zwar zur österreichischen Gemeinde conscribirt, dann eingepfarrl 
und eingeschult sind, und an eine österreichische Herrschaft die Steuer 
abzuführen haben, wornach sie aber bei der sehr beträchtlichen Entfel» 
nung von der erwähnten Gemeinde keineswegs als Inwohner und 
eigentliche Glieder dieser Gemeinde anzusehen kommen. 

Diese Realitätenbesitzer wurden daher für schuldig erkannt, von 
ihren Gebäuden solche Gaben, die qus dem erwähnten Verhältnisse 
derselben zur 'österreichischen Gemeinde sich ergaben, an letztere zu 
entrichten, daß sie über nicht verhalten werden können, was immer 
für anders geartete Gemeindeoeiträge, welche zunächst die erwähnt« 
Gemeinde als solche betrafen, an selbe zu leisten. 

^ Uebrigens wurde die Landesstelle angewiesen, im Einvernehmen 
M i t t e n berufenen Behörden und mit Rücksicht auf die Behandlung 
jener Realitäten bei der definitiven Ausführung des stabilen Katasters 
in Ueberlegung zu nehmen, und das Gutachten an die Hofstelle zu 
erstatten, wie die Unzukömmlichkeit, daß diese auf fremdun Gebiete 
befindlichen Realitäten in politischer Beziehung zu Oesterreich gehören, 
zu beheben wäre? Von dieser Verfügung wurde auch die Landesstelle 
der fremden Provinz in Kenntniß gesetzt.. 

Hofkanzlei-Decret vom 22. November 1835,; Hofz. 26,646, 
Rgßsz. 67,189. 

§. 8. 

Einthej lung deSLandes unter der Ettns in Kreise. 

I n Betreff der Eintheilung des n. 'ö. PerwallUNgS-Gebietes in 
die vier Kreise: V . O. W. W . , V . U. W. W . , V . 0 . M . B., 
V . U. M . B . ") kommt im Allgemeinen anzuführen, daß in allen 
Fällen, wo eS sich um Berichtigung des Territoriums handelt, nach 
dem §. 24 des Wirkungskreises für die Landesstelle vom 26. Mai 
1786 vorläufig ein gutachtlicher Bericht an die politische Hofstelle er
stattet werden muß. Auch ist das Flscalamt, um n'öthigen Falles 
Aufschlüsse hierüber abgeben zu können, verpflichtet, sich vermöge sei' 
ner Instruction vom Jahre 1783 mit der Emtheilung des Landes in 
seine Kre,se bekannt zu machen. 

Die n. ö. Stände interessirt übrigens die innere Eintheilung 
des Landes in Kreise nur in Katastral-Hinsicht, in welcher Beziehung 
m der Landesvermessungs-Instruction vom 28. Februar 1824, §. 169, 
zum BeHufe des stabilen Katasters vorgeschrieben wurde, daß, wenn 
das Gebiet einer Gemeinde in zwei Kreise fäl l t , diese dort aufge^ 
nommen werden soll, wo der Ort einer solchen Gemeinde liegt, daß 
aber, wenn der Ort selbst durch die Kreisgrenze getrennt ist, die Ge« 
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meinde für den Kreis aufgenommen werden soll, in welchem die 
"Ahlzahl der Häufer des Ortes liegt; wornach sich auch bei Auen 

«d Inseln, über die eine Kreisgrenz« läuft, zu benehmen ange» 
°>'dn« wurde. 

') Diese Kreis «Cinthellung nach den Grenzgebirgen de« Landes kamen de» 
rnts <n den Jahren 1156 und 1252 vor, und in dem letztgenannten Iah, 
« «scheinen schon vier Landrichter: zween enhalb tuno^e, zwcen 
d'shaib. 

Nach der Karte des Venera! ° Quartiermeisterstabes mißt der 
osterr. Hü Meilen, 

Kreis U. W. N. 7« . 80 
, O. W. W. 9? . 10 
, U. M. B, >- 83 . 50 
» 0 . M. B. 87 . 90 

Zusammen > - 34» . 80 

Auf jeden Kreis entfallen aber nach der Conscription von 1834, unl» 
twar auf den 

Hcclen. 
"««s u. W. W. sammt Wien und ihren Vorstädten 588.05« 

in ? Städten, 36 Vorstädten, 
42 Märkten, 263 Dörfer und 
28,320 Häuser. Von dieser Seelen, 
zahl entfallen auf die innere Stadt 
Wien «3,631, und auf ihre Vor, 
stadte 272,722, zusammen auf 
Wien im Ganzen 326,353, auf da« 
Land aber 255,703. 

. V. W. W. 222,lü0 
in 6 Städten, 7 Vorstädten, 63 
Markten, 210« Dörfer und 25,84? 
Häuser. 

» U, M. B 263,844 
in 9 Städten, 2 Porstädten, 63 
Märkten und 492 Dörfer und 

, 45,109 Hänser. 
» O. M. 83. 230,896 

in 13 Städten, 11 Vorstädten, 71 
Wirkten, 1135 Dörfer und 38,600 
Häuser. 

Zusammen» . . .1,807,956 

§. 9. 

P o l i t i s c h « E i n t h e i l u n g der K re i se i n verschiedene 
G a t t u n g e n von B e z i r k e n . 

Die Kreise dieser Provinz mit ihren Magistraten und Demi» 
N'en sind, ngch Verschiedenheit der administrativen Zwecke, such «er« 
'ch»eden eingetheilt, und zwar: in G r u n d - , D o r f » oder 0 l t « > 
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obrigkeit l iche Bezirke, in Conseript ions- und Steuer« 
Bezirke, in Ortsgerichts- und Landgerichts-Bezirke, in 
Decanats«, P f a r r - und Schul - Bezirke, in Camera!« 
Bezirke u. s. w. 

Von allen diesen verschiedenen Gattungen von Bezirken, ihrer 
geschichtlichen, factischen oder gesetzlichen Gestaltung, ihren speciellen, 
administrativen Bestimmungen und von den gesetzlichen Beding««» 
gen, unter denen sie modificirt und abgeändert werden können, ist 
m den einschlägigen Abhandlungen umständlich die Rede. 



I I . Abhandlung. 
Von dem österreichischen Staatsbürger« und 

Fremden«Rechte °). 

§. 1 . 
V o r e r i n n e r u n g . 

l ^ i e T u b j e c t e der politischen Verwaltung sind die Einwohner 
des Staates. . ^ . . . , . 

Die politischen Gesetze verbinden also zuerst b»e durch den 
Staatsverein der Staatsgewalt f o r t w ä h r e n d unterworfenen Mit» 
»lieber, d. i. d ie S t a a t s b ü r g e r . 

Die politischen Gesehe erstrecken sich aber auch auf F r e m d e , 
die. ohne das Staatsbürgerrecht erlangt zu haben, sich in dem Staats« 
gebiete aufhalte«; weil es von dem Staatsoderhaupte abhängt, un
ter welchen Bedingungen den Fremden der Aufenthalt im Staate 
bewilliget, oder ihr Verkehr mit den Staatsbürgern geschützt wer. 
den soll. 

Es kommt also hier zu handeln: 
I . V o n dem österr. S t a a t s b u r g e r - R e c h t e und 

l l . von dem FremdeN 'Rech te . 

'> Man lese hierüber, . ,<. 5.« » K m «» «<^.. 
3 c i l ler , Franz Edler von, Kommentar über da« a. b. G. B. Weite 
Scheid l e i n , G. Edler von, Handbuch des österrelchischen Privat« 

rechtes Wien und Trieft 18 l^ . 
Schuftet, Michael, theoretisch'praktischer Kommentar über das 

" ^Me?ne^Neitrü'ge zur politischen Gesetzkunde des «sterrelchlschen 
Haiserstaate«. Wien tS22, 2. Band. G. 6 bis 24. ^ , „ . 

N i p p e l . Franz Xaver Joseph Fidells, Erläuterungen de« allg. b. 

' W in lwa ' r te r , Joseph, Commentar zum allg. b. G. Wim l»3l. G. 

Buschmann, Freiher« G., übe« Vsterreich'sch« Staatsbürgerschaft. 

'^Schopf, Franz Joseph, das gesetzliche Verfahren in Auswanderung«« 
Fällen. Wien 1834. S. 7 bis IS. 

Herzog, Franz Tobias, über die Unterbrechung und Hemmung de« 
Deeenniums. Wien löö«. 
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I . 

Bon dem österreichischen Staatsbürger-
Rechte. 

z. 2. 
B e g r i f f des S taa t sbü rge r - Rechtes; Ordnung, wie 

h iervon zu handeln kommt. 

Das Staatsbürger-Recht ist der Inbegriff der Gerechtsame, 
welche in den Staatsverband getretenen Individuen durch dle Gesetzt 
des Staates zustehen. 

Hierüber kotntnt tiun zu handeln: 
H. Von den Erwerbungsar ten der österreichischen 

Staatsbürgerschaf t . 
V. Von den osterr. staatsbürgerlichen Verhäl tnissen 

im A l lgemeinen; und 
v. von den Er löschungsarten der österreichischen 

Staatsbürgerschaft . 

Kon den Erwerbungsarten der österreichischen Staats
bürgerschaft. 

§. 3 . ' 

Al lgemeine Bemerkung hierüber. 

Die österreichische Staatsbürgerschaft wird durch die Geburt 
Mb durch die Einbürgerung (Nationalisirung) erworben. 

Die diefifä'lligen Normen sind zwar, wie das Hofkanzlei« De« 
«et vom 29. Jänner 1818, Hofz. 33,935, Rggsz. 10,053 sagt, po
litisch ; sie sind aber des Zusammenhanges wegen in den g§. 29 bis 
32 des allg. b. G. aufgenommen, da die Staatsbürgerschaft auch 
für daö Privatrecht von Wichtigkeit ist, folglich die Frage, wie die 
Staatsbürgerschaft in den österreichischen Staaten, für welch< 
das allg. b. G. best»mmt ist, erlangt werde, obschon zu der 
pol i t ischen Gesetzgebung gehör ig , in dem allg> b. <A 
nicht übergangen werden konnte. 
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' 4 . S t a a t s b ü r g e r s c h a f t durch G e b u r t . 

3. 4. 

Di« Staatsbürgerschaft in den österreichischen Erb st<laten ist ver» 
W8g« §. 23 des allg. b. G. vorerst Kindern eines östelleichifchen 
Staatsbürgers durch die Geburt.«) eigen. 

' ) Diese Erwerbungsart Ist auf die Natur de« Staate« gegründet; denn in 
der Natur des Staates, als einer zur Sicherheit der Rechte nothwen» 
digen Nesellschafl, liegt die Absicht sowohl der öffentlichen Verwaltung, 
als, der einzelnen Glieder, daß die Staatsbürgerschaft auf die Famille der 
Bürger f o r t g e p f l a n z t werden soll, und eine consequente Wesetzge» 
bung kann die Kinder eine« Staatsbürgers, welche sie überhaupt an den 
Rechten de« Vaters Theil nehmen laßt, von dem Bürger-Rechte mcht 
ausschließen. Siehe v«n Zeiller's Lommentar über das allg. b. G. 
t . Band, §. 136. 

§. 5. 

W i e unehe l iche, wenn gleich von e inem A u s l ä n d e r 
«rzeuate K i n d e r e iner I n l ä n d e r i n zu behande ln 

s ind . 

Da Kinder österreichisch« Staatsbürger die inländische Eigen» 
schüft durch die Geburt erlangen, indem sie dem Stande ihres VaterS 
f°l«en, so folget daraus, daß uneheliche Kinder einer Inländer,«, 
! " " « sie gleich von einem Ausländer erzeugt wurden, gleichfalls die 
österreichische Staatsbürgerschaft erlangen, da dieselben nach dem 
8.1L5 des allg. b. G. de,n, Geschlechtsnamen ihrer Mutter erlangen, 
folglich auch ihrer staatsbürgerlichen Eigenschaft folgen. 

Dafür spricht Nachfolgende H°fk<mzl«i° Verordnung: 
I n e inem spec ie l l en F a l l e , wo im diplomatischen Wege 

Ol» Ausfertigung eint« Heimatsscheines für ein im Auslande ooN 
«nem Ausländer unehelich erzeugtes Kind einer österreichischen 
Staatsbürgerin handelte, wurde nämlich von der k. k. Hofkanzlci un> 
t«M 24. Ju l i 1834. Hofz. 18,971, Rggsz. 41,361, entschieden, 
v<iß, da in diesem Falle das österreichische Heimatsrccht de« unehell» 
chen Kindes jener Inländerin durch das bürgerliche Gesetzbuch voll» 
ldlnmen gegründet i'st, i ndem nach be^ «Üefftmmun gen des, 
selben d ie S t a a t s b ü r g e r s c h a f t i n den österreichi« 
schen Erbs taa teu den K i n d e r n e i n e s österreichischen 
S t a a t T b ü l g e r s durch die G e b u r t « igen ist, über die 
Heimatszustü'ndigkeit des unehelichen Kindes die entsprechend« Nest«!' 
llguns von Seit« de» Gebmtsobrigkei» auszufertigen und vorzu
legen sei. 
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§. e. 

F remde e r l a n g e n durch i h r e von e inem I n l ä n 
der e r w i r k t e A d o p t i o n die S t a a t s b ü r g e r s c h a f t 

nicht. 

Kindern eines österreichischen Staatsbürgers ist vermöge §. 2s 
des allg. b.G. nur durch Geburt, d.h. durch E r z e u g u n g , die Staats
bürgerschaft eigen. 

Dieser Paragraph schließt sonach die Annehttwng ' an Kindes» 
statt nicht ein. 

Da jedoch eine solche Person nach §. 182 des allg. b. G. bell 
Namen des WahlvaterS oder den Geschlechtsnamen der Wahlmutter 
erhält, und da nach §. 483 zwischen den Wahleltern und dem 
Wahlkinde und dessen Nachkommen, insoweit das Gesetz keine Aus-
nähme macht, gleiche Rechte zwischen den ehelichen Eltern und Kill« 
dern Statt findet, und der Wahlvater die väterliche Gewalt über» 
nimmt, so ist wohl dadurch angezeigt, daß bei Gelegenheit des nach 
§. 181 des allg. b. G. von der Landesstelle zu bestätigenden Wahl» 
actes darauf Rücksicht zu nehmen ist, und die gleichzeitige Aufnahme 
in die österreichische Staatsbürgerschaft zur Sprache gebracht werdest 
dürfte. 

s. 7. 

v . S t a a t s b ü r g e r s c h a f t durch E i n b ü r g e r u n g , Auf» 
zä 'h lung der d i e ß f ä l l i g e n G a t t u n g e n . ' 

F r e m d e erwerbet! die österreichische Staatsbürgerschaft: 
1. durch Eintretung in einen öf fent l ichen'Dienf t ' j 
2. durch Antretung eines G e w e r b e s ; 
3. durch einen in diesen Staaten vollendeten z e h n j ä h r i g e « 

u n u n t e r b r o c h e n e n W o h n s i t z , jedoch u n t e r den erst 
durch d le neueste L e g i s l a t i o n festgesetzten Beschrü'u» 
t u n g e n ; 

4. durch ausdrückl iche V e r l e i h u n g ; endlich 
5. durch V e r e h e l i c h u n g . 
Für die Freihäfen Triest, Fiume, (und nun wohl auch Venedig) 

gelten jedoch von diesen Einbürgerungsarten nach dem Hofkanzlel» 
Dekrete vom 9. NoD. 181b nur jene i t ckNr . l und 4 j auch jene «üb 
Nr. 5 findet dort Anwendung. ) 

») Nach welchen Grundlagen Einwanderer, Lattdwlrthe, Künftter, Fqbrv 
kanten, Kriegsgefangene, Deserteurs u. dgl., die sich in den" öfterreichv 
schen Staaten seßhaft machen wollen, behandelt «erden sollen, welche V«s 
schrsnkungen au« diplomatischen oder polizeilichen, oder welche V«a<i? 
stigungen solchen Ansiedlern aus staatswirthschaftlichen Grünben zugesia? 
den sind, lommt in den einschlägigen Abhandlungen ver. 
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§ .8 . 

4s l .Du rch E i n t r e t u n g i n ein«« öffentl ichen Dienst. 

. Durch E i n t r e t u n g in einen öf fent l ichen Dienst 
wirb die österreichische Staatsbürgerschaft erworben. (Allg. b. G. B< 

F. 9. 

A a s unter öffentl ichen Dienst verstanden wi rd. 
Welche Vorsichten daher bei D iens t -Ver le ihung «N 

Fremd« zu beachten sind. 

Unter öffentl ichen Dienst, durch dessen Antretung Fremde 
"ach dem §.29 des allg. b. G. die österreichische Staatsbürgerschaft er» 
"«ben, ist in Gemäßheit a. h. Entschließung vom 15> März 1828, 
A°fkanzlei-Decret vom 15. April 1828, Hofj. 8740; Regierungs» 
^»rcular vom 28. April 1828, Rggsz. 22,095, i n H i n k U n f t b l o ß 
' f n wi rk l icher Staatsd ienst ») und keine vroviso-
Nfche »d,p andere öffentliche Dienst le istung zu ver« 
stehen. 
,^ Diese Anordnung bat jedoch nicht für die bereits, nämlich bis 
^> April 1828 in provisorischer oder anderer öffentlichen Dienstlei, 
M g gestandenen Individuen zu gelten. (Hofkanzlei- Decret vom 4. 
Unner 1830, Hofzahl 48; Regierungs»Circular vom. 18. Jänner 
2W0, Rggsz. 2250. 

I n öffentl ichen S taa tsd iens t dürfen übrigens bereits 
AH dem Hofkanzlei-Decrete vom26.Juni 1787 keine fremden Unter' 
thanen angenommen werden, wenn sie nicht ganz besonders 
^ p r ü f t e und geschickte Leute s ind , und dieses über a. h. 
Entschließung, erlassene Hof-Decret wurde mit Hof-Decret vom 14. 
""vember 1823 in Erinnerung gebracht, auch zugleich verfüget, daß, 
"enn die zu Dienstbesetzungen berufene Provinzial«Behörde einen 
l r ««den Unterthan wegen seiner vorzüglich guten Eigenschaft und er
böten Moralität in österreichische Staatsdienste aufzunehmen finden 
!°?le, sie solches, wegen der damit verbundenen Staats» 
^Urgerschaft doch nicht aus eigener Macht thun könne, sondern 
"e vorläufig« Genehmigung ihrer vorgesetzten Hofstelle «inzUholM 

, Da jedoch die Staatsbürgerschaft nunmehr von den LHnderstel» 
"»verliehen wirb, §. 1?, so fragt sich, ob dies« Vorlegung an die 
!v«fst«lle dermal noch »othwendig sei, oder ob nicht vielmehr di« öan» 
«««regiernng, wenn st« den Staatsdienst selbst zu verleihen hat, nun 
MaN« selbst entscheiden, eine ander« verleihend« Behörde aber sich 
leserwege« vorläufig mit der Landesstelle in daS EinverNxhmen setze« 

""««? Letzteres scheint wohl der Fall zu seyn. ' -
Liegt die Ernennung in dem Wirkungskreise einer Hofstelle, 

I. 4 
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oder gehört sie unter diejenigen, welche Se. Majestät sich selbst vor> 
behalten haben, so versteht es sich von selbst, daß die Landesstelle der 
Staatsbürgerschaft wegen darauf nur insoferne Emfiuß zu nehme» 
hat, als sie höhern OrtS hierzu aufgefordert wird. 

Welche weitere Beschränkungen rücksichtlich der Professoren, 
Lehrer und Assistentenstellen bestehen, wenn die Bewerber Aus» 
länder sind, kommt in der Abhandlung X I I . dieses Theils, vom Schul« 
und Studien-Wesen vor. 

«) Nach dieser beschränkenden authentischen Erklärung können sonach, streng 
genommen, nur solche Individuen hierher gehören, welche einen stabilen 
Staatsdienst bekleiden, sie mögen nun Beamte ober Diener sevN, 
gleichviel. Bloße Praktikanten, landschaftliche, Fonds», l. f. Stäbtische, und 
obrigkeitliche Beamte gehören daher nach dem strengen >Wort< 
lattte des Gesetzes nicht hierher, wiewohl die ständischen, Fonds- und 
l. f. Städte-Beamten unter besonderer Staatsaufsicht stehen, und dir«« 
tlvmäßig in D isc iv l inar- und Pensionö-Ang elegenheiteN 
den I. s. Beamten ganz gleich gehalten werden. 

5- 10. 

Qurch d ie k. k. geheimen R a t h s - und Kämmere rSwürde 
e r l a n g t ein F r e m d e r die österreichische S t a a t s b ü r » 

gerschaft nicht. 

Zu Folge «. h. Entschließung vom 2. März 1833, Hofkanzlei« 
Decret vom 6. April 1833, Hofz. 7039, Rggsz. 22,518, wird durch 
Verleihung der gehe imen R a t h s » und K ä m m e r e r s w ü r d e 
Nicht auch die österreichische Staatsbürgerschaft erworben. 

§. 11< 

Aussch l i eßung der M i l i t ä r d i e n s t e . 

Sowohl die wirklichen, in der l . k. Armee dienenden, als auch 
die mit und ohne Milttär-Charakter ausgetretenen O f s i z i e r e , die 
g e b o r n e A u s l ä n d e r sind, sind noch immer a ls solH^e zu de, 

, trachten, weil sie bloß durch den bekleideten Offiziers - Charakter, 
oußer den Militärpflichten, die Verpfilchtungen der österreichische« 
Staatsbürgersthaft noch nicht übernehmen. (A. h. Entschließung vow 

M.August 4818, Hofkanzlel'Decret vom 23.September 1818, Regie 
rungS.Intimation vom 22. October 1818, Rggsz. 42,096). , . , 

Um die Staatsbürgerschaft zu erwerben, müssen sie sich sonach 
einer der im Gesetz« enthaltenen Eswerbungsarten unterziehstt» 

Auch ob.l.jHKt« M i l i t ä r d i e n s t e begründen die Staats» 
bürgerschaft zu^'Mmsten eines Ausländers nicht. Denn indem e r ^ 
Militärdienste als obligater Mann t l i t t , übernimmt er nu r diest 
Dienste a u f eine bes t immte Z a h l von J a h r « « , welch* 
in der mit ihm abgeschlossenen Cavitulation ausgedrückt ist. 
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Mach beendigter Capitulationszeit hat er gegen den,Staat, mit 
AM «r den erwähnten D i e n s t v e r t r a g abschloß, keine weitere 
Verpflichtung, da er sich auf diese Art bei Annahme der Militär« 
"enste weder immer, noch auf «in« unbestimmte Zeit, sondern nur 
^Uf eine gewisse Zahl Jahre verpflichtet; woraus folget, daß er durch 
'!.» Antretung der Militärdienste in der angegebenen Art die Staats» 
^gerschaft nicht erlangt, und daß die mit Vorbehalt des Rücktritte« in 
"!« vorigen Verhältnisse zugebrachten Jahre Z M in das jetzige Decen» 
Aum «ingerechnet werden tonnen, welche zur Erlangung der Staats« 
Bürgerschaft nothwendig ist, sondern daß der zehnjährige unverletzt« 
Aufenthalt erst dann zu laufen anfängt, wenn nach vollstreckter Ca» 
Atulationszeit der Ausländer noch zehn Jahre ununterbsochen im 
Inland« bleibt (Hofkanzleid. vom 29. Jänner 1818, Hofz. 32,985, 
Rggsint. vom 8. März 1818, Rggsz. 10,053); wobei es sich jetzt 
^ n seihst versteht, daß sodann bei ihnen auch die 8« 16 vorkommen» 
«en Bedingungen eintreten müssen. 

§. 42. 

Gestaltung der Niederlassung für ausländische Ex» 
C a p i t u l a n t e n . 

Jenen Ausländern, welche die vorgeschriebene Capitulationszeit 
!? ben österreichischen Militär-Diensten vollstrecket haben, ist jedoch 
"<« ^Niederlassung in den 'österreichischen Staaten, wenn sie darum 
suchen und gegen sie weder in Hinsicht der Moraliläl, «och in son» 
mger Beziehung ein Anstand abwaltet, zu gestalten; auch kann ihnett 
°<« österreichische Staatsbürgerschaft, wenn sie darum bitten und die 
^forderlichen Eigenschaften nachweisen, ertheilt werderi. 
. Werden derlei Ausländer in der Folge erwerbsunfähig, so sind 
?t Nach den bestehenden allgemeinen Versorgungs-Vorschriften zu be> 
handeln. ' 
y. Hat aber ein solcher Ausländer, der bereits in der Invaliden» 
Aersorgung wirklich war, seinen Abschied genommen, um in sein 
^"terland zurückzukehren, von wo er aber zurückgewiesen wurde, 
?as «f bes t immt e r w e i s e t m u ß , so ist «r wieder in die frü» 
^"Invaliden-Versorgung zu übernehmen. (Allerhöchste Entschließung 
< " 16. Jänner 1830, Hofkanzleid, vom 23. Jänner 1830,Hofz.' 
" 2 8 , Rggsz. 6592.) 

§. 13. 

Hä 2. D u r c h A n t r e t u n g e ines G e w e r b e s . 

^ Durch Antretung eines G e w e r b e s wird die lflitteichische 
^laatsbiirgerschaft nur dann «rworbett/ wenn desse« Be t re i « 
«Ng die ordent l iche Ansäss igke i t .no lhwe>,b i» mach t ' ) ^ 
M g . b . O , B , §.29.) 
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Durch die A n t r e t u n g ober den Ankau f eineS Gewerbes, 
dessen Betreibung die Ansässigkeit nothwendig macht, wird daher die 
Staatsbürgerschaft schon f ü r sich erworben. (Hofkanzleid, vom 
20. Februar 1819, Hofz. 5879, Rggsz. 8762.) 

Diese Erwerbung tritt also nach den bestehenden Gewerbs-
grundsa'tzcn von dem Zeitpunkte ein, wo bei P e r s o n a l - G e w e r 
ben das Gewerbe v e r l i e h e n und diese Verleihung rechtskräf
t i g geworben ist, bei u n p e r s ö n l i c h e n aber von dem Zeit-
punkte, wo der Käufer von der competenten Behörde b e f ä h i g t er
klärt worden ist, dieses Gewerbe anzutreten. 

Die zur Zeit dieser Erwerbung bereits g r o ß j ä h r i g e n Kin
der eines solchen Ausländers erlangen jedoch dadurch die österrei
chische Staatsbürgerschaft nicht. (Hofkanzleid, vom 30. August 1832, 
Hofz. 19,542, Rggsz. 51,019.) 

n) Eben deßhalb bestehen über die Verleihung von Gewerben an Ausländer 
für die verleihenden Behörden besondere, mit den bei derförmlichen Ver
leihung der österreichischen Staatsbürgerschaft im Einklänge stabende Vor
schriften, die sich nicht nur auf eine strenge Beurtheilung der personlichen 
Eigenschaften der Bewerber, sondern auch auf die bestehenden verschiedenen 
Contractc, Conventionen und Handelsverträge mit auswärtigen Staaten 
Bezug nebmen. 

Von diesen gesetzlichen Bestimmungen, so wie von der Frage: welche 
Gewerbe eine ordentliche Ansässigkeit erheischen, wird in der Abhand
lung XIV. dieses Theils, von dem Gewerbs» und Hanbelswesen, um
ständlich gehandelt. 

§. 14. 

Welche G a t t u n g e n von Beschä f t i gungen die S t a a t s 
bü rge rscha f t n icht b e g r ü n d e n . 

Durch Anlegung eines H a n d e l s einer Fabr ik , ober die Th e i l -
nahme an einem von beiden, ohne persönliche Ansäss igke i t 
in einem Lande der österreichischen Staaten, wird daher die öfter» 
reichische Staatsbürgerschaft nicht erworben. (Allg. b. G. B. §.31.) 

Eben beschall) wird sie auch nicht durch den bloßen Betrieb einer 
f r e i e n B e s c h ä f t i g u n g oder durch die Bes tandnahme eines 
Schankes erworben; da freie Beschäftigungen wieder jeden Augenblick 
verlassen, Bcstandverträge aber aufgekündigt werden können. (Hof-
kanzlei-Decret vom 16. Jänner 1817, Hofz/891, Rggsz. 5204.) 

§. 15. 

I n w i e f e r n die b loße I n h a b u n g oder ze i t l i che Be
nü tzung e ine r R e a l i t ä t die S t a a t s b ü r g e r s c h a f t nicht 

beg ründe t . 

Durch die bl'osie Inhabung oder ze i t l i che Benützung eines 
Landgutes, Hauses oder Grundstückes ohne persönl iche A n säs-
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s l g k c l t »n emem Lande der östelrelchlschen Staaten wird die üster-
relchlsche Staatsbürgelschafr Nlcht erworben. 

Da nun aber de» B a u e r n g ü t e r nach der Hofverordnung vom 
28. Febluar1788, zene F remden , welche solche Güter oder emzelne 
Grundstucke an sich brmgen »vollen, dle Elgenschaft e«nes Inländers 
und Unterthans anzunehmen, und i n den österreichischen 
S t a a t e n i h r e n W o h n p l a t z zu n e h m e n v e r b u n d e n 
s l nd , »ndem sia sonst zum Elgenthume und rechtlichen Besitze ,ener 
Güter unfähig wären, so folget daraus, daß der Besltz emes Bauern
gutes dle E r l a n g u n g der österr eichlsehen S t a a t s b ü r 
gerschaf t vo rausse t z t , weßhald auch dle Regierung bel Gele« 
genhett e,nes Partlcular.-Falles Mlt Decret vom 17. März 1818, 
Nggsz. 11,169, ennnerte, daß em Ausländer durch den Ankauf emer 
Rustical-Realität, dle der I n h a b e r M l t Rücken besitzen 
Muß , u n d m l t der daher d le Ansäss igke i t »m Lande 
n o t h w e n d l g v e r b u n d e n lst, allerdings Gutsunterthan und 
somlt auch Unterthan des Staates werde. 

Nur rücksichtlich der Unterthanen des deutschen Bundes, da sie 
Nach dem §. 18, Nt. n , des deutschen Bundes-Actes vom 8. I u m 
1815 das Recht genießen, Grundelqenthum außerhalb des Staates, 
den sie bewohnen, zu elwerben und zu besitzen, und nach der Hof» 
kanzlel-Verordnung vom 14. April 1825, Hofz.8737, Rggsz. 23,614, 
daselbst auch Rustlcal-Güter besitzen können, tritt d,eßfalls eme Aus
nahme e,n, und diese weiden sonach dadmch keine österreichi« 
sche S t a a t s b ü r g e r . 

D»e bloße Inhabung einer Herrschaf t begründet dagegen nach 
der Neglelungs-Weisung vom 17. März 1818, Nggsh. 11,169, dle 
Staatsbürgerschaft nicht, da di e persönliche An sä sslg ke l t 
h i e r b e i Nlcht e r f o i d e r l l c h »st. 

Ob die n. 8. Landmannschaft die österreichische Staatsbürger
schaft begründet oder nicht, kommt in der Abhandlung I V . dieses 
Thelles von dem n. ö. Stände-Institute vor. 

§. 16. 

^ ü 3. D u r c h z e h n j ä h r i g e n u n u n t e r b r o c h e n e n Wohn« 
sitz. Neueste beschränkende B e s t i m m u n g e n h i e r ü b e r . 

Nach dem F. 29 des allg. b. G. B. w,rd die österreichische 
Staatsbürgerschaft auch durch einen in den österreichischen Staaten 
vollendeten zehnjährigen ununterb»ochenen Aufenthalt, jedoch unter 
der Bedingung, daß der Fremde d,e Zelt hindurch sich wegen emes 
Verbrechens keme Stlafe zugezogen hat, erworben; und dleser zehn 
l'ähnge ununterbrochene Wohnsitz muß in emem der Länder vollbracht 
seyn, für welches das allgemeine bürgerliche Gesetz Rechtskraft hat. 
CS. Elnlettung Nr. 5 , Bemerkung n. Hofkanzlei-Decret vom 18. 
September 1817, Rggs. Intimatton vom 6. October 1817.) 
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Durch die neueste Legislation erlitt jedoch diese Erwerbungsart 

eine wesentliche Aenderung. Se. k. k. Majestät haben na'mlich, laut 
k. k. HoftanzleüDecretes vom 1. März 1833, Z. 1833, befohlen, daß 
von nun an durch einen in den Ländern, für welche das allgemeine 
bürgerliche Gesehbuch verbindlich ist, vollendeten zehnjährigen unun
terbrochenen Wohnsitz die österreichische Staatsbürgerschaft von einem 
Fremden erst dann erworben seyn soll, w e n n er sich h ie r 
über bei der Landesstel le seines letzten W o h n o r t e s 
gehö r i g a u s g e w i e s e n , auf deren Anordnung bei ihr selbst, oder 
bei dem zuständigen Kreisamte den Untere Hans« E i d , S<§.31 , 
geleistet, und darüber eine 33eg l aub i g u n g s - U r k u n de er
halten ha t " ) . 

Zu dieser Eidesablegung soll jedoch der Fremde nicht eher zu
gelassen werden, als 2) nachdem die gedachte Landesstelle sich die volle 
Ueberzeugung verschafft hat, daß er die erwähnte Zeit hindurch sich 
Nicht nur wegen eines Verbrechens keine Strafe zugezogen, sondern 
auch d) fortwährend ruhig, den Gesetzen und den Anordnungen der 
gesetzlichen Behörden gehorsam und gut gesittet betragen, und c) durch 
seine Aufführung und gezeigte Denkungsart niemals zu einem gegrün
deten Verdacht oder Beschwerde Anlaß gegeben habe. (Regierungs-
Circular vom 10. März 1833, Rgqs;. 14,627.) 

Da übrigens auch hier ausdrücklich verordnet wurde, dasi durch 
einen 10jährigen ununterbrochenen Wohnsitz die österreichische Staats
bürgerschaft von einem Fremden erworben wird, wenn sich nur dar
über, so wie über dle übngen gesetzlichen Anordnungen bei der Landes» 
stelle des letzten W o h n o r t e s ausgewiesen worden ist, so beginnt 
hier die Staatsbürgerschaft offenbar noch immer vom Tage des 
a u s g e w i e s e n e n v o l l b r a c h t e n D e c e n n i u m s und nicht erst 
vom Tage des abgelegten Umerthans-Eldes oder der Ausfertigung der 
Beglaubigungs-Urkunde, da erster« n u r eine Feierlichkeit, letztere aber 
keine Verleihungs-Urkunde ist, sondern lediglich zur L i g i t l m a t i o n 
des vo l l b rach ten D e c e n n i u m s dient. 

») Durch diese Verfügung wurde allen Unzukömmlichkeiten , welche nach der 
Erfahrung die stillschweigende Begründung der österreichischer! Staats
bürgerschaft durch einen 10jährigen ununterbrochenen Wohnsitz überhaupt, 
vorzüglich aber bei den ungarischen Unterthancn verursachte, für die Zu
kunft radikal abgeholfen. 

§. 17. 

P f l i c h t der 8Hot8 mlxte», sich f ü r i h r e Pe rson und i h re 
F a m i l i e zu e inem b l e i b e n d e n Wohnsitze i n e inem der 

. gegebenen S t a a t e n zu e rk lä ren . 

Es gibt auch sujotg mixte», d. h. solche Unterthancn, welche 
in Folge der politischen Ereignisse mit ihren Besitzungen in das Ge
biet verschiedener Staaten gefallen sind, und somit ihren Wohnsitz 
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bald da, bald dort nehmen, und ihre Einkünfte bald da, bald dort be» 
ziehen und genießen. 

Vorzüglich war diesi der Fall in Galizien, in Ansehung welchem 
zwischen den Höfen von Wien, S t . Petersburg und Berlin unterm 
3. Mai 1815, in Folge der bei der damals mit dem Herzogthume 
Warschau vorgegangenen Veränderung, geschlossenen Convention, Fol» 
gendes festgesetzt wurde: 

X. Artikel: Es werden in Zukunft 8njvt8 mixte« bloß in Rück
sicht auf den Besi tzstand und das E i g e n t h u m erkannt. 

X I . Artikel: Ein jeder, welcher unter mehr als Einer Landes-
hoheii Eigenthum besitzt, soll gehalten seyn, binnen Einem Jahre 
vom Tage der Ratification des Tractates vor dem zunächstliegenden 
Stadt'Magistrate, oder aber dem nächsten Kreisamte oder der nach-
sten Civil. Behörde des Landes, welches er zu seinem b l e i b e n d e n 
Wohnsitze für die Zukunft gewählt hat, diesen seinen Entschluß schrift
lich zu erklären. 

Durch diese Erklärung, welche der betreffende Magistrat oder 
Behörde der obersten Landesstclle der Provinz einzusenden hat, wird 
er für seine P e r s o n und seine F a m i l i e (mit Ausschluß jeder 
anderen Ortsherrschaft) Unterthan des Souveräns, in dessen Staat 
er seinen Wohnsitz gewählt hat. 

X I I . Artikel: Für Minderjährige, oder Personen, welche sich 
unter Vormundschaft oder Curatel befinden, hatten die Vormünder 
oder Curatoren in dem vorgeschriebenen Termine die nö'thigen Erklär 
rungen zu machen. 

X I I I . Artikel: Wenn ein gemischter Eigenthümer unterlassen 
hätte, binnen dem vorgeschriebenen Termine von Einem Jahre die 
Erklärung über seinen bleibenden Wohnfitz abzugeben, so soll er als 
Unterthan jener Macht angesehen werden, in dessem Staate er zu. 
letzt seinen Wohnsitz gehabt hat, und diese Unterlassung für eine Er> 
klärung gelten. 

Nach welchen Vorschriften in Paß- und Abfahrts-Angelegenheiten 
die 8Het8 mixte« zu behandeln sind, kommt in den Abhandlungen 
XX I I I . und XXV. dieses I. Theils von den politisch-administ. Mil i tär. 
Angelegenheiten und vom Cameralwesen vor. 

8. 18. 

^ ä 4. Durch ausdrückl iche V e r l e i h u n g der S t a a t S « 
bürgerschaf t . 

Auch ohne Antretung eines Gewerbes oder Handwerkes, und 
vor verlaufenen 10 Jahren, kann nach dem §. 30 des allg. b. G. B . 
die Einbürgerung bei den politischen Behörden angesucht, und von 
denselben v e r l i e h e n werden. 

Die Staatsbürgerschaft b e g i n n t hier offenbar vom Tage der 
von der competenten Behörde wirklich erfolgten Aufnahms?Bewillic 
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g u n g , weil der Bewerber durch sein Gesuch zwar die E r k l ä r u n g 
abgegeben h a t , den staatsbürgerlichen Vertrag einzugehen, die 
kompetente Behörde aber erst am Tage, wo sie diese Erklärung alp 
N i m m t , diesen z w e i s e i t i g e n Vertrag definitiv abgeschlossen hat. 

Die zur Zeit dieser Erwerbung bereits g r o ß j ä h r i g e n Kinder 
eines solchen Ausländers erlangen jedoch dadurch die österreichisch« 
Staatsbürgerschaft nicht. (Hoftanzlei-Decret vom 30. August 1832, 
Hofz. 19,542, Rggsz. 51,019,) Sie müssen sich selbst darum bewerben. 

§. 19. 
W i e das E i n b ü r g e r u n g s - Gesuch zu übe r re i chen ist. 
Welche B e h ö r d e n u n m e h r die S t a a t s b ü r g e r s c h a f t 

zu v e r l e i h e n ha t? 
Die Staatsbürgerschaft ist bei der untern politischen Behörde 

anzusuchen, welche die nöthigen Erhebungen pflegt und sodann den Act 
der vorgesetzten Behörde vorlegt. (Hofkanzleid, vom 30. Jänner 182h 
Hofz. 2096, Rggsz. 11,897.) 

Die Au fnahme der Ausländer in die o^erreichisihe Staatsbür
gerschaft ohne inländische Ansässigkeit oder ohne Antritt eines Gewerbes 
ist nämlich nun denLä'nderstel len») überlassen, doch haben sie die 
W ü r d i g k e i t , E r w e r b s f ä h i g k e i t und das s i t t l i che B e t r a 
ge n strenge zu würdigen, und überhaupt jene gesetzlichen Vorschriften 
genau zu beobachten, die in lxeser Hinsicht durch besondere Gesehe 
geboten sind. (Hofkanzlei «Decret vom 6. März 1829, Hofz. 2402, 
Rggsz. 13,656, §.1.) 

Selbst f r e m d e n Geis t l i chen ist nun die Landesstelle be
fugt, die Nationalisirung zu ertheilen, ledoch im Einvernehmen mit 
dem Ordinariate, und erst dann, wenn sich dieses nach eigener Prä« 
fung von der Sittlichkeit und den reinsten Grundsätzen der fremden 
Geistlichkeit früher die vollkommene Ueberzeugung verschafft hat. I M 
übrigen sind die Bestimmungen des Auswanderungs-Patentes von» 
24. März 1832 genau zu beobachten. (Wirkungskreis der Landesstelle 
vom 11. Ma i 1832, Hofz. " "« /« „ . ) 

Die Ausländer als Kloster-Candidaten haben übrigens ihr Ge» 
such um die Einbürgerung selbst zu machen, und es ist nicht von den 
Kloster.Vorstebern für dieselben zu überreichen. (Regierungs-Weisung 
vom 25. Juni 1832, Rggsz. 33,188.) 
») Früher war die Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft der 

Hoftanzlei vorbehalten. (Hostanzlei'Decret p M 12. April 1816, Z. 5444. 
§. 20. 

W a n n die al lerhöchste B e w i l l i g u n g n o t h w e n d i g (s t l 
Jenen, die ohne Bewilligung ausgewandert und a ls unbe» 

f u g t e A u s w a n d e r e r v e r u r t h e i l t wo rden s i n d , kann die 
Staatsbürgerschaft nu r i n Fo lge allerhöchster B e w i l l i g u n g 
wieder zu Theil werden (Auswanderuna>Patent vom 24. März 1832, 
§.21), wahrend jene, die mit dex^ehörigen Bewilligung ausgewandert 
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^Nd, die österr. Staatsbürgerschaft auf die in den §Z. 29 und 30 des allg. 
b.G.B. vorgeschriebene Art wiedererlangen können. (Iüuä.§.22.) 

§. 21 . 
B e d i n g u n g e n zur V e r l e i h u n g der österreichischen 

S t a a t s b ü r g e r s c h a f t . 

werden. 
. Ein gutes sittliches Betragen und eine hinreichende Erwerbs-

Wgk«it ist u n u m g ä n g l i c h n o t h w e n d i g . 
« Der Ausweis eines besondern Vermögens aber, welches zur 
Ernährung einer Familie hinreicht, ist wohl sehr zweckdienlich, jedoch 
kein absolutes Erforderniß. 
_ Zum Erweis des sittlichen Betragens und der hinreichenden 
'llwerbsfähigkeit des bittstellenden Einwanderers genügen aber die 
^n> Dienstherrn, Meister und Fabrikanten, wo sich derselbe in Arbeit 
^ndee, hierüber ausgestellten Zeugnisse n ich t a l l e i n , sondern 
^selben müssen auch von der Ortsgemeinde und Obrigkeit bestätiget 
<eyn. (Hoftanzlei-Decret an das mährisch »schlesische Gubernium vom 
12. April 1816, §. 1 , Z> 5444. Für die Provinz Nieder-Oesterreich 
""geschrieben mit Hofkanzlei-Decret vom 30. Jänner 1824, Hofz.2090, 
M i . 11,897.) I n W i e n hat die k. k. Polizei-Oberdirection ihren 
Achten über die angesuchte Einbürgerung immer die Erhebungen der 
i^lizei-Bezirks« Direction beizuschließen. (RegierungS ° Verordnung 
'"N 28. Sept. 1826, Rggsz. 48,238.) 
5 §. 22. 
" » a u c h m i n d e r j ä ' h r i g e n K i n d e r n die österreichische 

S t a a t s b ü r g e r s c h a f t v e r l i e h e n w e r d e n kann? 
Nachdem die gesetzlich berufenen V e r t r e t e r m i n d e r j ä h r i g 

«er Personen für letztere vertragsmäßige Rechte aller Art erwerben 
^vertragsmäßige Verbindlichkeiten übernehmen können, so sind sie 
""ch befugt, für ihre Pflegebefohlenen die Verleihung der Staatsbiw 
'"'lschaft zu erwirken. 
., Bei Unmündigen kann zwar die pe rsön l i ch« Ablegung des 
""t«lthans-EideS nicht Statt finden. 
». Diese Unfähigkeit eines Unmündigen kann jedoch an und für 
^ seiner Aufnahme in die Staatsbürgerschaft, sobald letztere für ihn 
lwk ^ ' " ^ berufenen Vertretern angesucht wird, nicht hinderlich seyn, 
" U es kann, da der Unterthans-Eid als eine bloße Fe ier l i chke i t , 
y A als «ine wesentliche und unerläßliche Bedingung erscheint, kei-
hA "«stände unterliegen, davon in solchen Fällen zu dispensiren, oder 
fck5'" Ablegung bis zur Erreichung des erforderlichen Alters zu ver 
U A » > (Hofkanzlei'Decret vom 3. März 1831, Hofz.7357, Rggsz. 
" '??6.) 
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ß. 23. 
Welche Vo rs i ch ten vo r A u f n a h m e i n die österreichi

sche S t a a t s b ü r g e r s c h a f t zu beobachten s ind . 

Bereits in Folge Hofkanzlei-Decretes vom 26. August 4817, 
Hofz. 19,705, Rggsz. 40,644, wurden die untergeordneten politischen 
Gerichtsbarkeiten angewiesen, jene Einwanderer, welche den Willen 
und die Eigenschaft haben, die österreichische Staatsbürgerschaft zu 
erlangen, darauf aufmerksam zu machen, daß sie um die landes» 
her r l i che E n t l a s s u n g bei Zeiren anlangen, um nicht in der 
Folge in ihren Ansprüchen auf Erfolgung vom Erb» oder sonstigen 
Vermögen einen Nachcheil zu erleiden. 

Eben so wurde mit Hofkanzlei«Decret vom l l . Juni 1819, Hofz. 
48,315, Rggsz. 23,755; 26. Ju l i 1819, Hofz. 19,929, RggSz. 
25,985; und 18. Februar 1822, Hofz. 4571. Rggsz. 10.022, be
fohlen, vor der Einbürgerung baierischer llnterthanen dieselben anzu
weisen, sich um die Uebersiedlungs-Bewilligung bei den baierischen 
Behörden zu bewerben oder zu erklären, dal; sie in der Folge auf jede 
Verwendung im diplomatischen Wege zur Erwirkung ihres anfälligen 
Vermögens Verzicht leisten; und mit Hofkanzlei-Decret vom 29. Ju l i 
1819,, Hofz. 24,278, RggSz. 29,790, wurde verordnet, daß die Un
terbehörden derlei Gesuche nicht einbegleiten sollen, bevor sie nicht die 
Bittwelber über die Folgen belehren, welche die Gewährung dieses 
Gesuches für sie haben könnte. 

M i t den weiter« Hofkanzlei°Decreten vom 25. November 1820, 
vom 15. April 1823, Hofz. 10,622, Rggsz. 19,151; 20. October 
1822, Hofz. 30,149, Rggsz. 53,939; und 8. October 1825, Hofz. 
31,193, Rggsz. 52,849, wurde endlich angeordnet, daß einem baieri
schen Bewerber um die österreichische Staatsbürgerschaft erst die vor« 
läufige Zusicherung zu ertheilen sei, daß seine Aufnahme in den öster
reichischen Unterchansverband keinem Anstände unterliegen werde, so» 
bald er sich über seine En t l assung von den Unter thans» 
V e r p f l i c h t u n g e n gegen den ba ie r i schen S t a a t aus« 
w e i s e t ; und zur Beachtung des Neciprocums mit dem Königreiche 
Baiern wurde mit Hofkanzlei-Decret vom 10.December 1830, Hofz. 
28,519, Rggsz. 281 , von 1831 befohlen, daß ohne Entlassung von 
Seite der baierischen Regierung einem baierischen Unterthane in den 
österreichischen Staaten keine AufnahmS- und EhelichungS-BewiUi« 
gung ertheilet werden soll. 

Die K r e i s ä m t e r wurden übrigens mitHofkanzlei'Decret vom 
27.Juni 1831, Hofz.8104, Rggsz.37,750, ermächtigst, in solchen 
Fällen, wo die österreichische Staatsbürgerschaft von königlich baieri« 
schen Unterthanen, in Gemäßheit der im §. 29 des allg. b. G. B . 
enthaltenen Bestimmungen, in Anspruch genommen wird, die Auf
nahmszusicherung selbst zu ertheilen, wogegen, wenn dieselbe nach 
Maßgabe des §. 30 dieses Gesetzbuches angesucht wird, es der Lan-
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desstelle zustehe, d»e Bewllllgung zu geb^n; wolauf das Kleisamt, 
Mlt Bezug auf dlsse Bewllllgung, die Zusichelung der Aufnahme m 
den Unterthansverband glelchfalls zu erchellen habe. 

D»e Ausfertigung solcher Aufnahms» Zusicherungen für solche 
Indlvlduen, die sich m W l e n ansässig machen wollen, hat dagegen, 
ve» möge Hoftanzlel-Decl et vom 11. August 1531, Hofz. 18,090, Rggsz. 
44,907, von der Regierung selbst, und zwai letzte!e nach dem Regle, 
rungs-Beschlüsse vom 30. Mal 1832, Rggsz. 29.431, m der Alt zu 
geschehen, das; sie von dem Negle,ungs Pläsidentm und emem Neg»^ 
rungSiathe unterfertlqet und Mit dem ?lmtssiegel ve»sehen weide. 

Eln glelchmäsnqes Verfahren wulde laut Hoftanzlel-DecleteS 
vom 8. Dec.mber 1831, Hofz. 26,749, Rggsz. 07,611, m Emwan« 
derunasfällcn österrelchifcher Untelthanen nach Ba»e,n Mlt königlich 
balei»scher Mlmstenal-Veroldnung vom 4. November 1831 an die 
königlich balslischen Krelsreglelungen velfuqt. 

Dlese lucksichtllch der ba«erischen Untelthanen getroffenen Ver
fügungen wurden nut Hofkanzlel-Decret vom 15. Mälz 1835, Hofz. 
1014, Rggsz. 7671, auch auf großherzogllch baden'sche Untelthanen 
angewendet. 

Rücksichtllch derjenigen Ausländer endlich, mit denen respective 
Regierungs Cartels zu »hrer Auslieferung bestehen, wulde insbesondere 
d,e Frage über »hre Befähigung zur Cl Werbung der österreichischen 
Sraatsbülgelschaft ln d«e Velhandlung genommen, worüber gemem. 
schaftllch Mlt der geHelmen k. k. Hof. und Staalskanzle» Folgendes 
bestimme wulde: 

D,e posittven Bestimmungen des österrei6)»schen bürgerlichen 
Gesetzbuches hmsichtllch der Erwelbung der 'östenelchlschen Staatsbür
gerschaft für Fremde, können den conti actmäsngen, somit staatsrecht
lichen Bestimmungen der velschzedenen Ca» tele mit arzswärtlgen Ne> 
ftlerungen keinen Eintrag thun; diese enthalten aber kemeZeltbeschlän-
lungen, bls wann em Deftlteur oder Mllltälpfllchtiger rcclamllt mel
den kann, sie setzen vlelmehl, namentlich das Bundes ^Cartel, aus-
drückllch fest, dasi derDeserteur, auch wenn el sich lN flemdenStaaten 
ansäss»a gemacht hätte, auf dle elste Neciuumon ausgelleselt wel» 
den müsse, 

Der Uebertreter eines Cartels ist sowohl gegen den Staat, wel» 
chen er verläßt, als gegen jenen, m welchen er sich begibt, als NN Zu» 
stände der Schuld zu betrachten, und dadul ch mcht geeignet, staatsbür« 
gelllchc Rechte zu erwelben. 

Es wulde daher zur a l l g e m e i n e n Richtschnur für die pollt^ 
schen Behölden vorgeschrieben, daß be» solchen der Mllttä'lpstlcht unter-
liegenden Ausländern, die aus Staaten sind, m»t welchen Cartels-
Convennonen bestehen, vorläufig dle BelbllNgung desAuswanderungs-
Consenses, oder emer glaubwüldigen Nachwelsung der erfüllten oder 
nachgesehenen Mllliä'lpsiicht gefordelt werden müsse. (Hofkanzlct^ 
Decret vom 22. März 1832, Hofz< 3502, Rggsz. 19,071.) 
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3. 24. 

W i e die E i n b ü r g e r u n g s « Z u s i c h e r u n g l a u t e t . 
Auf der Grundlage a l l e r d ieser B e s t i m m u n g e n wird 

nun einem Bewerber um dle österreichische Staatsbürgerschaft ohne 
Unterschied, »m Falle er, nach den gepflogenen Erhebungen, hierzu ge« 
eignet befunden worden ist, von der Negierung, wenn er auf dem 
Lande ist, durch das betreffende Kreisamt, »st er aber in W i e n , 
durch den dorngen Magistrat und rüäsichtllch sonstige Ortsobngkelt 
bedeutet: daß auf das unterstützte Ansuchen um dessen Einbürgerung, 
die Aufnahme m die Staatsbürgerschaft geqen Beibringung der Aus
wanderung^ Bewilligung semer vateiländlschen Regierung zugesicheit, 
und »hm nach belgeblachter AuswanderungS Bewllllgungs-Urkunde 
die Staatsbürgerschaft gegen Ablegung des Untelthans<Eldes definitiv 
velliehen werde. 

§. 23. 
B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n rü'cksichlllch der türk ischen 

U n t e r t h a n e n . 
Bei der bisherigen VerfahrungSwelse, w»e türkische Unter» 

t h a n e n unter d»e k.k. österreichische Botmäßigkeit aufgenommen wer
den, ist bis zur künftigen Entscheidung über die m Verhandlung stehende 
Reform keine weitere Aenderung eintreten zu lassen, als daß die Ver
leihung der Staatsbürgerschaft an türkische Unterthanen dem n. ö. 
Landrechte nunmehr definitiv abgenommen, und dieses Geschäft 
nach B e s t i m m u n g des b ü r g e r l i c h e n Gesetzbuches, so 
w ie bei a l l e n ü b r i g e n A u s l ä n d e r n , den politischen Behör« 
den überlassen wurde. (Hoftammer-Decret vom 23. März 1817.) 

Da nämlich nach dem §. 30 des allg. b. G. B. die Aufnahme 
von Fremden m den österreichischen Unterchans-Verband überhaupt, 
folglich auch von türkischen Unterthanen nur den politischen Behörden 
zustehet, so wurde das n. 3. Landrechl von diesem Aufnahmsgeschäfte 
türkischer Unterthanen zu k. k. Unterthanen für d»e Zukunft enthoben, 
und dasselbe hat d»e Btttwerber an d,e politischen Behörden zuweisen. 
(Justiz - Hofdecret vom 14. December 1816 an das n. 8. Apvel« 
latlonSgerlcht über Bemerkungen der k. k. Hofkanzlel vom 14. No
vember 1816.) 

§. 26. 
V o r s i c h t e n h i e r b e i . 

Die Maßregeln, welche die ottomanlsche Pforte gegen die rufst« 
schen und sonstigen Unterthanen ergriffen, und welche sie allen frem
den Gesandtschaften m Constantmopel bekannt machte, erfoldeln, be» 
Erthellung der Natlonallsat«on an türkische U n t e r t h a n e n spar
sam vorzugehen (Hoftammer Präsidium vom 15. Februar 1807), und 
bei Gelegenheit emeS Particular-FalleS, wo »m diplomatischen Wege 
getrachtet wurde, den Verwandten emes m d»e k. k.Staatsbulgerschaft 
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aufgenommenen türkischen Unterthanes die Mit te l zu leihen, sich nach 
den k. k. Erbstaaten zu begeben, wurde von Seite der InternunUatur 
bemerkt, daß dieser Absicht Hindernisse lm Wege stehen, da die 
o t t o m a n l s c h e n A u t o r l t ä t e n mehr als je a b g e n e i g t 
se»en, P e r s o n e n dle A u s w a n d e r u n g zu ges ta t ten , 
welche sie elnst a l s N a j a s gekann t h a t t e n . Ueberdieß sei 
der Grundsah dieser Regierung, keine A u s w a n d e r u n g , kel» 
nen U e b e r t r l t t i n f r e m d e U n t e r t h a n s « V e r t ) ä l t n i s s e 
zu ges ta t t en . 

Die Pforte könne nämlich nicht bestimmt werden, auch nur die 
Echtheit und Rechtsgültlgtelt jener Ehen anzuerkennen, die zwischen 
europäischen Unterthanen und Najas geschlossen worden sind. Diese 
Weigerungen der ottomamschen Behörden beruhten zum Theil noch 
auf einen IIMiscnei-lk 8ultim 3«liiu'8, welches nie von den fremden 
Gesandtschaften anerkannt und angenommen worden »st, indeß aber 
die unangenehmsten Wirkungen herbeigeführt hat, so oft die zmÄckge-
bkebenen Glieder emer Familie, ihrem Gatten oder Vater, sei es nach 
Rußland oder nach Oesterrelch, folgen wollen. 

Diese Bemerkungen wurden der Regierung mit Hofkanzleid, 
vom 30. Mar 1832, Hofz. 14,20tt, RggSz. 27,981, bekannt gemacht, 
um bei vorkommenden EmbürgerungS-Gesuchen türkischer Untertha
nen darauf Bedacht zu nehmen. 

§. 27. 

V o r l ä u f i g e Rücksprache M i t der k. k. gehe imen Hof« 
u n d S t a a t s ' K a n z l e i . 

Als sich mehrere Fälle ereigneten, wo die sogenannten Najas, 
d. h. Unterthanen der ottomanlschen Pforte, welche nicht der muha« 
medamschen Religion zugethan sind, sich um die Nationallsation oder 
Einbürgerung in den österreichischen Staaten nur m der Absicht be» 
warben, um bei schlimmen Händeln, die sie sich m ihrem Vaterlande 
zugezogen hatten, den Schutz und d«e Verwendung des österreichischen 
Hofes anzusprechen, trat die k. k. Hofkanzle» dem Vorschlage der ge« 
Heimen Hof- und Staatskanzlei be», daß die Einbürgerung solcher 
Individuen n u r nach v o r l ä u f i g e r Rücksprache M i t der 
gehe imen H o f - und S t a a t S k a n z l e i e r t h e i l t werde, 
zu welchem Ende die Länderstellen m ihren dleßfälligen Einschreiten 
zu Gunsten solcher Einbürgerungs-Gesuche immer auch die nach §. 39 
des allg. b. G. B. erforderlichen Auskünfte über das V e r m ö g e n , 
die E r w e r b s f ä h i g k e l t und das s i t t l i c h e B e t r a g e n des 
Ansuchenden beizubringen angewiesen wurden; und ungeachtet seit
her Mit dem Hofkanzleid, vom 6. März 1829, Z. 2402, die Erthei« 
lung der österreichischen Staatsbürgerschaft der eigenen Wirksamkeit 
der Lä'nderstellen eingeräumt worden »st, hat die Landesstelle be» der 
anerkannten Notwendigkeit einer vorläufigen Rücksprache Mit der ge
heimen Hof- und Staatskanzlei rücksicht l ich der türk ischen 
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U n t e r t h a n e n , auch k ü n f t i g alle derlei Gesuche türkischer UN» 
tenhanen, denen dieselbe z» w i l l f a h r e n gedenket , nnt 
der Anzeige der erhobenen Verhältnisse des Bittstellers, v o r l ä u f i g 
der Hofkanzlei einzusenden und hierüber die Eröffnung des Resulia» 
tes der mit der geheimenHof» und Staatskanzlei yevflogenen .Rück
sprache abzuwarten. (Hofkanzleid, vom 10. April 1834, Hofz. 7406, 
Rggsz. 23,715.) 

Wird hierauf von Seite der k. k. Hof« und Staatskanzlei kelN 
Anstand dagegen erhoben, so wird es der Negierung überlassen, nach 
i h r e m W i r k u n g s k r e i s e dem diesifälligen Ansuchen zu willfah
ren. (Hofkanzleid, vom 22. Febr. 1835, Hofz. 4722, Rggsz. 11,609.) 

§. 28. 
B e d i n g u n g e n , die e i n e i n z u b ü r g e r n d e r türk ischer 

U n t e r t h a n e r f ü l l e n muß. 
Bei der Aufnahme türkischer Untertbanen in den österreichischen 

UnterthanS - Verband sind übrigens nachfolgende Vorsichten zu be» 
obachten: 

1 . So l l er schon vorläufig sein W e i b und seine K i n d e r aus 
der Türkei in die k. k. Erbländer gezogen haben. (Hofkammer Verord
nung vom 28. I u l l 1806. X.) 

2. Hat er eine angemessene C a u t i o n auf eine verläßliche Art 
sicherzustellen, welche auf den Fal l , daß derselbe ohne Erlaubniß 
die k. k. Erbländer verlassen, oder über die in seinem Passe bestimmte 
Seitfrist ausbleiben sollte, dem Fiscus zufallen wird, so wie auch ill 
diesem Falle ohnehin desselben Nationalisirung als aufgehoben an« 
zusehen ist. (Loäem Ilt. g.) 

3. Hat er vorläufig einen ReverS einzureichen, vermittelst 
welche« er sowohl der ottomanischen Unterchä'nigkeit entsagen, als 
sich aller l. f. und übrigen Lasten und namentlich dem AbfahrtSgeltie 
unterziehen muß, über welche geschehene Reversirung ihm sodann ein 
A t t e s t a t zu ertheilen und beizulegen ist. (Hofdecr. vom 19. Mi i r i 
1770, §. 5.) 

Dieser Revers lautet so: Kraft gegenwärtigen Reverses bekenne 
und erkläre ich Endesgefertigter in bester Form Rechtens, daß ich 
mich der ottomanischen Botmäßigkeit gänzlich entziehe, derselben förm
lich entsage, mich unter den Allerhöchsten Schutz und Untertänigkeit 
S r . k. k. Majestät begebe und Allerhöchftdenselben als meinen La«, 
desfürsten und Herrn bekenne, daher ich mich allen bestehenden Ge» 
setzen, allen Pflichten, Verbindlichkeiten und Abgaben, namentlich 
der Erbsteuer und dem Abfahrtsgelde vollkommen unterziehe. 

Urkund dessen meine eigenhändige und zweier Herren Zeugen 
Fertigung und Petschaften. 

Wien, den 
DaS A t tes ta t lautet folgendermaßen: 
Es wird 'hiermit beurkundet: Es Habe N . N., griechischer Hal^ 
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belsmann und türkischer Unterthan, mittelst Gesuch und zugleich ein» 
s«l«gtem ReverS sich dahin erkläret, daß er nicht nur der ottomani» 
»Hen Unterthänigkcit gänzlich entsagen, sondern auch für das Künf» 
'̂«« als kaiserlicher Unterthan sich dem Scepter und der Botmäßig, 

«>t S r . l . k. apostolischen Majestät unterwerfen wolle, folglich all« 
l«ndesfürst!ichen und übrigen 'öffentlichen Lasten, daher auch das Ab» 
fohrtsgeld zu tragen, schuldig und gehalten seyn solle und wolle. 

Derselbe ist daher, vermöge Decret vom . . . . zum 
Gütlichen k. k. österreichischen Unterthan« erklärt worden, und es 
wird demselben diese Beglaubigungs Urkunde, welche sich jedoch einzig 
^uf die k. k. Elbstaaten beschränket, keineswegs aber directe auch auf 
°>e türkischen Provinzen, oder allenfalls auf die dort anhängigen 
Angelegenheiten, Forderungen und Rechtsgeschäfte erstrecket, unter 
^" gewöhnlichen Ausfertigung zu seiner Legitimation, jedoch mit 
«n, weiteren Beisatze ausgefertiget, daß er zu keiner Art Handels 
wsolang« berechtiget seyn soll, bis er, den für k. k. Unterthanen be? 
Menden Verordnungen gemäß, das Befugniß zum Handel mit tür» 
W e n Waaren ?.!!' ln ssro»»o erhalten, bei dem k. k. n. ö. Merlan» 
" l ' Und Wechselgerichte aber den vorgeschriebenen Fond ausgewiesen 
^ b seine Firma zur Protokollirung eingelegt haben wird. 

Endlich ist 
4. demselben besonders, und zwar bei der Ablegung des Unter» 

ty»Ns, Eides protokollmi'ßig zu bedeuten, daß er in dem Falle seiner 
Ae immer gearteten Rückkehr in die Türkei dort auf die gesetzlichen 
A" iüge, Freiheiten und Schutzgenossenschaft der übrigen österreichi» 
Uhen Unterthanen, folglich auf den Schutz der k. k. österreichischen 
^senile und Behörden, in Folge der zwischen dem k, k. Hofe und der 
^»Manischen Pforte bestehenden Staatsverträg«, keinen Anspruch 
j " Machen habe. (Hofkanzleid. vom 10. April 1834, Hofz. 7405, 
^ggsj. 23,715.) 

z. 29. 
^ i e b e i f r e m d e n m i t der T o l e r a n z b e t h e i l t e n J u d e n 

v o r g e g a n g e n w i r d . 

»h. Als einem aus Baiern gebürtigen I s r a e l i t e n die Toleranz in 
!^ l ,n, von der Hofkanzlei gegen Ausweisung einer Familienstelle für 
m«e Kinder und gegen Entrichtung der Toleranzsteuer verliehen war, 
«Nb dieser Israelit um eineAufnahms'Urkunde als österreichischer Un» 
!".than, um sich damit nach den baienschen Gesetzen bei der königl. 
i r ischen Regierung ausweisen zu können, bat, ertheilte ihm die Regie» 
!?ng mit Decret vom 4. Jun i 1834, Rggsz. 30,387, das dießfilllige 
« U s i c h e r u n g s ' D e c r e t gegen Ausweisung einer Familienstell» für 
mn« Person, Beibringung der A u s w a n d e r u n g s » B e w i l l i » 
?,"Ng für seine vaterländische Regierung und gegen Ablegung deS 
"Nterthans» Eides; und alS er hierauf die Familienstelle ausgewiesen, 
'»Nd den AuswandelUna,S»Confens der bayrischen Regieru«g vorgelegt 
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hatte, wurde ihm die bereits zugesicherte vsterreichischt 
S taatsbürgerschaf t gegen Ablegung des Unte? 
tHans« EideS mit Decret vom 15. Juli 1X35, Rggsz. 36,535, d? 
finitiv verliehen, und der Wiener«Magistrat beauftragt, den Be» 
thellten anzuweisen, sich wegen des Eides mit Vorweisung der erhal' 
tenen Intimation dieses Decrets in dem Kanzlei «Directions»Depal' 
tement der k. k. n. ö. Landesregierung zu melden. 

§. 30. 
Besondere Best immungen hinsichtlich der türkisches 

Juden. 

Da die Annahme türkischer Juden zu k. k. Untertb> 
nen, selbst bei der Bereitwilligkeit zur Erklärung, wtnigstens in d<N 
deutschen Erblanbern nie gewöhnlich war, auch in Ungarn, außel 
ein Paar Beispiele im Banate, sich leine solchen Juden finden dürff 
ren, eben so wenig, als jemals die Tractate mit der Pforte »Ul 
diese N a t i o n verstanden oder ausgedehnt worden sind, so hat t» 
in Ansehung ihrer, ohne in eine besondere Vorschrift sich einzt? 
lassen, lediglich bei demjenigen zu bewenden, was lm Allgemeines 
wegen ihrer Aufnahme bestehet. (Hofdecret vom 8. April 1796, §.2») 

§. 31. 
Wann der Un te r thans-E id nothwenbig ist. 

Der Un te r thans -E id wird nunmehr in zwei Fällen abgt' 
nommen: 

1. I n dem Falle, wo nach dem §. 30 d. allg. b.O. B. Jemand 
die Einbürgerung durch eine besondere Verleihung erhält (Hofkanzle^ 
Decret vom 11. Mai 1815, Regierungs-Decret vom 2. Juni 181s, 
Rggsz. 17,316); und 

2. in dem Falle, wo ein Ausländer nach vollbrachtem DecennilB 
um die Ausfertigung des Beglaubigungs'Scheines sich bewirbt. (§. 46.) 

Die übrigen im 29. §. ausgedrückten Erwerbnngsarten bedürfet 
des Unterthans-Eides nicht. (Hostanzlei-Decret vom 11. Mai 18ls, 
Regierungs'Decret vom 2. Juni 1815, RggSz. 17,326.) 

§. 32. 
W ie bei Abnahme des Unte r thans - EideS vorzu

gehen ist. 

Der neue Staatsbürger, ohne Unterschied, ob er vom Adel ŝ  
oder nicht, ist auf dem Lande zu dem betreffenden Kreisamte v orzv' 
laden. (Hossanzlei'Decret vom 12. April 1816, für Mähren, «ui» 
gedehnt für Nieder-Oesterreich mit Hoftanzlei-Decret vom 30. 3 ^ ' 
«er 1834, Hofz. 2096, Rggsz. 11,897.) 

Bei Unadeligen können die Kreisämter in besonders riick' 
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^«würdigen Fällen hierzu auch die Ortsbehörden delegiren. 

. I n W i e n sind die neuen Staatsbürger in das Departement 
^Kanzlei-Direction der Regierung vorzuladen. N o n n e n legen, der 
'̂OUsur wegen, den Eid in die Hände des dazu delegirten Ordinariates. 

. Bei Christen katholischer Religion wird der Eid u n t e r A u f ' 
««llun'g e ines C r u c i f i x e s mit zwei brennenden Kerzen ab» 
8«Nommen. 
^ Bei Akatholiken fällt aber diese Aufstellung weg. (Hoftanzlei« 
^«ret vom 21. März 1833, Hofz. 6217, Rggsz. 1994.) 
. . Bei Israeliten haben die in der Iustiz-Instruction vom 9. Sept. 
,A5, §§. 18 bis 23 vorgeschriebenen Feierlichkeiten Statt zu haben. 
^ > 8. 29.) 
. Der neue Staatsbürger wird übrigens ohne Unterschied, 

^° er vom Adel sei oder nicht, zum betreffenden Kreisamte 
geladen, ihm daselbst die Wichtigkeit der erhaltenen Wohl-
?A und der mit der Staatsbürgerschaft verbundenen Vorzüge 
"Haft vorgestellt, ihm gleicher Schutz mit den Eingebornetl 
Wuchert, derselbe an die nunmehrigen Pflichten als wirtlicher 
^taatsunterthan erinnert, und von ihm über die genaue Befolgung 
^selben der Unterthans-Eid abgenommen; alles dieses aber in ein 

^senes, von dem Kreishauptmanne, einem Kreis-Commissäre, dem 
^tlllare und von dem neuen Staatsbürger zu unterschreibendes Pro-
"«ll aufgenommen werden. 
,. I n Delegations-Fällen der Ortsbeh'o'rden, ist dieser Act bei Ma-

Mrate« in der Sitzung, bei Wirthschaftsämtern aber an einem Amts-
?s«nach den oben vorgezeichneten Modalitäten vorzunehmen, und das 
A°toü«ll dem Kreisamte zur gehörigen Aufbewahrung einzusenden. 
^?°ftanzlei.'Decret vom 12. April 1816, Z. 35,444,auch für die Provinz 
«eder.Oesterreich ausgedehnt mit Hoftanzlei°Decret vom 30. Jänner 

" " , H«fz. 209K, Rggsz. 11,897.) 
Der Eid selbst lautet s«: 

i , »»Ihr werdet einen Eid zu Oott dem Allmächtigen schwören, und 
^ Eurer Ehre und Treue geloben, daß I h r von nun an als ein 

"terthan dem Allerdurchlauchtigsten Fürsten, dem Herrn . . . . 
« ' . ., Kaiser von Oesterreich, als Euren rechtmäßigen Erblandes-
scki " " ^ Herrn, nach Demselben den aus Dero Geblüte und Ge" 
blecht? nachkommenden Erben, treu, gehorsam und gewärtig seyn, die 

Abenden Gesetz« genau beobachten, und überhaupt alle Pflichte« 
>»° Verbindlichkeiten eines getreuen k. k. österreichischen UnterthanS 
^"«lich erfüllen sollet und wollet. Endlich werdet I h r uns schwören, 
i», <^^ " " l keiner geheimen Gesellschaft oder Verbrüderung, weder 
».Inland« noch Auslande dermal verpflichtet seid, noch sich für das 
"Nftige in dergleichen geheime Gesellschaften unter was immer füe 

W,'^ Vorwande einlassen werdet." Hierauf hat er mit gehobenen 
"'nger die Worte auszusprechen: 

l> 5 
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»Alles das, was mir zetzt »st vol gelesen worden, und ich m 
Allem wohl und deutlich verslanden habe, demselben soll und will ich 
ehrbar, getleu und fie»filg nachkommen, so wahr nur Gott helfe!" 
(Regierungs-Verordnung vom 15. December 1821, Nggs. Zahl 
57,986.) 

D»ese Eidesformel gilt auch bei Akathollken. 
Bei Israeliten hat dagegen die m der Justiz--Instruction vom 

9. Septembel 1785, §§. 18 bis 2s enthaltene EldesfolMel Anwen
dung zu finden. ( S . §. 29.) 

§. 33. 

Welche W i r k u n g der abgelegte U n t e r t h a n s - E l d hat. 

Diesel Untelthans-Eld, so wie die in dem Normale vom 30. 
Jänner 1824 volgeschnebene Volhaltung der Unterthanspfilcht »st 
bloß e«ne zur Belästigung der eingegangenen Velbmdllchkelten e»n-
gefühlte Felelllchkelt. Das UnteichanS-Verhältnis) selbst aber wild 
Nicht dUlch den Eid, sondern durch den zwischen der öffentlichen Ver» 
waltung und der Panel , welche dle Staatsbürgerschaft ansucht, ein« 
tletenden Au f n a h m s - V e r t r ag beglündet. (Hoftanzlel-Decret 
vom 31 . Mälz 1U31, Hofz. 7357, Rggsz. 19,956.) 

§. 34. 

W a s nach a b g e l e g t e m U n t e r t h a n s » C l v e zu gesche» 
hen hat. 

Damit d«e Individuen, denen d»e Cmbmgerung bewilligt wor
den ist, und die bereits den Untclthans Eid abgelegt haben, auch nch» 
tlg m »hle Aufnahmsbogen als östen elchische l . k. Untelthanen vor-
qemeltt weiden, und um zu hindein, daß sie zu» Zeit cmel Ncklutl-
lung, statt sich als k. k. llntclthanen zu bekennen, Mit lhren ausländl-
schen Pässen elscheinen und sich dclselben entziehen, wulde veroidnet, 
solchen I n d i v i d u e n Nicht mehl w le b i s h e r un m i t t e l « 
bar d^e Bes tä t i gung des abgelegten U n t e l t h a n s - C l d c s 
z u z u s t e l l e n , sonde ln d,ese B e u l k u n d u n g an solche 
I n d l v l d u e n l n n e l den L i n i e n W i e n ' s dulch ihre Oltö< 
o b r l g k e i t zu e l t h e l l e n ; daher der Wlenel Maglstlat sowohl, 
als auch die übllgcn Oltsobl«gleiten lnncr den Lmien anq^wlescn 
wurden, wenn sie Nicht selbst zugleich Conscr,ptlons Obnqkelten sind, 
von jeder Aufnahme eines siemden Individuums als östen elchlschen 
Unterthan nach abge leg tem U n t e r t h a n s - - E l d e lmmel d,c 
betreffende Conscllptlons-'Obllgkclt gchöllg m dle Kenntnis; zu setzen. 

Uebligens wulde der WlenelMagistlat angewiesen, auch die den 
Erhebungen beigelegten Pässe oder Wandclbücher, um alle Mlßbläu-
che hmtan zu halten, stets be, den Acten zu behalten und den Pal -
te,en nicht wieder zu erfolgen. 
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Em Gleiches wurde an die Dommien auf dem flachen 
Lande durch dle Krelsämter verfügt. (Reglerungs-Verordnung vont 
1. März 1822, Rggsz. 9457.) 

Von dem abgelegten Unterthans'Eide wn'd daher in Wien von 
der Regierung, auf dem Lande aber von dem k. k. Kreisamte daS be
treffende Donnluum Mit dem Auftrage verständiget, der Parte» das 
Zeugmß h»e,übcr auszufertigen, zugleich aber bei dem ConscnptlonS-
Amte d«e Einleitung zu treffen, daß sie als I n l ände r conscri» 
but werde. 

§. 35. 

^ä 5. Durch Verehelichung einer Ausländer in m i t 
einem In länder . 

Da nach dem neuen Auswanderungs-Patente iene Frauensper» 
sonen, welche d»e Staatsbürgerschaft qeniesien, durch d»e Ehellchung emes 
Ausländers dasselbe verlieren (s. §.89), «ndcm sie der Eigenschaft deS 
Mannes folgen, so folgt im Einklänge dieser Volschrift, daß Aulllän» 
de»«nnen b«e Staatöbingerschaft erwerben, wenn sie emen österreichi
schen Staatsbürger ehelichen. (Hofkanzlel-Decl et vom 8. Mai 1832, 
Hofz. 9596, RggSz. 27,438.) 

Nachtläqllch zu den m dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche 
festgesetzten Arten die osten elchische Staatsbürgerschaft zu erwerben, 
und in Ueberemstlmmung mit dem z. 32 desselben und Mit dem 
§. 19 des Auswanderung') Patentes vom 24. Mär; 1832 wmde daher 
bestlMNN, dasi die österielchlsche Staatsbürgerschaf t 
auch von einer Aus länder in durch lhreVerehel lchung 
Mi t einem österreichischen S t a a t s b ü r g e r erworben 
werde. (Allelhöchste Entschllesiurq vom 26. Jänner 1833; Hof-
kanzlel Decret vom 23. Febl uar 1833; Reglerungs-Clrcular vom 9. 
Mälz 1833.) 

Es »st also eme besondelc Eltheilunq der Staatsbürgerschaft an 
solche Ausländerinnen nicht nothwendig, da die Gattm die Rechte des 
Standes ihres Mannes gemesu. (Hofkanzlei «Decret vom 25. Ma'iz 
1830, Hofz. 8558, Rggsz. 14,447.) 

§. 36. 

D ie Verehel ichung e»nes Ausländers mi t si t ter 
I n l ä n d e r i n begründet die Staatsbürgerschaf t für 

elf teren Nicht. 

Dagegen kann die Verehellchung eines Ausländers mit einer 
Inländerin n,emals als Grund zur Natlonaltstrunq angesehen wer« 
den (Regierungs Decler vom 8. Juli 1808, Rggsz.'715?), denn die 
Ehellchung einer Inländerin m»t einem Ausländer veglündet d»e E,n-

5 * 
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bürgerung des letzteren nicht. (Hofdecret vom 29. Mai 1817, Höh 
12,080, Rggsz. 27,346, l i t . 5.) 

3. 37. 

I n O e s t e r r e i c h geborne K i n d e r eines A u s l ä n d e r s fol« 
gen der aus länd ischen E igenschaf t des V a t e r s . 

Der §. 146 des bürgerlichen Gesetzbuches spricht deutlich aus, 
daß die Kinder dem Stande des Vaters folgen und in dessen Rech^ 
treten; so lange daher der Vater noch nicht die Staatsbürgerschaft e? 
woiben hat, sind dessen noch unter väterlicher Gewalt stehende Kindel 
ebenfalls Ausländer; sind diese Kinder großjährig, so müssen sie nach 
den Vorschriften der §§. 28, 29 und 30 deS allg. b. G. B. für siv 
behandelt werden. (Hofkanzlei'Decret vom 29. Mai 1817, Hoft» 
12,080, Rggsz. 27,346, jedoch erst nach erfolgter Hofoerordn. vom 1 ^ 
September 18l7, Hoft. 51,509, intimirt mit Regierungs-Decret voll! 
L. Oktober 1817, Ut. b , Rggsz. 43,660.) 

Kinder k.k. österreichischer Offiziere, die g e b o r n e A u s l ä n d i t 
sind, sie mögen im Auslande oder im Inlands geboren seyn, folgtll 
derEigenschaft ihres Vaters rücksichtlich der Nationalität insolangt, 
als diese Kinder nicht selbstständig betrachtet, und darnach behandelt 
werden können (allerhöchste Entschließung vom 25. August 18l8i 
Hofkanzlei-Decret vom 29. September 1818, Hofz. 19,735) ; b" 
Kindern o b l i g a t e r Militaristen, die Ausländer sind, kommt dagegen 
zu betrachten, ob sie in irgend eine Erziehungsanstalt des Staats 
u n e n t g e l t l i c h aufgenommen sind oder nicht. 

I m ersten Falle müssen sie als Inländer behandelt werden, aUff 
wenn ihr Vater noch nicht in den österreichischen Staaten Nationalist^ 
wurde, weil der Staat diese Kinder gleichsam adoptirt hat. 

I m letztem Falle aber sind solche Kinder ganz nach dem Sta l l t 
des Vaters zu behandeln. 

Erlangt der Vater dieser Kinder auf waS immer für eine Art 
die Eigenschaft eines österreichischen Staatsbürgers, so versteht es si<p 
von selbst, daß auch diese Kinder als Inländer zu behandeln sind» 
(Hofkanzlei»Decret vom 17. December 1817; Regierungs-Intimatiov 
vom 27. December 1817.) 

Jeder in den ö'sterreichisch'conscribirten Provinzen sich aufhalte^ 
de Nicht nationalisirte Ausländer, der mit einer Inländerin verhex 
rathet ist, hat daher bei der Conscription einen eigenen Aufnahm^ 
bogen zu erhalten, worin er mit seinen Kindern a l s F r e m d e r einzU' 
tragen ist. (Hofkanzlei-Decret vom 17. December 1817; Regierung^ 
Intimation vom 27. December 1817.) 
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N. 

Von den österr. staatsbürgerlichen Verhältnissen im 
Allgemeinen. 

§. 38. 

Allgemeine Bemerkungen hierüder. 

^ Die Verhältnisse der Staatsbürger zum Staate zerfallen in 
Alchte und Psichten, und zwar, je nachdem sie entweder a l le 
Staatsbürger, oder nur gewisse Classen derselben betreffen, 
Nlweder in a l lgemine oder besondere. 
. , Von den al lgemeinen Rechten und Pflichten der österrei« 
^lsche» Staatsbürger ist hier die Rede. 
^ Die besonderen Rechte und Pflichten der drei erblichen 
s tände des Adels, der Bü rge r und Baue rn , dann der 
«^so'nlichen Stände, der Geistlichen, Beamten und 
" ' l i t ä r s « ) , endlich jene, welche bloß die geduldeten Neli» 

A°Nsa,enossen, nämlich die Akatho l iken und I s rae l i t en 
^reffen, kommen in den Abhandlungen III., VII. und XXI. die. 
, ! Aeiles, I I . des I I . Theiles, und XXII I . , dann IX. und X. die. 
'« Theiles vor. 

) Das czuartum ßenu» Kywlnum, welche Benennung in früheren Zelten 
««braucht wurde, umfaßt alle diejenigen Staatsbürger, welche nicht zu 
einer jener drei erb l ichen und der pe rsön l i chen Standesclafsen 
gehören. 

§. 39. 
Ordnung , wie davon zu handeln kommt. 

Hier kommt nun zu handeln: 
»> Von den allgemeinen Rechten der österreichischen Staat«« 

bürger. 
^ l . Von den a l lgemeinen Pf l ichten derselben ; endlich 
UI. von den Au fmun te rungsm i t t e l n zur Erfüllung der 

Staatspflichten, und von der Belohnung ausgezeichneter Ver
dienste um den Staat. 

I . 
"vN den allgemeinen Rechten der österrei

chischen Staatsbürger als solcher. 
§. 40. 

Auf was sich diese Recht« beziehen. 

. Die al lgemeinen Rechte der österreichischen Staatsbürger 
"iiehen sich entweder 
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4 . auf die bürgerlichen und politischen Verhältnisse im I n n e r » 
des Staates selbst, oder 

?. auf den Schutz und die Vertretung der Staatsbürger in 2? 
ziehung auf das A u s l a n d . 

Allgemeine Rechte der österreichischen Staatsbürger in» 
I n n e r n dos Staates. 

§. 41. 

D i e S t a a t s b ü r g e r s c h a f t g e w ä h r t den v o l l e n Ge t t l " 
der bürger l ichen Rechte. 

Den v o l l e n Genuß der bürgerlichen Rechte erwirbt man na4 
§. 28 des allg. b. G. durch die Staatsbürgerschaft. 

Unter bürgerlichem Rechte sind nun aber offenbar nicht bloß dl^ 
jenigen Rechte zu verstehen, welche in dem allgemeinen bürgerlich^ 
Gesehbuche gegründet sind; sondern überhaupt a l l e Rechte, welcĥ  
einem Staatsbürger nicht nur nach dem Privatrechte, sondern aU<? 
qls Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft aus seinen VerhälMlss^ 
zum Staate entspringen, und mit der Benennung der öf fent l iche" 
oder po l i t i schen Rechte bezeichnet werden. 

Daß jederStaatsbürgerAnsvruch auf die Bewahrung aller d«̂  
ser Rechte hat, stießt schon im Allgemeinen aus dem Begriffe«^ 
Zwecke des Staates. 

Die öffentlichen, politischen Rechte eines Staatsbürgers « " 
die Modalitäten, wie sie im In» und Auslande geschützt und bewahl" 
werden, kommen in diesem Werte am gehörigen Orte vor. . 

Die Privat «Rechte gehören aber in das allgemeine bürgerlich. 
Gesetz; nur insoferne, als die politische Verwaltung darauf Einsts 
nimmt, werden die dießfä'lligen Bestimmungen gleichfalls in dieses 
Werke aufgenommen; nachstehende Bestimmungen werden aber a« 
dem Grunde schon hier dargestellt, weil sie ihrer Natur nach in kein» 
her a n d e r n Abhandlungen eingereiht werden konnten. 

§. 42. 

B e w a h r u n g der angebornen P e r s o n e n « Rechte. 

Jeder Mensch hat angeborne, schon durch die Vernunft eintet^ 
tende Rechte, und ist daher als eine Person zu betrachten ")» « 

Sklaverei oder Leibeigenschaft und die Ausübung einer dara«l 
sich beziehenden Macht, wird in den österreichischen Staaten nicht s? 
stattet. (Allg. b. G. §. 16.) 
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Jede Verhinderung des Gebrauches der persönlichen Freiheit wird 
daher für das Verbrechen der 'öffentlichen GewaltchiKigkeit erklärt, 
( l . Theil des Strafgesetzes §§. 78 und 79.) 

Daraus folgt, daß jeder Sclave in dem Augenblicke frei wird, 
d«er das k. k. Gebiet oder auch nur ein österreichisches Schiff betritt; 
Und selbst im Auslande erlangt er seine Freiheit in dem Augenblicke, 
'»welchem er unter was immer für einem Titel an einen k. k. oster» 
l"chischen Unrerthan als. Tclave überlassen wird. CA. h. Entschließung 
'<"" 25. Juni 1826; Hofkanzlei-Deeret vom 2. August 1826, Hofz. 
<2,0l2; Regierungs-Circular vom 7. August 1826,Rggsz. 39,190.) 

' ) Daher sagt schon das Patent vom t. November t?8S, Hauptstück U., 
F. 1 , Über das Jos. b. G., baß unier dem Schutze und nach der Leitung 
der Landesgesetze a l le Unterthanen, o hneAu « nahme, die vollkommene 
Freiheit genießen. 

§. 43. 

Rechtl iche V e r m u t h u n g der a n g e b o r n e n Rechte. 

Was den angebornen Rechten angemessen ist, dieses wird so 
^Nge <,ls bestehend angenommen, als die gesetzmäßige Beschrän» 
l«Ng dieser Rechte nicht bewiesen wird. (Al lg.b.G. §. 17.) 
. Solche B e s c h r ä n k u n g e n , auf welche auch die p o l i t i « 
lche Verwaltung Einfluß nimmt, beziehen sich 

») auf die W a h l e ines F a m i l i e n - N a m e n s und 
b) auf die A n n a h m e an K i n d e s s t a t t . 

§. 44. 

4ä I . Besch ränkung i n der W a h l des F a m i l i e n « 
N a m e n s . 

. Wenn, außer dem Uebertntte zur christlichen Religion oder außer 
° " Adelsverleihung, eine Veränderung des Geschlechts««» 
^ e « s angesucht wird, behalten sich Se. Majestät die Entscheidung 
"cher Gesuche, i n besonders r ü c k s i c h t s w ü r d i g e n Fä ' l . 

! ^ n , selbst vor. (Hofkanzlei'Decret vom 5. Juni 1526, Hofz. 16,255, 
N«2sz. 29,675.) 

§. 45 

^ä d. Beschränkung bei A n n a h m e an K indess ta t t . Recht 
z u r A n n a h m e an K i n d e s s t a t t . 

Personen, welche den ehelosen Stand nicht feierlich angelobet»), 
"Nl» kein« eigenen ehelichen Kinder haben, können an Kindesstatt 
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annehmen; die annehmende Person Hecht Wahlvater oder Wahlmul» 
ter; die angenommene Hecht Wahlkmd. (Allg. b. G. §. 179.) 

?) Hiernach tonnen katholische Geistliche und Ordens-Ritter mit Prof« ß 
nicht adoptnen. 

§. 4L. 

Einse i t ige Adopt ion . 

Die e i n s e i t i g e Adoption von Seite eines Ehegatten «st zu
lässig, weil daS Gesetz nugends vorschreibt, daß die Adoption gleich
zeitig von beiden erfolgen müsse, und well der §. 755 deS allg. 
b. G . , der des Erbrechtes der Wählender el wähnt, sogar ausdrück» 
llch deS Falles gedenket, wo die Annahme ohne Einwilligung des 
emen Gatten geschehen >st. M i t dieser gesetzlichen Auslegung steht 
der §. 189 keineswegs ,m W<dersp»uche, indem de:selbe blosi das Al« 
ter voischrelbt, ln welchem der adoptnende Thell, nämlich der Wahl» 
vater oder d,e Wahlmutter sich befinden muß; woraus Nicht gefolgert 
werden tann, dasi dl« Adoption von Se»te beider Gatten Stat t finden 
müsse. (Hofkcmzlel-Decret vom 21. Apnl 1820, Hofz. 10,720, 
Rggez. 19,005.) 

<>. 4?. 

Welches L e b e n s a l t e r W a h l e l t e r n und das W a h l l i n d 
haben müsse. 

Wahluater und Wahlmutter müssen das 50ste Jahr zurückgelegt 
haben, und em Wahlkmd muß wemqstens 18 Jahre jünger seyn, als 
seme Wahleltcrn. (Allq. b. G. §. 180.) 

Es genügt, nach den Bestimmungen des allg. b. G. , daß der 
üdoptirende Thell das gesetzliche Alter e»reicht hat, und zur Ze,t der 
angesonnenen Adoption keine ehelichen Kinder volHänden seien, ohne 
daß wegen der anfälligen Möglichkeit, noch eigene Kinder zu erhalten, 
b,e Adoption verweht! werden kann; well (obgleich die Absicht der 
Gesetzgebung vorzüglich dahin ging, d,e Rechte der eigenen Kmder 
zu schützen) doch bei der Festsetzung der allgemeinen Bestimmungen 
hlelüber, sich nur an das, was nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
geschieht, gehalten, und die möglichen Fälle seltener Ausnahmen n,cht 
berücksichtiget werden können. (Hofkanzlel-Decret vom 21. Apnl 1820, 
Hofz. 10,700, Nggsz. 13,005.) 

Dle Beibringung des Taufschemes der Wahleltern zum Beweise 
des zur Adoption geeigneten Lebensalters lst übngens, nm Regierung 
bei Gelegenheit cmes Paltlculmfalles unterm 15. Oktober 1835, 
Rggsz. 56,183, zu erkennen gab, Nlcht nothwendig, wenn der d,el> 
fällige Beweis auch auf andere glaubwüldlge Art gefühlt weiden 
kann. 
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§. 48. 

V e r b o t , unehe l i che K i n d e r zu a d o p t i r e n . 

Gelegenheitlich eines vorgekommenen Falles, wo ein Vater um 
die Bewilligung zur Adoption zweier von chm außerehelich erzeugten 
Kinder ansuchte, wurde mtt allerhöchster Entschließung vom 16. Iän» 
ner 1816, Hofz. 1177, verordnet, daß auf tue unehel ichen Kin
der, hinsichtlich ihrer Eltern, nur die gesetzlichen Arten der Legitima« 
tion (§§. 160 bis 162 des allg. b. G. B.) , nicht aber die Vorschriften 
über d»e Annahme an Kindesstatt fremder Kmder (§. 179 bis 185) 
anwendbar seien, folglich unehelich erzeugte Kinder von ihren Eltern 
in kemem Falle adopnrt werden tonnen. (Hoftanzlei-Decret vom 28. 
Jänner 1816, Nggsz. 5049; Regierungs-Clrcular vom 13. Feb.ruar 
1816.) 

§. 49. 

Welche E i n w i l l i g u n g zu r A n n a h m e an K i n d e s s t a t t 
n o t h w e n d i g ist. 

Die Annahme an Kindesstatt kann, wenn das Kind minder« 
ia'hr»a ist, nur m«t Einwilligung des ehelichen V a t e r s , oder in 
dessen Ermanglung nur Mit Einwilligung der M u t t e r , des Vor« 
Mundes und des G e r i c h t s zu Stande kommen. 

Auch wenn das K,nd g r o ß j ä h r i g , aber sein ehelicher Vater 
noch am Leben ist, wild desselben Einwilligung erfordert. (Allg. b. 
G. §. 18l . ) 

Zur Annahme an Kindesstatt muß daher zuvörderst die Erklä'» 
rung des Wahlvaters oder der Wahlmutter abgegeben werden. 

Ist das Wahlklnd mmderiähiig, so wird d,e Einwilligung des 
ehelichen VatelS und in dessen Ermanglung die Einwilligung der 
Mutter, d»?s Vormundes und des Ger i ch tes erfoldert. 

Ist das Kmd großjährig, aber sein ehelicher Vater noch am 
Leben, so ist nebst der Einwilligung des großjähligen Kindes auch 
die Einwilligung seines ehelichen Vaters nothwendig. (Allerhöchste 
Entschließung vom 45. November 1818, Hoftanzlei-Decret vom 
11. Februar 1819, Hof,. 3917, bekannt gemacht unterm 3. März 
1819, §. 1, Rggsz. 10,358). 

F. 50. 

E r f o r d e r n i ß der B e s t ä t i g u n g der po l i t i schen Lan
de S st e l l e. 

Die mit der erforderlichen Einwilligung versehene Annahme 
an Kindesstatt ist der Landesstelle zur Bestätigung «) vorzulegen, 
(Allg. b. G. §. I ß l . ) Hierbei »st jedoch zu unterscheiden: 

1. I n dem Falle, wo keine ger ich t l i che Einwilligung 
nothwendig ,st, »st das Gesuch von den Parteien unmittelbar der L<M» 
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desstelle und allenfalls auch vermittelst des Kleisamtes vorzulegen. 
(Allerhöchste Entschließung vom 15. November 1818, kundgemacht den 
3. März 1819, §. 3.) 

2. I n den Fällen dagegen, in welchen die ger i ch t l i che 
E i n w i l l i g u n g zur Annahme an Kindesstatt gefordert w i rd , ist 
das Gesuch mit den erforderlichen Erklärungen vor dem Ger i ch te 
anzubringen; und gegen die ohne hinreichenden Grund versagte Em» 
willigung kann bei dem ordentlichen Richter Beschwerde geführt wer« 
den. (AUg. b. G. §. 181) 

Wird die Bewilligung von dem vormundschaftlichen Gerichte, 
oder über den gegen die Verweigerung ergnffenen Recurs, von dem 
Obergerichte erthellet, so »st das Gesuch von dem Vormundschaft» 
l iehen Ger i ch te der Landesste l le vorzulegen. (Allerhöchste 
Entschließung vom 15. November 1818, kundgemacht unterm 
3. März 1819, §. 2.) 

Gegen die verweigerte Bestätigung der Lanbesstelle hat der 
RecurS an die po l i t i sche Hofstelle Stat t . (Noä. Z.3.) 

») Die Bestätigung der politischen Lanbesbehörde wird beßwegen erfordert, 
weil die Adoptionen, wenn sie häufig oder gegen die Vorschrift der Ge
setze unternommen würden, eine Verminderung der Ehen, und nachthei
lige Folgen für den Bevolkerungssto.no und die Sittlichkeit nach sich zö
gen, und wei l sie überdieß erhebliche Veränderungen 
in den, der polit ischen Aufmerksamkeit anver t rau ten 
Stanbesvorzügen des Wahlk indes h e r v o r b r i n g e n 
können. 

§. 51 . 

W i e bei Gesuchen von M i l i t ä r p a r t e i e n vorzu» 
gehen ist. 

Bei Gesuchen, welche die Militär-Gerichtsbarkeit unterliegende 
Personen betreffen, ist dasjenige, was oben von den Civil«Gerlchten 
und den politischen Behörden gesagt worden ist, auf die Militärge
richte und die politischen Militärbehörden anzuwenden. (Allerhöchste 
Entschließung vom 15. November 1818, kundgemacht unterm 
3. März 1819, §. 7.) 

§. 52. 

W i e be i e»ner e i n s e i t i g e n Zurücknahme e iner sol
chen b e r e i t s von beiden P a r t e i e n angenommenen 

E r k l ä r u n g vo r zugehen ist. 

I n einem Partikular« Falle, wo Jemand die Einwilligung zur 
Adoption seines Kindes von Seite Dritter, durch das vor Gericht in 
bester Form Rechtens abgeschlossene Uebereinkommen auf das Be
stimmteste erklärt hatte, bald darauf aber seine Erklärung zurück
nehmen wollte, entschied die Hofkanzlei unterm 19. Ju l i 1822, 

http://Bevolkerungssto.no
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HA. 18,875, Rggsz. 37,641, die nachträgliche Zurücknahme dieser 
warung erscheine keineswegs gegründet, denn sie sei bloß auf das 

w<!? ^"hlt inde von Seite der Wahleltern entzogene Erbrecht gestützt, 
ahrend der leibliche Vater früher den Bedingungen des Vertrages 
lld darunter auch dieser vollkommen beistimmte. 

Uebrigens sei dieses Bedinaniß keineswegs den Gesetzen entge« 
«en, sondern es entspräche vielmehr den Bestimmungen des §. 184 
^ b. G. B. Der zwischen dem leiblichen Vater des Wahlkindes und 
en Wahleltern geschlossenen Vertrag müsse so lange für aufrecht und 

Mtend angesehen werden, als derselbe von dem ersteren nicht im 
ordentlichen Wege angefochte, und von dem Richter als ungültig 
Wart wi rd , und eben so lange könne auch die spätere Aeusierung 

. ^ leiblichen Vaters als eine einseitige Erklärung, welche den für 
e>oe Theile gleich verbindlichen Contra« nicht aufhebt, keineswegs 

berücksichtiget werden. 
. Insoferne also alle übrigen Erfordernisse zur Adoption vorhan. 
en sind, könne es, mit Hinsicht auf jenes der väterlichen Einwilli

gung, keinem Anstände unterliegen, daß po l i t i scher S e i t s die 
Bestä t igung des A d o p t i o n s - A c t e s e r f o l g e ; wo es übri» 
uens auch nach erfolgter Bestätigung dem leiblichen Vater unbenom
men bleibe, seine gegen die Gültigkeit des Contractes aufzuführen' 
en Gründe i m R e c h t s w e g e geltend zu machen. 

§. 53. 

^ N t i m a t i o n der b e s t ä t i g t e n A n n a h m e an d ie 
I n t e r e s s e n t e n u n d an den G e r i c h t s s t a n d 

derse lben. 

^,, Die mit der erforderlichen Einwilligung versehene Annahme an 
^'Ndesstcttt, ist dem Gerichtsstände der Wahleltern und des Wahl« 
k'ndes zur Eintragung in die Gerichtsacten vorzulegen. ( M g . b. G. 
»' 181.) 

Es ist daher eine in der erforderlichen Art bestätigte Annahme 
^ Kindesstatt von der Landesstelle dem Obergcrichto und von diesem 
dem Gerichtsstande der Wahleltern und des Wahlkindes zur Eintrat 
AUNg in die Gerichtsacten bekannt zu machen. (Allerh. Hofentschlie-
Mng vom 15. November 1818, kundgemacht unterm 3. März 
^ 1 9 , §. 5.) 

Daher das k. k. Apellationsgericht unterm 24. September 1621, 
^"ggsz. 35,784, die politische Landesstelle um j edesm a l i g e Mitthei-
'UNg der betreffenden Acten oder auch um bestimmte Angabe der Per 
'onal-Instanz deS Wahlkindes ersuchte. 
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befördern, allerh. Entschließung vom 15. November 1818, lundge» 
«acht unterm 3. März 1819, §. 7 (siehe dießfalls auch die Abhanb, 
^Ng i n . dieses TheileS vom österr. Adrlstande; und wie es mit der 
^andmannschaft der Wahleltern gehalten wird, die Abhandlung IV. 
"eseS Theiles vom n. 3. Stände-Institute). 

§. 56. 

Taxe f ü r die B e s t ä t i g u n g der ^Adop t ion . 

. Bei ^Bestätigung eines Wahlkindes, ohne V e r ä n d e r u n g 
^ S t a n d e s und W a p e n s , ist die in der Hoftaxordnung ge« 
Mndete Tare anzurechnen, nämlich: 
"N einem Fürsten 2000 Gulden 
» einem Grafen 1500 » 
» einem Freiherrn 1000 » 
» einem Ritter 500 » 
» einem Adeligen 250 » 
» einem Bürger 100 » 

.. Wird aber auch Stand und Wapen verändert, so muß ohnehin 
^Bewil l igung bei der Hofstelle angesucht werden, wo dann daS 
^"Neral - Hof-Taramt die gebührende Tare vorzuschreiben hat. (Hof« 
tanlmer.-Decret vom 18. Februar 1813, Z. 4145.) 
^ Ueber die Frage, wie sich bei Bestimmung der Tare für die 
Adoption der Wahlkinder hei minder vermöglichen Classen der Bürger 
? den Provinzial- und l. f. Städten, bei dem Bauernstande und 
Anoratioren zu benehmen sei? hat man festzusetzen befunden: daß, 
?baid eS sich nicht um die bloße Abnahme einesKindes in die Pflege, 
Indern um die formliche Adoption eines Wahlkindes handelt, jenen, 
Alche zu den verschiedenen Classen des Adels nicht gehören, folglich 
g^N Unadeligen ohne Untersch ied die imAboptionsfalle für den 
!?^gesstand bemessene Tare mit 100 Gulden vorzuschreiben sei, im 
Amgen es jedoch der Landesstelle (jetzt der k. k. Cameral^ Gefällen« 
»Verwaltung) vorbehalten bleibe, bei eintretenden rücksichtswürdigen 
^standen die Entscheidung der Hofkammer einzuholen. (Hofkammer» 
" " r e t vom 29. April 1813, Z. 11,150. ) 
. Bei dieser Bestimmung hat es auch ferner unabänderlich zu 
:"bleiben; da sie sich eineScheils auf die von Seite S r . k. t. Ma« 
o , 3 .̂' ^' sanctionirte Hof-Tarordnung gründet, andererseits aber 
."H lein vollgültiger Grund vorhanden ist, eine Abänderung hierin» 
"us eintreten zu lassen. 

Die Vorstellung, daß das Landvo lk , wegen der für dasselbe 
"erschwinglichen Adoptions-Taren, wodurch manches Hülflose und 
"glückliche Kind eine Versorgung erhält, selbe zu dessen Nachtheil 

.Er läßt , verliert durch die Betrachtung ihr Gewicht, daß, wenn 
"5> die wirkliche Annahme an KindeSstatt dadurch etwas erschwert 
"lde, dieß vielmehr dem Geiste des bürgert. Gesetzbuches angemes« 
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sen ist, welches die Adoption selbst nur unter mancherlei beschränken« 
den Bedingungen gestattet, dagegen aber die Annahme eines Kindes 
in die Pflege allgemein bewilliget und Jedermann freistellt. I " 
dieser Annahme eines Kindes in die Pflege ist keine Tare vorge» 
schrieben, folglich der Ausübung solcher wohltätigen Handlungen zU 
Gunsten hülfloser Kinder v o n d i e s e r S e i t e kein erschwerendes Hin' 
derniß im Wege gestellt. Uebrigens ist zwar nicht einzusehen, welche b^ 
sondere Wohlthat und welcher Vortheil daraus entspringen 3ann, 
wenn einem Dürftigen die Annahme eines Wahlkindes erlaubt wird, 
indem dadurch die elende Lage der Wahleltern nicht beseitiget, soN* 
dem vielmehr noch vergrößert wird, und für den Unterhalt des Wahl* 
kindes selbst keineswegs noch gesorgt ist. Sollte demungeachlet ein« 
solche Adoption gestattet werden, und den Wahleltern die Entrichtung 
der vorgeschriebenen ganzen Adoptions'Tare pr. 100 Gulden unmög' 
lich oder sehr schwer fallen; so ist, in Folge des erwähnten Hof'Decre« 
tes vom 29. April 1813, ohnehin vorbehalten, wegen allfälliger Mäß^ 
gung dieser Tare bei eintretenden rücksichtswürdigen Umständen das 
Einschreiten zu machen. (Hofkammer-Decret vom 9. Ma i 1820, Host 
zahl 18,052, Rggsz. 22,132.) 

Uebrigens war das n. 3. Taxamt ganz recht daran, als es we< 
gen bewilligter Adoptirung z w e i e r Kinder den d o p p e l t e n iV^ 
trag der vorschriftmäßigen Tale verrechnete; da es nicht richtig ist, 
daß die Adoptions-Taxe für den ganzen Act und nicht nach der Zahl 
der adoptirten Kinder zu bemessen ist. (Hofkammer-Decret vom ^ 
August 1822, Hofz. 30,559, Rggsz. 40,995). 

§. 57. 

Beschränkungen be i der L e g i t i m a t i o n durchBegünst^ 
g u n g des Landes fü rs ten . 

Die unehel iche Geburt kann einem Kinde an seiner bürgerliche" 
Achtung und an seinem Fortkommen keinen Abbruch thun. Zu diese«» 
Ende bedarf es keiner besonderen Begünstigung des Landesfürflell, 
wodurch das Kind als ein eheliches erklärt wild. 

Nur die Eltern können um solche ansuchen, wenn sie das Ki l^ 
gleich einem ehelichen der Standesvorzüge oder des Rechtes an deö< 
erblichen Vermögen theilhaft machen wollen. 

I n Rücksicht der übrigen Familienglieder hat diese Begiinst'' 
gung keine Wirkung. (Allg. b. G. B. §. 162.) . 

Wenn nun Eltern eines unehelichen Kindes wünschen, daß " 
durch Begünstigung des Lanbesfürsten als ein eheliches erklärt wervt, 
so müssen sie zuerst die Einwilligung des unehelichen großjährig^ 
Kindes, oder wenn es minderjährig ist, die Erklärung des VorM«^ 
des und die Einwilligung des vormundschaftlichen Gerichtes ei»»' 
holen. 
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Dann ist das Gesuch nach dieser Verschiedenheit der Falle, wie 
b«» der Annahme an Kindesstatt auf eine der in dem §. 5V bezeichne» 
lm Arten der Landesstelle, von dieser aber mit ihrem Gutachten der 
bersten politischen Behörde, und von der letzteren, wenn die Gewäh
rung keinem Anstände zu unterliegen scheint, mit ihrer Aeußerung 
^Nl yandesfürsten vorzulegen; und Se. Majestät erlheilen hierauf 
^Legitimation der ehelichen Geburt mit den gesetzlichen Folgen, 
°der verweigem dieselbe. 

Bei einem günstigen Erfolge ist die Eintragung in die Gerichts« 
"tten auf die oben §. 53 bestimmte Art zu sorgen. (Allerhöchste Ent« 
Meßung vom 15. November 1818, kundgemacht unterm 3. März 
" 1 9 , §. 6.) 

Bei solchen Gesuchen, welche die Militär Gerichtsbarkeit unter« 
"egende Personen betreffen, ist dasjenige, waS oben von dem C i v i l « 
Anrichte und den po l i t i schen Behörden gesagt worden ist, auf die 
M i l i t ä r g e r i c h t e und die politischen Militär-BeHorden anzuwenden. 
. Handelt es sich dabei zugleich um Uebertragung des Adels und 
"< Wapens, so ist daS Gesuch von dem Hofkriegsrathe an die oberste 
politische Behörde zu befördern. (Noäem §. 7.) 

2 . 

^gemeine Rechte der österreichischen Staatsbürger auf 
°en Schutz und die Vertretung des Staates in Beziehung 

auf das A u s l a n d . 
§. 58. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h i e r ü b e r . 

, Zum Schutze der österreichischen Staatsbürger im I n und Aus« 
Mdin Beziehung auf letzteres, sind die d i p l oma t i schen Or« 
^ " e aufgestellt, so daß sich dieselben in ihren dießfälligen Angele-
Anheiten, wenn sie sich im Inlands aufhalten, durch ihre vorgesetzte 
'"'Horde an die k. k. geheime Hof» und Staatskanzlei in Wien; hat« 
^n sie sich aber im Auslande auf, an die daselbst aufgestellten öfter« 
Mischen Botschafter, Gesandte, Minister, Residenten, Geschäfts« 
^ljer, Consuln und Consularagenten wenden können. 

, Solche Individuen müssen sich aber vorher über ihre Eigenschaft 
^ österreichische Staatsbürger gehörig ausweisen, wie dies; z. B . 
^ Gesuchen um die Erfolglassung ihres Vermögens aus einem frem« 
^n Staate, mit Hofkan;lei-Decret vom 31 . März 1821, Hofz.8921, 
'"sgsz. 15,982, ausdrücklich befohlen ist. 
, Welchen Schutz übrigens österreichische Unterthanen nach den 

ŝtehenden Tractaten überhaupt und vorzüglich in Handelsangelegen» 
gelten im Auslande genießen, kommt vorzüglich in der Abhandlung XIV. 
leseS Theiles von dem Gewerbs« und Handelswesen vor. 
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Bon den allgemeinen P f l i chte n der öfter» 
reichischen Staatsbürger gegen den 

Staat -). 
8. 59. 

D a r s t e l l u n g derse lben. 

Jeder österreichische Staatsbürger ist im A l l g e m e i n e n «<? 
pflichtet, zur Erreichung deS StaatSzweckeS, der Sicherheit und 
Wohlfahrt, mitzuwirken, und gegen den Monarchen und seitt< 
Behörden treu und gegen das Gesetz gehorsam zu seyn. (Siehs 
§. 32.) 

Ein österreichischer Staatsburger unterliegt den vaterländisches 
Gesetzen so sehr, daß selbst über Verbrechen/ die er im Aus lände 
begangen hat, bei seiner Betretung ohne Rücksicht auf die Gesetzt 
des Landes, wo das Verbrechen begangen worden ist, nach delll 
§. 30 des I. Theiles des Strafgesetzbuches die Strafe nach dem öste? 
reichischen Strafgesetze auszumessen kommt, und daß selbst in Hand' 
lungenundGeschäften, welche ostene,chlsche Staatsbürger außer des 
Staatsgebiethe vornehmen, dieselben nach dem §. 4 des a. b. G. iv» 
an die österreichischen bürgerlichen Gesetze gebunden sind, insoweit 
als ihre persönliche Fähigkeit, sie zu unternehmen, dadurch eingeschränkt 
wi rd, und als «diese Handlungen und Geschäfte zugleich in dieses 
Ländern rechtliche Folgen hervorbringen sollen. 

Daß übrigens diese Vorschrift nicht nur auf die bürgerlichen, 
sondern auf a l l e österreichischen Gesetze, folglich auch au f die 
po l i t i schen Bezug nimmt, wird in diesem Werke am gehöriges 
Orte dargestellt. 

Insbesondere ist i n der Rege l jeder österreichische Staats 
bürger dem S t a a t e sowohl zu persön l i chen als zu N a t « ' 
r a l - und G e l d l e i s t u n g e n verpflichtet, wovon m den betreff 
senden Abhandlungen, vorzüglich XX I I I . und XXIV. gehandelt wird« 

») Zum bießfälligen populären Unterrichte dient der Aufsah: „Pflichten der U^ 
terthanen gegen ihren Monarchen." Wien, k. k. Schuldücher-lüerschleiß, I6ss< 

§. 60. 

Beschränkungen der V e r b i n d u n g österreichischer U? 
t e r t h a n e n m i t a u s w ä r t i g e n R e g i e r u n g e n . 

Eine vorzügliche Verletzung der Unterthanspsticht ist jene de? 
u n e r l a u b t e «Verbindung österreichischer Unterthanen mit auswar 
tigen Regierungen. 
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St . 

Verbo t der Annahme e iner aus länd ischen S t a a t s 
bürgerschaf t . 

Die Annahme einer aus länd ischen Staatsbürgerschaft ist da» 
her eine gesttzwidrige Handlung, die nach §. 7 des Auswanderungspa» 
t'NteS vom 24. März 1834 den gesetzlichen Folgen einer u n b e f u L 
l l l l Auswanderung unterliegt. 

Bei Gelegenheit der angesuchten Bewilligung zur Annahme 
«wer Professorsstelle im Auslande m i t V o r b eha l t der S t a a t S« 
Bürgerschaft , wurde zwar jene Annahme, jedoch n u r gegen 
A r z i c h t l e i s t u n g au f die 3s ter re ich ischeStaatsbürger« 
I ^a f t , bewilliget; eS wurde jedoch dem Auswanderungswerber un« 
benommen gelassen, bei seiner Rückkehr sich wieder um dieselbe zu 
^werben. (Hofkanzlei'Decret vom 11 . April 1835, Hofz. 7535, 
' "Wz. 21,773.) 

§. 62. 

" « r b o t , f r e m d e S t a a t s d i e n s t e ohne l andes fü rs t 
liche E r l a u b n i ß a n z u n e h m e n . 

^ Cs wurde ferner bereits mit allerhöchster Entschließung vom 27. 
^ttober 1743 verordnet, daß erbländische Vasallen und Unterthanen 
'"^fremden Dienste ohne al lerhöchste E r l a u b n i ß anneh

men und führen dürfen, bei sonstiger Ausschließung von allen l. f. 
s'ensten; und das AuswanderungSpatent vom 24. März 1834 setzet 
^lt, daß die Annahme ausländischer Civil- oder Militärstellen ohne 
.efondere h i e r z u e r h a l t e n e B e w i l l i g u n g eine gesetzwi-
. ^ e Handlung sei, welche nach dem §. 7 des AuSwnnderungspaten» 
^ ' vom 24. März 1832 den gesetzlichen Folgen einer u n b e f u g t e n 
Auswanderung unterliegen. 

Selbst diese besondere Erlaubniß wurde in Beziehung fol-
A"ber auswärtiger Dienste im Allgemeinen zum V o r a u s abge» 
'Psychen. 

I n Erwägung der Collisionen, in welche österreichische Untertha-
en in Bezug auf die Erfüllung der Unterthanspflichten durch ihre 

Anerkennung als diplomatische Agenten fremder Staaten bei dem a. 
/ ' Hofe unausweichlich kommen, wurde nämlich von Sr . Majestät 
^Ut k. e. Hofkanzlei-Präsidiums-Eriissnung vom 7. September 1826, 
A' i» 955, der Beschluß gefaßt, daß von nun an keinem ö'sterreichi-
^en Unterthan mehr die Erlaubniß zu ertheilen sei, von Seite einer 
^Wben Regierung eine diplomatische Anstellung solcher Ar t , wie sie 
Unk Artikel I. der 17. Beilage der Wiener-Congreß-Acte bezeichnet 
1«" "assificirt ist, annehmen zu dürfen. (RegierungS-Circular vom 
" - September 1826, RggSz. 45,522.) 

I. « 
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Dieser Artikel l. besagt: 
1̂ 08 Nlnplo)«^ lliplomatiljuos 8ont s»nrtaß^8 on trollt c1a8ee«« 

Oollu äv» Hmb^s^äour») I ^ ^ t » uu!^«n<:«8. 
(̂ cHo üc» Nnvv)<>8) Nini8tr«8 ou untre» accreüitii» aupr^ 

öe» 8auror»in8. 
(!l,>1Io llc?8 Olll»î c>8 ä'nssinre», accrcäit^8 lluz)s^8 öo» M n l ' 

lilro« c1lar^8 äc'8 i»ls<»ir«8 etl-nnssi res. 
Daraus folgt, daß dieses Verbot sich nicht auf die Annahmt 

von C o n s u l a t e n fremder Regierungen erstrecket; zu welcher jevoH 
das gesetzliche Lxt-quatur erwirkt werden muß. (Hoftammer-Decrit 
vom 4. Februar 1832, Hofz. 4814, Rggsz. 8416.) 

§. 63. 

U n v e r t r ä g l i c h k e i t der österreichischen S t a a t s b ü r g e r 
schaft m i t f remden Ho fd i ens ten . Ausnahme. 

Da es im Allgemeinen mit der Pflicht eines Unterthanes nicht 
wohl vereinbarlich ist, Glied des Hofstaates eines fremden Menarche!» 
zu seyn, ist in der Regel keinem österreichischen Unterchane die Annahn", 
noch weit weniger aber das Ansuchen um einen ausländischen Kattl< 
merherrnschlüssel gestattet; es ist höchstens nur in jenen besonder̂  
vücksichtswü'rdigen Fällen einer A u s n a h m e Raum zu geben, tt^ 
sich ein fremder Souverän selbst zu Gunsten des einen oder des ft^ 
deren österreichischen Unterlhans von unbedenklichem Charakter «B 
Erwirkung der allerhöchsten Bewilligung bewerben soll, und sonst pe? 
sönliche Rücksichten gegen jenen Hof eme AbleKnung mcht wohl zulasse 

Diese Bestimmung gilt jedoch nicht für 8lHc'<5 mivt<>8 ( S , §.1?) 
und nicht für bereits früher im Besitze fremder KammerherrnschlüH 
befindliche Individuen, welche, wenn anders keine besonderen Rüff 
sichten gegen sie sprechen, darin erhalten werden können. (Hofkanzlel' 
Decret vom 19. Ju l i 1818.) 

§. 64. 

V e r b o t beS Ansuchens Und der A n n a h m e von S t a ? 
des -Erh 'öhungen u n d E h r e n t i t e l f r e m d e r R e g i e r t 

gen ohne landes füs t l i che B e w i l l i g u n g . 

Bereits mit allerhöchster Entschließung vom 27. October 1?^ 
wurde erblä'ndischen Vasallen und Unterthanen verboten, ohne hö'ch!̂  
Erlaubniß fremde Titel anzunehmen, und mit HoftanzlelDecret vo^ 
b. Juni 1834, Hofz. 13,830; Regierungs-Circular vom 22. I« " ' 
1834, Rggsz. 33,555, wurde auf a. h. Befehl k. k. UnterthaN«" 
wiederholt untersagt, S t a n d e s e r h ö h u n g e n u n d E h r e n t i t ^ 
bei fremden Regierungen anzusuchen, oder selbe ohne allerh'öch" 
Bewilligung anzunehmen und <'ch derselben in den k. k. S t a s ^ 
zu bedienen. 
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§. 65 . 

V e r b o t d e s A n s u c h e n s u n d d e r A n n a h m e f r e m d e r 
O r d e n o h n e l an des f ü r s t l i c h e B e w i l l i g u n g . 

Alle Ansuchen um Annehmung f r emderOldensolcher Indiv iduen, 
° " , ohne dle Erlaubnis, von S r . Majestät hie» über f» ü h e r erhalte» zu 
haben 5 ) , s^be bei fremden Reglelungen b e g e h r e n , sind vermöge 
allerhöchster Entschließung vom 8. September 1818 zulückzuwelsen; 
Und dies« Velordnung »st veimöge allel höchsten Cablnets Schielbens 
^°M28. Jänner 1819, Hofkanzleldecr. vom ll.Feb». 1819, auch auf das 
^ h r e n k r e u z d e s I o h a n n l t e l - O i d e n s , und vel möge weiterer 
""«'höchster Entschließung vom 19. Ap l l l 1 8 2 2 , Hoftanzlel-Deciet 
" " " 2 9 . Ap l l l 1822, Hofz.11,5^8, Rggsz.22,3' l3, auf d.eVollegung 
^°n A h n e n p r o b e n an auswa»tlge Regierungen zu» Erlanqunq 
slemderOlden ausgedehnt; doch enthalt nunmehr, ve,moae <?ofran^el« 
^ " r e t vom 30. Zun , 1 8 3 2 , H ö h . 1 2 , 2 5 1 , Rggoz. 39,7' i1,dle Be» 
All l lgunq, sich um einen flemden Olden zu b e w e i b e n , auch die 
"<wl l l lqung, »yn t l a g e n zu duifen. 
^ S o oft übllgens S e . Maiestar sich bewogen finden sollten, die 
^laubn,ß zur Annahme eines ftemden Oldens zu elthellen, muß dem 
^reffenden Ind iv iduum bedeutet weiden, ,n k e i n e m F a l l e e i n e n 
^ o oder e i n V e l s p i e c h e n , des Oldens wegen, abzulegen; 
'vohl aber können a n d e , e ge is t l i che F u n c t i o n e n S t a t t haben. 
Allerhöchste Entschließung vom 8. September 1 8 1 8 , Hofkanzle«-
" " r e t vom 8. September 1818 und 27. Septembei 1821.) 

S . wegen der Stlafbestimmungen auf das unbefugte Tragen 
Asla'ndlschcr Oldenszelchen und Ehren-Decorar«oneN, und wegen des 
AerboteS der öffentlichen Ausstellung derselben zum Verkehr und der 
'"bl'eferung deiselben auS den Veilassenschaften, d,e §§. 79 und 80 . 

' ) ^me ganz eigentbiimliche a h. Bewilligung zur Tragunq eines von einem 
flemden Menarchen an österreichische Unterthanen velliehenen Ehrenzei
chens ,st jene, welche rucksichtlrch des vcn Sr Majestät dem Kavier von 
Rußland mehreren österreichischen Soldaten, welche sich m den FeldMgen 
von den Jahren 1813 und 1814 ausgezeichnet haben, verliehenen russischen 
St. Georgs-Kreuze fünfter Classe erfolgte, und wornach von, gedachten 
Souverän dem leweilrgen hofkrlegs Präsidenten b.e Befugnrß eingeräumt 
wurde, die durch den Tod ihrer urspungllchcn Besitzer eilcblgt werdenden 
Kreuze an tapfere Soldaten der k. k Armee zu verleihen, insofern diese 
bis Fcldzuge von den Jahren 1813 und 1814 mitgemacht haben, zu wel
chem Ende mrt Hofkauzlei-Decret vom 16 August 1816, um der den ein
tretenden Entlassungen m bestandiqer Kenntniß der aus der Milttar Jurist 
blttion und Auf>lcht tretenden Besitzer icner Kreuze und der sich nnt den-
selben ergebenden Veränderungen erhalten zu werden, und bei jeder durch 
^odfall sich ergebenden Erledigung, ibre Wredcrverleibung bewcrkstelllaen 
zu können, eine angemessene Evldeuzhaltung dieser Individuen durch die 
^msamter und Ortsobugketten angeordnet wurde. 

6 * 
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§. LL. 

I n w i e f e r n es 'österreichischen S t a a t s b ü r g e r n el< 
l a u b t ist, i n f r e m d e g e l e h r t e G e s e l l s c h a f t e n z« 

t r e t e n . 

Oesterreichischen Unterthanen ist es u n b e d i n g t verböte »< 
in eine auswärtige gelehrte Gesellschaft zu treten, welche p r i vs ' 
t i v ist. (StudiewHofcommissions'Decret vom 24. November t82tt<) 

I n fremde gelehrte Gesellschaften dagegen, welche u n t t l 
ö f f e n t l i c h e r A u t o r i t ä t der a u s w ä r t i g e n R e g i e r « Ns 
errichtet worden sind, ist ihnen nach dem allerhöchsten Cabmets' 
Schreiben vom 10. Mm 1813, HofkanzleiDecret vom 11. Ma i 181^ 
Regierungs-Clrcular vom 22. Mai 1813, der Eintritt, jedoch nur «ach 
eingeholter a. h. Genehmigung gestattet. 

u) Von dem Verbote für österreichische Staatsbürger, fremde Lehranstalten A 
besuchen, Diplome fremder Universitäten anzunehmen. (S. die Abhang 
lung XI I . dieses Theiles von dem Schul, und StudKnwesen.) Von bew 
Eintritte in ein ausländisches religiöses Institut/die Abhandlung XI. diel«« 
Theiles von den geistlichen Angelegenheiten, oder in was immer für eine auA, 
der Monarchie bestehende Versammlung, die Abhandlung XV I. von der ^ 
cherheitö- und Ordnungs-Polizei. Von Einstellung der Einladungen «û  
wartiger Innungen an inlandische. (S. die Abhandlung XIV. von de>" 
Gewcrbs-und Handelswcsen, und von Einschränkung der Eorresvonbe»« 
inländischer BeHorden mit ausländischen. I I . Theil, I I I . Abhandlung, vo' 
dem Formellender politischen Administration.) 

I I I . 

Von den Aufmunterungsmitteln zur Erfü^ 
lung der Staatspflichten und von der Be
lohnung ausgezeichneter Verdienste um dell 

Staat. 
§. 07. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h i e r ü b e r . 

AlS vorzügliches Vehikel nicht nur zur strengsten Erfüllung ^ 
Pflichten gegen den Monarchen und den Staat, sondern auch i" 
thängsten Mitwirkung zur schwunghaften Erreichung deS S t a a t s ^ 
ckes gehören die B e l o h n u n g e n und Ausze i chnungen an nio^ 
verdiente Staatsbürger; daher es Hieram Platze ist, davon zu Hände"' 

§. 68. 
N a m h a f t m a c h u n g der um den S t a a t w o h l v e r d i e n t ^ 

S t a t s b ü r g e r . 

Zur Aufmunterung der Verdienste durch Unterscheidung U^ 
Belohnung, sind von den Kreiöhauptleuten Gutsbesitzer, Magistrat 
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Personen, Beamte und Seelsorger, die sich in ihrem Wirkungskreise 
^sonders auszeichnen, und so auch tugendhafte Privatbürger, die sich 
"Urch gemeinnützige wichtige Stiftungen, durch eiftigc Mitwirkung 
A öffentliche« Anstalten, durch lehrreiche Beispiele, eine musterhafte 
A r̂chschuft und^häusliches Betragen um das Publikum verdient ma-
^ N , hohen Orts genannt, und sowohl diese, und wenn sich sonst be
sonders geschickte Leute in was immer für einem Fache, Künstler, Pro-
Mionistm u. dgl. hervorthun, mit den Beweisen der vorzüglichen 
^genschaft, die ihnen derselbe beilegt, anzuzeigen. (A. h. Befehl an 
"e Kreishauptleute vom 23. Mai 1792, Z. 1 1 , Z. 4858.) 
^ Bei den Abtragen auf Auszeichnungen sollen jedoch die Lä'nder-
^ n und Kreisämter die größte Aufmerksamkeit haben, und in Hin-
!>cht der mora l i schen Aufführung dieser Individuen die strengste 
M'ufung vornehmen. (Prästd. Erinnerung vom 19. October 1820 
" " r Note deS obersten Kanzlers, Rggsz. 47,978.) 

3. 69. 

Auszäh lung der d ies i fä ' l l i gen B e l o h n u n g e n UNdAus-
ze i chnungen . 

. Diese Belohnungen und Auszeichnungen bestehen theils in B e-
°^ ungen entweder nur mittelst Decret oder aber mittelst deren Kund--

^chung in der Wiener-Zeitung; in G e l d b e l o h n u n g e n und 
^ ä m i e n , theils in Verleihung von O r d e n und sonstigen 
Ehrenzeichen; endlich in S t a n d es»Erh ö h u n g e n. 
« B e l o b u n g e n und O e l d b e l o h n u n g e n sind dem Wir--
UNgski-eise der Behörden, letztere jedoch für Beamte nur in beschränk-

»^ Beträgen übertragen, daher letztere, wenn diese Beträge Über
tr i t ten werden wollten, der a. h. Entschließung zu unterziehen kom-
/ ^n , wie hiervon in dem I I . Theile Abhandlung I I . von den Beam-
" " gehandelt wird. 
>, Von den S t a n d e s - E r h ö h u n g e n . Siehe Abhandlung 
" ! ' dieses Theiles vom österr. ?ldelstande. 
s Hier kommt aber von den i n länd i schen Ritter > Orden und 
ästigen Ehrenze ichen zu handeln. 

§. 70. 

^ l e S t i f t u n g von R i t t e r - O r d e n und Ehrenzeichen 
ist e in Ma jes tä ts rech t . 

^ Die Stiftung eines R i t t e r o r d e n s kann nur ein Ausfluß des 
^ouveränitätsrechtes ftyn, der sich daher auch die Würde eines Grosi° 
"e'sters und das VerleihungSrecht für sich und seine Nachfolger vor
h ä l t , wie dieß die Statuten der vier österreichischen Verdienst-Or-
° ^ u ) zeigen 

Dasselbe gilt rücksichtlich der St i f tung d e r E h r e n z e i c h e n >»). 
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Die V e r l e i h u n g dieser Auszeichnungen ist daher ein 
Reservat des Monarchen, und den politischen Behörden bleibt dieß-' 
falls nur die Wirksamkeit eingeräumt, wahrgenommene ausgereicht 
nete Verdienste um Monarch und Staat zur a. h» Henntniß zll 
bringen (§. 68), dieserwegen, wenn sie dazu angewiesen werden, 
die nöthigen Erhebungen zu pflegen, hierüber Gutachten zu erstat-
ten, auf jeden Mißbrauch, welcher hier geschehen könnte, sorgfaltig 
zu wachen, und dagegen nach den Gesetzen und nach ihrem W>l" 
kungskreift Amt zu handeln. 

") I n der österreichischen Monarchie bestehen nämlich folgende vier Verdienst-
Orden: 

1. Der mi l i tä r i scheMar ia -Theres ien-Orden, gestiftet 
1757 für ausgezeichnete Tapferkeit vor dein Feinde für Ok"!r-OssizK're M" 
jährlichen Pensionen von 1500 si, für Größkreuze, 600 ,',. für (Komman
deurs, und 600 fi. und 400 fl. für Ritter. 

2. Der königl. ungarische St. Stephan - Orden, gestio 
tet 1764 für ausgezeichnete Civil-Dienste an Männer, die bereits 
adel ig f ind . 

3. Der österreichisch kaiserliche Leopold-Orden, g^ 
stiftet1808für ausgezeichnete Verdienste um denStaatund das Kaiserhaus 
ohneUntfrschied deöStandes, der Bcthtiltc mag in unmittelbares 
Civil- oder Militär-Staatsdienste stehen oder nicht. Zu dessen Erlangung, 
wobei ein b i t t l iches Ansuchen nicht S t a t t f indet, sinb 
nur diejenigen geeignet, welche sich durch entscheidende Beweise v0l> 
Anhänglichkeit an ihr Baterland und an den Lanbesfürstcn, durch 
angestrengte erfolgreiche B em ühun gen , das Wohl des Staates 
zu" befördern, durch ausgezeichnete, zum Besten des Allgemei
nen wirkende und die Nation verherrlichende Gelehrsamkeit, od^ 
durch andere große und gemeinnützige Unternehmungen 
ausgezeichnet haben; wobei jedoch ein vollkommen tade l f re ie l 
Wandel und unbescholtener Rufzu einer unerläßlichen^ 
bingniß gemacht ist (W. 5, 6 und ? der Statuten vom 14. Juli 1808)' 
endlich -

4. der österreichisch ka iser I i che Ord en her eisernen 
Krone, gestiftct1816 gleichfalls für ausgezeichnete Verdienste oh^ 
Unterschied des Standes. 

Der im Jahre 1430 gestiftete Orden des gold enen Vließes 
dann der neuerdings für die österreichischen Staaten allerhöchsten Ortes 
bestätigte bcutsch e Orden, der souveräne I oha nni ter-Ord cn, «nb 
der Sternkreuz-O rd en für adelige Frauen, gehören als Hof- und nick-
sichtlich Geburts-Orden nicht hierher. 

Die Begründung des Adels oder einer höheren Adclöstufo d urw 
Ordens-Ver le ihung kommt in der I I I . Abhandlung dieses Thci-
les vom österr. Adclstande vor. 

h) Diese Ehrenzeichen sind: 
Das C iv i l -Ve rd iens t -K reuz in Gold und in Vi lbel , 

jchoch nur für die Ereignisse der Jahre 1813 und 1814. 
Das Ehrenzeichen der Elisabe th - Theresi a nische" 

M i l i t ä r - S t i f t u n g , gestiftet 17«0 und erneuert 1771 für wohlver
diente Stabs-Offiziere. 
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Das Kreuz p ro p l i s l n v r l t l » in Gold und Silber für wohl
verdiente Militär, Geistliche. D'ie C iv i l -Ehrenmedai l le für Bür
gertugenden und Cioil-Vcrdienste jeder Art, und zwar die große in Gold 
mit der goMncn Gnabenkctte oder mit dem rothen Bande, die große in 
Silber mit rothcm Bande, und die mittlere und kleine in Gold oder 
Silber gleichfalls mit rothem Bande. 

Die Napferke i ts-Medai l le- golden oder silbern für Unter» 
ossiziere und Soldaten. 

Endlich Denkmünzen von Gold, 'Silber und Bronze für ausge
zeichnete Künstler und Industrielle. Siehe Abhandlung XlV. dieses Tei 
les von dem Gewerbs- und Handelswesen. 

8. 7 t . 

P r i v i l e g i r t e r Ger ich tss tand f ü r M i t g l i e d e r d'sterrei« 
chi scher R i t t e r - O r d e n . 

Alle jene Individuen, welchen Se. Majestät den Ritter-Orden 
f l iehen oder den Ritterschlag ertheilt haben, genießen f ü r i h r e 
Person, auch wenn sie den Adelstand nicht nachsuchen, den privil. 
Gerichtsstand des Landrechtes ").(Hofoecretvom IlXDecember 1814.) 

Dahin gehören jedoch, die Ritter des ehemaligen königlich ita
lischen Ordens der eisernen Krone nicht. Da sie nämlich keineswegs 
^ Vorzüge und Rechte der kaiserlich österreichischen Ritter dieses 
^'dens genießen, sondern nur berechtiget sind, die ihnen von der 
Kanzlei des österreichischen Ordens ausgefertigte neue Decoration statt 
Aner, die sie von der bestandenen Regierung erhielten, zu tragen, so 
Annen sie auch keinen Anspruch auf das den österreichischen Ordens
r i t tern, als soj^ n für ihre Person zugestandene F o r u m des Land' 
Achtes machen, sondern folgen hierin ihrer persönlichen Eigenschaft, 
""ornach die Appellationsgerichte bereits von der obersten Justizielle 
^gewiesen wurden. (Hofkanzlei.-Decret vom 16. Juni 1818, Hofz. 
^ 2 9 , Rggsz. 27,490.) 

") Diese Bestimmung gilt jedoch nur für den Leopold- und kaiserl. österrel, 
schcn Orden der eisernen Krone; da statutenmäßig die Theresicn-Nitter schon 

. durch die Verleihung des Ordens den Ritterstand erlangen, und der St. 
Stephan-Orden nur bereits ihrem Stande nach Adeligen verliehen wer
den soll. (Siehe Abhandlung I N . dieses Theiles vom österr. Adelstande.) 

§. 72. 

Welche Ve rd iens te sich zur V e r l e i h u n g der Ehren« 
M e d a i l l e e i gnen . 

Die E h r e n - M e d a i l l e n sind nach der a. h. Willensmeinung 
^'Belohnung nicht allein langwieriger, sondern auch ausgezeichneter 
bleuste bestimmt. (Hoftanzlei-Decret vom 3. Ma'rz 1813.) 

I n welchen Fällen besondererAuszeichnung die Ehren-Medaillen 
verliehen zu werden Pflegen, kommt in den einschlägigen Abhandlun
gen vor. 
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§. 73. 

WaS zu beobachten ist, wenn Gemeinden»««! Verl«!« 
hung von Ehren-Meda i l l en an ein I n d i v i d u u m ein» 

schreiten. 

Anträge auf Verleihung von Ehren-Medaillen in Fällen, nie 
von Gemeindegl iedern darum eingeschritten wird, sind Nllt 
dann allerh. Orts vorzulegen, wenn darüber von Sr. Majestät ein Gut' 
achten oder eine Auskunft eigens abgeforder t wird. (Allel' 
höchste Entschließung vom 25. Juni 1832; Hoftanzlei'Decret vomA 
Oktober 1832, Hofz. 23,926, Rggsz. 63,614.) 

§. 74. 

Welcher Ausdruck bei V e r l e i h u n g von Civ i l -Ehre lp 
Meda i l l en zu gebrauchen ist. 

Bei Verleihung von Civil>Ehren-Medaillen ist nur der AusdrU^ 
Mit dem Bande oder der Kette zu gebrauchen, und es hat das Wort 
„Oehr" hinwegzubleiben. (A. h. Entschließung vom 15. Juli I835i 
Hofkanzlei-Decret vom 29. Juli 1835, Hofz. 19,231, Rggsz. 44,371.) 

§. 75. 

Was zu geschehen hat, wenn der zu Belohnende stirbt, 
bevor ihm die zugedachte Ehren»Meda i l l e zugekoltp 

men ist. 

Wenn Jemand stirbt, bevor ihm die Ehren-Medaille zug? 
kommen ist, ist zu unterscheiden: 

I m Falle, als die a. h. Entschließung, mit welcher dieselbe vel* 
liehen wird, noch vor dem Tode des Betheilten erfiossen ist, ist ^ 
den Erben zu erfolgen. 

I m Falle aber der Bebachte vor der diesifälligen, ihm die EhrA 
Medaille verleihenden a. h. Entschließung gestorben ist, ist sie zurück» 
zulegen. (A. h. Entschließung vom 25. September 1835; Hoftanzle»' 
Decret vom 8. Oktober 1835, Hofz. 26,166, Rggsz. 62,769.) 

§. 76. 

D i e Uebergabe einer C i v i l - E h r e n - M e d a i l l e ist ei» 
O f f i c i o s u m . 

Die Uebergabe einer Eivil-Ehren-Medaille gehört zu der unttl^ 
telbaren Amtshandlung/daher keine Diäten-Aufrechnung gestattet ist» 
(Studien-HosiCommissions-Decret vom 31. August 1830, Hofz. 4132, 
Rggsz. 50,510.) 
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§. 77. 

V e r b o t des Gebrauches w i l l k ü r l i c h e r Abzeichen, 
a) B e i m C i v i l - E h r e n k r e u z e . 

^ . Bereits mit Hofkanzlei-Decret vom 4. October 1815, Z. 3538; 
^«gierungs-Circular vom 18. October 1815, wurde jede Veränderung 
"ks Civil-Ehrenkreuzes in der Gestalt, Größe und in dem Stoffe 
^er Bande, so wie die Substituirung eines andern Zeichens, als: 
^ttte, Schließe u. s. w., durchaus und strenge verboten, und dem 
Erwerber nur freigelassen, se«nen N a m e n a u f den R a n d 

^selben stechen zu lassen. 

§. 78. 

d) B e i C i v i l . E h r e N ' M e d a i l l e n . 

< Um den Unzukömmlichkeiten zu steuern, die sich dadurch ergeben, 
°"ß einige Besitzer derCivil«Ehren-Medaillen, statt der ihnen verliehe« 
.^Vriginal-Decoration, sich w i l l k ü r l i c h e r Abzeichen bedienen, 
,.^on der ursprünglichen Form ganz abweichen und die täuschende Aehnr 
Hkeit mit einer Ordens-Decoration erreichen, haben Se. Majestät 

^ " Hofkanzlei-Decretes vom 28. December 1826, Hofz. 25,415, 
^ g s j . 3113 von 1827; mit a. h. Entschließung vom 21 . Ma i 1826 
° " genauen Unterscheidung der Abstufungen, als Norm zu sanctioni-
^ geruhet: 
«. . 1 . daß die Besitzer der k l e i n e n g o l d e n e n , und jene der 
se inen s i l b e r n e n C i v i l - Eh ren - M e d a i l l e mit dem 
^snde, als Abzeichen das Sinnbild mit der Aufschl > 5t in einem klei-
^ ln Maßstäbe auf einer golonen Schleife, durch welche das rothe 

abgezogen ist; 
h, 2. die Besitzer der m i t t l e r e n go ldenen M e d a i l l e als 
«Heichen das Sinnbild mit der Aufschrift in einem etwas größeren 
""vstabe, als für die kleinen Medaillen bestimmt ist, ebenfalls auf 
UN goldenen Schleife, durch welche das rothe Band lauft; 

« 3. die Besitzer der g roßen g o l d e n e n und jene der gr o» 
?.°n s i l b e r n e n M e d a i l l e als Abzeichen die Medaille mit der 
Sch r i f t , in einem kleinern Maßstabe an einem Ringe, von dem 
"Yen Bande herabhängend; und 

^ 4. die Besitzer der großen go ldenen M e d a i l l e m i t 
y^l Gnaden k e t t e , die in einem kleinern Formate verfertigte 
Medaille an einer verhältnißmäßigen, genau nach dem Muster der 
"!'lginal«Gnadenkette gebildeten Kette tragen dürfen, alle übrigen Ab-
'"chen hingegen sogleich abzulegen haben. 
« Bei denjenigen Individuen aber, welche s i l b e r n e Medaillen 
M « n , sind die Schleifen, statt von G o l d , von Silber zu ver̂  
"ltlgen. 
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Sollten sich Gold- und Silberarbeiter beigehen lassen, Abzeichen 
der Civil-Ehren «Medaillen anders, als in der von S r . Majestät 
sanctionirten Norm zu verfertigen; so wollen Se. Majestät, daß die' 
selben bei dem ersten Ue b e r t r e t u n g s f a l l e m i t der Co»» 
f i s c a t i o n ; bei dem z w e i t e n hingegen m i t der Con f i scü ' 
t i o n und der e infachen W e r t h s s t r a f e , und bei dem drit» 
ten Uebertretungsfalle m i t der C o n f i S c a t i o n und.der do? 
pe l ten W e r t h s s t r a f e geahndet werden sollen. 

Die dießfälligen Abzeichnungen können in Wien bei dem k.'» 
Kreisamte V . U. W. W . , und bei dem Wiener-Magistrate, und am 
dem Lande bei den k. k. Kreisämtern eingesehen werden. (Regierung^ 
Circular vom 22. Jänner 1827.) 

§. 79. 

V e r b o t der ' ö f fen t l i chen A u s s t e l l u n g von D e c o r a t i ? 
nen zum V e r k a u f e . W i e der Ersatz der V e r l o r n e n i " 

b e w i r k e n ist. 

Bereits mit Regierungs.Circular vom 18. Oktober 1816 wurtt 
in Felge Hofkanzlei »Verordnung vom 4. October 1815, Hofz. 353s, 
die öffentliche Ausstellung der Civil-Ehrenkreuze zum Verkaufe ve^ 
boten, und befohlen, im Falle deS Verlustes sich um den Ersatz bt» 
der Ordens «Kanzlei gegen Vergütung der Gestehungskosten zu be< 
werben; und diese Bestimmung wurde später auf alle Gattungen voll 
Ordens-Decorationen ausgedehnt. 

, M l t Regierungs-Circular vom 31. Jänner 1817 wurde fertttl 
in Folge a. h. Entschließung vom 8. September 1816, Hofkanzle»/ 
Decret vom 2. Männer 1817, wegen des Mißbrauches, welcher B" 
den von Goldarbeitern, Kaufleuten und anderen Gewerbsleuten offen? 
lich zur Schau und zum Verkaufe ausgebotenen in- und ausländisch^ 
Ordens «Decorationen in verschiedenen Beziehungen verübt wurde/ 
verordnet: 

1. Daß die öffentliche A u s s t e l l u n g aller in- und ausländisch^ 
Ordenskreuze und Decorationen zum V e r k a u f e , von welcher Form " 
immer seyn mögen, eben so, wie in Ansehung der Civil-EhrenkrelO 
durch Circular vom 18. October 1815 anbefohlen worden ist, ein fl" 
allemal streng verboten sei, und die Orts- und Polizeibehörden d ^ 
über bei ihrer eigenen Verantwortung zu wachen haben, daß dm 
Anordnung genau befolgt werde; wenn sich diesem ungeachtet wil>e 
Verhoffen ein Gewerbs» oder Handelsmann, oder wer immer beigehA 
lassen sollte, diesem ausdrücklichen Verbote entgegen zu handeln, ' 
ist er beim ersten Uebertretungsfalle mit der ConfiScation deS Ordel^ 
zeichens, beim zweiten hingegen mit der ConfiScation und der eim^ 
chen Werthstrafe, und beim dritten Uebertretungsfalle mit der Eo^ 
fiscation des Ordenszeichens und der doppelten Werthstrafe un«s? 
sichtlich zu ahnden. 
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2. Daß insbesondere die Nachmachung österreichisch kaiserlicher 
^rdens-Decorationen ohne Unterschied, und zwar deS goldenen Vließes, 
"'s militärischen Maria-Theresien», des königlich ungarischen S t . Ste» 
^han-, des österreichisch kaiserlichen Leopold-und des tönigl. lombar« 
M-venetianischen Ordens der eisernen Krone, so wie der militärischen 
Elisabeth. Theresianischen Stiftung in der statutenmäßigen Größe, 
Gestalt, Form, wie solche von den respectiven Ordens-Kanzleien an 
°<e Ritter abgegeben werden, unter Festsetzung der nämlichen bereits 
' ^ §. 1 ausgesprochenen Strafen, allen ̂ Goldarbeitern, Gewerbsleu» 
-^n, oder wem immer auf das Schärfste untersagt sei. Dagegen ge
stalteten Se. Majestät, 

3. daß jene Handelsleute und Goldarbeiter, welche gegenwä» 
-h österreichisch kaiserliche Ordenskreuze oder Decorationen zum Ver-
^ufe fertig haben, dieselben, wenn sie ihrem Gehalte und ihrer Form 
^NOrdenscStatuten gemäß zur Verwendung geeignet befunden wur« 
°en, von den betreffenden Ordens-Kcmzlcien emgelöst und zum künf-
^Zen Gebrauche des Ordens aufbewahrt werden dürfen, wo hingegen 
dle Kreuze und Decorationen, bei welchen erwähnte Bedingung nicht 
s t r i t t , ihrer eigenen Verwendung unter genauer Beobachtung der 
" " 3 . 1 enthaltenen Vorschriften überlassen blieben. 

§. 80. 

^ t r a f b e s t i m m u n g e n h ins ich t l i ch des u n b e f u g t e n 
Wagens von Ordensze ichen u n d E h r e n « D e c o r a 

t i o n e n. 

Auf das unbo fug te Tragen von Ordenszeichen und Ehren-Deco-
' ische 

elch« 

^wachte a. h. Entschließung vom 28. November 182K auf Adels<ln« 
j u n g e n festgesetzt worden sind. (Hofkanzlei'Decret vom 24. März 
M 5 , Regierungs-Circular vom 4. April 1835; siehe dießfalls die 
^bhllnbluyg I I I . dieses TheileS von dem osterr. Adelstande.) 

§. 81 . 

A l « sich rücksicht l ich der O r d e n be i Ve rb rechen , 
' c h w e r e n P o l i z e i - U e b e r t r e t u n g e n und sonst igen Ver» 

gehungen zu benehmen ist. 

^ Se. k. l . Majestät haben, laut a. h. wegen des Verlustes der 
"lden durch Verbrechen oder schwere Poli^el-Uebertretungen erstes' 
' " " a. h. Entschließung vom 18. Ju l i 1835 über den Verlust der 
"lden wegen V e r g e h u n g e n , eine allgemeine gesetzliche Regel 
^zusprechen, sich nicht bestimmt befunden, jedoch Folgendes anzuord« 
"en geruhet: 
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Wenn ein Ordensritter eines Verb rechens oder einer 
schweren P o l i z e i - U e b e r t r e t u n g schuld ig erkannt, oder 
dießfalls nur ad instantia absolvirt wird, ist hiervon, ohne die Kund» 
machung und Vollziehung deS Urtheils zu verschieben, jedoch unttt 
Beilegung desselben und der Beweggründe, der Ordenskanzlei btt 
Eröffnung zu machen, welche hierüber die a. h. Entschließung einh? 
len wirb. 

Vom Tage der Kundmachung des Unheiles bis zur HerablalV 
gung der a. h. Entschließung darf der Ordensritter von der ihm v«> 
liehenen Decoration keine «Gebrauch machen, daher ihm dieselbebe» 
der Kundmachung des Unheiles abzunehmen ist, wenn es nicht scholl 
früher geschehen wäre. 

Rücksichtlich der Mitglieder ausländischer Orden hat die obe? 
erwähnte Eröffnung an die k. k. geheime Hof» und Staatskanzlei zUl 
geneigten Mittheilung an die auswärtige Regierung zu geschehen' 
(Hofkanzlei-Decret vom 8. December 1835, Hofz. 31,619, Rggsi' 
73,088.) 

Da übrigens nach dem §. 10 Ilt. b des Auswanderung - P"' 
tentes vom 24. März 1832 ein unbefugt Auswandernder die Vorzug 
verliert, in deren Besitz er sich in den österreichischen Staaten befand, 
so dürfte er wohl auch dadurch eines ihm verliehenen Ordens verll? 
stigt werden. 

§. 82. 

W ß n n der V e r l u s t der C i v i l - E h r e n - M e d a i l l e ut»b 
der T a p f e r k e i t s - M e d a i l l e e i n z u t r e t e n h a t . 

Der Verlust der Civil-Ehren-Medaille und der Tapferkeit? 
Medaille soll künftig für alle zur Zeit der Aburtheilung unter del 
Civilgerichtsbarkeit stehende Individuen n u r m i t der V e r U ? 
t h e i l u n g zum schweren Ke rke r verbunden seyn. 

B e i der V e r u r t h e i l u n g zur e i n fachen K e r l e s 
strafe hat nu r die Ablegung der Ehrenzeichen w ä h r e n d .del 
S t r a f d a u e r einzutreten. (A. h. Entschließung vom 20. Ju l i 1835 
Hofz. 29,6-38; Hofkanzleid. v. 7. October 1835, Hofz. 26,638; Regi? 
rungs - Circular vom 19. October 1835.) 

Dadurch wurde das Regierungs-Circular vom 9. Jänner 181" 
nach welchem auf a. h. Befehl mit Hofkanzlei-Decret vom 9. Decel^ 
ber 1815 mit jeder Criminalbestrafung ohne Unterschied dieser Verlust 
verbunden war, aufgehoben. Rücksichtlich den übrigen Anordnung^ 
bleibt dagegen dasselbe mir Folgendem aufrecht. Jedes CriminalgerW 
hat bei der Vollziehung des Unheiles (jetzt) erster Ar t , die Abnäht 
des Ehrenzeichens zu veranstalten und solches durch die Oberbeh'ör^ 
nebst einer Abschrift des Unheiles an diejenige Behörde einzusenden 
durch welche die Verleihung erwirkt worden ist. 

Uebrigens ist der Verlust der Ehren«Medaille weder in dem "? 
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Heile auszudrücken, noch deßhalb allein die Kundmachung zu verschie
ben, wenn nicht andere in den dem S t . G . §.446 ausgedrückte Um
stände zugleich eintreten. 

Ferner ist sich in Ansehung derjenigen Individuen, welche mit 
bell, Civil«Ehrenkreuze betheilt sind, nach dem nämlichen Grundsätze 
^benehmen. (Hofkanzlei-Decret vom 9. December 1815, Hofz. 
21,976; Regierung)-Circular vom 9. Jänner 1816, Rggsz. 864.) 

Auch ist der Verlust dieser Ehrenzeichen im Falle einer unbe
fugten Auswanderung in dem §. 10 l i t . d des Auswanderungs-Pa» 
tentes vom 24. März 1832 gegründet, da ein solcher unbefugter 
Auswanderer die Vorzüge verliert, in deren Besitz er sich in den o'ster-
l«chischen Staaten befand, w o r u n t e r o f f e n b a r auch der Be
sitz solcher Ehrenzeichen gehört. 

§. 83. 

Zu rücks te l l ung der O r d e n s - D e c o r a t i o n e n aus den 
Ver lassenscha f ten . 

Beim Ableben eines österreichischen Ordens-Ritters sind die be« 
Messenden Ahhandlungsbeh'örden und rücksichtlich die Erben verpfiich« 
t«, das dem Verstorbenen von Seite der Ordenskanzlei zugekommene 
brdenszeichen und nicht etwa eines von geringerem Gehalte, gegen son« 
N'gen Ersatz des dem OrdenSschatze allenfalls zugehenden Schadens 
>"Nd NachtheileS, zurückzustellen. (A. h. Entschließung vom 8. Septem« 
" r 1816, Hofkanzlei-Decret vom 2. Jänner 1817, Regierungs-Circu-

l " vom 31 . Jänner 1817.) . ^ „ ^ « ^ . ^ . . 
Nach einer Eröffnung der k.k. obersten Iustizstelle sind daher d« 

lwMtlichen Abhandlunqs-Instanzen durch die Appellauons-Gerlchte 
^gewiesen, bei Todesfällen von O r d , n s r i t l e r n , ^ le E h r e n -
e ichen von f r em den Staaten, mit Ausnahme der brillantenen und 
Wenigen, die der Ordensritter aus eigenen Mitteln sich beigeschaffr 
b?t, eben so wie die Ehrenzeichen der österreichischen Orden, an 
^e Landesstelle zu übersenden. 
. Die Landesstelle hat diese Ehrenzeichen, deren erstere an d»e 
^ k. Hoft und Staatskanzlei und die letztere an die Ordenskanzle» be» 
fordert werden müssen, an die Hofkanzlei von Fall zu Fall zur wel-
t"en Verfügung einzusenden.'(Hofkanzlei-Decret vom 16. August 
l827, Hofz. 21,738, Rggsz. 48,080.) ^ ^ . . ^, , _ 
, Auch Kreuze pro niis wori t ig, welche sich l« emer Verlassen-
lHaft vorfinden, sind nach dem Tode des Besitzers wieder zuruck-
iustellen. (Hofkanzlei. Decret vom 14. December 1820, Rggsz. 
59,118.) 

Diese Bestimmungen finden jedoch auf die in Verlassenschaften 
vorgefundenen Decorationen solcher Orden, welche n»e als förmliche 
!' f., vom kaiserlichen Hofe anerkannte Ritterorden betrachtet wur. 
" « , keine Anwendung; solche OrdenSzeichen sind vielmehr zur Ver. 
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meidung weiteren Mißbrauches brevi manu an das k. k. Hauptmüni» 
amt zur Einschmelzung abzugeben, und der hieraus gelöste Betrag 
ist der Verlassenschaftsmasse zuzuwenden. (Hofkanzlei-Decret vom?l> 
August 1829, Hofz. 19,788 Rggsz. 48,808.) 

0. 

Von den E r l ö s c h u n g s a r t e n der österreichischen 
Staatsbürgerschaft. 

§. 84. 

A u f z ä h l u n g derse lben. 

Der V e r l u s t der Staatsbürgerschaft wird durch die Auswall' 
derungsgesetze bestimmt. (Allg. b. G. §. 32.) 

Diese Gesetze bestimmen nun diesen Verlust: 
1. Durch Auswanderung; 
2. durch Ve rehe l i chung einer Inländerin mit einem Aus' 

länder; endlich u n t e r gewissen V e r h ä l t n i s s e n 
3. durch die V e r z i c h t l e i s t u n g auf die Staatsbü? 

gerschaft. 
Die L a n d e s v e r w e i s u n g hat dagegen nach dem §. 22 de< 

I.THeilesdes S t . G. " ) , sowie die Abschaf fung aus des 
österreichischen S t a a t e n nach dem §.l17 des I I . TheileS dt» 
S t . G. n u r gegen A u s l ä n d e r Statt. Endlich 

4. durch den Tod . 

») Eine Ausnahme von diesem Gesetze liefert jedoch die a. h. Entschließ«^ 
vom 4. März 1835, wornach Sc. k. !k. Majestät mehreren wegH 
Hochverrats in Mailand zum Tode vcrurtheilten Verbrechern, dieft 
Strafe aus a. h. Gnade nachzusehen, selbe in mehrjährigen schwer̂  
Kerler zu verwandeln, und den Nerurtheilten die Option zwischen diese» 
und der lebenslänglichen mit dem Verluste der österreichischen StaatsbÜ? 
gerschaft verbundenen D e p o r t a t i o n freizulassen geruhte. , 

Dieser merkwürdige Act der a. h. Gnade und Milbe Sr. MajeM 
des jetzt regierenden Kaisers lautet folgendermaßen: 

Sc. Majestät stellen es 
4. denselben, so wie denjenigen Hochvcrrä'thern, welche schon im Rech^ 

wege nicht zur Todesstrafe, wohl aber zum mehrjährigen schweren K^ 
ker verurtheilt wurden, frei, sich dieser letzteren Strafe zu unterziehe^ 
oder nach A m e r i k a a u f i h re L e b e n s z e i t , und zwar unte» 
de r B e d i n g u n g d e p o r t l r t zu w e r d e n , daß, wenn s^ 
w a n n i m m e r das feste Land von E u r o p a oder die eur<^ 
päischen I n s e l n wieder b e t r e t e n , und dor t , von de» 
österreichischen R e g i e r u n g u n m i t t e l b a r oder durch a^ 
dere R e g i e r u n g e n a n g e h a l t e n werben s o l l t e n , n « ^ 
b loßer E r h e b u n g der I d e n t i t ä t der P e r s o n und oh n' 
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weitere Untersuchung oder Ur the i l die erwähnte Ker« 
terstrafe und nach Vollstreckung derselben die Landes
verweisung an ihnen vol lzogen werden würbe. 

Diese Maßregel hat sich auf alle Verbrecher dieser Art zu erstrecken, 
deren Strafe üb« 5 Jahre schweren Kerkers bemessen ist. 

2. Durch die gewählte Depor ta t ion wurde der Verbrecher des 
Rechtes der Staatsbürger! , chaft in denjenigen Ländern der öster
reichischen Monarchie, für welche das Strafgesetz über Verbrechen gegeben 
ist, verlustig, und allen gesetzlichen Folgen, die hieraus fließen, unterwor» 
fen. wie sie in dem §. 10 des Auswanderung«.Patentes vom 24. März 
1832 vorkommen. ^ . . . . . . . . . 

Demselben wurde aber zugleich gestattet, sein g e g en w ü r t , g eö Ver, 
Mögen, gegen Entrichtung des Abfahrtsgeldes, insofern es demselben un
terliegt, auszuführen. Dieses Vermögen soll jedoch ihm erst dann wirklich 
ausgefolgt werden, wenn seine Ankunft und Ausschiffung in Amerika 
durch den österreichischen Lonsul bestätiget seyn wild u. s. w. (S. «2. 
Zeitung vom 6. October 1835, Nr. 228.) 

§. 85. 

ää t . Er löschen durch A u s w a n d e r u n g . W e r a l s Aus» 
' "anderer anzusehen ist. E i n t h e i l u n g der AuSwan« 

de rung . 

Als A u s w a n d e r e r ist, nach F. 1 des AuswanderungS - Pa. 
^Ntes vom 24. März 1832, derjenige österreichische Unterthan anzu
sehen, der aus den ö'sterrre»chischen Staaten in einen a u s w H r t i -
H«n Staat sich begibt, mit dem Vorsatze, nicht wieder zurückzu-
"hren. 
, Unter A u s l a n d sind hier wohl auch alle diejenigen Länder zu 

Wen, welche, wiewohl unter österreichischem Scepter stehend, unter 
Wenigen österreichischen Staaten und Länder n icht gehören, für 
^e jenes Patent erlassen worden ist, nämlich für die österreichisch, 
putschen Staaten und die Königreiche der Lombardie und Venedig, 
^«lmatien, Galizien und Lodomerien ; worunter daher Ungarn und 
"damitverbundenen Länder, so wie Siebenbürgen und die Mi l i 

tär« Grenze nicht gehören. ... , , . 
Die Auswanderung, durch welche die Staatsbürgerschaft ver» 

"len geht, zerfällt: 
») in die gesetzliche; und 
d) in die u n b e f u g t e . 

§. 86. 

ääa) W i r k u n g e i ne r gesetzlichen A u s w a n d e r u n g . 

a,. Die m i t B e w i l l i g u n g °) Ausgewanderten verlieren die 
"genschaft von österreichischen Unterthanen,und werden »n allen bur« 
glichen und politischen Beziehungen a lSFreMde behandelt. (Allerh. 
p"ent vom 24. März 183s, §. 9.) 
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n) Siehe diesifalls die Abhandlung XXII I . dieses Theilcs von den polit. 
administr. Militär - Angelegenheiten. 

§ .87 . 

^ i l . b) W i r k u n g e ine r u n b e f u g t e n A u s w a n d e r u n g . 

Die ohne B e w i l l i g u n g Ausgewanderten und sonach der 
U n b e f u g t e n A u s w a n d e r u n g ") schuldig Erkannten werden» 

a) des Rechtes der Staatsbürgerschaft verlustig, und allen gl-
schlichen Folgen, die hieraus fließen, unterworfen; 

K) sie verlieren den Rang und die Vorzüge, in deren Besitz ^ 
sich in den betreffenden österreichischen Staaten befinden, und wer-
den aus den ständischen, oder Universitä'ts- oder Lyceal-Matrikeln aus' 
gestrichen; 

e) sie werden unfähig erklär,, in den Ländern, für welche dieses, 
Gesetz gegeben ist, aus was iml.X-r für einem Titel ein Eigenthuttl 
zu erwerben oder hintanzugeben. 

Auch jede früher gemachte testamentarische Anordnung wird 
rücksichllich ihres in diesen Ländern befindlichen Vermögens UN', 
gültig. 

Die Erbschaften, zu denen sie durch Testament oder durch dai> 
Gesetz berufen waren, gehen an jene Personen über, die in ihrer Ol" 
manglung entweder als gesetzliche Erben des Erblassers oder durch da« 
Recht des Heimfalles darauf Anspruch haben. (Auswanderungs-P^ 
tent vom 24. März 1832, §. 10.) 

Das Vermögen der unbefugt Ausgewanderten wird wahrem 
ihrer Lebenszeit, unbeschadet der Rechte und Schulden, welHe dal-
auf haften, so wie der Ansprüche auf die von dem Auswanderer schul' 
digett Alimente, in jedem Falle scquestrirt. (Vnäom, §. 11.) 

Wenn Kinder oder Decendenten solcherAusgewanderten vorhat' 
den sind, die im Staate domicilircn, wird ihnen während der LebeN^ 
zeit der ausgewanderten Eltern aus den Einkünften des seque'' 
strirten Vermögens nur der standesmäßige Unterhalt verabfolgt' 
(Loilom, §. 12.) 

I n dem einen und dem andern Falle werden die bleibenden rel< 
nen Einkünfte einstweilen als Zuwachs des Vermögens angeseheth 
Mit gehöriger Sicherheit auf die bestmöglichste Art fruchlbnN' 
gend angelegt, und gleich dem Stamme in Sequestration behalt^' 
(M6<>m, §. 13.) ^ . 

Nachdem n a t ü r l i c h e n Tode solcher Ausgewanderten w»^ 
das sequestrirte Vermögen ihren gesetzlichen Erben hinausgögebetl' 
(Voä^m, Z. 14.) 

I n besonders rücksichtswürdigen Fällen ist, wenn Kinder ode 
Descendcnten, die im Staate domiciliven, vorhanden sind, den ^ 
Horden gestattet, im Wege der Gnade allerhöchsten Orts um die E^ 
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s°lglassung des sequestrirten Vermögens an dieselben, mit Anführung 
" r Gründe, e inzusch re i ten . (Uoäew, F. 15.) 

') S. dicßfalls gleichfalls die Abhandlung XXI I I . dieses Theiles von den 
poltt. administ. Militär-Angelegenheiten. 

"^ 'e K i n d e r der u n b e b e f u g t A u s g e w a n d e r t e » zu 
b e h a n d e l n s ind. 

Die K i n d e r de? u n b e f u g t A u s g e w a n d e r t e n , welche 
' ^ös te r re i ch i schen S t a a t e geboren sind, und jene, welche 
!!°ch früher im Auslande gebore« wurden, a ls det U r t h e i l s » 
'^l'Uch gegen den Vater als Auswanderer erfolgte, wenn sie auch 
^ t »hm l>n Auslande wohnen, verlieren während ihrer Mlnderjäh? 
l i ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ österrelchlschen Staatsbürgerschaft und chre erb» 
HtN Ranges- und Standeoverhältnisse nicht. 

. Dlese Rechteweldenlhnenauchnoch durch ^ O I a h r e na ch er, 
^ ' chtev G r o ß j ä h r i g k e i t , so lange der Vater lebt, und noch ein 
^ahr nach seinem Tode, wenn er vor jenen 10 Jahren stirbt, oder durch 

»zahle nach erreichter (Vrosijährlgkeit, falls der Vater vor dersel« 
.^verstorben ist, vorbehalten, und sie treten in die volle Ausübung 
"Aben ein, wenn sie binnen diesen festgesetzten Fristen, in die öfter» 
Aschen Staaten, für welche dieses Gesetz gegeben ist, zurückkh« 

^ Und förmlich erklären, chr Domicil daselbst nehmen zu wollen, 
i ^ es wirklich nehmen. (Auswanderungs'Patent vom 24. März 
^ ^ , §. i6 . ) 
^ Dlese Wehlthat »wird auch den Kindern eines Unterthans ge» 
.̂ ^ t , der persönlich im Inlande wohnt, aber seine Kinder mit Be» 

^."chtung der Gesetze über die Vormundschaften, über den öffentli» 
^ Unterricht und die Milltä,pft,cht<skeit ins Ausland geschickt Hot, 
2? base.bst zu wohnen, wenn sie bis zum Tode deS Vaters daselbst 
"""eben sind. (Loä«m, §. 17.) 
, Die Individuen, welche in den vorhergehenden zwei Parahra» 

Au«! ^r'ssen sind, werden, wenn sie die Staatsbürgerschaft im 
olanbe erlangt, oder wenn sie von den ihnen vorbehaltenen Rech-' 

h " den festgesetzten Fristen keinen Gebrauch gemacht haben, als 
""ander angesehen werden. (Loäcm, §. 18.) 

^ Die übrigen Vorschriften' über die gesetzliche und unbefugte 
h Wanderung und über die Auswanderungsbedingungen gehören, 
^ ''^ mit den Mil i tär «Constriptions- und Pusivorschriften in engster' 
d""Nbung stehen, in die Abhandlung X X l l l . dieses TheileS von 
tz " ^ ° l . administr. Militärangelegenheiten, wie sie denn auch bei der' 

NdessteUe dem Militär-Departement zuwiesen sind; 5ie gesetzlichen' 
h ''"«'langen ̂  üb er das Abfahrtszeit, gehören aber theils in die Ab. 
Und x s ̂ V . ,Y0N dem Cameralwesen, theils in die Abhandlung V I I . 
vy ' M . v o n den n. ö.Dominioialgütern und dem Vauernstanbe, und 

dem n. ». Municipalwesen und Vürgerstande. 
l. ^ 
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§ .89 . 

Hä 2. Er löschen durch V e r e h e l i c h u n g e iner I n t a l ! » 
d e r i n m i t e inem A u s l ä n d e r . 

Die Frauenspersonen, welche das Staatsbürgerrecht genießen, 
und welche sich mir einem Ausländer verheireuhen, verlieren, indem 
sie dem Stande des Mannes folgen, hierdurch die Eigenschaft von 
österreichischen Unterthanen; sie bedürfen dah r keine besondere Aus-
wanderungs-Bewilligung, sondern nur eine Bestätigung jener ge
setzlichen Anordnung; falls sie Witwen werden, können sie dle Staats« 
bürgerschaft nur auf die Art , wie eine andere Ausländerin wieder 
erwerben. (Loävm, §. 20.) 

§. 90. 
ä ä 3, E r l öschen durch V e r z i c h t l e i s t u n g . 

l») V o n S e i t e der K i n d e r österreichischer S t a a t s ? 
bü rge r , u n t e r gewissen Umständen. 

Durch Verzichtleistung auf die österreichische Staatsbürgerschaft 
geht dieselbe bei Individuen verloren, welche in dem §. 88 begriffen 
sind, wenn sie die Staatsbürgerschaft »m Auslande erlangt, oder 
wenn sie von den ihnen vorbehaltenen Rechten in den festgesetzten 
Fristen keinen Gebrauch gemacht haben, (lloäom, §. 18.) 

§. 91. 

d) V o n S e i t e solcher F r e m d e n , welche von dem i n 
Oester reich v o l l b r a c h t e n D e c e n n i u m ke inen Gebrauch 

machen. 

Denjenigen Individuen, welche am Tage der Kundmachung 
der a. h. Entschließung vom 5. Februar 4833 m den Ländern, für 
welche daS allg. G. B . verbindlich ist, den zehnjährigen ununterbro« 
chenen Aufenthalt bereits vollbracht haben, wurde gestattet, sich der 
dadurch e r w o r b e n e n österreichischen S t a a t s b ü r g e r 
schaft durch die F ü h r u n g des Beweises zu ent led i» 
g e n , daß sie die Absicht nicht hatten, österreichische Staatsbürger 
zu werden; diese Beweisführung mußte aber längstens binnen sechs 
Monaten vom Tage der Kundmachung .dieser a. h. Entschließung so 
gewiß angetreten werden, als dieselbe sonst nicht mehr gestattet ist. 
(Hofkanzlei.Decret vom 1. März 1833, Hofz. 3141 ; Regierungs-
Circular vom 10. Mclrz 1833, RggSz. 14,627.) 

»> Nachstehende mlt Regierungskundmachunq vom i5.Januar ^834,3.1217, 
verlautbarte Oräonn»nc« der königl. französischen Regierung für bi« außer 
Frankreich sich aufhaltenden Franzosen" steht mit obiger allerhöchsten Cnt« 
schließung vom 15. Februar 5833 offenbar in Wechselwirkung : 
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Nini5tere d«8 nlkalre« etran^eroz. 
O r d o n n a n c e 

«ur l l ininatr ieulat ion dan8 1e« cn»ncoller!e8 eon«ul2»rozdo«I'r»li» 
ekl>8 re«id2ii8 5 1'etranßer. 

I'ari«, le 28 Nov. 1833. 
I^oul^I'I i l l lnpo, lNoi dc8 >^ran^2l» ä ton8 pre8ent8 et » venir, 

«»Int 8nr le rnnnort de notro HLini»tre 8«cr6t»ire d'etat de» 
»isaireg utran^ere8, Nons »von« ordonne et ordonnon« ee <^ui 
«ui t : 

^ r t . l . Î e» I'rHn^ki« rösldant 2 l'etrnn^er n^ui'vondronr 
8'283nrer I» protection dn eonzui d»n8 l'»rrnndi88,ement du» 
c^uel i>8 5nnt 6ti iol lz, sin<»l n^nun moven de in^tlner de leur 
o«nrit de retour' et la iouii.l.nnce de8 droit« et Privileges de)H 
nttriöue» nn <^ui nour inn l l'clre ä I'uvenir, n»r ie« tr»lte<» 
d«8 loiz c>ll «rdunnlinee^ »ux 8eul» 1'rnn^ai«» ilninntricule»,, duvront 
«e i'ciire in8o>ire, »^re8 1» i>i8ti<ic2tiun de leur n»tiun»!ile, 8ur 
un re^l8tre matrienlo, tonn ä cet eilet d.iN8 l^ enaneel'erie da 
cngfsue con«n1»t. 

^ r t . 2. I I no «era nercu aueun droit pour 1'in8erjnt>on «ur 
«0 regigtre. 

^Vrt. 3. De8 eertine»t8 di inm^tr ieulst ion «ernnt delivrüz 
»n^ nor8onnl>8 inzcrile», lzui en i'eront lu demande. 

^ r t . 4. Ne nourront ^tre »din>8 ü l' imlnatrienllltion et 8«ront 
r«ivl» dn re^i^tre, 8'i!» v ont ele inzerit8; Ie8 1>3n^»itz <^ui d'H« 
Pr<»i> le8 1oi8 dn ruv»n>nu anrant eneouru 1» nerte de leur na» 
tionnlite. 

^.rt. 5. Notre Nini^tro 8ucr6t»iru d'ütnt du duoartement 
des lll?n>re8 «trnn^eru« ezt cliar^e de I'p^eeutiun do i^ nresent« 
ordonnance. ^Hlt ä l 'ai i« le 28 I^oveinbro 4833. 

I ^ o u i » ? n i 1 i p n o . 
?ar le l i o ! : 

Î o Nlniztro do? assaire» etrangere» V. N r o z l i o . 

§. 92. 

Hä 4. Er löschen durch den Tod . 
Durch den Tod erlöschen nach §. 1448 des allg. b. G. nur solche, 

Rechte und Verbindlichkeiten, welche au f dle P e r s o n ein» 
geschränkt sind, oder die bloß persön l iche Handlungen des 
Verstorbenen betreffen. Insofern also die staatsbürgerlichen Verhält
nisse bloß a u f d ie Pe rson des Verstorbenen eingeschränkt sind, 
erlösche allerdings auch die Staatsbürgerschaft; dagegen leben die 
Recht« und Verbindlichkeiten cmeS Verstorbenen nach dem §. 531 
des allg. b. G., msofern s»e nicht bloß auf persönliche Verhältnisse 
gegründet sind, in dessen Verlassenschaft oder Nachlaß fort. 

§. 93. 

Durch den V e r l u s t des G e w e r b e s , durch welches die 
S t a a t s b ü r g e r s c h a f t e r l a n g t w u r d e , geht d ieselbe 

n icht v e r l o r e n . 

Durch den Verlust eines B e f u g n i s , wodurch das Staatsbür
ger-Recht für »mmer erworben worden ist, geht letzteres nicht ver« 

7 " 
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loren, da diese Art die Staatsbürgerschaft zu verlieren, weder »l 
dem §. 52 des bürgcrl. O. noch durch ein anderes (besetz bestimm 
wird. (Hofkanzlei-Decret vom 20. Jänner 1818, Hof;. 52,985, R<' 
gierungs-Intimation vom 8. März 1818, Rggsz. 10,053.) 

Von dem Fremden-Rechte. 

B e g r i f f e ines F remden . 

Unter F r e m d e ") werden hier diejenigen Individuen verstaN' 
den, welche keine Unterthanen dersenigen Länder smd, für welche da» 
a. h. Auswanderung--Patent vom 2^!. März 1832 erlassen woldcl» 
ist, nämlich der österreichlschen deutschen Staaten und der Kölns' 
reiche der Lombardei und Venedig, Dalmalien, Galizicn Uli>> 
Lodomerien. 

») Nach dem Eonscriptions-Patente vom 25. Octobcr iA)!^ sind nicht n«l 
jene Fremde, welche aus fremden Staaten, sondern auch jcne, die a«» 
unconscriblrtcn Provinzen gebürtia, sind und sich noch in reinem constt̂  
birten Lande natioualisirt haben, verstanden; wahrend der Unterricht für d>» 
Länbcr-Conscribirung vom 19. October 1810 besonders die Auslände» 
darunter versteht. 

Es wurde jedoch hier jener Begriff deßwcqen gewählt, weil da» 
Gesetz, welches die Staaten bezeichnet, de,en vmscihliche Vett.issunq de» 
Verlust der Staatsbürgers Haft zur Folge hat, imj>!!<'>l« auch diejenige 
Staaten andeutet, deren Unterlhanen den ersteren fremd sind. 

§. 95. 

B e d i n g t e G l e i c h s t e l l u n g der F r e m d e n m i t den 
I n l ä n d e r n . 

Den Fremden kommen überhaupt gleiche bürgerliche Rechte und 
Verbindlichkeiten mit den Eingebornen zu " ) , we^nn niZcht.'ziU^ 
Genüsse dieser Rechte ausdrück l ich die Eigenschaft 
e ines S t a a t s b ü r g e r s e r f o r d e r t w i rd. (Al lq.b.G. §.,33») 

I n welchen Fällen zum Genüsse der politischen Rechte dieEige^ 
schaft eines österreichischen Staatsbürgers erforderlich ist, und in ")«>' 
chen Beziehungen Fremde in der politischen Linie anders zu beh«^ 
dein kommen, als Inländer, kommt in diesem Werke am gehörige". 
Orte vor; wobei der im §. 33 des allg. b. G. aufgenommene GruN°' 
sah überall hervorleuchtet, daß Fremde i n z w e i f e l h a f t e " 
F a l l e n beweisen müssen, daß der S t a a t , dem sie a^ 
g e h ö r e n , d ie österreichischen S t a a t s b ü r g e r in R«cl' 
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licht des Rechtes, wovon die Frage ist, ebenfalls wie die seinigen 
"handle. 
') Die Gesetzgebung eines Volkes gegen Fremde ist ein. Maßstab seiner 

Cultur. 
Daß die österreichische Legislation hier glänzend hervorleuchtet, zeigt 

lebe Bestimmung, welche ructstchttich der Auslander besteht. 
Dem unverdächtigen Fremden ist der Eintritt in das Land unbenom« 

wen und ihm die möglichste Freibut im Verkehr zugestanden und die Na, 
turalisation auf die liberalste Art dargeboten; und wenn sich gleich zwi« 
schen Fremden und Einbeimischen Unterschiede ergeben, so herüben sie doch 
nur auf allgemeinen Rechtsgrundsatzen, deren Außerachtlassung offenbar 
tme Ungerechtigkeit gegen diejenigen wäre, welche mit der Staatsblir« 
gerschaft auch die damit verbundenen Lasten zu tragen haben. 

I n w i e f e r n bei F r e m d e n der aus länd ische Ade l 
beachtet w i r d . 

^ Der a u s w ä r t i g förmlich erwiesene Adel wird in den österreichi« 
Hkn Staaten jederzeit beachtet, und solchen Personen auch der vrivi« 
Mte adelige Gerichtsstand zugestanden. 

s. Nur da, wo es auf die Theilnahme an den, dem in länd i« 
^ ' N Ade l e igens vo rbeha l tenen Rechten ankommt, kann 

l ausiaridlsche Adel N'cht geltend gemacht, sondern es müßte, wenn 
lan 6 " M " e n Verdienste dazu volHänden sind, sich erst um die Er« 
la'N^^ des inländischen Adels beworben werden, so wie zum land» 
N)>f>> Besitze die Erweibung des Incolates insbesondere erfordert 
z/^(H°fkanzlel-Decret vom 23. I u l t 1818, Hofz. 8346, RggSz. 

l̂ m ̂ ^ ^ " ^ " " t l in Oesterreich angesiedelter türkischer Unterthan 
^ ?""kennunq der adeligen Rechte und Vorzüge, deren er sich im 
lvu 1"Nthume Moldau und in den türkischen Provinzen erfreuet, bat, 
Haa/ " " Hoftanzlei-Decret vom 21 . December 1320, Z. 37,563, 
Yen 5,' 778 von 1821 el-innert, daß bei den vorgelegten vollständi-
,. beweisen des ursprünglichen ?ldels seiner Famrli/Bittsteller a l s 
^ " a u s w ä r t i g e r A d e l i g e r nach Vorschrift des Hofkanzlei« 

' " "es vom 23. Jul i 1818 zu behandeln sc». 

N 5' 97. 
" e l c h e r A d e l n u r a ls f remder zu be t rach ten ist. 

au« ^ a d^ Frage entstanden ist, wie weit unter dem Ausdrucke des 
^ " a r t i g e n Abels, welcher Ausdruck in Rücksicht desjenigen 
l ^ ' bln R e g i e r u n g e n ordent l i cher S t a a t e n erthe»-
h , ' " i n c m Zweifel unterliegt, der von emem Relchsstande verlie-
be,, ^^ ^" ä"'blen sei: so haben Se. Majestät die Weisung zu ge-
h^^eruhet, daß hierunter nur jener von emem Reichsstande verlie«' 

"bel gemeint sei, von welchem gezeigt ist, daß selber von einem 
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C h u r f ü r s t e n , oder zur Adelung, von kaiserlicher Majestckt wegeh 
eigenS berechtigten,mit der V o m i t i v » i n u ^ o r a versehenen Reichs 
stände verliehen worden ist. (Hof-Decret vom 13. Februar 178^-) 

Der Besitzer des reichSvlcarilMschen Adels kann sich daher in bell 
k. k. Staaten desselben als aus länd ischen Adels bedienen, tl 
kann aber in der Eigenschaft e ines österreichischen A d e l ' 
nicht anerkannt werden. (Hofkanzlei-Verordn. vom 27. März 18V» 
Hofz. 7295, Nggsz. 18,847.) 

Unter ausländischem Adel dagegen kann ein Prädikat odel 
Standes'Prärogativ nicht gerechnet werden, welches vyn den doiv^ 
tib»8 ?alHtini» erhalten worden ist " ) . ?rngiu. vom H6. Septembel 
1707, 15. Februar 1805.) 

») Da« Recht, den deutschen Geschlechttadel durch Abelsbriefe zu ertheile?, 
gehörte nämlich, während des Bestandes des deutschen Reiches, zu dl>l 
kaiserlichen Reseroatrechten. 

Mithin waren außer dem deutschenKaiser nur diejenigen dazu befugt 
welche selbes aus ver l iehener kaiserlicher Macht, oder nach dem neut? 
Herkommen an stattdes deutschen Kaisers ausübten. 

Erstere waren solche Pfalzgrafcn, welche eine darauf gerichtete gro?» 
C o mitiv(Oomitiv» mzjnr») erhalten hatten,letztere die Reichsverwesl» 
(Chursachsen, (öhurpfalz und zuletzt Pfalzbaiern) im Z>oische>ireichc. 

2)as Recht, Vtandeserhohungen vorzunehmen, war daher im deutscĥ  
Reiche nicht schon unter der Landeehoheit begriffen, und eben deßh^ 
wurden solche von Qesterreich nie anerkannt. .. . 

Den nunmehrigen zum deutschen Bunde gehörigen 85 Souverän? 
kann nun aber dieses Nechtnichtbestritten werden, und der von ihnen verl? 
hene Adel genießt daher die Anerkennung, wie jeder andere ausländisch^ 

§. 98. 

W i e sich F r e m d e bei m e h r e r e n G eschäften rücksichi' 
lich deS österreichischen S t a a t e s zu v e r h a l t e n 

haben. 

Unstreitig finden hier auch rückstchtlich der der politischen V ^ 
waltung zugewiesenen Geschäfte folgende in dem allg. b. G. aufg^ 
nomniene gesetzliche Bestimmungen Anwendung, wle dieß in diese? 
Werke am gehörigen Orte vorkommt. .. 

1. Die persönliche Fähigkeit der Fremden zu Rechtsgeschäften l!' 
insgemein nach den Gesetzen des OrteS, denen der Fremde vermiß 
seines Wohnsitzes, oder wenn er keinen eigentlichen Wohnsitz h^ 
vermöge seiner Geburt als Unterthan unterliegt, zu beurtheilen, »"' 
sofern nicht für einzelne Fälle in dem Gesetze ein anderes verordne» 
ist. (Allg. b. G. §. 34.) 

2. Ein von einem Ausländer in den österreichischen Staaten U" 
tMNommeneü Geschäft, wodurch er Andern Rechte gewährt, ohne d»<' 
selben gegenseitig zu verpflichten, ist entweder nach dem allg. öste^ 
bürgerlichen Gesehbuche, oder aber nach dem Gesetze, denen d^ 
Fremde als Unterthan unterliegt, zu beurtheilen; je nachdem d«i 
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^ oder das andere Gesetz die Gültigkeit des Geschäftes am meisten 
"gunstiger. (Allg. b. G. §. 35.) 
d < «» '̂ ^ k n n em Ausländer hier Landes ein wechselseitig verbinden» 
"Geschäft mit einem Staatsbürger eingeht, so wird es ohne Aus,» 
"bnie, nach dem allg. österr. bürgerlichen Gesehbuche; dafern er es 
blr mlt e,nem Ansländer schließt, nur dann nqch demselben beur« 
" ' l t , wenn nicht be»viesen wird, daß bei der Abschliesiung auf ein 
Weres Recht Bedacht genommen wölben sei. (Allg. h. G. §. 36.) 
< 4. Wenn Auslander Mit ?lu^Iändern, oder mit Unterthanen 
.^österreichischen Staates ,m Auslande Rechtsgeschäfte vornelZmen, 
I >lnd sie nach den Gesetzen des Ortes, wo das Geschäft abgeschlos« 
."worden, zu heurthellen; dafern bei der Abschlleßung Nlcht offen» 
^ "n anderes Recht zum Grunde gelegt worden ist, und die im 
? ^ des allg. b. G. enthaltene Vorschrift nicht entgegensteht-). 
^ " g . b. G. §. 37.) 

') Dieser F. 4 des allg. b. G. sagt nämlich unter andern, daß die Staats, 
Würger auch in Handlungen und Geschäften, die sie außer dem Staatbgc, 
"lere vornehmen, an diese Gesehe gebunden bleiben, insoweit als ihre 
persönliche Fähigkeit, sie zu unternehmen, dadurch eingeschränkt wird, und 
°ls diese Handlungen und Geschäfte zugleich in diesen Landern rechtliche 
Mgen hervorbringen sollcy. 

§. 99. 
All« 

»emeine P f l i c h t e n der A u s l ä n d e r i n den ljsterrei« 
chischen S t a a t e n . 

18N< " " " ^ e haben sich nach den Normal«Verordnungen vom 25. März 
b<i"m "o I.März 1809 mit Anstand und Bescheidenheit und mit der 
de«»" gesitteten Nationen üblichen, für die öffentliche Ruhe, Lan» 
A Fassung und Einrichtungen gebührenden Rücksicht zu betragen, 
cherl, " ' ^ ' " ^ " Abhandlung XVI . dieses Theiles von der Si« 

^'ts.- und Orhnungs'Polizei umständlich gehandelt. 

„ §. 100. 

^ w e r f u n g derse lben un te r das österreichische 
S t ra fgese tz . 

^d ? ^ " b e , die sich in den österreichischen Ländern aufhalten, 
0^ """Haupt verbunden, die auf öffentliche Sicherheit und 
la„ ""9 sich beziehenden, allgemeinen Verordnungen sich b> 
l>esy iu Machen, und dafern sie ein Geschäft unternehmen, auch die 
^en Verordnungen, welche auf dieses Geschäft Beziehung 

^llld können daher nicht nur schwerer Polizei-Übertretungen 
^ l w ? " "den, I I . Theil des S t . G. B. 3. 2, sondern sie sind auch, 

' " m den österreichischen Staaten ein Verbrechen begehen, nach 
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dem österreichischen Strafgesetze über Verbrechen zu behandeln. (^ 
Theil des S t . G. §. 31.) 

Selbst wenn ein Fremder im Auslande ein Verbrechen begall'-
gen hat, daS auf die Verfassung und auf die öffentlichen Credit^ 
papiere oder auf das Münzwesen des osterr. Staates Einfluß hat, l" 
ist derselbe gleich einem Emgebornen nach dem osterr. Strafgeld 
zu behandeln. (Non>M) §. 32.) 

Hat das ,m Auslände begangene Verbrechen auf die erwähnt^ 
Gegenstände keinen Einfluß, so ist der fremde Verbrecher zwar illp 
mer ik Haft zu nehmen, sich aber sogleich mit demjenigen Staute, 
wo er das Verbrechen begangen hat, über dle Auslieferung deöselbtll 
«ns Vernehmen zu sehen. (»6^>n, §. 33.) 

Sollte der auswärtige Staat die Uebernehmung verweigern,'A 
ist gegen den ausländischen Verbrecher in der Regel nach Vorschrift 
des österreichischen Strafgesetzes vorzugehen. 

Dafern aber nach dem Strafgesetze des Ortes, wo er die Thal 
begangen hat, die Behandlung gelinder ausfiele, ist er nach dieses 
gellndern Gesetze zu behandeln. 

Dem Strafurthelle muß noch die Verweisung nach vollendetet 
Strafe angehängt werden. (llollVm, §. 34.) 

Wie fremde Ausspäher und Falsch Werber zu behandelt 
kommen, kommt in der Abhandlung X X l l l . dieses Thelles von de> 
polit. admin. Mil i tär - Angelegenheiten vor. 

Ueber die Landesverweisung und die Abschaffung Fremder ls 
das Ausland, über die Auslieferung f remder Verbrecher »n ds' 
Ausland, in Folge der Verträge, und über die Art des Verfahre^ 
hierbei, dann wie Fremde, d»e in einem fremden Staate sich ein^ 
bloßen P o l i z e i - V e r g e h e n s schuldig gemacht haben, m b" 
österreichischen Staaten, wohin sie sich g e f l ü c h t e t , zu behA 
deln sind, wird in der Abhandlung XVI . dieses Theiles von derSl' 
cherheits- und Ordnungs--Polizei gehandelt. 

§. 101. 
W i e sich bei A n s i n n e n a u s w ä r t i g e r Gesandten " l " 
E i n b e r u f u n g der U n t e r t h a N e N i h r e s S t a a t e s zu b? 

nehmen ist. 
Das Ansinnen auswärtiger Geschäftsträger um Einberuft^ 

ihrer Unterthanen sott die Regierung m»t der Hinweisung auf die vet' 
Endlichste?lrt ablehnen, daß dieselben den Weg durch d«e gehe^ 
Hof- und Staatstanzlei. einschlagen möchie.n. (HoftanzleiHecret Y"̂  
16. November 1821, Hofz. 32,863, Nggsz. 55,147.) 

§. 102. ^ 
E r t e r r i t o r i a l i t ä t des d i p l o m a t i s c h e n C o r p s u" 

seines P e r s o n a l e s . . 

Die Gesandten, die öffentlichen Geschäftsträger und die) 
ihrem Dienste befindlichen Personen geniesien die in dem Volkerrech 
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"Nb in den öffentlichen Verträgen gegründeten Befreiungen. (Allg. 
"' G- §. 38.) 
sck ^ ' ^ auswärtigen Gesandtschaften und das eigentliche Gesandt-
^>afts.Personale werden nach dem Völkerrechte behandelt, und unter« 
Hen den lösten «chlfchen LcmdeSbehölden Nicht. 

>v > ^ ^ diejenigen Hausleute und Dienstboten emes Gesandten, 
. ' lche « n m t t t e l b a r U n t e r t h a n e n des S t a a t es s lnd , zu 

^ kr ^ ehört , sind der gemeinen Genchtsba< kelt nicht unterworfen, 
ten <. ^^ltt also Mlt solchen Haus- und Dlenstleuten emes Gesand« 
^ " sich der Fall emeS Velbrechens, oder einer schwelen Pollzei-
«h^"tretung ereignete, soll zwar die Obrigkeit sich d e r P e l s o n des 
^ ^ l d l g t e n versichern, jcdoch dleRnze,aungen dem Mmlstereroff-
Q / ^ a m i t dieser den Verhafteten übernehmen möge. ( I . Thell des 

'' G. §. 221, Nr. 4, und I I . The.l des Sc. G. §. 283.) 
y Diejenigen Hausleute und Dlensiboten emes Gesandten, 
sink unmittelbar Untcrthanen des Staates sind, zu dem er gehört, 
y baher auch den oldentllchen Eivilgenchtsbarkelten nicht unter-
da« ' untcrthanen bei östenelchlschen Staaten und dritter Mächte 
H^en unterstehen der Elvil-Gerichtsbalkelt der ordentlichen Justiz« 
y ^den, insofern Nicht rücksichtllch einzelner Gesandtschaften ein ab-
kiln ^ Ueberemkommen zu Scande lommt. (A. h. Hofentschlle-

"^vom 1. Febr. 1834, Hofkan^lei-Decret vom 17. Feb,.1834.) 
t,. ^ a c h allen diesen Bestimmungen genießet sonach jeder auswar« 
U^esandte sammt semem befolge die soqenannte Erterrltollalltät, 
, 'st nach der Etymologie dieses Wortes so zu betrachten, als wenn 
^. lr das Gefolge gar Nicht in die österreichischen Staaten gekommen 

^ oder den Wohnsitz hier gänzlich aufgegeben hatte. 

" ' das natürliche und öffentliche Recht ôm Reqicrunqsrathe und Pro-
'Mr von Egger, 2. Band, §. 681 bis L83, und Schusters Commentar 
«UM §. Ig ^s bürgerlichen (Äesetzbucheö. 

§. 103. 

" ^ w a s sich die E x t e r r i t o r i a l i t ä t eines G e s a n d t e n 
und seines G e f o l g e s n icht erstreckt. 

l,h Die Erterntorlalität eines auswärtigen Gesandten erstreckt sich 
^ ^ Nur auf das »hm eingeräumte Gesandtschafts-Palais und rück
dock ? " " f s"ne und seiner Angehöngen Person, sie verschwindet je-
»d? ^ solchen Handlungen, bei welchen dl« Natur des Geschäftes 
dleß,"^ Landesverfassung zur Schlußfolge nöthigt, er habe sich den 
^viandlgen Gesetzen unterworfen, und müsse d,e Prlvatrechte der 
"lsonen respectlren. 
H ^s handelt sich »n emem solchen Fall um eme prlvatrechtllche 
,^ "^ung, und keineswegs um eine solche, d»e aus der Competenz 
^.Auswärtigen Gesandten abgeleitet werden kann. (Reglei ungs« 

"l'dlal.Aeußerung vom21. Ma l 1328, RggSz. 26,835. Von der 
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Immunität des diplomatischen Corps,siehe auch Abhandlung XVI . die» 
se< Theiles von der Sicherheit^ und Ordnungs - Polizei.) 

§. 10^1. 

C o n s u l e n f r e m d e r S t a a t e n gehö ren n icht h ie rher . 

Consulen auswärtiger Mächte, sie mögen österreichische oder 
auswärtige ttnterthanen seyn, stehen unter der Gerichtsbarkeit UN» 
den Gesetzen des Ortes, wo ihnen ihr Aufenthalt bewilliget wo? 
den ist. (Instr. vom 13, August 1762, Hof- Decret vom 23. SeP' 
tember 1817.) 

Wo sie aber nach der bisherigen Uebung der Gerichtsbarkeit del 
3sterre,chischen Merkantil- und Wechselgerichte, auch Consular-Beböl" 
den unterstehen, hat es noch ferner bei diesem Verfahren sein Vel' 
bleiben. (Hsfkanzlei Decret vom 10. Jänner 1818.) 



I I I . Abhandlung. 
Von dem österreichischen Adelstanhe. 

§. t 

U r s p r u n g des österreichischen Ade ls . 

Unter den erb l ichen Ständen in Oesterreich steht, wie bereits 
" der I I . Abcheilung dieses Theiles §. 35 dargestellt wurde, der Adel 
°ben an. 

.. Er ist, so wie in allen andern Ländern germanischer Stamm e 
Zänkischen Ursprungs. 

AlS nämllch Carl der Große die östliche Mark erobert hatte, 
?hte er zum Schutze derselben Grcnzgrafen ein, welche den grüßten 
^he,l der verliehenen Landereien ihren Krlegsleuten gegen Leistung 
^ t l Kriegs- und nachher auch von Hofdlcnsten weiter verliehen ( S . 
Wandlung V. dieses ThelleS §. 1 : Vom mcoerösterr. Lehenwesen), 
l̂ese Vornehmen des Landes bildeten sonach den Adel, im Gegensatze 
kr übrigen Freien und der Leibeigenen. 

^ Ursprünglich wurde also der Adel weder durch Geburt, noch durch 
^Nadendnefe, sondern durch die meiner fortwährenden rlttc''ma's;igen 
"bensart erworbenen Verdienste erlangt, und diese dadurch crrun» 
A e Rltterwürde gewährte m chrer ersten Entstehung auch nur p e r-
'önl iche Vorrechte. 
. Erst nach Erlöschung der carolingischen Dynastie wurde erfordert, 
°̂ ß man schon auS einer Familie von Ritterart abstammen mußte, 
^Nn man dazu gelangen wollte. 

Wenn gleich diese Rltterwürde allein nicht das Wesen des Ge-
MechrSaoels ausmachte, sondern denselben voraussetzte, so scheint 
^Nnoch eben der hierdurch zwischen den Frclgeborencn und Ritte, bür
den auf beständig festgesetzte Unterschied die nächste Veranlassung 

^seben zuhaben, das) der Ade! in der spätem Hälfte deS Mmel-
^ters auch durch kaiserliche, und in Oesterreich, vermöge der dem 
^ibause Oesterreich verliehenen Oomitlv» mnjura, auch durch lan» 
^fürstliche Adclsbrlefe vermehrt wurde " ) . 

Hierauf gründet stch die Emtheilung des Gcschlechtsadels in 
,. U r a d e l (nobilit»» avitn) und Bri l f t oder Bullenadel ^.nodl-
' ^ « eoäivUari»). 

l . 8 
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Von keiner altadeligen Familie läsit sich daher mit historischer 
Gewische»t der Zeltpunkt angeben, wo sie lenen U rade l erhaltet 
hat; well es m den Zeiten, wo die rliteimasilge Lebensart der elN-
zige Weg zum Gcschlcchtsadel war, noch reine Geschlechlsnamcn gab, 
Mlt deren Hülfe genealogische Nachforschungen angestellt werden 
lonnten. 

Der B r i e f a d e l hingegen ist in einem Zeitalter entstanden, 
worin solche Gcschlechtsnamen schon ganz gelnauchllch waren; b«s 
jetzt sind jedoch leme alteren Beweise von Erthellung des Breefadel< 
in Deutschland, folglich auch lN Oesterrtich bekannt, als aus der 
Regierung Kaiser (5arls IV . , welcher dlese Gewohnheit aus Frank' 
reich nach Deutschland gebracht zu haben scheint, we,l man dort sch^ 
von den IaKren 1271, 1285 und 1290 Adelsbrlefe entdeckt hat. 

Uebrigcns wurde im deutschen Reiche der Adel in un m i t t e l ' 
ba ren und M i t t e l b a r e n oder landsäss lgen emgetheilt. 

Erst er er stand unmittelbar unter Kaiser und Reich, und zel' 
siel in einen hohen Adel, welcher nur aus relchsstä ndlscheN, 
fürstlichen, gräflichen und einigen frelhelrllchen Häusern besiand, und 
aus einem n iede ren Adel, der durch d«e u n m i t t e l b a r e Reichs 
r i t t e rscha f r gebildet wurde, während der m den deutschen Lä^ 
dern vorhandene m i t t e l b a r e oder landsäss lge A d e l , wo^ 
unter auch der osteri elchische Adel gehörte, gegenüber dem deutscht 
Reiche, ungeachtet der später verliehenen höheren ?ldelstitel, n ^ 
e in Niederer war; indem schon Kaiser Carl V. sich »m Relchsa«' 
schiede vom Iahle 15^8, §. 6b, Mit den Relchssiä'nden verglich, dsß 
die neuen Grafen und Freiherren Land fassen bleiben sollen; ^ 
das; die Emthellung dieses landsässlgen Adels m hohen u^ 
n i e d e r e n Adel, wie er sich insbesondere auch bei den zwei obe«? 
politischen Ständen des niedelöstei r. Slände-Instltuts bereitS lN den si^ 
Hern Zeiten gestaltete, nur gegenüber dem Landesfmsten und del" 
Lande, m dem er ansässig »st, von staatsrechlllcher Bedeutung ist! 
und darauf gründen sich nun auch die seit Auflösung des deutscht 
Reiches den medlatlsircen rclchsständischen fürstlichen und gräflich^ 
Häusern in den deutschen Bundesstaaten zugestandenen Ehrenvo^ 
züge ( S . §. 49 l>). 

») Hierüber ist im Jahre 1782 erschienen: Versuch über die ersten Gru"^ 
linicn des osterr. Landabclö rechtes, ncbst einem Versuche über b̂  
deutsche Rechlögcschlchte überhaupt, und Oesteneichs insbesondere, da»!' 
einer Abhandlung über das osterr. Recht und Rechtsgelahrlheit uberhauf" 
von Dr. Schwabe. 

l>) Nach den Resultaten der Conscriptions« Revision vom Ialire 183^ S^ 
es im Erzhrrzogthume Oesterreich unter der Enns 46?6> Adelige, ^ 
von 3768 auf Wien und ihre Vorstädte, die übrigen 903 aber ans °" 
Land entfielen. 
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§. 2. 

b e g r i f f des österr. Adels. Au f welcher Grundlage 
diese Vorzüge beruhen. 

... Der österreichische Adel ist diejenige Classe der österr. Staats-
?Ul'3er, welck)e, vermöge Herkommen/ l. f. Privilegien und Gesetze, 
'N der bürgerlichen Gesellschaft gewisser thells persönlicher Vor-
Mte , thells erblicher Geschlechtöoorzüge thellhaftig ist; welche 
Übrigens allen Mitgliedern der bürgerlichen Gesellschaft eben so un-
«rlctzilch seyn müssen, wie jedes andere wohlerworbene und verfas, 

'UNgsmä'ßige Rechr. 

§.3. 

Ordnung, wie davon zu hande ln kömmt. 

Von dem österr. Adelstande kommt nun in folgender Ordnung 
»" handeln: 

l« Von den verschiedenen AdelS stufen. 
I I . Von der A r t und Welse, wie der Adel nach den verschiede» 

nen Adelsstufen erworben wird. 
III. Von der Ausfertigung der Dip lome, und von der Kund

machung und den I n t lma t l oncn . 
IV. Von den Taren und Kanzlei-Gebühren. 
V. Von den Vorrechten und Vorzügen des Adels und 

seiner Abstufungen. 
>l. Von der Art und Wclse, wie der Adel erlöscht, und 
VlI.Von den Adels- und Wapenanmaßungen und deren Bestrafung. 

I. 

Bonden verschiedenen Adelsstufen. 
§. 4. 

Aufzählung derselben. 

^ Der österr. Adel zerfallt landesverfassungsmäßig in den hohen 
""° Niedern Adel. 
lwx ^ " " hohen Adel werden gerechnet die Fürsten, Grafen 
^ F r e i h e r r e n , zum niedern Adel aber die Ritter und einfach 
"öligen. sSlehe übrigens rückslchtlich dieser Eintheilung den §. t , 

°rnach dieselbe gegenüber dem bestandenen deutschen Reiche nicht 
A. ' .und der landsä'sslge Adel in jeder Beziehung durchaus 
" ' ein niederer war.) 

8 * 
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I I . 

Bon der Art und Weise, wie der Adel und 
die höheren Adelsstufen erworben werden. 

§. 5. 

A u f z ä h l u n g dieser E r w e r b u n g s a l t e n . 

Der o'sterr. Adel, so wle dessen höhere Adelsstufen werden, er
worben : 

1 . Durch V e r e h e l i c h u n g einer llnadeligen mit einem Ade» 
ligen, und dulch ehe! ich e A b s t a m m u n g , 

2. durch landesfürstliche V e r l e i h u n g oder 

3. dulch A n e r k e n n u n g und B e s t ä t i g u n g 'e ines 
f r e m d e n A d e l s . 

Weder durch die Civll- noch M i l i t ä r - Stellen, Aemter und 
Würden an und für sich, wird dagegen der Adel erworben; sie sind 
nur die Bahn, auf der derselbe durch die Gnade des Souveräns erwor« 
ben weiden kann ; emen persönl ichen Anus« oder Dienst-Adel 
gibt eS daher «n der Negel nicht. 

Doch haben bei den Ständen des Landes unter der Enns, der 
Erzblschof von Wien und der Bischof von S t . Polten »m Herren^ 
stände Sitz und Stimme, auch wenn sie ihrer Herllmft nach nicht von 
Adel sind (S.Abhandlung IV. dieses The,!S vom Nledeicsterr. Stände-
Instltute §. 49). Dem erzbischöftichen Sitze zu Wien steht sogar, vei" 
möge allelhöchster Concesslon, der Fürstentltel zu; und m der Absicht 
beiden W a p e n der Erzbischöfc uud Bischöfe eine den heraldischen 
Grundregeln angemessene Gleichheit einzuführen, wurde den Länder« 
stellen nm Hoftanzleldeclet von, 13. Jänner 1»25, Hofz. 89, Regie-
rungsz. 45)36, aufgctiagen, so oft sich der Fall ergibt, dafi em neuer 
Erzblschof oder Bischof denselben das Wapen, welches er führen will, 
zur Genehm«gung vorlagt, oder dieses von Seite emes schon bestehen
den Erzblschofes oder Blschofes geschieht, immer voiläl'fig dessen Ent» 
wurf zur weiteren Verfügung der k. k. vereinten Hoftanzlei zu un« 
terlegen. 

») Einen solchen personlichen Adel legte man im Mittelalter und noch 
in dem 16. Jahrhunderte auch allen Denen bei, welche akademische Wur» 
den erlangt hatten; und unter diesen zeichneten sich inobcsondere die 
Doctonn der Ncchle dergestalt aus, daß sie als Miülc» le^um, Hli-
Nie» ^ul>!ili.",e, e^i.ite« Ief;um, nicht nur für edel gehalten, sondern 
auch dm Edelgcbortnn gleichgesetzt wurden. 

Diese allen Vorzüge haben ledoch aufgehört, und rs wurden dieselben 
gleich den nicht adeligen Staatsbeamten ,n die «Kategorie der sogenann» 
ten Ncinor.'.tini't>8 gereihet, worunter sie auch'das Constriptione Patent 
vom 35). Oetober <804, §. <0, und die Rekrutirungs« Vorschrift voM 

29. August i8s7, §. 4, zahlen. 
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3.0. 

^ä 1. Durch Verehelichung einer Unadel igen Ml t 
«lnem Adellgen und durch eheliche Abstammung. 

So wle d»e G a t t i n den Namen des Mannes ei hält, und die 
Rechte semes Standes gemeßl «̂  (allg. bu»g. G. B.§. 92), so eilanqen 
dle ehelichen K,nd ei- e,nes Adeligen den Namen ihres Vatels, 
sem Wapen und alle übrigen Nicht bloß persönlichen Rechte seiner 
üawllle und seines Standes (allg. büig. G.B.tz. 146). 

Der Adel emer m«t emem llnadel,qen vermählten Mutter wird 
daher auf d«e aus dieser Ehe entsprossenenK,nder Nicht veielbl; denn 
der sogenannte Kunkeladcl beruhet nach den deutschen Rechten 
auf emer leeren Einbildung. Em sogenannter halber Adel »st aber 
<m politisches Undmg. t 

») Es fragt sich nun , ob der erst n a ch dem Tode eines Unadeliqen, 
von dem Bater des echteren erworbene Adel ode», höherer Adelsgrad 
auf dessen Wttwe ublrqeht. 

Nach Rechtsgrundsatzen scheint dieß der Fall nicht zu scyn; da der 
Gatte nicht mehl, auf dessen Gattm übertragen konnte, als er selbst 
bei Lebzelten hatte. 

Anders schemt es sich aber mit den aus einer solchen Ehe nzeuqtcn 
Kindem zu verhalten, da der Adel und der höhere Adelöglad auch für 
dle vorhandene und tunfilqc eheliche Nachkommenschaft des Geadelten 
verliehen wird, und die Klnder in allen RechiSverhaltNlssen ihren 
Vater revrasentiren; so daß dieser ruckstchtlich jener als bei 
Leben angenommen werden muß. 

§. 7. 

Die höhere Adelsstufe erstreckt sich nu rau f den ersten 
Erwerber und dessen eheliche Nachkommenschaft. 

Wenn em êlne Personen von emer Familie »n emen höheren 
Stand oder Grad erhoben, ode» sonst nnt Plädlkaten und Prmo< 
ssatwen begnadigt werden, dürfen sich die anderen von solchen 
Fanullen, d,e »n dem volherlgen Stande verbleiben, lene Standeser, 
h'ähungen und Begnadigungen Nicht anmaßen (HofkanMdecret vom 
7. März 1712). 

§.8. 

Ausschließung der unehelichen K inder . 

Uneheliche Kmder sind überhaupt von den Rechten der Fa
milien und Verwandtschaft ausgeschlossen; sie haben weder auf den 
Familien »Namen des V a t e r s , noch auf den Ade l , das, 
Wapen, und andere Vorzüge der E l t e r n Anspruch; 
sie führen den Geschlechtsnamen der Mutttr (allg. bürg. G.B.tz. 165). 
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§ . 9 . 

Du rch nachfolgende Ehe der E l t e r n l e g i t i m i r t e uneh? 
liche K i n d e r t re ten in den S t a n d des V a t e r s . I n w i e ' 
f e rn dieß auch bei den durch l a n d e s f m stliche Begünst«' 
gung l e g i t i m i r t e n und bei W a h l k i n d e r n der F a l l ist« 

Kinder, welche außer der Ehe geboren, und durch die nach' 
her e r f o l g t e V e r e h e l l c h u n g »hrer E l t e r n in die Fann'lil 
eingetreten sind, werden so wie »hre Nachkommenschaft, u n t e r d i i 
ehelich er z e u g t e n gerechnet(a«lg. bürg. G.B. §.161), woraus folgt, 
daß sie nach dem §. 1 l̂6 des allg. bürg. E . B . auch den Namen ihres V ? 
ters, sein Wapen und alle übrigen nicht bloß pelsönlichm Recht« sei' 
ner Famille und seines S t a n d e s erlangen. 

Wollen aber Eltern unehelicher Kinder, dieselben gleich den ehe' 
lichen der S t a n d c s v o r z ü g e theilhaflig machen, so können sit 
«m deren L e g i t i m a t i o n durch Begünstigung des Landesfürsten 
ansuchen. 

Wünschen W a h l e l t e r n die Übertragung ihres Adels und 
Wapens auf das W a h l k i n d , so muß um die dießfcillige Bewil» 
ligung allerhöchsten Orts besonders eingeschritten werden (S» 
auch diesfalls die Abhandlung II.dieses Theiles Z. 55); und find ein' 
mal die allerhöchst festgesetzten Bedingungen der allerhöchst bewillig' 
ten Übertragung des AdelS auf ein Adovtivkind erfüllt, so wird dal' 
über die ordnungsmäßige Ausfertigung für das Wahlkjnd verfügt, s? 
bald die S t a n d e s t a r e n und die A u s f e r t i g u n g g e b ü h r e « 
beim k. k. Gene^alhoftaxamte berichtiget sind. 

§. 10. 

Hä 2. D u r c h l a n d e s fü rs t l i che V e r l e i h u n g . 
Ar ten derselben. 

Die V e r l e i h u n g des Adels geschieht entweder 
») unmittelbar, durch eine ausdrück l i che S t a n d e s « ? 

h ö h u n g , oder 

b) mittelbar durch V e r l e i h u n g eines i n l ä n d i s c h ^ 
OrdenS. 

§. 41 . 

^ 6 2 ) D u r c h ausdrück l iche S t a n d e s e r h o h u n g . 

Die Verleihung des AdelS Und der höher« AdelSstufen ist eil» 
Reservatrecht des Souveräns, Allerhöchstwelcher dasselbe sdwopl 
auS e i g e n e m A n t r i e b e , alS aufAnsuchen ausübt (S .H. t5> 

>) Das Irzhaus Oesterreich genoß auch «shrend de« Bestand« des v i ^ 
schen Reiche« die Vomitiv» m»joi« (V. Abhandlung ! l . F. 37 llt.»/ 
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§. 12. 

E i n s t e l l u n g der v o r m a l i g e n Ad e l s v e r l e i h u n g e n der 
ph i l osoph ischen F a c u l t a t der W i e n e r U n i v e r s i t ä t . 

Zu dem inländischen Adel war ehedem auch jener zu zählen, den 
bie Wiener Universität zu der Zeit ertheilc hat, wo ihr das Nobili» 
tirungs--Befugnis, eigen war (Hofdecret vom 6. October 1788). 

Es wurde jedoch bereits mit Hofresolution vom 20. Ma i 1752 
befohlen, das) die philosophische Facultät sich, bei Entstehung der 
nicht producirten Befugnis;, sich von ferner weiterer Verleihung des 
'ldelstandes unfehlbar zu enthalten habe; jene aber, welche von da
her ehehin die Nobilitation erhalten haben dürften, und sich solcher 
in präoaliren gedenken, wurden angewiesen, die neuerliche Verlei
hung des Adelstandes bei Hofe gez,emend anzusuchen, und von daher 
ohne Tare zu erholen. 

8- 13. 

B e i welcher B e h ö r d e AbelSgesuche zu übe r re i chen 
s ind? 

Nach der Normalverordnung vom 2. Februar 1767 soll zwar ein 
Gesuch um den Adelsstand ( T . §. 11) bei der Landesltclle überreicht 
werden; jetzt aber geschieht diese Überreichung gewöhnlich un mi t te l» 
bar bei S r . Majestät selbst. 

F. 14. 

E r f o r d e r n i s ; e r w o r b e n e r Verd iens te zur E r l a n g u n g 
des A d e l s . 

Die Verleihung des Adels ist eine Belohnung für Verdienste; 
der also keine aufzuweisen hat, ist mit seinem Gesuche abzuweisen 
(Hofverordnung vom 29. September 1783, Z. 676). 

Die Landcsstelle wird daher in allen den Fällen, wo ihr die 
gutachtliche Berichtserstauung über ein der allerh. Bezeichnung gewür-
bigtes Adelsgesuch zukömmt, angewiesen, alle Behörden, welche über 
bi« Persönlichen Eigenschaften des Bittstellers, über dessen Verhältnisse 
und über dessen Verdienste um den Staat Auskünfte zu ertheilen in. 
ber Lage sind, zu vernehmen. 

Jedem Offiziere, wenn er 30 Jahre gedient hat, und von sei
nem Vorgesetzten ein Attest seines W o h l v e r h a l t e n s beibringt, 
wird dagegen der Adelsstand auf sein Ansuchen, nach vorläufig 
Wit dem k. k. Hofkriegsrathe gepflogenen Rücksprache, ohne weite-
">n ertheilt (Normal»Verordnung vom 12- Januar 1757). 
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§. 15. 

E r f o r d e r n i ß ausgezeichneter und u n m i t t e l b a r e r V e o 
dienste um den S t a a t , zur E r l a n g u n g höherer 

Adelss tu fen. 

Zur Erlangung höherer Adelsgrade werden ausgezeichnete 
und u n m i t t e l b a r e V e r d i e n s t e um den S t a a t erfordert 
(Hofkanzleldecr?t vom21.Dec. Il^A), Hetz. 37,563, RggSz. 778 von 
1821). Hierbei wild auf dle im §. 14 dargestellte Art vorgegangen.. 

§. 16. 

V e r l e i h u n g höherer Ade ls stufen m i t Heber s p r i n g u n ß 
n u r «n a u ß e r o r d e n t l i c h e n F ä l l e n . 

Höhere Adelsstufen mit Uebersormgung der unteren werden NU» 
,n a u ß e r o r d e n t l i c h e n F ä l l e n und «m G n a d e n w e g e ver» 
liehen. 

§. 17. 

B e i E r h e b u n g auS dem R i t t e r » in den Her rens tand 
,st e in fü r den R l t t e r stand bes t immtes A m t nieder

zu legen. 

Zur Hintanhaltung der bei Standeserhöhungen von dem Rit» 
ter- »n den Herrenstand sich mchlsäitig ergebenen Inconvenienzen ist 
verordnet, daß diejenigen von dem Rllterstande, welche mit einem 
für d'esen Stand gewidmeten Amte versehen sind, nicht eher in den 
Herrenstand erhoben weiden sollen, wenn ste Nicht zuvölderst dieses 
ihr begleitendes Amt ,n dem Falle ihrer Standeserböhung niederle« 
gen zu wollen, sich freiwillig c» klärt haben (Hofentschlleßung vom 4. 
Februar 1768). 

») I n Nildcrosteireich gibt es meines Wissens kein solches Amt; vielmehr 
zeiqt sich bei den niederosterr. Ständen das Geqentbeil, da daselbst In« 
dividuen, welche grafliche und freiherrlicbe Würden besitzen, dennoch dem 
Ritterstande angeholer. und Verordnete und Ausschusse des Ritterstandes 
geworden sind, ja suqar die Würde eines sanduntermarschalles, der doch 
Präses des Rilterstandcs ist, bekleideten und noch bekleiden» 

§. 18. 

ä ä b ) M i t t e l b a r durch V e r l e i h u n g e ines in ländischen 
Ordens . 

an) Du rch den M a r i a - T h e r e s i a - O r d e n . 

M i t der Verleihung des militärischen Maria-Theresia »Ordens, 
Groß- und Ritterkreuzes, »st, nach dem 36. Artikel der Statuten vom 
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12. December 1758, der R i t t e r s t a n d , wenn der Vetheilte sich 
darin noch nicht befindet, o n i p » u v e r b u n d e n ; es wurde daher an 
sämlmllche Stellen der Befehl erlassen, das; dieser Rlttr i stand von 
jedermann an^lkannt, und den Ordensglledern durchgehend?, dieser 
l̂genschaft gemäß, begegnet »verde; und nach dem Altirel 37 wird den« 

lMigen G> osckreuzen und Rittern (und nun auch den später c r e i r t e n 
Commandeui s), w e I ch e e s begehren, der Her r cn stan d, näm» 
llch das Baronat erthellt, und das gewohnliche Diplom u n e n t g e l t 
lich ausgefertigt. 

§. 19. 

F ü h r u n g e igener S t a n d e s b ü c h e r über den «o l p » o 
kl l a n g t e n ^ / i l t t er stand der M a r » a - T h e r e s i a - O r d e n s » 

R i t t e r . 

Jeder ernannte Maria-Theresia'Ordens-Ritter, welcher nicht 
bereits den Ritte, stand, oder eine höhere AdeK'stufe besitzet, ist übri
gens als eibländlscher Ritter in den S t a n d e s b ü c h e r n einzutra
gen; und auch den Nachkommen jedes ernannten Ma»la-Theresia» 
Ordens-Ritters, sobald sie sich durch das Ordensdivleni, und auf die 
sonst voraeschrleb^ne?lrt über ihre Desccndenz von selbem auszuwei» 
sen veiwögen, soll aus jedesmaliges Anrerlangen, und gegen blosie 
Entrichtung der Erpeditlons-Tare, das förmliche 5,»stelschafts Diplom 
üusgefeniget werden (allerh Cabinetsschieiben v.19. Juni 18ll1; Hof» 
lanzleidecr'et vom ».Jul i 1819, Hofz. 2l,29l), RggSz. 27,411); und 
um den Anständen zu begegnen, welche IN der Befolgung des Hof« 
kan l̂eidecretrs vom 8. Jul i 1819 sich ergeben dürften, wurde auf» 
betragen, für die Ritter des Maria-Theresia-Ordens ein e igenes 
^Uchzu e r ö f f n e n , und in demselben alle Jene, welche nicht schon 
ben Rittel-stand, oder eine höhere AdelSstufe besitzen, einzutiagen, so 
Wie auch die fünflia. ernannt werdenden vorzume,ken (Hofkanzle,beeret 
"om 26. Ociober 1 «20, Hofz. 31,975, Rggsz. 51,475; Hoftanzleldecret 
v°M 4. Jänner 1821, Rggsz. 1819). 

§. 20. 

bb) Durch den k ö n i g l . u n g a r . S t . S t e p h a n - O r d e n . 

K l e in kreuze des königl.ungar. S t . Stephan-Ordens werden, 
da di. Neubetheillen i h r e m S t a n de nach bereits vom Ade l seyn 
Aussen, dem Capitel 16 der Statuten von 1763 zu Folge, nach Be
schaffenheit der Umstände, worüber Se. Majestät sich die Bemthei» 
'Ung vorbehalten, auch zur G r a f e n w ü r b e , zum B a r o n a t e hinge» 
^l»/ wenn sie darum bittlich einkommen, talfrei erhoben. 
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§. 21 . 

oe) D u r c h den österr. ka ise r l . L e o p o l d - O rden , und 
den österr. ka i se r l . O rden der e isernen K r o n e . 

Durch Verleihung des Leopold» Ordens erlangt zwar der Ordens-
ritter den Rltterstand eo ipso nlcht. 

Nach dem §. 23 der Statuten vom 14. Jul i 1808 werden i> 
doch die Commanbeurs, wenn sie darum ansuchen, in den Freiherren» 
stand, und die Ritter des Kleinkreuzes in den erbländischen Ritter' 
stand tarfrei erhoben. Dasselbe gilt auch nach den Statuten vom 
Jahre 1816 bei dem österr. ka»s. Orden der elsernen Krone. 

§. 22. 

ää 3. D u r c h A n e r k e n n u n g und B e s t ä t i g u n g eines 
f r e m d e n A d e l s . 

Rücksichtlich der Anerkennung und Bestätigung des f r e m d e n 
Adels österreichischer Unterthanen, ist zu unterscheiden, zwischen 
solchen, 

1 . welche die österreichische Staatsbürgerschaft erlangen, als sie be» 
reits mit dem fremden Adel versehen waren, und 

2. jene, welche, als sie schon österreichische Unterthanen waren, 
einen f r e m d e n Adel erlangen; dann kommen 

3. die besonderen Bestimmungen zu behandeln, welche rucksichtlich 
der Anerkennung des Adels einiger, n u n w iede r mit derbster« 
reichischen Monarchie v e r e i n i g t e n Länder bestehen. 

§. 23. 

HH 1. A n e r k e n n u n g des a u s w ä r t i g e n A d e l s solcher 
F r e m d e n , welche i n der Fo lge österreichische S t a a t s 

b ü r g e r werben . 

Da der f remde Adel in Oesterreich beachtet wird (Z5. Abhanb« 
lung l l . dieses Theiles 5. 9 6 ) , so folgt daraus, dasi, wenn ein 
solcher Fremder österreichlscher Staatsbürger wird, dessen f r e m d e r 
Adel anerkannt b l e i b t . 

§. 24. 

4ä 2. I n w i e f e r n I n d i v i d u e n , die b e r e i t s österr ei 
chische U n t e r t h a n e n s i n d , a ls solche e inen f r e m d e n 

Ade l e r langen, können. 

Oesterreichische Unttrthanen dürfen bei fremden Regierungen 
leine Standeserhöbung ansuchen, selbe ohne a l l e r h. B e w i l » 
l i g u n g nicht a n n e h m e n , und sich derselben in den k. k< Ataa« 



V o n dem österr. Adelstande. 147 

ten nicht bed ienen (Hofkanzleidecret vom 6. Juni 1834, Hofz. 
^ ,830 ; Regierungs . Circular vom 22. Juni 1834, RggSz. 
33,555). 

§. 25. 

W i e es d i e ß f a l l S m i t dem deutschen Re ichsade l 
g e h a l t e n w i r d . 

Bereits unterm 31 . Jänner 1767 wurde zwischen der bestande
nen deutschen Reichskanzlei und den österreichischen Hof» 
Kanzleien das Uebereinkommen geschlossen, daß die österreichischen 
Unterchanen um eine Standeserhöhung nirgends anders, als bei der 
Hofkan^lei ansuchen sollen; und in Handhabung dieser Convention 
wurde der von einem Relchsstande einem o'sterrelchlschen Untenhane 
ohne landesfürstl. B e w i l l i g u n g ertheilte Adel ungültig erklärt. 

Die k. k. Beamten und Unterthanen, welche seit dem 31. Jän
ner 1767 ohne landesfürstl. Erlaubnis; von einem fremden Reichs« 
stände geadelt worden sind, wurden daher nicht als Adelige erkannt 
(Hofdecret vom 20. Nov. 1785, Hofkanzleidecret 26. Jul i 4787, Z. 
^6,099). 

Sie sind auch nicht des, den Adeligen bestimmten Gerichtsstan« 
°es theilhaftig (Hofdecret an sämmtliche Appellationsgerichte vom 6. Aug. 
^ 8 7 ) , und ke inem österreichischen Staatsbeamten und Unterthane, 
" r w ä h r e n d des Zwischenre iches «ine auswärtige Standes« 
"höhung ohne dem durch Patent vom 28. Februar 1784, und durch 
"« in der nachträglichen Erklärung vom Jahre 1787 vorgeschriebe« 
Nen vorläufigen Ansuchens um Bewilligung, auch allenfalls von 
^neni Reichsvicariate, erhalten hat, ist gestattet, hiervon in den 
^ k. Erbstaalen Gebrauch zu machen. 

Nur behielten sich Se. Majestät vor, wenn dergleichen Parteien 
lohin die nämliche Standeserhöhung hierlandes ansuchen sollten, nach 
Beschaffenheit der Umstände, und nach Verdienst des Bittstellers zu 
bestimmen, ob und was demselben an dem gewöhnlichen Tarbetrage 
"achzulassen sei (Hofdecret vom 7. Dec. 1792, I . 21,772, und vom 
1^. Dec. 1792, an sämmtliche Appellationsgerichte). 

§ .26 . 

^ 3 . Besondere B e s t i m m u n g e n rücksichtlich der An« 
l k e n n u n g deS A d e l s e in ige r n u n w iede r m i t der 

österreichischen M o n a r c h i e v e r e i n i g t e n Länder . 

Rucksichtlich mehrerer durch die ZeitverHaltnisse der österreichi-
b a Monarchie zugewachsenen oder wieder von ihr erlangten künber 
«stehen nachstehende besondere Bestimmungen. 
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§. 27. 

») F ü r G a l i z i e n und L o d o m e r i e n . 

Allen jenen v o r n e h m e n Geschlechtern im Königreiche Galiziett 
und Lodomerien, so bis zum Jahre 1775 den Fürsten- oder G r ä f e s 
t i te l geführt haben, oder slch zu dieser Ehrenbenennung rechtfertigen 
können, wurde solcher Bland ohne der mindesten Tare blos: gegen 
die einzige Bedingniß bestätiget, das;,s>e sich dieserwegen durch ein uN' 
mittelbar an den Hof gestelltes Anbringen, jedoch an die Landesstellt 
bittlich melden. Jenen von dem ansehnl icheren Adel, welche wirk
liche Kronchargen bekleideten, oder des Titels eines W o y w o d e n , P a» 
l a t i n s oder Cas te l l ans sich zu rühmen hatten, oder ein S t a r o s t t 
mit J u r i s d i c t i o n waren, diesen wurde, nach beigebrachten Adels» 
proben, durchaus der G r a f e n s t a n d mit dem Vorbehalte v er« 
l i e h e n , daß Jeder in Zeit von einem Jahre sich dieserwegen selbst 
hervorthun, und nur den vierten Theil der für solche Standest 
höhung zu entrichtende Tare bezahle; auf die nämliche Weise durfte« 

3. alle Diejenigen, welche D i stric ts- -D « g n i ta r i en ßt» 
Wesen, den F re ih e r ren stand ebenfalls blos; gegen Erlag des vier» 
ten Theils der Tare ganz sicher hoffen, sobald sie in Zell von eineB 
Jahre darum das gehörige Gesuch gestellt haben, und über die Rich' 
tigkeit ihres wenigstens vom Grosivater an fortdauernden Adels sich 
ausweisen können (Patent vom 13. Juni 1775, §. 1, 2 ,3) . 

Wer mit Ansuchung dieser Winde verweil«, und die hierzu b> 
stimmte Zeit nicht in Acht nahm, dem wurde erinnert, dasi er bei 
einer etwa dennoch verlangten Standeserh'öhung, nicht allein, statt 
der bis auf den vierten Theil eingestandenen Taxbefreiung, die ganzt 
entrichten, sondern axch sich der Wlllfahrung seines Gesuches nicht 
so leicht zu getrösten, ja wohl gar, wegen der nicht undeutlich hervol« 
leuchtenden Vernachlässigung der allerhöchsten Freigebigkeit, eine solch« 
Standeserh'öhung nicht mehr zu gewärtigen habe, folglich unter dit 
mindere Ordnung des Adels, und lediglich als Ritter angesehen, und 
sohin auS eigener Schuld der hohen Vorzüge des Herrenstandes vel< 
lustig werde (eoävm §.5). Auch wurde mit Patent vom 16. Octobel 
1800, §. 1 , die Adels-Matrikel als der öffentliche und einzige Be< 
weis der Adelsgerechtsame aller zum Adel von Westgalizien gehörigen 
Personen für sich und ihre ehelichen Nachkommen erklärt. 

§. 28. 

b) F ü r d ie B u k o w i n a . 

Bei Einverleibung der Bukowina mit Galizien wurde fernel 
mit Patent vom 14. März 1787 dem dortigen Adel eine mildem aalizi' 
sHen gleichförmige Gestalt gegeben, die Titel Bojar, Maeil u. s. n>' 
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wUlden ganz aufgehoben, und der dortlge Adel m den H e r r e n - und 
" l t t e r stand emgerhellt. 

D m Ö ei l enst and, unter demderGiafen und Frelherrenstand 
"kgnffcn ist, elh,elcen aue Famll»en, welche ,n der Moldau e,nes der 
12 großen i.'andeüämler bekleidet zu haben und 3090fl. lä'hrllchcrj^ln-
kunfce auü den k. t. Staaten auszuweisen veimochten. 

Für den Grafenstand harten diese Mamillen dle ganze, für den 
ul'eiherlcnstand telne Taxe zu entrichten. 
^ Dle tarflele Erhebung m den Frelherrenstand mußte binnen 2 
wahren angesucht werden, nach deren Verlauf deiftlbe, nur gegen Ent« 
Achtung der ganzen Taxe, zu Tyell wuide. 

§. 29. 

c) . F ü r T y r o l . 

,.. I n Ansehung der Adelsbestätigungen m Tyrol wlllden mtt aller« 
höchster Entschließung vom 28. I u n l 1819, Hcftanz!cidec:et vom 29. 
December 18 l9 , Z. 40,411, folgende Glundsätze genehmiget: 

1. Der alte von der oste»r. Regierung m nuheren Zelten verlie« 
hene oder anerlannte Adel wu.de an und für sich, die Besitzer dersel» 
ben mögen sich «n dem ehemals italienischen, lllyllschcn oder bayerischen 
Allthclle von Tyrol und für den letzten Fall m oder außer der löntg» 
"ch bayerischen Rclchsmatr>.kel befinden, ohne erst einer besonder» 
^^erh. Bestätigung zu bedülfen, als fortbestehend anerkannt. 

2. Auch der von der tömgl. bayenschen Regierung sich herschre»« 
benbe?ldel, el mag sich auf elne neue Verleihung oder die Bestäci» 
8u«g eines von der ö'stelrelchlschen Regierung entweder gar mcht oder 
"Ur als auswältig anerkannten Adels glünden, wu,de dabehalten. 

3. Eben so wurde der Tnentmcr und Bxrner, ferner der 
Aeichsstä'ndlsche und Reichs-Vicanat^, dann der Mailänder- und 
-"?antuaner>Adel, wenn gleich diese Adelsganungen unier der kön,g» 
''lh bayerischen Regierung Nicht lmniatlltukrt, folglich von dieser Re^ 
8'erung nlcht bestätiget worden sind, aufrecht e,dalten; »edoch hat 

4. der Forcbestand dsr »n 2 oder 3 benannten Adelsgattungen 
^ r gegen dem Statt zu finden, daß hielüber d,e B e s t ä t i g u n g 
^r» k. k. Mazestür angesucht und elwükt wild. 

5. D«e Besitzer der unter 2 und 3 el wähnten Adelsgattungen 
hatten daher innerhalb eines Jahres lhre Ade!bewe,se und Familien» 
Aapen, nel>st Anführung sämmlllcher FaMlllenglleder, ln beglaubter 
norm dem GubeiNlum vorzulegen, und um die Ellanqung des österrei--
^.ls^'erdländlschen Adels ^u bitten; wogegen alle Jene, welche sich 
°l«sem Vonufe in der bestimmten Frist nicht fügen würden, :ns0' 
»^n sie sich lediglich eines Tnenter- oder Blirner«Adels erfreuen, 
Unftighln als unadelig anzusehen und zu behandeln, folglich auch 

^6 adeligen Gerichtsstandes als verlustig zu erklmen, dle von einem 
'""chsstande oder den Reichs» Vlcarlen, oder endlich von den Herzogen 

http://wu.de
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vo« Mailand und Mantua Geadelten aber, mit keinem andern Vor« 
zuge als dem adeligen Gerichtsstände, wie ein anderer auswärtiger 
Adel zu betheilen sind. 

6. I n Ansehung der Taxe, welche jene AdelSparteien, die erst ein« 
allergnädigste Bestätigung bedürfen, zu entrichten haben, wurde 

») der neubayerische Adel von einer neuen Taxentrichtung ganz 
loSgezählt; 

b) der unter Bayern nicht immatrikulirte Trientiner-, Vrirner», 
Mailänder«und Mantuaner-Adel hingegen, dann der reichsständische 
und Reichsvicariats'Adel wurde für die Bestätigung oder eigentlich 
für die Ertheilung des erbländischen Adels aus besonderen Gründen 
nur einem Drittheil der sonst gewöhnlichen Taxe unterzogen (Cil-
cular des Tyroler Guberniums vom 2 t . Januar 1820). 

§. 30. 

ü) F ü r S a l z b u r g und I n n v i e r t e l . 

Nachstehende Grundsätze wurden ferner mit allerhöchster Ent» 
schließung vom 5. Ma i 1829, Hofkanzleidecretvom9.Mai1829, Hof« 
zahl 10,823, von der ob der ennsischen Regierung kundgemacht am 28. 
Ma i 1828, für die Behandlung der in dem S a l z b u r g er» und Inn« 
k re i se , dann i n den P a r z e l l e n des H a u s r u c k v i e r t e l s 
ansässigen, im Besitze von AdelStiteln befindlichen Personen bekannt 
gemacht. 

1 . Der alte von der k. k. österreichischen Regierung in frühere« 
Zeiten verliehene oder anerkannte Adel wurde an und für sich, die 
Besitzer desselben mögen sich in oder außer der bayerischen Reichs« 
Matrikel befinden, ohne erst einer besonderen allerhöchsten Bestätigung 
zu bedürfen, als fortbestehend anerkannt. 

2. Auch der von der königlich bayerischen Regierung sich her» 
schreibende Adel, er mag sich auf eine neue Verleihung oder auf die 
Bestätigung eines von der österreichischen Regierung anerkannten 
Adels gründen oder nicht, wurde beibehalten. 

Jedoch wurden in Folge Hofkanzleidecretes vom 5. August 1830, 
Hofz. 17,991 (Kundmachung der ob der ennsischen Negierung vottl 
24. August 1830), alle Adeligen dieser Classe aufgefordert, bis Ende 
October 1 8 3 l sich bei der ob der ennsischen Landesstelle über den Besih 
der obgedachten Gattung deS Adels, mit Beilegung der die Abstatte 
mung von dem zuerst Geadelten beweisenden legalen Documente, aus» 
zuweisen, damit sie sodann in die österreichische Adelsmatrikel eilige^ 
tragm werden können. 

3. Eben so wurde, zu-Folge einer allerhöchsten Entschließung vom 6. 
Mai1829, Hofkanzleidecret vom 9.Mai 1829, der fürsterzbischöfliche oder 
churfürstlich salzburgische Adel, insoweit die Besitzer dieser AdelsgattUN» 
gen mit der, an den österreichischen Kaiserstaat abgetretenen LandeStheile 
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Österreichische Unterthanen wurden, wenn gleich dieselben unter der 
bayerischen Regierung mcht immatrikulirt, folglich von dieser Re
gierung nlcht bestätiget worden sind, aufrecht erhalten; jedoch hat 

4. der Forlbestand der unter 3 benannten Adclsgatrungen nur 
°"gestalt Statt zu finden, daß hierüber die Bestätigung S r . Maie-
"at angesucht und erwirkt werden muß. 

5. Die Besitzer der unter 3 erwähnten Adelsgattungen hatten 
daher, über vorläufige Aufforderung, innerhalb eines IahreS lh, e Adels-
"llefe und Familien «Wapen, nebst Anführung der Fanullenglleder, 
^ beglaubter Form der Regierung vorzulegen und um die Erlangung 
des österreichischen Adels zu bitten; wogegen alle Jene, welche sich die» 
fem Vorrufe m der bestimmten Frist nicht fügten, mit keinem anderen 
^rzuge als dem adeligen Gerichtsstande wie ein auswärtiger Adel zu 
betheilen sind. 

6. Diese österreichischen Adelsverleihungen hatten taxfrei Stat t 
5U finden. 

7. Was hingegen den reichsfürstlichen und Reichsvicariats-
?bel betrifft, welche Personen befitzen, die in den bezeichneten Bezirken 
" l die österreichische Unterthanschafc getreten sind; hat das Ver
fahren der §§. 5 und 6 auch gegen sie gegen dem Anwendung zu sin-
^ n , daß sie für die Ertheilung deS österreichischen Adels ein Drittel 
der sonst gewöhnlichen Taren zu entrichten haben. 

§. 21 . 

e) F ü r die Lombard ie . 

I n der Lombardie wurde mittelst Kundmachung des k. k. öster-
Ethischen General-Gouverneurs vom 14. December 1814, §. 1, der 
alte ») gyn der k. k. österreichischen Negierung verliehene und aner-
"Nllte, so wie auch der von der aufgelösten italienischen Regierung 
"»geführte neue Adel beibehalten. 

Nach dem §. 2 ist jedoch der neue Adel in den Schranken seiner 
Verleihung zu halten, so daß derjenige, welcher bloß den Personen 
f l iehen wurde, auf die Nachkommenschaft nicht zu übergehen 
^ t ; wenn aber der Adel auf die eheliche Nachkommenschaft nur 
A H der Ordnung der Erstgeburt erblich verliehen wurde >>), diese 
Arleihung gleichfalls nur inner dieser Grenze zu gelten habe, im 
^boptionsfalle aber die landesfürstl. Genehmigung einzuholen ist. 

I m Falle besonderer Verdienste um die Person des Souveräns 
^Nd um den Staat, erklärten sich Se. Majestät geneigt, im Wege 
er Gnade diesen Adel auch auf die ganze eheliche Nachkommenschaft 

Männlichen und weiblichen Geschlechtes zu bewilligen. 
Die Prärogative, Privilegien und Gerechtsame sowohl des alten 

"ls Neuen Adels wurden, vermöge §. 4, im Allgemeinen denjenigen 
" s deutschen Adels gleichgestellt. 

Doch wurde vermöge §. 5 zur Gültigkeit sowohl des alten als 
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neuen Adels die landesfürstliche Genehmigung nothwendig erklärt, und 
zu diesem Ende laut §. 7 m Mailand cme eigene Prüfungs-CoN»' 
Mission Niedergesetzt. 

«) In Hinsicht dieses alten Adels wurde sich in früheren Zeiten nach del> 
Edicten vom Ü0. sio ĉmber l?69 uild 29. April l??1 benommen. 

l») Auch bei einem alten mallanbischen Glafcn-Blplomc, wo der Grafenstanb 
ausdrücklich auf die männliche Deöccndcnz nach der Ordnung der Erst̂  
gebur t beschrankt ist, haben sich die Zweltqeborncn dieses Standes i" 
enthalten (Hoftanzleldecrel vom t?. Febr. l835, .hofz. 23l8). 

§. 32. 

l ) F ü r das venet ian ische G o u v e r n e m e n t . 

Für das venetianische Gouvernement wurden gleiche Grun^ 
sähe, wie m der Lombardle, Mit der Bekannimachunq vom 28. D^ 
cember 18l5 festgesetzt; cS wurde nach dem sechsten Artikel j'l'der Uss 
tersch'ed Zwischen dem Adel der Stadt Venedig und der 'iV'rr-2 lerws 
aufgehoben, und es wurde denjenigen Adellaen, welche im goldene« 
Buche eingetragen sind, der Beweis ihres Adels aus demselben fül 
hinreichend ei klärt. 

Denjenigen Adeligen, die höhere Titel erlangen wollen, wurde 
nach §. 8 freigestellt, sich um die Titel der C a v a l , e r e , B a r o n e , 
C o n t i oder P i l n c l p e , gegen Geltendmachung der Urkunden, wohel 
sie ihre Ansprüche herleiten wollen, zu bewerben. 

§. 33. 

Untersch ied zwischen Ade lss tu fen und bloßen T i t e l " 
' »m lombardlsch.-venet ianlschen K ö n i g r e i c h e . 

Aus Anlas; der von mehreren Familien der venetianischen Provilii 
angesucht^ Anerkennung deS Titels eine? Comeö Palacmuo wur^ 
Mit allerh. Entschließung vom l.4. März 1827, Mit Bez,ehunq auf die 
flüher weaen Blstäclqung der von fremden Souveräns oder von del 
venetianischen Republik ve,llehenen Titel , festgesetzte PrinclpleN/ 
insbesondere befohlen, daß der Unterschied zwischen dem Adel und se>' 
nen Abstufungen einerseits und bloßen Titeln andererseits genau zs 
beobachten sei, und die Behöiden anzuweisen seien, darüber zu wachet 
das; die Inhaber anerkannter Titel, sich deiselben genau, so wie ^ 
»Knen unter der voriqcn Regierung zustand, und ohne Anmasiul»s 
einer ihnen Nicht gebührenden ?ldelostufe, oder anderer ihnen nicht j ^ 
stehenden Vorzüge, z. B. eines privllealrten Gerichcsstandes, gcbranch^ 
(Hofkanzleldecrct vom 24. März 1827, Z. 7525). 

§. 34. 
ss) F ü r D a l m a t i e n . 

Auch für Dalmatien wurden, »n Folge Hofkanzlei»VerordnU^ 
vom 12. I u l , 1816, Hofz. 31,566, Mit Gube>n,al.'Clrcular vo»" 
16. August 1816 hierbei folgende Grundsätze bekannt gemacht: 
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Der dalmatinische Adel wurde in folgende vier Classen getheilt: 
1. Der von dem Senate von Venedig. 

. , 2. Der von dem , vor der Besitznahme von Seite der venetiani» 
schen Republik bestandenen Souverän von Dalmatien. 

3. Der von der vormaligen Republik Ragusa. 
4. Der von der französischen Herrschaft herrührende Adel. 
Der Adel der ersten Art wurde wie der venetianische behandelt, 

""b hinüber sich bei der venetianischen Prüfungs-Commission auszu« 
"eisen befohlen. 

Nückslchtlich des zweiten Adels wurde in Zara eine Prüfungs
kommission niedergesetzt, bei welcher sich die Individuen auszmvei-
sen. harten. 

Der Adel der dritten Art wurde nach erlangter l. f. Bestätigung 
bem Adel der übrigen österreichischen Staaten gleichgestellt; und rück-
sichtlich des Adels der vierten Art wurde verordnet, daß dieser Adel zu 
«inem größeren Rechte gelangen tonne, als ihm unier der französischen 
Herrschaft zugestanden wurde, worüber er sich sonach bei der oberwähn-
ten Prüfungs-Commlssion auszuweisen hatte. 

Für das lombardlsch-venetianische und dalmatinische Königreich 
wurden übrigens über den dorrigen Adel eigene Menelu verfaßt und 
ber Negierung mitgecheilt. 

I I I . 

Von Ausfertigung der Diplome und von der 
öffentlichen Kundmachung und denInti-

mationen. 
§. 35. 

Aann erst die Aus fer t igung des Dip loms und die 
"Undmachung derStandcserhö'hung zu geschehen hat. 

Die Ausfertigung des Adels-Diploms und die Kundmachung 
°Urch d^ Wiener. Zeitung geschieht nur dann, wenn die gesetzlichen 
-̂axen und Gebühren bei dem General-Hoftaxamte erlegt sind. 

§. 36. 

i n w i e f e r n I n t i m a t i o n e n und I n t a b u l a t i o n e n S t a t t 
haben. 

Die Intimationen sind von Seite der Landerstellen an die unter
ordnete« Behörden nur dann zu machen, wenn solches ausdrücklich 
e.rordnet, oder von der Partei darum bei der Landesstelle angesucht 

" " ° (Hofdecret vom 19. Februar 1796). 
l . 9 



124 I. T h c l l . I I I . A b h a n d l u n g . 

Auch können Standes?»höhungen der Landtafel cinve: leibt wer-
den; zu welchem Ende bel de»selben eigene Quatelnen füi die Statt-
deoerhöhungen enichtet sind; wlewohl eS Jedem frei bleibet, das über 
d,e Standes^höhung eihaltene Diplom »nlabulllen zu lassen oder 
nicht (Landcafelpatent vom 7. August 1762, §. 11). 

IV. 

Von den Taxen und Kanzleigebühren. 

§. 37. 

M » t der S t a n d e s e r h ö h u n g sind »n der N c g c l Taxen 
ve lbunden . 

Es soll i n der R e g e l Niemanden der Adel-, Ritter- oder 
Frecherrcnstand anders, als gegen EuNlchtung der ganzen Taxe 
verliehen weiden (Hofdecret vom 27. Octobcr 1792). 

§. 38. 

V o r s i c h t e n h i e r b e i . 

Um nun den r,cht«gen Emflus, der Taxen für Standcserhöhun« 
gen zu bewirken, »st ncthig befunden wolden, das, den Parteien, 
welche einen höheren Stand gegen Berichtigung der Taxen elhalten, 
wenn sie davon vclständlget und dmch die Landesstclle zur Berichti
gung der Taxen angewiesen werden, künftig immer zugleich m deNt 
Bescheid gesetzt wi ld , dasi die Verleihung, wenn b i n n e n Jah
r e s f r i s t d,e Taxe Nicht bezah le t w i r d , nach Vorschrift der 
Taxnol Men ei lösche, wo sodann nach Ve» lauf dieses TermmS die Aus" 
ferngung, selbst gegen Bezahlung der Taxe, Nicht mehr Stat t haben 
kann, sondeln neucUlch angesucht weiden mus?. 

DaS Nämliche gilt auch von den früheren Standeserhöhungen, 
wo für die Taxen noch Rückstände haften, zu deren Berichtigung die 
peremtonsche Frist-von einem Jahre, und zwar vom 1. Jänner 1845 
festgesetzt wurde, nach deren Verstreichung erst die Vorschrift der Tax' 
Nolmen einzutreten hatte (Hofkanzleldecret vom 3. März 1815, Hofj' 
3742, Rggsz. 10,735). 

§. 39. 

W a n n T a x f r e l h e i t e i n t r i t t . 

Die Taxfrelhett wird jedesmal durch einen besonderen aus^ 
drückllchen B e f e h l ausgesprochen (Hofdecret vom 27. Nov. 1792)» 

So geschieht nach dem Normale vom 12. Januar 1757 und ob>̂  
gem Hofdecrete vom 27. October 1792 d»e Adelsverleihung an Offi" 
z,erc wegen drc,s:lgjährlger Dienstzeit unen tge l t l i ch . 
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Nücksichtlich der T a x f r e i h e i t bei Erhebung der Nirtcr der 
vier österreichischen Verdienstorden, in die ihnen statutenmäsng zuge
standenen AdeMufen. S . §§. 18, 20 und 21. 

§. 40. 

E i n t h e i l u n g der T a x e n und Gebührend 

Die Adelstaxe theilt sich: 
1- in Hoftaxen und 
2. in Kanzleigebühren. 

^ ä 1. H o f r a r e n bei S t a n d e s e r h ö h u n g e n . 

Nach der Hoftaxordnung vom Jahre 1780 sind bei den weltlichen 
Taxen I I I . Rubr. nachstehende Taxen bei Standeserhöhungen zu ent
richten : 

Für Verleihung des Fürstenstandes 12,000 fl. 
» » des GrafcnstandcS mit dem Prädikate Hoch-

w o h l g c b o r e n 4000 fi. 
„ ^ des GrafenstandcS mit dem Prädikate Hoch

geboren insbesondere 2000 fi. 
» „ des Herrenstandes 2000 fi. 
,, » des Ritterstandes 600 fi. 

wenn hierbci daS P r ä d i k a t W o h l g e b o r c n 
verliehen wird, noch besonders 400 fi. 

» » des einfachen Adels 300 fi. 
Für Prädikat Edler Herr (Edler von) 200 fi. 

,, » Edler (von) 100 fi. 
Für einen Wapenbrief 100 fi. 

s. 41. 

ää 2. K a n z l e i g e b ü h r e n . 

Die Kanzleigebühren zerfallen wieder: 
n) in fixe und „ » ^ « . 

. d) in andere die Parteien verschiedenartig zur Last fallende 
Auslagen. 

§. 42. 

4 ä n) F i xe K a n z l e i g e b ü h r e n . 

Die k. k. vereinte Hofkanzlei fasite, im Einverständniße mit dem 
?-. k. Finanzministerium, den Beschluß, sämmiliche Kanzleigebühren 
Mr Adels-Diplome, IncolatSbriefe «) und derlei Ausfertigungen vom 
1- des nächstkünftigen Monats Mai angefangen, wieder m Conven
tions-Münze einheben zu lassen, wie solche im Jahre 1?85 regulltt 
und bis zur Erscheinung»des Finanzpatentes im Jahre 1811 emgeho» 
ben wurden. Diese Gebühren sind: 

9 * 
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H. Für den Fürstenstand. 

1. An Schreibgebühr 200 f l^ —. kr. C. M. 
2. » Collationirungs^ebühr . . . . 1052 >? » » 
3. » Sialllimngsgebühr 27 » » » 
4. ,, Grämpelgebühr zur Quittung . . 2 » » » 
5. Für den Wapencensor . . . . . 54 » » » 
6. » » Wapenmaler 36 » -> » ^ 

L. Für den Grafen- und Her renstand. 

1. An Schreibgebühr 25 fl. 12 kr. C. M. 
2. » CoUationirungsgebühr . . . . 35 » ,, » 
3. » Siglllirungsgebühr 2 » 24 » » 
4. Für den Wapencensor 21 » — „ » 
5. » » Wapenmaler. 24 » __ ^ » 

C. Für den Ri t terstand. 

1. An Schreibgebühr 16 fl. 48 kr. C. M. 
2. ,> CoUationirungsgcbühr . . . . 35 » „ ,> 
3. » Sigillirungsgebühr 2 » 24 » » 
4. Für den Wapencensor 15 » » » 
5. » » Wapenmaler 16 » ,> , 

v . Für der Adelstand. 

1. An Schreibgebühr 12 fi. 36 lr. C.M. 
2. ^ Collationirungsgebüht . . . . 30 » 30 » » 
3. » SigMirungsgebühr 2 » 24 » » 
4. Für den Wapencensor . . . . . 12 » — » » 
5. » ^ Wapenmaler 12 » —. » » 

N. Für Wapenbriefe. 

1. An Schreibgebühr 2 fi. _» kr. C.M. 
2. » Collationirungsgebühr . . . . 2 ,> — » » 
3. ,> Slgillirungsgebühr 2 » 24 » » 
4. Für den Wapencensor . . . . . 12 » » » 
5. » » Wapenmaler . . . . . 6 >, __ » » 

(Hofkanzleidecret vom 21. Febr. 1322, Hofz.4710, Rggsz. 10,236). 

Die Gebühren für das I n c o l a t sind: 

^ . I n den Fürstenstand. 

») An Schreibgebühr 100 fl. __ kr. C.M. 
d) » Collationirungsgebühr . . . . 485 ,, 30 ,̂  ^ 
c) ,, SigilllrungSgebühr 10 » 30 » » 
s) ,> Stämpel zur Quittung . . . . 1 » » » » 
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V. I n den G r a f e n - , H e r r e n - oder R i t t e r s t a n d . 
») An SchreibgeVühr 2 fi. — kr. C . M . 
l») „ Collacionirungsgebühr . . . . 2 » » ,> 
«) » SigiUlrungsgebühr . . . . . 2 » 24 » » 

^) Für Niederösterreich haben sie jedoch keine Anwendung (S. Abhandlung 
IV. vom niederosterr. Stände-Institute). 

§̂  43. 
^ä l») A n d e r e den P a r t e i e n ve rsch iedenar t i g zur Last 

f a l l e n d e A u s l a g e n . 

Die vorgekommene Anfrage, ob außer dem ipt Hofdecrete vom 
21. Hornung 1822, Nr . " " / 2 , 2 , angeführten, für die Ade ls -
Diplome zu bezahlenden K a n z l e i g e b ü h r e N , auch noch andere 
Auslagen für die eigentliche Ausfertigung der Diplome zu bestreiten 
seien, und worin diese bestehen, fand die Hofkanzlei zu erklären, daß 
bie mit Hofdecret vom 21. Hornung 1822, Nr. 4716 specificirten 
Gebühren für die Adelsdiplome, als die f i xen Kanz le igebüh» 
ten zu betrachten sind, welche den mit der Ausfertigung sich beschäf« 
Agenden Individuen zu verabfolgen kommen; daß aber außerdem mit 
der Ausfertigung eines derlei Diploms noch andere der beere f« 
senden P a r t e i zur Last gehenden A u s l a g e n verbun» 
ben se ien. 

Unter diese gehört z. B. die Erpedits-Tare mit 3 si., welche 
Ar das erste Intimacionsdecret als Entschädigung für verwendetes 
Schreibmaterials und andere Kanzleiauslagen entrichtet werden muß, 
^as auch bei dem für dieses erste Decret aufgerechnete P o s t p o r t o 
^ r F ^ ist; die bei weitem größeren Auslagen betreffen die nach dem 
Umfange des Diploms wandelbaren S t ä m p e l gebüh ren , dann 
die P r e i s e der zu den Diplomen zu verwendenden M a t e r i a 
l i e n , endlich die I n t i m a t i o n s g e b ü h r e n . 

Die nachfolgende Auseinandersetzung dieser einzelnen Gebühren 
lst daher alS eine Ergänzung der Hofverordnung vom 21. Februar 
1822 zu betrachten, und auf die rückstchllich letzterer beobachtete Welse 
iUr Kenntniß der Parteien zu bringen. 

Zu jedem Diplome ist eine Zahl von Pergamenthäuten erfor
derlich, von denen das Stück mit 2 st. C. M . angeschlagen wird, 
^ d sich aus dem Grunde nicht im Voraus bestimmen läßt, weil der 
Anfang des Diploms durch die längere oder kürzere Beschreibung der 
Verdienste und des Wapens bedingt wird; dasselbe Verhältnis; hat eS 
A t dem D i p l o m s stämpel, der für jede Classe der Adeligen ver
mieden ist, und im Anfange unmöglich vorhinein ausgemittelt werden 
kann, da jedes Blatt vorschriftmäsi'g gestämpelt werden muß " ) . 
. Eben so abweichend ist der S t ä m p e l für die I n t i m a t i on 
^ Erhöhung in den Adelstand; da es jeder Partei frei steht, ihre 
^tandeserhöhung an allen jenen Hof- und Lä'ndersteüen, welche sie 
""glbt, eröffnen zu lassen. 



128 I. T h e i l . I I I . A b h a n d l u n g . 

Bei jeder solchen Eröffnung wird auch zugleich das Postpor to 
mit Rücksicht auf das Gewicht und die Entfernung berechnet. 

Eine fernere Auslage bildet tue Gebühr für das Wapenpro -
j e c t , welches zur Censurirung gemacht wird, weil die von den 
Parteien vorgelegten Projecte häufig Entwürfe bilden, welche nach 
den Gesetzen der Heraldik dem Stande oder der Kunst nicht ange
messen sind. 

Außerdem sind für die Ausstattung deS Diploms noch erfor-
ehrlich: 

1. E i n e K a p s e l ; sie ist entweder von Holz im dermaligen 
Preise von 2 st. E. M. , oder von Metall im Preise von 11 fl. 12 kr. 
C. M. , oder guillochirt ohne Adler im Preise von 23 fl., oder guil-
lcchirt mit Adler einfach oder mehrfach vergoldet im Preise von 
60—90 fl. C. M . 

2. D i e S c h n u r ; für eine seidene wird 1 fl. C. M . , für eine 
goldene mit Quasten 11 fl. angerechnet. 

3. F ü r S a m m t , B u c h b i n d e r - A r b e i t , dann gelbe und 
schwaize Bänder werden 12 fl. 30 kr., und 

4. für eine blecherne Büchse 3 fl. 30 kr. angesetzt. 
Endlich ist auch in vielen Fällen eine besondere Kiste zur Eni ' 

ba l lage und Versendung des Diploms auf der Diligewce erforderlich, 
und auch das Porto dieser Versendung der Partei in Aufrechnung 
zubringen. 

Da aus dieser Auseinandersetzung hervorgeht, das; der eigent« 
liche Betrag der Ausfertigungsgebühren erst nach vollendeter Äussert^ 
gung eines jeden Diploms genau bestimmt werden könne, so ist klar, 
daß jede Partei zur Deckung der ̂ Stämpel und Postporto-Gebühren 
in jedem Falle einen angemessenen Betrag bei dem General-Hoft 
Taxamte deponiren müsse; dagegen bleibt es jeder Partei freigestellt, 
das Materiale zur Ausfertigung selbst anzuschaffen, und dem Hoftax« 
amte zu übergeben, oder das Depositum um emen solchen beiläufigen 
Betrag zu erhöhen, damit letzteres unmittelbar die Kosten der mehr 
oder minder eleganten Ausfertigung des Tiploms bestreiten könne. 

Ueber den deposttinen Betrag erhält die Partei übrigens einen 
ämtlichen Interimsschein, welcher bei der Aushändigung des Diploms 
gegen detaillirte und specificirte Amtsquittungen ausgewechselt wird. 
M i t Rücksicht auf dlese Bestimmungen wird das General'Hof-TaraMl 
künftig auch den Tarnoten die erforderlichen Daten über die Ausferti' 
gungsgebühren beifügen (Hofkanzlcidecret vom 30. November 1826, 
Hofz. 30,548). 

«) Das erste Blatt eines Diploms iwer die Erhebung in den Ad,elstand 
unterliegt nach dem Cltämpelpatcnte vom Z. October IsOs, F. 23, der 
8. Stämpelclasse mit 4 fl. 

für den Rittcrstanb der 9. O'lasse mit 7 f l . . 
für den Freiherrenstand der 10. blasse mit 10 f l . , 
für den »rafenstand der 11. (Zlasse mit 20 fl., und 
für den" Fürstenstand der 12. Masse mil40 fl. 
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Wo bann für jedes nachfolgende Blatt des Diploms der Ntämpc! für 
den Adelstand mit 1» kr., 

für den Rilterstand mit 30 kr., 
für den Freiherrenstand mit 1 fl., 
für den Grafenstand mit 2 fl., und 
für den Fürstenstand mit 4 si. vorgeschrieben ist. 

V. 

Von den Vorrechten und Vorzügen des 
Adels in der österreichischen Monarchie. 

§. 44. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h ie rüber . 
Die Rechte des Abels in der österreichischen Monarchie sind theils 

solche, welche nicht nur dem in länd ischen , sondern auch dem aus
länd ischen , jedoch von dem Landesfürsten anerkannten, und theils 
Ache, welche nur dem österreichischen, d. h. von dem 'österreichischen 
Souverän selbst verliehenen Adel zustehen. 

Dießfalls ist, vermöge Hofkanzleibecret vom 2?. Ju l i 1818, Z . 
^346, der Grundsatz ausgesprochen, daß der auswärtige förmlich er« 
wiesene Adel in Oesterreich jederzeit beachtet werde, und daß nur da, 
Wo es auf die Theilnahmc an den, dem inländißhen Adel e igends 
vo rbeha l l enen Rechten ankommt, der ausländische Adel nicht gel-
teno gemacht werden tonne, sondern daß, wenn die geeigneten Ver
dienste dazu vorhanden sind, sich erst um die Erlangung des inlandi» 
schen Adels beworben werden müßte. Jedoch hat jene Beschränkung 
Nur auf jene Adelsrechte und Privilegien Bezug, welche ausdrück
lich dem inländischen, Adel durch besondere V e r o r d n u n g e n 
zugewiesen sind, so dasi, diesem Grundsätze gemäß, Inländer, denen 
die Führung eines ausländischen Adels von S r . Majestät bewilligt 
wurde, auch alle Rechte zugestanden sind, wo;u nicht eigends der Besitz 
eines inländischen Adels oder gewisser Stufen desselben erfordert wird. 

Welche sonstige V o r z ü g e die einen ausländischen Adels' 
8rad besitzenden I n l ä n d e r genießen, und worauf sich das dickfällige 
Verfahren gründe? kommt aber in nachfolgenden §§. vor. 

§. 45. 

E i n t h e i l u n g der Rechte u n d V o r z ü g e , welche dem 
Ade l i n der osterr. M o n a r c h i e zustehen. 

Die Rechte und Vorzüge des Adels in der österreichischen Monar« 
Hie sind theils p e r s o n a l , theils r e a l , d. h. sie beziehen sich ent« 
Weder bloß auf die Person oder auf den Besitz einer gewissen Kate. 
Norie von Realitäten ( S . F. L2 dieser Abhandlung, und die Abhand
lung l v . dieses Theiles vom niederösterr. Stände-Institute). 
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Beide Rechte und Vorzüge zerfallen aber in a l lgemein» , 
d. h. in solche, welche dem Adel ohne Unterschied, und i n beso^ 
dere , d. h. »»solche, welche nur unter gewissen Bedingungen, ^ 
nur bestimmten Adelsstufen zustehen. 

Allgemeine Rechte und Vorzüge des öste? 
reichifchen Adels. 

§. 46. 
1. Begüns t i gung bei A d e l s v e r l e i h u n g en , m i t a l l e r g 

B e w i l l i g u n g eigene P r ä d i k a t e zu w ä h l e n . 
Bei A d e l s v e r l e i h u n g e n werden von Sr . k. k. Maj^ 

stät auf Begehren unter den erforderlichen Vorsichten eigene Prädikat» 
(Beinamen) allergnadigst bewilliget ( S . diesfalls auch Abhandlung!!« 
dieses TheileS von dem östcrr.Staatsbürger- und FremdenÄechte §. 44)« 

Rücksichtlich der Beilegung der Namen alter Schlösser und oos 
Herrschaften und Gütern siehe Abhandlung lV. dieses TheileS von bell» 
niederosterr. Stände»Institute. 

§. 47. 
2. ReP ' t au f best immte T i t u l a t u r e n . 

Von den Kanzleien sollen nach der Hofverordnung vom.15. I ^ 
1763 nicht gebührende Titulaturen nicht beigelegt werden. 

Die dermal kayzlemiäßiss üb l ichen Titulaturen sind ^ür b<O 
Fürstenstand Hochgeboren, für den Grafenstand Hoch, und W 0 W 
g e b o r e n ( S . auch ̂ . 40), für den Freiherrcnstand W o h l g e b o r el»/' 
für den Ritterstand Hochede lgeboren, und^.ür den einfachen Äbv 
W o h lede lgeboren. 

S o kommen diese Titaulturcn bereits bei Einverleibung b«t 
Fibeicommisse in das landtäfliche Weißbotenamt in den Jahren 167» 
bis 1700 vor. . 

, Dem Ritterstande soll ferner in den im Namen Sr . MajeO^ 
an selbe auszufertigenden Schriften das Prädikat »Edler von" bis 
gelegt werden (Hofdecret vom 29. November 1752). . , 

Diese Adelstitel gebühren auch dem ausländischen in OesterrtH 
anerkannten Adel ( S . §. 44). 

§. 48. . 

B e s o n d e r s T i t u l a t u r f ü r den j e w e i l i g e n R e g i er « r b e s 
fü rs t l i chen H a u s e s von Liechtenstein. 

Dem jeweiligen Regierer des fürstlichen Hauses Liechtenstein, bs 
verselbe zu dem deutschen Bunde als immediater Souverän gehört, »fi, 
vermöge a. ĥ  Resolution von Jedermann das Prädikat Durchlauchtig" 
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?«A U"b Durchlaucht beizumessen (Hofkanzleidecret vom 23. Jänner 
" " , Hofz. 2376, Rggsz. 6181). 

§. 43. 

' >e l t l gung des Vorsa tzes : »des h e i l i g e n römischen 
Re iches , " bei A d e l s t i t e l n . 

"bs i i tu i rung gewisser Begünst igungen für mebia t is i r te 
reichsständische Fami l ien . 

Al '4?" ^ " ^ ^ ^ " ' " ^ahre 1805 erfolgten Auflösung des deutschen 
H!Ak6, h<,t hei den Titulaturen der in den von der vormaligen 
. 'chskanzlei ausgefertigten Diplomen gebrauchte Vordersatz: »des 
""»römischen Reiches," aufgehört. 
KlK H'nslchtlich der, in Folge der Auflösung des deutschen Reiches, mit« 
. ar gewordenen vormals reichsständischen Familien wurde jedoch 
«in!" Atzung des deutschen Bundestages vom 18. August 1825 der 
^"Wmige Beschluß gefaßt: daß denselben ein ihrer Ebenbürtigkeit 
,,. °en souveränen Häusern angemessener Rang und Titel °) gewäh-

' und den Fürsten das Prädikat »Durchlaucht" ertheilet werde, 
z; "«gleich wurde ein Verzeichniß l») derjenigen fü r s t l i chenFami -
«^^» auf deren jedesmaligen Che f dieser Bundesbeschlusi seine 
H.^amkeit zu äußern hat, herabgegeben und befohlen, daß, um 
H b̂ ser Bestimmung auch ein angemessenes Kanzlei-Ceremoniell in 
».l "lnduna 1U setzen. s» n>i« denen souveränen Luissen in der An« 

' t r V pursten von den «Vlellen m der Ausfertigung, und zwar m 
lh ^ " ° e der Ausdruck: „Durchlauchtig Hoch^eborncr Fürst," und 
<x.^°Nterte der Titel: »Durchlaucht," gegeben werden soll (a. h. 
h,^tsschreiben vom 9. September 1825, RegierungS-Circulare 

"<8> October 1825). 
h Und da es der Billigkeit angemessen befunden wurde, daß den 
«yz ' a t j s i r t e n v o r m a l i g e n re i chsg rä f l i chen H ä u s e r n ' ' ) 
8,̂ , "selben Rücksichten, welche bereits hinsichtlich der mittelbar 
e,„ ^ tnen vormaligen Reichöfürsten a n e r k a n n t w o r d e n s i n d , 
^„l, Ebenbürtigkeit mit den regierenden Häusern angemessener 
^ , s und Titel gewährt werde, so wurde zu Folge eines allerhöchsten 
l^^tschreibens vom 2 l . September 1829 laut öffentlichen Proto-
l l>^ ber siebenten BundestagMhung vom 12. März 1829 der ein« 
lllehs ^ Beschluß sämmtlicher Bundesglieder dahin gefaßt, daß nun-
^ . ? « n H ä u p t e r n der vormals reichsständischen g r ä f l i c h e n 

men die Verleihung des Prädikates: »Erlaucht," zu gewähren sei. 
^ l > ? hiernach Statt habende neue Kanzlei «Ceremoniell habe in 
t h s ^ ' N Anwendung ;u kommen, daß den Häusern der mediatisir» 
^«e^v indischen gräflichen Familien von den k.k. Behörden in deren 
Otzh ^'9UNg und zwar in der Anrede der Ausdruck: »Erlauchtig Hoch« 
I^chT^blgeborner Graf," gebraucht und im Conterteder Titel: »>Tr« 

^ segeben werde (Regierungs-Circular vom 24. Oktober 1829). 
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») Folgendes ist das Verzeichniß der mittelbar geworbenen ehemaligen reiO' 
ständischen fürstlichen Häuser. ,^ 

I . Mediatisirte Fürsten, welche in der österreichischen Monarchie doW<" 
lirt sind: 

Auersperg. 
Eolloredo« Mannsfeld. 
Dietrichstein. ^ 
Esterhazy. 
Kaunih« Rietberg. 
Khevenhüll«.̂  
Lobkowitz. 
Metternich. 
Rosenberĝ . 
Schwarzenberg. 
Schönburg. 
Gtarhemberg. 
Trautmannsdorff. 
Windischgrä'tz. ^» 

I I . Mediatisirte Fürsten, welche außerhalb der österreichischen MonaM" 
bomleilirt sind. 

Aremberg (Herzog). 
Bentheim» Steinfurt. 
Nentheim«Teklenburg oberRhoda. 
Croy (Herzog). 
Fugger»Babenhausen. 
Fürstenberg. 
Hohenlohe« Langenburg«Langenburg. 
Hohenlohe«Langenburg«Oehringen. 
Hohenlohe» Langenburg «Kirchberg. 
Hohenlohe - Waldcnburg - Vartenstein. 
Hohenlohe < Walbenburg - Vartenstein» Iartberg. 
Hohenlohe - Waldenbu,g. Schillingsfürst. 
Isenburg«Offenbach«Birstein. 
Leyen. 
Leiningen. 
Looz«Coswaren (Herzog). 
Löwenstein«Wertheim«F«eubenberg. 
Oettingen« Spielberg. 
Oettingen-Wallerstein. 
Salm« Salm. 
Salm-Kyrburg. 
Salm - Reiferscheid - Krautheim; ;« 

und zu Folge allerhöchster Entschließung vom 27. ^lpril 1827, W ^ 
rungs-Circular vom 11. Juni 1827, auch der Fürst und Altgraf z«T<" 
Reiferscheid und Salm r Horstmar, ferner 

Sayn«Wittgenstein - Nerleburg. 
Sayn - Wittgenstein, Hoheustein. 
Golms-Braunfelö. 
Golms - Lich° und Hobensolms. 
Waldburg»Wolftsig« Waldsec. 
Wulbburg - Zeil« Trauchburg. 
Waldburg - Zeil. Wurzach. 
Wirb. 
Thurn und Taris. -Hl 

b) Nachstehend ist das Verzeichniß der mittelbar gewordenen ebemals r«H, 
ständischen gräflichen Häuser, welche in der österreichischen Mon<>" 
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bomicilirt sind, und auf deren jedesmaligen Chef diese Anordnung ihre 
Wirksamkeit zu äußern hat. 

Hairach. 
Kuefstcin. 
Schönborn «Buchheim. 
Stadion. 
Sternberg - Manberscheid. 
Wurmbrand. 

§. 50. 

3. R e c h t a u f b e s t i m m t e G e s c h l e c h t S - W a p e n . ' 

z ^ ist, sind zwar insofern als ein Theil der allgemein adeligen 
f e c h t e zu betrachten, als cS keine a d e l i g e Familie g ib t , welche 
"Ht ihr Wapen hätte. > 
. . .Gle ichwohl haben ckber auch viele b ü r g e r l i c h e Famil ien der-
^chen erhalten; welches einer besonderen Gattung s i e g e l b a r e r 

^ s i e g e l m ä ß i g e r Personen die Entstehung gegeben hat ») . 
. Unadeligen, w e n n s ie k e i n e C o n c e s s i o n z u r F ü h r u n g 

H Ae s solchen W a p e n S oder W a p e n b r i e f e s haben, ist daher 
. >̂ n Gebrauch nach der allerhöchsten Entschließung vom 19. Jänner 
" " 5 untersagt. 

^Hieraus folgt von selbst, baß Napenbriefe und Adelsbriefe von elnanver 
unterschieden sind (S . I . G. Estor, vom Unterschiede des Abels und der 

, Wapenbriefe. in den kleinen Schriften St . 4. , S . 9!3). 
Wapen überhaupt sind übrigens erbliche Unterscheidungszeichen der 

«amilien, welche unter öffentlicher Authorität angenommen und zur Ne-
slaublgung der Willensmeinung ihrer Glieder gebraucht werden. Sie sind 
besonders beim hohen Adel nicht selten Merkmale der Besitzungen und 
Ansprüche der Familien. 

Die Geschlechtswapen haben zwei Hauptbestandtheile, Schild und Helm, 
"obei der Schild der wesentlichste Bestandteil ist. Helmkleinodien, Helm« 
«cken und Schildhalter sind nur zufallige neue Wapenverzierungen. 

Den Unterschieb der verschiedenen Adelsstufen zeigt beim n i e d e r e n Adel 
'"Anzahl der Helme, e inen beim einfachen Adel, zwe i beim Ritterstanbe; 
und die Gestalt der auf dem Schilde ruhenden Helme. 
^ Die Gestalt der Krone beim hohen Adel zeigt 5 Perlen beim Freiherren-
nande und 9 Perlen beim Grafenstande; so wie der Fürsten« und Herzogs-
yut die fürstliche und herzogliche Würbe darstellt. Zur Prüfung der Wa-
^en und Berichtigung derselben bei neuen Verleihungen ist bei. der k. k. 
"ereinten Hoskanzlei ein eigener Wapenkönig aufgestellt. 

§. 5 1 . 

4 . R e c h t , m i t W a c h s zu s i e g e l n . 

Hl»e ^ S i M i r - , Verpetschir- und Fertigung der offenen und ge« 
i H n < « z h ^ ^ ^ Misslvett durfte sich nach dem Generale vom 
' " " r z i e 3 l , §. 2, deS rochen Wachses niemand Anderer als Bischöfe, 
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Prälaten, wissentliche H e r r e n und L a n d l e u t e , wirkliche Nä'thl 
und landesf. geade l te wi rk l iche D i e n e r und O f f i z i e r s 
so lange sie bei ihren Diensten stunden, bei sonstiger Strafe von 
Mark ledigen Goldes, wovon die Hälfte dem landesf. Aerar ve^sî  
bedienen, und sonst Niemand, ob er gleichwohl geadelt, er sei deN" 
davon besonders be f re i t . 

§. 52. 

5. P r i H i l e g i r t e r Ger ich tss tand. 

n) Clvilgerichtsstanb. 
Dem Landrechte steht die Gerichtsbarkeit unter andern nicht N^ 
1. über Jeden, der zu dem H e r r e n- und R i t t e r s t a n d e g< 

hört, sondern auch ^ 
2. über Jeden, der sich über einen ihm eigenen in- oder all- ' 

ländischen Ade l auszuweisen vermag, »mlcher niedriger ist, ",> 
jener eines Ritters, wohin die »Edlen von" und die »Herren von 
gehören (Iurisbictionsnorm vom 27.'September 178?, §. 26, I>t. ^ ' 

I n Ansehung der Militär-Individuen begründet dagegen ^ 
Besitz des Adels'allein keinen Privilegien Mllilär-Gerichtsstand, 
daher auch der Besitz eines in- oder ausländischen Adels keine M'lita' 
Person von ihrer ordentlichen Militär - Personal-Gerichtsbehö^ 
ausschließt. H, 

Wie es dagegen mit M i l i t ä ^ P e r s o n e n , die zugleich beg« 
terte Landleute sind, oder Fideicommisse besitzen, zu halten ,st, best̂  
men die Iurisdictionsnorm nnd die nachträglichen Iustizgesetzs. 

») S. dießfalls Versuch einer systematischen Darstellung der Jurisdiction^ 
norm für die deutsche» und italienischen Provinzen vom Prof. D^. I ^ ^ 
Helfert, 2. vermehrte und verbesserte Auflage 1828, Z. L I , Nr. 3, "' 
Abhandlung IV. und V. dieses Theilcs. 

Z. 53. 

Du rch den B e t r i e b e iner H a n d l u n g oder eines " 
werbes von S e i t e eines A d e l i g e n und durch Er la 
g u n g des B ü r g e r r e c h t s w i r d der a d e l i g e Gericht 

stand nicht v e r w i r k t . 

Bloß die Prärogative des Adels begründet den Unterschied ^ 
Gerichtsbarkeit; und alle Adeligen stehen unter dem Landrechte; d ^ 
kann jenen Adeligen, welche was immer für eine Handlung ° 
Gewerbe treiben, dieser Vorzug der adeligen Instanz nicht entzog 
werden (Hofdecrct vom 19. Mai 1785, l i t . e). 

Z. 55. 

B e g ü n s t i g u n g bei Ger ich t . 
A d e l i g e Zeugen können in ihrem Wohnorte abgehoret "' 

dm (allg. G. O. Z. 150) ; und den Adeligen steht, gemäß §- 9 
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^ttichts-Instruction «nd deS Hofdecrets vom 4. November 1791 das 
i"arogaciv eines vor Gericht einzuräumenden Sitzes und bei der 
""ede gebührenden Ehrenwortes »Herr" oder »Frau" zu. 

§. 55. 

"«sondere B e s t i m m u n g e n rücksichtl ich der Fürs ten. 

Fürsten sollen in den bei Justizbehörden einzureichenden Anbrin» 
««n dle Worte: »Wir, Uns" keineswegs gebrauchen, die Memo-
",ln in ihrem eigenen Namen und nicht »ud rudrica der Advokaten 

» " Anwalten eingeben, und die LehenspfKcht und ^uranienta es-
l ^ w c , außer eihebllchen Ursachen, in persona ablegen (.allerb. 
"esolutlon vom 17. Februar 1688). 

§. 56. 

l») kriminal, Gerichtsstand. 

^ , Adelige unterliegen, wegen Verbrechen, der Untersuchung und Ab« 
Heilung des Magistrates der Hauptstadt der Provinz, in welcher 
' " ungehalten worden sind ( l . The»l des S t . G.§. 221,1) . 

§. 57. 

^ e Instanz in schwer«« Polizeiübertretungen, bei politischen Vergehen 
und Dienftbotenstreltigkeiten. 

b«» Aelige unterliegen wegen schweren Polizei-Uebertretungen außer 
^Hauptstädten dem Krelsattite ( l . Theil deS T t . G. §§. 28H 

^ 6 ) . , . 
liH " Adeligen steht die Untersuchung und Bestrafung der körper« 
^Ver le tzungen, widerrechtlicher Kränkungen der Freiheit, oder 
^"beleidigungen, welche der, K. 1339 deS allgem. bürgerl. Gesetzb. 
sick??"Handlung der politischen Obrigkeit vorbehält, in Städten, wo 
5? keine Pollzeidirection befindet, so wie auf dem stachen Lande, dem 

"^n Krelsamte zu (Hofdeeret vom 14- März 1812). 
l. , I n Dienstborenstreltigkeiten ist ferner in Wien für den Adel die 
h^Psllzei.-Oberdlrectlon, statt der Bezirksdirectionen, competente 

«y<ilde (Gesinde-Ordnung für Wien vom 1. M a i 1810, §. 147). 

. 3. 58. 
Kid«. Sünst igung des AdelS bei se iner V e r e h e l i c h u n g . 

l i . « 3 ^ ^del überhaupt ist durch die allere). Entschließung vom 
M ä n n e r 1815, Hofkanzle»-Decret vom 26. Februar 1815, Hofz. 
hl ?^bieBegünstigung eingeräumt, daß er von Seit« der politischen 

Hke»t keiner Bewilligung zu seiner Verehelichung bedarf. 
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Z. 59. 
7. Besondere Auszeichnung bei Leichenbegängnisse 

und bei T r a u e r k l c i d e r n . 

I n der Stollordnung vom 25. Jänner 1782 besteht in Wie" 
der Vorzug, das; bei Leichenbegängnissen einer Person des HeN'e^ 
oder RitterstandeS, die über 15 Jahre alt ist, die Joseph i n i s ^ 
Glocke geläutet wird, wenn dafür 3(1 st. gezahlt werden; und nah 
dem §. 4 der Trauerordnung vom 16. April 1747 dürfen nur de> 
Herrenstanb, Ritter, Adel und landesfül stl. Näthe, und sonst Niemals 
in den ersten 6 Wochen der Trauer I?leuieu8C8 gebrauchen. 2lM 
dürfen die Universalerben vom Ade l bei Begräbnissen und ExecN<>̂  
an den Trauer-Mänteln einen Schlepp tragen; wogegen im Schul« 
bei selben Niemand erscheinen soll, als welcher solchen bei Hofe ^ 
tragen befugt ist. 

») Die in den PolizeüOrdnungen von Kaiser Ferdinand I. vom 15. O ^ 
ber 1552, von Kaiser Marimilian I I . vom Jahre 1568, von Leopold ^ 
vom 22. Mai 1659, bann vom 28. Sept. 1671, vom 29. April 1686 und ^' 
Mai 1688 dem Adel nach seinen verschiedenen Abstufungen bewillig 
Vorzüge in der Kleidertracht, gehören nur noch der Geschichte an. 

s. 60. 

8. M i l i t ä r b e f r e i u n g . 

Dem Ad,el haben Se. Majestät wie bisher in den altconstl'^ 
ten Provinzen ") die Milirärbefreiung zuzustehen geruhet (mit H?" 
kanzlei-Decret vom 7. August 1827 eröffnete, und mit Regierungs-A' 
culare vom 29. August 1827, §. 2, bekannt gemachte allerhoW 
Entschließung). 

Auch dem a u s l ä n d i s c h e n , jedoch von S r . Majestät an^ 
kannten Adel, kömmt diese Begünstigung der Befreiung von der "^!' 
litär-Dicnstpflicht zu Statten (allerh. Entschließung vom 5. Juni 1 s ^ 
Hoftanzlei-Decret vom 18. Juni 1829, Hofz. 13,762, Regierung-' 
Verordnung vom 28. Juni 1829, Zahl 35,472). 

») I n dem Z. 3 des Eonscriptionspatentcs vom 25. October 1804- heißt ^ 
dießfalls: »In die Rubrik der Adeligen wird ein jeder Edelmann " 
getragen, er möge in landesfürstlichen oder andern Vedienstungen M s 
oder nicht." Auch alle Söhne der Adelig?« gehören ohne Rücksicht " 
das Alter in diese Rubrik. 

§. 61 . 

9. E r f o r d e r n i ß des Ade ls . 

») Zur Aufnahme in gewisse Erzichungshcluscr, zur Erlangung gewW 
Stiftungen. 

Zur Aufnahme in die k. k. Theresianische Nitterakademie üb«^ 
Haupt wird der Adel des Zöglings vorausgesetzt. 
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A Auch gibt es dann, so wie in der Neustädter Militär-Akademie, 
tlftpiätze, wo ausdrücklich der in länd ische Adel erfordert wird 

^»ehe Abhandlung I V . dleses Thciles vom niederösterreichischen Stän-
"^nstt tute). 
hu, ^ ^ " ^ s^t es noch andere Stiftungen zum BeHufe der Erzie» 
selkft " ^ ^ Versorgung, welche die a d e l i g e E igenscha f t , und 

vtt gewisse Adelsstufen erfordern, worüber der im Stiflbricfe aus, 
Duckte Wllle des Stifters entscheidet ( S . diesifallS auch Abhand-
lick^ ^eses Thciles von demniederosterr. Stände-InstitUte, rücksicht» 
^°es Erfordernisses der Landmannschaf t zu solchen Stiftplätzen). 

Zur Erlangung und zum Besitze riltermaßiger Lehen und adeliger Fidel» 
commissi und zum Besitze ständischer Realitäten. 

ger !^"^ Erlangung und zum Besitze rittermäsiiger^ehen und adeli-
!nb "'?""mmisse ist in der htegel der Adel notwendig ( S . §. 45 
^ die Abhandlung V . dieses Theiles von dem niedero'sterr. Lehen» 
" ' " , Und V I . dieses Theiles von den Fideicommissen). 

"«5 Inwiefern beim Besitze ständischer Realitäten die Landmannschaft 
«». "bia ist, siehe Abhandlung I V . dieses TheileS vom nieder« 
""s. Stände-Institute. 

§. 63. 

^ Zur Erlangung des Stephan-Ordens Klein«, bann Commanbeur« 
Kreuzes. 

y ^Das kleine Kreuz des kö'n. ungarischen S t . Stephan-Ordens 
H»»K w o h l v e r d i e n t e n A d e l a l s Belohnung, und das Com» 
y^^Ul'Kreuz vorzüglich dem a l ten und vo rnehmenAde l , jedoch 
lz^Beschaffenheit der Verdienste auch Andern verliehen (Statuten des 

'Ungarischen S t . StephaN'Ordens vom 0. Mai1764,Cap. 6 ) . 

§. 64. 

) Zur Erlangung von Domherrenstellen bei gewissen Domstiften. 

blrwol " ^ " Domcapiteln in der österreichischen Monarchie fordert 
5b«isk ""^ ""ch bas Metropolitan - Domcapitel zu Olmütz durchaus 

°belv«ise und zugleich daS mährisch «schleiche Incolat. 
lllls., " ^ " " Metropolitan «Domcapirel zu Wien werden dagegen 
^No«- ^'langung der herzoglich S a v o y e n « L i e c h t e n s t e i n'schen 

und in dessen 
"Nglung wenigstens der Mittelstand erfordert. 

§. 65. 

«) Zur Erlangung gewisser Fräuleinstift >- Pra'benden. 

lllld ,^" ben H a l l e r adeligen Stift-Prä'benden in Tyrol sind berufen, 
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2) zu Präbendcn der Tyroler Abthellung: 

Töchter adeliger Familien, welche der Tyroler land ständisch^ 
Matrikel einverleibt sind, und deren Väter m k. k. Clvlldlenstc" 
wirkliche k. t. Rälhe, und im Militär wo Nicht Stabsoffiziere, doch 
wenigstens Hauptleute von ausgezeichneter Dienstleistung sind odtl 
waren. 

l i ) zu Probenden der deutsch «erbländlschen Abtheilung: 

Candldatmnen, welche, ohne Ahnenproben von «hncn zu fordert 
gleichwohl von ade l igen E l t e r n entspl osscn, und deren Va'tel 
gleichfalls «n den obenbcze!ck)NetenDlenstcs.Charatceren sind oder warell 
(alleih. Entschließung vom 18. Dcc. 1817, Hoslan<le,decrec vom ^ ' 
April 1818, Neglerun'gs Elrcular vom 11. Ma l ,818, mit alle:h. slil« 
schließung vom 8. Ju l i 1835 genehmigte, m,r Hofkanzlel D^clet vom 3> 
Jänner 1836, Hofz. »3,761, Rggsz. 2510^ bekannt gemachte, M 
das von Sr . Majestät dem Kaiser Joseph U. lm Jahre 1783 aus de!" 
Vermögen des aufgehobenen klösterlichen Haller F,auenst,ftes in Tyr^ 
errichtete Huler Fräulelnstlft, nach allerh. Anoidnung S r . Majestät 
Kaiser Franz l . entworfene Statuten Artikel l l l . ) . 

?Me zene Competentinnen um Haller DamenstiftS-Präbendell 
der deutschen Abthellung, welche bei chrcn frühern Gesuchen den 3)e/ 
wels über den Besitz deS Adels Nicht belgeblacht haben, haben siH 
darüber nachträglich mittelst legallsirter?lbschrlft des Adels DiploB' 
oder e»ner sonst glaubwürdigen Nllunde bei der k. k. vereinten H ^ 
kanzlei auszuweisen, widrigenfalls auf ihre Bittschriften, so w»e a«! 
allem dieser Angelegenheit künftig einlangenden Eingaben, wo der ^ 
weis über den Besitz des Adels, so wie der vorgeschriebenen and«^ 
ErfordelNlsse Nlcht hergestellt »st, keine Rücksicht getragen werdi? 
kann. 

I n diese Kategorie von Fräuleinstlfre gehören wohl auch jelit 
in Steyermark, Kärnthen, Kram und Görz; worüber übrigens ^ 
Statuten emes jeden Stiftes entscheidend sind. 

Jede Bewerberin für eine Haller Damen« und Krainer Frä^ 
leinstlfts'Präbende, deren letztes Gesuch schon mehr als 5 Iahl< 
alt war, und seitdem Nlcht erneuert wmde, hatte, m Gemäsch /̂ 
allerhöchster Entschllesiung vom 2b. Oktober 1835, Hofkanzle'' 
Decret vom 6. November 1835, Hofzahl 29,141, Regierung^ 
Circular vom 30. November 1835, bmnen einem Jahre voll 
d»eser Bekanntmachung, ihre Competenz um so mehr zu erneuern, 
und ein neuerliches Gesuch elnzurelchen, als sonst auf eine solche B^ 
werberlN, die ihr Gesuch binnen dem festgesetzten Zeiträume niO 
erneuerte, bei El stattung von Voischlägen für derle» Präbenden kelN< 
Rücksicht genommen wurde, und solche, als durch Aendelung del 
Verhältnisse aus der Competenzfählgkett getreten betrachtet, und alls 
der Vormerkung gelöscht werden müßte. 
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§. ee. 
s) Zur Aufnahme in den äußern Hofstaat als Truchseß. 

Um als Truchseß in den k. k. äußern Hofstaat aufgenommen zu 
werden, wird gefordert, daß der Bewerber ade l i g geboren ist. 
, S . auch Abhandlung IV. dieses Theiles vom niederösterr. Srä'n-
be-Institute. 

Bedingte Vorzüge des österreichischen 
Adels. 

§. 67. 

A n f ü h r u n g dieser B e d i n g u n g e n . 

Ueberdieß gibt es auch noch Vorzüge, deren Erlangung 
1 . durch den Besitz des Herren- oder Rittersiandes, oder 
2. durch Ahnenproben bedingt sind. 

8. 08. 

^ä 1. V o r z ü g e , die durch den Besi tz d e s H e r r e n - o d e r 
R i t t e r s t a n d e s b e d i n g t sind. 

"2) Ausnahme in das Consortium der Stünde. 

Zur Aufnahme in den Herren« oder Nitterstand des ständischen 
Körpers und zur Erlangung der damit verbundenen besonderen Vor« 
il»ge ist der Besitz des Herren- und riicksichtlich Ritterstandes noth-
^enbig ( S . Abhandlung IV. dieses Theiles vom niederösterr. Stände-
Institute). 

Dann gibt es auch, nach Inhalt der Hofentschließung vom 4. Fe« 
bruar 1768, Aemter, welche für den Nitterstand gewidmet sind, 
N̂d welche bei Erhebung in den Herrenstand niedergelegt werden müs-

'°N; daß jedoch in Niederösterreich keine solchen Aemter bestehen, 
Wurde bereits §. 17 gesagt. 

§. 69. 

^ 2 . V o r z ü g e , d ie durch die Legung d e r Ä h n e n p r o b e 
bedingt sind. 

2) Bei gewissen Civil» Orden. 

Das goldene Vließ, als der höchste Hoforden, setzt notorisch den 
5en Adel und stifimaßige Adelsprobe voraus. 

^ Ferner wird bei Ertheilung des Großkreuzes des königl. Ungar. 
" . Stephan'Ordens neben dem Verdienste auch erfordert, daß 

l. 10 
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ein Kandidat das Alterthum seines Geschlechtes wenigsten? durch vier 
Grade mit genügsamen Proben darthuc j wöbe» S e . Majestät stch jedoch 
das Recht vorbehalten, hierunter bel ausnehmenden und besonderN 
Verdlensten eine Nachsicht zu gebrauchen (Statu ten des S t . Stephan 
Ordens vom 0. M a i 1764, Cap. 22) > 

Darunter werden jedoch nicht nur der Grafen» oder Freiherren' 
stand, sondern auch jede Gattung vom Adel verstanden, welche in bell» 
Lande, wo der Candldat her ist, Platz findet. 

Von dieser Ahnenprobe sollen indessen die k. k. Kammerherren 
ausgenommen seyn, weil das Alterthum ihres Geschlechtes ohnehin 
schon sattsam bekannt ist (cnllem Cap. 2 3 ) . 

§. 70. 

d) Bei gewissen geistlichen Ritter,Orden, und beim Sternkreuz «Orden-

Zur Erlangung des I o h a n n i tel»» O r d e n s «) als Proftß 
<dem1 auch Ehvcnkreuze werden vom Orden verliehen, s. Abhandlung 
l l . dieses Thelles, §. 6 5 ) , dann des deu tschen O r d e n s >») werden 
ferner 16 Ahnen, und zum S t c r n k r e u z » O r d e n f ü r D a m e n 
wird die Kamme» Herrenprobe gefordert ( S . §§. 81 und 8 2 ) . 

«) Der souveräne Johanniter»Orde^ lebt nämlich in der österreichische 
Monarchie in der böhmischen Zunge fort; und laut Hofkanzlei-Decretes 
vom t<). December 4835, Hofz. Vi,286, Rggsz. 6!1,7Z9 , wird bei El< 
Icdigung des dießfü'lligen GroDprisrates, der Beschloß des abgehaltenen 
Provinzlal-Capitels über die Verleihung dieses Großpriorates samwt 
allen damit verbundenen Rechten und Genüssen, und die über Antrag 
der Hffea,nzlei erfolgte allerhöchste Genehmigung jedesmal eröffnet; auch 
wlrd der bell cssenden Landcsstelle, in deren Provinz Nommanderien sind 
(Böhmen, Nicderosterreich und Steiermark), die bei dem'Capitel be
schlossenen und ebenfalls von Sr. Majestät allerhöchst genehmigten Ver< 
anderungcn in den Besitz der Ordens«kommenden eröffnet. 

i>) Auch der ehemalige reichöständischc deutsche Orden wurde in den öfter» 
reichischcn Staaten von wcilaNd Sr. Majestät in seiner altertümlichen 
Gestalt bestätiget, und die von dem Ordens - Capitel «folgte Wahl des 
Großmeisters unterliegt gleichfalls der Bestätigung des Monarchen. 

§. 7 1 . 

e) Bei gewissen adeligen Damenstiften. 

Zur Aufnahme in .gewjsse adelige Damenstifte stnd f ö r m l i c h ! 
A h n e n p r o b e n erforderlich. Wie viele Ahnen? ist aus der G r ü > 
dungö-Urkunde jedeS St i f tes zu entnehmen; denn icder-^Stifter ist 
befugt, den Erweib einer Pfrimde von einer Ahnenprobe abhä'ng's 
zu machen; hmgegen sind die Pfründner selbst <mf kojne Weise be" 
rechtigt, dergleichen selbst einzuführen oder zu erschweren. 

Der St i f tbr ie f ist also hier die einzige rechtliche Cynosur. 

«> Diese DamrnMe sind theils landesfilrstlich,'theils privat. 
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Zu den landeöfiirstl ichen, bei denen die Ernennung zu Slift-
platzen, über Vorschlag der k. k. Hofkanzlei, der Monarch sich vorbehalten hat. 
gehören: 

1. Das theresianische adelige Damenstif t auf dem 
Präger Schlosse; dessen Aebtissin, vermöge des von Kaiser Leo
pold 1l. den bohm. Ständen im Jahre 1791 gemachten Versprechen?, 
eine Prinzessin aus dem k. k. Hause scyn soll, und das Recht ge
nießt, die Königin von Böhmen zu krönen. 

2. Das f re i weltadelige S t i f t der heiligen Engel auf der 
Neustadt in P r a g ; und 

3. Das adelige weltliche Fra'uleinst i f t zu Innsbruck. 
Zu den P r i va t-Damenstiften dieser Art gehören: 

Das herzoglich Savoyen'sche Damen stift zu W i e n ; 
gestiftet mittelst Testament der Herzogin Thcrele von Sauoyen, wor-
nach der Ncgierer des fürstl. Hauses Liechtenstein zum Uni» er. 
salerben gegen Erhaltung jenes Stiftes, der niederosterr. Oberst, 
l andr i ch te r , als Mitglied des niederosterr. Hcrrenstandes, und 
ein M i t g l i e d des niederosterr. R i t t e rstandcs zu Te
stamen ts « Erecut oren, die k. k. vereinigte H ose an zl ei 
aber zur Besorgung der Obercurate l bestimmt wurde, welche 
Hofstelle denn. ö. Ständen mit Präsidial'Note vom 29.Juni 1826die 
Zusicherung ertheilte, daß sich genau nach jener Testaments-Anord» 
nung werde benommen werden. 

I n Erledigunqsfällen von Stiftplätzen steht das Recht, drei stift« 
mäßige Fräulein Sr.k.k. Majestät zur Ernennung vorzustellen, dem 
Regierendes fürstl.Hauses Liechtenstein zu; wogegen die Stifts-Ne-
gentin aus den Stifts«Damen, ohne Prasen-tation, unmittelbar von 
dem Landesfürsten ernannt wird. Endlich 

Das adelige f re i weltliche Dame n stift z uVrü'n n, Ma
riaschule genannt, dessen oberste «iZchutzfruu und Oberdirrctorin 
Ihre Majestät die Kaiserin als Martgräsin von Mähren ist, von 
Höchstwelcher die Ernennung der jlHerin und der von der Kaiserin 
Elisabeth gestifteten Dame abhängt; und wovon die Mitdirection 
der Majoratöhcrr des fürstlich Dietrichstcin'schcn Hauses hat, der die 
Stiftolätze, mit Rücksicht auf etwaige Empfehlung Ihrer Majestät 
der Kaiserin, vergibt. 

§. 72. 

welche Ahnenprobe bei den zwei w e l t l i c h e n Damen« 
stiften zu P r a g und I n n s b r u c k e r f o r d e r l i c h ist. 

I n den zwei weltlichen Damenstiften zu Prag und zu Inns
bruck werden, vermöge Patent vom 31. Ma i 1766, nur jene Sup-
^kantinnen an» und aufgenommen, welche zuvörderst ihre Ah-
Anproben ordentlich abgelegt haben; daher zum BeHufe aller, 'um 
title dergleichen StiftSdamenstelle supplicirenden Ccmdldatinnen nach« 
folgendes Schema, oder 5loäu, prodlmäl, nebst sämmtlichm nach, 
"ehenden Punkten zur genauesten Befolgung bekannt gemacht wurdc, 
Aach welchem sich sowohl die probirenden Pavelen, als auch die von 
Ihrer Majestät »«I roviävnl^uln vt np^v<jk»n<tuin «rnculnten Coin« 
^Uäre. auf das Genaueste zu achten haben. 

1 0 * 
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F. 73. 

Zweck und B e s c h a f f e n h e i t der S t a m m b ä u m e . 

Weil die Stammbäume der Grundsatz aller Adelsproben sind, 
auch schon vorlängst anbefohlen ist, nach deren erfolgter Approbirung 
solche nebst allen Beilagen in den eigens dazu errichteten Damenstifcs« 
Archiven sorgfältigst zu verwahren, daher, und zu längerer Dauer 
Dieser den adeligen Geschlechtern so vortheilhaften Documenten, so" 

2) jeder Stammbaum auf Pergament verfertiget und gemalet, 
dann sollen 

d) alle Wapen mit jedem Quartiere, oder Grade, mit Schilde, 
Helme und Helmdecken, auch Abcheilung der Farben, wie sie von l^ 
der Familie geführt werden, entworfen seyn; 

0) sollen aller Orten d»e Tauf-, Geschlechts» oder Zunamen, wie 
auch die zum Unterschiede der Stammäste, oder Zweige hervorkow' 
Menden Geschlechtsbeinamen mit ihrer wahren Orthographie, oder 
Buchstaben angezeigt oder beigesetzt werten; 

ü) wo der Stämpel in den österr. Erbländern eingefühlt ist, soll 
der Stammbaum nm einem Zweigulden «Stämpel gezeichnet, auch 
sollen alle voeumentil prodiltoria nach der Stä'mpelordnung verse' 
hen seyn; endlich muß 

«) der Stammbaum von vier aus den Ersten des Adels jenes 
Landes, wo das Geschlecht der Candidatin begütert ist, «ud tiäe 
nodi l i , und an Eidesstatt attestirt, unterschrieben, und mit ihren an-
gebornen Insiegeln gefertiget seyn, welche letztere.zu desto längerer 
Dauer sich in angehängten hölzernen Kapseln in Siegelwachs emg? 
drückt und verwahrt befinden sollen. 

Aus der §. 79 vorkommenden Stammbaums Tabelle ist des meßre< 
ren zu ersehen, in welchen Ausdrücken dieses ^tteztntiim verfaßt seyl« 
muß, welches anstatt der in andern adeligen Stiftern sonst gewöhnlichen 
solennen Aufschwö'rung für gültig und zureichend angesehen werde« 
soll, doch um der ausdrücklichen Ausnahme, daß unter den Unterfel' 
tigten sich Keiner befinde, welcher der Candidatin in linen rectn a»p 
verwandt wäre. (Pat. vom 2 1 . Ma i 1766, §. 1.) 

§. 74. 

W i e die F i l i a t i o n s - P r o b e zu füh ren ist? 

Nachdem nun der Stammbaum auf oben beschriebene Art in voll' 
kommene Richtigkeit gesetzt worden ist, kommt es weiter auf d i e F N i ^ 
t i onsp roben an , mittelst welchen eine jede Candidas, zu bewei» 
sen hat, daß sie von sechzehn r i d t e ^ b ü r t i g e n und stift> 
mäß igen A h n e n , nämlich acht von väterlicher und acht von müt
terlicher Seite, als eine Rittergenossm wahrhaftig abstamme, Mb 
herkomme, auch kein anderes oder unrechtes Geschlecht, angegeben 
habe; zu diesem Ende hat dieselbe die zu ihrem Stammbaume benl̂  
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th'stten vneumcnw prob.ttnria, nebst einer kurzen Deductiott oder An-
Weisung, beizulegen, m welcher sie kürzlich zeiget, wie d»e wahre Des. 
tendenz von emer Generation zur andern gegründet und bewiesen 
werde; zu deren besserem Begriffe sich §. 79 ein Formular befindet. 

Diese voeumont.! prod^toria der richtigen Desccndenz oder Fi
kt ion können bestehen in b e g l a u b i g t e n Taufsche inen " ) , wo-
^m der Getauften, und deren Vater und Mutter Tauf» und Ge< 
schlechtsnamen, auch Jahr und Tag der Geburt oder der Taufe ge
meldet worden, itl>ln m legallsirten Extracten und Attestaten aus 
^ h e - , S t e r b - und and eren K i rchenbüchern, dann m Hei» 
^aehsverschrelbungen ^ ) , Tes tamenren, E rbse rk l ä ' r un -
^en, T h e l l u n g S l l b e l l e n , Lehen-und B e s t a l l u n g s b r i e -
sen über vertretene adelige AeMter, F a m l l l e N ' C o n t r a c t e n , 
^ozessen und genchtllchen Vergleichen, oder andere ger icht l iche 
Handlungen, als da sind: Gerhabschaftsantretungen « . Endlich auch, 
^ Ermanglung dergleichen gerichtlicher Urkunden, a l ten au then t l » 
'che« Haus» und F a m i l i e n s c h r i f t e n , z. B . wenn die Eltern 
^gezeichnet, wie viel sie Kmder erzeugt, wie selbe sich genennet, wenn, 
Wlt was für e»nem Ehegatten, wer »hre Voreltern waren «., woraus 
"achmal die richtige Descendenz ersehen werden mag. 

^ Sollte nun sich fügen (wie es öfters geschieht), well durch Feuors-
blunste, Kriege, Verheerungen und dergleichen Unglücksfälle vlele 
adelige Schlösser, Kuchen sammt den Archiven und Schriften zerstört, 
Und verbrennt worden sind, daß einige Generationen durch Do-
^Utnenta literarla Nicht erwiesen werden könnten, sondern solche allein 
Pw IV'stimoni» üüu üißn» beglaubiget werden müssen; so »st vor 
"llem nothwendlg, daß solche oben gedachte Unglücksfälle angeführt 
Und erprobt werden; Nicht mmder, daß die Attestanten (deren drei, 
Und zwar eben dieses Geschlechtes, m dessen Verehellchung und Ab
dämmung die Probe abgehet, seyn müssen) unter ihren adeligen Eh-
len, wahren Worten, Treuen, und an Eldesstatt «x cnu«a ipsnrum 
^^nt i l l« bekräftigen, daß die m dem Stammbaume durch Docu« 
^ente nicht zu belegen gewesene ^il i.tt lo N . N . , Mit Ausdrückung 
^ r Tauf- und Geschlechtsnamen, wirklich die rechte und wahre Ab
dämmung der Candldacm ftl, daß em solches ihnen unter ihrer Fa
ulte wohl bekannt, sie es auch jederzeit also vernommen, und daß 
"leß ,n dem Lande eme Notoncät sei. 

Wenn aber dieser Abgang der schriftlichen Ul künden ein adeliges 
Geschlecht beuäfe, welches bereits schon gänzlich erloschen wäre; so 
w'rd auch m diesem Falle em auf obige Art verfaßtes, von drei der 
dieses erloschenen Geschlechtes nächsten Anverwandten gefertigtes Atre« 
Uatum für zureichend anzuerkennen seyn ° ) . Und da man übrigens den 
Kandidatinnen nicht zumuthen kann, daß selbe d»e benöthigten und oben 
^wähnten Probanons - Documente, oder andere Famlllenschrlften 
^" "rissm.ili belbnngen oder vorzeigen sollten; so ei klärten Ihre Majestät, 
basi allen von den allseitigen Landesstellcn gefertigten Viülmu» und Alte« 
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staten vollkommener Glaube beigemessen, und selbe ohne Ausnahme 
als !>nf><m< nta proI). t tnr i^ melden anerkannt melden. 

Jene von den ^u t . i r i i g rml>li«-ll! vldlM,rten Hctn aber, und dlt 
von denPfarrherren aus den Knchenbüchern ertheilten ^tte!»tnt^ müss^ 
von ihrer weltlichen und geistlichen Obrlgtett l j l lnä l>inl, t.rl«» leg«' 
llsirt werden, ehe und bevor chre Unterschllften j'l6«m pudl icnm et' 
langen können (ooü. 2 ) . 

«) Wie sich wegen vorsichtiger Fulirung der Tauf^ und Trauprctokolle zul 
Erleichterung der Adnenpro^e zu benehmen ist, kommt in der X. AbHand» 
lunq dieses ^heiles über d»c geistl ichen A n g e l e g e n h e i t e n vor; und 
welche Maßregel dem lncdcrostcrr Hcrrcnstanbe zur Aufbewahnmg del 
Abnenprobcn empfohlen ist. kommt rn der Abhandlung IV. dieses Thnll.s von 
dem niedcrostcrr Stande Institute vor. 

>') Zur lnchtcrcn Nnbnnqunq und geschwinderen Prüfung der zum Eintritte 
in die k. e. Damenstifl«. in Prag und zu Innsbruck zu machenden matthe< 
scrmaßigen Oeschlechtspr-ohen , wurde ungemein Vieles beitragen , bei den 
jeweiligen Clevcrlobinsscn der Kavaliere und Damen, in den errichteten 
Heirathscontractcn., die Tauf, und Zunamen der be iderse i t i gen Eltern 
sowohl von Seite des Bräutigams als der Braut jedesmal ordentlich 
anzusetzen, well auf diese Ar t , wenn man derlei Hcirathscontracte beider 
Familie wohl aufbewahrt, die Generation zum 2,he»le allenfalls durch 
selbe bewiesen, nnthm die Ahnen auöftndig gemacht werden können (Pa» 
tent vom 44 October 1772). 

' ) Jene Candioacin um Aufnahme in die königlichen Präger und Inns» 
brucker Damenstifte, welche den Beweis ihrer adeligen Ahnenproben 
und den vorzuzeigenden Stammbaum in einem fremden, das ist, einem 
andern, denn der dlutschen Zunqc des Malthcser ° Ordens anqenon" 
mcne Quartier auffuhren wurde, hat forderst darzuthun und zu erweisen, 
daß solhancs oder sothane O.uart,er r>.cht anders, als nach vorläufig, den 
Ordens Statuten gemäß abgelegten und rlchng gefundenen Geschlechts« 
proben, folgl.ch nicht etwa dulch eine Dispensation, Orbensbrcue oder 
sonst was immer für einen Weg, vom gedachten Maltbeser^Orben angcnoM 
men worden sei , indem nur in solchem M l c und nicht anders ein derlei 
Quartler für gültig und zureichend angesehen werden mag (Hofentscherdung 
vom 8. September 1770). 

§. 75. 

B e w e i s der t u r t t i e r - u n d r i t t e r b ü r t i g e n S t i f t ? 
M ä ß i g k e i t . 

Nach dcn Flliations- und Abstammungsproben kommt die tur-
mcl- und r,tterbürt»ge Stlftmäsugkell ber den sechzehn obersten AhneN 
zu erweisen, von welchen alle primo« .'»c-qnllvnll'z, oder erste Ge
adelte gänchch ausgeschlossen sind; und sofern ble zur Er'öiterung der 
Adelsproben bestellten Comm,ssar«en einen Zweifel über em oder an» 
deres Geschlecht dlesciwegen hätten, soll der probirende Theil allere 
dlNqS gehalten seyn, e,nen dergleichen Anstand durch Aufsteckung einer 
Gabel zu beheben, um durch awubwmdiqe Ul lundcn zu beweisen, 
dasi die in dtesem Quartiere benannte Pelson sowohl väterlicher als 
müttemcher Se l ts schon adelig geboren wolden. 
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Uebrigens kann die turnier und ritterbürtigeStiftmäsiigkeit der sech
zehn obersten Ahnen durch folgende Attestate erprobet werden, als: von 
den, Herren- und Nittel stände aller österreichischen Erbländer, von den 
sammtlichen Rlichsritterschaften, von des Maltheser-Ordens Provin-
i>al'Capiteln, von des deutschen Ordens Balleyen, von den Comitaten 
'w Königreiche Ungarn, von den Dom-und übrigen Reichsstiftern, 
alten Grabsteinen, Kirchenfenstern und dergleichen sichern'Urkunden, 
woraus der adelige Ritterstand zur Genüge dargethan werden kann 
(Patent vom 31. Ma i 1766, §. 3 ) . 

§. 70. 

P r o b e über W a p e n , H e l m und K l e i n o d i e n . 

Eine gleiche Vewandtniß hat es mit den Wapen-, Helm- und 
"leinodienproben, über welche die Probantinnen sich mit einem glaub
würdigen Attestate von den'§< 75 angeführten Landesstellen und Rit
terschaften, Neichsstiftern :c. ic. zu versehen haben, welchem das zu 
Probiren kommende Wapen gemalt beigefügt seyn muß, womit die 
bestellten Oommi88»rii in Stand gesetzt werden, dessen Nichtigkeit 
iU erkennen. 

Es ereignet sich zuweilen, daß die adeligen Geschlechter bei zu
wachsenden Gütern und sonstigen Ursachen ihre Wapen verändern, 
woraus leicht entstehen kann, das; in einem Stammbaume über einerlei 
Geschlecht sich zweierlei Wapen zeigen; in diesem Falle hat die Can« 
bldatinn die Ursache hiervon in §. 79 bemerkter Deduction sogleich 
"Ut anzuführen, damit nicht solches bei der Untersuchung erst ausge
feilt, und doch hernach die Ursache mit unangenehmem Zeitverluste 
^'gebracht werden müsse (euö. §. 4 ) . 

§. 77. 

B e m ä n g l u n g e n u n d E r l ä u t e r u n g e n . 

Sollte nun nach beigebrachten solchen Proben von Seiten dê  
verordneten Commissarien ein oder anderes ausgestellt und deren Er 
Atzung und Verbesserung abverlangt werden, so hat eine Candidcum 
solches nicht mit Unglimpf zu empfinden, sondern vielmehr die anver« 
langte Erläuterung und Verbesserung mit Bescheidenheit zu be
werkstelligen (eoä. §. 5) . 

§. 73. 

W a r n u n g fü r jede C a n d i d a t i n . 

Wie nun diese vorgeschriebenen Punkte lauter unumgänglich 
"öthige Requisiten in sich enthalten, ohne deren Erfüllung (wie schon 
?ben erwähnt worden) Ihre Majestät nicht gesinnt sind, Jemanden 
m adelige Damenstifte aw und aufzunehmen, so hat eine jede Can» 
bidatin solche vorher wohl zu überlegen und einzusehen, wie sie Mll 
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denselben aufzukommen sich getrauet, um sich keinen unangenehlMll 
Ausstellungen auszusetzen, mit welchen Ihre Majestät eine jede gM 
verschonen möchten (euä. §. 6 ) . 

§. 79. 

D a r s t e l l u n g des F o r m u l a r e s , w ie die D e d u c t i o n <i«' 
ge r i ch te t seyn so l l . 

Folgendes ist das Formular, wie die Deduction oder Anweisung 
über die Stammbaumsproben eingerichtet seyn soll. 

Kurzer Beweis der sechzehn Ahnen der Ccmdidatin IV. ^ . ; daß die' 
selbe adelig geboren, erweiset der Taufschein Nr. 1 , woraus 
denn zu ersehen, daß sie von ihrem Vater IV. L. und ihrer 
Mutter IV. l). abstamme und während der Ehe erzeugt worden-

Der Nxtl-ttctu» viäimatu» der Ehepacten «ud Nr . 2 zeiget, daß 
der Candidatin Großvater IV. v . und die Großmutter IV. V' 
väterlicher Seits gewesen seien; denn erweiset Nr. 4 der Nr . 3 
I ) . des Ehepactes, oder des Tbeilungslibells oder Lehenbriefes, 
oder dieses Accords oder Vergleichs, 

daß der Candidatin väterlicher Urgroßvater und Urgroßmutter sich 
genennt habend, l ' . und IV. Ll . ; denn 

daß der Candidatin Großmutter IV. N. von IV. N. und IV. I . abstamme, 
und diese aus dieser Ehe entsprossen sei, ergibt sich aus Nr . 4» 

daß nun weiter, und der Candidatin väterlicher Ururgroßvater l^.^» 
und die Ul Urgroßmutter!^. 1^. sich genennt, und deren Urgroß' 
vater IV. l ' . erzeuget haben, beglaubiget die Anlage 8udNr. 5; 
ingleichen 

daß der Candidatin Urgroßmutter IV. (3. Eltern gewesen seien ^» 
M. und IV. IV., ergibt sich zur Genüge aus dem Nr. 6 ; denn 

daß der IV. I I . von IV. 0 . und IV. 1'. abstamme, zeiget sich aus Nr . 75 
auch daß die IV. l . von IV. tz. und IV. K. erzeuget worden, bewei

set Nr. 8. 
Wodurch denn die wahre Descendenz und gerechte Filiation v ä'< 

ter l icher Seirs hoffentlich zur Genüge documentiret seyn wird. 
M ü t t e r l i c h e r Seits nun, da ist von dem schon oben prodU» 

cirten Taufscheine Nr. verwiesen, daß der Candidatin Mutter gewesen 
oder sei IV.<'.; daß nun derer Eltern gewesen sind IV. 8. und IV.'l'., das 
zeiget Ertract Ehepactes 8uK Nr. 9 ; und gleichwie die prodation in 
linea M o r n k angemerkt worden, also muß auch so ferner auf der 
mütterlichen Seite fortgefahren, und eine jede Generation mit authen« 
tischen Documenten und Urkunden belegt klar erwiesen werden, und 
gleichwie der Schluß abermalen dahin gemacht wird, daß damit 
gleichfalls die mütterlicher Seits angegebene Descendenz bewiesen 
sei, so wird alsdann fortgefahren. 

Was die Ritterbürtigkeit und Adelsstand'Stiftmäßigkeit der vor
gestellten Agnaten anbelangt, da wird solcher beiderseits, wenn nämlich 
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das producirende ^ttestatuw oder ^tte8tata auf beiden Seiten einge
richtet sind, und solches documentiren sollen, durch Numero erwiesen, 
daß es alle adelige Familien sind. 

Was hingegen die Wapenstellungen anbetrifft, beurkundet das 
^ocumentuui oder vocumeutk »üb ?iri8. wri»., daß solche, wie sie von 
d«n Familien jederzeit geführet worden, mit Helme, Schilde, Kleino» 
"en und Farben ganz richtig vorgestellet, sofort erwähnten Familien 
angeborne eigentliche Wapen seien. 

^otlmäuw. Damit nun desto leichter begriffen werden möge, 
^as man in dieser Deduction mit den I^it. H. V. et »eqnenUbu» 
haben wi l l , so erweiset sich solches von dem beigeschlossenen vä'ter« und 
mütterlichen Stammbaume, und wie in diesem lormular i anstatt der 
Manien jedesmal ein Nr. und I^it. gesetzt worden; so müssen in der 
ubergebenen Deduction jedesmal die Tauft und Zunamen gesetzt wer
den, wie dieses der Verfasser von selbst einzurichten, auch die in Hän
den habenden vucument» nach ihrer Beschaffenheit numeriren, oder 
w«nn eines öfter vorkömmt, solchen uum«rum auch öfter andeuten, 
sucht weniger dasjenige zu beobachten wissen wird, was wegen Ver
änderung der Wapen angeführt worden ist (ooä. §. 7 ) . 
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Das; abstehende Ahnen, sowohl väterlicher als mütterlicher Seits 
° " Candidann IV. 4 . derselben Stammfolge, Wapen, Schild und 
Helln m Farben und Stellung auch in der F i l i a t i o n oder Descen« 
^N'z ihre vollkommene Richtigkeit haben, annebst alle obbenannten 
^Milien eines altadeligen Herkommens sind, ein solches ist uns zum 
^beile wohlbekannt, und aus den uns vorgezeigten authentischen Do» 
^Nlenten des Mehrern erwiesen worden. 
. Welches Alles wir hiermit «üb Käo nodill und an' Eidesstatt 
° " Wahrheit zur Steuer bezeugen. Aatum «. lc. 

( I . . 8. ) '( I.. 8. ) '( I.. 8. ) ( I " 8. ) 

B 
§. 80. 

" l M e r k u n g der C a n d i b a t i n n e n um einen P r a g e r 
Hradsch iner Damens t i f t sp la tz . 

Einr ichtung ihrer Gesuche. 

H Es soll eine genaue Vormerkung der Candibatinnen für einen 
^<ger Hradschiner Damenstiftsplah gehalten werden. 
H ^ D a sich «ml die'darin vorgeschriebenen Rubriken aus den ohne 
^Nlhrung der Umstände abgefaßten Bittschriften nicht ausfüllen las. 
i ^ ' !° hat jede um einen solchen Platz sich bewerbende Candidatin in 

ein Gesuche anzuführen: 
^ Den Tauf- und Zunamen, 
2» den Geburtsort, 
^ das Jahr und den Tag der Geburt, 
^' den Namen der beiderseitigen Eltern, 

z.. 5. oh d,, Candidatin die erforderliche Ahnenprobe hergestellt 
" , ob dieselbe 

6. verwaiset sei", ganz oder halb, vom Vater oder Mutter. 
^ Ist ihr sittliches Betragen mit Bestätigung zu erweisen. 

">«lck ^ ' " d die Verdienste und Dienstjahre des VaterS, und zwar m 
5 Kategorie, auszuweisen. 

t«s« ^ ^ baS beiläufige Verm'zs.en der Candidatin oder ihrer El« 
N . . " " Geschwister, und worin es besteht, in Cavitalien oder Rea> 

" " " , anzugeben; endlich 
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10. ist die Zahl der Geschwister, und ob sie selbst oder ihre (9? 
schwister schon eine und welche Stiftung oder Pension, oder sonstO 
Versorgung genießen, zu bestimmen. 

Dle neuen Candldatmnen, welche zu einem Hradschiner DaM<N' 
stlftsplatze vorqemellt zu werden wünschen, haben daher ihre Gesuche 
genau nach den oben bemeldeten zehn Rubriken einzurichten, und UN' 
Mittelbar bei der vereinten Hoskanzlei zu überreichen; jedoch auch kü'n5 
tlg am Schluße cmes leben Jahres ihr Anbringen bei der mederöstell' 
Landesreglerunq m»t Beziehung auf ihr f,üheres bei der böhmische 
Hofkanzlsl übelielchtcs Gesuch und Mit Bemeikung der sich inzwischen 
in der e»nen oder andern Rubrik ergebenen Veränderungen bei Vellust 
der früheren Volmelkunq zu erneuern (Hofkanzleidecret vom 1^' 
I u n , 1804, Neqielungs-Clrcular vom 30. I u m 1804). 

Diese Anordnung wulde zu Folge Hofkanzleldecretes vom18. Iul l 
1824 Mit Neglerungs'Clrcular vom 15. August 1834 erneuert. 

§. 8 1 . 

«!) Bei der k. k. Kämmererwürbe, für den Sternkreuz «Orden, für EdelkM 
benstellen und für den Hofzutritt. 

Der Kämmerer»Proben für den deutsch-erbländlschen Adel liegell 
die Patente von 1754 ' ) , vorzüglich aber vom 31. Ma l 1766 zu" 
Grunde, bei welchem letzteren sich nach §. 79 c,n gedrucktes Scher?« 
über die zu fuhrende Probe von 16 Ahnen befindet; wovon zedoch d«e 
Probe für die Kammererswüide dah»n abweichet, daß 8 Ahnen vo« 
väterlicher und 4 Ahnen von mütterllcher Se,re/ som,t statt 16 Ahnen 
«m Ganzen 12 Ahnen zu plob,ren sind. Es muß ledoch die adeW 
Geburt a l l e r m der obel sten Reihe erscheinenden Ahnen dargethan wer' 
den. Wenn jedoch der Vater des Competenten em schon vor den» 
Iahle 1800 e»nannter Kammerer und nicht prlmu» nclzniren» dlestt 
Würde war, und seine Mutter Sternkreuz-Ordensdame ist, wild 
dee Fühlung der obgedachten P»oben Nicht nothiq; nur müssen übel 
diese beiden Umstände legale Dokumente belgeblacht welden. Füi UN° 
garn und Slcbenbulqen, so wie für die italienischen Staaten «-) be» 
stehen '̂doch andcie Plobearten; wöbe» es jedoch den Candldaten sie>^ 
gelassen bleibt, nach Gefallen auch d»e deu tsch« er b land »sche 
Probe herzustellen. 

FamlUen, dle nicht ungarischen oder siebenbürgischen Ursprungs 
sind, und bloß das Indlgenat zener Lander besitzen, eigentlich aber dettl 
deutsch erbländlschen Adel zugehölen, haben »edoch für die Kammern^ 
Wttlde iene?lhnenprobe zu leisten, welche für den deutsch^erbländ »schell 
Adel vo,geschrieben ,st (atterh. Enschlleßung vom 25. Januar 18?0, 
Hoftanzleldecletvom 10. Februar 1830, Hofz.3066, Rggsz. 10,082). 

Die Candldaten aus f remden S t a a t e n habendi« nämlich« 
Probe wie österreichische Unteithanen aus den deutschen EibländelN 
abzulegen; doch können nur solche Fremde m d»e Candldatton aufg" 
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kommen werden, welche einem auswärtigen Staate nicht dienen, 
"der durch eine andere Eidespflicht nicht in dessen Interesse stehen, 
wobei derlei Indlviduen, falls sie die Kämmerers«Würde erhalten 
Eliten, zugleich sich zu verbinden haben, im Falle sie auswärtige Be» 
"enstungen annehmen, das Ehrenzeichen auf allmallges Verlangen 
wieder abzugeben. < 

Die Proben für den H o f z u t r i t t und für Edelknaben» 
s t e l l e n , dann für den S t e r n k r e u z « O r d en ( S . §. 70) sind 
sUr dcn deutsch-erbländischen Adel dieselben; nur daß die Canoidacin für 
letzter^ auch die Kammerherren-Probe rücksichtlich ihres Gatten her
stellen muß. 

Auch ist rücksichtlich des Sternkreuz «Ordens noch Folgendes vor
geschrieben : 

Wenn wahrend der Ehe, aus welcher die Bewerberin erzeugt 
worden, ihre Mutter den Sternkreuz-Orden schon erhalten hat, oder 
Wenn bereits eine zweibändige Schwester der Bittwerberin diesem Or« 
b«N einverleibt ist, so ist kein neuer Beweis über ihre Abstammung 
weder väterlicher noch mütterlicher Seits erforderlich; sondern es sind 
°ann bloß dif Proben ihres Gatten auf die oben beschriebene Art 
lU führen. 

Eben so ist keine neue Probeführung von Seite des Vaters der 
Alobantin nothwendig, wenn seine oder seiner zweibändigen Geschwi» 
Ar Proben schon bei dem deutschen oder Maltheser-Orden, bei einem 
Dom- oder Damenstlfte, wo die Probe von 16 Ahnen erfordert wird, 
^er auch bei dem Sternkreuz-Orden angenommen worden sind. 

Dieselbe Begünstigung tritt auch für die Proben der Mutter der 
'bittwerberin ein, wenn sie in einer früher« oder spätem Ehe mit dem 
Aternl'reuz-Orden geziert worden, oder wenn die Proben zweibändiger 
Geschwister auf die zuvor benannte Art schon bestätigt worden sind. 

Endlich haben alle diese Ausnahmen der neuen Probeführungen 
Anfalls für die Ehegatten der Bittwerberin für die angezeigten 
"alle, wenn sie auch bei chnen eintreten, zu gelten. 

') Nach dem Hof-Rescripte vom 26. Januar 175t mußte Jener, welcher 
um die .Würde eines k. k. Kämmerers anzusuchen gebachte, mit den er
forderlichen Proben versehen seun, und zwar von väterlicher Seite drei, 
nämlich daß der Vater, Großvater und Urgroßvater von einem gut ade, 
ligen, keiner Ausstellung unterworfenen Geschlechte gewesen, von mütter
licher Teire hingegen zwei Stamme, nämlich die',gute adelige Herkunft 
der Mutter un^ derselben Vaters ober des avi m»tirni documentirt aus» 
weisen, und die bießfallige, auch ihrer gehörige!» Orts einzureichenden 
Bittschrift jederzeit beilegen, weil ohne derselben Beibringung kein berlei 
Gesuch mehr angenommen wurde. 

") Die ungarisch-siebenbürgische Kämmerer,Probe besteht darin, 
baß'die urckltadelige Abstammung in gerade aufsteigender mündlicher Anl« 
sowohl väterlicher als mütterlicher Seits, durch 7 Grade mit glaübwür'btgen 
Urkunden von Gravzu Grad sammtden Geschlechts'Wapen bestätiget »Verden. 

') Die Probe für die italienischen Staaten bestehet in dem Beweise 
des allen Abels der 4 Stämme des Bittwerbers, nämlich seines Vaters, 
seiner Großmutter väterlicher SeitS, dann seiner Mutter und seiner Groß-
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mutter mütterlicher Seits, und zwar in allen 4 Stammen in gerade ausste" 
gender männlicher Linie bis zu den Urgroßvätern des Probanten, von >vel< 
chen bewiesen werden muß, daß sie schon adelig geboren waren. Dieselbe 

> Probe muß auch die Candidatin um den Sternkreuz,Orden herstellen. 

§. 82.> 

A u f s t e l l u n g e iner e igenen Commiss ion zu r d i e ß f ä l l / 
gen P r ü f u n g ; Bestand e iner e igenen E x a m i n a t u r fü l 

den S t e r n k r e u z - O r d e n . 

Zur Untersuchung der Ahnenprobe der um die k. k. K ä m m e r e r s 
würde, um diek.k. Ede l knaben stellen und um den H o f z u t r i t t 
ansuchenden Candidaten ist eine eigene k. k. Hofcommission unterdes 
Vorsitze des k.k. Oberstkämmerers aufgestellt, und für dieselbe im Jahre 
1824 ein eigenes Normativ allergnädlgst sanctionirt; für die SterN» 
t r euz -Ordensp robe besteht aber eine besondere Examinatur« 

§. 83. 

Welche sonstige persönl iche E igenscha f ten e i n Candi» 
bat um die Kämmere rS würde haben sol l . 

Ein Bewerber um die Kämmcrerswürde muß sich auch über die 
erlangte physische G r o ß j ä h r i g k e i t ausweisen, indem sich Se. 
Majestät vorbehalten haben, minderjährigeCandidaten höchstens, und die> 
ses nur in besondern Fällen zu De.cre l isten zu ernennen. Auch sollen 
solche Bewerber in Staatsdiensten stehen oder gestanden seyn, und zwar 
wenigstens m i t dem R a n g e elnes Üubernial-Secretärs oder Haupt» 
mannes. 

§. 8H. -

D i e V e r l e i h u n g der K ä m m e r e r s würde ist eine reine 
G n a d e n b e z e i g u n g A r . M a j e s t ä t des K a i s e r s , jene 
des S t e r n t r c u z » O r d e n s e in A t t r i b u t I h r e r Ma jes tä t 

der K a i s e r i n . 
- Se. Majestät hat übrigens die Verleihung der Kämmere r 

w ü r d e als eine Gnadenbeze igung erklärt, die sich Allerhöchst' 
dieselben vorbehalten haben. 

Die Verleihung des S t e rnkr euz. -Ordens ist aber ein At? 
tribut Ihrer Majestät der Kaiserin, als Oberster Schuhfrau des O» 
dens, welches Recht Allerhöchstdieselbe, auch im Witwenstande behält« 

§. 85. 

W o r i n die C a M e r a l t a r e und sonstige Gebühr f ü r die 
K ä m m e r e r s w ü r d e und f ü r Edolknabenste l len bestehen« 

Die Cameraltaxe für die Kämmererswürde besteht in WO st. 
C. M . , wobei sich nach drn bestehe«den Vorschriften zu benahmen, 
den Edelknaben bei Erlangung der Kämmererswürde die halbe Tare 
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vorzuschreiben und kein Kämmerer in Eid zu nehmen ist, der nicht 
vorher die Taxe erlegt hat; es sei denn, daß Se. Majestät etwas an» 
beres anzuordnen finden. 

An Stämpel- und Erpedition^gebühren sind ferner 110 fi. C . M . 
êbst 20 Ducaten im Golde zu erlegen. 

Die P r o b i r u n g der Ede lknaben hat jedoch, da sie bei 
"'langung der Kämmererswürde ohnehin diese Gebühr entrichten 
aussen, unen tge l t l i ch zu Feschehen. 

8. 86. 
Wie sich rücksichtlich deS KammerherrnschlüsselS zu 

benehmen is t . 

. Da nach der bestehenden Vorschrift die k. k. Kämmerer den 
^ chlüssel aus den Händen des leweiligen k. k. Obrrstkämmeres erhal» 
^ n , auch der Verlust eines Kamme, Herrnschlüssels bei demselben an-
^jeigr und der Ersatz dafür bei ihm angesucht, so wie nach dem Ab» 
sterben eines k. k. Kämmerers der Schlüssel an das Obcrstkämmerer« 
^Wt abgeliefert werden muß; so ist nach dem Inhalte eines k. k. Hof-
^nzleidccreteS vom 13. Mai 1825 über ein Ansuchen des t. k. Oberst-
kammereramteö vom 4. Mai 1825 zur Vermeidung aller Mißbräuche 
^ zweckmäßig befunden worden, sowohl die Verfertigung als den 
^erkauf von Kanimerherrenschlüsseln dergestalt zu verbieten, das; nur 
^rjenige Handwerker 'solche Arbeiten vornehmen dürfe, bei dem von 
^u k. k. Kammer-Fourieren nach dem dazu erhaltenen Modelle eine 
Gestellung gemacht werden würde (Ncgierungs-Circular vom 25. 
^ a i 1 8 2 5 ) . 

§. 87. 
Anzeige des Ablebens eines K a m m e r h e r r n an das 

k. k. Ob erstkämm er eramr. 
.. ?ur Handhabung der seit dem Jahre 1765 bestehenden, durch 
le Hofkan;lei an sälnnilliche Landerstcllm erlassenen Vorschrift, daß 

alle Todesfälle der k. k. Kämmerer unter gleichzeitiger Eilsendung des 
^amlnerherrnschlüsses zur Kenntniß des Oberstkämmereramtes gebracht 
Werden sollen, »vurde übrigens, zum BeHufe der Eoidenzhaltung der 
'^alumeiherien-Procol-olle und 3ngulirung der öffentlich erscheinenden 
'^^eichrnsse, nach einer Eröffnung des k. k. Obersttämmerers, von 
^e,te deS Präsidenten der obersten Iustijstclle durch die dem obersten 
Gerichtshöfe unterstehenden ?lppellationsgerichte die Einleitung geti of-
' ^ , daß dic Abhandlungs-Instanz das jeweilige Ableben eincS k. k. 
Kämmerers von Fall zu Fall der betreffenden Ländesstelle anzeige. 
^>e?)tegierung ist daher angewiesen, derlei Anzeigen, sobald sie bei 
^'einlangen, an das k. k. Oberstkämmereramt zu befördern (Hof« 
^nzleidecret vom 19. Februar 1836, Regiermigsprästdial» Eröffnung 
""« 27. Februar 1836, Z. 558 1'., Rggsz. 12,498). 
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V I . 

Von der Art und Weise, wie der österreichi
sche Adel erlöscht. 

§. 88. 

A u f z a h l u n g derse lben. 

DaS Erlöschen des Adels erstreckt sich 

4. entweder au f eine ganze F a m i l i e , oder 
2. beschränkt sich nur au f eine Pe rson . 

Durch N ich tgebrauch geht der Adel nicht verloren. Eben st 
wenig geht der Adel eines von einem Unadeligen adovtirten Kindes 
verloren. Vielmehr behält dasselbe mit dem vorigen Namen auch den 
Adel und die damit verbundenen Standesvorzüge, wie das WapeN, 
den adeligen Gerichtsstand u. s. w. 

§. 89. 

4 ä 1 . E r l oschung des Ade ls durch Absterben deS 
M a n n s s t a m m e s einer a d e l i g e n F a m i l i e . 

Durch das Erlöschen des Mannsstammes, des ersten Erwerbers 
des Adels oder einer höheren Adelsstufe') erlöscht auch der Adel odel 
diese höhere Adelsstufe. 

Es haben daher auch die Abhandlungsbehörden der Landesstelle 
die Fälle des Erlöschens des Mannsstammes einer adeligen Familie 
anzuzeigen (Hofkanzleidecret vom 21. Juni 1832, Hofz. 13,63t, 
Rggsz. 37,016), und hiervon soll der Hofkanzlei zum Gebrauche bei 
Verfassung der Adelsmatrikel immer ungesaunu die Anzeige vorgelegt 
werden (eoäuw) . 
») Denn, wenn gleich der Adel auch auf das weibliche Geschlecht sich «r< 

streckt, so kann doch der väterliche Adel der Tochter nicht auf ihre Nall> 
kommenschaft übergehen, da dieselbe dem Stande des ehelichen Vatl lf 
folgt, auf uneheliche Kinder aber der Adel nicht übergeht. 

§. 90. 

ää 2. Erlöschen des Adels einer Person. 

a) Durch Verehelichung einer Adeligen mit einem 
U n a d e l i g e n. 

Da das Weib dem Stande deS Mannes folgt, so verliert eine 
adelig Geborne durch die Ehe mit einem Unadeligen während ihrer 
Ehe und im Witwenstande alle adeligen Vorzüge. 

Bei ihrer Wiedervershelichung mit einem Adeligen lebt jedoch ihr 
angeborner Adel insbesondere auch zum Behufs der Adelsprobe ihrer 
aus dieser zweiten Ehe erzeugten Kinder wieder auf. 
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§. 91. 
b) Durch unbefugte Auswanderung. 

I n Oemäßheit des Z. 10 deS AuswanderungspatenteS vom 24. 
«̂arz 1832 gehen durch die unbefugte Auswanderung der Rang und 

°le Vorzüge verloren, in deren Besitz sich der Ausgewanderte in den 
osterr. Staaten befindet. Dieser Verlust erstreckt sich zeboch nicht auf 
bessen Ehegatten und auf dessen vor dem gegen ihn verhängten AuS-
Wanderungs-Straf-Erkenntlnsse erzeugte eheliche Kinder, falls sienicht 
gleichfalls der unbefugten Auswanderung schuldig sind. 

§. 92. 
c) Durch Crimjnal« Urtheil. 

Mit dem Strafurtheile, wodurch e,n Verbrecher zur Todesstrafe, 
^"r schweren oder schwersten Kerkerstrafe verultheilt wird', ist kraft 
d«s Strafgesetzes bei Adeligen dem Strafurtheile beizufügen, daß er 
bes Adels verlustig wird, und ihm für seine Person alle Rechte 
benommen sind, die dem Adel nach der Verfassung der,'Fsterr. Staa
ts zustehen. Doch trifft dieser Verlust nur ihn a l l e i n , folglich 
"tdcr seme Ehegattin noch die vor dem Sttafurcheile erzeugten 
"Mder ( I . Theil des St . G. § 23 b). 

Die Kundmachung und Vollziehung des Strafurtheiles muß 
"b" verschoben bleiben, da dasselbe Nach §. 446 des I. tzheiles des 
^ t . G., wenn ê  nicht ohnedieß durch dasselbe ergehen'MUß, dem 
^bergerichte sammt den Acten zuzusenden «st, welches dasselbe der 
ândesstelle zu er'offnen hat, damit übel- Entsetzung deS Verurtheil-

^N von dem Stande die angemessene Verfügung getroffen werden 
Ann. Wenn aber das Obergericht die Nachricht von der erfolgten 
Anfügung binnen 30 Tagen von der gemachten Anzeige nicht erhält, 
'N das Urtheil kund zu machen und zu vollziehen. So weit ein sol» 
^es Urtheil den'Verlust des Adels verhänget, und so weit aus demsel« 
"N die in dem §. 23 erwahnren allgemeinen Wu klingen entstehen, 
Wust «s auch bei fo r tdauernder Abwesenheit des Ver» 
^ l the i l ten zur E r f ü l l u n g gebracht werden (eoäe» 
§- 499). 

V I I . 

Von den Adels- und Wäpen-Anmaßungen 
und deren Bestrafung. 

^ §.93. 
Wie davon zu handeln kommt. 

Hier kommt zu handeln: 
1. Von dem allgemeinen Verbote der Adels- und Wapenan« 

"aßung. 
l. 1 , 
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2. Von der Wachsamkeit.auf Adelsr «nd Wapenanmaßun' 
gen, und 

3. von der Prüfung und Verificirung zweifelhafter Adelsansprüche-
4. Von dem Strafverfahren gegen erwiesene Adels- und M ' 

Penanmaßungen. 

») Siehe dießfalls Linden's (Joseph) Abhandlung über das Verfahren bei 
Adelsanmaßungen, in seinem Werte-. Abhandlung Über cameral- ««' 
flscalämtliche Gegenstände. itLien t83i. 

§. 94. 

^ ä 1. A l l g e m e i n e s V e r b o t der Adels« und Wapen« 
an maß« na.. 

Adeligen Titul und Wappens, sei es mit offenem oder zugetha' 
mm Helm, soll Niemandes, dem es seines adeligen Herkommet 
oder erlangten I'l ivilt 'ßil halber nicht, gebühret und zustehet, sich gl' 
brauchen, auch Niemand solcher Titul gegeben werden (Patent voll» 
I .März 1031, § .1 ) . 

Iedermann'soll sich von dem Gebrauche eineS Prädicates, W«' 
pens u.s. w., wozu er nicht befugt »st, enthalten (Normale vom 15« 
Jänner 1763), und auf Vernehmen, daß der Mißbrauch, wege" 
von Bürgers- und andern Leuten ohne Befugniß gebrauchende nnt 
S c h i l d e und H e l m e gez ie r ten W a p e n , »mmer mehr übel' 
Hand nehmen, soll dieser unbefugte Wapengebrauch abgestellt und 
ohne erlangter Concession oder Wapenbrief in gesammten deutscht 
Erbländern unadeligen Personen der Gebrauch der Wapen nicht g? 
stattet werden (allerh. Entschließung vom 19. Jänner 1765); und 
über die Frage, ob, wenn wahrgenommen wird, daß em Mieth-
kutscher sich emes erkauften Wagens unter Beibehaltung des darauf 
gemalfen adeligen Wapens des früheren Besitzers bedient, dle B? 
Horde recht daran se», den Miethkutscher zur Beseitigung des W«l' 
pens zu verhalten, wurde mit allerh. Entschließung vom 8. Juni 1835 
befohlen, daß die k. k. Polizei »Behörde in der Abstellung von derllil 
Unziemlichkeiten nicht zu beirren se«. 

§. 95. 

H i e r h e r gehören Zeichen ohne adel ige A t t r i b u t e nicht' 

Es ist kein Zweifel, bqß a.del i^e Wapen. mit Helm, KroNs 
u.s. w. nur solche führen können, welche durch Diplome oder W"' 
penbriefe hierzu berechtiget sind. Hingegen kann die Verfertigung und 
Verkauf solcher Zeichen, die bloß zur Darstellung eines Besitzers, einel 
Kunst u. s. w. dienen, und mit kemem Adelskenngeich<n versehen sind, 
dem Verbote mcht unterzogen werden (Hofkanzleldecret vom 26.Iull 
1835, Hofz. 13,735, Rggsz. 45,107). 
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§. 96. 

^ ä 2. Wachsamke i t auf W a p e n a n m a ß u n g e n . 
Auf die Fühlung der unbefugten Waven und T i t u l a t u r e n 

^ l l gehörig invigiliret werden (Hofdecret vom 9. December 1765; 
Hoftanzleidecret vom 26. Jul i 1835, Hofz. 13,735, Nggsz. 45,167). 

§. 97. 

Anbefoh lene Wachsamkei t au f Ade l sanmaßungen . 

Die politischen Länderstellen und die Untcrbehörden haben auf 
"belsanmasiun gen zu sehen. 

§. 98. 

> f l i c h t des F i s c u s h i e r b e i ; i nsbesondere Er le i ch te 
rung derse lben in E r f ü l l u n g dieser P f l i c h t durch 

E l e n ch i. 

. Auf den Gebrauch eines Prädicates, Wavens u. s. w. hat der 
«iscuS vorzüglich zu sehen (Normal vom 15. Jänner 1763). 

. Die k< k. Kammerprocuratur hat auf das Vergehen der Adelsan--
j u n g e n ihre pflichtmäsiige Aufmerksamkeit zu richten (allerh. Ent
scheidung vom 28. November 1826, Hofkanzleidccret vom 2. Novem
ber 1827, RegierungS-Circular vom 19. November 1827, §. 2) . 

§. 99. 

P f l i c h t der C i v i l g e r i c h t s - B e h ö r d e und insbesondere 
des Landrechtes h ie rbe i . 

. Insofern der Adel in den meisten österr. Provinzen einen privi» 
"girren Gerichtsstand hat, und unstatthafte Adelsansprüche auch dar-
^us hervorgegangen sind, das; Geschäfte einzelner Individuen, die 
^an für adelig hält und die es nicht sind, bei solchen Gerichten ab» 
^handelt werden, hat die oberste Iustizstelle unterm 27. Juni 1833 
en k. k. Appellationsgerichten von Nlederösterreich, Böhmen, Mäh-

^ , Schlesien, Galizien, Tirol und Innerösterreich aufgetragen, 
^e ihnen unterstehenden Landrechte anzuweisen, sich nach Anlei' 
lung d ^ Hofdecretcs vom 16. Jänner 1787 von Amtswegen die 
"lenze der Gerichtsbarkeit genau gegenwärtig zu halten. 

§. 100. 

P f l i c h t der M i l i t ä r b e h ö r d e . 
. Damit auch den Abelsanmasiungen von Seite der M i l i t ä r p e r -
<5^en undParteienmöglichstbegegnet werde, wurde von dem k.k. 
^ftriegsrathe unterm 12. Jul i 1833,1it..M.1943, folgende Circu-
^Verordnung an saMMtliche Grenz-und Länder-Generalcom^ 
" a n den erlassen: 

1 1 * 
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»Da man vielfältig wahrgenommen, das; Adelsanmasiungen be
sonders darin ihren Stützpunkt haben, daß in Fällen, wo einzelne 
Individuen einen AdelS-Titel geltend machen, auf die Beibringung 
ihrer, eben diesen Adel beweisenden Urkunden nicht sorgfältig genug 
gesehen wird, so findet man die General Commanden mit Bezug am 
die dießfalls bereits erlassenen Circular-Nescripte vom 21. März 1828/ 
M. 927, und vom 13. Juni 1829/1'. 735, zur eigenen Richtschnur 
und genauen DarnachachtUng bekannt zu geben, daß den Feldgeistlichen 
jeder Art in Führung der Geburts-, Trauungs- und Sterbsbücher 
die thunlichste Genauigkeit bei Prüfung derAngaben von Adelstiteln zl>l 
Pflicht gemacht werden muß. Bei allen Militärpersonen oder Parteien, 
deren Adel oder Adelstand nicht bereits erwiesen, oder notorisch betank 
ist, sind nähere Nachweisungen abzuverlangen oder einzuleiten, und 
die Ansprüche auf den Adel bei Gesuchen um Aufnahme in eine nnl^ 
täriHhe Erziehungs»Anstalt oder derlei St i f tung, wozu der Besitz bei 
AdelS erforderlich ist, sorgfältig zu prüfen, bevor sie dem Hofkriegs' 
rathe gutachtlich überreicht werden. 

Mehrere Verhandlungen zeigen, daß sich oft anmaßender Weist 
des Adels prävaliret worden ist, weil bei den Amtshandlungen nicht 
strenge dasjenige geprüft wird, wofür sich ein oder das andere Indi' 
viduum ausgibt; wofür in Zukunft das General-Commando detl> 
Hofkriegsrathe besonders verantwortlich bleibt. 

Eine noch größere Aufmerksamkeit erheischt die Würdigung del 
Adelsansprüche bei der jährlichen Militärconscription und der M>' 
litärrekrulirung überhaupt, insbesondere aber in jenen Provinzen, lv° 
der Besitz des Adels von der Militärpflichtigkeit befreit. 

Bei Verfassung oder Ausstellung von Documenten, z.B.Asiens 
Transferirungs- und Conduitenlisten, Abschieds-, Quittirungscelt»' 
ficaten u. dgl., muß bei Angabe eines adeligen Titels mit M ' 
Vorsicht vorgegangen und hierbei sich nicht mit bloßenAngaben begnügt 
werden, wodurch der angegebene Adelstitel nicht als gründlich erwi? 
sen dargethan ist. 

Ueberhaupt hat das General-Commando über ungebührliche Adels' 
anmasiungen mit besonderer Sorgfalt zu wachen, bei Wahrnehm«"' 
gen dieser Art sogleich das Nö'thige zu verfügen und das Resultat dê  
Veranlaßten oder vorläufig schon Erhobenen zur Kenntnis) des Hos' 
kriegsrathes zu bringen. 

I n Gemäßheit dieses Circulares wurden die unterstehend^ 
Branchen zur gleichzeitigen Richtschnur angewiesen. 

§. 101. 
B e i ämt l i chen V e r h a n d l u n g e n ist a u f P e r s o n e n , de« 

ren A d e l nicht notor isch ist, au fmerksam zu seyn. 

Besondere Aufmerksamkeit ist auf ämtliche Verhandlungen üb^ 
Haupt, besonders bei solchen Personen, zu richten, deren Adel odel 
Adelstand nicht im Lande notorisch ist, und zwar namentlich 
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1. bei Gesuchen 

«) um Aufnahme m eine Erziehungsanstalt, wozu der Be
sitz des Abels erforderlich »st; 

b) um ähnliche Stiftungen; 

e) um Aufnahme in einen öffentlichen Dienst, und 

ü) um die Aufnahme in die ständische Matrikel. 
2. Bei Geburts-, Trauungs- und Sterbematrikeln. 
3. Bei der Militär»Eonscriptl0N, insbesondere in jenen Provinzen, 

wo der Besitz des Adels von der Militärpflicht befreit. 
^ Insofeme diesfalls laut Hofkanzleldecrer vom 18. Juni 1829, 
^4« 13,762, auch dem ausländischen Adel die nämlichen Prärogative, 
^ dem österreichischen eingeräumt ist, wurde den betreffenden Authon-
"ten besonders eingeschärft, daß sich ein österr. Staatsbürger emes 

auswärtigen Adels nur m,t allerh. Bewilligung S r . Majestät präva» 
"'m dmf, welche daher ledesmal beigebracht werden muß. 

§. 102. 

^ü 3. V e r » f i c » r u n g des z w e i f e l h a f t e n Adels« und 
Wapenbesitzes. 

Die zweifelhaften Wapen und Titulaturen sollen zur Legitimation 
""gehalten werden (Hofdccret vom 9. December 1765). 
. Die adelige Abstammung muß in zweifelhaften Fällen sowohl 
°"lch den legalen Beweis der F l l l a t l o n , als des Adels des 
Men Erwerbers m ununterbrochener Reihenfolge hergestellt wer-
^ " ) . Die ^lllation kommt durch legallsir« Trau- und Taufscheine 

«u beweisen. 
Dieser Beweis Kinn jedoch auch in deren Ermanglung auf andere 

uesehllche Weise hergestellt werden. 
Abschriften von Adelsdocumenten selbst sind dagegen nur dann 

^ "folgen, wenn d,e Bittsteller die eheliche Abstammung vom ersten 
"velber durch lcgallsirte Taufscheine, oder auf andere gesetzliche 

7"e>se vorläufig dargethan haben (Hofkanzlelbesche»d vom 19. März 
^ l , Hof;. 6538, Ragsz. 16,257); Jenen, welche sich armuths-
vaiber die erfolderllche Abstammungs-Urtunde zum Beweise ihres ade-
gen Herkommens zu verschaffen Nicht im Stande sind, sollen >edoch 
">c, llrkunden aus den öffentlichen Büchern u n e n t g e l t l i c h ver« 

""solgt weiden (Hofdecret vom 28.October 1784). 

') Siehe hierüber Darstel lung des Wapens« und Adelsb eweises 
nach den all!,ememm und besonderen Gesehen Oesterreichs, in Verbindung 
" ' t dem allqem. Gesetzbuch der G. O., Heraldik und Diplomatie zu hi-
Nünschcn und juristischen Entscheidungen u. s. w., von D l . A. R. Namestiet. 
-Wien 182^, bei Grund. 
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§. 103. 

V e r h a n d l u n g e n über Ade lsansprüche u n t e r l i e g e n 
der H o f t a n z l e i - E n t s c h e i d u n g . 

Verhandlungen über Adelsansprüche, die zur definitiven An"' 
kennung geeignet befunden wurden, sind der Schlusifassung der H°^ 
kanzlei zu unterziehen (Hofkanzleidecret vom 12. März 1835, Hsfi« 
5745, Rggsz. 15,728). 

§. 104. 

4ä 3. S t r a f v e r f a h r e n . 

a) Bei Clvilpersonen. 

Die Contraventionen deS Verbotes, unbefugte Wapen und Ti' 
tulaturen zu führen, sind zur Strafe zu ziehen (Hofdecret vom^ 
December 1765). 

§. 105. 

P f l i c h t zur Anze ige von A d e l s a n m a ß u n g e n an die 
k. k. K a m m e r p r o c u r a t u r . 

Zu diesem Ende haben die politischen und Justizbehörden vo" 
jeder ihnen vorgekommenen unerlaubten Adelsanmasiung der k. k.Ka^' 
merprocuratur Nachricht zu geben, und Letztere soll d,e ihr auf dies! 
oder d»e andere Art bekannt gewordenen Fälle einer Adelsanmasiung d" 
Regierung anzeigen, und auf die dem Gesetze angemessene Bestraf«^ 
antragen. 

Daher die Kammerprocuratur über die Vollziehung der gea^' 
wältigen Verordnung zu wachen hat (allerh. Entschließung vom 2" 
November 1826, Hofkanzleidecret vom 2. November 1827, Regie' 
rungs-Circular vom 19. November 1827, §§.1 u. 2 ) . 

§. 106. 

Competenz der po l i t i schen Behö rde . 

D K k. k. vereinte Hofkanzlei ist mit dem k. k. obersten Gericht' 
Hofe hinsichtlich der Straff<llll^te,t in Fällen, wo Jemand die T^ ' 
und Vorzüge des Adels ungebührend sich anmasit, dahin überclNg<' 
kommen, daß, gleichwie die Veurthcilung/ob durch die vorgelegt 
ll> künde von irgend einer Parte« der angemaßte und angesprochen 
Adel bewiesen worden, der politischen Behörde gebührt, derselbe 
auch zustehe (wenn be» der Beweiseführung keine Incldenzpunkte vol' 
kommen, die vor den Eivillichter aehören, und d«e/ besonders ausgeh^ 
den, dessen vorläufiger Entscheidung überlassen werden müssen) ^ 
Straferkenntnlß zu fällen, wovon jedoch die Vollstreckung bei der^^ 
richtsbehörde angesucht werden soll (Hofkanzleidecret vom 26. I U ^ 
1823, Hofz. 19,985, Rggsz. 32,533). 
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Es wird daher auf alle auf Adelsanmaßungen festgesetzten Stra-
s«N von d e r R e g i e r u n g , nach vorläufiger Untersuchung und vollstän
dig hergestelltem Beweise, erkannt; jedoch stehet dem Verurtheilten 
°?r Recurs an die k. k. vereinte Hofkanzlei in dem Zeiträume von 6 
Lochen nach erhaltener Entscheidung der ersten Instanz offen, welches 
" diesem Erkenntnisse jedesmal auszudrücken ist (allerh. Entschließung 
vom 28. November 1826, Hofkanzleidecret vom 2. November 1827, 
^egierungs-Circular vom 19. November 1827, § . 3 ) . 

§. 107. 

Welche S t r a f e n au f Adels« und Wapenanmaßun« 
gen gesetzt s i n d . 

Wer sich von Kundmachung der Circular« Verordnung vom 19. 
'"ovember 1827 an, adelige Titel oder Wapen beilegt, ohne den 
Adel überhaupt, oder denjenigen Grad des Adels, dessen er sich an
maßet, wlrtlich erlangt zu haben, verfällt in eine Geldstrafe ») von 
Zwanzig b is h u n d e r t G u l d e n C o n v e n t i o n s - M ü n z e i m 
" w a n z i g g u l d e n - F u ß e . 

, Wenn er diese zu erlegen nicht vermag, soll Arreststrafe von 
br«i b is zu v i e r z e h n T a g e n gegen ihn verhängt werden. 

I m Falle der Wiederholung des Vergehens ist auf eine Geld« 
Aase von h u n d e r t b is tausend G u l d e n C o n v e n t i o n s « 
Münze i m Z w a n z i g g u l d e n - F u ß e , oder wenn diese nicht ein
gebracht werden kann, auf v i e r z e h n t ä g i g e b is sechswöchent» 
liche Arrest strafe zu erkennen (ooüem §. 1 ) . 

') Nach dem Normale vom 15. Jänner 1763 war eine Vtrafe von 2 Mark 
löthigen Goldes und in deren Ermanglung eine Leibeöstrafe darauf ge» 
setzt. 

§. 108. 

E i n s c h r e i t e n des F i s c u s bei der E x e c u t i o n wegen 
Ge ldbuße. 

To l l wegen einer Geldbuße auf daS Vermögen des Schuldigen 
die Ercution geführt werden, so ist sie von dem Fiscalamte bei dem 
w Fiscalsachen competenten Gerichte anzusuchen (ooüem §. 4 ) . 

3. 109. 

W o h i n diese Ge ldbußen zu f l i eßen haben. 

Da die aus Anlaß der Adelsanmaßungen eingehenden Strafte-
träge als Entgelt der wirklichen Auslagen, welche das Aerar bei 
Überwachung und Untersuchung von derlei Prävaricationen zu bestrei, 
ten hat, zu betrachten sind, so wurde im Einverständnisse mit der k. k. 
allgemeinen Hofkammer bedeutet, daß die in der Rede stehenden Geld-
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büßen in das Camerale einzufließen haben (Hofkanzleioccret vom 
22. Iä'nner 1835, Hofz. 1539, Nggsz. 11,157).' 

Die wegen Adelsanmaßungen nach Maßgabe des Hofkanzlei' 
Decretes vom 2. November 1827, Z . ^ ^ V - « , , als Strafgelder ein' 
gezahlten Beträge haben in das Camerale einzufließen. 

i. Die Regierung hat daher die eingehenden Gelder dieser Art an 
die Cameral-Casse gelangen, und daselbst,gehörig verrechnen zu las' 
sen (Hoftammerdecret vom 6. Jänner 1835, Hofz.'^2/2, Rggsz.34?b; 
und die Provinzial-Einnahmscasse wurde angewiesen, die wegen Adels' 
prävalirung eingebrachten Strafgelder von dem k. k. niederöstcls' 
Provinzial-Zahlamte zu übernehmen, abzuquittiren und als Straf' 
gelber unter der ordentlichen Einnahme in Empfang zu stellen (Hos-
kammerdecret vom 28. August 1835, Hofz.37,421, Rggsz. 50,100). 

§. 110. 

b) Bei Militärpersonen. 
A d e l s a n m a ß u n g e n von M i l i t ä r - P e r s o n e n sind, wie 

bisher, noch fernerhin einvernehmlich mit den betreffenden Stellen, 
nach Vorschrift der Gesetze bei dem ordentlichen Militär-Gerichtsstände 
auszutragen; und die hierbei eingehenden Strafgelder sind nach dem 
allgemeinen Systeme in die Cameral«Cassen abzuführen (allerh. 
Entschließung vom 22. Ma i 1829,- Hofkanzleidecret vom 27. Mai 
1829). 



IV. Abhandlung. 
Von dem niederösterr. Stände-Institute. 

8. i . 

Ursprung und En tw i ck l ung des tnederös te r r . S t ä n d e -
I n s t i t u t e s . 

Mt t dem Adels stände steht zunächst das S t ä ' n d e . I n s t l -
l u t m Velblndung. Es »st rem germanischen Ursprungs, und schließt 
ncy offenbar an daS Lehensystem an. ( S . Abhandlung V. dieses Thel« 
'es, vom medeiösterr. Lehenwesen §. 1.) 

Nach Aoentln soll bereits Markgraf Leopold der Erste aus dem 
"abenberg i schen Stamme, nachdem er »m Iahle 984 die Un» 
6ain aus Oestcnelch b,s übel den Wiener«Wald veltrleben hatte, «m 
folgenden Iah»e e inen großen Land tag zu T u l n gehalten ha« 
" t " , auf welchem die Bcvolkelung des wled»r eroberten Landes ein« 
gelichtet, und dem Bischöfe von Passau das Zolllecht zu T r a l s -
Mauer , S t . P o l t e n und Z e i s e l m a u e » , nebst dem Hausen-
lange in der Donau, zugesprochen wölben seyn soll, welches letzte»« 
!lcy die Emwohner zu Tuln während der ungarischen Obergewalt an-
öernaßt hatten. ( S . WelSkerns Topographie von Nlederöstel reich 
" - ^hell, ii.-,ss. 244.) 

Fe'ner sagt Leopold der Schline m einer im Jahre 1076 für 
^as Kloster S t . Nlkola bei Passau ausgestellten Ui-lunde, wegen dcs-
>en Bepelung von den Mauthen zu Hoin und Stem, auSdlückllch, 
a^ er m.Uuro con^ilw »uorum uubilillm ll^ronuui diese Befteiung 

«"hellt habe. 
^ Indessen dürfte jener angebliche Landtag von 984, und dieser 
^ath oel Ijaron«8lM Jahre 1076 den Chalakter des de rma l i gen 
Stande Institutes schwelllch gehabt haben, und letztere nur die lai-e« 
'Uri.io am Hofe und Lehengenchte gewesen seyn, da von einer folM« 

llchen Vereinigung der Gelstllchkeltund desAdels, und noch viel weniger 
° " Städte m emen Bund, so lange der Babenbcrger MannSstamm 
«Oesterrelch hellschte, nichts Bestimmtes vorkommt, und das Stände. 
Wesen als em Bund der Plälaten, des ?ldels und der Städte ' ) sich 
lgentllch erst nach dem Tode Friedrichs des Streitbaren, während 

°es Zwlschenrclches von 1246 bis 1282, gestaltete; wo daS Land von 
"schledenen Plätendenten angesplochen, hlelauf vom Könlg Ottokar 
^n Böhmen durch einige Ze,t behauptet, und endlich 1282 dem 
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Hause Habsburg verliehen wurde, in welchem Jahre Kaiser Rudolph l« 
durch einen kaiserlichen Befehlsbrief d i e S t a n d e v o n O e st e r-
r e i c h , mit Entlassung aller ihm und dem Deiche vorhin geschwor-
nen Pfl ichten, zu r U n tc r w c r f u n g u n d T r c u e g e g e n sei« 
n c n S o h n A l b r ech t a l s n e u e n E r b h e r r n , a u s d r ü c k l i c h 
a n w i e s , und alle dagegen in den vorhergegangenen Jahren ertheil' 
ten Vorrechte und Freiheiten aufhob; welcher Bund in den nächst 
gcnden drei Jahrhunderten >») zwar um sich griff, jedoch von dem LaN-
deshcrrn in die gehörigen Schranken zurückgewiesen, in der zweiten 
Hälf te des sieben',ehnten Jahrhunderts aber in seiner Wesenheit er
schüttert, bald darauf aber wieder in den vorigen S tand hergestellt, 
jedoch in den ncucrn Zeiten in seiner Wirsamkeit zeitgemäß m od i f i ' 
« i r r wurde; so das; dieses Ins t i tu t den Anforderungen des 13. Arc^ 
kels der deutschen Bundesacte vom 8. J u n i 1815 offenbar Genüge 
leistet; wornach die Landstände als ein nothwendiger Bestandtheil der 
Grundverfassung a l l e r d e u t s c h e n S t a a t e n anerkannt wurde ° > 

«) Der damaligen ewigen Unruhen müde, vereinigten sich nämlich alle 
Parteien auf einer Versammln««, zu Triebensee ( t25t) zu dem. ge« 
mei.-'schafllichen Bcschluße, eine Gesandtschaft nach Meißen an Heinrich 
den Erlauchten zu schicken, und eine» seiner Söhne, Albrecht oder Die
trich, deren Mutter (5onstantia eine Schwester Friedrichs des Streitbaren 
war, zu ihrem Herrn und Landtsfursten sich zu erbitten: Die beschlossene 
Gesandtschaft, zwe i G l i e d e r aus dem Her rens tande und zwei 
P r ä l a t e n , welche auch d ie S t ä d t e r e p r ä s e n t i r t c n , gingen 
hierauf wirklich ab. Wie jedoch die Gesandtschaft in Prag vom Könige 
Nciizcl bestimmt wurde, feinen eigenen Sohn und künftigen Thronfol
gerin Böhmen, O t t o r a r , ihren Lanosleutcen vorzuschlagen; wie letz' 
tcrcruon den österreichischen L a n d h c r r e n und S t ä d t e n zun» 
Herzoge crrohrcn, jedoch in der Folge dem Kaiser Rudolph aus dem Hause 
Hllbsburg zu weichen gezwungen, und 4276 dem streitigen Lande als ein 
e rö f f ne tes Reichs lehen entsagen mußte; endlich 4282 Rubolph's 
Söhne A lb rech t und R u d o l p h vom Kaiser und Reich damit be lehnt 
wurden, gehört der Geschichte an. 

l») S . dicßfalls von Buchholz Geschichte der Regierung Ferdinand des Ersten 

( l . Band. Seite 161 bis 4!1<). 
e) Ucbcr den Wcrth des germanisch-ständischen Systems im Gegensatze mit 

dem dermaligcn sogenannten Reprasentativ-Systeme konstitutioneller Staa< 
ten enthalten übrigens die Tauschungen des N e p r ä s e n t a t i v » S V 
ftems von C a r l V o l l g r a f f (Marburg 1832) treffliche Bemerkungen. 

§. 2 . 

B e g r i f f des n i e d e r ö s t e r r . S t ä n d e - I n s t i t u t e s . 
G r u n d l a g e , au f welcher dasselbe d e r m a l beruhet . 

Das Stände«Ins t i tu t im Erzherzogthume Oesterreich unter der 
Enns ist ein von dem Landccifürsten mit besonderen Ehrenvorzügen 
und Vorrechten begabter, zur Besorgung ihrer e i g e n e n , so wie zur 
Theilnadme an mehrere L a n d e s - Angelegenheiten und öffentliche 
Verwaltungsgegenstände berufener p o l i t i s c h e r Verein von P r ä 
l a t e n , H e r r e n , R i t t e r n und S t ä d t e n und M ä r k t e n des 
Landes'). 
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Es beruhet auf altem, bei dem Regierungsantritte eines jeden 
Landeofürsten nach erfolgter Erbhuldigung bestätigten Herkommen 
^S . dießfallö §. 9) ; und auf nachträglichen, ausdrücklich ertheilten 
landesf. Privileg,cn und'Zugeständmssen. 

') Der Bauernstand ist davon ausgeschlossen, da er großtentheilS den Grund. 
Herren untenhämq ist, in denen er ohnehin seine natürl ichen Vertreter 
findet. (S. bicßfalls Abhandluna VI I . dieses Thciles von den niederosterr. 
Dominicalgutern und dem Bauernstände.) 

§. 3. 
O r d n u n g , w ie h i e r v o n zu h a n d e l n kommt. 

Hier kommt zu handeln: 
I. Von dem S t ä n d e k ö r p e r , seinen Elementen, Attributen 

UNd Gerechtsamen. 
I I . Von den ständischen Ac t i v i tä ' t s«Organen und 

ihrem Wirkungskre ise. 

I. Hauptstück. 
Von dem Ständekörper , seinen Elementen, 

A t t r i bu ten und Gerechtsamen. 
§. 4. 

W i e h i e r v o n zu h a n d e l n komme. 
Der Ständekörper könnm: 
I. I n seiner Gesammthe i t und 
I I . nach dessen e i nze lnen Bestandteilen abzuhandeln. 

«)Das altcUhumllche Symbol (Embleme) dieses Körpers, das Landes-
wapen, ist ein mit dem Erzherzogs: Hute bedeckter Schild mit 5 golbe« 
nen Adlern im blauen Felde, wovon 2 zu 2 nebeneinander sind, der fünfte 
aber unten allein rechts gekehrt ist. 

I. Abschn i t t . 
Von der Gesammtheit des ständischen Körpers. 

§. 5. 
E i n t h e i l u n g des gesammten S t ä n d e k ö r p e r s . 
Dieser Körper besteht auS vier Ständen, nämlich den d r e i 

oberen S t ä n d e n , und aus denS täd ten und M ä r k t e n als 
vierter Stand ( S . 3 2 ) . 

§. e. 
P r ä r o g a t i v e , welche der Gesammthe i t des ständischen 

Kö rpe rs zustehen. 
Der G e s a m m t h e i t des Stä'ndekörvers^eht es zu, dem neuen 

"andesforsten die E rb H u l d i g u n g zu leisten, und zu dem jähr
lichen Pos tu l a ten Land tage be ru fen zu werden. 
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E< kommt also hier 
I. von der Erbhu ld igung und 
It. von dem Postulaten-Landtage zu handeln. 

I . 

Von der Erbhuldigung«). 
§. 7. 

V e r f a h r e n be im R e g i e r u n g s a n t r i t t e des Landes» 
surften. 

Bei demRegierUNgsantritte eines Landesfürsten bes tä t i ge t D«^ 
selbe, im Wege der k. k. Hofkanzlei mittelst Rescript, indem Allerhöchst' 
derselbe unter Einem den gesammcen vier Ständen des Erz Herzog thumes 
Oesterrcich unter der Enns die Besteigung des angestammten Thron" 
verkündiget, den L a n d m a r s c h a l l , und die S t ä n d e i n s g t ' 
sammt in ' i h r e r Wesenhe i t und A c t i v i t ä t mit dem ive" 
satze, daß er sich gnädigst versehe, sie würden hmfüro auch dem N«U 
regierenden Kaiser, als ihrem Erbherrn und Landesfürsten, nach Ultt' 
ständen mit möglichsten Kräften unter die Arme greifen, und All«' 
dasjenige gehorsamst und willtg beitragen, was t. k. Majestät Dienst/ 
der gesammten Staaten und Länder Wohlseyn, und eines Jeden ^ 
genes Heil und Erhaltung erheischen ( S . Hofrescript vom 2. M " ' 
1835, Z. °'"/«zz, bei Gelegenheit des Regierungsantrittes S r . M ' 
jestät Kaiser Fe»dmand I . ) ; worauf die treugehorsamsten Stands 
Mlttelst einem unmittelbar S r . k. k. Majestät durch eine Deputat«^ 
überreichten allerunterthänigsten Schreiben, ihre Glückwünsche zu H°4* 
deren Thronbesteigung zu Füßen legen, geloben um den Thron Sr . M ^ 
jestät, so wie sie es gegen Hochdero Vorfahren gethan, mit Liebe und V ^ 
ehren zu stehen, ihn mtt Much und Kraft zu erhalren und zu beschühtll, 
undAUes dasjenige gehorsamstund willigst beizutragen, sich zur heiligst^ 
Pflicht machen wollen, was Sr . Ma,estäc höchsten Dienst, der s^ 
sammten Erbreiche und Länder Wohlfahrt, und eines Jeden eigens 
Hell und Erhaltung erheischt; wogegen d,e treugehorsamsten Stü'Nvk 
vertrauensvoll die zuversichtliche Hoffnung nährten, S e. Majests» 
w ü r d e n , nach I h r e r Höchsteigenen Z u s a g e , «ederzel 
g e r u h e n , m i t ka iser l icher und kön ig l i cher G n a d e , i ' ' 
welcher s iesich a l l e r u n t e r t h ä ' n i g st empfoh l e n , i hn<^ 
wohlgewogen zu b l e i b e n ( S . ständisches a. u. Schreiben von» b» 
Mar i 1835). ' . 

U n t e r E i n e m wird aber von dem Ständisch-Verordneten - ^ 
legium sämmtlichen Landesmitgliedern vom Prälaten-, Herren- und 3"^ 
terstande, wie auch den Städten und Märkten, und sonst Alle^ 
welche in dem Erzherzogthume Oesterreich unter der Enns Gülte^ 
Güter und Untertanen besitzen, nebst Verkündigung des Ableben 
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^ vorig«« Kaisers, der Inhalt des allergnädigften HofdecreteS zur 
genauesten Beobachtung und zur Eröffnung an sämmtliche Untertha« 
"!N bekannt gemacht, und sie selbst ermahnt, der dießfälligen Anlim-
'gung schuldigen und gehorsamsten Vollzug zu leisten. ( S . Bekannt

machung deS Ständisch'-Verordneten.ColleglUms vom 0. März 1835.) 

') Die erste Spur einer Erbhuldigung der niederösterr. Stände ist jene 
von 1288, welche den Sühnen Kaisers Rudolph I. geleistet wurde. Von 
lenem Zeitpunkte an sind alle Erlchulbigungen bis einschließig jener der 
Kaiserin Maria Theresia; und dann jene Kaiser Leopold I I . und der 
nachfolgenden Regenten bis jetzt nachgewiesen.̂  

§. 8. 

C e r e m o n i e l l der C r b h u l d i g u n g . 

Am Tage vor der Erbhuldigung, zu welcher sämmtliche Stände 
"'Mittelst eigener von Sr . Majestät durch die k. t. vereinigte Hof.-
Mle i ausgefertigten Schreiben einberufen werden, wird der in der 
Schatzkammer des Stiftes Klosterneuburg aufbewahrte Erzher -
°°3Shut daselbst von zwei landesfürstlichen Hofcommissarien, wo» 
°N der eine, der Obersterbland. Mundschenk, im feierlichen Zuge 

.geholt, in die t. s. Burg gebracht, und daselbst zu den übrigen aus 
^ l f. k. Schatzkammer übertragenen L a n d e s - I n s ign ien , d.i . dem 
Zepter und Reichsapfel, dem Panier, Schild und Schwert aufgestellt, 
st., Am H u l d i g u n g s t a g e selbst begeben sich sämmtliche Land« 
^de lm Zuge auS dem Landhause in d«e k. k. Burg, wo die Ueber» 

??" jener Insignien von Seite der Obersthofämter und Hofdienste an 
. ^ Erbamtsbesitzer oder deren Stellvertreter f ü r diesen Tag er-

ht. ( S . Abhandlung V. dieses TheileS vom niederösterr. Lehenwesen.) 
. Dann begeben sich Se. k. k. Majestät, unter Vortretung, Ne-
?vsleitung und Nachtretung des Hofstaates und der E r b ä ' m t e r 
^di« S t . Htevhanskirche, wo von dem Fürst-Erzbischofe von Wien 
a« heilige Geistamt gehalten wird, und auch der Prälat von Kloster-

h^"Ulg, alS Erblandhoftaplan, fungirt; worauf der Zug in gleicher 
"Nung in die Hofburg zurückgeht, 

ftz, . ^ " Ae l teste des Herren-Standes bittet sodann Se. Maje-
« u ! ' " einer feierlichen Rede um Annahme der Erbhuldigung; wor» 
y.'b«r Oberste Kanzler dem Ausschuß« die dießfällige gnädigste 

Nahrung mit folgenden Worten eröffnet: 
»Se. k. k. apostol. Majestät, unser Allergnädigster Erblandesfürst 

» Nd Her^ ^ben aus eben Statt gehabtem allerunterthänigsten Vor
i g e MitAllerhöchstem Wohlgefallen vernommen, daß die treugehor« 
'^wsten Stände des ErzherzogthumeSOesterreich unter der Enns ver-
"^»MNklt, und zur schuldigsten Ablegung der altherkömmlichen Erb» 
'"ldigung bereit seien." 
.. »Se. Majestät wollen gnädigst Sich zu deren Abnehmung sogleich 

""«aus begeben, und dabei, wie auch weiterhin, den treugehor. 
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»samsten Ständen insgesammt und besonders Ihre kaiserliche und 
»landesfürstliche Huld und Gnade bezeigen." 

Der oberste Kanzler eröffnet nun in Gegenwart S r . Maiestat 
den versammelten Ständen d»e Allcrgnädigste Wlllens'Memung nvt 
nachstehender Anrede in der althergebrachten Form: 

»Nachdem aus unerforschlichem W'llen Gottes der Allcrdurch* 
»lauchtigste, Grosimächtlgste und Unüberberwindllchste Kaiser von Oestel' 
»reich König von Jerusalem, Hungarn, Böheim, der 
»Lombardei und Venedig, vonDalmatien, von Croacien, SlavonieN, 
»Gal«zien und Lodomcrlen, Erzherzog von Oesterrelch, weiland unser 
»AllergnädlgsterKaiser, König, Erblande^fürst und Herr, dteftS Zeit» 
»llche gesegnet hat, so haben Sc. k. k. Maiestät, als Thronfolger und 
»Erbe sämmtllcher von weiland Sr . k. k. Majestät besessenen Erbl^ 
»nigreiche und Lander, die trcugehc'l samsten Stände von Prälaten, 
»Herren, Rittern, Städten und Märkten dieses Ercher^ogrhumes 
»Oesterreich unter der Enns, zu der in solchem Falle herkömmlichen Hul' 
»digung vorrufen wollen, damit sie ihre von Jahrhunderten bls in 
»die neueste Zeit bewährte Treue und Ergebenheit gegen ihren Erb-
»landesfmsten und Herrn >etzt, ihrer Pflicht gemäss erneuern mögen." 

»Dagegen versichern Se. t. k. Majestät, das iS ie bere i tse ieN, 
»der t r e u g e h o r s a m s t e n S t ä n d e a l t e F r e i h e l t e n , gute 
^ O e w o h n h e l t e n u n d red l l chesHer kommen, w i e s i e d e r» 
»ma len beste h.en, zu b e s t ä t i g e n , und sl e dabe i stets z« 
» e r h a l t e n." 

»Dabei vertrauen Se. k. k. apostolische Majestät, mit Gottes 
»Beistand I h r landesva'terliches Ann mit Gerechtigkeit und Milde 
»zum Wohlstande und zum Besten sämmtllcher getreuen UnterthaneN 
»zu führen, und verblelben den treugehorsamsten Ständen sammrund 
»sonders mit kaiserlicher landesfürstllcher Huld und Gnade gewogen." 

Nachdem sodann der nieder'österr. Landmarschall eine feierliche Redt 
an Se. k. k. Majestät gehalten hat, geruhen Se. k. k. Majestät nach' 
stehende gnädigste Worte zu den versammelten Ständen zu sprechen: 

»Es gereicht M i r zum besonderen Wohlgefallen, daß auf das 
»beschehene Ausschreiben die Stände in solcher Anzahl erschienen sind." 

»Ich zweifle nicht, daß sie sich jederzeit so bezeigen und betra-
»gen werden, wie es getreuen und gehorsamen Unterthanen obliegt." 

»Gerne e r k l ä r e I c h I h n e n , daß Ich I h r e P r i v i l e -
»g ien , Rechte und G e w o h n h e i t e n , w ie sie derma len 
»bestehen, zu bes tä t i gen , und sie dabe^i zu erhal te t» 
»gene ig t b i n . " 

Der oberste Kanzler fordert nun die Stände mit folgenden Wo«" 
ten zur Leistung des Huldigungs-Eides auf: 

»Die gesammten Stände haben so eben die huldreichsten und 
»gnädigsten Gesinnungen aus Sr . k. k. Majestät AllerhöchsteigenetN 
»Munde vernommen. Sie wollen demnach nunmehr die herkömm
liche Pfiichtformel aufmerksam anhören, selbe mit lauter Stimme, 
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»von Wort zu Wort nachsprechen, und der v i e r t e S t a n d hier-
»bei dle dre i v o r d e r n F, nger der r e c h t e n H a n d erhebe n." 

Die Stände leisten hierauf Mlt vernehmlicher Stimme nachfol
genden Schwur: 

«Wir gemeine Landschaft des Erzherzogthumes Oesterreich unter 
»der Enns geloben, velsprechen und sagen zu, bei unserer Treue, 
»Eurer Majestät dem Alle:durchlauchtigsten und Unüberwindlichsten 
»Fürsten und Herrn, — Kaiser von Oesterreich, unsern Aller» 
»gnädigsten Herrn, dasi wir Euere M a , e s t ä t a l s Erzherzogen 
"5u Oesterreich f ü r unseren eigenen na tü r l i chen E rb 
uhe rvn und Landes fü r s ten erkennen, auch E u e r e r 
»k. k. M a j e s t ä t und D c r o s e l b e n E r b e n getreu, gehorsam und 
"gewärtig seien, und Alles das thun sollen und wollen, was getreuen 
»Landlcmcn und Unreithanen gegen ihren angcbornen n a t ü r l i c h e n 
»Evb Herrn und Landes fü rs ten von Gott, der Natur und den 
»Rechten gebühret und zustehet, getreulich und gehorsamllch." 

Nach dem Ende, bei welchem Salven aus dem kleinen Gewehr 
gegeben, Kanonen gelöset, und alle Glocken «n und vor der Stadt 
geläutet weiden, übergibt der Oberste Kanter dem Landmarschalle d»e 
auf P e r g a m e n t geschr iebenen und von S r. k. k. M a j e -
^ä't Hoch steige n h ä n d i q u n t e r f e r t i g t e n P r i v i l e g i e n 
Wlt anhangendem Inftegel, mit folgenden Worten: 

»Hiermit überlebe «ch nun in die Hände des Herrn Lanbmar« 
»schalles das von Sr . Majestät Allerhöchst unterfertigte Ves tä t i -
» g u n g s - D l p i o m der ständischen F r e i h e i t e n und Ge« 
»r echrsamen." 

Worauf der Landmaischall und sodann die Stände, ohne Beob
achtung eines Ranges, Mittelst ehrfurchtsvoller Verbeugung, das Homa» 
Yium leisten. 

I n der HofburgPfarrlirche wird sodann von dem Prälaten von 
^losterneuburg als Obe, st-Erbland «Kaplan das 'l'e Deüin gehalten, 
wahrend welchem das zweite Salve aus dem kleinen Gewehr und 
groben Geschütze gegeben wird. Hierauf ve,fugen sich Se. Majestät 
iur Tafel, an welcher die obersten Erbämter d,e ihnen zukommenden 
Dienste verrichten, und nach welcher d,e Tafel des Landmarschalles, 
Und jene der 1.8 Erbämter und eine für den vierten Stand folgen; 
^ l erster« verthellr der Oberst-Erbland-Münzmeister persönlich die Hul-
l̂guNgsmünze, bei «enen des vierten Standes aber der k. k. Münzmelster. 

Den folgenden Tag wird der Erzherzogshut m eingangserwälm« 
lem feierlichen Zuge in das St i f t Klosterneuburg zurückgebracht. ( S . 
îesifalls den gedruckten Aufsatz: Fe>elllchkelten bei der Erbhuldigung 

l"l Erzherzogthume Oesterreich unter der Enns, welche am 13., 14. und 
15- I u m 1835 Statt fanden (Wien, beiden Ghelen'schen Erben); und 
bic von dem Landschafts-Secretäre Ignaz Franz C a s t c l l i hierüber 
gelieferte sehr schätzbare pragmatische Ausarbeitung auf der Grund, 
läge jener des Frelherrn von Prandau.) 
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«) Für die Austragung dieser landesherrlichen Einberufungsschreiben zur 
Erbhulbigung wird den niederösterr. Landschaftsboten eine Remuneration 
von 32si. C. M.ex C2iner«,U bewilliget (Hofkanzleidecretvom?. Octobel 
1835, Hofz. 45,450, z«gg^. 57^993). 

>>) Auch werben unter die landesfürstlichen Beamten solche Ietons verthenl-
rücksichtlich welcher, laut Hofkanzleidecretes vom t6. Juli 1835, Hofz. 18,4?" 
Nggsz. 4t,666, von Seite des Oberstkämmerers der Grundsatz ausgespr" 
chen wurde, daß der von jeder Hofstelle für sich und ihre untergeordnete» 
Behörden anzugebende Gesammtbedarf, ohne in die individuelle Berthe«' 
lung einzugehen, verabfolgt, dagegen aber auch keiner wie immer S? 
arteten nachträglichen Anforderung dießfalls eine Folge gegeben werden 
lann, da die Ausprägung dieser Ietons nur nach Maßgabe des von den 
Hofstellen anzugebenden Bedarfes veranstaltet wird. 

§. 9. 
I n h a l t des B e s t ä t i g u n g s - D i p l o m s . 

Das Bestätigungs, Diplom selbst sagt im Wesentlichen: daß, 
nachdem T r . Majestät nebst andern Evbkonigreichen und Ländern, auch 
daS Erzherzogthum Orsterreich unter der Enns erbl ich zugefa l len 
ist, die getreuen vier Stände einer ehrsamen Landschaft die Erbhuldil 
gung und Pflicht sammr und sonderS geleistet, Se. Majestät selbst aber 
dagegen ihnen, den Ständen, die B e s t ä t i g u n g i h r e r P r i v i « 
l eg i en und F r e i h e i t e n im V o r a u s gnäd igs t b e w i l l i ' 
get, zuge saget , und besprochen haben , Se. Majestät 
kraft dieses Briefes, den getreuen Ständen, auf ihr gehorsamstes 
Ansuchen, a l l e i h r e F r e i h e i t e n , P r i v i l e g i e n , a l t lob« 
liche H e r k o m m e n u n d gu te G e w o h n h e i t e n , r v ies i« 
d e r m a l e n bestehen, a ls H e r r und L a n d e s f ü r s t , delN 
a l t e n H e r k o m m e n gemäss, i n G n a d e n c o n f i r m i r e n und 
b e s t ä t i g e n , sie dabe i h a n d h a b en und v e r b l e i b e n , da» 
bei auch über a l l e v i e r S t ä n d e u n d I n w o h n e r desLa«' 
des F r e i h e i t e n , E h r e n , W ü r d e n und Gerechtigkei» 
ten fest ig l ich h a l t e n , sie dabei schützen, sch i rmen, und 
d a w i d e r n icht k ränken oder beschweren lassen so l le« 
u n d w o l l e n . " 

§. 10. 
Besondere E r b h u l d i g u n g der B ü r g e r s c h a f t der last» 

deSfürs t l i chen Ortschaf ten. 
Bereits vo r erwähnter Erbhuldigung der gesammten nied.er« 

ssterr. Landschaft leistet die B ü r g e r s c h a f t der H a u p t - und R«' 
s i denzs tad tW ienden Huldigungseid in Gegenwart zweier aus der 
Mitte der Landesregierung verordneten landesfürstlichen Commissäre« 

Nach jener Erbhuldigung legt aber die B ü r g e r s c h a f t der 
ü b r i g e n l a n d e s f ü r s t l i c h e n S t ä b t e und M ä r k t e denselben 
Eid in Gegenwart derjenigen städtischen Deputirten ihres Ortes ab, 
welche der feierlichen Erbhuldigung der gesammten Landschaft beige« 
wohnet haben. 
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II. 
Von dem Postulaten-Landtage. 

8. 1 l . 

Ausschre ibung deS j ä h r l i c h e n L a n d t a g e s ; E i n l a d u n g 
a l l e r S t ä n d e zum Landtage . 

Alljährlich wird von S r . k. k. Majestät für das nächst eintretende 
^erwaltungSjahr ein Land tag ausgeschrieben, und sämmtllchen 
ständen, mittelst eigener, von Sr . Majestät gefertigter Landtags-
^erkündschreiben befohlen, sich an dem bestimmten Tage mit Hintan
setzung aller andern Geschäfte zeitlich einzufinden, auch sich davon 
außer GotteS Gewalt keineswegs abhalten zu lassen. 

") Die von den niederösterr. Landschaftsboten für Austragung der Landtags« 
verkündschreibe» zukommende jährliche Remuneration von 32 st. C. M. wird 
laut (Hoftanzleidscretes vom 24. März 182S, Hofz. 9359, Rggsz. 17.A12) 
bei dem Camera!-Aerar angewiesen: 

§. 12. 

A b h o l u n g der landes fürs t l ichen Pos tu l a te . 

Nachdem Se. k. k. Majestät nach Inhalt eineS Hofbecretes mit 
üllerh. Entschließung zur Uebergabe der Landtagspostulaten für das 
Mmende Verwalrungsjahr an die niederösterr. Stände den Tag zu 
^stimmen geruhet haben, versammeln sich, in Folge dieser allerb. Be< 

^""Mung, vorer st die aufAnordnung des Landmalschalles eingeladenen 
^ P u t a t i o n s g l i e d e r aus den gesammten vier Ständen ") zur 
estlnimten Stunde in dem Landhause, und begeben sich von da im 

Zierlichen Staate und Zuge, unter Anführung des LandmarschalleS 
""d Chefs der niederösterr. Stände, nach Hofe 
. Bei der Einfahrt in die k. k. Hofburg wird diese Deputation von 
er daselbst befindlichen,,in des Gewehr getretenen Hauptwache salu» 
" ^ ) , und dann feierlich in das Audienz-Appartement geführt, in 

"eichen, Se. Majestät der Kaiser sich, bereits unter dem Thronhimmel 
'ehend, von dem Hofstaate umgeben, befindet. 
^ Nach der vom Landmarschalle gehaltenen Anrede, übergeben ihm 
^e . Majestät die Postulate, und beantworten die Anrede; worauf 
d < n" Deputation, unter abermaliger Paradirung der Wache, in 
^s Landhaus zu der an eben diesem Tage Statt Habenben Landtags« 

Versammlung zurückbegibt. 

) Diese Deputation besteht aus dem Präses des Prälaten «Standes und 
Yen, Landunttrmarschalle, und aus den Verordneten und Ausschliffen der 
°«l oberen Stände, alle vermischt, dann au« dem Landschasls-Synbicus 
»o wie aus dem Bürgermeister und einem Nagistratörathe der Haupt» 
und Residenzstadt Wien. 

« 42 
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Das Generale vom 80 ^ctobcr 1676, <ẑ  1, 2, besagt zwar rückstchtNch 
der hier zu beobachtenden Nangoldnung zwlichcn dem Prälaten» und Herren-
stand», folgendes. 

Bei Abholung der Landtags e>omm,ssarc zum Landtage babe Derjenige, 
der aus dem Plalat>,!,siandl, hurzu uciordnet ist, den Hjolfth nicht allem 
«n dcm Wagen, londl, n auch den Vorqang sowohl im Hinauf-als Hcrabgehen» 

Bei dem Hinein- und Heraustritt m das s'mmcr und aus demstlben, 
wo sich d,c Landtags-Kommissare befinden, gebühret dem aus dem Her< 
renstandc Abgeordneten die gewöhnliche Rede, wie auch ein o5er den an» 
deren Schritt m seiner Ordnung bcrtur ?u thun. 

Die Landtags Comm,ssare werden ,m Landhaus« bei der Stiege empfan« 
gen, und in b,e Kirche begleitet, wo bei Empfang und Begleitung der 
Aelteste des Herrenstandes, der gerade das Prasldlum bei dem Landtage 
fuhrt, die Pracedcnz bis »n die Kllchl., und dann aus der .Kirche bis l« 
das Nathszimmcr habe, wo die Landtags. Ploposltioncn eloffnct werde»/ 
Und nach deren Eröffnung zurück bis an die Stiege. 

I n der Hnche bei dem gewohnlichen Amte soll das erste Vorstehen de« 
Ersten aus dem Plalatenstandc zustehen I m Nebligen habe es be; drmzU 
verbleiben, was bisher gelnauchlich war. 

Allein, d,escm altelthumlichln Eeremoniellc ist, wie gesagt, ein zeitge« 
mclßeres, elnfacheleß gefolgt. 

l>) Bereits nnt allerhöchster Entschließung vom 23. Januar 1767 wurde 
vclordnet, daß dem niederostirr. Landmarscholle am Tage der Landtags« 
propontioncn und des Landtagoschlußcs d:c milltarlscl cn Eblcnbczeigunqen 
erwiesen werden sollcn, und laut hofkanzleidecretcs vom 2^. Novcniber 
1835, Hofz 30 7^ i Rgasz l,?,277, wulbe in der 1. Anmerkung der 
von dem k k. hofkll^s ache an sammruche Militarbchorben lunausgea^ 
denen, nach den Bestimmungin der allllb. Enlichaeßung vom 2) Ma^ 
1833 sanctlonirten Norm ulcr du, Mll i tal <Ebl!.nb^clgung!,n für bohe 
Elvil-Personen,au"diuckl,ch gesagt, daß siâ  bei ii^ndtagcn rucksiällich der 
Mitwirkung des M:l>t<ns und der Eblenbezeigungen für Landtans^ l?oni< 
Mlssare und Landstande noch ferner nachdem bisher überall landesüblichen 
Ceremomellr zu benehmen sei. 

§. 13. 

V o r t r a g der l a n d e s f ü r s t l i c h e n P r ä p o s i t i o n e n a m Land^ 
t a g e . L a n d t a g s . S c h l u ß , A b s c h i e d , Gesetz. 

Den velsammelten v,e> s tänden werdlN hlezaufvon dem Land' 
schaft5'Syndlcus die !ande5fulstl>chen Pioposmonen volgellagen; nach 
deren Vollesung dle Deputlrten des, v l e l t e n S t a n d e s abtteteN/ 
indem chncn von dem Landmarschalle bedeutet w l l d , dasi chnen dle a. 
h. genehnugten Beschlüsse lm gce,gncten Wege melden bebannt gs' 
macht werden. 

Nach den hleiaufvon den diel obe»n Ständen m lhlen re8p« 
Nathstuben a b g e s o n d c , t gepflogenen Beiachschlaqunqen ( S . 3» 
41) erfolgt der gememschaftllche LandtagSschlus; ode» Absch ied ; wor
auf dle gemelnschaftllch verfasue Landtags-Erklärung dem Landesfül' 
sten allerunteltbanlgst ubenelcht, uNd durch ?lNclhöchstdessen Bestäti
gung z u m G e s e h e erhoben wnd. 
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H l . 

Von den einzelnen Bestandtheilen des ge
summten Ständekörpers. 

§. 14. 

Ordnung, wie davon zu handeln tommt. 
Hier kommt zu handeln: 
ä. Von den drei oberen Ständen, und 
lt. von dem vierten Stande. 

^ V o n den d r e i o b e r e n S t ä n d e n , 

§. 15. 

E in the i l ung derselben. 
Hier ist 

. 1. von den drei oberen Ständen inSgesammt, und dann 
insbesondere, 

2. von dem Prä'larenstande, und 
3. von den zwei oberen politischen Ständen die Rede. 

l« Von den drei oberen Standen insgesammt. 

§. 16. 

Vorer innerung. 
Die dermal igen Rechte der drei oberen Stande zerfallen 
2) in solche, welche d em Körper der drei oberen Stände, und 

. .d) in solche, welche jedem einzelnen LandeSmitgliede der 
le» oberen Stände für selne Person zustehen. 

^ Ne cht e, welche dem Kö r perder dre ioberen S tände 
^ zustAhe^l. 

§. 17. . 

E i n t h e i l u n g dieser Rechre. 

Diese sind 
») das Recht, von öandtafelunfähigen die doppelte Gü l t 

des«/» ^ Pet i t ionS- und Vorstel lungsrecht andenLan« 

1 2 * 
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7) das Präsentat,ons.-Recht und rücksichtlich Besetzungs' 
recht zu ständischen Stiftplahen; 

s) einen P r i v i l e g « r r e n Ger ich tss tand , wenn die Stand« 
ln cor^oro belangt melden. 

§. 18. 
») Recht, von L a n d t a f e l u n f ä h i g e n die d o p p e j t e G ü l t 

zu f o r d e r n . 

Begr i f fe derselben. 
Den drei oberen Ständen steht, vermöge Privilegien Kais"' 

Fcrdlnand's I . , Maximilian 1. und Leopold I . , das Recht zu, von 
L a n d t a f e l u n f ä h i g e n , welche ständische Realitäten und Gülte« 
besitzen, dle doppe l t e G ü l t zu fordern. 

D«e doppel te Gült »st der zum BeHufe des Domestlcums (Aus-
laqen der Stände als Corporation) bestimmte, der ursprünglichen or« 
diliären landesfürstllchen Steuer gleichkommende Betrag ( S . auch 
tz. 39, ?lnmerkung n) . 

Sie he,ßt die doppe l t e Gülte, weil diese doppelt, einmal 
alsSteuer, und dann a ls B e i t r a g zum Domest l cum ( S . 
§. 131) gezahlt wird. 

S»e wird bei Dominicasgütern mit 1 fi. C. M . von jedem nach 
der ulsprüngllchcn Bemessungsvorschrlft lnkatastnrten Domlnicalsteuer-
Gulden der betreffenden Gülnubnk bemessen; Nicht so ledoch v o l ' 
mals beiden Flelhäuftln (Häusern, die Gegenstände der Landtafel 
sind); denn als im Jahre 1743 diese Häuser m die Steuer gezogen 
wurden, zahlten sie V,<» des remcn Betrages von der Steuer, und 
so viel betrug auch die Gülte. 

Später kam die Steuer auf "/s des Reinertrages, und ein« 
Entscheidung vom 1. August 1785 sprach dieses ^ auch als doppelt« 
Gült aus. 

Allein, unterm 19. April 1793 ward diese doppelte Gülte, ob-
schon d,e Steuer ^ blieb, auf ^ 0 zurückgeführt; well die ordinäre 
Steuer auch früher nur ^ y betragen hatte. 

Somit bestimmt dermalen auch bei Fielhäusern die ursprüngliche 
oder landesfstrstllche Steuer die Glöße der doppelten Gülte. 

z.1». / 
V o n wem sle abzunehmen ist. 

Zur Zahlung der doppelte '« G ü l t sind die Besitzer st an-
bischer l a n d t ä f l l c h e r Realitäten verpflichtet, die nicht Landes-
Mltglleder sind, d. i. nicht zu dem Consorttum der dre» oberen 
Stände gehören " ) . 

Selbst dle landesfmstlichen Oltschaften ( S . §. 87 ) , und die 
frommen Stiftungen, wenn sie ,m Besitze von Dominicalgülten sind, 
sind von der Entrichtung der doppelten Gült nicht befreit. 
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Die zur Zahlung der doppelten Gült Verpflichteten haben, 
wie dieß jedesmal in dem jährlichen Steuer - Ausschreibungs -> Pa
tente erinnert wird, die Zahlungs-Ertracte in der nieberösterr. Land
schafts - Liqmdatur zu erheben, und hierauf die Zahlung an das 
"iederösterr. Landschafts. Obereinnehmeramt in den bestimmten Quar
tals« Terminen zu leisten. 

°) Auch Jeder, der, außer dem unmittelbaren a. h. Dienste in fremden 
Staaten die von österreichischen Staaten bezogenen Einkünfte stan
discher Realitäten verzehrte, musite nach der a. h. Entschließung vom-
1. März 178? diese doppelte Gült entrichten. 

Diese Anordnung wurde jedoch mit Hofdecret vom 12. Iuly 1790, 
Regierungs-Circular vom Jahre 1790, wieder aufgehoben, und zugleich 
besohlen, daß auch für das Künftige jedem Fremden, der in den 
österreichischen Staaten Guter kaufen wil l , keine neue Last aufge, 
bürdet werde. 

V e r b o t f ü r L a n d e s m i t g l i e d e r , L a n d ' t a f e l u n f a ' h i g e n 
5Ur U m g e h u n g der doppe l ten G ü l t i h r e n N a m e n 

zu l e i h e n . 

Bereits vermittelst des ständischen Ausschreibungs - Patentes 
"vtN 12. November 1778 und in mehreren anderen ?lusschreibungs-
patenten wurde den gesammten Landesmitgliedern auf das Nach
drücklichste eingeprägt, das; sie ihren Namen keineswegs Possessionŝ  
Unfähigen leihen sollen, es wäre denn, daß sich diese mit der höch-
»len Bewilligung zum Besitze einer ständischen Nealität, gegen 
Stellung eineS annehmbaren Namensträgers, auszuweisen ver-
"öchten. 

Damit nun dieser Verordnung nicht aus Unwissenheit oder 
Leichtsinn zuwider gehandelt werde, und Landesmitglieder nicht etwa 
solch«« Gültenbesihern, die deshalb, weil sie keine Lanbesmitglie, 
b" sind, die doppelte Gült zu entrichten hätten, in der Absicht 
'bren Namen leihen, um sie von der Last der doppelten Gülten-
^Ntrichtung zu befreien, wurden in dem ständischen Ausschreibungs
patente vom 5. December 1816 die festgesetzten S t r a f e n auf 
°le Uebertretung des in dem oben anzeigten Patente vom 12. 
l̂ovember 1778 enthaltenen strengen Verbotes, für nachfolgende 

"e i Fälle wiederhol! bekannt gemacht. 

z. 21 . 

^ F a l l : W e n n ein Landes M i t g l i e d e inem Gül tenbe« 
" h e r , der kein L a n d e s m i t g l i e d ist, se inen N a m e n 

zu diesem Besitze leiht. 
Wenn ein Landesmitglied einem Gültenbesitzer, der kein Lan» 

"^Mitglied, folglich des Besitzes einer Dominicas ° Realität mit 
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der pinfachen Gült unfähig ist, seinen Namen zu diesem Besitze l M / 
«yd hierdurch die Landschafts - Cassa beeinträchtigt, wird für d»" 
sen Fall verordnet, dasi bei Entdeckung eines solchen sträflichen V<^ 
ständnisses, J e n e r , der dadurch von E n t r i c h t u n g der dol^ 
pe l t en G ü l t b e f r e i e t w a r d , diese f ü r die Z e i t , als ^ 
sie a b z u f ü h r e n schuldig gewesen wäre , pünk t l i ch ns<p 
» « t r a g e n , so w ie auch f ü r die Z u k u n f t zu entrichte 
habe; insbesondere aber w i r d der N a m e n s l e i h k 
den einfachen G ü l t b e t r a g , a ls S t r a f e f ü r die 6 " ^ 
Z e i t deS Vers tändn isses , unnachsicht l ich zu bezah l t " 
haben . 

§. 22. 

2. F a l l : W e n n e in L a n d e s m i t g l i e d e inem andere 
L a n d e s m i t g l i e d e nach de^n V e r k a u f e se iner Rea l l t s 
ges ta t t e t , se inen N a m ' n N u f der v e r k a u f t e n 3l^ 

l i t i i t noch f e r n e r stehen zu lassen. 

Wofern ein Landesmitglied einem anderen Landesmitgliede, b 
nach dem Verkaufe seiner Besitzung in den Stand der unbeg«t 
ten Landleute zu erscheinen, und daher die Landmannssteuer 
Unbegüterten zu entrichten hätte, gestatten wollte, seinen ^ ^ 
auf der verkauften Realität noch ferner stehen zu lassen, uw v' 
durch das unbegüterte Landesmitglied von der Landmannsstt" 
zu befreien, wud in diesem Falle die L a n d m a n n sste" 
sowoh l f ü r daS V e r f l o s s e n e , a l s daS K ü n f t i g e » ^ 
J e n e m zu e n t r i c h t e n seyn, welcher derse lben »U 
das u n e r l a u b t e Ve rs tändn i s i e n t g i n g ; ü b e r d i e ß " ' l 
j enes L a n d e s m i t g l i e d , welches dessen N a m e n a 
der R e a l i t ä t vers tand» iß weise d u l d e t e , eben diese/ 
S t e u e r f ü r die ganze D a u e r des bestandenen " 
ständnisseS a b z u f ü h r e n haben. 

§. 23. 

3. F a l l : W e n n e i n L a n d e s m i t g l i e d nach ? l b t r e t « ^ 
se iner D o m i n i c a ! - Bes i tzung an e inen P o s s e f s l ^ g , 
U n f ä h i g e n seinen N a m e n au f der a b g e t r e t e n e n ^ 

m i n i c a l - Bes i t zung noch f e rne r l e i h t . 

Wenn ein Landesmitglied, dsts durch die Abtretung A/s< 
Dominicalbesitzung an einen Possessions, Unfähigen in d̂ e ^zz, 
der Unbegüterten überginge, dem unbefugten Besitzer, the»>" ŝt 
ihn von der doppelten Gültsteuer zu befreien, theils aber uw ' ^ 
der Landmannsteuer der Unbegüterten zu entgehen, seinen Narnen f, 
der abgetretenen Dominica!?Besitzung noch ferner liehe, u>»b ^ , 
durch der Landschafts«Cassa einen zweifachen Schaden zufügt«, 
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?Ur E i n t r e i b u n g d ieser G ü l t s t r a f e n ge l ten diese!» 
ln Z w a n g s - und E r e c u t l b n s - M i t t e l , w i e i n an» 

deren S r e u e r f ä l l e n . 
I n jedem dieser drei Strafverwirkungsfällen werden in Absicht 

U> die Entrichtung und Eintreibung der Nachtläge und Strafge-
Uhren eben dieselben gesetzlichen Zwangs- und ErecutionSmittel, 

^ in andern Contributions-Entrichtungsfällen, einzutreten haben. 

§. 25. 
3» 
" " w l e f e r n l lZe / re iung en von d e> doppe l ten G ü l t 

S t a t t haben. 
^ Die Stände sind jedoch, in Folge des ^hnen bereits mit Hof. 
Elution vom 13. Febr. 1572 eingeräumten Rechtes ?livUozl» 

K^äenäi zu ertheilen, berechtiget, L a n d t a f e l u n f ä h i g e n d ie 
s t r i c h t u na. der d o p p e l t e n G ü l t nachzusehen. Sie ma» 

" aber davon nur in seltenen rücksichtswürdigen Fällen Gebrauch, 
zu Auch Se. Majestät haben, laut Hofkanzlei - DecretS vom 
A A l i l 1818, Regierungs-Circular vom 24. April 1818, mit a. h. 
^ Schließung vom 4. April 1818, aus Gelegenheit eineS von dem 
^^Hofkammer-Präsidium erstatteten Vortrages, wegen Zulassung 
.. llllchtlandtafelfähigen zu dem Ankaufe von Staats« und polit. Fonds« 
l»el^ ' " ^ ^ " " ^ ^' Entschließung, jenen christlichen Käufern, 
tz 3 ' derlei Güter vom Staate u n m i t t e l b a r erstehen, und zum 
die A. ^ndtäflicher Güter, der Regel nach, nicht f ä h i g s i n d , 
»y ^pens " ° " ^" ' liandtafelfähigkeit zu ertheilen, und zugleich 
^/gnädigst zu gestatten befunden, das; solche nicht bloß auf die 
ler Ü ^ Käufers, sondern auch auf dessen Le ibeserben i n 

aber abste igender L i n i e ausgedehnt werde. 
s«r l» ^ ^ ^ " ^ ^ bleiben in Niederösterreich die u n h a b i l i t i r t e n Käu 
tz^ "Staatsgüter für sich und ihre eheliche Descendenz au ^ 

" ' c h t u n g der d o p p e l t e n G ü l t be f r e i t . 
von 
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§. 26. 
st) Pe t i t i onS -und Vo» stellungsrecht der drei obere» 

S tände. 

Den drei oberen Ständen ist gestattet, in Landes» und eigens 
Angelegenheiten, Gesuche und Vorstellungen an Se. k. k. Majestät 
zu richten (S . §. 127), welche die allerhöchste Immediat'ErledigllNs 
durch die k. k. vereinigte Hostanzlei mit folgender Aufschrift erhaltelll 

Hochwürdige, Würdige, Andächtige, Hochgeborne, Hoch» UN" 
Wohlgeborne, Wohlgeborne, Cdle, liebe Getreue! 

§. 27. 

^) Präsentat ionS - und VesetzungSrecht der dre» 
oberen S tände bei S t i f t u n g e n . 

Den drei oberen Ständen steht endlich theils das Präsent? 
t ions- , theilS das Besehun'gSrecht zu nachstehenden Erzi5 
hungsstiftplätzen zu. 

§. 28. 

Präsentat ionsrecht. 
DaS Präsentat ionsrecht haben sie») zu den von ^ 

Einverleibung der Herrschaft Zissersdorf mit der k. k. Theresianisch" 
Ritter-Akademie herrührenden f re iher r l ich von Teuffe^ 
bach'schen Erziehungsplätzen in der gedachten Akademie, b) 
zu den auf Kosten ihres Domesticalfondes in eben derselben Akade^ 
unterhaltenen 6 ständischen S t i f tsp lätzen, und dann c) i" 
den in der k. k. mi l i tär ischen Akademie zu WieN«? 
Neustadt gestifteten 12 Erziehungsplätzen. 

§. 29. 

Besetzungsrecht. 
Das Besetzungsrecht haben sie a) zu 6 Stiftplätze» ^ 

englischen F r ä u l e i n - I n s t i t u t e zu St. Polten, d) z«^ 
Stiftplätzen im k. k. O f f i z i e rs - Töchter . I ns t i t u te zu H ^ 
nalS, und«) zu 3 Stiftplätzen im k. k. Civi l -Mädchen«P^? 
sionate, da sie die Benennung zu den ferneren drei Plätze« ^ 
Durchlaucht dem Herrn Staatskanzler Fürsten vdn Metternich «"' 
Lebzeiten überlassen haben. 

8. 30. 

Ver fahren bei Ausübung des P rä'sentationsrechtf, ' 
») bei Er ledigung eines Teuffenbach'schen S t l s " 

Platzes in der Theresianischen Ritter-Akademie. 

Die Landstände sollen für die Civil- und Militär« AkadewH 
wozu ihnen daS Präsenta t ions recht zustehet, immer " 
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)n a?/""6 l iche Subjecte in Vorschlag bringen (Hofdecret vom 
".Iebluar 17L8). 
sck ^^Erledigung "nes f re iherr l ichen von Teuffenbach'« 
h^*" Stel lplatzes in der Thercsianischen Ritter, Akademie wird 
fall« ' " ^ " ^ ' von Seite der k. k. vereinigten Hoftanzlei dieß. 
h" ^Machte Mittheilung, von Seite deS VerordneteN'Collegiums 
sH.^ncurs mittelst des Amtsblattes der Wiener Zeitung ausge« 
für K̂ ' »mo es werden diejenigen Eltern oder Vormünder, welche 
8 i^c, bltt oder'Mündeln in dem vorschriftmäßigen Alter von 
ke», 2 I " lMr l sich um einen solchen Stiftplatz zu bewerben geben« 
G,/ ""lgefordert, ihre mit dem Taufscheine, dem Impfungs- und 
die v l,a>''^' ^ " " bem letzten Schulzeugnisse (welches wenigstens 

s , ^ " "»"v«„ ivurn, ory vem xlevoroneren-^oueglum zu uoer» 
den » Elches sodann die eingelangten Gesuche dem betreffen-

. S t a n d e , welchem nach dem eingeführten Turnus das Vor« 
d e s ^ " ^ zusteht, mittelst einer Competcnten-Tabelle zur Erstattung 
h ^ ^ " " a , Vorschlages übergibt, und dann den erstatteten Best-

"ssvorschlag an die k. k. vereinigte Hofkanzlei einbegleitet. 

§. 31. 

^ ! ^ bei ständischen S t i f tp lä tzen in der Theresia-
eschen R i t te r» Akademie vorgegangen wird. 

eines ? « ^ ^ Verfahren findet auch Statt, im Falle der Erledigung 
Mit».' Indischen Stiftplatzes in der gedachten Akademie, jedoch 
Ell« " "Nzigen Ausnahme, daß die Erledigung des Platzes, zu dessen 
uMa ä . derBesitzder niederösterr. Landmannschaft un« 
kannt > . " ^ ^ erforderlich ist, durch den Akademie«Curator be-
^Nat« » ?^^' i " dessen Händen auch der von dem Stande einge« 
einge» l!v>ehungSvolschlag "^ll Seite des Verordneten Kollegiums 

«Li« , ^ " ' 
^ Kosten bei beiden Gat tungen von S t i f t -

Plätzen bestritten werden. 

bach's^ kosten für den Unterhalt der freiherrlich von Teuf few 
dk»nie.-Î  * " . ^tiftplätze werden von Seite der Theresianischen Aka-
für jenen 5"'°".5"6 ^ " Renten der Stiftungsherrschaft Zissersdorf, 
ftical.ff.^ ^änd isch en Zöglinge aber aus der ständischen Dome« 
^Nade der <» " ' ^^" ' ""^ ^ wird letzteren noch überdieß durch die 
^Üs ,» . . . ^ " ^ bei ihrem Eintritte in die Akademie ein Equipi-

'veltrag von 100 fl. verabfolgt. 
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§. 33. 

e) W i e bei den S t i f t p l ä t z e n i n der N e u städter , M ' ' 
l i t ä r «Akademie. 

Rucksichtlich der von den Ständen unterhaltenen 12 S t i f t pW 
in der N e u s t ä d t e r M i l i t ä r - A k a d e m i e besteht die UebuNg/ 
daß die Erledigung eines solchen Erziehungsplatzes dem Verordnete«' 
Collegium durch die k. k. vereinigte Hofkanzlei eröffnet wird, weicht/ 
dann zu dessen Wiederbesetzung den Concurs ausschreibt. Auch ist ^ 
Loeal» Akademie-Direcrion ermächtiget, den jeweiligen Abgang eint> 
ständischen Stiftlings d i r e c t e den Ständen mitzutheilen ( H ^ 
kanzlei-Decret vom 7. April 18^5, Hofz. 6907, Rggsz. 20,567)> 

Die wesentlichen Erfordernisse zur Erlangung eines derlei Stist' 
platzt sind der Besitz des erbländischcn Adels, und die Eigenschaft 
von oberofsicierSlöhnen (Hofentschl. vom 19. Febr. 1768, 12. Mali 
1773), das Alter von 10 ___ 12 Jahren, durch ein stabsärztlich" 
Zeugniß nachgewiesene körperliche Tauglichkeit, das Impfzeugwß, 
dann legale Nachweisung über die vollendete Erlernung der dr« 
Normal-Ciassen. 

Auch in diesem Falle theilt das Verordncten-Collegium die eingt' 
langten Gesuche dem Stande zur Erstattung der Tema mit, und 
überreicht sodann dieselbe der k. k. vereinigten Hofkanzlei. 

§. 34. 

V e r f a h r e n bei Ausübung des Besetzungsrechtes a) l>el 
S t i f t p l ä t z e n im engl ischen F r ä u l e i n - E r z i e h u n g ^ 

I n s t i t u t e zu S t . P o l t e n . 

Zu den Stiftplätzen, welche die niederösterr. Stände, in Folgs 
ihres Beschlusses vom 8. Dec. 1711, im engl ischen F r äu le i« ' 
I n s t i t u t e zu S t . P o l t e n unterhalten, sind nur Tochter v°N 
niederösterr. L a n d e s m i t g l i e d e r n in einem Alter von 6 ^ 
Jahren, wenn sie die sonst zur Aufnahme in ein Erziehungs-Institut 
erforderlichen Eigenschaften nachweisen, berufen. 

Das Verordnetcn.'3ollegium«rlästt, im Falle der Erledigung eines 
derlei Stiftplatzes, die entsprechende. Kundmachung durch die Wiener/ 
Zeitung, übergibt die eingelangten Gesuche dem Stande, da auch 
hier der Turnus beobachtet wird, milleist einer CompetentenTabelle, 
und erläßt, wenn von dem Stande die wirkliche Verleihung erfolgt 
ist, das weiters Erforderliche. 

Da jedoch diese Stiftplätze nur auf die Dauer von 6 Jahren ver
liehen werden, diese Zeit aber zur gehörigen Ausbildung zu kurz ist, 
so wird der Genuß derselben meistens auf weitere drei Jahre von dett< 

' hierzu durch die Stä'ndc ermächtigten Vcrordneten'Collegium verlängerl« 
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5. 35. 

l» W l e b e i den S t i f t p l ä t z e n im O f f i c i ^ ^ - T » chter.In» 
stitute zu H e r n a l S . 

Die sechs Stiftplätze, welche die niederösterr. Stände im k. k. 
" f f i c i e r s ' T ö c h t e r - I n s t i t U t e i n H e r n a l s un te rha l« 
t«n , verdanken ihre Entstehung dem Andenken des ruhmvollen Iah» 
"s 1814. 

Zur Erlangung derselben haben nur jene Mädchen Anspruch, 
welche in einem Alter von 6 10 Jahren sind, vollkommen gesund 
Und geimpft, und Tochter von wirklich mit dem Degen dienenden, 
"der gedient habenden Officiere sind. 

Auch hier schreibt daS Verordneten-Collegium den Concurs zur 
^esetzung des erledigten Platzes aus, theilt die eingelangten Gesuche 
^"«betreffenden Stande, welchem nach dem Turnus das Recht der 
Setzung zusteht, mir, und trifft nach bekannt gemachter Verlei» 
bung die nöthigen Verfügungen zur Aufnahme deS neu ernannten 
Ttiftlings in das Institut. 

§. 36. 

H W i e bei den S t i f t p l ä t z e n im C i v i l -Mädchenpens io« 
nate in der A Isergasse. 

Derselben ruhmvollen Ursache verdanken auch die im k. k. C iv i l -
A lädchenpens ionate ges t i f t e ten sechs Stiftplähe ihre Ent-
vehung. 

Zur Erlangung derselben sind Mädchen aus dem Civilstande in 
llNens Alter von 8 10 Jahren, wenn sie die sonst gewöhnlichen 
Aufnahms-Erfordermsse besitze», und bereits in der oberen AbtheiluNg 
der ersten Classe «verrichtet smd, geeignet. 

Zur Verleihung v^n drei solchen Stiftplähen steht das Recht S r . 
Durchlaucht dem Herrn Staatskanzler Fürsten v. Metternich, wie 
'chon erwähnt, lebenslänglich zu, die übrigen drei werden'von jenem 
Stande, welchen der Turnus trifft, *veUiehen. 

Diese Stiftlinge erfreuen sich übrigens bei ihrem Austritte aus 
^em Institute, wenn sie sich der Erziehung der Jugend oder dem 
"hrfache widmen, eineS Ausstattungsbetrages von 200 fi. C. M . 

§. 37. 

ä) P r i v i l e g i r t e r Ger i ch tss tand des ständischen 
K ö r p e r s . 

I n allen in eausa prlvnwrum wider die niederösterr. Stände 
' n c o r p o r e vorkommenden Klagsachen, sind die Stände vordem 
îederösterr. Landrechte, als derselben ordentlichen Instanz, Rede und 

Antwort zu geben schuldig (allerhöchstes Rescript vom 3. März 1781, 



182 l . Tbc i l IV. A b h a n d l u n g . 

Nr . 55 V2/ In«?dlctic>n^ - Normale vom 27. September l?83' 
§. 26, lit.. l ) ) ^ l 

b) V o n den p e r s ö n l i c h e n Rechten der LandesM ' t ' 
g l i e d e r der d r e i o b e r e n S t ä n d e . 

§. 3«. 

W o r i n diese Rechte bestehen. 

Rechte, welche den Landesmitgliedern der drei oberen Sta l l t 
f ü r i h re P e r s o n zustehen, sind: 

n) die L a n d t a f e l f ä h i g k e i t , 
/3) S i t z und S t i m m e in ständischen Angelegenheiten, 
7) W ä h l b a r k e i t zu Mitgliedern der Activiräls-Collegien. 

Die vormals den LandeSmitgliedern zugestandene Zoll- und 
Mauchbefreiung von ihren eigenen Gütern und daS ll-ivill 'ximn äs 
nou ovucilnäo «xtra ?r«vin< inm, d. i. das ihnen zugestandene Rech' 
nicht außer Landes, oder in Familien-Sachen vor ein anderes Gericht 
gezogen zu werden, hat längst aufgehört. 

Den in dem Imisdictions-Normale vom l 7 . September 1783, 
§. 26, l i t . n, J e d e m , der zum Prälaten?, Herren- oder Rittet' 
stände gehört, zustehenden prioilegirten Gerichtsstand des Landrechtt̂  
haben sie aber mit dem nichtstä'nd,schen, selbst ausländischen Adel ge» 
Mein; dieses Recht ist daher kein specieller Vorzug der Landesmit" 
glieder. Doch trifft hier noch das Eigentümliche ein, das, jeder zu»N 
M i l i t ä ' r » K ö rper g e h ö r i g e L « n d m a n n , welcher eine stä'lp 
dische Realität (worunter jedoch die auf,landta'flichen Realitäten 
haftenden Capitalien nicht zu zählen sind) besitzt, den alleinigen Fa" 
ausgenommen, wenn in einer Streitsache auf die Gage Anspruch g<' 
stellt wird, vermöge Hofdecret vom 1H. M«i I7ß5, l i t . 0, unter del 
Jurisdiction desjenigen Landrechtes steht, in dessen Land die Güttl 
sind, oder dafern er in mehreren Ländern begütert ist, wo er seines 
Aufenthalt hat, oder wo er gestorben ist. Diese Militä'rperson muß 
aber nach dem Hofdecret vom Iß. October 17§8, Landstand und B? 
sitzer einer ständischen Gült zugleich seyn; welche Bestimmungen 
sich übrigens vermöge Hofdecret vom 10. März 1730 auch auf dessen 
Gemahlin erstrecken. 

8. 39. 
Hä ») W a s d e r m a l u n t e r s a n d t a f e l f ä h i g k e i t der 

L a n d e s m i t g l i e d e r verstanden w i r d . 

Die L a n d t a f e l f ä h i g k e i t der drei oberen Stände besteht 
heut zu Tage im Rechte, landtäfliche Güter, ohne E n t r i c h t u n g 
d e r d o p p e l t e n G ü l t , zu besitzen. Dieses Recht bezieht sich übri> 
gens rücksichtlich der P r ä l a t e n nur auf den Besitzchum der Stifte 

" selbst, denen sie vorstehen. 
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Vormals bcstand die Landtafelfähigkeit in dem ausschließen-
N̂ Rechte der drei oberen Stände, landtäftiche Guter zu besitzen ' ) . 

Dieses ausschließende Recht hat jedoch aufgehört. Es verordnete 
^'<lr noch das mit Regierungsdecret vom 25. October 1803 bekannt 
^Machte Hofkan^leidecrer vom 29. September 1803, daß der ver-
l̂ ssungswiblige Unfug, daß ganze Herrschaften und Gürer an Un« 
Äthanen und Landtafelunfähige verkauft werden, gänzlich abgestellt 

A)n, und überhaupt in Ansehung des Befugnisscs zum Ankaufe und 
^slhc landtäfllcher Realitäten, die bestehende Landesoerfassung genau 
^dachtet, und von der Landesstclle hierauf streng gehalten werden 
^ ; auch wurden von jener Hofverordnung die Gerichtsbehörden, und 
"«sonders das Landrecht durch den Weg der k. k. Obersten Justizielle, 
^ ' genauesten Befolgung, und besonders in der Absicht verständiget, 
"«Mit solche Gesuche, welche den Ankauf landtäfiicher Realitäten durch 
-lNterthanen und Landtafelunfähige zum Gegenstande haben, künftig 
^lht mehr zur landtäflichen Einverleibung gelangen; allein, mit Hof» 
^Nzleiv'erordnung vom 29. Mai 180^, Mtimirt Mlt RegierungSdecret 
»M 12. Juni 180^, wurde diese Hofverordnung dahin erläutert, daß 

>'t in der allgemeinen Landesverfassung nichts geändert, sondern selbe 
^elmehr bestätiget habe, da in eben dieser Verordnung bestimmt ge» 
^ljt wird, daß überhaupt in Ansehung des BefugnisseS zum 'Ankaufe 
Ao Besitze landtHflicher Realitäten, die in jedem Lande bestehende 

Fassung genau beobachtet, und von der Landesstelle fest darauf 
Ehalten werden soll. Es habe also auch diesi f a l l s bei der 
^ O« st erreich un te r der E n n s b i she r bestandenen 
A l f a s s u n g zu v e r b l e i b e n , daß die nicht l a n d t a f e l -
Mäßigen Besitzer ständischer R e a l i t ä t e n die doppe l t e 
^.Ult so lange bezahlen müssen, bis sie sich zu dem 

' e ß f ä l l i g e n Besi tze i n dem o r d e n t l i chen W eg e f ä h i g 
Machen. 
. I n wiefern auch «in Landmann die Fähigkeit, landtäftiche Gü-
^ zu besitzen, unbeschadet der übrigen Landmanns-Rechte, aus 
S t r a f e verlieren kann, kommt in der Abhandlung V I l . dieses Thei» 
" von den niederösterr. Dominicalgütern und dem Bauernstande, vor. 

') Vermöge der Generalien vom 1. November 1659, 20. August 1565, 10. 
Februar 1572, 2. Noyember 1628 und 21. October 1689 genoßen sie näm
lich das sogenannte LandmanmEinstandsrecht,wornach Niemand, der nicht 
als Sandmann ausgenommen war, landtäfliche Gürer an sich bringen durfte, 
solche Contracte als null und nichtig erklärt, und den Landleuten in soll 
<hrn Fällen der Einstand eingeräumt wurde. Das Privilegium Kaiser 
Maximilian Il.vom lO.Febr. 1572 verordnete dießfalls, daß unter dem Herren-
Und Ritterstande Keiner, der nicht ein alter bekannter und wissentlicher 
Sandmann und Adelsperson von ehrlichen Leuten Herkommen ist, mit 
Einigem Gut in 's Gültenbuch einverleibt werden soll, er sei 
denn auf ein besonderes Anlangen von den beeden Stän
den der Herren« und Rit terschaft zu einem Lanbmann 
angenommen. Als Motiv wurde darin angegeben: «die a l l e r l e i 
ausländischen fremden Personen, die sich ins Land eindrängen, die stänbi, 
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schen Zusammenkünfte besuchen, durch ihr übermäßiges Gelb dle Inländer 
aufkaufen, überhand nehmen, und dann im Lande allerlei Neuerung«! 
und Veränderungen der löblichen Gewohnheiten herbeiführen, vomAnlaUl< 
landtaslicher Guter e n t f e r n t zu h a l t e n , und den Landesmitgliedern 
schwer zu machen, das Erbe ihrer Vater zu verschleudern, und, wie K«p 
ser Ferdinand I I . 16ü3 erklarte, ein Mittel zu geben, in den a l ten Ge
schlechtern die festen S tü tzen des T h r o n e « zu e r h a l t e " , 
indem es dem Regenten nicht gleichgültig seyn tonne, in welche Hände 
sie die obrigkeitliche und richterliche Gewalt, und mit dieser das.Glü» 
ihrer Untcnhanen legen. 

Allein, bereits nach dem §. 4 des I I . Hauptstückcs des am 1. Jänner I?s? 
in Wirksamkeit getretenen Iostphinischen bürgert. Gesetzbuches wurden alle 
dsterr.Untcrthancn zur Erwerbung beweg!, und unbewegt. Guter befugt, st 
daß sie nicht nur in Ländern, wo sie vermöge der Landcsverfassung lande^ 
fähig sind, sondern auch in andern Ländern, wo sie diese Fähigkeit noch 
nicht haben, wofern ,le anders nicht durch die Landesverfassung ausg<< 
schlössen sind, sowohl durch lebzeiiigc als letztwillige Handlungen land-
täflichc Guter, Gülten und Rechte an sich bringen, auch zu dem land< 
tätlichen Besitze derselben gelangen, und alle Rechte des Besitzes ausüben 
können, ohne daß sie von einem Landmanne dieses Landes durch Anmel-
bung des Einstandsrechtes aus dem Besitze ucrdrungcu werden mögen. 

Das Einstä'ndsrecht wurde daher ganz aufgehoben, und zur VernM 
düng alles Mißverstand^ wurde mit Patent vom 8. März 176? verordnet, 
daß durch dnse Aufhebung nicht bloß das lant> m än nische und bürgert 
Einstandsrecht, sondern a l le G a t t u n g e n des in den verschiedenen 
Landgesctzen ober Gewohnheiten gegründeten Einstandsrechtes allgemein 
und ganz, unter was immer für einer Art und Benennung dasselbe de» 
zeit gewohnlich und Rechtens gewesen, aufgehoben sei. 

Das nun geltende allgemeine bürgert. Gesetzbuch erklärt gleichfalls in» 
F. iL Jedermann für fähig, unter den von den Gesetzen vorgeschriebenen 
Bedingungen, Rechte zu erwerben; und im Z. 355, alle Gegenstände de» 
Eigenthumsrechtes zu erwerben, insofern ihn die Gesetze nicht ausdril»< 
lich ausschließen. . 

Dadurch wurde jedoch laut §. 5 des Patentes vom 1. Jänner 47s? 
Niemand befugt. schon wegen dieses Besitzes auch auf die Lanbmannschast 
nnd die davon abhängenden Gerechtsame selbst, Anspruch zu machen, st 
lange er nicht auf die vorgeschriebene Art die Eigenschaft eines LandmaN< 
ncs erworben hat. Vielmehr haben die drei oberen Stände das Recht, vo« 
solchen Besitzern, die ihnen auf den von dem Kaiser Ferdinand I . (15.">9),. 
und Maximilian I. (1572), und Leopold I . (1673) verliehenen Prioile-
gien beruhende doppe l te G ü l t zu fordern ( S , g. 19). 

§. 40. 

I n w i e f e r n d i e L a n d t a f e l f ä h i g k e i t a u f T o c h t e r u n d 
W i t w e n d e r L a n d e s m i t g l i e d e r , d ie sich a n L a n d t a f « l < 

u n f ä h i g e v e r e h e l i c h e n , ü b e r g e h t . 

D i e Landmannst'öchter und W i t w e n , welche sich an a u s l ä n 
d ische Standespersonen verehelichten, wurden bereits mi t dem Ge-
ncrale vom 1 . December 1672 von dem Zeitpunkte ihrer Verehel»', 
chung des Lanbmanns«EinstandsprivilegiumS »ctivo „ l w p l i c i t e l f«e 
unfähig erklärt. 

DeS Passiv-Cinstandsrechtes halber konnten aber die wirklichen 
Landesmitglilder denselben zwar in den Landgütern, Gülten und 
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uleihäusn'N, welche sie durch Contracte u n t e r Lebende/ und 
wahrend der Ehe an sich brachten, emstehen; dagegen aber 
waren solche Töchter und Witwen berechtiget, diejenigen Landgüter, 
Kulten und Freihäuser, die sie vor einer solchen Verehellchung er-
Duften, oder unter einem anderen, wie immer gearteten^Contracte 

^er Titel erwoiben, oder sonst durch Testament und letzten Willen 
^ r Intestate,bfolge, sowohl vor als »n der Ehe erlangt hatten, 
^Ne Widerrede zu besitzen, zu benutzen und zu genießen; und sie 
baren auch m solchen Fallen von der doppellen Gült befreit. 

Hier galt also der m dem Generale vom 5. Mal 1b73 aufgenom« 
"<ene Satz: 

,,I?i1ln8 nokilium provincinlium, nizi mni-lto» provlnclnle» 
bNiwu «int, lominnrliln iirovlnelnlium noiuino »mulius non 

Auch das Hofdecret vom 29. ?lpril 1̂ >14 sagt: daß der an einen 
^ t habllirten Besitzer sich wieder verehelichende Witwe eines land-
aselfählgen Besitzers der lebenslängliche Genuß der Mtt dem ersten 
^dtafelfähigen Gatten erworbenen landtäfllchen Güter gestattet sei. 

§. 41. 

ää st) S i t z und S t i m m e in ständischen A n g e l e 
g e n h e i t e n . 

. . Bei den P o s t u l a t e n - L a n d t a g e n haben die Mitglieder der 
ltl oberen Stände, wie sie auch m den Landtags'Veltündschrelbcn 
°n Sr. Majestät angewiesen werden, über alle landebfi'nstllche Pro-

kMionen zu be ra thsch lagen , und nach Inhalt der jährlichen 
sUsschrelbungspatente, auf das m dem Landtage an die treuqehor» 
'.^lten Stände gestellte allerhöchste Ansinnen, rucksichtllch der für das 
zotige Verwaliungsiahr postuIlrten Grundsteueisumme abzustimmen, 
,^b selbe nach der Stlmmenmehlheit zu bewilligen. Das Erscheinen 
^ diesen P o s t u l a t e n - Land tagen »st sogur P f l i c h t eines 

" d e n Landmannes (s. auch §. i l ) . 
Eben so haben sie das Rechr, sowohl auf den L a n d t a g e n , 

. . l>e» V e r s a m m l u n g e n der dre l oberen S t ä n d e , so nue 
z^l jenen »hres S t a n d e s , über die Vorträge der Ständisch-
^'ordneten und Ausschüsse rucksichtllch der »hnen zukommenden Ge» 
/yafcsgegenstände, b e r u f e n zu werden, zu be ra thsch lagen , 
^ abzust immen, und msbesondere auch auf die Wahl der Ver-

Ebneten und Ausschüsse ihres Standes, und selbst in gewissen §. 111 
gehaltenen Fällen, auf d«e Elnennung deS ständisch-subalternen 
personales berathendcn und entscheidenden ElNfius; zu nehmen. 
),, Worin diese /lßenäa bestehen, kommt im Hauptstücke I I . dieser 
/Handlung, von den ständischen Activttä'tS« Organen und ihrer Wir-
'""keit vor. 



186 ! T h e i l lV. A b h a n d l u n g . 

§. 42. 

A l l g e m e i n e S e s s i o n S . O r d n u n g bei L a n d t a g e n ll«b 
de» den V e r s a m m l u n g e n der d r e i obe ren S t ä n d e . 

I n den L a n d t a g e n und in den V e r s a m m l u n g e n btt 
d re i oberen S t ä n d e sitzen die Mitglieder des Prälatenstandes as 
emcm b esond ere n Tische ") , an welchem auch die Verordne«!» 
und Ausschüsse dieses Standes Thell nehmen. 

D»e Fürs ten , so wie die gehe imen Rätheaus dem HerreN' 
und Rltterstande, nehmen am Directorial-Tlsche Platz, und «Nttl 
diesen hat der Regierer des fürstlichen Hauses von Liechtenstein bell 
Vorsitz, welcher auf emer Concession der am 30. Mal 1612 vel» 
sammelt gewesenen 87 Herrenstandes-Mitglieder beruhet, wornach 
dem damaligen Regierer des Hauses, Fürsten Carl von LiechteN' 
stein, und se inen E r b n a c h f o l g e r n i n der R e g i e r u n s 
des fü rs t l i chen H a u s e s , in Würdigung der Verdienste seilM 
Geschlechtes und seiner persönlichen Verdienste, Mittelst einer eig? 
nen Urkunde ^) zugestanden wurde, in allen Versammlungen, Land» 
tagen, Zusammenkünften und Berathschlagungen vor allen anders 
des Herrcnstandes Mitglieder dieerste und oberste Stelle im V? 
tum zu geblauchen; wogegen zwar der C a r d i n a l K l eße l , dan»^ 
liger Bischof vonWien und Neustadt protestnle, worüber ihm. jedoch 
unterm 15. Februar 1613 erwidert wurde, daß dadurch den beide»» 
Vlsrhümern an dem, was sie der Präeminenz halber prlvllegirt sepll 
möchten, nichts derogiri scyn solle. 

Unter den übrigen Mitgliedern gilt nur der Unterschied, daß 
der Herrcnstand zwar vor dem Mittelstände Platz nimmt, daß jedoch 
im Stande selbst die Mitglieder unter sich prniuizcu« sitzen, und 
dasi vom Landmarschalle, selbst die Mitglieder der drei oberes 
Stände abwechselnd zum Votum aufgerufen werden. 

«) Am 24. November 168t erhob sich zwischen dem Herren« und Prälaten^ 
stände ein« Streit wegen des Vorsitzes am Directorialtische in Abwesenheit 
des Landmalschalles, welcher eine a. h. Resolution zur Folge hatte, da? 
es dem Herrenstande unverwehrt verbleibe, daß ein oder der andere au» 
den altern hohern Mitgliedern bey mehrenvahntem Direktorial < Tischt 
sitzen möge; den übrigen aber ist Ihre kaiserliche Majestät gnädigst ^ 
meint, daß hierdurch mehr berührtem Pra'latenstandc weder an der Sessie" 
noch an dem ersten Boto, noch im andern Weg was benommen oder i»N 
wenigsten präjudicirt, sondern Alles bei dem alten Herkommen, und w'! 
es bis äato in ein und andern gehalten ward, gänzlich verbleiben sollt' 
Mit allerhöchster Norm für gesammte deutsche Erblande vom 10. NoveN" 
der 1753 ist zwar verordnet, daß, wo bei ständischen Zusammenkunftt" 
die Lanbesmitglieder promizouo oder nach ihrer ^ncienititiit, »b»ts^ 
l»onäo, ob selbe k. k. geheime Näthe oder Kämmerer seyn, zu sitzen 
pflegen, es bei der bisherigen Gewohnheit auch für das Künftige zu belasse" 
sei, falls aber einiger Rang beobachtet würde, und die geheimen un» 
anderen Räthe sich des Vorsitzes preioaliren, solle solcher auch vo" 
den k. k. Kämmerern, und zwar gleich nach den geheime" 
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Käthen, m i t h i n vor den D icas te r i a l -Ru then , wie über. 
Haupt bei allen Dicasterial-Versammlungen, als auch bei ständischen 
Zusammenkünften behauptet werden. 

)̂ Folgende Gefchlechtsnamen erscheinen in dieser Concessions« Urkunde 
mit Siegel unterfertigt: Herr v. Schönlirchen, J ö r g er Freiherr, 
6 Herren v. Stahremberg, v. Harrach, Pre in er, Eitzing Frei» 
Herr, S t r e i n , Herr v. He l l i ng , Graf v. A l t han , Graf zu Har» 
degg, v. Purchaimb, v. Po lha imb , Herr v. Scherffen 
berg, v. Nueber Freiherr, Herr v. Losenstain, Herbecstein 
Freiherr, Zintzendorf, Mol la ' r t Freiherr, v. Khünsperg, v. Kü» 
nigöberg, Teuf l Freiherr, Kolonitsch Freiherr, Beckh v. Leo« 
Poldsdorf Freiherr,Stohing Freiherr, Hojos Freiherr, Thonräbl 
Freiherr, Elchifer Freiherr, Saurau Freiherr, Greißen Freiherr, 
lÄil leiß Freiherr, Unverzag t Freiherr, W urmbrandt Freiherr, 
Volzogen Freiherr, Grei f fenb erg Freiherr, Concin Freiherr. 

§. 43. 

^6 ^) W ä h l b a r k e i t zu M i t g l i e d e r n der A c t i v i t ä t s « 
C o l l e g i e n. 

Aus der M i t t e der L a n d e s m i t g l i e d e r müssen die 
Mitglieder der Activitäts-Collegii, d. i. die Verordneten und Ausschüsse, 
gewählt werden. Wie diese Wahl zu geschehen hat, welche Eigen
lasten die zu Wählenden haben sollen u. s. w., kommt §§. 95 und 
^b, dann 104 und 105 vor. 

2. Bon dem Pralatenstande lnSbesondere. 

Wer zu demselben gehsrt. 
Der Prälaten-Ttand, dererste unter den drei oberen Standen, 

"steht dermal aus den jeweiligen Aebten des Benedictinerstiftes 
^ M e l k , des StifteS der regulirten Chorherren zu K l o stern eu» 
^Urg , des Benedictinerstiftes z u G ö t t w i c k (G3ttw>,ch), des Ci-
^jienserstiftes zu H e i l i g e n k r e u z im Walde, des Cisterzienser« 
^ftes zu Zwettel, des Augustinerstiftes zu H e r z o g e n b u r g , des 
^enedictinerstiftes zu den S c h o t t e n in Wien, deS Benedictiner-
»iftes zu A l t e n b ü r g , des Benedictinerstiftes zu S e i t e n ^ 
L e t t e n , des CisterzienserstifteS zu W i e n e r - N e u s t a d t , und 
°ls PrämonstratenserstifteS zu G e r a s . 

Dann aus dem jeweiligen D o m p r o p s t e der M e t r o p o » 
' tank i rche zu W i e n und dem Propste zu E i s g a r e n . 

Auch haben auf der Prälatenbank in den ständischen Versamm«-
^ngen Sitz und Stimme der jeweilige Camera l«G efäI len-Admi» 
^ s t r a t o r wegen der, der k. k. Cameral-Verwaltung zugewiesenen 
^meral» Stiftungs» und Religionsfondsgüter / und vermöge der 

l . 13 
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Hofresolutionen vom 41. Jänner und 8. Februar 179t der jeweils 
ttector m a s s n i l i c n » der U n i v e r s i t ä t i n W i e n . 

P r ä s e s des Prälatenstandes ist der Prä lck t von M e l t. 
Sobald das belassende Individium ordnungsmäßig gewählt 

und d,e Wühl allerl). Orts bestätigt ist, tritt dasselbe i^zo^nlo in bell 
Prälatenstand, und in den Genuß der dießfa'lligett Rechte. 

Welche Prärogative dem Prälatenstande gemeinschaftlich nn'l 
dem ganzen St<lndetö'rper, und mit den zwei oberen politischen Statt' 
den zustehen, S . ,§§. 17 bis 42. 

§. 45. 
Besonde re R a n g o r d n u n g zwischen dem P r ä l a t e n 

und Her rens tande . 
u) Bei Audienzen. 

Die Rangordnung zwischen dem Prälaten - und Herrenstand« 
bei Landtagen kommt tz. 42 vor. 

Bei Audienzen, oder sonst, wenn die Ausschüsse zu erscheine!« 
haben, hat jener aus dem Prälatenstande den Vorsitz im Wagen, 
die andere Stelle aber jener aus dem Herrenstande, und weNtt 
mehrere von beiden Ständen erscheinen, tntt die weitere Alterna' 
tion bis zum Aubien^jimmer ein. 

Bei dem Hineingehen in das Zimmer und auch bei dem Hel" 
ausgehen aus demselben haben die Prälaien nacheinander zu gehen, 
dagegen hat die Rede jener aus dem Herrenstande, und auch den et' 
sten Handkuß zu verrichten ( M i t Generale vom 30. Febr. 1676 bl' 
stätigtes Übereinkommen § .3 ) . 

§. 46. 
b) Be i Com Missionen und Conferenzen. 

Bei den vom Hofe und anderweitig, abgeordneten Commisstonell 
und Conferenzen hat der Prälatenstand den Vorsitz in der ForlN, 
wie eS bisher geschehen (eoäew §. 4) . 

3- 47.. 
c) I m Gehequnb Fahren bei Versammlungen und P r i v a t 

Zusammenkünften. 
Bei Ausschußverhandlungen und Privat ^ Zusammenkünfte" 

hat der Prälatenstand wie bisher auch künftig im Gehen und Fahret 
den Vorrang, so wie die Alternation eintritt, wenn aus jedettl 
Stande mehrere/Glieder vorhanden sind; wo aber nur ein^Persol 
aus jedem Stände vorhanden ist, stehet dem Prälatenstands« Abgt' 
ordneten die Präcedenz zu (eoäom §. 5 ) . 

. . . . 5.,«K 
<l) Be im Empfange und Veur laub ung des eanbesfürste" 

«nb anderer fürstlichen Personen. 

Beim Empfange, und Beurlaubung des Landesfürsten odtl 
anderer fürstlichen Personen und sei der E r b h u l d i g u n g hat dll 
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Messe des Hercenstandes, welchem in solchen Fällen daS Directo» «um 
^ Namen der gesammeen Stände zu fühlen aufgetragen wird, den 
Abgang, Rede, und ersten Handkuß; hingegen haben die anwesenden 
Salaten in das Zlmmer und auS demselben nacheinander zu gehen, 
^l« auch den Handkuß in dieser Form nacheinander zu verrichten, wo 
^Nn erst der Herrenstand folgt. Wenn die Empfangnahme mcht durch 
"NAuSschufi, sondern durch Verordnete geschieht, haben die Präla^ 
tm in und außer dem Zlmmer den Vorgang («oäein §. 6) . 

3« Von Ven zwei oberen politischen Standen 
insbesondere. 

§. 49. 
E i n t h e i l u n g der z w e i oberen po l i t i schen S t a n d e . 

Die zwei oberen politischen Stände bestehen aus dem H e r r e n -
UndRit te rstande. Jeder dieser zwei Körper wird aus den im betref 
»enden Stande immatriculinen Geschlechtern«) gebildet. 

Es kommt also hier zu handeln: 
1. von der Art und Weise, wie die Lanbmannschaft erworbi« wird, 
2. von den besondern Vorrechten derselben, und 
3. von der Art und Weise, wie die Landmannschaft verloren geht. 

' ) Zu dem Herrenstande gehören d e r m a l 220, zum Rttterstande aber 
i05 Geschlechter. Zu den ersteren gehören auch der jeweilige Fursterz, 
bischof von Wien und der Bischof von St. Polten (S. §. 42). 

^s 1. Ar t und Weise, wisbei den zwei oberen 
politischen Ständen die Landmannschaft er

worben wi rd . 
§. S0. 

U rsp rüng l i che und a u f g e n o m m e n e Geschlechter. 

^ Die Lanbmannschaft bei den zwei oberen politischen Ständen 
^Uhrt nur noch bei einigen wenigen Geschlechtern, da die übrigen 
*ereits erloschen sind, von der ursprünglichen Gründung dieses Insti
tutes her. Manche sind dagegen, besonders vom Herrenstande, selt 
Mehreren Jahrhunderten lmmatriculirt, wovon der §. 42 Anmerkung 
^) Beispiele liefert. Vlele, besonders im Ritterstande, sind erst in 
"kN neueren Zeiten zugewachsen »). 

' ) G. übrigens auch I . W. Grafen von Wurmbranb's Colloctans« ßs"> 
lü«t. ex ^rsKivo i ln ihturuin 8t«tnum ins. ^U5t. etc., Wien 1705 ? 
Mb Wisgrill's Schauplatz de« n. ö. landsäßigen Adel«. 

§. 51 . 
Welche E igenscha f ten e in C a n d i d a t haben muß. 

Die zwei oberen politischen Stände haben laut §. 75 das Recht, 
'hre Landesmitglieder aufzunehmen " ) ; und sie sind in Ausübung 

t 3 * 
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dieses Rechtes nur durch die Eigenschaften beschränkt, welche Nsch 
den bestehenden Directlven der Aufzunehmende ausweisen muß. 

Hier also von den Eigenschaften, welche die neu Aufzunehmen 
den haben müssen. 

Als Ihre Majestät die Kaiserin Maria Theresia wahrnahmen, 
daß in ein oder den anderen Erbländern verschiedene Personen «l« 
die Gesell- und Gemeinschaft der treugehorsamsten Stände, ohne 
sich mit einer von Ihrer Majestät oder Ihren glonvüldlgsten Vcn'' 
fahren ordentlich erworbene Standes-Erhöhung gehörig legttlMlll 
zu haben, angenommen und emvci leibt, folglich dadurch adel>g< 
Güter und Gülten m gedachten E» blanden zu besitzen fähig gemacht 
worden seien, erfolgte die Hofresolutlon vom 9. April 1753 des 
Inhaltes, daß, da I h r e r M a j e s t ä t und I h r e r Durch ' 
laucht lgs ten Nachkommenschaf t gar V i e l e s da ran g/' 
legen se», solche S t ä n d e und Landsassen »n dem Erb' 
l ande zu w i s s e n , von deren w a h r e r D e v o t i o n und 
get reuesten G e s i n n u n g D iese lbe vo l l s tänd ig übe l ' 
zeugt zu seyn Ursache haben m ö g e n , Ihre Majestät ebeN 
defiwegen verordnen, daß von nun an, und bmfüro k e i n e r , wel-
cher Nicht e in R i t t e r l i c h e s oder H e r r e n - S t a n d e s< 
D i p l o m a durch e in oder ande rn deren ehemal ige k. k. 
H o f k a n z l e i , oder jetzo durch das geheime D i r e c t X 
r i u m i n p n b l i « i 8 et l>:im « r a l i b u » un te r I h r e r M a l ^ 
stät oder D e r o glorreichsten V o r f a h r e n ordent l iche 
A u s f e r t i g u n g e n e r h a l t « « , und bei emer ehrsamen Lant" 
schaft in Vrßinuli oder ^utuentico vorgebracht haben wi ld, ohne 
vor gäng ige A n f r a gebe» H o f und darüber e igens eltt' 
g e h o l t e r a l l e r m i l d e s t e r V e g n e h m i g u n g i n das Cunso^ 
tium statmlw als Landmann und Mitstand an - und aufgenommen 
werden soll. 

Den treugehorsamsten niederösterr. drei oberen Standen wurde 
diese allerh. Resolution zu ihrer Wissenschaft und unabweichllchen Nach-
leb- und Festhaltung ermnert, indem Ihre Majestät sich von den drel 
oberen Ständen m so vielen Gelegenheiten rühmlichst bestätigten aus' 
nehmenden Devotion allergnädlgst und gänzlich versichert halten,d,eselbeN 
werdend iese a u f d i e unversehr te E r h a l t u n g des e i gene " 
ständischen Ansehens , R u h m e s u n d C r e d i t e s a l l e i n i g 
abgez ie l te V o r s e h u n g m,t allerunterthänigstem Dank anerkett« 
nen, folglich zur vollständigen Erreichung dieser heilsamen Absicht 
ihres Orcs Alles gern nut beizutragen von selbst beeifert seyn. 

Die Stände des Erzherzogthumes Oesterrelch unter der EnN^ 
sollen laut des §. 11 des LandtafelpatenteS vom 7. August 176'̂  
Niemanden als Landesmitglleder annehmen, der nicht docn't, daß 
seine oder seiner Vorältern Standes-Erhöhung bei der Landrafel 
ordentlich intabulirt worden sei. 
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Uebrigens sind auch Ausländer zur Aufnahme in daS t)on80r-
«Uln der zwei oberen politischen Stände, wenn sie ande rs d ie 

,Ngen gesetzl ichen B e d i n g u n g e n h i e r z u e r f ü l l e n , 
Eigner, und mit Hofdecret vom 12. Ju l i 1790, Regierungs-Circular 
von 1790, wurde verordnet, das; jedem Fremden, der im österreichischen 
Staate Güter kaufen wi l l , keine neue Last aufgebürdet werden soll. 

Dadurch erlangt er jedoch die österr. Staatsbürgerschaft nicht 
(S . §. 6 l ) . 

Auch soll der Aufnahmswerber von unbescholtenem Rufe seyn., 
Und, ve rmöge O b s e r v a n z , kein bü rge r l i ches Gewerbe be» 
Reiben. 

§. 52. 

<»N w ie f e r n , der R e l i g i o n wegen, D i s p e n s nothwen» 
b ig ist, und i n wie f e r n keine zu läss i g ist. 

M t t dem Generale vom 30. April 1629 wurde zwar vom Kai» 
' " Ferdinand I I . befohlen, vorzusehen, daß von der Landschaft Keiner, 
^ber in den Herren- noch Ritterstand zu einem Landmanne aufge» 
"ommen werde, der nicht der ka tho l i schen R e l i g i o n wiMch 
zugechan ist. 
. Nach dem §. 7 des Circulares vom 13. Oktober 1781 ertheilt 
lkdoch nunmehr die Hofkanzlei Bewerbern akatholischer Religion die 
"forderliche D i s p e n s ( S . auch Abhandlung IX. dieses Theiles 
v°N den Akatholiken). 
, I s r a e l i t e n , wenn sie gleich den Ritter- oder Herrenstand er« 
^ W haben, sind dagegen, schon der Religion wegen von der Land-
Annschaft ganz aufgeschlossen ( S . auch die Abhandlung X. dieses 
heiles von den Israeliten). 

§. 63. 

W ie bei Au fnahmsgesuchen v o r g e g a n g e n w i r d . 

^ Wenn Jemand um die Aufnahme in den Körper der niederösterr. 
stände die Bitte stellt, so wird das diestfällige Gesuch dem Präsidium 
Erreicht, und nach der Präsentation von demselben den zwei 
^tnmissären des betreffenden Standes dr. m. durch denStandes-Secre-
" um ihr schriftliches Gutachten zugestellt, welches sie vorzüglich 
"Uf die Hofresolution vom 9. April 1753 zu stützen haben ( S . § .5) . 

§. 54. 

^" ie bei F r e m d e n , m i t ke inem e r b l ä n d i s c h e n D i p l o m e 
versehenen B i t t s t e l l e r n vo r zugehen ist. 

,« Insofern aber Impetrant ein F r e m d e r ist, und kein erb-
Tisches Diplom beizubringen vermag, pflegen die Commissä're dar-
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Erwirkung und Beibringung eines solchen Diploms anweisen oder D 
selbst bei de», HofsteUe Mittelst des Verordneten-Collcgiums anfraß 
wolle, ob gcgcn bis Aufnahme desselben tem Bedenken obwalte' 

§. 55. 

Bescha f fenhe i t der A u f n a h m s u r k u n d e . 

Wenn die Aufnahme des Impetranten in der Standes-V^ 
sammlung beschlossen worden ist, so wird demselben ein classenmä'M 
gestämpeltes Aufnahms-Schreiben ausgefertiget, worin »hm eroWil 
wird, daß in der gehaltenen Versammlung des Standes von deN? 
selben über das von den Comnnssa'ren dieses Standes erstattete Out' 
achten, über dessen angesuchte Aufnahme in den Körper des Stand", 
beschlossen worden sc«, chn sammt selner ehelichen Descendenz beiderl<' 
Geschlechtes in den Stand gegen dem aufzunehmen, das; 

a) die Cassa-Tare, nebst allen übrigen Gebühren zu Handt" 
des bestellten Sccrctärs des Standes erleget werde, und dann, der V<l' 
fassung gemäß, mit Anschlleßung der Quittung über die gescheht 
Erlegung, ferner 

d) des gewöhnlichen Reve:ses ( S . §.60), 
c) der Introductlvn wegen, bei dem Landmarschalle UM M' 

stimmung des Tages und der Stunde hierzu anzulangen sei. 
Von diesen drei Bedingungen lommt hier sonach zu handeln« 

») Wird Impctram in den alten Herren- ober alten Ritterstand a»̂  
genommen (S. §. 67), so wird dicß in der Urkunde ausgedrückt, ul>° 
auch bei dem Geschlechte m der ständischen Matrikel angemerkt. E°e» 
so wird die etwa bcwilliqte ganze oder theilweise Tarnachsicht in der All" 
nahmsurkunbe angeführt (S.§.58)^l 

z. 56. 

W o r i n die Cassa ta r> , I u r a und G e b ü h r e n bestehe«' 

D»e bei der Aufnahme in den niederösterr. H e r r e n stand z" 
bezahlenden Taren und Gebühren bestehen, hergebrachter MaßA 
lN einer Eassatare von 2000 fi. C. M' 
und m der sogenannten Iura und 
Gebühren mtt 312 Ducaten und . . . . 200 » ^> ^. 

im Ganzen also in ' . . . 312 Ducaten und^200 fi.^C. ^ ' 

Bei der Aufnahme m den niederösterr. R i t t e r s t a n d komw<N 
aber zu zahlen: ^ , 
an Cassataxe gleichfalls 2000 fl. C. M> 
an Iu ra u. s. w. aber 4992» » ^ 

zusammen also 3992^fl7^C. ^ ' 
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Wenn der Bittbewerber um die Aufnahme in denHe, rrenstand 
freies ein Mitglied des niederösterr. Nitterstandes war, hat er an 
âssac'are nur 100 fi., in dem Falle aber, daß sich sein Geschlecht 

^on dllrch 100 Jahre dem niederösterr. Nitterstande einverleibt be» 
'«nd, zwar gar keine Cassataxe, jedoch alle oben specificirten Iura 
Und Gebühren zu entrichten. 

Jeder Abstämmling desjenigen, der in den Körper des Herren-
Landes aufgenommen ward, und von dem jun gen in den a l ten 
Herrenstand zu übergehen wünschet, und auch hierzu geeignet ist 
(S. § s,7), hat vermöge Herrenstandsbeschlußes vom 8. Mai 1807 
"8Ducaten und 120 fl. C. M. û entrichten. 

Vermöge Herrenstandsbcschlußes vom 1K. Juli 1816 sind cnd» 
>̂ch in dem Falle, das; ein Individium gehörig darthut, dasi er von 
lmem bereits mehr als 100 Jahre in den Herrenstand aufgenommenen 
Mitglieds in lim'5 reota abstamme, und darauf gestützt, als ein 
Mitglied dieses Standes anerkannt zu werden ansuchet, für diese 
Anerkennung weder eine Cassatare, noch sonstige Gebühren zu 
entrichten. Bei dem Nittcrstande wild sich wohl hinsichtlich der 2 letzten 
«alle auf gleiche Art benommen. 

§. 57. 
E in t re ibung der Ca ssa-Taren und Gebühren. 

Wer die Cassatare nebst den in ;,nrt«m 8i»Iarii bestimmten Ge« 
bühren nicht innerhalb 6 Wochen nach der beschlossenen, und ihm 
borläufig mündlich eröffneten Aufnahme erlegt hat, hat in Folge des von 
den zwei oberen politischen Ständen bereits unterm 11. Jänner 1707 
yefasiten Beschlusses, eine Anmahnung 

1. von 6 Wochen, dann ferner. 
2. von 3 Tagen zu erhalten; und wenn er auch diese frucht

los verlaufen läsit, ist 
3 seine Aufnahme n u l l und nichtig. 

§. 58. 
Wann Nachsicht der Tare zulässig ist. 

Eine ganze Nachsicht der Tare wird nur in den Fällen gewahrt, 
wenn ein Individium sich um d e n S t a a t und die S tände ganz 
ausicrordcntliche Verdienste erworben hat, und eben deschalb proprio 
ln,utu, und ohne hierum anzulangen, aufgenommen wurde. 

Jene hingegen, welche sich Verd i enste um den S taat oder die 
Stände erworben haben, oder deren Vermögensumstände beschränkt 
l̂ nd, und um eine Nachsicht ansuchen, wird die Tare auf die Hälfte, 
la zuweilen auf daS Viertel beschränkt. 

§. 59. 
Verwendung der Cassa»Tare nnd I u r a . 

Die Cassataren sind bei jedem Stande bestimmt, seinen ver-
ürmten Standcsmitglicdern Aushülfen zu reichen (S . §. 80). 
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Die sogenannten Iu ra und Gebühren werden aber unter bell» 
ständischen Personal nach einem bestimmten Maße vertheilt. 

§. 60. 

4ä b) E i n l e g u n g eines Reverses von S e i t e der N<ll 

Au fzunehmenden . 

Nach erfolgter Aufnahme und berichtigter Tare hat der neu Aul' 
genommene folgenden NeverS (bei einem Fürsten auf einem Stampf 
bogen von 20 fi., bei einem Grafen oder Freiherrn aber 10 fi., und 
bei einem Ritter von 4 st.) auszustellen: 

Ich N . N. bekenne hiermit für mich, meine Erben und Nach' 
kommen' in Kraft dieses Reverses: Nachdem ein Hochlöblicher nieder 
österr. Stand mich zu einem Landmann und Mitglied seines Körpers 
unterm gegen dem an- und aufgenommen hat, daß ich meine 
Erben und Nachkommen u n s a l l e r diesem Lande Oestel' 
reich e igenen F r e i h e i t e n , Rechten und Gerecht igkei t 
ten , auch gu te r G e w o h n h e i t e n eben so w i e a l l e ü b r i g e N 
L a n d e s m i t g l i e d e r gebüh rend gebrauchen, die uns 
rech tmäß ig zustehenden L a n d g ü t e r i n n e h a b e n , nutzen 
und besitzen m ö g e n , dagegen ich mich reversiren und verbinden 
solle, das; ich für mich, meine Erben und Nachkommen Sr< k. k. Majestät 
und unserm allcrgnädigsten Herrn und Landcsfürsten, dann den Höchst' 
demselben nachfolgenden regierenden Erzherzogen zu vestr'rreich un ter ' 
t h ä n i g - g e h o r s a m und get re «(sowie esememVasal len jU' 
stehet), desigleichen des Landes Freiheiten, Gebräuchen, Rechten und 
Gerechtigkeiten zugleich unterworfen scyn, mich nach demselben, wie 
andere Land!eut<' des hochlöblichen Standes betragen, und im Land« 
allerdings aufrecht friedlich und freundlich für Mich und die MeinigeN 
w o h n e n , auch keine unziemliche Handlungen, welche der allerhöchsten 
landesfürstlichen Macht und den aus solchen herfließenden heilsamen 
Verordnungen zuwider, oder den im Lande zur gemeinsamen Ruhe 
wohlhergedrachten Freiheiten, Gebräuche, Rechte und Gerechtigkei» 
ten nachtheilig wären, gegen hiesige Mitlandleute, Inwohner und 
Unterthanen, oder auch gegen die mit diesem Erzher<ogchume Oestel-
reich unter der Enns verbündete Nachbarschaft weder interveniren, 
Noch dergleichen Berathschlagungen beiwohnen, sondern mich den Lande 
tagsbeschlüssen unterziehen; auch alles Uebrige thun solle und wolle, 
was getreuen, aufrechten, S r . k. k. Majestät und Hö'chstderselbeN 
Durchlauchtigsten Nachkommen gehorsamen L a n d l e u t e n , und eines 
hohen niedero'sterr. Standes Mitgliedern gebühret, zustehet und 
gebräuchig ist, so gelobe ich hiermit für mich, meine Erben und 
Nachkommen Alles dieses getreulich zu vollziehen; auch habe ich zu 
dessen Urkunde den gegenwärtigen mit meiner eigenen Handuncer-
schrift und meinem Siegel bekräftigten Revers dem hohen Stande 
ausgehändigt. So geschehen, Wien den . . . . 
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§. K l . 

bb dadurch dle österreichische S t a a t s b ü r g e r s c h a f t er» 
w o r d e n w»rd? 

Es frägt sich nun, ob durch eme solche Reversirung ein als 
^Ndmann aufgenommener Ausländer die österreichische Staatsbürger» 
^»aft erlangt? Dafür schemt zwar nachstehende Verhandlung zu 
'»rechen: 
^ . Als nämlich ein Ausländer, der sich in Niederssterreich landtäfilche 
^Uter angeschafft hatte, und sich als Landstand hatte aufnehmen lassen, 
^arb, und dessen ausländlsche Erben dle aus l änd lscheE lg en« 
' H a f t des E r b l a s s e r s zum Bchufe der Befreiung des Mobllar» 
^ermögens von der Erbsteuer geltend machten, bemelkte die k. k. Erb« 
Auer-Hofcomnnssion in lhrcm am 25. Iu ly1831 dagegen erstatteten 
suchte, daß, nachdem der Erblasserin das Consoltmm dermederö'sterr. 
stände als Mitglied aufgenommen wölben se», und als solches den vor» 
'chnfismäsilgen Revers eingelegt habe, worin er sich als Vasall und Un» 
lenhan Sr . k. k. Majestät benennt, und Unterthänigkelt, Gehorsam und 
Treue gelobet habe, er m der Eigenschaft eines Nlederösterr. LandesMlt» 
ftlledes d,e österrelchlsche Staatsbülgerschaft erworben, und seitdem alle 
fechte e»nes österreichischen Staatsbürqels und insbesondere eines nie-
°elösterr.?andesmltgl,edes genossen habe, folglich belechtlget gewesen sei, 
"M ständischen Versammlungen beizuwohnen, und an den, den Ständen 
«Nve, trauten Amtsaeschäftcn Thell zu nehmen. Als Nlederöstelr. Lanbes-
^tglled sei er von Entrichtung der doppelten Gülte von allen semen Do» 
^lMcalgütern befreit gewesen, die er ohne die mederöstelr. Landmann« 
'faft selbst als dstelrelchischel Staatsbürger, Mithin um so mehr als Aus. 
lander hätte entrichten müssen; worauf Mit Hoftan^lel-Dlcret vom 
l6. October 1 8 ^ , Hofz. 3133, Elbsteuerhofcommlssion Z. 3^l83, nur be. 
^erkt wurde, daß dasun b ewegl lche Vermögen d,es?s Erblassers nach 
^ln 3.19 des Elbsteuerpatentes <edenfa l l s derCidsteuer untelllege, 
^ l bs t wenn er a l s et« F r e m d e r h ä t t e b e t r a 6 ) t e t 
werden können. 

Aber auch das bewegliche Vermögen unterliege der Erbstcu.r, 
^o„m schon zufolge cmer an d,e n,ederösterr. Erbsteuerhofcommlssion 
Richtete Verordnung vom 20. December 1831, Z. 3914, von der 
leisten Iustl^stelle erkannt worden se», daß e,ne Verfügung des 
lllederösterr. AppeUatlonsqericbtes, wodurch em Thell der Verlassen-
^af t des Erblassers der vorschriftsmäßigen Abhandlung und Verstelle» 
runq entzogen worden seyn winde, außer Kraft'zu setzen sei, und 
^ n dem Nlcdcrösterr. Landrechte auch über dessen bewegliches 
"erlassenschaftsvermögen die Abhandlung gepflogen werden soll, was 
Ûch wirklich geschehen lst. 

Alle«« gegen d»e Beglündunq der österreichischen Staatsbür« 
Erschüfe d^lch die Aufnahme als medel'osterr. Landstand sprechen fol-
sende Bestimmungen: 
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Die §Z. 29—30 des allgem. bürgerlichen Gesetzbuches setze« d>e 
?lrt und Weise genau fest, wie die österreichische Staatsbürgerschaft 
erlangt werden kann. 

Darunter gehört nun aber die Landmannschaft nicht. 
Nachtragliche gesetzliche BestimmMqen setzen fest, das) in bell 

Fällen, wo die österreichische Staatsbürgerschaft nicht durch das O^' 
setz, sondern durch den ausdrücklichen Act der Aufnahme und bei i ^ 
rückgelegtem Decennium durch die Art der Anerkennung erworben wird, 
die Aufnahm.« dieser beiden Arten durch die po l i tisch e Lande? 
stelle vollzogen, und der nach einer bestimmten Formel verfaß" 
U n t e r t h a n s - E i d u n t e r gew issenFe ie r l i chke i t en völlige" 
werden soll, welche Bedingungen bei Aufnahme in die Lanostandscha" 
nicht erfüllet werden, zumal der von dem neu aufgenommenen Land' 
stände zu unterfertigende Revers, weder seinem Inhalte, noch d«t 
Art semer Emlegung nach , die Stelle eines förmlichen Nnterthan»' 
Eides vertritt, und näher den Charakter einer Lehenpfllcht an sich tragt» 

Auch der Umstand, dasi bei Gelegenheit der Erbhuldigung des 
neuen Landesherrn sämmtliche Landesmttgliedcr zu diesem Act beruft 
werden, und das; die Anwesenden den im §.8 vorkommenden SchwUl 
leisten, dürfte wohl diese Behauptung nicht entkräften, weil dieser 
Scbwur, wiewohl er allerdings die Anerkennung des neuen Negentt« 
als Landesfürsten, und die Zusicherung,'Alles zu thun und zu erfüllen, 
was getreuen Landleuten und Unterthanen gegen ihren angeborne^ 
natürlichen Erbherrn gebührt und zustehet, enthält, nur von der g^ 
meinen Landschaft abgelegt wird, folglich nur diese in i h r e r Ge' 
s a m m t h e » t betrifft, 'es in der Willkür eines jeden Landes' 
Mitgliedes liegt, d.ibei zu erscheinen oder nicht, und dieser SchwUt 
»hn somit nur insofern bindet, als er ein Mitglied erwähnter Landschaft 
ist, und dieselbe, a ls solche, die ttnterthanspfiichten beschworen h^' 

§. 62. 
Ha o) E i n f ü h r u n g der neu A u f g e n o m m e n e n i n die 

V e r s a m m l u n g der dre i oberen S t ä n d e . 
Das neu aufgenommene Landesmitglied wird in die VersaMw' 

lung der drei oberen Stände durch emenMttstand eingeführt (int»'»' 
duc , r t ) , wofür es lediglich dem Ermessen des Erstem überlassen bleibt, 
Letzterem ein Präsent zu geben, indem für jenen Act keine Gebühr 
bestimmt ist. 

Nur der erste Erwerber hat sich introduciren zu lassen, uw 
in den ständischen Versammlungen Sitz und Stimme zu haben. 

Die Söhne und die weiteren männlichen Descendenten desstl" 
bcn haben sich, nach erlangter Grosiiährlgteir, lediglich bei dew 
Landmarschalle zu melden, damit derselbe ihn zu den jeweilige" 
Velsammlungen der drei oberen Stände, dann jenen des Stands 
allein, ansagen lasse; bei welcher Gelegenheit keine Tare oder 
Remuneration mehr zu entrichten kommt. 
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§. 63. 

P f l i ch t e ines zeden Landes M i t g l i e d e s , zu diesem Be
rufe se inen N a m e n , T i t e l und A u f e n t h a l t dem S t ä n » 

d l s c h - V e r o r d n e t e n - C o l l e g i u m anzuze igen . 

Bereits durch d«e gedruckten ständischen Circularlen vomlO.Aprll 
Und i j ^ . Decrmber 1810 ward den sämmtllchen Landesmltglledern 
bte höchste Entschließung vom 25. März eben dieses genannten IahreS 
bekannt gemacht, vermöge welcher von emem jeden Mitglieds der 
Nieder'österr. Landstände eine vollständlsche Adresse ihrer Namen, 
^res Charakters und ihrer Winden, nebst ihrem Aufenthalts- Orte 
in überreichen, auch m der Zukunft, wenn sich etwas'an ihren Titeln 
Und Prärogativen ändern sollte, hiervon die Anzeige an das Verord« 
Ueten-CollcglUln zu machen wäre. 

Als aber, ungeachtet dieses C,rcular Nicht blofi der Wiener-Hoft 
ititung eingeschaltet, sondeln auch jedem LandesMltgllede noch »nobe-
sondere zugestellt wurde, diese Adressen nicht von allen LandcsMlt» 
federn eingelangt waren, und diese Anzeigen, um cm vollständiges 
ganzes zu erhalten, unumgänglich nothwendlg sind; so winden lene 
Landesnmglleder, welche ihre dleßsälligen Ad» essen noch nicht Über
sicht hatten, neueilich zur Einsendung deisclben mit der Ennnerung 
aufgefordert, daß, wenn sie auch diese; diltten Auffolderunq Nicht 
Genüge leisten würden, sie es sich dann selbst zuzuschreiben hätten, 
Wenn durch d»e Unrichtigkeit m den Titulaturen etwa d»e Zustel» 
lung der Einladungen znm jährlichen Landtage und anderen ständi
schen Versammlungen Nicht erfolgen winde (E,rcular der Verordne» 
ten an sämmtllchc Landesmltglleder vom 22. August 1811). 

§. 64. 

" v i d e n z h a l t u n g der He r r e n s t a n d s - M a t r i k e l durch 
^le zwe i H e rr en sta nds-Com Ml ssäre. ?lnem p foh I ene 
" » n l e q u n g der F a m i l i e n - W a p e n und A b s t a m m u n g , 
so wie der A h n e n t a f e l n der M i t g l i e d e r des n ieder -
"sterr. He r rens tandeS i n dem d o r t i g e n A r c h i v e ; Ein» 
W i r k u n g der zwe i H e r r ens tands -ComMl ssäre h i e r , « . 

Jedem Mitglieds des nicderösterr. Herrenstandes wurde mit 
Aufforderung vom 14. October 1772 an he img e ste l l t , ob es nicht 

1. das echte, nach dem Concessions - Diplome abgemalte Fami
lien-Waven sowohl, als d»e Abstammung desienlgcn, welcher das 
Nledeiösten. Inc»lat vermittelst geschehener Aufnahme m den Henen» 
stand erwolben hat, documcntlit bei dem Hellenstande einlegen 
wolle; maßen hindurch mchc allem die Legitimation zu Sitz und 

»stimme be» den ständischen Velsammlunqen auf d»e verläßlichste 
AU bewirkt w,rd, sondelN auch die Hcrrenstands-Commlssäle »m 
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Stande sind, die Herrenstands «Matrikel in eine gänzliche VollkolN' 
menhcit zu sehen, und forthin dabei zu erhalten, wenn 

2. von Zeir zu Zeit tue bei Familien sich ereignenden Vereht» 
lichungen und Geburten, gleichfalls gesetzmäßig cinberichtet; nich» 
weniger zu mehrerem Glänze der adeligen Geschlechter die von Z" l 
zu Zeit erlangt werdenden Bcdienstungen, Würden und hohe Be« 
forderungen angedeutet würden; ferner ist es der Willkür jedes 
Herrenstandsmitgliedes überlassen, 

3. für seine Kinder Ahnentafeln zu verfertigen, und solche W»̂  
einer Deduktion zu vei-sehen, mittelst welcher, nebst Beilegung glau^ 
würdiger Urkunden gosammte in der Ahnentafel vorkommende DesceN» 
denzen und Verehelichungen, auch was sonst zu mehrerem Glänze dll 
Familie dienen kann, vrobiret würde. Belangend 

4. die Anzahl der Ahnen; da steht ebenmäßig jedwedem frei, ettt̂  
weder solche zu den Stiften in Prag und Innsbruck, gleichwie btt 
den Malthesern auf die nöthigen acht, oder aber nach dem Fuße d<l 
meisten Reichsstifte, auf sechzehn Ahnen einzurichten; und da es 

5. wenn es sich um eine wirkliche Aufnahme in ein St i f t handelt,, 
unangenehm fällt, sich Ausstellungen auszusehen, so kann jeder feint 
verfertigten Proben den zween Herrenstands »Commissären zuschicken, 
welche ganz gerne den Dienst leisten werden, freundschaftlich an Hand 
zu gehen, was etwa an dem Zusammengebrachten abzuändern, odel 
nachzutragen wäre, und weil 

6. öfters sich zuzutragen pflegt, daß flüssig gemachte AuSarbei« 
tungen m Verstoß gerathen, so geschah das freundschaftliche Anel' 
blechen, daß man bereit stehe, solche in das nieder'österr. Herren» 
stands«Archio hinterlegen zu lassen, welches der Nachkommenschaft 
m allen künftigen Zeiten zu Guten komme. 

§. 65. 
E r b l i c h k e i t der Landmannscha f t . 

Die Landmannschaft geht auf die Gattin und eheliche Nach' 
tonnnenschaft männlichen und weiblichen Geschlechtes des ersten Er» 
wcrbers über, wie dieses auch in der Aufnahms-Urkunde ( S . 3/ 
55) ausgedrückt wird, und nach den §§. 92 und 146 des allgemei« 
nen bürgerl. Gesetzbuches, wornach Ehegattinnen und Kinder deltt 
Stande des Ehegatten und rücksichtlich Vaters folgen, gesetzlich ist. 

§. 66. 

B e i der A d o p t i o n muß die A u f n a h m e i n das stand i' 
sche C o n s o r t i u m angesucht we rden . 

Die Uebertragung des Indigcnats des Wahlvaters an das Wahl' 
kind muß, da, wo dessen Verleihung den Ständen eingeräumt ist, 
bei den Ständen angesucht werden (Hofdecret vom 25. Septem« 
der 1787, an sämmtliche Appellationsgerichte I . S . 18b, Nr . 396) l 
wofür die Aufnahmstaren und Iura eigens zu entrichten kommen^ 
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§. 67. 

" l n t h e i l u n g der L a n d e s m i t g l i e d e r , n) i n a l te und 
"«Ue Geschlechter. B e d i n g u n g zur A u f n a h m e i n die 

a l t e n Geschlechter. 
Die Landesmitglieder beider Körper theilen sich in die a l t e n 

Und neuen Geschlechter. 
Unter die a l t e n Geschlechter gehören vo r A l l e m diejenigen, 

"«an der u r s p r ü n g l i c h e n Bildung der Stände Theil nahmen 
(D- §. 50). Rücksichtlich der übrigen pflegen beide Stände nur jene 
Individuen unter die a l t e n Geschlechter ihres Körpers aufzunehmen, 
°eren Geschlecht sich bereits durch einen Zeitraum von vollen hundert 
wahren beim Herrenstande sind, oder sich wenigstens des Freiherren» 
<Nd heim Rltterstande des Ritterstandes zu prävaliren berechtiget 
stNd; alle übrigen ichließen sich dagegen den neuen Geschlechtern an. 

I n dem Vorrechte oder Vorrang gilt jedoch dießfalls kein Unter« 
schied, nur daß, wenn ein Geschlecht bereits 100 Jahre im Stande 
^verleibt ist, es von der unbegüterten Landmannsteuer b e f r e i t ist, 
^ . § .72 ) und daß bei Verordneten^-Wahlen den Bewerbern aus a l t en 
Geschlechtern eaoteriil xüribu» der Vorzug gegeben werden soll 
(S . §. 94). 

3. 68. 
b) I n b e g ü t e r t e und u n b e g ü t e r t e . 

Es ist nicht nothwendig, daß ein Landesmitglied ein landtiifliches 
Gut besitze. 

Die Landesmitglieder theilen sich daher in b e g ü t e r t e und 
Unbegüter te . 
^ Die begü te r t en Landesmitglieder, sie mögen Fremde oder 
Inländer seyn, werden auch l and säßige Landesmitglieder genannt. 

Das Recht der Landsaßigkeit in Oesterreich beruhet bereits auf 
^M bekannten Freibrief Friedrich I., dann auf die Generale von den 
Jahren 1537, 1540 uyd 1559. 

Es besteht übrigens zwischen den begüterten und unbegüterten 
^ndleutm hinsichtlich der ständischen Prärogative lediglich der Unter-
Hieb, daß nur B e g ü t e r t e zu Verordnete und Ausschüsse ge-
^ h l t werden sollen ( S . §§. 94 und 103). Auch soll bei den Wahlen 
k'Ne gewisse Zahl B e g ü t e r t e r anwesend seyn(S. §. 95). 

§. 69. 
^b M a l t h e s e r - O r d e n s - R i t t e r durch den l e b z e i t i g e n 
^ e n u ß e iner O r d e n s ' C o m m e n d e die E igenscha f t ei

nes b e g ü t e r t e n L a n d m a n n e s e r l a n g e n . 

Rücksichtlich der Maltheser - Ordens - Ritter dürfte rücksichtlich 
^ r niederösterr. Landschaft wohl auch nachstehendes Hofdecret vom 
^'August 1816 an das böhmische Appellationsgericht,über dessen Be« 
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richt vom 15. Jul i 1816 (Just. G. S . Nr. 1273) Anwenduns 
«finden, worin es heißt: 

Ein Maltheser» Ritter erlangt durch den leb;citigen Genuß ei«e< 
dem ritterlichen Maltheser-Orden eigenthümlich gehörlgen landtäfiichkll 
Gutes ke ineswegs die Eigenschaft eines begüterten Landmannel' 

§. 70. 

W i e v i e l e in b e g ü t e r t e r L a n d m a n n einstens wen»? 
stens an H e r r e n g ü l t besitzen muß te . W i e sich b? 

nommen w i r d . 

Um von Alters her, alS ein begüterter Landmann oder Landstanll 
zu gelten, mußte man wenigstens um 10 Pfund Herrengült be« 
gütert seyn. 

Wer weniger als 10 Pfund begütert war, der mußte so vltl 
Landmannsteuer zahlen, als lhm an den 10 Pfund Herrengült abging 

Nun genügt überhaupt der landtä'fiiche Besitz einer wie ünrms 
gearteten ständischen Realität ooer Gült. 

z. 7 1 . 

Landmanns teue r f ü r u n b e g ü t e r t e L a n d l e u t e . Fa l l 
der B e f r e i u n g . V e r w e n d u n g derse lben. 

Ein jeder neu aufgenommene Landmann, der nicht begütert 
war, mußte, in Folge mehrerer Landtafelbeschlüße zwischen dB 
Jahren 1579 und 1669, die §. 70 erwähnte 10 Pfund HerrennM 
mit einem Zuschlage von 20 fl., also beiläufig 60 fl. so lange zahle«, 
oder 100 fi. bares Geld zur ständischen Oberelnnehmer-Cassa gegell 
5 pCt. darlehensweise erlegt haben, bis er um die 10 Pfund begülerh 
oder 100 Jahre dem Landmannstande deS ErzhciMthumes Riedel" 
ostsrreich einverleibt war ( S . §.67). 

Denn in dem Ständeschluße vom 23. August 1676 heißt es: 
Jene Landesmitglleder, welcher Geschlecht hundert Jahre und 

darüber dem Landmannstande in diesem Erzherzogtum« incorporirt, 
obwohlen sie unbegütert waren, sollen der weiteren Versteuerung odel 
Vergültung der 10 Pfund erübriget seyn; inmaßen dergleichen La^ 
desmicglieder ihre Vorfahren und Eltern so lange Jahre die Oners 
getragen, also billig zu befreien seien. 

Auch jetzt müssen die unbegüterten Landesmitglieder, wie a^ 
jährlich in dem Ausschreibungspatente bekannt gemacht wird, die 
ihnen bisher aufgerechnete Landmannsteuer bezahlen, welche derlN^ 
in der jährlichen Entrichtung von 60 fi. A3. W. bestehet. 

Diese Entrichtung hat an das niederösterr. Landschafts-Oberes 
nehmeramt zur Bedeckung des L a n d e s - E r f o r d e r n i s f e ' 
zu geschehen,und hierzusind die Zahlungs-Ertratte in der niederilste^ 
Landschafls'L^uibatur zu erheben. 
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3. 72. 

^ ' H e r s t e l l u n g der u n b e g ü t e r t « n L a n d m a n n s t e u e r ; 
^ e v i n c u l i r u n g der d i e ß f ä l l i g e n S i che rs te l l ung begü-

t e r t e r L a n d e s m i t g l i e d e s . 

Die u n b e q ü t e r t e Lanbmannsteuer muß entweder auf eincr 
"salität oder mittelst Vinculirung einer 60fl. jährliche Interessen ab
essenden öffentlichen Obligation sichergestellt werden; und nur die-
^nigen, deren Geschlechter seir 100 Jahren in dem ständischen Kreise 
lMverleibt sind, sind davon ausgenommen ( S . §. 67). 

Nach dem Beschlüsse der Stände vom 19. März 1808, und rück-
»Mich 26. März 1811 , mußten selbst, wenn die in den ständischen 
Körper neu aufzunehmenden Mitglieder b e g ü t e r t waren, dieselben 
^e Sichel stellung dcl' un begü te r t en Landmannsteuer, wegen 
°es möglichen Uebertrittes in den unbegüterten Stand, entweder 
Mittelst Erlagcs einer zu diesem Ende vmculirten Obligation oder 
Mittelst landtäflicher Vormerkung mit vuvillarmäßiger^Sicherheit 
^Uf die eigenthümliche Realität leisten. 

Diesen Beschluß haben nun die Stände in ihrer Versammlung 
vom 31. Ma i 1826, in Berücksichtigung des dermalen ohnehin insbe» 
sonder.' für die Güterbesitzcr gehemmten Prioats - Credits, dann, daß 
vUrch derlei Vormerkungen die Belastung der Wüter, und die darauf 
Ästenden Satzposten noch .vermehrt werden, somit den Landesmitglie
dern der Besitz ständischer Realitäten erschwert wird, nicht nur gänz-
"ch aufzuheben befunden, sondern auch zugleich beschlossen, den mit 
l̂Ner solchen Sichelstellung bereits belasteten begüterten niederösterr. 

"Nbesmitglicdern durch das Verordneten»Collegiumfreizustellen, sich 
von dieser Sichcrstellung. durch das Ansuchen um Devinculirung der 
Incolats-Capitals-Obligation oder um Löschung der geschehenen Real-
"ormerlung zu befreien. 

8 . 7 3 . 

s i e d l e rück ständige Landmanns teue r e i n z u t r e i b e n ist. 

Gegen s ä u m i g e Zahler und Restanten wird vermöge §. 16 der 
privilegirten Landschafts-Crecutions-Ordnung vom I . 1758 auf das 
Aliessende Incolat-Capital und dessen Interessen dieExecution geführt. 
^ kein solches Incolat-Capital sichergestellt (was nur bei solchen 
^andleuten eintreten kann, die früher begütert waren, und nun un» 
begütert sind), so »st auf deren sonstigen Immobilia und Mobilia zu 
greifen, und selbe sind der Schätzung nach um das Drittel wohl-
mler zu übernehmen. I n wiefern ein solcher Restant der Landmann
schaft verlustig erklärt werden kann, S . §. ,85. 
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2. Von den besonderen Vorrechten der zw«! 
oberen politischen Stande. 

8. 74. 

Au fzäh lung derselben. 

Die besonderen Vorrechte der zwei oberen politischen S t 3? 
d e bestehen: > 

») in dem Rechte, ihre M i t g l i e d e r selbst aufzunehmelli 
b) in der Fähigkeit,Erblandesämterzu bekleiden; 
e) in dem Ansprüche auf die sogenannten Lehengnaden; 
6) in dem Rechte/ »sich von den inhabenden Schlößern und EdL 

sitzen zu nennen; 
e) in dem Ansprüche auf ständische St i f tp lätze;^ 
l) in dem Rechte eines jeden Standes, aus seinen Aushül fe 

gel der« Aushülfe zu bewilligen; 
F) in der Becheilung verarmter Landesmitglieder mit Aushülfe 

aus den Aushülfsgeldern ihres Standes; 
l») in dem Rechte zur Tragung eines Ehrenk le ides ; und 
i) in Zulassung des Ritterstandes zu Hoffeierlichkeiten und E? 

pectanz zur Aufnahme in den äußeren Hofstaat; endlich 
K) in dem Ansprüche auf einige Berücksi cht ig un g von Seitl 

der Civ i lger ichte. 

§. 75. 

») Recht der zwei oberen politischen S t ä n d e , , ihl^ 
M i t g l i e d e r selbst aufzunehmen. 

Die zwei oberen politischen Stände haben das Recht der Aut»' 
nomie, d. h., sie können ihre Landesmitglieder selbst aufnehmen; un» 
bedürfen, wenn dieselben nur die zur Erlangung der Landmannschâ  
erforderlichen Eigenschaften besitzen, der l. f. Verleihung des Incolats, 
d. h.der l. f. Befähigung zur Landmannschaft nicht, wie dieses bei den 
böhmisch »mährischen und galizischen Ständen der Fc.ll ist (S.§.51> 

§. 76. 
d) Fäh igke i t zur E r l angung von Erblandesämter l" 

Die E rb ä m t e r erfordern, daß der Lehenmann einLandesmil' 
gliedsei (Oesterr. Lehentractat Tit. 7). . 

Rücksichtlich der Anzahl der Erbämter, ihrer Attribute'und PstiH 
ten, S . Abhandlung V. dieses Theilts von dem niederösterr. Lehenwese" 
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§< 77. 

«) Anspruch au f d ie sogenannten Lehengnaden» 

^ Von den 'österreichischen Landesherren wmden im 46. und 17. 
Mlhundert für sich und ihre Erben den zwei ober« po l i t i » 
'.HenLandstä'nden v ö n H e r r e n u n d R i t t e r s c h a f t d e s E r z » 
^ ^ i o g t h u m e s Oesterreich un te r der EnnS und i h r e n 
Nachkommen i n E w i g k e i t als S p ec ia l gnadcn a l l m ä ' 
'9 v ier sogenannte Lehcngnaoen nebst zwei E r w e i t « . 
Ungen bewilligt, dergestalt, daß, wie es im General-Mandate 

M«r Ferdinand'lll. vom 7. Juni 1637 hcistt: A l l e d i e j e n i g e n 
^ s e r e jetzige und künf t ige V a s a l l e n , weß S t a n d e s 
^e seyn, so m e h r e r m e l d ten zwe ien L a n d » S t ä n d e n 
^cht i n c o r p o r i r t oder e i n v e r l e i b t , solcher G n a d e n al» 
Erd ings u n f ä h i g und davon gänzl ich ausgeschlossen 
l lyn. Worauf diese Lehengnaden und deren Erweiterungen beruhen, 
Arm sie bestehen, wie weit sie sich erstrecken u. s. w., kommt in der 
^Handlung V. dieses Theiles von dem niederösterreichischen Lehen» 
"«Im vor. 

§. 78. 

") Recht, sich von den Sch lössern und Edels i tzen zu 
y e n n e n ; i n w i e f e r n es zu läss ig ist. 

Die L a n d l e u t e allein mögen sich von denjenigen Schlössern 
^ ^delmannssitzen, die vor Alters her ihre alten Namen haben, 
?"d welche sie selbst wirklich besitzen, oder sie die Landleut oder sonst 
Andere'darum, was von denen Herren und Landesfürsten fürzulegen 
^ben, auf« oder zuschreiben; denen Andern aber, welche etwa ih-
^n Schlössern, Sitzen und Gütern selbst Namen schöpfen, und de» 
^entwegen nichts f ü r z u w e i s e n haben, wurde geboten, sich 
!̂s«n hinfüro bei sonstiger Strafe von 2 Mark löthigen Goldes, wo» 

"on die Hälfte dem Anzeiger, und die andere Hälfte der Kammer 
Aufließen hat, gänzlich zu enthalten (Generale vom 1. März 1631, 
5«H). 

j . 79. 

^ Anspruch der L a n d e s m i t g l i e d e r a u f g e w i s s i stän
dische S t i f t u n g s p l ä he. 

z. Die Landesmitglieder haben einen Anspruch auf die für ihre 
^Mder eigens gestifteten Plätze und Stiftungen, sowohl in Erziehungs» 
""stallen') beiderlei Geschlechtes, als zur lebenslänglichen Versor» 
^Ng, wie dieß zum Beispiel bei der von der Maria Anna Gräfin 
"°N Nalderode im Jahre 1774 errichteten Stiftung für 4 arme ver« 

I , 14 
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waiste Fräulein der Fall ist, von welchen die Eltern Herren standet 
Mitglieder in Oesterreich oder Böhmen, Mähren und Schlesien warell» 

n) Zur Bildung der ständischen Jugend wurde von den drei oberen Stands 
mit kaiserl.'Bewilligung vom 29. März 169^ eine Landschaftl'-Atade^ 
in der Alservorstadt für Sohne ständischer Mitglieder unter der Leitet 
eines Oberdirectorö errichtet, welche unter der landmarschall'schen Iun^ 
diction gestellt war, und von weiland Kaiser Leopold I. mit besonder 
kaiserlichen Freiheiten begnadiget wurde. 

Die Schüler hatten mehrere Vorzüge bei Hofe, und das Recht, sich ^ 
nes mit Gold geschmückten Symbols zu bedienen. 

Die Dirrctores und Oberbramtcn erhielten durch ihre Anstellung b/« 
Abel, und ihnen wurde auf Anmelden von der Hofkanzlei das dießfalM 
Diplom ausgefertigct. Diese Zöglinge crbielten Unterricht in der Phll^ 
sophie, Geschichte und Heraldik, in der Jurisprudenz, in der MatheM«' 
t ik , und in de« Sprachen, dann im Reiten, Fechten und Tanzen. 6> 
wurden von dem Landmarschalle und den Verordneten überwacht. 
An die Stelle dieser Anstalt ist nun die Einleitung getroffen, baß ^ ' 

jenigen, welche auf den Vorschlag der Stande, nach erlangter lande«' 
fiirstl. Bestätigung, eine ständische Erzichungsstiftung erhalten, in d" 
Theresia Nischen Ritter > Akademie und in der Militär-Akademie zu 3le«' 
stadt untergebracht werden ( S . F. 28) ; und ein ständisch Verordnet" 
ist beauftragt, diese Zöglinge zu überwachen. 

§. 80. 
s) Recht eineS jeden S t a n d e s , A u s h ü l f e n zu ben'i l ' 

l i g e n . 

Da jeder Stand disponible Ausbülfsgelder hat, worunter aM 
die'Cassataren neu aufgenommener Mitglieder gehören ( S . §. 59)' 
so steht auch den Mitgliedern jedes Standes das Recht zu, in ^ 
besonderen Versammlungen deS Standes aus derselben, nach M«p 
ihrer Kräfte, Aushülfen an hülfsbedürftige Mttglieder ihres Stand" 
zu bewilligen. 

3. 81. 
x) V e t h e i l u n g v e r a r m t e r l?an d c s m i t g l i e b e r m i t ^ ' 

ner solchen A u s h ü l f e . 

Vandesmitglieder beiderlei Geschlechtes werden bei ausgewiesene'' 
Dürftigkeit mit jenen AuShülfsgcldern ihres Standes, nach dem M' 
lischluß der Versammlung dieses Standes, mit solcher Aushülfe betheilt' 

§. 82. 
K) Recht zu r T r a g u n g eines E h r e n k l e i d e s . I n w i e s e t 

der Gebrauch dieses Rechtes beschränkt ist. 
Bereits mit allerhöchstem Rescripte vom 23. Deccmber 18^ 

wurde von Sr . Majestät, um den niederösterr. Ständen, welche ih^ 
schon so oft bewiesene Treue und Anhang.ichkeit an Fürst und Vatel' 
land in dem gefahrvollen Zeitpunk« der feindlichen Invasion vol" 
Jahre 1806 neuerdings auf die rühmlichste Art bestätiget habe»" 
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l'Nen Beweis der allerhöchsten Gnade zu geben, bewilliget, die bc 
le i ts d a m a l s g e w ä h l t e , nach den Farben des Landeswapen 
^gerichtete Umfo,m (schallach,och Mit blau.n Kragen, Aufschlägen 
Ulld silberncl Stickerei, dann ^nnul«tt<8 und ?«rt6'opi:«). Nicht nur 
"^ Landtagen und großen ständischen Versammlungen, sondern auch 
außerdem nach ihrem Belleben und auch bei Hofe zu tragen. 

Dieser Uniform wmde lM Jahre 1811 cme reich silberg^silckte 
^a l la-Unl form beigefügt, zedoch ohne ^^« l l l ^ t l ^ . , d»e nur dem 
"Ndmarschalle vorbehalten bleiben. Zufolge a. h. Cablnets^chre,bens 
von, 26. Ma l 1836, Hoflanjleldccr. com 23- Juni l830, Hofz. 15,833, 
wurden statt den i u r zcn w l̂sien Belnkletdeln lange gestattet, und 
iwar laut Hofkanzlcldecr. ^om 1. August 1836 mit emer silbernen, 
^lt zwei rothen Streifen velsehenell Borde nach der vierten Boiden» 
blasse an den Selten. 

lieber den zur Kenntnis; Sr . k. k. Majestät gekommenen Wunsch 
c«Nes gzosien Thells der Stände, statt der blShellgcn lhlem Zwecke 
Nicht zusagenden scharlachlotben E a m p a g n e - U n i f o r m eine andere 
iU eihalten, fanden sich endlich Allcrhöchstdleselbl'N bewogen, fü r 
^amnit l lche S t ä n d e der deutschen P r o v i n z e n eine neue 
K a m p a g n e - U n i f o r m UNtcr folgenden Vrlsclnlfrcn einzuführen: 

D,e bisherige O a l l a - U n l f o r m der Stände m den verschie
denen Provinzen bleibt unverändert; so wie auch icnen ständischen 
MttglledelN, welche bereits nnt der einfachen gestickten Umform nerie-
öen sind, das Recht vo,behalten blieb, solche b,s zu ihrel' gänzlichen 
Abnützung bc» minder feierlichen Gelegenheiten zu traqen. 

Sämmtllche, durch allerhöchste Entschließung zur Tragung der 
indischen Uniform berechtigten Mitglieder haben aber auch das 
siecht, die neue allgemeine Campagnc-Uniform zu tragen. 

Die allgemeine Camvagne-Unlfolm besteht aus einem nach dem 
schnitte der bisherigen Campagne-Uniform verfertigten Fracke von 
dunkelblauem Tuche m»t scharlachrothen tüchelncn Klagen und Auf
schlägen ohne aller Stickerei, den für d,e Galla-Umfoim bestimmten 
lllbervlattirten oder veigoldeten Knöpfen mit dem landeswapen, weiften 
besten, weißen oder auch blauen zu Stiefeln geeigneten langen Bem» 
lle,dern (ohneBorden), dann dem bisherigen Un«folmhute, zedoch ohne 
3ebern. Degen und Kuppel bleiben unverändert. Uebrigens sind durch
aus leine Willkürllchkeltcn gestattet (allcrh. Handblllet vom 15. Oc» 
tober 18 l6 , Hofkanzle,decre't vom 5. December 181tt, Hofz. 24,«33, 
^ggsz. 89, von 1817). 

M i t allerhöchstem Nescrlpte vom 23. December 18t)7 wurde übri-
seng auch bestimmt, daß nur die m d,e Velsammlung der drei oberen 
Stände wirklich eingefühlten, und nach der Verfassung zu Sitz und 
stimme geeigneten Landesmitglleder die benllligte Uniform tragen 
dürfen; wobei sich versehen wurde, das; die Stunde bei den Ein
führungen in den Landtag sich genau nach der bestehenden Verfassung 
Und den dießfalls ergangenen Vorschriften achten, und nur die Mit den 
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vorgeschriebenen Eigenschaften veisehenen Individuen in ihre Mitt/ 
aufnehmen werden; und da erwähn:ermasien zur Tragung'dltftrlUN>' 
form nur d»e m die ständische Vclsammlung eingeführten und i" 
Sitz und Stimme geeigneten Mitglieder berechtiget sind, so sind ihs< 
Söhne, so lange sie mcht eingefühlt sind, hierzu Nlcht geeignet. 

Diese höchste Vorschnft wulde m,r Hofkanzle,den er volN 
26. März I 8 l 3 , welche zugleich befahl, soigfatt,« darüber zu wache", 
daß sich Niemand die Tragunq dcl ständischen llnlfolm erlaube, del 
dazu nicht bercch iget »st, dann Mit alle» höchstem Handblllete vom 1^ 
Ocrober l«!K, Hoftanzleldecret vom ^.Dccember l^16, Hof^. 24,633, 
Rggsz. 89äo18l7. undMltHofranzIcl.-P'äsidlal-E:!aß vom 14. Apw 
4834, Rggsz. 23,627, m Elinnelung gebracht. 

§. 5N. 
l ) Zu lassung des R i t t e r s t a n d e s zu H o f f e , c r l , chke'/ 
ten, und Er p e c t a n z z u r A u f n ä h m e , n d e n ä u f t e r e n H o p 

staa r. 
Sowohl dem bel dem ä'usieren Hofstaate »n wiikllchen Diensten 

stehenden, als dem gcsamnnen Niltei stände, wurde die Auszeichnung 
bestätiget, dasi sie zu allen Hofmerllchke,tcn eingelassen weiden dül' 
fen; so wie denjenigen, welche alten RtttcrstandeS sind, und ti Iah^' 
lang bc, der dermallgcn Nlederösterreichlschen Regierung Repräsenca' 
t»on und Kämmerer, wie auch bei dem hiesigen Landrechte dienen, 
die Aufnahme m den äusieren Hofstaat m ?lussicht gestellt wurde 
(allerhöchste Erinnerung an das Obei sthofmeisterami vom 7. Nov. 4756/ 
Hofdecret vom 13. Nov. 1756). 

§. 84. 

K) Anspruch au f e^l>u^H^. Berücks ich t igung von S e i t e 
der C i v l l g e r l c h t e . 

Wenn es in Civil« Geschäften auf Arrcstirung eines niedelösterl» 
ständischen Mitgliedes ankommt, so rann weder dem Executionsführcc 
die Last der Kosten der ?lrrest«rung ,n dem sogenann ten grü ' 
nen S tu'bei zu tragen aufgebürdet, noch dieser Arrestort, weNl» 
er ohne Beschwerde deS Executlonswerbers beibehalten weiden kann, 
als den Gesehen widerstrebend angesehen werden, sondern eS «st silh 
M solchem Falle an den Landmarschall zu wenden, und »essen Aeuß<̂  
rung einzuholen, ob für den Fal l , daß ein in Erecunon gezogen^ 
ständisches Mitglied die Kosten der Bewachung und Heihung ,m grü' 
nen Siübel zu bestleiten nicht vermögete, dasselbe in den allgemeinen 
Arrestort überseht werden soll; oder ob etwa d,ese Kosten aus der 
ständischen Cassa zu entrichten auf sich genommen werden wi l l ; maße«, 
lveckn sich die Stände zu Letzterem geeignet erklären, den ständischen 
M i t g l i e d e r n »n C l v l l - A r r e s t a n g e l e g e n h e i l en dieses 
b i s h e r i g e A r res to r t b e i b e h a l t e n , außerdem aber das m Per' 
sonal-Execulion verfallende ständische Mitglied, das die Kosten der Be-
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Satzung und Beheihung aus Eigenem zu tragen nicht vermag, in 
"N allgemeinen Arrest der Schuldner übersetzt werden muß (Hofde» 
" t t vom 29. August 1793 an das niederösterr. Appellationsgericht). 

Wenn Stände den Charakter eines Advokaten bekleiden, behal» 
^N sie das Prärogativ, vor Gericht zu sitzen (Hofdecret vom 4. März 
" 8 4 . I . S . 318, Nr. 256). 
^ Böhmisch, österreichische Landesmitglieder können sich jedoch, mit 
Ziehung auf frühere Anordnungen, nicht entschlagen, den Zeugen« 
^ld abzulegen (Hofdecret vom 29. April 1ß03, I . S . 305, Nr. 604). 

2» Art und Weise, wie die Lanbmannschaft 
erlöscht. 

§. 85. 

D i e L a n d m a n n s c h a f t e r l ö s c h t : 

^ ») Durch das Aussterben der ehe l ichen m ä n n l i c h e n 
descendenz des ersten Erwerbers der Landmannschaft; denn, 
Ann gleich auch die weibliche Descendenz der Rechte der Landmann» 
'Haft theilhaftig ist ( S . §.55), so kann sie selbe doch nichtauf ih re 
descendenz verpflanzen. 
. d) Durch u n b e f u g t e A u s w a n d e r u n g ; da ein österreichi
scher Staatsbürger nach §. 10 des AuswanoerungspatenteS vom 24. 
'"larz 1832 a l l e r Rechte und Vorzüge, die er als solcher genossen, 
""lustig, und auS den ständischen M a t r i k e l n gelöscht 
" « r d e n so l l . 

Inwiefern dieser Verlust sich auch auf die Descendenz des Aus
wanderers erstrecket, ist nach den Bestimmungen jenes Patentes zu 
"Urcheilen. 
^ «) Durch S t r a f u r t h e i l e , wodurch ein Verbrecher zur Todes» 
^afe, zur schweren oder schwersten Kerkerstrafe verurtheilt wird. Ist 
"bmlich der Verbrecher ein Landmann aus dem Herren- oder Ritter« 
llande, so ist laut §. 23 l i t .a des l.Theils des Strafgesetzes zugleich 
^ Tilgung aus dem ständischen Matrikel verbunden. 

Es ist also nach dem §. 304 jenes Strafgesetzes jede Verhaft« 
"ehmung eines Adeligen, der ein M i t g l i e d der Landstände 
' " von dem Criminalgerichte nach dem summarischen Verhör sogleich 
«M Obergerichte die An; :qe davon zu machen, damit von diesem der 

Landschaft die Nachrlchl gelben werde; und das Urcheil ist nach 
^ '446, vor dessen Kundmachung dem Obergerichte, wenn es nicht 
d̂nedieß durch dasselbe ergchen must, sammt den Acten zuzusenden, 

Elches die Anzeige von dem Verbrecher und dem erfolgten Urtbeile 
^ r Landschaft zu machen hat, damit über Entsetzung des Verurtheil' 
^ vom Stande die angemessene Verfügung getroffen werden könne. 
. Wenn das Obergericht die Nachricht von der erfolgten Verfügung 
llwen 30 Tagen von der Zeit der gemachten Anzeige nicht erhält, ist 
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das U» theil kund zu machen und zu vollziehen ( S . auch Abhandlung l " 
vom Abelstande §. 90). 

Nach dem Strafurcheile erzeugte Kiyder haben dann gleicht 
kein Recht auf dle Landmannschaft. 

ä) Bei unbegmerten Landleuten durch fortgesetzte un te r !« ' ' 
sene B e z a h l u n g der u n b e g ü t e r t e n Lan d mann steuel 
nach fruchtlos angewandter Crecutton durch alle Grade; jedoch ^ 
Vorw'ssen eines jeden Grandes. Vermöge Ttändebeschlußes vo>̂  
Jahre 1709 »st dies; nur eme P ersona l - E r m a t r i c u l i r u g , "N" 
kann sich sonach nur auf die nachfolgende eheliche Nachkommt 
schafr des Ausgeschlossenen erstrecken, während die bereits vorhanden^ 
Mitglieder der lmmatnculirten Familie durch Zahlung des Rückstau 
des sich rehabllitlrcn können. . 

Durch Slcherstellunq der unbeqiiterten Landmannsteuer ist jedoV 
diese Erlöschungsart grost ten lh e»ls beseitiget, und sie kann N«l 
dann eintreten, wenn em begüterter Landmann, der als solAl 
keine Landmannsteuer sicherzustellen hatte, unbegütert wird, UN" 
somit auch dle unbequterte '.'andmannsteuer zahlen soll. 

o) Durchdenke t r i eb eines bü rger l i chen Oe werbe ' 
nach alter, jedoch m der neuern Ze,t nicht mehr gehandhabten Obsel' 
vanz ( S . §. 51). Endlich 

k) Durch f r e i w i l l i g e Ve rz i cht le i stunq; diese Verzicht 
leistung kann sich aber nur auf die Person desVerzlchtlelsters erstreckê  
auf die Ehegattin und dieberei ts vorhandene Nachkommenscha" 
aber nicht. 

v. Won dem vier ten Stande. 

§. 86. 

E l e m e n t e des v i e r t e n S t a n d e s . 

Der aus 1<) Orte bestehende vierte Stand zerfällt 
t . in den ersten halben vierten Stand, welchen die k.k. HaUpt' 

und Residenzstadt W « e n , und zwar nu r der B u r g f r i e d e de l ' 
selben bildet"), und 

2. in denzwei ten halben vierten Stand, welcher aus 18 landes' 
fürstl. Ortschaften besteht, nämlich aus den 14 Städten T u l l N «N° 
<ybbs im V. 0 . W. W . ; Brück an der Leycha, H a i n b u r g , 
K l o s t e r n e n b u rgund Baden imV. U.W.W.; K rems, S t e i " , 
E g g e n b ü r g , Z w e t t e l und W a i d Höfen an der Thaya im V . ^ ' 
M . B . ; und K o r n e u b u r g , Netz und Laa im V. U . M . B . ; u"° 
aus den vier M ä r k t e n : M ö d l i n g , P e r c h t o l d s d o r f und G u tt»' 
po ldsk i rchen im V . l l . W. W . ; und Lanqenlo iS im V . ^ 
M . B. S,e wurden auch Mi t le idende Städte und Märkte gl' 
nannt ( S . §.89). 
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») Die Stadt Wien ward soqar im 13. Jahrhunderte mehrmal zur Reichs, 
stadt erhoben (1230, 1846, 1278), bis sie endlich dieses reichsstadtische 
Privilegium verlor, als Kaiser Rudolph I. aus dem Hause Habsburg 1282 
mit kaiserlichem Befeblsbricfe die Stände des Landes zur Unterwerfung 
und Treue qeqrn seinen Sohn Albrecht, als neuen E r b h e r r n anwies 
(S. H 1). 'Dafür ward st' als Hiupt- und Residenzstadt allmälig mit 
vorzüglichen landesfurstl. Privilegien begnadigt, und als die erste Hülste 
des vierten Standes erklart. , . ^ ^. . . 

^) Zu dieser zwe,ten Hälfte des vierten Standes gehören dagegen die zwelnach 
Wien bedeutendsten Städte des Landes, nämlich St . P a l ten und Wie
ner Neustadt, nicht. Beide blleben den ständischen Angelegenheiten stets 
fremd ; sie wurden von Alters her als k. r. Kammerguter betrachtet. Die 
früher dem Bischöfe ron Passau gehörige, und erst im 17. Jahrhundert 
definitiv landesfurstlich gewordene Stadt St. Polten pflegt sich daher aucy 
eine k. k. Kr»is« und Aicrtclstadt zu nennen; deren Bürger übrigens, 
traft der von Kaiser Friedrich V. und Kaiser Maiimilian I . 14-70 und 
1492 ertheilten Privilegien alle Rechte, wie andere Burger der landeö« 
furstl. Städte genießrn. ^ ^ ^ , .^ ^ . 

Die der von jeher unmittelbaren Stadt Diener Neustadt ertheilten Pri
vilegien rühren vom Herzoge Leopold V l I . dem Glorreichen (1197), Kü. 
nig Ottokar (1253), Kaiser Rudolph I I . (1277), Rudolph lV. und Frie
drich IV. (1452) her; und von Rudolph IV. bekam sie den ehrenvollen 
Titel „einer edlen und getreuen Stadt.« 

§. 87 . 

A u f z ä h l u n g der b e s o n d e r e n V e r h ä l t n i s s e des v i , r -
t e n S t a n d e s . 

Der vierte S tand hat aui>r dem in den §§. «b i s 13 a l l e n 
" i e r S l a n d e n vorkommenden Rechten keinen Theil an d e n stän
dischen Angelegenheiten; und selbst d.e landtafelmäsi.qe Besttzfahlg.-
k"t steht ihm nicht zu , .me dieß die Hofoerordnung vom 15 . Apn l 
N 3 ? beweiset, wornach der Magistrat der Haupt- und Residenzstadt 
Wien für das erkaufte Landgut Margarechen die d o p p e l t e Gül t zu 
iahlen ermächtiget wurde ( S . auch §. 1 9 ) . 

§. 88. 

P r i v i l e g i r t e G e r i c h t s b a r k e i t d e r s e l b e n . 

Zu den unter die Gerichtsbarkelt des Landrechtes stehenden mo, 
tischen Personen gehören auch die landesfürstlichen Ortschaften, da 
Ne den Bürgerstand als den vierten Landstand reprä'sentiren ( Im»sd . 
Normale §. 2 6 , M . ä ) . 

§. 89. 
V e r s c h m e l z u n g des städtischen C o n t r i b u t i o n s w e s e n s 

m i t j e n e m d e r d r e i o b e r e n S t ä n d e . 

S o wie ferner der Wiener Magistrat ehedem das städtische Con« 
tributionswesen selbst besorgte, und dle Recessualsummen unnMtel. 
bar in die Slaatscasse abführte, so war die ganze Leitung des ^on« 
triburionswesens der 18 landesfürstlichen Ortschaften, welche ,M 
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V e r e i n « zur Vandessteuer mit concurrirten, und eben besihalb al" 
m i t l eid enbe Slädte und Märkte genannt wurden, von allen Z e ^ 
her der R e g i e r u n g zugestanden. 

Auch die Einbringung des Contributionals von diesen lehtgena«^ 
ten Ortschaften wurde damals von der Regierung besorgt, und p 
diesem Ende ein eigener halber vierter Standes-Einnehmer angesteA 
bis das k. k. Provinzial Zahlamc an dessen Stelle trat. Allein ber«»t» 
mit Hoftan^llidecret vom 4. October 1816 wurde der Kataster l < ^ 
18 m i t l e i d e n d e n Landstädte und Märkte den drei oberen Sts^ 
den übertragen; und sowohl dieser, als jener der Haupt» und Residenz 
stadt Wien in Folge der Einführung des Grundsteuer-ProvisoriulN' 
im Jahre 1821 mit dem ständischen Kataster ganz verschmolzen, " 
daß die Benennung m i t l e i d e n d e Ortschaften dadurch seine BedeU' 
tung verlor ( S . auch §. 90, und die Abhandlung XXIV. dieses Th"' 
les von den direcren Steuern). 

Auch wurde mit allerhöchster Entschließung vom 17. Juni I82v» 
Hofkanzleidecret vom 5. August 1828, Hoszahl 2945, Rggsz .45M 
verordnet, daß, bis zur neuen, von den niedere'sterr. Ständen vors? 
schlagen«« Fanrung der Urbarial-Giebigkeiten, von den Städten und 0lt' 
schaften des vierten Standes, die Fassionen ihrer Urbarial» und ZeheN^ 
bezüge nach denselben Grundsahen, nach welchen jene eingerichtet 
sind, und auf denen die damalige Nrbarial« und Zehentsteuer be» 
ruhet, abgefordert, d,e entfallende Steuer auf gleichmäßige Art, <vlt 
es bei den übrigen geschieht, berechnet und vorgeschrieben werden solKlt» 

z. 90. 

E i n s t e l l u n g d e r B e i t r a g s p f l i c h t i g k e i t d e r l a n d e s fürst' 
l ichen Or t scha f ten un te r sich. 

Jede der oberwähnten Landstädte und Märkte waren ehedem als 
m i t l e i d e n d e Orte auch zu den Wasserbaulichkeiten in der Nähe all' 
derer landesfürstlichen Ortschaften beitragspflichtig. 

Dieses auf das neue Besteuerungs-System nicht mehr passende 
Verfahren wurde jedoch vom BerwaltungSjahre 1821 angefangen 
Mit allerhöchster Entschließung vom 17. Juni 1825, Hoftanzleidecret 
vom 25. Juni 1825, Hofz. 19,308, Rggsz. 34,304, aufgehoben; und 
es wurde verordnet, daß dießfalls zwischen den landesfürstlichen und 
anderen Ortschaften kein Unterschied mehr obwalten solle ( S . übriges 
über die sonstigen polit. Verhältnisse der Städte und Märkte und des 
Bürgerstandes die Abhandlung V l l l . dieses Theiles von dem N. b» 
Municipalwesen und dem Vürgerstande). 
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I I . Hauptstück. 

Von de l̂ ständischen Akt iv i täts - Organen 
und ihrem Wirkungskreise. 

l Abschnitt. 
Von den ständischen Act iv i täts-Organen. 

§. 9 1 . 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n . 

Laut Hofkanzleidecretes vom 12. April 1782 wurde das bis dahm 
blbststänoig bestandene mederösterr. Ständisch»VerordNeten»CoUegmm 
Ulit der niederösterr. Landesregierung unter Einen Chef vereiniget. 

Te. Majestät Kaiser Leopold I I . geruhten jedoch, nach Inhalt 
eines Hottanzleidecretes vom 7.Iuni 1790, Hofz. 1917,Rggsz. 11,33^,, 
wieder einen neuen L a n d m a r s c h a l l , der von a l l e n a n d e r n , 
von diesem A m t e f remden Geschä f ten e n t f e r n t seyn 
so l l , allergnädigst zu bewilligen, den Ständen insolange, bis eine 
Instruction zu Stande gebracht seyn wird, jene Activität, so wie sie 
'Nl Jahre 1764 ") bestanden hat, wieder zu geben, und die ständi
sch« Buchhaltung dem Ve.r o r dn e t e n ' C ol l eg ium und dem Aus» 
sch u sse unterzuordnen. Hierauf wurde vermöge der allerh. Nescripte 
vom 8. und 27. Mai 1791 die d re i oberen S t ä n d e des Erz-
berzog thumes0es te r re i ch un te r der E n n s i n i h r e a l t e 
Ver fassung und A c t i v i t ä t , und daher auch das Aus« 
schuß« und V e r o r d n e t e n - C o l l e g i u n l in seiner v o r i g e n 
Gestal t w ieder hergeste l l t . 

») Nachdem F.t der Instruction von 1764 hatte nämlich das Ständisch, 
Verordneten «Collegium die Domestica und Diätalia zu besorgen, nach 
§. 2 die Postulat» zu befördern, nach §. 3 die 3iepartit,ons« Plane, jähr« 
liche Systemal «Entwürfe, die Quartals »Consignation, die Antizipationi» 
Ruckzahlungen, die Individual-Restantenlisten über das ausständische Eon, 
tributionale, die monatlichen Trtract- und Standzettel fammt der Um
setzung«» Ginbuße zu verfassen, nach §. ^ die Ruckzahlungen zu berich. 
tigen, nach §.5 die Bonisicationen und Supererogaten zn besorgen, nach 
§. 6 diele letztere zu abjustiren, nach F. 8 das rüctftänbische Rustitale 
und Dominicas nach der Grrcutions« Ordnung einzubringen, nach §. 9 
die von den Dominien bei Eintreibung der Herrrngiilten vorkommenden 
Vrcessen abzustellen und nach g. <1 dlü Praliminar»Entwurfe jährlich zu 
verfassen. 
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4 Landmarschall und Landuntermarschall. 

§. 92. 

B e s t i m m u n g e n d e r s e l b e n . 

An der S p i t z e deS Stände- Inst i tu tes steht der j e w e i l i g « 
v o n S r . M a j e s t ä t e r n a n n t e L a n d M a r s c h a l l ' ) , welcher 
sonach an L a n d t a g s « und sonstigen a l l g e m e i n e n ständisches 
Versammlungen der drei oberen Stände, so wie in den Versammlung 
gen des S t ä n d i s c h - V e r o r d n e t e n « C o l l e g l U M s und d < l 
A u s s c h ü s s e , und m den b eson de r en Versammlungen deS Hel» 
rens t a n d es das P r ä s i d i u m führe t ' ' ) , wogegen der jeweilige a«^ 
der Reihe der Ritterstandesmitglieder gewählte und höchsten O r t » 
b e s t ä t i g t e L a n d u n t e r m a r s c h a l l ,n den Ritterstands-Ver^ 
samml.ungen V o r s i t z t , und zugleich A u s s c h u ß des Ritterstandes 
ist. B e i unbesetztem Landmarschallamte wird dasselbe entweder von ei' 
nem eigenen A m t s v e r w e s e r , oder von dem e rs ten Ausschuß» 
rathe des niederösterr. Herrenstandes als mittlerweiliger Verfassung^ 
mäßiger Stellvertreter verwaltet ( S . s§. 108, 136) . 

Das gesammre ständische Personal ist übrigens an den Landmar-
schall angewiesen (Instruct ion vom 16. M a i 1764, §. 1)^> 

») Nach der Gerichtsordnung von 4560, und dem den zwei ober« polit. 
Ständen erthcilten Criminal« Privilegium und mehreren nachgefolgten 
Resolutionen zu Folqe unterlagen die Landesmitglleber (außer den militi» 
rischen Vergehen und Verrichtungen) dem landmarschallischen Gerichte, 
sowohl in pos«onaNlDU8 als ronNKus, oivillbu8 et eriminnlibu«' 
folglich gebührten ihm auch, nach Absterben derselben die Jurisdiction^' 
Sperre anzuthun, die Testamente zu publiziren und die Abhandlungen 
zu pflegen. 

Nicht m,nber hatte es, nach der Resolution vom 46. Oktober 45«", 
über Streitigkeiten über Ritterlehen, mit Vorbehalt der Appellation a" 

' die niederösterr. Regierung zu entscheiden, und das sogenannte NeiSboten« 
amt, welches da« Verzeichnlß der ständischen Gülten enthielt, und ds» 
von dem sogenannten Neisboten geführt wurde, unter sich. 

Dieses lanbmarschallische Gericht bestand aus dem Lanbmarschalle un° 
General - Landobersten, dem Lanbuntermarschalle und aus 4? Landrechti» 
Beisitzern aus dem Herrenstande und 48 Beisitzern aus dem Ritterstandt, 
einem Landschreiber, zwei Secretären u. s. w. 

Dem Landhause selbst wurde vom Kaiser Maximilian l l . unterm s"> 
Febr. 4571 die Freiheit für Rumor und tha'tlichen Friedbruch, wie an« 
der« befreiten Häusern eingeräumt, d. h. dem Felb«Obrist< und Untel' 
Marschälle ward gestattet, jeden Ruhestörer im Landhause auf der Thal 
ergreifen zu lassen und an das competente Gericht abzuliefern. 

Auch wurde bewilligt, oberhalb beider Eingänge oder Thor« und be» 
jedem Thore des Landhauses ein Freizeichen oder eine Tafel aufzumachen, 
worin eine Hand mit einem bloßen Schwert gemalt, auch oben dar
auf dir kaiserliche Freiheit und die Strafe derer, die darüber mit t l M 
licher Hanbanlegung oder Entblößung der Wehre im Landhaus und de»» 
selben Einfang bandeln, schriftlich ausgedrückt erscheinet, welches Freize" 
che» noch gegenwärtig Gesteht. 
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Die stcindischtn Landhäuser und Gebäude werden übrigens, insoweit 
dieselben zur Unterbringung der ständischen Aemter und Sassen und zur 
unentgeltlichen Newohnung der Beamten dienen, welche entweder wegen 
Sicherheit der Aemter und Cassen darin wohnen, oder in pgrtem 5»I»rii 
die Wohnung in denselben unentgeltlich genießen, sollen in Beziehung 
auf die Häusersteuer den übrigen öffentlichen Gtaatsgebäuden gleichge« 
halten werden, und bleiben somit f ü r diesen 2 h e i l von der Gebäude« 
steuer befreit. Jener Wohnung«« Zins von ständischen Gebäuden jedoch 
bat der Häuseisteuer zu unterliegen, welcher unmittelbar in die ständische 
Domestitalcassa einstießt (Hofkanzleidecret vom 22. Oktober 1820, Z. 1848, 
Provinzial«Commissions«Decret vom 20. October 1820, Z. 2082). 

' ) Des Landmarschalles Stellung ist im Uebrigen gegenüber der Stände, 
wohl die eines nomo r vA iu , , eines landeöfürstlichen Hofcommissärs. 

2. Collegium der Ständisch'A erordneten und 
der ständischen Ausschüsse. 

8. 93. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n . 

Die den Ständen zugewiesenen Angelegenheiten und Verwal
tungsgegenstände werden dermalen 

t . von einem Collegium von V e r o r d n e t e n besorgt und 
2. von dem Collegium der Ausschüsse in bestimmten Gren» 

ien controllirt " ) . 

' ) Zur Besorgung der ständischen Geschäfte bestanden v o r m a l s nebst den 
zwei Collegien der Verordneten und Ausschüsse, auch noch ein sogenanntes 
Rait» Collegium auö 6 Landcömitgliebern, welche von den Ständen ge« 
wählt wurden I m Jahre 1764 wurde aber dieses Collegium aufgehoben. 

Auch bestand ein sogenanntes Landschafts-Ober, und Unter - Commissa, 
rlats'Ann, nach den Landes-Vierteln, nämlich für jedes Viertel ein Ober« 
Vommissär aus der Reihe der Landstände, ein Unter «Commissar und ein 
Käsern»Verwalter. 

Diese Commissarlats »Aemter wurden nach Einführung der Kreishaupt« 
leute im Jahre 1754 aufgehoben, da diese in deren Wirksamkeit traten, 
daher denn auch Se. Majestät Kaiser Leopold I I . , auf eine Vorstellung der 
drei oberen Stände, denselben durch Hofkanzleidecret vom 15. März 1791, 
I. Abth. Nr. 10, Rggsz. 4671, die allergnädiaste Zusicherung zu ertheilen 
geruhten, daß bei Besetzung der Kreishauptmannstellen» wenn gleiche 
Verdienste, gleiche Fähigkeiten eintreten, in der Auswahl aufständische 
Mitglieder vorzügl iche Rücksicht werde genommen werben. 

1. Collegium der Ständisch-Berordneten. 

§. 94. 

E l e m e n t e deS C o l l e g i u m s der V e r o r d n e t e n . 

D a s VerordneteN'Collegium besteht aus sechs Landesmitgliedcrn, 
nämlich aus zwei von jedem der drei oberen S tände ; daher jeder 
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Stand dazu zwei LandesMitglleder zu erwählen hat (Instruction f^ 
das Ständisch - Verordneten-Colleglum vom 15. Febr. 179l , §.4)' 

Der zum Verordnelen gewählt werden will, muß nach de,nLaN> 
tagsschluße vom 9. December 1656 

1. emes aufrechten ehlbaien Wandels, guten Leumundes Ulld 
Credlts, und für sich em gurer W,rth seyn; 

2. soll er lm Lande selbst wohl b eg ü t e r t ( S . §. 68) und in» 
Herren« oder Rttterstande s o v » e l m ö g l l c h e l n e r a u s den a l t ? 
ren Geschlechtein seyn ( S . §. 67). 

Der §. 1 der Instruction für dle Ständisch-Verordneten vottl 
7. Februar 1791 sagt gleichfalls, daß wohl auf solche der Bedacht z« 
nehmen sei, welche Hierlands beqütert, vorzüglich jedoch sotori» p»li> 
du» von alten ständischen Geschlechtern sind; ferner soll nach delN 
Landtagsbeschluße vom 9. December 1656 gewählt werden, der 

3. von den österreichischen Geschlechtern und Mit vielen Schulde« 
Nicht belastet »st, 

4. der an dle gemeine Landschaft oder diejenigen, welche mit der
selben wegen der Ausstände >n gleichmäßigen ̂ ura Ax«'c,iti<mi8 stehen, 
weder von sich selbst noch auch wegen anderer Schulden verhaftet 
bleibet, 

5. m«t keinem Hofdienste (außer dem k. Kammerherrn welcher 
allein ratlonu ossleli Nicht ausschließt) beladen, noch sonst fremden 
Fürsten Dienst und Iu,,sd,ction oder Botmäßigkeit unterworfen seyN, 
es se» denn, er begebe sich derselben. 

Auch der § . 1 der Instruction für die Ständisch-Ve» ordneten 
vom 7. Febr. 1791 sagt, daß zu Verordneten »Stellen ke»n «n wirk-
llch lanbeSfürstlichem Dienste stehender Beamter gewählt werden ") 
und eben so wenig ein in Particular-Diensten stehendes— oder sonst 
e»ne hlerlä'ndlge Güte»-Administration, Sequestration, Pachtunaen 
oder Verwaltungen Theil habendes ständisches Mitglied ,n die Wahl 
kommen soll. Ferner sagt der Landtagsbeschluß vom 9. December 1656, 

6. daß er einer andern Gewalt Nicht unterworfen, sondern «ul 
Hurl« seyn soll, 

7. daß er sich vorher m ständischen Angelegenheiten hat gebraU' 
che« lassen oder den ständischen Veisammlungm und Berathschlagun-
gen fleißig beigewohnt und Wissenschaft hat: was auch der §. 1 der 
Instruction vom 7. Febr. 1791 enthält. Auch ward nach dem Land
tagsbeschluße vom 9. December 1656 erfoldert, daß er 

8. die Vota nicht zusammengesucht, noch eingehandelt, noch be« 
Hof Intoreessionale» erwirkt hat, 

9. soll er sich der Instruction mächtig machen. 
Riicksichtlich der Eidablegung siehe §. 97. 

") Auf das kand unter der Enns paßt demnach die Ministerin!-Anordnung 
vom t8. Mai 4821 nicht, wornach wirklich dienende Staatsbeamte z» 
Ständisch - Verordneten nur in jenen Provinzen gewählt werben tonnen, 
wo die Stande nicht selbst deren Ausschließung davon unter weiland 
Seiner Mazestat Kaiser Leopold I I ansuchten 
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3. 95. 
W i e be» der W a h l vorzugehen ist. 

D,e Wahl soll nach dem Landtagsbeschlusie vom 9. December 1656 
!^ o f fenem Landtage geschehen, und ehe dazu geschalten wird, »m 
Prälaten-Stande von dem ältesten, l«n Herrenstande vcm Landmare 
Aalle, »m Rittet stände aber von dem Landuntelmarschalle und m deren 
Abwesenheit vom ältesten ledes Standes nachstehendes Verfahlen be

llet werden: 

1. Jeder soll elmahnt werden, ein solches Indlvlduum zu wäh» 
>en, welches dem allgemeinen Wesen nützlich vorstehen und dem Vater
lande erspllejzllche Dienste leiten kann. 

2. Soll die Wahl be» den zwel obeien politischen Ständen Nicht 
AtZetteln, sondeln mündl ich geschehen " ) , vo,her aber Jedem d»e 
Wahla,t und die Eigenschaft zur Erlangung dieses Dlenstes zugestellt 
Melden, und be»m Votlren darauf Bedacht zu nehmen. 

3. Em Votum, daS s,ch nur auf des Andern Summe oder auf 
d>e Majorität berufet, »st n,cht anzunehmen, fondern ungültig. 

4. Sollten die mehre,en Stimmen auf einen solchen fallen, wel
cher die Eigenschaften Nicht hat, so send d»e Anderen berechtigt, da» 
8lgen zu prorestlren; die Wählenden aber haben emen schriftlichenRe-
"ers auszufertigen, daß sie für allen Nachthell basten, den der Er
zählte zufügen lönnle. 

5. Bei del Wahl sollen 24 selbst B e g ü te l t e ( S . §. 68) »n 
l'Nem jeden Stand, bei dem Prälatcnstande abel wenigstens 12 zu. 
^sen seyn; bei welcher Zahl, wenn sie elfullet, a'odann den anwe-
s«Nden unbeqütelten Landlel'ten zu votllen unverwehlt «st, wo dann 
^ ' Zusammentiaqung der Stimmen ihre Vota weniger Nicht, alS der 
"egütnten beachtet und für gültig gehalten werden sollen. 

K. Sol l Keiner zur Elwählunq eines Veloldneten zugelassen wer« 
°lN, welcher sem 22. Iah l noch Nicht erreicht hat, wo er dann, wenn 
" gleich noch unter der Eltern Gewalt steht, Nicht ausgeschlossen lst. 

7. Wenn auch em Mitglied deS Standes Nicht zugegen lst, lst 
dasselbe, wenn es geeignet »st und von dem Präses des Standes enr-
bedev für sich selbst oder von andern anwesenden Mltglledern v or-
^schlagen w«rd, wenn die Stimmenmehrheit auf dasselbe fällt, 
^«Wahl gültig. Hlelnach ist es also Nlcht nothwendig, um eme sol
che Stelle emzukommen. 

*) Die allerhöchste Entschließung vom 18. Jänner 183t, Hofkanzleidecret vom 
20. Juli 1801, Hllfz. 17,006, Rggsz.43,259, paßt also nicht hierher, wor-
nach nach Wahl emes Standisch «Verordneten, wobei ,n eini
gen abgegebenen Wah lze t te ln lediglich erklart wurde, der Stimmen
mehrheit beitreten zu wollen, verordnet wurde, daß Wablstimmen, welcbe 
bei der Wabl ständischer Verordneten oder Ausschüsse abgegeben werden, 
und nicht auf eme bestimmte, namentlich bezeichnete Person lauten, be» 
der Zahlung der WalMmmen nicht zu berücksichtigen sind. 
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§. 96. 

B e s t ä t i g u n g der W a h l S t ä n d i s c h ' V e r o r d n e t e r . Ein« 
h o l u n g der al lerhöchsten G e n e h m i g u n g h ie rzu . 

Die Bestätigung der Stä'ndisch-Verordneten ist zwar vermbgk 
allerhöchsten Cabinet-Schreibens vom 30. December 1806 und dew 
laut der nachgefolgten allerh. Entschließung vom 25. October und Iv« 
December 1809, dann 25. Febr. 1818, erweiterten Wirkungskreise der 
Hofkanzlei von 1829, §. 25, Z. 2402, dieser Hofstelle eingeräumt« 
Es muß jedoch nach der neuesten allerh. Entschließung noch vorlas 
fig die allergnädigste Genehmigung eingeholt werden. 

§. 97. 

B e e i d i g u n g der neu e r w ä h l t e n V e r o r d n e t e n . 

Bereits nach dem Landtagsbeschluste vom 9. December 1656, §>^ 
wurde bestimmt, daß ein neu gewählter Verordneter in der V « ^ 
sammlung der d re i oberen S t ä n d e einen körperlichen E>' 
und einen schriftlichen Revers einlegen soll, m welchem er sich, seil" 
Erben und Nachkommen verbinde, daß er für alles dasjenige, «va» 
während seines Amtes von ihm gehandelt wird, verantwortlich «A 
haftend'bleibe; und nach dem §. 1 der Instruction für die S tänd ig 
Verordneten vom 7. Febr. 1791 sind nach gepflogener Wahl die E^ 
wählten dem Herrn Landmarschalle zu erinnern, damit er selbe («"»' 
nach erfolgter Bestätigung derselben von Sette der Hofstelle) zu rM 
legung des Iuramentes bei den Herren Ständen Tag und Stund» 
benennen könne, wo jene vom Prälatenstande bei priesterlicher Ehrf» 
jene des Herren« und Ritterstandes aber mit einem körperlichen s ^ 
anzugeloben haben, daß sie der Instruction genau nachleben wollet 

§. 98. 

D i e n s t d a u e r der G e w ä h l t e n . 

Die Wahl eines Verordneten gilt für 6 Jahre und nach Verlag 
dieser Dauerzeit können die Stände nach dem Ausschlage der W A 
auf eine neue Bestätigung antragen (Instruction für das S tändM 
Verordneten «Collegium vom 7. Febr. 1791, § . 1 ) . 

§. 99. 

W i e sich rücksichtlich des E i n t r i t t e s der g e w ä h l t e " 
Aebt« in das S t ä n d i s c h - V e r o r d n e t e N ' C o l l e g i u w i 

benehmen ist. 

Rücksichtlich des Eintritts der gewählten und von S r . M A 
stät noch nicht bestätigten TtiftSäbte in das niederösterr. ständ»'^ 
Collegium haben Allerhöchstdieselben zu bestimmen- geruhet, daß 
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b'eßfalls beim bestehenden Gebrauche zu verbleiben habe (Hofkanz-
leidecret vom 16. December 1826, 'Hofz. 35,594, Rggsz. 66,704). 

§. 100. 
^ e s o l d u n g u n d N a t u r a l - Q u a r t i c r f ü r d i e V e r o r d n e t e n . 

Jedem der sechs Verordneten ist als Besoldung 3l)00 fl., dann 
jeden, Verordneten des Herren» und Ritterstandes Natural-Woh
nung im Landhause, ,edem durch 3 Jahre bewilligt (Instruction für 
das Ständisch-Verordneten-Collegium vom 7. Febr. 1791, §. 30). 

§. 101. 
A a n g und S i tz der V e r o r d n e t e n bei i h ren Ve rsamm

l u n g e n und m i t den Ausschüssen. 

Die Verordneten haben im Verordneten-Rache nach ihrem 
Stande __ bei Erscheinung des Ausschusses im Verordneten-Rathe, 
diese vor jenem — bei Erscheinung der Verordneten im Ausschusse 
über, so wie in der Versammlung der Ständedle Verordneten nach 
den beständigen Ausschüssen, jedoch vor den Supernummerär-Aus-
schlissen den Rang an den Tischen zu nehmen (coä. §. 28). 

5. 102. 
A i e d ^ aus landes fü rs t l i chen D i e n s t e n i n ständische 
übe r t r e tenden R ä t h e , h ins icht l ich i h r e r B e s o l d u n g 

und R a n g zu behande ln s ind . 

^ Den Räthen, die aus dem landesfürstlichen in die landständischen 
Dienste übertreten, soll gegen Zurücklassung der Besoldung der Rang 
^behalten bleiben, bei derselben Rückkehr aber die erst vacant wer-
dende Besoldung conferirt werden (Hof.Entschl. vom 1. Febr. 1753). 

2. Col legium der Ausschüsse. 

§. 103. 
E l e m e n t e des A u s s c h u ß - C o l l e g i u m s . 

Der ständische Ausschuß hat aus vier b e g ü t e r t e n Landesmit. 
biedern jedes S t a n d e s zu bestehen (Instruction für den stä'n-
"schen Ausschuß vom 7. Febr. 1791, §. 1 ) . 

Hiernach gibt es zwölf Ausschußbeisiher. 

§. 104. 
Wahl der Ausschüsse. 

Jeder Stand kann seine Ausschusiglieder, jedoch solche wählen, 
^lche die ständischen Dienste durchgegangen und eine> zu dem Amte 
''NesAusschusses nach altem Herkommen eignende Bedienung bekleidet 
"ben (Instruction für den ständischen Ausschuß vom 7. Febr. 1791, §.1). 
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Bei dieser Auswahl ist überhaupt auf die Zeit der Dienstjahl« 
eine Rücksicht __ eine besondere aber auf die ausgetretenen Verordne» 
len zu nehmen. Sollte es dem einen oder dem andern Stande a" 
Subjekten mangeln, welche vorbesagte Eigenschaften befassen, so könne« 
auch andere hiermit nicht versehene Individuen gewählt werden, 
welche jedoch die standischen Versammlungen immerhin fleißig besucht 
haben, in den landschaftlichen Geschäften nicht unerfahren und densel» 
den ungehindert abzuwarten im Stande sind. 

Es tonnen auch bei landesfürstlichen BeHorden angestellte Landes 
Mitglieder zum beständigen Ausschusse gewählt werden und den 
Ausfchußhandlungen mittelst Ausbleibens aus ihren sonstigen Raths» 
sihungen beiwohnen; nur hat der zum Ausschusse gewählte landet 
fürstllche Beamte, wenn er, um den Ausschuschanblungen beiwohnest 
zu können, von seinen sonstigen ihm obliegenden Verrichtungen und 
RathSsitzungen hinwegzubleiben nöchig fände, sich deßwegen von Fa" 
zu Fall bei seinem Chef^zu melden, um die Erlaubnis besonders i " 
erhalten (eoäom §. 1) . 

§. 105. 
B e s t ä t i g u n g der W a h l der Aussch üsse. A l le rhöchs t ' 

G e n e h m i g u n g derselben. 

Die Bestätigung der Wahl der Ausschuß« Beisitzer wurde, nach 
Inhalt des erweiterten Wirkungskreises der Hofkanzlei von 182s, 
§ .25, Z. 2402, nach allerh. Cabmetsschreiben vom 30. Decen'bel 
1806 und der nachgefolgten allerh. Entschließung vom 25. Oktober 
und 16. December 1803, dann 25. Februar 1818, der Hoftanzlei vorbe
halten, welche jedoch neuerdings angewiesen ist, die allech. En? 
schließung hierüber einzuholen. 

§. 106. 
W a s nach a l l e r h . bestät ig ter W a h l der Ausschüsse 

zu geschehen hat. B e e i d i g u n g derse lben. 

Nach bestätigter Wahl ist jedem gewählten Ausschusse noch vô  
dem Antritte seines Amtes und der hiermit verbundenen Berathschl? 
gung, «ine Abschrift der Instruction ju dein Ende zuzustellen, damit 
" - vollen Inhalt einsehen und überlegen tonne, auch sich hierüber 
erkläre, ob er dicser Instruction genau nachkommen, »hr nicht zuwidet 
handeln, sondern dieselbe durchgängig fleißig, getreu und redlich voll-
^ehen werde (Instruction für den ständischen Ausschuß vom 7. 3 " 
bruar 1791, § . 2 ) . 

Jeder gewählte Aulsschuß soll femer noch vor Antritt seines Amtes 
und nach vorhergegangener bejahender Erklärung desselben, wegen d«t 
genauer« Beobachtung der Instruction über dieselbe, und zwar aU» 
dem Prälatenstande bei der priesterlichen. Ehre, vom Herren« UN» 
Ritterstande aber mit einem körperlichen Eide im offenen Landtage »N» 
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Versammlung der Stände angeloben, daß er die Instruction in allem 
^Nd jedem getreulich und pünktlich befolgen wolle (Instruction für 
"e stand. Ausschüsse vom 7. Februar 1791, §. 3 ) . 

§. 107. 

Unentge l t l i che B e s o r g u n g d ieser P e,lsitz er stellen. 

Sä'mmtliche Ausschüsse haben nach den neuesten allerhöchsten Ve» 
WMmunqen d,ese Stelle u n e n t g e l t l i c h zu besorgen; und ein er» 
Auertes Einschreiten der Siande um Wiedereinführung der Grhalte 
^ r diese Ausschüsse wurde, in Folge allerhöchster Entschließung, mit 
Hoftar^leldecret vom 28. December 18^5 abermals zurückgewiesen. 

§. 108. 

^essions- und S t i m m e n » Ordnung der Ausschüsse 
M t t den V e r o r d n e t e n . 

Der Rang der Ausschüsse im Sitzen und Votiren, und zwar 
4. unter sich selbst sowohl, als 

. 2. wenn entweder die Verordneten zu denselben in die Aus» 
'Hußhandlunqen kommen, oder 

3. dleAusschüsse den Sitzungen des Verordneten-Eollcgium bei» 
"«en, endlich aber 
j . . 4» in ständischen V e r s a m m l u n g e n und L a n d t a g e n 

" t r h a u p t , wurde folgendermaßen bestimmt. 
Für den ersten F a l l hat jeder Ausschuß in seinem Stande 

üch Maj^ als er die AuSsckußhandlungen angetreten hat, seinen 
^ t z emzunchmen, folglich jener, der längere Zelt Ausschuß ist, dem 

" t l , d^. jünger in diesem Amte »st, vorzusttzen, daher auch vor »hm 
«u dot,ren. 
c . 3ür den zwe i ten F a l l sollen die Ausschüsse vor den hierzu 
. Aibgrnen Verordneten ihres Standes, Sitz, und Stimme Kaben, 
M ^"'..älteste?lusschuß des Herrenstandes(,m Falle der Landmarschall 
.̂ .Wohnlicher Präses bei den Au?schußhandlungen auS erheblichen 
."chen den Berathschlagungen nicht beiwohnen konnte), das Präsi» 

H "!w b r i t t e n F a l l e haben die Ausschüsse den Verordneten ihres 
dengln ^ nachzusitzen und nach zu voilrcn;so w«e >n diesen Sitzungen 

verordneten des Herrenstandes daS Präsidium verbleibt. 
Und x ^ ^ ^ " v i e r t e n F a l l haben die Ausschüsse die Stimme 
,h °en Sitz vor den Vervldneten ihres Standes, dergestalt, daß 
b«H l ^ Ausschüsse des Prälatenstandes d,e bei ihnen übliche Sesßon 
tori l »^" ^ ' ^ ^ ^ ' dagegen die vom Herr.nstandc b«', dem D«rec» 
don st' ^ ^ u n m i t t e l b a r nach dem Regierer deü fürstlichen Hauses 
sch.«"chtenstein, und die vom Ritterstande nächst dem Landumermar-

, evor den Verordneten ihres Standes den Platz einnehmen. 
15 
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Auf gleiche Weise gebüßt m Abwesenheit des Landmarschalles, 
oder in Fällen, daß diese Stelle unbesetzt wäre, n<l intcrim dem alte* 
sten Ausschüsse deS Herrenstandes daS Präsidium (Instruction für dl« 
Ausschüsse, vom 8. Februar 1?9l , § .7 ) . 

Ausschüssen/welche zugleich Staatsbeamte sind, steht in deN 
ständischen Zusammenkünften nicht der ihrer landesfürstlichen Kategorie 
angemessene, sondern nur der ihnen als Stand, nach ständischer Vel° 
fassung gebührende Rang zu (ouüem §. 1) . 

I I I . 

Untergeordnete Beamte und Remter der nie« 
derösterreichischen Landschaft. 

§. 109. 
A u f z ä h l u n g derselben. 

Nachstehendes ständisches Personal ist mit Gehorsam andasVe? 
ordneteN'Collegium unmittelbar angewiesen, jedoch hat solches in allen 
Fällen auf Befehl des Ausschusses auch vor diesem zu erscheinen ul»o 
Auskunft zu geben. 

Darunter gehört . 
1. DaS Concepts personal , bestehend aus dem SyndicU», 

Kanzlei «Director und zugleich Archiv-Director, dann Secretär d " 
HerrcnstandeS, drei Secretä'rcn, wovcn der eine zugleich Protokoll? 
Director und Secretär des RittcrstandeS ist, und emem ConcipisteN' 

Das P e r s o n a l der L a n d s c h a f t s b u c h h a l t u n g , best«' 
hend aus einem Buchhalter, Vicebuchhalter, vier Rechnungsra'tlM 
einem Registrator, zwölf Offizialen, acht Ingrossisten und fünf A«"'' 

3. Das P e r s o n a l des Landscha f t 'Obe re ln e h m " 
amtes, bestehend aus einem Obereinnehmer, emem Controlor, einew 
Liquidator, sieben Cassieren, einem Liquirations-Adjuncten, fünf Cass» 
offizieren, zwei )lccessisten, einem Amtsdiener. . ^ 

4. Das R e g l s t r a t u r s p e r s o n a l , bestehend aus eine»" 
Director und acht Registranten, endlich , 

5. das E x p e d i t s p e r s o n a l , bestehend auS einem DirectX 
einem LandschaftSagenten und acht Kanzlisten. >«,, 

An dieses Personal schließen sich an: ein Beneficiat, ein ^ 
bäudeinspector, em Fürbitter, ein Landschafls.-Wapengraveur, ein La"' 
schafts.Wapennwhler, ein Landschafts - Bnetter °) , ein Landschaft 
Ingenieur, acht Landschaftsboten, ein Heitzer, zwei Pcrtiere, " 
Stadclhüter, ein Hausknecht und ein Feuerknecht. 

») I n Veziehung auf die Frage: ob jene Lehrmeister, die in einia/n ^ 
vinzen von den Ständen bestellt und deren Anstellungen zunächst für 
Söhne der Lanbesmitglieder bestimmt sind, wenn sie sjch durch Priva tun ^ 
richt in ihrem Zweige einen besonderen Erwerb v»-fassen, der »rw« 
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steuer unterliegen, hat man in Erwägung gezogen, daß für die Befreiung 
iener Lehrmeister von der Erwerbsteuer in der Bestimmung des F. 2 de« 
Erwerbsteuer-Patentes, allerdings ein Anhaltspunkt in so weit liege, als 
dieselben als Diener einer von dem S taa te anerkannten 
öffentlichen Anstalt zu betrachten s ind , und auch schon für 
die Schullehrer und ihre Gehülfen in dem berührten Falle der Grtheilung 
des Privatunterrichtes die Steuerbefreiung durch Verordnung der be
standeneu Central, Finanz-Hofcommission vom 3. Febr. 1814, s. 1226, 
ausgesprochen wurde. 

Gs unterliegt daher keinem Anstünde, diese letztere Verordnung auch 
auf die von den Standen förmlich bestellten und nebenbei Privatunterricht 
ertheilenden Lehrmeistern, und zwar jo ferne sich bisher anders benommen 
wurde, für die Zukunft anzuwenden (Hoftanzleidecret vom 18.Ianner1836, 
Hofz. 26, Rggsz. 5381). 

§. 110. 

welche S t e l l e n das S t ä n d i s c h - V e r o r d n e t e n - C o lle-
ü'Um selbst besetzen kann und u n t e r welchenBeschr an

tun gen. 

. Den Verordneten ist bewilligt, die ständischen subalternen Stellen, 
d̂och mit Ausnahme der §. 111 genannten Beamten, zu vergeben^ 

^nn die Nachrückung in die, durch den Status bestimmten Stellen 
^ch oem Dienstalter (wovon jedoch eine Ausnahme §. 111 vorkommt) 
A. veranlassen. Ueberhaupt haben die Verordneten m die ständischen 
Dienste tölne andern, als fähige und zu guter Dienstleistung Hoffnung 
Abende Subjecte aufzunehmen, im Nachrücke aber auf fleißige Dienst-
Mung und Gerechtigkeit das Augenmerk zu nehmen, maßen 
b̂es Individuum an die Stände bei seiner Prätention recurriren kann. 

Bei der Buchhaltung sind nur solche Individuen zu wählen,, d»e 
''^ die Comptabiliiät nach rechren Grundsätzen beigelegt haben, die 
f̂orderliche Fähigkeit in diesem Fache besitzen, und es durch vorher» 

Nende Prüfung mir hinlänglichen Zeugnissen dargethan haben (Inst, 
" r das Stand. Verordn. Collegium vom 7. Febr. 1791, §. 27). 

§. 111. 

welche S t e l l e n der B e n e n n u n g der gesammten drei 
oberen S t ä n d e , vorbehal ten sind. 

. Die Benennung des Syndicus und der Secretäre, des Ober-
'"Nehmers, ControlorS, Buchhalters urd Vicebuchhalteis sind, nach 
^läufigem Gutachten des Ausschusses, den Ständen vorbehalten. 

., Bei den durch den Status bestimmten Stellen, deren Besetzung 
Garden, Ständlsch.Verordneten«Collegium nach Z. 1 i0 überessen 
^ , wo es sich aber um die Nachtückung außer dem Dienstalter 
^s«n eineS vorzüglichen Verdienstes handelt, kann ohne vo»läufige. 
z?^lge an die Stände, von der Nachtückung nach dem Dienstaller 

lcht abgegangen werden (eoäem). 
15 * 
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Auch ist es den Ständen überlassen, so weit sie eS der Befö> 
derung der Geschäfte und dem Verdienste der Beamten angcmefen 
finden, allenfall) auch e,ne andere Eintheiiung ,n der Beso'dun^ ^ 
machen, gegen dem jedoch, las- der Bell aa des systemlsinen Sala <al-
standes nn Ganzen Nicht, überschatten werde, und daß jede d r el 
Veränderung mcht nur ,n den Monalserlracten ;ur Wissenschaft 
nach Hof ange^eigs, scndein auä) solche «n den GcstlonsprotokelleN 
an die H^ftanzlel, Mit Anmerkung der Beweggründe, angeführt wer-' 
de (eoäom). 

§ 112. 

Ausschre ibung eines fö rm l i chen Concurses be» erle-

d i g ten S e c r e t ä r stellen. 

Bei der Abhaltung des WahlacteS für cme erledigte ständische 
SecretärS-Stelle,st e,n förmlicher Concu rsm» t Bestimmung emes 
angemessenen Co'moetenzte>mmcs, dann Mit Bekanntgebung der» 
jcnigen Eigenschaften und Kenntnisse, d» gefoiderr weiden, ausz«' 
schreiben, wöbe» Jene, welche diese Stelle zu erhalten wünschen, aN' 
zuweisen sind, ,hre m,r den erforderlichen Behelfen ,nstru,rten Gesuche 
innerhalb des festgesetzten TrrnnnS bei dem ständischen Chef zu übel» 
reichen (Allerh. Entschließung vom 30. Zum 1820, Hofkanzleid«' 
cret vom 14. Jul i 1820, Hofz. 20,33, an den Landmarschali). 

§. 113. 

Vo ' rnahme der W a h l selbst. 

Der ständische Chef hat sodann vie zur Vornahme der Wahl fuc 
die erledigte Stelle ausgeschriebene Landtagsversammlung damit z" 
beginnen', daß er die anwesenden Wähler, auf die für eme ständische 
Secretär^elle nothwendlgen Diensteselgenschaftcn aufmerksam mache, 
und d,e um Verleihung derselben emgekommenen Gesuche von delN 
Landtags Actuar ablesen lasse; wodurch übrigens das Wahlrecht tc«' 
neswegs auf jene Individuen, von denen Gesuche vorliegen, beschränk, 
sondern nur dahin modifiort wird, das: kein Individuum gewählt 
werden darf, welchem die vorgeschriebenen Eigenschaften mangelst 
(eoüiiiu). 

§. 114. 
Welche E igenschaf ten ein ständischer S e c r e t ä r habe" 

s o l l . 

Diejenigen Individuen, welche Ansprüche auf eine ständische 
Secrelärsstelle machen, müssen nebst den für ,eden öffentlichen Vea^ 
ten erforderlichen Eigenschaften, auch die zur El langung dieser Ste" 
vorgeschriebenen Kenntnisse besitzen (eoäem). 
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Es sind nämlich nach dem Sinne jener allerh. Anordnung die 
sür 'öffentliche Concevtö« Beamten erforderlichen Studien «ebst den 
sonst zu. Erlangung dieser Stellen nö'chigen Kenntnissen und Eigen
schaften nothwendig (eaäem). 

8. 115. 

3n w i e f e r n ständischen B e a m t e n der B e t r i e b vonNe» 
benbeschäf t igungen gestattet ist. 

Die Vorschrift der allerh. Entschließung vom 16. Ju l i 1835 ' ) 
betreffend die, den k. k. Beamten und Dienern bewilligten Nebenbe« 
schäftigungen, sind auch auf alle ständischen Beamten anzuwenden 
lAllerh. Entschließung vom 4. Febr. 1836, Hofkanzl̂ idecret vom 13. 
vebr. 1836, Hofz. 2685, Rggsz. vom 25. Febr. 1836). 

") Siehe dießfalls den II.THeil, II.Abhandlullg dleses Werkes von den Beamten. 

§. 116. 

B e w i l l i g u n g e iner U n i f o r m f ü r die standischen 
B e a m t e n , 

Se. Majestät geruhten das Einschreiten mehrerer ständischen Col« 
legien zu berücksichtigen und den ständischen Beamten der deutschen 
^'ovinzen die Tragung einer eigenen Uniform, als eme C»̂ nade und 
^n zur Auszeichnung geeignetes Ehrenkleid, bei welchem aber eben so 
^Mg als bei den Staatsbeamten irgend em Zwang einzutreten hat, 

' iu bewilligen (Allerh. Handbiller vom 15. Oct. 1816, Hofkanzlei decret 
"°l»5. Dec. 1816, Hofz. 24,633, Nggsz. 98 von 1817). 

§. 117. 

W o r i n diese U n i f o r m zu bestehen hat. 

. Diese Uniform hat aus einem nach dem gewöhnlichen Schnitte 
^Staatsbeamten. Uniform verfertigten Fracke von dunkelblauem 
^che zu bestehen, Kragen und Aufschläge bleiben dabei von dernäm« 
, ^ n Farbe, welche den Ständen einer jeden Provinz zu ihrer schar«-
"chrothen Uniform zugewiesen ist, jedoch nur von Tuch und mit aus-
,lUckl,chcm Ausschüsse des Sammtes und der den ständischen Mitglie 
^N vorzugsweise bewilligten l<<zii»u1<>tt>5. 

«. Die Stickerei ist in em r̂ jeden Provinz nach eben demselben 
"esfein. Muster zu halren, waches für die Stände des Landes de« 
l̂lNlNt »st, jedoch durchaus, und auch bei jen^n Provinzen, wo den 

Abständen selbst die S't'ckerei in Gold zugestanden ist, als z. B. in 
fahren, Schlesien und Kärntlien, nu r in Si lber, dann bloß auf 

^gen und Aufschlägen, keineswegs aber auf Taschen und Kappeln. 
.. Als Maßstab der verschiedenen classenmäßigen Abstufungen, hat 
'kuhfalls daz Diäten-Normale zu gelten, und es blleb dem ständi» 
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schen Colleglum einer jeden Provinz überlassen, für diese Abstufung^ 
und Einlheilungen ihrer Beamten ein eigenes Schema zu entwerft»! 
und mit Gutachten der Hoftan^lei zur Bestätigung vorzulegen, wob" 
aber von dem Gesichtspunkte auszugehen war, daß das breiteste «2«^ 
Muster, nämlich ,eneS für den Kanzleidirector, auf keinen Fall ^ 
Breite der Stickerei der ständischen Mitglieder, noch jener eines k.l' 
Gubernial- oder RegierungsratheS erreichen durfte. 

Ferner ist keinem ständischen Beamten, und selbst dem Kattjl"' 
Direktor nicht die Tragung eines sogenannten Campagne- Unifor^' 
ohne alle Stickerei gestattet. 

Die Knöpfe sind durchgehend«! von Silber plattirt, und wie j<^ 
der Stände mit dem W,,pen des Landes versehen. Der Hut ist ^ 
einer silbernen, von jenen der Stände unterschiedenen Hutschleifc, ds^ 
dem Plattirten Uniformsknopfe verziert und durchaus ohne Federn o^ 
Hutquasten. Beinkleider und Westen sind von weißem Casimir U«° 
erstere zur Abwechslung auch von schwarzem Casimir oder Seidenze^' 

Der Degen besteht aus Silber oder versilbertem Metalle und ^ 
m»t dem Landes - Wapen geziert. 

Nur haben sich die ständischen Beamten jeder Gattung von l»o^ 
N rpöos zu enthalten («uücm). 

§. 118. 

B e s t r e i t u n g der B e s o l d u n g e n u. s. w. 

D,e sinrten Besoldungen, die Personalgehalte, die Pension^ 
Provisionen und Quiescenleng^ halte, die Quartiergelber, D iU l " ^ 
Reise« und Liefergelder werden aus der Domestical-Cassa bestritt^ 
( S . §. ^30); und die Bewilligung zu Besoldungs - Vorschüsse"'̂  
Ansehung der .ständischen Beamten ist den ständischen Landes "^ 
schüssen, geqen Beobachtung der directivmäsiigen Beschränkung UN̂  
der Bedingung ertheilr, daß der Chef der Stände die Verbindlich'^, 
der Haftung für die Sicherstellung des ständischen Domesticalfo"^ 
auf sich habe (Hofkanzleidecret vom 18. September 1818). 

§ 119. 

W i e ständische B e a m t e , die .i.n Acra r ia l -D i en ste übe '̂ 

t r e t e n , h ins icht l ich ihreS G e h a l t e s z u be Handeln s ' ^ ' 

Ständische Beamte, die in Aerarial-Dienste gänzlich oder "U" 
bloß provisorisch übertreten, haben ihren ständischen Gehalt im ell" 
Falle gar nicht, im zweiten während der provisorischen Dien'stlcist^ 
nicht zu beziehen, sondern ihren Genus, von Seite deS Aerariüw^ 
erhalten (Hofkanzleidecret vom 29. März 1817). 
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§. 120. 

Gle ichste l lung i n B e h a n d l u n g der ständischen Beam
ten mi t lan desfü» stlichen. 

" I.n Nemuner i rungs- , Iub i l t rungs- ,Pens lon i rungseUnh 
En tlassungg>.Falle n. 

Den, die Stände der velschiedenen Provinzen vertretenden Col-
Wen sind »n Ansehung der Iubl!,rung und Entlassung der ständischen 
Beamten und Diener, der Bewilligung von R e m u n e r a t i o n e n 
N̂ dieselben, und der V e r l e i h u n g von P e n s i o n e n , P r y v i-

' lonen, C o n o u c i q u a r t a l e n und E r z , e h u n g s b e i t r a g e n 
^ ständische Beamtens -Witwen und Waisen, alle jene Befugnisse 
Eingeräumt, die dießfalls den Länderstellen «n Beziehung auf die lan-
"sfüistachen, dann dle vollt. Fonds und städtlschen Beamten mtt der 
ollerh. Entschließung vom 20. November 1820 und 7. Ju l i 1821 be-
Wlll'get wulden (Hofdecret vom 26. Mai 1?8li, §. 71 , allerh. Entschl. 
^M 5. April 1824, Hofkanzleid, vom 22. April 1824), un,d den, die 
stände der verschiedenen Provinzen vertretenden Colleg'Vn sind »n 
Ansehung der E n t l a s s u n g der ständischen Beamten und D,ener 
Une Befugnisse eingeräumt, die dießfalls den Länderstellen in Bezug 
6Uf d,e landesfürstllchen Beamten bewilligt wurden (allerh. Entschl. 
^M5. I u n , <816,Hofkanzleldecret vom 3. Jul i 1816, Hofz. 10,717, 
"lsgsz. 26,541, Just. Hofdccret vom 12. Mal 1820, Hofkanzleldecret 
""M 19. April 1826). 

§. 121. 
b) Bei Ersätzen und Sahlungen. 

Rücksichtlich der Ersätze und Zahlungen der gegen die ständische 
-̂assa verrechnenden Beamten, gelten die für die k. k. Beamten er-

Mnen Vorschriften ") (Hofdecret v. 4. December182l, Hofz. 32,358, 
Kgsz. 55,909, Hofkanzle.declet vom 26. März 1824, Hofz. 8791, 
?Msz. 16,605, allerh. Entschließung vom 6. Jänner 1836, Hofkanz» 
"»beeret vom 11. Jänner 18.^6, Nggsdecret vom 23. Jänner 1836). 
') Siehe dießfalls den ll.Theil, l l . Abhandlung dieses Werkes von den Beamten. 

II. Abschnitt. 
Von dem W i r k u n g s k r e l s e der ständischen 

A c t i v i t ä t s - O r g a n e . 
§. 12^. 

O r d n u n q , wlc daoon zu hande ln ist. 
Hier kommt zu handeln: 
:>) von den Geschäftiges'Kunden, 
>̂) von dem Fo rmen der Gcs.häftosühlUng 
c) « n de>nV"hä''m.ss/d^ ^landlsch-V^i oldneten-Collegiums 

" t>en'land^fi»st'uh.n ^ . ^ . ,> , „ 
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4. Von den Geschäftsgegenständen. 

§. 125. 

A u f z ä h l u n g der den V e r o r d n e t e n bei Wiederh«? 

stellung der A< t i v i r ä tSo rg ane i m J a h r e 1791 ang' ' 

wiesenen Agenda. 

Nach dem wörtlichen Inhalte des §. 5, der laut Hofkanzleidettt' 
tes vom 25. Ociober 1790, Hofz. 3613, Rggsz. 22272, von Sr. t.' ' 
Majestät genehmigten und laut Hofkanzleld'ecret vom 7. Februar 1 ^ 
Hofz. 4«5, Rggsz. 31^8, über Vorstellung der Stände, in ein UN° 
andern Punkten abgeänderten Initruction, bestanden die Agenda del 
Verordneten damals überhaupt i n den ständischen Do lN/ 
sticiS, in der genauen B e f o l g u n g und F o r t s e t z u n g desi«^ 
A e r a r i a l - u n d D o m e s t i c a l « C r e d , l s . W e s e n e , n g e f ü b ^ 
ten S y s t e m s , in Erhaltuog der Landtafel - Taraelder und N ^ 
nungen, in Ausschre ibung und Repa r t i r u n g der L»^ 
f e r u n g e n f ü r d en a l l e rhochften L a n d e s f ü r s t e n i « A « ^ 
schreibung und E i n b r i n g u n g der j äh r l i chen oder «^ 
t r a o rd inä ren i!an des. Cont r i b u t i o n , in E n tsck e idu«s 
der zwischen den P a r t e i e n in N e c t i f i c a t i o n s s a c h e " 
ents tandenen Zw lst»g k e i l e n oder a n g e b r a c h t e n ^ ^ 
schwerden (die übrigens in jenen Fällen, wenn ein oder die ^ 
dere Partei mit Entscheidung deS Verordneten Coll<-giums nicht i ^ 
frieden wäre oder gekränkt zu seyn glaubte, ihren weiteren Zug i" 
vereinigten k.k. böhm. österr. Hoftanzle» zu nehmen haben und el> 
alsdann, wenn sie auch Mit de^en Entscheidung sich beschwert fänd^ 
2l1 vlnm ^»ri« sich wenden tonnen), ferner in V e r »vi l l i g u" " 
der A n - und Abschre ibung bei dem Gü l t buche , in ^ 
dach tnehmung auf die doppe l te G ü l t , bei nicht gü>^ 
massigen B e s i h e r n und G ü l tpo n al ien, in Einbringung^ 
noch bestehenden Ta^steuer, in V e r w i l l i g u n g der H ä u l ^ 
bau f re , jHh re , in (5 «nlags- und S u b r e p a r t i t i onssack<^ 
in Ausschreibung der Wegrobothreluition, im ständischen B « " 
w e se n (und zwar dieses letztere alS ein Ockonomikum Mit Zuzicb"^ 
des Ausschusses), «n ? lnwe isung der be » ei ts v e r w i l l i g t k " 
oder nach dem vorgeschr iebenen N o r m a l e r t h e i l t w ^ 
denden Pens ionen , in S a ch en der verm i sch t en l l n t t ^ 
t h a n e n , in Landescultursachen, B,enenzuchtsfällen, in ErbsteU" 
fachen, in S t i f t u n g S suchen der gesammten d re i °bel? 
S t ä n d e , in F e u e r » und Wasserschadens - V e r g " 
t u n g e n oder A b s c h r e i b u n g e n , in genauer Be fo^ 
gung der niederosterr . p r i v i l e g i r t e n Landschaf tse l^ 
c u l i o n , in Vorspanns-, Einquartierungs, und Rekrutirungssach"" 
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^ll Abgebung und B e t r e i b u n g der von i h n e n i n Ver« 
Moneren-Geschäf ten oder auf ausdrück l i chen B e f e h l 
^er S t ä n d e bei der Hof stelle ü b e r g e b e n e n B e r i c h t e 
Utld Anze igen , i n der m i t der R e g i e r u n g , dem Appel» 
I ^ t ionsger ich te u n d dem n iede ros te r r . Landrech'te 
2<w öhnl ichermaßen g e p f l o g e n e n Cor respondenz , in 
^r nöthigen Vorsicht wegen Beibehaltung des Gesundhellsstandes 
^Uf dem Lande, i n beständiger I n v i g i l i r u n g wegen B e» 
^ l g u n g der dem ständischen O b e r e i n n e h m e r a m t e , 
Buchha l te r e i , R e g i s t r a t u r und K a n z l e i , von den 
s t ä n d e n vorgeschr iebenen I n s t r u c t i o n , in B e f o l g u n g 
°«r von den S t ä n d e n bei G r e n z - und B u r g f r i e d e n s -
S t r e i t i g k e i t e n oder a n d e r e n F ä l l e n i h n e n zu ma» 
chendenAufträgen, lN B e s o r g u n g ständischer F re lhe i» 
^«N, Gerechtsame und durch den ständischen A d v o t a -
fkn a u s z u f ü h r e n d e n R e c h t s s t r e i t i g k e i t e n , ü b e r h a u p t 
'N a l l en F ä l l e n , wo selbe das Beste des V a t e r l a n d e s 
^nd den D i e n s t der S t ä n d e m i t zu u n t e r l a u f e n f in» 
"kn, und daher eine sch lck l i cheVorkehrungzu t r e f f e n , 
^der den S t ä n d e n eine Anze ige zu machen, n ö t h i g 
vermeinen. 

Von diesen hier aufgeführten Geschäftsgeqenständen fallen jedoch 
lehende weq, welche nach den Fortschritten der Administration 

tille andere Richtung genommen haben. 
.„ 1. Die Ei Haltung der Landtafeltarqelder und Rechnungen gê  
^len, seitdem dle niederosterr. Landtafel dem t. k. niederosterr. Land-
"lhte unteraeordnet worden ist, «n den Bereich dieser Iusti^behöide 
^d des k. k. ve> einigten Iustizcaramteg, nunmehr nach Maßgabe 
"< Landlafel«Tarpatentes vom I.April I 8 l 2 . 

. 2. Dle Einbringung der Tajsteuer har durch die, m Folqe der 
^lt allerh. Entschließung vom 25. Mal 1829 angeordneten Einführung 
^allgemeinen Verjehrungssteuer, stattgehabte Auflassung des Taz» 

^d Umgeldes, gleichfalls aufgehört. 
,̂ 3. Dl« Ausschreibung der Wegrobothreluition wurde ferner vom 

H«ch>e 1826 eingestellt, da mit Hofkan^Ieldecret vl>m 25. Oktober 1826, 
^ 29,962, Ragsz. 54,970, der Beitrag von 800 fl. C.M. , wel̂ lier 
^." den niederosterr. Ständen an den Weqfond geleistet wurde, »>n 
^vernehmen mit dem k. k. Finanz« Ministerium , von jenem Jahre 
gefangen aus dem Präliminar d<5 niederosterr ständischen Domestlcal^ 
^Ndes weggelassen wurde und nicht weiter mehr in Anspruch ge-
""lNmcn wird. 

4. Beim ständischen Bauwesen fallen ferner alle Eon? 
.^ren^. Beiträge zur Bestreitung der Straßen» und Wasserbau-Aus« 
Aen weg, da dieselben vermöge Hofkan;leldecret vom 16. Apr»l 1830, 
A"fz. 1749, Rggsz. 2l ,3^4,nun unmittelbar an die Cameralcassa 
Zuführen kommen, und durch das nm Hofkanzleidecret vom 10 
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Nov.mder 1830, Hofz. 25,^57, Ngqsz. vom 22. November i M 
Z. 61,234, und Ngqsz vom IL. Feblual 18?l, Z.0023, eingeführt« 
neue Verfahlen be, Waffe, bauten und bei Bedeckung des dazu er-
foideillchen Aufwandes, winde den Ständen jeder Emflusi aufWasse? 
bau-Gegenstände benommen. Ueber eine von den Ständen e, Hobel»« 
Volstellung wurde ihnen doch laut Hofkanzleidecret vom 27. Iänn" 
1832, Hofz. 1613, nm allerh. Entschließung vom 21. Jänner 1832, 
unbenommen gelassen, auf Waffel baullchketten, die sie ful nothwend»g 
oder dem Lande nützlich halten, au fmerksam zu machen und auch 
Bemellungen zul Regullrung des dazu elfoidelllchen Aufwand" 
voizublmqen. ^hrem Anelbieten aber, PnvatlNteressenten, welch« 
dl« Concunenzbemäge mcht zu le.sten im Stande wmen,dulch Vor
schüsse aus dem Domest.calfonde, oder durch Benutzung des M l " 
schen(zredlts zu unte, stutzen, wurde jedoch keme Folge gegeben, well 

^ " t e l dazu immer im Wege der Ausschreibung auf das Concre-
rum der Prov.nz helgeholt welden muffen, was sich besonders b" 
^aßiege n, welche nach der neuesten Anoldnung die Steuerpfi'ch' 
wmde " ^ " " " " i e n '» Anspruch nehmen, Nicht gelecht dargcsMt 

5. Die Landescu l t u r ssachen und Blenenzuchtsfälle g'«/ 
, I " c ' < ^ " " ^ ' '« den Bereich des PolmcumS und der Landwirts 
schafts Gesellschaft m Wien. 
m, . . ^ ? " . . ^ ' ' ^ ^ " " s a c h e ist «ilser eigenen, zwar aus d«r 

auch aus jener d«l 
« « ' 3 ^ " ""besleglelung und des LanbrechreS zusammengesetzte" 
r. r. Clbsteuer - Hofcommlfflon unter d^m Vo»sitze deS n. ö. La>^ 
Marschalls übertragen. 

Belangend 
7. die Vorspanns-, EiNquartierungs- und NekrutlrungSsach«"' 

" " ^ e bereits b" der am 9. December 1790 wegen Verthellung b" 
Geschäfte zwischen der politischen Landesstelle und dem Stand»sch-V«''' 
oldneten Colleglum n,ede,qesetzten Commlfflon übelemqekommen, ">' 
solche fortan, wie es in vorigen Zeiten üblich war, alS politische O^ 
qenstände betrachtet, von dei Landesstelle allein bestimmt und best̂  
get, nur aber Falle von glosierer Wichtigkeit den Standen M»ti^ 
tyellt, oder wenn sie Aufschub leiden, bei gemischten Concertat'0^ 
eommlssionen abgehandelt werden sollen. 

I n Conscr,vtlons-, ReklutilungS und Entlassunqsanqclefie"' 
ye.ten hat jedoch nunmehr led.-l Emflufi der Stände du,ch das "" 
^ahre 1804 eingeführte Conscllpt,ons. und ReklUtlrungssyste" 
aufgehölt. " 

Auch der von dem verwalte" 
Landes, NeklUtnunisono ist aufgehoben, und alle m DeftllloN»' 
füllen nach den deßhalb bestehenden bochsten Vorschriften cmgehend«" 
Weldstlafen oder durch Veim'ogenS Consisc.u.on der DeserteulS ei"^«' 
biachten Geldbeträge, welche ehemals, laut Kundmachung deS 3 " " ' 
dlsch ^eloldieten ^.oll^mms vom 12 ^niner 1 8 l ^ ,n ^ " ^ 
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Hofdecretes vom 13. December 1814, in das ständische Obereinneh.-
weramt zu den Landes »Rekrutirungsfend flössen, sind seit dem Auf» 
boren dieses Fondes dem Militär-Inoalidenfonde gewidmet (allerh. 
Entschließung vom 14. ?lugust1819, Hofkanzleidecret vom 19. Ok
tober 1820, Z. 2986 von 1821) ; eben so wurden die besonderen M i 
litär «Quartierbeiträge, welche zur inne» Ausgleichung eingehoben 
wurden, mit allerhöchster Entschließung vom 17. December 1824, 
laut Hofkanzleidecret vom 28. December 1824, Hofz. 3496, dann 
Hofkanzleidecret vom 20. Jänner 1825, Hofz. 7002, Rggsz. 35,561, 
aufgehoben; und seit Anfang des Mllitär« Jahres 1825 werden, laut 
Aegierungs-Verordnung vom 29. Jul i 1825, Rggsz. 29,755, ex 
^omestico keine Militär »Quartierszinse bei dem ständischen Ober« 
einnehme, amte zur Zahlung mehr angewiesen; da die Besorgung 
der Militär »Zins'Vergütungsangelegenheit von jenem Zeitpunkte 
an dem k. k. General-Militärcommando zugewiesen ist.Endlich wurde 

8. nachdem bereits vorhin mit der Hofverordnung vom 28. März 
!813, Z. 10,88l, 9. Jänner 1814, Z. 2495, und Finalentschlie-
ßung vom 16. November 1815, Z. 38,088, hinsichtlich der Lei
tung des Sanitätswesens eine neue Organisation, und mit Regie-
rungsdecret vom 14. März 1816, Z. 8625, auch rücksichtlich der Be. 
Leitung der Sanitätsauslagen, Mndlficationen getroffen worden 
Waren, den Ständen die ihnen übertragene Vorsicht wegen Beide» 
Haltung des Gesundheitsstandes auf dem Lande, laut Hofkanzleidecret 
vom 14. Oktober 1819, Hofzahl 31,716, mit allerhöchster Entschlie
ßung vom 26. Jul i 1819, gänzlich abgenommen, indem verordnet 
wurde, das; es mit Bestreitung der Sanitätsauslagen in Nieder-
bsterreich ganz so, wie in allen übrigen Provinzen gehalten werden 
^ l l , wornach die bis dahin von den Ständen bestrittenen Auslagen 
bei Epidemien, Volkskra'-kheiten u- s. w. in Hinkunft ans dem 
Staatsschätze zu bedecken sind. 

Daher auch nnc allerhöchster Entschließung vom 3. Jul i 1820 
laut Hofkanzleidecret vom 11. Jul i 1820, Hofzahl 20,586, Rggsz. 
8?9^, die Bestreitung der Gehalte für das Kreissanitätspersonal in 
îederö'sterreich aus dem Staatsschätze übernommen, und die 

stände auch von Bestreitung der Impfungsauslagen mit Hofkanz
leidecret vom 13. Februar 1821, Hofzahl 2968, Rggsz. 8728, ent
hoben wurden. 

Nur noch Hebammenstellen werden aus der Domesticalcassa 
bestritten ( S . §. 130). 

Nach Sichtung aller dieser damals ständischen Angelegenheiten 
erübrigen nur noch die oben größer gedruckten Agenda ' ) , welche sich 
ln folgende Paragraph« zusammenfassen lassen. 

' ) Uebrlaens versteht es sich auch von selbst, basi d2s Ständisch-Verordne« 
ten'Collegium und das Ausschuß:Colle îum diejenigen sonstigen 
Agenden vorzubereiten, und den versammelten Ständen vorzutragen 

- haben, welche der Btrathung derselben zustehen. 
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1. G ii l t b u ch. 

DaS G ü l t b u c h , die Einlage, Subrepartitions» und Reetifi' 
cattonSsachen, worunter auch die Austauschung vermischter Un te rs 
nen gehören. werden von der Landschaftsbuchhaltung unter der 2 ^ 
tung deS Ständisch«Verordneten - CollegiumS besorgt. 

Hiervon wlrd. sowohl in Anlehungseiner Bestimmung und Eil»' 
nchtung, als in Ansehung der Schlichtung der hinsichtlich desselb"» 
Statt habenden Streitigkeiten ^ deS Zusammenhanges wegen, in d" 
Abhandlung V! l . dieses Theiles von den n. ö. Dommicalgütern "«" 
dem Bauernstände umständlich gehandelt, so wie die Grenzstreitigte" 
ten m der Abhandlung I. dieses TheileS von dem n. ö. Verwaltung«' 
gebiete vorkommen. 

§. 125. 

2. Beso rgung der doppe l ten G ü l t und G ü l t pöna l i e " ' 

««« ^""^""dneten-Col legium steht die Besorgung der doppeltenG^ 
von vandtafelunfahlgen. und denjenigen, welche das rrlvllexjun, po»«l' 
^ f t " " ^ ^ ! ! ' ' " " b'e Einhebung derGültpönal.en zum Beste" 
oes ,tan0lschen Domestical- und Landes - Erfordernisifondes zu. . 
„.«, ^ . " . " d.eüfällige ZahlungSpfiicht in den alljährlich bekamt 
^ . ^ 3« werdenden Ausschreibungspatenten ausgedrückt wird (S»eh< 
auch §§. 18—25). 

§. 120. 

3. Con t r i bu t i on und Landes! ieserung. 

Nach §. 7 der Instruction für das Veröl dneten-Collegium "0»» 
7. Hebruar 1791 liegt es den Verordneten ob, gleich nach gesaM' 
,ener .̂andtag-Shandlung darüber zu wachen, daß der Ausschreibung»' 
plan sur das künftige Militärjahr nebst dem Ausschrelbungspaten"' 
entwürfe zeitlich nach Hof überreicht, und nach derselben höchstens 
nehm.gung das Patent selbst kund gemacht werde, und nach dem § " 
hat das Standlsch.Verordneten.Collrgium besonders dafür zu sorg«?' 
oar, d«e auf den Landtagen allergehorsamst verwilliqten Postulat" 
und andere m.t dem allerh. Hofe eingegangenen Verbindlichkeiten, .^ 
woyl ,n sich, ais innerhalb der gehörigen Zeitfrist genau erfüllet < ' 
ven. Käme es ledoch auf eine neue Verw.tt.gung an, so mul-ie d" 
Sache an d,e Stände selbst geleitet werden. 

Wor,n der dermalige allgemeine Grundsteuerkataster, dann d" 
Grundlage der Gebäudesteuer und der Urbarial, und Zehentsteuer ^ 
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^bt, welche Vorschriften zur Evidenzhaltung und allmäligcn Bericht!» 
^'"g derselben erlassen sind, wie es bei Streitigkeiten inRectlficatlons-
^ ^ i , mit den Steueibefr.iungcn und Nachlassen gehalten, und 
'e die Steuererhebung bewirkt, und nach welcher Executionsord« 

!̂ Ng aegen Rücksiändner vorgegangen wird, kommt in der Alhanb« 
ß̂> XXIV. dieses Thciles, von den directen Steuern vor. 

,, Von den Landcslieferungen wird aber in der Abhandlung X X M . 
^ses Thexes von den politisch administrativen Militäraugelcgen« 
"liien gehandeli. 

K. 127. 

4. P e t i t i o n s ' und V o r stell ung s re cht. 

Das Standisch-Verordneten-Collegium hat nach seiner Instruo 
in allen Fällen, wo es sich um das Beste des Vaterlandes han« 

entweder selbst eine schickliche Vorkehrung zu treffen, oder hier
an den Ständen e>ne Anzeige zu machen; denen sonach in Landes-
^elegenhetten das Recht der allerunterchänigsten Petition und Vor° 
^una, an den Landesfürstm allergnädigst eingeräumt lst (Siehe 

§. 128. 

5. S o r g e fü r die ständischen I n t e r e s s e n . 

, Das Ständisch-Verordneten-Collegim« hat für die ständi»-
/ ^ n F r e i h e i t e n , Gerechtsamen und die durch den stand«-
^ Advokarcn auszuführenden N e c h t ö s t r e i t i g k e i t e n zu sor« 
^ , und in a'l'n Fällen, wo es den Dienst erheischt, entweder eine 
Milche Vorkehrung zu treffen, ober den Ständen hiervon die An-

^se zu machen. 

§. 129. 

' V e r w a l t u n g des Domes t i cums und des Landes
e r fo rdern isses . 

Insbesondere Hai dasselbe das ständische Domest icum zu Ver
d e n , hierbei nach §. 25 der Instruction die beste Wirthschaft zu 
,s^l>n,«und den jährlichen Voranschlag der n. o. ständischen Dome-
/^I° nnd Landeserfordernisse nicht zu überschreiten. Dagegen so l l 
^ S tan d isch-V er ordne t e n - C o l l e g i u m , nach der Hof-
^.Verordnung vom 10. August 1810, Hofz. 23,533, Rggsz. 
, /^5l , jede sma l , wenn di e Concu r renz der ständischen 
"ssa wo immer angesprochen w i r d , der d i es fä l l i » 

'°ll V e r h a n d l u n g beigezogen werden . 



232 1. T h e i l IV. A b h a n d l u n g . 

Erwähnter Voranschlag für das nächstfolgende Jahr ist ver»oS 
Hoftanzleidecret vom 7. Juni 1790, Hofz. 1917, alljährlich der H ^ 
tanzlei zur Genehmigun vorzulegen. 

§. 130. 

W o r i n das ständlsche D o m e s t l t a l und k a n d e s e r f o l ' 
dern iß besteht. 

Das ständische Domestical und Landeserforderniß besteht N«^ 
den 29 Rubriken jenes jährlichen Voranschlages: 

l.^in der Besoldung des Oberst - Landmarschatts; 
2. in den Beiträgen; 
3. n) zur Theresianischen Nitterakademie; 
4. d) für die sechs ständischen KostfräulemS bei den englisch«" 

FraulemS in S t . Polten; ,,, 
5. c) zum Militär» Mädchen-Pensionats in Hernals; 7 / ^ ^ 
e. ll) zum Civil. Mädchen.'Pensionate in der Alftrg.aff^ ' 
7. e) zur Thierarzneischule; 
8. l ) zur Dolnung des Zwangsat beitShauses ° ) ; 
9. ss) zum Stadtarmen-Schulzins; 

10. Il) für die LanowinhschaftsgcfeUschafi d); 
11. in den sixirten Besoldungen; 
12. in den Personalgehalten; 
13. in der Abfuhr zur Professur der Landwirthschaftslehre")' 
14. in Pensionen, Provisionen und Ouieocemengehallen,' 
15. in Quarciergeldern; 
16. in Diurn,stengehalten; 
17. in Aushülfen; 
18. in Reise- und Licfergeldern; 
19. in Kanzleibedürfnissen, Buchdrucker» und Buchbinders 

beiten; 
20. in Postspesen; 
21. in L»vr<ie. Auslagen; , 
22. in Hausreparaturen, Beleuchtung, Reinigung und M " 

lienanschaffung; " " 
23. in Meßstipendien und Almosengeldern; 
24. in HebammeN'Stipendien, Z. 123; 
25. in Pferdezuchtprämien; 

- 2K. in Extraorbinarauslagen; 
27. in Interessen von Domesticalschulden; 
28. in Abfuhr deS jährllchen Amortisarionsfondes; ^' 
29. in Abfällen an den Domesticalbeiträgen von der H^U 

zmssteuer wegen leerstehender Wohnungen. 
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)̂ Das jabiliche Erfoiberniß für die W i e n e r Zw an gs-Arbe i töan» 
stallt ist nämlich, insoweit es nicht durch die eigenen Einkünfte der 
Anstalt bedeckt wi ld, nach Maßgabe des lahrllchln Voranschlages ,n das 
Domeftlcalclforbnmß drr n. o. Stande aufzunehmen; »n dessen Ge« 
m^ßheic d,c n. o. Rrgiciuni den Voranschlag dieser Anstalt lederzeit 
im qrmeinschafllichen ( înueinebmen nnt dem n. o. Stande Bererdneten« 
Colleglum zu berlchügen, und das berichtigte Pralmuna». an die Stande 
zu lclttn l'at. Allerhöchste Entschließung vom 11. Iu t t 1825, Hoskanz« 
ttidecret vcm 18 Juli 18iiö. 

D,e Summe dieses An'chlageö haben die Stande ,n ihr Hauptvtä» 
llMlnar llulzun^hnnn, und Ken Anschlag ftlbst als Subbeilage bei» 
zufugm. Hoftanzleldecrct vom 1^. Juli 1826. 

>») Dieser jabiliche Beilrag beträgt nach der von der k. k. Landwirth« 
schastsgescllichaft in Wim iat,l,l,ch gelegt werdenden Ueberslchi des Ver
mögens und öassastandcs 1600 si. (5. M. 

<-) Das standische! Eollcqium hat nämlich dem Lehrer der ökonomischen Lehr« 
kanzel »ahrlich 2000 si. abzuretchen, dagegen das Pra^enlationsrecht 
I>er l e rn» auszuüben (Hostanzleldecret vom 16. Juli 1808, Hofz. 132, 
Rggsz. 20,691). 

3. 131 . 

" i e d a s D o m e s t i c a l - u n d L a n d e s e r f o r d e r n i ß be» 
deckt w i r d . 

J ä h r l i c h e B e i t r ä g e zu dessen B e d e c k u n g . 

as Domestical- und Landeserforderruß findet in den nac 

ibrlken seme Bedeckung: 

1 . »n dem »m verflossenen Jahre verbliebenen Cassareste; 
^ 2. ln den Betttägen der S tad t W«en zum Ingemeurecorps-
"uanler; 

3. in der doppelten Gültsteuer, §. I s t ; 
4. m der unbegüterten Landmat'.nsteuer, §. 7 1 ; 
5. ,n den Domestlcal-ActlvlNtelcssen; 
6. m der unerkaufcen Dultelsteuer; 
7. ,n dem E,sah der Erbsteuer.-Reglsiraturs. Besoldung; 
8. m dem Ersätze des den Ständen vom Prater und Paulus-

"llnde entgehenden Ta^bezuges. 
Was an dem Elfo'delmsse durch diese Bedeckungsrubnken ob» 

^ " , w,rd durch den Domestical - und Landeserfordermsibettlag 
Eingebracht. 
,. Dieser Beitrag w,rd allzährllch auf der Grundlage des Voran-
^lages berechnet, und nach der hohen Orts erfolgten Genehmigung 
ll!3 b"n für die Grundsteuer, 
^ von der Urbailal- und Zehentsteuer vorgeschl »ebenen, m dem 
^schrechungspatente bekannt gemachten Umlegungs.-Masistabe um» 



§. 132. 

Besorgung des ständischen Creditwesens »). 

Der ständische C r e d i t wird, laut §. 18 der Instruction 
vom 7. Februar 1791, als mit jenem des Staates überhaupt in Ver
bindung stehend, angesehen, und die damalige t. k. General-Casss' 
d»reclion wurde höchsten Ortes angewiesen, zur Aufrechchaltung des 
ständischen Credils die nöch'ge Aushülfe zu verschaffen, so wie la»" 
§. 17 jener Instruction, das Verordneten - Collegium angewiesen 
wurde, darauf zu sehen, daß das durch den Creditswesen'Recesi v°l" 
5ahre 1767 festgesetzte Interessen.-Quantum in die ständische Call« 
elnfliesie. Dieser die ständische Demestical-Hchuldverschrell'UNgeN 
zunächst berührende Gegenstand liegt jedoch in seinen Details außel 
dem Bereiche dieses Werkes. 

») Der ständische Credit wurde von jeher, tbeils zur Bedeckung a l lM'g^ 
Bedürfnisse de« Ständetöivers selbst, theils aber zur Erreichung »^ 
Zwecke des Staates selbst benutzt, wofür im letzten Falle dem Stands 
institute zur Bedeckung der dem Staate freigestellten Eapitalien " " 
stenö der Bezug gewisser Gefalle überlassen wurde; wie sieß z. B. ««' 
der noch bis jetzt bestehenden Erbsteuer der Fall ist, indem nach 3."' 
ball des allerhöchsten Patentes vom 6. Juni l?59 weiland Ihre M«A 
stät die Kaiserin Maria Theresia biefts Erbsteuerarfäll in der M ' ^ 
einführte, und den Landstanden jahrlich übettieh, daß die eingehenden 
Gelder zu nichts anderem verwendet werden, als zur Abtragung des <"A 
pitals, welches die ilandstande dem Staate zur Fuhrung des dama>' 
Mit Preußen ausgebrochenen Krieges geliehen hatten, wogegen für ^ 
abzutragenden Zinsen auf anderweitige Art gesorgt wurde. ., 

Wie es nun mit der Erbsteuer gehalten wird, kommt in der AbhaN» 
lung XXIV. dieses Theils von den birecten Steuern vor. 

Der Unterschied zwischen ständischen, A e r a r i a l - und sts^ 
d ischen»Domest ical l O b l i g a t i o n e n beruhet übrigen« da l " 
daß da« landesfürstliche Aerar die Abtragung der Erstem an SaplA 
und Interesse übernommen hat, während Letztere einzig und allein A 
dem Domesticum der Stande lasten; daher denn auch Erste« der U 
nalverlosung einverleibt, während Letztere derselben nicht beigtst"' 
sind. 

§. 133. 

s. Kanz le i .D i rek t ion und Cassa»Aufsicht. ^ 

Endlich hat das Ständisch, Verordneten-Collegium auch ^ 
Besorgung d«r Kanzlei . Direct lonsgeschäfte in ihtt»" 
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^Nzen Umfange; denn nach dem §. 5 der Instruction vom 7. Fe-
^ r 1791. hat dieses CoUegium die Berichte und Anzeigen an die 
^stelle zu erstatten, milden übrigen Behörden gewöhnlicher Masten 
'U correspondiren, und über die Befolgung der für die ständischen Be» 
^ten erlassenen Instruction zu wachen; auch sindvermögHofkanzlei-
"tret vom 24. März 1774 die ständischen Cassen oft zu untersuchen. 
. I n wiefern dem Ständisch VerordneteN'CoUegium die Besetzung 
^ ständischen Beamten und Dienerstellen und die Disciplinarbe-

ung zusteht, siehe §. 110—121. 

b'Von demFormellen derGeschäftsführung. 

^ Bei dem Ständisch-V erordneten-Collegium. 

§. 134. 

C o l l e g i a l ' B e h a n d l u n g der Geschäfte. 

^. Auf jedesmaliges Ansagen der Landmarschalls haben die Stän» 
A ^ Verordneten zum R a t h e zu erscheinen (Instruction vom 16. 
"" '1763, § .1 ) . 
!. Wöchentlich haben ferner die Verordneten, so oft es nöthig ist, 
lm! Versammlungen im Verordneten'RarhszlMmer ' l " Landhause ab-
galten, wobei die Verordneten des Herrenstandes das Präsidium 
zweijährig wechselweise zu führen haben, und der Präsidirende zum 
z^be ansagen zu lassen, die Umfrage nach Maß der ständischen 
Fassung und bei den Ständen gewöhnlicher Art vorzuneh-
^ , und endlich nach Mehrheit der Stimmen das Conclusum zu 
.^«n hat (Instruction für daS Ständlsch-Verordneten-Collegium 
""25. Februar 1791, §. 2 ) . 

^, Den Nathssesslonen haben gewöhnlich alle sechs Verordneten 
^jUwohncn/ und in Krankheitsfällen oder bei wichtigem Ver-
l/" lniß die Entschuldigung dem präsidirende« Verordneten Heizu
ngen. 

i , . ^ sollen jedoch wenigstens vier von ihnen beständig den Ruths-
f. '̂ lNmlungsN beiwohnen, ohne welcher Zahl kein Geschäft von Met)» 
^ r Wichtigkeit vorgenommen werden soll. Eben so hat jederzeit 

kr der Verordneten des Herrenstandes zur Führung d ŝ Präsidiums 
end zu seyn (§. 3 ) . 

^ Die Verordneten haben Alles während der Sitzung, im Rathe, 
j , Nichts außer demselben, Alles schriftlich und nichtS mündlich, mit-
^"och weniger Einer allein, sondern gemeinsam anzuordnen, und 
lH^.le fordersamste Erledigung der Agenden nach Maß ständischer 
^"sse und Hofresolutionen mittelst Einführung einer bündigen 

1b 
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Manipulation bestens angelegen seyn zu lassen, und zu dem Ende 1^ 
deS Syndicus und der Secrerare zu gebrauchen. 

Ueber das Gesuch der Stände, daß in Fällen, wo das Vererbt 
ten-Collcgium über Beschneiden oder Irrungen ,n Nectification^sache" 
mit der Entscheidung fürgcgangcn ist, die Partei aber darüber den 3^' 
curs bei Hofe anbrächte, der von dem Verordneten-Collegium ^ 
erstattende Bericht zuvörderst auch den Ständen vorgelegt werde" 
soll, ercheilten Se. Majestät die Verwilligung hierzu, verlaben s'l» 
aber dabei, dasi die Erstattung bei abgeforderten Recursberlchce" 
Nicht zu lange verschoben bleiben wird, sondern wenn allenfalls dM" 
mehrere Wochen die Abyalrung einer ständischen Sitzung unterbleibe" 
sollte, solche Berichte von dem Verordneten-Eollegium auch ohne!" 
vorerst bei den Ständen vorzutragen, der Hofstelle unverkü>'î  
vorgelegt werden (Hofkanzleiverordnung vom 15. März 1791 an de" 
niederosterr. Landmarschall, Hofz. 700, Rggsz. 4671). 

§. 135. 

P f l i c h t des S t ä n d i s c h ' V e r o r d n e t e n , C o l l e g i u m S , übel 
selne j ä h r l i c h e Am t s g e b a h r u n g den S t ä n d e n 3ltl<l' 

t i o n zu e rs ta t t en . 

Das Verordneren «Collegium hat eine ausführliche Amtsrelatio" 
über den ständischen Credits » Smcus, geschehene VerminderUNs 
desselben, vorhandenen Geldvorrat!) und dessen etwa zum ^ 
stcn des Landes zu machende Verwendung, über die Summe der l^' 
schehenen Ausschreibung; delselben Eingang und Resten, und übrige" 
unter dem Jahre vorgefallenen wichtigen Agenda an die Stände ^ 
Ende eines jeden Jahres zu erstatten (Instruction des Ständisch' 
Verordneten-Eellegiums vom 25. Februar 1771, §.29). 

§. 1.16. 

2. B e i m ob e rn . Ausschuß-C o l l e g i « m . 

Ueber das von dem Verordneten-Collegium in Ansehung wich' 
tiger Angelegenheiten an die Stände zu erstattende Gutacl/ten b^ 
das Ausschuß-Collegium den letzteren seine gutachtliche AeußerlMß 
zu geben, so wie auch über, ihrer besonderer, Wichtigkeit wegen, «a^ 
dem Erachten des Landmarschalls oder dessen Verwesers oder Sc«^' 
Vertreters, diesem Collegium angewiesenen Gegenstände, unmitrelbal 
den Ständen seine Ausarbeitungen vorzulegen. 

Zu diesem Ende sind nach §. 4 der Instruction für die Au^ 
schußbeisiher zur Zeit der Landragsproposmon und zur Osterzeit, uN^ 
nebstdem in wichtigen Fällen d,e Ausschüsse nach folgenden Grun^ 
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^h«n zur Berathschlagung und Revision der ständischen Angelegen
betten emzubcrufen. 

Wenn cm zu behandelnder in sich wichtiger Gegenstand, z. B . 
höchst« Hofansinnen an dle Stände, von Hochstdemselben herablan-
Lende, den Ständen zur Prüfung vorgelegte Vorschläge, dle jähr« 
"che Almsrelallon der Verordneten u. s. w., so geeignet lst, daß er 
^ner genauen, accenmäßlgen Zergliederung und Prüfung bedarf, und 
A e r nlcht füglich bei elner Versammlung der gesummten drel oberen 
Stande ohne vo r lä u f l g e V orarb el r u ng auseinandei gesetzt 
Und berathschlaget werden tonne, habe das Embe,ufen des 2lusschusses 
iu geschehen,und derselbe habe,zu Folge des lhm von denStänden geschenk-
^n Zutrauens und von demselben sich ve, sprechender Vlll«gkettSIlebe, 
^tttelst eines an die Stände zu e> stallenden Gutachtens emzuschrel» 
ttN; bez diesem habe der Ausschuß das Beste der Stande immer vor 
"«gen zu haben. 

§. 137. 

Vors i tz beim A u s s c h u s i - C o l l e g i u m . 

Den Vorsitz bei dem Ausschuß-Collegium führt der Landmar-
'chall, oder bel unbesetztem Landmarschallsamce der Amtsverweser, 
b̂er auch bei Abgange dleses, der dem Range nach ältester Ausschuß» 

lath des Herrenstandes ( S . §. 92). 

§. 138. 

"5as un te r , vers tärk tem Aussa)usse vers tanden w l r d . 

Wenn den Ausschußversammlungen die Verordneten beiwohnen, 
^l'den die beiden dergestalt vereinigten ständischen Colleglen mit dem 
^«Men des verstärkten Ausschusses belegt. 

^- Von der S te l l ung der ständischen Act iv i -
tatsorgane gegen die landesfürstlichen 

Behörden. 

§. 139. 

U n t e r o r d n u n g uncer die H o f k a n z l e i . 

Das Ständisch-Verordneten» Collegium steht unmittelbar unter 
" l k. k. vereinten Hofkanzlei, und alle Recurse g.'gen Entscheid««' 
6̂ N und Verfügungen dleseS Collegiums sind vermöge Hofdecret vom 
^"-Jänner 1781, § . 3 , allelh. Res. an das Ständlsch-Verordne» 
^n-Collegium vom 3. März 1781, §. ^, und Instruction für das 
ständisch-Verordneten »Collegium vcm 7. Februar 1791, §. 5, uw» 
"llttelbar an die k. k. vereinte Hofkanzlei zu nchten. 

^6 * 
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§. 140. 

Per iod ische V o r l e g u n g des Ges t ionSpro toko l l s «N 
die H o f k a n z l e i . 

Das Verordneten-Collegium hat wöchentlich Gestionsprotokollt 
an die Hoftanzlei abzugeben (Instruction für das Ständisch'Verord' 
netcn Collegium vom 15. Februar 1791, §. 27). 

Von der allgemeinen Regel, dasi die Gestionsprotokolle wöchenl» 
lich der Hofkanzlei vorgelegt werden, kann, da es keine andere Ab' 
ficht, als die bessere Ordnung zum Grunde hat, nicht abgegangen 
werden (Hofkanzleiverordnung vom 15. März 1791, I I I . Abchellung, 
Hofz. 700, Nggsz. 4671). 

M i t Hoftanzleidecrer vom 7. Juni 1790, Höh. 1917, wurde 
das Verordneten-Collegium angewiesen, die vorgcscht«ebene Nelh' 
nungsmethode beizubehalten, das Prallm«narsystem einzureichen, und 
der vereinten Hofstelle, so wie der Hofrechenkammer, sowohl die ge-
wohnlichen, als die sonst abgefordert werdenden Ausweise und Aus« 
fünfte vorzulegen. 

§. 141. 

A r t der Cor respond enz m i t der 't. k. v e r e i n t e n Hof ' 
k a n z I e i. 

Das Ständisch «Verordneten-Collegium erstattet seine Berichts 
an Se. Majestät, jedoch zu Händen der k. k. vereinten Hofkanzle^ 
und'erhält die allerhöchsten Befehle im Wege der k. k. vereinten 
Hofkanzlei mittelst Rescrlpte, wo es im Eingange heißt: Von del 
österreichischen königlichen, zu Hungarn und Böhmen, kcxserllcheN 
apostolischen Majestät, Erzherzogen zu Oesterreich, Unsers allergnädig' 
sten Herrn wegen, dem mederösterr. Ständisch'Verordnetcn-CollegiulN 
hiermit in Gnaden anzufügen, und am Schlüsse: l)ecr«t„m ne? 
8n«rnm l^:,e8»reo Udßiam Hlnjelitötem Oonsilio (!ÄUl:vIwril> 
^ulica. Viennae äe — 

§. 142. 

V e r h ä l t n i s deS S t ä n d i s c h - V e r o r d n e t e n - C o l l e -
g i u m s zur Landesste l le . 

Das Ständisch.VerordneteN'Collegium ist den landesfürstliche? 
Provinzialbehörden coordmirt. Es correspondirt mit denselben M»^ 
telst Instnuate. 

Die Mittheilung der höchsten Verordnungen von Seite der 3an-
desstelle an das Ständisch »Verordneten« Collegium wurde übriges 
von dem Ständisch »Verordnetsn«Collegium mit den Insinuaten vo»n 
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l4. November 1803 und 29. Jul i 1805 als überflüssig erkort, nach» 
°em solche demselben von der Hosstelle ohnehin eröffnet) werden. 

F. 143. 

V e r h ä l t n i s s e des S tändisch > V e r o r d n e t e n - Co l le« 
g iuS zu den K r e i s ä m t e r n . 

Nach der Instruction für die nieberösterreichischen Kreisämter 
"on, 21 . Jänner 1783, §. 2 , waren die Kreisämter in Catastral« 
Und Contributions- und andern Provinzialsachen dem Generale vom 
3» März 1781 gemäß, dem niederösterreichischen Ständisch-Verordne
ten »CoUegium untergeordnet, allein bereits mit Hofdecret vom 23. 
Oktober 179U, Rqgsdecrct vom 3. November 1790, wurden die Kreis« 
^Nter als landesfürstliche Behörden angewiesen, von dem Stä'ndisch-
Verordneten-Collegium auf keine Weise Befehle anzunehmen. 

Doch haben sie, vermöge Verordnung vom 15. April 1791, die 
Anordnungen des Ständisch - Verordneten «Collegiums ln?rovwei2l l -
^u« «t c!«ntridutl<in»likl,8 zu befolgen: und demselben alle nöthigen 
""zeigen zu machen, und die erforderlichen Auskünfte zu gebend 

Von der früher angeordneten Abgebung der kreisämtlichen Ge< 
stionsprotokolle an das Ständisch'Verordneten-Collegium hat es jedoch 
vermöge Hofdecret vom 17. April 1791, Rggs. I n t . vom 29. April 
" 9 1 , abzukommen. 

§. 144. 

^d r respondenza r t der K r e i s ä m t e r m i t dem S t ä n 
disch « V e r o r d n e t e n ' C o l l e g i u m . 

Obschon von dem Verordneten-Collegium an die Kreisämter keine 
Decrete erlassen werden sollen, und von Seite dieser, über die an 
>'e ergehenden Zuschriften deS Verordneten-Collegiums keine Berichte 
an gedachtes Collcgium zu erstatten sind, so sollen doch nach dem 
Hofdecrcr vom 30. December 1791 von den Kreisämtern auch keine 
"loten, sondern andere schicksame Zuschriften und Antwortschreiben 
an das Stä'ndisch'VerordncteN'Collegium gebraucht werden. 

Ueber diese Form der Correspondenzart bestehet folgende nähere 
Weisung: 
5« . Der §. 5 der für daS Ständisch-Verordneten »Collegium be» 
^atigten Instruction enthält jene Gegenstände, welche von selbem zu 
behandeln sind, wobei es denn unabänderlich zu bleiben hat. 

Da man nun keineswegs gemeint hat, dem Verordneten« Colle» 
6'Urn d,e Mittel zu benehmen oder zu erschweren, diese Geschäfte 
s t i e l s t der K r e i S ä m t e r zu behandeln, so hat man in Anbe« 
t'acht dgs dießfalls zu führenden Correspondenz Allesauf die vorige 
^"t zurückzuführen befunden, welche hier unten vor der Vereinigung 
der Stände mit der Landesstelle bestanden ist. 
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DieActen zeigen nämlich, daß das Verordneten-Collegium eigtll^ 
lich Compaßschre iben, theils an die Kreishaupt^eute, theils «N 
die Kreisämter ^ theils mit , theils ohne Courtoisie, erlassen, auch 
Anzeigen de? Kreishauptleute oder Kreisämter mittelst einer GattUNs 
Decretation erledigt habe / allemal aber, in diesem und jenem d»< 
Worte i n F reundscha f t und zur b e l i e b i g e n Veran las ' 
sung beigerückt worden seien, wodurch sich zeiget, daß die CorrespoN" 
denz n i e m a l s b e f e h l s w e i s e geführt wurde; und wurden dielt 
C ompaßschreiben oberDecretationen immer nur von einem Land» 
schaftssecretäre unterschrieben. 

Die Kreisämter und theils auch die Kreishauptleute haben ihl< 
Anzeigen, theils als Schreiben, größtentheils aber in Gestalt wirlll' 
cher Berichts eingerichtet, die Courtoisie aber dergestalt gegeben, daß 
sie im Eingange »hochlöbl. Niederösterreichisch-Ständisch-Verordtt^ 
ten-Collegium" günstige Herren und Freunde gesetzt, den Schluß 
aber größtentheils mit folgenden Worten gefaßt yaben: »womit ich mich 
dienstlich empfehle Euer Gunst und Freundschaft dienstlicher." Dies« 
Correspondenzart war vorhin üblich, und ist an sich die kürzeste; dieß 
sei auch für das künflige, theils durch Compaßschreiben, 
theils durch obgedachte Gattung von D e c r e t a t i o n e n und Pr<^ 
t o k o l l s a u s z ü g e n , und zwar mit Hinweglassung der in dem Sch l ^ 
ben ehedessen einige Mal gebrauchten Aufschrift: »Un fe rn Dienst 
und g u t e n W i l l e n z u v o r , jedoch immer mit Beirückung det 
Worte, in Freundschaft u»»d zur beliebigen Veranlassung und Wif» 
senschaft" vom Verordneten. Collegium fortzusetzen; dahingegen' ba' 
ben die Kreisä'niter an dasselbe Remiß schreiben oder B ^ 
r ich te mit der oben erwähnten C o u r t o i s i e abzugeben; auf jeden 
Fall aber, wenn von den Kreisämtern eine Assistenzleistung oder 
wirkliche ErecutionSeinwilligung gefordert wird, da habe das Verordne« 
ten - Collegium solche Aufträge durch die Negierung laufen zu lasse«, 
oder wenn Gefahr auf dem Verzug haftete, zugleich die Erinnerung 
davon gedachter Landesstelle zu machen, und daß dieses geschehen ist, 
dem KreisaMle, welches die Sache betrifft, zu eröffnen, weil die 
Landesstelle immer davon unterrichtet seyn muß, wenn gegen Unter« 
thanen mit Zwangsmittel vorgegangen werden will (Hofkanzleidecret 
vom 15. Avril 1791, Hofz. 322, Rggsz. 6930). 

Bei dieser Correspondenzart hat es zu verbleiben (Hofdecret voltt 
30. September 1791) RggS. I n t . vom 14. Oktober 1791, §.1). 



V. Abhandlung. 
Von dem niederösterr. Lehenwesen 

§. 1. 

U r s p r u n g des « lederösterr . LehenwesenS. 

So wieder Adelstand, so verdankt auch das Lehen wesen m 
llederösterrc,ch semen Ursprung dem Vertheldlgungs-und Vermal-

lungssysteme Carl des Glosicn. 
Dieser verlieh nämlich jenes Krenzland den aufgestellten Grenz-

l^afen, und diese verliehen den größten The,l davon wieder welter an 
Vre Kneqsleute, qeaen d«e Verbindlichkeit zu Kriegsdiensten. 
2, Später stellte sich auch der Minder Mäcktlge dadurch unter den 
Schutz des MächtlgelN, daß er ,hm das Obereigenrhum seines frel-
Henen Gutes übe» trug; oder der Lehenmann übertrug se»n e igenes 
ehen wieder einem Andern, waS den A f t e r l e h en den lllspl ung gab. 

M i t solchen Lehen ward auch zuweilen die Pflicht zu H o f ä m-
.t r verbunden, oder diese Aemier wurden, nebst ewigen Naturaldlen-
'^N, selbst zu Lehen gegeben. 
« So entstanden die Aemter des Malschalls, Kämmerers, Schen-
<N«nd Tluchsesses, denen allmällg andere folgten. 

« . Diese u rsp rüng l i ch persönl ichen Lehen wurden nachdem 
"lachenderKarolmqlschenDynastie erb l ich, weil der Sohn u.s.w. 
^ Dienste des Vaters übernahm, und dafür d,e Lehen bekam. 

. ^Zur Beurthellung dieses Lehenverhältnlsses wurde bereits »m 
^'Jahrhundert daS longobardlsche oder gemeine Lehen-

H t zur Norm gewählt; dem ,edoch das Herkommen, dann das 
n Ka ise r F r i ed r i ch I. dem M a i kgra fen und ersten Her« 

^ ^ He in r i ch I a s o M i r q o t t ,n der zweiten Hälfte des 12. 
Jahrhunderts erchcllte P r i v , l eg « um , wodu,ch der unmittelbare 
^eudalverband der m Nlederösterrelch befindlichen Lehenleute mir 
^w deutschen Reiche aufgelöst wurde, endlich die im IN. und 17. 
^hlhundelte den zwei oberen pollwchen Ständen des Herrn »und 

ltte, stände» in Oesterrnch ob und unter der En".s bewilligten soqe« 
nnten Lehengnad»!« und deren C» Weiterungen eine elgenthümliche, 
N dem gemeinen Lchenlechte abweichende?lusb>ldung gab; und wenn 
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gleich baS Lehenwesen durch den im Jahre 1495 eingeführten La«^ 
frieden, und durch die Veränderung des Kriegswesens seine ursprUNs' 
liche Bedeutung und Bestimmung giößtenthells verlor, und somit"' 
de» Rltterlehen geforderten Kriegsdienste seit dem Anfange des 1^/ 
Jahrhunderts, wo sie zum letzten Male gegen die Türken in Ansp^ 
genommen wulden, nicht mehr gefordert wurden, bestehet dieses v» 
Tausend Jahren in Oesterreich eingeführte, im Verlaufe der Zelt»^ 
nachlassigte, »m 18., vorzüglich aber in diesem Jahrhunderte wiede 
einer solgfaltigern Aufmerlsamkell der Staatsverwaltung gewürdigt 
Institut ,n dem Anbetrachte nocl) fort, daß so manches wohl erworben 
Recht und so manches ohne Verletzung des Staats- und Private»^' 
thumes nicht zu zelschncldende Velhälinlß daran geknüvft, und da«' 
selbe immeihln vollkommen geeignet ist, d,e allgemeine StaatSbürgtl' 
Pflicht durch die besonderen Bande der Lehenireue noch mehr i" 
befestigen, und den Lehenadel noch inniger an den Thron des ang^' 
stammten Landesherrn zu fesseln. 

5. 2. 

W o r a u f b a s n i e d e r östcrr. Lehenwesen beruhet . 

Nach einer Verordnung Kaiser F e r d i n a n d I. vom Iah^ 
1552 soll das Lchenverha'ltmsi nach O r d n u n g der gemeines 
geschr iebenen ( longobard lschcn) Lehenrechte beullhe'l 
werden; und noch «n den neuern Zelten, nämlich am 28. Apl' 
1814, eiinnerte d,e t. k. vereinte Hofkanzle«, das«, so lange ke»^ 
neues Lehengeseh s a n c t l o n l r t ist, sich lN Lehensach^ 
an das gemeine Lehen recht, u n d an die i n Ocster reich 
bestehenden besonderen Gese he und P r i v i l e g i e n ^ ' 
h a l t e n werden müsse. Als vorzüglicher Behelf dient aber del 
österreichische Lehen t rac ra t , oder der unter Ka i se r Mal> ' 
m i l i a n I I . »m Jahre 1582 verfaßte E n t w u r f zu e iner ö stell» 
L e h e n o r d n u n g ; denn, wenn gleich derselbe niemals Gesetzeskraft 
erhielt, so wurde er doch immer,n Ermanglung einer vom Landes 
fürsten und obelsten Lehensherln sanctiomrten Lehensordnung, ^ 
eine authentische Ul künde zum Beweise des alten Helkommens UN" 
Landesgebrauches, worauf sich dann auch immer berufen wird, anfl^ 
nommen, und liefei t eben desihalb emen vrrläsillcheren Anhaltspunkt, 
als fremde Rechte und scholastische Dlstmctlonen und Ansichten, dah^ 
die neueren Einordnungen »n Lehenssachen meist auf zenem Entwur" 
beruhen, so dasi nicht gefehlt seyn dinire, dasi er m dieser Abhan^ 
lung am gehörigen Orte angeführet wird. 

»> Ueber das niederosterr. Lebewesen babcn in srlihern Zeiten gehanblU' 
der niedcrosterr Meqierunqskan l̂er S u t t i n q c i von H n u r m h o k ' ^ 
dcn s!onzuotu<Iino8 ÄU5t,ii»l)2u, denen Ntl-lchard W a l t e r ^ ^ 
^Vdllitinno« beifugte; fnner 

F i n stc l l v a l t er in den Oli'.crv.iilottl.l» ^»ncl-ic:«' .««I Conzul-t"" 
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6inoz »u«tsi»e»5 8u^er. 8212b. 1681, und G r e n e k in den ^lnea-
lpuln jur iä. uu!»t. ^_ Weiland Ihre Majestät die hochstlige Kaiserin 
M a r i a T h e r e s i a gab ferner mit Resolution vom 27. August 1783, 
bei dem Umstände, wo vorkomme, daß die Freiheiten über die nieder» 
dstclr. Lehen nicht so weitertendnt waren, als der allgemeine Ruf solche 
vorbildet, zu erkennen, daß es eine nützl iche A r b e i t w ä r e , 
wenn e ins tmalen eine A b h a n d l u n g von den h i e r l ä n d i . 
gen l i e h e n , durch eine geschickte und f ü r d ie Gerecht» 
lame I h r e s Lehenho fes beso rg te Feder zusammen«.«» 
schrieben und bekann t gemacht wurde, um dadurch die 
lehenherr l ichen Rechte auch w i e d e r u m i n dem Gedacht» 
nisse des P u b l i k u m s zu e r n e u e r n . 

Es erschien hierauf: 
von Ko f f l er's Sammlung der niederosterr. Lehensqesetze 1775,und 
W o l t e r von W o l l e r s t h a l , Sammlung der Lehenrechte, 1779 

bis 1795. 
Pragmatisch bearbeitete aber diesen Gegenstand Professor Jos. Anton 

M r r t l n s in seinen Grundsähen des gemeinen Lehenrcchtes, denen er 
ein osterr. Lehenrecht beifugte. 

Am gründlichsten und erschöpfendsten schrieb aber hierüber der nie» 
berosterr. Negie^ungsrath und Lehenpropst F r e i h e r r von He inke 
in folgenden Werken: 

Harbbuch des n iederosterr . Lehenrechtes. 2 Thelle. 
Wien 1851 und 1812, wovon der erste Theil eine ausführliche Er« 
klärung dlö gemeinen Lehenrechtes enthalt, der zweite sich aber 
bloß auf die l a n d e s f u r s t l . Lehen i n N iede ros te r re i ch 
bezieht z daoy 

D a r s t e l l u n g des i n den deutschen o'sterr. S t a a t e n 
Üblichen Lehen rechtes. Wien 1831, i j . Auflage; zum Gec 
brauche der öffentlichen Vorlesungen mit genauer Anfuhrung der 
Quellen, endlich 

G r u n d l i l i e des in den österr. S t a a t e n bestehen, 
den Leh e n v l r ha ' l tn isseö; zum Gebrauche der Vasallen und 
der in LehengesHaflen arbeitenden Beamten. Wien 18ttl». 

Endlich lieferte 3>.eupauer einen B c i t r a q zur Hllintniß des 
Quellen« Verhältnisses des allg. lunqerl. Gesetzbuches zum ostnr. Lehen. 
rechte im IV. Hefte tes 1826er Iahr^nges der Zcitschrlft für osterr. 
Rechtsgclehrsamteic mbpolit. Gesctzkunde von W a g n e l . 

§ . 3 . 

"U f welche Länder sich das n iederos te r r . Lehen wesen 
erstreckt. 

Das niederosterr. Lehetwesen erstreckt sich, laut Tit. 24 des österr. 
"hentractates, von A l t e r s her auf das ganze Erzherzogthum 
Ö s t e r r e i c h ob u n d unter der E n n s , und zu Folge Aller« 
höchster Entschließung vom 21. Februar 1821, Hofkanzleidecret vom 
^ März 1821, Hofz. 5,929, Rggsz. 11,422, hat die niederosterr. Ne
uerung w i e b isher noch ferner daS Lehenwesen dieser be iden 
Zander zu besorgen. 

Auch die Administration des sogenannten T raunk i r chne r« 
»der G m u n d n e r - S a ! i n ' n - Lehenwescns ist, laut Meg,c-
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rungsdecretes vom 20 April 1831, Rggsz. 18,388, der landeSfürstlich^ 
Lehenstube ob und unrer der Enns übertragen. 

Das königl. ba»erische Lehenedicr vom Jahre 1808, nebst a""» 
das Lehenwelen betreffenden und nachträglich von der kön^l. balelv 
schen Regierung erlassenen Verordnungen wurden daher bereits «< 
ollerh. Entschließung vom 29. Juni 1520 außer Kraft gesetzt; und' 
wurde wieder daS vorher »m Innviertel und in dem zurückerworben«" 
Anthelle des Hausruckvicrlels übliche Lehenrecht Mit den bestandene 
Gewohnheiten in Wirksamkeit gesetzt. 

A l l e H a n d l u n g e n , 5ie in Lehenangclegenheiten nach d", 
während der kön,g!. baierischen Regierung bestandenen Gesehe «o 
genommen worden, und i n R e c h t s k r a f l erwachsen s»N^ 
smd jedoch auch in Zukunft als geltend anzusehen, und aufrecht i 
erhalten (Hoftanzleidecret vom 22. December 1820, Hof;. 20,09^ 
Rggsz. 7^7, 1 und 2) . Dagegen gehört das Lehenwesen im Herzog 
lhume S a l z b u r g , laut Hofkan l̂eldecretes vom K. Juli 1820, Rag'«' 
30,777, vermöge allerh. Entschließung vom 29. Jul i 1820, in d^ 
Bereich derob der ennslschen Landesregierung, als für d ies ' 
Herzogchum aufgestellte Lehcnstube. 

") Freiherr von Heinke qav in dem 2. Theile seiies Handbuches d 
nilderostclr. Lchenrechtes vom Jahre 18«2 im § 2, 569 Ritter «« 
887 «cuteMen an. welche über U M ) Leben-Entien oder einzelner 
hcnkörper tnthallen; worunter sich < 18 Herrschaften und grosiere <Z>U" 
605 Hofe und kleinere Vuter, 193 Waldungen rnd Forste, 44? Zchem 
auf ganze Ortschaften, 2494 auf einzelne Vrcittn und Besitzungen.»«" 
2580 Gülten und Zuständigkeiten von lanbesiblichen Gattungen ve, 
den. Af ter leycnhofe gibt es im Lande unter de«, Enns 1»/ 
Lande ob der Enns 22. _ 

§. 4. 

O r d n u n g , w ie davon zu hande ln kommt. 

Bei dem niederösterr. Lehenwesen komttt zu handeln: 

l . Von dem L e h e n v e r b ä l t n i s s e 'elbst, und 

l l . Von den L e h e n b e h ö r d e n und ihrer W i r k s a m k e i t . 

I. Hauptsiück. 
Von dem Lehenvtrhältnisse. 

§. 5. 

W a s h l e r a b z u h a n d e l n kömmt . 

Hier kommt zu handeln: 
ä . Von der N a t u r und Beschaf fenhe i t der Lehen. 
U. Von der E r w e r b u n g d<> Lehen. 
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6. Von den Rechten und Verbindl ichkei ten in Bezug 
«Ufdas Lehenobject ; endlich 

V. Von Auf lösung des êhenbandeS. 

I. Abschnitt. 
Von der Natur und Beschaffenheit de, Lehen. 

3.6. 

B e g r i f f e i n e S L e h e n S . 

. E in L e h e n ") ist, wie auch der T i t . I . des österr. Lehentracea-
1° von, Jahre 1582 sich ausspricht, ein G e g e n s t a n d , auf welchem 
^ler P e r s o n das O b e r e i a e n t h u m , und einer andern das 
. ^ h e i a e n t h u m unter der Verbindlichkeit einer besonderen wech» 

" e i l i g e n T r e u e zustehet. 

) Das Eigenthum ist nämlich nach §.357 des allg.bürqerl.Geschb.,ienach< 
dem das Recht auf die Substanz in Einer und derselben Person vereinigt 
ch, oder aber dem Einen nur ein Recht auf die Substanz der Sache, 
dem Andern dagegen. nebst einem Rechte auf die Substanz, das aus
schließende Recht auf derselben Nutzungen zustehet, entweder uol lstän« 
^ i g und u n g e t h e i l t , oder aber für Beide u n v o l l s t ä n d i g ; der 
'»ine wird dann Ob e re igen t h ümer, der Andere aber Nutzuu gö< 
e lgen t l i ümer genannt. 

Diese Absonderung des Rechtes auf die Substanz, von dem Rechte 
auf die Nutzungen, entstellt ferner nach F. 259 des allg. bürgert. Gesehb. 
'Heils durch Verfügung des Eigentümers, theils durch gesetzliche Ver» 
"ldnung. 

Nach Verschiedenheit der zwischen dem Ober-und Nutzeigentnümer 
obwaltenden Verhältnisse werden die cyütcr, worin das Eigenthum qe-
tyelltift, Leh en<,Erb pacht» und E r b z i n s g ü t e r genannt. V o n 
^en Lehen w i r b i n dem b e s o n d e r s bestehenden Lebe n-
^ c h t « ; von den Erbpacht, und Erbzinsgütern aber in dem Haupt» 
'lucke (des alla. bürgert. Mesetzb.) von Bestandvertragen gehandelt. D a s 
^ e h e n v e r h ä l t n i ß ist a lso n icht nach den B e s t i m m u n g e n 
f ? a l l g . b ü r g e r l . Gesetzb. zu b e u r t h e i l e n , sondern nach 
' t l n e n e i g e n t h ü m l i c h e n Gesetzen. 

§. 7. 

Was zur Wesenheit eines LehenS gehl jr t . 

Zur Wesenheit eines Lehens wird also erfordert: 
! ' I n lehenbares Object. 
3 w-" ^^^^elgenthümer (Lehenherr). 

- .̂m Nutz eigenthum. er (Lehenmann oder V sall), und 
' "e Zusicherung wechselseitiger Treue. 
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I. 

Von dem lehenbaren Objecte. 

§. 8. 

Welche Gegenstände dazu gee ignet s ind. Was 
u n t e r Pe l t i nenzs tücken vers tanden w i r d . 

Nach dem gememen Lehenrechte walett bloß l iegende Güttl 
lehenverbindungsfähig; später wurden aber a u ch bewegliche, Ull» 
tor p e r l , che Sachen, E h r e n t i t e l , W a p e n , dem Lehenbandl 
unterzogen »). 

Zu den Lehen gehören übrigens auch die P e r t i n enzstü»^ 
d. i. solche Sachen, welche zu dem verliehenen Lehenobzecte entwedll 
gesetzlich, oder landesüblich oder vertragsmäsii^ als Theile des Ganzen s^ 
hören. Dießfalls wird nach §. 37 der allgemeinen Lehenordnung'^ 
genommen, dasi sie entweder zur Zeit der ersten Verleihung dabei»? 
findllch gewesen, oder an deren Stelle getreten sind, oder in der FoO 
als Pertlnen^stücke besonders verliehen wurden, oder welche der Lehell' 
mann entweder selbst dem Lehenherrn ausdrücklich aufgetragen hat» 
oder m das Lehenverzeichnlß oder in den Revers als lehenbares Zug? 
hör hat einschalten lassen, oder endlich von Seite des Lehenmann" 
oder des Lehcnherrn vermittelst der Verjährung lehendar ge "^ 
den sind. 

Wiewohl übrigens die Lehenbarkeit einer Sache nicht vermulh^ 
wird, so spricht doch d,e rechtliche Vermuthung für d,e Lehenborkelt 
e ines m i t e inem Lehenob jec te v e rbundenen S tückek, 
und der Beweis der Allodialeigenschaft solcher einzelner Pertilieni' 
stücke liegt dem Lehenmanne ob. 

») Die Titel 1 und 40 des dsterr. Lehentractates saqen: Zu einem Leĥ  
sei cm liegendes Gut, als:H errscha fren, Besten, Schloßt^ 
S t ä d t e . Mä rk te , Dor fer , Höfe , Meierhofe, Muhlst«' 
t e n . Gebolze, W i l d b a h n , Fischwaid, W e i n g ä r t e »̂  
Aeck er, Wiesen, u. dgl. unbewegliche Hab und Güter, oder " ^ 
jähr l iche Ginkommen, Renten und Gül ten, als Gr oß«u>t' 
Kleinzehen t, Mauth , Zo11, u. dgl. Iura inen^norali«, «"?" 
Noällitu«, I/rbai'inm, Landgerichte und andere gerichtliche Hoheitt" 
und Vbrigüeiten, Erbamter sammt Sugehur, nöthig. 

§. 9. 

A u f z ä h l u n g der d e r m a l übl ichen G a t t u n g e n von 
Lehen. 

Nach der E igenschaf t des Lehenherrn oder Lchenmannes, 
des Ob»ectes, der Le is tung und der be sondern B e g n ^ 
d i gung theilen sich die dermal am meisten üb lichen Lehr« 
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1. in u n m i t t e l b a r e und m i t t e l b a r e l a n d e s f ü r s t l . 
L e h e n ; 

2. in R e a l - , G e l d - u n d A m t s l e h e n ; 
3. m R i t t e r - und gemeine L e h e n , und 
4> in Lehen ohne und m i t der G n a d e . 

Die Lehen haben übrigens auch noch andere Benennungen, als 
«egebene und a u f g e t r a g e n e , a l t e und neue , S t a m m » 
Nd E rb lehen , e i gen t l i che , u n e i g e n t l i c h e und unf 'örm-
'He, G n a d e n - , K a u f « und S t r a f l e h e n , M a n n s , und 

Weider ichen, S t a a t s - , H o h e i t s - , Nega l i e n ^ und G ü l -
l n l ehen , geistl iche und A l tarl-e h en, P f a n dle h en, led i -

«e und nicht led ige , B u r g - , O e f f n u n g s - und C a b i n e t -
lyen, und Lehen i n t r » und e x t r u e u r t o m . 

»^ Diese Gattungen von Lehen haben jedoch theils nur historischen 
, " t h , theils sind chre Eigenschaften aus der Benennung leicht zu 
llennen, the,ls geschieht von ihnen in dieser Abhandlung am geho'ri-

»W Orte ohnehin Erwähnung. 

3. 10. 

ü' t . I n N iederös te r re ich g i b t es nur l andes fü rs t l . 
Lehen. 

. I n Nieder e Oesterreich gibt es nur landesfürstl. Lehen ») , b. h. 
'°'che, welche von dem Erzherzoge von Oesterreich als Landesfürsten 
^Nühren. Dieses Verhältmfi beruht auf dem Privilegium Kaiser 
ul'edrlch l . von 116N und auf der Bestä'ligungs- Urkunde Carl V. 
otn 8. Februar 1530, wornach e»n j e w e i l i g e r E r z h e r z o g 

. . ^ u n m i t t e l b a r e O b e r l e h e n h e r r a l l e r i n N l e d e r -
n«rre,ch be f ind l i chen Lehen e r k l ä r t wurde(Slehe §.1). 

^rnach gibt es in N»ederosterre»ch ke,ne re i ne Prlvatlehen, näm' 
, H solche, welche unabhängig von j<dem landesfürstlichen Lehenver--
^be, von Privaten verliehen werden. 

. Der §. 10 deS Entwurfes der allg. österr. Lehenordnung sagt 
"ayer: 
^ . Alle in Niederosterreich liegenden rittermasiigen sowohl als ge-
. emen Lehen, sie mögen von dem Landesfinsten oder einem andern 
N> oder ausländischen, geistlichen oder weltlichen Lehenherrn heirüh" 
^, stnd der Hoheit des Staatsoberhauptes unterworfen. 

') Vormals gab es nämlich in Niederdsterreich auch Lehen, welche von 
fremden geistlichen und weltlichen surfte nm äßigen Peisonen her
rührten. Allein duich die allqvmcine Sacula»isalion im volmaligen 
deutschen Reiche, durch den XV. Artikel des Prcsburqer Friedens vom 
26- December 1805, durch den die volle Ausübung der Rcciproeitat her
beigeführten »heinischen Bundeövertrag vom 42. Juli 1806, und das in 
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beiden letzteren unbedingt festgesetzte La'ndcrpurifieationsfystem wullt» 
laut allerh. Patentes vom 26. Januar 1»03, aller z.'el'ensucrbano z»"' 
schcn aus.varc»qen i!chen>.hcrren und den gcsammten innerhalb derGl<^ 
zen der osurrnchî chen Staaten gelegenen Lehensob^cte, wllchc volh^ 
von Kaiser und Reich, von ausgelosten Vilichostistm oder Abteien, oo<» 
was sonst immer für geistliche oder weltliche Lehcnbhcncn zu Lehen r ^ 
ten, ohne Unterschied undAusnabmc, aufgehoben, und sammtliche Lehens 
oberherrlichkeit an den österreichischen Kaiser als Landeofursten ausschl̂  
ßend gediehen. 

Das nämliche System unbedingter Purisication und gänzlicher Sch^ 
suna des Gebietes wurde auch bei der Olgamiatlon des rheinischen BuN' 
des unter den Fundamuitalsayuna^n angeordnet, und allentdalben '? 
Anwendung und Ausübung geblacht, woiauö das unstreitige, volkrecht»̂  
che Brfugniß hervorgeht, rcclprote iUersugungen zu treffen. 

Hiernach wurden die in Oestcrrc,ch ob und unter der Enns von 
von dem vorhin Passau'schen, F>c,>ing'!chen, Mqcnsburg'schen, W>^ 
berg'schcn, dann von drm markgraslich Brandenburg-Onolsbach'fch^ 
und von dem baier'schen Stift ^cgernscc'scl'en i,'chcnhofe herruhrendt" 
Lehen mit dem landesfürstl. mederosterr. r'eblnhofe vereinigt. 

Ruckstchtlich d.r Salzburg'schen Lehen strhe §. 3. 

§. 1 1 . 

/ rü 1 . E i n t h c i l u n g de r L e h e n «n u n m i t t e l b a r e und 
M i t t e l b a r e l a n d es f u r s t l l che. 

D ie Lehen zerfallen m u n m i t t e l b a r e und M i t t e l b a r e 
landesfürstliche. 

§. 12. 

U n m i t t e l b a r e l a n d e s f ü r s t l . L e h e n . 

U n m i t t e l b a r e landesfürstliche Lehen l ind, nach dem T»t<" 
des Lehentractatcs, solche, welche von dem Landesfürsten den LcheN^ 
leuten zu dem Ende verliehen werden, daß sie solche Lehcn selbst 
brauchen, nützen und genießen sollen. 

§. 13 . 

M i t t e l b a r e l a n d e s f ü r s t l . L e h e n . 

Mittelbare landesfürstl. Lehen sind die A f t e r - oder P r i v a t » 
l e h e n . S i e sind nämlich nachdem Titel 6 des Lchentlactales solche, 
welche zwar gleichfalls von dem Landesfinsten heriühren, «edoch von 
AltelS her dah,n gewidmet sind, daß der Vasal l , welcher sie zu eist 
empfangen ha t , sie zum e»qenen Gebrauche n i c h t lxyalcen darf, 
sondern A n d e r n a l s A f t e r l e h e n s m ä n n e r n wetter verleb 
hen muß. 
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§. 14-

" ä 2 . F e i n e l e E . n t h e . l u n g der Lehen .n R e a l . , G e l d -
und A m t s l e h e n . 

^ Nach Versch.edenhe.t des Lehenob,ectes, ^ " l c h , wenn es aus 
9leal . taten und Gclechr.qke.ren, oder aus Ge l d od r A m^ 
"Nd W u r d e n bestehet, w.ld dasselbe N c a l . , Geld-oder A m t ) 
^hen genannt. 

§.15-

0 l e a l l e h e n . C . n t h c . l u n q demselben l n D o m . N t c a l -
und N u s t l c a l l e h e n . 

D l e N e a l l e h e n sind m Begehung aufdo« K^ste in dem sie 
"«getragen sind, entweder Dom .n .cal-oder N ustl cal ley en. 

§. 10. 

D o n i l n l c a l l e h e n . 

^ D o m . n . c a l l e h e n sind solche, wo " " D ° m m ^ 
Grundhe.rl.chbe.t oder eme andere Domm.calq^^ tsam. z ' ^ e n ^ 
l"bcn wno (Hoflamle.declet vom 2U. September 1789, Negle.ungs 
c"cu!ar vom 24. September 1789). 

§. 17 

Nus t l ca l l ehen . 

N u u . c o l l e h e n sind dacieqen un te i td ä n .q e Bes.hunaen. 
' ^ ^ 7 e m N l n b a n d e ve.l.ehen w ^ u n d ^ l > 
Nach «,^. ^d.-r« als w.e qcwohn l .c l 'e B a u e r n q u t e r ^ 
b e t t l n ( A a ^ l e . d ^ . e t vom 20. September 17.9, Neg.erungs 

^cu la r romW September 17»9). , , ^ ^ „ ^ , « aemeinen 
, T.cse Nust.callel'en q.bo>.n zu den s.a nannten gemeinen 
^hm, von denen ,m §. 22 ^'wabnunq qesch"'t. ^,^schaft 

solche Rust.caüehen sind entweder em und derselben H scha 
"Menhäma, und N'qlelck lehenbar, oder aber e.ner S c h a f t 

andern lehenbar . 

^'ewohl d.eser Unterschred an «.,. ,«> ,>«/ -- ltt,',ndobllakett 
"Nentschndend .st^we.l auch be. der Ve.em.quna d' ^ r n d o l sttcU 
»Ntt de?Lel)enhe'rI.chfe.r, w.e be. der Trennunq für den Unterthan 
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und Lehenmann die Verpflichtung zur Entrichtung dieser verschieß 
nen Gebühren., dort wo sie gesehllch gefordert werden k ö n n e n , di< 
nämlichen sind. 

Jede dieser Herrschaften nämlich, sowohl die Grundherrschaft ^ 
die Lehenherrschaft, hat also das Recht, von dem Besitzer einer solches 
Realität, die ihm gebührenden von einander ganz verschiedenen GelW 
ren zu fordern. 

§. 18. 

G e l d l e b e n . 

Ein G e l d lehe t t besteht in einem sichergestellten Capltale, des' 
sen Benützung dem Lchenmanne unter der Lehenre» bmdllchkeit zukömmt« 

») I n Nieberösterreich gibt es. nach einer von der Hoftanzlei mit Detllt 
vom z0.December48U4, Hofz. 20,76l, Rggsz.69,1fi2. zur Nachricht«" 
nommmcn Anzeige, neun unmittelbare landesfurstl. Gcldlehen, welch» 
theilö aus vinculirten, bei dem niedercfterr. Landrechte deposltirten Staats 
papieren besteben, theils aber auf Realitäten verhypotdecirt sind. N»b" 
dem gibt es aber auch mehrere privatlehenherrliche Gcldlehen, über dert» 
Sicherstellung dem obersten Lehenhofe die Anzeige zu erstalten kommt. 

§. 19. 

A m t S l e h e n . 

A m t s l e h e n , auch S e ß l e h e n , werden laut T i t . 7 des 
Lehentractates die E r b ä m t e r genannt, welche zu Lehen rühre«, 
und nach eines jeden Amtsgebühr und Gelegenheit m i t w i r k l i c h e " 
H o f d l e n s t e n verdient werden, als : Erbhofmeister^, Erbmarschall"/ 
Erbkämmerer ^, Erbschenkamt ») , u. dgl. 

») I m Lande unter der Enns gibt es folgende: 
Das Oberst» Erbland «Hofmeis ter , , K ä m m e r e r - , M a r s c h a l l 

S t a l l m e i s t e r « , Mundschenk«, Truchseß«, Jäge rme i s te r« , 
Küchenmeis te r« , M ü n z m e i s t e r « , T h ü r h ü t e r « , P a n i e r ' , 
H o f c a p l a n « , Vo rschne ide r - , K a m p f r i c h t e r « und S c k i » " 
t r äge r« ,S tabe lme is te r« , Fa l t enme is te r . ' und Postmeister' 
Amt. 

M i t diesen Amtslehen sind zum Theile auch Lehengüter oder j ä tM 
che Naturalgenusse verbunden. 

So z. B. mit dem Obersterblanbkämmereramte im Lande unter dt» 
Enns der Genuß eines Lehenqutes, mit dem Obersterblandmundschenk' 
amte, womit laut eines Freibriefes Ferdinand I. vom iL. April ls5» 
auch Guter und Gerechtsame verbunden w^ren, welche die von Meissa» 
als damalige Erbschenkcn besahen, nunmehr der jährliche Genuß «̂ » 
sprünglich eines bestimmten Wcinquantums, nun aber einer von de«/ 
Cameralärar bewilligten jährlichen Geldreluition u. s. w. Siehe «lM 
I . V. Grafen von W u r m b r a n d ' s Kommentar über die Erbamte« ^ 
l»2ereäit2l'N8 prov»noi»rum »uztriaell^um oN1c>»Iidu», Wien 1?" " 
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Und Ig«. Castellis Beschreibung der Erbhuldigung vom <4 Juni <835, 
wit Berufung auf die früheren Beschreibungen und insbesondere auf die 
Manuscripte des Freiherrn von Prandau und del» Landschafts« Secretars 
von Bergenstamm. 

Auch im Lande ob der E n n s bestehen diese Erbämter, welche thrils 
denselben Geschlechtern, welche damit für das Land unter der Enns be« 
lehnt sind, theils auch andern Geschlechtern verliehen sind, und womit 
gleichfalls zum Theile Genüsse und Vorzüge verbunden sind, wie dieß 
z.B. laut landesfurstl. «ÄabenbucheS vom 30. September <624 beim ob 
der cnnsischen Erbfchenkamte der Fall ist, womit der jahrliche muuth-und 
aufschlagsfreie Bezug von 30 F^der Salz aus dem t. k. Talzamte 
zu Gmunben, einrs Dreilings Wein aus dem taiserl. Hofkeller und das 
Recht, auf der Hrone dce Wapen-Hclmes einen vergoldeten Schenken, 
topf zu futnen, verbunden ist. Wegen der dießfälligen Hofdienste S. F. 34-. 

Das Post lehen erstreckt sich übrigens als Hof- undGeneral'Landes« 
erbamt nicht nur auf die Erzyerzogthumer ob und unter der Enns in 
der durch den Pariser Frieden und die Wiener Eongr^ßaete festgesetzten 
Ausdehnung (jedoch mit Ausnahme der im Innoiertel gelegenen Post. 
6mter zu Allbeim, Vraunau, Nicd und Schärding), sondern auch aufdie 
Königreiche Bödmen, das Markgraflhum Mahren, Großfurstenthum Schle« 
mn, Hcrzoglhum Sleyermart, die mit dem Königreiche Illyrieli ver, 
bundenen ehemaligen Herzogtbümer Käcnthen und Krain, und die mit 
dem Königreiche Illyrien incorporirte Grafschaft Vorz und Gradista; 
und es wild dieses Lehen mit allen in dem Recefse vom 45. I u l i i 8«3 
festgesetzten Bedingungen, und den durch die allerhöchsten Entschließungen 
Nachgefolgten Verordnungen, mit allen Ehren, Rechten, Vorzüge.« und 
Verbindlichkeiten mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, gegeben und ver« 
liehen, daß hierbei das im Jahre <8l3 als Aequivalent für die früheren 
Postgefallseinnabmen bewilligten Uec<:«!lu»1^uilntum von 66,00^ f l . 
N.W. nicht überschritten werde. S. Rüctsichtlich der Erbfolge und derEvi« 
denzha^ung aller dieser Erbämter die §§.38,48,62 u. 209 dieser Abhandlung.-

§. 20. 

Hä 3. R i t t e r l e h e n und g e m e i n e L e h e n . 

Eine weitere wichtigere Eintheilung der öehen ist jene 

" ) in R i t t e r l e h e n und 

b) in g e m e i n e Lehen, 

§ . 2 1 . 

R i t t e r l e h e n . 

^. R i t t e r m ä s i i g e yehen sind, nach dem Ti te l 4 deS österreichi-
5*N Lehentractates, solche, welche man wirklichen Landleuten vom 
^rrenstande, der Ritterschaft oder des Adels verleiht; und die man 
lvnst H e l m , , oder Schwel tlehen h»efi, well sie lmt Kriegsdiensten 
."d,ent werden sollen. Dieser Begriff ist jedoch nunmehr dahin zu 
"lchtigen. das; Ritterlehen solche sind, zu deren Besitz i n d e r 

" ' g e l nur Adelige geeignet sind ( S . §. 3 8 ) . 
l . 47 



252 I. T h e i l V. A b h a n d l u n g . 

§.22. 

Geme ine Lehen, a) E i n t h e i l u n g derselben i n Rechts 
und V e u t e l l e h e n . 

G e m e i n e Lehen sind solche, welche auch Unadelige besitzt 
dürfen. 

Sie werden inRechtS- und B e u t e l l e h e n eingctheilt, u«b 
können nicht nur zu Grundbüchern, sondern auch zu landtäfllchen Rea^ 
täten gehören, w»e das Reglerungs'C,rcularvom 26. Mal 1^19, l^t.«' 
Nr. 5, zu erkennen gibt. Beide* Gattungen kommen jedoch delM 
im Wesentlichen überein. 

Der Unterschied besteht nur darin, daß bei einemRechtslehell 
auf daS individuelle Herkommen gesehen wird, und daß dasselbe laül 
§. 133 der allgemeinen österreichischen Lehenordnung, nach den 6>' 
genschaften der eigentlichen Lehen zu bcurthellen lst, und jede Ab-
weichung davon erwiesen werden muß; während bei einem Beu te l ' 
l ehen nachfolgende Abweichungen von der gemeinen LehcnnaM, 
dem Landesgcbrauche zu Folge, immer vermuchet werden. 

So sagt namentlich der Tit. 4 des österreichischen Lehentractates: 
Lehen, welche man ungeadellen Personen, als Bürgern, Hauern, Bauern 
oder andern gemeinen Leuten, so nicht nobilitirt noch lebensfähig sitlb/ 
verleihet, werden B eu te l l ehen genannt, weil gedachte Personen 
ihr Lehengut nach altem Herkommen nicht mu rmermäßlgen Dienstes 
als Feldzügen u. dgl. Gehorsam, sondern mir einer B e u t e l g a b e 
verdienen, und dem Landesherrn eine gewisse Lehensteuer (dama^ 
in das V«cedomamt) reichen. 

Die Vermuchung streitet jedoch immer für ein rittermäsiiges LeheN, 
wie der Titel 205 des ö'sterr. Lehentractates zu erkennen gibt. ^ 
heißt nämlich darin: 

Wenn bei emem Streite der Hauptpunkt an dem steht, daß ^ 
ein Theil rühmt, daß das streitige Lehengut em isii<1u,n r<^l>im, der 
andere Theil aber, das? dasselbe eil: gemeines Lehen, ein l'<»lliim ^ " 
ßoncrnn» sei, steht der Beweis von Rechtswegen demilNlgen The>" 
zu, welcher die unrittermäs;«ge Qualität anzeigt; d.'nn s>>ln Gegnel 
hat die Vermuthung geschriebener Lehenrechte djeßfallö für sich. 

§.2Z. 

A e h n l i c h k e i t der B e u t e l l e h en m i t den N i t te r leheN« 

Beutellehen stimmen nach dem Titel 5 des ö'sterr. Lehentractates 
mit den nttermäßigen Lehen in folgenden Punkten überem: 

1. Können sie ohne Consens des Lehenherrn nlchr alienirt oder 
verwendet werden. 

2. So oft sich ein Todesfall mit dem Lehenherrn oder Lehens 
mann begibt, wird die Investitur erneuert, und ein neuer Lehenbrlei 
genommen. 
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3. Ist eine neue Lehenpflicht sammt Entrichtung der Lehentaxen 

§. 24. 

Unterschied zwischen B c u t e l l e h e n und R i t t e r l e h e n . 

. Dagegen sind B e u t e l l e h e n nach eben jenem Titel von 
^ r i t t c l mäßigen m Folgendem verschieden: 

.. 1. Können sie Manns- und Weibspersonen und Töchtern ver» 
"eben werden, 

2. werden sie, außer aller Lehengnade, i h r e r E i g e n s c h a f t 
bch, auf die Tochter und andere weibliche Stämme vere,bt (§.41). 

. 3. Können sie in einem letzten Willen wie andere Erbgüter durch 
^ Inhaber ohne des Lehenherrn Consent vermacht werden. 

4. Sind solche Lehcnleute nicht schuldig, Feldzüge zu thun, oder 
"Ndere persönliche Dienstbarkeiten ausier einer Geldsteuer zu leisten. 

§. 25. 

"4< Lehen ohne und m i t der G n a d e . N ä h e r e Dar« 
stellung der le tz tern. 

^ Lehen ohne G n a d e sind solche, die streng nach dem gemci» 
"lN Lehenrechte zu beurthellen und zn behandeln kommen. 
, Lehen M i t der Gnade sind dagegen solche unmittelbare 
<^0lsfiu'stl. Lehengüter, welchen in Beziehung auf die Nachfolge der 
"chter oder sonstigen Verwandten, so wie auf die Disposition, Veräuße-
^ 6 , Belastung und Schuldentilgung wesentliche, von dem ge
meinen Lehenrechte abweichende Begünstigungen zustehen. 

Alte Stammlehcn, Lehen, wo mehrere convestirt sind, Erbä'mter 
5o die Lehen ausländischer Fürsten, so wie der inländischen Prälaten 
bd Landleute sind dagegen davon ausgeschlossen, wie dich rücksichtllch 
°rerstehen §. 4 l , Anmerkung«,und rücksichtllch der letztelen §. 132,An-

"^'kung n volkommt, 
n Die Lehengnade wird übrigens entweder von Fall zu Fall den 
ehenieuten erst neu verliehen, oder sie beruht auf alten Eoncessionen 

^ Landesfürsten an die zwe« obern politischen Stände Herren- und 
Atterstcmds »m Erzherzogthume Ocsterrclch unter der Enns ( S . auch 
^Handlung IV. dieses Theils, von dem mederösterr. ^tändeinstilute), 
Nd, vemiöge der Rescripte Kaiser Ferdinands I I . vom 28. Ianuc:r1s)27 

""d I ß z ^ «nd Ka.ser Leopold l.vom 12. Octl?b'i 16«1, auch an die 
»wei obern pollt. Stände der Herren- und Ritterschaft des Erzherzog 
Mnies Oestenvich ob der EnnS. 
» Worauf diese a l ten Lehengnaden beruhen und worin sie bestehen, 
onnnt m den §§.41, 125 und 132 ,n den dortigen Anmerkungen« vor. 

. Diesen Lehengnaden sammt ihren Erweiterungen sind jedoch von 
en Landesfürsten folgende Vorbehalte beigefügt. 

1 7 * 



254 !. The»l V. A b h a n d l u n g . 

I n der Notisication vom 16. Vctober 1542 erklärt Kaiser 8^ 
dinand l., daß die Gnadenlehen, welche fürohm oeiliehen we:den, b<l* 
masien zu verleihen seyen, das; sle bemeldte Begnadigung Nicht faM 
oder darin begriffen seyn, sondern nach rechter Art und Natur der ll? 
termäsjigen Mannlehen nach Ordnung der gemein geschriebenen Leh^ 
rechten verliehen werden sollen. . 

I n der zwei ten L.hengnade Kaiser Marmiilian I I vom ^ 
December 1568 und 10. December 1570, dann ,n der o ierce«^ ' 
hengnade Kaiser Rudolph I I . vom 20. Juli 1585, behielten sich b"" 
Regenten für sich und Ihre Erben und Nachkommen vor, die Velltl' 
hung der tünfllaen fälligen Lehen mit oder ohne Lehenqnade, nav 
Gelegenheil de:selben Fälligkeit und Hochstihrem und Ihrer Elbt" 
und Nachkommen G»fallen zu lhun. . 

Gleichen Vorbehalt enthält das Rescnpt Kaiser Ferdinand "« 
vom 20. Januar 1627; und Ha»ser Carl V l . befahl m dem R<sc"p^ 
vom 2. Januar 1715, das; Regierung und Kammer m ihren ,n Lehens 
chen abzugebenden B e r i c h i e n u n d G u t a c h t e n a u f d i e l n d e l » 
verschiedenen L e h e n g n a d e n , zu fö rde rs t»n der Re l " ' 
l U t i o n F e r d i n a n d l. 8„t> <i.»tn 16. October 1542, item F eld^ 
Nand ll.«uk dato 28 Januar 162? beschriebenen Vorbeha l te , 
w o h l Acht haben so l l en , das, d»e G n a d e n l e h e n , sol" 
der l lch d l e l e n l g e n , welche a ls h c i m f ä l l l g e inem neue«» 
Lehen m a n n v e r l i e h e n w e i d e n , a u f a n g e z o g e n e L e h e ^ 
gnaden Nicht vers tanden, sondern nach rechter A r t und 
N a t u r der r l t t e r m ä si »g ̂ n M a n n l e h e n und nach Or ^ 
n u n g der gemeinen L.e henrechten zu v e r l e i h e n se?" 
sollen. 

Ferner erfolgte am 27. August 176? eine allerhöchste Resolution 
der Kaiserin Maria Theresia, wornach Ihre Malestäl »n AnsehuNs 
der hlerländlgen landes fü ls t l l chen Lehen anzubefehlen geruh" 
haben, das; d<e Regle l u n g Nicht a l l e i n in den F a l l e s 
wo nä nN».' n n n än in ot to 8 t .»näl , m der h ö ch st e C o nse«' 
n ö t h i g ist, sondern a u c h l N j e n e n F a l l e n da dle To' cktel 
odernach st en F reunde , der Successeon nach, zur Lehe ^ 
gnade zu g e l a n g e n haben, d»e Anze ige nach Hofe el< 
statten, und z u w a r t e n so l le , ob A l l erh ö ch sto leselb« 
sich nicht des »n der Lehengnade geschehenen Vo l " 
b c h a l t e ö gel>rauchen w o l l e n ; und Mit weiterem Hofdecret< 
derse'ben Kalseiin vom 16. Apr,l 1763 wulde befohlen, dasi l«l 
kün f t i ge n F a l l c n die a l t e Lehengnade a u f n e u zu v et" 
gebende Lehen ohne A l l e r höchst«hro besondere Ä e ^ 
» v l l l l g u n g nicht erstreckt, sondern zuvörderst da rübe l 
j e d e s m a l d »e )lnl. e« ge e r s t a t t e t w e i d e n s o l l e . 

M i t Hoftan^.ldecle'l vom 1. Juni 1808, Hofz. 15,944, wurde 
daher ennnert: daß sich die Le hengnade« au f die se'^ 
der a l lerhöchsten R e s o l u t t o n vom 16. A p l i l 1763 "<? 
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l , ^ " v e l l , e h e n e n Lehen , w e n n diese L e h e n g n a d e 
. 'Ht «twa durch e»ne besondere al lerhöchste B e w l l « 
«^Ung ausdrück l ich v e l l t e h e n w i r d , nicht mehr er, 
y/ 'cken; und mtt dem Hofkammeldeclete pom 1,7. März 1818, 
^llsz. 13M'2. wu,de bestimmt, dasi nach de, Hofentschei« 
. " " 9 vom 16. A p r i l 1763, »n ke inem V e rä ndei ungs» 
, lle e ines neuen L e h e n s , auf den E r w e r b e r dessel-
' N d»e a l t e Lehenqnade von selbst übergehen könne, 
Ndern daft es zur W i e d e r e r l a n g u n g dieses V o r -

'"ses ausdruckt» ch der alle» h. Genehm «qung b e d ü r f e . 
». Dahei auch d«e z,"e» obern pollt. n,edc'östelr. Stände, über e«n 
. Mch delselben um Untersuchung und Bestätigung Ihier Lehengna« 
z?' Mtt Hoftan;lcldeclet vom 25. I u n , 1835, Hofz. 8693, Rggsz. 

^ l ) 1 , lediglich aufd»e dle ßfalls bestehenden Volschliften verwiesen 

U . 

Von dem Lehenherrn. 

§. 26. 

^8r«ff desselben. W e r eine Lehenherrschaf t begrün« 
den oder stiften tonne. 

g> ^ehenhe r r (vominuz I?ol,6i ' l i t . 1) ist de,,cn,ge, der das 
^hel«enthum eine, Sache, emem andern unte: der Veibmdllchkeit 

Wechselŝ ««.?», Treue verleiht. 

h ^ r wird zedoch dann nurLehengebcr (?rollomin„8) genannt, wenn 
^ . " lch t das Obeltlqenrhum, sondern nur das Vellelhungsrecht und 
I,Ausübung der lehenhurlichen Reck)le zusteht, wie dleß btt Fami« 

«senloraten und Communltätcn der Fall ,st. 
. Nach den gemeinen Lehengesetzen «st übrigens das Recht, Lehen 
H ^ l l c h t e n oder zu stiften, ke»n Hoheits», sondern bloß em 

M des Elgenchums. 
,̂ . Wer also nach den Landesqesetzen mit seinem Eigenthume fte» 

«eŝ  und selbes unbeschränkt veräußel n kann, kann dasselbe zu Lehen 
^ ? ^ n oder a u f t r a g e n , d.h. entweder sein Nuhelgenthum emem 
«in ' ^ ' " ^ Vorbehalt desOberelgenchums, oder se»n Obere,genthum 
ah/'" Andern, gegen Vorbehalt des Nuhelgenthums, m beiden Fällen 
t ^ gegen Erfüllung der besondern wechselseitigen Lehentceue auf-
fülst^' ^ ^ " " d" ' Ttt. ^0 des Lehennactates sagt, dem Landes-
l ln^? " "^ andern 0berhe:rn an ih»er dabei habenden Jurisdiction 
""̂ schadet. 

Niel» ^ ' " i U wird sich jedoch, nun, wo das Lehenwesen überhaupt Nicht 
^ iettgemä'ß ,st, schwerlich mehr Jemand entschließen. 
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Daß übrigens eine solche Lehenherrschaft nur mit landeshe^ 
licher Genehmigung begründet werden könne, liegt schon m dermal 
des Lehenve>hälm»sses, und ist laut T,r.3 des LehentlacteS hlnstchtl̂  
des fielen Kllchcn^, Kloster- und sonstigen geistlichen Gutes ausdlll^ 
llch ausbedunqen. 

Auch spncht dafür der §. 52 der allg. österr. Lehenordnung, ""^ 
nach zur Veilelhung emes neu zu ei lichtenden Lehens, das «n Am 
hung der Elbfolge und Veiäusierung die Eigenschaft emes k » ^ 
cummi880» an sich haben soll, die landesfürstl. Begnehmigung N0" 
wendig se«. 

8. 27. 
W o r i n das L e h e n v e r l e l h u n g s r e c h t besteht; und n>t 

Lehen zu v e r l e i h e n f ä h i g »st. 
Das Lehenverlelhungsrecht »st das Befugnis,, an Jemanden ^ 

Nuhelgenthum einer Sache unter dem Lehenbande zu Übertrag' 
D«e Verleihung eines neu gestifteten Lehens heißt eiste V< 

leihunq. 
Die Vellelhung eines bereits errichteten Lehens he»s;t dage^ 

W i e d e r v e r l e l h u n g , d«e von B e l c h u n g s e r n e u e » u n g unt< 
schieden »st, da de, letzte! er nur das Lehenvcl haltNlß wledel bestätiget ^ ' 

Bereits e,lichtete Lehen tonnen von leder physischen und nio^l 
schen Peison, welche e»n Elgcnrhum besitzen und damlt rechcmaß̂  
schalten und walten kann, w iede r ve r l i ehen weiden, und zw" 
auch von W a l b e r n , besonders vom hohen Adel, laut H o f ^ 
tlon vom 9.-Mmz 1726, und laut Tit. 27 des östelre»chlschen Leb^ 
tractates vonMln be l j ä h r , gen und P f l e g e b e f o h l e n e n , l ^ ^ 
unter dem Beltiltte der volMundsch.ifcllchen Elnwllkung, endlich ^ 
Geist l ichen " ) , zedoch untel den gesetzlichen Beschläntungen und 6 
gen dem, dasi d»e alte Eigenschaft des Lehens nicht velänbert werde« 
n) So verleihen die Stifte Melk, Sntenstetten und Zwettel Lehen. 

§. 28. 
V e r l e l h u n g s r e c h t der P r i v a t l e h e n h e r r e n . 

D»e Prlvatlehenherren können, vermöge der ihnen zustehet 
lehenherrllchen Gerechtsame, ihie?lctivlehen, den LandesqeseheN s 
mä'ß, Besltzfähiqen »nner den Gienzen der bestehenden älteren ^ , 
schriften vnleihen (Hofkanzleldecret vom 20. Mä,z182^, Hofz.90ov> 
Rggscli c. vom 5 Ap.ll182'i, §.2, Nqg'z. 15,860). ^ 

Diese Veilelhunq steht nach dem T,l. 25 des Lehentlacratesdel" 
wirklichen Lehent'äaer desselben Namens und Stammes zu. >, 

Ob hierzu das Vol wissen und der Consens eines andern M»^ 
lehnten nochwendlg sc,, dleftrwegen ist sich nach altem HelkoMtt^ 
zu benehmen. H 

Bei M,nde,,ährlgen und Pupillen hat dieses nach Dr. 27 dllly 
die Vormünder als Lehentlä'qer nach Landesgebiauch zu geschehe«. 
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8. 29. 
^ k r l e i h u n g s r e c h t bei geistl ichen Lehen insbesondere . 
, Die geist l ichen Güter, die von Alters her zu Lehen rühren, 
3"t» em leder geistlicher Obcrherr oder Piälat ohne Vorwlssen ober 
Msens semes Capltels oder Convcnts verleihen, wie das alte Her-
"lNmen es gestattet. 
. Eben so ,st der Conscns des obersten Lehenherrn oder des Pro« 

Fialen bei solchen alt hergeblachten Lehengütern Nicht nöchlg. 
, Eben so wenig lann der päpstliche Legat, noch em geistlicher Ober« 
'krremem Prälaten m Verleihung scmer Lehengütcrvorgl eisen (Tlt .3). 
. Wenn aber ein Plälat vacirt, und Nicht ersetzt ist, steht nach Tit . 
^ des listerr. Lehentractates d»e VeUelhung der alt hergebrachten Lehen 
" lM C a p i t e l zu. 
. Wenn einem geistlichen Obcrherrn oder Prälaten von dem Lan-
^fürsten die Administration abgenommen ist, und inzwischen Lehen-
""leibungen geschehen, sind sie kraftlos und Nichtig (Tit. 24). 

Die von geistlichen Gütern herrührenden Zehenten können aber, 
^ vor Alter her üblich und landesgebräuchlich war, Laien und welt« 
"chen Personen sowohl, als andern Klostern verliehen werden (Ti t .3) . 

I I I . 

Von dem Lehenmanne. 
§. 30. 

B e g r i f f desselben. 
Lehenmann (V.-l8.->I1,i8) ist derjenige, welcher das Mutzeigenthum 

«egen Leistung der Lehentreue und der bedungenen Dienste verliehen 
"kommt (Tit. 1). 

Von der Fähigkeit, Lehen zu erwerben und zu besitzen S . §. 36 u. ff. 

I V . 

Besondere wechselseitige Treue. 
§. 31. 

W o r i n sie besteht. 
Die besondere wechse lse i l ige T reue bestehet: 

^ n) in dem Schutze, den der Lehenherr dem Lehenmanne zu lel» 
'"N übernimmt, und 

b) in der E r f ü l l u n g der übernommenen Lchenp f l ich t 
°°N Seite deS Letztem. 
. §- 32. 
^ " » ) I n w i e f e r n der L e h e n h e r r den V a s a l l e n schützen 

muß. 
Wenn ein Lehensmann um sein Lehengut gerichtlich angesprochen 

" " , so ist der Lehenherr nach Tit. 50 des österr. Lehentractates lhn 
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im Rechtswege zu ver t re ten, zu schützen und zu schirttlt" 
schuldig. . 

Dleß hat aber nur bei verkauften oder abgelösten Lehenautel« 
S ta t t ; denn bei Gnabenlehen mus; sich em jeder Vasall selbst s ^ 
wen; doch soll »hn der Lehenhelr Mit b,,efllchen Schemen und s^ 
nchtllcher Norhdu'ft, so viel er deren »n Händen hat, Väschen. 

Desiglelchen »st nach T»t. 51 d»e Sch»rmung vonnothen, «velll» 
dasLeheneigenthum anaegoffen wud. , , 

I m facuschen Besitze soll sich aber em Lehensmann, ohne sein" 
LehensKer«n Entgelt und Verrheldigung, selbst schützen. 

Wenn nun em Lehenherr seinen Lehensmann auf obige ?lrt v» 
Gericht schirmt und >m Rechtswege sachfällig wird, ,st er den Lebe«'' 
Mann zu entschädigen, lhm auch entweder em glelchmäßlqes Lehell' 
gut einzuräumen, oder aber den Werth desselben nach emem billlll^ 
Maßstäbe zu e, statten schuldig; es se, denn, das; de, Lehensmann del» 
Verlust selbst verulsacht, und ihm desiwegen das Lehen m«t Rech 
abgesprochen wurde. 

Dieser Schaden ist auch nach Tlt 55 des Lehentracrates ?t" 
rnw zu eifttzer», wenn nur ein The>l des Lehengutes evmc»ret wuldt» 

Ĥ >t ledoch der Käufer zur Zeit des beschlossenen Verkaufs ^ 
wusit, das, das «lkaufte Out semem Velkäufer Nicht gehölt, und b« 
er sich dennoch die Schlrmutlg und Schadlosbaltung be« der Kau"" 
Vclabredung Nicht vorbehalten, so ist »hm, nach Tit. 56, der sehe«' 
Herr nur den Kaufschlllmg für das Lehen, das »Km ,n der Folge «" 
Recht und U»the»l abgesprochen wurde, ohne Rücksicht auf den erlitt^ 
nen Schaden wieder zu erstatten schuldig; eS see denn, es wäre w^ 
Anderes verabredet worden. 

D,e Erstattung des abgesprochenen Lehenautes hat übrigens dew 
Käufer nach Beschaffenheit der Zelt, zu welcher das Urthell eroffN" 
wurde, zu geschehen. . 

Ist nun das vei kaufte Lehenqut zur Zeit der Kundmachung nie" 
als die Kaufsumme betrug, werth, so «st der Verkäufer diesen h ^ ' 
ren Werth dem Käufer zuzustellen schuldig; wenn aber das Lehens 
zur Zeit des Urthells weniger werth war, soll der Verkäufer na<v 
T»t. 57 dennoch die volle Kaufsumme wieder ersetzen, und d,e Scha^ 
loshalrunq soll nach Tlt 58 des österreichischen öehentractates in de^ 
Werthe geschehen, wie dle Münze zur Zett des ergangenen Urthells 
gangbar und gültig war. 

§. 33. 
4 ä b ) W o r i n die Lehent reue des Lehensmannes 

besteht. 
Der Lehensmann ist dem Lenenherrn eine besondere Dankbar» 

k e i t , E h r e r b l e t h u n g und Gehorsam vorzüglich m Erfüllung 
der aus dem Lchenbande entspringenden Obliegenheiten schuldig;^ 
nelä'.'M Ende er l^, Ablegunq der Lehenpfilcht feierlich verspliß 
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zu thun und zu erfüllen, was die Schuldigkeit eines Lehensman« 
" " Mit sich bringt ( S . §. 84) . 

§. 34. 

W o r i n die ü b e r n o m m e n e n Lehendienst» bestehen. 

»l 
Die von dem Lehensmanne ausbedungenen Dienste sind bei 

^ ' t t e r l e h e n , K r i e g s d i e n s t e " ) . Diese wurden jedoch seit 
Anfang des 17- Jahrhunderts, indem sie noch im Jahre 1605 ge« 
^ldtlt wurden ( S . §. 1), Nicht mehr in natura angesprochen, An-
^nps des 18. Jahrhunderts zwar noch reluirt, seither aber gar mcht 
"«hr geordert. 

Bei A m t S l e h e n sind dagegen bei der Elbhuldigung noch im-
^e rHo fb iens te m«t den betreffenden Insiqnien zu leisten; wofür 
°er das Erbamt Ausübende vom öandesfürsten »edesmal ein sei« 
!"r Dienstleistung ana loges Geschenk erhält ( S . Abhand» 
^"g lV. dieses Theiles vom n,ederösterr. Stande-Institute). Das 
^os t lehen ist aber auch ein w i r k l i c h e s Amt, Mit welchem e,n 
"ecessualquancum a!S Entschädigung für die eingehenden Postgefälle 
Kunden »st ( S . §§.1ssund89). Bee Be u te l l 'ehen »st dagegen 
statt der Dienste, G e l d zu entrichten. 

Es gibt jedoch auch, nach Ttt. 34 des Lehentractates, Lehen, 
!!"lch« m i t gar ke inen D l e n s t e n v e r b u n d e n s i n d , und 
>bN>it f^uä» libora heißen. 

') Da die bei allen Belebnungen übliche, sogar an Eibesstatt zu erhärtende 
Zusicherung der Militärtreue, unter Pr ivaten mit den Grundsätzen des 
dermaligen Staatsrechtes sowohl, als milden Vorschriften der osterr. 
Civil- und Criminalaeietzqebung, und mit den angelobten staatsburger» 
lichen Pflichten im offenbaren und grellen Widerspruche stehet, so ist eine 
lolche Zusicherung bei Pr iva t lehen nilius als eine bloße Förmlichkeit, 
tznd die bei solchen Privatleben von dem Aflellehensmann dem Afterlehen« 
Herrn abzugebende Lehenpfticht hat in dieser Beziehung keine Be« 
deulung mehr (S> g. 85). 

§. 35. 

^ ' e D i e n s t e sind auch w ä h r e n d der Z e i t , a l s das 
Lehen a n d e r w e i t i g angesprochen w i r d , zu le i s ten . 

Wenn gleich ein Lehen angesprochen wird, ist der Lehensmann 
^nnoch b,s zur Austragung der Sache dem Lehenherrn die gebührlie 
.Hen Dlenstbarteiten zu leisten schuldig (Tit. 53 deS osterr. Lehen« 
"actates). 
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u. Abschn i t t . 
V o n der E r w e r b u n g der Lehen. 

§. 36. 
O r d n u n g , w ie h i e r v o n zu h a n d e l n kommt. 

Hier kommt;u handeln: 
1. Von der Le Hen-Erwerb- und Besitzfähigkeit. 
2. Von der A r t , wie Lehen e rworben werden, und 
3. von der B e l e h n u n g , Lehenübergabe und Best«!' 

anschre ibung. 

1. Lehen- Erwerb- und Besitzfähigkeit. 
§. 37. 

W i e h i e r zu un tersche iden ist. 

Hier ist zwischen R i t t e r l e h e n und gemeinen Lehen i" 
unterscheiden. 

§. 38. 
E r w e r b - und B e s i t z f ä h i g k e i t bei R i t t e r l e h e n . 

Nach dem LandeSgebrauchc dürfen n u r A d e l i g e rittermäßl^ 
Lehen besitzen " ) . 

Nebst dem Adel ist aber auch noch die nieder'österr. LandtNaNN' 
schüft nothwendig. 

1. Bei a l t l a n d e s f ü r s t l . m i t der Lehengnad e">erl? 
henen Lehen. ., 

2. Bei E r b a m t s l e h e n ; bei denen es gleichfalls erfordeM 
ist, daß der Lehenmann ein Landesmitglied sei (Tit. 7) . S..aU<v 
Abhandlung IV. dleses Theiles vom nieder'österr. Stände-Institute. 

") Der Titel 28 des ostcrr. Lehentractates sagt soqar, daß zu rittermäßigt" 
Leben nur die Landleute des Herrenstandes und des Adels fähig se»e"' 

§. 39. 
I n wie f e rn dennoch auch Unade l ige R i t t e r l e h e n b«' 

sitzen können. 

Nach dem Tit. 28 des Lehcntractates sind jedoch nicht nur die 
Landleute des Herrenstandes und des Adels, sondern auch andere 
P e r s o n e n , welche von dem L a n d e s f ü r s t e n aufter der 
N o b i l i t a t i o n d i e L e h e n s f r e i h e i t ausdrückl ich e r lang t 
haben, fähig, Lehen ^u besitzen. 

Se. Majestät enheilen nämlich die Nachsicht der zum Besitzt 
eines Ritterlehens erforderlichen Adelseigenschaft, gegen Aufs te l ' 
l u n g eineS a d e l i g e n Lchent rä 'gers und Entrichtung der 
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Mchen Taren (Hofkanzleidecret vom 8. Juni 1835, Hofz. 14,813, 
"Wz. 33,119). 

Daher auch die Alienation von Lehenstücken von Sr . Majestät 
.Uch an nicht Lehenfähige gegen dem bewilligt wi ld , baß der Vertäu» 
!sr einen qualificirren Lehenträger aufstellt (Hofkanzleidecret vom 3. 
"pril 1835, Rggsz. 8217, Rggsz. 19,^l90).^ 

§. 40. 

"N wie f e r n S t ä d t e und C o m m u n e « ü b e r h a u p t r i t t e r« 
l e h e n f ä h i g s ind. 

Uebrigens können nach Tit. 30 deS Lehentractates auch St<kd« 
^N und Communen überhaupt Lehen verliehen werden, wenn sie aus 
Aer Mitte einen Lehenträger stellen, welcher die Lehenpflicht an ihrer 
Vtatt leistet. 

§. 41 . 
Aussch l i eßung der We ibe r . Fa l l e der Ausnahme . 

Die W e i b e r sind i n der A e g e l der Lehen unfähig, und 
^nnen auch kein Lehengut erben, besitzen und benützen; daher in der 
^egel die Lehen M a n n s l e h e n sind, so daß nur die männlichen 
Abkömmlinge des ersten Erwerbers dieselben besitzen dürfen. Ausge« 
kommen sind jedoch folgende Falle: 

1 . wenn ein Lehen einem Weibe sammt Erben, Söhnen und 
Töchter.» aus besonderer G n a d e von Neuem verliehen wird; 

2. wenn ein Lehen von einer Mutter oder Großmutter in auf« 
Zeigender Linie erblich herrühret; 

3. wenn ein Lehensmann sich mit seinem Lehenherrn damit 
^rgleicht, daß das Lehen ihm und seinen Erben b e i d e r l e i Ge« 
>chlechts verliehen werden soll; 

4. wenn ein Lehcnherr für sich selbst aus besonderer Gnade und 
^us landesfürstl. Macht daS Lehen dem Lehensmanne auf Söhne und 
Töchter verleiht; 

5. wenn die Leheninteressenten vom oberen Stamme die W e i» 
b«r g u t w i l l i g zulassen; 

6. wenn das Lehengut ein freies unbelastetes Gut, und zu kei
nen, persönl ichen D iens te gebunden ist; 

7. bei Lehen m i t d e r G n a d e " ) , wenn der männliche LehenS» 
stamm mit Tode abgegangen ist, und die Erbschaft auf die Töchter 
gedeihen soll. I n allen snd Nr. 1 bis 6 vorkommenden Ausnahms
fällen heißen die Lehen W e i b e r l e h e n überhaupt, und zwar K u n 
ke l l c h e « , wenn der erste Erwerb durch ein Weib geschah; und 
W e i b e r l e h e n vermöge V e r t r a g e s oder P r i v i l e g i u m s , 
wenn die Weiber erst durch eine nachgefolgte Convention zur Lehen» 
folge berechtigt sind. Nücksichtlich der Beutellehen siehe §. 24. 

') Hier ist am Orte, den Inhalt der vier Lehengnaden, die in dieser Beziehung 
ertheilt wurden, anzuführen. 
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I n der ersten Lehengnade Kaffer ManmilianS l . vom ^ ' 

März 45N9 h '̂ßt es: setzen und ordnen auch solches von fürstlicher Ma«' 
f ü r U n s , un ic l . e E r b e n und Nachkommen, wissentlich K ^ 
dieses Brieffs also: daß w i r h i n f u h r o i n E w i g t e i t d e n v i e» 
ten T h e i l von a l l e n liehen (nahmlch von allen Stucken und V" 
lern, so von Uns als E rzhe rzogen zu Oesterreich l " ker» 
rühren. wenn die Pchher und Lehcnslcuth desselben Stuck und G ^ " 
ohne Mannliche Leibes Elben mil Tobt abgehen, Uns als Lebenshcrrn w« 
lediglich heimqefallcn und Wir aber auß dem gnadigen Willen, so W>^« 
unseren getreuen Unlerll^mn desselben Furstenthumb tragen, betrach>e» 
daß unzicmnch wa»e. daß dcrsclben Lehens-Leuth Töchtern oder an 
dc rn Ges ip ten F r e u n d , so sie hmtcr ibnen verlassen, solchen F" 
für andere nicht genußcn sollten), so Uns v o r b e r u h r t c r maße 
led ig und b e i m d s a l l e » w e r d e n , w a n n W i r d ie i n uns» 
C a m m e r ziehen und b e h a l t e n , denen Töch te rn oder N> 
die nicht w a r e n , andern nächst G e s i p t e n F r e u n d e n , > 
die nach dem Todt und Abgang derselben Lehen verfallen hinter ibnen 
verlassen, gnad'qlich geben und vergönnen; wo Wir aber dieselben Leben» 
andeln lehen und zustellen wulben, sollen Wir darinnen den gemelte» 
Töchtern, oder, wo die nicht waien, den andern nächst Gesipten Freunden, 
solchen viencn Tbeil abermals vorbebaltln, und bey denen so Wir bll 
geliehen haben da»ob seyn, sie darumben auch zu vergnügen: Dergleichen 
wäre denselben Töchtern, oder nächsten gesipten Freunden gefallig, °v 
drey Tdeil von denen, die dermassen von Uns belehnt werden, an ^ 
zu kauffen, sollen dieselben ihnen solches Kauffes in einen ziemblichen 
Wcrlh und nicht zu hoben, als gegen Fremden bescheben, ohne Widerleg 
statt tbuen. treulich und ungefährlich; doch Uns in anderweeg unser'fulstl. 
Obrigkeit und Lebenschafft allzeit vorbehalten. « 

I n der B e s t ä t i g u n g e u r k u n b e desselben' Kaisers vom 8. Apw 
<5<0 heißt es ferner: und haibe demnach mit wohlbedachtem Muth zeitigem 
Rath, und rechtem Wissen, auch auß eigener Vewegnuß allen UnstlN 
Unterthanen in Oestreich unter der Enns gegenwärtigen und künftigen» 
diese sonderbare Gnade gelhan. auch geordnet und gesetzt, sehen und old' 
nen, tbuen ihnen auch hiemit diese Gnad für Uns und unsere Erben und 
Nachkommen wissentlich in Krafft dieses Brieffs: also daß Wir nun hl"' 
fuhlv i n E w i g k e i t U. s. w. 

I n der zwenten Lehengnade desselben Kaisers vom 24. Äta' 
<3<8 heißt es: Wir Marimilian I. u. s. w. bekennen f ü r Uns u n d UN< 
sere E r b e n : als unler Lehens-Art und Gebrauch unsers Furstenthunws 
Oestreich unter der Enns von Alters herkommen, daß all unser und desselben 
unseres Furstentbumbs Lehenstuck und Guter nach Absterben der Lehens 
Leuth ohne eheliche Manns-Leibs-Erben, Uns als L^ndesfursten und Lehe^ 
Herr lediglichen heimfallen, darinnen Wir aber verschiedener Zeit Unfern 
L l lnb - l i eu then und U n t e r t h a n e n aemeltes unstrs Fulsicnthumbo 
eine Gnad getban, also daß Wir von derselben Zeit in E w i g k e i t , 
von a l l e n Lehen, so Uns nach Absterben der Lehens-Leuty 
ohne mann l i ch eheliche L e i b e s - E r b e n l e d i g und heim» 
f a l l e n w e r d e n , w a n n W i r die i n unsere K a m m e r ziehen 
unl j b e h a l t e n w o l l e n , i h ren ve r lassenen T ö c h t e r n , ober 
wo die nicht w ä r e n , andern ihnen nächsten ges ip ten 
F r e u n d e n ein v i e r t e n T h e i l gnadiglich geben und vel^onnen 
u. s. w. 

Da Wir demnach gnäbiglich betrachtet und angeschen, die getreuen 
redlichen und willigen Dienst, so Uns unsere L a n d ' L e u t n und UN» 
t c r t h a n e n obgcmcldctes unseres Furstentbumbs Oestreich unter der 
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Enns vorher, auch sonderlich jeho mit getreuem Ratb, Hülff und Darstre« 
^en zu Fursehung unserer anliegenden Nolhdü'lfften bewiesen und gelhan, 
und haben darumb auch aus sondern Gnaden als Erzherzog zu Oestreich 
Landsfurst und Lehenherr f ü r Uns u n d Unsere E r b e n , ihnen 
a l l en i h r e n N a c h k o m m e n , die berührte unsere Gnade gemeint. 
Und sie von neuem begabt und begnadet; thun das auch biemit wissen!« 
lich und in Kraffc dieses Brieffs nach folgender Meinung, daß Wir nun 
h i n f u r in ewige Z e i t von a l l e n Lehen, so Uns nach A b -
st r l b r n der L ebenste u th ohne M ä n n l i c h eheliche Leibs» 
l i r b e n l eb ig und he im f a l l e n w e r d e n , w a n n W i r die i n 
unser Camm er z iehen und b e h a l t e n w o l l e n , i h r e r »er» 
lassenen T ö c h t e r n , oder wo die nicht w ä r e n , ande re r 
i h r e n nächsten g e s i p t e n F r e u n d e n zu dem v o r i g e n v ie r« 
ten T h e i l noch einen v i e r t e n T h e i l , das ist halben T h e i l 
gnadiglich geben und vergönnen; wo Wir aber dieselben Lehen andern 
verleihen und zustellen wurden, alsdann denen Töchtern, oder wo die nicht 
waren, den nächsten gestpten Fieunden solchen halben Theil oder Vorbc« 
Halts, und bey denen, so Wir zuzeiten damit begaben und belehnen 
werden, barob seyn sollen, sie darumbrn auch zu vergnügen; doch mit 
dem andern balben Theil sollen und mögen Wir aber diejenigen, so 
Wir damit begnaden und bclcvnen, furnehmen, lhun, und gefahren nach 
unserm Willen, Nothdu>fflen und Gefallen, den selbs behalten, oder in 
andern Weg verwenden, und nicht v e r b u n d e n seyn, den Töch« 
l e r n o b e r F r e u n d e n denselben ha lben T h e i l k a u f f w e i ß 
fo lgen zu lassen. Es wäre dann, daß unsne Erben oder die jenen, 
so Wir mit solchen Theil begaben und begnaden würden, denselben Hai« 
den Theil aus frryem Willen verkauffen ober verändern wollten, so sollen 
Wir solchen Theil, den Töchtern oder nächsten gesipten Freunden, ob sie 
das begehren, vor andern in einem Werth wie der gegen andern gelten 
Nlvchtt, zustehen und widerfahren lassen. Doch declanren. meinen und 
wollen Wir, daß dir Lehen, so offt ein Fall nach Absterben der Mannlichen 
Leibs-Erben beschiehc, hardurch der halbe Theil auff die jenen, so Wir da
mit begnaden und der andere halbe Theil auf des Abgestorbenen Töchtern 
oder nachsten Freunden fallen werden, gleich w iederumb in v o r i g e r 
A r t und N a t u r seyn , also daß sich die nicht w e i t e r stre, 
l len, dann a u f f de rse lben B e g a b t e n , au f f deren Toch< 
te r oder nächst ges ip ten F r e u n d e , M ä n n l i c h eheliche 
L e i b e s « E r b e n : und wann dieselben Mannlich eheliche Leibes «Er« 
den abgehen, daß dann dieselben Lehen Uns und unfern Erben wider 
fallig seyn, der halbe Theil zu unserm Willen und Gnaden stehen, und 
der änderte halbe Theil, der abgestorbenen Tochter oder Freund aber, auf 
ihr Männlich ehelich Leibes Erben folgen, und also für und für gehalten 
werden: und wann auch jo offc die Lehen durch obberüyrt unlere Gnad 
in mehr dann einer Person Händen komn»en, so auch dieselben Lehens« 
Leuth nicht vogtbar oder nicht Mannspersonen waren, so sollen Uns und 
unsernErben allzeit gemäß Leben-Trager gestellt werben, die Lehen, wie 
sich gebuhlt, von Uns zu empfahrn oder zu verdienen. 

I n der B e s t ä t i g u n g dieser zweytcn Lehengnade vom Kaiser Fer» 
dinand I. vom »0. November <528 wird sich darauf dezogen, daß: da die 
Stande gemeiner Landschaft des Erzherzogtums Oestreich unter der Enns 
Ibrer kaiserlichen Majestät mit einer ansehnlichen Summa Geldes, und 
in andern Weg zu Ihrer taiserlichen Majestät obliegen unmthänlich will
fahren und hernach an Uns vollzogen e in halber T h e i l vewilliat wor
den sey, also: bah nun hinfuro von <1atn büß unsers Brieffs allzeit und 
ewiglich in allen Fallen n.ich unserer Lehen. Leuth Absterben ohne Mann» 
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lich eheliche Leibs-Erben, zween V i e r t h e i l a l l e r u n d jegllchtl 
u n s e r e r Lehnstück u n d G ü t e r , so ohne das U n s . unse»' 
E r b e n u n d Nachkommen h e i m f a l l e n , der abgestorbene« 
L e h e n s - L e u t h Töch te r n , und wo die nicht w a r e n , ihr» 
nächsten E r b e n beyder ley Geschlechts f o l g e n und i " 
stehen. ^ . 

M i t Entschließung Kaiser Maximilian I I . vom Jahre 4566 « " " ' 
diese zweyteLehengnade gemeiner Landschaft zu Gnaden, undzuBetrachlu^ 
ihres Nutzen und ersprießlichen Dienst, so sich Ihro Mazestit mit Da rM 
clung Leibs und Guts gehorsamb erzeigt, gnadigst bewilligt und b«^ 
erklart: w a n n sich z u t r a g t , daß die L e h e n - G u t e r na H/ '? . 
g a n g und i n M a n g e l des M a n n l i c h e n S t a m m e s au<^ ' 
Toch te r f a l l e n , und d iese lbe ohne M ä n n n l i c h e selb» 
E r b e n absterben w u r d e n , daß a l s d a n n solcher Töchtl 
nachgelassenen E r b e n beyder ley Geschlecht« beruh» 
Lehen gegen Ab lösung des ha lben T h e i l s ver l iehen »e» 
den so l len . . j . 

I n der d r i t t e n Lehengnade Kaiser Maximilian I I vom »" 
December 1568 heißt es: Wenn Wir dann gnadiglich und gutig angeseh'" 
erinnerlich betrachtet, und zu Gemuth gefaßt, die ganz gehorsamst gettt" 
und Nuhmswurdige Verhaltnuß, auch ganz ansehentlichen stattliche" 
Dienste, so viel Hundert Jahren hero, unfern geliebsten VorCltern, son«tt 
lich aber weiland Kaiser Ferdinanden unfern geliebsten Herrn und Va»e 
Hochloblich und seeligster Gebachtniß und dann auch Uns bishero, wie no«? 
zu Tage die Edlen unsere liebe getreue N. die zween Stande gemeiner L«n^ 
schaft unsers Erzherzogthums Oestreich unter der Ennß von Herrn, Adel »«» 
Ritterschaft in allen fürfallenben Feind« Kriegs« und andern ihren HH 
sten Obliegen mit ganz treuherziger, standhasster s«< und Beysetzung i l M 
zeitlichen Vermögens, Guts und Bluts unvcrschont, und zu derselbl" 
und unser« ganz gnädigsten angenommen und wohlbegnualichen Gefall» 
erzeigt und erwiesen u. s. w. und wie nicht weniger Ursach Uns M 
denen zween Standen mit Gnad zu erzeigen, angesehen, daß über au 
andere gehorsambe Verhaltunq, sie die zween Stände der Herren und sn^ 
terschaft nicht allein nächst verschienes 1366 Jahrs als Wir uns nnd" 
gemeiner Christenheit Erbfeind und Verfolger den Türken, m eigener unstl' 
kayserlichen Persohn in das Feld unsers Konigerelchs Hungarn begebê  
und sambent- und jeder insonderheit Persohnlrch getreu, standhaft und w 
terlich beygefetzt, sondern sie auch im jüngsten unfern gehaltenen bandM 
nach Erinnerung unsrer obliegenden schon unerschwinglichen Schulden!^ 
neben den andern zwey Standen der Prälaten, Stadt und Markt, lw 
einer ansehnlichen und stattlichen Bewilligung und Geldhulf also erze'sH 
denen gleich zuvor von ihnen nicht beschehen, barumben Wir ihnen grop 
gnädigen Dank zu erweisen, auch solche gegen ihnen Mit landesfurstliche" 
Gnaden zu erwiedern und zu erkennen Uns gnadiglich erbotten; so Hab'" 
Wir dem allen nach, zu Bescheinigung unserer Kaiserlichen und Lande»' 
fürstlichen Gnaden viel bemclten unfern zween gehorsamst und getreue 
Landstonden nicht allein obbegriffene Ih r zuvor habende halb Lehens 
Gnab-Vefreyung und unserer darüber ^nno 1566 erfolgte Deklaration" 
Erläuterung und mehre Begnadung in allen ihren Zuhaltung Begreissu^ 
gen und Clause!« gnadiglich c o n f i r m i r t , verneuert und bestätiget, aUff̂  
allerzirrlichst und beständigst solches, so immer beschehen kann, soll oder mag' 
sondern Wir haben auch ihnen über dasselbe, noch diese gnadigste V 
willigung gethan, confirmirt und bestattet und verneuern dasselbe, un 
bewilligen ihnen von neuen hiemit wissentlich und in Krafft dieses B^en 
also, daß zugleich die bemelte zwecn Stande bishero als vorbemett die zw"' 
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Viertheil oder die halbe Lehens-Vnade gehabt, sie also f o r t h i n und 
von ä»to noch ein V i e r t e l und nemblich drey V i e r t e l 
«er LehenslGnad haben und Uns noch nur ein V ie r the i l 
bevorstehen thu t , mi t welchen drey Tyei len und also 
a l lerd ings nach I nha l t . vo r i ge r und al ter Lehensbegna« 
bigungen gehalten werden sollen. W i r haben ihnen 
auch zu sondern Gnaden über die angeregte unsere ge> 
thane B e w i l l i g u n g dahin gnädiglich erweitert und er
streckt, daß sich die drey Theile der Lehens-Gnaden nicht 
a l le in auf diejenigen Lehen»Guter so Uns k ü n f t i g zu 
verleihen heimbto m men, oder f ü l l i g werden möchten, 
sondern auch auff die so schon zuv or f ü l l i g , oder m i t 
Ausschliessung der Lehens-Gnad bishero erhaltenen Ge
brauch nach ver l iehen worden, erstrecken so l len; doch 
behalten w i r Uns und unfern kaiserlichen Leibs-Erben 
und Nachkomme» bevor, die Ver le ihung der künf t igen 
fä l l igen Lehen, mi t oder ohne derLehens-Gnab nach 
Gelegenheit derselben Fä l l i g ke i t en , und nach unserm 
oder unserer Erben und Nachkommen gnadigsten Ge
fa l l en zu thun. 

Eine nähere Bestimmung dieser dritten Lehengnade erfolgte von 
Kaiser Maximilian am 10. December 1570 mit Folgendem: 

Damit die Stande im Werk noch mehr Ihro Kayserlichen Majestät 
gegen ihnen genchten ganz gnädigen und zugeneigten Willen spuhren, 
so wollen sie denen zwey Standen hiemit aus Gnaden auch diese Be
willigung thun, baß sich I h r o layserliche M a i estüt jüngsten 
ben Stünden angebottenen d r i t t en T h e i l , und also ihr 
den Stande drey Thei l der Lehensgnaden, n ich ta l le in 
auf diejenigen Lehen, so kün f t i g zu verleihen und f ä l 
l ig werden mochten, sondern auch auf die, so schon h,e 
v o r f a l l i g mi t Ausschliessung der Lehensgnaben bishero 
erhaltenen Gebrauch nach, verl iehen worden, verstehen 
Und erstrecken sol len; doch behalten ihnen I h r o ka iser 
liche Majestät und derselben layserliche L e i b e s - E r » 
ben die Ver le ihung der künft igen fä l l i gen sehe n mi t 
oder ohne der Lehenö-Gnade nach Gelegenheit derselben 
F ä l l i g k e i t und nach I h r o kaiserl ichen Majestät gnä
digsten Gefallen ausdrücklich bevor. 

Enblick erfolgte vom Kaiser Rudolph I I . am 9. October 1583 b s e 
v ier te oder volle Lehengnade dahin: 

Damit Ihro layserliche Majestät die gnädigste gute Meinung, be
ten sich die Stande der Herren und der Ritterschaft des Erzherzogthums 
D« st erreich unter der Enns ertlart, nicht wenig als idre gelieb
sten VorEltern gegen die beeden Stande im Werk erweisen, 
und es an dero Gute und M i l b i gke i t nicht mangele, 
so wollen sie ihnen ben noch bevor gewesten vierten T h e i l 
der Lehens-Gnade, allermassen in den Verstand wie 
m i t d e n drey en Thei len von We i land Kayser M a r i mi» 
l ian dem Ersten, Kaufe r Ferdin and und M a x i m i l i a n 
dem Änderten beschehen, h iemi t gnädigst bewi l l i g t ha
ben, doch hierunter der ausländischen Fürsten, deßgleichen 
ber inländischen Prä la ten und Landoleuth Lehen nicht 
verstanden (S. auch F. 25). Das dießfalllge Diplom Kaiser Nu« 
dolphs I I . vom 20. Juli 1535 sagt: thuen das hienut conftrmiren, be, 
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stättigen und verneuern, angezogene hievor erlangte drey Theil A ^ 
Gnad, und bewi l l igen ihnen den übriqen vierten »V' 
wissentlich und »n Kra f f t dieses B r i r f f s in bester F« ' " 
als solches immer beschehen kann, meinen und w v ^ < l 
daß nun f o r t h i n ermeldte Landstand von H e r r n , ^ ° , 
und Ritterschaft ihren Erben und Nachkommen, " v , 
b 
d 
F 

l l e r mausen sreyen und gen ussen sol len, wie s'^^.st 
hero die drey The i l ihren unte rschi ebllch en er lang^ 
Begnabungen unddarob gefer t ig ten Urkunden und» 
gangenen Resolutionen nach gehabt, sich dessen gefreyv^ 
gebrauchet, genutzt und genossen haben; doch behalten» 
Uns, unfern Erben und Nachkommen nochmals (^ ,zl, 
wie vor auch beschehen) bevor die Aer l t thung der künft ig <̂  
l igen Lehen mit ob er ohne d er Leh ens«Gnab nach ^^^,, 
genheit derselben F ä l l i g k e i t und nach unsern oder u 
serer Erben und Nachkommen gnadigsten Gefalle« l. 
t bun , welcher Vorbehalt aber auch angeregter vorigen Lehensbegn^ 
gung und gegenwarliglr unserer Bewilligung sammt der einverlelb» 
Erläuterung, nichts benommen oder entgegen seyn. ..^ 

Mtt R^script vom t. März 16^6 bestätigte Kaiser Ferdinand ^ 
diese Lehengnaden für b,e zwey obern Stande in Oesterreich ob " 
unter derEnns; und mit dem Generalmandate desselben Kaisers ^ 
?. Juni 1637 wurde erklärt, daß die Lehengnabe einig und allein. >" 
verstanden, den zwecn getreuen Landstanben zu einer Specialgnade s 
geben und gemeint sey (S. Abhandlung IV. dieses Tbeils vom nie" 
osterr. Stände-Institute). 

§. 42. 

Aussch l i eßung geist l icher Pe rsonen . F a l l e der 
A u s n a h m e . 

Wie sich der Tit. 34 des LehentractateS ausspricht, hat «s ^ ' 
dem alt hergebrachten Landesbrauche zu verbleiben, daß der weltlich^ 
Lehen alle,» d,e weltlichen Personen fäl)«g seyn sollen. < 

Klosterleute männlichen und weiblichen Geschlechtes sind alsonaV 
altem Herkommen, der rlttermäsilgen weltlichen Lehen, nach abgells 
ter Profeß unfähig (Tit. 35), und wenn sich em LehenSmann M ^ 
geistlichen Stand und Orden begibt, kann er ferner kem Lehen »«n 
haben und genießen. , ^ 

Dasselbe gilt auch von Weibern, welche das OrdenSgelü'bd« ao* 
gelegt haben, bei weiblichen Lehen (Tit. 36). 

Ausgenommen sind jedoch von dieser Regel: 
1. d,e Kreucherren, ungeachtet sie geistlichen Standes sind " ) ' 
2. alle Geistlichen, die nur die minore» oräinvs haben und vo 

geistl ichen S t a n d e abstehen b ) ; e 
3. alle andern Lehen, welche keine D i e n s t b a r k e i t au> 

sich tragen (Tit. 34) < p 
Doch werden nach der Uebung geistl iche S t i f t e r » " 
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^ s t e r , welche liegende Güter besitzen, von dem besitze der Lehen 
,lchtausgeschlossen ° ) , da diese Ausschliesiung nur ge i s t l i che P e r « 
^Nen betrifft; wenn daher ein altes vätcillches oder altes mütterll» 
^ Lehen mit ?lnnehmung des geistlichen Standes ledig w i rd , so 
I'llt es dem nächsten Verwandten, »st es aber em neues, dem Le» 
'^herrn anhe»m ( S . rückslchtllch der Beutellehen §. 3 4 ) . 

^ Auch die geist l ichen O r d e n s r i t t e r werden nach dem lianbesge» 
^ brauche hierher gelcchnet (§.!)0 der allgem. osterr. i,'ehcno>dnung). 
^ Dießfalls sagt das allcrh. Rescript vom l8. September i?18, daß nach 

der »cl exclui»ionein der Geistlichen gemachten und wlcdelholt bestätig« 
ten Veneralrcgul und lege« prngmlNi^uo ein Individuum, obschon es 
erst die csunluor- inilln»'«« angenommen, und keine ^»'.-lelieixlnm e.,no> 
nicalein genießt, gleichwohl von der Coninvlswur ausgeschlossen ver> 
bleiben, und in Kraft duser ^cclaration insgemein als andere, welche mit 
denen <iu»tuor ,nn,usil>u!, versahen sind, unter solcher Genrralregul der« 
gestalten comprehcndnt scyn, daß, wenn sie auch l>l>l> oi-rol-o,» und mit
telst Berschwllgung des geistlichen Standes uut inferirt werden mochte», 
dieses ohne aller Wirkung seyn; die Exeluston zumalcn so lange Statt ha
ben solle, bis dergleichen alle in den 4 Hlinuridn'i gestandene Desccn» 
denten oder ^ßnatl vom wirklich abgelegten geistlichen und wieder ange« 
tretenen weltlichen Stand l-ito doclret haben wcidln, dcnen sogleich 
gleichwohlen die Investitur, wann diese «lokilt» tcinporo gesucht wirb, 

. Pral'>.tüi8 pl-aoztllilüiz ertheilt werden t .nn. 
^ So besitzen die Stifte Altenburg, Veras und zu den Schotten in Wien, 

Noch dermal landesfürstl. Lehen. 

3. 43. 

" i e es m i t K ö r p e r l i c h - o d e r G e i s t e S g e b r e c h l i c h e n 
g e h a l t e n w i r d . 

,. Durch körperliche oder GelsteS-Gebrechen U n f ä h i g e , sollen 
vles Stammlechtes oder ihres angee:blvn väteilichen L.hens Nicht 
^lust,g,t weiden; doch sind die Lchen durch e i n e n t a u g l i c h e n 
S u b s t i t u t e n o d e r L e h e n t r ä g e r i h r e s N a m e n s o d e r 
S t a m m e s , edcr wo keiner voi Händen wäre, durch e i n e n an» 

t l n L c h e n sah i g e n zu empfangen. 
Dagegen sind hiervon d t c E r b ä m t er ausgenommen'). 

. Was aber die Verleihung n e u e r Lehen anbelangt, behält sich 
^ Lehenherr vor, jederzeit nach Beschaffenheit solcher gebrechlicher 
^rsonen nach Gebühr vorzugehen (T l t . 32)< 

) Die wegen körperliche: Gebrechen zum onßfalligen Hofdienste Unfähigen 
können hiernach niemals die Hau,"lvasallcn scyn, außer sie halten eine 
Dispens und die Vrlaubniß erhalten, selbe durch einen Lehenträger zu 
versehen. 

z. 44. 

W i e m i t M i n d e r j ä h r i g e n . 

, D ie M i n d e r j ä h r i g e n können kem Lehen, bis sie ihre voll« 
»Mlnene Voglbarkelt nach Landesgebrauch erreichen, oder Veniaw 

l- t 8 
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netati» erlangt haben, für sich selbst emv f a n g e n , sondern »h 
Lehen werden nach altem Herkommen ihren Gerhaben oder Cur««" 
(Einem und nicht Mehreren) bis auf ihre Vogtbarkeit, entweder s 
urlaubt, oder auf Begehren will-lich verliehen (Titel 31). 

§. 45. 

W a n n e in L e h e n t r ä g e r e i nzu t re ten hat. 

Lehenträger find nothwendig: 
1. wenn ein Lehen vielen Personen verliehen wird. Da wird ge'v'oyl'' 

lich der Aelteste des Namens und Stammes hierzu ernannt; 
2. wenn ein Lehen emem Weibe oder dem unrern Stanlwe v< 

liehen wird, vermöge der Lehensgnade; 
3. wenn unvogtbare Lehcnerbcn vorhanden sind; da muß ^ 

Gerhab Lchenträger seyn; ^ 
4. bei Afrerlehen. Da ist der Aelteste desselben Namen) "«" 

Stammes allezeit der Lehenträ'ger (Titel 138). 
Lehenträger übernehmen die Verpflichtungen für diejenigen ^ 

sitzer der Rttterlehen, die Nicht lebenfählg sind, alS: Unmündige, M' 
adelige und Gemeinschaften (Regierungscircular vom 8. Aug"< 
1835, § . 6 ) . 

Eben desihalb darf Niemand zu einem Lehenträqer angenoMM< 
werden, es sei denn, er bringe seinen ordentlichen Gewaltbrief b^ 
und sei selbst des adeligen Standes und lehenfähig (Titel 140)» 

§. 46. 

Es ist n u r E i n L e h e n t r ä g e r n o t h w e n d i g . 

Es ist übrigens laut Titel 139 deS LehentractateS nicht gebrä«^ 
lich, mehr als Einen Lehenträger zu stellen. 

§. 47. 

Untersch ied zwischen L e h e n t r ä g e r und Manda ta r« 

Ein L e h e n t r ä g c r ist jedoch wohl von einem M a n d a t a r j " 
unterscheiden, indem letzterer blosi zum Acte der Ablegung der LeheN-
pfilcht bestellt wird (Regierungscircular vom 8. August 183" 
z. I f t ; S . z. 83). 

§. 48. 

2. E r w e r b « und B e s i t z f ä h i g k e i t be i Gemein lehen. 

Es wurde bereits §. 22 gesagt, daß G e m e i n ! ehe» sol^ 
sind, welche auch Unadelige besitzen dürfen, und nach Titel 29 ^ 
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^"reichischen Lehentractates können Neutellehen Edlen und Unedlen, 
^ Vürgem, Hauern und Bauern, nach Tit. 35 auch Weibern, und 
'°ch Tttel 34 auch Geistlichen verliehen werden. 

^Art und Weise, wie Lehen erworben werden. 

A n g a b e derselben. 

Die Lehen werden erworben: 
1. auS Gnade; 
2. durch Kauf; 
3. durch Erbrecht; 
4. in Folge einer LcheNanwartschaft; 
5. durch das erste An;e»gen eines verschwiegenen oder verfällt» 

"Ü, oder bloß aperten Lehengutes; endlich 
6. durch Ersitzung (Titel 41). 

§. 50. 

4ä 1. Aus Gnade . 

. Wrnn der Landesfürst als oberster Lehenherr, oder ein Afterleo 
^herr ein ihm offen gewordenes Lehen einem Andern, ohne e in i -
^N K a u f s c h i l l i n g oder A b l ö s u n g , aus besonderer 
s Nade und umsonst verleihet, so erlanget der Lehenmann eben 
''alle L^henrechie und Gerechllgkelten, als ob er das Lehen mit 
^tlh an sich gebracht hatte. 
5 Solche Lehen werden O n a d e n l e h e n , im Gegensatz voN 
^ U f l ehen genannt, und sind mit den Lehen mit der Gnade nicht zu 
lllvechs<ln, von welchen §. 15 die Rede war. 
.̂ Die Gnadenlehen, die Se. Majestät verleihen wollen, werden 

^l»nehr nach einer Nollfication Kaiser Ferdinand l . vom 16. Oktober 
^ 2 fürhin de, Massen verliehen, daß sie der Lehengnaden nicht fähig 
^ r da,ln begriffen sind, sondern daß sie vielmehr nach rechter 
^ t und Natur der rittermä'siigen Mannlehen nach der Ordnung der 
lllllein geschriebenen Lehenrechte verliehen werden. 

Em Lehen kann von dem Lehenherrn oder von den Lehensleuten 
" l kau f t werden, und zwar entweder um einen beiläufigen Werlh, 
^e sich d^ Contrahenten einverstehen, oder gegen eme vorher» 
H^ngene Schätzung, oder endlich um den landesüblichen Werth 
witel 43). 

Die landesfürstlichen rittermä'siigen Lehen sollen jedoch ohne 
^hergehenden landeSfürstlichenConsens an Un fäh ige nicht verkauf» 
"«'den (Allerh. Entschließung vom b. März 1714). 

4 8 « 
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Wenn ferner ein Eibe ein Lehcngut aus unvcrtheiltcr Barsch" 
für sich elgen t a u f t , geHort es zwar ihm allein, allein er lst ^ 
Mlcelbcn lhre (Gebühr »n Geld zu erstatten schuldig; har er es ade 
zum gemeinschaftlichen Gebrauch gekauft, bleibet das Gut gemelN' 
schaftNch, und gehört allen zugleich (Titel 44). 

§. 5 1 . 

W a n n e ine A u f s a n d u n g nochwend ig ».st, w a n n nicht» 

Wird ein Lehen auf ein oder d»e andere Art oom Lehcnh^ 
gekauft, ist keine A u f s a n d u n g nothw^ndlg-. nnid aber daöstl̂  
von einem Andern gekauft, hat er hiervon die Anzeige an den öel)^' 
Herrn zu machen, und dem Käufer die vn tauften Lehen auftusande"' 
w o r a u f der l andes fürst l iche Consens zu e r t h e l l e ^ 
kommt. 

Eben so hat die ordentliche Aufsandung der Afterlehen i" 
geschehen. 

Bei Unterlassung der Aufsandung fällt das Lehen anhel»" 
(Titel 43) 

Diese Au^andung ist übrigens nicht nur bei adeligen odel 
rittermä'ßlgen ^ehen, sondern auch bei gemeinen Beutellehen <^ 
forderlich. 

Dle ? l u f s a n d u n g hat durch die Lehenträger zu geschehen. 
Laut.'t aber ein Lchenbrlef auf viele Peisonen, musi die ?lufsa '̂ 

düng von allen Lehengenossen erfolgen, da aller Interessenten Emiviw' 
gung nothwendig ist (Titel 45). 

Uebnqens soll die Aussandung eigenhändig unterzeichnet, «n° 
mit dem Iüsiegel bekräftiget seyn, indem nach altem Herkommen U»̂  
Gerichtsgebrauch c»n Petschaft nicht genügt (Titel 46). 

Jede Aufsandung musi Mit dem Lehenbriefe übereinstimmen. 
Weiden aber nur einige speeifieirte Güter verkauft, ist <i^ 

specific,rte ?lufsandung auszufertigen, und auf des Verkäufers LeheN' 
bnef an^umei ken (Titel 47) . 

Rückslchtllch des Erfordernisses des lehenherrlichen Constm" 
siehe §. 140. 

§. 52. 

I n w i e f e r n zwischen K ä u f e r und V e r k ä u f e r e ine ' 
Lehens eine S c h a d l o s h a l t u n g n icht e i n t r i t t . 

Wenn ein Käufer zur Zeit des getroffenen Kaufes" erfährt, baß 
das verkaufte Lehen einem Fremden und nicht seinem Verkäufer M ^ 
hört, und demungeachcet den Kauf annimmt, »st der Verkäufer/ 
künftiger Ansprüche halber, von ihm enthoben; es sei denn, daß <Yl" 
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^Käufer die Schirmung ausdrücklich vorbehalten, dieselbe ihm auch 
l l Käufer versprochen hatte. 

.. Qb aber der Verkäufer gewusit hat, daß ihm dieses Gut zuge
b t habe oder nicht, ändere in der gerichtlichen Schirmung Nichts, 
"ldem der Verkäufer in beiden Fallen seinen Käufer vor Gericht zu' 
""treten von Rechtswegen schuldig ,st (.Titel 52). 

§. 53. 

^6 3. Durch L e h e n - E r b f o l g e . 
A u f was sie be ruhe t . 

> Die Lehenerbfolge kann entweder nach Vorschrift des gemeinen 
^ h e n r e c h t e s , oder nach der bü rge r l i chen E r b f o l g e 
ordnung geschehen. 

Geschieht elfteres, so Heisien die Lehen S t a m m lehen» 
Geschieht letzteres, so Heisien sie E r b lehen. 

. Nach den Lehengesetzcn ist daS Erbfolgerecht vorerst aus den Le-
"Nverträgen und Lehcnbriefen, und n u r subs id iar isch aus dem 
deinen Lehenrechte ^u beurtheilcn. 
. Uebrigens erstreckt sich nach Titel 33 des Lehentractates das Erb« 
"lgerecht sowohl auf weltliche als geistliche Lehen. 

8. 54. 

Grundsätze be i A u s l e g u n g der Lehenver t räge und 
Lehenbr ie fe rück sichtlich der Lehen fo lge. 

Bei Auslegung der Lehcnverträ'ge und Lehenbriefe sind folgende 
gemeine Regeln zu beobachten: 

4. Ist ein Lehen ohne Beifügung der Erben verliehen, sosollen, 
"°ch Titel 130 des Lehentractates, diese doch stillschweigend dabei 
Erstanden seyn; es wäre denn das Lehen ausdrücklich einer Person 
^ t dem Beisatze verliehen worden, daß sich diese Verleihung nicht 
°«f deS Vasallen Erben erstrecken soll. 
. 2. Wird der Erben im Lehenbriefe gedacht, so werden laut 
"tel 129 des Lehentractates bei rittermäsiigcn Lehen nur d' mann-
»chen Erben absteigender Linie darunter verstanden, bei den weiblichen 
"hen aber sowohl Söhne als Töchter, jedoch nach der unten vorkam» 
senden Folgeordnung. Bei uralten, alten und väterlichen Lehen wer-
^N darunter nicht nur die Leibeserben in absteigender, sondern auch 
^« andern Mitimeressentcn in der Collaterallinie, dagegen die frcm< 
" n Erben nicht verstanden. 

3. Werden in dem Lehenbriefe die Söhne genannt, so versteht 
wan nach Tiiel 131 des Lehentractates alle männlichen Leibeserben 
^s Vasallen in absteigender Linie darunter; so wie die Benennung 
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Töchter alle Leibeserben des Vasallen in absteigender Linie, welche 
von den Töchtern herrühren, durch alle Grade in sich begreift. 

4. 1'l»8tllumi können nach Titel 66 dcs LehentractateS von del 
Lehcnfolge nicht ausgeschlossen werden. 

§. 55. 

W i e h i e rbe i unehe l i che , A d o p t i v - und l e g i t i l ü i r t l 
K i n d e r zu behande ln s ind. 

Uneheliche Kinder sind laut Titel 33 des LehentractateS lehe«' 
erbunfähig; die durch nachträgliche Ehe Legimirte dagegen sind deN 
ehelich gebornen gleich gehalten» insofern sie nicht früher erworbene 
Rechte der inzwischen ehelich erzeugten Kinder beeinträchtigen, UN° 
insofern nicht besondere Familienvcrtrage oder Lchenhofgebräuche »Nl 
Wege stehen. 

Von dem Landesfursten legitimirte, unehelich geborne Kinde» 
aber, sind laur Titel 33 deS Lehemractates nur dann lehenerb' 
fähig, wenn der Landesfürst sie ausdrücklich der Lehengüter M s 
erklärt. 

Adoptivkinder endlich sind als solche laut Titel 69 von der Lehe^ 
folge ganz ausgeschlossen. 

§. 56. 

L e b e n e r b f o l g e o r d n u n g nach dem geme inen LeheN' 
rechte. 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n . 

Nücksichtlich der Lchenerbfolge ist vor Allem folgende Ordnung 
zu, beobachten: 

t . Die Leibeserben absteigender Linie werden, nach Titel 62 
deS Lchentrattatcs, nicht insgesammt zur Lehenerbschaft gelassen, 
sondern nur Jene, welche dem verstorbenen Lehenmanne am nächsten 
im Grade sind. 

Die lebenden Kinder deS LehenerblasserS schließen daher dessen 
lebende Enkel, die Enkel die Urenkel, und so von Grad zu Grad der 
näher lebende Lcibcserbe die entfernteren aus. 

2. Sind theils Sohne, theils aber Kinder der Söhne des Erb' 
lassers, folglich Enkel vorhanden, so treten nach Titel 70 des LeheN' 
tractates letztere in ihres VaterS Stelle, und erben ihren Ahnherrn 
mit ihren Vettern. . 

I n diesem Falle wird nach Titel 71 die Lehenerbschaft nach 
Stämmen, und nicht nach Köpfen verthellt, jedoch so, daß die EN' 
kel mit einander nur so viel erben, als einer der noch lebenden Sohne 
des Erblassers. 
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3. Wenn gleich e»n Vater m sclneni Testamente von seinen 
..^tUhümllchen Elbgütcln einem Kinde mehr als dem andern hinter» 
^bt, so haben diese Kinder laut Tue! 63 des Lchentlacrates »n den 
ungutem doch zugleich einzutreten, und kemer vor dem andern 
"'gen Vonhnl zu gemeßen, ungeachtet der Vater das Gegenthell 

'"ordnet hätte. 
Enterbt der Vater den Sohn, und wild m der Folge das Testa» 

. ^ t als unaülng ei kannt, so tritt letzterer doch nm semen Geschwl-
"ttn m d,e Lchenerbschaft em. 
. Geschah zedoch diese Enterbung aus rechtmäßigen Glünden, so 
!/.. ßt thn nach Titel6^ d,e Enteibung Nicht allein von de» fre» eigen-
^Umiichen Verlassenschaft des Vaters, sondern auch von den Lehens-
wern aus. 
.. U begeht er dagegen seinen Sohn im Testamente ganz mit S t i l l -
llbwelgen, und vermacht »hm von semen Erbgütern nichts, kann dle-
! " Sohn, nach Titel 65 doch Nicht von den Lehengütem (es mag 
"Testament des Vaters von ihm angegriffen weiden oder Nicht) 
geschlossen werden, da fem Recht Nicht vom Vater, sondern vom 
lsten Erwerber des Lehens herrührt. 

Wenn dagegen einer der Söhne sich wider den Lchenherrn vergan» 

^ ist, so kann er nach Titel s,9 des Lehentractates neben den andern 
^schuldigen Kindern in dle Lehenerbschaft Nicht treten. 

§. 57. 

Besondere B e s t i m m u n g e n . 
») Bei vaterlichen, alten und uralten Lehen. 

. Wird ein väterliches altes und über uraltes Mannleben durch 
°*»l Tod des Vasallen erledigt, so fällt dasselbe nach Titel 61 des Le» 
vttltractates semen männlichen Lelbeserben zu, und die andern Ag-
aten. und Verwandten bleiben hiervon so lange ausgeschlossen, als 

"'«der in absteigender Lm»e vorhanden sind. 
. Hat aber der Vasall keinen männlichen Leibeserden hinterlassen, 
^sällt nach Titel 75 das Lehen a>«f seine nächsten Agnaten m der 
^>tenlln,e, welche von dem Erwerber des Lehens als gemelnschaftli-
^ n Stammvater hellühlen, und so oft und so lange e,n solcher Erbe 
^Händen »st, welcher von dem ersten Stammvater henührt, und 

^ 5« solchen e, ledigten Lehen ordentlich legltlMlrt, ,st er nach Titel 
^ zur Lehenfolge zuzulassen, so zedoch, daß der nähere Grad den 

"ltfernteren ausschliefe. 
. Wenn also em Vater zweien Söhnen em Lehen hinterlaßt, und 
"sselbe ,n der Thellung dem e,nen Sohn allein zufällt, und dieser 

>^bt, fällt es auf dessen Nachkommen nach Ordnung des Grades, 
"'dt aber dessen Nachkommenschaft aus, so fallt dieses Lehen auf den 
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Bruder/ oder in dessen Elmanglung auf dessen nächsten Erben lo»»' 
Knitum, Titel 80, nach altem und allgemeinem Gebiauche, Titel o^ 
wöbe» kem Untelschied gemacht wnd, ob der Bruder oder die Brudel 
kmder miltterllche, Se,ts, zweibändig oder e«nbändlg sind, well nur d« 
väterliche?lbstammunq, aber nicht d«e müttclllche Abstammung b»' 
achtet wn'd (Tttel 86, 87, 83, 89, 91). 

Dahel sind Geschwister, die nur von der Mutter allem abstatNl 
men, ausgeschlossen (Titel 90). 

Alle andein Personen, wenn gleich desselben Namens undStaw' 
mes, sind übligens gleichfalls davon ausgeschloss.n, sobald sie Nicht vo" 
ersten Erwerber, sondeln von einer anbe>n Linie herrühren, es n 
denn in dem Lel>enbrlefe was anderes vorgesehen (Tttel 78). 

§. 58. 

d) Bei neuen Lehen. Ausnahmen. 

Bei neuen Lehen ' ) fällt das hlinerlassene Lehen nach ^ 
72 des Lehentractates gleichfalls auf des Vasallen Lelbeselben in ad' 
steigender Lmie erblich zu. 

Auf die Seltenerben, als Brüder und Blüdciskmder aber, in be 
Regel Nicht. 

Es gibt jedoch folgende A u s n a h m e n : 
1. wenn vom LehensKerin em neues Lehen mehreren Brüdel^ 

entweder msqesamnir, oder besonders veillehen wi ld; 
2. wenn «m Lehenbllef ausdrücklich eiklält wod, daß das LeheN 

auf Brüder oder andere Nebenvei wandte fallen soll; 
3. wenn Blüder, mn Wissen des Lebenherln, ein neues LeheN 

mit emander erkauft haben; wo dann das Lehen von emem Brudel 
auf den andern fäl l t ; 

4. wenn e»n BlUder ei« Lehengut von semem Vermögen f"'' 
sich und se«ne Brüder erkauft hat, dann erbt em Binder von deltt 
andern; 

5. wenn das neue verliehene Lehenqut an sich selbst unthellbal 
»st, dann fällt es.von emem BlUder auf den andeln (Titel 83)' 
endlich 

6. wenn em Lehen ausdrücklich auf den ganzen Namen und 
Stamm desselben Geschlechtes veillehen worden lst, so lst es w»e 
em Stammlehen zu bebandeln (T«tel 79). 

I n diesem Falle fällt jedoch tns Lehen Nlcht dem ganzen ^ " ' 
-men und Stamme zu, sondein es fällt nur auf den nächst^ 
Agnaten deS Velstolbenen m der Settenllme, nach der gesetzliche 
Oradualoldnung (Titel 81). 

») Unter neuen Lehen werden jene verstanden, welcbe neu gcaebeN 
werden, oder Mannlehen, welche zu einem weiblichen erweitert 
«erden, oder Leh-n, welche une neue Form und Vnade erhalten 
haben (Hoffammerdecret vom ^ Apnl 1807). 
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§. 59. 

o) Bei Lehen zur gesammten Hand. 

Wenn mehrere Lehen zu gesammter Hand empfangen, und auch 
"'trinander in einem Lehenbriefe einverlelbt sind, und nachher einer 
^" ihnen stirbt und Leibescrben hinlerläsir, fällt, laut Titel 73 und 
^ des Lehentractates. das Lehen nicht nur auf dessen Söhne, sow 
"ln auch auf alle anderen Interessenten und Lehengenossen. 
. An dessen Tochter kann aber zenes Lehen weder ohne, noch mit 
°ks Gnade fallen, sondern eS steht den anderen Mitbelehnten mä'nn-
lH»n Geschlechtes zu 

§. 60. 

6) Hinsichtlich der Weiber. Ausnahmen. 

Bereits im F. 41 wurde gesagt, daß die Weiber i n der Re» 
^<l lehenunfähig sind; eben deßwegen sind sie in der Regel auch von 
°lr Lehenfolge ausgeschlossen; die Lehen mögen Gnadenlehen 
'"ber gekaufte Lehen scyn. 

Ausnahmen sind jedoch folgende: 
,. 1 . wenn das Lehen von Altersher ein ahnfrauliches oder mütter« 
"<h«s Lehen war; 

2. wenn es ausdrucklich Söhnen und Töchtern verliehen wurde, 
blld kein männlicher Leibeseibe vorhanden ist; 
^ 3. wenn das Lehen kein rittermäßiges, sondern ein gemeines 
"auern-, Bürger« oder Beutellehen ist; da erben Söhne und Tochter 
Nelneinschaftlich ( S . §. 47) ; 
, . 4. wenn ein Lehen von aller D i e n s t b a r k e i t f r e i , auch 
"M männlicher Leibeserbe vorbanden ist (§. 41, Nr . 6) ; 
. 5. bei Lehen mit der l andeSfü rs t l i chen Lehengnade, 
'"Abgang des Mannsstammes ( S . §. 41). 

§. 61 . 

Auch bei. we ib l i chen Lehen hat der M a n n den 
V o r z u g . 

Bei allen weiblichen, oder auf Söhne und Töchter verliehenen 
"hen, hat der M a n n s stamm den V o r z u g , so daß sogar, 
^tnn ein'Lehenmann zwei Tochter hat, wovon die eine vor Anne-
^Ng des Lehens nnt Tod abgehet, und einen Sohn hinterläßt, dieser 
Mner Mutter Schwester ausschließt, oder wenn beide Töchter vor An-
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tretung des Lehens sterben, wovon die eine einen'Sohn, die ander 
aber eine Tochter hätte, elfterer der letzteren vorgeht u. 5 ^ 
(Titel 94). . , . 

Der Mansstamm schließt aber nicht nur die Weibspersonen,!°" 
dern auch sihre Erben männlichen und weiblichen Geschlechtes aU 
(Titel 97). 

Hat aber ein Weib das Lehen bereits angetreten, so schlief 
die Söhne die Töchter nicht aus (Titel 95). 

z. 62. 

Außero rden t l i che Lehen fo lge bei E r b ä m t e r n . 

Da die Lehengnade sich auf A m t s l e h en nicht erstrecket, w" 
dieses in der Lehengnadevermehrung von 1658, 1. ausdrücklich < '̂ 
sagt wird, so tritt hier die für dieselbe eigenS bestimmte öchenfols^ 
nach O r d n u n g des S e n i o r ates ein; wornach immer der Ae^ 
teste des belehnten Geschlechtes als Oberster E r b l a n d a m t s be/ 
sitz er erscheint, während die übrigen Mitglieder nur E r b l a ß 
amtsbesi tzer sind. . 

Nur daS Postlehen ist eine Art M a j o r a t , wornach sona<p 
nicht der jeweilige Aeltcste' dieses Geschlechtes, sondern der Erstge' 
dorne des zuletzt Bahnten eintritt, daher dasselbe dem LehenhellN 
für sich und seine Nachkommenschaft männlichen Geschlechtes verliehen 
wird, und in den Lehenb, lesen oder ausgefertigten Diplomen kein« 
Erwähnung von den Brüdern und sonstigen Agnaten geschieht. 

F. 63. 

E r b f o l g e be i B a u e r n l c h e n . 

Vauernlehen sind als u n t e r hän iae Bauerngüter zu betraf 
ten, die nach der a l l g e m e i n e n E r b f o l g e vererbt werden 
können (Patent vom 20. December 1790, S . §. 22, Anmerkung »)' 

§. 64. 

ä s 4. I n Fo lge e iner Lehenanwar tscha f t . 

W i e es d a m i t g e h a l l e n wu rde . 

Nach uraltem LandeSgebrauche wurden auf künftige Todesfälle 
auch Lehenanwarlschafcen (I5x»p6ctim«en) errheilt. 

Die Grundsätze hierbei waren Folgende: 
Wurde ein solches Lehen fällig, und concurrirten mehrere M ' 

wärtev, so hatte derjenige den Vorzug, und bek.im das Lehen, 
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tlcher den älteren Anwartschaftsbrief hatte, ungeachtet etwa ein jün» 
l̂ er Anwärter früher besitzfähig geworden war. 
., Lautete ein Anwartschaftsbrief auf ein Speciallehen, so hatte der 
Abfällige Anwärter vor allen Andern den Vorzug, welche auf eine 

.Mnieine Lehenfälligkeit verwiesen waren, wenn gleich ihre Anwart-
' M äwr war. 

Ein Anwärter konnte des Andern Anwartschaft an sich lösen, jedoch 
" " Consens des Lehenherrn. 
., Bei jedem Todesfalle des Lehenträgers hatte der Anwärter bei soll-
^9er Verwirkung der Anwartschaft, eine neue Bestätigung von dem 
.̂Uen Lehermä'ger zu erwirken, Tit. 23, und zwar binnen Jahresfrist, 

" t . 427. 
» Nach Inhalt der zweiten uud letzten Lehengnadeerweiterung 
Mer Leopolds I. ,om 4. November 1658, haben jedoch Ihre k. k. 
Majestät in ihr der Stände sechstes Begehren allergnädigst eingewil« 
M , das; näml ich die E r spectanzen au f Lehen cassi r t , 
'Nd d e r e n k ü n f t i g keine b e w i l l i g t werden so l l en . 

8. 65. 

^äZ.Durch die erste Anze ige eineS verschwiegenen oder 
a p e r t e n Lehens. 

" e g r i f f e e ines ve rschwiegenen L e h e n s . W a n n es dem 
ersten A n z e i g e r v e r l i e h e n w i r d , w a n n nicht. 

Unter verschwiegenen Lehen werden jene verstanden, worüber 
°>k Vasallen die Belehnungserneuerung in der durch die Gesetze ver
schriebenen Zeit anzusuchen un te r l assen haben. Auch werden 
'leselben zuweilen fällige Lehen genannt. 

Wenn Jemand ein vorenthaltenes oder verschwiegenes und i n 
^ r L e h e n s r e g i s t r a t u r nicht a u f z u f i n d e n d e s sehendem 
^Ndesfürsten und Lehenherrn anzeiget, soll dieses Lehen, ohne baß 
^ hierzu an eine Frist gebunden ist, dem ersten Anzeiger, er mag ein 
Arwandter oder Fremder seyn, vor Allen andern erfolgt, und mit 
'"»rwissen des Lehenhenn verliehen werden. 

Ist aber ein solches vorenthaltene Lehen in der Lehenregistratur 
E r f i n d i g , so erhält es der Anzeiger nicht, sondern es fällt dem 
"henherrn anHeim, Tit. 418. 
. Wenn ein Lehenmann sein Lehen zum ersten vor Andern anzeigt, 
' "Mit Rescript vom 25. Juni 1560 gestattet, das demselben solches 
Wieder vermöge und nach Art seines vorigen Lehenbriefes geliehen, und 
" r Lehcngnade sowohl als vor fähig gemacht werde. Doch müssen 
Nachdem weiteren Rescripte vom 22. August 1562 nicht allein a l l e 
t̂schwiegenen Leben, sie seien gros) oder klein, die angezeigt wer» 

" n , an den Lehcnhcrrn zuvor gelangen, sondern es sind mit dessen 
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Vorwissen aNein, die alten verschwiegenen Lehen, die in der RegM^ 
tur Nicht zu finden sind, d.'M »nhabenden Anzeiger, d,e andew 
neuen, d,e ln der landesfürstl. Registratur einverleibt gefunden w«»' 
den, demselben Lehenmann als erstem Anzeiger aber n,cht wieder i 
verleihen, sondern als velschwlegenes Gut einzuziehen, und ftlcp 
Gnade allem nur auf die alten Lehen, die in der landesfürstl R«^ 
stratur Nicht zu finden, zu verstehen. . 

Endlich he,s;t es auch »n dem Rescrlpte Kaiser Leopold I. voM^ 
November 1658, welche die zweite und letzte Lehenqnaden-ElweiterM 
enthält. FünfcenS: Haben Ihre kals. Majestät auf ihr der zweie" 
obern po l i t i schen S t ä n d e gehorsamstes Begehren allerg«»' 
digst resolvnt und bewilligt, das; der halbe The» l der ap<^ 
t e n Lehen, w a n n diese Nicht schon a n d e r w ä r t s v e r g ^ 
ben, dem ersten A n z e i g e r vom H e r r n - oder R i t t e s 
stand, gegen Bezahlung des andern halben Theiles, nach, billiges 
Werthe verliehen weiden solle. Und dleseS ohne Unterschied d " 
aperten Lehens, es sei gleich selbiges em alt velschwlegenes LehtX 
(welches a l l e i n man sonst vor diesem demDenunclanten überlassen" 
oder bei denen Lehenprototctten sich befindendes neues Lehen. 

§. 66. 

4ä 6. Du rch Ers i t zung . 

Wenn ein Lehenfählger ein Lehongut 30 Jahre lang ununt«» 
brochen >nne hat, benutzt, gebraucht, und dasselbe vldentllch verdient» 
wird dasselbe von »hm ersessen,und es kann dem Inhaber, n"t' 
wohl er ke»ne Lehenbnefe hat, von dem Lehcnherrn ferner Nlcht s^ 
nommen werden. 

Eben so ei sitzt er und sein Erbe em einem Andern zugesagt^ 
Lehengut, wenn er dasselbe 30 Jahre lang ununterbrochen, ohne all« 
Irrung innehat, benutzt und gebraucht, und es kann ihm von de« 
Andern, die dabei inleresslrt find, ferner nicht benommen werden» 
(Tit. 113). 

H l . 

Von der Belehnung, Lehenübergabe und Besitz-
anschreibung. 

§. 67. 

W i c h t i g k e i t des B e l e h n u n g s >- oder I n v e s t l t u r a c t e s , 
u n d w o r i n « r besteht. 

Die Belehnung oder Investitur,st die ordentliche E r w e r b u n g ^ ' 
a r t bei Lehen. 



V o n dem n iederos te l r . Lehenwesen. 279 

Sie besteht in der Uebertragung des Nutzelgenthums oder des 
^ verleihenden Rechtes von Seite des Lehenbenn, und in der An-
l̂obung 5^. Tseue oder Lehenpfiicht von Seite des LehenmanneS ' ) . 

^twurf der allgemeinen österreichischen Lehenordnung §. 53. 

) In dieser Beziehung kann nur eine einzelne oder moralische Person, oder 
es tonnen mehrere darin begriffen seyn, welche dann mit belehnt 
"etl«n. Diese M i t b e l r h n u n g hat aber entweder die Wirkung, daß 
alle M i t belehnten insgefammt in das Nutzeigenthum, aber auch in 
bie Lehenpflicht treten', oder baß nur der eine als Hauptlehenmann den 
Vesitz und Genuß erlangt, die Milbelehnten aber nur das Eigenthum in 
der Art erlangen, daß es ihnen nach Erlöschung der lehenfähigen Nach« 
lonimenschaft beö Hauptbe lehn ten anfallt, oder endlich, daß Weh« 
re« mit gleichen Rechten, jedoch so belehnt werden, daß sie auch nach ge« 
ichehener Theilung noch das ganze Lehen insaesammc und ungetkeilt 
empfangen und in einem Lehenbriefe angeführt werden. (Gcsammtbclrn« 
nung ober Brlehnung zu gesammter Hand S. §. 59, Entwurf der all« 
gemeinen osterr. Lehcnorbnung Tit. 65). 

§. 68. 

Wann der F a l l e iner B e l e h n u n g s a n s u c h u n g e i n t r i t t . 

. Nach jeder Veränderung n) in der Person das Lehenherrn, oder 
)̂ des Vasallen, tritt der Fall einer B e l e h n u n g s a n s u c h u n g 
"l (Nggsc. vom 8. August 1832, §. 2 ) . 

§. 69. 

^ 1 . B e l e h n u n g bei V e r ä n d e r u n g i n der P e r s o n des 
Lehen Her rn . 

. ^3ei einer Veränderung in der P e r s o n des Lehen Her rn 
^ben die Vasallen den Vorruf abzuwarten, und sich genau nach der 
an« ertheilten Vorschrift zu benehmen, sohin aber die dem Be-
lyyungsgesuche beizulegenden Behelfe, und zwar vorzüglich die Sve-
Hcatiosl auf die Z. 74 angeführte Art zu verfassen (Nggsc. vom 

"' "ugust 1832, §. 4, l i l . d) 
. Hier ist übrigens n) zwischen Belehnung bei Veränderung in 
. ^ P e r s o n des Lon des sur f ten a l s obersten Lehens-
, ^ n , uno d) jener bei Veränderung in der Person des Af te r« 
ebenherrn zu unterscheiden. 

4<l 
K. 70. 

5) B e l e h n u n g bei V e r ä n d e r u n g i n der P e r s o n 
des obersten L e h e n h e r r n . 

« Den niederöstcrr. Ständen wurde laut Tit. 15 des österreichischen 
/hen.lla.ctates ^ Vertröstung gegeben, daß, so oft mit einem Lan-
. pursten ein Todesfall eintritt, die landesfürstl. Lehen nach angehen» 
" Neuer Regierung, b i nnen J a h r e s f r i s t ordentlich verrufen, 
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und den berufenen Lehensleuten nach altem Herkommen unverz 
verliehen werden sollen. 

I m Falle aber der neueLandesfürst durch Krieg, Sterblauf od" 
in anderem unvermeidlichen Wege daran verhindert würde, soller de« 
Ständen deßhalo elnen gefertigten Schadlosbrief, wie zuvor geschehet 
mitthellen. . 

Dieser Lehenvorruf für alle Länder des österreichische»'^»»^ 
staates, m welchen noch Lehen bestehen, lautet so: 

Wir 
Entbiethen allen Unfern Lehenleuten, welche in Unser« ErblanW 
von Uns als gegenwärtig regierenden Landesfürsten und Erbhell" 
Lehen zu empfangen haben, Unsere Gnade, und geben Euch zu v<t* 
nehmen: 

Nachdem durch den erfolgten Todesfall des in Gott ruhende", 
allerdurchlauchtlgsten, gioßmächtigsten Fürsten und Herrn . » ' 
Kaisers von Oesterreich, Honigs u. s. w. Unsers höchst geehrten U«" 
geliebtesten die Erbkönigreiche, Herzog» und Fürstenthünie 
und Länder mit allen Hoheiten, Regalien, Rechten und Gerecht̂  
samen an Uns erblich gekommen sind, so wollen wir alle Jene, welcp* 
in Unsern Königreichen Böhmen und Illyr»en, in dem Erzherzol? 
thume Oesterrelch unter und ober der Enns, in dem HerzogthUlll» 
Steyermark, Kärnthen, Krain, Salzburg und Schlesien, in de 
Markqrafschaft Mähren, dann in der gefürsteten Grafschaft Tyl" 
und Vorarlberg zu Unserer Lehenherrlichkeit gehörigen Lehen von n)sb 
immer für einer Gattung besitzen, hiermit auffordern, und zugle»" 
befehlen, daß sie ohne Ausnahme in der durch die Gesetze und G^ 
wohnhelten bestimmten Zeitfrist von J a h r und T a g " ) , die " ^ 
lehnung bei Unsern Lehenbehörden gewiß und ordentlich ansuchen «N" 
nehmen, Uns so die schuldige Lehenpflicht leisten und durch V s r ^ 
säumung dieser Pflicht Nicht selbst zu einer Lehenfälligkeit Anlaß gebe" 
sollen. 

Da Uns zugleich unumgänglich zu wissen nothwendig ist, beson' 
ders, wo Mehrere von einer Familie in dem Lehenbriefe genannt, «Nv 
mitbelehnt sind, wer und welcher die in dem Lehenbriefe enthaltenen 
Lehenstück« wirtlich besitzt, so befehlen Wir auch, dem Belehnungsa« 
suchen nicht nur den Lehenbrief, sondern auch ein von dem wirtlichel» 
Lehenbesitzer unterfertigtes Verzeichniß der Lehenstückenach Vorschl'" 
und Uebung beizulegen, und Unsern Lehenbehörden zu überreich«^ 
übrigens sich nach den bestehenden Gesetzen und Gewohnheiten zu b<" 
nehmen. .. 

Gegeben in Unserer kaiserlichen Haupt« und Residenzst^ 
Wien . . . . 

«) Vom Tage der Kundmachung und nicht vom Datum des Lehenv<A 
rufes an gerechnet. Auch dürfte hier woh'l unter Jahr und Tag das nsH 
dem «ehenrechte übliche Jahr d. i. 1 Jahr und 30 Hage verstände" 
werden. 
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§. 7 t . 

7"le sich be i den u n t e r die österreichische Lehen 
' ^ l l i c h k e i : g e f a l l e n e n Lehen a u s w ä r t i g e r L< 

obe r-
eh e n-

h e r r e n b e n o m m e n w u r d e . 

Als aller Lehenverband zwischen auswärtigen Lehenherren und 
^ ßesammten innerhalb den osterreichlschen Grenzen gelegenen Lehen« 

Mer aufgelöst erklärt wurde ( S . §. 10, Anmerkung b) wurden 
"̂e und jede, welche im Erzherzogchume Oesterreich ob und unter 
*r Enns gelegene, und von einem jener Lehenherren herrühren» 
' Rltterlehen, Güter, Capitalien, Realitäten, Zehende, Ge.-

^Ue, Herrlichkeiten und wie sonst immer genannten Lehenstücke 
«saßen, aufgefordert, binnen bMonaten vom Tage der Kundmachung 

^selben der Landesregierung, als landesfürstl. Ritterlehenhofe anzu« 
'!lgen; binnen einer Jahresfrist aber bei eben diesem Lehenhofe in 
Hener Person, oder durch zureichend rechtlich bevollmächtigte Anwälte 

^erneuern; zu diesem Ende die ältesten und jüngsten Lehenbliefe 
' ^Mt dem Verzeichnisse aller Lehenzugehörungen beizubringen, die 
3lw'oh„l.iche Lehenpfilcht und was Lehen- und des landesfürstlichen 
^henhofes Gebrauch ist, in Entrichtung der üblichen Lehengebühren 
" leisten, und die Lehen zu empfangen. 
« Diejenigen, welche binnen Jahresfrist diesem Lehenvorruf Ge» 

ĉ se zu leisten unterließen, wurden mit der für Felonie bestimmten 
^rafe bedroht (Patent vom 26. Jänner 1808). 

§. 72. 

' " ' t sich bei den zu rücke rworbenen Lehen des I n n -

u n d H a u s r u c k V i e r t e l s benommen w u r d e . 

y. Alle diejenigen, die im Innviertel oder in den zurückerworbenen 
Parzellen des Hausruckoiercels was immer für ein Lehen besitzen, 
Ulden ohne Ausnahme verpflichtet, in dem Zeiträume eines Jahres 
o», Tag« der Kundmachung nachstehender allerhöchster Entschließung 

^ der niederösterr. Reg«erung als Le h en stub e die lehenherrliche 
t lehnu n g nachzusuchen, und S r . Majestät die schuldige Lehen-

»l«cht, und den Leheneid zu leisten, wogegen die Entrichtung der 
.lbenlaren nachgesehen, und es den Vasallen bloß oblag, für diese Aus-
ss^öung des Lehenbnefes eine mäßige Gebühr zu entrichten (allerh. 
Entschließung vom 20. Juni 1820, Hofkanzleidecret vom 22. Dec. 
" v , Hofz. 34,283, Rggsc. vom 11. Jänner 1821, §. 5,Rggsz.747). 

. Denjenigen Lehenbesitzern, die binnen der vorgeschriebenen Zeit 
s ^ ^ e h e n v o r r u f e nicht Folge leisten, wurde erinnert, daß sie es 
H sodann selbst zuschreiben müssen, wenn sie die in den Lehenge-
" N gegründeten nachtheiligen Folgen treffen sollten (ANerh. Enl« 
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schließung vom 29. J u n i 1820, Hdftanzleidecret vom 22. DecetA 
1820, Hofz. 3^l,283, Rggsc. vom 1 1 . Jänner 1821, § .b , R g g s z . ^ ' 

§. 73 . 

E i n V e r r u f f ü r V e u t e l l e h e n s l n h a b e r ist n i c h t übl»4 

D a es von jeher üblich war, bel Thronveränderungen keiN^ 
E i g e n e n V o r r u f f ü r B e u t e l l e h en bes l tzer zu erlasse«, ̂  
»m Jahre 1808 erlassene Beutellehenvorruf aber auf andern O ^ 
den (Acquisitton neuer Lehenbesihungen) beruhet«) , so wurde i 
Folge dleser Observanz auch bel der Thronveränderung im 3 ^ 
1835 kem neuer Vor ru f der Beutellehenmhaber für n'öthlg best" 
den (Regierungsdecrer vcm 5. August 1835, RggSz. 41,310) . 

«) Es wurden nämlich in Hinsicht der durch das Droi t ä'üpave e ing t i ^ 
nen Passauer Guter, in so weit darunter auch Beutellehen oder an^ 
lehcnbare Guter enthalten sind, zu Folge Hoftanzleidecrets vom ^ ,:, 
cember 1806, die Vasallen zur Lchenserneuerung aufgefordert, und l ^ 
dem Herkommen und den gegrnwauia.cn staatsrechtlichen VerhältM" 
angemessener Lehenvorruf Hierwegen von der Landstelle erlassen; in»», 
vermöge lenes Rechtes dergleichen Lehenstucke und Domänen, auch b«5̂  
das in dem Preßburger Friedenötractate festgesetzte Prineip der " ^ 
biets.Punsicalion Sr. Majlstat angehören, und Allerhochstdiesilben LN' 
Herr geworoen sind. ,z. 

Ferner wurden mit Vorruf der nieberosterr. Landesregierung vom 
November 1808, sammtliche, zu Folge des Preßburger. Friedens v« 
i!6. Dcc. 1805, und des in dem, den Fall der Renprocitat noch n ° ^ 
bestimmenden lhemlschen Bundes «Acte festgesetzten Systems der Gel»» 
Anschließung und Punftcatlon, alle Besitzer der i n n e r den ^ , g , 
zen der L a n d e r ob und u n t e r der E n n s g e l e g e n e n » ^ , 
te l« und R e c h t s l e h e n , welche von einem auswärtigen Fürsten gl" , 
lichcn ober weltlichen Herren vorher zu Lehen gegeben worden sind, ^ ' 
gefordert, binnen 3 Monaten nach Kundmachung dieses Vorrufes '? 
Lehenstucke mrt Vorlegung des letzten Lehenbriefes bei ihren Beutel»"" 
Rechtslehen'Anwalten anzuzeigen, und sohin> binnen weiteren ÜMona" 
ihrc Leyenreiche und sonst damit verbundenen Schuldigkeiten ganz >> 
wie es bisher üblich war, ordentlich abzuführen. ^ 

Die Besitzer solcher Lehen, welche vormals von den Hochstiften P"Uz, 
Salzburg, Freysing und Regcusburg, von dem bayerischen Stifte Ratten?" 
lach, und von dem grasi. Octenburg'schen Lehcnhofe belehnt waren, würben ^ 
die neu bestätigten Lehenanwalte, Pflrggerichte oder unmittelbar an die l< 
niederüsterr. Lehenstube in Wen zur Lehenerneuerung angewiesen/^ 
der Bedrohung, daß im Unterlassungsfälle das verschwiegene Beutel«" 
Slechtslehen nach Lchengesetzen als heimfällig würde erklärt werden. 

K. 74. 

4 ä K ) A b l e h n u n g be i V e r ä n d e r u n g i n de r P e r l " 

des A f t e r l e h e n h e r r n . 

Auch wenn cm A f t e r l e h e n h e r r mir Tod abgeht, oder s e i n e ^ " ^ 
lehenherlllchkeit einem ?lndern abtr i t t , hat der Nachfolger in " 

http://gegrnwauia.cn
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/^rlehenherrlichkeit einen Vorruf an seine Afcerlehenleuce zu er-
^ , wie dieß das allerhöchste Rescript vom 10. Ju l i 1727 bewährt. 

§. 75. 

^^e d ies i fa l lS be i ge is t l i chen Lehen v o r z u g e h e n ist. 

Rücksichtlich der Vorlegung der Lehens - Edicce geistlicher Stifter 
5̂  ihrer Bekanntmachung und des Zeitpunktes, von wo der geistliche 
Aenshen- zur Vornahme der Lehenhandlung berechtigt ist, ist sich 
^bie Observanz und das Herkommen zu halten, und keine Neue-
>̂g vorzunehmen (Hofkanzleidecret vom 28. ?lpril 1814). 

§. 76. 

^ 2 . B e l e h n u n g be i e i n t r e t e n d e r V e r ä n d e r u n g in 
der P e r s o n des Lehen manes. 

»> Bei jeder eintretenden Veränderung in der P e r s o n deS 
^ f a l l e n muß binnen 6 Wochen die Anzeige an die landesfürstl. 
.,^nstube gemacht werden, und zwar ohne Ausnahme, ob näm-
^ diese Veränderung durch einen Todesfall oder auf was immer 
^ eine Arr, als: durch Ccsi'ion, Verkauf oder dergleichen Platz 
"Wen hat (Rggscircular vom 8. Augnst 1832, Z.1 «). 

^ Dieses Regierungscircular stimmt mitjenem uom 21.Iuni 18lN überein. 

§. 77. 

Welcher Untersch ieb h ie r e i n t r i t t . 

Es muß hier unterschieden werden: 
1. ob eine erste Belohnung, oder 
2. bloß eine Belehnungs- E r n e u e r u n g Scatt findet. 

§. 78. 

Hä 1. Erste B e l e h n u n g . 

» Wenn eine erste Belehnung, d. i. über ein neu acquirirtes 
/v«n, wovon der zu Belehnende dvr erste Erwerber ist, eintritt, so 
^ der neue Acquirent binnen Jahresfrist, und zwar bei dem Lehen 
M der Gnade nach erhaltenem lehenherrlichen Consens, bei dem 
^b«n mit der Gnade nach der Uebergabe des Lehen-Objectes, die 

D e h n u n g anzusuchen, und 
. 1. vor Allem den Rechtsticel, nämlich bei einem Lehen ohne 
^ Gnade, den lehenherrlichen Consens, daß das Lehen veräußert 
krd«n dürfe, bei einem Lehen, womit noch die Gnade verbündest 

^ l , aber, die Aufsandung oder Erklärung der Uebergabe von Seite 
^Alienanten vorzulegen, und die, nach vorläufig erwirktem lehenherr-
^ n Alienations-Consens geschehene Uebergabe des erkauften Lehen« 
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Obiectes msbefonde»« bmnen v,cr Wochen an d>e Reglerung a n M l ' 
gen; feiner 

2. darzuthun, dasi er lehenfählg sei, oder d,e zum Besitze ve? 
beNeffenden Lehens ei foi del lichen Eigenschaften, al^ z. B. zum Erwerb 
eines Nlttellehcns die?ldelsqualltät, besitze. 

3. Mag das Lehen der Gnade theilhaftlg gewesen /eyn, odel 
nicht, so musi der lchce Lehenb,,ef entweder «n Ölgmal oder m vld»' 
mnter Abschnft dem Gesuche bclge'cgl we»den. 

!̂. Ist der d,es.fälllgenB>ttschllft dle Specisicaton oder das 2)e» 
tenntmß Mlt Beifügung del Haftungs- und Intabulatlons-Clausa 
und tle Mitfelilgung zweiel Zeuqcn aNiUschlics,en. 

Diese Intabulatlons-Clause! har dalun zu lauten: 
„Der Unterzelchnere N. N . eitlärer hiermit, das; er dasjenige, 

,>was er »m volllegenden Verzeichnisse als L».hen einbekannthat, w«r̂  
„llch unter dem allel höchsten Lehenbande genieße, ful dessen DaftP" 
,)Und Ei Haltung hafte, auch untel Einem bitte, dal; das od l̂ dl< 
»dießfälllgen Obzecte bel der Landrafel auf der Hlllschafl 3i . N>, 
»Landtafellubr.k N . 3?., als landesfülstllch lehenbar elngctragell 
„werden möchten." 

Zugleich wird den sammtllchen Vasallen zul Vermeldung aller 
Nachträge ennnerl, daß diese Bekanntmsse vollkommen Mit dem Lehe^ 
bllefe übel einstimmen müssen (Reglel«ngsc,rc. v. 8. August 1832, §. 3)' 

§. 79. 

ää 2. B e l e h n u n g s - E r n e u e r u n g . 
.<) B e i V e r ä n d e r u n g »n der P e r s o n des Vasal len« 

Wo eine bloße Velehnungs-Erneuerung Platz greift, nämlich, 
wenn das Lehen schon einer bestimmten Familie vcl liehen, auch d«e 
elste Belehnung eithellt wölben ,st, und nur del Fall einer Ve l " 
ä n d e r u n q :n der P e r s o n des V a s a l l e n oder L e h e ^ 
h e r l n emlntt, »st folqendeS zu beobachten: 

.5) Falls die Veländerung m der Pelson des Vasallen Statt 
findet, soll 

1. von dem Tage des Todesfalles deS Vasallen, oder des sonst»" 
gen Ueberganges des LehenbesltzeS unter dle zur Nachfolge B.lufeneN 
angefangen, binnen e>nem Jahre, 6 Wochen und 3 Tagen, d«e Bltt< 
um dle Elneuerung der Belehnung von demjenigen, der m d»e Lehe«' 
nachfolge t l l t t , bel der landesfürstllchen Lehenstube übelle,cht weidet 

2. Ist d,esem Gesuche der Beweis, das; dem Blttsteller del 
Emtlitt »n den Lehenbesltz gebühre, beizulegen, und zugleich die alle"/ 
faUS eintretende Comvestltur anzugeben. Dieser BewelS kann du»«p 
die Sperr-Nelatlon, oder du»ch sonst eine gerichtliche Elkla'ruNs 
hergestellt we^en. Sollte eme besondere fidelcommlssorlsche Nachfols^ 
ordnung unter den ursprünßllch zum Lehergenuß Berufenen besteht 
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so »st «ine Abschrift von dem diesifälligen Fidcicommiß-Instrument 
""zubrmgen. 

3. Muß dieser Bittschrift ebenfalls der letzte Lehenbrief in 
^"lginal oder vldimlrter ?lbschrlft, dann die Sveclficarion dergestalt 
erfaßt und mir den vorgeschriebenen Clauseln und Unterschriften 
"sehen, wie im §. 78 «n Hinsicht^der ersten Belehnung verordnet 

""den ist, angeschlossen werden («oU«m §. 4) . 

§. 80. 

Ansuchen um T e r m i n s v e r l ä n g e r u n g . 

dze ^ " ' n wichtige und wohlgegründete Hindernisse eintreren sollten, 
<<fi d,e Bmwerber die erforderlichen Behelfe binnen der bestimmten 
^viihi aufzubringen vermögen, so tonnen d,.selben um eine Ter» 

^ " V e r l ä n g e r u n g bei der landesfürstllchen Lehenstube ein-
«lMen. Jedoch muß das diesifällige Gesuch wenigstens 14 Tage 

do5 ^"!. ^^laufe der vorgeschriebenen Zeitfnst eingereicht, uud d,e 
^schuhten Umstände gehörig bewiesen werden O<il1o,n 1832, Z.5). 

s- 8l . 

B e s t i m m u n g e n rücksichtl ich der Lehen t räge r . 

bi, ^ ' ^ Personen, welche für diejenigen Besitzer der Ritterlehen, 
.. lUcht lehenfählg find, als: Frauenspersonen, llnmündige, Unade-
z^"nd Gemeinschaften, die Verpflichtungen übernehmen, und eigenr-
^ " e h e n t r ä g e r sind, bei deren Veränderung daher auch der 
leK ! " ^ Belrhnungs»Erneuerung eintritt " ) , müssen vollkommen 
Unfähig seyn, und sollen demnach nur solche beeigenschaftett Indi

en da^u in Vorschlag gebracht werden (§.45). 
h.. Gelangend die Gemeinschaften, so verbleibt es ganz bei den bis-

Hen hierüber bestehenden Vorschriften, 
y, Den Lehenträgern müssen übrigens gehörig gefertigte V o l l ' 
tia ^ " " " ^^^ Personen, für die sie die Lehen tragen, ausgefer-
sp V und den Bittschriften um die Vetehnung beigeschlossen werden 

fall» ^ ^ ^ diejenigen Personen, an welche der Eintritt in das Lehen 
llal/ " ^ Minderjährig, oder wegen geistiger Gebrechen zur lieber-
A.Me des Lehens untüchtig, so haben die bestellten Vormünder und 
H. stören die Belehnung anzusuchen. Da sie die ganze Verpflichtung 
/"Nehmen, so sollen dieselben lehenfähig seyn, und Von der ober» 
^ Mundschaftlichen Behörde die Erklärung beibringen, das, ihnen die 
^'lNahme der vasallilischen Schuldigkeit für den Pflegebefohlenen 
"""traut worden ist (eoäem Z. 7 ) . 

?el» !̂ . ^olllnachr zur Velehnung auf entferntere noch nicht zur 
C>5 ?«' Succession gelangende Linien ist jedoch nicht ooservanzmäsiig 

"franzleidecret vom 26. März 1835, Hofz. 6594, Ngpsz. 19,459). 
19 * 
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») I n derzweitrn und letzten Lehengnadcncrweiterung Leopolds I. vom 4 M " ' 

4658 heißt es dießfalls: 
Fürs ä n d e r t e haben Ihre kaiserl. Majestät allergnädigst resolvlrt, 

und bewilligt, daß so l a n g zwischen dem Lehen Herrn «N" 
L e h e n t r ä g e r keine V e r ä n d e r u n g f u r g e h t , k e i n e S c h u ^ 
d i g t e i t sei, e ines oder des andern M i t i n v e s t i r t e n s » ^ 
entzwischen beg e b e n d e n T o d e s f a l l anzuze igen , w e n i g e ' 
deswegen das Lehen von» neuem zu ersuchen oder zu en>' 
p f a n g e n . W a n n a b e r e i n e W e i b s p e r s o n <:der a n d e r e r , ! " 
die Lehen durch e inen b loßen f ü r sich selbst nicht i n v ^ 
stirten L e h e n t r ä g e r emp fangen , m i t T o d abgeht, weites 
dadurch eines solchen bloßen Mandatarii gehabtes Mandatum erpirirt, un» 
derselbe weiter für keinen Lehentragcr gehallen wirb, ist b i l l i g , da? 
sodann die Lehen v o n neuemersuch t werden. > 

Wie dann auch eine gleichmäßige Schuldigkeit ist, w a n n e inGerh«^ 
a l l e i n i m N a m e n seines P u p i l l e n das Lehen empfa" ' 
gen, u n d d a r ü b e r vo r desselben P u p i l l e n V o g t b a r k e i l 
m i t T o d abgeht, d a ß a l s d a n n der andere n e u e G e r h a b d « ' 
Lehen von neuem ersuche, wie nicht weniger auch der P." 
p i l l , w e n n e r z u s e i n e n V o g t b a r e n I a h r e n komm t,ronov»tls' 
nem Inviztllup»« begehre . Wenn aber zween oder mehr G<^ 
haben zugleich tu lnr iu nomine oder aber r i n er aus I h n e n , so ni" 
einem Gewalt von seinem andern Mitgerhaben versehen ist. daS k<< 
hen e m p f a n g e n , und d a r a u f e i n e r aus i h n e n a b le ib t,sou» 
auf solchen Fall keine neue Lehenersuchung v o n n o t h e n sey^ 
alldieweil der noch lebende Gerhab anstatt des Pupillens und verstorbp 
nenMitgerhabens pro eert« V»5»ll,» der da erfordert wild zu Haltes 
ist. W a n n aber der G e r h a b e n mehr seyn , und n u r eine» 
aus i h n e n das Lehen ohne G e w a l t sein er M i t g erhaben 
empfangen , und hernach m i t T o d abgeht , so l l en a lsdann 
d ie übe r l ebenden Gerhaben oder e i n e r aus i h n e n d^ ' 
Lehen von neuem im N a m e n des P u p i l l e n zu emP > ^ 
hen schuldig seyn , wie dann auf solchen Fal l , und so oft eine k^ 
hensersuchung im Namen des Pupillen vonnothen ist, denen Gerhaben ^ 
vorsteht, ob sie a l l e m i t e i n a n d e r zug le ich ober aber «U» 
e iner aus ihnen a l l e i n , jedoch m i t e inem Gewalt o"" 
seinen Mitgerhaben das Lehen empfangen wo l l e . 

Betreffend den t t . Punct, daß bei denen landcsfurftl. Erbhuldigungt" 
der Aelteste des Geschlechtes im Nahmen und anstatt aller Andern «"» 
Verleihung der Stammlehen sich anmelden, und ihm dieselbe der O ^ 
nunu nach verliehen werden, auch solang dieser Lehentrager im Leben» 
und obschon ein jüngerer aus dem Geschlecht« absterben wurde, keine «>e" 
tere Lehcnempfahung vonnothen seyn solle: weilen dieser Punct zu dlw 
andern gehörig, wcrüber Ihre kais. Majestät allbernt hier oben allel» 
gnadigst resolvirt und bewilligt haben, daß wann eineroder mehr aus den 
»imultanse inve»titi« mltTod abgeht, aisbann die Ueberlebendedes » ^ 
der Verstorbenen ^heil, ce wäre dann, daß sich mit dem Lanbesfürsten oA 
Lehentrager Veränderungen zutrugen, äs nov» zu ersuchen, «lsl 
schuldig seyn sollen; Als lassen es Ihre tais. Majestät dabei a l ler 
gnäd igs t bewenden, und w o l l e n solches auch eben sA 
w o h l a u f S t a m m l e h c n « Is l 'euc l» ä i ß n i t L t u m dar in 
n e n , ohne das j e d e r z e i t der äl teste v o n Geschlelv 
s u c t t d i r t , verstanden haben. 
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§. 82. 

Was n a c h E r t h e i l u n g d e r B e l e h n u n g s b e w i l l i g u n g zu 
geschehen hat . 

I n den Fällen der bewilligten Belehnung haben die Vasallen, 
'v'e es das Circular von 1l . Juni 1813 vorschreibt, binnen 14 Tagen 
" " h erhaltenem Bescheid sich bei der landeSfürstl. Lehenstube ordent» 
n3 ' "llter Vorlegung der erhaltenen Bewilligung zu melden, die 

yentare und Gebühren Mittelsteines eigenen Einbringens an die Re
g u n g ungesäumt zu überreichen, dann sich längstens binnen vier 
^vchen bei dem Präsidium" zu melden, und um Bestimmung des 
"s«s und der Stunde zur Ablegung der Lehenpfiicht zu bitten (Regie» 
"°Sscirc. vom 8. August 1832, §. 8 ) . 

§. 83. 

Ansuchen um bloße T e r m i n s v e r l ä n g e r u n g . 

fall« ??" Vasallen und ihren Geschäftsträgern bleibt unbenommen, 
tr«, '̂Nbernisse in der Befolgung der vorgeschriebenen Termine ein-
^ . ^ , die Anzeige davon in gehöriger Zeit vor Ablauf der bestimmten 
^ " zu machen, und um eine Verlängerung derselben zu bitten (oo-
^"»3 . 12). 

§ .84 . 

S t r a f e au f Außeracht lassung der T e r m i n e . 

der o ^ " Unterlassung der schuldigen Beobachtung der (mir Ausnahme 
^ .!"elehnuna,s'Erneuerung S . §. 76) im Regierungs-Circulare vom 
h ""6ust 1832 festgesetzten Frist werden, in Folge des Patentes 
15 ß ^ " ^ ^ ^ ' ^"^ ' ^ " Monat des Rückstandes ein Pönale von 
f.^ ^ pr. Gulden von der lehenherrlichen Taxe unnachsichtlich einge-

" " t (eoäem §. 12). 

N o §. 85. 
«NN der Lehenmann zur A b l e g u n g der Lehenpf ich t 

zuge lassen w i r d . 

der ^ "Uf die Anzeige beS niederösterr. Cameral» Taxamtes, daß 
l,^ ^ belehnende in Beziehung der lehenherrlichen Taren die Richtig» 
ys..^Pflogen hat, wird derselbe zur A b l e g u n g der Lehen» 

' cht bei der Regierung im versammelten Rache zugelassen. 

§. 86. 

abzu legen . 

iden, die Lehe» 
mit der Würde des Gegenstandes und Hochachtung für den 

s o „ ^ e r ?"s" l^ '? verbunden, die Lehenpflicht in e igener P e r 
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obersten Lchenherrn zusagenden Art abzulegen (Regierungscircular volX 
8. August 1832, §. 9) . 

§. 87. 

Wann ein Mandatar zulässig ist; Eigenschaften des' 
selben. 

Eollten wichtige, gehörig zu erweisende Hindernisse"), dtlll 
Vasallen die persönl iche E> scheinung sehr erschweren, oder UlV 
möglich machen, so hat derselbe längstens binnen vier Wochen Ns<v 
erhaltener Erledigung über das BelehnungSgesuch seine dickfällige 
Entschuldigungsgründe anzubringen, und bei Regierung bittlich «W 
die Erlaubnifi anzulangen, dieser Pflicht durch e in en M a n d a t « ! 
Genüge zu leisten (Regierungscircular vom 8. August 1852, §.9)» 

Dieser Mandatar n<i n<-U>m musi eine besondere gehörig ausg^ 
fertigte Vollmacht von den Vasallen erhalten, welche der Bittschrift 
um die Bewilligung eines solchen Gewalthabers beizulegen ist. 

Zugleich »st erforderlich, das; dieser Mandatar lehenfähig, UN° 
zu der diesifälligen Repräsentation geeignet sei^). ( S . §.47, ^ 
ßierungscircular vom 8. August 1832, Z. 10.) 

«) Den Landständen Oesterreichs ob der Enns wurde bereits mit RelMt 
vom 7. August 4602 gestattet, im Falle ei» Vasall aus sonder erhebliche!' 
Ursachen nicht zur nirberostcrr. Regierung kommen könnte, die PfliO 
durch einen lAe>valtttä.;cr zu leisten, doch s>), daß der Letztere auch leb«^ 
fähig sei, und daß diese «Urin den ob der ennfischen Landstanden bewillig^ 
Gnade keineswegs auf andere, >o nicht ob der Ennsrr sind, verstanden n<" 
bezogen werden solle. . 

l») Mit Regierungsbeschluß vom 2. März 18l3, Rggsz. 493^, wurde bieß' 
falls zum Grundsätze angenommen, daß zur Aufrechthaltung des landA 
fürstl. lehenherrlichen Ansehens, und um dem Belehnungsacte mchr Wilrbl 
zu verschaffen, die Vasallen im Vertretungsfalle zu verhalten sind, jedt̂  
zelt nur Einen in der Adelsqualität gleichen Bestellten zur Ableg«"» 
der Lebenpflicht in Vorschlag zu bringen, wie es ältere Verhandlunge" 
darthün. 

§..88. 

F o r m a l i t ä t e n der B e l e h n u n g . L e h e n p f l i c h t . 

») Bei lanbesfü'rstlichen Lehen. 
Die Belehnung mit den landesfürstl. Ritterlehen mit Inbegrist 

der Amtslehen geschieht in Niederösterreich von der n iede r ö s t e t 
R e g i e r u n g «) seit ihrer Entstehung im Jahre 1501 im NattieN 
des Landesfürsten. 

Dem zu Belehnenden wird die Formel der Lehenpflicht ^) l l " 
versammelten Nathe von einem Secretär vorgelesen, worauf er bell 
Handsch lag in die Hände deS Landeschefs oder dessen Stelloerttt' 
terS ablegt. 

Die Belehnung mit den Beutel- und Rechtslehen geschieht abel 
von dem landesfürstl. Lehenpropste oder einem eigenS hierzu bestellt«" 
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Anwalte. I n der Lehcnpfllchtformel sind jedesmal a l l e in der Lehen-
ipeclftcat,on enthaltenen Lehenoblecte genau aufzuführen (Regierungs--
oecretvom Zz. December l 8 l 7 ) . 

S,e lautet so: 
b<>n, ? " " " ' ^ " (°ber, anstatt und im Nam.n.») geloben, daß Sie 
cm Alleldurchlauchngsten, ^rosimachtigsten Fürsten und Herrn 

»ackf " ^ l en Erblandesfülsten und Herrn, und AllerhöchstdeSselben 
-Kommenden Elben gelreu, gehorsam und gewärtig seyn, und die 
j«tt- ^ ' " H bcsindllchcn L.hen nämllch so von Sr . Ma-
, ' " »5bnen (oder Ihrem Mündcl) verliehen werden, und sie jetzt 
zu 3 ^^ '^" " ^ Mllvormund und LehentrHger) empfangen, so oft 
sonst ^ " kommt, verdienen und wieder empfangen, und auch Alles 
trta. > " " ^ " und sollen, was ein getreuer Lehenmann (Lehen-

^ " ) seinem Lehenherrn schuldig und pfi'chtig ist. 
vhne Gefährde 
Wlen den 

N . N., 
der Velehnre (als Vormund und Lehentrciger). 

^ ^ ^ ? . h e n r e v e r s e sind aber be i den l andes fü rs t l . Lehen 
3-K , übl ich. An deren Stelle treten die im §. 78 vorkommenden 
"Venspeclficatwnen. 

A"r d^ Obersthof- und Crblanbpoftmeister, da er dieses Erbamt nicht nur 
'Ur die Erzbe».zoqthümer Oesterreich ob und unter der Enns allein, son-
°«rn für alle deutschen, böhmischen und illyrischen Provinzen verliehen erhält, 
Hat den L^heneid bei der ve re in ig ten Hofkanzlei als ober« 
Mn Lehenhos im versammelten Ratbe abzulegen, von welcher Hofstelle 
auch d^ l!chenbl.icf ausaefcrtiqct wild, daher mit Hofkanzleidccret vom 
" Mai <830, Hofz. 11^2, Rggöz. 28,534, bi 

^ Statt hat. 
^ «er Obersthof« und General - Erblandpostmeister legt jedoch, wie gesagt, 

" l der k. k, vereinten Hofkanzlei einen förmlichen Lehen cid ab, da er 
«n wirkliches Amt erhalt. 

§. 89. 
l,) Bei Pr ivat lehen, 

h 55ückstchtlich der Belehnunq haben sich diePrivatlehcnherren nach 
iu l, ^ " ^ " ° " ^ ^ ' ' " ^ ^ (in <«6. in,8t. pai-t. 1 , p>''3.775) 
^ "^bmen, und keinen E»d von den Lehenleuren zu verlangen, son» 
/n sich mit dem folgenden von den Vasallen auszustellenden Reverse 

'"begnügen: 
»Ich N . bekcnnc für mich u. s. w. und tbue kund hiermit, daß 

« W von Heues Dato nachbenannte Stück und Güter N. N . zu Lehen 
"lez "ich u. s. w. empfangen habe, und mich velpstichte, daß lch Al-
" ^ , gewöhnlich leisten uud thun wi l l , was ich von Natur und 
'""solcherLehen, Rechtes, Herkommens undLanoesgebrauchs halber, 
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,^u thun schuldig bin. Urkund dessen meine Fertigung." (Hofkalljl^ 
beeret, vom 26. März 1824, Hof;. 9.068, RegierungScirculsr v?^ 
5. April 1824, §. 5, Rggsz. 15,860.) 

§. 90. 

B e i b e h a l t u n g der a l t e n F o r m der Lehenbr ie fe . 

Von einer ?lbänderung der bisherigen, wenn auch noch so v<p 
alteten Form der Lehenbriefe kann derzeit keine Rede seyn ' ) , ind^s 
eine Abweichung von dieser Form, die durch den Gebrauch seit Iah? 
Hunderten sanctionirt worden ist, bedenklich wäre, und zu Mißverstand* 
nissen den Weg bahnen dürfte, die sich mit dem Laufe der Zeit, ul»d 
mit den nur in der Sprache eintretenden Veränderungen nur vel" 
Mehren würden. 

D i e b i s h e r i g e F o r m ^ ) ist demnach i n den L e h e ^ 
b r i e f e n b e i z u b e h a l t e n , und nur Unrichtigkeiten und Irrth«' 
wer, die sich in den bisherigen Lehenbrieftn in Bezug auf die Lehe^ 
entien eingeschlichen haben, sind in solchen zu berichtigen, und die V? 
Nennungen derselben, die nunmehr zweideutig und unverständlich s^ 
worden sind, im Ausdruck« den Bedürfnissen, der Deutlichkeit und 
Verständlichkeit anzupassen, und die hiernach gewählten Ausdrückt 
und Benennungen den bisher in den Lehenbriefen gebrauchten, parA 
thesenweise beizusetzen (Regierungsdecret vom 4. December 1823» 
Rggsz. 65 ,520 . . 

I n der dermal bestehenden Form der Lehenbriefe soll demna? 
keine Novation eingedrängt werden (Regierungsdecret vom 11. A? 
gust 1830, Rggsz. 37.561). 

I n die Lehenbriefe ist übrigens, je nachdem die Lehen verlieht" 
werden, ausdrücklich und bestimmt zu setzen, ohne d ie Gnade/ 
oder m i t der Gnade für ihn und seine Descendenten (Regi? 
rungsdecret vom 23. Jänner 1819, Zahl 35,403). 
») So sagt der Tit. l28 des Entwurfes der neuen L. O.: der neue Lehenbrm 

solle allezeit in der Substanz dem altern gemäß und gleich seyn. 
Wann daher die" älteren Investituren auf Göhne und Töchter laute", 

lann der Unterstamm in dem letzten Lehenbriefe nicht ausgeschlossen « ^ 
den. Eben so, wenn die altern Lehenbriefe auf den ganzen Namen u«̂  
Stamm lauten, soll die neue Investitur auf die Vasallen und seine ErtH 
allein nicht gestellt werben, es sev denn Suche, daß sich der Lanbesfucl» 
als Lehenhetr mit dem letzten Vasallen ausdrücklich anders verglichen «n» 
vereint hätte, 

l») Ein öehenbrief hat hiernach folgendes zu enthalten: 
a) den Namen und Titel des Lehenherrn, des Vasallen und der et»" 

Mitbelehnien; 
I») die Lchenfolge; 
c) die Lehensache sammt Pertinenzstücken; 
ä^ die Leheneiaenschaft; 
«) die stipulirte Lehentreue und die anderen Bedingungen; ^ 
f ) den Ort und das Datum der Ausfertigung und die Unterschrift «n« 

das Insiegel, 
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«x. ^ ' ^ landesfiirftl. Ritterlehenbriefe lauten hiernach auf den Namen 
Gr. Majestät, und werden auf Pergament mit dem größeren Wajestäts-
Negel in hölzerner Kapsel ausgeferliget, in welcher Beziehung es in der 
auerh. Entschließung vom 90. December t?58 heißt, 'baß die mit dem 
größeren Siegel auszufertigen kommenden Lehenbriefe, und etwa andere 
dergleichen mit Vordrückung und Anhsngung des größeren Siegels aus
zufertigen kommenden Lxpeäitione« in der geheimen Directorial'Hofre, 
a.lstratur (Hofkanzleiregistratur) zu sigilllren, und zu solchem Ende jedes
mal durch eine vertraute Amtsperson dahin zu überbringen seien. 

Der Lehenbrief wirb aber von dem Präsidenten der nieberösterr. 
Landesregierung als Lehenstube, und von dem Regierungsralhe und Lehen« 
referenlen mit unterfertiget. 

Die landessiirstl Beuttllehenbriefe werden dagegen nur auf Papier 
geschrieben, und nur von dem Director der Lehenstube unterschrieben. 

N . . s. 9t. 
" ' ^ u f der Rückseite der Lehenbr ie fe anzumerken jst. 

f.. 3«r größtmöglichsten Evidenzhaltung der lehenherrlichen Oe-
^ i?"Me, und damit auch die Lehenbriefe als vollständig gesetzliche 

k«nb«n betrachtet werden können, ist auf der Rückseite derselben 
y / ^ s der abgelegten Lehenpflicht mit der ausdrücklichen Bestätigung, 
^ ^ r neu Belehnte die Lehenpssicht in eigener Person, oder aber 
^ ^ einen Bevollmächtigten genommen habe, anzumerken, von dem 
f.«. kn.» oder dessen geeigneten bevollmächtigten Stellvertreter zu 
leil,- " / sodann zur ämtlichen Mitfertigung an die Regierungskanz» 
^ lkct ion zu befördern, dieselbe der gesetzlichen Legalität wegen, mit 
« , AegierungSilgill oder Stampiglie zu versehen, und sodann der 
K ', ̂ ^ ' " " ^ niederöfterr. Kammerprocuratur zu dem Ende mitzu« 
..._ n, um sie in die Rubrik, wo sie hingehören, nach dem Regie-

'< 

8850)'^ 

§. 92. 

" e r b o t , Abschr i f ten von L e h e n b r i e f e n f r e m d e n 
P a r t e i e n a u s z u f o l g e n . 

b . Die Hinausgabe abschriftlicher Lehenbriefe an fremde Parteien 
^ A nicht Statt , da die Lehenbriefe Urkunden sind, welche nur das 
h H^lfeitige Verhsltnisi zwischen dem Lehenherrn und den Vasallen 
»^,'chnen, auf deren Erfolgung daher nur Letztere Anspruch machen 
t°""en (Hofkanzleidecret vom 15. Juni 1820, Hofz. 16,675, Regie. 
"Ngsverordnung vom 2^. Juni 1830, Zahl 28,313). 

§. 93. 
a b t r ä g l i c h e Uebe r re i chung e i n e r i n d i v i d u e l l e n 

Beschre ibung der Lehenobjecte . 

^» Jeder Vasall hat drei Monate nach erhaltener Belehnung, es 
°8« solche eine erste Belehnung, oder eine Belehnum<serneuenma 

""gsclrcular vom 2b. Ma i 1819, Zahl 19,232, gehörig mtabuliren 
M n (Regierungsverordnung vom 22. Februar 1821, Rggsz. 
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seyn, eine genaue d e t a i l l i s t e Beschre ibung des ihm ^ ' 
l i e h e n e n L e h e n s , und ^zwar mit genauer Anführung der "ag/ 
Ausmas;, oder Flächeninhaltes der Anramer, und der Steuerreg«'' 
rungs-Kalastralnummern eines jeden einzelnen Lehenstückes bei ° 
landesfürstl. Lehenstube unfehlbar zu überreichen (RegierungscircM 
vom 8. ?lugust l "32, §. 1 l ) . .^ 

?luf dem Rücken des eingelegten Verzeichnisses der Lehen wll 
dann von der k. k. niederösterr. Lehenstube diese LehenspecificätioN ^ 
richtig und mit dem früheren Lehenbriefe vollkommen übereinstlw' 
mend erklärt. 

Von der k. k. nieder'österr. Landtafelregistratur wird bestätig, 
das; diese Lehenspecification in dem Urkundenbuche Se i te . . . . eing^ 
trage«/ und dem Hauptbuche bei der betreffenden Herrschaft j ^ 
Sichcrstellung des lehenherrlichen Obercigenthums über vorspecificil" 
Lehenstückc einverleibt worden sc,; und 

Von der ständischen Buchhaltung wird bestätiget, dasi selbe l? 
dem niedslösterr. Landschafts Gültbuche des betreffenden Viertels be 
der Einlage der betreffenden Herrschaft mit-dem Beisätze: hierbei bt' 
finden sich landeSfürstl. Lehenstücke (mit oder ohne Lehengnade), ^ 
getragen worden seien. 

§. 95. 

L e h e n t a r e n und Lehen st u bengebühren. 

Dem Lehenherrn gebühren in gewissen Lehenangelegenheit̂  
bestimmte Taren, und das Patent vom 5. April 1782 enth^ 
die Vorsehung: das; in Geschäften des adeligen Richteramtes d' 
Taren in jener Art abgenommen werden sollen, wie Richter UN 
Obrigkeiten zu deren Erhebung bisher nach den i n jedem Land 
bestehenden Gesetzen und rech tobeständigen Gewöhn' 
h e i l e n im Besitze s i n d , welches sich auch auf jene TareN i 
verstehen habe, so in Lehen sachen ausier dem S t r e i t f a l l 
vorkommen (Iustizhofkanzleidecret vom 28. Juni 1782). 

§. 95. 

W o r i n d ie l a n d e s f ü r s t l . L e h e n t a r e zu bestehe« b ^ ' 

Ursprünglich nahm man bei Berechnung der landesfürstl. Lehl^ 
tare die l'onto^imi oder ein Percent des Lehenwerthes an; und ° 
damals der Werth der Realitäten numerisch betrachtet sehr gel»^ 
war, so war auch die Lehentare verhältnisimäßig gering. 

Erst im Jahre 1783 wurde für jedes landesfürstl. Lehen eil" 
Tare von 23 fi. 15 kr. festgesetzt, und bei Erbämtern noch »«' 
9 ss. erhöhet, welche Taren übrigens, vermöge allerhöchster En/ 
schliesiung vom 12. Februar 1807, in Eonvcntionsmünze zu eNtN^' 
ten kommen. 



V o n dem niederöster r . Lehenwesen. 293 

§. 96. 

ldekanlntmachung der B e l e h n u n g s t a r e n an den 
Vasallen. 

Den BelehnungSbewilligungen ist stets der vom Vasallen vor 
"r Belehnung zu entrichten kommende Lehentax- und Gebührende-
^ g genau specisisch anzusehen, und ihm vorzuzeichnen (Regierung^ 
""et vom 20. April 1831, RggSz. 18,308). 

z. 97. 
" f l i c h t zur Behebung der E r l e d i g u n g e n be im Tax-

amre und E n t r i c h t u n g der Taxe. 

.« Jeder Vasall oder sein Geschäftsträger hat sowohl die über an» 
bangig gemachte Anzeigen und Einschreiten erfolgenden Erledigungen, 
A auch, wenn er in Lchensangelegcnheitrn waS immer für eine 
Atte stellet, binnen 4 längstens aber binnen 6 Wochen beim landes» 
Alstl. niederösterr. Taramte zu erheben, und allda auch von Fall zu 
«all die schuldigen Taxen unfehlbar zu entrichten, als sonst von Fall 
^.Füll, nach den eintretenden Umständen, m i t einer G eld strafe, 
^e fü r jede U e b e r t r e t u n g besonders best immt wer« 
'en w i r d , ohne alle Nachsicht vorgegangen wird (Regierungs^ir-
euiar vom 2 1 . Juni 1813, §§. 4, 8 ) . 

8. 98. 
^ b i d e n z h a l t u n g der l a n d e s f ü r s t l . R i t t e r l e h e n t a x e n . 

. Um die einfließenden Ritterlehentaren gleich andern Aera-
^ a l g e l d e r n bis zur Gelan'gung an ihre Bestimmung in genauer 
.̂v'denz zu halten, und das in der Aufbewahrung und Verrechnung 
leser Gelder dermal bestehende Verfahren mit den gesetzlichen Ver

dungen bei Einhebung landesfürstl. Gelder in Einklang zu bringen, 
wurden folgende Bestimmungen festgesetzt: 
H I n Beziehung auf die R i t t e r l e h e n wird dem Vasallen bei 
^tlegenheit, als ihm die Belehnung bewilliget, und demselben be« 
^Ut«t wird, die Lehentaxe zu entrichten, die Ziffer des entfallenden 
^träges bekannt gegeben, und er zugleich angewiesen, daß er seine 
Schuldigkeit mittelst einer eigenen schr i f t l ichen Eingabe an die 
-andesstelle als landesfürstl. Lehcnbehörde abzuführen, und sich von 
kM Einreichungsvrotokolle^die Bestätigung dieser richtig geleisteten 

Abfuhr in gewöhnlicher Form geben zu lassen habe. Zum BeHufe 
. lssen wird der landesfürstl. Lehenpropst in jedem vorkommenden Falle 
as bisher übliche Verzeichnis', worin die eigentlichen T a x e n , dann 

.'e sonstigen, nach den bestehenden Vorschriften entfallenden Lehen-
.lUbengebü hren , so wie die Erfordernisse und Stämpel-Lehen-
Nefs.Ausfertigungs-Neauisitcn, als: Pergamenthäute, Siegel-Kapsel, 

^eidenschnüre u. s. w., specisisch anzusetzen sind, gleich bei Gelegen« 
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heit des von »hm übel das Belehnungsgesuch erstatteten Berate 
Mlt vorzulegen haben, wo sodann dieses Ve,ze,chnls; be, den Acte 
aufbewahrt, eme Abschrift aber davon an den Rltterlehenvalallen o^ 
semen Bestellten unter Einem bei der »hm erthellt werdenden B"tY 
nungsbewllllgung Mltgethe»lt werden wird. . 

Sobald nun d»ese (Gebühren bel der Regierung emlangcn, wU 
d»e Elnrelchungsprotokollsdlrectlon, wie übel Haupt bel Geldernb^ 
rungenihr voiqeschl»eben lst, dieselben bei demn«ederösterr. ProviNj^' 
zahlamte, gegen d,e auf der Außenseite des Clh'bltums beizusetzend 
Empfangsbestätigung hmtellegen, und dem Uebelblinger »n gewoh" 
llcher Form, allenfalls Mittelst elnesExh,b»tenv!0tokoUscrtractes, »v^ 
cher dem Vasallen oder dessen Bestellten zur Beweisführung übel d> 
richtige Abfuhr der Tare dient, solche bestätigen. Da aus dem »n den 
Acten zmückbehaltenen Ve»ze,chnlsse deS landesfürstl. Lehenpropst̂  
die von dem abgefühiten Gcsammtbetrage dem Lehenärar zukolN' 
w e n d e n T a x e n , dann d,e f ü r dle Lehenstube c n t f a l l e N' 
den G e b ü h r e n von selbst zu entnehmen sind, so wird, gleich übe 
die obige dem Lehendepanement zuzutheilende, die dlesifälllg abgcfuyl 
ten Taxbeträge einbegleitende Eingabe, unter Veiständigung des ^ . 
aMtes und des landcöfülstl. Lehenpropstes, die Verfügung getroff^ 
werden, damit das Pioolnz,alzahlamt von dem daselbst erliegenden 
Depositum den ihm bekannt werdenden, das Aerallum treffenden Anthe» 
dem R e g l e r u n q s t a x a m t e , den Rest aber dem landesfürstl» 
Lehcnp ropsten, bclde,se»ts gegen qehöllge Empfangsbestätigung 
clfolqe, wornach das Talamt den sogenannten Psslchtschcm, d. h. dt>> 
Bei «cht, daß der Vasall d,e Tare richtig bezahlt habe, auszufertigen 
und w»e bisher zur we»tnen Amtshandlung dem landesfürstl. L<h^' 
Pröpsten zu übergeben haben wlrd (Reglerungsdecret vom 15. ^ 
1829, Rggsz. 24,347). 

§. 99. 
N e b e n g e b ü h r e n f ü r dle l a n d e s f ü r s t l . Lehenanwa l t ' 

schaft. 
Nebst diesen Talen sind auch die Ausseitigungs- und Schr"^ 

qebühien und das soqenante Honorar zu entnchten. Erstcie rich^n 
sich nach den Preisen der Requisiten; lücksichtlich der Lehenhonoraul" 
hat es aber, zu Folge allerh. Entschließung vom 3. I u m 1 ^ " ^ 
Hostanzletdecret vom 7. I u l l 1825, Hofz. 17,787, Rgqsz. 3 l M , 
vor der H a n d be» den von der Regierung bemessenen Lehenstube" 
gebühren und Honoranen, dann bei dem Bezüge von Seite jener 3"' 
dlvlduen, dle blsher daran Thell genommen haben, zu verbleiben. 

§. 100. 

T a i en bei P r l v a t l c h e n . 
Die Prlvatlehenherren sollen ,hle L.'henleute Nicht Mit Ta?e 

wider das Herkommen und wider den Land^aebrauch beschw»,'»^ 
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ê ft Mehreres, als in den Reversen und Lehenbriefen ausgedrückt 
M, nicht fordern (Hofkanzleidecret vom 2b. März 1824, Regierung^ 
«rcular vom 5. Apnl 1834, § 4 ) . 
, Der Taxbezug bei Nltlerlehen, wo ein soicher mit einem gewissen 
yerlommlichen Geldbetrag Stat t findet, kann jedoch von Seite der 
^sterlehenherren, so wie es bei den landesfürstlichen Lehen der Fall ist, 
n Metallmünze von den Vasallen abgenommen werden (Hofkanzlel-
"«ret vonl 21 . Jänner 1820, Hofz. 1289, Rggsz. 41K6). 

§< 101. 

T a x e n bei Rechts- und B e u t e l l e h e n . 

au« ^ "ber ein Rechtslehen Lehenbriefe vorhanden sind, in welchen 
a c n ^ ! ^ ^ ist, ob und was für Entrichtungen bei den Verä'nderun-
b, "es Lehenherrn oder des Lehenmannes zu geben sind, soll sich 

"l^Nach dem I n h a l t e dieser B r i e f e gehalten werden, 
h . "lst aber in den Lehenbriefen nichts enthalten, oder kein Lehen« 
stt?? "^Händen, so darf bei Veränderung des Lehenherrn oder Ab-
we x ^ Lehenmannes, daS Lehengeld mit 5 Proc. abgenommen 
s ^ ' «rfolgr aber die Veränderung des Lehenmarnes durch Kauf, 

'st nebst dem Lehengelde von 5 Proc, das Kaufgeld mit eben so 
" " i« zahlen. 
» ^on Beutellehen hingegen ist sowohl die Lehengebühr, als das 

"Meigeld mit 6 P» . zu entrichten. 
5 «... Wenigen Obrigrelten hingegen, welche von einem Lehen bisher 
vorsl^ Proc. abgenommen haben, steht frei, diese auch in Zukunft 

IHriftma'ßig abzunehmen, 
den Ansehung derjenigen aber, die bis jetzt weniger bezogen ha« 
y ' ""bleibt es bei der bisherigen Abnahme auch künftig (Patent 

" w . Jul i 178U). 
17« "ebrlgens wurde, nach dem Hofkanzleidecret vom 20. September 
ln ?' zwischen Dominicallehen und Rusticallehen bei den Lehen« oder 
' randerungsgeoühren der Unterschied gemacht, daß, was bei ersteren der 
,., AvasaU an solchen Gebühren entrichtet, da solches für keine Urba« 
l , ^ ld ,gke i l angesehen werden kann, bei der Iosephinischen Steuer-

8Ul,rung auch teinex Regulirung zu unterliegen hatte: während letz« 
lN i t k " ^ anders, als wie gewöhnliche Bauerngüter zu betrachten, 
Urk " " ^ " ^ ^ ' ^ " " Ansehung der Lehengebühren, als eigentliche 
, ^ . " a r i a l s c h u l d i g l e i t e n , auf gleiche Art zu^behandeln waren 

" " l a r vom 24. September 1789). 
Uy. 2 ^ " allen unter dem Namen von g e m e i n e n , oder Rechts» 

' veu te l l ehen vorkommenden A f t e r l e h e n h e r r l i c h k e i t e n , 
iu l, ^ ^ " s entweder in einem, nach dem Wetthe der Besitzung 
l i ^ '^!senden Laudemium oder in fixen, den Urbargiebigkeiten ahn» 

Entrichtungen besteht, ist sich nach demjenigen zu benehmen, 
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was für den Bezug der Laudemien und Urbarialgaben vorgezeichlH 
ist, wörnach die Tarbezüge der ersten Art nach der Valuta des Ka<V 
schillings sich zu richten haben, letztere aber b»S auf weitere Best««? 
mung im Papiergelde abzunehmen sind (Hofkanzleidecret vom 2^ 
Jänner 1820, Hofz. 1289, Regierungsverordnung vom 31 . Ia'nnel 
1320, Rggsz. 4166). 

§. 102. 

Lehen taxen h ins icht l i ch der P a s s a u e r und sonst ige^ 
von a u s w ä r t i g e n Fürs ten he r rüh renden Beutel leheN» 

I n Hinsicht der durch daS Droit ä'Npave eingezogenen Passauel» 
Güter, in so weit darunter auch Beutellehen, oder andere (ehenbars 
Güter enthalten sind, wurde mit Hofkanzleidecret vom 12. DecelNvel 
1806 verordnet'. 

1. daß bei dergleichen Lehen in Veränderungsfällen in man" 
«ervieutt die herkömmlichen Lehentaxen allerdings bezogen, und di< 
Lehenbriefe ausgefertiget; eben so auch 

2. alle in den Lehensrechcen und in dem guten Herkommen ß^ 
gründeten Gebühren von den Vasallen abgehelschl werden sollen. ' 

Bei allen sich ergebenden Veränderungen mit cmem oder deB 
andern von einem a u s w ä r t i g e n Fürsten herrührenden B e u t e l ' 
lehen soll übrigens dasjenige Lehenrecht gefordert und geleistet w<l» 
den, welches ehedem den Bcutellehenleute< noch vor »hrer Gelall» 
gung an Oesterreich zu entrichten oblag (Hofkanzleidecret vom 12« 
August 1817, Z . 38,490). 

8. 103. 

E v i d e n z h a l t u n g der B e u t e l l e h e n g e l d e r . 

Hinsichtlich der B e u t e l l e h e « , bei welchen die von den Anw6l" 
ten eingehobenen lehenherrlichen Taxen,. Stämpelbeträge und sonstig' 
der Lehenstube zukommende Gebühren, wie sie von der Regierung ^ 
Ob der Enns, oder von den niederosterr. Kreisämtern durch l><^ 
Regierungseinreichungsprotokoll einlangen, von solchem an das P l ^ 
vmzialzahlamt llä. äepo»itum abgegeben werden, hat der Lehel̂  
propst ein Verzeichniß vorzulegen, worin specifisch das Relevium, daN«l 
die auf Stämpel, Schrelbgebühr u. s. w. entfallenden Beträge a«p 
zusetzen sind, von welchen sohl« auf d»ese Aufweisung, und zwar «ut 
die den landeSfürstl. Lehenpropsten treffenden Beträge für ihn belw 
Provinzialzahlamte flüssig gemacht werden, dagegen das sogenannt^ 
R e l e v i u m , oder die lehenher r l i che Taxe , so wie bei del» 
Ritterlehen von Seite des Plovinzialzahlamtes u n m i t t e l b a r an 
daS R e g i e r u n g s t a r a m t abzuführen kommt (Regierungsdeerel 
vom 15. Mai 1829, RggSz. 24,347). 
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§. 104. 
Welche S tä 'mp e l b e t r ä g e be i Lehen e r f o r d e r l i c h s ind . 

Ruckslchtlich der Ttä'mpel ist zu unterscheiden: 
l . zwischen Lehen des Adelstandes und 
<» Beutellehen, 

^ ü 1. DerStämpel für die Lehen oeS Adelstandes wild 
nach, der persönlichen Eigenschaft des Belehnten berechnet; so daß zu 
lN Lehenbriefen, Lehenindulren und Reversen, wenn der Vasall nur 

^ " «infachen Adel ist, ein Slämpel von 4 fi., ist er vom Rittel stände, 
^ 7 fi., ist er aber vom Frecherren-, Grafen» oder Fürstenstande, 
" 20 fi. genommen wird. 

Zu den Bekenntnissen und Specificationen wird bloß ein Stilnr» 
"on e lr. verwendet (Patent vom 5. Oktober 1802). 

ohne)^ ' DerStämpel für B e u t e l l e h e n b r i e f e besteht aber 
Fall a "ahme in 15 kr., was gewöhnlich auch bei Ncchtslehen der 

Übrigens ist bei landesfürsts. Lehen noch der Stämpel zu dem Unpfi 
C- der persönlichen Eigenschaft des Vasallen, nebst der gewöhnlichen 

ichtschein von 2 fi. und zu dem Belehnungsbewilligungsdccrete 

"peditionöt'axe, ̂ u entrichten. 

Ein . ^ ^ ' 
* besondere Lehenübergabe ist nicht n o t h w e n d i g . 

z«dl̂  ^ der neue Lehenbrief gestellt, und die Lehcntare davon be» 
den, n^"^ die landesgebrauchige Lehenpfiicht geleistet, der Lehenbrief 
«^«''^hensmann eingehandlget, iym auch das Lehcngut wirklich ein
gebe ""b vollmächtig übergeben ist, ist nach dem Tit. 124 deS 
H) t!trac«ates eme andere Investitur, Commisston, Tradition, oder 
dali?°ln^ ^ m Landesgebrauche nach, nicht nöthig; eS sei denn, 
gebr ^nterthanen nicht gehorchen. I n diesem Falle mag auf Be» 

^" ein offener Gehorsambricf an stc gefemget werden, 
derl, ' ^ die Belehnung erhält der Lehenmann alle mit dem Lehen 
^ Unbenen Rechte und Nutzungen, obschon »hm der körperliche Be» 
, ""ch nicht eingeräumt wo,den ist. Es ist nicht nothwendig, daß 
d,yA Gerichtswegen, oder durch eine lehenherrliche Commlssion in 
«h ^^>lh angewiesen werde, sondern er ist dadurch berechtiget, den 
ben n ^ "-greifen, oder sich denselben gegen einen Dritten, selbst gegen 
5y ."benherrn durch ein richterliches Erkenntnis) zu verschaffen (Ent-

' der allgemeinen österreichischen Lehenordnung §. 60). 

^s ich ten bei der landrech t l i chen Bes i tzan fchre ibung. 
n) Be i ganzen Lehengütern. . 

h^^^aö ob und unter der ennstsche Landrecht hat die Besitzanschrei-
s «neS ganz lehenbarey Gutes in der Landtafel nicht eher, als 
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nach vorläufiger Beibringung des lehenherrlichen LehenalienatioN<' 
consenses oder Ausweisung der früheren VeraußerungsbewilligUtls 
anzunehmen (Hoftanzleioecret vom 20. Ociober 1814). 

§. 107. 
b) Bei mit A l l od oder Fideikommiß vermischten 

L e h e n o b j e c t r n . 

Bei?lllodial.- odel- Fideicommißrealitäten, mit denen nur einzelne 
landesfürstl. Leyenstücke vermengt slnd, kann zwar d»e Umschreibusts 
der Haupuealltät mcht verweigert werden; jedoch wurde den Land« 
rechten dießfalls aufgetragen, die Parreyen anzuweisen, daß dleselbes 
in Rüctsicht der mithegriffenen, lande5herrlichen lchenbaren Stücke, 
den landesherrlichen Alienanonsconsens vorläufig beizulegen haben 
(ooävw). 

^. 108. 
W i e sich die Landrechte bei l a n d t ä f l i c h e r Besitza«" 

schre ibung bei Lehen zu benehmen haben. 

Die Hofkanzlei erinnerte mit Decret vom 16. Ju l i 1831, 3' 
40,248, daß es in Absicht auf die zur Sprache gekommene Frage, 
ob und in wie fern die Besitzanschreibung bei Lehen vor erfolgter V? 
lehnung Statt zu finden habe, bei den zur Sicherung der lehenhell" 
lichen Gerechtsame zureichenden Bestimmungen der Hofdccrete vo»l> 
20. Oktober 1814 und vom 2. Februar 1819 zu verblewen habe, «N» 
thellre der Negierung eine Abschrift der hierüber von Seit« der obel/ 
sten Justiz stelle an das niederösterr. Appellationsgericht erlassenen W ^ 
sung mir; wornach von dem Antrage, keine landtiifliche Besihanschr^. 
bung bei Lehen zu gestatten, wenn nicht die Belehnung erfolgt «^ 
oder eine eigens auf die Intabulation lautende Erklärung des Lehe^ 
Herrn beigebracht wird, kein Gebrauch gemacht werden kann, und bell» 
ob der enllfischen Stadt- und Landrechte bemerkt wurde, daß zw" 
der Beurlheilung desselben überlassen bleibe, in wie fernen jedem ein' 
zelnen Falle, nach Beschaffenheit der Umstände und der Gesetze, dl< 
Beibringung deS Lehenbriefes zur Besitzanschreibung bei einem Lehe" 
erforderlich sei, daß aber nach den Hofdecreten vom 12. Novewbel 
1814, Nr . 1110, Seite 195, und vom 26 April 1819, Nr. 1559, 
Seite 83, die erfolgte Belehnung und die Ausfertigung des Lehe^ 
briefes nicht allgemein und unbedingt als Bedingung jeder Besitzall' 
schreibllng bei Lehen angesehen werden könne. 

§. 109. 
W i e sich d i e ß f a l l s bei Lehen m i t der G n a d e zu be

nehmen ist. 

Mi ldem Vorbehalte, m i t A u s n a h m e der Lehen, kann be» 
landesfürstl. Lehen, deren Besitzern die LehenHnade zu Stftttt 
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komm, die Besitzanschreibung des Käufers an ein theils frei eigenes, 
tyeils lehenbares Gut auch vor B e i b r i n g u n g des in dem Re» 
»«rungscircular vom 26. Mai 1819, I l t . «, Nr. 1 erwähnten Be« 
>?"des der Lehenstube, Statt finden (allerhöchste Entschließung vom 
d- December 1836, Hofkanzleidecret vom 1. Februar 1836, Regie» 
'ungsctrcular vom 22. Februar 1836). 

Hl. Abschnitt. 
^ v n den R e c h t e n u n d O b l i e g e n h e i t e n i n B e z i e » 

hu »lg a u f das L e h e n o b j c c t . 

§. 110. 
E i n t h e i l u n g derselben. 

Diese Rechte und Obliegenheiten theilen sich" 
A in jene des Lehenherrn und 
") in jene des Lehenmannes. 

2) Rechte und Verbindl ichkeiten des 
Lehenherrn. 

§. 111. 
W o r i n d ie d i e ß f ä l l i g e n Rechte bestehen. 

der» ̂  Obereigenthümer har der Leh ensh e r r das Recht, zu for-
^ . ' baß ^ der Substanz des Lehens nichts geändert werde; er hat 
dak ̂ ^ ' abgängige Lehenbestände zu vinbiciren, und nicht zu dulden, 

v ohne ftinem Wissen und Willen ein Fremder im Besitze des Nutz-
H^hums trete, und dasselbe auf irgend eine Art belastet werde. 
tz«b gebührt das Recht zu Taxbezügen, und daS Recht, heimgefallene 

Pen wieder zu verleihen oder einzuziehen. 

§. 112. 
W o r i n die d ießfä l l i g e n ^ P f l i c h t e n bestehen. 

befu ^6«gen ist er aber laut Tit. 174 des Lehentractates auch nicht 
iin.de ^ " ^ hergebrachte Natur und Eigenschaft des Lehens zu ver-
Lt», ? ' ^ ^ " ^^""» b« Lehensmann, oder die interessirten Lehens« 

seni 
m? (Tit. 173 deS Lehentractates). 

b « r » " " ^ " ^ " ^ " Lehensherr einem Gläubiger ein Lehengut unter 
„ i ^ ^ n g u n g verpfändet, daß, wenn er es in einer gewissen Zeit 

^ losen sollte, dasselbe dem Glaubiger verfallen seyn soll, so ist 
20 
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laut T i t . 1 2 1 des Lchcntractates «in solcher Cont ,actnul l und M ^ 
so, daß der Gläubiger, wenn gleich d«e Zahlung zur bedungenen Ä 
«»cht erfolgt, Kraft »eneS Contractes daS Lehengur mehr erlangt. 

§. 113. 

W e l c h e b e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n d l e s i f a l l s r ü c k s t 
l lch der A f t e i l e h c n bes tehen. 

D a die ,n Oestclrclch ob und unter der Enns befindlichen ^ ' 
v a t l c h e n landesfmstl. Afterlehen sind, so besitzen sie blosi d»e ^ 
Übung der Ieben>nllchen (Gerechtsame, das Ob.lviq/Nthum c<̂  ^ 
dem Landesfinsten (Hoftan^Ieldeclct vom26. Mä,z1«2 l ! , ^ ^ ' » - ' ^ 
Reglerunascncular vom 5.Apl i l 1 8 2 ^ , §. 1 , Rggsz. 15^ l>0) , und cd 
well del Stock und S t a m m , oder das Obereigenchum derPllratleh^ 
Herren d e m L a n d e s f ü l s t e n qedoit, dülfen dlePliv^llehenhe^ 
nichts vei fugen, woduich dieses allerh. Elgenlhum beelNträcl'tigt, e 
gar verkürzt würde. 

Es ist ihnen daher verboten, ihre Activlehcn ohne volher c»^ 
holten obciherrlichen Eonsens zu a l l o d » a l l s t r e n oder ^ ^ ,,, 
sten, vielmehr liegt denselben ob, für die E l Haltung und S»cl)''.^ 
lunq des ihnen zur wette,n Verleihung anvertrauten landeM! ' 
Lehenelgcnthums, nach der dulch El icular voni 26. Ma» 1 ^ 1 9 ^ 
gemachten allelh. Voischrift vom 25. Jänner 1819, Sorge zu tlaö 

V e r b o t des A f t e r l e h e n h e l » n , d ,e ? l f t e r l e h e n sel" 
zu g c n l e n e n . 

Sowohl d,e l)<atur der Afceilehenherrschaft, als der allgetN"^ 
kandesgcbrauch bestimmt, daß den Pilvallchenherren nrch c erla^ 
»st, ohne vorläufig erhaltener besondern allelh. Bewil l igung, b ' ^ . 
verle,henden Lehen selbst zu geniesten; sondern dieselben sind velpst^ 
tet, lhle Actlvlehen Ol Eroffnungsfällen wieder welter zu vergeben 
(enllem § . 7 ) . 

«) Dicßfalls sagt der Tit. 6 des Entwurfes einer L. O.: ^ , 
Um dm wlbe». alles Herkommen eingerissenen Mißbrauch abzusteu 

daß etliche Afttllcben nach allem Gebrauche nich: welter verliehen,^, 
dern die Afterledlnhernn blcseibcn zu ihrer sclbs. 3lolhdulft eigcnma^ 
behalten, nutzen und ql,nicßen, sollen alle Aftellebenberren dahin b» dacht i ^ 
solche ihnen helmgefallrne Aflcrlchcnguter ,n emcnen Viutzen felnebw^ ^ 
verwenden, sondern dieselben andern lehenfahigen Personen gutwilnö 
verleihen. ^ p 

i^ienn aber ein Afterlehenhclr qar verarmen sollte, und lolcher "> z 
lehen nlbst beburfnq wäre, so moqen lbm dieselben m i t Eonsens ^ 
H a u p t « oder P r i n z i p a l - L e h e n s h e r r n vergönnt werden; ^ 
so, daß. wenn er wieder zu einem Kiermoqcn kommt, solche Leht".^ 
voriqen Stand gesetzt, und wie von Allers her, Andern ferner verulk 
werden. 
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d) Rechte und O b l i e g e n h e i t e n des Lehen, 
mannes. 

Al , 5. 115. 
"»»gemeine B e m e r k u n g e n über d i e ' besch rank ten 

Rechte des Lehenmannes. 
. . . Der Lehenmann hat a l s b loßer N u Heigen thümer nur 
'schrankte Rechte auf das Lehen; und bereus mit allcrh. General» 

Mandat vom 9. December 1628 wurde dle Regierung angewiesen, 
arauf z« wachen, das; die Grenzen des Nutzeigenthums von den Le-

^nleuten nicht überschritten werden. 
2 Das Hofkanzleldecret vom 28. April 1788, Regierungscircular 

" 2 9 . Ma» 1788, spricht sich dleßfalls folgendermaßen aus: 
^ y'Da ungehindert der den Lehenvasallen obliegenden Pfi'cht, an 
derst c ^ welche sie besitzen, zum Nachtheile de» Lehenobrlgkelt und 
3 . "tNanwärter, nichts zu entziehen, zu veräußern, merklich zu ver« 
t v a ^ °d«r zu velderben, dennoch mehrmal dergleichen Anmaßungen 
.^ genommen worden sind, so wurden auf allerhöchste Verordnung 
. Mehrern Slcherstellung und Erhaltung landesfürstl. Lehen, alle 
r i / ' "'^che dergleichen Lehen besitzen, gewarnt, von den dazu geh'o» 
^ "S tücken und Gülten, ohne vorläufig den sonst leh entzerr» 
f ^ ^ n Consens h i e r ü b e r m i t t e l s t um stän d lich er A n -
^ " l u n g der e igen t l i chen Beschaf fen he »l der Sache 
«gesucht und e r h a l t e n zu, haben , n ichts zu vera'u-
H^lt, weder wesen t l i ch zu v e r ä n d e r n , oder sonst zu 
i ^ " n d e gehen zu lassen^ da im widrigen Falle dieselben oder 
h ^ Erben sich die Verlegenheiten allerdings selbst zuzuschreiben ha-
di Ü!?^"'' " welche sie, eS sei schon über lang oder kurz, durch 
. ^ A i e d e r b e i s c h a f f u n g der Abgänge und v o l l ständi» 

N Ersah deS verursachten Schadens gerathen möchten." 

§. 116. 
a u f w e i c h e A r t Lehen benützt werden können. 

. Lehen können nicht nur in eigener Regie benutzt, sondern auch 
"achtet werden. 

H ..Diese Verpachtung erstreckt sich jedoch nur auf die Dauer des 
n "Nutzungsrechtes des verpachtenden Vasallen, und bezieht sich auf die 

"Nanwärtrr nur insofern, als sie diesen Pacht auch für sich mit ein» 
"'sang«« haben (allg. L. O., allg. bürgerl. Gesehbuch §§. K31 unl>634). 

§. 117. 
Ob Lehen belastet we rden können. 

Rücksichtlich der Onerirung der Lehen ist ein Unterschied 
1» zwischen Lehen ohne G n a d e , 
^ Lehen m i t der G n a d e , und 
^ B e u t e l l e h e n zu machen. 

2 0 * 
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§. 118 
^ ä 1. B e l a s t u n g bei Lehen ohne Gnade. 

Lehen ohne Gnade (worunter auch alle Privatlehen s^?,«. 
kann der Lehenmann, laut der Ttt. 158, 160, 169, 170 deS Leye 
tracialeo , ohne lehen her r l i chen Consens nicht vers«v 
den, oder M l t D iens tbar kei ten belasten; wohl aber dl«.-'' 
lünfte und Früchte für tue Dauer des Genusses; und wenn er U» 
Haupt a l l e seine G ü t e r verschreibt, so sind dann die Lehen N'" 
begriffen. , 

Bei Onelllung der Lehen ohne Gnade ist daher so volj«l> 
hcn, wie ln §. 140 bei deren Veräusierung vorgeschrieben »st. 

Auf den dem R el i g lons fon d e zugehörigen, oder ^'"^ .̂  
helmfallcnden Lehen kann dagegen mmmermehr e,ne Onerirung >" 
Schulden Statt haben; und da, wo solche bereits bestehen, «st, b ^ 
bei dem derelnstlgen He,mfalle dieser Lehen an den Religionslos 
diesem Nicht die Tilgung der Schulden zur Last falle, deren baldig'' 
Depunrung einzuleiten (Hofoecret vom 12. März 1789). 

§. 119. 

W i e be» V o r m e r k u n g e n a u f gemischten G ü t e r n v ^ 
zugehen ist. 

Bei Gütern, die zum Thcll freies Eigenthum des Besitzers si"' 
zum Theil aus landeSsmstl. Lehen deijenigen Gattung, wöbe» »e> 
Lehengnade Statt findet, oder aus Prlvatlchen bestehen, kann 
auf weitere Vrro>dnung eine (3lnverlc,bunst oder Vormerkung a^' ,̂ 
fre»eiqenen Anchell allein, auch ohne vorläuflqe Absondelung von" 

nähme der Lehen" auf das freie Eigenthum ausdrücklich zu oeltv'" 
ten. Die Belst,mmung der landestilrstl. Lehenstube, oder be« P ' ' ^ 
lehen des Lehenherrn, ist zu solchen Einverleibungen oder Vorttielk" 
gen Nicht erforderlich (allerh. Entschließung vom 6. Decemder 1 ^ ' 
Hoftanzleidecret vom 1. Februar 1833, Regierungsclrcular voM « ' 
Februar 1833). 

§. 120. 

Ob und in wie f e r n Wa iscnschu lden au f Lehen v° 
gemerk t werden können. 

Aus Anlaß clneS vorgekommenen Falles, daß das k. k. niedt 
österr. Landrecht auf Ansuchen der k. k. Hofkammerprocuratur »n ^ 
tretung der Waisen die Pränotlrung der herrschaftlichen Walftnsch 
auf die Herrschaft M i t I n b e g r i f f der l a n d e s f ü r s t l . Leb 
bewilligte, wulde von der t. k. vereinten Hofkanzlei Mit Decrctv 
22. Jul i 1823, Hofz. 22,667, der Regierung bedeutet: daß, nach^ 
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H»3 ^ " ' " Einvernehmen Mlt dem obersten Gerichtshofe erlassene 
"sverordnung vom 18. August 1820 ,ede Anlegung eines Waisen» 
lltl?«^ .^" b " eigenen Herrschaft dulch die vorläufig einzuholende 

«amtliche und landrechtllche Bewilligung bedingt worden ist, seit 
" ' Zeitpunkte der Fall nicht mehr eintreten kann, daß Wmsenca-

.<"««„ von Donilmen e igenmächt ig an sich gebogen wölben wären, 
,z >̂ Vormerkung auf landesfülstl. Lehen Statt finden könnte; denn 
^ ble Pfl,cht der Krelsämter ohne lehenshenlichen Consens bei 
^ dleßfälllg. -> - - . . ^ . , 

bm n "^men, und solche Domunen vor der im Einvernehmen m« 
I,c ^ndrechten zu erchellenden Bewilligung, zur Beibringung des 
"Mr,llchen Consenses anzuweisen. 

d«r "tefer Weisung gemäß, und mit Bezug auf die Mit NegieiUNgs-
der° x " ° " ^ September 1320, Z. 38,927, bekannt gemachte Hof-
h "°"ung und auf das Reg<erungscllcular vom 18 Jänner 1821, 
Anl ^ Kre,Samt be» ,edem vo» kommenden Falle, wo es sich um die 
band "^ und Vei sichelung del Walsengelder bei der Henschaft selbst 
<<»f ̂ ' ^ ^^ Anwendung der zuletzt genannten Hofverordnung auch 
oben ̂  ^^enrlgcnschaft e»nes Gutes oder em<a/l Parzellen nach den 
(3l» "^'"imten Modalitäten künftighin strenge Rücksicht zu nehmen 
'"egmungsverordnung vom 7. August 1823, Rggsz. 37,260). 
llt«, °"^ ^" ' obrigkeitlichen Verwaltung des Waisen» und Depo-
^ ^ n s , dann d»e aus unbefugter Zueignung solcher Gelder her-
habenden Ansprüche haften unmittelbar auf Grund und Boden de5 
! , / ^ " b e n Guces; durch den Umstand, dasi Güter ganz oder theilwelse 
ch,^"bar sind, kann m dieser Beziehung keine Ausnahme bewirkt 
best/,"' ^ " ^" ^"'" ^̂ '̂ Vasall durch ähnliche Handlungen eine un< 
bens?, ^^astung des lehenbaren GuteS veranlaßt, bleibt es dem Le» 
3̂as n ^" unbenommen^ zur Slcherstellunq seiner Nechte gegen den 
dlaun " ^ " thunllchsten Maßregeln vorzukehren, und seme Entscha^ 

«"NgHanfplüche geltend zu machen. 
Wen ? ' ^ " ^ ^ '^ '"an mit dem obelsten Gerichtshöfe übere,ngekom-
wäk ' W a i s e n - und D c p y s l t e n f o r d e rungen der er» 
Gut ! " " ^ ^ " " ^ ^ ^ " ^ l e h e n b a r e n , oder auf solchen 
s l n d " " ' " " " " l r l ehenba re Bes tand the l l e v e r b u n d e n 
l z z ' M l t E insch luß der l e t z te ren , ohne besondere 
kön^ ' lN lng des L e h e n h e r l N v o r g e m e l l t w e i d e n 
Hof, ^"- Zugleich hat man, emve>stündlich Mit dem obelsten Gerichts« 
tlfy/ "lcht nothwendig befunden, daß vor der Hand und bis zur 
befand 3 "llelh. Entschließung über die neue Genchtsoldnunq, e«ne 
stly,^" ^""ordnung hierüber e> lassen »uelde; sondern es wurde be, 
Trunks ^ ' " emzclnon vorkommenden Fällen nach dem gedachten 
Aerlia ^ vorgegangen weide. Hlelvon wurde die Req«e,ung zur 
H^'""blgung des landesfürstl. Lehenplopsten mit dem Auftrag 

" iß gesetzt, m ähnlichen Fällen, von denen sie durch die L 
e «n 

Land-
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rechte ohnehin jedesmal Kcnntmsi erhält, soqlelch wegen der lN»s 
lichsten S i c h e i s t e l l u n g des l e h e n h e , l l l c h e n R e ch ^. 
die zweckmäßigsten Maßregeln zu treffen (^oftanzleldecret volN » 
März 1^24, Hofz. 7178, Rggsz. 43,941). 

>s«' 
§. 121. 

W a n n die a u f e inem Lehen haf tende Oc tava gel'ö< 
werden kann. 

Dem Ansuchen der k. l und medc,österr. Kammerploculatur" 
Verechtiqunq zur landtäfl,chen Löschung der auf einem Lehen P^" 
t»rcen Pupillen- und Deposicenoctava n'Uldc bei dem Umsta" 
wlllfahll, a ls M l t d c m gedachten Lehen keine w le «W"'. 
g e a r t e t e J u r i s d i c t i o n v c , b u n d e n »st, s o n d e l n d a 
selbe »n e inem blosten Z e h e n t besteht, daher aU<v 
keine U n t e r t h a n s s l c h e r s t e l l u n q du ich die nu r « l l ^ 
vo rgemerk te Octava beabslcht lgt werden kann ( ^ ^ 
rungodcc»et vom 6. April 1831, Rggsz.'17,718). 

§. 122. 

Ob und in wie fe rn die A g n a t e n und Lehen i n t e r e s " 
ten d»e S c h u l d e n des letzten öehcnbes lherS zu übe 

nehmen haben. 

Wenn ein Lehen den Agnaten und Inte, essen ten erblich ^ ' 
fällt, so sind sie laut Tit. 180 des Lehentlacrateo nicht schuldig, ^ 
Schulden, welche der letzte Lehenbesitzer auf dem Lehengute a/>"^ 
hat, zu bezahlen; ausier, w.nn er dieses Geld zur Eikaufung" 
Beffelung des Lihens vclwcndel hätte. 

§. 123. 

V e r b o t , e in L e h e n g u t ohne V o r w i s s e n des 3 ehe 
h e l l » zu spannen. Ausnahme. 

Ohne des Lehcnhcnn Vorwissen und Zuqeben kann nach "-
206 des Lehentracrales ke»n Lehenqut gespannt, noch a,eu,laubt "'̂  
den; es sei denn, das: der Lehcnmann seinem Lehcnhelin zu " ^ 
das Geld aufaebracht hätte, ober für lhn Bürqe qewoiden wäre; b? 
in d iesen F ä l l e n , wo der Vasall wegen des Lehenherrn"» 
und Wohlfahit veiurthellt wulde, kann d,e genchtllche Erecution a 
den Lebengüteln Statt Kaben. «,. 

Wenn das gelichtllche E,lvnntNli; auf das Einkommen des 
hens, oder auf das Leben des Lehenmannes lautet, so kann sie v 
Rechtswegen dort, wo sonst tVme clgenthümllchen Güter rorhan 
sind, aber nicht länger gelten. 
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§. 42 ) . 

<luf we l che A r t d i e E r e c u t l o n »n L e h e n s a c h e n zu 
f ü h r e n ist. 

, . Die Erecution soll, laut T i t . 205 deS Lehenuactates, m Lehen-
<?en, w l e i n a n d e r n g e m e i n e n R e c h t s h a n d l u n g e n ge< 
"bell und elthellr werden. 

§. 125. 

^ ä 2 . B e l a s t u n g b e i L e h e n M i t d e r G n a d e . 

. Auf Lehen m , t d e r G n a d o können die Ehefrauen und Gläu-
I r , ohne a l l e n w e l t e r n l a n d e s f ü r s t l . C o n s e n s vers l» 
^ l r t w e i d e n " ) . 
, Es bcdaif somlt bei diesen Lehen in Oneru'unqsfällen keiner be^ 
''"dernVozslcht (allcrh. Entschllefmncr. vom 25. Jänner 1819, Re» 
??Ungscl>cular vom 26. Ma» 1519 , 1K. <-, N r . 1) ; und wenn ein 
^gefa l lenes Lehen m i t der G n a d e nur Schulden behaftet, und 
»ln anderes Zahlunqsmlllel vorhanden »st, können vermöge allerh. 
^scnpt v. ^«.November 1 6 5 8 , N r . 2 , die Schulden daraus getilgt, 
"b das ganze Lehen kann zum Besten der Gläubiger verwendet 

') Refcrivt Kaiser Ferdinand I I I vom l ü . Mai 16W besagt dießfallö als 
ltstc Lchenqnadcn« Vermehrung: 

^nqlcrchcu auch fms andc r l e . was die V o r w e i ß , und Ve r , 
s ichcru i iq i h r der S t a n d e E h e f r a u e n , und a n d e r e r Cre . 
d l t o r n b e t r i f f t , daß dieselbe ohne a l l e n w e i t e r n lan> 
des fu rs i l . Eon sc ns sowoh l a u f f d , e Lehen- a ls f r e y ö a i « 
gene (Äuter h i n f u r o bescyehen m ö g e , doch auch derge
s ta l t , w a n n s der Lehen halber vor der w i d e r Abledi« 
g u n q » z u m F a l l u n d E r o f f n u n g kommen t h u e , daß i n a l l . 
weq drc f revs a iqene G u t e r , es seyen l iegend oder sah« 
lende, Schu ld -Br ie fs , und sonst a l l e s anders vo rhe ro dar« 
uml> h a f f t e n , und nach demse lben , w a n n s n ich t erklek« 
l»ch, a l s d a n n erst d ie Lehen , zur B e z a b l u n q a n g c z c i q t 
werden s o l l e n . Wie dann D r i t t e n s wann l-s i n solchen 
S t a n d ye ra then , daß bemeldt f r e y s a iqene Wuter, es seu. 
wre besagt , l l e q c n b ober f a b r l n d , S c h u l d-N r i c f f und an« 
d r r s , zu B e z a h l u n g dem ^ r c d l t o r nicht qcnuqsamb seyn 
wurden; in solchen Fallen und nicbt lbender, wollen Ihro kaiserl Maie« 
^"t zu eurer absonderlichen Guide und Bezeuqung dero sonderdahrcn 
Milde und Zuneiaunq zu denen Standen, dies! frrncls aller« nadiqst l>e-
wtlllaet haben: daß k ü n f t i g der halbe T l , e i l d eßWer tbs dr r 
sonst f r e y w i l l i a heimbaefa l l c n c n und e r ö f f n e t e n Lehen, 
moa,e angeq r issen und zu B e z a h l u n g der d a r a u f c^-
presse oder t^cito verw iesenen und v i r s icherten Schu lden 
weggenommen w e r d e n ; der andere ha lbe T h e i l aber 
w o l l e n sie I h r o zu dero f r c y r n D i s p o s i t i o n noch fer
ne r s l n a l l e r w c g v o r b e h a l t e n : Wc lchr« dann auch V r r l«, 
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t e n s in ande rweg au f die ger ich t l i che Nxecutlone«, ^ 
satze und Ve rs i che rungen also zu verstehen ist. ,.. 

I n der zweyten und letzten Lcdenqnaden-Vcrmehrung Kaiser 3toP<"° 
l vom 4. November 165» beißt es dießfalls: . ., 

F ü r s d r i t t e : haben Ibro kalserl. Majestät aus besonder« w"> 
den allergnadigst verwill qt, wann ein heimgefalleneö Lehen mit Schluß 
behaftet, und leine andern Zablunqsmtttel vorhanden, daß so^" 
solche Schulden, so weit sie sich erstrecken, ohne Vorbehalt des «" " " ' ^ .« 
zehnhundert Vierzig ausqenommenlnbalben Theiles daran gesucht w ^ 
möge: Inmaffen sich dann auf solchen Fall Ihro kaiserl. Maiestat °l 
selben Ihlesvorbchaltencn halben Shells dem ^rel l i inr i zum besten allerg" 
digst beqeben, jedoch daß hingegen derselbe sVellitol- die durch gcrichtl^ 
Executwn in seinen Gewalt gebischten Lehcnguter der Ordnung n ^ 
wieberumben empfangen, und also dicielbllze ln ihrer ^uli l i t l l t i leullal» " 
verändert verbleiben und gelassen werden. 

§. 126. 

Hä 3. B e l a s t u n g b e l B e u t e I l e h e n . 

Eben so bedarf es zur Onenrung der B e u t e l s e h e n kein" 
«berlehenhenllchen Consenses, und cS lst sich lediglich nach der alle^ 
höchsten Entschließung vom 25. Jänner I 8 l 9 zu benehmen ( H ^ 
kanzleldecret vom 14. Jänner 1 8 3 2 , Hofz. 7 5 0 , Rggsz. 3068) . 

§. 127. 

V o r l e g u n g h a l b j ä h r i g e r A u s w e i s e ü b e r d ie L e h l ^ 
O n e r l r u n g e n . 

Von den aus dem Lehen-Onenrungsvormerkbuche halbzahrig i " 
erstattenden Auswelsen, >st von dem Lebenpropsten v,er Wochen " ^ 
jeder auslaufenden Depuratlonsfrist einzeln d,e Anzeige der verfall^ 
nen Rückstände an d,e Regierung zu erstatten, um sodann sogleich b' 
nöthlgen Betreibungen veranlassen zu können (Regleruna?decret oow 
^ 1 . März 1829 , Rggsj . 12,391 und vom 19. Ma» 1830 , RSS"' 
25 ,411) . 

§. 128. 

I n w i e f e r n L e h e n g ü t e r v e r h c l r ä c h e t w e r d e n k o ^ 
N e n ; lN w i e f e r n N lch t . 

E in Lehenmann darf, nach T i t . 153 des Lehentractates, s"" 
Lehen seiner Tochter N ich t als He,rathsgut geben") . Wod l abel 
kann eine F rau , die em Weibeilehen lnne hat, es ihrem (Halles 
Mi t Bewil l igung lhrcs Ledenhenn, verheoathen und vermachen, 1^ 
doch so, das; nicht ausbedungen w»rd, das; sie nach des Weibes "V-
leben auf ihre L«!lbeserben, oder auf den LehcnKerrn fallen. 

«) I n dem Libelle Kaiser Marimiluinv l . vom Iabre 149U beißt es ieb"ch-
die Tochter betreffend, lst qcrachschlagt, wo ein Lchenmanv Ü'-'^ 
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ter und sonst khein freys oder «igen Guett hat, daß die
selben nit verheurathet mochten werden, so sol l t von dem Lehen, 
die er verlasset, denselben Töchtern ain zimblich Heu» 
rathguet t , I h r en Herkomm e n nach gemäß ssegeben wer» 
den. Item daß den Regenten ernstlichen geschrieben werde, damit solches 
mit den ehelichen Töchtern also gehalten werde- Duß war der erste Schritt 
l« den nachmaligen Lehengnaden. 

§. 129. 

" " w l« f e r n e i n Lehenmann sein G u t verschenken 
und a b t r e t e n kann. 

Widerrufungerecht der Agnaten. 

. Kein Lehensmann soll nach Tit. 163 des Lehentractates Le-
^N, ohne Consens des Lehenherrn, Jemand Andern verschenken, 
^Ußer, wenn er eS seinem nächsten Nachfolger gutwillig überläßt; 
°knn j^er Vasall kann laut Tu. 145 des Lehentractates seine Le-
^Ngerechtlgkelt dem nächst interessuten Lehengenossen bez Lebzei-
en übelgeben, oder durch rechtmäßigen Contiact auf ihn übertragen; 

^ d obwohl diesfalls kein oberl.henherrllcher Censens nö'thlg ist, so 
^ ä l t stch der Lehenherr doch ausdiückllch vor, dal' dieses ,ede»4eit 
^ seinem Vorwlssen geschehe; so jedoch, daß diese Abtretung ohne 
sondere Ursache Nicht veiwelgert weiden soll. Sind jedoch mehrere, 

f ° nächst verwandte und mlercsslrte Lehcnqenossen vorhanden , so 
^nn e,ncr für den andern diesifalls keine Cession fü» b»e andein ma» 
?l l ! , außer sie willigen e»n, denn sonst können sie die Veräußerung, 
'b Welt sich lhr Interesse erstreckt, w i d e r r u f e n . 
. Wenn daher em Vasall ft«n Lehen einem entfernten Verwand» 
.^abt l l t t , so können laut Ttt. 146 des Lehentractcues die nächst 
^ressllten Lehenqenossen, die m dieser Uebelgabe mcht emgew,l!> 
3^ haben, diese Veräußerung widerrufen, außer sie waren schuldig, 

ŝe Alienatlon zu genehmigen. 
^ Diese Wide,rufung der Leheninteressenten hat jedoch nach Tit. 
^50 des Lehentractates, wenn der Lchenherr in die Alienatlon ein-
l^'vllllget hat, so lange der Al,enans lebt, keine Wirkung; hat er 

^ n,cht emgewilliget, so tritt dieselbe sogleich em. 
Diese Widerrufung bat übnaens nach Tit. 148 des Lehentrac 

5^6, ,^enn dje Alienatlon an einen Verwandten, jedoch Nicht allein 
.^'tbelehnten geschieht, bmnenIahreSfilst; ,st sie aber an emcm Frem» 
^ geschehen, binnen dre» Jahren Statt zu haben. 

. Diese Frist läuft «edoch nach Tit. 149 nur wider einen Wis-
'^den und Ungehinderten. Sonst läuft sie nur von dem Zettpuncte 
" Wissenschaft und des beseitigten Hindernisses. 



308 l . T h e i l V. A b h a n d l u n g . 

§. 130. 

I n w i e f e r n eine E r s t a t t u n g des G e l d e s und b«r 
Ausgaben e i n t r i t t . 

Wenn Jemand ein Lehen mit Geld an sich gebracht hat, «"b ^ 
geschieht die erwähnte Widerrufung noch zur Lebzeit des Aliensw 
durch die ineeressirren Agnaten, so müssen dem Kaufer noch Tit. 2» 
des Lehentractates sein Geld und seine Ausgaben erstattet werden' 
wenn aber die Revocation nach des Alienanten Tod erfolgt, st 
eine Erstattung nicht nöchig. 

§. 131. 

Ob und wie fe rn e in Lehenmann sein Lehen v e r M " 
che« kann. 

») Bei Lehen ohne Gnade. 

Wenn ein Vasall ein neues Lehen bekommt, und zur Z" 
seines Ablebens keine lehenfähigen Leibcserben hinterläßt, so ka«« 
nach Tir. 60 des Lehentractates dieses Lehengut keinem FreW" 
vermachen, denn es fällt dann dem Lchenherrn anHeim. ^ 

Eben so kann er solches Lehenqut keinem nächsten Agnaten 
lassen, wenn dieser nicht in der Lehenfolge selbst interessirt ist. H 

Selbst wenn ein Lehen ohne des Lehenherm Vorwissen «^ N 
c«u8«8 oder ^um frommen Gebrauch vermacht wird, kann nach - ^ 
IKK deS Lehentractates, ein solches Legat dem Lehenherrn ohne ^ 
Nehmigung nicht präjud.iciren. 

§. 132. 

l,) Bei Lehen mi t ber Gnade. 

Die Vasallen können mit den Lehen m i t der G n a d e oh«< , ^ 
desfürstl. Consens durch letzten W i l l e n frei disponircn, ,. 
selbe wem immer vermachen; die Weiber dürfen aber ihre ^ ' .s, 
nicht übergehen. Bei den Männern ist dies; jedoch nur dahin zu 
stehen, falls sie allein und ausschließend mvestirt sind. Wenn ^ 
ihre Kinder oder Machkommen in den Lehenbriefen aufgeführt ^ 
mit einverleibt sind, dürfen sie die Lehen keinem Fremden v e l w a ^ , 

Sobald jedoch ein Lehen mit der Gnade sich am Heimfalle v ' ^ 
det, kann der letzte Besitzer damit nicht frei diSponiren, sendet!» 
vorläufig den Hofconsens hierzu ansuchen. 

") Diese Bestimmungen beruhen auf der z w e i t e n und l e b t e " H, 
gnaden-Vermehrung Kaiser Leopold I. vom 4. November < ^ " ^nt« 
?u Folae einer gehaltenen Zusammenkunft und Konferenz zw'MN „ltt" 
dazu vopntir ton Rächen und drcy Ober. L.lndstä'nden abge" 
Ausschüssen abgeredet und gehandelt wölben. 
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Es haben nähmlich Ihro Majestät allergnädigst angesehen und er,, 
wogen, die standhafte alleruntcrlhänigste Treu und Devotion, in welcher 
sie Stände nach den rühmlichen Erempel ihrer Voraltern bis anhero de« 
ständig verharret. wie auch die unterschiedliche namhafte ()räin»ri und 
lxts»ni-äin»ri Bewilligungen und treuwillige Dargaben, mit welchen ihrem 
allergnädigsten Kaiser und Landesfürsten, sie in fürgangenen Nothfallen 
und gefährlichen Zuständen, zu Behuf des allgemeinen Wesens und Be« 
schuhung des geliebten Vaterlandes von Zeit zu Zeit behilflich beige« 
sprungcn, insonderheit aber diejenige Summa baaren Gelbs, welche sie 
erst dieses Jahr den ihnen allergnädigst überlassenen Ta'tz gehorsamst 
bewilliget, daran auch einen Thcil abgeführt und erlegt haben. Derowe« 
gen daün Ihro laiserl. Majestät nicht weniger, als Dero hochgeehrte Vor, 
fahren am Reiche und lobl. Erzhauö Oesterreich allergnädigst geneigt 
seynd, sl> loblich. Stände mit aller gleichmäßigen väterlichen Liebe, Kaiser und 
Landesfurstl. Gnaden und Milde anzusehen, auch ihr Bestes, Aufnehmen 
und Wohlstand möglichst zu befördern nicht zweifelnde, sie und ihre I'o«to-
rlotgot werben ein solches auch künftig in begebenden weitern Nothfallen mit 
aller schuldigsten treuen Dankbarkeit gehorsamst zu erkennen und zu erwie, 
bern jederzeit ingedenk und befllcssen verbleiben. I n welchem allergnadigsten 
Vertrauen und Zuversicht haben sich Ihro kaisett. Majestät nach reifer Er» 
wä'qung der Sachen über ibre der zween obern polit. Stande gehorsamst 
überreichten Puncten und bevolderist über de ren ersten dahin aller« 
gnädigst resoloirt und bewilligt, daß ein N a s a l l von seinem lan« 
des fü rs t l . Lehen-Gut, welche« er erst vom neuen e r l a n g t , 
ohne Consens de« Landes fü rs ten durch letzten W i l l e n 
f rey d i spon i ren ,und selb iges, wem er w i l l , ve rscha f fen und 
vermachen möge; jedoch a l l e i n sol che n Pe rson en, welche Le< 
hens fäh ig seyn, auch ke incr geist- und we l t l i chen Communi« 
ta t , von welchen keine LchenlMligkeit zu boffen ist. Und ob zwar denen 
Weibspersonen eine gleichmäßige freye Disposition zugelassen ist, so wollen 
jedoch Ihre laiserl. Majestät diesclbige dahin allergnädigst limitirt haben, 
daß e r m e l t e W e i b s p e r s o n e n ih re K i n d e r d a r i n n e n n icht 
ü b e r g e b e n , sondern ibrc vom neuen erlangte Lehengüter allein a u f 
den F a l l , w a n n sie keine K i n d e r haben, andern, und zwar a l« 
l e i n L e h e n f ä h i g e n Lau ds -M i tg l i e b e r n des Herrn«oder Ritter« 
standes durch letzten W i l l e n verschaf fen oder ver lassen mö« 
sen.Was aber dir Mannspersonen anbejangt, haben dieselbe zwar eine 
frrye, Testamcntliche Disposition mit ihren neul ich an sich gebrachten Lee 
hengütern,wann sie allein darum investirt und belehnt seynd,wann sie aber 
neben sich auch i h r e K i n b e r oder Le ibese rben in den Le« 
b e n b r i e f m i t e i n v e r l e i b e n lassen, sollen sie n icht b e f u g t 
seyn, solche L e h e n g ü t e r ohne sonderbar v o r h e r o er« 
l a n g t e n l a n d e s f ü r s t l . Konsens e inem andern oder o ^ t r a -
n e o z u v e r t e s t i r e n u n b z u verschaf fen . Wie dann auch von 
einersolchen freuen Disposition d ie 5e u äa n o v » s i m u l t s n o n , 
wo e t l i c h e m i t e i n a n d e r i n v e s t i r t und benennt s e y n d , w i e 
auch a l l e sonn"» ä i g n i t n i u m oder E r b ä m t e r u n d 
D e r o A p e r t i n e n z i e n , deßg le ichend iea l ten S t a m m enlehen 
oder s e u l l « n n t i l z n » u» p H c t o e t p r o v i l l p n t i « ! , mit 
ihrer der Ständen beyobbemclbtcr Konferenz geschehenen selbst eigenen Ein» 
willigungen und Gutbesinden gänzl ich ausgeschlossen we rden . 
(G. auch §. 2K.) Was aber V i e r t e n s die auf dm Fall stehenden Lehen 
und deren N e r t c s t i r u n g ohne den landesfurstl. Conscns anbelangt, 
haben sich Ibro laiserl. Majestät hiclauf allergnädigst resoloirt, w a n n 
etwa k ü n f t i g einer, so der Letzte seines N a m e n s und 
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Stammen« ist, sein auf den F a l l stehenbes^ehengutIt^ 
wanden vertestiren w i l l , solche« aber vorhero bei Hol 
gehorsamst anzeigen, und »lmb den dazu nothwendigeN 
Konsens b i t ten w i r d , baß sodann I h r o kai fer l . M a i " 
stst sich gestalten Sachen nach, darüber al lergnäpig? 
r e f o l v i r e n « o l l e n . 

§. 133. 

v) Bauernlehen. 

B a u e r n l e h e n sind als umerthänige Baue» «guterzu betrachten, 
welche in einem letzten Willen wem immer verschafft werden können 
(Patent vom 20. December 1790). 

§. 134. 

Lehen können i n die E r b t h e i l u n g genommen werde«. 

Die rittermäsiigen Lebengüter können nach Tit. 152 des Lehentrac» 
tates ohne deS Lehenherrn Consens in die Erbtheilung genommen, einew 
Erben können die frei eigenen, dem andern aber die Lehengüter zU' 
getheilt und eben so dort, wo lauter Lehengitter vorhanden sind, deN» 
noch ein Theil dem Einen und der andere Theil einem Andern zug" 
theilt werden. Auch die A f t e r l e h e n können, nach Tit. 156 des 
LehentractateS, unter die Lehenerben, ohne des Lehenherrn Consent 
getheilt werden. 

Die Theilung und Erbtheiluna für sich selbst ändert jedoch nach 
Tit. 154 des Lehentractates die Leheneigenschaft nicht; denn die 
väterlichen und uralten Lehen bleiben in ihrer vorigen Natur; es s<> 
denn, der Vasall wolle dieselben freiwillig zu neuen Lehen machen 
oder machen lassen. 

Wenn also zwei Brüder miteinander theilen, und dem H. das 
vom Vater herrührende Lehengut, dem V aber die freieigenen Gu« 
ter in der Theilung zufielen, und hierauf 4 ohne lehenfähige Leibes' 
erben stirbt, so fällt nach Tir. 153 das Lehengut nicht dem Lehens« 
Herrn, sondern dem überlebenden Bruder zu, wenn nicht etwa ^ 
dieses Lehen nicht als väterliches, sondern für ein neues Lehen vow 
Lehenherrn empfangen hat; denn in diesem Falle hätte das Le< 
hengut dem Lehenherrn heimzufallen. 

§. 135. . 

L e h e n e n t j e n gehören in die Ve r lassenscha f t de< 
E r b l a s s e r s und u n t e r l i e g e n dem M o r t u a r » und der 

Erbsteuer . 

Ueber eine von dem Avvellationsgerichte gemachte Anfrage, ob 
die in einer Verlassenschaftsmasse vorfindigen, mit einem Allod vervun« 
denen, oder für sich allein bestehenden Lehcntorpora in die Verlassen» 
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schafe einzuziehen, und hiernach dem Mortuarium und der Erbsteuer 
zu unterwerfen seien, wurde von S r . Majestät mit Hofentschl,eßung 
vom 1. Februar 1793 verordnet, daß die Lehencorpora, so wie sie 
"Nen Thell der Verlasscnschaft ausmachen, also den Wirkungen der 
«ldhandlungSmstanz auch m dem Mortuarlum unterliegen, sobald sie 
.° , "n verstorbenen Besitzer auf den Erben übergehen, da der lehen-
verrllche Nexus nur zur Folge habe, das; der neu emlretcnde Nach-
soiger sich geziemend bei dem Lehcnhcrrn melden, die Belehnung be« 
^vren, und d« Lehenlura prästlren müsse. 

§. 136. 

" l l w ie fe rn Lehen ausgetauscht we rden t onnen . 

t l 5«in Lehenmann kann, nach Inhalt des Tit. 167 des Lehen. 
sck ^' ^ " " Lehengur ohne seines Lehcnherrn Vorwljsen au s tau-
1?^?' " " " Se.Malestät erklärten mit allerhöchster Entschließung vom 
^ ' " p r i l 1830, daß d ieselben die U m s t a l t u n g von R e a l -
^ ^ N ü b e r h a u p t , weder »m Ganzen noch zum Theil, l n 
» s o l c h e n zu g e s t a t t e n , g e s o n n e n seien (Hof-
""Merdecret vom 19. Apr.l 1330, Hofz. 8786, Rggsz. 21,970). 

Unx ^ Gesuche emes Allenanlen um Bewilligung zum Einkaufe 
b Kur Depositilung von 5perc. Metallique« Obligationen, für die 

dal! " " " verkauften Herrschaft verkauften landesfmstl. Lehen, wurden 
. ^ " Nicht Statt gegeben; weil d»e frühere allerhöchste Entschließung 

sorückl,ch verordnet, daß das Lehenband von den veräußerten Gü-
^ auf andere R e a l i t ä t e n ganz gleichen Werths übertragen 
t'»de; vorauf die Regierung zu wachen anqewlesen wurde (Hof, 

"lileldecret vom 21. Jänner 1836, Hofz. 7079, Rggz. 7079). 

§. 137. 

"^NahmSweise B e w i l l i g u n g zur U m s t a l t u n g eines 
Rea l l ehenS i n e in G e l d l e h e n . 

, . Doch wurde die nachgesuchte Umstaltung eines zu einer Herr-
s3? gehörigen ?lfterlehens ,n ein Geldlehen mit allerhöchster Ent-
A'eßung vom 12. März 1835, Hofkanzleldecret vom 15. März 
au?^' Höh-6474, Rggsz. 15,935, gegen dem bewilligt, daß der 
^senuttelte Schähungswerth gehörig sichergestellt, und unter den 
'hennerus gebracht werde. Zu diesem Ende wurde die betreffende 
«̂henstube mit RegierungSdecree vom 23. März 1825 angewiesen, 
lnnen einem bestimmten Termine der Regierung auszuweisen, daß 

^'8em allerhöchsten Befehle entsprochen worden sei; und ,n einem 
Lartlcularfalle, wo verkauft« Bestandtheile eines Reallehens in Geld 
«U verwandeln gestattet wurde, wurde zug'elch verordnet, daß dieses 
M d nicht als ein eigenes Lehenobiect zu behandeln, sondern a l s 
^ h e i l des L e h e n k ö r p e r s fortan anzusehen und zu behandeln 
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sei (Hofkanzleldecret vom 3 1 . December 1835, Hofz. 34,559, 
3301). 

3. 138. 

Ob und l « w i e f e r n sich e»n Lehenmann rücksichtlich 
des Lehens verg le ichen kann. 

Wenn em Lehen stremg «st, und es sich nur um den Besitz ^«l 
UM das Nutzelgenchum des Vasallen handelt, kann er sich, nach 
Tlt. 143 des LeherMactateS ,n emen Vergleich einlassen; wenn ab«l. 
das dem Lehenhenn zuständige E;gentl)um Mll bestntten wird, sodall 
kem Vasall ohne Wissen und Einwilligung des Lehenherrn m eM«" 
verbmbllchen Vertrag eingehen. 

§. 139. 

Ob und i n w i e f e r n er se^n Lehen f ö r m l i c h v e r k a u f ^ 
kann. -> W,e d»eßfa l ls die Lehen zu unterscheide" 

s ind. 

Hier ist abnmals: 
1 . zwischen Lehen ohne Gnade, 
2. Lehen Mit der Gnade, und 
3. Beutellehen zu unterscheiden. 

§. 140. 

ä ä l . W i e es d l e ß f a l l s bei Lehen ohne Gnade z« 
h a l t e n »st. 

Bei Lehen ohne G n a d e sind die Be las tungen und V ^ 
ä u s i e r u n g e n , letztere mögen g e sichtl ich oder f r e i w i l l i g s*' 
schehen, durch die E r w i r k u n g des l ehenhe r r l l chen <3o^ 
senses bedingt. , 

Daher haben die Gerichtsbehörden bei Onerirunqen und Fe»' 
b i e tungen die Vasallen, oder wenn die Veräusierung von ^ 
nem Dritten vel langt wurde, diesen zu r v o l l ä u f i g e n 25^ ' 
b r i n g u n g des l e h e n h e r r l l c h e n Consenses an^uweis«^ 
und oel f r e i w i l l i g e n Veräußerungen die Besitzanschrelbung bt 
Käufers ohne BelbilNgung des Alienallonsconsenses zu verwelS^ 
(allerhöchste Entschl,esmng vom 25. Jänner 1819, Hofkanzleldecret 
vom 2. Febluar 1819, Reglerungsclrcular vom 26. Ma l Is ' ^ " 
Ut. c, Nr. 2 ) . 

Beiden P r i v a t l e h e n haben als lande s fü r s t l . A f t ^ 
lehen dleselben Bestimmungen zu gelten (eoä. l i t . c, N i . 3) . . 

Se. Ma„stat e»llmten übngens m,r allerhöchster Entschließ^ 
vom 13. Avlll 1830, daß dleselben die Veräußeiung von Lehen ohN 
Gnade zu gestatten n icht gesonnen ft«en (Hofkammerdecret vom 1^' 
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Ae i ! 1830, Hofz. 8786, Rggsz. 21,970). Welche Strafe auf 
Consens geseht 

' s t (S . §. 1 5 7 , N r . 1 ) . 

§. 141. 

V e r ä u ß e r u n g von K ö r p e r n , wo Lehen ohne G n a d e 
M i t dem A l l o d i a l v e r m e n g t s i nd . 

Bei solchen Körvern, wo Lehen ohne Gnade mit Allodien ver« 
"'kngt sind, ist in Veräusierungsfällen die Erthellung des Aliens 
l'onsconsenses zur Gültigkeit der Vlläusieruug, oder, damit d«e 
"Uod,cn für sich ve> äußert werden können, die Trennung derselben 
^N dcn Lehenentien zu bewirken (allerhöchste Entschließung vom 25. 
^Ner 1819, Hoftammerdccret vcm 2. Februar 1819, Reglerungs-
""Ular vom 26. Ma l 1819, l i t .e, Nr. 5) . 

§. 14?. 

^ e i z i e h u n g der A g n a t e n bei solchen V e r k ä u f e n . 

. Wenn gleich der Lehenherr in die Alienation und Veränderung 
p" Lehen seines Theils eingewllliget hat, so kann nach Ttt. 147 deS 
^bentracrates, doch dieser Consens den andern »me»essnten Lehen-
Anessen nlcht präludlc«ren; sondern diese können die Allcnation wl-> 
."lufcn ( S . Z. 129) ; sowie denn auch der W,Ue der )lgnaren ohne 
^ Lehenherrn Consens nicht wirkt. Insofern übngenK d»e Bew»lli-

°^8 zur Veräusieiung von Lehen, lediglich e»ne Vcrzlchtlelstung auf 
.'penherrllche Rechte in sich schllesit, gehart eS jedoch Nicht zur Lache, 
^, Elchen Fällen die Vasallen zur Erwirkung der Zustimmung von 
A^te der Agnaten gleichsam 
"l<irz i 829 , Zahl 14,882.) 
^lte der Agnaten gleichsam aufzufordern (Hofkanzlndecrer vom 2. 

§. 143. 

V e r k a u f s r e c h r der A g n a t e n . 

D. Wenn ein Lehenmann sein väterliches altes, über uraltes oder 
^tamnilehen zu vel kaufen Willens »ft, steht nach D t . 48 des Lehen-
^lctates semen nächsten Agnaten und Blutsfreunden vom ober« 
stamme zu, in solchen Kauf Einsicht zu nehmen und den Fremden 
.^«schließen. Macht dieser nächste Vnwandte und Interessent von 
lesem Vorrechte keinen Gebrauch, so können die andern nächst ver-
andten Agnaten des obern Stammes nach Oldnung des Grades 

""selb« geltend machen. 
. Dieses soll auch, nach der Ordnung, dem einen oder dem an-
/ l n Agnaten, wenn er anders um das Lehengut so viel als der 

lMde Käufer geben wi l l , Stat t gegeben werden. 
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Bei neu erlangten Lehengütern, welche mcht erblich herrührt?» 
sondern auf den Lehenmann neu gekommen sind, findet jedoch d»el» 
Emstandsrecht nlcht S ta t t ; außer wenn mehrere nur einander vo 
Neuem auf em unthellbares Wut belehnt worden sind, und dars« 
Emer semen Theil ve, taufen wollte; dann können d»e Anderen, Ul" 
den Werlh, welchen em Fremder anbietet, m den Kauf eintreten' 
und wenn eln Lchensmann die Gerlchtobaike,t oder c»ne sonstige G< 
rechtlgtelt-, HoheirS-oder obrigkeitliches Recht von seinem Lehengut 
verkaufen wollte, tonnen seine anbein Mltbelehnten im Kaufe < '̂ 
stehen, denn solche Hoheus- und obilgteltllchen Rechte sind unthll' 
bar und müssen beisammen bleiben. 

5. 144. 

W a n n das V o r k a u f s r e c h t des L e h c n h e r r n e i n t r i t t ' 

Wenn jedoch kem nächster Agnat »n den Verkauf des LelM 
einzustehen Willens ist, fo steht nach T,t. 49 des Lehencraccatt' 
dem Lehenhnrn der Vorzug zu, und er schließt alle fremden Ka^ 
fer aus. 

§. 145. 

W a n n die I n t i m a t i o n des l andes fü rs t l . A l i e n at io t t^ 
consenses zu geschehen hat. 

I n allen von der Lehenstube zu erlassenden Intimationserpedit»^ 
nen, wodurch dem Vasallen derallerh. lehenherrliche C onsens eross 
ner wnd, wud denselben stets aufgetragen, binnen 4 Wochen aNi^ 
zeigen, von welchem Zeitpunkte an der Lehenalienant das betreffen^ 
Lehen an den Käufe! übergeben habe, um diesen zur BclehnlMg^ 
nähme angemessen betreiben zu tonnen (Reglerungsdecret vom 3"' 
Ium 1830, Rggsz. 33,6l5). 

F. 146. 

ää 2. W i e eS «m V e r ä u ß e r u n g S f a l l e von Lehen W^ 
der Gnade zu h a l t e n lst. 

D»e Lehen m i t der Gnade können ohne lehenherrlia)^ 
Consens v e r k a u f t werden, so daß der Kaufer bloß dl« gewöhn 
l»che A u f sandung beizubringen hat, um von der Landesreg»^ 
rung die Belohnung zu ei halten; wovon jedoch die «m HelMfalle stt' 
henden Lehen ausgenommen sind. 

») Das dießfalliqe Reskript Kaiser Fe, dinanbs des Hl . vom <2. Mai<6^>, 
welches die eiste i.'ct'cnqnadrn-V e rm ehrun q enthalt, saal wörtliche 

Wie Ihro kaiscrl. Mazestat hocĥ cehlteste Vorfahren an Dero h ^ 
löblichemHauli Oi,stcrrcich die gehorsambste Stande, und ihre sonderbar̂  
Verdienst und irzeigtm a.ctteucn Novoli«» willen Mit allerhand anseht" 
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chtn Privilegien Onoben und Freiheiten furgeseben und begabt haben, 
also und weilen Ihro ^ayserliche Majrsta't zu dero gnadigsten Wohlqe» 
«allen vcrspuhren, daß auch sie Stande vishero mit gleichmäßiger Treu 
und angenehmer hochsprießiichcr Diensterweisung, i''rer Vor»Eltern rühm» 
l'che Exempel loblich nachgefolgt, forderist aber"m allem Ihrer Majestät 
Und dem geliebten Vaterland dnse Jahr herumb durch die erweckte 
Kriegsunruben zugestandenen TbUegenbenen mit willigster Darschiessung 
unterschiedlicher großer Sumiicn «Allds uno in andcrwecg dcrmassen er« 
säbig und hilfl'.ch beygesprungen, daß berowearn Ihro Kayserl. Maie« 
siat sie die lobl.Star.de. nichts lven'aer,als dero hcchsta,eer,rnste Vorfahrern 
" i t aller Vatterlrchcn Lieb, KcnMl. und Lai'dessurstl. Gnaden, Gaaben, 
und Freiheiten anzusehen, auch dadurch »br Ausnehmen und Bestes möglichst 
iu befördern geneigt̂  zomal'lcn iu der gnädigsten Zuversicht, daß sie 
«lande und ihre Posterität, cm solches ins kimfftig bey beqebrnden Furfal« 
lenheiten, nicht weniger jedlsmahls wurUich loisien, dorm bestandra zu con« 
tmuiren, und gegen Ihro Kaiser!. Maicstat und dero Erben und Nachkom
mt« mit allcrschuldlgst« und gebcrsambstcr Dankbarkeit erkennen werden, 
«lohaben bir<rlbens,chdannoch aufflbr der bccdcn Obern Poltt. Stande ge< 
«̂ orsambst eingereichte Schrifft, und das, so sie in obgemclbter mtindlichen 
Konferenz ferner untertbanigstfurdringen lassen, nach relff'icher Grwcgung 
aUerqnadigst resoloirt. Daß E r strichen, so viel die K a u f und Ver^ 
^°u f in den Lehengutern a n l a n g t , die S t a n d h i n f u r o 
"eß e r f o r d e r t e n Landesf. Consens gany l i chcn er lassen, 
Und wann der K ausser von dem B e i r ausser n u r o rdent» 
llch und j e d e r z e i t qcbrauch iqe A u f fsandun ge n s u r b r i n , 
skn w i r d , von decN.Oest.Regierung undCammcrdarauffirdesmahlun-
lehlbarlich baö Lehen v e r l i e h e n werden sol le. Cs wäre dann, 
"aß einer oder der ander der Letzte sc i nes R a h m e n s und S t am« 
U!ens wäre, und gantz keine Lebens fäh ige 5 u « « o» »« i - c , 
^ t t e , a l s o , das Lehen bei ihme au f den F a l l stunde. 
Und er solche mit Fleiß dem Lchcnherrn zu Gefabr und Entziehung deß 
Unfalls vertauffen wollte, oder aber etwa sonsten ein andere 
^ochbedent l iche Ursach, welch e I h r o K a i se r l . M a , csta't 
'^.lbsten oder dero s o n d e r b a r e s I'rncjnlllcium b e r u h r e t e , 
^ l t u n t e r l i e f s t ) auffwelichem Fall die Negier unq und Kammer, ent« 
weder den 8uz»^Ul-2nlou i mm o, l i «t e nachher Hoff we isen, 
oder es für sich selbst bey der wcitern Nelednung mit Gutachten an Ihro 
Aayserl. Majestät zu dero fernern gnädigsten Resolution gelargen lassen solle. 
"N der zweiten und letzten Lehengnabcn» Erweiterung Kaiser Leopold I. 
vom 4. November 1658 heißt es ferner: was aber V i e r t e n s die 
^ u f d e n , F a l l stehende L e h e n und deren V e r 
k a u f ohne den landessurstl. Konsens anbelangt, haben sich Ihro 
«lserl. Majestät hierauf allcrgnadigst resolvirt, w a n n etwa k ü n f t i g 
t ln er, so der Letzte seines R a h m e n s und S l a m mens ist, 
'e in a u f den F a l l siebendes Lehengut Jemanden verkaufen will, 
lolche« aber vorhero bei Hof gehorsamst anzeigen, und umb den dazu 
nothwendigen Consens bitten wird, daß sodann Ihre karserl. Majestät 
'lch gestallten Sachen nach darüber allcrgnadigst resoloiren wollen. 

s ^ ^ e r ä u s i e r u n g e n der L e h e n m i t der G n a d e ist z w i -
^ ^ N f r e l w . l l l s t e n u n d q e r l c h t l l c h e n zu u n t e r sche iden . 

An 2 n . f r e l w l l l l g e n Veräusierungsfällen hat der Vasall die 
ielge über d,ePe»son des Käufers, damit kem L e h e n u n f ä h i g e r 
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zum Besitze gelange, an dicLehcnstube zu erstatten; und es ist die V ^ 
bringung des Bescheides über diese Anzeige zur Besitzanschreibung des 
Käufers erforderlich. 

I n ger ich t l i chen Feilbietungsfällcn aber hat die Gericht»' 
behörde dle Lehcnstube von der bevorstehenden gerichtlichen Veräußt' 
rung zu benachrichtigen, und im Edlcte den Zusah einzuschallen, daß 
sich der K a u f l u s t i g e über die Lehen fä h i g k e i t auszU» 
we isen habe (Allerhöchste Entschließung vom 25. Jänner 1 8 ^ 
Hoftanzleldecret vom 2. Februar 1819, Regierungscircular vom 2b< 
Ma i 1819, Ut. c, Nr. 1). 

§. 148. 

W a s bei R u stica l i s i r u n g , oder sonstigen m i t Unter» 
t h a n e n abgeschlossenen V e r t r ä g e n h ins icht l ich eine' 

D o m i n i c a l - L e h e n k ö r pers zu geschehen hat. 

M i t Berufung auf die §§. 2 und 4 , des Patentes vom 4' 
September 1798, wuide sämmrlichen Vasallen und Lehenbesitz^ 
ohne ? luonahme aufgetragen, daß, »m Falle sie eine Doww>' 
calrealität emeS Lehenlörpcrs, dieselbe möge nun namentlich, edel 
nur uncer dem gemeinsamen Ausdrucke als dem lNtegrlrenden T ^ 
eines Ganzen >n den Lehendocunienten vorkommen, zu rusticallsl^ 
oder sonst Mit den Untertanen hierüber Vertrage für eine laNs 
Dauer abzuschließen gesonnen sind, dieselben v o r h e r die Ben' l ' ' 
l i g u n g zu d ieser U e b e r t r a g u n g von der L e h e N ^ 
Horde e i nho len so l l en . 

Die Krcisämter sind angewiesen, in dem eintretenden F'^ 
darob genau zu wachen, und die Obrigkeiten immer zur v o r l a g 
f i g e n B e i b r i n g u n g des l e h e n h e r r l i c h e n ' C o n s e n t 
a n z u w e i s e n (Regierungscircular vom 10. Jänner 1814). 

§. 149. 

4 ä 3 . W i e es d i e ß f a l l s bei Bauern« und B e u t e l l e h e " 
zu ha l t en ist. 

B a u e r n l e h e n sind als u n t e r t h ä n i g e Bauerngüter i 
betrachten, welche ve räuße r t werden können (Patent vom ^ 
December179(Y. , 

Sie sind gleich andern Bauerngütern zu behandeln; zu ry" 
Veräußerung »st also, sie mag nun ganz oder theilwelse beabsichc'ö 
werden, der obellehenherrllche CcnseNö nicht erforderlich. . 

Auch schreibt d,e, ,n Geniäßheit der allerhöchsten Entschließ"^ 
vom 25. Jänner 18l9> erlassene Hofkanzle,vcrordnung vom 2 " , 
hruar 1819, Zahl 3434, in Bezug auf die B e u te i le h en « i ch^ 
w e i t e r als d»e Anze ige der vorgeschr iebenen ^ ^ . 
ände ruugen von Seite der Grundbücher an die Lehenstube vo ' 
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und da die B e u t e l l e h e n nicht nach den Lehenrechten behandelt 
!k » " ' so erscheint auch dle Anzeige des Veranderungsfalles an die 
'vofkanzlei Nicht erfordellich (Hofkanzleldenet vom 2.'0clober1834, 
^°fz> 2^l,719, Rgg^z. 5^,639). Dle Regierung nimmt daher solche 
"" sie gelangend.'« Anzeigen lediglich zur Nachricht, und läßt sie m 
"N Lehenbüchern ( B . §.202) spec«flc„t volmeilen. 
^ Doch tonnen diese Hofveroldnungen auf die Allodificirung der 
^eutellehen ( S . §. 179), welche die Natur bei selben aufloset und 

»er der Veräußerung eines Bcutellehens nicht gleich gehalten wer-
N kann, »»cht ausgedehnt werden (Hofkanzleiprorokoll-Ermnerung vom 

""0ecembcr1834, Hofz. 29,807, Nggsz. 67,342). 

3. 150. 

^ loh lene F ü h r u n g e ines A l i e n a t i o n s v o r m e r k -
buches t m Lehenarchioe. 

h^ ^^r Lehsnpropst »st angewiesen, bei dem landesfürstlichen Le» 
se»,?^^ "»i zuve, lässiges V o r m e r k b u c h über alle rechtskräftig 
Nif,? " ' U"b allenfalls seit dem erlassenen Lehengeschä'flsorga» 
d,/"!?gs'Hofdecrete vom 20. Ma l 1813, bereits geschehenen lan< 
dttr ' ^ e n L e h e n a l i e n a t l o n e n zu ei offnen (Negierungs« 

"«t vom 30. I un l 1830, Rggsz. 33,615). 

§. 151. 
N i e s ^ 

'lch hinsichtlich der Bemessung der Al iena tionS-
t a re zu benehmen ist. 

schili^" ^lienationofällen hat der Lehenpropst vorläufig den Kauf» 
prüf'^ ^ " veräußerten Lehentörper ordnungsmäßig zu e> heben, zu 
sê  ̂  "nd anzuzeigen, damit die Tar^n h>e»nach gehöilg bemes« 
62ß4> " ^ " " l ! " (Hofkammerdecret vom 2. März 1809, RggSz. 
>v,ss ^ ' D<r Tackezug h^ Rltterlehen, wo cm solcher Mit einem ge-
^ . v«lkömmilchen Geldbeträge Slat t findet, tann von Seite der 
ist vhenherzen, so wie eo be» den landeeftllstllchen Lehen der Fall 
ka»ul̂  ^"Nventlonsmünze von den Vasallen Statt haben. (Hof-

«^decret vom 21. Jänner 1820, Rggsz. 41K6). 

>be, 
Dle All enationstaxe wl.d Mit 10 per will« von dem Lehsn« 

vy«,^' als dem bisherigen Maßstabe, festgesetzt (Hofkanzleldecret 
' l ' "Pi l l 1835, Hofz. 8 2 l 7 , RggSz. 19,490). 

21 * 
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IV. 
Von Auflösung des Lehenbandes. 

§. 152. 

Hanp te in the i lung der Auf losung deS Lehenbande^ 

Die Auf lösung des Lehenbandes ist: 
^ . theils eine relative; theils 
V. eine absolute. 

4 . R e l a t i v e A u f l ö s u n g des Lehenbandes. 

§. 153. 

B e g r i f f derselben, und wie sie geschieht. 

Eine re la t i ve Auflösung des Lehenbandes tritt ein, wenn das ^ 
henverhaltnisi zwischen der Person des Lehenherrn und jener des " 
henmannes und seinen Nachkommen aufhört. Diese Auflosung ^ 
durch den He im fa l l Statt. 

§. 154. 

Wann ein Lehenheimfa l l e i n t r i t t . 

Dieser Heimfall kann Statt haben: 
u) durch daS Erlöschen des belehnten Stammes; 
b) durch f r e i w i l l i g e AnHeim sagung des Lehens; 
c) aus S t ra fe der Felonie. 

§. 155. 

Hä. 1. I n Folge Erlöschens des belehnten S t a m m t 

Wenn der Lehenmann ohne männliche und lehenfähige Leibes 
ben und ohne andere hierbei interessirte Agnaten stirbt, so fällt ds 
Lehen, nach Tit. 74 und 188 des Lehentractates, dem Lehens 
wieder anHeim. ^ 

Auf dessen Ascendenten fällt es aber nur dann, wenn ein V" ' ' 
sein Lehengul seinen söhnen bel Lebzeiten unter der Bedingung, ^ 
Consens des Lehenherin, überlassen hat, daß dasselbe nach stl^ 
Sohnes Tod wieder an ihn falle. . 

Die von den Lehenleuten bezogenen Mutzungen und Fl'üH 
gebühren dagegen nach dem Tit. 83 des Leheniraciates, den Il«l 
staterben des Verstorbenen. 

I n der zweiten und letzten Lehengnaden-Erweiterung Kaiser re 
pold l< v. 4. November 1658 heißt es dießfalls: über den stebenten P u " 
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p ° " H " W i r : daß be i denen L e h e n s - A p p e r t u r e n denen 
«nd leu then vom H e r s « , und R i t t e r s t a n d die A b l l j . 

' " g und zwar erstl ich dem Possessor i oder nächsten 
LeK (und sodann der Landmann Einstand) m i l d e r 
s c h ^ " 6 n a d nach der Ta r . wie solche i n gemeiner Land» 
-^ ' t p r i v i l e g i r t e E r e c u t i o n S o r d n u n g a u s g e w o r f e n 
l ^ ' ^ U g e l a s s e n werden s o l l e ; jedoch ist diesi allein von de« 
Wa< ^ " ' welche etwa künftig apert werden mochten, zu verstehen, 
den 5" diejenigen, welche Jemanden allbereit vor diesem auS Gna« 
lasset" sonderbarer Verdienste Willen verliehen werden, anbelangt, 

'im es Ihro kaiserl. Majestät dabei allergnä'digst bewenden. 

^ §. 156. 

2» Durch f r e i w i l l i g e H e i m s a g u n g . R e f u t a t i o n . 

t a t e s t " ' ^ " Lehenmanne steht es, nach Tit. 444 des Lehentrac« 
Ulld », / ' ' seinem Lehenherrn das Lehen wieder he imzusagen , 
der p 1 ^oe gutwillig zurückzulegen Czu refutiren); und wenn gleich 
s« ist " ^ " ' " " ^ s ^ e Zmü'cklegung nicht annehmen w o l l t e , 
Äuss" ^ ° ^ schuldig , derselben Statt zu geben, wenn n ich t die 
ch^'"ndung ge fäh r l i che r W e i s e , oder , u r u n z i e m l i ' 
<h«n ^ " ' ^ j . B . bei bevorstehenden Feldzügcn oder derglei» 

u n z e i t i g e n F ä l l e n , geschehen ist. 
li« » « " " ^ der Lehenmann sein Lehen dem Lehenherrn g u t w i l -
^ " " " a n d e t und anheimste l l t , so fä l l t das Lehen nach T i t . 1 8 9 des 

^ " t rac ta tes dem Lehensherrn wieder zu. 

^ Aus S t r a f e der F e l o n i e B e g r i f f der Fe lon ie . 

ober ^ " F e l o n i e ist eine absichtliche oder schuldbare, d.h. dolose 
3l) ^ ° ^ Verletzung der wechse lse i t igen Lehemreue ( S . §. 
»Nann c" ^ " " ^ " ^ " ^ " " ^ von dem Lehenherrn als dem Lehen-

"ne begangen werden. 

2 §. 158. 

' i s h l u n g der Fä l l e , wo von S e i t e des Lehenman
nes eine F e l o n i e begangen w i r d . 

8«l»e»,?" F e l o n i e wird begangen, wenn der Lehenmann die dem 
terl ! ? " schuldige E h r e r b i e t u n g durch eine T h a t oder Un-
!«,<«.«< s verletzt. Der Tit. 175 deS österreichischen Lehentrac. 

" f u h r t folgende Fälle der Felonie an. 
Y,h / ^ Wenn der Lehenmann sein Lehen ohne V o r w i s s e n des 
denn 5 . " " ° ^ " A u f s a n d u n g veräußert und verwendet; es sei 

" d« Uebergabe noch nicht wirklich erfolgt, oder diese Verä'uße. 
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rung werde zeitlich widerrufen, oder die Alienation wurde durch 
Lehenherrn Genehmigung bedingt; oder er hat geglaubt, b"s ^.z 
äußerte Gut sei sein Eigcnthum und kein Lehen. I n diesen 3 ^ . 
ist der Lehenmann Nicht schuldig, und <S kann das Lehen N ^ 
eingebogen werden. . «« 

Auch der Tit. 171 des Lehentractates sagt, daß, wenn ein ^ 
henmann sein Lehen, ohne Vonmssen und WlÜen seines Lehenhe"? 
auf ein oder die andere Art veräußert, das Lehen dadurch ver«" 
werde; und Unvermögcnheit und Noth entschuldigt nach §. 1 7 2 « ^ 

2. Wenn er tue schuldigen Lehendienste, vermöge seiner gel 
steten Lehenpfilcht, seinem Herrn, au f A u f f o r d e r u n g , " 
weigert. ^ ^ 

3. Wenn er seinen Lehenherm in dem Feldzuge verläßt/ ^ 
flüchtig w,rd. ^ 

4. Wenn er seinen Lehenherm in Lebens» und Vermögendes 
sieht, und dieselbe nach seinen Kräften weder abwendet noch abste" ' 
oder davon Wissenschaft hat und dennoch seinen Lehenherm h l ^ 
Nicht benachrichtigt. ^ 

5. Wenn er mit der Gemahlin oder Braut ftineS Lehenhe^' 
UNehrbare Gemeinschaft pflegt. 

6. Wenn er seines Lehenherrn Mutter, Tochter, Enkelin o" 
Schwiegertochter entehrt, sie möge bei dem Lehenherrn oder änderst 
wohnen, gleichviel. 

7. Wenn er seines Lchenhcrrn Schwester, die bei dem Letẑ  
wohnt, unehrbar/lch beschlief, sie sei gleich verehelicht, Jungst 
oder Witwe. ^ 

3. Wenn er zu obgedachten unehrbaren Handlungen Ande 
verhülflich war, oder dazu Nach und That gab. < 

9. Wenn er sich mit Blutsfreunden im verbotenen Grade, ^ 
Geschwistern verehlicht, eine blutschänderische Ehe eingeht. . ...^ 

10. Wenn er seinem Lehenherrn nach Leib und Leben w i l ' l ^ 
trachtet. < 

11. Wenn er mit seines Lchenhcrrn Feinden, Ersterem zurn^M 
den oder Gefahr, Freundschaft macht und psteges. 

12. Wenn er seinen Lehenherrn verfeindet. ^ 
13. Wenn er seines Lehenherrn Geheimnis; eröffnet, und ^ 

Herrn daraus Schaden erfolgt: es sei denn, dasi er mit seinem ^ ' 
betheuern wollte, daß er solches gefährlicher Weise nicht geltlem 
hibe. ^ 

14. Wenn er seinen Lehenherrn belagert, oder seine Pil-son ge'va 
samer Welse überfällt, antastet oder schlägt. . ^ 

15. Wenn er seinen Lchenherrn eines Verbrechens beschuldlß 
oder einen?lndern ^um Klagen aufwiegelt, oder wider ihn in p^" 
chen Sachen Auskunft gibt; es sei denn, er thut es seines eigen 
Interesses oder des allgemeinen Nutzens wegen. 
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46. Wenn er von seinem Herrn des Lehens wegen geklagt wird, 
^b wissentlich und vorsätzlich behauptet, das beklagte Lehengut sei 
H« Lehen, sondern ein freies Eigenthum, hernach aber des liegen« 
M s überwiesen wird; es sei denn, daß er solches nicht gefährlicher 
. lise gethan, oder sein Widersprechen wäre mit zweifelhaften Wor-
^ geschehen. 
. 17. Wenn er andere verschwiegene Lehen dem Lehenherrn wift 
Mich verhehlt. 

18. Wenn er das Lehen verwüstet, verödet oder bedeutend bete» 
lwlirt. 

19. Wenn er die Lehenholden w ide r rech t l i ch belastet, und 
>>ach des Lehenherrn Mahnen nicht abläßt. 
. Wenn er aber andere Lasten, Servituten und Dienstbarkeitett 
.'lN Lehen aufbürdet, so verliert «r dadurch das Lehen nicht, doch 
^ dieses ohne Schaden des Lehenherrn zu geschehen. 
. 20. Wenn er wegen Lehensachen im Namen seines Lehenherrn 
,^imal aufgefordert worden ist, und binnen Jahresfrist nicht er« 
'Heine. 

21. Wenn er irgend ein Majestätsverbrechen begeht. 
22. Wenn er somlen eine gräuliche MisiVchat beging, wie: 

^ltn er seine Eltern, einen Bruder oder Bruders Kinder ermordet, 
^kr Verrach, Aufruhr und Mord anstiftet, oder eine solche Unthat 
^bracht hat, daß er mit Ehren an semes Herrn Hofe nicht dienen, 

^lh unter andern ehrlichen Leuten nicht erscheinen darf. 
23. Wenn er seinem Herrn undankbar und widerwärtig ist; 

"blich begründet, 
. 24. das, was zur Ehescheidung und Widerrufung einer Schen» 
^Ng genügt, auch den Verlust eines Lehens. 

Diesen Fällen schließt sich nach Tit . 184 des Lehentractates 
"°chan: * 
., Wenn des Lehenmannes Erben nach des Erster« Tode das Lehen 
^Nen Jahr und Tag bei ihrem Lehenherrn n icht ansuchen; so wie 

??ch nach §. 12 des Regierungscirculares vom «.August l832, wenn 
>" Velehnungserneuerung nicht in der durch die Gesetze bestimmten 
"l'st angesucht wird. 

§. 159. 

An w i e f e r n sich d i e s e F ä l l e auch a u f die Lehenfo lger , 
"ie sich e ines solchen V e r g e h e n s schuldig machten, 

bez iehen. 

, Lehenfolger, Gesammtbelehnte, Anwälte, welche sich eines 
er abgedachten Vergehen schuldig machen, werden nach §. 319 des 

^bentractates den wirklichen Lehenbesitzern gleich gehalten; das Ur-
M l äußert aber erst seine Wirkung, wenn sie nach der Ordnung des 
"hensitzes zum Besitze des Lehens gelangen. 
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Wegen Fehler des LehenträgelS oder Vormundes hat da 
keine Einziehung Statt . " » 

I n der zweien und letzten Lehenanaden Erweiterung Ka'ser ̂ » 
polds I. vom 4. Novembei 1658 Hecht es nä'mllch »m 10. P " . ^ 
Wenn em Lehen aus Unachtsamkeit der Gerhaben oder Lehenlrastt 
nport würde, wollen Ihro ka»s. Majestät eme solche Unachlsawke^ 
Unterlassung oder Nachlässigkeit, so anbeis kein fülsätzllcher (üontewk' 
tu» des Lehenherin oder anderer änlu» n„t mnliti« dabe» Mit ^ 
terlauffen, allergnädlqst nachsehen; und die Gerhaben w,e auch d^ 
<pup,llen blS zur Ellangunq ihrer Vogtbarke,t, d. ». b,S auf das << ' 
Jahr ihresAliers kemer ^nänl'iwot entqcllen lassen. ^ 

Der Lehent räger selbst aber oder der V o r m un d w i l d , ' 
Ansehung der gegenwä'tlgen oder künftigen Vorrhelle, von dem ^ 
hen, oder der ihm zukommenden Belohnung, ni,e der LehenMaN 
(wenn er einen der oben angeführten Lehenfehler sich zu Schuld 
kommen ließ) behandelt. 

§. 160. 

Welche E n t s c h u l d i g u n g s g r ü n d e der Lehenmann 
ge l tend machen kann. 

Als Emschuldigungsglünde, die der Lehenmann geltend Macht 
kann, gibt der T»t. 185 des Lehentvactates an: 

1. wenn dn Lehenmann den Tod deS Lehenherrn nicht gewU"' 
2. oder duich Klleo, StclbfäNe, Gefänglich, durch Abwesend' 

des Lehenbeiin und dulch andere unvermeidliche Art gehindert n>s» 
d»e Belehnung anzusuchen; ' . 

3. wenn die Eiben des Lehenmannes der Meinung waren, °" 
Gut se» freicigen, oder die LehenherrlichK'lt sei bestritten; ferne«' 

4. wenn das Lehen «n fremder Gewalt lst; endlich . 
5. wenn das Uebersehen durch den Vormund des LehenttiaNNt 

geschehen lst. 

§. 161. 

I n w ' e f e i n d l e V e r w i r k u n g des Lehens nach delU 
Tode des LchenmanneS von dem L e h e n h e r r n gelten 

gemacht werden t a n n , und i n w i e f e r n n»cht. 

Wenn em Lehenmann das Lehen verwirkt hat, und vor seines 
Tode von dem Lehenherrn darum mckt belangt worden ist, so k'^^, 
des Lehenmanns Erben, nach Tit. 181 des Lehentractates, von dem 
Lehenherrn d,eserweqen keineswegs belangt werden. Es se» denn, "' 
Verwlrkung wäre notorisch, auch keiner Untersuchung bedürftig, od/ 
der Lehenherr habe diese Verwlrkung zu des Vasallen Lebzelten N»<p̂  
gewusn. 
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§. 162. 

»ln w ie fe rn die E r b e n des L e h e n h e r r n die V e r w i r » 
kung g e l t e n d machen können , i n w i e f e r n nicht. 

. . Wenn der Lehenherr mit Tod abgeht, und er die Verwirkung 
^Lebzeiten ungeahndet gelassen hat, so können, nach Tit. 482 des 
^yentractates, seine Erben dieselben nicht geltend machen; es sei 
«N«, der Lehenherr habe von dieser Caducität nichts gewußt, oder er 

^ar« an der Einforderung aus billigen Gründen verhindert gewesen. 

§. 163. 

^itle solche H e i m f ä l l i g k e i t so l l nicht ohne Sp ruch 
e r f o l g e n . 

Wenn gleich die Lehenfälligkeit vorliegt, so soll, nach Tit. 176 
^ Lehentractates, das Lehen doch nicht eingezogen, sondern erst 
Urch S p r u c h dem Lehenherrn zugesprochen werden. Wenn aber 

^ Lehenmann der Fälligkeit oder Verwirkung nicht geständig ist, so 
Hll das Lehen ordentlich berechnet, auch ohne Verfahren, Beweis» 
Ehrung und rechtliche Erkennmiß nicht eingezogen werden. 

§. 164. 

"N w i e f e r n diese En tsche idung der Lehenstube und 
i n w i e f e r n dem E i v i l r i c h l e r zusteht. 

. Wenn ein Lehenmann aus was immer für einer Ulsache das Le» 
«N verwirkt hat, so soll, nach Tit. 311 des LehentractateS, die Le-
^nstube zuerst demselben das Caducitä'tsdecret (Verwirkungsdecret) 
Wellen, in welchem die Ursache der Lehenfälligkeit deutlich ausge» 
"Uckt seyn muß. 

Weigert sich der Lehenmann, das Lehenstück abzutreten, so ist er 
^ Wege Rechtens zu belanqen. 
^ Erst die durch richterlichen Spruch erkannte Felonie zieht den 
^lrlust der Lehen, wenn sich der Lehenmann überhaupt gegen den Le» 
^nherrn vergangen, oder insbesondere desjenigen Lehens oder Theiles 
! ^ Lehens, in Ansehung dessen der Lehenmann sich des Lehenfehlers 
'Huldig gemacht hat, mit allen Nutzungen, vom Tage der began
g e n Felonie an zu rechnen, nach sich. 

8. 165. 

^echt des L e h e n h e r r n , die H e i m f ä l l i g k e i t nachzu» 
sehen. 

Dem Lehenherrn steht es, nach Tit. 183 des Lehentractates, 
^ , die verübte Fälligkeit seinem Lehenmanne nachzusehen; und wenn 
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gleich diese Nachsicht den nächsten interessirten Befreundeten zun"" 
wäre, können sie dieselbe doch nicht hindern. 

§. 166. 

I n w i e f e r n diese Nachsicht der N e g i e r u n g zusteht 

Die Nachsicht der Heimfa'lligkeit in dem Falle, wo keine g M 
sentliche Außerachtlassung des Vasallen eintritt, ist der 3 " " ! " ^ 
aung der Landesstelle, jedoch nur bisauf die Summe von 1000 st» ̂  
überlassen (Wirkungskreis der Landesstelle vom 29. Jänner 1800 «N 
10. Mai 1807, §. 7, Nggsz. 8307), 

§. 107. 

W e m v e r w i r k t e Lehen a n h e i m f a l l e n . 

Hier sind folgende Fälle zu unterscheiden: , 
1. Lehen, welche wegen Umgehung des landesfilrstl. ConftN^ 

verwirkt wurden, fallen, nach Tit. 190 des Lehentractates, nur daN" 
dem Lehenherrn selbst anhcim, wenn c S e i n n e u e s ist. < 

Ist es aber ein altes oder uraltväterliches, so fällt es, jedo^ 
mit Ausschließung der Leibeserben des Verlustigten, den andern M " 
belehnten zu. 

2. Verfallt das Lehen wegen eines gegen den Lehenherrn b^ 
gangenen Ve rb rechens , so werden, nach Tit. 191 des Lehen 
tractates, das Lehen mag neu oder alt seyn, sowohl des Vas i^ 
Leibeserben, als alle mitinteressirten Lehcngenossen davon ausg^ 
schlössen. ' 

3. Bei Verwirkung wegen Ermordung des Vaters, Brude"/ 
wegen Ehebruches«, dgl. fällt das Lebe', wenn es neu ist,- den " " ' 
beseiben oder Agnaten nicht, wohl aber dem Lehenherin zu. I s t ^ 
Lehen ein altes, so fällt es, mir Ausschliessung der Leibeserben, be" 
andern interessirten Lehengenossen zu. 

4. Wenn der Vasall sich des Lebens beraubt, so fällt, nachT"' 
192 des Lehentractates, sein Lehen nicht dem Lehenherrn, sondern 
den andern Mitbelehnren heim. Endlich 

5 wenn ein neu empfangenes Lehen binnen Jahr und Tag vol' 
strich nicht angesucht wird, >o fällt es, nach Tit. 193 des Leb"' 
traccates, weder den Leibeserben noch den Befreundten des LeheN' 
Mannes, sondern dem Lehenherrn anHeim. Ist es aber ein " l t e s , ^ 
fällt es auf des Lehenmannes Leibeselben; oder wenn dieselben N>H 
mehr am Leben sind, auf die nächsten Agnaten und Belehnten. 
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§. 168. 

Erlöschung del a l t e n Lehengnade , wenn e,n Lehen 
durch F e l o n i e dem L e h e n h e r r n anhe»m f ä l l t . 

Dle alte Lchengnabe holt übr,gens, laut Tlt. 100 des Lehen-
^actates, auf, wenn daS Lehen dem Lehenherl« dulch Felome an-
bklm fallt. 

§. 169. 

I n w i e f e r n d le Früchte und Nu tzungen dem Lehen-
Her rn z u f a l l e n . 

Wenn cm Lehengut vnwu l t , und dem Lehcnherrn nut Ulthell 
^d Recht he,mgesplochen w»rd, so sollen «hm, nach T«t. 177 des Le» 
^Ntractatcs, auch die vorzätblqen Nutzungen, vom Tage, der Ladung 
^er Ellag an zu rechnen, zuerkannt werden. 

§. 170. 

db dem Lehenmanne d»e M e l l o r a t l o n s k o s t e n zu 
v e r g ü t e n s ind . 

Wenn das Lehengut dem Lehcnhclrn he»mfällt,so kann der Lehen-
^Nn, nach Ttt. 178 des Lehentlactates, eme Vergütung del Unko-
^n oder anderel VelbesselUngen, dem alten Hel kommen nach, Nicht 
"gehren. 

§. 171. 

^b und i n w i e f e r n dle S c h u l d e n von dem L e h e n h e r r n 
zu ü b e r n e h m e n s ind . 

y Hat der Vasall auf das Lehengut Schulden gemacht, so lst em 
"henhcl i-, nach Ttt. 179 des Lehenrrclctates, el habe gleich elngewll-
^ t , telnesweqs velbunden, dieselben, wenn «hm das Lehen anhelM-
' " l l t , zu zahlen; es sel denn, daß »hm solches selbst zu Gute käme. 

L. A b s o l u t e A u f l ö s u n g des Lehenbandes. 

§. 172. 

W i e v l e l c i l e l A r t e n derselben e s g l b t . 

A b s o l u t lann das Lehen aufgelöst werden: 
1> Duich C o n s o l l d a t l o n . 
2. Dulch U n t e r g a n g des Lehenkörpers. 
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§. 173. 

^6 1. D u r c h C o n s o l i d a t i o n . 

So oft auf was immer für eine Art das Recht mit der Verbind» 
lichkeit in Emer Person vereinigt wird, erlöschen beide. Allgemein" 
bürgert. Gesetzbuch §. 1445. 

Die Consolidation kann nun hier geschehen: 
») I n der Person des Lehenherrn, 
b) in jener des Lehenmannes. 

§. 174. 

4ä a) C o n s o l i d a t i o n in der P e r s o n des Lehenher rn . 

Die Consolidation in der Person des Lehenherrn kann geschehe«! 

») Durch E rs i t zung , 

si) durch ausdrückl iche I n c a m m e r i r u n g . 

§. 175. 

4ä «) Durch V e r j ä h r u n g . 

Wenn ein Lehenherr oder seine Nachkommen das Lehengut 36 
ganze Jahre »achemander ohne einige Unterbrechung für freieige« 
inne hat und benützt, so wird die Lehenherrlichkeir, nach Tit. H " 
des Lehentractat.es, v r ä s c r i b i r t , und die Personen, die sonst dabei 
interessirt waren, mit dieser Verjährung ausgeschlossen. 

§. 176. 

ää/3) Du rch ausdrückl iche I n c a m m e r i r u n g . — A n z e i g t 
h e i m g e f a l l e n e r Lehen an S e . M a j e s t ä t . 

Der oberste Lehenherr kann das Nutzungseigenthum mit dew 
Obereigenthume durch ausdrückliche Einziehung des erster« anordnen» 
Es wurde daher die Regierung bereits mit allerh. Entschließung voll» 
10. Jänner 1629 angewiesen, bei ihrer Lehenregistratur darob festig 
lich zu halten, daß auf alle begebenden Lehenfä'Mgkeiren gute AchtuAl 
gegebe», und da sich deren zutrügen und befänden, selbe in gebuh' 
renber Enge gehalten, und unverlangt S r . Majestät nach Hof ang»" 
ze,gt werden. 

S r . Majestät ist auch vermöge allerh. Entschließung vom 26» 
Ju l i 1821, jedes heimfallende Lehen anzuzeigen; daher die Reaieru«s 
von der Hofkanzlei mir Decret vom 1. August 1821, Hofz. 2t,2w" 
Rggsz. 39,47l, angewiesen, jeden Fall der Heimfälligkeit eines la»" 
deSfürstl. Lehens nach den schon bestehenden Directiven zur Kenntnw 
der Hofkanlle, zu brinqen; und wenn bei landcsfürstl. Lehen in de" 
j^. l> deutschen Provmzen der Fall der Caducität eintritt, soll dieftll" 

http://Lehentractat.es
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lederzeit T r . Majestät angezeigt, und die allerh. Entschließung, waS 
wegen des heimgefallenen Lehens zu verfügen sei, abgewartet werden. 
» D i e Regierung hat daher jederzeit von emem solchen Caduci-

latsfalle die Anzeige an die Hofstelle zu erstatten, um nach dem 
lerh. Befehle die allerh. Entschließung, was wegen des heimgefalle« 
et! LehenS zu verfügen sei, einholen zu können (Allerh. Cabinetsschrei« 

" N vüm 2. August 1823, Hofz. 25,178, Rggsz. 41,322). Bei dem 
"tretenden Heimfalle eines Lehens bis zur erfolgenden allerh. Be-

'^Wung über die weitere Verfügung mit dem Lehen, kann eS sich 
"her nur um die e ins twe i l i ge V e r w a l t u n g , nicht aber um 

l ^ ^ ^ußge Einziehung desselben durch gerichtliche Einantwortung 
Adeln sHofkanzleid/crer vom 13. December 1835, Hofz. 33,126, 
U»l? ^ , 2 4 9 ) . Diese Verwaltung wird nach der dermallgen 
die y!^ ^ " ^ ^^ ^ ^ Cameralgefä'Uenverwaltung, welcher ohnehin 

"^»valtung der Staatsgüter obliegt, übergeben. 

§. 177. 

" ) C o n s o l i d i r u n g in der P e r s o n deSLehenmanneS. 

Diese Consolidation kann gleichfalls: 
" ) Durch Ersitzung; sie kann aber auch 
p) in, Wege einer formlichen Alodialisirung geschehen. 

§. 178. 

^<l ») Durch V e r j ä h r u n g . 

selb " ^ ^ Lehengut für eigen inne hat und benützt, der kann das-
g ^ ' l a u i Tit. 120 des Lehentractates, zu keinem eigentlichen Erb« 
bs ."ßtzen, es würde dann durch volle h u n d e r t Jahre ununt«» 

^en und ohne Widerspruch besessen werden. 

§. 179. 

4ä j3) Allodial isirung. 
»«) B ei R i t te r leheu . 

von, ? ^ ' Majestät haben zwar, nach Inhalt eines hohen Hofdecrere« 
scbli « ^ " " ^ " ^"bres 1817, Hofz. 45, durch eine allerh. Ent-
fiir z>' ^ vom 16. Juni 1817, als definitive und allgememe Norm 
dj ^Zukun f t festzusehen geruht, daß es von aller fernern Allo« 
»̂  , . ^ ' l u n g landesfürstl. Lehen überall abzukommen habe, und 
bttn befohlen, daß die bei Gelegenheit der Verhandlung zur Zustande' 
ob n ^ l l ciner neuen Lehenordnung zur Sprache gebrachte Vorfrage: 
»ier« ^ ^ ^ehennerus aufzuheben wäre, gänzlich beseitigt werde (Me-
v,/"58sdecret vom7. Jul i 1817, Rggsz. 29,389). Indessen dürfen, 
j ^ s e allerh. Entschließung vom 25. Jänner 1820, nicht nur beiden-

»«n Gattungen von landesfürstl. Lehen, welche zur Classe der ge« 
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meinen oder sogenannten Beutel-, Rechts« oder Zinslehen gehören 
(Siehe §. 180),sondern auch bei den m i t A l l o d e n vermisch' 
tett L e h e n p a r z e l l e n , AUodialisnungen doch Statt finden / wen« 
darum von den einzelnen Lehenbefitzern angelangt wird. 

Die Regierung hat ihre Anträge zu derlei AUodialifirungen, >'N' 
soweit es gememe Lehen betrifft, mit Nachwelsungen üder den b«< 
läufigen Lehennutzen, und in Ansehung der gemischten Lehenparzellell 
mit genauen Werthschähungen, und der Angabe der persönlichen Vel' 
hältmsse der Vasallen, »«soweit sie auf den Heimfall einfließen, i " 
begleiten, damit hiernach die Allodlalisirungs-Quote bemessen wer' 
den kann (Hofkanzleidecret vom 28. Ju l i 1821, Z. 35,529). 

§. 180. 
U n t e r welchen B e d i n g u n g e n A l l o d i a l i s i r u n g e n be» 

w i l l i g t werden. E r fo rde rn i s ) der Z u s t i m m u n g 
der Lehennach fo lge r . 

Eine solche allerh. Bewilligung zur Allodlallfirung geschieht 
gegen dem, daß der Lehenmann dle Einwilligung aller »n der I ^ 
vestitur begriffenen Personen, und des pro «atis et nasclwri« zu b? 
stellenden Curarors ") erwirke, und die vorschriftsmäßigen Taren ent« 
richte. Ein Beispiel liefert die allerh. Entschließung vom 1. Mai 1834, 
Hofkanzleidecret vom 20. Ma i 1834, Hofz. 13,792, Rggsz. 30,6b9> 
") I n solchen Fällen dürfte wohl der aus der Allodification des Gehens g" 

loste Betrag zum Besten der Lchennachfolger, i» Gestalt eine« G"^ 
Fibeicommisses umgestaltet werden. 

§. 181. 
dl») Be i Beutellehen. 

Da nach den bestehenden Vorschriften die B e u t e l lehen a l ' 
gewöhn l i che B a u e r n l e h e n zu behandeln find, so wurde nNl 
Hofkanzleidecret vom 28. Juni 1835, Hofz. 12,384, ermnert, daßd»« 
zwischen emer Herrschaft und einigen Unterthanen derselben Stat» 
gefundene A b l ö s u n g ihrer unter dem Beutellehenbande stehenden 
Unterthansgiebigtelten >n dem ausgemutclten Entgelte inline« l'ouäaU' 
keinem Anstände unterliege, und daher in dieser Beziehung der d«eß̂  
fällige Ablösungsact g e n e h m i g t werde (Regierungsdecrer vom 1v» 
Ju l i 1835, RggZz. 38,020). 

§. 182. 
Besonde re B es t immungen rücksichtlich d e r A l l o d i a l < ' 
s i r u n g e n der u n t e r ba ier lscher R e g i e r u n g gestand^' 

nen Lehen. 
Hier wurde ein Unterschied gemacht: . . 
1. Zwischen denlenlgen Lchenleueen, welche mit der königl.baielV 

schen Regierung wegen der Allodiallfirung erst in Verhandlung 
waren, und 
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2. Jenen, die bereits die Allodialisirung von derselben er» 
wirkt hatten. 

^ 6 . 1. Diesen wurde freigestellt, entweder die noch nach den 
k'ömgl. balerlschen Lehenvorschriften stipulirten Allodiallstrungsbeträge 
in entrichten, und daher die vollständige Ablösung der betreffenden 
^«hen'zu bewirken, oder aber von der Allodialificirung ganz abzustehen, 
Und so wie vorhm unter dem Lehenbande zu verbleiben. 
. Uedrigens wurden Diejenigen, die sich in einem solche N Falle 
befanden, aufgefordert, ihre d.esifälliqe Erklärung binnen zwei Mona
ten bei der mederösterr. Regierung als landesfurstl. Lehenstube für d»e 
^ovinzen Qesterrcich ob und unter der Enns zu überreichen (Allerh. 
"̂tschiiesmng vom 29 Juni 1820; Hofkanzlcidccret v°m22.DeceM' 
^ ^ " ' H"'z- 34,283; Rcgierungscucular vom 11. Jänner 1821, 

' Ahysz. 747). 
-̂ ^ s 2 . Alle Diejenigen daaegen, die ihre Lehen in dem I n n -

, "el und in dem zurücketworbenen?lncheile deS HauSruckviertcls 
^ " " der toniql. baierischen Regierung bereits in Allod verwan
d t haben, wurden aufgefordert, d.ese Lehentörper binnen 6 Mona» 
I." der niederösterr. Regierung anzuzeigen, und dieser Anzeige die 
"Uodialisnungsurkunde heizuschliesien («o<l. §. 7 ) . 
^ Diejenigen, die in di^sim Zeiträume sich über die Auodlemftct. 
"ng nicht gehörig auswiesen, und auch nicht in diesem 4.crmme eme 
"«rundete Entschliesmng, daß sie binnen dieser Zeit den verlangten 
,, ".,«" nicht berstellen konnten, überreichten, wurden aber Mit der 
""üuitigtettse/kla'rnng der Allodialisirung bestraft sooä. §.8). 
^, Uebr.gens haben zwar auch die nach dem 23. Apr.l 1815 erfolg. 
A ^Uod.al.slrunasbewllligungen der königl. baierischen Regierung 
?"tigkeit; die etwa für solche erst nach jener P e l ' ° d e aUod.a. 
'?ten Lehen an gedachte Regierung bezahlten Ablosungsbetlage 
fuhren aber, nach dem Münchner StantSvertrage vom 14. Apnl 
^ W , der vsterr. Negierung; daher die diesifälligen, bereits verHandel. 
" Allodial.slrunasfalle einer Revision unterzogen wurden, so wie auch 

' " " folgende Fall, wenn er der Lehenstube bei neuen Verhandlungen 
""kommt, unverzüglich zur Kenmnisi des obersten Lehenhofes zu brm.-
^." 'st. Der Ausweis über die bezeichneten Allodialis.rungsfalle war 
?," den Original.ANodialislrungs-Consenscn und Original - Quittungen 
" ' die an Vaiern noch bezahlten Ablösungsbeträge zu belegen. 

§. 183. 

^ Besondere Bestimmungen rucksichtlich der A l l od ia l i s i 
rung der Pr iva t lehen . 

>. I n Ansehung der m i t t e l b a r landesfurstl. Lehen ist zu be. 
3 ? " , dasi, vermöge der bekannten Privilegien deS ErzhauseS 
Österreich, jede in Niederösterreich befindliche Lehenherrllchkeit dem 
'̂'iherzogc wieder lehenbar ist; woraus sich die Folge ergibt, daß, 
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als die geistlichen Stifte und Kllister, welche eine Lehenherrlichlelt 
besaßen, au fgehoben wurden, d»e lehenher r l i chen Gerecht 
same a ls e i n l a n d e s f ü r s t l i c h e r L e h e n a n t h e i l deB 
Erzherzoge b e i m f i e l e n ' ) , welcher zwar die Ausübung sein" 
bießfälllgen Rechtes Nlcht übernommen, allein auch solche nicht welttl 
unter dem Lehenbande verliehen, sondern lediglich die Administrativ 
den Fonds überlassen hat. 

Da nach dieser Ansicht der Unterschied zwischen unmittelbalis 
und mittelbaren Lehen ganz hinwegfällt, so hat sich die Regierung »̂  
Ansehung der A u f l ö s u n g des Lehenbandes bel dieser lt^ 
lern Art Lehen ganz wie. bei den unmittelbaren zu benehmen, u". 
in jedem einzelnen Falle immer die Staatsgüterverwaltung in d5 
Kenntniß zu setzen. 

Wenn daher auf einem zum Verkaufe bestimmten geistlich^ 
Gute ein unmittelbares landeSfürstl. Lehen haftet, hat dleRegierutts 
die Allodificirung als bewilligt vorauszusetzen, bei dem Verkaufs«? 
schlage darauf Rücksicht zu nehmen, und diesen Umstand in de!» 
Licltationsprotokolle merkbar zu machen. 

Trst nach erfolgter Bestätigung des Verkaufes hat die 3teg^ 
rung im Namen dieser Hofstelle als obersten Lehenhof die Allodialf 
sirung förmlich zu erkennen, davon sowohl den Lehenpropst als dl< 
k. k. Landrechte zur ordnungsmäßigen Verfügung «n Hennmiß i^ 
setzen, der Hofkanzle» aber immer von Fall zu Fall Nachricht zu gebe?» 
damit sie über den Zustand der Lehen unterrichtet bleibe. 

Sobald also eme Entsagung der Privatherrlichkeit von <25^ 
einer geistlichen Communttät eingelegt w,rd, tritt sogleich das Ob^ 
lehenrecht des Erzherzogs von Oeste,reich em, der auch seiners«" 
auf seine Rechte Verzicht leisten muß, ehe d,e Aufhebung des Leht^ 
bandes erfolgen kann. Wird nun ein geistliches Gut, das ein Prl'v«l< 
lehen ist, zum Verkaufe bezeichnet, so hat die Regielung folgen^ 
Verfugungen zu treffen: . 

a) Der Pnvatlehenherr ist durch die Regierung unter Darst" 
lung seines eigenen Vortheils, und gegen das Anelbieten der All^ 
dlallsirungstare zur Verllchtlelstung aufzufordern. 

b) D»e weltlichen Prlvatlehen Herren haben so wie die geistlich^ 
darüber eine eigene Urkunde auszustellen, wovon aber jene der ge«^ 
che», da diesen kein Veräußerungsrecht zustehet, von der Regler«« 
zu bestätigen sind. 

c) Vermliqe dieser Urkunde ist sodann die abgetretene Lehk^ 
Herrlichkeit als h e i m g e f a l l e n zu erklären, und dann von der 3»^ 
gierung, so wie bei den landesfürstl. Lehen zu verfahren (Hofkattj" 
decret vom l3 . Februa» 1812) ; denn dleAfterlehenherrlichkeit au fs 
hobener geistlicher Colporatlonen wird, laut Hoftanzleldecret o° 
24. December 1829, Hof^. 30,189, Rggsz. 361 , sodann M't d " 
landesfürstl. Oberlehenherrlichkelr consolldlrt, somit die Ober-und<»" 
tellehenherrlichlelt in der Person des aller!). Lehenherrn vereint. 
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") ^Es haben übrigens Sc. k. k. Majestät mit ollcrh. Entschließung vom25. 
^ n e r i 8 l 8 , Hoftanzle,decret vom 3. Februar 1819, Hofz. 2434, Rggsz. 
^»/«/bereits die allnb. Willensmeinung ausgesprochen, daß Allerhöchst 
^"selben mcht abgeneigt seien, den oberherrlichen Verband bei den 
,. ^ '^ at lehen in Oestê rnch ganz aufzuheben, um dadurch de» 
«n Allodiflcnung zu eUcichternz welcher Ausführung ledoch lautHofkanz« 
«!decrets vom 17. September 1831, Hofz. 21,159, slqgsz. 5ii.64?,eine 
vollständige Eruirung sammtüchcr Pnuallchen, chrer Bestandtheile und 
Mes Werthes, durch Einsicht m die Landtafel, und im Falle sie nicht zu, 
reichen, durch Verhandlungen mit den einzelnen Vasallen voraus, 
gehen muß. 

§. 184. . 

^ " w i e we i t der R e g i e r u n g gesta t te t ist, A l l o d i a l i s i » 
r u n g e n selbst zu b e w i l l i g e n . 

gerer n ^andesstclle ist die Bewilligung zur Allodialisirung gerin» 
lre,< »> ^ " ^'^ ""s ^ " Werth von 1000 fi. eingeräumt <Wutungs» 
t e „ " Regle» ung vom 29. Jänner 1800, Rqgsz. 2179; erwei-

" l Wirkungskreis vom 16. Mal 1807, RggSz. 3807, §. 7 ) . 

§. 185. 

L e s e r n die H o f k a n z l e i d ie A l l o d i a l i s l r u n g e n von 
P r i v a t lehen b e w i l l i g e n kann. 

bis ^^.Bewi l l igung zur Allodialisirung eines P r i v a t l e h e n s 
(All""f die Summe von 10,000 fl. ist der Hostanzlei vorbehalten 
schl. <- ^abmelSschrelben vom 30. December 1806; Allech. Ent» 
^'«lmng vom 25. October und 16. December 1809, und 25. Fe« 
k a „ ? ^ 8 i Allerh. Bestimmung des Wirkungskreises für die Hof. 

M», Z. 2.°2^^ von 1829). 

§. 186. 

^che A l l o d i a l i s i r u n g s t a x e n zu en t r i ch ten s ind. 

^) Be i unm i t t e l ba r landesfürst l . Lehen. 

^ll»b s Allodialisirung von Lehen ist gesetzlich keine gleiche 
t,n>. ^'UnMare festgesetzt, sondern Seiner Ma,estä't ist, bei eintre» 
r«ch " Allodlallsilungen, von Fall zu Fall der Vorschlag der anzu» 
^ d fn Taxen für d»e aufzugebenden lehenherrllchen Gerechtsame 
ill ^^'^e«le, nach Maß aller dabei zu berücksichtigenden Umstände, 
i- ^ ? " " (Hofkanzleldecret vom 4. April 1815, Z. 12,577). S o 
"lla.'b^lAa.te d̂ e Hoftan^le», <m Einverständnisse Mit der k. k. 
^ " " " e n Hoftammer, m.i Decret vom8. Mm1i>27, Hofz. 12,383, 
^Ntt si ^ ' ^ 9 - d,e Allodlficlrung eines landesfürstl. Lehens, gegen 
lUtw4 "6 " ° " ̂ " Bew'lllgungotaxe und der gewöhnlichen Allodlallsl» 

2»5care, d ^ , falls das Lehen dem Heimfalle nicht nahe ist, m,t 
22 
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25"/o vom Capitalswerche, wenn es aber dem Heimfalle nahe st"" 
mit emem Drittheile des CapltalSwerthes abzunehmen sei. 

§. 187. 
b) Bei P r i va t l ehcn . 

Den geistlichen Communitäten als Privatlehenherren ist,l'm Fs^ 
der Allodifltllung, d,e dlesifälllge Taxe zl,15"/<>zur Hälfte, und dew 
Landesfürstcn zur andern Hälfte als Entschädigung anzubieten, ^ 
beziehungsweise zu fordern (Hofkanzleidecrelvom 13. Februar 181" 
Hofz. 1916, Rggsz. 6Ü29). 

§. 188. 

W i e der W e r t h des al l o d l a l i s i r t e n Lehengu tes bt' 
V e r s t e i g e r u n g e n der K lös ter und S t l f t g ü t e r aNi"' 

schlagen »st. 

Da durch die A l l o d i a l , s » r u n g der Werth des ehen^ 
lehenbaren Gutes erhöhet w»:d, und dieser bel dem Verkaufe nothwt" 
d,g berücksichtigt we:dcn musi, so ist zwar zum Behufs der Versteh 
rung vonGütclN, welche Klöste:n und Stiftern gehören, die <2cĥ  
tzung so vorzunehmen, als ob das Gur Mit dem Lchenbande behasi 
wäre; nach geendigter Versteigerung aber dem Meistbietenden " 
gewöhnliche 15"/<iAlI^d!aIlstrungslare zuzuschlagen, und davon l ^ 
Llcltanten v o r dem Versteigerungsacte zu untel richten (euä.)». 

8. 139. 

Häb) Durch gänzl ichen U n t e r g a n g des Lehen ob jec t t ' ' 

Der z u f ä l l i g e gänzl iche Untergang einer bestimmten S ^ 
hebt alle Verbmdllchrelten, selbst die den Werth derselben z« "̂  
guten, auf (§. 14 i7 des allgemeinen bürgerl. Gesetzbuches). ?, 

Diese allgemeine Bestimmung ,st auch im §. 3!̂ 9 der allgelll' 
nen österreichischen Lchenordnung ausgesprochen, worin es heißt» ^ 

Das Lchenband wird aufgehoben Mit dem Untergänge der zl"" 
Lehen gegebenen >̂ a'che. .̂  

Ist n u r e»n T h e i l des Lehens zu Grunde gegangen, ^ 
anderer für sich bestehender Theil aber übr,g geblieben, so kanN l̂ 
bloß auf die v erhä l t n lßmäf ; ige Verminderung des Lehend."^ 
stes, oder anderer Leistungen, antragen. 
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I I . Haupt stück. 
Von den Lehenbehörden und ihrer Wirk

samkeit. 

§. 190. 
Ei»» l 

'Ntheilung der Lehengeschäfte ,n politische und 
Justiz- G eschäfte. 

"ow s Lehengeschäfte zerfallen, nach Inhalt der HofkanzleidecreteS 
»N ,,« Männer 1820, Hofz. 3058, ,n lene in Elntrachts- und 

^"e,n Strei tsachen. 
"rstere enthält, die Errlarung des lehcnherrlichcn Wlllens 

^ l ^ u g auf dle Verwaltung, Aufsicht und Sicherung des allerh. 
5.,^gcnthums. Letztere enthält die Bestimmung der Rechte, 

'Ntz 

s«ck̂  ^ ^ ^ ' " Lehenbande entspringen, d. i. der gegenseitigen Ge-
^lsanle des Lehenherrn und Vasallen, so wie der mtervenirenden 
klonen. 

^ . ̂ aS Lehenwcsen in E in t >. achtssachen gehöret als politisch-
^,'^stlat,vir Gegenstand ,n den Bereich der landesfürstl. Lehen-
>ft ^ ""^ ^^ obersten Lehenhofes. IeneS in Strei tsachen 
^ dagegen Gegenstand der Gerichtsbehörde. Nur von er-
^ " kann h«er die Rede seyn. 

§. 191. 

Änderung der politischen und Justiz-Behörden in 
Lei) engeschäften. 

ftan» ^ " vormals bei der niederösterr. Regierung in erster I n -
1^"erha«delten Iustizgeschäften »vurden mit Patent vom 1 1 . April 
8«K ^' ^ ^'^ ^ , bem niederösterr. Landrechte die über landesfürstl. 
s<ick ^" Niederösterreich unter und ob der Enns volfallenden Gtreit-
" ,,^/ es möge die landesfürstl. Lehenstube unter Vertretung des 

tj " ^ " g e s c h a f t e , a ls : derselben C o n f e r l , u n g , die A l t e n a -
d, , . ^ o d e r O n e r , r u n g ü . C o n s e n s e u.dgl. s»nd, d i e n t e -
sy ^ " e r r . L a n d r e c h t e sich n i c h t e i n z u m e n g e n h a b e n , 
iu^ dleßfalls die politische Landesregierung ein» 

^e ten hat. 
22 * 
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8. 192. 

Wie hier davon zu handeln kommt. 
Es kommt also hier: 

I. Von den politischen Lehenbehörden, und dann 
II. von dem Lehengerichte zu handeln. 

I. A b s c h n i t t . 

Von den politischen Lehenbehörden. 

§. 193. 
Einthei lung derselben. 

Die politischen Lehenbeh'orden sind: 
1. theilS landesfürstliche, theils 
2. Afterlehenbehlirden. 

l 
V o n den landesfürstlichen politischen Lehenbehördet»» 

§. 194. 
Ordnung, wie davon zu handeln kommt. 

Hier kommt zu handeln: ^, 
4. Von der Organisation der landesfürstlichen ^ 

«tischen Lehenbehörden und ihren HülfSä'mtern, und 
U. Von ihrer Wirksamkeit. 

4. Bon der Organisation der poli t isch^ 
Lehenbehörden und ihren HÜlfsämtern« 

§. 195. 
Eintheilung der politischen Lehenbehörden »N 

henhof und Lehenstube. 

I n allen Staaten, wo sich Lehen befinden und die GM H 
»l..^. ^ . . . . l . . : / - ^ . „ . ^ Q./>.».4 ^.<..»>,.« < i ^^ «< i « »><>r 3 l lp 
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achtsame wachet , dann d ie von e l f te re r B e h ö r d e ge
gebenen Be feh le i n V o l l z i e h u n g b r i n g e t . 
, Die erstere Behörde heißt Lehenhof , letztere die Le« 
v«nstube oder Lehenschranne (Hofkanzleidecret vom 11. April 1811, 
Hotz. 4987, RggSz. 15,594). 

§. 196. 

Au fs te l l ung der n iederösterreichischen R e g i e r u n g 
" " landeSfürs t l . Lehenstube f ü r Oesterreich «b und 

u n t e r der EnnS« 

. kaut Tit. 24 deS Lehentractates, war von jeher die V e r l e i 
t e ^ ^"' landeSfi'u-stl. Lehen», sie seien gleich rittermäsiig oder Ben« 
r« i ' ^? ' ' " beiden Landen unter und ob der Enns der n ieder8 ster« 
H.s?'fchen R e g i e r u n g anvertraut; und die Regierung ist, laut 
^.'^"zleidecretes vom 11. April 1811, die Lehenstube, als 
^ H sie auch durch die Hofverordnung vom 27. August 1779 auS« 
ßlm ^ "klürt wurde; so wie sie zufolge der allerhöchsten Entschlie« 
y,"3 v»ln 21. Februar 1821, wie bisher auch fernerhin das Lehen« 
4 nX«^ Landes ob der Enns zu besorgen hat (Hofkanzleidecret vom 
' "Wz 1821, Hofz. 5929, Rggsz. 11,422). 

§. 197. 

Hü l f sämte l . 

z<. Zum BeHufe ihrer dießfälligen?lmtshandlungen sind der nieder-
^ ^"chischen Landesregierung a l s H ü l f S ä m t e r , die Lehene 
sch Geschäft und die k. k. Hof« und nieder'osterreichi« 
^^ " a m m e r p r o c u r a t « r beigegeben. 

§. 198. 

W o r i n d ie Lehenanwa l t s cha f t besteht. 

D i e L e h e n a n w a l t s c h a f t besteht: 
h 2) in einem (von Sr . k. f. Majestät zu ernennenden) L e-
th P r o p s t « , mit dem Charakter eines wirklichen RegierungSra« 
" " und dem Gehalte von 2500 fi. und 200 fi. Quartiergelde; 

" ) »n einem Lehenar chivar, mit einem Gehalte von1200 fi. ^ 
rl»n « '«einem Leh en kanzel l is ten auS der Classe der Regie« 

"gskanzellisten oder Registratur«-Beamten. 
.. Die Lehenarchivare unter d?n Lehenkanzellisten sind aus den Re-

"lNstskanzellei-oder Registrarurspersonal ohne Ersatz zunehmen. 
. Die Ernennung des Lehenarchwars bleibt der Hofkanzlei vorbe--
pro»?' " ^ ^ har die Negierung deßhalb die Vorschläge des Lehen-

pstes mit ihrem Antrage vorzulegen. 
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Die Zutheilung des Lehenkanzelllsten bleibt dem Regierungssitz 
sidium überlassen (allerhöchste Entschließung vom 16. Mai I s l " 
Hofkan^Ieidecret vom 20. Mai 181F). 

») Der Lehenarchioar wurde schon im Iabre <8t3 m die 9. DiätencM 
gereiht (Hofkanzleidecret vom 25. April 185S, Hofz. 9620, Slggv 
3^,021). 

§. 199. 

A u f s t e l l u n g der k. k. v e r e i n t e n H o f k a n z l e i a ls 
obersten Lehen Hof. 

Die k. k. vereinte Hofkanzlci 'st laut Hofkanzleibescheid vom 1 " 
April 1811, Hofz. 4987, Nagsz. 15,594, der Lehen Hof, welch«" 
sonach die Regierung als Lehenstube in allen dle Lehen betreffend^ 
Geschäften in publica pnlitici8 untergeordnet ist; wie dieß auch M ^ 
ser Abhandlung am gehörigen Orte vorkommt. 

V. Von der Wirksamkeit der politischen 
L e h e n b e h ö r d e n . 

aa) Wirksamkeit der Regierung a ls Lehenstube und ihrer 
Hülfsä'mtcr. 

8. 200. 

Welche Geschäfte d ie n ied erö sterreichische R e g i e r t e s 
a l s Lehenstube zu besorgen hat . 

Die niedcrösterreichische Landesregierung hat als Lehenstube d' 
Pflicht, für die A u f r e c h t h a l t u n g der lehenherrlichen Recht«? 
den Provinzen ob und unter der Enns zu sorgen, dann dle V as"^ 
l e n z u l e h n e n , keineswegs aber den Lehenhcrrn ohne besottd^ 
Auftrag zu repräsentiren, semen Willen zu erklären, oder einen ^ 
der Besorgung der Hofkanzlei llocrtragenen Lehenfälle zu entscheid '̂ 
mit einer einigen Ausnahme, die ?lllodlfication der kleinen Lehens 
1000 fi. im Werthe einleiten zu können (Hofkanzleibescheid voM^ ' 
April 1811, Hofz. 4987, Nggoz. 15,594). <, 

Die landesfürstliche Lehenstube hat sonach die strenge A " ^ 
r e c h t h a l t u n g der lehenh er r l i chen Rechte und d ieAU 
Übung jener F u n c t i o n e n des L e h e n h e r r n , welche " 
lehenrechtlich durchaus keinem Anstände unterliegen, in den bestes 
den Gesetzen gegründet sind, und dem Lehenho fe oder Sr . A 
jestät nicht ausdrücklich vorbehalten stnd, zum Zwecke i h r e r >" 
stimmung. 

Sie muß daher insbesondere: . 
n) in der genauesten K e n n t n i ß a l l e r Lehenobject 

ihrer Lage, ihres Umfangs und ihrer Beschaffenheit, der V a s a l l ' 
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„" . b " besonderen mit dem Lchenkörper verbundenen Rechte 
und V e r b i n d l i c h k e i t e n seyn. 
, , s ^ ' ° " u ^ die B e l e h n u n g e n im Namen des Lehenherrn 
"lyettcn und die Lehen b l iese ausfertigen; endlich 
> ^ .^"6 ste die Rechte des Lchenherrn bei jeder Gelegenheit 
h ^ " ble Vasallen geltend machen, und die E r f ü l l u n g der 
«"^"saUenobliegenden P f l i c h t e n bewirken (allerhöchsteEntschlie
ßung vom 16. Mal 1313 , Hofkan l̂elbescheid vom 20. Ma» 1813). 
Nen<» ^ Nl'ederösterrelchlsche Landesregierung hat sich übrigens die 
dag . Fü l lung ihrer Pflichten in Ansehung des Lehengcschäftes auf 
Nät ^ ' ^ ^ angelegen ftyn zu halten, und es haben Se. Maje« 
^ ^^hlen, dasi, so oft sich in Lchensachen was immer für Zweifel 
VeKu?' ^eselben auf da) Glündllchste erörterr^ und sich zu diesem 
z^ .V alle erforderlichen Aufklärungen verschafft werden sollen (Hof-

''"b'schcid vom 4. März 1821, Hoft. 5929, Nggsz. 11/422). 
rillt« ? ^ " ^elehnung, von dem Einflüsse der Regierung bei One, 
z« «^ "Ulenirung und Alodificat»on der Lehen u. s. w. wurde bereits 
ManI ^'^ ^^»,dann 107 bis 127, 139 bis 150, endlich 177 bis 18tt 

bei» " kommt also nur noch von den ü b r i g e n Obl iegen» 
bau > ^ ' landesfürstlichen Lehenstube zu handeln, welche über» 
s ^ l ' n der S o r g e f ü r deü Bestand der Lehen zusammen««' 
'^werden kann. 

§. 201. 

A l l g e m e i n e W e i s u n g h ie rüber . 

bock« ^ r den f e r n e r » Bestand der Lehen ist zu sorgen (aller» 
^'^Entschließung "<"" 20- Jul i 1821, Hofkanzlcibescheid vom 1. 
istan ^ ' H ° ^ ' 21,208, Nggsz. 39,471); und die Regierung 
Uttto ^ ^ ^ l i » 5as' von einem oder dem andern Fonde in Oesterreich ob und 
din^- ^ " " ^ bisher ausgeübte Lehenrecht für den Landesfürsten zu 
treff ^ ^ " " ^ ' " ^ ' ^ ^ Beziehung die erforderliche Einleitung zu 
lan ' !^ " ° " ^ " Erfolge derselben aber die Anzeige zu machen (Hof-
""«leibeschcid vom 13. Ju l i 1812, Hofz.1910, RggSz.tz629). 

§. 202. 

U te l , den Bestand der Lehen au f rech t zu e r h a l t e n . 

<«,' l?'* A u f r e c h t h a l t u n g des Bestandes der Lehen wird 

^) durch E v i d e n z h a l t u n g der Lehen; 
b) durch L i q u i d i r u n g und Inventirung derselben; und 
«) durch S i c h e r s t e l l u n g des Leheneigenthums. 
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4 . Evidenzhal tung der Lehen. 
3. 203. 

W i e die d i e ß f ä l l i g e n B e s t i m m u n g e n zu unterscheid«" 
s ind. 

Dießfalls gibt es eigene Bestimmungen: 
«) für R e a l - und G e l d l e h e n ; 
si) für die E r b ä m t e r . 

§. 204. 

Hä ». E v i d e n z h - a l t u n g der Rea l - und G e l d l e h e n . - ^ 
Anbe foh lene E r r i c h t u n g e ines Lehenkatasters . 

M i t allerhöchster Entschließung vom 16. Ma i 4813 wurde ^ 
fohlen, über alle Lehenkölper in Oesterreich ein ordentliches Katast<i 
bei der Lehenstube zu verlegen, und zu Stande zu bringen (H^r 
kanzleibescheid vom 20. Mai 1813). 

8. 205. 

P f l i c h t der R e g i e r u n g und des Lehenpropstes z<^ 
d i e ß f ä l l i g e n Ev idenz Ha l tung . 

Die niedcrösterreichische Regierung und der Lehenpropst sind a^ 
gewiesen, sich aus den L a n d t a f e l n und G r u n d b u c h s 
eine vollständige Ueberficht der noch rechtsgültig bestehenden Lehen i^ 
verfassen, rücksichllich derjenigen Lchen, welche durch die öffentlich^ 
Bücher oder durch die letzten Lehenbekenntnisse nicht m die gehörig' 
Evidenz gesetzt sind, die erforderlichen Verhandlungen mit den üA 
geblichen Vasallen einzuleiten, sich hierbei nach der strenqen Geress 
tigkeit zu benehmen, dagegen diejenigen aber, welche ihrer Leb^ 
Pflicht nachzukommen sich weigern sollren, im vorgeschriebenen A5ts 
das Amt zu handeln. Uebrigens wurde den Behörden, und insbesstl 
dere dem Lehenpropste, zur Pflicht gemacht, daß die bestehenden?̂ > 
hen in genauer Evidenz erhalten, und die Rechte des Lehenherrn s* 
hörig gehandhabt werden (allerhöchste Entschließung vom 31. A 
cember 1820, Hofkanjleidecret vom 5. Jänner 1821, Hoft. 2A» 
Regierungsverordnung vom 15. Jänner I 8 2 l , Regierungszahl 1422/» 
Auch wurde die Lehenstube angewiesen, aus Anlaß des oei der Thro" 
besteigung S r . Majestät Ferdinand I. an die Vasallen erlassen«" 
a l l g e m e i n e n L e h e n v o r r u f e s , eine tabe l la r i sche l l e b « ^ 
f ich t über a l l e i n dieser P r o v i n z bestehenden «n 
zu r Lehenstube g e h ö r i g e n Lehen mi t folgenden Rubriken» 
als: Namen der Provinz und des Kreises, des Lehenobjectes «nv 
seiner wesentlichen Bestandtheile, der Gattung deS Lehens, der V«' 
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U n . de« 3a«e« der letzten «...h.mng sam«. ihr« Anmerkung. °°r. 

in », n ' ^ ^ ^ " ^ ^ ^ ^ l'̂ den Jahres sich ergebenden Veränderungen 
n oem Lehenobjecte oder in der Person des Vasallen sind zur Er. 
«nnzung der Uebersicht a l l j ä h r l i c h mit dem Schlusie jedes Ver« 
s. ""üsjahreS,in einem Nachtragsausweise Mit obigen Rubriken ver« 
^ " , nachzuweisen (Regierungsverordnung vom 16. Ju l i 1835, 

5> 38.020). 
N > « « ^ Bildung eines solchen LehenkatasterS sind übrigens folgende 
"laßregeln angeordner: 

§. 206. 

A u f f o r d e r u n g dcr V a s a l l e n zu r Anze ige i h r e r 
Lehen. 

«) Der lanbesfürst l . Vasallen überhaupt, 

send ^'^egierungscircular y^m 4. Jänner 1 8 N wurde nänilich fol» 
Aufforderung an sämmtliche landeSfürstl. Vasallen erlassen: 

Und ̂  ^ wesentlich erforderlich ist, die gegenwärtigen Lehenbesitzer, 
j ^ se lben Lehenfolger, dann die Qualität und Quantiät aller und 
l«n ^Nentien oder Lehenstücke in Evidenz zu hallen, so wurde a l-
Wess""^ l eden l a n b e s f ü r s t l . V a s a l l e n und Leheninhabern, 
z ^ " Standes sie seyn ^ ' ^ ^ ^ ^ ^^de ob und unter der Enns 
die« " l M l " "d zur strengen Pflicht gemacht, binnen 6 Wochen an 
der ss " ° 6 " l " Landesstelle als Lehenstube im Lande ob und unter 

^ D e n neuesten L e h e n b r i e f in Abschrift. 
say, ° ) ^Tau f» und Z u n a m e des gegenwärtigen Lehenbesitzers, 
be»,e / ^auf» und Zuname der sämnttlich gegenwärtig lebenden Le« 
" "soigep. 

iulea^ ^ ^ betreffenden Lehenbekenntnisse in beglaubter Form vor-
lleu«?' iugleich wurde den sämmtlichen Vasallen die Pflicht er» 

der st? ^ " "d jede in Hinsicht der Vasallen, der Lehenfolger oder 
Fall x " " "b Lehenlheile vorgehende Veränderung von Fall zu 
Und ^> ?^enstube ohne mindesten Verzug oder Umtrieb anzuzeigen, 
schrle^' ^ ^ " Gesuche um Belehnung die sub », b und e vorge« 

benen Behelfe in gehöriger Form in Hinkunft beizulegen. 
UNte ^ ' ^ Vasallen der von Stiftern und Klöstern im Lande ob und 
diese« ^ ^ " " ^ herrührenden Lehen wurden zugleich angewiesen, alles 
Un^punctllch zu befolgen, wie die Besitzer der lanbesfürstl. Lehen, 
seh. ./lnen der oben vorgeschriebenen Frist die vorgeschriebenen Be
rede ' k " " betreffenden Lehenhofe unnachsichtlich vorzulegen. Diese 
iN s ^ "Ulden angewiesen, diese Verzeichnisse an das Kreisamt 

"nden; sc, wie. die Kreisämter über diese Vasallen und Lehen-
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entien ihres Bezirkes eine Generaltabelle zu verfassen, und solche 2 ^ 
belle binnen 2 Monaten der Regierung vorzulegen hatten. Die lV^ 
fallen wurden gewarnt, alles dleses gehörig zu befolgen, und sich ^ 
Strafe und Schaden zn hüchen; den Kreisämtern aber wurde zUl 
besondern Pflicht gemacht, diese Anordnung in genaue VollziehuNs 
zu setzen. 

§. 207. 
b) Der landesfürst l . Vasallen im Hnn» und vormals baierl» 

schen Haus ruckviertels an th eile insbesondere. 

Alle diejenigen, die im Innviertel und in dem zurückerworbent̂  
Hausruckviertelsanthelle Lehen besitzen, die mittelbar oder unmittelbst 
von S r . Majestät herrühren, und die zur allerh. Lehenherrllchkcit g^ 
hören, sie mögen in liegenden Gütern, Capitalicn, Zehcntcn, G^ 
fällenl^rrllchkeitn, oder sonst wie immer genannten Realitäten und 
Rechten bestehen, wurden ferner aufgefordert, dieselben binnen b 
Monaten vom Tage der Kundmachung verläßlich anzuzeigen, u«° 
dieser Anzeige den letzten Lehenbricf beizusckllesien (Allerh. Entscbll^ 
ßung vom 29. Juni 1820; Hoskanzleibcscheid vom 22. Decembtl 
1820, Hofz. 34,283; Regierungscircular vom 11. Jänner I32lf 
§ . 4 , Rggsz.747). 

§. 208. 

c) Der Af ter lehenherren. 
Die Lehenstube wurde ferner beauftragt, die Erhebung der Pll< 

v a t l e h e n möglichst zu beschleunigen, damit die obcrlehenherrlichtp 
Rechte auch in Beziehung auf die Afterlehen vollkommen controllll» 
und gesichert werden können (Hofkanzleibescheid vom 3. Jänner 182" 
Hofz. 27,467, RggSz. 3137). Zu diesem Ende wurden die Afte" 
lehenherren angewiesen, binnen 6 Monaten vom Tage derKundmachuNs 
desRegierungscirculars vom 5. April l824, eine genaue a u s s a h ^ 
l iche B e s c h r e i b u n g a l l e r zu Lehen zu v e r l e i h e n d « ^ 
R i t t e r « u n b G e m e i n l e h e n , und ^war mit den dabei befind^ 
chen Stücken, Gülten, oder wie sie immer Namen haben, mit ihll ' 
Ortslage, Herrschaft und Pfarre, in der sie gelegen sind, der niedel 
österr. Regierung als landeSfürstl. Lehenstube zu überreichen; widriges 
gegen die Saumseligen nach Lehenrecht und Ordnung mit aller Stre^ 
ge vorzugehen gedroht wurde (Hofkanzleibeschcid vom 26. März 182 l̂» 
RegierungScircular vom 5. April 1824, §. 8 , Rggsz. 26,587). 

§. 203. 

2. P f l i c h t der A b h a n d l u n g s i «stanzen zur Anzeig« 
e r l e d i g t e r Lehen. 

Die Abhanblungsinstanzen sind, in Folge höchsten Auftrag«^ 
allgemein angewiesen, wo bei einer VsrlassenschaftSabhandlung "» 
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s-Ü!" ° ) " ^chenentien und Lehentheile erscheinen, an den betreft 
!u ^a- "^Nürstl., auch Stiftern oder Klöstern zuständigen Lehenhof, 
«u oessen Lehenamtshandlunq die schleunige Anzeige zu machen (Hof-
"«ret^vom 9. März I 8 l 1 ; Appellationscircularvom 15.März1«11). 

.^«e ober und unterennstschen Landrechte haben die niederösterr. 
. ^ " ' " " 9 von jedem Besitzverä'nderungSfalle von ganzen Lehengü» 

" , oder mit AUod und Fideicommisi vermischten Lehenobjectcn in 
^»nntnlß zu sehen; damit die landesfürstl. Lehenstube selbst über ihre 
sA^lU'llche Gerechtsame zu sorgen in den Stand gesetzt werde 
^oftanzleibescheid vom 20. Oktober 1814). 

§. 210. 

N l s a m k e i t dor Ger ichtSste l len a u f Absonderung 
des A l l o d s vom Lehen. 

)s^^krichtsstellen haben bei Verlassenschaftsabhanblungen von 
^ . ^ " e g e n einzuschreiten, wenn der Erblasser nebst seinem frei-

« " N Vermögen, auch Lehengüter besessen hat. 
lick« " '^ ^" derselben ordnungsmäßigen Absonderung und recht» 
n.'? Verhandlung vorzuschrciten (Patent vom 9. September 1785, 

' "btheilung, V.Abschnitt, §. 43). Von der Pflicht der Vasallen, 
b,. ^ende Veränderungen in der Person derselben anzuzeigen, han-
" " dle §§. 76 ^S 79). 

§. 211. 

I n w i e f e r n die Lehenbehl i rd en den Zustand der 
" e h e n r e a l l t ä t e n nicht zuüberwachen haben. 

ltlit »^^ Lchenbch'örden dürfen h ins ich t l i ch der O e b a h r u n g 
den a»^ ^" ^"^^ lehenbaren Herrschaft gehörigen Realitäten, gegen 
8r, s ^ " ' ^"^ ben, Titel des Lehenverhälmisses keine Maßregeln er-

'len, n>eild a s dem V a s a l l e n über lassene, lehenbare E i -
" " t h u m , Besch ränkungen dieser A r t nicht u n t e r l i e g t , 
solck Einfluß der Behörde auf die Überwachung deS Zustandes 
auf ^ ^ealltäten und der Gebahrung mit derselben, kann sich nur 
Ncks "^ gesetzlichen Bestimmungen beschränken, welche z. B. in Ab« 
übe ̂ " ^ ^'^ Forstcultur und auf die Behandlung der Waldungen 
Viru e ^ bestehen. Dieß ist aber lediglich ein Gegenstand der Pro» 
in K' lwl> nicht der Lehenbehorden; die von der Lehen stube 
der ^ " Beziehung getroffenen Verfügungen, und insbesondere 
gen ^ ^ u c h derselben, daß einem Individuum für die gepfio« 
zv ° Waldaufstcht eine Belohnung aus den herrschaftlichen Renten 
sch«> ^ ' > stellen sich demnach als incompetent dar. Diese Lnt» 
s«l>̂  ^ wurde daher mit dem Beisatze aufgehoben, daß über die Be» 

<rde des Sequesters gegen die zuerkannte Belohnung, die betref-
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sende Prooinzialbehörde im ordnungsmäßigen Wege zu erkennen h ^ 
(Hofkanzleibescheid vom 31 . März 1Ü26, Hofz. 8453 , R l M ' 
17,539). 

3. 212. 

Hä/3) E v i d e n z h a l l u n g der E r b ä m t e r . 

Zur Vermeidung der Irrungen, wie auch in Betrachtung, ^ 
es gegen die Ordnung laufe, lehenbare Landeserbämter offen zn l«r 
sen, wenn diejenigen, welchen es obliegt, solche anzusuchen, dm« 
unterlassen, ist anbefohlen.. . ^ , K6l 

1. Daß die Lehenstube angewiesen werde, nach allen bcsieyenv"' 
Erblehen (lemla äixnititti») genau zu forschen, nicht nur die F a m H 
die solche besitzen, sondern auch, so viel aus den Lehenacten zu «n? 
hen ist, den eigentlichen l etz t enBesitzer genau zu erheben, darüber el 
ordentliches Protokoll zu führen, und die sich künftighin dabei ergp 
benden Veränderungen f o r t w ä h r e n d darin anzumerken. 

2. Sollen die gegenwärtigen Besitzer der Ehrenlehen den sämm" 
lichen Landrechten m ordentlichen deutlichen Verzeichnissen mitgety" 
let werden, damit durch diese, denen aus den gepflogenen AbhandlUV5 
gen, der inzwischen erfolgte, der Lehenstube allenfalls unbekam» 
gebliebene Todesfall des einen oder des andern bekannt seyn MUp^ 
der3ehcnst»ü>e deßwegen Nachricht ertheilet. zugleich auch die zuruckg 
lassenen nächsten Erben angezeigt werden. Und ein Gleiches wird aM 
von den Landrechten bei einem künftigen Todtenfalle eines in dem N" 
gethcilten Verzeichnisse erscheinenden Lehenbesihers beobachtet werden« 

3. I m Falle 5as Landrecht keine verläßliche Auskunft erthe«^ 
ob noch Jemand,,und wer aus einer mit einem Erblasser versehene 
Familie übrig sei, hat sich die Lehenstube an den Chef der StaN« 
zu wenden, und von diesem verläßliche Nachricht einzuholen. 

Sol l den Lehenbesitzern von Seite und im Namen des Leb" 
Herrn aufgetragen werden, alle 3 Jahre ihren Aufenthalt der La 
desstel le ») anzuzeigen, damit selbige, wenn es darauf ankoMw 
die Dignilarien zur Verrichtung ihrer Aermer einzuberufen, «m StaN 
sei, hiervon von den Vasallen gehörige Nachricht zu geben. Und ' 
diese Beobachtung allen Enrenlehenträgern unter der doppelten <^ 
drohung einzuschärfen, daß im Unterlassungsfalle einerseits bei e'N^ 
vorkommenden feierlichen Handlung, welche die Dazwischenkunft 
Dignilärs forderte, das Lehen für diese Zeit einem Andern a u f g " ^ 
gen und verliehen werden würbe, und andererseits, wofern d»e . 
zeige des Aufenthaltes durch 10 Jahre unterlassen würde, der BeUß 
von der Lehenstube ohne weirers des Lehens verlustig erklär 
und mit dessen Verleihung an einen der Mltbelehnten, wo st^ 
vorhanden sind, und lue gehörige Meldung anbringen, wogegen 
dem Falle aber, wenn Mitbelehnte nicht vorhanden waren, od" 
diese das Ansuchen in der gehörigen Frist ebenfalls unterlassen, " 
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«den als vollends fällig angesehen, und ordnungsmäßig an einen 
1?»!'" verliehen werden würde (Hofkanzleldecret vom 18. Februar 
" v i ; Reglerungsverordnung vom 1. März 1813). 
OK ^ ° ^ " ^ ^ ^ ^u emcm E'bamte »n e»ner Provmz der österreichi» 
>cyen Staaten Berufene mcht aufgehört hat, eln österre»chischerUn-
k r than zu seyn , blclbt er üdngens zur Erlangung des lhm zu-

utsaUenen Erbamtes auch dann geeignet, wenn er wirklich, jedoch be-
w ' ^ ^ ^ ' ^ selbst im Auslande domlc«Itrt; jedoch haben diejenigen, 

e'che sich ,m Besitze solcher Aemter befinden, d«e vorschriftsmäßige 
p"<od»sche Anzeige über den Ort ihreS DomicilS zu erstatten (Hof-
"Nzleidecret vom 27. Apnl 1833, Hofz. 9873, Rggsz. 25,165). 

") Da der Grblanbpostmeister das dießfallige Amt in den gesammten deut
lichen, böhmischen und illyrischen Provinzen bekleidet, und in dieser (5i» 
Hlnschaft auch den kcheneid bei der vereinigten Hoflanzlei als obersten 
«denhof ablegt, §. 88, so wurde es, laut Hofkanzleidecret vom 26. Mai 
' ^ 6 / Hofz. t2,24t, Rgqsz. 30,223, auch angemessen erklärt, daß er
mahnte, für die Landeserbamter in Folge allerh. Entschließung vom 48. 
oebruar 1?9t vorgeschriebene, je dreijährige Anzeige des Aufenthalts
ortes, von demselben unmi t te lba r der vereinigten Hofkanzlei als 
obersten Lchenhof erstattet werde. Derselbe wurde daher mit Regie» 
llmgsdecret vom K. Juni i835 angewiesen, diese vorgeschriebene Ubica-
l'onsanzeigc unmi t te lba r an die Hof tanz le i als obersten Leyen-
v°f zu erstatten. 

' ^ i q u i d i r u n g u n d I n v e n t i r u n g d e r L e h e n . 

§. 213. 

A n b e f o h l e n e L i q u i d i r u n g der Lehenkörper . 

^^ ^?ir allerh. Entschließung vom 16. Mai 1813 wurde befohlen, 
s . ^ e h e n k ö r p e r i n Oesterreich g e h ö r i g zu l i qu id i - -
H," ^Hoflanzleibelcheidvom 20.Mai 1813) ; und ebenso haben Se. 
I, ^estae mit allerh. Entschließung vom 29. Jänner 1820 (Hoftanz-
.̂'descheld vom 22. December 1820, Hofz. 2 0 M 2 ) befohlen, daß 

ch, '^ ^"^ rückerworbeNen ob der ennslschen Provinztheilen besindli» 
^ N Lehen llquidirt werden. 

F. 214. 

" l e r v e n i r u n g derk.k. n ieder österr. Kammerp rocu ra -
t u r bei Schätzungen und I n v e n t u r e n . 

c . Von derIntervenirung der k. k. niederösterr. Kammerprocuratur 
lod̂  ^ ̂  ger ich t l i chen Schätzung und I n v e n t u r der Al-

lal.-yd^. ^ . , h ^ ^ ^ ^ , ^ ^ ^ ^ . ^ ^^^^ landesfülstl. Lehene igen-
do.k^ ^"lhanden »st, sobald die competen« GerlchtSbeh'örde dies; für 
»Uck, " ^ findet und dazu auffordert, kann aus dem Grunde 

lyt abgegangen werden, weil derselben die Vertretung und Ver« 
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Währung der lehenherrlichen Gerechtsame bei den Gerichtsbehörde 
gesetzlich obliegt; derselben bleibt jedoch die Wahl der zu gerichtl«^ 
Localcomm»sslonen abzuoidnenoen Individuen überlassen (HofkaW 
bescheld.vo'm 12. December 1833, Hofz. 18,651, Rggsz. 7l,57v)-

§. 215. 

Welche W i r k u n g Lehen l i c ,U lda t i onen haben. 

Alle Lehenliquldatlonen sind a ls rech tsk rä f t i ge und s 
r i ch t s ' o rdnung smäßlge , v o l l e n G l a u b e n verd ienen 
O p e r a t e zu erkennen und geltend, die unter der öffentlichen Autp 
ntät von der hierzu competencen Gerichtsbehörde MltZuzlchungaU 
jener Parteien, die hierbei einen wie immer gearteten RechtSansp^ 
zu machen haben, eingeleitet und zu Stande gebracht wenden. <̂ > 
Incervenlrung e,nes Bevollmächtigten des allerh. LehenheiM^ 
derlei Lehenllquldatlonen begründet bloß das Verhältnis;, daß M 
diesfalls immerhin gegenüber des Vasallen, nur als Partei "sch"" ' 
und die Verbindlichkeit dessen dabei abgegebenen Aeußerungen rlchl 
sich lediglich nach den bestehenden gesetzlichen Maßregeln über M 
machten. Die von der competemen Beholde bei Lehenllquldac»ol> 
aufgenommenen P i otokolle sind öffentliche, vollen Glauben verdienen 
Urkunden, deren Inhalt jede der darin gefelllgten Parteien, ' ^ 
auch die durch einen Bevollmächtigten erscheinende landesfmstl Ley 
siube rechlskläftig verpflichten, insofern solche nicht ohne der in °c 
Gesetze e,forderlichen ^pecialvollmacht, Rechte des allerh. ^l> A 
Herrn aufgibt (Regierungsverordnung vom Ib . August 1832)« ^ 
bleibt übrigens Sache deS Lehenpropstes, jedes ihm von der LeV 
stube zur Begutachtung zukommende Llquldatlonsoperat zu p l " " ^ 
die allenfalls in einzelnen Fällen dabei, aufgefundenen Anstände,.? . 
das etwa noch Mangelhafte zu ermren, und das zu ergänzen ^"z<t 
gende der Lehenstubc anzuzeigen, und die entsprechenden Antl l> 
zu stellen. 

§. 216. 

M i t t h e » l u n g von Absch r i f t en der I n v e n t u r S o p e r a » " 

Von allen Inventursoperaten, wobei d,e k. k. Kammerproc .̂  
tur intervenirt, haben die Landrcchte der Regierung Abschriften 
zutheilen (Oteglerungswelsung vom 28. April 1^35, Rggsz. 2 2 , < ^ , 
Die daher jedesmal zur -
sorgung der erforderlichen Abschriften von Seite des Landrcchrs „ 
jedesmalige Zmückstellüng derselben an die Regierung zu übers«" ^ 
sohln von dem Landrechle zu vldiren (Reglerungserlaß vom 3.A"ö 
1835, Rggsz. 42,075). 
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6> S i c h e r s t e l l u n g d e r l e h e n h e r r l i c h e n 
Gerechtsame. 

§. 217. 

V o r m e r k u n g deS l e h e n h e r r l l c h e n N e x u s i n der 
L a n d t a f e l . 

, . . Ungeachtet dle Landtafelpatente, alle, ein landtafelmä'ßiges Gut 
.^werenden Eigenschaften vorzumerken, ausdrücklich verordnen, so 
, . Dennoch vor, daß vlele ständische Güterund Gülten, diemttdem 
.^herrlichen Nexus behaftet smd, bel der Landtafel als fre,e,gen.-

MMllch erscheinen. 
z . . Demnach wurde befohlen, daß b,S 1. Iänner<1787 die Lehen-
^ t^lhz, icdem lehenba'cn, aus der Landtafcl erscheinenden ständischen 
töstil ^ ^ gewisser voracmerkt werden soll, als widligens jedem land» 
tlae« " Vorgange die Wl l lung, als ob das Tabulargur ein frei» 

l< "^s wäre, würde ane^annt weiden (Patent vom 12. April 1785). 
aens ^ ^ ' ^ Intabulllung des lehenherrllchen Nexus hatte übrl» 

Unentgeltlich, und somit ohne Abnahme emer Intabulations' 
i« geschehen (C,rcular vom 21. Apr.l 1785). 

^ Wild nun aber em Lehenband einvellelbt, so ist die Taxe mit 
^ tu entllchten (Landtafeltaxpatent vom 1. April 1812, §. 7) . 

§. 218. 

A u f was sich diese S i c h e r s t e l l u n g bez ieht . 

. Die SichersteUung der lehenherrllchen Gelechtsame bezieht sich 
; auf R e a l l e h e n , und 
< auf G e l d l e h e n . 

§. 219. 

4ä 1 . S icher st e l l u n g be« R e a l l e h e n . 

sch Das lehenher r l i che O b e r e i g e n t h u m ist im stand»-
Gi l t " ^ ü l t b u c h e sowohl, als in der L a n d t a f e l bei jenen 
9iul>^k' ^ entweder ganz oder theilwelse lehenbar sind, unter der 
y ^ ^ des Gutes mit dem Ausdrucke: em landeofürstlicheS Lehen, 
(All ^ " d e n slch dabei landesfmstllche Lehenstücke, einzuverleiben 
2 zt"?'^"lschlleßung vom 25. Jänner 1819; Hofkanzlelbescheld vom 
' oebruar 1819; Reglerungoc,rcular vom 2g. Ma, 1819, l i t . a) . 

^ §. 220. 
"scha l tung der Lehengnade oder ih res Abganges 

be i der L a n d t a f e l . 

P ers» ^?"b""denseyn, o' er derAbgang der Lehengnade als eineS bloß 
, l ^ g l i c h e n Rechtes " ) , istm der Landtafel bei dem 'NtuInH pos-

ulll unter der Rubrik des jedesmaligen Besitzers mit dem Aus-
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drucke: m i t oder ohneLehengnade emzuschalten (Allerh. Entschl^ 
ßung vom 25. Jänner 1819; Hofkanzle»bescheld vom 2. Februar I s l ^ 
Regierungscucular vom 26. Ma l 1819, l i t . ^ , Nr. 2 ) . 

») Man vergleiche jedoch damit die den zwei obern po l i t i s ^ / . 
Standen lm Lande unter und ober der Cnns verliehenen Lehengnav»" 
und deren Vermehrungen (siehe §. 2ö). 

§. 221. 

E i n t r a g u n g der Lehen s p e c l f i c a t i o n in das Gül tbUV 
und rn dle I n s t r u m e n t e n b ü c h e r der L a n d t a f e l . 

I n das Gültbuch, dann m d»e Instrumentenbücher der Lall'' 
tafel sind dle bel der Lchenstube befindlichen, und von derselben les^ 
lisirten umständlichen Lehenspeclficat,onen einzutragen (Allerh. 6 ^ 
schlleßung vom 25. Jänner 1819; Hofkanzleibescheld vom 2. FebrA 
1819; Regierungsc,rcular vom 2«. Ma» 1819, Nr. 3 ) . Diese 3^ 
tabulatlon »st duich die Lehenstube einzuleiten («o<I. l i t . a , Nr. ^ ' 

§. 222. 

A u f welche R e a l i t ä t e n d,ese S l che rh e »tsmasirege» 
sich beschränken. 

Die Bestimmungen wegen Slcherstellung der lehenherrlich^ 
Gerechtsame be» unmittelbar lanocsfürstlichen Lehen, welche, »n «^ 
mässhelt de» allerh. Eucschlleßunq vom 26. Jänner 1819, und H^ 
kanzlelbeschcid vom 2. Febiuar 1819, nnt Regleiungscilcular ^ 
26. M m 1^19 berannt gemacht weiden sind, haben sich nur auf b' 
jemgen Realitäten zu beschlänlen, deren lehenba:e Eigenschaft s<v . 
als solche in dei Landtafel vom 1. Jänner 1787 (als dem durch A 
Patent vom 12. Apnl 1785 festqesehtcn Zeitpunkte) eischien, ° " 
ni,t delen Besitzer seit dem 1. Jänner 1787 bis zur Vorme»tung^ 
lehcnbaren E,genschaft keine Veränderung vorgefallen ist (A l lA 
Entschließung v.'M 25. Jänner 1k 19; Hofkanzlelbesche,d vom 2.o 
bruar1819; Reglell'.ngsclrcular vom 26. Ma l 1819, l i t . » , Nc. ^ ' 

§. 223. 

S i c h e r s t e l l u n g der l e h e n h e r r l i c h e n G e r e c h t s a m e " 
P r l v a t l e h e n a ls l a n d e s f ü r s t l . A f t e r l e h e n . 

In?lbsicht auf die Sichelstellung der lehenherrlichen G " A 
same bei P r l v a t l e h e n a l s l andes fü rs t l . A f t e r l e h e n , ^ 
ben dieselben Bestimmungen, welche m Ansehung der unm«ttelbs. 
landesfülstl. Lehen der Reglelung elöffnet wurden, zu gelten ^ " « , , 
Entschließung vom 25. Jänner 1819; Hoflanzlelbeschc,d vom 2. " 
bruar 1819; Reg,erungsclrcu!ar vom 26. Ma» 1819, l i t d) . z, 

Bis zur Vorn<iyme einer allgemeinen Regullrung des P ' ' ' " ^^ 
l ehenve rhä l t n l s ses lst ledoch eine besondere Intabullrung.^, 
landeSfülstl. Oberlehenherlllchkett nicht nothwendlg, da die dleßs 
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A^ ^chte des o^rsten Lehenherrn in dem Fridericianischen Privile-
v um als ein Staatsgrundgeseh, so wie in den beiden Hofverordnun« 
3 " " ° " 2. Februar 1819 und 26. März 1824 sattsam gesichert 
" " ° (Reglerungsbescheid vom 1. April 1835, Rggsz. 14,894). 

§. 224. 

" l lNerkung der Leheneigenschaf t i n ein Grundbuch . 

bell» " " ö " einem Oute zwischen der Obrigkeit und dem Guts» 
^ " ein Lehenvertrag besteht, ist die Eigenschaft eines Lehens im 

"Ndbuche vorzumerken (Patent vom 2. November 1792). 
l ü u d ^ ' den G r u n d b ü c h e r n , bei welchen sich unmittelbare 
besin?Ü.'^' ^ e u t e l l e h e n befinden, sind die bei der Lehcnstube 
«tti«, ^ " "b von derselben legalisirten umständlichen Lehenspecifi' 

c^'mzutragen/ 
9l^>^ofern diese landeSfürstl. B e u t e l l e h e n zu land tä ' f l i chen 
h ^ ^ ^ n gehören, sind dieselben Vormerkungen, sowohl im Gült-
LZ cz5^ in der L a n d t a f e l zu bewirken (Allerh. Entschließung vom 
runa ! " " " ^ ^ ; Hofkanzleibescheid vom 2. Februar 1819; Regie-

«"'lcular vom 26. Mai 1819, ! i t . l», § .5 ) . 

y . ^ §< 225. 

s y . ^ l a g u n g der besondern V e r t r a g e zwischen Va» 
^ und Lehenher ren in die ö f f e n t l i c h e n Bücher. 

be» p ^ Wandtafeln und den Grundbüchern sind die etwa zwischen 
y^"henherrn und Vasallen bestehenden, auf das Lehen Bezug neh-
28lq? ?^"^äge einzutragen (?lllerh. Entschließung vom 25. Jänner 
vom <^H°fkanzleibescheid vom 2. Februar 1819; RegierungScircular 

" " . NW 1819, l i t . ° ' ö -6 ) . 

sH. §- 226. 

aus ^ ^ ^ Zerstückung von D o m i n i c a l g ü t e r n , wor» 
' «in Lehenband vo rgemerk t ist, zu benehmen 

kommt. 

D « n ^ ^ ^ ^ " Zerstückung eines mit dem Lehenbande behafteten 
des / "^6Utes, wegen Sicherstellung des darauf haftenden Lehenban» 
b«N d ^ " ^ m e n ist, kommt in der V I I . Abhandlung dieses TheileS, 

" n niederösterr. Dominicalgütern und dem Bauernstande vor. 

§. 227. 
4ä 2. S i c h e r s t e l l u n g bei G e l d l e h e n , 

sesck K^ Sicherstellung der G e l d l e h e n mittelst Staatspapieren 
Pos.?,' ^ " ^ Vinculirung der Leheneigenschaft und sohiniger De-

, "ung bei den Nlederöfterr. Landrechten. FallS aber das Geldlehen 
23 
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auf eine Realität versichert wurde, wird, im Einvernehmen M l t ^ 
k. k. Hof- und mederösterr. Kammcrprocuratur, für dle möglich! 
Pragmaticalslchcrheit gesorgt. Bel mehleren Geldlchen ist sos^^, 
E,nle»tung getroffen, das; der Lehenpropst die Quittungen zur 2>^ 
bung der Interessen Mit unlel fertigt " ) . ^ 

Diese Arr der Slcherstellung wurde von der Hofkanzlc» mit V 
cret vom 10. December 1834, Hofz. 30,701, Rggsz. L9,162, i " 
Wissenschaft genommen. ^ 
») Der llcdcnpiopst Hai jedoch dilse Vorannsinm», nur qegcn Vorweisung^ 

lardrrchliichcn Llhcbungelca t̂imanoli zu crthnlcn (Regurungsbel''' 
vom 22. September 18^6, Rggsz. 5U,5ö8). 

§. 228. 

W i r k s a m k e l t der H ü l f s ä m t e r . 
1. D e r l andeS fü rs t l . Lehenanwa l t scha f t und r ü c k s t 

llch des l a n d e s f ü r st l. Lehenpropstes. 
Der Lehenpropst hat als A n w a l t ln Lehensachen ^ 

diesem Geschäfte auoftblies'lich zu widmen, der Lehenstube überall ü 
die Hand zu gehen, wo sie ein^ulieren hat, alle UeberslchcsoolttU 
kungen, »nsbcjondere aber das L^denkataster und dle U» runden <" 
feiner Verwähl ung und Besolgung zu behauen. . 

Außcr diesem hat er >n alle von der^andesstelle als LchenstUl 
gefaxten Beschlüsse vor der ?lusfertlgung Einsicht zu nehmen, "" 
seine Erinnerungen belauschen; und er «st unter semer V^raMworl«^ 
verpfilchtel, die Lchenillide und nach Umständen auch Mittelbar ^ 
Lehenhof auf Alles aufmeltsam zu machen, was dle Rechte des Leh^ 
Herrn gefählden tonnte. Dem Chef der Lehenstude steht es übriges 
fre», den Lehenpropsten auch den mündlichen Berachungen »N ^ 
tlgen Lehenfallen be, der Regierung, in welchem Falle er in s ^ 
Eigenschaft als wirtlicher Regierungsrath Sitz und Stimm« y^' 
be,zuz,ehen (Allerh. Entschließung vom 16. Ma l 1813, HofkaNil^ 
declet vom 20. Ma» 1813). 

§. 229. 
2. D e r k . k . H o f - u n d n iederöster r . KammerprocuratU»' 

Das Flscalamt hat d,e,hm bekannt gewoldenen Lehenfall's^' 
ten anzuzeigen, d»e anheimgefallenen oder entzogenen Lehen zu vM" 
ciren, und m allen Ltleltigtelten dle Ve» tretung auf sich zu nehlN^ 
welche auf das Lehencorpus , oder auf d,c Zeichnung eine solche ^ 
zlchung haben, daß anmlt der Lehenherr selbst »n AufrechthaltUNg "^ 
ner Lehenhenllchkell, m Beschützung semes Lehengutes oder m V< 
tretung seines Lehenvasallen m Verblndung steht: doch soll i n s " , 
d,esen Geschäften das Flscalamt Nicht eher und Nicht anders als n«^ 
einer von der mit der Aufsicht über dle lanoesfürstllchen Lehen beschaff 
ten Stelle eingeholten und erhaltenen Belehrung emschreltcn ( I n < ^ 
t«on für die Flscalämter vom 20. März 1783, §. 4. Siehe auch §. 2 s " ' 
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Wirksamkeit der politischen Hofstelle als 
oberster Lehenhof. 

§. 330. 

W o r i n dieselbe besteht. 

. Das unterscheidende Meirmal des Lehcnho fes besteht i n 
^ M R e c h t e der W i I I er, er r l ä r u ng de s Le h en her rn und 
^ Entscheidung in den >hm zugewiesenen besol̂ dern Lehenfällen 

^oftanzlelbeschelb vom 11. April 1811). Dem obeisten Lehenhofe 
l̂den nämlich folgende Geschäfte vo» behalten: 

n) Dle ununterbrochene Ueberstcht aller Veränderungen, welche 
"' den Zustand der Lehen emfl,es,cn. 

d) D,e Ertheilung der Lrhen-, Allenations ° und Onerirungs-
" l lsense. 
. e) Die Allodiallsirung der Lehen, welche, wenn die Abweisung 

^cht beschlossen wird, bei Semer Majestät ben.'tt weiden musi. 
^Ndllch 
^ 6) )llle Antrage «n Gnadensachen, oder wo Ausnahmen von dem 
^Ngen Rechte billig gefunden weiden (Allerh. Entschließung vom 
^ Mai 1813, Hoftanzleidecret vom ^0. Ma i 1813). 

U. 
Von den Asterlehenbehörden. 

§. 231. 

Bestehen e igener A f t e r l ehenhö fe . 

vnk ^ ^ ^ " ^ b " Landeofürst als Hauptlehenherr seinen Lehenhof 
n ^ >"ne Lehenstube hat, so haben die Afterlchenherren gleichfalls «hre 
^ venhöfe »), deren Bestimmung jenen des landesfürstl. Lehenhofes oder 
'yenstube gleich kymmt. 

" I n Oesterreich unter der E n n s gib: es folgende Aste riehen, 
hbfe, und zwar: 

I. Weltliche. Jener des Grafen von Harrach, des Grafen von 
^chönborn-Puchheim, des Grafen von Hoyos - Spnnzenstein, des Für» 
>l«n von Lamberg, de» Fürsten von Liechtenstein, des Grafen von Har» 
°^gg, des gräflich Slarhembergischen Seniorateö, des Freiherr« von 
Polstein und der gräflich Traun'schcn Herrschaft Rappoltenstein. 

I I . Geistliche aber, des Stiftes Seitenstetlen,-des Stiftes Zwettel 
Und der Pfarre Waidhostn an der Ybbs. 

I n Oesterreich ob der Gnns gibt es: 
I- Weltliche. Des gräflich Starhembergischen Seniorats, der Vtadt 

«raunau, der gräflich Fuchö'lchtn Herrschaft Puchheim, jener des Grafen 
von Neißenwolf, de» Grasen von Starhemberg,dcs Fürsten Liechtenstein, 
°es Fürsten Auersperg, des Fürsten von Starhemberg, drs glaflich Traun'» 
lchen Seniorat«, des Trafen von Polheim, der graflich Salburg'schen 

2 3 * 
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Herrschaft Altenhof, des Grafen von Orttnbma., des Freiherrn von 2 ^ 
land, de« G:afcn von Spllnzenstem zu Uttendoif, des von HerbW"«! 
der Herrschaft Dcig und d^ hllzoglich SachseNlEobuig'schen Herrsch" 
Krähen. 

I I . Geistliche endlich sind jene: der Linzer BislhumslHelrschH 
Gaisten, des Stiftes <Kren,6munstl.r, des Stiftes Melk und der Pf°" 
Blschelödorf 

§. 232. 

W n k s a m k e i t dieser A f r e r l eh enhö fe 

Die Wllksamkett dieser Afterlehenhö'fe ist durch die dem Aft^ 
lehenherrn eingeräumten Rechte und Obliegenheiten bedmgt. . . 

Dle Prlvatlehcnhenen dülfen nämlich, zu Folge des gemeinen h^ 
Landes vorgeschriebenen Lehenrechtes, d»e denLehenhcr»en zustehend^ 
Amtshandlungen, insoweit solcye Nicht ausdiückllä) Gesetzen und d< 
Landesverfassung wldcisplechcn, »n Ausübung dringen; daher b> 
Lehenleute zu den Belehnungen vorrufen, auf die Elfullung der d^ 
Letztern obliegenden Pflichten düngen, gegen die Schuldigen ltl 
Scharfe nach Reckt und nach volgesch, «ebener GenchtSoldnung ^ 
gehen, Anonahmen und Lehengnaden, jedoch ohne der obeilehenh^ 
llchen Geiechtsame des Landesfulsten nahe zu tleten, eithellen, ^ 
llch das lehenheilliche InspectionSlccht ,n seiner ganzen AusdchN^ 
geltend machen. Alles dieses jedoch unbeschadet der GelechAA, 
des obersten Landes- und Lehenherln (Hoftanzleldccret vom 26. M" 
1824, Hofz. 9068; Ncglerungoc,rcular vom 5. April 1824, § ' " 
RggSz. 15,860). 

§. 233. 

I n wiefern dieser Wirksamkeit O renzen gesetzt si" ' 

D»e Ausübung der a f t e r l e h e n h e r r l i c h en Gerechtsame ist^. 
doch durch d»e Verschilften der allcrh. Generalmandate vom 27. 3 ^ 
1559, dann vom I.December 1582, und vom 13. Avnl 1665 d«p' 
beschränkt, das; die Plivatlehenheiren »hle Lehenlcute Nicht »<l 
N e u e r u n g e n und Taxen w ide r das H e r k o m m e n " ^ 
den Landesgebrauch beschweren, e»n M e h r e r e s , " 
i n den Reversen und L e h e n d r l e f e n a u s g e d r ü c k t ' ^ 
n»cht f o r d e r n , auch sich gegen die V a s a l l e n ke« 
V e r z ö g e r u n g e n i n den lehen her r l i chen A m t s HO" 
l u n g e n zu Schu lden kommen lassen, sondern «yN . 
jederze i t fördersamst das Lehenrecht gewähren s" ! !g. 
(Hoftanzleldecret vom 26. März 1824; Reglerungscircular vow 
AprU 1834, § .4 ) . 
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II. Abschnitt. 
Von den Lehengerichten. 

I . 

Lehengerichte erster Instanz. 
3. 234. 

°sr i f f und Bestimmung der Lehengerichte erster 
Instanz überhaupt . 

fi^Ater Lehengerichten werden diejenigen Gerichtsbehörden ver» 
üben »l " " ^ die Ger ichtsbarkei t überLehen ausüben. Sie 
eine»'. " ""^ ""^ Realger ichtsbarkei t , keineswegs aber 

Aersonalgerichtsbarkeit aus. 
si^ ^chtsstreitigkeiten über Lehengüter und Lehenrechte 
dy. «"vtr lediglich von dem Gerichte, dessen Jurisdiction die betreffen» 
l78ä unterliegen, abzuhandeln (Indorsamole vom 7. September 
H<^ ^' ^ ' ""^ ^ " " Lehenkörper einen Theil einer Verlassen-
tlllll ^^"achen, bleibt ihm die Sperre, Inventur, Schätzung, Feilbie» 
üizk sÜ' ̂ ' " ' »üchslchtlich derselben vorbehalten, daher auch mit Iu» 
I^°ldecret vom S. März 1311 verordnet wurde, dasi die AbHand« 
L,^ Ganzen, wenn bei einer Verlassenschaftsabhandlung Vasallen, 
si^!^"tien und Lehentheile erscheinen, an den betreffenden landeS» 
sM ^ " Stiften und Klöstern zustehenden Lehenhof, zur Lehenab-

"UNg schleunige Anzeige machen sollen. 

§. 235. 

E in the i l ung der Lehengerichte. 

H,. ̂ k Lehengerichte sind, je nachdem dieselben landesfürstliche 
^ r i va t lehen sind, verschieden. 

«er ^ 6'vt also l a n d e s f ü r s t l i c h e und Pr ivat leben» 
l ' chte. 

' ^on dem landesfürstl. Lehengerichte erster 
Instanz. 

^ 8. 236. 
'lche landesfürst l . Gerichtsbehörde landesfürst l . 

Lehengericht erster Instanz ist. 

bi»o,̂ 6 wurde bereits §.191 angeführt, daß von den vormals von der 
Hit ^ " " ' Regierung in erster Instanz verhandelten IustizgeschHften 

Patent vom 11. April 1782, dem niederösterr. Landrechte die 
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über lanbesfürstl. Lehen in Oesterreich unter und ob der Cnns veNü»' 
lcnden Streitigkeiten, es möge die lanbesfürstl. Lehenstube UNtt» 
Vertretung des Flscus als Partei in einem Rechtsstreite verfioch" 
werden oder als Richter vorzugehen haben, zuqewiesin worden se'l 

Ueber die l andes fü rs t llche n Lehen übt also das Land rech 
die Lehenoer«chtsbarkeit aus, »n welchem das ^ehenqul gelegen ''. 
(Iurisdienonsnorm vom 27. September 1783). Rücksichtllch ^. 
Landes ob der Enns bestehen jedoch vermöge Iustichofdccret von» t> 
Februar 1786 besondere Bestimmungen. Wenn nämlich in Nücksich 
der lM Lande Oesterreich. ob der Enn^ befindlichen lanbesfürstl. kehl 
Streitigkeiten entstehen, in welchen der L e h e n h e r r v e r f l o g 
ten ist, 'wo also die Vertretung des Fiscalamtes einzuschreiten h^ 
kommt es darauf an, ob der Landesfmst als Lehenherr sich durchs 
niederösterr. oder ob der cnnsisches Z îocalamt vertreten lasten wol"^ 
wo dann hernach jenes Landrecht als Richter einzuschreiten hat, U«l 
welches das in der Vertretung erscheinende F,scalamt qehoret: wenn av^ 
ein Streit m«t dem Vasallen dermaßen vollführt wird, das; der Landesf"^ 
als Lehenheir l n der E i g en scl) af t b e s R »cb te r s, nicht "N< 
Partei, einschreitet, dann ist die Streitigkeit allemal vor dem « i < ^ 
osterr. Landrechte zu verhandeln, ohne Rücksicht, daß die Lehenstücke ^ 
Lande ob der Enns gelegen seien. 

§. 237. 
V e r t r e t u n g d e s F l s c a l a m t e s b e i l anbes fü rs t l . Leh ^ 

st re i t ig l e i t e n . 

Die Vertretung der lanbesfürstl. Lehenanaelegenheiten liegt ^ 
Fiscalamte ob (Instruction für d»e l̂<<calämler vom 20. März 1 ^ 
§. 4 , si.'he auch tz. 229). Und «n allcn Sire,t>akeiten, wo ein ls 
deofülstl. Lehen m,t einfließt, soll wegen der Fürsorge für dasuNtt 
wallende Interesse der lanbesfürstl Lehenherrllchkclt, das Fis^ala^ 
wenn es auch m die Verhandlunq nicht eingeschritten ist, fondern °^ 
Vasallen unter sich oder aegen einen Dritten, bloß um dai ErercitiU 
des Rechtes gestritten haben, dennoch vor der Schöpfung des l lr th" 
um seine Meinuna vernommen werben, damit vor dem richterlich 
Ausspruche die gehörige Aufklärung geschehe, und in der pfilchttN"? 
gen Rücksicht auf den lanbesfürstl. Dienst vorläufig erhoben werde» 
ob nicht der Vasall etwa zum Schaden des Damirni 6ir«sti d e n ^ 
zesi geführt habe 
liche Appellationsgerichte). 

§. 238. 
W a n n die S a h s c h r i f t e n dem Lehenvropsten ödes 

An w a l t e m i t z u t h e i l en s»nd. 
Wenn bei Lebenstreit,(stellen die Verlrerunq oder das Gutacb^ 

des Fiscus nothwendlg wird, hat derselbe sich vor Verfassung ". 
Satzschnft oder semen Erinnerungen, immer mit dem Lehenprap' 
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"der Anwälte in das Einvernehmen zu sehen (Allerh. Entschließung 
"°M Ib. Mai 1813, Hofkanzleldecret vom 20. Ma i 1813). 

§. 239. 
^ i t t h e i l u n g der A c t e n vor F ä l l u n g des Sp ruches 

dem F i s c u s . 
Die schon bestehende Verordnung vom 23. September 1785, 

yemäß welcher die Iustlzst.llen verbunden sind, in denjenigen Lehen» 
Zeitigkeit«>" K « » > > . « »̂ «<« c« «<; < m ^ s>., < « - —. <>"« «^«»»«Hc'^o ^."l'gkeiten der l a n d e s f ü r s t l . V a s a l l e n , wo der Landesfürst 
^''.ehenherr nicht unmittelbar verflochten ist, jederzeit den Fiscal 
°r F<liZung deS Spruches um seine Erinnerungen zu ver» 

d«m n:"^ " ' ^ " ^ ^ " Ausdehnung auf alle Lehenstreitigkeiten, wo 
, «n Fiscal die Vertretung nicht obliegt, erneuert (Allerh. Entschlie» 
"«Na. vom 1K. Ma i 1813, Hoftanzleidecret vom 20. Ma i 1813). 

L. Von den Privat lehengerichten. 
§. 240. 

Erste I n s t a n z in P r i v a t l e h e n s t r e i t i g k e i t e n . 
H Wenn die Streitsache ein Lehen angeht, welches nicht landes» 
^ ' i s t , und diese n ick t zur Vertretung des FiscalaMts, und folg' 
soll " ^ " " ^ " ^^ Gerichtsbarkeit deS niederösterr. Landrechtes gehört, 

" dieselbe hei der Lehenstube des jen igen L e h e n h e r r n 
^ h a n d e l t w e r d e n , dessen H e r r l i c h k e i t das Lehen 

Z e r w o r f e n ist (Iurisdictionsnorm vom 27. September 1783, 

c Denn Streitigkeiten, welche nicht landcsfürstliche Lehen ange-
" , Müssen bei der Lehenstube desjenigen Lehenherrn verhandelt 
"den, dessen Herrlichkeit das Lehen unterworfen ist (Iustizhofdecret 

' ° " N . Mai 1784, § .6 ) . 
§. 241. 

A u s n a h m e n . 
f>. Gleichwie jedoch die Streitigkeiten über die, der Vertretung des 
^calamtS überlassenen landesfürstl. Lehen der Instanz des FiScus, 
t i l»?^ ^^" Landrechten zugewiesen sind, also sollen jene Lehenstrei» 
skenen, in welchen ein P r i v a t le h e n h e r r selb st a l s P a r -

^ ^ v e r f l o c h t e n ist, nicht vor dessen eigenen Lehenstube, sondern 
stilk^ ^ e h e n h e r r n Pe rsona l i ns tanz angebracht werden (Iu« 
'"iyofkanzleidecret vom 6. December 1784). 

§. 242. 

a«n die Z u z i e h u n g von p o l i tischen R e p r ä s e n t a n t e n 
bei L e h e n s t r e i t i g k e i t e n S t a t t f i n d e t . 

. , , . I n jenen Lehenprozessen, bei deren Verhandlung das Fiscalamt ein-
"'Dritten ist, hat der Camera l rep rasen t a n t bei der gerichtlichen 
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Berathschlagung und Erledigung zu interveniren; wo dagegen^, 
Prozesse in Lehengeschäften, welche ohne Einschreitung des 3 6 " ! ^ 
tes abgeführt werden, auch ohne Beziehung eines Repräsentant 
berachschlagt und erledigt werden sollen (Iustizhosdec. v. 9. Mai 1 7 ^ ' 

Da nach dem Fridericiamschen Privilegium die lehenherrlichen ^ 
rechtsame, sie mögen Privat e oder landesfürstl. Lehen betreffen, 
Oesterreich von jeher mit den landesherrlichen Rechten zusamwens. 
flössen sind, und also aus demselben Gesichtspunkte wie andere Rechte ° 
Landesfürsten, als solche beurtheilt werden müssen, so soll außer v 
gerichtlichen Vertretung des Fiscus in landcsfürstlichen Lehenange 
genheitcn, bei den Lehengerichtshöfen auch in allen Streitsachen, w 
che Lehenkörper oder Lehenrechte als solche angehen, sie n<6s 
l a n d e s f ü r s t l . seyn oder n icht , und die lehenherrlichen R ^ 
unmittelbar betreffen oder nicht, ein Repräsentant von Sei te/ 
Lehenstube und bei dem obersten Gerichtshöfe ein Beisitzer von ^ ^ 
deS LehenhofeS zugezogen werden. 

Zu diesem Ende sind .^ 
u) die Landrechte in Oesterreich unter und ob der Enns, das N' 

derösterr. Appellationsgericht und der oberste Gerichtshof verbünd^ 
hei allen Entscheidungen in Streitsachen, welche auf landesfürstl^ 
oder Privatlehen sich beziehen, politische Repräsentanten zur Btlat^ 
schlagung einzuladen, welchen Repräsentanten mit jenen des 6 ^ 
ral'Äerars gleicher Einfluß vorbehalten ist. ^ 

d) Bei den Landreckten in Wlen und bei dem niederösterr. ^ 
pellationsgerichte hat im Namen der Negiernng der Lehenpropst °"> 
Anwalt, und in dessen Verhinderung ein niederösterr. RegierungM^ 
bei den Landrechten in Linz ein Rath der dortigen Regierung n<"?^« 
äsioZM der niederösterr. Lehenstube zu erscheinen (Allerh. En tW 
siung vom 16. Mai 1813; Hofianzleidecret vom 20. Mai 1813)« 

I I . 

Lehengerichte zweiter und dritter Instanz. 

§. 243. 
Welche Gerichtsbehörden diese Instanzen sind« 

Die Berufung geht bei allen wie immer gearteten Lehenst^. 
tigkeiten, wie bei allen übrigen Cioilstreitigleiten, vermöge P a ^ . ^ 
vom 11. April 1782, §§. 2 und 3 , an das k. k. Appellationsge"V 
für Oesterreich ob und unter Enns in zweiter; von wo die Rev»!^ 
an den obersten Gerichtshof in dritter I n s t a n z zu gehen hat. 

Bericht igungen. Auf Seite 847, 12. Zeile von oben, statt: Eabine^ 
Keminetl ichen; und auf Seite 330, 14. Zeile von unten, statt? 
Allodialisirungslox« — der halben Allodialisnungslare. 



VI. Abhandlung. 
V o n d e n F i d e i e o m m i s s e n . 

§. 1 . 

^ V o r e r i n n e r u n g . 

^ » e Bestimmung der Fide»commisse, v o r z ü g l i c h den Glanz ad<-
."yer Geschlechter zu erhalten, und ,hre Aehnllchkett mtt den Lehen, 
^ daß sie »m Mi t te la l te r , gleich den Erbpacht- und Erbzmsgütern, 
ueubastia genannt wmden , machen es folgerecht, daß d»e Abband-
^ng von den Fldelcommlssen sich zenenvom osterr. Adelsstande und von 
*lm n«ederösterr. Lehenwesen anschließe. 

') Ueber die Fideicommisse in den österreichischen Staaten haben geschrieben : 
2 - I . e Graf von Aue rspe rg : Anleitung zur gerichtlichen und außergerichtli« 

chen Behandlung der Fideicommisse m den k k Staaten, Prag 1794. 
2'Doctor Joseph V o g e l huber : Versuch über die Fldeicommlsse in dm 

osterr. deutschen Erblanden, Wien 1808. 
"> Konrad, Frnnerr von G ä r t n e r : Ueber die Fldcicommißschuldcn im zwei« 

ten Bande von Pratobeuera's Mateualien für Gesetzkunde und Rechts» 
Pflege in den österreichischen Staaten. 

5« Doctor von S c h e i b l e i n : Beitrag zur Erläuterung des F. «28 des all
gemeinen bürgert. Gesetzbuches über den Widerruf der Errichtung der Fi» 
deltomlinßanordnung im V I l . Hefte des 1826ger Jahrganges der Wag» 
ner'schen Zellschrift für osterr. Rechtsgelehrsamtelt und politische Gesetz-
kunbe. 

^. Doclor Ignaz W i l d n e r : Das Fioeicommißrecht nach dem osterr» allge
meinen bürgert. Gesetzbuche, Wien 1833. 

Endlich handelten auch hierüber Hofrath von I e i l l e r in feinem Com-
mentar des allgemeinen bürgert. Gesetzbuches; von S c h e i b l e i n in 
seinem Handbuche der Justiz- und politischen Geschäfte, und in seiner 
Erlauteiung des allgemeinen bürgert. Gesetzbuches, so wie N i p p e l , 
Fuge r u. s.w. 

§. 2 . 

a l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n ü b e r d i e G e s e t z g e b u n g l n 
F»b e l c o m m l ß s a c h e n . 

I n den fl»Heren Epochen der ö'stell-. Gesetzgebung war die Er" 
Achtung der Fideicommisse ohne ttntelschled dcs Vermögens, ganz der 
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Willkür und freien Disposition der Staatsbürger überlasse«, o? 
daß hierzu der land^öfülstl. Consens erforderlich war, »renn nur" 
Fideicommlltcnt Mir seinem V^mögen zu disponiren berechtiget n>a / 
und die Rechte Anderer Nicht vorletzte. 

Das Patent vom 2. Octobcr 4674 , welches die Errichtung ° 
Fideicommlsse durchaus «n Schutz nahm, saqte hierüber: »dr i t ten > 
lassen wir es bei den Flde»commlltenten ferner gnädigst bewenden, 
sie über ihre Dispositionen unserer landesfinstl. Confirmatlon beg<*f 
ren wollen oder Nicht; jedoch Mit dem Unterschiede und Erklärung 
daß die Gültigkeit dergleichen ohne landesfürstl. Confirmatlon ŝ na<v 
ter und noch künftig auflichtender Fideicommlsse dahin zu versteh 
sA, als weil, vermöge der Rechten, der Fidelcommittent zu d,sponlre 
befugt ist," und es veloldnet, zul' Slcheruna und ?lufrcchtha!tUlw 
des Fidelcommchbandt's, das; dasselbe zedesmal m das Weistbottl» 
P r o t o k o l l , oder ,n die Grundbücher eingetragen weide. 

Der landesfürstl. Consens ward darin nur dann voi'glschriebt 
wenn mit Fldcicommlsierrlchtungen Dispositionen verbunden n>el̂  
den, welche nicht m den Rechten der F,de>commlttenten stehen. ^ 
i n der zwe i t en H ä l f t e des 48. J a h r h u n d e r t s f ing d' 
öfter r. Gesetzgebung a n , die E r r i c h t u n g der F i de 
commisse m i t e»nem gewissen Z ie l und Maß zu b" 
schränken. 

Hierüber verordnet nämlich das Patent vom 22. Jänner 4 ? ^ 
»daß fürohm von Niemanden, wer es ,mmcr seyn möge, ohne laN' 
des fü rs t l . Consens ein 1'illolctimmi«8»>iu i n i m in od i i i !»u 
errichtet,'auch auf die Consenserthellung nickt leicht eingeratheN, UN 
da gleichwohl in einem oder dem andern besonder« Falle zu e>n< 
l'läeil'omlni»!,«) in immobil! eingerathen werden möchte, dabei ew 
genaue Schätzung beobachtet, und über den Betrag von 4N0Ml) si^ 
welcher pro linanto nnrmnli der zu errichtenden Fideicommlsse best»^ 
wurde, niemals eingerathen werden solle." 

Diese Beschränkung wurde jedoch ausdrücklich nur auf die ^ 
m o b i l i a ausgedehnt; das Mobile, worüber Nichts veroldnct ruU' 
de, blieb daher fürohin der f r e i e n D i s p o s i t i o n der F l ^ 
c o m m i t t e n t e n überlassen. Dam«t stimmt selbst das Gesetz überelN, 
nachdem es weiter sagt: »dahingegen wollen Wir Jedermann v<^ 
»kommen frei gelassen haben, die ^nnit. i l i«, so in llmlli» pudUc 
»anliegen, für Fldelcommiß zu erklären." 

Das Gesetz begreift hier zwar nur eine Gattung des Mob"« 
Vermögens, nämlich die Capitalien in öffentlichen Fonds; nachde 
es aber die übrigen Gattungen desselben, als: bares Geld, ^ ^ ' 
l«en bei Privaten und andere Effecten nnaMds beschränkte, so bl< 
den s,e der natürlichen Freiheit der Disposition überlassen. . 

D,e gezwungenste ?luslcgung dieser Anordnung könnte höchst̂  
auf die Notwendigkeit führen, bieder freien Disposition überlassen̂  
Oeldfide,commlssc,n ö f f en t l i chen F o n d s anzulegen. 
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. ANein auch diese Nothwendigteit ist, wenn sie auch in der Folge 
Urch Gesetze herbeigeführt wurde, durch spätere Gesetze und sonder» 

Mlich durch das Patent vom 18. October 1792, welches die Anle« 
8U«g der Fideicommißcapitolien bei P r i v a t e n gegen Pragma» 
^ a l s l c h e r h e i t ausdrück l ich gestat te t , wieder aufgehoben 

^bloen. 

^ Obgleich die spätere Gesetzgebung unterm 25. Februar und 24. 
"ovember 1763, 22. Ma i I7s,4, 9. März 1765 und 16. October 
^ 7 die Aufrechchaltung der schon errichteten Fldeicommisse befiehlt, 
^bat sie doch in allen diesen Anordnungen die Vorschrift vom 22. 
Dinner 1763 bei Errichtung neuer Fldeicommisse nicht geändert. 
.̂ Anders verhält es sich damtt in der neuen Gesetzgebung vom 25. 

A r z und 21. Mai 1781, dann vom 9. Ma i 1785 und s. April 
'87; ,n diesen Gesetzen erhielten auch die schon bestandenen Fidei-
^misse einen Umschwung, dessen Tendenz die gänzliche Aufhebung 
l l Fiheicommisse jn immobilibn« bezielte, indem darin den Fidett 

^"llnisibesitzern die Einschuldung der Fideicommißsubstanz zu einem 
^riltheil des wahren Schädlings, oder Erträ'gnisiwcrthes und zugleich 
!'Allodialisirung der Fideicommißrealitäten selbst, mittelst Deposi« 
'̂ UNg eines nach ihrem bloßen Einlagswerthe zu bestimmenden 1'«. 
^ninrz; freigestellt, und die Emschuldung und Allodialisirung da-
Mch erleichtert wird, daß zur Eltheilung des dazu erforderlichen 
"Nsenses bloß die landesfürstlichen Gerichtshöfe erster I n s t a n z 
^thorisirt, und selbe zugleich angewiesen wurden, die Einschuldigung 
^" Fldeicommisse und Majorate auf ein Dritcheil, und die Perm«. 
^ionen derselben vom immndili in ein poOnnlni-illm ohne Rückfrage, 
°̂ s erwünschl ich f ü r das ipeste des S ta a tes allemal ein« 
gestehen. 

I n dem Patente vom 14. Juni 1798 wirb zwar die Allodialisi: 
^Ng, und in jenem vom 12. October 1799 die Erecution der Fidei-
^Mtnißrealitäten erschwert, in keinem derselben aber das Allodialisi-
^ stlbst, und das Einschulden derselben verboten; vielmehr wird in 
en! ersten die Verwandlung eines Fideicommißg u t e s in ein Fidei-

Anmiß c a p i t a l ausdrücklich noch ferner gestattet und folglich der 
Wunsch der Staatsverwaltung, das unbeweg l i che Vermögen im 
^Nde vom Bande des Fideicommisses zu lösen, auch in der neuesten 
Gesetzgebung laut geäußert. 
. D i e letzte V o r s c h r i f t über die E r r i c h t u n g der Fi» 
^ i c o m misse g ib t u n s das a l l geme ine bürger l iche Ge-
^hbuch , welches >̂. 627 verordnet, daß oh ne E i n w i l l i g u n q 
°er gesetzgebenden G e w a l t ke in F i d e i k o m m i ß e r r i ch ' 
^ t werden könne. 
. Hier wird kein Unterschied des Vermögens gemacht, ob es ein 
^elo.-oder ein Realfideicommisi sei, folglich die Verordnung auf bei
des ausgedehnt (siehe auch Z. 19). 
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§. 3. 

B e g r i f f e i n e s F a m i l i e n - F i d e i c o m m i f se s. 

E i n Fideikommiß«) (Familien-Fideicommisi) ist nach delN'' 
618 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches eine A n o r d n « " » 
kraft welcher'ein V e r m ö g e n für alle künftige, oder doch für W 
rere Gesch lecht Sfo l g er als ein unveräußerliches Ou t der F " " 
erklärr wird. Dieß ist ein Fideicommif; im s u b j e c t i v en Sinne-^ 

I m o b i e c t i v e n Sinne ist eS ein V e r m ö g e n , welches 
oberwahnte Ar t gebunden wird. ^ 

D a s Eigenthum deS Fideicommißvcrm'ögens ist W « ^ " ' ll< 
Anwärtern und dem ledesmaligenFioeicommisiinhabergetheilt. 2 " 
kommt das Obereigenchum allein, diesem aber auch das N u l M 
thum zu c«oü. §. 629). , h i , 

Nach dieser Theilung des Eigenthums normiren sich aucy 
Rechte und Verbindlichkeiten der Fidcicommißinhaber und der Anw 
ter (siehe §§. 43 bis 6 3 ) . 

0) Mi t folgenden Rechtswsiiluten haben die Lehen mehr oder weniger Ae 
lichkeit, wiewohl sie andererseits in manchen Punkten von einander 
schieden sind. ^. elbe" 

Am meisten Ähnlichkeit haben mit Familien-Fideicomnussen d>e'' ĝ 
kommissa r i schen S u b s t i t u t i o n e n bei Begleichung der H3> 
und 629 des allgemeinen büraerl Gesetzbuches. Allein sie sind doch dar," 
sentlich unterschieben, daß ein Fideikommiß für meh re re Geschlechtslolu» 
bestimmt, und dasselbe durch die landcsfiirstl. Bestätigung bedingt ^ 
während eine sideicommissarische Substitution vom Gesetze auf c«ne ^ 
stimmte A n z a h l Graden beschränkt ist, und dieselbe einer» 
desfürstlichen Bestätigung nicht bedarf. ^g 

Mi t den Lehen sind ferner Fideicommisse insofern verwandt. 
bei beiden das Verminen durch eine Anordnung für mehrere Ges^- > ^ 
sola.tr derselben Familie als ein unveräußerliches Gut erklärt ist, " 
baß bei beiden die Agnaten Ansprüche haben, und solche geltend mal? 
können. 

Dagegen sind beide von einander in Folgendem unterschieden: <̂ 
1. Lehen haben ausbcdungcne Dienste, Fideicommisse Erhaltung des ">"" 

stände« einer bestimmten Familie zum Zwecke. ,..;, 
2. Bei Lelien ist die Erbfolge durch die GeleZe, die Gescblechtßfolge M w" 

commissen aber durch die FideicommißlMung bestimmt. . ^ 
3. Den Lehengesetzen sind Majorate und Primogenituren und, mit Ausn"" ., 

der Erbämter, auch die Senioratc fremd; bei Fideicommissen sind l " 
gewöhnliche Erbfolge. «-»««!', 

^. Bei Leben kann der Vasall, selbst mit Einwilligung der Lthenmteresie^ 
zu Gunsten eines Fremden von dem ersten E r l ^ nicht Abstammen < 
nicht dlöponiren, wohl aber der Fibeicommißbesi/>("mit dem Fideicowm"' 
vermögen, wenn die Mitinteressenten damit einverstanden sind. ^ 

5. Nach gänzlichem Ableben des belehnten Stammes fallt das Lehen ° 
Lehenherrn anbeim: nach Absterben aller zum Fideicommiß Beru> » 
erhält dagegen das Fideicommiß die Eigenschaft eines freien Slgcntnu 
und der letzte Besitzer kann damit nach Willkür schalten und wallc"^ 

Die Theilung des Obereigcnthumen vom Nuheigentl'ume bildet b "^ 
gcn kein allgemein gültiges Unterscheidungszeichen zwischen beiden, 

http://sola.tr
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w' Giunde auch bei Fideicommissen das Obcreigcntbum von dem Nutz« 
ugcnthumc insofern getrennt «st, daß am crsteren die Anwärter theilnch« 
wul , und weil es auch Fldtlcommisse gibt, wo das Object selbst cm ge« 
lheütls (.̂ »gcntbum, das Obcreigenthum ober das 3iutzelgenthum a l l e i n 
Fldllcommiß ist. 

Feiner unterscheiden sich Fideicommisse von den Erbpach t« und 
C r b z l n ö g u t c r n dann, daß der letzteren nach ZH. 1122 und 1t23 des 
allgemeinen bürgert. G ŝehbuctics das Nu Helgen thum eines Gutes 
öegen eme bestimmt», labrllche, verhaltnisimaßig große ober gcrrnge Abgabe 
erblich überlassen wl>.b, wahrend vn fideicommissen auch das Obereigen-
thum demlelbcn zugewendet ftyn kann ; dann, daß berm Erbpacht- und 
^rbzuisgmevontxm Nutzgenießec mit dem Nutze,genthume fiel geschaltet 
Und gewaltet werden l ^ u i , wahrend bei Fideicommissen dieses Nutzergen-
lhunr ern unveräußerliches Gut mehrerer Geschlechtefolger ist. 

Von den S t i f t u n g e n rmtericheiden sich aber tue Fideicommisse, wie 
der §. 6^6 des all^cmcmcn bürgert. Gesetzbuches darstellet, dann, daß 
bri erstcren die Emtunflr von Kapitalien, Grundstücken oder Rechten zu 
Nem e l n n u h igen Ansta l ten , als: für geistliche Pfründen, Schulen, 
Kirchen oder Armenhäuser, oder zum U n t e r h a l t e gewisser Per« 
sonen auf alle folgende Zeiten bestimmt werden. 

Einfache Erbscha f ten und Legate sind ferner sowohl dem Titel als 
der Vl-ichafflnhert der Sache nach von Fideicommissen verschieden. 

Mi t dcr Geme inscha f t des E i g en thu ms endlich bat zwar das 
Fideicomnuß so viele Achnllchteit, daß der F. 849 des allgemeinen bur« 
gerl. Gesetzbuches sich sogar dahin ausspricht, daß Alles, was in den§§. 
825 b,s 858 von der Gemeinschaft überhaupt bestimmt worden ist, stch 
auch auf die einer Familie als einer Gemeinschaft zustehenden Rechte 
und Sachen, z. N. Stiftungen, F i d ercomml ise u. dgl. anwenden 
lassen. Allein beide unterscheiden sich doch darin, baß der Fideicommissen 
die Gemeinschaft zwischen mehreren Geschlechtsfolgl,rn derselben Familie 
seyn muß, wahrend dieß bei anderen Gemeinschaften nicht weientllch 
nothwenbig ist. 

§. 4. 

" 'Nthei lung der Gesetzgebung über die Fideicom» 
wisse ln den polltlschen und juridischen The l l . 

Die Gesetzqebung überdle Fldelcomnusse «st thells politisch er, 
ells clvllrech tllcher Natur. 

Es kommt also h»er: 
^ Von dem pol , tische«/ und 
" Von dem c»vll rechtlichen Thelle der dicsifälllgen Gesetzge

bung zu handeln. 
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I. Hauptstück. 
Von dem politischen T h e i l der Gesetz gebu«s 

über die Fideicommisse. 

§. 5. 

Welche B e s t i m m u n g e n er e n t h ä l t . 

Dieser Thell enthält alle gesetzlichen Bestimmungen, welche" 
Ausmtttlung aller de> «emgen C r f o l dern lsse zum Zwecke haben, b' 
der definitiven Gründung e«ncs Fldelcommlsimstitutes vorangeht 
müssen. . 

Die Frage der Zulässigkelt der Errichtung eines F,de,coMtMl!̂  
liegt nämlich außer den Gl enzen del Bcurchellung der GerlchtSbehöi'^ 
wohl aber m jenen der po l« tischen B e h ö r d e n ; indem dieses 
nächst berufen sind, d«e ö f f e n t l i c h e n Rücksichten, welche ^ 
ganz vorzüglich zur Epiache kommen müssen, und die e l g e n t h u ^ 
l lchen V e r h ä l t n i s s e des B e w e r b e r s und seines zu b? 
güns t l genden Geschlechtes, so wie die B e s c h a f f e n d ' 
des zum F l d e l c o m m l s s e z u best immenden Ve rmöge«^ 
jedoch immerhin un engsten Einvernehmen Mit den Justizbehörden, . 
reife Elwägung zu ziehen, und sot.ltt «ine ve r l äß l i che Basl 
zu r En tsche idung der gesetzgebenden G e w a l t i 
l i e f e r n . 

§. 6. 

Aufzählung dieser E r f o r d erNlsse. 

Nach dem ,m §. 3 vorkommenden Begriffe emes F!deicoMwi5" 
»st hierzu: 

1. El« bestimmtes Vermögen; 
2. eme hierzu berufene Geschlech t s f o l g e , und 
3. eme Ano r d n u n g erfordeilich. 

I. Abschn i t t . 
Von dem zum Fideicommisse zu widmenden 

Vermögen. 

§. 7. 

Welches V e r m ö g e n h ie rzu gee igne t ' i s t . 

Zu Fideicommissen kann sowohl ein nnbeweg l»ch es als b 

wegl lches Vermögen bestimmt werden. 
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§. 8. 

Unbewegl iches V e r m ö g e n . 

Das unbewegl iche Vermögen kann sowohl d o m l N l c a l 
" s r u s t , cal seyn. (Gewöhnlich weiden Dommicalgütcr, auch Do^ 
"Un,calrechte dazu gewidmet. 

Daß aber auch u n r e r t h ä n i g e Realitäten hleizu verwendet 
^"den können, zeigt schon das Patent vom 2. Octobel 1674, wel-
^ s verordnet, das; em Fldeicommlßband jedesmal »n das Wclsibotcn-
Protokoll oder m die Grundbücher eingetragen weiden soll; und 
" b i l l ig ten Se. Majestät, lauremcr der Hofkanzlel unrerm 6. Ma i 
^22 bekannt gegebenen, an den obersten Genchtöhof ellassenen al-
^d> Entscheidung,'m e,nem speclellen Falle, die Widmung und 
^sichtlich EmveUelbung von R us t l ca l rea l l t ä ten zu emcm Fl-
^lolnml,1e sogar nur gegen dem, das' die Ruftlcalrealilätcn noch 
I^ner in , h l er N a t u r v e r b l e i b e n , und nur dmch das Fl-
'̂comm,s;band vlnculnt, und «m Besitze des iewelIlgen Flde,commlschc° 

Wss veie,nt bleiben soll (Hofkanzleidecret vom 1 l . Mal 1822, Hofz. 
",833, Rggsz. 25,433> 

Wogegen Se. Maiestä't »n einem andern speclellen Falle mit 
"uerh. Entschließung vom l . I u m 1832 sich g e n e i g t elllmlen, die 
gesuchte V.leinlgung der Rustlcalgrundstucke Mlt einem Flde»com-
"'sse zu bewilligen, wenn der Blttstcllei lM gehöllacn Wege die Do-
? ^ l c a l l s , r u n g dieses Rusiicalglundstückes bewukc haben wird 
Vttanzleldecret vom 0. I u m 1832, Hofz. 12,2l)3 , Rggsz. 
^,592). 

§. 9. 

B e w e g l i c h e s V e r m ö g e n . 

H ^uch bewegliche Sachen können, u n t e r den gefehlt-
^ " V o r s i c h t e n , zu Fldelcomm,ssen elhoben werden, wie z. B. 

"^'lallen mittelst öffentlichen und Prlvatschuldschemen, Sllber-
"° Goldgeiäthe, Schmuck, sonstige Kostbarketten und Seltenheiten 
' >» w. 

> Vere,ts m,t dem Hcfdecrete vom 22. Juni 1763 wurde sogar 
H e r m a n n f r e l g e l assen, die C a p , t a l » c n , d,e belöffent-
^ n Fonds anliegen, für Fldelcommisse zu ciliaren, dergestalt zwar, 
Ilck ^ " ^lllärung'entweder m >!>>«, durch Elnchtung eines oldent-
lY«N Fldelcomm»s;mstltutes, oder auch duich c,n Testament geschehen 
""- Jede Gattung von Schuldverschreibungen, sowohl öffentliche 

y private, s,nd dazu geeignei; selbst ?otterleanlehensobllgatlo-
/ " , wenn ste anders em laufendes Einkommen abweisen. Nicht mm-
c" 'st den Behörden gestattet. d,e FidelcomMisicapitalien zu Einlagen 
y ' ^ r Nanonalbank zu bewilligen (3- >̂5 der Bankstatuten, Patent 

ĉ  ^zunl 1817). 
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§. 10. 

Ob u n d in w l e f e r n Lehen m i t demFioe icommißba l l 
be leg t werden können. 

Wenn ein Fideicommis; mit einem Lehen verbunden wird/ "e 
liert letzteres nur msowelt von seiner natürlichen Beschaffenheit, 
der Buchstabe und Sinn deS Fldeicommlßmstllutes es bestimmt a« 
drücket; und bei Errichtung eines LehenS zum Fldelcommlsse istN^ 
nur d«e strengste Erklärung, sondern die möglichst vollkommene ^ . 
probung der Verzichtlelstung von Seite der Lehenfolger erfordert' 
und cS darf bel e,ncm Lehen niemals eine f>de,commlssarlsche 3»^> 
vermuthct werden, denn Lehen lassen sich durch Erbverträge und Fl^ 
comnnsse nicht binden. 

I I . A b s c h n i t t . 
Von der zum Fidei com misse bestimmten 

Geschlechtsfolge. 

3. 11. 

Wer dazu gee igne t ist. 

Zur Geschlechts fo lge m ein Fideicommiß sind alle diejeN^ 
geeignet, die Nicht durch Gesetze ausdrücklich davon ausgeschlossen 5" ' 

I n dieser Beziehung ist zwischen bewegl ichen und und 
weg l l chcn Fideicommlssen zu unterscheiden. ^ 

Zu dem Besitzet) ew eg l l ch er Fideicommlsse sind ohne l l t t t ^ . 
schied sowohl Inländer als Ausländer geeignet; denn nach dem §> ,̂  
deS allgemeinen bü'rgerl. Gesetzbuches haben letztere gleiche Rechtes 
den Eingeborenen, und rücksichtlich der Fldeicommisse wird bel lyl> 
keme Ausnahme gemacht. ^ 

Von den unbeweg l i chen Fldeicommissen sind dagegen " 
Allem alle diejenigen unbedingt ausgeschlossen, welche dura) das G"^ 
deS Besitzes unbeweglicher Güter übe, Haupt u n f ä h i g sind, undi»" 
namentlich türkische llnterthanen und Israeliten (Siehe Abhand!«^ 
IX. und X. dieses Theiles). Bel F r e m d e n gelten glelchf^ 
die allgemeinen Bestimmungen, welche rücksichtllch ihrer wegen ^> 
Rcalltätenbesitzes überhaupt bestehen (siehe II.Abhandlung dieses --P 
les), nur daß, Zeuge der allerh. Entschließung vom 21. NoveM 
1826, H°fz. 33,409, NggSz. K3,2I4, bel Errichtung eineS.3"« 
Flde,commlsscS in den österr. Staaten von Seite emerauölän 
schen Familie die ausdiückliche Bedingung beigefügt wurde, daß", 
j e w e i l i g e Besitzer desselben se lnen Wohnsitz i n den °-
S t a a t e n aufzuschlagen habe. 
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l^. Daß übrigens der Besitzer eines mit dem Fideicommiybande de« 
. Men Dommicalgutes, wenn er nicht zugleich Mitglied des Nieder-
.^rr. Ständetörpcrs ist, die doppelte Gült entrichten mus;, versteht 
V von selbst (Siehe IV. Abhandlung dieses Theiles vom niederösterr. 
^ande.Instttme). 

§. 12. 

welche Geschlechtsnachfolgen dieß f a l l s bestehen. 

Die Geschlcchts fo lge tann insgemein: 
2) Entweder eine P r i m o g e n i t u r ; 
>l) e » n M a j o r a t , oder 

^^) ein S e n i o r a t seyn; je nachdem der Stifter desselben die 
^chfolge entweder dem Erstgeborenen aus ocr altern Linie, oder dem 
Ochsten aus der Fannllc dem Grade nach, unter mehreren gleich 
'ühen aber, dem Aeltercn an Jahren, oder endlich, ohne Rücksicht 
^dle Lmle, dem Aeltern aus der Familie zugedacht hat (Allgemel-

" " bürgert. Gesetzbuch §. L19). 
Der Stifter tann auch die Bedingung der Erbfolge ganz umkeh' 

.^ , und den Lctztnachgeborncn aus de? altern Linie, oder den Iünc^ 
^ aus allen Lmlen, oder überhaupt denjenigen berufen, welcher im 
, lade entweder demFideicommisiltifter, dem ersten Erwerber oder dem 
Hten Besther am nächsten lommt («<»<̂ >m §. 22). 
> Er kann anordnen, das; das Fideicommls; dem Nächsten aus der 
Aaniilie zufallen soll Ou<ltnn §. K24). Er kann nebst dem Fldeicommisse 
^ die erstgeborne Linie, c»n zweites oder mehrere Fldelcommlffe für 
^ nachgeborne Llme errichten (c<»ä<',n §.625). 

^ Er kann auch ausdrücklich verordnen, daß nach Erlöschung des 
.^nnostammes das Fideikommiß auf die weibliche Linie übergehen 
"Ue («0ä. §.626). 

Hl. Abschn i t t . 
Von der A n o r d n u n g eines Fideicommisses. 

§. 13. 

W o r i n sie besteht. 

Diese A n o r d n u n g ist der von der gesetzgebenden Gemalt ge» 
lhtnigte Wi l le , ein Vermögen Mit dem Fldeicommißbande zu 

"legen. 
ES lommt also hier: 

n) Von dem W i l l e n , ein Vermögen mit »dem Fideicommißbande 
zu belegen, und 

") von der G e n e h m i g u n g dieses Willens von Seite der ge-
, setzgebenden Gewalt zu handeln. 
l- 24 
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:») V o n dem W i l l e n , e in V e r m ö g e n m i t de 
F ide icommißbande zu belegen. 

§. l i . 

W e r sclN V e r m ö g e n zu e,nem ^ l d e l c o m m i ß vel-
wenden kann 

Vermöge des, laut §. 362 des allgemeinen bürgert. Gesell 
bestehenden Rechtes eines leben Elgcnrhumers, Mit seinem E>^ 
thume fre, ;u vel fügen, kann auch Jede» mann fem Vermögen l 
em FldclcomMlsi vel wandeln; wenn nu r Nicht dadurch N<^ 
§. 363 und 3s,4 jenes Gesetzbuches die Rechte ein«' 
A n d e r n v el letz t w e rden. Dem El messen der gesetzgebende 
Gewalt bleibt es jedoch überlassen, ob dieser allgemein emgeräuw^ 
Fähigkeit eine Folgr gegeben werden soll oder nicht. .« 

Auch gibt es Beispiele, daj; der Monarch selbst ein FldeicoltUtw 
zum Besten eines Geschlechtes als Geschenk er, lchtet: da verschmilzt l ^ 
der Wille deS SllftelSmittel gesetzgebenden Geivalt; und die GlündUl>? 
eines solchen Fldelcommlsses beda.f der bei einem von einem Prlvall 
zn stiftenden Fldeicommlsse nöthlgen ZölMllchkclt glößtenthtlls Nlcht' 

§. 15. 

W i e der W l l l c zu einem F , dc»commlsse geäußert 
werden kann. 

Wel ein Fldeicommlsi stiften w i l l , kann diesen seinen W'^ 
entweder Mittelst einem Gesuche oder ,n einer letztwilllgen ?lnoldNU"s 
aussprechen. ^ . 

Elfteres kann a'.,:f die Widmung eines bestimmten Verwes^ 
zu emem Fldeicomnusse lausen. Es kann aber auch bloß auf die v " ' 
l ä u f i g e Bewilligung zui- Ernchlung eines Fidelcommisses »>. 
3?amhaftmachunc, dzesis Vermögens, und Mit dem Volbehalte, da' 
selbe erst späterhin, und zwal enriveder noch bei Lebzelten, oder el> 
nach dem Abieben nincelst testamentarischer Einordnung in das L"^ 
tieten û lassen, gelichtet seyn. 

A u f was e in solches Gesuch zu l a u t e n habe. 

Wl id um die Bewilligung, ein best immtes Vermögen i 
einem F>delcomm,sse zu velwenden, gebeten, so muß 

1. dieses V e r m ö g e n und zugle ich der W e r t h dess^ 
ben, und das; es e l g e n t h ü m l ich und schu lden f re i sei, ge^ 
bezeichnet werden: daher em glaubwuldlges Verzeichniß desseld '̂ 
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. ^ eine glaubwürdige Urkunde über dessen Werth bclzuriingen sind; 
'"«er musi 
v. 2. d»e G eschl echrsfo lge, und in welcher 7llt sie auf das Fi^ 
^omwlß Anspruch zu machen hat; endlich müssen 

3. dle G r u n d e, welche d e n B e w e l b e r bes t immen, sein 
'8eNthümIlches Ve> mögen Mlt dem F«dc«comm«s:bandc zu belegen, 
>^ den a l le rhöchsten Gesetzgeber bewegen d ü r f t e n , 
^ blrsifälllge Bewilligung zu cnhelKn, angen^ben weiden. 

Gründe ersterer Alt sind z. B. der Wunsch, snnei Nachkom-
^nschaft cm bestimmtes Einkommen zu sichern, eigenthümliche 
l̂NlllenverhältNlsse u. dgl. 
.̂ Glünde der zwe i t en Art sind ganz volfüglich ausgezeichnete 

"ttdicnste des BewelbelS und seiner Volfahlen um das Ncgentenhaus 
l»d den Staat, d»e es wünschensweich N'.achen, den 9»amen dieses 

^lhv^rdlenlen 0 eschlechleö zu v^cw»g<n. ?luch können andere öffent-
'lhe Nücksichlen >n Intelesse qenommen werden, wie wenn elklält 
." 'b, haß, im Falle des Ellöschens der bestimmten s^eschlechlssolge, 
^wlrdel fiel gewoldene Vermögen zu einem gemeinnützigen Zwecke 
^wendet werden soll; die dadulch bewukie Einfühlung eines bedeu
t e n Vermögens aus dem Auslände U. s. w. 

§. 17. 

^ t n n kein best immtes V e r m ö g e n n a m h a f t gemacht 
w l r d. 

Es können abel auch dlosi Gesuche um d,e alle»höchste Bewllll« 
^ 3 zur Eillchiung elNcS Fldeiceu,Misses ü b e l h a u p t gestillt wer« 
^ , ohne dasselbe, so w»e die GeschlechtSfolgc bestimmt, zu bezeichnen. 
. ^ Nun aus einer Plovm; »in Gesuch um cme solche n u r v or läu-
'9e Bewilligung zur Elnchcung eines Fidelcommisses volkam, Mit 
^Beibehalte, nach deren Ellargung d»e Bedingungen zur definlti-

, ^ ^lN'llllgung zu erfüllen, befahlen Ee. Majestät aus dlcs»m An-
^< Mit allerhöchster Einschließung vom 6. Jul i 1832, daß ,n a l l en 
^ l l e n , wo a u f vo» l ä u f , ge B e w i l l i g u n g zur E r r > ch-
1,^6 von Flde«com Missen e ingeschr i t ten w i l d , der 
^ ' l ä u f i g e G e l d w e l t h des V e r m ö g e n s , welches a l s 
s^e l commls ! bestehen s o l l , angegeben werden so l le 
^ofsanzle.decret vom 1^ . Jul i 183'^, Hofz. 15,702, Ngg5j.^l l ,2l3). 
, 3>ückslcht!lch der Fa m l l l e nv erhä l t n lsse des Bewerbers bei 
Hen eventuellen Gesuche (sl<1)e §. 23). 

§ 18. 

Wo e,n solches.Gesuch zu überreichen ist. 

l Das dlcsifälllgc Cinschr<'itcn übe,Haupt kann entweder unmittel« 
^ bei Sr . Majestät selbst, oder bei der politischen Landes- oder 

2? * 
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Hofstelle geschehen. I m eisten Falle gelangt das Gesuch an aM<v 
politische Stel le, entweder Mlt oder ohne allerhöchster M z ^ 
nung herab. ' ^ 

Bei allerhöchll bezeichneten Gesuchen haben die politischen >" 
Horden in allen Fällen die näheren Erhebungen zu pflegen, und tl 
Gutachten hohen und höchsten Ortej zu erstatten. / . 

Für den Fall aber, das; das d,es;fällige besuch nur bei der politisch^ 
Landes « oder Hofstcllc überreicht, oder das Majestäcsgcsuch ohne 0 
lerhöchste Bezeichnung herabgelangt wäre, bleibt es der VeurtheilM 
der politischen Behörden überlassen, ob das dlesMllgc Einschreitens 
nähern Erhebung und Unterstützung höchsten Orts geeignet sei, A 
Nicht. I m ersten" Falle bleibt es dieser Behörde überlassen, h i e ^ 
gutachtlichen Bericht zu erstatten; im zweiten Falle aber das GeM 
lediglich mit dem Bedeuten zurüerzustellen, daß demselben keine Folgt" 
geben befunden worden fci. 

l,) V o n der Genehmigung des W i l l e n s vo" 
S e i t e der gesetzgebenden Gewa l t . 

§. 19. 

Gesetzl iche B e s t i m m u n g h i e r ü b e r . 

Schon nach dem Gesetze vom ! j . Ma i 1765 unterliegen die^" 
gelegenheiten <!<> »'i-igciläo l<ill,il:<,ln!nl88u der allerhöchsten , ^ 
schl.csnmg. ^ 

Dies; bestimmt auch der §. 627 des allgemeinen bürgert. Gel'» 
buches, worin es helsit: Ohne besondere E i n w i l l i g u n g ^ 
gesetzgebenden G e w a l t lann kein Fideicommis; errichtet U't 
den. Und da hier tem Ilncerschied zwischen unbeweglichem und b e ^ 
lichem Vermögen gemacht wird, so umfaßt dieses Gesetz jedes wie "" 
mer geartete Vermögen, und hat sonach die Bestlmmnng der ans 
führten Hofentscheldung vom 22. Jänner 1763 aufgehoben ( ^ " 
auch §. 2) . 

§. 20. 

M a s zur G r u n d l a g e dieser al lerhöchsten V e w i l l i g U " ^ 
zu d ienen har. 

Der allerhöchsten Bewilligung zur Errichtung eines FideicolN^ 
ses haben die amtlichen Erhebungen über das diesfalls überreichte" 
such und d»e Begutachtung der einschlägigen Behörden voran zu ge^/ 

Sobald also in 9llederösterrelch ein solches Gesuch an die pol>l 
sche Landeostelle gelangt ist, s.tzt sich dieselbe mit der r. k. H°s'^< 
nicderösterr. Kammerprocurasur, so wie mit dem betreffenden k» ' 
?lypellalionsgerlchte in dao Einvernehmen; daher solche bei Sr» ^ 
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leftiit überreichte, und «m Wege der pol.tlschen Hofstelle an die politische 
^noesstelle gelangende Hofgesuche den Auftrag zur entsprechenden 
Erhebung, und soh.n, nach g e p f l o g e n e m E i n v e r n e h m e n 
" ' t dem A p p e l l a n o n s g e r l c h t e , zur gutachtlichen BerlchtS« 
"stattung enthalten. 

§. 21. 
v o r ü b e r die t< k. H o f - u n d n iederösterr . Kammerpvo« 

c u r a t u r zu ve rnehmen ist. 

<> Die k. k. Hof- und medelösten. Kammcrprocuratur wild über die 
^age vernommen, ob das angerragene Flde,commlß, der Eigenschaft 
«Nd dem Werthe des Obzectes nach, so wie hinsichtlich des Subjectes 
l ? ""derer Umssände den übll d,e Flde,comm,sse bestehenden gesetz-
3 " Vorschllften entspricht, während die Wüldlgung der Veidlenste 
°es Beweibers außel ihrem Berufe liegt, und den politischen Behö'r» 
°"l selbst überlassen bleibt. 

§. 22. 

Worübe r das k. l . A p p e l l a t l o n s g e r ich t sich zu 
äußern ha t . 

q. Das r. k. Appellatlonsge,lcht, welches hierüber vorläufig die 
t '̂sonalmstanz deS Beweibels velnlmmt, beschenkt sich nacb semem 
^tandpuncte bloß auf die Würdigung in recht i , chel Bez iehung . 
. Um nun beuithellcn zu können', ,n wiefern der Bitte Nechtsbe-
'"ren entgegenstehen, musi dann nachgewiesen weiden, ob derBttt-
«tUer ein solches Vermögen besitzt, das; sich d,e Widmung des von 
0M bestimmten Betrages zu einem Fldclcolmmsse m,l dem §. 951 
^ " allgemeinen büra/il. Gesehbuches vereinigen lasse; es musi eM 
^ " u r f des Fldelcomml'nnstltutes beigebracht, urw es müssen dle 
"blecte, welche m,t dem Flde,comMlsibande belegt weiden sollen, na-
^ " bezeichnet werden, ob Nicht etwa nach dem becmi'agten Fideicom-
"Mnstitute Personen zu Realitäten berufen seyn sollen, von delen 
"esitz sie durch die Gesetze ausgeschlossen sind (Siehe §.11). 

§. 23. 

Grundsätze btzl B e g u t a c h t u n g e ines solchen Gesuches. 

^ Bei Begutachtuna solcher Gesuche sind auf der Grundlage der 
"""Hebungen, so w i i dem Gutachten der k. K Hof- und niederösterr. 
"ammerprocui atur und deS AppellatlonSgenchteS, folgende Grundsätze 
""Augen zu halten: 

I .Auf Ertheilung der Eilaubnisi zur Errichtung eines Fidelcom-
"'!ses i n 5 m m o d i I i d u » soll, vermöge allerhöchstei Entscheidung 
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vom 22. Jänner 1763, nicht leicht e i n g e r a t h e n , u n d " ^ 
gleichwohl in einem oder dem andern besonderen Falle zu e ine lN^^ 
«l,m>nl88um immobile eingeratben werden möchte, dabei ein« ŝ . ^, 
Schätzung beobachte?, und über den diesifalls ohnehin schon best'^ 
ten Normalbetrag von )W,000 fl. E. M . niemals eingerachen " " ^ 

Das allq>m>ine bürge» liche G.'jVtzbuch nimmt zwar §. 62^^ 
nen Betraa desselben aus. Da jedoch jene Hofentschließung o^5 ^ 
auf p o l i l ischen Gründen beruht, so ist dieselbe durch jenes spatt" 
Gesetz nicht aufgehoben worden. . 

2. Die Errichtung von beweg l i che n Fideicommissen unterlttß 
dagegen weniger Schwierigkeiten, so daß mit Hofentschließung "". 
22. Jänner 1763 sogar Jedem vollkommen freigelassen ward, CA, 
talien, die lx»i öffentlichen Fonds anliegen, für Fideicommiß i^ ^ 
ren; was jedoch jetzt g l e i c h f a l l s der l an des f i n stlicht 
B e s t ä t i g u n g bedar f . , . , 

3. Is t darauf Bedacht zu nehmen, daß dadurch d ieVteV l 
e ineS D r i t t e n nicht ve r le tz t w e r d e n ; und es muß, «7? 
bei Gesuchen um v o r l ä u f i g e Bewilligung zur Errichtung ^ 
Fideicommisses, angezeigt werden, ob keine, oder welche, auf beka^ 
Umstände gegründete Bedenken, in den persönlichen oder Fanül^ 
Verhältnissen des Bewerbers, der Ercheilung im Wege stehen (A^ 
höchste Entschließung vom 6. Jul i 1533, Hofkanzleidecret voM ^ 
Jul i 1833, Hof«. 15,702, Rggsz. 41,213; siehe auch §. 17). E«dl^ 

4. müssen die von dem Bewerber geltend gemachten Grundes 
nau erhoben und gewissenhaft gewürdiget werden. Denn d i e » , 
w i l l i g u n g zur E r r i c h t u n g der F ide i commisse ist? 
eine der bedeutendsten Gese tzausnahmen, und e»l> 
der ausgezeichnetesten M e r k m a l e der a l l e r h ö c h ^ . 
Gnade zu be t rach ten , au f welche nur entsch iede^ 
vorzügl iche Verd iens te um den S t a a t e inen Anspl 
g r ü n d e n können. ^< 

Der bloße Wunsch eines Bewerbers, seine Nachkommen im ^ 
nusse eines bestimmten Vermögens zu sehen, scheint dagegen Ultl 
weniger zur Unterstützung eines solch?« Gesuches geeignet, als de 
selben durch eine Substitution eben sowohl Genüge geschehen kan ^ 
welche nach §. 612 des allgemeinen bürgert. Gesetzbuches bis in d 
zweite Glied gesetzlich ohne Weiterem bewerkstelligt werben kann. 

§. 24. 

W i e die B e w i l l i g u n g der gesetzgebenden G e w a l t j 
E r r i c h t u n g eineS F i bei c om Misses gewöhnl ich lau t« 

Diese landesfürstliche Bewilligung lautet zuweilen im Allge"". 
nen, Zeuge allerhöch^er Entschließung vom ^. Juni 1833, H ° f ^ " ) ^ 
beeret vom 12. Juni 1833, Hofz. 14,132, Rggsz. 3365^, d " ' ^ 
daß Se. Majestät nicht abgeneigt seien, dem Bewerber die angeM 
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"t>villigung zu ertheilen, wenn er die gesetzlichen Bedingungen genau 
A M haben wird, und gegen das dießfällige Fideicommißinstitut keine 
Msnde obwalten; von welcher allerhöchsten Willensmeinung die po» 
Mche Landesstelle dann lediglich den Bittsteller verständiget. __ Oder 
!,' lautet, Zeuge allerhöchster Entschließung vom 25. Jänner 1825, 
Manzleideeret 31 . Jänner 1825, Hofz. 3514, Rggsz. 8567, da» 
A", daß die Errichtung eines aus schuldenfreien Gütern oder einem 
Spital zu bestehen^habenden Fideicommisscs mit der Verordnung ge
l t e t werde, daß für die ordentliche Errichtung des Fideicommißin« 
^tlltes und Inventirung der zum Fldeicommiß bestimmten Gegenstände 
'^rgt werde. 

z. 25. 

^ e r vo n e iner solchen, al lerhöchsten En tsch l i eßung 
ve rs tänd ige r w i r d . 

H Von einer solchen allerhöchsten Entschließung wird sodann im 
?ege der politischen Hof-und Landesstelle sowohl der Bittsteller als 
»̂  k. l. Hof- und niederösterr. Kammerprocuratur und das betreffende 
^ k. Appellationsgericht in Kenncniß gesetzt. 
h. Der Biltstl'ller wird zugleich angewiesen, die Beschaffenheit des 

.^deicomMisses, welches er zu errichten wünscht, genau darzustellen, 
M nachzuweisen, daß durch se inen A n t r a g N i e m a n d i n 
' l 'NemRechte Abbruch e r l e i d e . 
. Die t. l. Hof- und niederösterr. Kammenprocuratur wird zur 
Überwachung d e s V o l l z u g e s der geschl ichen B e d i n , 
??Ngcn angewiesen, und das t. k. Avpellationsgcricht verständiget 
"«rvon die P e r s o n a l i n s t a n z des F i d e i c o m m i ß s t i f t e r s 
! " t w e i t e r e n ? lmtsh a n d l u n g â s competente Fideicommisi« 

. Ist das Domicil des Fideicommisistifters in einer andern Pr^-
. ^ , als wo die zum Fideicommisse bestimmten Güter liegen, oder 
efinden sich diese Güter selbst in mehreren Provinzen, so verständigt 

." Landes stelle des Domiclls des Stifters, welche durch die Hof« 
^zlei von der allerhöchsten Bewilligung zur Errichtung des Fidei-

.^MmisseS in Kenntniß gescht wird, hiervon die Appellntionsgerichte. 
.^ betreffenden Provinzen, nnt dem Ersuchen, wegen gemeinschaftli» 
3,^ Ausführung der fideicommissarischen Anordnung und der aller
besten Entschließung mitsammen Rücksprache zu pflegen. 

. §. 26. 

H o f t a r c n und G t ä m p e l . 

/ Nach der I I I . Rubrik der General-Hoftarordnung muß für ein 
ŝtändiges Familiensideicommiß und Errichtung der ersten Geburt, 

" pcr mlll« an Bew'llig'ungslare, und eben so viel für die Bcwil» 
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ligung, daß daS Geldfideicommiß zu einem Realfideicommisse gew^ 
werde, entrichtet werden. ., 

Dem Stämpel unterliegen Majorats- oder FideicommißelttV 
tungen oder Veränderungen, insofern sie nicht auf eine bestinnw 
Summe (wornach die Stämpelgebnhr classificirt werden kann) l<^ 
ten, nach der Eigenschaft des Ausstellers (Allerh. Patent vott» ŝ  
Occober 1802, §^ 20, l i t . m) . 

Majorats« oder Fideicommisierrichtungen, i n s o f e r n sie ein< 
bes t immten C a p i t a l s b e t r a g e n t h a l t e n , unterliegen ^ 
dem Stämpel nach dem Werthe des Gegenstandes (eoäem 3> ^ ' 
l i t . ß). 

N. Hauptstück. 
Von dem civilrechtlichen Theile der Gese^ 

gebung über die Fideicommisse. 

§. 27. 

W i e h i e r v o n zu h a n d e l n kommt. 

Obschon dieser Theil in den Bereich dieses Werkes nicht gehöH 
wird doch hiervon, des Z u s a m m e n h a n g e s w e g e n , je^ 'Ä 
n u r in a l l g e m e i n e n G r u n d z ü g e n , Erwähnung gemacht. ^ 
wird daher hier nur i n Kü rze gehandelt: 

1. Von den Fideicommisigerichtsbehörden. . 
2. Von der d e f i n i t i v en Anordnung des FideicommißinstitUtt ' 
3. Von der gerichtlichen Sicherstellung des Fideicommißobjectes. 
4. Von den Rathsverhä'ltmssen der Fideicommißinhaber und"" 

Wärter; und endlich 
5. von dem Aufhiiren eines Fideicommisses. 

l. A b s c h n i t t . 

V o n den F i d e i c o m m i ß b e h ö r d e n . 

§. 28. 

Welches G e r i c h t d ie F i d e i c o m m i ß b e h ö r d e ist. 

Die Pe rsona l i t t s tanz des ersten Fideicommisibesihers ist^'z 
gleich Fideicommisibehorde. Es ist also nach der österreichiscĥ  
Iustizverfassung zwischen A d e l i g e n u n d U n a d e l i g e n zu untel 
scheiden. 
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Das Landrecht hat sich daher in die Besorgung eines Fidei-
commisses nur dann einzulassen, wenn dem Besitzer desselben em 
m-oder ausländischer Adel eigen ist; wenn dagegen das Fldeicom. 
"iß von einem Nicht-Adeligen besessen wird, dann ist das Geschäft 
"NdasOrtSgerichrzu weisen, dem der Besitzer untersteht (Hoft 
"cret vom 23. August 1784). ^ ^ , , 

Und da das Gesetz keinen Unterschied macht, so hat d»eses so« 
"»hl von dem unbeweglichen als beweglichen Fideicommisse 
W gelten. 
. Unter dem Ausdrucke: »Besitzer," ist übrigens der erste Be
nher des Fideicommifses zu rc, stehen, und nicht der jeweilige 
^esitzer; daher die Personalinstanz des ersten Besitzers 
" l e p«r m a n e n t e F i d e i c o m m i ß b e h ö >- d e i st. 

Wenn also gleich ein jeweiliger Fideicommißinhaber für seme 
3«rson einer andern Personalinstanz unterstehet, verbleibt das 
uibeicommiß doch immer unter der Gerichtsbarkeit der andern 
Manz; wenn daher z. B. Militärpersonen ein Fideicommiß be« 
V«n, stehen sie rücksichtlich desselben keineswegs unter der Militär« 
Jurisdiction. 
. , Fideicommisse können übrigens bei keiner anderen Gerichtsbe« 
Horde als derjenigen abgehandelt werden, deren Genchtsbarkett sie 
"ach ihrer Eigenschaft unterstehen (Hofdecret vom 13. December 

^ I n dem Falle, dasi ein mit dem Fibeicommisibande behaftetes 
""Mögen vorhanden ist, hat also die Abhandlung dieser Guter 
""d Effecten der betreffenden Gerichtsbehörde zu gebühren. 

II. Abschnitt. 
Von der d e f i n i t i v e n A n o r d n u n g eines Fideikom

miß in stitutes. 

§. 29-

dieselbe gehört in den Bereich der Fideicömmiß-
Gerichtsbeho'rde. 

Wie hierbei vorzugehen ist. 

<x. Ist der von der gesetzgebenden Gewalt genehmigte Wille des 
"genthümerS, ein Fideicommiß in. der angedeuteten Art zu errich-
^ " , nachgewiesen, so gehört die de f in i t i ve Const i tu i rung 
° ^ Fideicommiss'es und die A u s m i t t l u n g der i nd l -
v lduel len Erfordernisse ausschließend in den B e-
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reich der F i d e i c o m m i ß i n stanz; und cs steht, wegen der! 
hin dabei eintretenden R e c h t s v e r h ä l t n i s s e der F a m i l l t / ' 
g l i e d e r und G l ä u b i g e r , die dießfällige ?lmtshandluttg " 
J u s t i z b e h ö r d e aussch l ießend zu; wo dann, wenn der ^ 
werber dieses ?llles in Ordnung gebracht hat, selber das Fideicow 
mißeinrlchtungS«nstrumem selbst, im gee igne ten Wege i" 
allerhöchsten Begnehmigung vorzulegen hat; dessen gehörige S ' ch l 
stell ung weiterS ebenfalls, laut der gesetzlichen Vorschrift " " 
§. 627 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, ausschlleßend " 
die Amtshandlung der Justizbehörde gehö'rr. 

§. 30. 

V o r l ä u f i g e A n o r d n u n g zur B e s c h u l u n g der Re<b^ 
e i n e s D r i t t e n . 

Die Fideicommißinstanz hat vor Allem h i e r b e i die Recht 
e ines D r i t t e n zu beschützen; und es ist der Z-442 des a M 
meinen bürgerlichen Gesetzbuches zu buchten, dasi N iemaN^ 
dem A n d e r n meh r Rechte ü b e r t r a g e n kann , als ^ 
selbst hat . Es darf weder dcn Pstichlcheil ") noch das P f a n d s 
dritter Person auf die zum Fldeicommiß gewidmeten Sachen, "0V 
das Recht der Gläubiger auf das Vermögen, noch nach §. 33 ° . 
ErbsteuervatenteS vom 15. October 1810, das Recht des landesflM 
lichen Aerars, noch jenes auf Vercknderungsgebühren, sonstige ^ 
rcn u. s. w. verletzt werden. Daher sich dieserwegen vo rhe r w 
den Interessenten ausgeglichen werden muß, wie dieß mit der " ^ 
Verordnung vom 2. Jul i 1760 hinsichtlich der bürgerlichen H " " ^ 
ausdrücklich befohlen ist, indem cs darin heißt, daß sich m i t d 
b e t r e f f e n d e n G r u n d b ü c h e r n besonders abgefund» 
werden müsse. 

») Unter die vorzüglichsten gesetzlichen Bedingungen bei Errichtung eines v^ 
beicommlsses gebort nämlich vorläufig, daß der gesetzliche PsiichttlM.^ 
Kinder als ungeschmälert ausgewiesen, oder, wenn dieselben groß!«"^ 
sind, von ihnen eine Erklärung beigebracht werde, daß sie mit der 
richtung des beabsichtigten Fideicommisses unverstanden sind. 

§. 31. 

V o r l e g u n g des F i d e i c o m m i ß i n s t r u m e n t e s z«r 
al lerhöchsten B e s t ä t i g u n g . 

Sind sonach alle zur Errichtung eineS Fideicommisses "s^Aß, 
lichen Bedingungen vollkommen, erfüllet, dann ist das FideicolN«« 
instrument in gehöriger Form auszufertigen und Sr . k. k. Maie» 
<ur allerhöchsten Bestätigung zu unterlegen. 
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§. 32. 

Bekann tmachung der e r f o l g t e n al lerhöchsten 
G e n e h m i g u n g . 

^ Das allerhöchst bestätigte Fideicommißinstrument wird als ein 
"stlahmsgesctz im Wege der politischen Hofstelle allgemein bekannt 

«llNacht, »vi« dieß z. V . mit allerhöchster Entschließung vom 2 t . 
"vember 1826 bei dem herzoglich Beauf/)rt'fchen Primogenitur-Fi-

"«ommisse geschehen ist. 

UI. Abschnitt. 
" " der ge r i ch t l i chen S i c h e r s t e l l u n g des F i d e i -

c o m m i ß o b j e c t s . 

§. 33. 

' l die ger icht l iche S i c h e r s t e l l u n g des F i de i com-
m i ß v e r m ö g e n s zu bewerks te l l i gen ist. 

Die ger icht l iche S i che rs te l l ung geschieht: 
") durch Aufstellung eines Curators; 
b) durch gerichtliche Versicherung des Fideicommisiobjectes; und 

te» t>> ^ ^" ' '^ Aufstellung und Verwendung eines eigenen Referen« 
" für dasselbe bei der Fideicommißbehörde. 

8. 3^. 

Hä «. A u f s t e l l u n g e ines C u r a t o r s . 

H, Die Personallnstanz beS ersten Fideicommißbesitzers hat d< 
H ^ / i com miß c u r a t o r aufzustellen, sobald «s zum Schuhe der 

echte der A n w ä r t e r ' nochwendia ist. 
3il> ^ ^ 6 t jedoch der Fideicommißstifter das von ihm errichtete 
" "lcommlß selbst, so ist kein Curator nothwendig. 
. . Lautet dagegen der letzte Wille auf Errichtung eines Fibeicom« 
»dl ̂  ^. ' ^^"" bat die?lbhandlungsinstanz bis zu dem Zeitpunkte, 
»^ " eigentliche Fideicommißbehörde eintritt, einen Curaror zu be> 
"^nnen. 

^ Der Stifter kann übrigens d^n Curator selbst ernennen; in 
l,"en Ermanglung haben die Fideicommißanwärter einen Vorschlag 
" " iU zu machen. 
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UebngenS gelten rücrsichrllch der F,de«comm»ßcuratoren alle "" 
lV. Haupcstücke des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches von ^ 
Vormundschaften und Curateln enthaltenen Bestimmungen. 

") Bei Errichtung der Fideicommisse durch Testament hat die Abhandlung. 
beHorde des Fidelcommßstiftcrü von Amtswcqcn auf die Reallstrung °e 
testamentarisch anqeordneten Fideicomnusseü zu drinqen, für die Si«^ 
hcit des dem Fidcicommisse zu widmenden Vermögens zu sorgen, lN>>' 
hin dasselbe eventuell in abgesoi-deite Sperre und gerichtliche Vel«^ 
rung zu nehmen, allenfalls einen Curator aufzustellen, und den Elv^ 
oder Testamentserecutor anzuweisen, die zur Errichtung des Fideicow* 
Misses notlna/'n Schritte zu tbun, und erst nach der Ausweisung ud« 
alle geschehene Cuilcitungen und der Ucbciqabe des Vermögens untl 
die Obsorge der Fidcicommißbehorde, die Erbschaft einzuantworten. 

§ .35. 

V̂ä b. G e r i c h t l i c h e V e r s i c h e r u n g des F i d elcoMlNlß' 
ob jectes selbst. 

A l l geme ine M a ß r e g e l n . 

Be» der Errichtung eines Fldeicommisses ist em ordentliche' 
beglaubigtes Verzeichnis: aller zu dem Fideicommisse gehörigen S t i l " 
zu verfassen und gei «ehrlich aufzubewahren. 

Dieses Inventarmm dient bei jeder Besitzverändcrung und b« 
Absonderung des Fldelcommlsses von dem freien Vermögen zur R«^ 
schnür (Allgemeines bürgerllches Gesehbuch §. 627). 

§. 36. 

Besondere B e s t i m m u n g e n . 

2) Be i unbeweglichen Fideicom missen 

Bei den l a n d t ä sl ichen Flde»commisigütern soll das F '^ ' 
commißband landtäfllch vorgemerkt weiden (^^ndtafelpatent vom 2'' 
November 1758, §§. 4 , 5) . 

Be« u n t e r t h ä n i g c n Realitäten hat dlesi l^'l dem Gr«n^ 
buche zu geschehen. „ 

Dieser Masircgel entspricht der §. 431 deS allgemeinen bvl' 
gerllchen Gesetzbuches, wornach zur Uebertragung des ElgeNthUll»^ 
unbeweglicher Sachen, das Erwerbungogeschäft in die dazu bestim^ 
tcn öffentlichen Bücher eingetragen werben muß, und dem §. 412^ 
wornach das gecheüte Elgenthum einer unbeweglichen Sache ebê  
so wenig als das vollständige ohne Einoellelbung «n die ossentlicht" 
Bücher oder Register erworben werden kann, und em gültiger Tl 
tel nur ein peisönliches Recht gegen die verbundene Person, übe 
rein dingliches Recht gegen einen Dutten bcgiündet. 
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Vei lehtwilligen Fldeicommlsianordnungen hat der Testaments-
"ecutor, oder in dessen Ermanglung der Elbe diese Einverleibung 
jU besorgen. Hat memand Anderer'die Pfilcht, - dicsi zu bewirken, 
>a haben dle F,delcommls;curatoren so wie dle FldelcomMlßanwärter 
^ Rechr, hler emzujchre.ten. 

3- 37. 

welche V o r m e r k u n g s t a r e n bel der L a n d t a f e l zu 
e n t r i c h t e n kommen. 

Wird das Band eines Fideicommisses, wodurch die Eigenschaft 
'̂Nes ftelen NulcS eine Beschränkung erhält, der Landtafel emver-
"bt , so ,st die Tare nm 3 fi. zu entrichten (Landtafeltarpatent vom 
' ' "pnl I ^ l 2 , §. 7) . 

8 .38 . 

K)^Vei beweglichen Fideicommisfen. 

. ẑst das bewegliche Fldeicommisi ein Capital, so kann daŝ  
l <<. " ' ^ Genehmigung des Fidelcommisicurators entweder m offent 
«Ven Fonds oder bei Privaten angelegt werden ( S . Z. 9). 

§. 39. 

Wie ö f fen t l i che O b l i g a t i o n e n zu v i n c u l i r e n s ind. 

Wenn ?lerarial-Capitallen als Fldeicomnnsse verwendet weiden, 

.... ^) auf dem Rücken der auf Uebeibri.rger lautenden Anlchens-
lgatlonen die Benennung des betreffenden Haftungsbandes oder 

n, ^ l t e n Zweckes angemerkt, und dieser nämliche Tergobelsatz »M 
'lUldationsbuche eingeschaltet werden. 

. . " ) Die Interessenbehebung aber hat zur jedesmaligen Verfall» 
von«<"^ Zurückhaltung der für die Überbringer gültigen ZmScou-
s , ^ liegen förmliche Quittungen Statt zu finden. Auch «st feder 

Hc Vmculirungofall vorläufig der k. k. allgemeinen Hofkammer 
^«zeigen (Hofkamme,decret vom 8. Mai 1817, Hof^. 22,87«, 

^sz. 28,318; Hofkanzleidecret vom 2. Jul i 1817, Z. 15,527). 
du« nämlichen Modalitäten treten auch bei ähnlicher Verwen» 

g oder Vlnculuunq dcl Mit 2vrocent. in Silbeimünze vcrzinsli-
^ n, von dem, Mittelst Patentes vom 29. März 1815 clöffneten frei-

»Ulgen Anlehen von 5(1 Millionen W. W. herrührenden Staats-
°l'gat.onen e.n (Hofkammerdecret v. 3. Jul i 1817, Z. 32.873, Nggsz. 
< , v ^ ; Hoftanzleldecret vom 30. Jul i 1817, Z. 17,706, Nggsz. 



376 ,. T h e i l . V l . A b t h e i l u n g . 

§. 40. 

Welche S i c h e r h e i t be i A n l e g u n g von F i d e i k o m m i ß ' 
C a v i t a l i e n bei P r i v a t e n v o r h a n d e n ist. 

Werden Capltallen bei Privaten angelegt, so muß bei GeriH 
eme Pupllla>slchnheit gehörig ausgewlestn werden ; diese lst aber «ach 
§. 230 des allgemelnen bürgerlichen Gesetzbuches nur dann vorhaN' 
den, wenn durch die Sichelstellung Mit E'nrechnung der etwa vol' 
hergehenden Lasten, ein Haus nicht über dle Hälfte, ein Landgut 
oder Grundstück aber nicht über -/, s^nes wahren Welches beschwelt 
w»rd. 

§. 41. 

B e i Schmuck, P r e t i o s e n u. s. w. 

Gold, Silber, Schmuck u. f. w. muß gehölig » n o e n t i r t 
und als Fldelcomnußgut kenn bar gemacht werden " ) ; daher 
laut Nachncht vom 1. Februar 1785, §. 2 , das Velsahamt am 
Gold und Silber, das mu emem Famchenwapen bezeichnet 'st' 
nur nach hinlänglichem Beweise, daß es M i t keinem Fld<»' 
commlßbande bchaftet sei, lechen darf. 

") Zur Sichelstellung eines solchen Fideicommisseö erscheint es übugens 
unerläßlich, dlrse beweglichen Gegenstände mit einem unbeweglichen ober 
mit einem Mldfldlicommisse zu veremrn, damit aus dem Ertrage um> 
ruckstchtlich b̂ n Intelessen txs lchtern die etwa abgängigen Fldeicomnn?" 
stucke etleht werden kdnnen. 

z. 42. 

^Vll c) D u r c h A u f s t e l l u n g und V e r w e n d u n g eines ei' 
genen R e f e r e n t e n f ü r jedes F i d e t c o m m l j n n s t i t U l . 

Bei jeder Gerichtsbehörde, unter welcher ein F,deicommiß steht» 
ist zu dessen Befolgung ein eigener Referent aufzustellen, dessen 
Pflicht es ist, über die wahre Beschaffenheit des Flde,commlsseS «^ 
Ravulare zu Halten, in selbes dl« Beschaffenheit des FidercommißlN/ 
stltur,s, die eigentlichen Fideicommißgüter m»l den etwa hierzu auf' 
fallenden Bemerkungen, die F»delcomm«ßbes,tzer und Curatoren, b>e 
Lasten des F,delcomm»sses, die etwa zu leistenden Depurirungen S«' 
nau und umständlich einzutragen, auch alle in Beziehung auf da» 
Fldelcommlß verfallenden Angelegenheiten von Zelt zu Zeit anzumer» 
kcn, damit er Nicht nur zuverläss'ge Auskunft, wenn selbe nö'chiy 
wäre, ertheilen könne, sondern auch, wenn bei emem oder dem «n-
dein Fldelcommisse besonders m Rücksicht der aufgetlagenen Depur»' 
rungen eine Saumseligkeit bemerkt würde, dleßfallS d,e nöthlgeN 
Erinnerungen bei allgemeiner Rathsversammlung geschehen, und zu 
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d<N erforderlichen Vorkehrungen geschritten werden möge; und 
damu der Vorsitzende versichere sei, das; das vorgeschriebene Rapu
s e wirklich geführt werde, hat er sich dasselbe öfters unter dem 
^ahre vorlegen zu lassen (Instruction für die Gerichts stellen, allge» 
"«ine, I. Abtheilung §. 41). 

IV. Ab schn i t t . 
Aon den Rechtsverhältnissen der Fldeicommißbcsi-

her und ihrer Anwärter auf ein bestehendes 
Fideicommiß. 

») V o n den dieß f ä l l i g e n Rech tsve rhä l t n i s 
sen der Fideicommißbesi tzer . 

§. 43. 
Rechte desselben. 

») A u f d i e N u t z u n g e n . 

Der Fideicommißinhaber hat alle Rechte und Verbindlichkeiten 
kines Nutzeigenthümers. I hm gehören alle Nutzungen von dem Fldei» 
commlsigute und dem Zuwachse, aber nicht die Substanz desselben. 

Er trägt dagegen auch alle Lasten. Für die ohne sein Verschul
den erfolgte Verminderung der Substanz hat er nicht zu haften (All
gemeines bürgerliches Gesetzbuch §. 6 3 l ) . 

§. 44. 

I») Recht, auf das Fideikommiß zu verzichten. 

Er kann zwar f ü r sich, jedoch keineswegs für die, wenn gleich 
Noch nicht vorhandene Nachkommenschaft, auf sein Recht als Fidei
commißbesitzer f ü r seine P e r s o n Verzicht thun ») (Allgemeines 
bürgerliches Gesehbuch §. 632). 
") Für die Bewilligung, ein schon errichtetes Fideicommiß ohne Errichtung 

eineö neuen Inventars abtreten zu dürfen, kommen nach der l l l . Ru
brik der Generalhoftarordnung 6 per 40W an Hoftaren zu entrichten. 

§. 45. 

") Recht, ein Reul- in einGeld f ideicommiß zu verwandeln, 
zu vertauschen, gegen Zinsen zu ver the i le» , oder in Erb

pacht zu geben. 

Er kann das unbewegliche Fldeicommifigut in ein Capital ver 
wandeln, vertauschen, oder gegen angemessene Zinsen vertheilen 
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oder auch in Erbpacht überlassen (Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 
§. 633. 

§. 46. 

Welchen E i n f l u ß die G e r i c h t s b e h ö r d e au f diese 
V e r ä n d e r u n g e n n i m m t . 

Zu diesen Veränderungen bedarfderFideicommißinhaber der G<' 
Nehmhaltung der ordentlichen Gerichtsbehörde. Diese muß alle be« 
kannte Anwärter oder wenn st? minderjährig oder abwesend sind/ 
ihre Curatoren, dann den Curator des Fldeicommisses und der Nach" 
kommenschafc vernehmen, die Wichtigkeit der Gründe beurtheileN, 
und insbesondere bei Bewilligung de,- Zerstücklung der Grundstücke 
dafür sorgen, das; das in den politischen Verordnungen vorgeschne/ 
bene Maß heobachtet werde " ) . (Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 
§. L34.) 

Jene Justizbehörde, welcher ein Fideicommisi oder Majorat 
unterstehr, hat die Macht, alle Permutation derselben vom iwmo" 
bi l i in ein poeunillrilim mittelst Anlegung in lmiäi8 punll^i» ohne 
Muckfrage als erwünschlich für das Beste des Staates, allemal einzU/ 
gestehen, und unter einer solchen Veränderungftbedingnisi auch die 
Qnerirung bis auf V» ohne Anstand zu gestatten. Doch sollen sie übel 
das in solchen Fällen an dieselbe gelangende Anbringen zuf'ördelst 
Nicht nur den nächsten Anwärter mit den zur Successlon berechtigten 
Agnaten, sondern auch die zu bestellen kommenden CuratoreS sowohl 
des Fldeicommisses oder Majorates, als der natorum «t l>»«citu-
rorum vernehmen, und'überhaupt Alles, wie es bisher nach d?N 
bestehenden Verordnungen beobachtet worden, von Amtswcgen vel" 
anlassen, sofort das Geschäft, wenn darüber das Einverständnisi der 
Vernommenen einstimmig erfolget, nach ihrem Befunde erledige«; 
wo hingegen, wenn die dießfälligen Interessenten nicht einverstanden 
wären, von den Landrechten hierüber das Ordnungsmäßige veranlaßt 
werden, der Partei aber, die sich durch die Veranlassung beschwert 
fände, der Recurs allemal offen bleiben soll (Iustizhofdecretvom 25» 
März 1781. 

»> Wie sich bei Zerstücklung eines mit dem Fideicommißbande behafteten 
Gutes zu benehmen, und welches Ausmaß nach politischen Aerordnun' 
gen bei solchen Zerstücklungen zu beobachten ist, kommt in der Abhang 
lung VI I I . dieses Theilcs von den niederösterreichischen DominicalgütcrN 
und dem Bauernstande vor. 

§. 47. 

Was m i t dem davon gelösten Gelbe zu geschehen hat. 

Das dabei bedungene Entgelt wird a ls F i d e i c o m m i ß c a p i ' 
t a l angelegt (Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch §. 634). 
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Emem Flde»commls;besitzer steht nämlich zwar frei, unter den 
bereits festgesetzten Modalitäten Domlmcalgliinde m Rustlcalgründe 
zu verwandeln; doch lst nlchr ellaubt, für die bei solcher Zerstück» 
Ûng der Fldelcommlßmilelschaftsgrü'nde eingehenden Kaufschlllmgs« 

selber andere ImmodUW :nl 1'i<I<ic<»mmllj8iim zu elkaufen, sondern 
l̂ese KaufscMmgsgeldei sind ganz m l'unäi» iniblicii!, oder auch auf 

schere Prlvathypothel als e,n Fldelcommlsicapltal anzulegen. Hierzu 
««darf 

a) der Fldelcommißbesiber vorläufig keiner Einwilligung oder 
Vernehmung der Fldelccmmlj;anwarter oder emes Postelttäcocurators; 
" ha t 

K) nur die Legitimation beizubringen, daß durch die Zerstück» 
^Ng keine Deter»oratlon der Einkünfte vel ursacht wölben; und es ist 

l>) von der Fldelcommlsibehölde die gehörige Obsorge von Amts, 
wegen ;u tragen, damit der Kaufschlllmg sicher gestellt, und frucht» 
bnngend angelegt werde (Iustizhofdecret vom 21. Mal 1781). 

§. 48. 

Wie bei Ums ta l t ung eines Lehengutes »n e»n Fidel« 
commisi vo rzugehen sei. 

Ueber ein Hofgesuch um vorläufige Bewilligung, baß mir dem 
für e»n Lehengut zu lösenden Betrage em Pecunlar» oder Realfidei^ 
colnm,s< ganz Mit dem Success»onsrechte lenes Lehengutes erllchtet 
werden könne, wurde von der Gerichtsbehörde tue Ansicht ausgespro
chen, das:, so w,e die Frage der Zulässlgkeit der Bitte «m Allgcme,c 
Nen, die außerhalb den Grannen der-Beurthellung einer GenchtSbe« 
Horde gelegen ist, lediglich dem allerhöchsten Ermessen überlassen blei
ben müsse: diesem Gesuche m orwatrechtllcher Hinsicht, m sofern 
Nämlich hieibel d«e Rechte derlemgen, d,e dabei bethelligt, und sich 
selbst zu ve»treten außer Stande sind, d l. sowohl dle bereits am 
^eben befindlichen Minder)äh,lgen Kmdcr des Blctstellers als deren 
stnzuhoffende Posterität voi Äugen gehalten werden wollen, keine 
Hindernisse entgegen stehen. Denn, da es sich Nicht um die Errich» 
lung eines Fideicommisses aus emem, der fleleigenen Verfügung des 
Bittstellers schon beizen unbeschränkt untelliegenden Vermögen han» 
bell, sondern blos; die Umstaltung emes Lehens, »n dessen Besitz nach 
bestimmter Successlonsoldnung t-leFanillle sich befindet, m e»n Fldei« 
commls; nilt Beibehaltung delselben Success,onso»dnu..i beabsichtigt 
wird, so bedmfe es der gesetzlichen Volkehrungen zur Slcherstellung 
des Pstichrchelles der nothwendlgen Erben des Fldolcommlßst»fters 
Nicht, sondeln es komme lediglich d«e Frage zur Berathung, ,n wie
fern be, dieser beabsichtigten Umstaltung das Interesse derjenigen, auf 
welche sich dle obercuratoilsche Aufsicht des Gerichtes ;u erstrecken 
hat, zu ihrem Vor' oder Nachthelle bethelligt sind, »'«zu, nach er-

l . 25 
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folgter allerhöchster Ermächtigung des Bittstellers, die gerichtliche 
Aufstellung und Einvernehmung eines Curators nothwendig erscheine, 
dem es dann zur Pflicht zu machen sei, dem Gerichte die nothigeN 
Aufklärungen dießfalls zu verschaffen, und die Interessen der minder 
jährigen zur Succession berufenen Familienglieder zu vertreten. 

Seine Majestät bewilligten daher mit allerhöchster TntschließuNs 
vom 11. Februar 1834, Hoftanzleidecrel vom 15. Februar ls3H 
Hofz. 4172, Rggsz 4566, für den Fal l , wenn die AllodlalistrUNs 
jenes Lehengutes ordnungsmäßig und rechtsbeständlg bewirkt, ««" 
dasselbe als freies Gut verkauft ist, von dem dickfälligen Kam' 
schillinge ein Geldsideicommisi, ,edoch nur mit Beibehaltung der b" 
gedachtem Lehen bestandenen Successlonsrechte, und mit B e i M ' 
mung der Personalinstanz, unter welcher Bittsteller als Fideikommiß" 
behörde steht, zu errichten. 

§. 49. 

Welche Taxen f ü r die B e w i l l i g u n g solcher Vorgänge 
zu e n t r i c h t e n s ind . 

Für die Bewilligung und eigentliche Uebertragung eines unb" 
weallchen oder GeldsideicommMi von einer Herrschaft zur ander", 
und emes unbeweglichen Fideicommlsses in ein Geldsideicommisi kom
men nach ver ! l l . Rubrik der Generalhoftarordnung 3 fi. Hofcaxe" 
zu entrichten. 

§. 50. 

I n w , c w e , t eine V e r p f ä n d u n g g i l t i g ist. 

Verpfändet der Fldeicommißbesitzer die Früchte des Fidcicö^ 
Misses oder selbst das Fidelcommisigur, so gilt diese Verpfändung «" ' 
für denjenigen Thell der Früchte, welchen er einzusammeln berech
tigt ,st, nicht aber für das Fideicommisigut oder denThe,l derFrüchlH 
welcher dem Nachfolger gebührt (Allgemeines bürgerliches Gesehbuch 
§, 632). 

8- 51. 

I n w i e f e r n e in F ide icommißbes i t ze r daS F i d e i c o M -
miß verschu lden dar f . 

Der Fldeicommißinhaber kann Vs des Fideicommisigutes ver
schulden; oder wenn es in Capirallen besteht, Vs davon erheben. 

Hierzu bedarf er kemer Einwilligung der Anwärter oder C»"a< 
toren; sondern nur der Genehmigung der ordentlichen Gellchtsbe« 
hlirde (Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch §. 635). 
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D e n n der F i d e i c o m m i ß b e h o r d e ist die Macht ein» 
ser i iumt, den angesuchten ConsenS zur O n e r i r u n g 
'«r F i d e i c o m m i s s e und M a j o r a t e ohne R ü c k f r a g e 
N e r t h e i l e n (Iustlzhofdecret vom 25. März 1781). 

Auch ist, vermöge Hofdccret vom 22. Februar 1815, die Auf« 
Nähme von Darlehen in ConventionSmünze auf Fidelcommisigüter 
b'Ht zu verweigern; jedoch ist nach Erwägung aller Umstände, und Ver» 
Nehmung der Curaroren und sonstigen Interessenten die möglichste Ver« 
Ncherung ;u treffen, daß das Fideicommißdrittel nicht über seinen 
Rerch beschwert werde. 

') Die Meinung, daß Fideicommisse nur mit V, verschuldet werben dürfen, 
und daß eine Beschränkung der Eiufchuldung eines zu errichtenden Fi« 
deicommisses auf einen geringeren Be t rag , als dem bestehen, 
den Gesetze und insbesondere dem Hofdecrcte vom 25. März t?8l ent» 
gegen, nicht zulassig sei, findet in einer allerhöchsten Entschließung vom 
i . Isnner t»3i (Hoftanzlcibecret vom 8. Jänner i83t, Hofz. 874, 
Rggsz. 203l), ihre Widerlegung, wornach in einem speciellen Falle, auf 
Begehren des Bewerbers um die Bewilligung eines Realfideicommisses, 
verordnet wurde, baß dieses zu errichtende Fideicommiß nur höchsten« 
zum sechsten Hheile belastet werden dürfe; woraus folgt, baß jene Gc» 
setze nur den höchsten Betrag der Verschuldung beschränkt, keineswegs 
aber einen'minderen Betrag ausgeschlossen haben; dessen Bestlmmung 
sonach von dem Wunsche des FideicommWifters und der allerhöchsten 
Genehmigung abhängt. 

§. 52. 

WaS i n das zu verschuldende ober. he rauSzu fo r . 
der« de D r i t t e l einzurechnen ist. 

I n daS im §. 635 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
vorkommende Drittel sind alle, unter was immer für einem Namen 
auf dem Fideicommißgute haftende Lasten dergestalt einzurechnen, 
baß 2/, ganz f r e i bleiben (Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 
8. 636). 

§ 53. 

W i e der W e r t h eines F ide icommisseS bei V e r t a u 
schung oder V e rsch u l dung best immt w i r d . 

D i r Werth eineS FideicommißguteS, wenn eS vertauscht oder 
verschuldet werden soll, wird durch die gerichtliche Schätzung; wenn 
«S aber zu Gelb gemacht werden soll, durch öffentliche Versteigerung 
bestimmt (Allgemeines bürgerliches Gesehbuch §. 637). 

3. 64. 

Wie Fideicommißschulden zurückzuzahlen sind. 

Die Rückzahlungen einer Fideicommißschulh sind so zu bestim» 
men, daß jährlich 5 Proc. an der Schuld getilgt werden. Nur aus 

25 * 
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erheblichen Ursachen ist eine Verlängerung der Frist zu gestatte« ( ^ 
gemeines bürgert. Gesehbuch §. 638). . 

Wi l l der Fideicommifibesitzer von der bereits geleisteten RÜckM 
lung wieder einen Betrag zu seinem Gebrauche erheben, so "«ß ^ 
zur Tllgung desselben noch insbesondere jährlich 5 Proc. bezahlt 
(ooä. §. 629). 

§. 55. 

Recht der F i d e i conimißbeh ö rde , D e p u r a t i o n s f r i s t ^ 
zu b e w i l l i g e n . 

Der Fideicommißbehörde steht es zu, nach der Beschaffenheit d" 
einschreitenden Umstände, die bereits bestimmten Depurationsfrist^ 
ohne weitere Anfrage zu erstrecken oder zu verweigern ; doch ble" 
hierüber den Interessenten der Recurs an höhere Behörde vor ( v " 
beeret vom 25. Mai 1781). 

§. 56. 

V o n was e i n F i d e i c o m m i ß g l ä ' u b i g e r die Z a h l u n g ^ 
l angen könne. 

Ein Fideicommißgläubiger kann die Bezahlung einer, selbst ^ 
gerichtlicher Bewilligung auf dem Fide,commiß haftenden Schuld N»^ 
aus dem Scammgute, sondern n u r aus den E i n künf teN " ^ 
selben verlangen (Allgemeines bürgerl. Gesetzbuch §. 642). 

§. 57. 

I n w i e f e r n ein F ide i commis inach fo lge r f ü r die 
S c h u l d se ines V o r g ä n g e r s h a f t e t . 

Der Nachfolger im Fideicommisse ist nur die mit gerichl l^ 
Genehmigung gemachten Schulden seines Vorgängers zu bezahl 
schuldig. Für die zur Tilgung derselben schon verfallene NÜckz^ 
lung haftet er nur insoweit, als sie nicht aus dem freivererblichen V 
Mögen des VorfahrerS geleistet werden könne (Allgemeines bürgt 
Gesetzbuch §. 640). 

§. 58. 

We lcher A u f w a n d von dem F ide i commißnach fo l s ^ 
zu ersetzen ist. 

Har der Vorfahrer zur Erhaltung oder wichtigen Verbessern 
des Fideicommisses einen beträchtlichen Aufwand gemacht/ ""A^ß 
das Fldeicomm«sigut zu verschulden berechtigt gewesen wäre, s° . ^ , 
der Aufwand ersetzt werden. Hierzu sind aber die Nachfolger befu» 
ein Drittel des Fideicommißgutes zu belasten. 
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i, A " Rückzahlungen werden auf die in dem §. 638 vorgeschrie» 
" " " geleistet (Allgemeines bürgert. Gesetzbuch §. 641, S .§ .55 ) . 

§. 59. 

> , . ^ b»e Früchte des letzten J a h r e s zwischen dem 
" o d l a l e r b e n des V o r f a h r e r s oder dem Nach fo lge r 

im F ide icommisse zu t h e i l e n f i n d . 

V o r l ^ ^ c h t e des letzten Jahres werden zwischen dem Erben des 
s c k , ^ " ^ und dem Nachfolger im Fideicommisse eben so wi< wle zw»« 
d ? ^ " Fruchtgenieß«/oder Eigenthümer gethcilt (Allgemeines 
"g«ll. Gesetzbuch 8. 6 ,3 ) . 
ch^ "ieß bestimme der §. 519 des allgemeinen bürgert. Gesetzbu-

' "orin es heißt: 
3rück» ^ g^endigter Fruchtgenießung gehören die noch stehenden 
Wen? ^ ^ Eigenthümer; doch muß er die auf deren Erzielung ver« 
t e d l . ^ Kosten dem Fruchtgenießer oder dessen Erben, gleich einem 

" « " Besitzer, ersetzen. 
b«l» l> andere Nutzungen haben die Fruchtgenießer oder deren Er« 

AAnspruch nach Maß der Dauer der Fruchtgenießung. 
hy^ucksichtlich derErbsteuerbei Fideicommisse« (siehe XXIV. Ab. 
d<< , 6 dieses Theiles, von den direclen Steuern, und rücksichtlich 
^ landesfürstl. M o r t u a r i u m s die XXV. Abhandlung dieses The»'. 

'g dieses Theiles, von den direclen Steuern, und rücksichtlich 
desfürstl. M o r t u a r i 

von den Cameralsachen). 

' Von den Rechtsverhältnissen der Fidei-
commißanwärter. 

§. 60. 

B e g r i f f der F i d e i c o m m i ß a n w ä r t e r . 

i^z. ^ t e r Fideicommißanwärter werden alle diejenigen Individuen 
zz»^U,Mt verstanden, welche nach der in dem Fideicommißinstitute 
ill hg ^ " Geschlechtsfolge unmittelbar oder mittelbar berufen sind, 

A Nutzeiaenthume desselben zu gelangen. 
Aas Fideicommißinstrument gibt hier zunächst die Richtschnur. 

H.^urch das Gesetz sind aber folgende Grundsätze als subsidiarische 
""ausgesprochen: 

blld l» ' ^ ^ Primogenitur wird eher als ein Majorat oder Seniorat, 
tz^^", Majorat wieder eher als das Seniorat vermuthet (Allge« 

"»es burgerl. Gesetzbuch §. 620). 
A Bei der Primogenitur gelangt eine jüngere Linie erst nach 

letzten ^ der älteren zum Fideicommisse, so daß der Bruder des 
Hz/Vsj l tzers, dessen Söhnen, Enleln, Urenkeln und weiteren 

Vlommlingen weichen muß (eoä. §. 621). 
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H. Hat der Stifter seinen Willen über die Ordnung der Erb^ 
folge nicht bestimmt ausgedrückt, so wird mehr Rücksicht auf den le? 
ten Besitzer, als auf den Fideicomnnßstlfter und den ersten Erwerber 
genommen. .,. 

Sind mehrere Personen m gleichem Grade vorhanden, so s ' " 
das höhere Alter den Ausschlag («<ill. §. 623). 

4. Wenn der Stifter verordnet, daß daS Fideicommiß immer 
dem Nächsten aus der Familie zufallen soll; so wird darunter derl^ 
«ige verstanden, welcher nach der gemeinen, gesetzlichen Erbfolge aU« 
der männlichen Nachkommenschaft der nächste ist. Zwischen mehrere 
gleich Nahen wird, wofern aus der Anordnung nicht das Gegentht" 
erhellet, der Genuß des FideicommisseS getheilt (eoü. Z. 624). 

5. Hat Jemand nebst dem Fideicommisse für die erstgeborne Litt»« 
ein zweites, oder mehrere Fideicommisse für die nachgeborne Linie es* 
richtet, so gelangt der Besitzer des ersten FideicommisseS und dessen 
Nachkommenschaft erst dann zum Besitze eines andein FideicommisseS 
wenn in den übrigen Linien keine zu dem Fideicommisse berufene«» 
Nachkömmlinge vorhanden sind; und die Fideicommisse bleiben nur 
in so lange m einer Per-son vereinigt, als wieder zwei oder mehrere 
Linien entstehen (eoä. §. 625). 

6. Die weibliche Nachkommenschaft hat i n der R e g e l keinen 
Anspruch auf Fideicommisse. Hat aber der Stifter ausdrücklich ver-' 
ordnet, daß nach Erlöschung des MannsstammeS das Fideicornnw 
auf die we,bl«che Linie übergehen soll, so geschieht d«eß nach der flU' 
die männliche Geschlechtsfolge vorgeschriebenen Ordnung; doch gel)^ 
die männlichen Erben derjenigen Linie, welche zum Besitze des F^ 
deicommisses gelangt ist, den weiblichen Erben vor (ooä. §. 626)« 

§. 61. 

W e r zur GeschlechtSfolge u n f ä h i g ist. 

Von der Geschlechtsfolge sind ausgeschlossen: 
1. Alle uneh l ichen Nachkommen; vermöge §. 165 des allge

meinen bürgert. Gesetzbuches. 
2. Du rch B e g ü n s t i g u n g des Landes fü rs ten l e g i t ' ' 

m i r t e Kinder; weil sie nach §. 162 deS allgemeinen bürgert. G^ 
setzbuches nur des Rechtes an den» freivererblichen Vermögen the"' 
haftig sind, und auf die übrigen Familienglieder diese Begünstigung 
keinen Einfluß hat. Wohl aber sind die durch nachträgl iche Eh. * 
l e g i t i m i r t e n Nachkommen, nach Z. 161 des allgemeinen bürgerl» 
Gesehbuches, dazu berufen; nur daß der Zeitpunkt der Ehelichkeit de» 
Kindes erst vom Tage der Eingehung der Ehe gerechnet wird, indem 
die in einer inzwischen bestandenen Ehe erzeugten Kinder die Eigen-
schüft der Erstgeburt behalten. ^. 

3. W a h l k i n d e r ; da nach §. 183 des allgemeinen bü'rgerl. Ge' 
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setzbucheS das Verhältnis) zwischen Wahlältern und Wahlkindern auf 
die übrigen Mitglieder der Familie keinen Einfluß nimmt. 

4. Pe rsonen , die daS G e l ü b d e der A r m u t h abge
leg t , und keine D i s p e n s e r h a l t e n haben ; laut Patent 
vom 9. November 1791, wenn gleich die Corporationen, deren Mit» 
Glieder N» ll«>. «^....l.,,««.^ ««». °>""rr , ,e,mo, erwerbssaylg »Md. 

Nur deutsche O r d e n s r i t t e r sollen, vermöge Hofdecret 
vom 4. Jul i 1791, in ihrer Erwerbsfähigkeit nicht gehmdert werden, 
Was wohl auch b e i d e n I o h a n n i t e r o r d e n s r i t t e r n gilt. 

5. Verb recher , die zum Tode oder zu r schweren 
^ « r l e r s t r a f e v e r u r t h e i l t w u r d e n (§. 23,1it.« deS I.THei 
les des Straf-Gesehbuches). 
^ 6. U n b e f u g t A u s g e w a n d e r t e ; vermöge §. 10, Ut. c des 
Auswanderungspatentes vom 24. März 1832; und 
. 7. D e s e r t e u r s , weil sie vermöge Patent vom 12. Jänner 
1781 erbunfähig sind. 
^ Daß jedoch diese Ausschließung, die zum Fideicommiß berufene 
Nachkommenschaft der »ü 5 , 6 und 7 genannten Individuen, sofern 
^ vor jener That geboren waren, nicht trifft, versteht sich von selbst. 

3. K2. 

A l l g e m e i n e Rechte der F i d e i c o m m i ß a n w ä ' r t e r . 

Das Obereigenthum berechtigt die Fideicommiß a n w ä r t e r : die 
Hinterlegung der Fideicommißschuldscheine in Gerichrshänden zu ver« 
^Ngen; eine üble Verwaltung der Fideicommisigmer gerichtlich anzu
zeigen; zur Vertretung des Fideicommisses und der Nachkommenschaft 
f^en gemeinschaftlichen Fideicommißcurator in Vorschlag zu bringen; 
Überhaupt alle zur Sicherheit der Tubstanz nöthigc Maßregeln zu 
Neffen (Allgemeines bürgert. Gesetzbuch §. 630). 

§. 63. 

Welchen E i n f l u ß A n w ä r t e r au f V e r w a n d l u n g der 
Unbewegl ichen F ide i commisse i n G e l d f i d e i c o m m i s s e 

u. s. w. z u ü b e n h a b e n. 

Wenn ein Fideicommißinhaber das unbewegliche Fideicommißgut 
Mein Capital verwandeln, Grundstücke gegen Grundstücke venau» 
»th«N oder gegen angemessene Zinsen vertheilen, oder auch in Erbpacht 
überlassen wi l l , muß die Gerichtsbehörde alle bekannten Anwärter, 
^der wenn sie minderjährig oder abwesend sind,ihre Curatoren, dann 
den Curator des Fideicommisses und der Nachkommenschaft verneh» 
"en-(Allgemeines bürgert. Gesetzbuch §. 634). 
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V. A b s ch N i t t. 

Von dem Au fhören eines Fideicommisses. 

Ar ten des AufHörens des Fideicommisses. 

E i n Fideicommiß kann aufhören: 
1. Durch Widerruf; 
2. durch Auflösung, und 
3. durch Erloschen >>). 

") Eine andere Art dcs Aufhörenö ist gebenkbar, wenn die gesetzgebende 
Gewalt die Aufhebung aller Fidcicommisse aus ö f f e n t l i c h e n R ü « ' 
sichten aussprechen wollte. Indem allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buche ist jedoch das Fideicommißwescn als ein P r i v a t r e chts i ns t " 
t u t aufgenommen, folglich ist jene auß c r o r d en t l iche Art des Am' 
Hörens desselben wohl schwerlich zu gewärtigen. Vielmehr wurde aus Gl ' 
legenheit, daß bei mehreren Gütern, welche in Ländern sich befinde«/ 
die v o r h i n zur österreichischen Monarchie gehörten, aber durch Frie' 
densschlüße an eine fremde Macht abgetreten wurden, das Fideicommiß' 
band von dieser auswärtigen Macht behoben worden war, das Fort« 
bestehen des F i d e i k o m m i ß e a ndeS, rucksich t l i ch d er in 
den österreichischen S t a a t e n v e r b l i e b e n e n Z u g e h ö r t 
j e n e r au fzuhebenden F ibe i commisse , dadurch ausgesprochen, 
daß mit Hofdecret vom 20. Juni 1806 erklärt wurde, hierbei habe, ohne 
Rücksicht auf die in den fremden Staaten erfolgte Verfügung, nach Maß' 
gäbe der allgemeinen Gesetze, diejenige österreichische Gerichtsbehörde, 
welche über ein solches Fideicommißzugrhor bisher die Gerichtsbarkeit 
ausgeübt hat, oder welcher sie vermöge der Iurisdictionögesetze gebührt' 
wenn es aber eine öffentliche Fondsobligation von einem solchen Fide" 
commisse betrifft, worüber bisher fein österreichischer Gerichtsstand einge
schritten ist, jene Behörde zu entscheiden habe, zu welcher die Rechts
geschäfte des Landes gehören, bei denen das Fideicommißband vorge< 
merkt ist. 

Dasselbe geschah auch mit Iustizhofbecrct vom 31. October 4809. 
Dagegen wurde, laut des Iustizhofdecretes vom 19. October 4816, 

und 20. Februar 1817, die W i e d e r h e r s t e l l u n g der in Tyrolund 
Vorarlberg, so wie der in dem, unter Baierischcr Landeshoheit gestan' 
denen Salzburger- und Innkreise gelegenen, und von der königlichen 
bäurischen Regierung aufgehobenen Fibeicommisse n ich t mehr ge< 
stattet; wohl aber wurde bewilliget, um die Errichtung neuer (und 
zwar für Salzburg und den Inntreis ausdrücklich adeliger) Fideicom« 
misse dort, wie in anderen Provinzen, wo dus allgemeine bürgerliche 
Gesehbuch eingeführt ist, unter den darin festgesetzten Bedingungen an
zusuchen. 

Auch für I l ly rnn erf.oßen dieserwegen unterm 8. August 1817, und 
6. September 1819 besondere Nestimmungen. 
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§. 65. 

4ä 1. Durch W i d e r r u f . 

I n w l e f e r n er zu läss ig »st. 

Der Flde,commlßst,fter hat das Recht, d»e Errichtung des Flde,» 
commisses zu widerrufen, so lange noch Niemand durch die Ueber. 
gäbe oder durch Vertretung em Recht e»worden hat. Und der Wille 
wird als widerrufen angesehen, wenn dem Erblasser em männlicher 
ehelicher Elbe, der in dem F,de,comm,sse mcht begossen »st, geboren 
wird (Allgemeines bürgerl. Gesetzbuch §. 628). 

Hier tl «tt aber die Frage e,n, ob e»n v e r t r a g s m ä ß i g e s 
Fldelcommlß durch e«n nachttägllches Übereinkommen derPascicenten, 
"amllch des Stifters und derjenigen Individuen, zu deren und ihrer 
"achkommen Gunsten das Fldelcommlß gestiftet worden »st,' und be-
Ats cm Recht darauf erwolben haben, zulässig »st, oder ob zum 
Schutze der, m dem errichteten Fideicommlsilnstlumente bestimmten 
^glichen Geschlechtsfolger das Fldelcommlß gegen den Willen dieser 
Hasclcenten aufrecht erhalten werden muß. 

Dleßfalls dülfte wohl der Grundsatz qeltcn: daß em solcher Wl< 
l>er,uf, da er zum Nachthelle der anzuhoffenden Nachfolger in dem 
constltuirten Flde»commisse, welchen ohnehm bereits die Vertretung 
des Posterltätscurators zu Statten kommt, gereichen würde, die 
Auflösung dieses Fldelcomnnßbandes keineswegs mehr begründen könne. 

§. 66. 

^ ä 2 . Du rch A u f l ö s u n g . 

El« Fldelcommlß kann aufgelöst werden, wenn keme zum Fidel» 
commlß berufene Nachkommenschaft zu vermuthen »st (Allgemeines 
bürgert. Gesetzbuch §. 644). 

§. 67. 

E r f o r d e r n i s s e h i e r z u . 

Zur Auflösung des Fldelcomnnßbandes wird nebst der Emwllll 
9«ng des Nuhelgenthümers und aller ?lnwälter, die dulch em Tdict 
vorzuladen sind, auch die Einvernehmung des Curators der Nachtom-
wenschaft, und die genchtllche Bewilligung erfordert (Allgemeines 
bürgert. Gesetzbuch §.644). 

§. 68. 

4ä 3. D u r c h Er löschen. 

Das Fideicommlß erlischt endlich, wenn es zu Grunde geht, 
oder wenn alle m dem Snftbllefe berufenen Llmcn ohne Hoffnung 
emer Nachkommenschaft ausgestolben sind, oder durch emen frelelqen« 
thümllchen Besitz von 40 Zahlen (Allg. bürgell. Gesetzbuch §.1474). 
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§. 69. 

W i r k u n g des Er löschens durch Aussterben der z u " 
F i d e i k o m m i ß be ru fenen Gesch lechts fo lge . 

Wenn ein Fideicommiß durch das Aussterben der im St i f tung 
berufenen Linie erlischt, vereiniget sich das Obereigenthum mit deM"^ 
tzungSelgenthume, und der Besitzer kann nach Willkiihr über d« 
Fideicommiß verfügen (Allgemeines bürgerl. Gesetzbuch §. 646)< ^ 

Doch muß das gänzliche Aussterben dieser Linie auf eine legs" 
Art erwiesen, und auch außer Zweifel geseht sepn. ^ 

Sollte jedoch der Fideicommißstifter dem dießfalligen Vermox 
im Falle des gänzlichen ÄussterbenS der eingefetzten Geschlechts^ 
e ine andere W i d m u n g vorbehalten haben, so ist der dießfM 
letzte Wi l le , sofern die Gesetze nichts dagegen haben, zu vollziehet 



VII. Abhandlung. 
" v n den niederösterr. Domin iea lgü te rn 

und dem Banernftande») 

§. 1. 

^ V o r e r i n n e r u n g . 

/ " i e D o m i n i c a l g ü t e r im Erzherzogthume Oesterreich, Landes 
Mer der Enns, sind ein Product des Feuda lsys tems (siehe 
^'Abhandlung dieses Theiles, h. 4 ) , so wie denn noch jetzt wenig« 
A s der achte Theil des Landes mit dem Lehenbande behaftet ist. 
Manche derselben unterliegen dem F i d e i c o m m l ß b a n d e (Siehe 
Vt' Abhandlung dieses Theiles). 
. Die Dominicalgüter endlich stehen mit dem S t ä n d e i n s t i t u t e 
3 verfassungsmäßiger Verbindung (Siehe IV. Abhandlung dieses 
^heiles, §. 1) . Es erscheint also ganz in der Ordnung, diese Abhand» 
""8 jenen dreien unmittelbar folgen zu lassen. 

^ Ueber diesen interessanten Gegenstand sind theilö a l l e Zweige besfeU 
den umfassende Werte, theils nur Abhandlungen über ein zelne Ge, 
genstände erschienen. Werke erster A r t sind: 

Joseph Haggenmül le r's österr. Unterthansadvokat in » Theilen, 
Wien 1792. 

Rechte und Verbindlichkeiten der Herrschaften und Unterthanen. Ein 
Handbuch für Güterbesiher, ihre Beamten und Unterthanen zur Kennt, 
nlß ihrer Rechte und Pflichten. Verfaßt von einem Rechtsfreunde. 
Wen 1811. 

Praktische Darstellung der in Oesterreich unter der Cnns für da« Un« 
tertdausfach bestehenden Gesetze von Ferb. Edlen von Hauer , in s 
Bünden. Wien 4801. 

Vermehrt nnd umgearbeitet das erste Mal von Johann Gottfried, 
Ritter von Röß lc r , in 4 Bänden, Wien 1811, und das zweite Mal 
von Johann Heinrich Edlen von Krem er in 5 Bänden, Wien 4820, 
dem 1335 ein 4. Band folgte. welcher die vom Jahre 1820 an erschie« 
Nene« Gefetze und Verordnungen enthält. 

Mein Versuch, betitelt: Politischeil Verhältniß der verschiedenen Vat« 
tungln von Obriqkeiten zum Bauernstandr im Erzherzogthume Oester« 
"lch unter der Enns, in 3 Bänden, Wien 1818, mit einem Ergänzungs
bande vom Jahre 1820 j endlich 
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Dle Unterthansverfassung des Erzherzogthums Oesterreich ob und " ^ 
t e r d e r G n n S von Anton Englmeyer in 3 Theile, Wien ^ ° » 
und dessen Abhandlung: I'ra,:tut,l5 6e jurlä. i,»«:urp. vom 13. M ^ 
1679, m i t den nachgefolgten Gesetzen und Verordnung«" 
bis zum Jahr 1830, Wien 1821. 

Die Werke, welche über die einzelnen hierher gehörigen Geg^ 
stände erschienen sind, werden am gehörigen Orte angeführt. 

§. 2. 

Geschichtliche E n t w i c k l u n g der d e r m a l i g e n V e r s a l ' 
sung der n iederöster r . D o m i n i c a l g ü t e r i n V e r b i ß 

düng m i t dem B a u e r n s t ä n d e . 

Oo wie der Grund und Boden in Niederösterreich gegen Ende 
des achten Jahrhunderts nach Christi Geburt, m Folge des von de< 
Franken in diesem Lande eingeführten longobardlschen Lehensystemes aU» 
malig in die Hände einzelner Vasillen geistlichen und weltlichen St««' 
des gerielh (siehe l . Theil, V I . Abhandlung, §.1) , so kam dle TN' 
stenz des gemeinen Volkes in eine absolute Abhängigkeit jener V A 
nehmen, nämlich des Adels (siehe I. Theil, I I I . Abhandlung, §. " 
«nd der Geistlichkeit. 

Diese Abhängigkeit nahm in dem Maße zu, als die großen Gutx 
besitzer in einen Bund traten, und sich während des österreichisch^ 
Interregnums von 1246 bis 1282 in einen förmlichen StändetorpA 
constituitten (siehe I. Theil, IV. Abhandlung, §. 1 ) , dessen Streb«" 
dahin ging, von dem neuen Landesherrn die Erweiterung und Vet? 
stigung ihrer Rechte und Freiheiten zu bewirken, was ihnen auchse^ 
noch späterhin unter der Landeshoheit des Habsburgischen SiaM«"« 
vorzüglich im 14., 15. und 16. Jahrhunderte gelang; so daß sogar n<l 
Mitgliedern dieser Stände das Recht zukam, solche Dominicalgüter i" 
besitzen, oder Ausnahmen zu bewilligen, und sie befugt waren, "" 
Uebrigen von dem Besitze auszuschließen, und sie auszukaufen (Niedt^ 
osterr. öandmanns.Einstandsrecht). 

Das Land selbst war sonach ursp»üng!ich beinahe durchaus in de 
Händen jener Vornehmen; nur wenig Freie waren so glücklich, etwa 
davon freieigenthümlich zu besitzen, das übrige Volk war aber ohN 
Orundbesitzthum, bis endlich diese Vornehmen, um ihren großen Grün ' 
besitzthum besser zu benützen, das Nutzeigenthum eines Theils davo 
ihren H ö r i g e n (denn Leibeigene in dem Sinne, wie es in ande^ 
benachbarten Ländern gab, waren sie als deutsche Abstämmlinge b^r i 
Land niemals), mit Vorbehalt des Obereigenthums, und unter lal" 
gen Bedingungen überließen, und nur einen THeil ihres Besihthuw ' 
vorzüglich aber die Forsten und Wälder für sich behielten; daher v 
Unterschieb zwischen Dominical-und Rusticalgründen, daher das El» 
stehen der Natural und Gelddienste, der Waisendienste, Robs" 
u.s.w. Selbst freie Männer begaben sich nicht selten ihres freien ^ 
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senthumes zur Erlangung des Schutzes des Mächtigeren in jenen un-
''chcrn Zeiten. 

Der Landmann blieb jedoch noch immer h ö r i g , wie denn das 
slUndherrlicho Abfahrtgeld noch jetzt ein Ueberrest dleses Verhältnisses 
^5 daS Nutzeigenthum wurde zedoch diesen Hörigen schon im 13. 
Jahrhundert durch Schutz und Gewährbriefe gesichert. 

Der Grundherr ward R e a l - u n d P e r s o n a l r i c h t e r in 
»̂Nem Vesitzthume, ob in Folge jener Hörigkeit/ oder schon damals, 
b Folge einer landesfürstl. Freiheltsbegnadigung, bleibt jedoch imMer-
^N unentschieden. Für die Letztere spricht der Umstand, daß die Pa» 
^»Monialgerichtsbarkeit in den alteren Zeilen vom Landesherrn dem 
H^l meistens zu Lehen gegeben wurde/ und daß bis in das zwölfte 
Jahrhundert in den Urkunden keine Spur einer solchen Palrimonial-
Achtsbarkeit vorkommt, wogegen Urkunden vom Jahre 1187 und 
^ ? Mehrere vom 13. Ibhrhundene deren Bestehen, und zwar selbst 
M landesfürstl. Concession darthun. Eben so ward die Hals - oder 
^lMlnalgerichtsbarkeit von dem Landesherrn meist zu Lehen gegeben, 
A^aß beinahe ke,n Stock und Galgen im Lande war, der nicht ein 
lHenobiect gewesen wäre. 
H. Die O r t s h e r r l i c h k e i t , als Inbegriff des mit einigen 
^Nüssen verbundenen Polizeirechtes, ward ferner größtencheils von 
^Grundher rn in dem ganzen Umfange ihres grundherrlichen 
T^zirles ausgeübt, jedoch auch nicht selten von dieser Grunbherrlich-
. ' " gelrennt, und von andern Freien und Edlen ausgeübt; so wie 
« M auch kleinere Grundherren ihre UnterthaneNs e ines besseren 
Schuhes w l l l e n , an Mächtigere vog ten . 
. Das Zehen t rech t endlich verdankt seine Entstehung in Nie-
"osterreich nicht den bekannten Capltularien des Frankfurter Conci-
Ultns vom Jahre 794, sondern einerseits den Belehnungen und Schen^ 
."Ngen der Landesherren, und andererseits den Verträgen der Gl und» 
tsiher und Ansiedler, wie dieß vorzüglich bei den Bischöfen von Pas-

^ u , Freyßingen und Bamberg, und bei so manchen österreichischen 
"Nd baierischen Stiften und Klöstern der Fall war. 

DaS B e r g r e c h t s aber gleich dem Aackzehente größtcntheils 
«Ur als Ausfluß des Zehentrechtes zzzHetrochten. 
p Der so iben geschildettk unsichere und drückende Zustand des 
Landvolkes verbesserte sich allmälig, in Folge der Ereignisse bcr Zeit, 
^ milderen Sitten der Nation, und einer kräftigere» Einwirkung 
lr Staatsregicrung, vorzüglich jener der großen Kaiserin Maria The-

H , und ihres kaiserlichen Sohnes Joseph N., Allerhöchstwelcher 
o>3^ ^ seinen Sraatcn jede ^Spur der Leibeigenschaft, und somit 
«Uch der hierländigen Hörigkeit abschaffte, das Verfahren in Strc i -
lgkeiten zwischen Gutsherren und GutSumerthanen regelte, und durch 

i . ! ?"^'bdictionSnorm der Patrimonialgerichtsbarkeit zeitgemäße Gr,n-
' ' " setzte. 



392 l. Thei l VII. Abhandlung. 
Der glorreichen Regierung des hochstieligen Kaisers Franz »« 

ward eS aber vorbehalten, dem großen Kampfe des unter dem T che in» 
der Humanität alles Historische und Rechtliche zerstören wollenden 
Liberalismus, den unwandelbaren Grundsatz der Gerechtigkeit hier, H 
wie in allen übrigen Zweigen der Verwaltung entgegenzustellen, üb» 
die wohlerworbenen Rechte der Gutsbesitzer ebenso vor den EingriW 
anmaßender Gutsunterthanen zu bewahren, als Letztere vor ungerecht 
ten und unbilligen Anforderungen der Ersteren zu schützen, der Isl» 
und der bessern Ueberzeugung beider Theile überlassend, ihre Interes 
sen unter sich auszugleichen. 

3. 3. 

Haupteintheilung dieser Abhandlung. 

Die Dominicalgüter stehen mit den politischen Verhö^ 
nissen des Bauernstandes im unzertrennlichsten Zufammenhŝ  
ge. Erstere sind die Basis des letzteren. 

ES zerfällt also vorliegende Abhandlung in drei Hauptstücke, n»? 
von das 

I. von den Dominicalgüter«; das 
I I . von dem Bauernstande; und daS . 
III. von den politischen Rechtsverhältnissen de» 

Bauernstandes zu den Dominicalgüter« handelt. 

I. Hauptstück. 
Von den Dominicalgütern. 

§.4. 

Wie hiervon zu handeln kommt. 
Bei den Dominicalgütern kommt zu handeln: 
I. Von der Natur und.Beschaffenheit der Do»«»' 

nicalgüter. ^ 
II. Von der Besitz« und Gültanschreibung an V " 

minicalgüteh und 
III. von dem Verfügungsrechte mit denselben. 



Von den n. L. Dominicalgütern und de« Bauernstande. 393 

I. Abschnitt. 
Von de, Natur und Beschaffenheit der Domini« 

c a l g ü t e r. 

§. 5. 

b e g r i f f eines D o m i n i c a l g u t e s , e iner G ü l t , e ines 
F r e i h o f e s und F r e i h a u s e s . 

Ein D o m i n i c u l g u t » ) (ständisches, landtafiiches Gut) ist 
"̂  C o m p ! ex von R e a l i t ä t e n und obrigkeitlichen G e f ä l l e n 
V . G ü l t « n , welche m dem ständischen Gü l tbuche (altstän« 

^ M Kataster) und in der L a n d t a f e l eingetragen sind, 
.. Die dießfälllgen R e a l i t ä t e n zerfallen, nach Ve>schledenheit 
^ t r Emlage, m D o m l n i c a l und R u s t l c a l , nach Ve»schleden» 
M ihrer Verwendung aber »n landwlrthschafillch ertragbarem G r u n d 
«^d B o d e n , als: Aecker, Wiesen, Hutweiden, Te,chen, Gälten, 
Angä'rten,'Wälder, Auen und Aecker, und in Gebäud en, als: 
Flößer, Burgen, Vesten u. dgl. 
H Die obrigkeitlichen Gefälle und Gülten stießen aber aus der 
^ r u n d » , O r t s - , Z e h e n t » , B e r g ' u n d V o g t e i h e r r r l i c h ' 
^ t , und sind entweder mit den Domm»calgütern ganz oder nur 

^ Theile verbunden, oder sie stehen auch emzeln da; dasselbe gilt 
""sichtlich der I a g d h e r r l l c h t e i t . 

. Die auf diesen Gütern ausgeübte L a n d - oder C r i m i n a l g e -
lchtsbarkei t kann jedoch als kein Dominicalrecht betrachtet wer-
^ , indem sie em von der oberstr,chterllchen Gewalt, zum The»l auch 
^dem obersten Lehenherrn verliehenes, selbstständiges Recht ist. 

Auf solchen Dominicalgütern haften ferner auch nicht selten G e» 
^ b s rechte, wie Mühlen, Brauerelen, Z»egelbrennerelen,Schank« 
Hte, selbst Metzgergewerbe u. dgl., rücksichtllch welcher, laut Regie« 

^Ngsc»rcularS vom 1. Iul« 1836, Se. k. k. Ma,estät Mit allerhöch-
' ^Entschließung vom 2. Jul i 1835 anzuordnen geruht haben, daß 
Wenigen "Donncalbesitzer, welche auf ihren Domilucalbesitzungelr 
^ "tlederösterreich sich im Besitze von Gewerben befinden, die 
ck ^ ^ "gene Rechnung oder dm ch Pächter betrechen, und, we l -
?^ »n dem ständischen Gü l tenbuche a l s B e s t a n d t h e i l e 

^ D o m i n i c a l k s r p e r s e i n g e t r a g e n s i n d , solche Ge-
«rbsbetriebe gleich andern gutshenllchen Rechten Nicht nur fortan 
usuben, sondern auch, jedoch n u r g le i chze i t i g m i t dem 

^ l l z e n D o m i n i c a l k o r p e r , an jeden künftigen Besitzer ü b e i-
' ^ g e n tonnen. 

Insofern solche Gewerbe bis nun abgesondert von dem Domini« 
allorper mit oder ohne einer dazu gehörigen Realttä't veräußert wor« 
^ sind, s«l der Besitzstand aufrecht zu erhalten, und eS seien solche 
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Gewerbe, wenn sie vor ihrer Veräußerung in dem ständischen Gul-
tenbuche eingetragen waren, oder in dem Grundbuche oder Gewerbe« 
Protokolle ordnungsmäßig vorkommen, auch als radicirt und rücksicht' 
lich verkäuflich anzuerkennen. 

F ü r die Z u k u n f t finde aber eine giltige Veräußerung von 
solchen Dominiralgewerben, e igen t l i ch g u t s h e r r l i c h e n Rech' 
t e n , abgesondert von d e m G u t s k ö r p e r nicht mehr Statt, 
und es seien daher Verärgerungen dieser A r t für die Zukunft g^ 
schlich untersagt. 

Sind nun alle oberwähntcn, oder doch die meisten dieser Be-
standthesle in einem solchen Gutekörper vereinigt, so heißt dasselbe 
nach Maß seines größeren oder geringeren Umfanges, He r r scha f t , 
öder auch nur G u t , Edelsih, Veste; wobei übrigens nur die BeneN» 
nung, wie sie in der ständischen Einlage vorkommt, entscheidend »st-

E i n z e l n e für sich bestehende Rechte heißen Gülten im enge« 
ren Sinne des Wortes. 

B l o ß e D o m i n i c a l g e b ä u d e ohne, oder doch mit wenigen 
Realitäten und Gülten werden aber auf dem flachen Lande, Frei« 
Höfe, E b e l h ö f e ; in Städcen und Märkten aber meistens Frei» 
Häuser genannt; welche letztere i n W i e n im Jahre 1764 durch 
eine eigene aufgestellte Hofcommiss»on regulirt worden sind. 

Rückslchtlich der Freihofe sagt übrigens die Particularentschei« 
düng der Hofkanzlei vom 10. März 1805, daß sie, nach der Landes« 
Verfassung, selbstständige in dem Ka tas te r als Fre»höfe inliegende 
Realitäten seien, welche besonders , wenn s»e m i t e i nem 
G r u n d b u c h e u n d U e b e r l ä n d h o l d e n versehen s i n d , ei
nem D o m i n i u m gleich zu h a l t e n kommen, und daher' 
außer allem Abhängigkeitszusammenhange mit einer andern Herrschaft 
sei. Es walte zwischen ihnen und den sogenannten Edelsitzen oder 
Vesten im Wesen t l i chen , nach der Verfassung, kein Unterschied 
ob, und die dießfälligen Besitzer würden ganz gleich angesehen und 
behandelt. 

Es verstehe sich jedoch, daß dießfalls nicht von solchen Höfen 
die Rede sei, deren es im Lande gar viele gebe, die nur große 
Eremtorien vom Gemeindelasten, Roboth u. dgl. genießen; sondern 
von einer wahren mit Grundholden, und daher mit RusticalbesitzeM 
verknüpften Domimcalbesitzung. 

Sollte eine andere Herrschaft eine Gerechtsame gegen einen 
solchen freien Domimcalhof behaupten zu können glauben, so müßte 
sie solche im gehörigen Wege darthun. 

«) Derlei Dominicalgüter und Gülten gibt eS, nach Inhalt des ständischen 
Circulars vom 26 November 1812 in Niederosterreich bei 2000. wor
unter auch die einst dem allerhöchsten Hofe gehörig gewesenen vice« 
domischen Güter; deßwegen so genannt, weil sie bis zum Jahre 
1745 unter dem in jenem Jahre aufgehobenen V icedoma mte stun
den , worauf sie ln pudlici« rwUlil-i, er jul1'x:>»1lbu8 unter die vle« 
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Präsentation,'»,, ooeonumici» aber unter die Hofkammer zu stehen kamen, 
bt« sie zufolge allerhöchsten Patentes vom 29. November 174» zum Ver» 
«ufe angeboten, im Jahre 1750 von den Standen gekauft und von 
dlesen verkäuflich nintangegeben wurden. 

Die Ausweisung dieser ehemals vieebomischen Grundbücher, Ort
schaften, einzelnen Hsuser, Güter, Gülten und andern Herrennutzungen 
lst im Gupvlementbande beö Noäieiz nuztri»«:!, V. Hheil, p»8» 362 
enthalten, und noch immer von praktischem Nutzen, da die dießfoilligen 
^rbarsteuer- und Robothholden an Private und Gemeinben übergegangen 
sind, deren gegenseitiges politisches Verhältniß somit vorzüglich nach den 
Generalien vom 3 l . März 4581, 8. März 1583, 4. I un l 1601, 8. December 
1700 und 23. Februar 1722 beurtheilt werden müssen (G. g.Llj?). 

§. 6. 

al lgemeines E r fo rde rn iß der E in t ragung sämmtli« 
cher Rea l i tä ten im Lande in 'öffentliche Bücher. 

Jeder Grund, jedes Gebäude im Lande muß in einem öffent» 
llchen Buche eingetragen sepn; und zwar in dem ständischen Gült« 
°uche und in der Landtafel als domin i ca l , oder in dem ständischen 
"ültbuche und in einem Grundbuche als rust ica l , oder in dem 
altstädlischen Kataster und in deM städtischen Grundbuche als bür« 
gerlich. 

Dieses erheischt die öffentliche Ordnung und das eigene Interesse 
kMes jeden Real,tätenbesitzers. 

Es müssen also alle Realitäten im Lande entweder domini-
t a l , rust ical oder bürgerlich seyn; und sollte sich etwa dennoch 
"Ne solche Realität finden, die in keinem der öffentlichen Bücher 
kingetragen wäre, so müßte deren Eintragung in eines derselben von 
den politischen Behörden, einverständlich mit den Ständen, im ver
fassungsmäßigen Wege eingeleitet und verfügt werden. 

Von den Dominicalrealitä'ten wird hier, von den Rusticalreali» 
täten im II . Hauptstücke dieser Abhandlung, wo vom Bauernstande 
die Rede ist, und von den bürgerlichen Real i täten in der VIII. 
Abhandlung diesesTheils, von demniederösterr. Mun ic ipalwesen 
Und Bürg er stände, gehandelt. 

§.7. 

Von den öffentlichen Büchern für die Dominicalrea» 
l i t ä ten kommt hier einzeln zu handeln.» 

Da, wie im §.6 vorkommt, die öffentlichen Bücher, in denen 
die Dominicalgüter, Rechte und Gefälle eingetragen sind, 

I. das ständische Gültbuch und 
I I . die Land tafel sind, 

so muß hier von beiden einzeln gehandelt werden. 
l. 26 
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K Von dem ständischen Gültbuche. 
§ .8 . 

W a s u n t e r ständischem G ü l t b u c h e verstanden nn»'". 

Das nieder'öfterr. ständische Gültbuch ist das von der nieder'österr. 
Landschaflsbuchhaltung unter der Aufsicht und Leitung des Scänd«c^ 
Verordneten-Collegiums geführte Haup tbuch a l l e r Realitäten, 
Donilmcalrechte und Gefälle des ^rzhcrzoglhumeö Oestenelch unter 
der Enns ( S . Abhandlung IV. tz.124 dieses ThelleS von dem nied^ 
österr. Stände «Institute). 

Ursprünglich beschränkte «S sich auf die Realitäten und Gü l t " 
der drei obern n»ederöstcrr. Stände ' ) , und hieß Landes» oder Pro-
v inz ia l ka tas te r . 

Später, nämlich zufolge Hoftanzleiverordmmg vom 4. Ocrober 
1816, wurde aber auch der un Iahle 17^l6 von dem k.t. HoftaMM"'' 
räche, Grafen v .Ga lS ruck, nach der f ü r jed en'l ande sfürst ' . 
O r t besonders erthnlten Instruction eingerichtete städtische Kataster 
über die Realitäten und Gefalle des b alb en v ie r ten S landes 
so wie der landesfürstl. Städte Wiener Neustadt und St.Pölcen danw 
vereiniget; so wie denn auch durch die Einführung des Grundsteuer' 
revlsonumS im Jahre 1820, und des allgemeinen GrundstcuerkalaM 
im Jahre 1835 der S teuerkatasler der Haupt» und Residenzstadt 
Wien mit diesem Landes- oder Provinzialkataster verschmolzen wuldt 
(S.AbhandlungXXIV. dieses Theiles von den direkten Steuern). 
') Vor unvordenklichen Zeiten waren die Realitäten und Gülten der dl« 

oberen Stände, sowohl in Beziehung auf ihre Bestand th eile, <" 
des Besitzrechteö, der Obsorge der Stände und rücksichtlich des lan» 
marschall'schen Gerichtes ganz Überlassen (S. §. t6, Anmerkung »). 

Das Hauptbuch, in welchem die Besta ndtheile der Realität'" 
und Güter, so wie das Besitzrecht eingetragen waren, wurdeGuu 
buch genannt, ^ , 

I n dasselbe mußten nämlich nach dem Generale vom 27. Juli »^ 
alle Gülten, sowohl von den Landleuten, als sonst, bei s°"<"^ 
Verwirlung und Einziehung derselben, eingelegt, und die Gebühr jahlN^ 
an das Einnehmeramt entrichtet werden. 

§. 9. 
Ursp rüng l i che B e s t i m m u n g des ständischen G ü l t 

buch e S. 
Das ständische Gültbuch lieferte, seiner u r s p r ü n g l i c h e " 

Bestimmung nach, den Steuerfuß, welcher auf der Grundlage der 
Einlagen (Fassionen) der Jahre 1750 und 1751»), dann auf den 
summarischen'Befundsenraclen von den Jahren 1754 und 1755, end
lich auf den allmällg überreichten Nectlficationsertracten beruhte. 

Die Verfassung dieser Dominicalfassionen hatte sonach, wie b« 
Hofkanzlei aus Anlaß eines ParlicularfalleS mit Decret vom 4. Sep' 
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^ ^"^ligen Bekenntnisse an sich die verfassungsmäßigen Rechte der 
von "> !^ ^ " ^ beschränkt worden wären, daß sie in der Folge 
c»«s^«.^ weiteren ausgedehnteren Uebung derselben für immer aus« 
Glossen seyn würden ( S . auch §. 56). 

A^l'iederösterr. landschaftlichen Patenten vom 8. Juli und 30. Septem. 
L« . . ^ zufolge, wurde nämlich zur Erlangung einer gemeinsameren 
^"Abutionsgleichheit eine Rettification mittelst Fassionirungder Stücke 
nv Glitten, ober anderen demContrihutionale unterworfenen Benutzungen 

»^"rdnet, und in Folge allerhöchster Entschließung vom 19. December 
b,A mit dem weitern landschaftlichen Patente vom 31. December 1750, 

tal. ^ mußten nämlich alle Herrschaften und Obrigkeiten ihre Domini« 
der Ü"̂  Rusticalbekenntnisse h^ lz^en Jänner 1751, bei sonstiger Strafe 
Al, v ^ p ^ n Herrnpfunde, und bei längerer Verzögerung, bei sonstiger 

"Ordnung von Localcommissionen, überreichen. 

§. 10. 
D e r m a l i g e B e s t i m m u n g desselben. 

i»itn '^^ Einführung des Grundsteuerprovisoriums in Nicder'öster-
der an'" ^ h r e 1820, dem seit dem Verwaltungsjahre 1835 
bat i K ? " " " Grundsteuerkataster als stabile Einrichtung folgte, 
kgtA°ch dieses ständische G ü l t b u c h a u f g e h ö r t , S r e u e r -
Eoll« > ^ i « seyn ; und eS hat, wie das Standisch-Vcrorbneten, 
2823s"" " ^ " Circulare vom 16.November 1822, 3-3333 von 
Ijch ^ erklärt, eme veränderte Richtung erhalten. Eo dient näm« 
l l y ^ " ^ e h r nur noch z u r A u f r e c h l h a l t u n g der O r d n u n g 
A l s t ^ ^ S i c h e r h e i t der D o m i n i e n , rücksichl l ich der 
l j z f ^ b t h e . i l e i h r e r Bes i tzungen und G e f a l l e , und 
beibenV ^ l n i a l n u r noch den Maßstab der noch interimistisch 
üllen » ^" Umlegung der Urbarial- und Zehentsteuer nach der 
lNal j g^'aleinlage. _^. Der a l tständische Kataster ,st also der« 
lial. ^ ^^iehung auf die Domimcatgüler, mit Ausnahme der Urba-

^ " d Zehentsteuer, nur noch das, was das Dienstbuch in Be-
" auf die Rusticalrealitäten. ilehung 

' i a h l u n g der R u b r i k e n , welche i n diesem a l t e n 
Gü l tbuche vorkommen. 

der ^ 5 bas ständische Gültbuch den e h e m a l i g e n Steuerkataster 
so n«u > . ^ " ' " Stände, und später auch des vierten Standes bildete, 
"«ck K ^^^ Dominicalgüter und Freihäuser des ganzen Landes 

^ 'h rem E r t r ä g n i s s e darin folgendeimaßen einaetragen " ) : 
2 6 * 
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») das Ertrligniß der Dominicalgüter, Wiesen und Weingarten 
Waldungen und?luen; , , 

d) das Erträgniß der Dominicalteiche und der verschiedenen F l " 
»vässel f und 

o) das Erträgniß des Waid» und Blumensuchnutzens von den UN' 
terthanen, und vom eigenen herrschaftlichen Vieh; 

ü) der Geldbestand; 
0) die Bestand- und Zinskörner; 
1) das Forstgeld; . . 
g) der Haus» und Ueberländdienst im Gelde eder in NaturalleN» 
l») der verzickre Dienst; 
l ) daS Verglicht im Gelde oder in nn tura ; 
5 ) ber Dicnstmost; 
1) das Vogtgeld; 

m) Körner und andere Naturalzehente; 
u) Blut^ehente; 
o) Weinzehente im Gelde oder in n!»tnrn; 
p) Sackzehenre; 
<z) Brauhausbestand oder BrauhauSnutzen im eigenen Verlage; ^ 
r ) der Mauthbestand oder die Maulhernägniß im eigenen Genüsse» 
») der Uhrfahrnutzen: 
t ) die Standgelder; 
u) Panschanknutzen; 
v) der Wirthsbestand; „ . . 
^ ) die Dominicalmühlen, Sckgen-, Walken-, und Stampfertragnw' 
x) die Grundbuchs - und Abhandlungsgefälle; .. 
7) die Robothgelder oder Naturalroboth, Mlt dem Zuge oder W 

der Hand; endlich 
2) die ordinären Dominicalgiebigkeiten. 

») Diese Erträgnißruhriken haben jedoch, nachdem seit dem Verwaltung^ 
jähre 1835 das a l l g e m e i n e Grundsteue^kataster eingeführt ist, i " 
BeHufe der Besteuerung größtentheils ihre praktische Bedeutung venon ' 

Dieser allgemeine Grundsteuerkataster umfaßt nämlich dermal " 
die Nutzungen von G r u n d und Boden und von Gebäude« . «' 
die früher mit der Grundsteuer verwebten Nutzungen von Brauere,« -
Mühlen, Schankgerechtigkeiten, Kalb nnd Ziegelbrennereien, Fischerm" 
Vl,iss>>n »nK lN/,'^,»», sin^, l<,«t.Ne«,'̂ !,»,<,«,l»-<>,>lnv« «NM tt M<,l 1823. b e l l " 

R e g u l i r u n g dieser S t e u e r o b j e c t e , u n b zwar mit emer V" 
schalsteuerquote von 453,438 fi. C. 5yt. nach dem Steuergulden reparl«^, 
nnd von den Bezugsberechtigten entrichtet, welcher von den U r b a r ! « 
und sehen tbez l i gen in dem alten i ianbeskalaster Ursprung"^ 
eingetragen ist; in welcher Bez iehung das a l t e Güllbuch «"y 
noch von Wichtigkeit ist (S . §. 1U) z und wobei auch noch zu beme«' 
kömmt, daß, laut Hofkanzleidecretes vom 8. August 1828, H o f i - ^ j 
RqgSz. 45.149, mit der allerhöchsten Entschließung vom 17. und ^ .»?" 
1828 besohlen wurde, baß bis zur neuen Fatirung der Urbarialgieblg«»» 
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von den Städten und Ortschaften des vierten Standes, Fassio» 
nen ihrer Urbarial- und Zehentgenüsse, nach denselben Grundsätzen, nach 
welchen jene eingerichtet sind, auf denen die dermalige Urbarial» und 
sehentsteuer bnuhet, abzufordern, und die entfallende Steuer auf gleich» 
mäßige Art, wie es bei den übrigen geschah, zu berechnen und vorzuschrei« 
den seien, wie dieß denn auch zufolge allerhöchster Entschließung vom 20. 
April 1830, Hoftanzleldecret vom 27. April <830, Hofz. 146l. Rggsz. 
23,589, vom Verwaltungsjahr <82< an, in Vollzug gesetzt worden ist 
(S. hierüber die Abhandlung XXIV. dieses I. Theiles von den direkten 
Steuern). 

§. 12. 
B i s h e r i g e F o r m deS ständischen Gü l t bucheS . 

A u f z ä h l u n g e in i ge r A n o m a l i e n . 

Sämmtliche Realitäten und Gerechtsame sind nach Kre is» 
v i e r t e l n , und jedes Kreisviertel ist nach den e i nze lnen Domi» 
l l i c a l g ü t e r n und G ü l t e n eingetheilt. 

Jedes Dominicalgut, jede abgesonderte Gü l t , hat ferner darin 
ein eigenes E i n l a g S n u m m e r mit Anführung des Namens des 
Guts- oder Gültenbesitzers; und darin ist die erste Provisionaleinlage, 
welche mit dem Militärjahre 1756 angefangen hat, sammt den darauf 
Nachgefolgten Abänderungen, dann, jedoch nur summarisch, die D o-
Win ica l» undRus t i ca le in lage nach ihren verschiedenen Rubri» 
k«n angeführet. 

Uebrigens gibt es rücksichtlich des Gültbuches folgende Ano
m a l i e n : 

1. Mehrere Dominien- und Gültenbesitzer, vorzüglich geistliche 
Stifter, besitzen Entitäten, Unterthanen und Grundholden i n meh
reren K r e i s v i e r t e l n , welche nur unter einer Haupteinlage 
erscheinen. 

Rücksichtlich derselben wurde mit ständischem Circular vom 16. 
April 1814 befohlen, besondere Ercindirungsausweise von allen Ru» 
briken, f ü r jedes K r e i s v i e r r e l abgesondert, an das Srändisch-
Verordneten-Collegium zu überreichen; damit man hiernach die in 
andern Kreisen gehörigen Realitäten von der Haupteinlage abzuschrei
ben, und hierüber besondere Einlagen in die betreffenden Kreise zu 
eröffnen vermöge. 

2. Nicht alle Güter im Lande unter der Enns sind in dem 
G ü l t b u c h e dieses Landes eingetragen; vielmehr gibt es in den 
Kreisvierteln O. W. W. und O. M . B. Gülten, die in der ob der 
ennsischen Einlage sich befinden, und daher ganz nach der 
ob der ennsischen Landesver fassung zu behande ln 
kommen. 

Dagegen gibt es wieder umgekehrt im Lande ob der Enns Gut« 
ten und Unterthanen, die solchen Dominien zugehören, welche im 
Lande unter der En ls sind, und daher noch immer in der unter 
der ennsischen Einlag erscheinen. 
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Obschon die Austauschung diese«- Gülten zwischen beiden ? ^ A 
Mit Hofoecreten vom 1 1 . October 1787, und 7. März 1789 «»" 
fohlen wurde, kam dieselbe doch noch nicht zu Stande ») . 

») Folgendes sind die ob der cnnsischen Einlagen: 

») I m V i e r t e l O. W. W. 

4. k. k. Religlonsfonb wegen der Herrschaft Garsten ; ^z, 
2. die Herrschaft Achleiten am Strengberg sammt Pfarr- und O""^ 

Haus; 
8. k. k. Religlonsfonb, wegen der Herrschaft Baumgartenberg; 
4. die Herrschaft Ebelspcrg; 
5. » » Burg Enns; 
6. Stift Spital am Pihrn, wegen der Herrschaft Feuereggj 
7. die Herrschaft Greinburg; 
8. » » Gschwendt; 
9. „ » Kreuhen; 

10. » ,, Losenstem; 
11. z, , Loftnsteinleithen; 
4L. , , Luftenberg; 
13. » » Luftenfeldern; 
14. Cisterzienserstift Schlirbach, wegen der Herrschaft Mühlgrub j 
«6. die Herrschaft Nieberwalsee; 
46. Benedictinerstift Kremsmünster, wegen Bernstein; 
17. die Herrschaft Salaberg; 
18. ^ ,. Spielberg; 
49. » » Steuer; 
»0. » » Steyercgg; . , 
21 . k. k. allgemeine Hofkammer, wegen der Herrschaft Traunklr<Yl«' 
22. das Landgut Grünau; 
»3. das Amt Biihamberg; 
2 t . die Hochenega'schen Gülten; 
2«. das Freigericht Hiißgang; 
26. die Rohrbach'schen Gülten; 
27. die Stiftung zu Steuer; 
28. das Amt Schenken; 
29. vier Benefizien zu Steyer; 
80. die Pfarre Büheimberg; 
81. » ^ Ebelsperg, 
82. » » Enns und Kranstorf; 
83. » » in der Stadt Freystabt; 
84-. ,. » Neuhofen; 
86. » » Steinakirchen; 
36. i, » Walbneukirchen; 
37. das Gotteshaus Nöheimberg; 
88. die Pfarrkirche Grnsthofen; 
39. , » Freystadt; 
40. das Gotteshaus Kirnberg; 
41 . die Pfarrkirche Steyer; 
4s. das Gotteshaus St . Valentin; 
43. „ , Wevstrach; 
44. der Markt Aspach; 
45. zwei untkchanen in der Pfarre Haiberöhofen. 
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b) I m Vier te l O. M. B. 

l> Das Amt Haßlau. 

§. 13. 

for tgesetz te E v i d e n z h a l t u n g des a l t o n ständischen. 
Ka tas te rs . 

vnk «3^ ^ " ^^" Dominien a l l j ä h r l i c h in der Cultur des Grund 
^ " ° .dens , und m den Gerechtsamen eintretenden Veränderungen, 
.^^lljä'hrllch mitte'st D o m i n i c a ! , und Rust ica l f ass ione n 
^ ^ n n m i ß des Ständisch-Verordneten-CollegiumS zu bringen, wie 

A November t8z2 verordnet wurde, 
ko», 6 nun den Inhalt dieser Nacht rags fass ionen anbelangt, 

"">t zu bemerken, daß durch das im Jahre 1820 in Wirksamkeit 
d ie?/^ Grundsteuerprovisorium, der Geschäftsgang, welcher bisher 
^ ^.ü'echlhaltung des a l t e n Steuerkatasters bezweckte, und in 
l«l« " Rectificationspatenten, ine besondere aber in der Circu-
^ Schrift vom 2. August 1792 gegründet war, eine sehr verän» 
iiiK ^ Achtung erhielt"), so das, mehrere der den Dominien 
i<vÜ» ^gelegenen Eingaben, nach jenem bestehenden Systeme ganz 

Elog wurden; andere aber zuv A u f r e c h t h a l t u n g der 
,.,.."UNss und e igenen S i c h e r h e i t der D o m i n i e n , un-

' "ß l ich b l i eben ( S . §. 9 ) . 
ix, ^ " " " " ^ " Obrigkeiten emes Theils durch E r l a s s u n g nur 
h , ' A o s e r A r b e i t e n , welche früher waren, zu erleichtern, an-
^ .^öeils abrr sie über ihre gegenwärtigen Pflichten zu belehren, 

l Folgendes verordnete 
fH . . Die Obriakelten bleiben so wie bisher, u n t e r e igener Da« 
^ b a f t u n q der her rschaf t l i chen Oberbeamten und un-
h».?^» >n den früheren Verordnungen ausgedrückten Ahndungen ver
tan «' ^ " Bcul barung öder Gründe, oder Entstehung neuer Häuser, 
H,? über die hiervon der Herrschast zugewachsenen obrigkeitlichen 
Cire r Dominica!- und Nustical Machtragsfassionen, nach der in der 
tzh^lalverordnung vom 2. August 1792 vorgeschriebenen Form, zu 

"eichen. 
e, . 2. Die in'den Grundtausch', Grundtrennungs-, Gewerbstrans. 
^>rungs..F8llen u s. w. nothigen Falls erlassenen specicllen' Weisun. 
i_"'<lnd wie bisher, ungesäumt und in dem vorgeschriebenen Termine 
"Vollzug zu setzen. 
,. 3. Di« Vorlegung der Haus« und Ueberland.Hauptsubrepart». 
"Nen, dcr Nachtragssubrepartitionm, der Subreportitionsauszüge, 

."wie überhaupt aller jener Eingabeis, welche sich auf die Umlegung 
" individuellen Steue/schuldigkeir der einzelnen Rusticalisten nach 
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dem alten Kataster beziehen, wurden bei dem veränder ten 
S teuersys teme als ganz zwecklos erklärt. 

4. Die Grundobrigteiten wurden von der in den jährlichen Aus» 
schreibungspatenten anbefohlenen Einsendung der KatastralverHnve» 
rungSberichte enthoben (Circular des Ständisch-Verordnete«'Colle' 
giumS vom 16. November 1822, Rggsz. 3333 von 1823). 

») Die Gvidenzhaltung des nun eingeführten allgemeinen Steuerkatasters 
beruhet nämlich, laut Anleitung vom 26. März 1833 und Regierungs«r» 
culars vom 26. August 1834, auf ganz andern Normen; rücksichtlich «r 
Uroarial« und Zehentbezüge hat aber, zum BeHufe ihrer «och immer fort» 
dauernden provisorischen Besteuerung nach der ursprünglichen K«' 
tastraltlnlage, laut Hostammerbecret vom 2. März 5833, Hofz. 996»/ 
Rggsz. 15.570, vermöge der mit allerh. Genehmigung erlassenen Verord» 
nung vom 12. August 1824, dermal keine Evidenzhaltung der Ve? 
Hnderungen im Objccte dieser Steuergattungen Vtatt. 

W i e sich bei T r e n n u n g der u n t e r einer gemeinschaft ' 
l ichen R u b r i k i n l i e g e n d e n Bes tand the i l e eines D ° ' 

M i n i c a l g u t e s zu benehmen ist. 

I n Fallen, wo es sich um Trennung der u n t e r e iner ge
meinschaft l ichen R u b r i k inliegenden Bestandtheile eines Do» 
Minicalgutes handeln sollte, ist sich nach den in jeder Provinz darüber 
bestehenden verfassungsmäßigen und andern Vorschriften zu benehme» 
(Hoftanzleidecret vom 4. Februar 1830, Hofz. 2402, Rggsz. 10,156, 
siehe diesfalls §§. 24 und 50). 

§. 15. 

I n w i e f e r n die aus dem ständischen Gü l t buche e«t< 
sp r i ngenden S t r e i t i g k e i t e n zum S t ä n d i s c h «Verord» 
Neten C o l l e g i u m g e h ö r e n , i n w i e f e r n nicht. ^_ Wich ' 

t i g k e i t des Gü l tbuchs i n Rech rsange legenhe i ten . 

Jene Geschäfte, welche mit dem Kataster und dem alten Vandes» 
Rectificationsoperate einen unvermeidlichen Zusammenhang haben, 
sollen in einen Rechtszug nicht eingezogen, sondern der Wirksam» 
keit der Stände mittelst des von selben Verordneten^Collegiums über-
lassen seyn ( S . Abhandlung IV. dieses Tdeiles vom niedero'sterr. 
Stände-Institute), in dessen Folge alle Beschwerdeführungen, welche 
über die Frage vorfallen: ob eine G ü l t d o m i n i c a l oder ru
ft i c a l sei , und in welchem Werthe selbe einzuliegen habe; dann 
die gegen die Subrepartition vorfallenden Beschwerdeführungen att 
die n iederösterr . S t ä n d e , denen die dießfällige Manipulation, 
so wie die eigens privilegirte Erecution eingeräumt ist, verwiese«/ 
und daselbst, nach vorläufiger Erhebung der eigentlichen Umstände, 
und nach Maß der bestehenden Landesverfassung, die Abhülfe und Be-
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"chtigung verschafft werden soll (Hofdecret vom 26. Jänner 1781, 
Hofdecret an das Stä'ndlsch - Verordneten-Collegium vom 3. März 
" 8 1 , Z. i ) . 

^ll l le ü b r i g e n , wie immer gearteten Beschwerdeführungen, 
""che zwischen ven Gültenbesitzern un te r sich, dann den Obrigkeiten 
und d<n Unterthanen oder Holden entstehen mögen, sollen dagegen, 
Ungeh inder t i h res Zusammenhanges m i t dem G ü l t -
l ! ' ^ ' ^ ^ " o rdent l i chen Ger ich tss tande, als eigent, 
^H zur Iustizverfafsung geeignete Gegenstände verhandelt, und von 
«en Ständen sich hierbei aller Imisdielionsanmaßung enthalten wer» 
" n seoä. §. 2) 

I n allen auf das Gülrbuch Beziehung nehmenden Rechtsangele» 
Anheilen, soll übrigens auf das Gülrbuch und auf die dießfalls von der 
Nandischen Buchhaltung erfolgenden Exrracten, gesetzmäsiige Rücksicht 
s«nommen, und daher j ene r T h e i l , welcher durch den I n 
halt des Gü l tbuches geschützt ist, s e i n e r s e i t s der 
^ast des Beweises en thoben geachtet: dagegen Jedem, 
° l r seine Rechte w i d e r das G ü l t b u c h zu behaup ten 
^ r m e i n t e , und sich m i t standhaftem Bewe ise gegen 
Hessen I n h a l t a u f z u k o m m e n g e t r a u t e , der ordent» 
l'che Weg der Beschwerde f ü b r u n g ke ine rd ings ver» 
schränkt werden (Hofdecret vom 26. Jänner 1731, § .3 ) . 

*) Die den dermal eingeführten allgemeinen Grunbsteuerlataster betreffenden 
Geschäfte, haben daqeqen nunmehr eine ganz andere Richtung genommen 
(V.AbhandlungXXIV. dieses Theiles, von den blrecten Steuern). 

u. Von der Landtafel. 

§. 16. 

b e g r i f f der L a n d t a f e l , B e s t a n d t h e i l e de rse lben . 

Die L a n d t a f e l ist dasjenige ö f fen t l i che Buch, in welchem 
ülle in dem ständischen Gültbuche inliegenden Dominicalrealitäten 
!^d Gülten nach den dortigen Einlagsnummern, zum BeHufe der 
B e g r ü n d u n g des E i g e n t h u ms u n d der V o r m e r k u n g 
' ä m m t l i c h e r , au f diesen R e a l i t ä t e n r u h e n d e n Last en 
e i n g e t r a g e n s ind. 

Es steht dermal unter der Aufsicht und Leitung des niederösterr. 
^andrechteS, a!S der zufolge §. 9 des Iurisdirtions^Normales vom 17. 
^«pt. 1783" ) , rückstchtlich der Dominicalgüter aufgestellten Real« 
'"stanz, und befindet sich daher auch in dem Lokale des Landrechtes. 

") Früher waren die Realitäten und Gülren der drei oberen Stände auch 
hinsichtlich der darauf haftenden Lasten der Obsorg« der 
Stände, und rückstchtlich des landmarschall'schtn Gerichtes über.lassen <S. 
§, 8, Anmerkungen). 



I. The»l VII. Abhandlung. 
V i wurden nämlich die auf den im Landhause inliegenden G " ^ 

Haftenben Schulden bei dem bort bestandenen W e i s b ote n am te elNg" 
tragen, damit Jedermann, von dem ein D a r r e n auf ein solches«'" 
angesucht wurde, sich bei demselben, was hierauf bereits hafte, und od ê  
noch genügsame Sichc'heit zu haben glaube, ersehen konnte. . 

Ha sich jldoch dal,« verschiedene Gebrechen äußerten, und die t r eM l 
ziqen Gläubiger besonders dulch die nicht vorgemerkten stillschweigende" 
Hypotheken, welche nach dem Voizuge d̂ c Zeit mit den ausdrücklichen gan, 
gleiche Wirkung gebabt, öfters in Gefahr kamen, fanden Sich 3 H " M«' 
jestat, die Kaiserin Maria Theresia, zur besseren B efrst ig ung d^ ' 
T r e u e und des G laubens und zur A u f n a h m e des da»«" 
abHangenden H a n d e l s und W a n d e l s , wodurch d ie O l u » ' 
s e l i g l e i t der L ä n d e r als der e inz ige Gegenstand A l l e l ' 
h o c h s t I h r e r la ndes m u t t e r l ichcn S o r g f a l t ganz si<v^ 
e r z i e l e t w i r d , benimmt, mit dem Patente vom 24. November < / ^ 
für das Erzbcrzoqthum Ocstcneich unter der Enns, und zwar i n Wies' 
eine L a n d t a f e l , „ach dun Beispiele der in andern königlich bohn" 
fchcn und österreichischen Erblanden mit gulem Erfolge angeorbnetin L«n^ 
tafeln, einMfudrcn, und selbe m i t dem N e i s b o tenamte i " 
ve re i nba ren . 

Nach §. i des letztgenannten Patentes wurden jedoch nicht alle «^ 
Lande befindlichen unbeweglichen Guter ohne Ausnahme, sondern ««' 
die im Landhause inliegenden H e r r s c h a f t e n , G ü t e r und G i n ^ 
t e n , auch F r e i Hofe und F r e i h ä u s e r , und was sonst an UnbewA 
lichkeiten in dem ständischen E i n lagbuche inlicgt, mithin der 
Errrnntniß der L.indrechte und (damals) der landmarschall'schen «>" 
richtsbarkeit unterworfen war, der Landtafel einverleibt. 

Es wurde daher befohlen, daß die sowobl bei dem ehemaligen Wc^ 
domamte geschehenen, als noch cffen gestandenen Vormerkungen in d>e 
Landtafcl ubertraqm werben, daß in d^s Künftige weder bei dem Reg>e' 
rungsuntermarschullamte, noch sonst an einem andern Orte auf eimae 
Herrngultcn, Freihofe oder Freihäuser einige Vormerkung mehr angenommen 
werbe, noch gültig sei, sondern solche a l l e i n bei der Landtaftl gescreb^ 

Bor Allem wurde erfordert, daß der Schuldner, welcher sein O"l 
mit landtaflicher Vormerkung beschweren wi l l , sich zu dem EigentnuN" 
qcdöriq legitimire; und zwar mußten d ie d a m a l i g e n Besi tzer , 
welche an der G ü l t s t u n d e n , obne Wciters auch an die Lanv> 
t a f e l eingetragen werben; sei ther bar f -aber ke iner das E igeN' 
tbum oder sichern Besitz a ls m i t te l s t der L a n b t a f e l über
k o m m e n . 

3ur Besorgung dieses damals noch in dem Lokale des Landhauses 
verbliebenen Vormerkbuchsamtes, wurden bestimmte Personen u n t e r de» 
Oberau fs i ch t e ines j e w e i l i g e n L a n b m a r s c l i a l l s , i n d c >-
sen A b w e s e n h e i t u n t e r j e n e r des L a n d u n t e r m a r s c h a l l s , 
und wofern Beide verhindert waren, Jenem, welcher bei dem landniar-
schall'schen Gerichte den Vorsitz hatte, aufgetragen. 

Ein Obevdüector, dem ein Unterdneetor beigegeben war, ha t ^ 
nach dem Unterrichte vom 1». Februar 1729, Alles, was in dem LaN^ 
tafelpatentc verordnet war, oder außer dem von der Landesstelle anbe
fohlen wurde, feste Hand zu halten, wahrgenommen? Gebrechen zu ab,«" 
den, und bei nicht erfolgende». Besserung der nicderostcrr. Neuerung nw 
ihrem Antrage anzuzeigen, welchen Letztere der obersten Iustizstelle gut» 
Hchllich cinzuvegleiten hatte- ' ^ 

Die Landtafel selbst wurde aber in ein I ns t rumen tenbuch «no 
Hauptschulbenbuch eingetheilt. 
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§. 17. 

Bestandtheile der Landtafel. _ N o r m ihres Ver
fahrens. 

^ Die niederösterr. Landtafel besteht dermal aus drei Büchern, dem 
"anp tbuche , dem Hypothekenbuche und dem Ins t ru 
mente nbu che. 

Die frühere Landtafelordnung vom 24. November 1758 ist ver-
ültet, und eine neu« für Niederösterreich noch nicht erlassen; es wird 
Kb daher grösitentheils nach jener vom 22. April 1794, welche für 
Böhmen und Mahren erlassen wurde, benommen. 

I n dem Hauptbuche ist für jede ständische Einlage ein mit 
"kr betreffenden Emlagsnummer correspondirendes Folium mit den 
""thigen Rubriken eröffnet; es enthält den Besitzstand. 

I n dem Hypothekenbuche sind alle auf der Realität haf« 
"Nven Laste ' vorgemerkt; und 

das Instrumentenbuch enthält alle jene Urkunden, auf 
welchen der Besitzstand, so wie die vorgemerkten Schulden 
Und Lasten beruhen. 

Nücksichtlich der landtäflichen Vormerkung des allfälligen Lehen« 
êrFidssicommisibandes bei einem Dominicalgute stehe die Abhandlung 

V. und VI. dieses Theiles, von dem niederösterr. Lebenwesen und von 
^N Fideicommissen; und es kommt hier noch zu bemerken, dasi mit 
Hofdecret vom 22< November 18l8 der Landesstelle die Einverleibung 
^ r Demolit ionsreverse aufgetragen wurde; mit Hofkanzlei-
becret vom 27. April 1320 aber, zur möglichsten Sicherste!« 
^Unq des Aerars und des A l l g emeinen befohlen wurde, 
^ gehörige Eintragung der vorhandenen Reverse, und der auf 
°le von den Haus- und Gutsbesitzern eingegangenen Verbindlichkeiten 
^zug nehmenden Documente, in die betreffenden Land tafelbü-
^^r , in so weit es die Gesetze gestatten, zu veranlassen. 

I l Abschnitt. 
Von der Besitz- und Gül tanschre ibung an D o m i n i 

ca l g ü t e r. 

8. 18. 

Fähigkeit zum landtäf l ichen Gütererwerbe. — Auf
führung der hierzu unfähigen I n d i v i d u e n . 

Jedermann ist fähig, unter den von den Gesetzen vorgeschrie« 
benen Bedingungen, Rechte zu erwerben (allgem. bürgerl. Gesetzbuch 
§' 18), den die Gesetze nicht ausdrücklich ausschließen 
(eoä. §.355). 
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Diese a l l g e m e i n e n Bestimmungen gelten sonach auch b" 
Dominicalgütern, mit der einigen Beschränkung, daß Gült- od" 
Landtafelun fäh ige, in so weit sie nicht vom Gesetze oder durch d«' 
sondere Begünstigen«, davon befreit sind, die doppel te G u l l 
zahlen müssen ( S . IV. Abhandlung dieses Theiles, "vom niederösterr. 
Stände-Institute); und daß, insofern solche DominicalgiKer,del" 
Lehew oder Fldeicommißbande unterliegen, auch die dicsifälligen «ige"' 
thümlichen Beschränkungen eintreten ( S . V. und V I . Abhandlung dls' 
ses Theiles, vom niederöfterr. Lehenwesen und den Fideicommissen)» 
selbst A u s l ä n d e r sind, weit entferne davon, ausgeschlossen z" 
seyn, vermöge Hofverordnung vom 27. Juni 1785 sogar aufzuMUN' 
lern, solche Güter zu erwerben. 

Die Gesetze schließen üb-igens von dem Realitätenbesitze über
haupt, folglich auch von dem Dominicalgüterbesitzer aus: 

1 . turkische Untenhanen und ihre Weiber ( S . IX. Abhandlung 
d'escs Theiles, von den Atatholiken) ; 

2- die I s r a e l i t e n ( S . X. Abhandlung dieses Theiles von de« 
Israeliten in Niederösterreich) ; 

3. die der unb e fug ten Auswanderung schuldig erkannten 3« ' 
dividuen ( S . II.?lbhandlung dieses TheileS, von dem osterr-
Staatsbürger- und Fremdenrechte) ; 

^ die dem A m o r t i s a t i o n s g e s e t z e u n t e r l i e g e n d e n 
geist l ichen C o m m u n i t ä t e n , K i r chen u. s. w. ( ^ 
X I . Abhandlung dieses Theiles, von den geistlichen Angelegen' 
heilen). Endlich tonnen 

5. selbst die von der doppelten Gült befreiten Landesmitglieder a«s 
Strafe, zum Besitze und Ankaufe landtäflicher Güter un fäh ig 
erklärt werden ( S . §.993). 

F. 19. 
E i n t r a g u n g eines neuen Besi tzers i n beide Bücher» 

Jedermann, der ein landtafelmäßiges Gut erwirbt, hat sich^" 
der L a n b t a f e l an Besitz, und dann bei den Ständen an die G ü l t 
schreiben zu lassen. 

3 .20 . 
Land tä f l i che Besi tzanschreibung. — I n h a l t des dieß" 

f ä l l i g e n C e r t i f i c a t e « . 
Tritt anstatt des vorigen Besitzers einer Dominicalrealität ei» 

neuer ein, ober erhält der Besitzer einen Mitbesitzer, so gehört die dieß* 
fa'llige Anschreibung zur Landtafel und rücksichtlich zum Landrechte, 
und es ist genug, wenn das Landrecht dem Ständisch'Verordneten-Colle' 
gium den geänderten Besitz intimirt (Hofdecret vom 30. Aug. 1790)» 

Es geht also die l and tä f l i che Besi tzanschre ibung in 
dem Hauptbuche voran; und auf der zur Anschreibung gebrachten Ur» 
lunde wird von dem Landtafelregistrator bezeugt, daß diese Urkunde 
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m dem Hauptbuche l i t . . . . h insicht l ich deS erworbenen land» 

g l i c h e n Besi tzes, der Her rscha f t einverleibt worden sei. 

§. 21 . 

L a n d t a f e l ' T a r o r d n u n g . 

Um in sammtllchen deutschen und gal,zischen Erbländern nicht 
«Ur die Landtafeltaren ") in ein billiges Ebenmaß zu sehen, son
dern auch bei der m allen Ländern gleichen Beschäftigung der Land» 
Ae ln , und de, den hieraus für alle Länder entspringenden gleichen 
fechten und Vortheilen d»e bisherige Verschiedenheit der Taxen zu 
^heben, wurde Mit Patent vom 1. April 1812 eine a l l g e m e i n e 
W a n d t a f e l , T a r o r d n u n g festgesetzt, die vom 1 . November des 
Alilitar,ahres l 8 l 3 für alle, von diesem Tage an vorkommenden Land» 
tafelgeschHfte, zur Richtschnur dient ^ ) . 

' ) Normals wurde die L a n b t a f e l t a x e von den Stünden bezogen, und 
stoß in die Domesticalcassa, was wohl daher rührt, daß v o r m a l s die 
aus dem Weisbotenamte entsprungene Landtafel immerfort unter dem 
Landmarschalle blieb Diese Uebung dauerte selbst dann fort, als im Jahre 
1783 die Landtafcl dem Landrechte abgetreten wurde; auch dann wurden 
die bei der Landtafel erlegten Taren an die Stände abgeführt. Erst mit 
Einfuhrung der erwähnten neuen Lanbtafeltaxorbnung vom i . November 
t8 l2 . horte diese Gepflogenheit auf; und die bei der Landtafel erlegte 
Landtafeltare wirb nunmehr monatlich von dem dortigen Registratursdi« 
rector an da« e. k. nlederosterr. Provinzialeameral, Taxamt, und rück« 
sichtlich niederöfterr. Landtafeltaxamt abgeführt, da« vermöge Hoftammer« 
decret vom 27. Mai 1830, Hofz. 18,1^0. Nggsz. 33.288, durch die l . l . 
Landesregierung mit Intervenirung der Provinzial» Staatsbuchhaltung 
periodisch zu seontriren kommt. 

") Folgende« sind die dießfalligen Bestimmungen, welche hier ntcht wohl 
Übergangen werben können: 

1. Für die Einverleibung eines neuen Besitzer« in der Landtafel, der erlangte 
Besitz möge sich auf gerichtliche oder außergerichtliche Schritte, aus Hand
lungen unter Lebenben, oder von Todeswegen gründen, wild die Taxe 
nach dem Werlhe des Gutes, und zwar bis zu einem Betrage von 4000 f l . 
bis exklusive 2000 si. mit 1 f l . 30 lr., bei Uebersteigung diestt Betrages 
aber von jedem Tausend Gulden 1 si. entrichtet. Ist jedoch der Besitz 
durch Erbfolge aus dcm Gesetze, aus letztwilligcr Anordnung, ober au« 
einem Erdvertrage erlangt worden: so werden bei Aufrechnung der Tare 
die auf dem Guce haftenden landtciflichen Schulden, soweit sie die Sub» 
stanz selbst treffen, von dem Anschlage des Werthes in Abzug gebracht. 

2. Kommen zu gleicher Zeit mehrere Theilnehmer am Besitze zur landtüfli« 
chen Einverleibung, so wird die Taxe vom Ganzen nur einmal abgezogen, 
jedoch hat Jeder Derselben für den dießfalligen Betrag zu haften. 

3. Geschieht eine Besltzoe»andcrung nur mit einem Theile des Gute«, so 
wird die Taxe nach dem Betrage desjenigen Antheileö berechnet, bei dem 
sich die Acrändetung ergeben hat. 

4. Bei einem Tausche zahlt jeder Besitzer die Landtafeltare für die Einver
leibung seines Besitzes nach dem Werthe des Gutes, daö er in neuen Be, 
sitz genommen hat. 

2. Der Werth des Gutes wird bei Berechnung der Taxe nach jenem Betrage 
angeschlagen, der in der Landtafel aus dem daselbst vorgekommenen letzten 
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Acte erscheinet: es hätten denn die Parteien in dem Geschäfte, u« b«s 
es sich handelt, selbst einen hohern Werlh angenommen. ... 

A l i Abgang von Beiden soll die Taxe nach dem Rectificationswerlye 
bezogen werden. . 

6. Wenn bei einer Rubrik der Lanbtafelrealita't eine Veränderung vor si<v 
geht, daß entweder ein in der allgemeinen Rubrik als eine Angehörung 
begriffener Theil von dieser abgeschrieben, und einer anderen schon in der 
Landtafel enthaltenen Rubrik zugeschrieben, oder mit einer ganz neuen 
Rubrik in die Landtafcl eingeschaltet wird, ist für die Abschreibung pon 
der alten Rubrik 1 fl. 80 kr., für die Zuschreibung zu einer schon bestehen« 
den Rubrik 4 si. 30 kr., für die Einrichtung einer neuen Rubrik in der 
Landtafel 3 f l . zu entrichten. 

7. Wird das Band eines Fideicommisses, ein l>ehenban'b, oder ein sonstige» 
Verhältniß, wodurch die Eigenschaft eines freien Gutes eine BlschraN» 
lung e»halt, einverleibt, so ist die Taxe mit 9 si. zu entrichten. , 

8. Für jede Einverlelbung einer auf dem Gute haftenden DienstbarleU/ 
einer Substitution, eines EinstandS« oder Wiedervettaufsrechtes, ei"«« 
Pachicontractes, oder cmeö von dem letzten Besitzer errichteten letztwilll'se» 
Geschäftes. wenn dieses letztwillige Geschäft nur überhaupt zur Vorme" 
merkung in die Landtafel kommt, ist die Bezahlung 5 fi. .< 

9. Für die Einverleibung solcher Verbindlichkeiten, bei denen noch ungen"? 
ist, ob sie jemals zur Wirkung kommen werden, als: Burgschaften, Ca«» 
tionen, Schirmungen, weibliche Unterhaltungen, auf Ueberlebcn bedunge* 
nes Freieigen, Pensionen u. vgl., wird die Taxe ohne Rücksicht auf de»' 
Betrag von 3 si. entrichtet. 

10. Für die wirkliche Einverleibung (Inlabulation) einer lanbtäflichen Schulz 
fordcrung, die in einem bestimmten Betrage besteht, aus was immer M 
einem Rechte diese Schuldforberung entspringen möge, wird ohne unter» 
schied, ob diese Einverleibung zu gleicher Zeit auf ein, -oder mehrere lanv» 
tafliche Güter des Schuldners, ob sie auf die Güter selbst, ober auf der» 
selben Fluchtgenuß geschehe, die Taxe für die ersten 500 st. mir t si< 
80 kr., dann aber für jedes Hundert bis zu einer Summe von 40,000 st» 
mit 4 kr., und was über 10,000 f l . hinausschreitet, mit 2 kr. von jedem 
Hundert bezogen. 

I t . Wird von einer bereits landta'fllch einverleibten Forderung eine neuer' 
liche Einverleibung auf ein anderes Gut des Schuldners bewirkt, <» 
wird ohne Rücksicht auf den Betrag nur eine Taxe von 1 si. 30 kr. abg" 
nommen. . 

12. Wirb von einer Schuldforberung nur die Vorann^erkung (Pränotation) 
begehrt und bewilliget, so wirb für den Vormertungsact, wenn dl« 
Schuldforderung nicht über 3000 si. beträgt. 1 si. 30 kr., bei einem höh" 
ren Betrage aber 3 si. bezogen. Dennoch muß die dem §. 10 ausge» 
messen« Einoerleibungötare alsdann nachgetragen werden, wann am 
was immer für eine Arr nachher die Rechtfertigung der Pranotation 
erfolget. 

13. Wenn die Schuldforberung nicht in einem bestimmten Capltale bestev." 
sondern nur eine auf gewisse Zeit dauernde jährliche Abfuhr, ober d:< 
Leistung eines Factums, oder die Erfüllung eines zugestandenen dinglichen 
Rechtes betrifft, soll die Taxe mit 3 si. bezahlt werden. 

14. Die Abnahme einer Taxe von 1 fi. Ü0kr. hat für alle Falle S ta t t , . " " 
gegen eine geschehene Einverleibung ober Vormerkung die landtä'flichl 
Einschaltung eines angebrachten Widerspruches geschieht. 

tö. Für die Vormerkung einer Cessio« von einem auf der Realität oder 
derselben Fruchtgenusse landtäflich versicherten Capitale, die Cessio» mögt 
das ganze Capi:al oder nur einen Theil desselben betreffen, wird, wenn 
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das cedirte Capital, oder der auf selbes vorgemerkte Betrag über 1000 f l . 
ausmacht, S fi., bei minderem Betrage aber 1 fi. 80 lr. entrichtet. Wird 
dl« geschehene Uebertragung eines andern landtaflich versicheren Rechtes, 
das keinen Schuldbetrag enthalt, vorgemerkt, so wird die Taxe mtt 1 f l . 
bezahlt 

- Für die Löschung eines einverleibten oder vorangemerkten Capitals wirb, 
wenn das Capital über 2000 fl. beträgt, 8 si., bei geringerem Betrage 
aber t fi. gl) tr. bezahlt. Für die Löschung anderer landtaflichen Rechte, 
die nicht eine bestimm.e Summe Geldes betreffen, wird die Taxe mit 
3 fi. derechnet. 

- Fuc die Einschaltung einer Urkunde, so die landtäfliche Einverleibung oder 
Aoranmerkung, ober Loichung rechtfertiget, sind für jede Seite 4 kr. zu 
bezahlen; jedoch dürfen die Parteien durch zu ausgedehnte Schrift nicht 
belastet werben. Diese Taxe findet auch für jede Abschrift einer in den 
Landtafelbuchern enthaltenen Urkunde Statt. Für die Vidimirung der Ab, 
schnft aber ist die Tare mit 40 kr. zu entrichten. 

'' Für einen ausgefolgten Landtafelertract, ,es möge ein umständlicher, oder 
nur summarischer seyn, sind für jede Seite 12 kr. zu bezahlen; wobey 
ebenfalls die Schrift nicht sehr ausgedehnt werden solle. 

'- Für die Landtafeltaxe haftet derjenige, auf dessen Anlangen die Landtafcl 
'hr Amt gehandelt hat. Uebrigens ist die ausgemessene Taxe von Je« 
dem, ohne Rucksicht auf personliche Eigenschaft oder Aufenthaltsort, ab
zunehmen. 

^ Von den Landtafcltaren sind nur jene Vormerkungen befreit, welche auf 
Ansuchen des k. Fiseus in einem Geschäfte, bei dem er auch von Entrich
tung anderweitiger Gerichlitarm losgezählct ist, oder die auf Anlangen 
bei. Verwalters einer frommen Stiftung, oder wie immer gearteter c»u-
«»o piae, dann die von einem Vertreter oder Verwalter einer Concurs» 
massa geschehen. 

> Außer den hier ausgemessenen Taren soll unter keinem Norwünde eine 5n« 
bere Tare dei der Landtafel abgenommen werben. Daher unterliegen auch 
die auf die einverleibten Urkunden angemerkten landtaflichen Certificate 
keiner besonderen Tare. 

!- Wegen unterlassener Berichtigung der Landtafeltare ist der landtäfliche 
Amtöact nicht zurückzuhalten; doch muß diele binnen drei Monathen, vom 
Tage des diesfalls überreichten Gesuches, also gewiß nachgetragen melden, 
daß widrigens dem Säumenden der doppelte Betrag der gesetzmäßige» 
Tare aufzunehmen ist. 

l> Die Eintreibung der rückständigen Landtafcltaren hat durch eben die 
Zwangsmittel zu geschehen, nn welche 'die Rückstande der Gcrichtstaren 
gewlesen sind. 

'« Die Landtafeltarordnung ist sowohl in der Amtsstube der Landtafcl, als 
auch in der Amtsstube des Taramte« auszuhängen, und Jedem, dem die 
Taxe aufgerechnet wird, die Einsicht derselben zu gestatten. 

Dic Intabulationsgrbuhren. welche in Gemaßhcic dieses Patentes nach 
Percenten bemessen werden (wie die im 5. 1 und 10 festgesetzten) sind 
noch ftrncr in jener Nahlung vorzuschreiben und einzuheben, auf welche 
die zur Amtshandlung übelreichte Urkunde lautet; alle andern Taren 
aber, welche bri Intabulationen vorkommen und nicht nach Percenten-
ausgerechnet werben, sind aber immer in Conventionsmünze oder Bank 
noten zu bezahlen, und zwar ohne Rücksicht auf die Wihrung. in wel' 
cher die manipulirende Urkunde ausgestellt ist (Hoftammerdecret vom LI» 
März <82l, Hofz 2087, Rqgßz. 46,986, und vom 24. October 482?, 
Hofz. 43.442, Rggiz. 61,866. 



410 l . T h e i l V I I . A b h a n d l u n g . 

§. 22. 

G ü l t a n s c h r e i b u n g . 

Nach b e w i r k t e r l a n d t ä f l i c h e r Besi tzanschreibuNg 
folgt die G ü l t a n s c h r e i b u n g bei den Ständen; denn nach d«W 
§. 5 der Instruction vom 7. Februar 1791 gehört die An- und Ab' 
schreibung bei dem Gültbuche zu den Agenden des Ständisch'VerordN«' 
ten»Collegiums ( S . Abhandlung IV. dieses Theiles vom nieoeröst«"' 
Stände-Institute) ; und um die Uebereinstimmung des ständisch^ 
Gültbuches mit der niederösterr. Landtafel am schnellsten und aw 
sichersten zu erzielen, ist die Gültanschreibung von den Ständen zU^ 
v f f i c i o s e n Gegenstande erhoben, und die Verfügung getroffen 
worden, daß jeder neue Besitzer einer ständischen Einlagsrubrik UN' 
mittelbar von A m t s w e g e n an die Gült gebracht werbe. 

Um nun diesen Beschluß in Ausführung zu bringen, wurde da' 
niederösterr. Landrecht (welches ohnedieß jede Besitz v f l ' 
ä 'nderung bei l a n d t ä f l i c h e n G ü l t e n dem n. 3. S t i l « " 
disch » V e r o r d n e t e n » C o l l e g i u m zu e rö f fnen pf legt) , 
von dem Ständisch-VerordneteN'Cöllegium ersucht, mit dieser Besi tzt 
änderungsintimalion auch noch den Charakter und Wohnort des neuen 
Besitzers, oder seines das dießfä'llige Ansuchen machenden Bestellten, 
unter jedesmaligem Anschlüsse eines Landtafelextractes in Bezug üVl 
den Besitztitel, dem ständisch «Verordneten-Collegium mitzutheileni 
welchem Ansinnen das Landrecht vollkommen entsprach, und zugle»" 
erinnerte, daß es auch die für die den Besitzveränderungseröffnunll^ 
beizuschließcnden Landtafelertracte aufzulegenden Taxen und Stäw' 
velgebühr von der betreffenden Partei selbst, zugleich mit d<l 
Besitzanschreibungsgebühr einheben lassen werde. 

Rückstchtlich der schuldigen Gü l t ansch re ibungsgebüh l 
und B e h e b u n g der Gü l tsche ine , wurde aber die Landschaft' 
buchhaltung von dem Ständisch Verordneten-Collegium angewiesen, 
alle Vierteljahr ein Verzeichnis^ jener Parteien, welche diesifalls «^ 
Rückstande sind, zu verfassen, und dem Verordneten«Collegium ^u bew 
Ende mitzutheilen, damit dieses die saumseligen Parteien durch d^ 
gewöhnlichen Zwangsmittel zum Erläge der Gü l t ansch re i bung^ 
gebühr und zur B e h e b u n g d er Gül tscheine verhalten lall" 
(Ständische Verfügung vom 10. December 1832, Z. 4622). 

8- 23. 

I n h a l t eineS ständischen G ü l t s c h e i n e s — Cn t r i ch ' 
t u n g e ines G ü l t b ü c h s h o n o r a r s . 

Jeder Gültschein lautet folgendermaßen: 
Anheute zu Ende gesetztem Datum ist der N . N. in dem weder 

österr. Lanbschaftsgültbuche des Viertels N., bei der inkatastriltt" 
Einlage Nr. . . . wegen der Herrschaft N., welche vorhin N . N . bt 
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leisen hat, nach erwiesenem Vesitzrechte, mit Genehmigung des hohen 
"lcderosterr. Stllndisch-Verördneten.-CoUegiums, gehörig in die Gült 
»tschr»eben worden. 

(l<. 8 ) ^ " " b " niederösterr. Landschaftsbuchhaltung. 
Wien am ten 

N., 
niederösterr. Landschaftsbuchhalter. 

Bei Behebung dieses GültscheineS ist bei der Landschaftsbuch. 
Haltung ein sogenanntes Giiltbuchshonorarium zu erlegen, dessen 
Empfang von dem Buchhalter gleichzeitig auf dem Gültscheine de-
«tätiget wird. 

§. 24. 

Wechselsei t ige W i r k s a m k e i t des Landrech ts und der 
S tände in B e z i e h u n g a u f L a n d t a f e l und Gü l tbuch . 

D i e Umschre ibung e i n e r G ü l t , wenn sie von der 
" t t ist, daß dabei eine Veränderung mit der Realität vorgeht, wie, 
b'enn von einer Herrschaft eine dazu gehörig gewesene Gülte abgezo
gen wird, um entweder für sich allem zu bestehen, oder mit einer an
dern verbunden zu werden, oder wenn an der Dominica!- oder Nusti-
^leigenschaft einer Gült eine Aenderung geschieht, g e h ö r t zum 
Kataster , und es müssen die Parteien dahin gewiesen werden 
(Hofdecret vom 30. August 1790). 

Gesuche um Trennung landtäflicher Rubriken in dem ständischen 
"Ültbuche sind daher vorerst bei dem Ständ,sch.Verordneten»ColleglUM 
lue weiteren Einschreitung an das Landrecht wegen Etö'ffnung eines 
«̂Uen Foliums in der Landtafel, zu überreichen. Diese Gesuche müs-

bn bereits bei ihrer Ueberreichung m i t a l l e n zur R e c h t f e r t i 
gung des B e g e h r e n s e r f o r d e r l i c h e n B e h e l f e n instruirt 
skyn; und ohne Beistimmung der vorgemerkten Gläubiger kann die 
Trennung einer landtäflichen Rubrik, selbst unter der Modalität, daß 
die Posten auch bei der neu gebildeten Rubrik simultan haftend blei
ben, nichts verfügt werden ( T . §§. 42 bis 50). 

Von der in dem Kataster geschehenen Gültumschreibung ist das 
^andrecht so weit zu verständig»'«, alS die Rubrik geändert wird (Hof» 
beeret vom 30. August 1790). 

Welche Vorkehrungen übrigens getroffen werden dürften, damit 
die Landtafel und das ständische Oültbuch eine solche Einrichtung be
kommen, daß sie auf die Operationen des im Jahre 1334 eingeführten 
allgemeinen Steuertatastcrs gegründet, und mit demselben m Em» 
klang gesetzt werden, steht übrigens noch zu erwarten. 

I. 27 
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I I I . A b s c h n i t t . 

V o n dem Vcr fügungsrechte mi t D o m i n i c a l g ü t e l l l . 

5 25. 

I n wiefern das Recht, m i t D o m i n i c a l g ü tern zu vc»> 
fügen, beschränkt ist. 

Daß Eigenthumsrecht auf Dominicalgüter in ihrer Integrität 
ist entweder freieigenthümlich vol lständig (allodial), oder u N' 
vo l ls tänd ig , d. i. ein Lehen oder ein Fideicommiß (S . Abhang 
luug V. dieses Theiles von dem niederösterr. kehenwesen, und AbHand' 
lung VI. dieses Theiles von den Fideicommissen). 

Insofern aber nebst dem daS Benützung^ und Veräusierungs' 
recht rücksichtlich der Dominicalgüter überhaupt, folglich selbst rück-
sichtlich der Allodialgüter einigen Beschränkungen unterliegt, kouunt 
hier vor. 

ES bestehen nämlich in der doppelten Beziehung 
l . der Benützung und 

I I . der Veräußerung der Dominicalgüter 
besondere politische Bestimmungen. 

I. Von der Benützung der Dominicalgüter. 
§. 26. 

A r t und Weise , wie sie benützt werden können. 

Domin i ca lgü te r können entweder von dem Eigentümer 
^«eigener Regie benutzt oder verpachtet werden. 

Die Verpachtung kann sich aber entweder auf das ganze Gut 
erstrecken, oder sie beschränkt sich auf einzelne Thei le. 

§. 27. 

Verpachtung ganzer Damin ica lgü te r . 

Bei der Verpachtung ganzer Güter beruhen alle Verhältnisse 
zwischen Verpächter und Pächter auf dem Pachtcontracte, und 
alle daraus sich ergebenden Streitigkeiten werden nach dem am H ' 
Juni 1811 kundgemachten allgemeinen bürgerlichen Gl sehbuche und 
nach der allgemeinen Gerichtsordnung vom Jahre 1781 und ihren 
Nachträgen behandelt, ohne daß die politischen Behörden 
sich i n dieses re in bürgerliche Rechtsverhäl tn is ein» 
zulassen haben; diese« Pachtverhältniß ändert jedoch daS verfassungs
mäßige politische Rechtsverhältnis zwischen Herrn undllnterchaN 
nicht; vielmehr haben die Grundobrigkeilen für alle gesch- und billig 
keitSwidrige Unterthansbedrückungen und Ueberhaltung ihrer Pächc" 
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"Nd obligatorischen Besitzer, welche nicht eigentlich in bloße äolletn 
P«l8onn1l» einschlagen, weil für diese Niemand als die Begeher des 
Verbrechens haften können, mit Vorbehalt des Regresses, zu haften, 
folglich soll der, den Unterlhanen zugegangene Schade und Nachtheil 
entweder sogleich, oder aus den Einkünften des Gutes hereingebracht 
Werden (Hofdecrct vom 18.December 1784). 

Von dieser gesetzmäßigen Haftung kann kein Güterbesiher ent
hoben werden; daher ihm auch die Einsicht in alle politische Verhand
lungen auf seinem Gute nie verwehrt werden kann; welche Einsicht 
Und Antheilnahme sogar eine Verpflichtung ist, deren sich kein Güter» 
^siher entziehen, oder an einen Nichteigenthü'mer übertragen darf, 
und in welchem Rechte und in welcher Verbindlichkeit er von der 
Staatsverwaltung geschützt werden muß (Part. Hofkanzleiweisung 
v°M 5. Jänner 1815). 

Indessen soll doch jede Aenberung mit einem Herrschaftspächter 
"<ts sogleich dem k. k. Kreisamte angezeigt werden (Hofoerordnung 
" ° " 16. Februar 1775). 

§. 28. 

" k r p a c h t u n g e inze lner B e s t a n d t h e i l e e ines D e m i » 
n i c a l g u t e s . 

E i n z e l n e Bestandtheile eines Dominicalgutes, und zwar so» 
Wohl von Grund und Boden, als von Dominicalgefä'llen, rönnen ver« 
pachtet werden; und zwar erste« sowohl auf Z e i t p a c h t , als auf 
Erbpacht (emphiteutlsch) oder gegen E r b z i n s . 

Da die Ueberlassung des Dommical - Grund und Bodens auf Erb» 
Pacht oderE rbz in s nach §. 359 des allg. bürgert. Gesehbuches, wie-
wohl in die Kategorie der Bestandverlassungen gehörig, doch i h r e r 
W i r k u n g nach einer Veräußerung gleich kommt, so wird hiervon 
bei der Veräußerung von Dominicalgütern gehandelt ( S . F. 34 und 
Agende). Also hier nur von der Z e i t v e r p a c h t u n g des G r u n d 
"Nb B o d e n s . 

Wie bei ze i twe ise r Reluirung der gewöhnlichen Natural» 
bienste, und bei V e r p a c h t u n g des Zehents und Bei «.rechtes vorzu-
Nkhen ist, ob und in wiefern die Jurisdiction verpachtet werden kann, 
kommt §. 334 und ff., dann §. 817 und ff. vor. 

§. 29. 
Z e i t v e r p a c h t u n g e n b e d ü r f e n der k r e i s ä ' m t l i che« 

B e s t ä t i g u n g nicht. 

Die unterm 24. August 1789 (Regierungscircular vom 29. Aug. 
1789) ergangene Verordnung, wodurch den Obrigkeiten bei Grund» 
verthcilungen, Verpachtungen oder andern mit ihren Unterlhanen, 
wenigstens auf drei Jahre geschlossenen Contracten die Einholung der 
kleisämtlichen Ratification auferlegt wurde, wurde mit allerh. Ent-

2 7 " 
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schließung (eröffnet an den niederösterr. Landmarschall mit Hofkanjl"' 
beeret vom 15. März 1791,1. Abtheilung nä Nr. 17, Rggsz. 4b?i^ 
für aufgehoben erklärt; daher denn auch die in einem Particulalsau 
ausgesprochene Behauptung, daß die zwischen einer Herrschaft u» 
ihren Unterthanen serrichteten G r u n d b e s t a n d v e r t r ä g e tvege 
Abganges der kreisämtlichen Bestätigung als ungültig anzusehen stA 
von der k. k. Hofkanzlei mit Decret vom 9. März 1832, Hofz. 369V, 
Rggsz. 13,910, als ungegründct erklärt wurde; da eS sich hier weder«" 
Ablösung von Urbarialschuldigkeiten, noch um Uebcrlassung von Dom» 
Nicalgründen in das vo l le E i g e n t h u m der Unterthanen Hand«« 

n. Von Veräußerung der Dominicalgl'itel. 
§. 30. 

W i e D o m i n i c a l g ü t e r v e r ä u ß e r t werden können? 
Dominicalgüter können entweder ganz, oder es können aU«? 

nur e inzelne Bestandtheile, Gründe oder Rechte davon verkamt 
werden. Denn ein Grundherr mag seine grundobrigkeitlichen K e r ^ 
tigkeiten einem Andern nach B e l i e b e n verkaufen oder sonst übel 
geben Cl'ract. ^e Furid. incorp. 1'il.IV. §. 6 ) . 

§. 31 . 
V e r k a u f ganzer D o m i n i c a l g ü t e r . 

Jeder Gutsbesitzer kann sein aanzeö Gut frei verkaufen, lw 
sofern er für seine Person Verträge zu schließen fähig, und das i« 
veräußernde Gut nicht mit einem Lehen- oder Fideicommißbande o<' 
haftet ist ( S . rücksichtlich der Lehen und Fideicommisse Abhandlung 
V. und V I . dieses Theiles, von dem niederösterr. Lehenwesen und vol» 
denFideicommissen). 

§. 32. 
V e r ä u ß e r u n g e inzelner B e s t a n d t h e i l e . 

Die Veräußerung e i nze lne r Bestandtheile eines Dominica!' 
gutes kann entweder durch V e r k a u f oder durch Verwechs lung 
der Dominicalgüter gegen Nusticalgrü'nde (Tausch) und zwar nicht nur 
von dem Allodial», sondern auch von dem Fideicommisibesitzer unter 
den gesetzlichen Modalitäten geschehen. Was im letzten Falle mit den 
von Fideicommisigütern eingehenden Kaufschillingsgeldern zu gescheht 
hat, siehe Abhandlung V I . dieses Theiles, von den Fideicommisse«. 

§. 33. 
A u f m u n t e r u n g zur Ueber lassung des E i g e n t h u t t i c s 
der G r ü n d e an U n t e r t h a n e n , und insbesondere an 

A n s i e d l e r . 
Die Dominien sollen sich, vermöge Patents vom 1. November 

1781, bereit finden, ihren Unterthanen das E i g e n t h u m , n'cnn 
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u ^ Wittum anlangen, gegen einen billigen Cntgclo einzuberäumen; 
und die Staatsverwaltung trachtet, laut Patentes vom 14. März 
^<5, §. g, die Dominien aufzumuntern, ihre eigenrhümlichen Her« 
^ " g r ü n d e an Ansiedler abzutreten; und, zur Aneiferung der Herr< 
^ f ten, dle ihnen öfter zufallenden Weidstücke, so wie überhaupt die 
^lden mir Unterthanen zu besetzen, ist ihnen gestattet: 

^ 1 . Neue Dörfer, ohne eine bestimmte Anzahl Häuser auch ohne 
.lausig zu erhaltende Bewilligung, lediglich milder Obliegenheit 
Hl errichten, und Häuser zu stiften, daß die Anzeige von einer solchen 
Achtung binnen 6 Monaten dem Kreiöamte, und von diesem der 
Regierung geschehen soll; 
. 2. in solchen Dörfern, die für freie Gewerbe erklärten Commer-

'lalprofesflynisten, nämlich Weber und Stricker aufzunehmen, wobei 
5' ledoch in Ansehung der Polizeiprofessionisten bei den Generalien zu 
""bleiben habe'), und 
.z 3. wenn die mit den gehörigen Grundstücken versehenen Bauern« 
Äser in einem solchen Dorfe die Anzahl von 24 erreichen, in selben 
^cht nur eine Fleischbank, sondern auch ein SchankhauS, jedoch »alvo 
^srezsu torti i zu halten, und einen Schmid und Wagner aufzu» 
"hmen. 

Sobald übrigens keine von den in Vorschlug gebrachten Benen» 
Öligen eineS auf einer Herrschaft neu entstandenen Dorfes irgend 
Ae Beziehung auf die allerhöchste Person S r . Majestät oder eines 
Mitgliedes der allerhöchsten Familie nimmt, ist auch kein Grund ver
enden, darauf von der Hofkanzlei einen Einfluß zu nehmen, und eS 
°leibt in solchem Falle, laut Hofkanzleidecrets vom 5. April 1823, 
vofz. 10,033, RggSz. 17,239, der R e g i e r u n g übe r l assen , 
'U bes t immen, welcher N a m e von den vorgeschlage» 
ben f ü r das neue D o r f g e w ä h l t we rden w o l l e . 

Die Führung des Namens Sr . Majestät wird dagegen, Zeuge 
Hofkanzle.decrets vom 26. Februar 1836, Hofz.2W1, Rggsz. 12,757, 
Mittelst einer P r i v i l e g i e n u r k u n d e bewilliget. 

') Nunmehr finden wohl hier die bießsalls ln der Abhandlung XIV. diese« 
Theiles vorkommenden Bestimmungen über das Gewerbs» und Handels« 
wcsen Anwendung. 

§. 34. 

A u f welche A r t D o m i n i e a l g r ü n b e an U n t e r t h a n e n 
« i g e n t h ü m l i c h übe r lassen w e r d e n können. 

D o m i n i c a l g r ü n d e können übrigens entweder als Lehen , 
°ber i n E r b - oder E r b z i n s p a c h t ' ) , oder in das v o l l e 
> i g e n t h u m gegeben werden; wiewohl letzteres kaum gedenkbar 
'sl, da sie doch, selbst bei einem wirklichen Verkaufe als rustical, i n 
bas G rundbuch übertragen werden müssen ( S . §. 54). 
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Von der Überlassung von Bauerngütern a ls Lehen, 5 ^ ^ ' 
Handlung V. dieses Theiles vom niederösterr. Lehenwesen. Hier all 
nur von Überlassung derselben i n E r b ^ oder Erbz inspach t . 

») Nor Zeiten wurden Güter laut Tit. V I I I . des 1r««:t. äs jurlb. »noo^ 
K. 1, auch aus L«ibgeding gegeben; nämlich, wenn Jemand sein ««» 
nes liegendes, behaustes oder unbehaustes Gut und Grund nicht auf ew'V 
noch allerdings erblich, sondern allein auf gewisse Jahr und li«' 
umb ein jährliches gewisse« Geld, Traid, Wein oder andern Sinß o° 
auch auf dritten, halben ober vierten Theil des jährlichen Gewächs verl«p' 
welches bann in der Contrahenten Willkühr stund, wie sie sich in «"»«" 
und andern deßwegen mit einander vergliechen, dabei es auch stlal!» 
werden sollte. Die lieibgedinge sind jedoch nunmehr ganz aus der UebuM 
und die dießsälligen Güter sind in Erbpacht oder Erbzinsgüter übe«^ 
gangen, daher die in den §g. 2 bis 19 jenes Tit. VI I I . enthaltenen «r» 
ftimmungen über die Natur und Eigenschaft solcher Leibgeding" 
Nutznießung, Erbfolge u. dgl. keinen praktischen Werth mehr haben. 

Die Zg. 1235 bis 1258 des allgem. bürgert. Gesehbuches machen zw" 
vom Leibgedinge Erwähnung; diese haben jedoch eine ganz andere Sede" 
tung, nämlich die Fruchtgenießung des Ehegatten auf den Fall bes U<ve»' 
lebens (lldviticalitätsrecht). 

§. 35. 

H i n t a n g a b e der D o m i n i c a l g r ü n d e i n Erb» oder 2 r ^ 
z ins pacht. 

Der Vertrag » ) , wodurch Jemanden daS Nutzungseigenthu^ 
eines Gutes erblich, unter der Bedingung überlassen wird, daß er d'« 
jährlichen Nutzungen mir einer jährlichen im V e r h a l t n i s s e lN»l 
dem E r r r a g e bestimmten Abgabe im Gelds, in Früchten od" 
auch in verhälrnißmäßigen Diensten vergellen soll, ist ein E rbpach t 
v e r t r a g (Allgem. bürgert. Gesetzbuch Z. 1122). 

Wird eine ge r i nge Abgabe von dem Besitzer, n u r zur A ^ 
e r k e n n u n g des G r u n d e i g e n t h u m s , geleistet, so heißt der 
Grund ein E r b z i n s g u t , und der darüber errichtete Vertrage»" 
Erbzinsvertrag («oä. §. 1123). 

I m Zweifel, ob ein Nutzeigenthum ein Erbpachtgut oder e»n 
Erbzinsgut sei, ist auf den Betrag des jährlichen Zinses oder andere 
Schuldigkeiten Rücksicht zu nehmen. 

Steht dieser Betrag mit den jährlichen reinen Nutzungen außer 
allem Verhältnisse, so lst das Nutzeigenthum ein E r b z i n s g u t , 
läßt sich aber, wenigstens von alten Zeiten her, und bei ganz öde über' 
nommenen Gründen, mit den jährlich reinen Nutzungen ein Verhalt 
niß denken, so ist es ein E rbpach tgu t («oä. §. 1124). 

«) I n Niederosterreich hat das Grundeigenthum der Unterthanen beinahe durch' 
aus die Eigenschaft entweder eines Erbpacht-ober eines Erbzinsgutes-

Der Ursprung der meisten Erbzinsgüter ist in dem Mittel«»" 
zu suchen. . ̂  

Die Erbverträge fallen dagegen grdßtmtyel« in die Decenme" 
1770,1780,1790. 
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Rüctsichtlich des Verfügungsrechtes auf Erbpacht- und Ärbzinsgüter 
stehe F. 136 und ff. 

z. 36. 

^-lNphiteutische Pach tungen und jede m i tZe rs tückung 
erbundene V e r ä u ß e r u n g von H o m i n i c a l g ü t e r n s ind 

ohne wicht ige Ursache nicht zu gestat ten. 

iit ? ^ ^ " p h i t e u tische Verpachtung der Domjnicalgründe 
^ "bne w ich t ige Ursache nicht zu gestatten; und, wo sie nach 
y>" "ca l - und andern Umständen Statt finden kann, sott sich, zur 
"erhlnderung zu kleiner Zerstückungen, genau an das Maß gehalten 
ist < 1 ^ welches für die Zerstückung der Rusticalgründe vorgeschrieben 
" l (Hoftanzleidecret vom 29. September 1803, Hofz. 55,623, Rggsz. 
">,788, siehe dießfallS §. 156). 
. Auch haben Se. k. k. Majestät mit allerh. Entschließung vom 24. 
ZU« 1821 zu befehlen geruhet, daß es in Ansehung der Staats-, 
lsentlichen Fonds und k. Stadtgüter von der seil der Regie» 
ung welland Sr . Majestät Kaiser Joseph I I . bestandenen Anordnung 

^zukommen habe, daß die Robothabolition eingeführt werden soll »), 
^«mal sie sowohl dem Ertrage der Güter als auck selbst den Unterchanen 
«um Nachtheil gereichen können; wobei es sich ,edoch von selbst versteht, 
^ß bei den noch bestehenden von beiden Theilen freiwillig geschlossenen 
^"bothabolitionscontracten sich an selbe zu halten sei ( S . auch §.333). 

') I n früheren Zeiten »bürden nsmlich Grbverpachtungen, vorzüglich nach 
dem, von dem Hofrathe Ritter v. Raab eingeführten M.e»ereizrr-
stüctungö- und Robothabolition-Ssysteme, auch im Lande 
unter der Enns, und zwar vorzüglich auf den Staats-, öffentlichen Fonds» 
und Stiftqütern errichtet. 

Die Grundsätze dieses Systeme«., welche übrigens auch auf alle 
andere Güter , wo solche Erbverpachtungen zur Ausführung lamen, 
Anwendung fanden, sind im Patente vom I.Marz 1777 enthalten; so wie 
auch nach den Verordnungen vom 4. September 1781, 10. Februar 1793 
und 24. März 1783, das System der Robothabolition und der Verlhei» 
lung der Dominien nicht nur da, wo schon angefangen war, fortgesetzt 
und vollendet, sondern insbesondere auf allen Cameral» und Sliftsherr» 
schalten der noch nicht aufgehobenen Klöster und Lapiteln eingeführt 
werden mußte. 

Die Unterthanen verbanden sich nsmlich zufolge jenes Systeme« con» 
tractmäßig an ihre Obrigkeit, 

^) sowohl von den Rustlcal» als Dominicalgründen in al len Versnde» 
rungs fä l len ein Laubemium und 

«) jährlich als Canon oder Vrunddienst für den übernommenen Na-
turalnutzen des Grunde« den nämlichen Betrag zu entrichten, wie selber 
damals auigemittelt wurde, und zw« zur Halbscheib im Gelbe und zur 
Halbscheid in Körnern nach einem bestimmten und damals ausgemittelten 
Preise. 

Zufolge der höchsten Entschließungen vom 28. und 80. Juni 1784 
wurden zwar in Böhmen den Contracten Clauseln eingeschaltet, allein in 
Gemäßheit der, der niederästerr. Regierung mit Hofkanzleidecret vom 4. 
Juli I8l2 zur Richtschnur bekannt gemachten allerhöchsten Entschließung 
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von, 17. April 1812 wurden alle auf jene Eontracte gegründeten » l ^ . 
seitigen Rechte und Verbindlichkeiten sowohl in Absicht des Laude«"«"" 
als der Unterthanskörnerentricktung vom 1. Mai 1811 angefangen, «"«0 
auf die ursprünglichen Robothabolitionscontracte zurückgeführt, un° 
wurde verordnet, daß es zwar den Unterthanen freistehe, den ganzen « 
non im Geld« oder in Naturalien zu entrichten, daß aber die Hälfte ^ 
vermöge ContracteS in Körner stipulirten Canons in der Quantität, da" 
nach.de» Marktpreisen von einem oder dem andern Monate desjemg 
Jahres vergütet werden müssen, in welchem die Körner in " ^ " " , sei 
richtet ««den sollten, aber nicht entrichtet worden sind; und eben so ' 
auf gleiche Neise die Quantität der Körner nach den im Eontracte ttW 
setzte.« Pveisen zu bestimmen, wenn für die Hälfte de« im baren Gel« l 
entrichtenden Canons, Körner abgegeben weroen wollen. Nur wlttl>e " 
dem.̂  freien Ueb,e.relnkammen der Herrschaften und der Unterthanen «v«^ 
lassen, für die Körner, aus 10 Jahre einen Preis festzusetzen, mit welch»" 
der in Körnern zu entrichtende Theil des Canons relulrt werden tanl" 
wo endlich alle übrigen Rechte und Verbindlichkeiten des Contra«" 
in ih«r unveränderlichen Kraft und Wirksamkeit zu verbleiben habe"' 
und bei dieser Entscheidung vom j ? . April 1812 Hut es, zufolgt alttA 
Entschließung vom 8. Hornung 1814, eröffnet mit Hofkanzleibecret vo" 
24. Februar 1814, unabänderlich zu verbleiben; wobei es flch übrigens o»' 
selbst versteht, daß dieselben auf jene Fälle keinen Bezug haben, wo e^>" 
seit Einführung des Robothabolitions« und MeiereizerstückungSsyste"^ 
durch förmliche Vertröge zwischen Herrschaften und Unterthanen ein ü" 
d?.rweitig,es Uebereinlommen, getroffen worden ist. Eben so ist ver«o« 
Höfkanzletdecret vom 2. Juni 1814 erwähnte allerh. Entschließung v o « " ' 
April 1812, Hofkanzleidecret vom 4. Juli 1812, nur in der VorauSsetz«"» 
und n» dem Falle anwendbar, wann und wo die ursprünglichen ElbpaH 
vertrage durch eine nachgefolgte Begünstigung der Erbpacht«, die in v« 
Contracten entweder gar nicht, oder nur durch eine nachträgliche 6laU! 
aufgenommen wurden, in der Art verändert worden sind, wie dieß inw 
men vurch dir allerh. Entschließung vom 20. und 50. Juli 1784 geschah' 

I n denjenigen Fällen aber, wo in den ursprünglichen V e r t r a g 
diese mögen nun für den Erbpacht« uortheilhaft ober nachtheilig i < U 
nichts geändert wurde, treten lediglich die allgemeinen Grundsätze °e 
Rechtes ein, welche den Schutz und die Aufrechthaltung solcher Vertrag 
gebieten, wie dieß in Folge der nachgefolgten allerh. Entschließung vo» 
24. Februar 1814 eröffnet würbe. 

§. 57. 
Veibelassung der Dominicaleigenschaft solcher Erb' 

pach tg ründe . 

E rbpach tg ründe verbleiben zwar hinsichtlich des ä l t e r e » 
SleuerkätafterS d o m i n i c a l , und die dießfälligen Pächter h " ß " 
daher D o m i n i c a l i s t e n , im Gegensatze der Rusticalisten; d»e 
Gründe werden jedoch im Uebrigen, vermöge Resolution vom 17.«""» 
1797, den u n t e r t h ä ' n i g e n g le i chgeha l ten . . 

Während ferner vor dem im Jahre 1820 eingeführten Gr " " " 
steuerprovisorium in der Domin«calbesteuerung derselben keine Aenv 
rung eingetreten war, wurde nach deren Einführung mit Hofia«»"»-
beeret vom 11. März 1823, Hofz. 253, Rggsj. 15,705, gestützt a«, 
den z. 1144 des aügem. bürgert. Gesetzbuches, als Grundsatz auSg«' 
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«pichen, daß der Emphiteut als pernwncttter Nuheigenthümer die 
^ f daS emphiteutische Besitzthum entfallende Steuer zu entrichten 
Habe, jedoch dafür die Schadloshaltung an das Dominium oder den 
Dritten fordern könne, von dem sie ihm vertragsmäßig gebühret, diese 
^chadloshallung aber, wenn darüber ein Streu besteht, im ordeut» 
'»chen Wege Rechtens suchen müsse, mdem vermöge der mit Hofkam^ 
Werdecret vom 2. Sept. t819, Hofz. 43,483, Rg«sz. 41,700, eröffne-
^n allerh. Entschließung vom 5. August 1819 m das rücksichtlich der 
^teurrentrichtung der Emphiteuten bestehende Rechtsoerhälttuß von 
^eite der Staatsverwaltung kein imperativer Einfluß zu nehmen, und 
^Austragung dem Einverständnisse der Parteien oder dem Ausspruche 
bes Richters überlassen ist. , 

Die D o m i n i c a l b e i t r a g e , welche diese Emphiteuten vor
mals his Entschädigung für diese von den Dominien von jenen Erb-
pachtgründen gezahlte Grundsteuer erhielten, haben jedoch gleichfalls 
aufzuhören, da der Grund ihrer Bezahlung aufgehört hat. 

§. 38. 
^ i n t h e i l u n g der an die U n t e r t h a n e n «ver lassenen 

G r ü n b e i n e i n g e k a u f t e und u n e i n g e t a u f t e . 

Gründe, welche die Grundherrfchaften an ihre Unterthanen ver» 
laufen^ werden entweder von letzteren gleich bezahl t oder n ich t ; 
s"ner verbleiben sie entweder d o m i n i c a l , oder werden in das 
Nust ica l übertragen. Hiernach theilen sich diese Gründe in e in 
gekauf te und u n e i n g e t a u f t e D o m » n i c a l g runde und in 
e ingekauf te und u n c i n g e k a u f r e R u sticalgründe. 

Von le tz teren wird §. 114 gehandelt, von e rs te ren dage« 
g«N hier. 

§. 39. 

Unterschied zwischen gekau f ten und u n e i n g e k a u f t e n 
D o m i n i c a l g r ü n d e n . — A u f m u n t e r u n g zur E inkau« 

f ü n g der le tz teren. 

Die D o m i n i c a l g runde , die an Unterthanen überlassen wer
den, und wofür diese bereits den bedungenen Kaufschilling zuHandm 
der Herrschaft erlegt, und somit das Eigenthum darüber an sich go 
bracht haben, s ind e i n g e k a u f t ; jene D o m i n i c a l g runde aber, 
welche d»e Herrschaft dem Unterthane zwar auch überlassen, wofür 
dieser Letztere aber mcht das Elgenthum durch Erlag des Kaufschillings 
erworben hat, find u n e i n g e k a u f t . Dadurch, daß solche Domi» 
n ica l g r ü n d e in den Händen der Unterthanen sind, verlieren sie 
ihreDominicaleigenschaftn i ch r; und die dieselbe besitzendenUnterthanen 
heißen dieserwegen gleich den Erbpä'chtern §. 37 D o m i n i c a l i s t e n , 
und zwar um so mehr, als diese in den Händen der" Unterthanen be
findlichen D o m i n i c a l g l ü n d e von andern Dominicalgründen, nur 
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ln Ansehung des Besitze»s verschieden sind, selbe noch »mmcr " " " ' ^ 
tegr»» enden Thell deS Domln,calbesitzstandes ausmachen, und M 
»echtllchm Folgen und Velblndllchke»ten desselben Mltbeg»»ffeN I 
(Verordnung vom 12. I u l l 1804). .. ^ g 

Es blechen übllgenS dergleichen an die Untelthanem "bel lai i^ 
D o m l N i c a l g r unde , der Obl lgkett als Gutsherrn ausgleiche ^ 
wlc die Rust«calgründe Unterwolfen (Hofvelordnung an das ^ 
dlsch.Velordneten Colleglum vom 12. I u l l 1782, §. 1). 

§. 40. ^ 

B e l b e l a s s u n g des E ins tandsrechtes bei c ingekauf 
D o m i N l c a l g l ü n d e n . 

Sc. Ma,estär haben »n Ansehung des von den Glundherlen.^ 
Riedelöste»rc,ch bei den zum Verkaufe kommenden unterchan^ 
Glünden ausübenden E i n stan d sre ch res Mittelst Hofdecret ^ 
28 Ma» 1782, Reqlelungsdec»et vom 5. Zun, 1782 verordnet 
gesetzmäßig entschlossen, daß es bei dem stlundherrlly 
E lns tands lcch te oder j u r « ? r . l « < : m p l i u n i » , ruckl , 
l»ch der elnge kau f ten D o m l N l c a l g l unde sei« V e l ^ 
den habe (Hofdecret an dasStändlsch«Ve»ordneten°CollcglUlN 
12. Ju l i 1782, § . 1 ) . ^ , . 

Um so mehr gilt dieses auch rücksichtUch der une lnge rau i 

u»l 
§. 41. 

W , e de» e inem Tausche zwischen D o m i n i c a ! « 
R u s t l c a l g r ü n d e n v o l z u g e h e n ist. 

Die V e r w e c h s l u n g der Dommlcal« gegen Rust»calg ^ ^ 
dalf ohne Volwisscn des KleiSamtes und der d leß fä l l l geN, .^ 
der k. k. ö a n v e s l e g l e r u n g nach volläusiger VornehwUNS ^ 
ständljchen Rectlficatlonsbuchhaltung erfolgten B e s t ä t i g " <̂< 
und zwar unter der Strafe des doppelten Weiches der ,g, 
wechselten Nusticalgründe nicht Platz greifen, und bei deren ^ .„ge 
gung kommt sowohl von dem Kreisamte (an welches die erste " ^gl 
zu geschehen hat, und von dem vor Allem d»e wirkliche frel lv» ^ 
Einstimmung und Unterfenlgung der Unterthanen zn untersuch ^ 
als auch von der ständischen Rect>ftcat»onsbuchhaltung, «nd ^ 
von der L a n d e s r e g i e r u n g selbst, der genaue Bedacht ^, 
zu nehmen, womit die Unterchanen und m»t ihnen der 3tust» ^ l 
ster weder ,n der Zahl und Ausdehnung, noch »n der EigensuM A? 
Lage der Grundstücke auf irgend e»ne Welse verkürzt, auch d ^ ^ ^ 
ordnungen in dem Landeskataster «edesmal gehörig vorgemerkt ^ z , 
(?lllerh. Entschließung, eröffnet Mit Hofdecret vom 28. M " ^F 
§. 3, Reg,elungSlNt»matton vom 5. I u m 1782, §. 3, Hofdccre 
2. April 1787). 
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z i ^ l e be, der d,eßfäll»gen Rustlcallsirung vorzugehen »st, kommt 

llche V o r s i c h t e n be» Zerstückung von D»m»n»ca l 
e n t i t ä t e n zu beobachten s ind . 

») Aus Cultursrücksichlen. 

tu ^ " 3"stückung von Dom»mcalgründen sind vor Allem dle C u l 
^^uckslchten m das Auge zu fassen, 

z«» Emdallung de: gloßen fast unübersehbaren nachtheiligen Fol-
stll^ " ^ ^ e aus dem blsher allgemein überhand genommenen Zor« 
^ * n . der D o m l N l c a l g r ü n d e m zu k l e i n e T h e l l e ent« 
M ? bmflen, ist nämllch, laut Hofkanzleideciet vom 29. September 
l>u>lb ^ ° ^ ' ! ^b23 , Rggsz. 20,788, ,ede Mit dem Zerstucken ver. 
t>a V e r ä u ß e r u n g d e r D o m l N l c a l g r ü n d e ohne wich» 
»lid ^^ ^ l h ^ Nlcht mehr zu gestatten, und wo sie nach den Local» 
zy,"ndeln Umstanden Stat t finden kann, soll sich zur Verhinderung 
« le,ner Zerstückungen genau an das Maß gehalten weiden, welches 
5t,lk Ze» stückung der Rusticalgründe vorgeschrieben «st ( S . §. 157). 
t»ck """ven hiervon d»e Gerichtsbehörden und besonders das Land, 
^ t durch den Weg der obersten Iust»zstelle zur genauesten Befol-
ftiick " ^ besonders in der Absicht verständiget, danm delglelchen Zer» 

"ngScontracte Nicht mehr zur landtäfllchen Einverleibung gelangen, 
h. "ebr,qens fand es die k. l . Hofkanzle», laut DecreteS vom 8. 
N "der 1807, Hofz. 18,959, Rggsz. 34,497, weder thunllch noch 
^wendig, em allgemeines Regulativ für d,e Zerstückung von 
^NllNlcalglünden festzusetzen, sondern es «st hierüber noch ferner nach 
te» ^ ledem e inze lnen F a l l e e i n t r e t e n d e n besonder 
« ^ V e r h ä l t n i s s e n h ^ En tsche idung zu f ä l l e n , welche 
still ' " Ansehung der Zerstückung von Domm,calgründen der Landes» 
"<«/ ^us eben die Art zukommt, wie sie ihr durch Hofkanzlewerold« 
^ .6 vom 8. Juni 1802 nut dem anbefohlenen Einvernehmen der 
ay?"b< ,n Ansehung de: Zerstückung der R u s t i c a l g r ü n d e em-

"UMt worden ,st. 
Aj > ' '̂ ^ Ma,estät geruhten daher m«t allcrh. Entschließung vom 
h'^prll 1832 zu ei klären, daß die aus Anlast emes spec»eUen Falles 
H Schlesien ln der allelh. Entschließung vom 11. August I 8 l 8 und 
tz !."nzlewerordnung vom 20. August 1818, Z. 15,660, angedeutete 
Hemmung, daß neu ges t i f te te Familien wenigstens m»r 80 
dt«, ^»unde dotilt weiden, ohne Rücksicht auf die ,n den verschle. 
z ^ " Plovmzen bestehenden gesetzlichen Bestimmungen Nicht a l s 
s 3 en, e ln er Norm für die Provinzen zu gelten habe; v i e lmeh r 
«ly.'lch e ins twe i l en und blS d i e s f a l l s e»ne bes t immte 
>«b ^^^ V e r f ü g u n g e r f o l g e n w , r d , an die d a r ü b e r »n 

^ ' P r o v i n z b iShel bestandenen Gesetze zu h a l t e n " ) . 
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») Au« Anlaß eines speclellen Falles der Zerstückung eines obrigkeitlichen 
Meierhofes, haben nämlich Se. Majestät mit allcrh. Entschließung »<>" 
l t . August 1818 anzuordnen geruhet, baß Familien, welche auf zur 3 " ' 
stü'tung in Antrag kommenden Dominicawnsaßigkciten neu gestiftet wer-
den wollen, wenigstens mit 80 Mctzen Glunde dotirt, und daß Zerty«-
lungen selbst auf dieses Map nur aus wichtigen Ursachen gestattet wer
den soll; welche höchste Veneraluorschrift der Landesstelle zur genauen 
Nachachtung bekannt gemacht wurde. , 

Indessen wurde es schon damals der llanbesstelle, da bei diesem hoch' 
sten Ausspruch? beziehungsweise auf die festgesetzte ungewöhnlich tM l 
Metzenzahl zur Dotation solcher Familien kaum mehr Setstuckungen vo" 
Dominicalansaßigtciten, ober obrigkeitlichen Meierhofen Ttatt finde« 
dürften, heimgestellt, f ü r den F a l l , a ls die Handhabung dieser 
Vorschrift das in staa:ooconomi!cher Beziehung erwünschte Vo^schreiten 
der hoh«en Cultur der Landwirthschaft und vermehrten Produktion.heM< 
men sollte, nach den Verhältnissen der Provinz, und nach den, Localitäts« 
rüctsichten einzelner Gegenden und Bezirke motiuirte Anträge zu machen 
(Hofka,.zleidel«t vom 20. August 1818, Hofz. 15,660, Rggsz. 86,124). 

§. 43. 

d) Zu r V e r h ü t u n g von Sch e i ncon t r ac ten . 

Um allem Unfug«, der verschieden von Spekulanten zur Errei» 
chung ihrer gewinnsüchtigen Absichten und zur Umgehung der höchsten 
Vorschriften, mittelst Errichtung von S c h e i n c o n t r a c t e n dennoch 
stetlieben »verden dürfte, nach Möglichkeit zu begegnen, wurden die 
Kretsämter sowohl, als das Landrechi hierauf in der Are aufmerksam 
gemacht, und verpflichtet, daß dieselbe, bei dem geringsten Verdachte 
einer solchen Schemhandlunq, hiervon die Anzeige an die Landesstelle 
zu machen gehallen seyn sollen, welcher Verpflichtung auch von dcll 
erwähnten Behörden um so leichter nachgelebt werden kann, als ohne» 
hin zufolge des Patentes vom 1 . September 1798 ohne ihre M i t -
Wirkung keine DoMlmcalgründe oder sonstige Giebigkeiten zum Nach' 
theile der Gläubiger veräußert werden dürfen (Hofkanzleldecret voll» 
29. September 1803, Punkt 2, Hofz. 15,623, RggSz. 20 ,788) . 

§. 44. 
o) Z u r Beschühung der Rechte D r i t t e r . 

Dami t in den Fäl len, wo Güterbesitzer über die Ablösung von 
Giebigkeiten mit Unterthanen Verträge schließen, oder zu dem Gute 
gehörige Gründe und andere Theile veräußern, bei solchen Gütern, 
a u f we lchen e i n e m D r i t t e n Rechte z u s t e h e n , diese nicht 
verletzt, zugleich die Unterthanen nicht zu Schaden gebracht werden 
mögen, das öffentliche Zutrauen aber im Allgemeinen desto sicherer 
aufrecht erhalten werde, wurden folgende Vorsichten für n'öthlg er« 
kannt und verordnet: 

1 . Jeder Ver t rag , wodurch ein Gutsbesitzer seinen Unterthanen 
die Entrichtung der üblichen Personal» und Naturalgiebigkeiten gegen 
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"l lag eines Geldbetrages auf immerwährende Zeiten erläßt, oder 
wodurch sa'nimtliche Grundstücke, ein Meierhof oder andere beträcht
liche Bcstandtheile der Herrschaft an die Unterthanen vertheilt werden, 
bat zwar von dem Tage seiner Errichtung, jedoch nur in dem Falle 
seine gültige Wirkung, wenn er von dem Kreisamte bestätiget wird 
(Patent vom 1 . September 1798, §. 4 ) . 

2. Es muß daher jedesmal unumgänglich bei dem Kreisamte 
d " Bestätigung angesucht, dem Ansuchen aber ein AuSzug aus der 
Wandtafel beigelegt werden, woraus erhelle, ob das Gut, von welchem 
NN Bestandtheil veräußert werden soll, Mlt einem wie immer beschaf. 
fenen F i d e i c o m m l ß - , Lehen« oder anderen» B a n d e behaftet, 
auch ob, und wie es mit Schulden belastet sei'(<?o^. §. 2 ) . 

3. - Zeigt sich daraus, daß ein solches Gut, mit welchem die Ver' 
"Nderung vorgehen soll, allodial und zugleich schuldenfrei ist, so hat 
das Kreisamt die Anweisung, bloß auf die innere Beschaff/nheit des 
Vertrages Rücksicht zu nehmen, besonders aber: ob er deutlich, der 
Fassung des Unterthans angemessen und auf eine unzweideutige Art 
aufgesetzt ist; ob er keine Gesetzwidrigkeiten enthält, und ob er derAuf-
lechthaltung deS Unterthans zusagt. Wo diese Eigenschaften nicht b> 
Werkt werden, ist nach vorhergegangener Verbesserung der Gebrechen, 
Wo sie aber zusammentreffen, ohne allen Anstand die Bestätigung zu 
"Heilen (ovll. § .3 ) . 
^ 4. Wenn aber der beigebrachte LandtafelauSzug zeigt, daß daS 
^Ut mit irgend einem B a n d e oder einer Last behaftet ist, welche 
damit frei zuschalten, nicht erlaubt, ist auch von den Theilnehmern 
Und der Behörde die Bewilligung zu dem abzuschließenden Vertrage 
^"zubringen, und kann das Kreisamt ohne dieser Bewilligung die 
Bestätigung nicht ertheilcn (eoä. §.4). 

Rücksichllich der Lehen und Fideicommisse siehe Abhandlung V. 
Und VI . dieses TheileS, von dem niederösterr. Lehenwesen und rücksicht, 
üch von den Fideicommisse«. 

5. Ist das Gut m i t Schu lden be las te t , so ist der Ver« 
trag vorläufig durch das Kreisamt an die Landrechte zu senden. Diese 
6nd angewiesen, denselben sämmtlichen vorgemerkten Gläubigern zu 
dem Ende mitzutheilen, damit sie binnen einer verhältnißmäßig zu 
bestimmenden Zeit, die ihnen sich allenfalls anbietenden Einwendung 
8en und die Erklärung über dasjenige, was sie zu ihrer Sichelstellung 
weiter für nothwendlg halten, den Landrechten vorlegen, und diese 
hiernach die Zulässigkeit des Vertrages beurtheilen mögen (Patent 
vom 15. September 1798). 

Die O c t a v a betreffend, wurde Folgendes bemerkt und verfügt: 
Durch das allerh. Patent vom 10. Jul i 1789 ist verordnet wor» 

den, daß in denjenigen Erblanden, in welchen die V o r m e r k u n g 
de rOc tava noch nicht bestand, solche um die aus dem Bande 
der U n t e r t ä n i g k e i t entstehenden U n t e r t h a n s f o r d e » 
Zungen zu decken, eingeführt, und der achte T h e i l des 
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W e r t h e S v o n jedem G u t e b e i der L a n d r a f e l ange' 
merk t werden s o l l ; durch den Verkauf e inze lne r Bestand' 
l h e i l e eineS solchen Gutes vermindert sich der Werch desselben, 
folglich auch die Hypothek, welche durch die Vormerkung der Octava 
zur Deckung der Unterthansforderungen darauf haftet. 

Nach der allgemeinen Anordnung des bürgerlichen Gesetzbuchs 
kann der Eigenthümer eines verpfändeten Gutes keine Bestandtheile 
desselben einseitig und willkürlich davon trennen, und von der daraul 
haftenden Hypothek befreien, er kann jedoch eine theilweise Veräusie-
rung durch freiwillige Uebereinkunft mit seinen bekannten Gläubigern 
zu Stande bringen, indem diese berechnen tonnen, ob ihre im Z « ^ 
bestimmte Tabularpost auch bei vermindertem Werthe des Gutes sily 
noch inner der Pragmaticalsicherheit befinde, was jedoch bei dem uN' 
bestimmten Werthe der für die Unterthanen vorgemerkten Octava, 
und bei dem gleichfalls unbestimmten Betrage der möglichen Ent
schädigungsansprüche der Unterthanen an das Dominium nicht wohl 
thunlich ist. 

M i t Rücksichtauf diese Verhältnisse sind nun von einer unterstehen' 
den Behörde aus Anlaß eines speciellen Falles die Fragen vorgekommen« 

n) ob überhaupt die theilweise Veräußerung eines Gutes, am 
welchem der achte Theil des Werthes für die Unterthansforderungen 
landtäflich vorgemerkt ist, zulässig sei; 

K) unter welchen Bedingungen die Veräußerungen Stat t finden, 
und bis auf welchem Quotienten die Octava vermindert werden könne» 

e) ob die Kammerprocuratur die Behörde sei, welche bei Ve^ 
äußerung der Gutsentitäten hinsichtlich des unterthänigen Hypothek 
karrechtes auf die Ocrava um ihr Gutachten für die Ertheilung oder 
Verweigerung desHZeräußerungsconsenses im Namen der Unterthanc" 
einzuoernehmen ist. 

M i t diesen Anfragen wurden die Betrachtungen verbunden, dal' 
durch eine gänzliche Unzuläßlichkeit der Thcilveräusierungen aus dew 
Grunde der gesetzlichen Einführung der Octava die Dominien in ihren« 
Cigcnthumsrechte zu sehr beengt sein würden, daß aber, wenn die 
Absicht des höchsten Patentes vom Jahre 1789 nicht vereitelt werde« 
soll, die Veräußerung einzelner Bestandtheile des GuteS nur unttl 
Bedingungen zulässig seien, bei denen die Unterthanen nicht schleck' 
ter daran seyn können, als andere Hypothckarglaubigcr, deren AN' 
Vernehmung über Veräußerung einzelner Entitäten eines Gutes >n 
dem Patente vom 1. September 1798 vorgeschrieben werde, übrigens 
aber die Vernehmung aller einzelnen Unterthanen eines Dominiums 
weder thunlich sei, noch dem Geiste des Gesetzes entspreche, welches 
die Sorge für die Erhaltung der Unterthanssicherheit der Staatsvel' 
waltung auferlegt. 

Um nun bei der Erörterung dieser Anfragspunkte mit möglichste 
Umsicht vorzugehen, wurde die Regierung angewiesen, über Anhörung 
der Kammerprocuratur und im Einvernehmen mit dem k. k. Appells 
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llonsgcrichtc ein begründetes Gutachten über diesen Gegenstand zu er» 
^"ten, und zugleich anzuzeigen, wie sich gegenwärtig in vorkommen« 
^en Fällen einer Thcllveräusierung benommen werde, und wie dle 
"clava bei der Landtafel, ob nämllch m»t «ner bestimmten Summe, 
^er nur als Quote, deren Betrag im Erforderungsfalle erst durch eine 
Schätzung auszummeln kommt, vorgemerkt sei (Hoftanzleidecret vom 
^. April 1823). 

Ueber die hierüber erstatteten Auskünfte erfloß hierauf folgende 
Hostanzleiverordnung vom 4. Febr. 4830, Hofz.2402, Rggsz. 10,156. 

Aus Anlaß der Fragen: 
«) ob überhaupt die theilweise Veräußerung eines Gutes, auf wel« 

chem der achte Theil deS Werthes für die Unterthanen landtäflich vor» 
^Mcrkt ist, zulässig sei; 

.«) ob im bejahenden Falle die Kammerprocuratur diejenige Be» 
^orde sei, welche bei Veränderungen von Gutsentitäten, hmsichtlich 
°cs unterthänigen Hyvothckarrechtes auf die Octaea, in Gemäßhe«t 
bfs allerh. Patentes vom 1. September 1798, um ihr Gutachten für 
^ Erthellung oder Verweigerung des Veräußerungsconscnses im 
"amen der Unterthanen zu vernehmen ist; 

e) innerhalb welcher Grunze eine solche Veräußerung Stat t finde, 
Und bis auf welchem Quotienten die Octava vermindert werden dürfte, 
folgte hierauf nachstehende allerh. Entschließung v. 26. Jänner 1830: 

» I n Ansehung solcher Verträge, von welchen der §. 1 des Pa
tentes vom 1. September 1798 handelt, ist sich genau an die, in dem» 
»s«lben vorgezeichncten Normen zu hatten, und versteht sich von selbst, 
»baß da, wo das gesetzliche Pfandrecht der Octava eintritt, auch dle 
»Kammerprocuratur als Vertreterin dieses Rechtes zu hören ist." 

» I n Fällen, wo es sich um Trennung der unter einer gemein-
»schafillchen Rubrik inliegenden Bestandtheile eines Dominicalgntes 
»bandeln sollte, ist sich nach den in jeder Provinz darüber bestehenden 
«verfassungsmäßigen und andern Vorschriften zu benehmen." 

Die Vertretung der k. k. Hof» und niederösterr. Kammerprocu-
^tur tritt auch rück sichtl ich der geistl ichen und we l t l i « 
che« S t i f t u n g e n ein; welche der Fiscus gleichfalls zu vertre
te« hat. 

Zu diesem Ende übergibt das Landrecht die Verhandlung der k. 
^ Hof» und niederösterr. Kammerprocuratur, welche jedoch zur Abgabe 
lhrer Aeußerung vorläufig die Ermächtigung der Landesstelle emzu 
?°Icn hat; denn der W i r k u n g s k r e i s derk. k. Hof- und nieder. 
A r r . Kammerprocuratur beschränkt sich in allen ihr außer S t r e i t 
f ä l l e n zugewiesenen Geschäften nur auf die Ertheilung von Auf , 
K lä rungen oder E r s t a t t u n g recht l icher G ' . ' l ach ten , wor
über sie die Anvrdnung der Landesstelle einzuholen hat, ohne welcher 
>" in Kirchen-, Stiftungs-, Armen-, Unterthansangelegenhciren, über 
welche der Landesstelle als administrirenden TutclarbeKörde a l l e i n 
bas Dispositionsrccht zusteht, bei keiner Ger ich tsbehörde «ine 
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gültige Erklärung abzugeben berechtigt ist; daher wird vermöge der 
allerd. Entschließung/ vom 1. September 1798 und vom 26. Iänn«l 
1830 die Kammerprocurarur auch bei Zersiückung von Dominicas 
to'rpern nur gehört, das ist, um ihr Gutachten gefragt, ob dabei d«e 
Rechte der Waisen, Deponenten und Unterthanen.gefährdet seien oder 
nicht, ohne ihr darüber ein entscheidendes Unheil einzuräumen, n>el' 
ches der Landesste l le a l l e i n vo rbeha l t en b l e i b t (Reg"' 
rungsweisung vom 6. Jänner 1832, Rggsz. 69,230 von 1831). .. 

6. Ist bei den Landrechten, mit den in der bestimmten Zeitft»" 
mit ihren Einwendungen und Erklärungen eingetretenen Gläubigern, 
die Sache in Güte oder durch rechtliche Entscheidung abgethan, oder 
hat sich Keiner deßwegen gemeldet, so haben die Landrechte davon de»N 
Kreisamte die Anzeige zu machen, damit dieses hiernach, wenn stnst 
der Vertrag die oben (lit. c) bemerkten Eigenschaften besitzt, ihn be< 
statige oder die Bestätigung verweigere (Patent vom 1. Septembtl 
1798, §.K). 

7. Die kreisa'mtliche Bestätigung deS Vertrages hat die Wirkung, 
daß der Käufer oder Uebernchmcr, dieses Vertrages wegen, von keinelN 
der auf das Gut versicherten Gläubiger oder anderen Theilhaber an' 
gefochten werden kann. Doch vor erfolgter Bestätigung hat der Käu' 
fer die Aufmerksamkeit zu tragen, daß er durch voreilige Auszahlung 
eines Kaufschillings nicht zu Schaden komme (on6. § . 7 ) . 

Bei solchen Dominicalentien, welche vor Erlassung des Patents 
vom 1 . September 1798 von einem Dominicalkörper getrennt wer' 
den, ist laut Regierungsdecrets vom 13. I u l r 1 8 2 1 , Rggsz. 30,947, 
die Genehmigung keiner Behörde nothwendig, weil diesem Patente 
von dem Gesetzgeber keine zurückwirkende Kraft beigelegt worden »st» 

8. Ist ein solcher Vertrag in gültige Wirkung geseht, so hat da« 
Amtder Lanbtafel in den landtäflichen »), und das Rectificalorium in de" 
Reel ifieationsbuchern dessen Inhalt vorzumerken (Patent vom 1 . F»bl' 
1798, §. 8 ) . 
») Ali eine Herrschaft auf Löschung dies« Vormerkung klagte, und die k. r> 

Kammerprocuratur in Vertretung der geklagten Unterthanen die Compete«'» 
desCivilrichters zur Vrtheilung jenes Begehren« aus dem Grunde widerspra^ 
weil letztere« nach rein politischen Grundsätzen zu beurtheilcn, und daher 
von der politischen Behörde zu entscheiden sei, wurde von der Gerichts 
Horde erinnert, daß, wenn es schon richtig sei, daß beiAbschließung vonVer 
trägen zwischen Herrfchaften und Unterthanen. so wie wegen Sickerst"' 
lung des letzteren rücksichtlich der durch derlei Verträge erworbenen Mechlr 
die politische Behörde der Unterthanen einzuschreiten habe, so könne diel" 
doch in dem Falle nicht Statt finden, wo es sich um die Frage Handels 
ob die zwischen Herrschaft und ihren Unterthanen geschlossenen und lan° 
Mich einverleibten Robothverträge noch ferner in der Wandtafel ausgeze»̂  
net, oder aus derselben gelöscht werden, b. h. ob die bereits von den «^ 
klagten erworbenen dringlichen Rechte auch für die Zukunft als dringl«« 
bestehen sollen, welche Frage sich allerdings als ein Gegenstand der cio^ 
richterlichen Entscheidung darstellt. 

Was die Hauptsache der Streitsache betrifft, so stehe dem Begehre" 
sowohl der Wortlaut, als der Zweck des Patentes vom 1. September " ^ 
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entgegen; denn dieses verordne im §. 8, daß, wenn ein solcher Vertrag in 
giltige Wirksamleit gesetzt ist, derselbe von der Lanbtafel in den lanb« 
tätlichen Büchern vorzumerken fei; es verlangt also die landtafliche Ein« 
Verleihung dieses Vertrages, ohne von einer nachfolgenden Löschung desselben 
Erwähnung zu machen, daher für die ganze Dauer des Bestandes eines 
solchen Vertrages, und zwar zu dem aus dem Eontracte dieses Patentes 
hervorleuchtenden Zwecke, um nämlich die betreffenden Unterthanen für die 
Zukunft gegen allfällige Robothansprüche des Herrschaftsbesitzers zu schützen. 

Dieser im gedachten Patente enthaltene Zweck und die Unstatthaftig-
relt des Begehren« rechtfertige sich noch auffallender durch den Inhalt 
des §. t? des Robothpatcntes vom Jahre 4772; denn gemäß desselben 
streite für die Herrschaft wider ihre Grunbholden die rechtliche Vermu« 
thung der Robothforderung; so lange daher nicht das Gegentheil bewiesen 
wird, sei der Grundhold seiner Herrschaft zur gesetzlich vorgeschriebenett 
Robothleistung verpflichtet; die über einen bezüglich dieser Roboth abge
schlossenen Abolitionscontract in Händen der Grundholden befindliche Ur
kunde schütze ihn ohne bestehender landtäfllcher Einverleibung dieses Ver
trages, somit als bloß persönlicher Rechtsanspruch wohl gegen den Herr« 
schaftöbesiher, mit welchem er den Vertrag abgeschlossen hat, und gegen 
Alle, welche ex titulo univor8»U zu dem Besitze der betreffenden Herr« 
sHaft gelangen, nicht aber gegen einen Andern, der,die Herrschaft vx 
titulo zinzulari an sich gebracht hat; dieser Besitzer sei an das per« 
sönliche VertragSverhHltniß seine« Vorgängers nicht gehalten, und es trete 
sonach für ihn gemäß des citirten Robothpatentes die Berechtigung ein, 
von seinen Grundholden die vorgeschriebene Robothleistung zu verlangen. 

Anders verhalte es sich bei dem Bestände der landtäflichen Einverlei, 
bung eines derlei Vertrages) der Unterthan erwirle dadurch ein dingli« 
ches gegen jeden künftigen Herrschaftsbesitzer wirksame« Recht der Roboth» 
freiheit in so lange, als die Einverleibung haftet. 

' Dieses dingliche Recht werbe aber auch gemäß Fg. 43t und 4K5 des 
allgem. bürgert. Gesehbuches nur durch diese Einverleibung bei der Land« 
tafel erworben, da das ständische Gültenbuch und die Dominica!« 
fassion nicht als gerichtsordnungsmäßiger Beweis über die erworbene 
Robotbfreiheit gelten und angesehen werden können. 

Die landtafliche Löschung der auf einer Herrschaft haftenden Roboth-
verträge würbe die dießfälligen Unterthanen vielmehr aus dem Besitze 
ihres erworbenen dringlichen Rechtes setzen, und es den Anschein nehmen, 
daß diese Robothfreiheit von Seite der Unterthanen aufgeholt habe, und 
das gesetzliche Recht des Herrschaftsbesitzers auf Leistung derselben wieber 
eingetreten sei; der Gutsbesitzer wurde delher vom Eivilrichter mit sei« 
nem Löschungögesuche abgewiesen. 

§. 45. 
" « b e f o h l e n e W a c h s a m k e i t a u f B e o b a c h t u n g dieses 

P a t e n t e s . F a l l der Ueber t r e t u n g . 

Der Landesstelle wurde zur Pflicht gemacht, die KreiSä'mter, 
Welche ohnehin verpflichtet sind, auf die Befolgung deS Gesetzes von 
5Mts wegen zu wachen, insbesondere auch anzuweisen, darauf zu 
'"vigiliren, daß das Patent vom 1. September 1798 genau gehand--
A>t, und dagegen nicht gehandelt werde (Hoskanzleidecrct vom 7. 
Männer 1813, Hofz. 15,605, RegierungSdecret vom 7. Februar 1813, 
^8gsz. 3596); und um die Unterthanen, welche obrigkeitliche Gründe 
kaufe«, von obigem Patente genau zu unterrichten, und selbe vor 

l . 28 
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Schaden zu verwahren, soll dasselbe öftels den unterchan,gen " 
melnden mcht nur republlc»rt, sondern auch deutlich erklärt werde 
(Hoftanzlelverordnunq vom 25. Februar 1813, Hof,. 27^2, Reg"' 
^ungsdecret vom 21. Mäiz 1813, Ngqsz. 8141). 

Die Volschnft des Patents vom 1. September 1798 »st " ^ 
ĵ enS »mmer übertreten, sobald eine Obl,gleit von dem ohne trelsaM' 
llche Beivllllgung errichteten derlei Veltlage ohne Rücksicht auf dl 
langete und kürzere Zwlschenpcr«odc seit der Errichtung des Contractt 
cmen Geblauch gemacht, nämlich entivcdei den ganzen oder emen Ty" 
des KaufschlUings angenommen, oder den Vertrag m dl« Grundbuchs 
eingetragen und dadurch den beabsichtigten Zweck des Gesetzes, da»W 
dUlch den Abvelkauf obrigkeitlicher Rechte oder Realitäten weder " 
Untelthanen, noch d»e Hppothekargläublger ,n Ansehung ihres V ^ 
mögens gefähldet werden, zu vereiteln getrachtet hat (Hofkanzleldec»" 
vom 7. Jänner 1813, Hofz. 15,605, Rggsz. 3596). 

Bei Gelegenheit eines Part«culaifalles, wo eme Herrschaft d»e 
Roboth an ihre Unterthanen veräußert, erst später die kre»s<imtl»chl 
Genehmigung elugeholt hatte, und selbe dleserwegen von den Untel' 
behörden zu emer Strafe von 50Ducaten vclUlthellt wurde, entschltd 
»edoch die k. k. vereinte Hoflanzlei: dazwischen der Herrschaft und 
ihren Nobothholden der Vertrag über die Nobothvcräußerung a"' 
»mm«! wähl ende Zelten Nicht vollständig und förmlich abgeschlossen 
wurde, in dem Patente vom 1. Sep tembe r 1798 te l t te Ze»^' 
f r l s t zur E i n h o l u n g der k re»sämt l l chen Bes tä t i gung 
vorgeschr ieben ist, die Herrschaft aber wirklich zu ihrem V<"^ 
haben die kre,Samtllche Genehmigung nachsu6)te, und nur dann s^ 
fehlt hat, daß sie von den emgetletenen Verhandlungen früher eun-
gen Gebrauch machte, übrigens aber die Unterthanen keineswegs be
schädigt wulden, und dl« Mehrzahl der Tabulargläublger bereits »h^ 
Belstlmmung zur Robothveläusierung gab, so wu»de zene zuerkannte 
Geldstrafe nachgesehen; »edoch wmde der Herrschaft über chr h»erb" 
bewiesenes unordentliches Benehmen em schal fer Verweis ertheul 
(Part. Hofkanzlelentscheidung vom 28. Apr,l 1817). 

§. 46. 

Welche S t r a f e n a u f Ueber t reeung des P a t e n t e s vow 
1 . S e p t e m b e r 1798 gesetzt s ind. 

Da ungeachtet des vermöge des Patentes vom 1. September 
1798 bestehenden Verbots, obrigkeitliche Grundstücke oder Oleblgk"-
ten ohne krelsämtliche Bewilligung von landtäfllchen Gütern abz«« 
kaufen, einige Fälle hervorgekommen sind, wo Grundobngkelten diesen» 
Gesetze zuwider gehandelt haben, so liegt der Staatsverwaltung daran, 
daß die Gesehübertreter gehörig angesehen werden. C'3 ist zwar »m besag' 
ten Patente ke»ne bestimmte Stlafe auf die Uebertretung der dann ent-
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baltenen Vorschrift und Maßregeln gesetzt; allein da, wo das Gesetz 
^uf dle Übertretung teme bestimmte S t ra fe ausgestochen hat, »st es 
^ M Befunde der betreffenden Behörde jederzeit überlassen, arbiträre, 
° " Beschaffenheit der Uebertretung angemessene S t ra fen eintreten 
^ lassen, weil ,ede Uebertretung des Gesetzes eme S t ra fe nach sich 
ileht. Der Landesstelle «st daher zur Pflicht gemacht, ,n verkommen
e n Fällen gegen die dl« Volschrlften deS Patentes vom 1 . Septem-
^ r 1798 ubcltletenden Obrigkeiten und obligkeltllchen Beamten, m»t 
" n , den Umständen angemessenen S t ra fen unnachsichtllch zu versah« 
^ " (Hofkanzlelverordnung vom 7. Jänner 1813, Hofz. 15,605, RggSz. 
" " 6 ) , und eS wurde befohlen, d»ese Hofverordnung, welche nebst der 
^ Patente ausgesprochenen Nu l l l t ä t des Vertrages auch eme Straf« 
sanc't ^"ct.on bestimmt, falls es noch Nicht gesch 
^ DoMlNlen bekannt zu machen, worna, 
^>at. 

ehen seyn sollte, nachträglich 
ch gegen Übertretungen des 

^ entes vom Jahre 1798 NM a r b » t r i i r e n , der Beschaffenheit der 
tbeuretung angemessenen Geldstrafen vorgegangen werden winde 

^oftanzieweroldnung vom 20. November 1820, Hofz. 35,031, Re-
«l'runqodecret vom 13. December 1820, Rggsz. 56,960). 
«, ^lls nun e,n Krelsamt eine Herrschaft wegen unterlassener Ein-
^lung ^ r krelSämtllchen Genehmigung zu emem Robothabolitlons-
^tracte m»t emem Pbnfall von 500 ss. M . M . verurthellte, setzte d,e 
.'k« vereinigte Hofkanzlel laut Hofkanzleidecrets vom 17. December 
M , Hoft. 36,595, Rggsz. 5^-, im Hoflccurswege diese Strafe auf 
?"ll. M . M . herab, und befahl, dem Kielsamte zu erinnern, daß es 
^lch die Bemessung dieser Geldstrafe mit 500 fl. den ,hm »n dieser 

^ehung zustehenden WllkungskrelS überschritten habe< 

§. 47. 

^»'e solche o r d n u n g s w i d r i g ve rkau f te Bes tand the l l e 
zu behande ln sind. 

Als em Giundbuch von emem Fldelcommlßbesitzer elNerHerrschaft 
^ die betreffende unterthanlge Gemeinde ohne Genehmigung der Fldei-
^^Mißbchölde vertauft wurde, entschied die Hofkanzlel Mlt Decret 
^ " 1. Ma» 1815, Hofz. 7065, Rggsz 16,127, daß jener Gemeinde 
'''n Recht auf das von jenem Flbe»commlßbesitzer ei kaufte Grundbuch 

gesprochen, folglich auchnichr aufTrennung dieses G»undbuches von 
^ Flde,commlßheri schüft, von welcher dasselbe einen Bestattdthell aus» 

^cht, erkannt werden lönne. Der Gemeinde bleibe nur das Rechtauf 
^n Rütl-ölsatz deS Kaufschillmgs, und auf die Entschädigung geqen 
^Hellschaft, oder deren Besitzer volbehalten, welches sie »edoch 

'M o rden t l i chen Rechtswege ge l tend zu machen bat. 
^ Da übrigens m diesem Falle die Frag«: welche Rechte für die 
^«Meinde aus dem factlschen Besitze des Grundbuches entspringen, 
l°si zur richterlichen Entscheidung gehöret, und weder eme öffentliche 

28 * 



430 I. T h e i l V I I . A b h a n d l u n g . 

Rücksicht, noch ein Unterthänigkeitsverhältniß eintritt, um im polit^ 
schen Wege auf em Provisorium zu erkennen, so wurde diese Ang^ 
legenhelt durchaus und in a l l e n Bez iehungen , f o l g l ^ 
auch in Absicht au f den Besitzstand an den Civ l l r» tP ' 
te r verwiesen. 

Falls d»e Gemeinde Nutzungsrechte oder die Fortdauer des » ^ 
sitz es bis zum gänzlichen Vollzuge des richterlichen Erkenntnisses ««' 
sprechen zu können glaubet, so sind auch diese Ansprüche als re»N 
Pnvatrechts-Gegenstände durch die Gerichte auszulegen, welchen e 
überlassen bleiben muß, Possessona zu schützen, oder Provisorien p 
treffen, wiewohl auch einer aus dem Besitze verdrängten Parte» da 
Entschädlgungsrecht hlerwegen unbenommen bleibt. f 

I n ö f f e n t l i c h e r B e z i e h u n g tritt bloß die Rücksicht ««' 
die Einbringung der landesfürstllchen Steuern em. 

Da zedoch ,n dieser Beziehung die Person des Inhabers für 
das Steuer-Aerarlum gleichgültig »st, indem die dem ständischen Kol
legium, als admlmstrllcnoer Behörde, anvertraute Mittel g e g ^ 
das G u t selbst, und folglich gegen ,eden Inhaber desselben gerichtet 
sind, so macht auch keine öffentliche Rücksicht die Bestimmung e»n^ 
Provisoriums nöth,g. (Part. Hofkanzlel-Emscheldung vom 20. FebrU<" 
4817, Reglerungs-Inimation vom 10. März 1817). 

I n emem andern Particularfalle, wo e«ne Herrschaft die H^ ' 
ausgäbe solcher von dem früheren Herrschaftsbesitzer ohne krelsälNt' 
liche Genehmigung gegen dl« Vorschrift des Patentes vom 1. <2>ep' 
tember 1798 verkauften Dominical-Entlen verlangte, und das Kr«"' 
amt diesem Gesuche willfahrte, wurde, über den von den Unterthanetl 
dagegen ergriffenen NecurS, mit Reglerungsdccret vom 15. April 1835, 
Rggsz. 20,034, entschieden, daß, da die von dem Complere «ener Hell' 
schaft von dem früheren Herrschaftsbesitzer veräußerten Grundstücke 
und Zehentcn ohne Bewllllgung des Krelsamtes veräußert wurden, 
das Kreisamt nach Maßgabe des Patentes vom 1. September 179? 
ganz recht daran ft«, d»e dleßfalls abgeschlossenen Vertlä'ge für ungw' 
tlg zu erklären. 

Was jedoch d«e Erpossess»on i rung der Unterthanen UN̂  
Zehentholden betllfft, müsse das krelsämtllche Erkennmlß um so mehr 
aufgehoben werden, als die fraglichen Verkaufsverträge von privat 
rechtlicher Natur sind, und demnach die Amtshandlung des Kreisaw' 
tes nach dem Patente vom 1. September 1798 n u r in der E ^ 
l l ä r u n g h ä t t e bestehen s o l l e n , daß zu dem Abverkau fs 
e l N i g e r D o m i N l c a l g r ü n d e u n d Z e h e n t e von demCoNl' 
plexe der H e r r s c h a f t bei der bes t immten W e i g e r u n g 
der T a b u l a r « G l ä u b l g e r die Zus t immung nicht e r t he i l t 
werden könne, ohne sich in die Beurthellung der Gültigkeit der 
im Mittel liegenden Verträge einzulassen, welche in den Wirkung^ 
lrels des Clvllr,chlers gehlst. 
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§. 48. 

Was mit den von dem Dominicalk 'örper m i t kreiS-
"Mtlicher Genehmigung wegverüauften Domin ica l -

bestandtheilen zu geschehen hat. 
Die von demDominicalkörper mi t kreisämtlicher Geneh 

""s«ng wegverkauften Dominicalbestandtheile sind entweder: 
! . an die Unterthanen selbst oder 
2. an einen Dritten verkauft worden. 

§. 49. 

Kä 1. Verkauf an die eigenen Unterthanen. 

Den eigenen Unterthanen und Verpflichteten können Domini 
Grundstücke oder obrigkeitliche Rechte verkauft werden. 

Die an die Unterthanen verkauften Dominicalgrundstücke 
"erbteiben entweder in den Händen der Käufer als Domin i ca ! ' 
^«nde und dann heißen die Besitzer Dominical isten (Siehe 
«'39); oder sie sollen Rusticalgründe werden, und dann ist 
Aderen Rusticalisirung in der in dem §. 106 bezeichneten Art zu 
freiten. 
. Werden aber obrigkeitliche Rechte an die Verpflichteten 
'klbst verkaufte folglich abo l i r t , so entsteht eine Consolidation 
^ - s . 58). 

§. 50. 

Hä 2. Verkauf an einen D r i t t e n . 

Werden Entitä'ten, sie mögen Grundstücke, Rechte oder beide 
^gleich seyn, von einem Dominicalkörper an einen D r i t t e n ver
tust, so muß, wie bereits Z. 24 bemerkt wurde, unter Beibringung 
" nöthigen Behelfe, bei dem Ständisch. Verordneten-CoNegium 

^ Abschreibung dieser Entitä'ten von dem diesifa'lligen Dominicaltör-
^ ' , und um Eröffnung einer neuen Rubrik für dieselbe, und bei dem 
Abrechte um Eröffnung eineS neuen Foliums im Hauptbuche der 
Wandtafel gebeten werden. 

I I . Hauptstück. 
V o n dem n i e d e r ö s t e r r . B a u e r n s t a n d e . 

8. 5t. 
Begr i f f desselben. 

, Der Bauernstand ist diejenige auf den DoMinicalgütern 
befindliche erbliche Classe der österreichischen Staatsbürger, welche mit 
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den, mit diesen Gütern verbundenen Obrigkeiten mehr oder wemge 
in einem politischen RechtSverbande liehen. 

Als S t a a t s b ü r g e r genießt diese ^Menschenrasse gleich"" 
übrigen, alle den österreichischen Staatsbürgern überhaupt zustehe/ 
den Rechte (siehe Abhandlung I I . dieses Theiles, vom ö'stcrr. Staat"' 
bürger« und Fremdenrechte) ; sie unterliegen aber auch den diesifä'll'ge 
a l l g e m e i n e n Pflichten gegen den Staat, unterdessen Schuh !' 
leben. Sie unterliegen aber auch jedoch gegenüber den verschiedene 
Gattungen von Obrigkeiten, denen sie ve rp f l i ch te t sin ' 
manchen eigentbümlichen Beschränkungen und Lasten, deren prag>^' 
tische Darstellung derGegenstand dieser Abhandlung ist. 

5. 52. 

E i n t h e i l u n g d e r B a u e r n. 

») Nach ihrer Beschäftigung. 

Die niederösterr. Bauern im allgemeinen Sinne Heisien na<v 
ihrer Beschäftigung theils B a u e r n im engeren Sinne, welche de" 
Ackerbau, theils H a u e r , welche den Weinbau vorzüg l ich benel' 
den, theils bloße T a g l ' i h n e r . 

§. 53. 

l,) Nach ihrem Be sitzt hume. 

Die Bauern im allgemeinen Sinne sind ferner entweder b^ 
hauste oder un behauste. 

Die behausten sind entweder Ganz-,Halb», D r e i v i e r t e l 
V i e r t e l - L e h n e r , K l e i n h ä u s l e r , C h a l u p n e r u . s. w. 

Die un behausten Heisien dagegen, gegenüber der GrUN?' 
Herrschaft, in deren Bezirke sie sich aufhalten, I n w o h n e r , sie lN° 
gen freie Ueberländgrundstücke besitzen, oder nicht. 

Nach Verschledenheit dieser K a t e g o r i e n sind nicht nu rd " 
grundherrllchen, sondern auch mehrere öffentliche und Gemeinde^ 
sten vertheilt. 

Auf welche gesetzliche Bestimmungen diese Kategorien "^ 
ruhen, siehe §. 289 u. s. f. 

§. 54. 

«) Nach Verschiedenheit der politischen 3lechtsverhältnls<l' 

Die pol i t ischen Rechtsverhältnisse des Bauernstandes beziehe" 
sich auf die Grund- , Orts» oder Dorf -Zehent- , B e r g . undVog' 
t e i . H e r r l i c h k e i t (Siehe §. 5) . 

Nach Verschiedenheit dieser Beziehungen heißen daher die Bauern 
G r u n d u n t e r t h a n e n und G r u n d h o l d e n , O r t s ' I n s a ß e ^ 
Z e h e n t - , Berg« und V o g t h o l d e n . 
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Uebngons sind nicht alle diese politischen Rechtsverhältnisse stets 
'N emem Individuum veieint. ES gibt vielmehr solche, welche sich 
durch Ve»tläge, odei dlllch Veljählung, und zwar factisch oder durch 
rechtskräftige Erkenntnisse davon entweder ganz, oder zum The«! los
gemacht haben, und wieder andere, die Mit verschiedenen Obilgketten, 
Nämlich m«t der emen als Glundunterthan oder Grundhold, Mit 
ber andeln als Otts Infus;, und wieder Mit andern als Zehent,, 
^elg oder Vogthold »n Verbindung stehen. 

Abso lu t f i e l e Baue,«, d.h. solche einzelne Landbewohner, 
welche iucksichtlich ihres Besitzthumes m»r gar kemerObr»gkeltm irgend 
"Nem politischen Rechts-VelhältNlssc stehen, gibt es jedoch hier zu Lande 
"'cht, we»l wenigstens d»e Realitäten, die sie besitzen, wenn sie »m 
Indischen Gultbuche Nicht alb Demmlcal »nli^gen, «n irgend emem 
^lundbucke, selbst, wenn dasselbe von der Gemeinde an sich gelöset 
worden wcue, d ienstbar erscheinen müssen (siehe§. 34) ; wenngleich 
lhle Realitäten immerhin von allen sonstigen qrund-, zehent-, berg» 
Und vogtelde»» schaftlichen Lasten losge^ahlt seyn tonnen; so wie sie denn 
^'ch ,n allen Fällen emel OitSobllgkeit alS Orts-Insaßen untergeo»dnel 
bleiben müssen. 

§. 53. 

b e g r i f f von U r b a r i a l « S c h u l d i g k e i t e n im wei testen 
S i n n e des W e i t e s . 

Bereits »m §. 10 des Patentes vom 16. Ma l 1789 wurde vor
geschrieben, das, unter den gesetzmäßig bestimmten U r b a r i a l s c h u l -
b lgkel ten Alles begllffen sei, was der Unterthan seinem G l und«, 
^ ogt» und Z e h e n t h e r l n zu leisten hat. 

Fnner sagt der §. 7 der m,t Hoftanzleiveroldnung vom 22. 
A?«l 1832, Hofz. 4210, Rggsz 1089, bekannt gemachten Anleitung 
^fNachwelsung ienerUlbaiial'Tchuldlgkeiten zum BeHufe der Bestelle-
rung, das; a l le Bezüge, s» emögen »m Ge lde , »n N a t u r a l « 
oder A l b e t t s b e t t i ä g e n bestehen, welche dem Besitzer 
8 rund- , berg- oder vog te l he r r l l che r Rechte von dem, 
len,gen geleistet w e i d e n , deren G l undbes l tzungen 
blesenRechten ve rp f l i ch tet s i nd ; unter U l ba r<al Rech
ten vel standen^werden; daß dagegen Bezüge, welche nicht »n diesem 
Verhältnisse begründet sind, nicht h,elher gehölen; nämlich nach §.8 
lencr Anleitung solche, welche ihren Grund m der, wenn gleich m,t 
dem Besitze solcher Körper verbundenen po l i t i s ch , po l i ze i l i chen , 
c<v,l- und strafgerichtllchen V e r w a l t u n g haben, somit 
orts- und dor fob r l g k e l t l l che Bezüge, Jus t i z , und G l und-
buchs-, so wie ade l ige R l c h t e r a m t s t a x e n Mit Inbegllff des 
M o r t u a r s , auch ,ene, wegen Verwaltung des Landger ich tes , 
wo solche wlitllch und rechtmäßig bestehen. Auch Zehen te sind nach 
T. 9 ,/ncr Anleitung, sie mögen »mFe lde , oder » m B e i g e geho» 
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ben, durch Naturalien nach bestimmten Gattungen und Quantität"» 
oder, im Gelds bezogen werden, kein Gegenstand der UrbarialreqA 

Wohl aber gehören als grundherrliche Rechte nach §»^ 
jener Anleitung, außer den schon im Allgemeinen Begriffe ^ 
grund-, berg. und vogteiherrl ichen Bezüge verstand«"^ 
auch die Bezüge im Fal le der Veränderung beS Bes i t z ^ 
in dem der Grunbherrlichkeit verpflichteten Besitzthum, (^»uäemllU" 
Zinsungen und Gaben, welche der Erbzinsmann dem 6rb!'^ 
Herrn als Obereigenchümer wegen des in der Benützung haltet 
Grundbesitzes jährlich zu entrichten hat, hierher. . ^ 

Diese Gerechtsame sind daher unter der Benennung Urbar» 
rechte und rücksichtlich Schuldigkeiten im weitesten S"»" 
des Wortes begriffen. , 

Was unter Urbarialrechte und Schuldigkeiten im eng«" 
S inne verstanden wird, siehe §. 16. 

Au f welchem Rechts .T i te l die politischen Verh.«" 
n»sse der verschiedenen Gat tungen von Obr igke^ 

zum Bauernstande beruhen. 
Die Hauptgrundlage dieser verschiedenen Verhältnisse ist/ A ^ 

des T'ract. «lo^uribu» lneorp. (Einleitung §.1), das alte -V.«, 
kommen. Ihmzunächst steht die Ersitzung, und zwar nach de« "< 
falls bestehenden polnischen Bestimmungen von zwei und dresi 
Jahren; denn, wenn gleich das allgemeine bürgerl. Gesetzbuch ds I 
nicht im Einklänge steht, und eine andere Ersitzungszeit festsetzt, s° A<l 
hier doch wohl noch immer jene zwei und dreißigjährige Ersitzung, .^. 
vermöge dem Kundmachungspatente zu dem allgemeinen bürgerl. G" 
buche vom 1. Juni 1811, die über politische Gegenstände bekannt» 
machten, die Prioatrechte beschränkenden, oder näher bestimmet»̂  
Verordnungen in ihrer Kraft verblieben sind »). . ^ 

Ferner gelten hier auch die landesfürst l . P r i v i l e g ' ^ 
Landhandfesten, Gesetze, Verordnungen und reV.^ 
k rä f t ige Entscheidungen, alte St i f tbücher und Ks 
b riefe, die sogenannten herrschaftlichen Stockurbarien und3 ^ 
sionen, und die zwischen den Berechtigten und Verpflichteten A 
rechtskräftig abgeschlossenen Vert räge, endlich die Lehenbr»^, 

Die landesfürstl. P r i v i l eg i en und L a n d h a n d ^ 
sind gleich ben Gesetzen, als dem Ausdrucke des Willens des ^ 
veräns, die vorzüglichste Grundlage dieser Verhältnisse. „ „ , 

Die Verordnungen und rechtskräftigenEntsche»v.^ 
gen der dazu berufenen Behörden gewähren gleichfalls einen >" 
AnhaltSpunct der Beurtheilung. ^ « a« 

Di« alten St i f tbücher und Kaufbr iefe haben s^"ft« 
und für sich dm Charakter der Kuthenticität. Nicht so herrsch"' 
liche Stockurbarien und Yassionen. 
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^...^"herrschaftliches S t o c k u r b a r i u m ist dasjenige Buch, 
ibr »̂ b»e Grundherrschaft vor dem Normaljahre 1750 über alle 
Un! /"^^samen und Besitzungen, dann über den Besitz aller ihrer 

"mhanen, was diese dem Landesfürsten und ihrer Grundobrigkeit 
^ .^Uem in natura, im Gelde und in persönlichen Dienstleistungen 
s""Hten, und was sie für Gründe inne haben, jedes für sich, zu» 
"MlNenschreiben ließ. 
bück ^"letthanige Schuldigkeiten, welche weder in den alten St i f t -
. Pern; noch in den alten Kaufbriefen ausgedrückt sind, wenn gleich 
lNal<" ^tockurbarien davon Meldung geschieht, sollen jedoch nur da» 
^«5 gefordert werden können, wenn das S t o c k u r b a r i u m mit 
h . " l l u ß der U n t e r t h a n e n zu S t a n d e gekommen, und 
^ 'h re r Un te r sch r i f t versehen ist, da widrigens bei einem 
Z?^'leignenden Widerspruche, und wenn besonders das Dominium 
Ansehung der abgeforderten Schuldigkeit auch nicht einmal einen 
H^unb dreißigjährigen ununterbrochenen Besitz zu erweisen vermag, 

solche Stockurbarium eben so, wie das Rettificationsurbarium 
K i l ^ eigene Schrift zwar wohl gegen, niemals aber für den Ver» 
^ " " «inen rechtsbeständigen Beweis auszumachen hat (Hofverord-
"W vom 4. September 1786). 

Von jenem, was in der Verordnung vom 4. September 1786 
Nick!" ^ " Beweiskraft der obrigkeitlichen Urbarien geordnet ist, kann 
ihre ^ß^angen werden. Doch steht den Obrigkeiten frei, bei gegen 
h bbrigkeitlichen Forderungen entstehenden Widersprüchen, alle ihre 
di«i!-^ ^'zufügen, wo dann der Richter wissen wird, welche davon 
^^'senschaft haben, daß sie Glauben verdienen, und für Beweise 

""können (Hofdecret vom 6. September 1791). 
y ^ ^ i e Verfassung der D o m i n i c a l f a s s i o n e n hatte ferner zu. 
r«H. " ' ^ b " Aufzählung und Erweisung der eigentlichen Urbarial» 
M .andern die getreue Angabe des ÄZerthes und Erträgnisses der« 
§. a? '^ Hinsicht auf die Versteuerungspfiicht zum Zwecke (siehe 
svna/ ^ " * ^ ^ ^ "^^ ^^ damaligen Bekenntnisse an sich die verfas« 
«.«Mäßigen Rechte der Dominien schon so beschränkt worden wären, 
ö«n !^ ^ ^ " 3olge von jeder weiteren ausgedehnteren Uebung dersel« 

«v ̂ " e r ausgeschlossen seyn würden. 
Hy ^2enn»also in einer Fassion z. B . «in nach einem zehnjährigen 
l̂ ickt ^ berechnetes Robothgeld vorkommt, kann solches doch 
lllif! " ^ unabänderlich betrachtet werden; und indem eben diese Re-
b«ta 3 ^ " Voraussetzung begründet, daß früher eine Naturalroboth 
, 5 , 3 " " bat (siehe § .274) , kann der Umstand, daß die Herrschaft 
Nu^bre 1751 solche nicht wirklich bezog, und desihalb nicht fatirte, 
s'vn " " ^ " ' ^ ^ derselben damals nicht benothiget gewesen 
zu "°chte, keineswegs aber, daß sie solche niemals mehr in Anspruch 
tetnh! i " ^^"5t sei (Part. Hofkanzleiverordnung vom 4. Sep-
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Aus den F a s s i o n e n kann man dagegen eben so wenig etwas 
wider den Unterthanen beweisen, weil eine jede Obrigkeit die Fassen 
selbst gemacht hat, ohne daß d»e Unterthanen dazu gezogen wor
den sind. 

I n solchen Fällen ist den Kreisämtern von der Regierung auf-
getragen, die Parteien dahin zu bewegen, baß sie sich m Güte ver« 
gleichen (Resolution vom 5. Februar 1774) . 

NückslchtKch der V e r t r ä g e sagt übrigens d,e allerhöchste Ent
schließung vom 6. November 1773 , daß n e u e und perpetUirliche 
.Verträge chre Gültigkeit erst durch d»e Bestätigung des KrelSaMtes 
erhalten, welches »m Zwei fe l , ob die von den Unterthanen zu über
nehmenden Schuldigkeiten Nicht härter als die vormal,gen sind, die 
weitere Belehrung von der Regierung zu begehren hat. 

Gleichwie denn auch d,e Regierung, m <»nem auch ihr selbst noch 
zweifelhaften Fal le, solchen der Hofstelle benchtllch anzeigen und die 
allerhöchste Entschließung abwarten sol l ; unter emstens sind aber alle 
früher geschlossenen perpetmrllchen Verträge zur nachti'ägllchen Besta^ 
tlgung des Krelsamtes demselben zu überreichen. 

Rückstchtllch der L e h e n b r i e f e endlich wird sich auf die Ab
handlung V. dieses Theiles von dem nieder'österr. öehenwescn bezogen, 
worin auch von den gemeinen oder Bauernlehen die.Rede ist. 

») Mi t dieser Behauptung ist jedoch der Recenfent meines Werkes des politi' 
schen Verhältnisses der verschiedenen Gattungen von Obrigkeiten zuM 
Vauelnstande im Erzberzogthume Oesterreich unter der Enns, in beM 
I V Bande des Jahrganges 1818 der Jahrbücher der Literatur, p.227 bis 
833, nicht einverstanden. Nach dessen Meinung erstrecken sich nämlich die 
neuen Bestimmungen des bürgert. Gesetzbuches über die Veriahrung und 
insonbcihcit über ibre Dauer auf a l le Rechte überhaupt, somit 
g l e i c h f a l l s auf solche, die P r o d u k t e der po l i t i schen Ge
setze s ind. Wie kannten sonst, wie er sagt, im Hauptstücke von der 
Verjährung mehrerer Rechte dieser Art, z.B. di« dem Staatsoberhaupte zu« 
standigen Befugnisse (§§. 1456 und 1457) die Rechte, eine Pfründe z« 
vergeben, oder Jemanden bei Herstellung einer Brücke zum Beitrage an-
zuhalten. ( I N I ) alle Forderungen von rückstandigen jahrlichen Abgabe«, 
Zinsen und Renten (1480) berühret und normirt werden? Wie tonnte 
der §. 1455 den allgemeinen Grundsatz aussprechen: Was sich erwerben 
lallt, kann auch ersessen (offenbar nach den Vorschriften dieses Gesehbuches 
ersessen) werben, und wie tonnte sonst, in Gemaßheit des ss. 1474, die 
bekanntermaßen durch politische Normen (vergleiche dasCabinelsschreiben vom 
9. November 1771) eingeführte Eigenschaft eines Familiensidcicommisses 
durch einen freieigentlmmlichen Besitz von vierzig Jahren verloren gehen ' 
Zudem lassen sich jene Verordnungen, welche bei politischen Gegenständen die 
Art undZeit derVerjahrung zuweilen berühren, in dieser Beziehung n ich ta ls 
po l i t i sche betrachten, indem tx'nn nur gelegenheitlich etwas von dem 
damals bestandenen Privatrechtsgesetzen, z. B. von der damaligen Veriäh" 
rungszeit von zwei und dreißig Jahren wiederholet wird. Dieser Ansicht steht 
jedoch, wie gesagt, der klare Wortlaut d«s Kundmachungsvatenteö zum 
allgemeinen bürgert. Gesthbuche entgegen. 
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§. 57. 

Al lerhöchst anbe foh lene Beschützung der o b r i g k e i t l l -
chen Rechte. 

Seine Majestät haben, »n Betrachtung, daß die Ulbarialgiebig-
ketten, welche die Unterthan.'« den Obligteiten zu leisten schuldig sind, 
^n E i g e n t h u m der O b r i g k e i t e n sind, das; diese von den 
Chorden dann, so wie Jeder in feinem Eigenthume geschützt weiden 
^usse, und es nur von dem Elgenthümcr einer Sache allem abhän
gen kann, die Benützung 5'lneS Elgenthumes zu verändern, so we,t 
^ese Veländerung Nicht gesetzwidrig ist, aus Anlast eines spec,ellen 
Falles mit allerh. Entschließung vom 24. Jul i 1821, Allerhöchstihren 
Til len dahm aus^usplechen geiuhet, daß von den Behölden und Be-
uwten sich unter keinem Voiwande unterfangen werde, die Obrigkei
ten in Benützung ihrer Ulbarlalglebigkelten, msowett sie sich dabei 
l̂cht gesetz- oder volschllftw«d,lg benehmen, zu stören (Hofkanzle,-

d«cret vom2. ?lugust 1821, Hofz. 21,741, Rggsz. 38,312; aller-
höchste Entschließung vom 24. März 1835; Hofkanzleldecret vom 26. 
Ma,z 1835 an das Ständlsch»Verordneten-Colleg,um, Hofz. 5101, 
^ggsz. 26,251). 

§. 58. 

Erlöschen des pol i t ischen V e r h ä l t n i s s e s des B a u e i n -
Landes zu den verschiedenen G a t t u n g e n von Obr lg« 

bet ten. 

Dieses Velhältmß erlöscht gleich allen übrigen Rechten durch 
"U fhebung derselben ober dui ch V e r j ä h r u n g . 

Die A u f h e b u n g erfolgt durch En tsagung und durch Eon-
s o l l d a t l on. 

Inwiefern E n t s a g u n g eintreten kann, hängt von dem Um-
fange des Eigentumsrechtes des Gucsbesltzel ö ab, ob es nämlich vo l l -
sand ig oder unvo l l s tänd ig , Mit S chulden belastet ist, oder 
Nicht. W«e >m Falle solcher Beschlänkungen vorzugehen »st, kommt 
an» gehörigen Ölte vor. 

D«e Conso l l da t i on , d. h. b,e Vereinigung des Rechtes mit 
°er Verbindlichkeit »n emer Pelson ist ferner auch lücksichlllchder politi
schen Rechtsverhältnisse »n der Hofkanzlelveroldnung vom 1. Jul i 
1813, Req»erungsdecret vom 16. Jul i 18l3, ausgesprochen, wiewohl 
dieselbe nach §.1446 des allgem. bürge» l. (Gesetzbuches, dort, wo 
«̂e Rechte m öffentlichen Büchern einverleibt sind, Nicht eher emtntt, 

als bis die Loschung aus diesen öffentlichen Büchern erfolgt ist. 
Zu diesem BeHufe wurden ehedem frelgekaufte Gefälle in dem 

alten Landestataster von der DoMlNlcalemlage ab-und als eme sonder-
he«tllche Nutzung der frelgekauften Unterthanen m der Rusticaleinlage 
unter der Nubr,k der HauSpfunde zugeschrieben. 
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Diese Zuschreibung erfolgte bei der Einlage jener Grundherr 
schaft, wohin die Freigekauften mit ihren Häusern dienstbar sind, und 
dieser Herrschaft wurde aufgetragen, die Vormerkung des Freikaufes 
im Grundbuche zu bewerkstelligen, die Steuergcbühren in der S u l " 
repartition unter der Rubrik der Hauspfunde einzuschalten, von den 
Unterthanen einzuheben, und in die ständische Cassa abzuführen. 

DieEinführung desGrundsteuer«Provisoriums hat jedoch dieseVer» 
fahrungsart unpractisch gemacht; solche freigekaufte Gefälle werden da» 
her zwar nunmehr bei der Dominicaleinlage als verkauft in Vormerkung 
genommen; da jedoch, in Folge der nach Einführung deS Grundsteuer-
Provisoriums von der k. k. vereinten Hofkanzlei mit allerhöchster Geneh' 
migung erlassenen Verordnung vom 12. August 1824, bei der Urbarial« 
und Zehentsteuer f ü r die D a u e r des P r o v i s o r i u m s aus dettl 
Titel einer eingetretenen Veränderung im Objecte dieser Steuergat' 
tungen keine Ab- und Zuschreibung an denselben Statt findet; so hat 
laut HofkammerdFcrets vom 2. März 1833, Hofz. 9964,'Rggsj-
15,570, derjenige, der diese Steuer bei '.der Einführung des Provi
soriums nach der alten Urbarial« und Zehentsteuereinlage zu entrichten 
hatte, sie fortan zu entrichten/ eS möge mildem Objecte was iMN»el 
für eine Veränderung geschehen. 

Da nun ungeachtet des neu eingeführten allgemeinen Grund" 
steuer-Katasters der provisorische Zustand der Urbarial- und Zehent̂  
steuer noch immer fortdauert (siehe §. 10) , so gilt jene Bestimmung 
noch immer, b is auch m i t diesen zwei S t e u e r ga t t ungeN 
eine d e f i n i t i v e V e r f ü g u n g ge t ro f f en seyn w i r d . . 

I I I . HKuptstück. 
Von den politischen Rechtsverhältnissen des 

Bauernstandes zu den Dominicalgütern. 

z. 59. 
W i e h i e r v o n zu h a n d e l n kommt. 

Hier kommt zu handeln: 
I. Von den politischen Rechtsverhältnissen des Bauernstandes zu 

den verschiedenen Gattungen von Obrigkeiten, und 
I I . von den auf diese Verhältnisse einflußnehmenden Organen und 

ihrem eigentümlichen Verfahren. 
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l. A b s c h n i t t . 
Von den po l i t . Rechtsverhä l tn issen des Bauern 

standes zu den verschiedenen Gat tungen von 
Obr igke i ten . 

§. K0. 

W»e hiervon zu handeln kommt. 

Es kommt nun hier zu handeln: 
l» Von dem polltlschen Verhältnisse des Bauernstandes zu der 

Grundobrlgte»r. 
l l . Von zenem zur Orts- oder D o r f o b r i g l e i t . 
M. Von jenem zur Zeh entHerrschaft. 
IV. Von ,enem zur Berg Herrschaft und 
V. von jenem zur V o g te i l ) e r r s c h a f t . 

Nückslchtllch deS obrigkeitlichen J a g d rech tes kommt hler nur 
iU bemeilen, daß verfassungsmäßlg, d. h. nach dem 1'ract. 6« ^jurili. 
wensp. 'uz. IX . §. 1 diejenigen L a n d l c u t e (d . h. Landstände) oder 
Inhaber der Landgüter, welche nut aufgenchtetem Zeuge zu jagen/ 
"Nd sonst hoheS und n i e d e r e s Wlldpret zu fällen, bisher 
"^rc,t gewesen, oder aber solches ,n langwierigen, steten, ruhlgen 
" "b zwel und dre,ß,giä'l)llgen Gebrauch also heigeblacht, und erhalten 
baben, noch m Zukunft dabe» verbleiben sollen, doch dem Land es für. 
<^n und semen Nachkommen »n Ih ren landeZfürstl. Pahn, Wäldern, 
forsten und Geholzen unnachthellig. 

Nückslchtllch der Iagdroboch stehe §. 2 7 8 ; die geschlichen BestlM-
jungen über dle Ausübung des IagdrechteS kommen aber ,n der?lb-
^f ldlung X l l l . dieses Thelles von der landwlrchschaftllchen Cultur vor. 

Das Taz.- und umgeld « ) , die Drtttelsteuer ^) und dle llrbar-
><eues °) sind nun aber ganz aufgelassen. 

") Der Taz und das Um gelb, wovon Letzteres im Jahre l303 besonders 
den Herrschaften, welchen die Criminal-Iunsbiction zugestanden, Ersteres 
aber spater nach Art des in Oberitalien und besonders zu Venedig bestan
denen l)»2l<i eingeführt wurde, beide aber vormals unter dem Namen 
Iapsenmaß bekannt waren, wurden von den drei oberen mederösterr. 
Stünden auf dem Landtage des Jahres 4657 von Sr. Majestät um den 
Betrag von <.7t0.0()l) si. erlauft, und von den Standen an die Dominien 
des Landes weiter kauflich überlassen, in deren Händen dasselbe verblieb, und 
mit 20 Procent versteuert wurde, bis es, in Folge allechöchster Entschließung 
vom 25. Mai 1829, laut NcglcrungscircularS vom 28. Juni 1829, g. 2, 
von dem Zeitpunkte, wo die a l l geme ine Verzchrungesteuer , 
nämlich vom t . November 1829 an, in Wirksamkeit trat, gegen eine im 
3. !i lenesRegierungsclrcuIares zuglsicherte, durch eine bei der Landeöstelle 
wit Zuziehung des Kammerprocurators und ständischer Mitglieder zusam« 
angesetzten Commission auszumittelnden Entschädigung aufgelassen wurde. 
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Die Tazentfchäbigung wurde nach dem ausgewiesenen Genuße mit einem 

jährlich ungefähr mit 325,967 fi. 1? kr. E. M. entfallenden Ertrage aus« 
gemittelt; und bls zur definitiven Entscheidung über das zu vergütende 
Entschadigungscapital werden dcn betreffenden Dominien auf der <zjrund< 
lcrqe ihres früher genossenen ausgewiesenen Ertrages, Taz< undEntsch 6 di» 
gungs«Vorschusse von dlm landesfurstl. Aerar im Wege des nieder« 
dsterr. ständischen Oberen nehmer-Amlrs gegen Quittungen jährlich «n 
zwei Raten ausgezahlt. Vermöge Hofkanzlcidecret vom 3 i . December 
1829, Hofz. 344, Rggsz. <0?N von 1830, wird aber bei der Bemessung 
dieser Entschadiaunqsoorschusse die 20 proc. Steuer nicht in Abzug ge° 
nommen, nachdem die Taz« und Umgcldstcuer auf einem Bezug hastete, 
der durch die Einführung der allgemeinen Verzehrungssteuer erloschen ist, 
und somit das Obieci jener Steuer nicht mehr besteht. 

Die Volschußraten werden übrigens laut Regierungscircular vom s. 
October 1822 derjenigen Person, welche bei der Behebung der ersten 
Vorschilßrale ihr Recht zum Empfange der Entschädigung geborig darge-
than hat, so lange verabfolgt, bis e,ne Veränderung in dem rechtlichen 
Verhaltnisse des bisherigen Empfängers der Vorschusse oder eine Beschrän
kung in seinem Rechte aus dem gehörigen Wege bekannt gemacht wird, 
weßhalb es der Thciluehmenden eigene Sorge sei, dcr Cassa, welche es 
betrifft, die Anzeige zu machen, wofern das Recht zum Empfange der 
Vorschüsse auf was immer für eine Art veräußert, beschränkt, oder auf
gehoben wird. 

Wegen der definitiven Entschädigung für dieses durch Einfuhrung der 
allgemeinen Verzehrunqssteuer aufgelassene Gefall sind nun, laut Regie« 
lungscirculares vom 8. August 1836, zu Folge allerhöchster Entschließung 
vom 16. April <836 entsprechende Ginleitungen zur dießfalligen Verhand
lung angekündigt worden. 

'>) Die D r i t t e l s t e u e r war eine Ru sticalhausga be, welche noch 
von der im Jahre 4545 allgemein ausgeschriebenen Landsteuer berruhret» 
Sie wurde aus der Ursache Drittelsteuer genannt, weil sie zwei Drittheile 
der alten Lanbsteuer ausmachte. 

Von jener Lanbsteuer wurde nämlich im Jahre 1693 von den Stinde« 
das erste Drittel gegen dem erkauft, daß sie dafür den dritten Theil der 
auf den Uuterthanshäusern Haslenden Lanbsteuer in ihre Eafsa einziehen 
dürfen. 

Das zweite Drittel dieser Landsteuer wurde in Folge der allgemeinen 
Landtafel-Rectisication gänzlich aufgehoben, und rücksichtlich der Unter'' 
thanshauser abgeschrieben. 

Das dritte Drittel hingegen lösten die Stände im Jahre 1742 mit dem 
selben Bedingungen, wie 1693 ebenfalls ein. 

Diese zwei Drittel der alten Laudsteuer, wovon die Stände Cigenthü« 
mer wurden, lag dcn alten Unterthanshausern zu zahlen ob. 

Die Drittelsteuer hieß aber e rkau f te und u n e r k a u f t e . Die er» 
kau f te Drittclsteuer war derjenige Theil, welchen die Dominien von 
den Ständen erkauften, die un er kauf te dagegen jener Theil, wel» 
cher in den Händen der Stände blieb, so daß erster« ein Eigemhum der 
einzelnen Dominien wurde, welche sie daher auch vermittelst Subrcpar« 
tition von den betreffenden Unterthanshausern einhoben, und in ihre 
»Renten zogen; während die zweite ein Eigenthum der Stände verblieb, 
und von den Domlnien, wie sie auf die betreffenden Unterthansha'user 
subrcpartirt war. jährlich in die ständische Eassa abgeführt werden mußte. 

Diese ganze Driltelsteuer ist nun aber aufgehoben. Nach dem Inhalte 
des hohen Hoftanzleidecretes vom 18. Jänner 1835, Zahl " / z , ; Regie» 
rungscircular vom 18. Jänner 1825, Rggsz. 5062, haben nsml.ch Se. 
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Majestät mittelst der allerhöchsten Entschließung vom 4. Jänner 5825 
allergnsdigst zu bestimmen geruht, daß die in Nieberosterreich bestehende 
sogenannte Drittelsteuer, vom Verwaltungsjahre <825 angefangen, d. i. 
vom I.November 1824 an, aufzuhören habe; zugleich aber auch Huld» 
reichst angeordnet, daß den Eigenthümern dieser Steuer die gehörig er« 
roiesenen Bezüge an selber, in denselben Fristen und in derselben Alt, wie 
ihnen solche zl.»eilig gebühren, aus dem Staatsschatze durch den Weg der 
Nieberösterreichischen Stünde erseht wenden. 

Es darf daher die unter der Benennung der Drittelsteuer bestandene Ab
gabe von jenem Verwaltungsjahre angefangen, nicht mehr cingcboben 
werden. Welche diese Abgabe dermal bezogen haben, erhielten die Anwei
sungen zur Behebung dieser Beträge aus dem niederosterr. ständischen 
Dbereinnehmeramte. 

Sie wird als eine alle obrigkeitliche Abgabe gleich den andern nur in 
Vt. W. vergütet. 

°) Die U rba r f t eue r war eine Abgabe, welche von den sogenannten Ur« 
barholden an ihre Urbarobrigkeit entrichtet wurde, welche Urbarholden 
vorzüglich auf den ehemals vicebomiichen Gütern zu finden waren, bis sie 
durch den im Jahre 5750 erfolgten Verkauf dieser vieedomischen Besitzun» 
gen an Private, in die Hände der Letzteren übergingen (Liehe §. 5) . 

Nach dem Inhalte, eines Dekretes der k. k. vereinten Hofkanzlei vom 
^.Februar 4822, Hofz. 4Z9; Regierungscircular vom 2. März t»32, 
Zahl 10,9?4; haben nun aber Se. Majestät mittelst allerh. Entschließung 
vom 4. Februar 183L allergnadigst zu bestimmen geruht, daß die besondere 
in Oesterreich unter der Ennö unter der Benennung der Urbarsteuer be
stehende untrrthänige Giebigkeit vom t . November <832 angefangen, auf« 
zuhören habe, zugleich aber huldreichst angeordnet, baß den Eigenthümern 
dieser Steuer die gehörig erwiesenen Bezüge an derselben in der namli« 
«hen Ar t , wie ihnen diese Bezüge gebühren, aus dem Staatsschatze durch 
den Weg der niederosterr. Stcmoe ersetzt werden. 

Diese Abgabe darf daher von jenem Verwaltunqöjahre angefangen, 
nicht mehr eingehoben werden, und die zum Bezüge Berechtigten erhalten 
die ihnen gebührenden Ersatzbeträge aus dem ständischen Obcreinnehmer« 
amte durch des Standisch-Verordneten-Collegium, zu welchem BeHufe die» 
fes Collegium mit Decrct vom l4. Februar 1882, Hofz. 4ö9, Rggsz. 
50,974, von der Hoftanzlei den Auftrag erhielt, nach den zu pflegenden 
Erhebungen einen A u s w e i s über die U rba rs teue rbe rech t i g ten 
Und über die zu dieser Abgabe v e r p f l i c h t e t gewesenen Unter« 
thanen der Regierung vorzulegen. 

I . T i t e l . 

Bon dem pol i t ischen Rechtsverhä l tn isse des 
Bauernstandes zu der Grundobr igke i t . 

§.61. 

begr i f f deS Unter thans « Verbandes (noxu» »nb-

Der Inbegriff der Rechte und Verbindlichkeiten deS Bauernstan-
es zu den Grundobrigkei ten bildet den sogenannten Unter-
hansverband oder nexu« »ubältelao. 
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§ .62 . 

e in S t r e i t über die G r u n d h e r r l i c h k e i t zu schlich« 
t e n ist. 

n) Zwischen den Ständen und einer Herrschaft. 

Ueber einen Streit zwischen den Ständen und einer Herrschaft, 
in Ansehung der von letzterer angesprochenen Grundherrlichkeit übel 
eine Realität, welche auf den Rechtsweg gewiesen ward, wurde von 
S r . Majestät befohlen, daß derselbe' im po l i t i s chen Wege 
von den S t ä n d e n , mit Vorbehalt deS Recurscs an die Ho«' 
tanzlei, entschieden werde (Hofkanzleidecret v. 15. Mai 181s) > 

§. 63. 
d) Swische. ^« ^ l )a f ien :»nter sich, oder diesen und drit< 

te.l Personen oder Gemeinden. 

Der Streit über die Grundherrlichteit zwischen Herrschaften 
u n t e r sich, oder diesen und dritten Personen oder Gemeinden, a? 
hört, da eS sich hier um die Frage des Rechtes handelt, au f den 
R e c h t s w e g ; und in einem Falle, wo die Frage, ob die Grund* 
Herrlichkeit über ein Grundstück mehreren Dominien, oder bloß dein 
einen, oder dem andern, und welchen vsn lhnen zusteht, in Stre^ 
kam, wurde dieser Streit auf den Rechtsweg verwiesen. Da jedoch 
in diesem Falle die Entrichtung doppelter Gebühren von dem nämli
chen Objecte nicht erwiesen vorlag, wurde einstweilen bis zur richter
lichen Entscheidung der fac tische Besitzstand aufrecht erhalten 
<Hofkanzleidecretvom21. April 1836, Hofz. 9847, RggSz. «25,023) > 

8. 64. 

I n w i e f e r n der Besi tzstand g l e i ch fa l l s a u f den Rechts' 
weg geh'ort. 

Als in einem GrundherrlichkeitSstreite zwischen zwei Herrschaften 
auch der Besi tzstand von den streitenden The,len gegenseitig 
durch richterliche Urkunden und Behelfe angefochten, übrigens auch 
die.Festsetzung cineS politischen Provisoriums durch keine öffent-
l ichen Rücksichten erforderlich schien, wurden die klagführenden 
Thclle auch in H ins i ch t deS Besitzstand es an den ordentlichen 
Richter gewiesen (Hofkanzleidecret vom 14. Jänner 1817). 

8.65. 

W i e von der G r u n d h e r r l i c h l e i t zu hande ln kommt. 

Das Unterthansverhältniß bezieht sich sowohl auf Pe rsonen 
als auf daS V e r m ö g e n , es tMimt also hier vorerst: 

«42 

Wie 
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I. Von den der Grundherrllchkeit unterworfenen Personen und 
U. von dem derselben unterliegenden Vermögen zu handeln; 

worauf 
l l l . d,e emzelnen grundherr l ichen Gerechtsamen darzu-

stellen kommen. 

I. A b s a tz. 

^ o n den der Grundher r l i chke i t un te rwor fenen 
Personen. 

§. 66. 

" l 'e die der Grundher r l l chke i t unterworfenen Per« 
sonen zu betrachten s»nd. 

Die der Grundherrllchkeit unterworfenen Personen sindtheils 
l» physiche, the,ls 
II. moralische oder Gemeinden. 

!' Von den der Grundherrlichkeit unterwor
fenen physischen Personen. 

§. K7. 

B e g r i f f eines wirkl ichen Gutsun te r thans . 

Der positive Begriff emes wirklichen Gutsunterthanö bei «her 
^folgende gesetzliche Bestimmungen: 

Da es sich bei cmlgen Gelegenheiten gezeigt hat, daß durch emc 
Mische Auslegung beb Begriffes vom Untcrthane gegen d«e klare Vor
schrift des Unrslthans Patentes vom Jahre 1781 verschiedene Unter« 
^ancn entweder gar nicht, oder wenigstens nicht zur gehangen Zeit, 
"Nd also eist nach langem Umtriebe durch das Fiscalamt vertreten 
worden sind; so haben Se. M^estä't, um allen wetteren Mlsideutun-
3en und w'.llkürllchen Bestimmungen vorzubeugen, dmch allelhochste 
t̂schi,eßung zu erklären ge»uhet, daß nicht nur die behausten 

"Ust, ca l isten, sondern auch alle Domln,ca l ls ten, I n -
'kUte und Grundholden, welche sich als Unterthanen 
?Ngelobt haben, das,st: welche entweder in Ansehung 
ihrer Person, oder ih rer Sache, oder ihrer Person 
Und Sache zugleich, dem obrigkeit l ichen Gerichts-
stande unterliegen, als wirkl iche Unterthanen anzusehen, 
"no in allen dcn,cnlgcn Fällen, welche der 32. Absatz des Unterthans» 
Stentes ausdrücklich und umständlich angibt, von dem Flscalamle 
Unentgeltlich zu vertreten sind (Hofdecret des virectorli vom 1. 
^eotember 1797 an sämmtllche Länderstellen, und der obersten Iu< 

I. 29 
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stizstelle vom 26. September 1797 an sämmtliche AppeNationSgerichte, 
kundgemacht durch die niederösterr. Landesstelle unterm 26. ^ ^ 
tember 1797). . ^ 

Diese Hofverordnung erhielt jedoch mit Hoftanzleidecret voM i ' 
September 1829, Hofz. 21,99^», Rggsz. 53,303, folgenderen^ 
tigung: , . ob 

Die k. k. vereinte Hofkanzlei hat nämlich über die Anfrage« 
und in wiefern bei Nechtsstreirigk.iten zwischen einem DoMiN'U 
und einem Gegner, der zwar ihr Grundhöld lst, aber s^ner P " ' 
nach nicht zum untenhänigen Landvolke gehört, und über dessen P 
son ihr keine obriakeilllche Gewalt zustehet, üie siscalämcliche ̂ ^ ^ . , 
tung und die Beiziehung eines politischen Repräsentanten bei den ^ 
richrSinstanzen Stattzufinden habe? im Einverständnisse mit dem od 
sten Gerichtshofe und mit der Hofcommission inIustizsachen e rkann , 
daß die Textirung des Unterm 1. September 1797, Zahl 29,789,". 
sämmtliche Länderstcllen in dieser Beziehung erlassenen Ho^el , 
nicht ganz in Uebereinstimmung mit der allerhöchsten Entschließ" ^ 
vom 23. August 1797 abgefaßt worden sei. . .,^ 

Es seien nämlich in diesem Hofdecrcte nach den Worten: «N ^ 
sehung ihrer Person, und vor den Worten.oder ihrer Person und T « ^ 
zugleich: die Worte oder Sache auS Irrung eingeflossen, " , 
es soll darin bloß heißen: in Ansehung chrer Person und Sachezug'^H 

Hiernach seien diese bemerkten beiden Worte: oder Sache, ^ 
Nicht beigejetzt zu betrachten, woraus folgt, daß die fiscala'lNtl^ 
Vertretung, und die Beiziehung eines politischen RepräsentaYle" ^ 
den durch das Unterthcmspatent bezeichneten RechtsstreitfälleN, w* «, 
der He r r scha f t über i h r e n Gegner keine P e r s o " . ^ 
J u r i s d i c t i o n , sondern bloß eine Realjurisdiction zusteht, l»'^ 
Stat t zu finden hat. . «H 

Um also ein w a h r e r G u t s u n t e r t h a n zu seyn, """/jg« 
eine Person a ls U n t e r t h a n a n g e l o b t haben, und dem ob? 
ke i t l i chen Ger i ch ts stände unterliegen» und zwar: 

1. bloß in Ansehung se iner P e r s o n oder . ^ 
2. in Ansehung se iner Pe rson und Sache z u g l e l . ^ , 

Diejenigen Individuen also, welche sich weder in Ansehung ' ^ 
Person, noch ihrer Person und Sache zug le ich , als Unter tY^ 
a n g e l o b t haben, und eben deßhalb auch nicht dem obrigkeit"^ 
Gerichtsstände unterliegen, sind, wenn sie gleich ein« " " ^ ? 
t h ä n i g e R e a l i t ä t besitzen, keine solche wahre Guts" ^ 
thanen. Als bloße G r u n d h o l d e n sind sie f ü r i h re P e l ' ^ 
der Grundherrschaft fremd, und nur i h re un te r t h ä n i g e " 
si tzungen unterließen den darauf haftenden obrigkeitlichen"" 
und der grundobrigkeitlichen Jurisdiction. M«l»d^ 

Daß übrigens die Kinder wahre r Un te r thanendew ^ ^ 5 , 
des Vaters folgen, folglich gleichfalls wahre GutsunterthaneN l 
versteht sich von selbst. 
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. ?ber eben deßhalb begründet bloß die Geburt eines Individuums 
"semer untenhänigen Realität, auf welcher sich die Eltern als In» 
oyner aufgehalten haben, nach dem Hofkanzleidecrete vom 16. 

"ugust 1834, Hofz. 20,345, Rggsz. 46,071, noch kein Unterthänig-
«ltSoerhältnih zum Bauernstände. 

§. 68.' 

W o r i n die A n g e l o b u n g besteht. 

») Ausdrückliche Angel« bung. 

than '. ^ ^ ö " allen Veränderungen der Grundherren, die Unter« 
K», ^ ^ " ^ " "^ " ^ Handschlag, ihrem neuen Grundherrn Gehor-
^ versprechen (Allerhöchste Resolution vom 9. November 1722). 

Dleses Versprechen des Unterthanes muß besonders enthalten: 
stl», ^ ' ^ ^ " ^ " ^ ^ " getreuer Unterthan des höchsten Landesfür-
<. "".tragen, die Landesanlagen an Steuern, Gaben und Liefern»»» 
den " - ^ entrichten, die nach den Zeitumständen erforderlicher/Bür« 
sei« ' " " s e n , seinem Vaterlande und höchsten Landesfürsten mit 
b ""» Gute und Leben im Nothfalle dienen, Höchstdemselben so »vi«! 
g,? "°n ihm zu seinem Schutze und Leitung vorgesetzten Aemtern 

be». «' ^ " " ^ " Grund,, Vogt- und Zehentherrn alle demselben von 
g^. "anoesfürsten als rechtmäßig zuerkannten Gebühren, Dienst, 
sich b " ' Gefälle und Taxen, ohne Widerspenstigkeit abführen, 
^ "or Gericht höflich, gegen seine Unterthanen friedfertig, und 

«,. ^' m seinem häuslichen und Wirchschaftsgeschäfte als ein sseißi« 
^ ""b redlicher Hausvater und treuer Versorger seiner Kinder und 
^hör igen betriHen wolle. 

§. 69. 

b) Gtil lschweigenbe Angelobung. 

H ^ ie stillschweigende Angelobung besteht in denjenigen 
^ Nolungen eines Individuums, wodurch es klar und deutlich zu er« 
8« r ^ 6 ' ^ ' daß es sem ernster Wille sei, sich unter die Personal» 
^Htsbarkeit der Grundherrschaft deS Ortes oder Bezirks, wo er sich 
^.verläßt, zu unterwerfen; dteß geschieht, wenn ein U n a d e l i g e r 
h ' "nterthänige Realität eigenthümlich antritt, und sich auf dersel-
y"bauslich niederläßt, öder in einem grundobrigkeitlichen Bezirk sei» 
^ Wohnsitz als Inmann auftchlägt. 

lanlz ^ ' ^ " A d e l i g e n oder Ge is t l i chen, welche unter der 
, ^ ^chtlichen Gerichtsbarkeit stehen, und einigermaßen auch bei 

' " W i e n e r , B ü r g e r , kann jedoch eine solche stillschweigende 
29 * 
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Angelobung nie eintreten. Denn durch den Antritt einer unterths«^ 
gen Realität, wenn er sie auch nnt. Rücken besitzt, oder durch ^ 
bloßen Wohnsitz in einem solchen grundobrigke,rlichen Bezirke ^ 
em Ade l i ge r noch tem wahrer Umerrhan der Grundherrschaft, 
er doch noch immer unter der Gerichtsbarkeit des Landrechtes verblelv 

Doch kann ihm wohl nicht verwehrt werden, sich jener obrig'el 
lichen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen, da keinem Adeligen verbot 
ist, f ü r seine P e r s o n auf die AoelSvorzüge zu verzichten; ein<^ 
Geis t l ichen ist jedoch selbst dieß nicht gestartet, da er auf ft'"" 
privilegirten Gerichtsstand niemals verzichten darf. , . 

Nücksichtllch der W i e n e r - B ü r g e r besteht endlich, vern"» 
allerhöchster Entschließung vom 23. Oclober 1725 und 30. octoA 
1747, die besondere Bestimmung, daß, wenn ein Grundherr ^ 
freien, außer dem Burgfrieden inner den Linien gelegenen Orte, s 
Lerchenfeld, Hernals, einen auf seinem Grunde sich niederlassen^ 
oder das Haus tns zu seinem Tode mit Rücken besitzenden WieN< 
B ü r g e r zu einem angelobten Ilnterthan anzunehmen gedenket, ^ 
anders nicht geschehen lann, a l s w e n n er v o r h e r des i v " 
gerrechtes ent lassen worden ist, und sich h i e rbe i s4^ , , , 
lich auszuweisen ve rmag ( S . dießfalls auch Abhandlung/"^ 
dieses Theiles von dem niederösterr.Municipalswesen und demBillö^ 
stände). 

§. 70. 

D i e A u f n a h m e von I n l e u t e n ist e in Recht d«l 
G r u n d o b r i g k e i t . 

Die Ansicht: der Grundobrigkeit stehe nur die Aufnahme hau 
säßiger Unrerthanen, und nicht jene von I n l e u t e n zu, w " ? 
mit Hofkanzleidecret vom 8. Februar 4822, Hofz. 2825, 3W" ' 
8353, als nicht richtig erklärt. ^ 

Inleute sind w i rk l i che Unterthanen der Grundobrigkeit in »̂  
ziehung auf i h re P e r s o n ; die Aufnahme kann demnach nur v 
dieser geschehen. ^ 

Es ist allerdings die Pflicht desjenigen, der einen InmanN 
seinem Hause aufnimmt, der Ortsobrigkeit als Polizeibehörde da" 
die Anzeige zu machen. ^ 

Diese hat sich aber bloß darauf zu beschränken, in deni Fa"z 
wo gegründete Polizeibedenken gegen den Aufenthalt des InwaN" 
eintreten sollten, auf dessen Entfernung zu dringen, und sich z" 7 ^ 
fem Ende allenfalls mit der Grundobrigkeit, welcher die Aufnay'" 
zugestanden, in das Einvernehmen zu setzen. ^ 

Die Ertheilung der Aufnahmsbewilligung selbst aber steht " ' 
Dorfobrigkeit nich t zu. 
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§. 71. 

W o r a u f das V e r h ä l t n i ß der U n t e r t h a n e n zu dem 
G r u n d h e r r n beruhe t . 

. M i t allerh. Patent vom 1. November 1781 wurde die Leib-
genschaft der Unterthanen für gänzlich aufgehoben erklärt, und 

h . " " e i oder Leibeigenschaft, und die Ausübung einer darauf sich 
iuck H ^ " ^ ^ l ist vermög §. 16 des allgemeinen bürgert. Gesetz-

"es in den österreichlschen Staaten nicht gestattet. 
G Dem politischen R<chtsverhältnisse der Unterthanen zu ihren 
yUNoherren wurde jedoch dadurch nicht zu nahe getreten; welche 
H yt« und Verbindlichkeiten zwischen dem Gutsbesitzer und dem 
y """Ntenhane bestehen, ist vielmehr nach dem §. 1146 des allgemei» 
h, b«rgerl. Gesehbuches noch immer aus der Ve r fassung des 
Nehm l und aus den v o l i t i s c h e n ' V o r s c h r i f t e n zu ent-

h i l r l " ^ ^ der Verfassung des Landes unter der Enns und nach den 
tbü apolitischen Vorschriften übt nun der Gutsherr einen eigen
t l i c h e n Einfluß 

A auf die Pe rsonen -Rech te und 
°) auf die E igen t h u m s - R e c h t e seiner GutSunterthanen, 

so wie 
" aus dem diesifälligen Verhältnisse, für die Unterthanen ein 

Schutz- und En tschäd igungs -Nech t , aber auch die 
P f l i c h t des Gehorsames und der U n t e r w ü r f i g 
keit erwächst.' 

^»N allen drei Punkten kommt nun hier zu handeln. 

^ « t o n dem E i n f l ü s s e de r G r u n d h e r r s c h a f t a u f d ie 
P e r s o n e n ' R e c h t e i h r e r U n t e r t h a n e n . 

§. 72. 

I n w i e f e r n die F r e i z ü g i g k e i t beschränkt ist. 

z y ^ a c h dem §. 2 des Patentes vom 1. November 1781 steht es 
dez . ^ « Unterthane frei, sich von der Herrschaft, und inner Lan« 
A u l m « " ° niederzulassen; «nd als eine Folge der landesväterllchen 
war !> leit Wr d»e Freiheit der österreichischen Unterthanen haben 
«< / .« , ! ' Majestät nach a l l e r O r t e n au fgehobener L e l d , 
lst". "Uha f t auch die F r e i z ü g i g k e i t in den ssmmtlich böhmisch. 
lvtl."!.lhlschen deutschen Ländern, mit Einschluß GalizlenS, zu er-
s<N 2 ' " " bas Freizügigkeitspatent vom 14. M a i 1785 zu erlast 

"Müden, wornach es Jedermann frei steht, in dem Bezirke jener 
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Länder mit seinem Vermögen von einem Orte zu dem andern zu i« 
hen, ohne daß unter was immer für einer Benennung ein s ^ M 
licheS, bürgerliches oder landesfürstliches Abfahrtgeld gefordert n> 
den kann. <,s 

Allein, nach eben jenem §. 2 des Patentes vom 1. Novew 
1781 sollen die Unterthanen. nebst Beobachtung des Werbbez«"«^ 
stcmeS, den unen tge l t l i chen Ent laßsche in , der a« 
Stelle der Losscheine getreten ist, begehren, wenn sie ander 
häuslich oder inwohnungsweise sich niederlassen wollen, um selbe« 
neuen OrundobrigKitaufzuweisen (Hofoerortnung vom30. Nov. 1<? 
Hofdecret vom 15. Api-il 1799); welche Ent laßsche ine , laut 
Hofkanzleidecrete vom 11. Apnl 1825. Zahl 10,925, Rggsz.20,"^ 
und 2 ! . September 1826, Hofz. 26.772, Rggsz. 49,271, s». " 
die dieserwegen zu pflegenden Verhandlungen die StämpelfreihelH 
nießen, und wobei die Frage, ob und welche Taren von den D»^ 
sionS'Urkunden abzunehmen sind, nach der Regierungsverordl» 
vom 9. August 1793, Rggsz. 13,020, zur politischen Linie g e h ^ z 

Ohne V o r z e i g u n g e ines solchen E n t l a ß s c h « ' " ^ 
ist kein c o n s c r i b i r t e r U n t e r t h a n au f e iner a«de 
He r r scha f t au f zunehmen ; so wie überhaupt Keinem ohne'" ^ 
zeigung einer schriftlichen Erlaubniß der Aufenthalt gestattet »ver 
darf (Verordnung vom 24. Juni 1784); daher denn auch unbe^ 
gerte Unterthanen, d .h . solche, die ohne von i h r e r H ^ , 
schaft ent lassen zu seyn , um Bürger zu werden, in , 
Stadt ziehen, laut Hofverordnung vom 13. September 1771 ss" . 
ihren Kindern i h r e r vo r i gen Grundobrigkeic unterthä'nig ^A. j f i 
daher alle fremdherrschaftlichen Unterthanen aus den conscril» «, 
Provinzen, ohne Rücksicht, ob sie ledig oder verheirathet < l " ^ ^ 
lange sie von ihren rechtmäßigen Obrigkeiten nicht förmlich aus « 
Bande der Unterthänigkeit entlassen sind, allenthalben in Bezug ^ 
Conscription als conscribirte F remde zu behandeln, und bei ly .̂  
rechtmäßigen Dominien, als zur einheimischen Bevölkerung gep ^ 
und nur zeitlich abwesend, zu conscribiren sind (Hostanzleidecret 
8. September 1820). ^ 

Uebrigens liegt es keineswegs in der Absicht der StaatSver^ 
tung, irgend Jemanden die freie Uebertragung seines Wohnsitz" ^, 
einer Provinz in die andere zu verwehren, sie will nur gewisse, ^ 
ungeschmälerte Beobachtung des ConscriptionsgestheS sichernd ^ , 
schriften befolgt wissen, daher jeder Übersiedlung in eine andere ^ , 
scribirte Provinz der Nachweis des Unterhaltes in dem neu S"? z<l 
Aufenthaltsorte vorauszugehen hat; und der Ent laßschein, ^ t 
O r t sbehö rde durch das Kreisamt und das Werbbezirks.Mevn"^ 
vidirt seyn muß (Hofkanzleidecretvom 4. December1821, H o f i - ^ ^ t . 
Rggsz. 59,721); indem der En t l aßsche in , laut Regierung"« ^ 
vom Jänner 1822, Rggsz. 2314, keinen anderen Zweck ^ 
alS die B e v ö l k e r u n g in steter E v i d e n z zu e r h a l l 
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l u n / ' ^ ^°ns"iptionS<Obrigkelt den Conscriptionsholden die Umsied« 
8 verweigern kann, da dieselben nicht ßlod»v a^cr ip t l sind, 

z^.,.^"^ffen haben Se. Majestät/ zu Folge Eröffnung de)- obersten 
leil>„ Ue, " ^ allerh. Entschließung vom 18. Ma i 1832. Hoftanz-
sUl,'7"''olN 23.Jul i 1832, Hofz. 16,717, RggSz. 42,357, Regie« 
U«h " " ^ vom 31. Ju l i 1832, zu erklären geruhet, daß die 
d , « P r ä g u n g der G e r i c h t s b a r k e i t ke ineswegs von 
v, Obr igke i t l i chen E n t l a s s u n g aus dem Un te r thans« 
seinen^ ^ a b h ä n g i g se i ; so dasi, wenn auch ein Unterthan 
d,ss!! bleibenden Wohnsitz an einem ande rn Ort genommen hat, 
s«y l auch, ohne von seinem ursprünglichen GutSherrn die Entlas-
O^.'galten zu haben, der durch seinen neuen Wohnsitz begründeten 
^ ^ b a r k e i t untersteht, wogegen die Obervormundschaft oder Ober-
Ü<b» ^"^ ^ ^ bamir verbundene Gerichtsstand in und außer Streit-
^ N ub«r untertbänige Waisen, und denselben gleich zu haltende 
b«r »a^ " ' ^^ burch die Entlassung oder durch ein Einverständniß 
l v i l ^ Instanzen, sondern n u r durch die e r w i r k t e Be-
fiH.« 9«n g des A p p e l l a t i o n s g e r i c h t e s an ein anderes Ge« 

^ "^agen werden kann, 
dizh/^ehe rücksichtlich der weiteren Erfordernisse zu Uebersiedlungen 
^ b a n d l u n g X X l l l . dieses TheileS von den polltisch.administrativen 

""»Angelegenheiten. 

Hz 5. " ' 
'lcben E i n f l u ß d ie G r u n b h e r r s c h a f t au f die Ver-

^vel ichung i h r e r U n t e r t h a n e n zu nehmen hat . 

st^ bereits mit Hofverordnung vom 17. Februar 1?53 wurde be-
l^ " t , hgß h^ Obrigkeiten ihren Unterthanen die Erlaubmsi zu>r 
l»H ^ k l i c h u n g willig zu ertheilen und ihnen kein Hauptfach-» 
i^^.° H inde rn« si, ja vielmehr alle Beförderung zu machen, und 
«t^ "^ern Unterhalte der neu Verehelichten die besessenen besonders 

A n Grundstücke zu zertheilen und nicht an sich zu ziehen haben. 
H ^"cit der weitern allerh. Entschließung vom 4. Oktober, 11 . und 
^ , ' f M i I7ß5 und» 20. September 1766 wurde verordnet, daß zur 
b«rlil ""6 b " Bevölkerung, die zur Verehelichung bis dahin erfor-
leit« gewesene Erlaubniß-?lnsuchung aufgehoben sei, daß die Obrig-
<»« d? ^"lmehr ihren Unterthanen die Anweisung geben sollen, wie 
fty,.lh. Spinnen, Weben und sonstige Nahrungswege ihre Subsi» 
l<z^ f ie len können, und daß nur V a g a b u n d e n und unbe-
»vel"t^' a l t e , m i t Leibesgebre<hen b e h a f t e t e L e u t e , 
h He sich nicht e r n ä h r e n können, sondern vom A l« 
h ' '«n leben, oder i n e ine r solchen V e r p f l e g u n g ste, 
h e / " ^ " b e m H e i r a t h e n a b g e h a l t e n und nicht zu sam» 
V l ^ . ^ ^ b e n werden so l l en (Regierungsverordnung vom 3. 

"z l7ßtz). 
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M i t Patent vom 1. November 1781 wurde endlich f ^ S ^ 
daß jeder U n t e r t h a n bloß gegen vorherige Anzeige " " M^z 
en tge l t l i che (und nach dem Hofkammerdecrete vom 3 ^ ^ i , 
1825, Hofz. 11,991, wenn die Ausfertigung der obrigkeitliche« ^ 
rahtsanzeigen auf das Patent wegen Aufhebung der Leibeigem^ 
oder auf daS Werbbezirkssystem sich gründet, auch stämpelfre 
M e l d z e t t c l , sich zu verehelichen berechtiget sei. .^oz, 

Denn nach der KreisamtS-Instruction vom 21. Jänner ^ ^ ^ 
§ .55 , kann N i e m a n d ohne besonders erhebl iche 
fachen, sich zu verehel ichen» g e h i n d e r t werde«. ^ 

Solche Hindernisse können jedoch theils in den Bestimmung 
des allgem. bürg.Gesetzb., theils aber auch in der Anwendung des . 
Regierungsdecret vom 16. März 1815 intimirten Hofkanzle'd«',^ 
vom 2b. Februar 1815 liegen, worr.ach die Obrigkeiten die ^ . ^ 
chungsbewilligung n u r dann zu versagen haben, we«N ' ^ 
die E h e l i c h u n g s w e r b e r vom B e t t e l n und A l M " 
e r n ä h r e n , K r ü p p e l oder siech s ind . . ^allpt' 

Die weiteren Bestimmungen hierüber, so wie die für die V ^ 
und Residenzstadt Wien insbesondere bestehenden, vorzüglich f" z 
allerhöchsten Entschließung vom 12. Jänner 1815, H o f t a n ^ ' 
vom 26. Jänner 1815, Hofz. 769, Rggsz. 4756, g e S " " / . ^ . 
und vermöge allerh. Entschließung vom 31. März 1832, 9 ° ! , ^ 
leidecret vom 3. April 1832, Hofz. 7086, Rggsz. 22,691, a u f t ^ ^ s 
halrenen Beschränkungen, gehören übrigens nicht hierher «), w ^ ^ 
in die ?/bhandlung XVI . dieses Theils von der Sicherheits- un° 
nungspolizei. 

. ^ «Fi' 
") S. übrigens auch: Systematische Darstellung der Gesetze über den <^.^ 

scken Eheconsenö im Kaiserthnme Oesterreich, von Franz Herzog' 
4323. 

8- 74. 

D i e H e i r a t h s l i c e n z ha t noch n icht d i e E n t t a " 
aus dem U n t i r t h a n s v e r b a n d e zur Fo lge . 

Laut Hofkanzleidecrets vom 19. Jul i 1810, Hofz. 9805, s ^ 
22,380, soll sich kein fr emd her rschaf t l i cher U n t e r t h a « ^ 
zwar ohne Unterschied, ob er aus dem nämlichen oder einem ^ ^ , 
Negimentsbezirke, oder aus einer andern conscribirten P ^ ' ^ e t 
irgendwo verehel ichen können, wen» er nicht v.o« ' Hftt-
O b r i g k e i t d ie H e i r a t h s l i c e n z oder w i r k l i c h e gfi 
lassung beibringt; in welch letzterem Falle es sich s ^ " " ^ sich 
selbst versteht, daß solche ent lassene Unterthanen, da, " 5 ^ ? 
befinden, zur e inhe imischen Bevölkerung gehören; wo y z,i/ 
gen die bloße H e i r a t h s l i c e n z ohne E n t l a s s u n s ^z, 
neswegs die Abschre ibung aus dem B e v ö l k e r " ^ 
stände zur Fo lge haben k a n n » ) ; denn das zwischen " 
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und dem mährisch-schlesischenGuoernium getroffene, 
^ n^^oftanzleidecret vom 25.August183l, Hofz. 19,1^,3, Rggsz. 
H ' ^ ^nehmigte Uebereinkommen, wornach die grundobrigkeltllche 
diction ^ ^ ^ " Wirkung der wirklichen Entlassung auS der Iuris» 
H^s. ^ g' l t , laut Hofkanzleiverordnung vom 2. Juni 1832, 
sischew ' ^ ^ s j . 51,320, nur für W«en und die mährisch-schle« 

Provinz, und ist auf die übrigen Provinzen nicht auszudehnen. 
Neai^ ^ " " " ^ e das k. k. mährisch.schlesische Gllbernium doch von 

Detember1835, Rggsz. 67,079, ersucht, die 
êsuck - ̂ " Dominien anweisen zu lassen j die ^Helichungs-Consens-

ü»a >> ^ " ^ Unr^rthanen nach den bestehenden Gesetzen, unabhän» 
diz, ^ der Entlassung aus dem Uneerthansoerbande, auch wenn 

"'cht angesucht wird, zu erledigen. 
») <̂  

^ lombatdisch.venetianischen Königreiche ist dagegen jeder Einwolmer 
"Mittelbarer Unterthan des Souverains) es gibt daselbst keine Dinasnal-
^ t e , kein nrxu zukäiiolae. 
<)le verwaltenden Behörden sind durchaus landesfürsilich, und die Ge» 

»..̂ 'ben haben rücksichttich der Porson des in der Gemeinde gebornen In -
lvlduums, kein anderes Recht als das, baß es die Confcrivtionöpflicht 
sUIle. Da der verheirathete Conscriptionspfiichtige keiner Begünsti

gung oder Befreiung lheilhaftlg ist, so brauchet Niemand um die 
' l thel ichung ^ fragen, 

tl«, - ^ ' ^ r ^<^^ der Dinge tonnen die Gemeinden im lombardisch-vene« 
"?'sch«n Königreiche nur bestätigen, daß ^ . oder X. die Conscripuonö« 

Pflicht erfüllt habe oder nicht, keineswegs aber, daß der Aer« 
«/.Eichung desselben in Conscr ip t ions , ober sonstiger 
st'^icht kein dor t landei lega les Hinderniß in demNege 
^ . f « t j denn Alles, was über den bemerkten Punct hinausgehet, trifft 
^° Gemeinde nicht mehr, und die Vorschriften des b ü r g e r l i , 

H? Gesetzbuches al le in geben die Norm, 
lwl, ^e lombardisch-oenetianischen Unterthanen, die sich in Wien auf« 
Alten, insofern sie nicht nach dem hiesigen allgemeinen und besonderen 
Tvlfchriftcn ansäßig werben, fortan, wenn sie auch heirathen, als i n , 
"Ndische Fremde behandelt werden, dagegen laßt sich nichts erwie-

7 n?' auch gehört dieses dem Prioatoerhaltnisse an (Hofkanzleidecret vom 
' ^ U n i 1883, Hofz. 12,96?, RggSz. 23,692). 

In ' ^ ' 
" l e f e r n die G r u n d h e r r s c h a f t a u f die Veschäf t i -

° " " g i h r e r U n t e r t h a n e n E i n f l u ß zu nehmen ha t . 

d«n l ? ^ ° " ' " 1>n«t»t,i 6o jurib. lncorp. IV. 7'it. §. 7 heißt eS, daß 
tz. "Khanen ihre Kinder in die Städte und anders wohin zum 
«h d 'e ren , L e r n e n eines H a n d w e r k e s oder a n d e r e r 
bnver z " f a c h e n , j^zch mit Vorsicht der Obrigkeit, zu schicken 

Unter?^ ^ " ^ " ^ " " ^ " ^ November 1781, §. 2 , berechtiget die 
V i l l l ^ ' " " ' anderswo Dienste zu suchen, und, laut §. 3 , nach 

kur H a n d w e r k e und Künste zu t r e i b e n , lind ohne 
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L o s b r i e f , welche gänzlich aufhörten, i h rem N a h r u n g s v e r 
d ienste, da wo sie ihn finden, nachzugehen. 

Nur wurde unterm 1. Juni 1771 befohlen, daß die in uncoN-
s c r i b i r t e n Ländern wandernden Handweltsburschen einen grund-
obrigkeitlichen Erlaubnlßzettel, so wie vermöge Verordnung vom 1 ^ 
September 1782 emen obrlgkettllchen Consens ansuchen sollen, 
welcher ihnen jedoch Nicht ve rsag t werden kann (Ver
ordnung vom 18. September 1782). 

Denn solche Unterthanen stehen rücksichtllch ihrer Wanderungen, 
zu welchem BeHufe für Handwerkcreibende nun Wandelbücher beste
hen, gleich allen übrigen Staatsbürgern lediglich unter den allgemei
nen Conscnptions«, Paß- und RekrulirungS-Vorschriften, wovon 
in der Abhandlung XXI I I . dieses Thells von den politisch adMlNlstra' 
tiven Mllitiir-Angelegenhelten gehandelt wird. 

3. 76. 

E n t h e b u n g von jeder persönl ichen Last. 

Außer den auf den unterthänigen Gründen haftenden Robothen, 
Natural- und Geld «Prästationen, zu welchen die Unterthanen auch 
nach aufgehobener Leibeigenschaft verbunden bleiben, kann ihnen nach 
§. 5 des Patentes vom 1. November 1781 em Mehreres nirgends 
auferlegt oder abgefordert werden. ( S . jedoch §. 293 und ff.) 

Die Unterchanen sind daher nach §. 4 des Patentes vom 1. No
vember 1781 e i n i g e H o f d i e n s t e zu verrichten Nicht mehr schul
dig; be ide r E l t e r n v e r w a i s t e K i n d e r a u s g e n o m m e n , 
deren Hofdienst jedoch nirgends drei Jahre übersteigen soll. ( S . d«eß-
falls §. 354 und ff.) 

3. 77. 

V e r b o t des A u f d r i n g e n s o b r i g k e i t l i c h e r Fe i lschaf 
ten an U n t e r t h a n e n . 

Den Obrigkeiten ist bei schärfster Strafe verboten, unter irgend 
einem Namen oder Vorwande, L e b e n s m i t t e l oder Ge t ränke 
z u m K a u f e , V e r k a u f e oder Ausschänke, a u f ob r i gke i t 
liche R e c h n u n g , i h r e n U n t e r t h a n e n a u f z u d r i n g e n , 
und dieselben zu z w i n g e n , um einen höheren Preis als d,e Obrig
keit auszuschenken. (Resol. vom 23. September 1661, Hofdecret vom 
25. Mai 1752, Patent vom 24. Mai 1771, Hofdecret vom 28. 
April 1782, Verordnung vom 17. August 1784, Hofdecret vom 10. 
März 1785. Hofdecret vom 26. März 1787, Verordnung vom 4-
April 1787, Hofdecret vom 12. October 1789.) 

Die Bäcker sind ferner mcht verbunden, das obr igke i t l i che 
Getreibe sich aufdnngen zu lassen (Verordnung vom 24. Ma i 1771), 
und nachdem das Verbot der Aufdlmgung obrigkeitlicher Feilschaften 
zwischen Unterthanen, welche ex uexu »udäitolao wegen deS Besitzes 
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y. .^ untenhä'nigen Realität, dann zwischen jenen, die es wegen des 
oh'^',tlichen Schutzes sind, kein Unterschied macht, so ist der Unfug, 
u, ^ ^ ' c h t auf Verträge und veraltete Gewohnheiten, a l l g e m e i n 

" d ° hneUnterschied abgestellt (Hofdecret vom 5. März 1789). 
sink - genannten H e r r s c h a f t s , oder Z w a n g sz c h r u n g e n 
c<ef"^ ^^^" Fällen, und in welchen Orten immer solche bisher ein-
lass waren, gänzlich abgestellt, und den llntcrthanen ist frcige-
> , , ^ ob, wo und wie viel sie verzehren wollen (Patent vom 14. 
"P " l l77(>, §. 4 ) . 

cj Hiernach soll die den Unterthancn zugemuthete Zwangsabnahm 
^s^gesttztcn Quantität B i e r oder W e i n , oder die statt desse . ." u^cyren Quantität >«ler oder Ä5ein, ooer o,e narr oe,,en 
. orderte Abi cichung eines gewissen Geldquantums bei schärfstem Ein-
H , eingestellt seyn (Lc»ll«m. §. 5 , Hofdecret vom 15. Octobcr, 

^, Hofuerordnung vom 27. December 1785). 
n,„ .^ntcrchanen können ferner ihr G e t r e i d e nach freiem Willen, 
^ ^ die nächste und beste Gelegenheit haben, bringen, und daselbst 
od <^" lassen, ohne ihrer Herrschaft uno sonstiger Hindernisse 

^ Irrung (Verordnung vom 18. Jänner 1591). 
« D e r herrschaf t l iche M ü h l z w a n g ist daher ganz ab-
' " e l l t ; und kann Jedermann seine Körner, wo er w i l l , in und 
,̂ >'cr der Herrschaft, zu welcher er gehört, frei und ohne Abgabe an 

^bngkeit, vermählen lassen (Hofdecret vom 30. Ju l i 1789). 
;>. , Endlich sind die llnterthanen auch nicht gehalten, S a l z von den 
de«"F^lvn ä« nehmen, sondern Jeder kann das benöthigte Salz aus 
. "gstatt nehmen (Hofdecret vom 11. December 1786, Hofdecret 
Kle"! ^ ' September 1788) , so wie den Untenhanen freigelassen 
y . ' " , die Hochzei tsmahle auch in i h rem e igenen Hause 
c> ^' in den o b r i g k e i t l i c h e n T a f e r n e n zu halten (Hofde-

«t vom 17. Jul i 1788). 

§. 78. 

"a tsschuh gegen B e d r ü c k u n g e n ^ e r U n t e r t h a n c n , 
von S e i t e i h r e r O b r i ff^e i t en . 

^ Die Unterthanen haben ein besonderes Recht auf den Schutz al-
^ "«Horden gegen die Unterdrückungen der Ohrigkcit und ihrer Beam-
^ " , daher sie vermöge Hofdecret vom 24. August 1772, Patent vom 
y'September 1781, Hofoerordnung vom 27. Jul i 1782, Hofverord-

ng vom 10. September 1784', in allen billigen Dingen geschützt 
"°en sollen, 

an, ^ stehen unter dem Schutze der Gesetze, und es ist ihnen in 
l " Rechtslagen gegen ihre Grundherrschaft die Wohlthat der un-
Mtl.chen Vertretung durch die k. t. Hof- und niederösterr. Kam-
"Procuratur zugestanden. ( S . §. 880 und ff.) 

ihr? i, ^^en Obrigkeiten und ihre Beamten vorzugehen ist, die 
" ^ Unterthancn gesetzwidrig behandeln, kommt §. 991 und ff. vor. 
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^ . V o n dem E i n f l ü s s e der G r u n d o b r i g l e i t e n auf dlt 
A u s ü b u n g der E i g e n t h u m s rech t e i h r e r 

U n t c r t h a n e n. 

§. 79. 

I n w i e f e r n die G r u n d h e r r s c h a f t e n bei Ausübung 
der E i g e n t h u m s r e c h t e i h r e r G u t s u n t e r t h anen elN' 

zuschrei ten haben , i n w i e f e r n nicht. 

») Beim Erwerbe eines Eigen thumes. 

Von demjenigen Eigenthumsrechte, das sich ausschließend am 
Rusticalrealitäten bezieht, wird §. 36 und ff. gehandelt. 

Hier kommt daher nur von denjenigen EigenchumsrechteN j " 
handeln, welche nicht unmittelbar auf die Rustical-Realitäten VezUs 
haben, wohin übrigens auch die Erzeugn isse der Nusticalgriinde 
gehören, da sie aufhören, Bestandtheile der Realitäten zu seyn, sobal" 
sie davon getrennt sind. Ueberhaupt können Uncerthanen (mit Aus-
nähme der Jagdbarkeit,,die sie weder kaufen noch pachten dürfen, 
(Iagdoakent vom 28. Februar 1786) über alle Sachen Eigenthuw 
erwerben. (Hofdecret vom 11. Mai 1789, Hofdecret vom 23. I^M 
Ner 1789). . 

Die volljährigen Unterthanen sollen ferner zwar ihre au f d" 
E i g e n t h u m des G r u n d und Bodens und die daraus 
zu r a d i c i r e n d e n P fand rech te sich beziehenden Contractu 
wenn sie davon die volle Rechtskraft genießen wollen, in das 6> 
richtsprotokoll eintragen lassen; a l l e ü b r i g e n C o n t r a c t e de^ 
selben aber so l len davon b e f r e i t seyn und der Willem 
der Contrahenten, so weit sie die unumschränkte Verwaltung ihre 
Vermögens haben, vorbehalten bleiben (Hofdecret vom 13. DecelU' 
ber 1790). 

So wenig endlich den Parteien bei V e r t r ä g e n verwehrt <A 
sogenannte Reu- oder Leidkäufe zu bedingen, welche ein Theil dem 
andern, als einen Ersatz des ihm durch die Zuvücktrctung zugehend^ 
Schadens zu entrichten haben soll, eben so wenig kann der Obrigke^ 
der, an und für sich selbst betrachtet, die Erfüllung oder NichterM 
lung gleichgültig ist, gestattet werden, von Amrswegen und zu ihr^ 
Vortheile oder jenem ihrer Beamten selbst, Strafgelder zu besti^ 
men, und in dje Contracte mit einzumengen, mithin sich eines UM 
fuges anzumaßen, der sich in keiner Rücksicht rechtfertigen läßt. . , 

Derlei Strafbestimmungen sind sowohl für das Verflossene, '" 
sofern nämlich solche in irgend einem Vertrage vorkommen möchtet 
als auch für das Künftige, durchaus ungültig, mit dem Beisatz^ 
daß jene Dominien, Obrigkeiten und Gerichte, welche es unterney 
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lao. ^ ^ " ' sich solch« Strafgelder auch nur vorzubehalten, zum Cr.-
v «es ganzen Betrages dieses Strafgeldes eben so wie die Dom».-

dessen ss^e^ " " solches Strafgeld wirklich abgenommen haben, zu 
tober ^c» ""gehalten werden würden (Hofresolution vom 14. Oc« 

" 9 3 , Regierungsverordnung vom 29. November 1793). 

§. 80. 
l») Neim^Schuldenmachen. 

Co»s ? ^lnterthanen können zwar ihr Eigenchum ohne obrigkeitlichen 
" ' " s verschu lden (Patent vom 1. November 1781, §. 2 ) . 

schi,>> jedoch liederliche Wirthe a u f i h r e F e c h s u n g von ver-
^ M i t ^ " wucherischen Darleihern Geld und Maaren nehmen und 
Tyl^..""schwenderisch leben, soll derlei wucherischen Leuten, ehe das 
blr l l v ? ^ " ^ l ° ^ obrigkeitlichen Schuldigkeiten, die Samenkör« 
sich,""* die Unterhaltung des Wirthes und seiner Familie, nicht 
sulla. .t '^^ ^ " " Assistenz geleistet, und vermittelst der Fech-
Juli i ! ^^^ Forderung verhelfen werden (Verordnung vom 5. 

ÜMter l^ ^ " ^ ^ """ ^ " " ^ ^ Kreisamtes als der Wirthschafts« 
^Nte«/ s«naues Augenmerk dahin genommen werden, damit die 
Uno »> ^ " ihr Getreide und andere Sachen nicht verschwenden 
vom» A H außer Contributionsstand versetzt werden (Verordnung 

^November 1771). 
3 ! ^ , . ^ Beschränkungen h«, Verschuldungen u n t e r t h H n i g e r 

" t a t e n insbesondere bestehen, kommt §. 140 vor. 

§ . 8 1 . 

«) B e i Verkäufen. 

Nen ?"^/ogenannte A n f e i l g e l d (was ehemals von den Untertha-
^lzeu ^. ^undherrschaft dafür gezahlt werden mußte, daß sie ihre 
^ l l l o w ^ * ^ " verkaufen durften) ist, wo es eingehoben wurde, 
^ rund l ! "^ ^geschafft, und durchaus verboten; daher haben sich alle 
eytha.. lschaften von dessen Abnahme bei schärfster Bestrafung zu 

D 6 ^ " e n t " ° " 14- April 1770, §. 2 ) . 
blauck "Oen wurde auch der auf eimgen Orten eingeführte M i ß ' 
""d a^ ' ^ü ' l ch den Handwerksleuten, als Fletschhackern, Bäckern 
^aftev ^ Professlomsten a u f g e d r u n g e n wurde, ihren Herr-
8<rina< Fleisch oder Pro t , dann andere Erzeugnisse in einem 
^'b»itel^ preise oder schwereren Gewichte, dann die verfertigten 
daß h.^. wohlfeiler alS Andern zu liefern, verboten, und verordnet, 
^ l j , « l " ' " ^ l t t die Obrigkeiten nichts bevor haben, noch selbe wider 
beobaz." ducken, sondern in Allem eine Gleichheit und Billigkeit 

«Aen solle« (Loäem 3. 3 ) . 
bknsmi»» l "^" serner die Unterthanen die von ihnen erzeugten Le-

'«ein, N ^ n und Obstmost, zu allen Zeiten des Jahres, wie, 
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wann und in welchem Preise sie wollen, verkaufen oder ausschenken 
(Verordnung vom 17. August 1784, Verordnung vom 15. Veto« 
der 1785). Ihnen dürfen die Lebensmittel von der Herrschaft nicht 
abgedrungen werden (Hofdecret vom 12. Oktober 1789). 

Die hier und da bestandenen sogenannten Ruchabgaben oder 
Victualienlieferungen an die Obrigkeiten um geringere als die wo« 
chentlichen Verkaufspreise, sie mögen pactirt seyn oder nicht, sind ab' 
gestellt (Hofveroidnung vom 17. Februar 178?) und es darf ihnen 
von der Obrigkeit ihre Feilschaft und Vieh um geringere Preise nichl 
abgedrückt werden (Verordnung vom 3. September 1773). 

Auch die vormals zu Gunsten gewisser Gewerkschaften bestandene 
Widmung der W a l d u n g e n ist aufgehoben, und jedem Unterthane 
und GerichtSinsaßen gestattet, daS in seinen Waldungen erzeug" 
Holz und Kohl ganz willkürlich und ungebunden an wem immer zu 
verhandeln und auch, ohne Erlaubniß des Gerichts» oder Grundherrn, 
außer dem Gerichtsbezirke abzuführen, doch mit Beobachtung der 
Waldordnunq (Patent vom 17. März 1784). 

Hinsichtlich des W e i n v e r k a u f e s kommen endlich noch f ^ 
gende Bestimmungen anzuführen: 

Privatzwangsgesetze und Beschränkungen, wodurch der WeinM'' 
schleiß mehr als durch alle Steuern zurückgesetzt wird, sollen aller 
Orten abgestellt werden, und die Gemeinde selbst kann zum Nachtheil 
der Unterthanen, sich des Rechtes zum Schenken der eige« 
nen Fechsung nicht begeben (Verordnung vom 28. April 1782)« 

Diese Erlaubniß des Weinausschankes ist jedoch auf die I l iwoh' 
ner oder Weingä'rteN'Bcstand-Inhaber nicht zu erstrecken, und nur 
von den angesessenen Unterthanen, wenn sie auch nur Uebel' 
lä'ndweingärten besäßen, zu verstehen (Hofverordnung vom 1^ ' 
März 1785). 

Dagegen tonnen Unterthanen deßwegen, weil sie einschichtig 
liegen, der Woblthat, ihren eigenen erfechsten Wein verschleißen i " 
dürfen, nicht beraubt werden; doch ist Keinem die Haltung eines be< 
ständigenWirthshauses gestattet (Hofverordnung vom 6. Oct. 1783)' 

Ausgenommen sind übrigens von den hinsichtlich deS Wemal's' 
schankcs erlassenen Verordnungen, jene Wirche, welche obrigkeitliche 
Schanlhäu.ser im Bestände haben, und sich ausdrücklich durch ei« 
contractmä'ßiges oder verabredetes freiwilliges Einverständniß verbun
den haben, jährlich eine bestimmte Quantität, oder auch den ganzen 
Bedarf des Getränkes von der Obrigkeit zum Ausschänke abzunehmen» 
diese sollen zu dieser Abnahme, insoweit der Contract, oder daS frei' 
willige Einverständniß Ziel und Maß gibt, noch ferner verbunden seyN» 

Außer einer solchen Verbindlichkeit aber, können weder die B«' 
standinhaber obrigkeitlicher Schankhäuser» noch diejenigen, welche ei< 
genthümliche oder obrigkeitliche Schankhäuser besitzen, zur Abnahme und 
zum Ausschänke obrigkeitlicher Gerränke verhalten werden; sondern es 
steht den Schenkern, undauch jedem Unterthane frei, das Getränke, in 
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vder außer der Herrschaft, von wem sie wollen, in den Erbländern 
sich beizuschaffen/ 

. Dieses Befugniß läßt sich jedoch in Ansehung des UnterthaneS, der 
«ltt berechtigter Schenter ist, nur auf den eigenen häuslichen Bedarf 
beschränken, undeS bleibt ihm verboten, mildem sich beigeschafften Ge
tränke auf irgend eine Art den Schankzu treiben (Hofdecret vom 27. 
Februar 1?88). 

Endlich sind auch diejenigen, welche herrschaftliche Wirthshäu« 
s" unter eben dieser Verbindlichkeit eigenthümlich an sich gebracht 
haben, zu derselben Erfüllung in allen Fällen verbunden (Hofdecret vom 
«8. Jänner 1790). 

§. 32. 
ü) Be im Test i ren und Erben. 

Die Unterthanen haben das Recht, über ihr Eigenthum zu testi, 
len (Verordnung vom 1. November 1781, Hofdecret vom 23. Jan. 
178I , Hofdecret vom 11. Mai 1789). 

I n Ansehung des gesetzlichen Erbrechtes hat ferner auch bei dem 
Bauernstände die a l l g e m e i n festgesetzte Erbfolgeordnung ein
zutreten (Patent vom 29. October 1790, §. 1 ) . 

Die Abweichungen von der im allgemeinen bürgerl. Gesetz« 
buche bestimmten Erbfolge i n Rücksicht auf B a u e r n g ü t e r sind 
^gegen in den politischen Gesetzen enthalten (allgemeines bürgerl. 
Gesetzbuch §. 761) , wovon §. 163 u. s. f. die Rede ist. 

A V o n d e m R e c h t e d e r U n t e r t h a n e n au f den Schutz, 
die U n t e r s t ü t z u n g u n d a u f Schadenersatz v o n S e i t e 
l h r e r G r u n d Her rscha f t , u n d von der P f l i c h t des Ge

h o r s a m s der E r s t e r e n gegen Letztere. 

§. 83. 

Aecht der U n t e r t h a n e n a u f Schutz , V e r t r e t u n g und 
Unters tü tzung m i t G e l d und N a t u r a l i e n von S e i t e 

i h r e r G r u n d h e r r e n . 

Die Unterthanen haben das Recht auf den Schutz und die 
Vertretung im obrigkeitlichen Wege (Hofdecret vom 20 October 1786), 
daher die Obrigkeiten nicht nur in schweren Polizeiübertretungen ( I I . 
Theil des S t . G. §. 415) , sondern auch in Criminalfä'llen ( I . Theil 
des S t . G. §. 460) für ihre Unterthanen den Recurs zu ergreifen be« 
lechtiget sind. 

Ferner haben Hülfsbedürftige ein Recht auf die Unterstützung der 
Grund Herrschaft (Hofdecret vom 12. April 1782/ Hofverordnung 
vom 5. Februar 1788). 

Die Art der Unterstützung der Unterthanen ist folgendermaßen 
bestimmt: 
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1 . Die in Gemeinden- oder Privatherrschafts d ien st durch zehn 
oder mehrere Jahre sich aufgehaltenen e r a r m t e n Personen sollen v^l 
der betreffenden He r r scha f t oder Geme inde verpftegt und 
untergebracht werben (Regierungscircularvom16. November 1?54)> 

Da übrigens e ine rse i t s das von der Versorgung erwerbsuN' 
fähiger Personen handelnde Normativ vom 16. November 1754, in<> 
fern es den G e m e i n d e n oder Her rscha f ten die VersorgUttos' 
verbmbllchteit für die in ihren Diensten gestandenen Individuen auf' 
legt, nur von Gemeinde oder herrschaftlichen D i e n e r n selbst, nicht 
aber von ihren Angehörigen handelt, und da andererseits die den 
Dominien dlcsifalls aufgelegte Verpflichtung/auf den der Her r ' 
scha f t s inhabung geleisteten Diensten beruht, folglich dieselbe eine 
persönl iche Versorgungspflicht ist, die nicht auf die nach' 
f o l gende H e r r s c h a f t s i n h a b u n g (bei welcher der Versor' 
gungswerber nicht in Diensten gestanden ist) a u s g e d e h n t , und 
somit a l s keine au f dem D o m i n i u m h a f t e n d e Realver -
b i n d l i c h k e i t behande l t werden k a n n , so kann eine Herr» 
schaft zu einer solchen Verpflichtung nicht verhalten werden (Hof< 
kanzleidecret vom 8. August 1834, Hofz. 19,619, Rggsz. 45,603)-

2. Die Last der Atzung der un b ebü rg e r ten llnterthaneN 
steht ferner ihrer Geburtsobngkeit (und rücksichtlich Gemeinde) zu; 
daher sie dorthin, wo sie geboren wurden, im Erarmungsfalle zur 
Verpflegung zugeschoben werden sollen (Hofverordnung vom 13. Sep« 
tember 1771). 

3. Die He i l ungskos ten der m i t der Lust seu che be« 
ha f t e ten Pnsonen aus dem Bauernstände beiderlei Geschlechtes 
sollen, ohne auf die größere oder kleinere Anzahl oder auf die Ursache 
und Quelle der Ansteckung Rücksicht zu nehmen, i n s o f e : n solche 
K ranke ganz m i t t e l l o s s i n d , zwar mit zwei Drittheilcn des 
Kostenbetrages aus dem Camera!»Acrar bezahlt werden, zu dew 
Beitrage des dritten Dritthelles sind aber die Grundobngkelten vel' 
pflichtet; wogegen diejenigen Unterthanen welche dle Kosten ihrer Hei< 
lung von diesem Uebel zu bestreiten selbst im Stande sind, zu deren 
Bezahlung ohne weiters zu verhalten sind (allerhöchste Entschließung, 
eröffnet mit Hofkanzl^ldecret vom 16. April 1807). 

M i t Decret vom 17. März 1808 hat jedoch die k.k. Hofkammer, 
einverstä'ndllch mit der k. k. Hoftanzlci, entschieden, daß die Heilung^ 
tosten für die auf dem Schübe hinwegzubefördernden Personen, ohne 
nähere Beze i chnung , ob sie zum B a u e r n s t ä n d e gehö-
r e n , in jenen drei Fällen ganz auf das Camer^le zu übernehmen seien, 
wenn solche mit der Seuche behafteten ganz mittellosen Weibspersonen, 
welche nach ihren Gebunsörtcrn Vittelst des Hchubes befördert we^ 
den sollen, entweder Unterthanen fremder Dominien oder aus-andern 
Erbstaaten gebürtig, oder Ausländer sind; und mittelst Hottammer-
decret vom 7. Juli 1808 wurde vorstehende Hofkammerentschliesiung 
vom 17. März 1808 auch a u f die M a n n s p e r s o n e n ausgc-
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" h m , wenn bei ihnen die nämlichen Bedingnisse wie bei den Weibs
personen eintreten. 

Durch Hoftanzleidecrct vom 14. Jul i 1808 wurde ferner verord« 
^ t , dasi die Schüblinge, die von Wien in ihr Geburtsort auf das 
<.and abgeschoben werden, und mit der Lustseuche behaftet sind, vor-
"Usig in das allgemeine Krankenhaus zur-Cur abgegeben, und dann 
tl'lt nach Hause abgeschoben werden müssen. 

Erwähnte Normalvorschriften vom 16.April 1807 und 17. März 
1808 haben sonach noch fortan, wo ihre.Anwenduna Statt finden 
kann, und die vorgeschriebenen Erfordernisse und Bedingungen ein
treten, «esehliche Kraft (Hoftanzieldecret vom 10. September 1835, 
H°fz. 23,447, Rggsz. 52,229). 

Dergleichen haben die Grundobrigleiten di< Heilungskösten der 
^on würhenden H u n d e n gebissenen U n t e r t h a n e n , wenn 
°er Eigenthümer der Hunde arm ist, gemeinschaftlich mit der Ortsge» 
Meinde mit einem Drittel zu tragen, während daSAerarium die übri« 
Henzwei Drittel zurBezahlung übernahm (Hoflanzleiverordnung vom 
" . Jänner 1816). 

Ueberhaupt sollen die gesammten Obrigkeiten ihren kranken Armen 
^e hochstnöthige Heilung selbst verschaffen, und nicht etwa aus deren 
"bgang ihnen Gelegenheit zur Ankunft in Wien geben (Verordnung 
von, 14. Mai 1771). 

Die Grundherrschaften sollen ferner ihren Unterthanen aus ih-
lcn Widern das no th ige Ho l z abreichen (Hofdecret vom 12. 
"no 17. Jänner 1784, Hofdecret vom 16. October 1789). 

Wenn jedoch einem Unterthane zur eigenen Nothdurft Vau-
^ t r Brennholz in grundobrigkeitlichen Waldungen angewiesen wird, 
^Uß dafür die Bezahlung geleistet nzerden (Patent vom 15. Ma» 
1N9, Hofdecret vom 3. April 1790). 

Ferner sollen die Grundherrschaften ihren Unterthanen in den 
obrigkeitlichen Wäldern das H o l z k l a u b e n gestatten. (Verordnung 
">»M 28. Mai 1788). 

Zum Holzklauben haben jedoch die herrschaftlichen Förster den 
^>Nen Unrerthanen die Waldbezirke auszuzeichnen, und in der Woche 
^nige Tage zu bestimmen, außer welchen das Holzklauben nicht zu ge« 
statten ist (Iagdpatent vom 28. Februar 1786, §. 10). 

Doch ist ihnen dieß nur zur eigenen Nothdurft, nicht aber zum 
"erkaufe zu bewilligen (Verordnung vom 28. Ma i 1748). 

4. Auch sollen die Grundobrigkeiten ihren Unterthanen K ö r n e r 
Und G e l d Vorschüsse leisten^ 

Bei Wasserschäden sind nämlich denselben K ö r nervo rschü sse zu 
^heilen, indem das Aerarium selbe den Unterthanen von Privatherr« 
'chaften nicht zu Theil werden lassen kann (Hofverordnung vom 3. Au« 
Nust 1782); auch sollen die Grundherrschaften a u f g e m u n t e r t 
Werden, den dürftigen Unterthanen die nöthigen Samen- und Brot« 
nüchte vorzustrecken (Patent vom 4. November 1783, Hofdecret voM 
7- März 1793). 

l 30 
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Die Dominien haben bei eintretendem Mangel an Samenkor-' 
nern zum Sommcranbau, ihrer Verpflichtung, ihre Unterthanen dannt 
zu unterstützen, genau nachzukommen. Allfällige Einsprüche und An
stände dagegen sind unmittelbar, und wenn es nö'chig seyn sollte, 
durch persönliches Einwirken des Krcishauptmanns zu beseitig« 
(Part. Regie» ungsveroidnung vom 2. März 1835, Rggsz. 10,557). 

Ferner sind die Obrigkeiten zu vermögen, ihren Unterthanen 
bis zur Steigerung des Marktpreises, gegen Versicherung des untel' 
thänigen Kornes, Geldvorschüsse zu leisten (Hofdecret vom 3^' 
Jul i 1750); und wenn Unterthanen durch Elementar- oder sonstige 
Ereignisse veranlaßt werden, Geldvosschüsse «K nornrio anzusuchen, 
so sind sie vor Allem an ihre Grundobrigkelten anzuweisen: und nur, 
wenn diese jene Vorschüsse zu leisten durchaus nicht vermöchten, dars 
darum bei S r . Majestät eingeschritten werden (allerh. Entschließung 
vo« 29. September I 8 l 5 , Hofkanzleioelordnung vom 8. October 
1815, Regierung Intimation vom 19.October 1d15). Zum Behuf« 
jenerGelduntelstützungsollenübngenS diesen Unterthanen Kirchen- und 
Stlftungsgelder, wie sie von andern Privaten eingehen, gegen hin' 
reichende Sicherheit, unter der Aufsicht der Kreisämter und unter der 
Mnhaftung der Obngkeiccn, gegen Rückzahlungsfristen bis auf eine 
gewisse Summe hinaus geliehen werden (Hofdecret vom 3t). Mal 
1785) ; und den Waisenämtern wurde folgende von der Herrschaft 
Dürnholz in Mähren getroffene Anstalt a n e m p f o h l e n . 

Es traf nämlich gedachte Herrschaft die Einleitung, daß aus 
dem baren W a i s e n v e r m ö g e n bis auf jenes, das dem Vo^ 
munde entweder zur Erziehung des Pupillen oder Bestellung der in Vel ' 
waltung habenden Gründe, unumgänglich in Händen gelassen werden 
muß, ein« a l l geme ine Cassa, die zur Anlegung und Entlehnung 
gleichsam einen öffentlichen Fond darstellt, errichtet wurde, welche jedeNl 
Umcrthane zu aller Zeit offenstehen und die sichere Hoffnung geben so", 
gegen eine mit gesetzlicher Hypothek eingelegte, grundbücherlich vorge' 
merkte Schuldverschreibung nach Bedürfniß ein Darlehen zu erhal» 
ten, das mit billigen Zinsen und dergestalt gereicht wird, das) die 
Zurückzahlung desselben in kleinen Abtheilungen, nach Maß der 
Kräfte eines Jeden, mithin ohne übereilt zu werden, geschehen kann, 
so daß dadurch einerseits die Unterthanen den wucherischen HandeN 
entzogen werden, die sie öfters durch die gedrungene Veräußerung 
ihres Viehes oder anderer freien Realitäten zu Grunde richten, und 
dadurch andererseits der Vorcheil erreicht wird, daß die Pupillen, 
bei erreichter Großjährigkett, theils durch die von Zeit zu Zeit eingê  
henden Interessen, theils' durch die unter der Hand befindlichen I n ' 
vrmurSbarschaften auf deV Stelle abgefertiget werden können ( H " ' ' 
Verordnung vvtn 11. Febr. 1790, RegierungSdecret vom 19. Febr« 
1790). 
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§. 84. 

"echt derselben a u f S c h a d l o s h a l t u n g von S e i t e der 
G r u n d h e r r s c h a f t . 

. Den Unterthanen steht das Recht zu, von ihren Herrschaften 
'Ur den i hnen aus dem U n t e r t h a n s v e r b a n d e wider« 
Rechtlich z u g e f ü g t e n S c h a d e n , E r s a h zu v e r l a n g e n 
(UnterthanspHtent vom 1. September 1781, §. 2 ) . 

§. 85. 

B e s t i m m u n g der O c t a v a zu diesem BeHu fe . 

Zur Sicherstellung jener Untenhansforderungen ist, vermöge §. 3 
bes Lanotafelpatentes vom 24. November 1758, der achte T h e i l 
des Wer theS des Gu teS gesetzmäßig verpfändet. 

Damtt nämlich wegen der Pupillengelder der Unterthanen, dann 
berzur Herrschaft zu erlegenden Depositengelder, endlich der W ä h -
lUngsge lder die gehörige Versicherung verschafft werde, soll der 
üchteTH ei l deS Welches desGuteS zu ihrer Sicherheit nichtnur f ü r 
beständig vorgemerkt werden, sondern es sollen auch sämmtliche Herr
schaften von dem, was an erwähnten Schulden bei ihnen haftet, 
8«naue und verläßliche Specisicationen einschicken, wo folglich, inso
fern der Betrag den achten Thell des Werthes des GuteS zu überstell 
ßen befunden würde, das Zuperpl,,» ebenfalls vorgemerkt, und inso-
lange, bis jenes getilgt ist, haftend verbleiben soll. 

§. 86. 

G ü l t i g k e i t d ieser p r i v i l e g i r t e n H y p o t h e k im F a l l e 
der V e r ä n d e r u n g des Gutsbes i tzers . 

Da es ferner aus Mangel einer ausdrückl ichen Verordnung 
als zweifelhaft und unentschieden angesehen werden könnte, an wen 
die Unterthanen ein Ansuchen solcher Vergütungen für die aus 
Pflicht der Unterthänigkeit geleisteten Dienste fernerhin, in dem Falle, 
wo die Grundbesitzer v e r ä n d e r t werden, ihre Forderung zu ma
chen haben, wurde nut Patent vom 18. April 1784 erklärt: 

1. Daß, nachdem die Veränderung der Besitzer eines Gutes 
den Unterthanen ihr Recht nicht erschweren kann, diejenigen Ver
gütungen, welche, was immer für aus dem B a n d e de rUn te r 
t h ä n i g k e i t geforderte und geleistete Dienste oder Entrichtungen 
zum Grunde haben, als auf dem Grunde selbst haftende Verbindlich
keiten anzusehen, und die Unterthanen mit solchen Ansprüchen gerade 
an den g e g e n w ä r t i g e n G u t s b e s i t z e r , derselbe mag nun 
durch Erbfolge, Verträge oder Verleihung zu dem Besitze gelanget 
seyn, zu halten berechtiget sind (ooäcm §. 1) . 
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Um jedoch die Anlässe zu diesen Unterthansbeschwerden t " ^ i 
vervielfältigen, noch daS Besorgnis, der Gutsbesitzer in Ansehung "' 
selben zu verewigen, wurde, um derlei Klagen anzubringen, el . 
d r e i j ä h r i g e Frist dergestalt festgesetzt, das; nach deren Verla«' 
dieselben mcht mehr angehöret werden sollen (eoäew § . 2 ) . 

Nach dieser deutschen Verfügung des Gesetzes werden die neUl 
A n t r e t e r eineS Gutes überhaupt auf ihre Sicherheit vorhin" 
durch Vertrage oder andere rechtliche Mitsel zu sehen haben; alle 
falls bleibt ihnen auch nach der Hand frei, cmHen ehemaligen Gut 
bescher oder dessen Verlassenschaft die Schadloöhaltung zu s«^ 
(eo6om Z. 3 ) . 

Um aber insbesondere denjenigen vorzusehen, welche durch ^ 
leihung einer geistlichen Pfründe oder Benesiciums zu dem iVesst 
eines Gutes gelangen, wurde verordnet, daß bel einer solchen " ^ 
ä'nderung di'e Unterthanen sämmtlich vorgerufen und vernommen n ^ 
den, ob ste auf eine aus dem Unterchä'nigkeitSbande entspringe"^ 
Vergütung Ansprüche zu machen haben, in welchem Falle von de 
Krrisamte wegen Sicherheit und Berichtigung dieser Vergütung, ° 
Vorkehrung zu treffen seyn wird (soäew § . 4 ) . ^ 

I n dem Patente vom 19. Ju l i 1789 wurde ferner bemerkt, ^ 
finde sich- bereits in dem Patente vom 18. April 1784 die Vorsihl'l" 
an wen die Unterthanen in Ansehung solcher Vergütungen, die v 
den aus Pflicht der Umerthänigkeit geleisteten Diensten herrühren, 
dem Falle chre Forderung zu machen haben, wo die Grundbesitzer v 
ändert werden. 

Damit nun auch die Obrigkeitsbeho'rden eine Richtschnur habe? 
wo dergleichen Forderungen der Unterthanen in Concurs fä l»^ 
zu c l a s s i f i c i r e n sind, wurde Folgendes verordnet: 

«) Wmn die aus dem Bande der Unterrhänigkeit entspringen^ 
Forderungen der Unterthanen vor Verlauf obiger dreijährigen 3^ 
angebracht werden, so gebühret ihnen, insofern es die Fälle " z 
das Verflossene betrifft, bei Concursen die zweite Classe, nämlich ° 
Pfandrecht, und zwar wenn der über die Klage der Unterthanen ^ 
gangene Spruch der politischen Behörde bei der Landtafel vorgehe. 
worden ist, von dem Tage der Vormerkung, außerdem aber N" 
allen landtäfiich vorgemerkten Gläubigern (§. 1 ) . . 

Für die künftigen Fälle soll die sogenannte Octava aber, ° . 
der achte Theil des Werthes der Herrschaft, zur Sicherheit der « 
dem Uneerthänigkeitsbande entstehenden, und vor Verlauf der f "^ 
sehten dreijährigen Frist angebrachten Unterthansforderungen voli A 
lich und so haften, daß, auch ohne Vormerkung solcher Forderung . 
ihnen das Pfandrecht bis auf den achten Theil von dem Werthe " 
Gutes vor allen vorgemerkten Gläubigern gebühre, das " " . , , , 
Pfandrecht.aber nur, so weit die Octava zur Bedeckung der A , ^ 
thansforderung nicht zureichte, entweder von dem Tage der g M * 
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tN Vormerkung, ober, wenn keine Vormerkung geschehen wäre, nach 
"<N vorgemerkten Gläubigern eintrete. 

^ I n jenen Provinzen also, wo die Vormerkung der Octava des 
Elches eines jeden Gutes zur Sicherheit der Waisen- und Deposi-

lhelder bereits eingeführt war, mußte sie von nun an auch zur 
. Herheit der obbenannten Unterthansforderungen haften; in Län» 
. lN aber, wo die Vormerkung der Ocraoa noch nicht bestand, mußte 

» um die aus dem Bande der Umerthänigkeit entstandenen Forde« 
^llen der Unterthanen zu decken, sogleich eingeführt und der achte 
^ l l des Werthes eines jeden Gutes bei der Landtafel vorgemerkt 
lk^. ' ° ^ daß jedoch dadurch den bereits vorgemerkten Alä'ubi-
,^ l von ihrem früher erworbenen Pfandrechte ein Nachtheil zugehe 
"««Km z. 2) . 
^ Da übrigens das privilegirte Vorzugsrecht n u r den aus dem 
l 'Nde d e r U n t e r t h ä n i g k e i t her rü hrenden U n t e r t h a n s -
^ e r u n g e n zusteht, so ist selbes auch nicht weiter auszudeh« 
^ , ' Mithin, wenn in dem politischen Erkenntnisse, der sachfälligen 
^"Ndobrigkeit andere davon unterschiedene Ersätze oder Strafbe« 
^^u fe r leg t werden, so sind selbe immer besonders mit ihrer E i -
z ^ a f t auszudrücken, weil in Ansehung dieser kein anderes Recht 
Wir! " ^ welches durch die landtäfiiche Vormerkung leibst erwirkt 
In <i " b " sonst in der Gesetzgebung gegründet ist (Hofdecret vom 
" J u l i 1787, § .3 ) . 

§. 87. 

'»Ndere V o r s c h r i f t e n zur R e a l i s i r u n g der Ersätze. 

n) I m politischen Wege. 

8»l» ^ ^ ^ ^ Unterthanen von den Obrigkeiten schuldigen Entscheid»'« 
^ll»n sollen sogleich erlegt oder aus den E i n k ü n f t e n des 
l ? 8 ^ hereingebracht werden (Hofdecret vom 18. December 

t»l ^ e i Eintreibung dieser UnterthanSbedrückungsersätze oder ande-
^«^rgütungen ist aber im Allgemeinen die Regel zu beobachten, 
^«n - Erkenntnisse der politischen Beho'rde auch durch dieselbe zur 
H^ehung ^ brmgen, und sich hierzu der ihr gesetzmäßig einge-
b s ^ l " Zwangsmittel ^ bedienen sei (Hofkanzleidecretvom 12. Fe-

" 1789, Rggsint. vom 27. Februar 1789, §.1). 

§. 88. 

b) I m gerichtlichen Wege. 

b»« d ^ / ^ ^ea.el leidet nur damals eine Ausnahme, wenn entweder 
z„l,s?lit ischen Executionsmittel zur Eintreibung des Ersatzes nicht 
«n«..?!?' "ber wegen des eintretenden Rechtes eines Dritten nicht 

" « M a r sind. 
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Wenn also der Ersatz so beträchtlich, oder das O u t , « ? " g. 
solcher geleistet werden soll, so verschuldet ist, daß die B e f r l « " » ^ 
der bedrückten Parteien nicht anders, als durch die Veräußerung 
Realität erzielt werden kann; wenn ein Concurs über das V^ " ! ^ , g 
des Eigenlhümers, mithin die Nochwendigkeit einer Classist^^ 
gesammter gegen chn erregten Forderungen entstehet; wenn das ^ 
woraus der Ersatz einzutreiben ist, für Rechnung eines Dritten 
reits gerichtlich sequestrirt ist; wenn ein landtä'flich vorgehe y, 
Gläubiger den bedrückten Parteien das Vorzugsrecht in der < ^ ^ , 
tion streitig macht; in diesen Fällen kann die Eintreibung ^ ^ 
satzes durch die politische Behörde nicht geschehen, sondern ist l " , ^ 
gerichtlichen Wege unter Vertretung des Fiscalamtes zu >"^ 
(eoüew §. 2 ) . 

§. 89. 

B e n e h m e n der G e r i c h t s s t e l l e n h i e r b e i . 

Der Gerichtsstelle, bei welcher das Executionsgesuch e i « g " H 
wird, steht die Erörterung der Rechtmäßigkeit der auf ein ErkeU" 
der politischen Behörde gegründeten Forderung keineswegs i " ' ^ , 
dern sie hat in eben der Art zu verfahren, als wenn das Ere«u zv 
gesuch ein gerichtliches Erkenntniß zum Grunde hätte («oäem 3' 

§. 90. 

W e n n e i n e besondere S i c h e r s t e l l u n g solcher E r , 
e i n z u t r e t e n hat. 

'/6t^ 
Nachdem es aber in so gearteten Fällen oft auf die der ̂ ^ ' p,e 

stelle allerdings zukommende Entscheidung über das Vorzugsrecht "^ 
durch das Fiscalamt vertretenen Parteien ankommen muß, s" ^ z« 
desselben mittelst landtäflicher Vormerkung jedesmal im Vor"« ^ 
versichern; es wäre denn der einzutreibende Ersatz entweder an ^ 
selbst, oder im Verhälmiß des Schuldners zu unbeträchtlich/ 
diese Vorsicht zu erheischen (voäem §. 4 ) . 

§. 91 . 

W o r i n diese S i c h e r s t e l l u n g zu bestehen hat» 

Diese Sicherstellung kann aber niemals darin bestehen, ^ ^ 
es hier und da beobachtet worden ist, der sachfällige Grundelg» ^ 
mer zur Ausstellung einer Schuldverschreibung über den ^ " H ^ f i 
Ersatzes verhalten, und diese Schuldverschreibung zur land ta l^s 
Vormerkung gebracht werde; sondern es ist mit Vermeidung ^ 
unnützen und oft nachtheiligen UmwegeS die landtä'flich« ^ s " 
kung des politischen Erkenntnisses, wodurch die Richtigkeit die, 
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^Entschieden worden ist, unmittelbar einzuleiten (ooä. §. 5 ) : 
. es »st dle Vormerkung jederzeit ohne mindesten Zeitverlust zu be. 
rrey, ^ ^ andern Gläubigern des nämlichen Schuldners die 
"<g<nheit benommen werde, durch frühere Ansuchung derselben das 

. "i"gsrecht zu erwerben (Hofdecret vom 12. Februar 1789, Regie» 
""gs-Intimation vom 27. Februar 1789, §. 5) . 

Pf ^ 92. 
^>l»cht des Gehorsams der G u t s u n t e r t h a n e n gegen 

ihre G r u n d h e r r s c h a f t e n . 

«iae 3 ' ^ ^"terthanen bleiben (ungeachtet der aufgehobenen L<ib« 
^ . ^ a f t ) ihren Obrigkeiten vermöge der dießfalls bestehenden Gesetze 

»tGehorsam ve rp f l i ch te t (Patent vom t . Nov. 1781, §. 5 ) . 
^ Jeder Unterthan ist nicht nur den landesfürstlichen Befehlen, 
Wrst< ̂  Entscheidungen, Ansprüchen und Verordnungen der landeS-
2»'tllchen Stellen, sondern auch den V e r f ü g u n g e n und 
g ^ l d n u n g e n se iner G r u n d o b r i g k e i t u n d i h re r B«5 
H e n Gehorsam und U n t e r w ü r f i g k e i t schuldig (lln« 
s«lm '^trafpaeent vom 1. December 1781, §. 1) ; dieser Gehör« 

" "uß u n b e d i n g t seyn, (eoä. §. 2 ) . 

P f l ^ ^ ' ^ ' 
'^.'cht der G u t S u n t e r t h a n e n / j eden von ihnen i h r e r 
^ r u n d h e r r s c h a f t zuge füg ten Schaden zu ersetzen. 

Und ? " " " baben die Unterthanen die Pflicht, sich niemals selbst 
keit ^ "mächt ig durch Widersetzlichkeit von irgend einer ihrer Vbrig« 
2^ bisher schuldig gewesenen Last zu befreien (Hofoerordnung vom 
^ ' Februar 1783). 
jc Deßgleichen sind sie überhaupt verpflichtet, bei Beschädigungen 
K^Herrschaft den verursachten Schaden, nach vorläufiger unvar-
vor« Schätzung zu vergüten; und sie unterliegen, bei einer her» 
^.""Menden Bosheit oder sträflichen Nachlässigkeit, der dem Ver--
24 » ""gemessenen Züchtigung ( S . §. 100l., Hofoerordnung vom 
0l» ".^/uar 1799) ; und in Fällen, wo es um den Ersatz eines der 
h "Aeit oder jemand Andern zugefügten Schadens zu thun ist, soll 
den ^b l 'se und billige Entschädigung, jedoch erst, wenn der Scha» 
be» ̂ ^ " ^ Zuziehung unparteiischer Achätzmänner gehörig erho« 
1 , o ^ Stat t haben (Unterthans-Strafpatent vom 1 . September 

" H C r c a p i t u l a n t e n und La n d w o h r m ä n n e r unter--
l i e g e n den P f l i c h t e n der ü b r i g e n G u t s u n « 

t e r t h a n e n . 
^ . Die in die Civil«Jurisdiction übertretenden Militär«Individuen 

" " , laut Hoftanzleideerets vo« 27. September 1823, Hof« 
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zahl 30,385, Rggsz. 49,139, zufolge einer hofkriegsräthlichen^ 
ordnung vom 20. September 1823, I.it. N. 2758, v o r d e r E n t ' " ^ 
helehr^ - " " ^ loos, <5»>!»,»,or,«„<, »««>»» <i»<^ ,« , l ^ ^ ^ ?lKOl»,edsurk>»" ^ 

e in 
C 
h 
b ü r g e n a u s e r l e g l 1»no, o v l i e g e n , uno va»j ,»7 ^ jf. 
nach auch die landes fürs t l i chen s o w o h l , a ls ob r iß t ^ 
l ichen «Vchu lb igke i ten , von denen sie n icht ausd l 
l ich und insbesondere l o s g e z ä h l t w u r d e n s i n d , ^ " 5 , 
a l l e r E i n w e n d u n g zu le i s ten , ü b r i g e n s aber s l<V.^ 
b e i t s a m , f r i e d f e r t i g und u n t e r w ü r f i g gegen l? 
C i v i l o b r i g l e i t e n zu b e t r a g e n haben, jft 

Dieselbe mündliche Erinnerung und schriftliche Einschaltung > 
die L a n d w e h r t a r t e n hat laut Hofkanzleidecret v. 2. 7lpril 1v 
Hofz. 7131, Rggsz. 19,548, vermöge hoftricgSräthIichcr V«r« 
nung vom 16. März 1829,1.it. » . 898, bei den in dle L a n d » ^ 
übergetretenen ausgedienten C a p i t u l a n t e n , da sich selbe von 
Verpflichtungen eines Unterthanes gegen ihre Obrigkeiten, ^ ^y« 
dere rücksichtlich der schuldigen Urbarialleistungen, entbunden zu ' 
glaubten, und eben so in die Landwehrabsch iede zugesch" 

II. Bonden der Grundherrlichkeit unterw^ 
fenen moralischen Personen (nämlich de" 

Gemeinden). 
§. 95. 

B a u e r n , c o l l e c t i v oder gemeindeweise betrachtk ' 

Die Gemeinden, a l s solche, unterliegen in der Regel g ^ 
falls den verschiedenen obrigkeitlichen Verhältnissen, so wie die " 
nen Gemeindeglieder selbst entweder einer und derselben ^ ' "5 .^««. 

'stlb<Ü 
Gemeindeglieder g e g e n ü b e r i h r e r G e m e i n d e " ^ . ^i< 
Stellung verblieben, wie gegenüber jeder andern O b r i g k e t t ; ' . ^ 
sie auch noch mit andern Gattungen von Obrigkeiten in P"' 
Rechtsverhältnissen stehen können. c . l i « l g ^ 

Dieß begründet den Unterschied zwischen u n t e r t h a n .^,c 
und f r e i e n Gemeinden, welche letztere, nach dem UmfaNS ^ 
i n c o r p o r e erworbenen Rechte, bald durchaus, bald a " ^ ^ 
zum Theil frei sind, und «KMche auch noch unter dem Schul« 
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b - ? ^ ^ stehen, welch' letztere daher auch den Namcn S c h u h ' 
Herrschaft führt.' 
ausa3'° verschiedenen Nuancen dieser Verhältnisse beruhen theils 
auch ? Herkommen, theils auf freiwilligen Ablösungen, theilS abcr 
»U^ ""'.rechtskräftigen, richterlichen Sprüchen; daher dieselben von Fall 

vau mdlviduell beurtheilt werden müssen. 

^ §. 96. 
Wpetenz über die F r a g e : ob eine G e m e i n d e f r e i 

oder u n t e r t h a ' n i g ist. 

auf x ^ M , ob eine Gemeinde frei oder untertha'nig ist, gehört 
den?/" ^ch.tSweg, wobeie wie bei einzelnen Fällen, wirklich von 
zur ^' ibehörden zu Werke gegangen wurde, folgende Prinzipien 

Endlage zu nehmen sind: 
êselb ' ^"hälmiß einer Stadt-, M^rkt» oder Dorfgemeinde, ob 

btt n * al.s f r e i , oder als u n t e r t h ä n i g anzuerkennen sei, ist in 
bes^z,. Verfassung gegründet, und kann nur, falls hierüber keine 
Nach » ^ ^ " " ^ vorliegt, bei einem hierüber entstehenden Zweifel, 
die ä'l?. " " l ^ ""k dieses Verhä'ltniß beziehenden, selbst noch in 

2^'ln Zeiten zurückreichenden Thatsachen beurtheilt werden, 
t« w a ̂ " Mangel deS Beweises für dieFUnterthänigkeit des Or« 
'M B 5 derselbe nach der Landesverfassung für frei gehalten, und 

"lhe der Freiheit geschützt werden. 
H,s Abwegen, daß eine solche Gemeinde frei ist, kann ferner eine 
Mieden ^ ^ "^ b'e Grundherrlichkeit über einen Theil der im Burg» 
§. 84H^g.e"en Realitäten, so wie auch die Vogteiherrlichkeit ( S . 
der j? ""b ff.) über die Gemeinde haben, so daß ihr rückstchtlich 
steh,^" Grundherrlichkeit untergebenen Realitäten alle dieser zu» 
^«rriick dinglichen Rechte gebühren; und obschon unter die grund« 
j l ^ ^ " Rechte, nach dem1>»ct. äo^urlb. incorp., gewöhnlich auch 
brtban persönlichen Gerichtsbarkeit über die Grundholden als Un« 
llleinh " gehört, so ist dennoch hiervon eine Ausnahme bei freien Ge» 
Nll f . ^ ' wen.« gleich der größte Theil der Realitäten derselben ei, 
^runk? . Grundherrlichkeit unterworfen ist, zu machen; denn die 
det »Herrlichkeit über einen großen Theil der Häuser im Orte, begrün-

'-Meslvegs eine eigenthümliche Unterthänigkeit der Gemeinde selbst, 
ren ^7'.' weitern politischen Verhältnisse f r e i e r Gemeinden stehö» 
bsttsr ^ e n s in die Abhandlung V I I I . dieses Theils von dem nieder-

"ylschen Municipalwesen und Bürgerstqnde. 

§ .97 . 
A u f s t e l l u n g e i g e n e r G r u n d r i c h t e r . 

Unterschied derselben von Or ts r i ch te rn . 

^Micken ^""Obrigkeiten stellen endlich zur Besorgung ihrer grund» 
Geschäfte eigene, unter den Wirthschaftsämtern zu ftchen 
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kommende Grundr ich te r auf, welche von den Ortsr ichtern 
wohl zu unterscheiden sind. Elftere sind bloß von den Grundherrschaf-
ten in ihrem eigenen Interesse aufgestellt; und es gibt in einer G^ 
meinde deren so viele, als es daselbst Grundherrschaflen gibt. Or t^ 
richter sind dagegen die Vorstände der Gemeinden in allen Gemein» 
deangelegenheiten, welche von den Gemeindegliedern unter Einfluß' 
nähme der Ortsobrigkeiten ernannt werdest; und deren gibt es nUl 
Einen «n der Gemeinde (T . §. 715). 

§. 98. 
Unter welcher Obrigkeit die unter thänige Gemeinde, 

hinsichtlich ihrer Gemeinde an gelegenheiten stehen. 

Die un ter thän igen Gemeinden stehen in allen Gemeinde« 
angelegenheiten unter der besondern Vorsorge ihrer vorgesetzten Orts-
obr ig te i ten , daher hierüber der Titel I I . dieser Abhandlung von 
dem politischen Verhältnisse der Ortsbewohner zu der Or ts vorig» 
kei t handelt. 

I I . A b s a tz. 
V o n dem der Grundher r l i chke i t un te rwo r fenen 

Vermögen . 

§. 99. 
B e g r i f f eines un te r thän igen Vermögens. 

Ein unter thäniges Vermögen ist, vermöge Patent vom 14. 
März 1785, §.3, ein solches, das entweder einem Unter thane 
gehört , oder seiner Eigenschaft gemäß einer Grundobrigkeit als 
un te r t h äni ges G u t unterliegt. Dagegen erstrecken sich laut 
Hofdecrets vom 21. Juli 1794, App. Circular vom 8. August 1794, 
die grundobrigkeitlichen Rechte keineswegs auf das bewegliche Ei' 
genthum der in dem grundobrigkeitlichen Bezirke zwar wohnenden, 
der grundobrigkeitlichen Gerichtsbarkeit aber nicht unterworfenen 
Personen. 

§. 100. 

E in the i lung des unterthä'nigenVermögens in beweg« 
liches und unbewegliches. 

DaS un te r thän ige Vermögen ist entweder ein bewegli« 
ches oder ein unbewegliches. 

Von dem beweglichen un te r thän igen Vermögen wird 
in dieser Abhandlung am gehörigen Orte, namentlich bei dem grund
obrigkeitlichen Abfahrtgelde, dem Mortuarium u. s. w., gehandelt. 

Dagegen ist hier von dem unbeweglichen unterthänigen 
Vermögen, nämlich von den un te r thän igen oder Rustical« 
gründen die Rede. 
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8. 101. 

Wie von den Rust icalgründen zu handeln kommt. 

Von den an Unterthanen überlassenen Dominicalgründen oh» 
"e Uebertragung in daS Rusticale, und von dem Verhältnisse dieser 
Grunde und den sie besitzenden Dominical is ten, war in dem §. 
" u. ff. die Rede. 

Hier kommt dagegen von den Rust ica lgrü nden zu han
dln, und zwar: 

I. Von der Natur und Beschaffenheit de? Rusticalgründe. 
I I . Von der Erwerb» und Besihfähigleit zu Rusticalgründen. 

I I I . Von dem Verfügungsrechte auf Rusticalgründe. 

I- Von der Natur und Beschaffenheit der 
Rusticalgründe. 

§. 102. 

B e g r i f f derselben. 

Unter Rust icalgründen werden solche mit obrigkeitlichen 
Schuldigkeiten belastete Erbzins- oder Lehengründe verstanden, welche 
hinter der Einlage einer Grundherrschafr bei den darin vorkommen
den Nustical - Einlagsrubriken summarisch , und zugleich in dem 
Grundbuche jener Herrschaft als ihr dienstbar und unterchä'nig ein
getragen sind. 

Die Besitzer derselben heißen Rusticalisten, im Gegensatze von 
Dominicalisten (siehe §. 37 u. ff.) 

3. 103. 

E in t ragung der Rust icalgründe in die öffentlichen 
Bücher. 

Die Rusticalgründe müssen also in zwei Büchern eingetragen 
seyn,' in dem ständischen Gültbuche unter der Rusticalein-
lage, und in einem Grundbuchs. Von letzterem kommt §. 394 u. ff. 
zu handeln; also hier nur von deren Eintragung in das ständische 
Gültbuch. 

§. 104. 

Auf waö sich die E in t ragung der Rustical^Gründe in 
das ständische Gültbuch gründet. 

Die Eintragung der Rustical» Gründe in das ständische Gültbuch 
beruhet auf den Rusticalhäuser. und Ueberländfassio» 
" en (Hofdecret vom 13. Iänmr 1782). 
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§. 405. 
I n h a l t der Rustlcalhä'user« und Ueberlä'ndfasslonen. 

Die H ä u s e r f a s s l o n e n enthalten, nebst dem Follum des 
Grundbuches der Henschaft und dem Contr«buttonsnummer, den Na« 
men der Herlschaft, den Gememdenutzen für und ohne Geld, die Be» 
schaffenhelt des Hauses und zwar d»e Kacegone des Hauses, das Jahr 
der Elbauung, das Materlale des Hauses, das Ende der Bauiahre, 
das ZlNs'ZlMmer-Elträ'gmß (Häuser-Classlficatlon); den Hausdlenst 
und das Gewerbe; dann die Beschaffenheit der Hausgrundstucke, den 
Anfang der Beurbarungszett, das Eu.de der Fl-e»iahre und die Schätzung 
derAecker, Wiesen, Weingärten, Gälten, Waldungen und Auen saMMt 
der Schätzungssumme (jetzt nach dem neuen stabilen Kataster). 

D»e U e b e r l ä ' n d f a s s l o n e n enthalten endlich das Grund« 
buchs-FollUM, den Namen der Herrschaft und die Beschaffenheit der 
Uebölländgrundstucke, und zwar den Grunddlenst, den Anfang der Be» 
urbarungszelt, das Ende derFreljahre und die Schähungssumme (j.'tzt 
gleichfalls nach ,enem Karastei) Alles, was übllgens wegen E»n-
legung der Dommlcal, Entlen m daS ständische Gültbuch, §.7 u. ff-, 
angeführt worden ist, gilt auch für die Rust,calgründe. 

Die Fassionsbücher und die nachträglichen Abänderungen sollen 
stets bei der obrigkeitlichen Amtskanzlel aufbewahrt bleiben (Regle-
runqsclrcular vom 16. Mm 178D; und alle Dommlen und Gul-
tenbefitzer haben sich auf das Sorgfältigste angelegen seyn zu lassen, 
in jenen Fällen, wo es sich um Vel tauschung unrerthäniger Haus« 
überländgründe, um Zerstückung größerer Untelthanswlrthschaf-
ten, oder um Abgebung der Hausgründe zur Errichtung neuer Un« 
terthanshä'user handelt, nach erhaltener mederösterr. Reg»erunqs< 
bewllllgung, Nicht nur die in Rücksicht der Aenderungen selbst erhal» 
tenen Einordnungen genau zu befolgen, sondern auch den m Betreff 
des Katasters beigefügten Aufträgen pünktlich nachzukommen, und 
d»e etwa von »hnen geforderten Ausweise m dem volgeschriebenen Zelt« 
räume dem Ständisch-Veroldneten«Collegmm zuverlässig einzusenden. 

Ferner haben sie für die Zukunft jenen Gesuchen, welche sie bei 
den Krelsämtern wegen Vertauschung oder Abtretung der Hausgrün« 
de, und wegen Veränderung radlclrter Gewerbe einreichen, jedesmal 
die Gewählauszüge und Gabenbücheln der betreffenden Häuser entwe
der in orl^inali, oder m beglaubigter Abschrift beizulegen. (Ständische 
SteuerauSschrelb., Patent vom 5. December 1816, 8 .11) . 

§. 106. 
Welcher B e h ö r d e d ie B e w i l l i g u n g zur Rus t i ca l i s l « 

r u n g von D o M l N i c a l g r ü n d e n zusteht. 
Verfahren hierbei. 

Das Recht zur R u s t i c a l i s l r u n g von Domlmcalgründen 
ist, laut Regierungsverordnung vom 13. I u l l 1821, der Lan-

http://das
http://Eu.de


Von den n. ö. Dominicalgütern und dem Bauernstande. 471 

bes stelle vorbehalten; denn durch das Patent vom Jahre 1798 
wurde den Kreisämtern nur das Recht, die Bewilligung zum Ver 
kaufe von Dominica!-Entien zu ertheilen, ke ineswegs aber 
i u r R u s t i c a l l s i r u n g derse lben erchellet. 

Bei R u s t i c a l i s i r u n g solcher Dommical»Entitäten wird fol-
Lendennasien vorgegangen: 

1. Hat das K l e i s a m t erwähnte Z erstückung s b e w i l li« 
8ung erthejlt, so hat dasselbe bei der Landesste l l e nu r um die 
dießfa'lligc Rusticallsirung einzuschreiten. Diese ersucht das Ständisch-
^erordneteN'Collegium, sich zu äußern, ob dagegen i n K a t a s t r a l » 
vlNsicht kein Anstand obwaltet, und ist dieß der Fal l , so bewilliget 
°'e Landcsstelle durch das KreiSamt die Rusticalisirung, und weiset 
letzteres an, sich genau nach den in Katastralhinsicht vorgezeichne» 
tcn Bedingungen deSStänd,sch-Veroroneten>ColleglumSzu benehmen. 

2. Vermöge RectisicationSpatent von 1786 und 5792, kommen 
^Mlich die m i t R e g i e r u n g s b e w i l l i g u n g zu rusticalisirenden 
Dominicalgründe in die Rusticalfassion und Subrepartition zu 
übertragen. 

3. Die betreffenden Dominien müssen sonach erwähnte Domini
ca!-Entien in einem besonderen A u s w e l s , so wie sie in der 
l75 l« Fassion der Herrschaft, und rücksichtlich im summar»schen Be
funde falirt sind, angeben; und jede Herrschaft hat über die aus ei-
"er Rusticalisirung entstandenen Nustical-Enticn nach Maß des stän» 
Aschen ClrcularS vom 2. August 1792, eine ordentliche R u s t i c a l -
^ a c h t r a g s f a s s i o n , und über die hiervon entstehenden Domini-
Gefälle eine D o m i n i c a ! - N a c h t r a g s f a s s i o n dem Stä'ndisch.-
verordneten «Collegium zur Adjustirung zu überreichen; so wie im 
^alle eine Geme inde solche zu rusticalisirende Dominicas-Gründe 
^uf t , die Grundherrschaft auch noch die Gewähr-Renovation und 
das dicßfällig zu entrichtende Laudemium in jene Dominica!-Nach-
^agsfassion zur Einlage zu bringen hat. 

Auch verlangt das Ständisch^Verordneten-Collegium von dem aus 
btn Dominicaltörpern neu entstandenen Rusticalgründen die D a ' 
len des stabilen Katasters und des Grundbuches, unter welchen er 
^dasselbe aufgenommen wurde, so wie eine beglaubigte Abschrift der 
wit den Unterthanen abgeschlossenen Kaufverträge. 

§. 107. 

Er loschen der D o m i n i c a l b e i t r ä g e bei R u s t i c a l i s i 
r ung der von D o m i n i c a l i s ten b e r e i t s besessenen 

D o m i n i c a l g r ü n d e . 

Nach erfolgter Rusticalisirung solcher Dominicalgründe, wel, 
^e Unterthanen als D o m i n i c a l i s t e n bereits innegehabt hatten, 
borten die sogenannten Dominicalbeiträge (§. 37) auf; und eS wür
be verboten, von diesen R u s t i c a l a n s i ed lern dieselben noch fer-
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«er abzunehmen (Ins. deS Ständisch-Verordneten-CollegiumS voll» 
y. April 1809). 

§. 108. 

W i e zum B e h u f « der V e r e i n i g u n g von Rust ica l rea ' 
l i t ä ' t e n i n e inen besonderen D om i n i c a l k ö r p e t 

v o r z u g e h e n ist. 

A n t r ä g e w e g e n . V e r e i n i g u n g von Rust ica l rea l» ' 
t ä t en in e inen besonderen Domin i ca l kö ' r pe r kommen, 
wie dies, laut Hofkanzleldecrets vom 6. April 1 8 2 ! , H o fz. 8914, 
RggSz. 17,435, in einem Part,cularfa!le erhellet, der S c h l u ß f a r 
f u n g S r . Majestät zu unterlegen; und Se. Majestät bewilligten 
Mit allerhöchster Entschließung vom 9. Ju l i 1821, Hostanzleidecret 
vom 27. Ju l i 1821 , Hofz. 21,709, Rggsz. 35,653, daß solche 3t«' 
sticalrealitäten in einen besonbern Dominicalkö'rper vereiniget, 
als solcher behandelt, dann aus der grundherrlichen in die landrecht' 
liche Real'Jurisdiction, und in Folge dessen in die Landtafel übel' 
tragen werden, icdoch nur dann, wenn sich i n A b s i c h t auf d>e 
g r u n d h e r r l i c h e R e a l » J u r i s d i c t i o n und d ieUrbar ia l» 
lasten m i t der G r u n d h e r r s c h a f t a l l g e f u n d e n , und »N 
B e z i e h u n g a u f die G eme inde la / l en u n t e r V e r m i t t t " 
l u n g der b e r u f e n e n B e h ö r d e n e in solches Uebere iN ' 
kommen g e t r o f f e n w e r d e , w o r a u s f ü r d ie Gemeinde 
ke in N a c h t h e i l entsteht . 

Die Regierung wurde daher mit Beziehung auf jene frühes 
Hofverordnung vom 6. April 1821 , Zahl 8914, Rggsz. 17,436, 
und nach Maßgabe jener allerhöchsten Entschließung angewiesen, ilN 
Einvernehmen mit dem Ttändisch-Verordneten.Collegiurn das Erfo? 
derliche zur A u s f ü h r u n g j ene r D o m i n i c a l i s i r u n g vorzU« 
kehren, und die Regierung ersuchte hierauf das Ständisch »verordne« 
ten-Collegium, wegen Ansuchung jener Dominicalisirung die erforde? 
liche Verfügung zu treffen, und ihr das Verfügte zu eröffnen. . 

M i t jenem Hofkanzleidecrete vom ß. April 1821 wurde nämlich 
der Regierung aufgetragen, das KreiSamt insbesondere darauf aU? 
merksam zu machen, daS I n t e r e s s e der Geme inde bei der 
auszumittelnden Reluition, rücksichtlich der so wandelbaren Gemeinde 
und öffentlichen Leistungen, dahin gehörig zu berücksichtigen, daß nicht 
nur in Ansehung der lrtztern, sondern auch der elfteren es keines' 
wegs mit Entrichtung eines bestimmten CapitaleS als abgethan ange< 
sehen werden könne, sondern, daß es sich vielmehr darum handle, 
eine Maßregel aufzufinden, wodurch nach dem jedesmal eintretenden 
größeren oder geringeren M a ß e der den übrigen RusticalbesitzerN 
in beiden Beziehungen obliegenden Verbindlichkeiten, die verhalmiß' 
mäßige Übertragung' von Seite des zu dominicalisirenden Körpers 
übernommen wird. 



Von den n. ö. Dominicalgütern und dem Bauernstande. 473 

3. 109. 

Db die D o m i n i c a ! » oder Rus t i ca le igenscha f t e ines 
G r u n d e s v e r m u t h e t w i r d . 

Der aus der Geschichte erhobene Ursprung der Rusticalgründe 
degründet die Behauptung, daß alle diejenigen Gründe, welche we, 
der in der Rusiicalfassion und in den Grundbüchern, noch in der Do-
Minicaleinlage vorkommen, der G r u n d h e r rschaft g e h ö r e n ; 
Ul»d daß ihr daher auch daS sogenannte Ges tä t ten rech t zustehet, 
Noch welchem sie daS EigenchumSrecht auf die sogenannten Gestatten' 
und das darauf gegründete Recht, diese, z. B. zum BeHufe der Kel
lergrabungen, hintanzugeben und sich hiervon Dominicalbezüge aus» 
iUbedingen, anspricht. 

Wenn jedoch ein Zweifel entstehet, ob ein Grund dominical 
"der rustical sei, ist sich zur Vermeidung aller verzögernden Weit« 
"Ufigkeiten an den g e g e n w ä r t i g e n Besitzstand zu halten, der« 
M a l t , daß den Obrigkeiten, welche eine i n den H ä n d e n der 
^ N t e r t h a n e n befindliche Realität als wirklich domm«cal anspre, 
Hen, der Beweis aufzulegen sei, daß solche in den Normaljahren, 
"2mlich lm Jahre 1750 bis 17Z6 , welche zur Unterscheidung der 
Dominica!» und Rusticalrealitä'ten festgesetzt worden sind, zu der-
l̂ Nigen Gattung gehört habe, unter welcher gegenwärtig der Anspruch 
gemacht wird z'z. B. daß ein Grundstück, welches jetzt e in Un-
t e r t h a n gen ieße t , von einem obrigkeitlichen Maierhofe herrüh
re, der in den Normaljahreu bestanden hat, und daß diese Ablei
tung allgemein bekannt, oder wenigstens, daß der in der Frage ste
hende Grund in der letzten Dominicalfasson zur Versteuerung 
^gezeigt worden sei (Patent vom 10. Februar 1798). 

Auch das Patent vom 20. April 1795, §. 1», sagt ausdrücklich: 
'Nl Zweifel, ob ein Grund dommical oder rusiical sei, müsse auf 
den Inhalt der Steuerfassion, der Grundbücher, endlich au f den 
Besitzstand gesehen werden; für welchen letzteren auch die §§.322 
Und 324 des allgemeinen bürgert. Gesetzbuches sprechen. 

Da endlich das in Katastralangelegenheiten bestehende Nor« 
Male vom 26- Jänner 1781 alle Besch'werdeführungen über die Fra
ge , ob eine G ü l t d o m i n i c a l oder r u s t i c a l s e i , aus
drücklich dem Wirkungskrelse des Ständisch»Verordneten-Collegiums 
>»1vo r«r«l8,i an die vereinte Hofkanzlei zuweiset, und somit die 
Hinweisung eineS Geschäftes dieser A r t auf den Rechtsweg nicht 
gestattet; so ist ein solcher Gegenstand im politischen Wege auszutra
gen, und eS sind die dießfälllgen Behelfe den niederösterr. Ständen 
vorzulegen, und diese haben »nlvo recu«u darüber zu entscheiden. 
(Allnh. Entschließung vom 2. Ma i 1817, Hofkanzlei - Intimation 
vom 5 Ma i 1817). 

Uebngens ist ein Gut, das weder unterthänig, noch dienstbar ist, 
f re is tand lg (Hofdecret vom 9. Jul i 1796, S . §. 6 ) . 
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§. 110. 

A n e m p f e h l u n g der V e r t a u s c h u n g ze rs t reu te r Un-
t e r t h a n e n . 

I n Oesterreich gibt es in den Ortschaften häufig vermischte 
Unterthanen, d. i. unter verschiedene Dominien gehörige H ä u s e l 
(Hofdecret vom 21. August 1788). 

Um nun die so schädlichen Z e r s t r e u u n g e n der U n t e r t h "' 
nen und I u r i s d i c t i o n s . V e r m i s c h u n g e n , wo es nicht voll« 
kommen geschehen kann, wenigstens zum Theile aufzuheben, die 6 " 
reichung der diesifälligen allcrh. Absicht nach Möglichkeit zu befördern, 
und dieses Geschäft, bei welchem sich eigentlich nur drei Fälle ergebe« 
können, bestens angelegen zu halten, ist dabei nach folgender Vor^ 
schrift vorzugehen: 

1. Kann die Herrschaft H. einen einschichtig entfernten Unter« 
than in der Herrschaft U. haben, und letztere ebenfalls solche Unter« 
thanen in der Herrschaft H. besitzen. Vorausgesetzt nun, das, die Herr' 
schaften sich zur Vertauschung herbeizulassen bereitwillig wären, s» 
sind beiderseitige Unterthanen mit allen ihren Schuldigkeiten sannNt 
den über solche besitzenden Hoheiten zu schätzen, und die Ausgleichung 
im Falle ein oder anderer Theil etwas hierauf zu zahlen hätte, »N 
Capital nach einem Anschlage zu 4 vom Hundert zu treffen. 

2. Kann die Herrschaft ^.solche entfernte Unterthanen in solchen 
Herrschaften besitzen, welche keine Unterthanen in der Herrschaft 
^ . haben. 

I n diesem Falle ist nun aber das Wort Vertauschung nicht so 
buchstäblich zu nehmen, sondern diese Unterthanen sind nach obigen! 
Grundsätze zu schätzen, zu verkaufen, und das Geld zur Einkaufung 
jener Unterthanen anzuwenden, welche fremde Herrschaften in der 
Herrschaft H,. besitzen; endlich 

3. Kann die Herrschaft ä. sich in beiden diesen Fällen gegen die 
Herrschaften der aufgehobenen Kloster oder Hameral - Herrschaften 
befinden, und in solchem Falle ist sogleich auf obige Art von Amts -
wegen vorzugehen. 

Ueberhaupt wurde zur Richtschnur vorgeschrieben, dasi zur Er^ 
füllung der höchsten Absicht ungesäumt zu Werke geschritten, und bei 
jenen Unterthanen, welche zu einer solchen Umtauschung oder Ver» 
äußerung oder Erlaufung geeignet sind, ohne weiters vor sich ge' 
gangen, und folglich sogleich mit der Ausführung dieses höchsten Be
fehles angefangen werden soll, ohne zu warten, bis etwa das 'totale 
einer ganzen Herrschaft beisammen sei; weil man schon so oft ersah" 
ren hat, daß, wo man mit einzelnen Erledigungen auf das 1'otule 
gewartet hat, weder ersteres noch letzteres geschehen ist. Auch wur-
5e der Regierung aufgetragen, alle drei Monate über den Forraang 
dieses Geschäftes ihren Bericht allerhöchsten Orts zu erstatten (Aller« 
höchste Entschließung vomZ K. Februar 1783, Regierungscircular 
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vom 13. Februar 1783), und da die Schädlichkeit bei- so häufig an
zutreffenden Unterchansoermlschungen schon längst anerkannt worden 
s / ""^.. dle Umtauschung solcher Unterthanen und Gülten gern ge-
'lyen würde, so wurden d»e betreffenden Dommien w i e d e r h o l t 
A l Vermehmng dieser Austauschung angeeifert, und sich auf obiges 
^'rcular berufen (Hofkanzle,decret vom 8. November 1?84, Regle« 
lungsmtimation vom 19. November 178 i ) . 

8. 111. 

^ i n G r u n d kann n u r E i n e r G r u n d h e r r s c h a f t dienst
bar seyn. 

.„ AuS Anlaß eines Particularfalles, wo in Ansehung eines Grund-
ltuckes zweien Herrschaften zugleich em Grunddlenst entlichtcr wulde, 
N̂d beide sich die Grundherrllchkelt zuschrieben, da doch nach den Ge» 
>ehen derselbe Grund n u r E i n e m Grundherrn unterthämg seyn, em 
iweltes Dominium aber nur em Vogtelrecht oder e,n DlenstbaikeitS-
^>t über ihn haben kann, wurde von der Regelung untcim 17. 
-?a, 1822 erkannt, daß der Besitzer jenes Grundes nur schuldig ftl, 
^N Dominium alS Grundherrschafr zu erkennen; welches der be»« 
^n Dominien es jedoch im vorliegenden Falle se«, müsse durch ein 
E t l i c h e s U ebere inkommen zwischen beiden Dominien, oder 
'" dessen Ermanglung, durch die Entscheidung im Rechtswege 
"stimmt werden. 

§. 112. 

"5le sich zu benehmen ist, wenn zwei G r u n d h e r l schaften 
die U n t e r t ä n i g k e i t eines G rundeS ansprechen. 

Wenn zwei G r u n d o b r i g k e i t e n die Dienstbarkeit des nämll-
^ n Grundes »n ihr Grundbuch behaupten wallen, oder die Einziehung 
"Nes Grundes dahin fordern, ist der daraus entstandene Stre i t , da 
^ sich um em zwischen zwei Herrschaften streitiges Recht handelt, 
^ Rechtsgegenstand, der im rechtlichen Wege ausgetragen werden 
^uß (Reglerungsverordnung vom 15. Sept. 1801). 

z. 113. 

^ i e , w e n n die U t t t e r t h ä n i g k e i t von e i n e r P a r t e i 
b e s t r i t t e n w i r d ? 

I n einem Particularfalle, wo sich zwischen einer Gemein de und 
«Mer Herrschaft em Screit über daS von der letzteren angesprochene 
Anterthänigkeltsverhältnlß der erster«« erhob, wurde erinnert, dieser 
streit beziehe sich auf Rechte, in Ansehung welcher abzusprechen 
"Ur dem Civilrichtev zustehe. 

I . 31 
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Die politische Behörde habe in ähnlichen Fällen sich bloß auf die 
Einleitung der nöthigen Maßregeln zu beschränken, d a m i t in AN' 
sehung der ö f fen t l i chen V e r w a l t u n g s z w e i g e bis zun» 
Ausgange des Rechtsstre i tes keine Stockung eintrete. 

Nachdem aber diese Verwaltungszwcige von jeher durch den Ma' 
gistrat jener Gemeinde ausgeübt wurden, und auch jetzt noch unbe« 
irrt besorgt werden, so entfalle hier jeder weitere Einfluß von Selte 
der politischen Behörden. 

Hiernach wurden die zu Gunsten jener Gemeinde erflossenen Ent
scheidungen der Unterbehörden aufgehoben, und beide P a r t e i e n 
m i t i h r e n wechselsei t igen Ansprüchen a u f den Rechts' 
weg gewiesen (Hoftanzleidecret vom 17. März 1825, Hofi' 
7897, Rggsz. 17,080). 

§. 114. 

E i n t h e i l u n g der R u s t i c a l g r ü n d e i n e ingekauf te und 
une inge kau f t e . 

Es wurde bereits §. 38 gesagt, daß es e i n g e k a u f t e und 
u n e i n g e k a u f t e Dominica!', und e ingekauf te und u n e i n g ^ 
kaufteRustical-Gründe gibt. Von Elfteren war dort die Rede. Von 
Letzteren kommt aber hier zu bemerken, daß sie solche Rusticalgründe 
sind, deren Kaufschilling von dem Unterthane bereits der Grundherr 
schaft entrichtet worden ist oder Nicht. 

§. 115. 

W i e B e s i t z e r u n e i n g e k a u f t e r R u s t i c a l g r ü n d e zu be
hande ln s ind. 

Jene Unterthancn, die ihre Gründe nicht eig enthül l t l i ^ 
besitzen, sind zwar für ihre Person nicht leibeigen; dahingegen MÜs' 
scn sie sich in Ansehung der G r ü n d e so lange den Gesetzen ih> 
res dermaligen noxu» unterziehen, bis sie sich selbst den EiN' 
k a u f ve rscha f f t haben (Patent vom 1 . Nov. I 7 8 l , §. 3 ) . 

§. 116. 

A u f f o r d e r u u g der G r u n d h e r r s c h a f t e n , die u n e i n g e 
kau f ten R u s t i c a l g r ü n d e i n e i n g e k a u f t e umzu-

stalten. 

Bei u n e i n g e k a u f t e « Rusticalgründe«, wo das EigenthUlN 
der unterthä'nigen Gründe den Unterthane« noch nicht eingeräumt »lh 
und die U n t e r t h a n e « d a r u m e i n l a n g e n , sollen jedoch die 
Dominien ihnen selbes gegen einen angemessenen billigen Entgelt ein' 
zuräumen b e r e i t w i l l i g seyn, weil sie ohne Verkürzung des richtigen 
Bezuges ihrer Prästationen, die auch bei eingeräumtem Eigenthuwe 
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êhen bleiben, bei den verbesserten Umständen der Unterthanen oh-
ehm mehr gesichert sind, so wie es auch, wie anderwärts die Ersah» 
"Ng bestätiget, dem Fleisie, der Arbeitsamkeit und Industrie des Un-
tnhanes einen neuen Trieb geben wird (Hofverotdnung vom 1 . 
«̂ovembcr 1781). 

. Dle Obrigkeiten sollen daher zur eigentümlichen Ueberlassung 
er unterthänigen Gründe an die Unterthanen aufgemuntert, und 

zur Beförderung des Unterthaneigenchumes angecifert werden (Hof« 
oecret vom 20. September 1782). 

Bei dieser Einlösung sollen die Obrigkeiten mit Fristenzahlungett 
Utltcr dem in dem Kataster ausgewiesenen Grundzinse behülfllch seyn, 
^ d dle getroffene Verbindlichkeit ist dem Kreisamre zu überreichen 
(Patent vom 6. Februar 1770), indem diese EigenthumseinlösunA 
.Ur mit Vorwissen des Kreisamtes geschehen kann (Hofdecret vom 
<« Jänner 1783, Verordnung vom 10. Jul i 1786). 

Doch dürfen die Dominien ihre uneingekauften Unterthanen kei
neswegs wider Willen zum Einkaufe ihrer Gründe z w i n g e n , 
^ lh ihnen beim Einkaufe drückende Bedingnisse sehen; und die Lan» 
"sstelle, so wie die Kreisämter haben die genaueste Obsicht zu tra» 
U'N, damit dabei nicht der geringste Zwang vorgehe, noch den Un-
^rthanen drückende Bedingnisse zugemuthet werden (Hofverordnung 
"VN! 1. November 1781). 

Auch wurden die Krelsämter damals angewiesen, über den Fort« 
sang d,eftr Einkäufe, von halb zu halb Jahr Bericht zu erstatten 
(Verordnung vom 7. Dec. 1781, Hofdecret vom 2. Jänner 1783, 
"erordnung vom 10. Jul i 1786),, und den Stand der ««eingekauft 
^n Nusticalgründe jährlich anzuzeigen (Verordnung vom 5. und 
" . Jul i 1797). 
^ IedeS Compelle soll bei diesem EinlösungS« und rücksichtlich 
^eikaufsgeschäfte vermieden werden, und unter keinem Vorwande 
^ r f ein Besitzer eines noch nicht eingekauften Grundes, außer den im 
Gesetze bestimmten Fallen, von seinem Grunde vertrieben werden, 
'elbst dann nicht, wenn sich wirklich ein anderer Käufer von dem von 
'̂Nem Umerthane besessenen Grunde anböte, und der wirkliche Be

cher sich zum Kaufe auch nicht einließe (Hofdecret vom 5. Jan» 
"tt 1785). 

Wenn endlich eine solche Einlösung des Eigenthumes von Seite 
^ Unterthanen wirklich erfolgt, ist die Patentalvorschrift vom 1 . 
September 1798, s. §. 44, zu beobachten nicht notbwendig, da i n 
Ansehung des Realbesl tz f tandes der unterthänigen Gründe, 
An« neue Erwerbung und keine Verminderung der obrigkeitlichen 
gründe geschieht, indem jene Gründe ohnehin schon dem Unterthane 
"N Landeskataster zugeschrieben sind, und selbe nur in Ansehung der 
ohnehin daran klebenden unterthänigen Verbindlichkeiten, welche un» 
verändert bleiben, einen landtäfllchcn Besitzstand des Dominicals aus
machen (Verordnung vom 12. Ju l i 180g). 

31 * 
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§. 117. 
E i n t he i l ung der Rusticalgründe in freie Ueberlä«" l 

Hausgründe und Hausüberlände. 
Die Rusticalgründe werden ferner in f re ie UeberläN 

Hausgründe und Hausüber lände eingetheilt. 

§. 118. 
Welcher Behörde die Entscheidung ü b e r d i e s » ^ 

schaft eines un te r thän igen Grundes zusteht. 
Die Entscheidung über die Eigenschaft eineS unterthän'S^ 

Grundes stehet, Zeuge Regierungsdecretes vom 17. Mai 1 " 
Rggsz. 22,816, der Landesstelle zu. 

Nach welcher No rm die Eigenschaft eines unter»? 
nigen Grundes zu beurthei len ist. 

Die Entscheidung über die Frage: ob ein Grundstück H ^ ^ 
grund, ein Hausüber länd oder ein f re ier Weberin, 
sei, muß, laut Regierungsdecret vom 17. Mai 1822, Rggsz. 2 ^ ^ 
nach der allerh. Entschließung vom 3. October 1772, und s " ^ ? 
Hofverordnung vom 24. November 1778, aus dem herrschaftliche" «̂  
barium, den Grund- und Gewährbüchern, dann aus der Eigen!? ^j , 
in welcher diese Grundstücke bisher behandelt worden sind, abö 
tet werden. 

§. 120. 

B e g r i f f von f re ien Ueberländgründen. 

Freie Ueberländgründe sind solche unterthänige ^ ^ h e 
welche in dem f re i en Ueberlündgrunbbuche als ' " ^d 
eingetragen sind, worüber eigene Gewähren ausgestellt werden/ ^ , 
die von dem Eigenthümer f r e i veräußert werden können. ^ 3 ^ 
terHausgründe und Hausüberlände verstanden wird/ko»" 
3.142 u. ff. vor. 

I I . Von der Erwerb- und Besitzfähigkeit be 
Rusticalgründen. 

§. 121. ^ 
Wer zum Erwerbe und Besih von Rusticalrea»» 

ten geeignet ist. ^ 

Jeder, der nicht durch die Gesehe von dem Erwerbe und wesi^» 
Realitäten überhaupt ausgeschlossen ist^»), kann RusticalaM" 
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^"er ererben, und besitzen. — Selbst F remden, sie seien Geistli
ch " Weltliche, ist der Ankauf derselben ohne Anfrage gestattet, 
K, . ^ soll sogar derselbe befördert werden (Verordnung vom 27. 

^ . Nur sind jene F remde , welche Bauerngüter und einzelne Grund-
lö * ü" sich bringen wollen, verbunden, die Eigenschaft eines I n » 
ihre N l ^ " " ^ UnterthanS anzunehmen, und in dem Oesterreichischen 
l j^ ^"^bnplätze zu nehmen, da sie sonst zum Eigen thume und recht-
brua . ^ ^ e jener Güter unfähig wären (Hofdecret vom 28. F«' 

' 1788) . 
> „ . ^ c h besteht rücksichtlich der deutschen Bundesstaaten folgende 

' ' « a h m e : 
!,<^ermö'ge der deutschen Bundesacte äso. Wien den 8. Juni 1315, 
^ ^ i t . H, sind nämlich die verbündeten Fürsten und freien Städte 
b««'chlandS übereingekommen, den Unterthanen der deutschen Bun» 

"aaten das Recht zuzusichern: 
sj ^ r u n d e i g e n t h u m außerha lb des S t a a t e s , den 
h ^ ^ . w o h n e n , zu erwerben und zu besitzen, ohne deß« 
»tzt«? ln dem f r e m d e n S t a a t e mehreren Abgaben und Lasten 
ßck"'"°lfen zu seyn, als dessen eigene Unterthanen «. Nun erhob 
^^Henheitl ich die Frage, o b d e r U n t e r t h a n e ines a n d e r n 
l^/ '<y en Bundess taa tes in denjenigen Theilen der iisterr. Mo« 
b^3^ welche vermöge deS allerh. Patentes vom März 1820 zum 
^ 'Hen Bunde gehören, ein R u s t i c a l g u t besitzen könne. Da 
Hess ß.fauz kein Anstand obwaltet, so wurde die Landesstelle ange-
^Na ^ ^ etwa vo rkommenden d e r l e i F ä l l e n , der vor-
dhn "chten B e s t i m m u n g der deutschen B u n d e s a c t e 
t t l t ! ^ ^ ^ Beschränkung F o l g e zu geben (Hoftanzleide« 
b««t..°" 54- April 1825. Hofz. 8737, Rggsz. 23,614; Hofkanzlei-

" vom 27. M a i 1825, Hofz. 16,340, Rggsz. 29,394). 
^Ultl 5 " ^ bestehen hinsichtlich der Erwerbung und des Besitzes von 

^gründen und Gütern noch zwei Beschränkungen, nämkch: 
be»»sk ^ s Verbot für dieGrundherrschaft, die i h r u n t e r t h ä n i ^ 

^ünde an sich zu kaufen; und 
t l t , ^ b a s Verbot des c u m u l a t i v e n Besitze« mehrerer bestif-

" Bauerngüter. 

. t r durch hie Gesetze von dem Erwerb und Besitze von Realitäten über» 
^" "p t ausgeschlossen ist, kommt F. ts dieser Abhandlung vor. Hierzu kommt 
^ baß auch Rekrut i rung«f lücht ige ausgeschlossen sind (S.Av, 
""°° ung XX l l l . dieses Thells, von den politisch, administrativen Militär-
y"«"egenlieiten). Auch steht es einer Grundherrschaft frei, wider einen übel 
y^Valtenen Käufer gehörigen Orts die gegründeten Einwendungen 
l^frotestationen geltend zu machen (Hofentschlicßung vom 18. Juli 
hat !.' ""b wenn sie eine solche Ginwendung gegen den neuen Besitzer 
»,.'»I^ abgeschlossenen Be r t r ag zu zernichten (Patent vom Ls-
"ecemblr i7g0, §. «). 
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ä ä 1 . V e r b o t f ü r die G r u n d h e r r s c h a f t e n , d»e 'V 
u n t e r t h ä n i g e n R u s t i c a l g r ü n d e an sich zu zieh« 

A u f h e b u n g deS EinstandSrechtes. 

Keiner Obrigkeit ist bei sonstiger S t r a f e ( § - . . 5 2 3 ) s ^ 
tet, e igenmächt ig die ihr 
minicalgründe zu verwandeln, oder das 8uperp1n8 " N M ^ 
(Verordnung vom 3 t . Ju l i 1750, Hofverordnung vom 23. o" ^ 
und 6. November 1751, Hofvcrordnung vom 22. Decemberi^ß 
Verordnung vom 13. Jänner 1775, Verordnung vom 25» M " 
4. Juni 1789). . ,g, 

I n Ansehung jener Gründe, welche in dem Rusticale " » ' v ^ 
haben Se. Majestät daSEinstandsrecht aufgehoben, « n o ^ 
Obrigkeiten solche Rusticalgründe an sich zu bringen auSdrückl««? ^ 
bothen (Hofianzleiverordnung vom 28. Ma i 1782, Regierung 
cret vom s. Juni 1782). .g<l» 

Den Obrigkeiten bleibt, nach dem ausdrücklichen Inhalte d " ^ 
höchsten Resolution, die Ansichbringung der in dem Rusticale !">"« ^ 
den Gründe überhaupt und ohne Unterschied, es m 'ögeN^ j 
che als H a u s g r ü n d e , H a u s ü b e r l ä n d e , u n d auch ^ , 
f r e i e Neber lände i n l i e g e n , durchgehends und gänzl'H ^ . 
bothen (Hofdecret vom 12. Jul i 1782, »6 2 ) . Auch mit dem ^ 
tente vom 16. Mai 1789, §. 4 , bestätigte Se. Majestät die l ^ 
ren gesetzlichen Vorsehungen, vermöge welchen Rufilcalgründe, .^, 
e i n g e k a u f t e sowohl als e i n g e k a u f t e , niemal zum °b"il htl 
chen Genüsse eingezogen werden dürfen, sondern immer der ^al> ŝ, 
Unterthanen, zu deren Anstiftung sie gehören, überlassen bleiben , 
sen; und mit Hofdecret vom 30. September 1791, Regierung ^ 
ordnung vom 14. October 1791, §. 3 , wurde verordnet, daß " ^ , 
thänige Gründe, die d a m a l s in den Händen der Unterthanen ^ 
ren, sie mögen zum Hause gehören oder Ueberländgrönde sey"? 
der Obrigkeit niemals an sich gebracht werden sollen. . gl» 

Doch können die Ueberlände, welche die Obrigkeiten b<' ^ 
l assung j e n e r V e r o r d n u n g wirklich besaßen, denselben 
weiter belassen werden. 

§. 123. 

S t r a f e der U e b e r t r e t u n g . 

Den Grundobrigkeiten ist die Einziehung der Rufticalresl"*^ 
wenn auch die darauf haftende Steuer zugleich übernommen l " ^ g 
sollte, durchaus, und zwar u n t e r S t r a f e des dopp l gf, 
W e r t h e S der sich z u g e e i g n e t e n R e a l i t ä t , welch« ^gs< 
die Obrigkeiten bei jedesmaliger Übertretung zu erlegen h a " " ,ld' 
deu, gänzlich eingestellt (Hofdecret vom 28. Ma i 1782, " ' 
nung vom 5. Juni 1782, §. 1) . 
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lneb l^"^ ^ ^ " ^ des d o p p e l t e n W e r t h e s hat also um so 
<lN s,/l," ^ " Fällen Sta t t , wo die Obrigkeit unterthä'nige Gründe 
ttibu? ^ ^ ^ " ^ ^ " armen Unterthane aber die darauf haftende Eon« 
se i3 "^ast aufgebürdet, und an ihn solchergestalt ungerechter Wei» 
Un "^a.sen hat. F ü r das V e r g a n g e n e aber, wo dergleichen 
den b ^ ^ " ^ geoffenbcrret haben oder noch offenbaren, wur» 
ll»t ^^^"Zke i ten diese Strafen nach'gcsehen; jedoch wurde verord« 
^ear 3 ^^" bedrückten UnterthaNen der ausfallende Betrag mit dem 
Uch e!s " " ^ " veränderten Besitzer von jeder Obrigkeit unnachstcht« 
H ^ t , und der Obrigkeit die künftige Tragung solcher Lasten auf-

sl werden müsse (Hofrescript vom 31. Ju l i 1756). 

a u s n a h m e n , und u n t e r welchen B e d i n g u n g e n . 
2) I m Fal le der eigenen Nothdur f t . 

iltr - ^ " " Grundherr der Ansichbringung eines Vlusticalgrundes 
^e m!^^"kn N o t h d u r f t wesentlich benöthiget seyn, gestatten 
«h,z ""lestät, laut Hofdecrets vom 28. Ma i 1782, demselben sol-
l»is .̂ ^ ^ n anders die Nothwenoigkeit vorher ordentlich erhoben seyn 
Tly^'boch gegen dem, daß er den näml ichen B e t r a g von 
g i« t t . . ^ 'ca lgrunden an das R u s t i c a l e übergebe (Re» 
Ueb,Ä^"ret vom 5. Juni 1782); und da in Ansehung der freien 
b«lck,< ^ keine Ausnahme Statt findet, so muß das Dominium, 
^tr ^ "wa noch einige derlei freie Ueberlände von einem Unterthan 
ts^ golden an sich bringen will, auch wiederum einen ähnlichen Be, 
^äte„^ ^lnem Dominicalgrunde unter den vorgeschriebenen Moda-
l?8H "^ ^"^ Rusticale überlassen (Hofkanzleidecret vom 12. Ju l i 
Kit, ' ^ " ? ) ; denn von der Generalverordnung, welche die Obrig-
a^h. .^"bindet, unterthänige Gründe mit neuen Unterthanen un-

^bllch wieder zu besetzen, kann nicht abgegangen werden, 
sey s ledoch in besonderen Fällen der Obrigkeit öfters daran gele-
ejy " 9 " mag, etwa einen Theil solcher Gründe zur Erweiterung 
allere W a r t e n s oder sonst mit Convenien^ beizubebalten, und 
Nigz «̂  ^ bafür so Vieles von ihren Dominicalgrünben für unterthä-
beh^ ^'bungen hintanzugeben, so bleibt immer den Dominien vor-
^<r / " ^ ^" d e r l e i besonderem F a l l e m i t der Anze ige 
zu h " ^ k o m m e n d e n ums tände , an das K r e i s amt sich 
G s ^ ^ b e n , um dessen B e w i l l i g u n g zu de rg le i chen 
ß„Na " " " e c h s l u n g e n e i n z u h o l e n (Allerhöchste Entschlie-
Vtggz. Hofkanzleidecret vom 15. März 1791, I I . Abtheilung aä 7, 

l.) I §. 125. 
" Falle der Verödung eines unter thänigen Grundes. 

beft^^'suchen Ueberländen, welche von Grundholden besessen und 
" , aber drei Jahre ««angebaut gelassen worden, steht dem 
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Grundherren das Recht zu, selbe einzuziehen (Hofentschließung vow 
v. Ma i 1815, Rggs. I n t . vom 2. April 1815). 

So wie auch bereits im Patente vom 17. April 1784, §. 5, dll 
Obrigtett, welcher die vor dem,Hectisicatlonsnormaljahre §. 9 ^ " 
gewordenen und ungebaut liegenden (Grundstücke entweder dienstbar 
waren, oder eigenthümlich gehörten, der, V o r z u g vor den i ^ 
Fruchtbarmachung derselben sich antragenden Parteien dergestalt vol< 
deHalten wurde, daß sie binnen drei Monaten, vom Tage der Kund» 
machung des Patentes, sich erklären mußte«/ ob und welche dieser 
öden Gründe s»e in Anbau nehmen wollen, und daß sie dieselben lN 
Jahresfrist unter Wiederverlust wirklich bauen. 

§. 126. 

v) I n Ermanglung eine« tauglichen Unterthan«. 

Für den Fal l , daß zur Ansichbringung einer ledig gewordenen 
Wirthschaft gar ke i n t a u g l i c h e r U n t e r t h a n sich vorfinden 
sollte, hat die Obrigtett allemal die Anzeige an daS KrelSamr zu nia» 
chen; dieses hat aber, nach vorher genau geprüften sämnnlichen UM' 
ständen und Ursachen, warum sich zu der Wirthschaft kein tauglich" 
Unterthan hervorthun wil l bder kann, den wetteren Bericht zu Hatl-
den der niederösterr. R e g i e r u n g zu erstatten, welche über die 
N o t w e n d i g k e i t . d e r E i n z i e h u n g des R u s t i c a l g r u n d e s 
a u f e i n i g e Z e i t , nämlich bis e in f ä h i g e r Unterthan gefunden 
würde, gehörig die Anzeige nach Hofe zu machen hat (eoäem Pa» 
tent vom 17. April 1784). 

Wenn sich aber in der Folge hierzu ein taug l i cher Wirth vor-
findet, hat derselbe die von der Obrigkeit auf den Grund verwende' 
ten Kosten entweder zu vergüten, oder sich in Ansehung derselben mit 
der Obrigkeit in anderen Wegen abzufinden (Hofentschließung von» 
12. Ju l i 1782, »ä. § .4 ) . 

§. 127. 
6) I m Fa l l e des grunbherr l ichen Heimfal les. 

Obgleich durch die Verordnung vom 7. September 1789 der 
Heimfall eines von Unterthanen besessenen G u t e S an die Obrigkeit 
emzig auf dessen erweislich l ehenbare Eigenschaft eingeschränkt, 
und daher m jedem Falle, wo die Privaterbfolge in das n icht lehen» 
bare Gut aufhöret, der unmittelbare Erbe i n t r i t t deslandesf« 
F i s c u s zur Regel gemacht worden ist; so ist doch keineswegs die 
Gesinnung, das im Erzherzogthume Ocsterreich unter der Enns der 
Grundherlllch?cit zukommende Recht a u f den i h r d iens tbaren 
G r u n d zu beeinträchtigen. 

Daher wurde gedachte Verordnung vom 7. September 1789 so' 
wohl, als die weitere, am 24. Juni 1790 nachgefolgte El läute, ung, 
vermöge der nur den vor dem 7. September 1789, über Heimfalls-
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"chte errichteten Verträgen die Gültigkeit zugestanden worden, auf
gehoben, und verordnet: 

1. Dle u n t e r t h ä n i g e n Grundgüter einer Verlassenschaft, 
wozu weder aus einer letztwilligen Anordnung, noch aus dem Ge-
sehe ein Erbe vorhanden »st, f a l l e n i h r e n G r u n d h e r r e n zu. 

Doch ist derselbe schuldig, der allgemeinen Landesverfassung ge-
lNa,;, w i e d e r e inen u n t e r t h ä n i g e n Besi tzer d a r a u f zu 
l " f t e n (Patent vom 20. December 1790, §. 1 , Rggs. Intima-
t«on vom 1. Jänner 1791), wobei aber dem neuen Besitzer an der 
^lttstical» oder Dominicalanlage und an Roboth, mehr nicht als 
das adjustlrte Subrepartitionsurbarium und das hiernach eingerich
tete Stiflbüchel ausweiset, bei Confiscirung des Grundes und bei 
anderer avbitrarischer Strafe, angeschlagen werden darf (Hofdecret 
vom 31. Oktober 1772). 

2. Das übr ig« zu einer solchen erblosen Verlassenscha f t 
«Mes llncerthans gehörige Vermögen unterliegt insgemein der Einzie-
h^g.des landesfürstl. Fiscus; und das Helmfallrecht der Obrigkeit 
kann sich nur in dem einzigen Falle darauf erstrecken, wenn diese sich 
w i t e iner besonderen V e r l e i h u n g , oder dem rechtskräf
t igen Besitz gegen den Fiscus auszuweisen vermögend ist CPa-
tent vom 20. December 1790, 8- 2 , RggS. Intimation vom 1 . 
Jänner 1791). 

Auch rücksichtlich der Stadt Wien besteht auf den u n b ü r g e r-
lichen Gründen, wo der Magistrat selbst G r u n d h e r r ist, daS 
Krundherrliche Heimfallrecht, jedoch nicht aus das Vermögen der blo
ßen Einwohner, sondern nur auf jenes der w i r k l i chen Untertha« 
"en, und von diesen nur auf die u n t e r t h ä n i g e n Grundgüter; 
auf das übrige freie Vermögen aber nur dann, wenn er eine beson« 
bere Verleihung, oder den rechtskräftigen Besitz zu erweisen ver
mögend ist (Hofkammerverordnung vom 1. November 1811). 

Uebrigens sind sonst alle über Heimfälligkeitsrechte errichteten 
Verträge ungültig (Verordnung vom 19. Ma i 1790). 

§. 128. 
I n w i e f e r n d ie stehenden Früchte a l s T h e i l des unbe

wegl ichen G u t e s dem g r u n d h e r r l i c h e n H e i m f a l l ' 
rechte u n t e r l i e g e n . 

Gleichwie ohnehin, der hierländigen Verfassung gemäß, die im 
Relde stehenden Früchte bis Georgi für ein Apvertinenz und Zugeho'r 
iu dem Immobili angesehen, und bei Verhandlungen nicht besonders 
w die Schätzung genommen werden; von Georgi an aber sodann die 
stehende Fechsung den fahrenden Früchten zugezä'hlet nm-d, so wird sich 
Nun auch ohnehin nach dieser Vorschrift in denselben Fällen der vor
kommenden e rb l osen , u n t e r h ä n i g e n Verlassenschaften, wor
über das H e i m f ä l l i g k e i t s r e c h t <,u«»ä Immobili den Grund-
obriglciten, unterm 20. December 1790, abhin bestätiget wurde, 
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i n Ansehung der d a b e i stehenden Fechsung sich gehörig 
benommen werden (Hofkanzleidecret vom 15. März 1791, l l . Ab» 
theilung llä 7, Rggsz. 4671). 

3. 129. 
Welcher B e h ö r d e z u k o m m t , e iner He r r scha f t den 35«» 

sitz der i h r u n t e r t h ä n i g e n R u s t i c a l g r ü n d e zu 
g e s t a t t e n . 

M i t Regierungsverordnung vom 8. November 1796 wurde 
zwar verordnet, daß in Fällen, wo besondere Verhältnisse eine Aus« 
nähme fordern, die dießfällige Genehmigung der R e g i e r u n g ein
zuholen sei. 

Als jedoch die Regierung einer Herrschaft gestattete, eine zur 
Unterbringung ihrer Amtsoerwaltung erkaufte Rusticalrealität unter 
den von der Regierung gesetzten Bedingnissen zu besitzen, wurde die 
Regierung darauf aufmerksam gemacht, daß es ih r nicht zukoM« 
me , diese A u s n a h m e n von der gesetzli chen Vo rsch r i f t 
f ü r sich zu billigen (Hofkanzleidecret vom 29. Dscember 1822, 
Hofz. 36,721, Rggsz. 2192, von 1923). 

Se. k. k. Majestät geruhten vielmehr selbst mit allerhöchster 
Entschließung vom 18. Oktober 1823 zu gestatten, daß eine Herr« 
schaft die an sich gebrachten, zum eigenen Grundbuche dienstbaren 
Nusticalrealicä'ten, unter den von der Regierung angetragenen Be
dingungen besitzen dürfe (Hofkanzleidecret vom 20. Oktober 1823)« 

Diese Bedingung besteht in der Verpflichtung der Herrschaft, 
daß sie sich rücksichtlich ihrer Rusticalbesitzungen der Mitleistung bel 
der Bestreitung der öffentlichen und der Gemeindelasten, nach dettl 
entfallenden Dividenden zu unterziehen habe. 

§. 130. 
ää 2. V e r b o t des c u m u l a t i v e n Besi tzes meh re re r 

bes t i f t e t en B a u e r n g ü t e r . 
Niemand kann zugleich zwei ges t i f te te B a u e r n g ü t e r be

sitzen (Patent vom 29. 0ctober1790, § . 3 ) ^ und im Falle, daß 
Jemand ein zweites B a u e r n g u t kauft, muß er, um das eine z« 
behaupten, das andere entweder dafür vertauschen oder an eine« 
andern Besitzer verkaufen, w e i l nach der H a u p t a b s i c h t des 
Gesetzes jedes G u t se inen M a n n haben, und m i t Rü
cken besessen w e r d e n sol l (Hofdecret vom 19. Ma i 1788). 

Bei Veräußerung eines Pupillarbauerngutes ist daher dafür zu 
sorgen, daß n ich t , gegen die höchste Absicht, mehrere Bauerngüter 
zum Nachtheile der Bevölkerung zusammengezogen werden 
(Hofentschließung vom 18. Februar 1790, Regierungscircular von» 
5. März 1790); und derjenige, der bereits ein B a u e r n g u t besitzt, 
soll zum Ankaufe des zweiten für sich selbst nicht zugelassen wer
den (Regierungscircular vom 5. März 1790). 
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§. 131. 
Welche S t r a f e au f die d i e ß f ä l l i g e o b r i g k e i t l i c h e B c 

w i l l i g u n g gesetzt ist. 
Um übrigens zu verhindern, daß m den unterthänigen DorfelN, 

Kalkten und Städten mehrere Wlrthschaften zusammen gekauft wel-
°en, »st scimmtllchen Dommlen b e l 5 0 D u c a t e n S t r a f e vnbo. 
lhen, den Besitzern derselben zu mehr als emem Kaufe dle Bewilli
gung zu erthellen (Reglerungsverordnung vom 8, Nov. 1796). 

§. 132. 
Dieses Verbot g i l t nicht rücksichtlich deS Besitzes ei

nes bloßen Kleinhauses. 
Die Regierungs.Clrcularverordnung vom 5. März 1790 wur» 

°e »edoch^ach emer Partlcularentschlleßung vom 31. Mal 1832, Rggsz. 
28,^05, auf den Fall Nicht anwendbar erkannt, wo Jemand nebst emem 
Bauernguts nur noch em bloßes K l e i n h a u s besaß. 

§. 133. 
A u s n a h m e n von zenem V e r b o t e . 

^) Wegen Ger ing füg igke i t des Besitzstandes oder aus Loca-
l i t a t s - und sonstigen Rücksichten. 

Findet die R e g l e r « n g , daß lN e i n z e l n e n F ä l l e n ein 
"Nterthan zwar zwe i W l r t h s c h a f t e n besitzt, wovon aber jede 
^nzeln, ihrem Umfange nach, zu ge r i ng tst, um den Besitzer in 
den Stand zu setzen, sie vorchellhaft und vollkommen zu cult,v»ren, 
so ist es derselben überlassen, d»e V e r e i n i g u n g solcher zwe» 
W l r t h s c h a f t e n i n e»ne zu b e w i l l i g e n , und solche, lM Ein
vernehmen m,t den Ständen, unter gehöriger Beobachtung der Ka» 
tastralvolschr,sten zu bewirken (Hofkanzleldecret v. 27. Febr. 1812). 

Als es sich ferner bei emem Partlcularfalle zeigte, daß zwei Halb-
lehne ihrer Anlage nach wegen der unvcrhältmßmä'siig beschrankten 
Hofläume und der unzureichenden Wohnunqsbestandthe,le m emem 
dem WmhschaftSbetriebe und der Contrlbutlonsfählgkeit äußerst nach-
thelllgen Stande sich befanden, so daß nur durch deren Vereinigung e»-
«e sonst bestehende Feuersgefahr beseitiget, und d»e Cultur der zu 
beiden gehörigen Grundstücke erleichtert würde, wurde m,t Hofkanz
leldecret vom 5. März 1835, Hofz. 4755, RggSz. 13,947, der ver
einte Besitz dieser beiden Halblehne bewilliget. 

Als ferner in emem weltern Paiticulm falle eine Herrschaft, so 
w,e die betreffende Gemeinde ausdlückllch erklärten, unter gewissen 
Modalitäten gegen den v e r e i n t e n Besitz der zu ersteren dienstbar 
len, in den Freiheiten lener Gemeinde gelegenen Rust,calreal»täten in 
emer Person Nichts einzuwenden zu haben, folglich die Anstände ent
fielen, welche sonst rücksichtlich der Herrschaft und der (Gemeinde gegen 
e»nen solchen vereinten Besitz bestehen tonnten, es sich sonach nur noch 
um ,ene ö f fen t l i che Rücksichten handelte, welche nach den 
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bestehenden Vorschriften den kumulativen Besitz mehrerer gest'st^ 
Bauerngüter in einer Person unzulässig machen, und nach den 3^' 
sultaten der Erhebung, auch in dieser Beziehung nach Billigkeitsrecy 
ten, eine Ausnahme gerechtfertiger erschien, wurde »m Recursweg 
von der Hofkanzlei die dießfä'llige Bewilligung gegen dem ertheilt: 

1 . daß dieselbe nur auf die Lebensdauer der betreffenden Person, 
seiner dermaligen Gattin und Kinder beschränkt werde; 

2. daß der MortuarSbezug bei Todesfällen jener Personen «r 
betreffenden Herrschaft sichergestellt, endlich 

3. daß sowohl für die künftige genaue Leistung der die besagte" 
Realitäten treffenden Geme inde las ten , als auch wegen Bese«n/ 
gung anderer Anstände die gehörige Vorsorge getroffen werde. Uebrl« 
gens wurde die Regierung angewiesen, mit den berufenen Behörde» 
darüber zu wachen, daß der Termin, für welchen der veremte Beste 
der erwähnten Realitäten zugestanden wird, genau in Evidenz geb^ 
ten, und nach Ablauf desselben, wegen Trennung derselben, die ord< 
nungSmäßige Amtshandlung eintrete; daher gleich jenen Behörden, 
die es betrifft, hiervon die entsprechende Mittheilung zu machen s" j 
(Hofkanzleid, vom 11 . Sept. 1834, Hofz. 22,798, Rggsz. 50,445. 

§. 134. 
d) Wegen Beförderung des Bergbaues und der Ge werke« 

Obschon die zum Besten der Landescultur, des Contributions«, Nah' 
rungS« und Bevölkerungsstandes, und zur Aufrechthaltung der Lan' 
des- und Katastralverfassung erflossenen Gesetze, vermöge welchen jedes 
Bauerngut von dessen Eigemhü'mer mit Rücken besessen werden mußt 
Niemand zugleich zwei oder mehrere mit Rusticalcontribution belegt 
Bauerngüter besitzen darf, und fämnnliche zu einem Bauerngute g^ 
stiftete Grundstücke und Waldungen von demselben untrennbar sind, 
noch ferner in ihrer vollen Kraft und Wirksamkeit zu bestehen haben» 
so ist doch zur B e g ü n s t i g u n g des f ü r den T r a a t so wich' 
e igen B e r g b a u e s , i n auße ro rden t l i chen F ä l l e n eine 
A u s n a h m e , jedoch nur gegen nachstehende Bedingungen und iv^ 
schränkungen gestattet. 

Der Ankauf ganzer Bauerngüter von Aerarial« und Prioatg" 
werken hat nur in jenen sehr seltenen außerordentlichen Fällen Statt, 
wenn ein solches Bauerngut zu einer neuen Berg» oder Radweres^ 
errichtung, oder zur unumgänglichen Terrainserweiterung eines ^l» 
che« schon bestehenden Werkes durch gemeinschaftliches gründliches Er
kenntnis; der politischen und montanistischen Behörden, für unentbeht" 
lich erklärt wird. 

Bei der dießfä'llige« gemeinschaftlichen Erhebung wird jederzeit 
genau zu beurtheilen seyn, pb der Bedarf der Gewerkschaft nicht ohne 
Ansichbringung des ganzen Bauerngutes, oder nur durch einen The» 
desselben dergestalt bedeckt werden könne, daß auf den zum Berg' 
baue nicht unentbehrlichen Theil des Bauerngutes noch immer e»n 
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z«n » ^ " Austicalansitz bestehen könne; so daß z. B. aus einem gan-
^ 'vauerngute ein halbes oder ein viertel Bauerngut entstehen wür-
^ " welchem Falle der Gewerkschaft nur jener Theil des Bauern» 
,^.",'auflich überlassen werden darf, welcher demselben wirklich un-
»»../brlich ist. Auf dem erübrigenden Theil muß aber noch immer ein 
^ll'calansitz bestehen. 

Nebst diesem sind folgende Bedingnisse ausdrücklich vorgeschrieben: 
t« s « ^ " Ankauf eines ganzen oder eines Theiles eines Bauerngu-
De»? "ur für Radwerker und sonstige Bergwerke, für Hammer- und 

"lsenschmide, nicht aber für andere Eisenfabriken gestattet werden. 
. l») Dieser Ankauf kann, insoweit nicht durch die Berggesetze eine 

des ^ ^ " Abtretung bestimmt ist, nur durch ein mit dem Besitzer 
^ ?"."erngutes mit Bewilligung seiner Grundherrschaft zu treffen» 
s» ^iwilliges Einverständniß, niemal aber durch Zwang zugelas-
' Werden. 

,^ ^) W«nn ein Gewerk nach den gegenwärtigen Beschränkungen 
vH^Hes Bauerngut erkauft, soll er verpflichtet seyn, die Wohn» 
^ ^ilthschaftsgebäude im baulichen Stande zu erhalten, und auf 
H^, auerngut eine verheirathete Familie zu setzen, welche die einem 
^ ^Grundbesitzer obliegenden Lasten, als: Vorspann, Einquartie» 
Hak ' ^ ' l jedesmal genau zu leisten hat, wozu ihn die Gewerk» 

"ununterbrochen im Stande erhalten muß ( l . L l t . ä ) . 
s«^ " ) Alle auf dem erkauften Bauerngute haftende oder neu zuwach-
lj«5 feuern, Gaben und Kosten, wie sie immer Namen haben mö« 
Vl,l/ ^ " ^ ^ " Gewerk gleich andern Rusticalgrundbesitzern tragen, 
lich,'^kgen der Entrichtung der Laudemialc und sonstigen grundher^« 
j h ^ .Gefälle, wegen derselben Ablösung oder Umstaltung in eine 
d«s^Gabe, sich mit der Grundherrschaft vergleichen, oder bei je« 
rj« .^Veränderung solche, gleich jedem anderen Unterthane, gchö-
""tr lchtfn ( U t . e ) . 

d«s ^ . Kein solcher Verkauf soll ohne vorhergegangene Bestätigung 
^" " t ischen Landesstelle gültig seyn ( l . I.it. k.; Hofkanzleiverord» 
^ " "« 3. Ju l i 1807, Rggs. Kundmachung v. 6. August 1807). 

^ §. 135. 

^behnung dieser Vorschrift auch auf Eisenwalz-
werke . 
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III. Von dem Verfügungsrechte mitRustical-
gründe. 

§. 136. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h ie rüber . 

Bereits nach dem §. 6, des1Vactatu8 äo^urlb. l n c o r p . ' l ^ ^ 
sind d,e Unterthanen E i g e n t h ü m e r i h r e r G r ü n d e ; ""b ., 
Käufer und Uebernehmer eines Dommicalguees hat nicht die ^ H , 
wegen eingetretener Veränderung, die Unterthanen von ihren ^ . ^ 
gütern abzuschaffen. Er hat sie vielmehr dabei, wie sie diese ^""<.s, 
beim vorigen Grundherrn mne gehabt haben, ruhlg verbleiben zU 
sen, obgleich der Verkäufer und Uebergeber solches Nicht vorbehält 
oder die Contraheneen schon ein anderes Miteinander verglichen y s ^ 

Da jedoch das Eigenchum der Unterthanen auf Grund und 
den beinahe durchaus nur e i n N u t z e l g e n t h um, L e h e n s 
Erbpacht» oder E r b z i n S g r u n d «st, während das Oberetg 
thum dem Grundherrn gehört, wie bereits §§. 34 und 35dieser" 
Handlung dargestellt worden ist, so unterliegt es den bei ein 
solchen g e t h e i l t e n E i g e n t h u m e bestehenden Beschränkung ^ 

Vom Äerfügungsrecht» mit R u s t i c a l l e h e n wurde ber 
in der Abhandlung V. dieses Thells, vom niederösterrelchlschen " " 
wesen, gehandelt. h, 

Das Verfügungsrecht mit Erbpacht-und E r b z i n s g r " " 
wird, sofern es auf P r i v a t r e c h t s t i t e l beruhet, durch dl« ^ 
stlmmungen des allgemeinen bürgerl. Gesetzbuches, §§. 1127 bis N ^ 
normirr, und es gehört die Entscheidung hierüber lediglich vor 
Civilrichter. Es kann also hier davon keine Rede seyn. ..<^, 

Dagegen sind die Rechte und Verbindlichkeiten, welche i"" '^h 
den Gutsherrn und den Gutsunterchauen in Beziehung auf t>le l 
historisch und obseroanzmäßig gebildeten'Erbpacht« und Erozmsgl 
de bestehen, nach §. 2146 des allgemeinen bürgerl. Ges^b"?^ 
aus der V e r f a s s u n g der P r o v i n z und den p o l l t i s . ^ „ 
V o r s c h r i f t e n zu e n t n e h m e n ; und n u r diese geh" 
h i e r h e r . 

«) Mit diesen Rusticallehen als lanbesfilrstl. Afterlehen sind jedoch eln< ? 
dere Gattung von Bauernlehen nicht zu verwechseln, w ĉy ^ 
züglich in den an das Land ob der Cnnö grenzenden Bezirken b^v/A? 
vinz bestehen. Obschon diese Lehengüter von dem Lanbesfürsten, «w ^ 
stenLehenherrn, nicht zu Lehen rühren, pflegt doch der GrundY" ^ l 
mag in seiner Person, in seinen Erden, oder anderen tiinfliaen ̂  ze> 
der Herrschaft, oder in ber Person des Unterthanes und rilcksichw" s» 
hentrsger« eine Besihveränderung vorfallen, förmliche bebenv» 
auszufertigen. . .,e <»t 

Daß jedoch Bauern, oberssgenannte Laudemia liehen b l t ' « ' ^ t 
offenbar mit dem niederösterr. Lehensysteme im Widerspruche M " , 
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"ohl am Tage; und der rechtliche Bestand solcher allerthümlichen A u 6 
"u,chse müssen im Falle einet Widerspruches erst von der Herrschaft im 
s'hörigen Wege bargethan werben. 
. uebrigens sind solche Bauernlehen wohl nichts anderes, als nach 
«er nieherösterr. Unterthansverfassung zu beurtheilende Erbz insgüter , 
"nb je«« sogenannte Lehenbriefe haben somit nur die Eigenschaft und 
'"irlung eines gewöhnlichen Gewährscheine«. 

§. 437. 

" k w a s sich h i e r die L a n d e s v e r f a s s u n g u n d die pol»« 
t ischen V o r s c h r i f t e n bez iehen . 

,,., Die Verfassung der Provinz und die politischen Vorschriften 
'«Yen sich h»^ auf das Recht: Rusticalgründe 

A zu benü tzen , 
^ zu v e r p f ä n d e n , 
^» zu v e r ä u ß e r n , und 
"» zu v e r e r b e n . 

' V o n d e m R e c h t e , R u s t i c a l g r ü n d e zu benützen. 

§. 138. 

' be i t d e r U n t e r t h a n e n , i h r e R u s t i t a l g r ü n d e be l ie -
b i g zu benutzen. 

s ' n ^ Unterthanen können, soba ld sie i h r e G r ü n d e e i -
^ 'düm l ich bes i t zen , dieselben, vermöge des ihnen gebühren, 
sechts"wlnll utill«,, jedoch ohne Nachtheil der grundherrlichen Ge« 
l?»< " e , «ach Gutdünken benützen (Patent vom 1 . November 

1 8 ^ " " Unterthanen sind daher, wie Negierung unterm 27. M a i 
^ünd 'sgsz. 29,056, entschied, in der Bewirthschaftung ihrer 
'ntbol, iu schützen, und v o n dem Z w a n g e e ine r B r a c h e 
'"3K - ^ ist der Landmann i n U m s t a l t u n g seiner Aecker 
sei^ A " . g a r t e n nicht zu beirren, und ihm ist die Wah l , wie er 
d«ß .gründe benützen w i l l , frei zu lassen, nachdem es richtig ist, 
^ ' . " " Unterthan, welcher durch so viele Jahre seine Felder ge« 
b ^ ^ t , gewiß besser wissen wird, ob sein Feld zu einem Weizen» 
AKi t»^" Weingarten tauge, und was dießfalls das Beste seines 

3e«i 

<!l,k'ia"?altsbetriebes fordere, als die Behörden; und der Staat un, 
lichz Z ^ Ganzen gewinnen wird, wenn dem Menschen seine natür» 
^ N t M - e " l so viel als es möglich ist, gestattet wird (allerhöchste 
^«eenlb "s " ° " 22. M a i , 18. September, 10. November und 4 . 

A . 1783). 
leljt ^ " dieser bisher bestandenen allgemeinen Freiheit soll es fül ' ^ t v«^ " " ' " l"syer bestandenen allgememen urnyelt soll es sur 
Aicf, ^ .'"«er verbleiben, und Jedem soll erlaubt seyn, seine Grund« 

' " le er w i l l , zu benützen, weil das Eigenthum der Besitzer 
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dadurch zu sehr beschränkt würde, und doch die Zahl der Ko r«^ ^ 
die zu Weingärten umgestaltet, mit den Weingärten, die " ^ v " ß, 
Kornäcker umgewandelt wurden, nicht in einem gar so großen ^ M 
Verhältnisse stehen, alS daß die Gesetzgebung hier schon in das 
tel treten sollte; auch ohnehin in der Ebene immer dergestalt s^..,< 

rd, daß nach Verlauf einiger Jahre die Weingärten « " " selt wir! V"? rottet, mit Frucht bebauet, und, wenn eS dem Inhaber zuw f, 
theile gereichet, erst nach der Hand wieder ausgesetzt werden ( < ^ 
tanzleid, vom 17. Februar 1792, Reg»eruygsmtimation vow 
März 1792). H in 

Gestützt auf diese früheren Verordnungen, wulde dann a » ^ . 
Ansehung der Hutweiden durch die höchste Entschließung vom 2. ^?^, 
1797 entschieden, daß, da das Normale, welches zum "Uge«Ag, 
Gesten der Grundbesitzer die Benützung ihrer Grundstücke nach ' ^ ^ 
Gutdünken gestattet, keine Beschränkung enthält, es von jene" ,,, 
ordnungen abzukommen habe, wodurch eine Beschränkung i n " 
hung der Hutweiden angeordnet worden ist. <hjs 

Die Besitzer der Weingärten an der ungarischen l Z ^ n z » ^ 
Kirchschlag, sollen jedoch jede Besitzveränderung oder NaunützuA ^ l 
selben (nun laut Regierungscirculars vom 10. Oktober l ^ " " ht) 
k. k. C a m e r a ! - B e z i r k s » V e r w a l t u n g in Wiener-3le"' 
anzeigen (Hofverordnung vom 30. Jun i 1796). - ' , ,§ 

Die Dienstbarkeit, wornach der Grundeigenthümer auf? gj, 
eigenen, jedoch in fremden Freiheiten liegenden Gründen n M ^ , 
jäten, grasen, oder sagern darf, ist überall, und ohne sie ' " ^ i 
Geldabgabe zu verwandeln, um so mehr aufgehoben, als ein« ^ , 
schädliche Servi tut durch keine Verjährung zur Billigkeit werden 
(Hofverordnung vom 28. Jun i 1777). 

») I n wiefern die Feldpollzel, die landwlrthschaftlichen Fulturs« " " M « L 
gesehe, sichiauf die Stust icalgr i inde beziehen, kommt in der" 
lung X I I I . dieses Theil«, von der landwlrthschaftlichen Eultur vor« 

§. 139. 

Beschränkungen be i V e r p a c h t u n g der R u s t i c a l g s " 

Nur rücksichtlich der Benützung der Unterthansgründe ^ ^ 
V e r p a c h t u n g derselben ist verordnet: daß keinem E o t t t t t d " ^ 
die Verpachtung e i n z e l n e r zu seiner Wlrthschaft g e h i i r i g e n ^ ^ ,g e i n z e l n e r zu lemer «UlrttMast Seyo r»» " ' ^ ^ 
,.««« «v«« «vrlgkeitlicher Bestätigung gestattet, und diese»«? ^ 
gung erst, nach erhobener Nothwendigkeit und Unschädlichst ^ ^ , 
Grundeigenthümer, dann gegen dem zu ertheilen sei, daß ber ^ ^ 
ter sich verbinde, die verhältnißmäßigen Steuer- und Kiefer« »,st» 
träge zu übernehmen, und zwar bei sonstiger ConfiScation «nv ^ 
strafe (Verordnung vom 30. März 1730, Verordnung vom^< 
«er 1800). 
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' V o n dem Rechte, R u s t i c a l g r ü n d e zu v e r p f ä n d e n . 

§. 140. 

Welche Beschränkungen h ier e i n t r e t e n . 

Kn ^"Mhanen können, sobald sie ihre Gründe eigenthümlich best-
M l -^ 'bre Gründe, vermöge des ihnen gebührenden «lummii 
Gut^' ^^"lh.ohne Nachtheil der grundherrlichen Gerechtsame, nach 
v l>N l / ^ " versetzen und v e r p f ä n d e n (Patent vom 1. No^ 
y ^ " 1 7 8 1 , §. ^ ) ; auch sind die Unterthanen nichc schuldig, den 

»Milchen Consens zur Linschuldung anzusuchen (eoä. z.2) . 
Nich^^^ soll sich der Unterthan über ^3 seines liegenden Vermögens 
^ / ' "schulden, und kann selber widrigens von seinem Grunde mir 
(««z s der dießfalls bestehenden Vorschriften abgest i f t e t werden 
y^/^n, §.,2). Die V o r m e r k u n g der Schulden hat jedoch nur oa-

^ wenn sie die Gläubiger verlangen, zu geschehen (eoöem §. 3 ) . 
^ t ,̂ ^sens darf kein Grund gegen ein Darlehen dergestalt verpfan« 

^ ^ e n , daß derselbe, bis die Wiederb^ahlung erfolgt, benutzt 

" ° n dem Rechte, R u s t i c a l g r ü n d e zu v e r ä u ß e r n . 

f ty ber U n t e r t h a n e n , ih re Grundstücke zu ve r kam 
)°kr zu ver tauschen, i n w i e f e r n dieses Recht bei 
a u s n a h m e n oder A u s g e d i n g e beschränkt ist. 

Hy^A" Unterthanen können vermöge §. 1 des Patentes vom 1 . 
ihre N " ^ ^ ^ s°bald sie ihre Gründe eigenthümlich besitzen, diese 

^ufen, 

^«ft » ^ " 6 g e d i n g kann jedoch bei Abtretung einer solchen Wirth-
aufd j " " l . "» i r B e w i l l i g u n g der O b r i g k e i t geschehen und 
^ " i n ss * Wohnung allein, und Benützung einigen Viehes, nicht 
von, )H ^ ! ? " , Wiesen und Gärten angewiesen werden (Verordnung 

^ - Mai 1771). 

buna 5̂  I"Mtigsten Durchgehung der älteren Geschichte und Gesehge-
I. ^ "lsterreicht., ist auch nicht die entfernteste Spur einer positiven Be« 

32 
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stlmmungber gesetzlichen Verfügung zu finden, durch welche der A " ^ ^ 
B e s t i f t u n g s z w a n g von dem Lanbeöherrn eingeführt, ober dt« .^p 
den Oestcrreichs als ein Privilegium je eingeräumt und in der Folg" 
stätiget worden wäre. /»ril^t" 

Es scheint daher, daß zwar schon in den altern Zeiten mib ^ ,MN 
botirte Bauernhäuser bestanden haben, baß jedoch den Besitzern " ^ z 
die volle Freiheit der Trennung oder gänzlichen Veräußerung eint« 
oder auch aller beim Hause befindlichen Grunde belassen worden >«' ^ H 

Der Grund dieser Einrichtung kann füglich aus dem nach " " ^zll< 
befestigten Lehensysteme abgeleitet und der Verlegenheit der Lehens?' ^ ^ 
geschrieben werden, die ihnen voll den Herzogen von Oesterreich l ^,, 
gewordenen großen Strecken Landes weder selbst, „och durch lh ,«zfi«»eK' 
nährten leibeigenen mehr gehörig und lohnend bebauen lassen i".Hhei» 

Sie mögen sich aus dieser Verlegenheit durch Ueberlassung " ^ , ^ M 
leS ihrer Ländereien an ihre Knechte gegen Vorbehalt der ^unp.« ẑe 
teil, dann einiger Geldabgaben, und der Naturalfrohnegezogenbao^gp 
dieß im g. 2 dieser Abhandlung dargestellt worden ist, woraus "!^en< 
theilten zur Wohnstätte in der Nahe des neuen Best tzthumes Häuser»" gie» 

Gleichwie es aber in der Willkür des Lehenherrn stand, « " « ^ g 
bigkeilen er sich für die abgetretenen Gründe vorbehalten wolle, > He» 
es auch nur von ihm ab, den Flächenraum festzusetzen, den er o» 
theilten abzutreten für gut fand. «erst^ 

Es ist leicht zu ahnen, daß in den Zeiten jener allgemeinen ^ ^ l l » 
rung und der statt Recht gellenden Gewalt des Stärkeren, diese" ^ 
ten Gründe ihre Besitzer nach dem Ungemach der Zeit und der ra'V M 
Dbercigenthümers unaufhörlich wechselten, bis im Mittelalter d " ^ H? 
führung des Landfriedens das Cigenthum mehr unter den S a M 5, Ott 
setze genommen wurde, der Ausspruch dieser Gesetze durch die ° 5 . ' z M ' 
walt mehr Nachdruck erhielt, uud diesem prekären Zustand« des »'»^ ei" 
tnes, wie so vielem anderen Unwesen des verheerenden Faustrecy 
Ende gemacht wurde. ^»ct» 

Auch in dem ersten organischen Gesetze Kaiser Leopold I. in ^ P i t A 
6s jur ib. inourpnr., durch welches die gegenwärtige Verfassung ^ z > » 
dsterreichs die erste gesetzliche Bestimmung erhielt, geschieht k e i l " ^ b < " ! 
nung von der Einführung des Bestiftungszwanges, sondern es «'» Hob«l 
4. Titel von der Grundobrigkeit, und in dem 5. 2itel, der von " 
handelt, nur immer von behausten G ü t e t n gesprochen. ^ . F»^ 

Erst durch die Rectisicalionspatente wurde der im Jahre t ^ v , ze» 
angettossene Stand dieser Bestiftungen, und zwar n u r ^ ^ a s t e r » 
R i c h t i g s t e l l u n g und U n v e r ä n d e r l i c h k e i t des ^ 5 ^ ,! 
aufrecht erhalten; und auch die wegen des Bestiftungszwanges >^st tp 
flösse««« Verordnungen gründen sich in der letzten Beziehung au» 
gtntlich nur finanzielle Maßregel. 

§. 142. 

idegr i f f eines bestif teten Bauerngutes. 

Alle Gründe, welche zu einem steuerbaren Hause « " ^ siK 
bar gehören, und demselben im Kataster zugeschrieb« ^ 
sind vom Hause untrennbar undunvenheilbar, und bilden i"^ste, 
ein Bauerngu t , Bauernhof , Rus t ica lho f , b*^> S»« 
bestiftete W i r t s c h a f t (Patent vom 3. April 4787 § - " t e l ' , 
zerfallen in verschiedene Kategorien/ als: Ganz», Dre»" ' 
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d«lt wirb ^ " t e l l e h n e u. s. w., wovon 3.289 und ff. gehan« 

"ung , wie von den Bauerngütern überhaupt zu 
handeln kommt. 

Hier kommt dagegen zu handeln: 
Bauer "?e" Gat tungen von Gründen, welche «insolches 

yz,?'Monden gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der 
"Ußerung solcher Bauerngüter . 

' Von den Gattungen von Gründen, welche ein solches 
Bauerngut bilden. 

§. 144. 

Aufzählung derselben. 
Die Gründe, aus denen Bauerngüter bestehen, sind: 
^ Hausgründe, und 
) Hausüber lände, an denen sich 

" die Feld lehen anschließen. 

«) V o n d e n H a u s g r ü n b e n . 

§. 145. 

B e g r i f f von Hausgründen. 

bar« Ha."sgründe sind solche Rusticalgründe, die einen untren«-
che" Aeil eines behausten Gutes ausmachen, in der nä'mli-
U„h gewähr , und in dem nämlichen Dienste begriffen, 
"'cht ! ^ ^ unterthänigen Hause dergestalt verbunden sind, daß sie 
selh "gesondert für sich verkauft, vel-schenkt/ oder überhaupt von 
bzh 2«trennt werden dürfen, und wo der Besitz nur dem Besitzer des 
5z^ "<ten Gutes zustehet (Rectisic. Patent von 1751 und 1752. 

'"dnung vom 29. Oktober 1790). 

H §. 1^6. 

"H welchen Grundsätzen e i n G r u n d a l sHausgrund 
zu erkennen ist. 

«iner d . "^ . ""handenen Gewähren ^b«r eine Besitzung ohne 
behaue "^lte" Ziehung der dazu gehörigen Gründe auf ein 
^esibe! ^ u t lautete, und erwiesen war, daß der dießfallige 
von j e K ^ ^""* vorfahren alle bei diesem Gute befindlichen Gründe 

per mi t der dabei bestehenden Behausung be« 
3 2 * 
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dienst' sessen haben, und es außerdem keine Gewähr über andere"»^ 

bare Gründe gab, wornach bei diesem Gute gar keine Haus«"" ^ 
gründe vorhanden sind, so wurde mit Hofkanzleidecret vom 21« ^ 
1822, Hofz. 16.181, Rggsz. 32,411, erkannt, daß a l le z« ° 
f em G u t e g e h ö r i g e n G r ü n d e , als H a u s g r ü n d e anu,^ 
sehen werden müssen, die e inen i n t e g r i r e n d e n ^ ^ z 
des in der G e w ä h r vo rkommenden behausten G 
ausmachen. ^ 

Das Uebermaß der Gründe, welches sich bei diesem Partie" ^ 
falle im Gegenhalte der Rusticalfasslon vom Jahre 1751 " .,«e 
Operaten der Steuerrcgulirung dm-stellt, wies wohl aufverschw'»^, 
Gründe; daraus folget aber mchts, weil die Verschweigung " U ^ ^^. 
ziehung auf den» Flächeninhalt d e r H a u s g runde stattfinden ko 

Die Entscheidung, wodurch die in der Frage stehenden ̂  hel 
a l s f r e i e Ueber lä 'nbgrü 'nde e r k l ä r t w u r d e n , w " ^ l ?gs 
aufgehoben. Indessen wurde zugleich bemerkt, daß d,eß kein^ , ^ 
hindere, daß jene Gründe, welche der Besitzer zu veräußern ^"»eN 
auch als Hausgründe g e t r e n n t und h i n t a n g e g e b e n "'..sti, 
tonnen, wenn er darum ansucht, und die Behörden es mit den 
henden Vorschriften vereinbarlich finden sollten. ygB 

Die Regierung nahm ferner mit Particular-EntschließUNs . ^ 
15. April 1835, Rggsz. 19,589, keinen Anstand, einen str"^d 
Grund als einen zu der diefifäll»gen Realität gehörigen H a « s g ^ .^ 
anzuerkennen, we i l er sowoh l in der N u sticalfassio".^ 
1751, a ls auch in der S u b r e p a r t i t i o n vom I a h ^ , ^ K 
u n t e r den H a u s g r ü n d e n der gegebenen V e s t l ^ . 

wur 
b e i v l r ^ r m ^ ) u u > r v r i r i , r « , u n v vv» l r » n r » » ^ < , s / l 
au f den a n d e r n , immer n u r m i t dem Hause üb hiesis 
den w o r d e n ist ; derjenige, der sich in den physischen Best? ^ 
HauSgrundes gesetzt hatte, wurde daher mit seinen allfällig«" 
schädigungSansprüchcn auf den Rechtsweg verwiesen. 

l?5?, als aucy ln der <V u v r e p a r t l t l o n vom ^ a y . '^nst 
'N te r den H a u s g r ü n d e n der gegebenen 2 5 ^ ^ « « ^ 
N t h a l t e n erschien, und eS eben so von Zeugen ^ ^ « c 

vurde, das; d ieser G r u n d , so lange sie denken, s ^ e l 
»ei diesem H a u s e besessen, u n d von e inem ^ . r < , e -

§. 147. 

W a n i , f r e i e U e b e r l ä n d e H a u s g r ü n d e w e r d e " ' 

Keinem Unterthane kann benommen werden, auf s^*" ^seltt 
b e r l ä n d g r u n d e e i n H a u s zu bauen; jedoch muß il» ^ , 
Falle der Ueberländgrund die Eigenschaft eines HauSgrunve 
nehmen. . derlei 

Indessen muß doch immer darauf gesehen werden, ^ ^ e b s ' 
Häuser nicht in solchen Gegenden erbaut werden, in bellen ^ . 
ober anderes Gesindel eine Unterkunft findet (Hofoerordnung h , ^ 
Ju l i 1783, S . Abhandlung XV l . dieses Theils von der S ' ^ 
und Ordnungs-Polizei). 



Von den n. ö. Dommicalgütem und dem Bauernstände. 495 

§. 148. 

Wie verthei l te Hu twe iden zu behandeln sind. 

wzh. '^k lbei l te Hutweiben sind als Hausgründe in die Ge-
Xlii / " M ^ ^ e n (Verordnung vom 24. März 1770, S . Abhandlung 

Gz ^heiles von der landwirthschaftlichen Cultur). 
sieruna " " ' ^ - ^ "^ " ' "^^ ^"' Analogle des Wirkungskreises der Re-
d<lz ss> s" Absicht auf die Zerstückung von Bauermvirchschaften, über 
'N dls <;^^^^n einer Gemeinde um Vertheilung ihrer Hutweidgründe 
^Mt., ^"schuft ^.^^ Uebe» ländgründe, der Regierung aufgetragen, 
^ a s " wandeln (Hofkanzleidecret vom 24. März 1832, Hofz. 10,815, 

°o"z< 30,788). 

l») V o n den Hausüber länden. 

§. 149. 

B e g r i f f derselben. 

Gt^^usüber la 'ndgrü'nd« sind solche, worüber zwar eigene 
i«ttr«» i ^ " ausgefertiget werden, welche aber von dem Hause un« 

«nnilch sind. 

^ E lchen Normen die Eigenschaft eines Haus« 
uberlä'ndgrundeS zu beurthei len kommt. 

!^briae^/«"^a.en Vermeidung vieler unnützen Rechtshändel und 
-l'kemitnisse, ist pro norm» allerh. statuirt, dasi in allen 
len, wo aus herrschaftlichen llrbarien, Grund« oder Ge« 

leney »«^'"nntnisse, ist pro norm» allerh. statuirt, dasi in allen 
^brbi^ ' " ° ""^ herrschaftlichen llrbarien, Grund« oder Ge« 
durch ^ " ' " , oder auch auf eine andere rechtliche Art, als z. B. 
ein«g2^^"beres Instrument, Urkund oder Revers, oder durch 
srüy^b"a.e Präscription bewiesen .^rd, daß die Hausüber länd« 
^rlich ^ ^wer zu dem Hause gehörig, und von demselben unabson-
Nesy^^sen, derselben Verkaufung in »eparato kei-
lich, lis gestattet, sondern mit solchen, gleich den Ursprung« 
^«Nnt ^ "6g . l ' ünden gehalten, und hierdurch die gerichtlichen 
Wahlen ^ "gefaßt werden sollen. Zu welchem Ende Se. Majestät 
Unh n,i/ ^^ allen Dominien und Obrigkeiten im Lande kundgemacht 
U'ber l^ 'v lu werde, daß künf t ig bei den über die Haus. 
r«n, n ^ ^ " ^ ^ kurz oder lang erthei lenden Gewiih« 
länd« ^ ^ ^ ^ " e inmal die Eigenschaft der Hausübe r, 
r ich^ " " ^ beiden The i l en angenommen, oder durch 
C l a u s . , / l " Spruch erkannt wurde, jedesmal die 
stiick ei« ^ 'gedrück t werden sol l , daß dieses G r u n d , 

" Hausüberlä'nd, m i t h i n ohne Haus nicht ver-
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äußer l i ch fe i (allerh. Entschließung vom 30. Oktober t?72, "^ 
3273, O.70). < ««tll»" 

Den Kreisämtern wurde femer zur allgemeinen Berann 
chung, mit Rggs. Decret vom 5. November 1772 eröffnet: «^, 

Nachdem das allerh. Normale vom 30. Oktober 1772 <">" z, 
«ich vorschreibt, daß zur künftigen Vermeidung vieler unnützen " ^ j 
Händel und widrigen Erläuterungen in allen jenen Fällen, ^.^<h 
herrschaftlichen Urbarien, Grund« oder Gewahrbüchern, ^ l _ t , 
auf e,ne andere rechtliche Art, als: durch ein besonderes I n ^ A ^ z p ' 
Urkund oder Revers, oder auch endlich durch eine 32jährige P ^ ^ s 
tion bewiesen wird, daß die Hausüberländgründe immer zu b e w ^ , 
gehörig, und von demselben unabsonderlich gewesen, derselben ^ 
kaufung lr? seperato keineswegs gestattet, sondern mit solchen s . j , 
den ursprünglichen Hausgründen gehalten, und hiernach die s ^ A ^ 
che Erkennmiß abgefaßt werben sollen, welche Vorschrift " " ' * , ! < 
gegebenen Fal l , wo die in der Frage stehenden Ueberliinde d« 
seit dem Jahre 1720, folglich durch einen Zeitraum von 58 I " ^ , 
m allen Inventuren und Abhandlungen als Hausüberlände " ^ < 
wen, und als solche behandelt, somit jederzeit zugleich mit d e w / ? ^ 
veräußert worden sind; um so mehr ganz anwendbar Hütte gllU g« 
werden sollen, als der in dem obenerwähnten Normale entha .̂  
Ausdruck u n a b s o n d e r l i c h nach der Wesenheit des N o r m « " , , 
Prascriptionsfällen, nothwendig für eben so viel, als wenn «na ^ 
sonde r t gesagt worden wäre, zu nehmen ist, da widrigenfau , 
32jährige Präscription, weil solche da, wo die Ueberländgrund« ^ 
dem Haus schon für sich unabsonderlich sind, gar nicht erfordert ^ 
ficgen den Inhalt und die Absicht des Gesetzes in keinem Fall l« !^, 
Platz greifen könnte, so wurde solches in Zukunft gegenwärtig t " ^ 
t.'n anbefohlen (Hofkanzleiverordnung vom 21. November " 

Nr- 23). „ . . .n , i , 
Ueber eine Anfrage: ob die Ueberlänbgrunde eines Unter!»« ^ 

die beinahe seit dem Jahre 1710 immer beim Hause waren, ^ 
selbem trenn- oder noch untrennbar seien, wurde zugleich i " ^ g f , 
nachachtung in allen ähnlichen Fällen erinnert: die al lerh« . ? 
M a l v e r o r d n u n g vom 30. Ok tobe r 1772, welche l ^ ^ e 
g e n w ä r t i g e n F a l l e e inz ig und a l l e i n zur N i c h t s ^ ^ , 
genommen werden m u ß , e n t h a l t e k la r , daß die 1 ^ , 
ra te V e r ä u ß e r u n g der sogenannten Ueber länds ^ , , 
de n u r i n lolchen F ä l l e n nicht gestat te t werden l ^ 
wo aus her rschaf t l i chen U r b a r i e n G r u n d » ^^/.,i«he 
wäh rbüche rn , oder auch a u f eine andere s ^ ^ ' ^ g t ^ 
A r t , als.z. B . durch ein besonders Instrument, Urkunde od" ^ 
vers, oder auch durch eine 32jährige Präscription bewiesen w'lv' ^ 
die Hausübel ländgründe immer zu dem Hause g e h ö r i g , " Ars» 
demselben unab sonder l ich gewesen sind; da nun die ' " ^ ^ h l ' 
ge stehenden Ueberlandgl'ünde weder in den Grund» noch ^ ' 
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uchnn alz solche zum Hause ge-hörige und unab sonderl iche 
Grunde erscheinen, sondern vielmehr nur als freies und stets ver« 
«Usbares Eigenthum vorgefunden werden — da feiner hierüber keine 

.anderen Instrumenten, Urkunden oder Reverse bestehen, so sei es 
"em Anise! unterworfen, das, sie nach dem klaren Worte und 

^mne der angeführten höchsten Normalverordnung ihre Eigenschaft 
"Ht verloren haben, und daher auf die nämliche Art, wle sie zu der 
"""hschaft „ach und nach zugekauft worden sind, von selber nun-
^ .w ieder frei verkauft werden können, und zwar um so viel mehr, 

' hlerbe» auch die Präscription, auf welche vorzüglich die abweisli' 
z Kenntnis, sich gestützt zu haben scheint, auf keine Art Platz greifen 
^ . weil, um selbe geltend zu machen, wieder nach dem klaren 
^ M e der mehrgedachten höchsten Normalverordnung nicht sowohl 
.^saetum: daß die Hausüberlände seit 32 Jahren zu dem Hause 
U»b > ö ^ r l und von selbem nicht getrennt worden sind, angesehen 
dl»s "lmehr, daß sie hierzu gehörig und unabsonder l i ch durch 
s ' " Zeitraum waren, d.i. nicht verkauft werden d u r f t e n , erwie» 
d". ""den müßte, wovon doch in allen vorhandenen Urkunden gerade 
r».^, "spiel erscheine (Regierungsdecretvom24. Mai 1796, Regie« 
""ssiahl8509). 

llt» ^ " " "e weitere ähnliche Anfrage wurde erinnert: in der hoch« 
H" normalverordnung vom 5. November 1772 wurde zwar als eine 
bzMchafe eines untrennbaren Ueberländes der 3 2 j ä h r i g e Pesitz 
ziae «ü"" und demselben Hause mit festgesetzt, allein nicht als das «m« 
z^ . ^u i s i t um der Untrennbarkeit angesehen, sondern es müsse 
Ne< / l h bewiesen w e r d e n , daß der E i g e n t h u m e r et' 
. . l . . solchen Uebe r l ändes sei t 32 J a h r e n h e r , ob er 
y , ' H g e w o l l t h a t , doch nicht b e f u g t w a r , selben zu 

laufen, oder wie i m m e r vondemHause zu a l l en i ren . 
ss. . Da nun dieser letzte Umstand bei der damals in der Frage ge-
die. "5" Brandstatt nicht eintraf, so wurde dem Kreisamte erinnert, daß 
»vv«,, bel len Verordnungen, die eS einander aufhebend fand, ganz 
».^'vereinbart werden können, oder vielmehr vollkommen uberem» 
Za?"i"o sind (Regierungsd. vom 25. September 1798, Regierungs-

^"densind, als Hau^üb.-rlände anzusehen seien, wurde erinnert, daß 
" 'Über a l l e r d i n g s po l i t i sch entschieden weroen Mus« 

ein weitere Frage, ob jene Gründe, welche seit langer Zeit bei 
Word ^ u s e " " " " ' 'aber beim Verkaufe des Hauses zurückbehalten 

hier 
sz '» " l l r r o l n g ^ pv »» ^»»^v « »»», >v " ^ » " ^ » > -
20 o? " " c h e r En tsche idung die H o f v e r o r d n u n g vom 
Di's " o b e r l 7 7 2 d i e e r f o rde r l i che Richtschnur l i e f e r e . 
tre«n/"balte nun deutlich, daß jene Ueberländgründe, deren Un-
ini m '^ burch eine 32iährige Präseription erwiesen werden wil l, 
u n a ^ / ^ " bem Hause g e h ö r i g , und v o n demse lben 
zh«w« b ^ l i c h gewesen seyn so l len. Es bedürfe aber keiner 

" " " u n g , daß diese Unabsonder l i chke i t auf keine Art darge-
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than werden könne, w e n n d c r ^ l n t r a g , sie vom Hause.i 
t r e n n e n , n ie gemacht winde, und eben daher sc» es unumgans' 
llch nothwcndlg, dasi die T r e n n u n g ve,sucht und ss^° 
dert , und du , ch U n t e r l a s s u n g derse lben dle stlllsch"^ 
gen de, wo n icht gar ausdrück l iche C«n w »I l lg ung i . 
B e i b e h a l t u n g de» selben elsolat sei, welche sodann nach '̂  
Jahren >n eine Plä'scnption el wächst, dle d,e Willung hat, da^ 
wenn der Grund auch ;uuoi wllkllch tlennbar gewesen wäie, er^u 
au f l m m c r vom Hause u n t r e n n b a r werde und vom s^ 
auf keine Art weggegeben weiden rönne. 

Dagegen lönne der blosic 32)ähllge Besitz beim nämlichen Ha«! 
aus emem freien Ueberlande um so weniger em Hausüberländ <n 
chcn, als sonst der gute Wlrth m einer weit schlechteren Lage a^. « 
üble seyn würde, mascn der eiste nach 32iährlgem Besitze fem M 
freies Uebclländ, wenn ,hn au6) e,n unvelmuthetes Unglück trai' 
Nicht mehr verlassen und sich aushelfen tonnte, was doch dem letztere 
tmmcr fre» bleibe. 

Nun sei es nicht annehmbar, das; ein solcher Sinn in der ^ 
gezogenen Hofvermdnung jemals gelegen wäre. Hierzu komme ^ 
Noch welters, daß dlo G r u n d o b r l q le l t des Hauses einen l'"^ 
so lange be« dem Hause bestandenen freien Ueberländgiund ohne ^ 
solches Factum, wie schon erwähnt wuide, oder odne besondre E> 
wllllgung des Besitzers und des betreffenden Grundbuches, nie ^ 
Billigkeit «n eltten untrennbaren Hau)überländ umwandeln dU^ 
wc,l ihr unmöglich das Recht zustehen kann, be» emem ganz f ^ . 
den E l g e n t h u m e eine so wesentliche Eigenschaft »u ändern u 
sich dadulch einen entschiedenen. Nutzen zu velschaffen, so nue ^ 
l^rundbuche c«nen ausgemachten Nachrhell zuzufügen. 

Da nun be» dem gegebenen Falle, ausier dem lanqwiengen u" 
nnuinerb!o6)cnen Besitze der Glimde für »bre Hausübellä'nd'C»^ 
schaft kein andeler Beweis geführt weiden kann, so sei kc,n Ansta^ 
sie lv. Folae der obstehcnden ^iUNdsähc als für freie Uebcrländ«' 
cikenncn (Neg,erungsdecrct vom 42. Iänncr1802, Nggsz. 5 9 7 / ^ ' 

<-) V o n d e n F e l d l e h e n . 

§. 151. 

B e g r i f f der Fe ld l ehen . 

I n llntcl est.rrcich sind nämlich, wie bekannt, auf dem ?ande aUß 
den Städten und Mäl kten schon von ?llters her, alle m,t Grundstun 
gestiftete Häuser ,n laucer Lehen abgethe,lt, wovon der UNt 
schied unter den Namen der g a n z e n , h a l b e n , V i e r t e l ' « 
Achtel» Lehen noch »mmer desteht. 
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.̂ Dieses Land ei litt,edoch duich emlge Iahihundette verschiedene 
"^ucksfalle, als feindliche Einfalle, Verheerungen, gioße Feue,. 
«d Wasseischädcn u. dgl., wodurch mcht nur viele zu Dv l f austech-

«'tandene Hauftr, sondern soqar ganze Botschaften solchergestalt m 
.'"elodunq gefallen sind, daß selbe auch nach de, Zelt mcht wieder 
gestellt wmden. 
l>« / ^ " " Vun cm heile. Ganz», Halb , Vlettel- oder Achtel^ehen-
^ >uchr ^ ^ ^ erbaut worden, sondeln öde ve,blieben »st, d«e dazu 
^°>lq,'n G,unde zcdoch gleich ande,n m Feld oder Burgfned gelege« 
"l G»undstucken gebaut woiden, so wu,de, nach Ausweis veisch,ede-

^Ulballen, Gluzid» und Gewah,buche,n, auch andern Documenten, 
^," solches H a u s zu Do»f» , O c d - und F e l d g e b a u t ge-
^ " N t ; mithin, gleichwie solches nach Maß der Glundstücke zu 

°lf entweder cm 'ganzes, halbes, Vieitel- oder Achtel-Lehen ge 
. .^" , also ist es auch nachh»n »n dem Fe ld e»n der 
3'lchen Lehen v e r b l i e b e n , und von den über gebt» e-
h"en Grundstücken, e»n F e l d l e h e n i m m e r g e n a n n t 
y°^er<; und hlelln besteht die wahre Beschaffenheit der N^nmn 
^Eiqenschaft emes F e l d l e h e n s , welches, ob cS schon zuDon unt 
z " ' " Hause velsehen, zu F e l d jedoch d,e eigentliche Anzahl del 
n. k'Nem ganzen, halben, Viertel - oder Achtel Lehen eifoldelllchen 
^'ndssii^' beibehält und f^ltan nach Umstanden de, Besitzer bemoalt 
W ' Den Namen msondelheltllch bencffend, so kommt hier be<zu 
tz"', das; die F e l d l c h e n auch unter dem Namen Oeden und 

''"ndsta'tten bekannt sind. 
^ ^ellchtdesBtändisch-Verordneten Colleg,ums vom21.Ium1773, 
^ ' 1 ' <iur Nachllcht genommen von der Hoftanzle» m,t Declct vom 

'"Ul i 1773, Reglelungs-Intlmatton vom 3. August 1773, O.7K. 

§. 152. 

Beschaf fenhe i t und G a t t u n g der F e l d l e h e n . 

t^ D'e<e F e l d l e h e n sind von velschiedelsel Beschaffenheit, und 
"W allenfalls unter f ü n f e r l e i Gattungen betlachtet weiden: 

^ 1. B^i einlgen belle, Feldlchen, nachdem sie zu Dorf viele Jahre 
^wesen, sind Mit der Ze,t die öden Häuser m dem nämlichen Dol f 

g 'bei e» b a u t , und denselben solche Feldlehcn auf das neue zu-
i^ben worden. Gleichwie nun auf solche Alt aus diesen Feldlehen 
,hs "eigentliche Hausglündeaewordenund delmalen als Hausglimde 
o^rastanda, sowohl in <^,l7lnlc.,1i als l-ll8t,>.,Ii entlichten müssen; 

"nnen solche den Uebel lande, n dermalen beigezählt weiden. 
<l,c. 2. Finden sich Feldlehen, die velsch,edencn andeln schlecht qe« 
^"tey Häuseln zur besselen Stiftung schon vor vielen und langen 
l>esa ^ zugethellt wölben. Da nun dieselben sich dermalen bei de-
h Uten Häuft,n als wahie H a u s ü b e rlci Nde befinden, lonncn sie 

"°n Nicht meh, separilt weiden. 
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3. Zeigen sich Feldlehen, welche, da sie keinem Haus j e " " ! ^ 
gegeben woroen, als ganz freie mit einer gewissen Anzahl vels^ ^ 
ner Gründe versehenen Oorporn angesehen, auch deßwegett von « 
Besitzer zu dem andern, ohne mindester Hindernis) bisher " ^ " ! I ^z 
und veräußert wurden, dessen ungeachtet jedoch ein und andere < 5 ^ 
eines behausten LehenS als Robot oder Robotgeld, " " . 
Steuer u. dgl., nicht nur bei der Herrschaft zu tragen, Indern 
zu den Erfordernissen der Gemeinde eine verhältnißmäßige Abga 
reichen haben. . ^ z , 

4. Gibt es Feldlehen, worauf keine Schuldigkeit von emer ^ 
station haftet, sondern, welch« a ls f re ie verkäuf l i che 6 
lehen angesehen werden und von einem Besitzer zum ander» 
Widerspruch übertragen werden tonnen. Endlich ^ 

5. begehen Feldlehen, wovon im Lande sehr viele anzutresi 
sind, welche anfänglich zwar ein ganzes, halbes, Viertel« oder. 
tel»Lehen ausgemacht haben, während der Zeit aber, und i " ^ ^, 
vielen mehr denn hundert Jahren also zerstücket und auseinande -^ 
theilt worden sind, daß dermal ein jedes darin gehöriges ^ " N / ! 
von Aecker, Wiesen und Weingärten Andern zuständig, und si^ 
Gestalt für nicht anders, als ein pures U e b e r l ä n d gehalten 
den kann und muß (eoäew)» 

§. 453. 

W i e diese F e l d l e h e n nach i h r e n f ü n f G a t t u n g « " ' 
behande ln sind. 

Bei den ersten zwei Gattungen von Feldlehen findet keine Z " .^ 
ekung unter mehreren Besitzern Platz, weil derlei Feldlehen, t " ^ 
als wahrhafte Hausgründe, theils als Hausüberlände, welche,, 
m'o'ge allerh. Hofdecret vom 30. Oktober 1772 stets bei dem ^ " 
zu verbleiben haben, anzusehen sind. , -^ , 

Auch sind die Feldlchen der d r i t t e n Gattung nicht zu zersi« ^ 
weil hierdurch die herrschaftlichen Schuldigkeiten und Benutzung 
Gemeinden vermindert würden, es sei denn, daß derGrunbherrstl 
dieser seiner alten Iura begeben wolle. ^< 

WaS hingegen die v i e r t e Gattung betrifft, so steht nichts/ -̂  
gen, daß derlei Feldlehen mit Bewilligung der Grundobrigke»^ , ^ 
einzelnen Grundstücken zertheilet und mehreren Besitzern auf b"'9. «,,» 
Art, wie es mit den Feldlehen der f ü n f t e n Gattung, f"^ b" ^ 
Grundbüchern schon vor langen Zeiten in immerwährendem Geb ,, 
gewesen, in mehreren Gewähren ausgegeben werden tonnen, ^ ^ j 
Zerstückelung um so weniger zu verhindern und einzustellen s"/ ,, 
viele hundert derlei Feldlehen schon seit vielen Jahren so vielfalt'N ^ 
theilt worden sind, daß solche dermal unter eine Gewähr " . ^ «̂c» 
zusammen zu bringen, auch für die übrigen, die noch wirtlich u ^ 
theilt vorhanden sind, ein anderes Gesetz zu bestimmen nicht billig 
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y . "«nn gleichwie einem Grundherrn freisteht, eine Gewähr, 
>>l m " ^ ° ^^ ^ ^ °H ^ " ^ Ueberländäcker unter einer begriffen, 
!l» ! . " " " einzelnen Gewähren auf 1, 2 oder .3 Joch zu zerthei-

, also ßarm demselben auch bei einem verkäuflich freien Feldlehen, 
^."enfaUs verschiedene Grundstücke unter einer Gewähr begriffen 
Nick ^"" grundherrliches Recht unl 

"t genommen werden (eollom). 
grundherrliches Recht und Befugniß, solche zu zerlheilcn, 

fckl ? " ^ ^ ' ^ " Bestimmungen soll sich nun, vermVg allerh. Ent< 
Meßung vom 2^l. I u l l 1773, Regierungsintimation vom I.August 
<.^", l). 7ß, benommen werden, mit dem Bemerken, daß unter den 
""'prastationen nicht bloß die Robot, sondern auch all jeneS, was 
b,at > " Eigenthümer an allgemeinen, Dorf» oder Gemeinde-Schul» 
^ 'len, als nämlich die erkauften Steuer-, Mil i tär-, Einquartie« 

2'Concuvrenz zu entrichten oder beizutragen haben, verstanden werde. 

§. 154. 

"erbot der Zers tückung g e s t i f t e t e r B a u e r n g ü t e r . 

5, ^ie zu e inem Bauerngute gehörigen S t i f t ? oder söge« 
5^lNen H a u s g r ü n d e dürfen nicht zerstücket werden (Patent 
^ 29. October 1799, §. 4 ) ; und wenn auf einer cmphiteutischen 
st^bung ein neues Haus und eine damit verbundene Wirthschaft ge-
«ls^ '" '^» s" barf eine Zerstückung oder Zertheilung derselben n ie 
"Hehen (Hofdecret vom 9. März 1798). 

y §. 155. 

« w i e f e r n eine Zerstückung dennoch z u l ä s s i g ist. 
l , ! . ^ b e r n i s i der k r e i s ä m t l i c h e n B e w i l l i g u n g nach 

l ä u f i g e m E i n v e r n e h m e n m i t dem S t änd isch-Ver-
o r d n e t e n - C o l l e g i u m . 

^>n?^" KreiSämtern war schon durch das allerh. Cabinetschreiben 
3ol>s Jänner 1800 (Hofkanzleiverordnung vom 29. Jänner 1800, 
Z^ ^ 5 . ^ : Wirkungskreis der Landesstelle vom 29. Jänner 1800, 
ßtn ^ ^ ^ ^ P'' ' ^2) das Recht zugestanden, die Zer stückun. 
3l,. ^ " t e r t h ä n i g e r G r ü n d e , insoweit sie den bestehenden 

fallen nicht entgegen sind, zu bewilligen. 
!»!,<, " burch einzelne Verordnungen ") in speciellen Verhäng 
« ^ wurde dieses Geschäft in einigen Provinzen den Kreisämtern 
bei, st?.""""! und an die Länderstellen gezogen, welche hierüber mit. 
ley Aachen Collegien, der E v i d e n z des Ka tas te rs W i l » 

'Rücksprache pflegen. 
^ > l < r mit Hoftanzleidecret vom 6. März 1826, Hof^ahl 2402, 
a>Nt gesetzt , daß dieses Recht w i e d e r d l e Kjreis-
P * r , un te r Beobach tung der i n den verschiedenen 

" inzen bestehenden N o r m a l v o r s c h r i f t e n u n d Vor« 
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s» 
de 

chtsmasiregeln, nach gep f logener Rücksprache 
n ständischen C o l l e g i e n , und wenn le tz lere ke« 

?lnstand e rheben, a u s ü b e n so l len . ^^ooll' 
Handelt es sich blos; um eme wettere Instruirung des " ^ ^ ^< 

ständig erschöpften Gegenstandes, so wäre diese von Seite des ^ 
glums durch das Krelsamt einzuleiten. Fmden dle ständischen ̂  
gien aber m cmlelnen Fällen Bedenken gegen dle gesetzliche Z" " ' <j 
keit des Zerstüerungsactes, so haben dle ständischen College" 
Bedenken der LandeSstcUe zur Entscheidung vorzutragen. 

») Diese einzelnen Verordnungen lauten folgendermaßen: Mi t H"/olt>< 
beschnd vom 16.Juni 1801, Hofz 8773, Nggsz. 11.0l '., wurde z " 
nung und AufrechtlMung des Landeskaiasters und der Einlage, unuw^^ 
l,ch erfordert, daß das StanblschVcrordncteN'Collegium, wenn es M ^ 
Zerstuckung, Vertauschung oder Verdauung der Grunde handelt, y ) . ^ 
einen Einfluß nehme, und in die vorläufige R'enntniß gesetzt werde, g l " ? ^ 
auch dieses das jahrliche Eonlributions-Ausschreibungspatcnt mit sich ° ^ ^ 
die R e g i e r u n g angewiesen, wenn d e r l e i F ä l l e v o r ko " ^^<» 
sich f ü r o h i n a l l e m a l v o r l ä u f i g m i t dem besagte« ^ ^ßz 
g i u m i n das gehö r i ge E i n v e r n e h m e n zu setzen, " " v ^ d 
die Meinung desselben mit jener der Regierung nicht ubereinstlw 
wäre, die Sache der Äoftanzlci vorzulegen. M i t Hoftanzleidecret 
8.Iuni«03, Hosz.1?,56'i, Nggsz. 1t,1W, wurde ferner der R egier" ,^ 
nachstehende Weisung wegen Behandlung deljenigen Geschäfte, w" ,/^ht 
Veraußening. Zerstuckung oberVertausch>>nq unlerthaniqcr ^^uern^ ^ 
betreffen, welche die Hostanzlei an das nieoerösterr. Standisch-Vecordn ^ 
Collc^ium erlassen hat, mildem Bedeuten zugestellt, daß, da dteM"! sel 
Anlas ^u weiteren Irrungen behoben ist, sich auch die R e g i e r u n g ' " 
Gleichförmigkeit zu benehmen habe. Diese Weisung lautet: ^ hel 

Aus den Verhandlungen zwischen dem Verordneten - Kollegium u « H , 
Regierung habe man ersehen , daß in Fallen, wo es sich um die ? ^ 
ckung, Veräußerung oder Vertaufchung unterthäniger Nauerngrundev 
delt, sich der anstand ergeben habe, wo und wie diese Gegenstand 
verhandeln seien. ^« 

Nachdem nun bergcsehlichc und verfassungsmäßige Verbot, die 2^" 
gutlr ohne vorläufige Bewilligung der Staatsverwaltung zu ^ i^ 
oder in ihrem W'rthschafisstanbe zu schwächen, eine sowohl das allze ^ 
als das Privatdcste der betreffenden Untertanen bcziclende p^^^zen« 
A n o r d n u n g sei, die, so weit sie die sor-st freie Disposition des ^ , z 
lbumcrs beschränkt, sich aus dem Majestntsrcchte herleite, so werde ^ 
Eollegium von selbst einsehen, daß die Bestimmung darüber " " / De» 
po l i t i schen Landes- und H o f s t c l l e , welchen das dießtMae 
fugniß von dem höchsten Landesftirsten übertragen ist, zustebcn ko«n - . 

Hiernachqehorcalso die F r a g e , ob i n e i n z e l n e n Fä l l en ^, 
D i s p e n s a t i o n zur T r e n n u n g , Zers tüc tung oder Ve»^^, 
ße runq e ines B a u e r n g r u n d e s Platz g r e i f e n kon»e< .^, 
m i t t e l b a r zum E r k e n n t n i s s e (dama ls ) der L a n d e s ! « . ^ 
die überhaupt ft!r das Beste der Unterthanen und die Aufrechthaltuns 
politischen Anordnungen zu wachen habe. ,̂ ^ die 

Weil aber in derlei Fällen zugleich auf den La nd cökatai te ^ , 
Rücksicht mitgenommen werden muß, dessen Aufrechthaltung »nd «w ^ , 
heit die Linlags und Subrcpanitionssachen, ein instructionsmaßlge <^, 
handlun^sgegenstand des Standisch-VerordneteniEollegi^mS ausm»" 
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l» habe sich dieN e g i er u n g, wie rs bereits verordnet ist, i n so lchenFal« 
«n a l l e m a l v o r elner Schlu ßfassunq, m l t de m Stanblsch« 

" c r o r d n e t e n - C o l l e g l u m r n das E l n oern ehmen zu sctz cn. 
Diesem bleibe es unbenommen , sich die etwa noch notblg findenden Auf« 

"arunqen über die Beschaffenheit der Sache rn dem bebongcn Wege zu 
erschaffen, und dann habe solches seme Meinung darüber der Regierung 

^'tzutbellen, welche, f.rlls d»e Meinungen nicht übereinstimmend waren, 
as Geschäft der Hofstelle zur Entscheidung oolzulegen, in icdcm Falle 

. ver von dem Ausgange der Sache und d.i., gefaßten Entschluße, zugleich 
"s Verordneten (Folleglum zu verstandrgcn habe, damit dasselbe, wenn 
on-der betreffenden Obr,gt-lt, wie es das lahrliche <easschreibungspatent 
erorbnct. die Anzeige an das Kollegium von der erfolgten Bewilligung, 
°r wirklicher Veranlassung der Zcrstuckung oder Vertauschun^ geschieht, 
°egen Aufrechthaliung der Ordnung rn dem Kataster und der Einlage, wê  
°e>i lichtet, Voemcrt!un i in der Subrepartition Ul>d wcgcy gehöriger Ab« 
""b Z„schrcibung der Contribution das Nolhige verfuge. ' 
^ 3 n diesem aus Verfassung, Ordnung und Instruction sich gnindenben 
^ege ftten al,o die bemeldten Geschäfte, zur Vermeidung künftiger I r » 
Unqen zu behandeln, und werden rn dieser Gleichförmigkeit auch die 

^ndesregicrungen unter Einem angewiesen (hofkanzlelverordnun; an die 
Stande vom 8. Juni 1802). 

Als man ferner bemerkt hatte, daß von einigen Dommien und Unter-
yanen, sich in Fallen, wo es sich um Zerstuckungcn der Wirtschaften 
^er Veräußerung der Grunde handelte, uumtttelbar an das Standlich-
"crordnetenlüolleglum gewendet wurde, wo doch derlei Angelegenheiten 
«Um p o l i t l l c h e n E r k e n n t n i s s e gehören, so wurden die Kreiöam« 
^ angewiesen, zu verfrlgen, daß man sich k ü n f t i g i n a l l en der le r 
? " l l e n an das K r e i s a m t wende , welches die weitere Verhanb-
2""a einzuleiten habe (Regierungsdecret vom 41. October 58ltt, Rggsz. 
^"/113); und es mußten solche Grundzers t u ck unq en zur Be>ertl-
?""g aller ungleichen Benehmungcn. d a m a l s zur Entscheldunq der Lan« 
^ sstelle vorgelegt werden (Reglerungedecrct vom 23. März t«03, Nggsz. 
^ 53, an deren S t e l l e zedo ch n u n mehr das .Nrersamt w r e« 

^ g e t r e t e n ist. 

§. 156. 

'He V e r h a n d l u n g e n der k re i säm t l l chcn B e w l l l l -
gung v o r a n g e h e n müssen. 

Vor Erthelluna, der k re l säm t l rchen Bewilligung »st 
j ^ ^ der W l l t h s c h a f t S s t a n d der Vestlftung in Erwägung zu 

^ " i es sind ferner 
^ sämmtlrche I n t e r e s s e n t e n zu ve rnehmen , uNl> 

hell ^'^ auf dem Compler haftenden Lasten verhälmsimäßig zuver-

fen!' E r w ä g u n g des W l r t h s c h a f t s s t a n d e s des bet le f -
°en B a u e r n g u r e s . _ _ U e b c r l a s s u n g des Auömasies 

der B e u r t h e l l u n g der B e h ö r d e n . 

Hg ^aut Hoflanzleidecrets vom 8. I u m 1802, Hofzahl 17,50^, 
^ i . 11,159, ist das gesetzliche und velfassungömäsiige Veibot, die 
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Bauerngüter ohne vorläufige Bewilligung der Staatsverwaltung i , 
trennen, oder m ihrem Wlrthschaftsstande zu schwachen, «ine > ^ , 
das allgemeine, als das Prwatbeste der betreffenden Unterthanen 
zielende politische Anoldnung, d,e, so weit sie dl« sonst f r " ? . ? ^ 
sitivn des C'genthümers beschenkt, sich aus dem Malestätstt^ 
herleitet. .z h, 

Die mitAusübung dieses Majestätsrechtes beauftragte » ^ 
hat daher bei Erledigung solcher Trennungsgesuche genau zu "v ' . 
und zu ei'ölteln, ob der Wlrthschaftsssand der betreffenden V ^ l l ^ ß 
durch Trennung e»neS Theiles davon Nicht so geschwächt " " ^ ^ 
sowohl das allgemeine als Plivatbeste deS betreffenden llntertya 
««cht geschwächt weide, und überhaupt, ob solche wichtige Gründe 
liegen, um eine Ausnahme von jenem Verbote zu rechtfertigen. 

Die Hoftanzle» fand es jedoch weder thunllch noch « o t ^ N ^ 
ein allgemeines Regulativ für die Zerstückung von Rustlcal'GruN 
fmtan festzusetzen, sondemnach den »n jedem einzelnen Falle e"treten 
besonderen Verhältnisse die Entscheidung zu fällen (Hofkanzle'd" 
vom 8.0ctober 1807, Hofz. 18,959, Rggsz. 34,497). 

§. 158. 

4 l l 2. V o r l a u f i g e V e r n e h m u n g a l l e r h i e r b e i beth^ 
l l g t e n I n t e r e s s e n t e n . 

Nachdem die Ertheiluna ausnahmswe ise r Bewilligung 
Grundtrennungen bei unte» thän,gen, dem Besilftungszwange " ^ 
liegenden Wnthschaften die Beachtung und gehörige VernehwU^ ^ 
allfälllgen Gerechtsame sä'mmtllcherbethelllgten I n t e ressen t« ,̂ 
vo,ausseht, zu den dleßfälllgett Interessenten aber auch die ^ ^ 
Herrschaften hinsichtlich ihrer aufsolchenWu thschaften haft" '^" ^ 
b a r i a l g e r e c h t s a m e gehölcn, so folgt hieraus, daß vor ^ , ^ ^ 
lung von belletTlcnnungsbcwllligungen auch die G r u n d h e r r ! ^ 
ten gleich den G l ä u b i g e r n veinommen weiden müssen, ^ A X ' 
allfälllgen Einsplüche oder sonstigen aus diesem Anlasse zu " .^ 
d « Ausglelchungs'Anträge wüldlgen, und nach Befund d»e "^^<>< 
Bewilligung erthellen, wenn die Einsprüche auf statthaften ^ 
den blühen, selbe verwelgcln oder im entgegengesetzten Falle l>< 
oder unbedingt zugestehen zu können. ^ . ^ 

Dieses Ve»fahren ,st daher m solchen GrundtrennuNgs'"^ 
^enheltcn jedenfalls von dem Klelsamte elnzuschlaaen, und s ^ ^ i l 
dem definitiven Elkenntnlsse über dl« angesuchte GlundtrennuNg 
Vorbehalt des weltern Necmsis vorzugehen. . -hstl 

M i t dem Begehren einer Grundherrschaft, daß die von einem ^ 
Grundholden angesuchte Bewilligung emer Glundtiennung " " " z F 
Z u s t i m m u n g der erste ren, vermöge ihres OberelqeNthu ,^, 
u n b e d i n g t abhängig elklart werde, wurde sie jedoch ^ 6 " .^el, 
mdem das herrschaftliche Obelelgenthum wohl den Anspruchs 
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^ 'N solchen Fällen die gehörige Beach tung und V e r w a h r u n g 
.Hlundherrl,chen Gerechtsame gegen Beeinträchtigung von Gelte der 

h ' ' ' ^ n erfolge, es aber immerhin den Letzteren überlassen zu bleiben 
ilz«/̂ . ä" erkennen, ob die Verwahrung lener Gerechtsame nach 
^ llhaffenhett des Falles von der Veiwelgcrung der Tlsnnungs'Be« 
n. 'sung abhängig se», oder ob und unter welchen Bedingungen d«e 
^ "gung ohne Gefährdung der grundherrschaftllchen Ülbarlalge« 
h , ^ " e erthe»lt werden könne (Partlcular'Hofkanzlel-Entschlleßung 

"23. Juli 1835, Hofz. 18,730, Nggsz. 41,385). 

^ Daß hiernach nach der Analogie des Patentes vom i . November 1798, 
grundbucherlich vorgemerkte Glaubiger ihre einwilligende Erklärung ab. 
«ugeben haben, versteht sich von selbst. 

§. 159. 

"u 3. V o r l a u f i g e v e r h ä l t n i ß m ä ' ß l g e V e r t h e r l u n g 
der Lasten. 

Hy.2n einem Falle, wo eine Grundtrennung von einem Hause be» 
, 'get woldM war, wegen gehöriger AusMlttlung und Abthc,lung 
bia»^- ^«getrennten Grundparzellen entfallenden U r b a r i a l g i e « 
y ^ ^ < t e n n,chtS geschehen zu seyn schien, wornach die Herrschaft 
>vlrfl? Häusern und den getrennten Parzellen einen höhern Dienst 
h<,.. ^ bezog, als sie flüher vom ganzen Guts «Complere erhalten 
5tn»^ ^ wurde der Regierung hierüber die nachträgliche berichtigende 
H "Handlung aufgetragen (Hofkanzlelbecret vom 23. Apr»l 1835, 
" l i -9432, Rggsz. 23,977). 

"Diese Entscheidung bestätiget den Inhalt des in mehreren Weilen citlrten 
Hcfdecretes v. 23. September l?ö<, wornach bei Zerthellung eines Bauern^ 
gutes dieaufselbem haftenden Gchu l d igkei t en verha l tn lßmaßig 
unter die neuen Besitzer dergestalt vertheilt werbe, daß die auf die 2heile 
»elegle Schuldigkeit jene nicht übersteige, welche dem Ganzen anllebt. 

§. 160. 

^.^ d i e ß f a l l S i nsbesondere bei B a u e r n g u t z e r s t ü « 
"Ngen a u f V e r a n l a s s u n g von G e w e r k e n vorzu« 

gehen ist. 

H . Wenn ein Theil eines Bauerngutes von einem Gewerke erkauft 
ben ^. ^ ^ ^ " ben auch künftig zu bestehenden Rustlcal-Rücksitz ze» 
v. d ! ^^ hinlängliche Bedeckung an dem erforderlichen Holz, Streu 
>verl? ^ ^^" i« veräußernden Waldungen vorläufig sichergestellt 
h. ?/" (Hofkanzlelbecretvom 2. Iu l»1807, RegleiUNgsciicular vom 
ein. <?"lt 1807, I. l i t . c). Auch lN ênen Fällen, wenn ein Gewerk 
,s s c h e l l deS erkauften Bauerngutes wieder veräußern wollte, kann 
leb!», " ' " " ' ^ Bewilligung (damals der politischen Landesstelle, 

des Krelsamtes §. 155), und unter zenen Vorsichten, welche m 
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Rücksicht auf die Grundzerstückungen für alle Nusticalgrundbesi^»' 
155 überhaupt vorgeschrieben sind (enä. I. l i t . t'). , ^ , 

Wenn ferner de» einem ordentlich bestellten Bauerngute nach 
schlag des eigenen Holz- und Strcubedarfes noch ein größerer ent̂ v 
licher Waldstand vorhanden ist, so kann solcher mir Bewilligung ( 
mals der politischen Landesstelle, ,etzt des Kreisanites §. 155) ^ ^ 
Berg-, Rad-oder Hammerwerk überlassen werden, wenn er von v 
Eigenlhümer an demselben mit grundobrigteitlicher BeistiMlN' 
hintangcgeben werden will. .>, 

Da es aber den Gewerben weniger um den Besitz, als U lN^ 
Benützung des HolzeS zu thun seyn kann, so ist in der Regel de" 
werken der embehrliche Bauernwald nur auf einmalige Ablto" 
zu überlassen; das Eigcnthum des Waldes aber hat bei dem Baue 
gute zu verbleiben. . ^ 

Sollten jedoch ganz besondere Umstände die wirtliche Itikam 
eines entbehrlichen Bauernwaldes nothwendig und rachlich maH 
so soll solcher nur unter folgenden Bedingungen gestattet werden^ 

i») Die eintretende Notwendigkeit des Kaufes von Seite te? 
wcrkeS, und die Entbehrlichkeil des zu erkaufenden Waldantheilesi 
eigenen Bedarfs des Bauerngutes, muß vorläufig von der p°""'?«, 
Behörde gründlich, erhoben und sich in Rücksicht auf ersterett ev 
falls mit der montanistischen Behörde in das Einvernehmen gesetzt 
dcn (cuä. I I . l i t . i»). ^ 

d) Wenn ein Gewerk mit einem solchen Walde ein sogen^F 
Raumrecht errauft, so soll er verpflichtet seyll, solches zum ^ " 
recht anwachsen zu lassen («oä. I I . l i t . c ) . ., ^ 

«) I n Rücksicht auf die herrschaftlichen Laudemien und Geb"? 
gilt das, was §. 134 l i t . <l angeführt worden ist ( I I . l i t . ä). ' H 

H) Sollte ein Gcwerknur einen unbedeutenden Theil eines" 
den bestehenden Normalgrundsätzen, zur Zerstückung geeigneten ^^. 
erngutes, zu einem nothwendigen Haldensturzc oder ^u einem "5/ -
gebaude, wenn nicht nach den Berggesetzen die Abrietung u"^ '^ . ' 
bar gefordert werden kann, mit freiwilligem Einverständnisse b^ ,, 
sitzers, und mit Bewilligung seiner Grundherrschaft ankaufen'"".^ 
so sind dabei jene Vorsichten zu beobachten, welche für Fälle o»'lo 
stückung eines Bauerngutes vorgeschrieben sind (^nll. I I . ) . . ẑ 

Rücksicht ich der von den Gewerben an sich gelösten Theile e> 
Bauerngutes, heißt es ferner ebenfalls, das; die verhältnisin^ . 
Vertheilung der Steuern und Lasten, nach den wegen Zerstu^ ^ 
der Bauerngüter bestehenden Vorschriften veranlaßt werden soll (̂  
I. l i t . e). /l» <> « <" 

Die verhälmißmäßige Vertheilung der Steuern und ^ ^ . .^, 
Betreff einer solchen Grundtrennung muß vorläufig von der ^ , 
halterei rectisicirt, und der auf solche Art ausgewiesene Theil, ^ < . 
alle auf den Besitzstand fallenden Lasten, müssen im gleichen Verhalt 
von den kaufenden Gewerten übernommen werden Ovo. I I . w» 
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§. 1K1. 

Was nach e r f o l g t e r k r e i s ä m t l i cher B e w i l l i g u n g der 
G r u n d t r e n n u n g zu geschehen hat. 

,. Nach erfolgter kreisa'mtlicher Bewilligung ist von der Grundhen-
^aft bei dem Ständisch'Verordneten Collegium, wegen Berichtigung 
ls st^dlschm Katasters unter Vorlegung der Verhandlungen emzu-

Meiten, und es ist auch in dem Grundbuche die nöthige Ab- und 
suschreibung zu versüßen. 

§. 462. 

^"as m i t den ohne kre iSä 'mt l i che B e w i l l i g u n g von 
einem B a u e r n g u t e w e g g e k a u f t e n R u s t i c a l g r ü n d c n 

zu geschehen h a t . 

.. Da es eine der wesentlichsten Bestimmungen der Landesverfassung 
's, daß die zu einer unterthä'nigen Bestiftung gehörigen Hausgründe 

3'^t getrennt werden, so müssen da, wo dies; ohne Bewilligung der 
^dessteUe geschehen ist, die getrennten Gründe reclamirt und zum 
^use zurückgestellt werden, wenn auch die Trennung vor noch so lan-
8'l Zeit vor sich gegangen ist (Hofkanzleid, vom 30. April 18 l7 ) . 

Dießfalls ist zwar von Seile der politischen Behörden ein Ver-
Al'H zu versuchen, falls jedoch keiner zu Stande käme, ist der 
Hausbesitzer mit Reclanurung seines Eigenthumes an den ordentlichen 
Achter zu weisen, und erst, wenn er sachfällig werden sollte, ist die 
"ennung des Grundes zu genehmigen und zur Ausführung zu brin^ 
U"» (Ho'fkanzleid. vom 31 . vctober 1817). 

v . E r b f o l g e o r d n u n g i n b e s t i s t e t e n 
B a u e r n g ü t e r n . 

§. 1b3. 

D a r s t e l l u n g derselben^ 

.. Zur Handhabung des Bestiftungszwanges besteht endlich rütkstcht-
"<h der best i f te ten Bauerngüter folgende E r b f o l g e o r d n u n g : 
5 t . I n dem Falle der gesetzt ich« «Erbfolge auf einem gestifteten 
^ayerngute, und wenn nicht schon der Vater das Bauerngut einen« 
'̂Nde namentlich zugedacht hätte, soll bei der Theilung zwischen meh

r e n Kindern das Bauerngut allezeit dem ä l tes ten S o h n e , wenn 
?le Grundobrigkeit gegen denselben keine gegründete Einwendung hat, 
^Nst aber dem nächsten an ihm, und im Abgange eines Sohnes, der 
'lteren Tochter zugetheilt werden (Patent vom 27. october 1790, §. 5 ) . 
. 2. Wenn aber der überlebende Ehegatte, Mann oder Weib, schon 
"l dem Miteigentum« des Bauerngutes stehet, ist einem wie dem an« 

l. 33 
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dein gestattet, auch den erledigten Theil, also das ganze BauewgU^ 
an sich zu lösen («oävm §. 6 ) . 

3. WerdaS Bauerngut auf die in beiden bestehenden Absätze« be/ 
merkte Art an sich bringet, ist schuldig, die Erben oder MiterbenN^ 
dem wahren Werthe des Gutes, wie er entweder durch gütliches 2< 
Verständnis; oder ordentliche Schätzung bestimmt wird, zu befriedigt 
(oollem § 7 ) . 

4. Ist der Besitzer eines Bauerngutes ohne Kinder versterben, > 
bleibet der Wittkür der Erben, jedoch mit Bestimmung der GruN 
obngkeir, überlassen, wem aus ihnen sie das Gut zutheilen, oder 
sie es veräußern wollen (oo<Ieni §. 8 ) . 

I n dem Falle endlich, daß der Erblasser ke ine N a c h t s 
menschaft hat, und daher dessen Aeltcrn und derselben Nachkol" 
men in seine Erbschaft treten, hat folgende Erbfolge einzutreten. 

1. Wenn ein in dem Besitze eines Bauerngutes befmdllcher U^ 
terthan, er mag großjährig oder minderjährig seyn, ohne letztwiws 
Anordnung stirbt und keine Kinder hinterläßt, wird das Bauerng" 
an se inen V a t e r , wenn solcher noch lebet, und wäre er schon ^ 
sterben, an dieses Vaters ältesten noch lebenden Sohn, und wofel 
keiner vorhanden wäre, an die älteste Tochter übertragen. 

Wäre weder Sohn noch Tochter mehr am Leben, wird daS Vauel' 
gut dem ältesten Enkel aus dem ältesten der Söhne, oder in de^ 
Ermanglung aus der Töchter zugetheilet. 

Hinterließe aber der ohne Kinder und letztwillige Anordnung"/' 
storbcne Besitzer eines Bauerngutes, weder einen Vater noch! "... 
Nachkommenschaft von demselben, doch aber eine Mutter, so erh" 
diese, als alleinige rechtmäßige Erbin, auch den Besitz des B a U ^ 
g ites (Patent vom 25. Juni 1789, §. 1 ) . 

2. I n allen diesen Fällen tritt der Erbe das Bauerngut mit all^ 
den Begünstigungen an, welche für den Fal l , daß solches an ein l ^ 
liches K,nd übergeht, festgesetzt sind; doch immer auch unter der ^ 
dmgung, daß er den allenfalls vorhandenen gesetzmäßigen Miterdl, 
ihre Erbsantheile mit barem Gelde fristenweise abtrage (eoä. §. " ' 

3. Wenn jedoch weder Vater, noch Jemand von dessen 3?A 
kommenschaft, ingleichen auch die Mutter nicht mehr am Leben w s ' 
und daher die ganze Erbschaft auf die Nachkommen von der Mut' 
Sette fiele, bann verliert Alles, was in den Gesetzen wegen 3^y 
lung des Bauerngutes an einV einzige Person, und zur besond^ 
Begünstiguug des Uebernehmers angeordnet ist, seine Wirkung " 
Anwendung (eoä. §. 3 ) . Nücksichtlich des grundherrlichen H"'" ' 
falleS erb loser Bauerngüter S . §. 427 dieser Abhandlung. 



Von den n. ö. Domimcalgütern und dem Bauernstand?. 509 

I I I . A b s a t z . 

Von den e i n z e l n e n g r u n d o b r i g k e i t l ichen G e 
rech t s a m e n. 

§. 16g. 

l g l i f f d^^ g r u n d o b r i g k e i t l i c h e n Gerechtsame. Ur« 
ba r ia l rech te im engeren S i n n e des W o r t e s . 

l ^rundobrigkeitliche Gerechtsame sind die einem G r u n d -
l ^ t n , als solchen, zustehenden Rechte auf Geld», N a t U r a l -
y, A ibe»ts le»stungen von Sc l« semer U n t e r t h a n e n und 
^ ^ n d h o l d e n . 

^.^«ese Gerechtsame bilden den wichtigsten Theil der U r b a r i a l -
^ ^ l« (si^^ § 55)^ und werden daher auch Urbarialrechte i m 

8ern S l n n e des W o r t e s genannt. 

lltl, ^ l e n Gerechtsamen sind die Ur b a r i a l s c h u l d i g k e i t e n , 
^iallasten i m enge rn S i n n e des Wortes, correlatlv. 

§. 165. 

l>/! S t i f t u n g neuer A n s i e d l e r können landesge-
^"Hl iche V e r b i n d l i c h k e i t e n ausbedungen , be ia l ten 
' ^ l f t e t e n können aber keine neuenLas ten aufge» 

b ü r d e t werden . 

h Da es keiner Obrigkeit verboten ist, sich bei Gelegenheit von 
H.!?bb: u„o Wllchschaftsüberlassungen an neue Ankömmlinge und 
s,^l>l«r, Gaben zu stipuliren, ^ ^ ^ ^ ^ - ^ ^ gegen die Gesetze, 

s» . « ^ n v i e l m e h r a l l g e m e i n landesgeb r ä u ch lich s ind , 
l^ "Nllen sie auch z. B. die Verbindlichkeit zur Entrichtung eines 
l^Uars durch Contiacte bei lhrer Ansiedlung übernehmen (Hof-
"'lhlithung vom 11 . Jänner 1803). 

seil, ^ ' Stiftung eines ande rn Unterthans, dürfen dagegen dem-
h. ^ von Seite der Obrigkeit keine anderen Lasten aufgebürdet wer? 
^ I als welche von dem f r ü h e r e n Besi tzer entrichtet werden 
Men (Host, vom 31 . Oktober 1772). 

§. 166. 

A u f f ü h r u n g dieser Gerechtsame. 

Kz ? " grundobrigkeitlichen Gerechtsame, welche schon in dem 
« l ^ . ^ M r . ineorp.'I'it. lV. Uttd V. aufgezählt werden, und welche 

" ' " aus der Natur des zwischen Grundherrn und Unterthanen bs« 
3 3 ^ 

'"">,der 
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stehenden politischen Verhältnisses, oder aus einem l. f. Pr iv i legs 
oder aus Gesetzen und Verordnungen fi«eßen, zerfallen: 

I. m das Recht auf U n t e r t h a n S g i e b i g k e i t e n , 
i l . in jenes auf A r b e i t s l e i s t u n g e n , und . . ,, 
H l . m das Recht der gutsherrlichen oder P a t r i m o n i a ' ö 

r i c h t s b a r k e i t . , ^ 
I n d.m §. 4 jenes Titels heißt es zwar auch, der Grundy 

habe d>c ausgeschriebene S t e u e r und andere LandeSaN 
gen von den Unterlhanen einzuheben. .. 

Diese Einhebung »st jedoch nunmehr, seit Einführung des Or" 
steuer Provisoriums im Jahre 182t), und des lm Verwaltung? ^ ^ 
1̂ 835 »n das Leben getretenen allgemeinen Grundsteuer-Kalastk'^ 
bestimmten S t e u e r b e z i r k s - O b r i g k e i t e n übertragen l ^ ^ 
Abhandl. XXIV. dieses Theiles, von den direkten Steuern). 

I . Von den Unterthans-Giebigkeiten. 

>V.Von den Unterthans-Giebigkeiten überha"pl' 

§. 167. 

P f l i c h t der U n t e r l h a n e n zur E n t r i c h t u n g der l l n ^ 
t h a n s g i e b i g l e i t e n , und Recht der Grundobr igke« t 

s»e zu f o r d e r n . 

Die Unterlhanen haben ihre auf das Gesetz, auf V e r l " 
r u n g oder V e r t r ä g e beruhenden Giebigkeiten an ihre Grundod 
keilen abzuführen, und somit haben die Obrigkeiten auch das 3 " ^ 
bei dem Grundbuche ihre an ihre Unterlhanen zu machen ha^" g. 
grundherrlichen Forderungen vormerken zu lassen (Patent vott» ^ 
März 1783, Hofd. vom 4. Jänner 1783). 

§. 168. 

G r u n d h e r r l i c h e G i e b i g k e i t e n können pauscha'l^ 
werden . 

Wenn die Obrigkeiten mit ein oder dem andern Besitzer l l " 
thä'niger Realitäten auf ein Pausch Quantum über die Herrschaft^ 
Gaben contrahir'i haben, und beide Contrahenten damit i " ^ «,< 
sind, so sind sie hierbei zu belassen, qui» «zuilibot ^uri »uo r^" 
tiare ziutezt (Stand. Verf. v. 1782, §. 8 ) . 

§. 169. 

W i e stätige und ve rände r l i che . G i e b i g k e i t e n i n A N ' ' 
hun.g der V a l u t a zu behande ln s ind. 

I n Absicht auf die Giebigkeiten der Unterlhanen an ihre 0b>'^ 
leiten, sind stätige und v e r ä n d e r l i c h e Zinsen, Reluit«o 
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1 

"Ohre 

/^- w., nach Vorschrift des F,nanzpatentesvom Jahre 1811, §§. 12, 
" ' N und 15 zu behandeln. zu behandi 

Es kommt also hier der U r s p r u n g dieser Verpflichtungen, die 
und Termine, wann sie wechselseitig eingegangen worden sind, 

>v» » " ^ ^ ' "''^ b ' l ^ geschehe», ,st, zu berücksichtigen; ,n Fällen, 
klagen darüber entstehen, sind sie nach den Grundsätzen des er« 

ahnten Patentes zu behandeln (Nggs. Circular vom 18. Mär; 

, ^oitlaufende, von Zeit zu Zelt wiederkchrendeZahlungen an Zin« 
, ' ""Nen,P^chischlllingen, Dienst-, Zchent-, Robotrelu»t,onen U.dgl. 
2^' von dem letzten Zahlunastcumne an, bis 14. März 1811 m B. 
''dach dem vollen Nennwerche, von da an aber, nach den Vorschnf-
H.b" §§. 12,1.5, 14 und 15 des Patentes vom 20. Hornung 
^ ^ , zu cnt'.lchien. Sind vor dem 15. März 1811 verfallene Ter-
. Zahlungen rückständig, so müssen sie nach der Scala der Verfall-
H «mer jeden deiselben beilchtiaet werden (Allerh. Encschl. vvm 13. 
"vember 1811, Rggs. C,rc. vom 14. November 1811, §. 3 ) . 

,. Ueber eine Anzeige endlich, dasi mehrere Dominien die Gaben 
M vom 1. November 1810 b,s 15. März 1811, 5fach ,n B< Z. 
»vl, ^ ^ " llnterthanen und Grundholden emgehoben haben sollen, 
s«n> ^ ^mals den Krcishauptleuten aufgetragen, unverzüglich selbst 
Hn ' ^^ ^"^^ die unterhabenden Kreiscommissä're, unvermurhet und 
» k vorausgegangene El'ossnung, auf verschiedenen obrigkeitlichen 
t, Kleien hierüber die genaueste Erhebung zu pflegen, Mit den Un 
jll l °n und Grundholden duich bevollmächtigte Ausschüsse förml'ch 

l^Uldiren, ihnen hiernach Alles das, was zu viel emgehoben wurde, 
dor? Quittung zurückzustellen und die Quittungen sich zur Einsicht 
Hz'anzulassen, beinebens die gesetzlichen Strafen (§. 996) zu ver--
^ ^ N , und d<nüber die Anzeige an die Regierung mit der Bemer-
!>l>̂  ^ ei statten, welche Dominien von dem KreiShauptmanne selbst, 
!̂  welche von den KrelScommlssaren untersucht worden sind (Regier. 
^>°ldn. v.20. Dec. I ^ l l , Z. 39,325); und als dennoch viele Ob,,g-
t ,^" 'chc nur die Patrimolnal-Gerichtstaren, sondern auch die Ur-
llhs ^ l ' G l e b t g k e i l e n der Unterthanen in k l i ngender M ü n z e 
f , / ' ^ ' t en , zu welch letzterer Forderung die Obrigkeiten nicht be-
«y^'gtt sind, wurde m»t MlNistenal-Schrelben vom 26- März 1821, 
sf. ^ W.Z. 338, Ragsi.1'<,2s^,, erinnert, es müsse dieser dasGc-
gol,/'^ "̂̂  Absicht der Staatsverwaltung hinsichtlich der Urbar««!-
,^.,." auffallend verlchende Unfug auch deßhalb sogleich abgeschafft 
^ ^n, weN hierdurch der Unterthan Nicht nur sehr geblockt «st, son-
Nr,ff ° " ^ ^""^' Steuei fähigkeit und sein Vermögen5stand sehr ange« 
Üeiiu" ^''^^' ""b cs se,en daher d,e wirksamsten Maßregeln zur Ab-
!eut " ^ ' ^ ^ ^ Unfuges, wo er besteht, einzuleiten, und die Kreishaupt-
sei, "5^"' velsönlicher Verantwortung auf das Ernst!»>l>ste anzuwcl-

' ^escn hier und da eingeschlichenen Mißbräuchen M't Elfer nach-
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zuspüren, und, wo er ausgeübt wird, dessen Beseitigung mit 
cher Strenge sich angelegen seyn zu lassen. 

§. 170. 

W a n n eine ze i t l i che B e f r e i u n g von g r u n o h e r r l l H 
Abgaben e i n t r i t t . 

Die Untcrchanen sind in folgenden Fällen von der Entricht 
der grundherrlichen Abgaben a u f eine gewisse Z e i t bes 
und zwar: 

1. A u f z w a n z i g J a h r e , wenn Gründe, die bereits v ^ 
dem Nectisicacions Normaljahre 1750 öde waren (Neu risse), ^ 
Beschaffenheit der Lage auf was immer für eine Art bebaut 
fruchtbar gemacht werden ( S . §. 795, Patent vom 17. April 1784/b'z 

Auch sind sie dann zur weitern Entrichtung für das künftig ^., 
mit derselben Dominical-Prästation zu belegen (Patent vom 3"' 
vember 17l^0, §. 1 ; Patent vom 17. April 1784, § . 2 ) . . . 

2. Wenn ferner Untcrthanen Gründe, welche aus M a n g e l s 

solche Felder, die e in ige J a h r e 'o'de liegen, dann aber durch ,̂ 
oder zwei Jahre gebaut, und nach Verlauf solcher Zeit unbenutzt ,̂  
lassen worden sind, obiger Begünstigung n icht zu erfreuen; " N ^ 
zur bessern Benützung gebrachten H u t w e i d e n genießen nur d«e « 
aünstigung, nicht höher als vorhin belegt werden zu dürfen (^ ' 
792, Patent vom 17. April 1784, §§. 2, 3, 7, 10). 

Uebrigens versteht es sich von selbst, daß Obrigkeiten ihren" ^, 
tlianen auch ihre Giebigleiten ganz oder zum Theil nachsehe" >, 
nm. Auch sind Umenhansrückstände, welche Unterthanen von ^ < 
ihrer Obrigkeiten durch Testament nachgesehen werden, sogar f l " 
der Erbsteuer (Patent vom 10. October 1810, §. 13 f.).» ., 

Was endlich die Schuldigkeiten der zu anderem Gebrauche v e l ^ 
dctenKirchen- undKlostergebäude anbelangt, ist verordnet: daß ' ;, 
Gebäude, sie mögen von dem Neligl>nsfonde vcrwalrer oder an >^ 
raten, zu was immer für einem Gebrauche, übergangen sepN/ 



Von den n. ö. Dommlcalgittern und dem Baue»«stände. 513 

^übergehen, derzeit, und b»S zur neuen Steuer « Regul»rung 
^Ne anbeten, als d»e nun wirklich schon haftenden obrigkeitlichen 
^«n zu tlaqcn haben; daß jene Kloster- und Kllchengebaude h,nqe-

?^, welche zu öffentlichen Staatsanstalten, als zu allgemeinen Vcl 
^ungshäuseln, Mllllär-Kaft'nenu. dg«, schon velwendet wölben sind 
^ noch verwendet werden dmfcen, sofort te»ne Gattung von P n 

^nutzen l'xngen, von allen diesen Kosten, w»e sie immer Namen 
3 " « , f>e, zu lassen seien (Hoflanzle,d. vom 27. December 1785, 
" b m . Intlmatlon vom 6. Jänner 1786). 

§. 171. 

" t e r t h a n s - F o r d e r u n g e n an sich zu b r i n g e n , »st den 
ob r i gke i t l i chen B e a m t e n u n t e r s a g t . 

. Obrigkeitliche Beamte, welche es sich zum Geschäfte machen, Fol 
tUngen an G e r i c h t s Insassen «ener Obl »gleiten, be, denen sie 

."gestellt sind, an sich zu blmgen, sollen von ihrem D'enstplatze ent 
!""t werden (?lllerh. Entschl. vom 29. Ma» 1835; Hoftanzleid. vom 
" - Juni 1835, Z. 14,822, RggSz. 34,449). 

§. 172. 

V e r b o t gesetzwidr iger A b f o r d e v u n g e n . 

. Gesetzwidr ige Abforderungen von den llnterthanen von Seite 
c5dbs,a,keicen ""d ihrer Beamten, sind v e r b o t e n (Hofd. vom 3 1 . 
^ l t l 7 ? 3 ) . 

^ Die Henschaften dürfen nach der Landesverfassnng und nach 
,,^ leiste und den Wollen der Rect>sicatlonspateme, weder ihren 
""lmbanen c,ne neue l?ast aufbürden, noch eme Leistung, die sie 
^ t fai^t haben, foldern; denn, so w,e Unterthanen verbunden 
^ ' lhle Schuldigkeit pünktlich »n Elfüllung zu setzen, eben so ist 
^ Obuqletten und «hlcn Beamten untersagt, von den Unterthanen 

,^bem Kataster mcht enthaltene Abgaben zu bcheben, so, daß die--
s"!sen, die oelqcstalc noch bestehen, abgeschafft sind. Wie solche ge 
'b"che Abfoldeiunqen ;u ahnden sind, kommt »m K. 996 vor (Hofd. 
°"l5.Decembel 17^3). 

§. 173. 

K o n t r o l l e über die r i ch t ige B e h e b u n g der Un te r -
t h a n s - G l e b i g k e l t e n . 

y. Gcsammte Obrigkeiten wurden bereits vermittelst des Ständisch-
"^oldneten Collcglums »m October 1771 angewiesen, daß sie emem ze-
'N, wo «mmer hmgehöllgen Unterthane, welcher e,neDoMlN«calgabc 8„h 
'"ocullyuetiwlo zu leisten hat, hinüber emen blsondern obr lgke l t -
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l lchen G a b e n - E r t r a c t hinauSgeben sollen, damit sodann h'k 
aus dl« obrigkeitlichen Gabenbüche ln in »oparuto verfaßt, 
ledem Unterthane behändlgt werden tonnen. 

Auch wurde im Monat Ma i 1772 die baldigste ZustandbriNg"^ 
dieser Dominicalgabenbücheln wiederholt verordnet (Hofd. vom 
I u l l 1781, Rggs. I n l . vom 12. August 1781). 

Nachdem zur Slcherstellung des Unterthans gegen das »">"'" 
llche Verfahren der Herrschaftsbeamten eine unumgänglich " ^<. 
Anstalt lst, daß auf sämmtlichen DoMlnien jedem Unterthane s e ' " ^ , 
bcnbüchel über die her rscha f t l i chen Gaben und ^ ^ >, 
d l g l e i t e n hinausgegeben, und m solchen e»n so andere ^ ^ ^ 
d lgke i t auf einer, und die A b z a h l u n g auf der andern ^ 
vorschriftmä'ßig eingetragen werden, diese Anstalt ohnehin auch «N 
ellassenen Verordnungen gegründet ist, so lst au f deren Vl> 
gung zu sehen (Hofd. vom 10. December 1784). 

Be» Gelegenheit eines auf einer Herrschaft eingeleiteten FatirU«»' 
Versuches kam ferner hervor, das; die dortigen Unterthanen ihre S<v 
dlglelten an den Grundherrn, welche erhoben werden sollten, ss^^.s, 
anzugeben wußten, und die damalige k. k. Rectifications Hofcoww 
ston erhielt auch be» weiterer Nachfrage die Anzeige, das; der naw ^ 
Umstand bei den meisten Dormmen im Lande obwalte, und dle l l " ' 
thanen fast Nirgends mit obrigkeitlichen Urbar la l -Gabenbüche 
vel sehen seyn sollen. 

Da nun wegen Verfertigung der Gabenbücheln, derselben r 
schriftmäsigen Regulirung und H,nausgebung an den Unlrrtha" ^ 
re,ts die wiederholt masigeblgen Verordnungen bestehen, und es l> 
auf derselben genaue Befolgung ankommt, welches von dem BealNt" 
dann der Nachsicht der KrelSä'mter und der Landesstelle abhängt» , 
wurde anbefohlen, d»e dies) f ä l l i g e n V e r o r d n u n g e n " 
q e m e i n i M Lande sogleich zu erfr ischen (Hofkan^lelvel^ 
nung vom 26. December 1784, Rggs. I n t . vom 11 . Jänner 1 ^ " ' 

Z. 174. 

Untersuchung der Gabenbüche ln über die U r b a ^ " 
G i e b i g k e i t e n . 

Der Regierung wurde bereits unterm 28. Juni 1777 auf " 
mittelbaren allerhöchsten Befehl aufgetragen, den KlciöhauptleUteNi 
c.lnnern, dasi sie (und damals ihre Adjuncten) bei zeder Gelegen!)^ 
wo sie ,n Verachtungen emige Reisen im Kreise vornehmen, auf . 
betretenen Dominien zedes Orts, wegen der R i c h t i g k e i t d 
u n t e r t h ä n i g e n Gabenbüche ln sorgfältig auüfoischen, " 
wo sie »mmer einigen Unbesolg entdeckten, hiervon sogleich die ^ " H 
machen sollten. Da es nun schien, da) die KreisälNter diese so " 
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s«»lne allerhöchste Anordnung gänzlich ««befolgt und außer Acht gel̂ s-
'^baben, und keine Anzeige des dleßfälllgen Erfolges geschah, noch 
"ch sonst e»ne Spur emer irgendwo vorgekehrten Untersuchuug ent-
'«t wurde, so bestimmten Se. Majestät, damit man ,n Ansehung 
llerDolllm«en von der richtigen und ordnungsmäßigen Herau^gebung 
" ln Nlede» osterreich bel E»manglung aller andeiweiten Conti olle un« 

."hä'ngl.ch nothigen Gabenbücheln hinlänglich «ersicherl, und den da-
^ sich ergebenen mehlfälligcn Verkürzungen der Untelthanen künf-
'Mn oorgebeugt »verde« möge, zur unfehlbalen Elleichung dieser 
."''cht wii'rsamere und verläßlichere Mi t te l , und befahlen unter An» 
^n , dasi d,e Krclsämler nach und nach von allen m ihren Vierteln 

Arenen Dommien sich die Gabenbücheln zur Einsicht vorlegen lassen, 
, n>be nach der bestehenden Volschnft angeschneben, die Schuldige 
'l auf emer, und die Abssattung auf der andern Seite gehöllg vor-

,""elcet, auch auf solche Art von Jahr zu Jahr oidentllch sorcgeführet 
au! ' e rheben , hleibe» das F e h l e r h a f t e , welches, so w,e 
"° be« p ^ ^^,^ ^ ^^.^ höchsten Otts vorgekommenen (Gabenbücheln 

^ knt.i.ehmcn aewcsen, grösuenthe,ls m dem bestehe, das; die Schul» 
. I " c und Aostctttung auf der nämlichen Seite und durchemander gê  
^^^>n , ö^er aber durch meh,e,e^ahie gar keine Schuld^lelten 
, b Abstattungcn vo'gcschl leben Ivel den. abstel len und verdcs-
^ n, dann alle Viercel,ahre, bis zm vollkommenen Berichtigung 
,." Sache über diese Untersuchung, waS sie dabei gefunden, sofort 
^ Ü Oltö y^n Amtswegen darüber verfugt halten, e,ne umständliche 
^l><le an dl« Regierung erstatten sollen. Auch musiten die Kieis-
^"ptleute sich die Domm'cal-Gabenbücheln vvilegen lassen, und über 

^gung dieser Anoldnung die verläsiltche Anzeige machen. 
^ Damit aber diese vierteljährigen Berichte der KrelSä'mter kurz, 
s"d,a. und deutlich verfastt, und Nicht allein »hncn zu mehrerer Be-
^ "ung der Sache, die Arbelt selbst so viel möglich crlelchtett, son-
^ " auch allerhöchsten Orts das Ganze m,t Emem Blicke vollständig 
Aschen weiden möge, wurde damals von dem Ständisch Verord-

'^Collcgium eine einförmige bündige Tabe l l e zu diesem BeHufe 
Wol fen , und den Krclihauptleuten zu ihrer Richtschnur unmittelbar 
H"l)e»lt (Hofd. vom 30. Iu l r 1781, Rggs. I n t . vom 12. August 

H» Üeber eine Anfrage, ob in Folge jener Resolution, bei jeder 
Q^'chaft alle Gabenbücheln, oder nur bei jeder Henschaft einige 
s ^ e untersucht, und bei deren befundener Richtigkeit zur Unter» 
sch?"^ emer andern Herrschaft geschritten weiden soll, wurde be-
g^llen, dasi, da die ausdrücklich erklärte allerhöchste Absicht dahin 
«Z^ von der geschehenen Ausfolaung und Beilchtlauna gesammter 
s,<h "bücheln, nach so vielfältig fluchtlos erlassenen ?lnoldnungen end-
^ «lue überzeugende GewisiKelt einzuziehen, sich m , t e iner so 
y " s e l h a f t e n Un te rsuchung blosi e in ige r w e n i g e n , 

l w i l l k ü r l i c h zu w ä h l e n d e n Gabenbüche ln ke«ncs-
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Stücke, wegs b e g n ü g t werden k ö n n e , indem diese wenigen ^ 

wenn sie auch richtig befunden würden, kelne sichere Gewähr für 
Nichtigkeit der übr»qen, und zwar des größten The,ls der Oa» 
bücheln leisteten, folglich auch für die allerhöchste Absicht ke,nett " " 
hlgenden Ausschlag geben könnten, zumal m dieser dem Wohle 
Untelthanen so sehr angelegenen Sache, dle erheben wollende ^ ^ . 
he»t kemerdmgs auf Wll l lür und Zufälligkeit gegründet werden N«eö' 
Es se» daher nochwendlg, a l l e G a b e n b ü c h e l n b e , zcderH ^ ,̂  
schaft zu un te rsuchen und zu be r i ch t i gen , und eS besU? 
nur auf emer klugen Anstalt des Kre,shauptmannes, diese Untm 
chung Nicht in d«e Jahre dauern <u machen, maßen er nebst der A 
d«e er selbst darauf verwenden wolle und tonne, auch die >h"^« 
geordneten (vormals Krelssubstttuten) Commlssancn zu den l3 
schäften einleiten, sofort dmch deren emsige Mltwnkung zuverläss's , 
«eder Woche weit mehr als 100 Stück berichtigen tonne, besonne 
da sich seme Arbelt nur oahm beschränke, zu sehen, ob a l l e ^ . 
benbücheln w i r k l i c h h»nausgegeben, dann ob sie l l ^ 
t l g nach der gegebenen V o r s c h r i f t angeschrieben und!/ 
Jahr ordentlich f o r t g e f ü h r t wo rden se i , ohne dasi er noty» 
habe, in das Detail der Sache und dle Richtigkeit der UebertragUlll» 
von einem Jahr zum andern, und dergleichen, hineinzugehen. 

Noch unno'thlger se» es, zu jeder derlei Untersuchung d»e ̂ ea 
irn und Ortsrlchter einzuberufen, und »hnen hierdurch ohne NotY ^ 
Muhen Zelt und Kostenaufwand zu verursachen, nachdem sie ,n dm^ 
Geschäft gar keinen nützlichen Einfluß haben könnten, und das An<! 
ordnete ohne ihrer Gegenwart sich eben so gut erbebeü lasse ( ^ I > 
Resol. vom 20. September 1781, Regler. I n t . vom 8. October l ? » ^ 

Das Krelsamt soll den Domin«en die Beobachtung der H'" ,<,» 
gäbe ordentlicher Oabenbücheln nachdrücklichst embmden, auch l^ 
hierauf das folgsamste Augenmerk tragen, und ob dle hmausgeqcb^ , 
Gabenbücheln vorschnftmäsug eingerichtet sind, untersuchen, und d 
Mangelhafte verbessern lassen. .^ 

Dle KrelSämter haben daher bei der Revision der Kre,se «uf 
gegenwältige höchste Anordnung den Bedacht zu nehmen, und ge^ 
nachzuforschen, ob nach dieser höchsten Anordnung vorgegangen wer 
wldngens die ungehoisamen Dommlen,n den d»es;faUs zu erstatten^ 
Berichten der Landesstelle namhaft zu machen sind (Hofd. voM ̂  
December178^>). ^ , 

Die Regierung hat auf derselben pünktlichen Vollzug aller " 
ten nicht nur allem durch die Krelsämter, vermittelst e,nes an sis < 
erlassenden nachdlü'cklichen Befehls ««ermüdet wachen zu lassen, > 
der« auch selbst hierauf das sorgsamste Augenmerk zu tragen, und Je 
welche den landeofürstl. Befehlen mcht nachgekommen sind, schärfe^ 
bestrafen (Hoftanzle»vel0ldnung vom 26. December178^, Rggs"> 
vom 11. Jänner 1785). 
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§. 175. 

" " w»efern S t r e i t i g k e i t e n über g r u n d h e r r l i c h e Abe 
gaben zur po l i t i s chen L lN le gehören. 

. I n allen denjenigen Fällen, wo Unterchanen und ihre Obrigkcl-
sell/^ streue über eine Gleblgkelt, von welcher Beschaffenheit die-
o ' »Mnier seyn möge, sind, und wo sich auf G e w o h n h e i t , 
, ^ e s v e r f a s s u n g und Gesehe bezogen wird, haben d lcpo-
, lschen Stellen d»e Sache nach dem Untetthanspatente zu behan-
, , " ' und nur dann haben sich die Jus t iz stellen »n solche Ange-
Myeltcn zu mengen, wmn sich auf emen Ve rg le i ch , sch r l f t l , -
s« ^ r ß un d en, U r b a r l e n oder andere Gerechtsame berufen w«rd 
^°fd. vom 11. Ma» 1785). 

§. 176. 

" ^ ' " i e f e r n der G r u n d o b r i g k e i t rückslchtl ich i h r e r 
^ t e r t h a n s - F o r d e r u n g e n e , n e P r i o r » t ä t zusteht. 

h,i D'ehenschafcllchen Gaben von den letzten dre i J a h r e n 
h.^" be» Concursen emen Vorzug auf dem Gute, auf dem sie 

" l " (Veroidnung vom 1. Sept. 17K5, §. 13). 
le>t .̂.helsit zwar im Hofdecrcte vom 6. November 1786, dieObrig. 
">ei? ^^en bei e»nem Concurse auch ihre Forderungen anzumelden, 
tllt ^ " " ^ " übrigen gleich zu halten seien; allem das Hofoe, 
Hz. " / " 15. Juni 1787 sagt aber auch, daß, wo zu Gunsten der 
sei, '^'lten emVor rech t besteht, es auch foi tgelten solle. Dann müs-
^ ^ " die Forderungen w a h r h a f t aus dem U n t e r t h a n s -
Hl °e entstehen, und Nicht z.B. Zehentfolderungen, auch nicht 

^_.dr e, J a h r e alt seyn (Hofdecret vom 7. I u m 1784, nä 3) . 
ŝ  « ŝ sind be» Concursen und bei der geilchtllchen Erecutlon,Zwel« 
^^ber h^g P r , o r l t a t s v e r h ä l t N l ß der l a n d e s f ü r s t l . 
^ / ^ ^ l n gegen d»e g r u n d h e r r l l c h e n Abgaben erhoben 
^Nd!^ beren Erörterung aus den m Wllksamtelt stehenden Gesetzen, 
1^ ^felpatenten und Grundbuchsordnungen, laut hohen Hoftanz-
^1"sls vom 27. März 1832 zu dem führte, daß den dreiadrigen 
^ '^Nden an l. f. G r u n d s t e u e r n »n Rücksicht des unbeweglichen 
hts , "orauf sie haften, das V o r r e c h t vor a l l e n g r u n d -
ss^./ ' lhen F o r d e r u n g e n gebühre; im Concurse und be« der 
odls He», Erecutwn seien daher aus dcm Kaufschlllmge für das Gut 
^Uckn'' ^ " Einkünften zuerst die l a n d e s f ü r s t l . S t e u e r -
g ^ ^ n d e , und nur nach d/ren vollständiger Bezahlung dl« 
" ^ . h e r r l i c h e n F o r d e r u n g e n zu benchtlgM. (Rggs. Cnc. 

"2<-Apnl1632). 
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3. 177. 

Wie rückständige Urbar ia l - Gieb igke i ten einzutl 
ben sind 

Nach dem Hofrescripte vom 10. Juni 1774 ist teme Obl'g^ 
befugt, zur Einforderung der Rentschulden den UnterthaneN 
n i g e E r e c u t l o n e i n z u l e g e n und deß wegen e i n i g e s 
sten oder Abgaben f ü r slch oder d,e dazu gebrauch 
B o t e n e i n z u h e b e n , wo im Widrigen dieselben aus E'ge 
den Ersatz des solchergestalt verursachten Kostenbetrages zu le'stlN^ 
ben, auch sich einer ernstgemessenen Ahndung aussetzen würden: 
bleibt den Obrigkeiten unbenommen, durch andere er lau 
l andesüb l i che C o m v e l l i r u n g s m i t t e l , wodurch den U" 
thanen keine Kosten und Auslagen verursacht werden, ihre aussta 
gen Rentschulden einzutreiben. Nach dem Hofdecrete vom 7-3 
1784 wurde den Obrigkeiten das Recht zugestanden, die hl 
schaf t l lchen Forderungen von A m t s w e g e n einzutreiben, ^ . 
daß sie bemüfslgt wären, eme ordentliche Erecutionstlage wider <p. 
Unterthan bei dem Landrechte einzureichen (Hofd. vom 7. I u w ^ 
2ä«) . ^ 

M i t Verordnung vom 4. April 1795 wurde ferner verölt 
den Unfug abzustellen, wornach obrigkeitliche Beamte, d«e h'"ter . 
Unterchanen auss tänd igen R e n t r e s t e , G r u n d « u n d Ilr 
r i a l z i n s e , R o b o t s c h u l d i g k e i t e n , kurz alle, aus ° .^ 
B a n d e der U n t e r t h a n l g k e i t entspringenden Schulden 
dem e igenen obrigkeitlichen Iustizanne ger icht l ich emg"^ 
und nach der Vorschrift der allgemeinen Gerichtsordnung " ' ^ " ' . 
dlcft Erecutlon bei allen, und sogar bei Rustlcalunterchanen a"> ^ 
Grundbesttzungen selbst geführt, hierdurch Unrerthanen auch â 
wenn ihre Einschuldung V3 des Gutswerthes bei weitem nicht e n " ^ 
ja oft gegen diesen nur eme Kleinigkeit beträgt, durch eine der LaN 
Verfassung und den bestehenden l. f. Gesetzen zuwiderlaufende ger» 
ilche Abstiftung von Haus und Hof gejagt, und so unter dem SV 
der Justiz in das Verderben gestürzt haben. ,.. <si 

ES wurde demnach den H e r r s c h a f t e n bei s^" .? 
ster A h n d u n g u n t e r s a g t , i r g e n d eine Rechtssache ^ 
gen e inen U n t e r t h a n vor i h r e igenes I u s t i z a w t 
z i e h e n , und dabei f ü r daS R e n t » , W l r t h s c h a ' l 
W a l d - oder W a i s e n a m t e inen V e r t r e t e r au fzu stell 

I m Falle eines solchen gesetzwidrigen Verfahrens, sind die de" ,̂ 
terthanen verursachten Procesi, und GerichtSkosten, d,e abaenom 
nenTaren und Stämpeln gehörig zuliquldlrenund der Herrschaft« 
unnachstchtlichen Ersah aufzulegen. ^ l 

Das e,gcne obrigkeitliche Iustizamt kann demnach nach 3 " ^ , 
des weitern HofdecretS vom 23. December 1507, in keinem Falle« 
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^ Obrigkeit und Unterthan als Nichter auch nur im Elecu« 
^ °ks,v«ge einschreiten; yennistdas Bezugsrecht der obrig^ 
/ ' ^ c h e n . Forderungen streitig, so gehört der Streit vordaS 
«Ndrecht; ist der Un^rthan bloß säumig in Abfuhr der aus dem 

)ll>?^ ^ " Unterthäniqkeit, <oder auS was immer für Verträgen, Frohn-
iMsungSz-lnsen, Forstgeldern .̂ Pachtabgabcn, Rentrefien, oder we-
Mzu ersetzender Namral-Aushülfen entstehenden Schuld, so findcc 

,!"e Precut ion S t a t t , sondern diese Forderungen 
^ s s e » m » t Sicherung des Isunäi i n s t r u c t i und nach 
z^lyer sichergestellter l. f. S t e u e r , im polit ischen 
^ lle eingetr ieben werden. Auch ist vermöge Hofkanzleidecret 
'"l 15.Februar 1821, Rggs.Circ.vom 28. Februar 1821, denDomi-

^ nicht gestattet, von ihren Unter thanen über Urba-
^l-Hlückstände sich Schuldbr ie fe ausstel len, oder 

^ ' Hgs.jm,mer für eine Weise solche Rückstände auf 
'̂ , Rea l i t ä ten , ^»er UNterthanen i n t a b u l i r e n oder 

^ " ^ t l < > ^ n zu lassen; indem für die U rba r i a l i en im 
^litischen We^e eine eigene p r i v i l eg i r t e Execu« 
'vl lsordnung besteht, nach welcher sich ausschlie-
'Nb benommen werden muß. Es kommt also zu erörtern, 
"che E in t r e i bungsm i t t e l hier zuläßig sind, wobei 

3) zwischen den eigentlichen Urbarialschuldigkeiren, und 
l,) den sonstigen Schulden der Unterthanen an ihre Obrigkeiten 

^ Unterscheiden kommt. 

5. 178. 

ü «. E i n t r e i b u n g s m i t t e l rücksichtlich der Urbar ia l« 
Rückstände. Dars te l lung derselben. 

,, Die Grundobrigkeiten sind ihre im Rückstande verbliebenen 
. bterthanen zur Abführung desselben, durch Zwangsml t -
/ l zu verhalten berechtigt (Unterth. Rückst. Ercc. Pat. vom 1. De» 
"lNber 1784, § .1) . 
«. Vermittelst des von dem Ständisch-Verordneten-Cellegium an 
amtliche Dominien und Gültenbesitzer bekannt gemachten Hofdecre-
.^ vom 31. Mai 1813, wovon auch daS ständische Circulare vom 
l ' Februar 1814, §.9, Erwähnung macht, wurden zwar die Oblig
aten berechtiget, in Rücksicht der bei ihren Unterthanen rück st an» 
^6en obr igkei t l ichen Gaben dieselben Zwangsmittel anzu

öden, welche in Absicht auf die l. f. S t e u e r n vorgeschrie-
"N sind. 

Allein, über eine spätere Anfrage der Landesstelle an die ver-
lNte Hofkanzlei, erfioß folgende, mit Hofkanzleidecret vom 20. Sep-
elNber 1817 bekannt gemachte allerhöchste Entschl ießung: 

/"« von dem Verordneten-Collegium in das gedruckte ständische C»r-
Ulare vom 17. Februar 1814, über die neue Steuer-Erecutionsord-
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nung im §. 9 aufgenommene Hofentschliesmng, welche die Eintre^ 
bung der bei den Ünterthanen rückständigen obrigkeitlichen G^env 
triffr, beziehe s»ch bloß auf d i e j e n i g e n obr igke i t l i che 
G i e b i g k e i t e n , welche m i t E rsche inung der " ^ . " ^ 
E r e c u r i o n s o r d n u n g im Rückstande w a r e n , w°b" " , 
?lbsicht zum Grunde lag, den Dominien, welchen vor der neue , 
Steucr'Erccullvnsordnung noch die Haftung für die Einbringung^ 
l. f. Steuern von den Ünterthanen oblag, eine Erleichterung i« s 
währen. Dieser Erläuterung zufolge habe d ie E i n t r e i bung de , 
se l t E rsche inung der neuen Erec u t i o n s o r d n u n g ' " . 
l i g e n o b r i g k e i t l i c h e n G a b e n bloß und e inz i g nach d e ^ 
v e r f a s s u n g s m ä ß,gen B e s t i m m u n g e n des I l N t e r t h a n -
pa ten tes zu geschehen, und es habe für selbe die m i t b r l » ^ 
gedachten Hofenrschließung bloß für d,e d a m a l i g e n Rückstände a«-' 
nahmsweise bewilligte Eintreibung nach der Art der l.'f. ^ ^ " . ^ , 
keineswegs zu gelten. Es sei daher die Tertirung des §. 9 des C»c ' 
lares vom 17. Februar 1814 zu berichtiaen, .»nd lMtt Hofkanzl"^ 
cret vom 20. September 1824, Zahl 28,586, Rtzgsz. 46,998, ' " " ^ 
erinnert, daß, in Folge der allerhöchsten Entschließung vom 10. ̂  ^ 
tember 1817, die Eintreibung der seit dem Erscheinen der neue 
Steuer Executionsordnung vom Jahre 1814 fälligen obbesagten ^ 
ben bloß nach dem U n t e r t h a n s p a t e n t e zu sseschehk 
habe; und Se. l . k. Majestät geruhten, über die allerhöchsten ^ , 
vorgelegte Vorstellung der drei obern Stände, welche auf die Ell ' 
sung e iner neuen gesetzlichen V o r s c h r i f t zur wirtsat" 
Einbringung der Urbarial-Giebigkeiten in Niederösterreich gel'^ 
war, mit allerhöchster Entschließung vom 24. Februar 1335 zu l 
klären, daß eine Aenderung der in der Provinz bestehenden Vorsch^' 
ten zur Einbringung rückständiger Dominialgabcn dermal nicht e« 
zutreten habe (Hofkanzleid, vom 26. März 1835, Hofz.5101, i M ' « ' 

Es finden also hier die m den §§. 1001—1039 dieser Abhandlung 
vorkommenden Bestimmungen des Unterthans, Strafpatentes vo 
12. September 1781 Anwendung. 

§. 179. 

B e i E i n t r e i b u n g dieser Rückstände ist die gehor ' s 
S c h o n u n g zu beobachten. 

Die Obrigkeitsoll bei Eintreibung der o b r i g k e i t l i c h e n o° 
derungen den Grund selbst, und die notwendigen Wirthschaft^s 
räthschaften nicht angreifen (Verordnung vom 12. August ^ / ^ / ^ -

Auch dürfen obrigkeitliche Forderungen nicht so ernstlich " " 9 ^ 
ben werden, daß dadurch die Landesschuldigkeiten gehemmt '"«rd ^ 
und die Obrigkeit kann von den Ünterthanen ihre eigenen 3 ^ " 
gen Nicht eher betreiben, bevor die Contribution nicht berichtiget "' 
den ist (Verordnung vom 27. Ma i 1756). 
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llnte ̂ ^ sollen den m,t obrigkeitlichen Forderungen rückständigen 
«em 7 " (Rückständnern) leldentllche F r»s tenzah lungen aus-
l k / t ? " ' ""b große Strenge bel der Eintreibung vermieden werden 
"° ld. vom 10. September 1789). 

§. 180. 

' « A u f r e c h n u n g der E i n t r e i b u n g s t o s t e n lst h, e ^ 
u n t e r s a g t . 

^ Die unterm 19. März 1828, Rggsz. 7947, erstattete Auskunft, 
» H t ^ ^ " gesetzlichen Bestimmungen im Lande Niederösterrelch 
i^-Nur k^ne Cmosur vorhanden sei, nach welcher die Dominien 
zzl^get wären, d«e mir der Erecutlvn der rückständigen Urbarlal-
^ 5 vclbundenen Kosten den Unterthanen aufzurechnen, sondern daß 
^.Aufrechnung dieser Kosten vielmehr untersagt sei, wurde mit 
53M"oecret vom 26. September 1833, Hofz. 23,657, Rgqsz. 

' "? zur Nachricht genommen. 

Die 

§. 131. 

V e r b o t , V e r z u g s z i n s e n zu f o l d e r n . 

^ " " Hintanhaltung der ohnehin als eme Bedrückung verbotenen 
x>ll,! * ber Interessen von den Gabenrückständen der Unterthaneu, 
- "' " ' t Hofdecret vom 10. August 1782 ' " ' " ' ^ ^ . . ^ . 

>«N (Hofd. vom 10. August 1782). 
"l»M " '^ Hofdecret vom 10. August 1782 auf das Nachdrücklichste 

5 §. 182. 

t h ^ ^ F a l l e e in a u s w ä r t i g e r Gesand te r e»ne un ter 
es 'ge R e a l i t ä t besi tz t , u n t e r l i e g t er rücksichtl ich 
t ^ ^ N t r e i b u n g rückständiger U r b a r i a l - G i e b i g k e l » 

"^ln po l i t i schen Z w a n g s v e r f a h r e n . V o r s i c h t e n 
h i e r b e i . 

^ r« , ĉ  ^'territorial,'tat eines auswärtigen Gesandten erstreckt sich 
^e,' ^ ^ ^ " eingeräumte Gesandtschafts-PalaiS und rücksichtlich 
^l l ^ " ^ ^ ^^^ Angehörigen Person; sie verschwindet jedoch be» sol-
^ ^ " d l u n g e n , be» welchen die Natur des Geschäftes oder die 
lt^ Verfassung iur Schlusifolgung nöthlget, er habe sich den dlesj-
s»liln ".^lsetzen unterworfen, und müsse die Pllvat«chte dritter Per-

'tespectlren. 
^her ^ ^^" Ankauf e«ner unterthän,gen Realität unternimmt 
^ « « « ^ auswärtiger Gesandter eine pllvatrechtliche Handlung und 
H«sg ^ 9 s eine solche, d»e aus der Competenz eines exten itorlalen 
t<lß. ^ abgeleitet werden kann, woraus sich das Resultat aufdringt, 
l^th^ ^rundherrschafr allerdings berechtiget erkannt weiden muß, 

Unfalls mit Pfändung des bei dieser Realität vorfindig befind. 
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lichen Vermögens vorzugehen, um hierdurch den rückständigen "e 
der mittlerweile aufgelaufenen Urbarial-Giebigkeitenzu berichtigen« 
jedoch politische Gründe es in einem solchen Falle zur Pflicht « M , 
mit einer besonderen Vorsicht und Mäßigung vorzugehen, so " ^ j 
aufgetragen, einen solchen Gegenstand im Präsidialwege all < 
Oberst Hofmarschallamt zu dem BeHufe zu leiten, daß durch Letzt 
die Befriedigung der Grundherrschaft, oder VerHaltung deS auswart!» 
Gesandten zur Bezahlung des ausständigen Betrages, eingeleitet' 
den wclle. . .. 

Es handelt sich also in einem solchen Falle um eine p"^, 
rechtliche Handlung und keineswegs um eine solche, die auS der^ « 
p l̂enz eines auswärtigen Gesandten abgeleitet werden kann ( " ^ 
Präs. Note vom 21. Ma i 1828, Zahl 26,895). 

§. 183. 

A u s d e h n u n g der po l i t i schen E i n t r e i b u n g s a r t ^ 
Rückstände a u f die E rbpäch te r . 

E rbpäch te r und die zu dieser Classe gehörigen emph'̂ «. 
scĥ n Grundbesitzer sind vermöge Hofd. vom 3. März 1797, " ^ 
7 lM1 , Rggsd. vom 14. März 1797, Rggsz. 4532, nicht ooi» 
Justiz-, sondern von den politischen Stellen zur Bezahlung ih"s < ̂  
lichen Gierigkeiten zu verhalten, und können nöthigen Falls auch ^ 
solche, unter Beobachtung der hierüber bestehenden Vorschriften, s 
abgestiftet werden. 

§. 184. 

ää d. E i n t r e i b u n g s m i t t e l d'er P r i v a t f o r d erUlls 
der O b r i g k e i t e n gegen i h r e U n t e r t h a n e « . 

Die O b r i g k e i t ist nicht berechtiget, ihre P r i v a t - F ^ h g l 
r u n g e n an den Unterthan durch Erecution zu betreiben, s » " ^ ^ ^ ' 
sich bloß Hierinfalls der gewöhn l ichen R e c h t s m i t t e l zu 
nen (Verordn. vom 20. Juni 1774). zll 

I n Rücksicht der Tchu l d f o r d e rungen der Gutsherr ^ 
ihre eigenen Unterthanen und Gerichtsinsassen, ist d ie s^^^ l l 
l iche E x e c u t i o n be i eben dem Ger i ch te aNzusU^-, 
und zu b e w i l l i g e n , welchem nach den G e s e t z e « , ^ 
Entsche idung der R e c h t s s t r e i t i g k e i t e n über s° 
F o r d e r u n g e n zusteht. .,l> 

Jedoch kann die Vollziehung der bei d ieser Behörde " ' A ? , 
Erecutionsbescheide dem Justiz- oder Wirthschaftsamte deS Gutst) ^ 
welcher die Execution führt, überlassen, mithin von dem ttA^g 
Justiz- oder Wirthschaftsamte insbesondere die Pfändung, ^AAld- ' 
und Fellbietung der Fahrnisse und unbeweglichen Güter des ^ 
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^ ' ben Anordnungen des unbefangenen Gerichtes gemäß, vorge-
"mmen werden. 
bi, s ? ^ ^ ^ ^ ^^ Gutsherrn zur politischen Erecution ist nach den 
v°w o "thellten Vorschrlfien zu beurthc.lcn (Allerh. Entschließung 
g."». Iun, 1833, Hofd> vom 13. Juni 1833, Hofzahl 19,662, 
"Mrungs.Clrcular vom 24. August 1ti33). 

§. 185. 

de! f l u c h e ,yegen E inve r le ibung der Forderungen 
Gutsher rn auf unter thänige R e a l i t ä t e n oder 

Loschungen anzubringen sind. 

h. Gesuche um Einverleibung oder Vormeikung der Forderungen 
«de "l2l)errn auf tue semer Grundherrlichkelt unterworfenen Güter, 
lei!>lun Löschung der auf solchen Gütern haftenden Schuldposten smo 
Di <!Ü nächsten unbefangenen Gerichte anzubringen und zu erledigen. 
Em ^^lehung der von diesem Gerichte ercheüten Bescheide und die 
H ^agung «n die öffentlichen Bücher ist dem Grundbuchsamte des 
» Aerrn, welchem d«e Forderung zusteht, zu gestatten (Allerhöchste 
«"Meßung vom 8. Juni 1833, Hoftanzleld. vom 13. Juni 1833, 
" M 19,662, Rggs. C»rc. vom 24. August 1833, §. 2). 

' ) "vn den einzelnen Unterthans-Giebigkeiteu. 

§. 186. 

E i n t h e i l u n g derselben. 

Die grundobrigkei t l ichen Giebigkeiten sind: 
^ solche, welche aus dem Obereigenthum fließen, und 

buck '̂ ^ ^ ^ ^ welche als Entschädigung für die Grund-
A b h a n d l u n g e n bezogen lverden. Letztere kommen in dem 
' ^^3 und ff. vor; Ersiere aber gehören hiciher. 

^ §'487. 

Zah lung der jenigen grunbherrl ichen Giebigle i» 
len, welche aus dem Obere»genthume fl ießen. 

^, . "legvundherrlichen Giebigkeiten, welche aus dem Obereigen» 
' " " « stießen, sind: 

h ») die verschiedenen Gattungen jähr l ich wiederkehren-
^grundherr l icher Abgaben, 

b) die Veränderungsgebühren (Pfundgeld), und 
. c) das grundherr l iche Abfahr tge ld . 
^ 34 
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5) V o n den ve rsch iedenen G a t t u n g e n der j a h ^ 
w i e d e r k e h r e n d e n g r u n d h e r r l i c h e n Giebigkeitel>> 

§. 188. 

W o r i n sle bestehen. 

Die verschlrdenenen Gattungen der zähr l ich Wiederkehr 
den g r u n d her r l i chen G i e b i g t e l t e n bestehen the'lo 
Ge lde , thells ln N a t u r a l i e n . 

§. 189. 

U n t e r t h a n S - G i e b i g k e i t e n i m G e l d e . 

Die ,ährlich wiederlehrenden Unterthans Glebigkelten im ^ ^ 
heißen nach Verschiedenheit »hreS Ursprunges G r u n d d i e n st, 3 " ^ 
Gespunst- , Wach- , K ä l b e r - , Lämmer - , u n v e r ä n d ^ 
ches R o b o t g e l d , wer te Fuhren^ , A n f e » l - , I a l d - , ^ .̂  
F l e l - , Eh renge ld u. s. w. , welche G e l d a b g a b e n auch " 
dem Namen E f t r a - D o M l n i c a l- (Herrn.) Gaben volkolNl" 
Nicht Minder gehört der »n der Resolution vom 3. I u l l 1765 s"U 
führte, nach der Recnsicatlon gebliebene Anthell der Gestal t^ 
auch B e s t a t t e n - G a b e n , als Inbegriff mehrerer DA:,< 
cal-Gleb,gleiten h»elher, welche jedoch, laut Rathschlag des ^ ^ 
dlsch.Velordneten-ColleglUMs vom 9. Jänner 1755, von den ^^,«z 
aufgehoben, und wovon '/» für das Robotgeld, ^/, aber für den?" 
angenommen wulden. , ^ 

Eben so wurde auch, laut Hofentschließung vom 7. I^,< 
1792, das sogenannte H u n d w a r i g e l d , worüber dle Strebs 
ten nach der NggSv. vom 9. August 1793, Nggsz. 13,020, zur p°h, 
Linie gehörten, aufgehoben; da die vormalige Emlegung der ^ °̂  
Hunde bei den Unterthanen von Seite der Grundob» «gleit W»t ^ 
ordnung vom 2. Jul i 1785 aufgehoben worden »st, folglich d e r ^ 
jener Abgabe aufgehört hat. 

§. 190. 

U n t e r t h a n s - G l e b i g k e l t e n i n N a t u r a l i e n . 

Die G l e b l g k c i t e n i n N a t u r a l i e n kommen nach 
denhe»r des Gegenstandes unter der Benennung D»enstk'ö rne l 
K ö r n e r s c h ü t t u n g e n , M a r c h f u t t e r s c h ü t t u n g e n U. l-
vor (siehe auch §.193). 

») Rucksichtlich des Maßes beim Kornerbienste sagt dte allerhöchste ^ 
schlteßung vom 1. September 1?5t, daß zwar im ganzen Lande d« ^ 
stnchene Stoclcrauer«Slangel-Mehen von allen Sorten der Körn" ̂ < 
Kaufen und Verkaufen für das allemige und rechte Maß festgesetzt/ > 
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ĉh alle andern Mästereien ohne Ausnahme abgeschafft feien. Allein allen 
Aundobrigkcitcn wurde es freigeIasscn, die in einem andern Maße von 
alters her abgereichttn Dî nstk r̂nel, entweder im vorigen Maße zu be
gehen, oder aber im Einvlrsiandniß der Ir.tcnssentlN auf eben diesen 
«toctlrauer-Stünqcl Mchen zu reducircn, und also nach wie vor, ohne 
nnnbestr Echmilerung abzureichcn. 

§. 591. 

w i e f e r n S t r e i t i g k e i t e n h i e rbe i ü b e r h a u p t zur 
^ l l t l s c h e n L i n i e oder au f den Rech tsweg gehören. 

y Aücksichtlich dieser N a tu ra ldicnste kommt hier nur zu be-
seil! ^ ^ ^ Etreitigkeiten wessen gesetzwidr iger Forderung der-
l>t. nach dem Patent vom 6. April 1730 z u r ' po l « tischen Ll-

Zehören, daß jedoch, wenn Unterthanen das BezugS recht 
^"Herrschaft auf ein solches bereiten, diese Streitsache, laur 
^«Ksd. vom 29. August 1823, oor d en C i v i l r l c h t e r gehört, über 

"t t her Entrichtung demselben dagegen die p o l , t» schc B e h o r d e 
^entscheiden har. Hier rommr übrigens vorzugsweise von, 

"t lddienste u n d D i e n st w a n d e t zu handeln. 

5 §. l 92 . 

^ r i f f ^^6 G r u n d d i e n s t e s , von wem und an wen .-> 
zu e n t r i c h t e n ist. 

läl,?,?" ^ r u n d d i e n s t " ) i s t nach aUgemeinen Rechtsb^qrissen ei»«? 
«^'?e Abgabe, die der Nuheigcnthümcr emes GrundeS dem Obcru-
^,,"UMer zur A n e r k e n n u n g des O b e r e i g e n t h u m es ^u 
achten hat. 

Hess . ^ Pfiicht der unterthilnigen Grundbesitzer gegen ihr». Grund. 
^ / N in Nlederösterrelch erhellet aus dem 'I' it.IV. §. 9 des '!>.-,< t.U«» 
h ̂ ''^bl,8 ln«orp. §. 9, wol in es hcisir.- A l l e u n d , cde G r u n d -
I«n > > ^ le zu e inem Grundbuche d ienstbar s ind, so!-
^,, ' h r c n Dienst d a h l n ent r ich ten ^l ' i . lst. <!«' i „ r . »»<-. 
^ lV. §. 9 ) . 

Absichtlich dieser jä'brlichen Abgabe enthalt das allgemeine bürgert. 
Gesetzbuch folgende Bestimmungen: Sie fti ein., geringe Abgabe, oicuon 
em Besitzer nur zur Anerkennung des G^undcigi:ntliumeä aeleistct wird, 

A i133. Steht der Bettag mit dm ialulichcn > einen Nuyungen ausser allem 
Verhältnisse, so sei das Nlchc'icnthum ein Erb^ insgu t , laßt sich 
b̂er wenigstens von alten Zeiten her. und bei ganz odc übernommenen Gl«»-

^ " ein Verhaltnih denken, so sei es ein ( i rbp achtgut, «i. < l^ i . werden 
^rundhrrrschaf len mNiederosterreich alssolchcn g^buhrend^D^^st 
"'Uß übrigens in der pol i t . L in ie aus dcr l! anoesvet fa s' ung 
0turtheiltwcrden,wälirend das contractmu ßige, aus dem Contractu 
"Nd dem allgemeinen burgerl. Gesetzbuche im Rechtswege zu beurtheilen 
"mm (S. Z. 197). 

34 * 
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§. 193. 

W o r i n dieser Dienst besteht. E r k e n n t n i ß q u e l l e 
desselben. 

Der Grunddienst besteht meist in Geld; er kommt aber ^ 
mit emem Natural vor, und zwar nach Velschiedcnheit des ^ A » 
ches bald »n rohen V c g e t a b l l l e n , als: Korner, We«n, ^' , 
Flachs, Mohn, Saman, Pfeffer, Wachs, Homg u. dgl., ba!' 
A n » m a l l e n , als: Geflügel, Eier, Halber, /ämmer, ^ ., 
Schmalz u. dgl Dieser Naturalgrunddlenst wud übngens Nlcht > 
tcn «n Geld angeschlagen und »n diesem Betrage unveländelllch ^ . 
nchtet, oder dort, wo er noch in natura besteht, meistens jedesw 
nach dem cunenten Preise abgelöset. ^. 

WaSund w i e v i e l , und woh in der Dienst zu nehmen kow 
soll übllqens klar und deutlich m der Gewähr einverleibt sepn ( ' ^ 
äv ^ui-. inc. Ult. IV. §. 12). 

§. 194. 

W a s u n t e r verzücktem Dienst verstanden wird« 

Verzuck te oder F a l l d i e n s t e sind nach emes jeden»? 
alter Gerechtigkeit und Geblauch abzustatten ('i'l-Ict. 6o »̂»r» ' 
'1'it. IV. §. 23). ^ 

^ Unter verzuckten Dienst versteht man nämlich eine A" 
welche auf dle Minute abzurelchen kommt, welche Gabe bald l M ^ 
bald »!'. Nacurallen besteht und meistens von Vei Pachtung hellüh^'^ 

Diese Gabe helsit aus dem Grunde verzuckt, weil, we"" 
nicht pünktlich zugehalten wird, schon d»e Strafe eintritt, welche l" 
stens,m E i n z ü g e der verpachteten Realität bestehet. 

§. 195. 

W a n n der D iens t zu en t r i ch ten ist. 

Der Zeitpunkt, wann der Dienst zu entrichten kommt, ist v"^, 
aus der Verabredl.ng oder aus den Provinzialgesetzen zu entneh^. 
und nur im Crmanglungsfalle ist >n dem §. 1132 deS allgcluc' . 
bürgerl. Gesetzbuches d,e eiste Hälfte des Monats November ^ 
bestimmt. Für Nlede»ostelreich'dient der §. 26 des 'i ' it. 1>^. ^ 
'l'i-act. «lu Hllr. inl>. zur Cmosur, wornach derjenige, der den 2)' j 
be i o f fenem G r u n d buche Nicht entrichtet, in die Stlüfe ^ 
Dienstwandels verfällt, woraus folgt, daß der Dienst bei o f f t " 
Grundbuchs entrichtet werden muß. ^ ..zj 

W a n n nun aber das Grundbuch, wohin nach §. 9 jenes T> 
alle und ,ene Grundholdcn, d»e zu selbigem Grundbuche dieNl . 
sind, ihre Dienste entrichten sollen, o f f en seyn soll, enthält de 
402 dieser Abhandlung; und zu welcher Zeit der Dienst zu enwa? 
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l>ck s, " " ^ ^' ^ ^ ^ 1'ract. üo j l ir. ine. aus den Gewähren erficht» 

§. 196. 

V e r j ä h r u n g deS D iens tes . W i e sich habet zu 
schützen »st. 

I . . 6^'derunqen nickständlger lährllcher Abgaben erlöschen in drsl 
sen . ^ ^ ^ c h t stlbst wlld dulch emen Nlchtqebrauch von 30 Iah.-
<Z,^"lählr. Es bleibt ubügens Sache aller Orundbuchsämtcr, be, 
tl>tt! ^ ^ ' läh'llchen Grundd,enste so zu verfahren, daß der Cm-
!>>e n>^ bieliahnqcn Veijährung veimleden weide: namllch entweder 
f,ll "lahlung »n gesetzmäßiger FolM zu unteibrechen, oder dle ver-
tben^" ^ " ^ " «nnclhalb der dle,,al)r,gen Frist emzuheben, welches 
h, ° " Zweck des Gesetzes über d»e kulje Vel,ährung »st, welches 
bz.̂ ö e» das W o h l des Gläubigers und des Schuldners zugleich 
zgMlget (Hofbescheld vom 7. Aplll 1834, Zahl 87^0, Rggsj. 

§ .197. 

t ^ ^ l e f e r n S t r e i t i g k e i t e n über den D iens t zur po l l-
Hen V e r h a n d l u n g , i n w l e f e r n s»e a u f den Rechts-
'3 gehören. A u f r e c h t h a l t u n g deS Besi tzstandes. 

bes ssz ̂  Streitigkeiten und Anfragen, welche wegen des Betiages 
3 !<3'undo,enstes entstehen, gehören zur politischen Llme (Hofd. v. 
' ^ °>z i?97) . 

l,̂  "e,. eincr Entscheidung über den zwischen einer Herrschaft und 
Ks^ Untertbä'nlgen Realllätenbesiher streitigen Betrag des von Letz-
Olln ^Entrichtenden Grunddlenstes, wo es sich um die Aus le -
G> ^ e iner S t e l l e e ines K a u f v e r t r a g e s , w o r i n der 
^ ^ " d d l e n s t bedungen worden »st, soh»n aber um 
» y ^ l n d u n g der B e s t i m m u n g e n deS F i n a n z Patentes 
d , ^ ^ a h r e t 8 l 1 l n Absicht auf die Valuta, m welcher der Grund-
h ^ zu entrichten lommt, handelte, wurde, da »n beiden Bez,e> 
s<h^ bas CrtennlNlsi dem Cwllrlchter zusteht, die politische Eni-

"ng alS lncompetent aufgehoben. 
s<lct ^ erfolgenden richterlichen Entscheidung wurde aber der 
be».̂ ch..e Besi tzstand, vermöge dessen de/Glundd,enst nach 
tez ,̂ esländnlsse des Nealltätenbesitzels blS zum Emtntt.' des Stre»? 
t,s?'^ e,nem bestimmten Betrage «m Gelde entrichtet wulde, po l i -
tes,?^ S e i t s au f rech t e r h a l t e n , und daher der Realitäten« 
l>e»vi s ""^ ^ '"^n dagegen erhobenen Einsprüchen auf den Rechtsweg 
V. l )A ^Hoftanzleld. vom 29. März 1835, Zahl 0298, Rggsz. 
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§. 198. 
D , c E i n t r e i b u n g des rückständigen O r u n d d l t N l 

geschieht »m po l i t i schen Wege. 

DeriückständigeGlunddicnstlstvon der po l i t i schen ^ W 
Mit Zwangsmitteln einzutreiben (Verordnung vom 3. März ^ 

tz. 193. 

Angabe de> dl en stfälllgen E i n t r e , b u n g s m i t t e ' 
D l e n st w a n d e l. 

Werden Dienst bei offenem Grundbuche nicht entrichtet, ^ 
sind an D , enstwandel 22 Kreuzer 2 Pfennige verfallen ('!'""> 
,»,-. n,l».'i'it. IV. §. 26). ^ 

Da der an die Grundherrschaften zu entrichtende Dienst zur ^ 
golic der iähr!»chen?lbgaben gehölt, zu delen Entr,ü)tung, " ^ ,M/ 
lmnen 3 Iahlen Nicht gefoldert weiden, die Velpfiichtung ">" ^ 
und da sonach der GlMldhold den rückständigen Dienst von s "^ ^ ' 
.«öeiischaft dienstbaren Ncali.ät nur für drei Jahre zu enttlch^N^ 
bunden wäre, so kann er auch ,m politischen Wege nur ^ ^ 
3 Jahre zur Entrichtung des Dlcnstwandcls verpflichtet erkannt 
den, weil Letzteres ein?lcccssonum des iückständlgen Dienstes lst^^j 
I,ck Mlt dcr Aufhebung dev Verblnblichtclt zurCntilchtungdesD^ ^ 
auch lene zur Entrichtung des Wandels sich behebt. Hleniach v" ,^ 
solcher Giundhold nur den Dlcnstwandel für dre» Fahle zu eN^)> 
(Hoftanzle.d. vom 2. Jänner 1834, Hofzahl 32,192, Nggs>39^ 

Rüclslchtlich des lückständlgen Glunddienstes hclßr es iw 3/ ^ 
dcS allgemeinen bürgert. Gesetzbuches: Wenn derUncerthandeN^' /̂ 
dienst in der festgesetzten Zelt Nicht abführet, kann der Gi undhel s 
langen, daß die Nu tzung »n Besch lag genommen, "<^ , 
aus derselben schadlos gehalten werde " ) . Auch werden die ^ ' ^gp 
gung oder Vellleuzung des GrundeS, oder auch andere Mittel ^ 
wendet. Wenn nämlich d«e Strafe von 22 '/a Kleuzer n»cht ., 
hinreichen follte, den nachlaßlgcn Unteithan zur Zahlung des " . y 
ste s zu bewegen, so wird heut zu Tage auf dem Lande der ^ ^ 
ve r k reuz t , d. h. auf dem Fusistelge, der unmittelbar 5 " ' " ^ ^ ^ 
führet, wird em hölzernes Kleuz ausgcsteckt, welches d«e "^'^sf, 
hat, dasi der Grund von dem Glundholden nicht belleten '""den ^ 
bls der Grunddlenst bezahlt «st; folglich können tue auf dem ^ <<-
stehenden Flüchte vor der Entrichtung des Grundd,enstes n ^ 
sammelt weiden. 

Ml!^' 
«) Im rraet. <!<: jur. ine. ̂ rit IV. g. 20, heißt es dagegen: wenn eln ^ gst, 

lmr vermeint, daß ihm ein Grund wegen nicht bezahlten T̂ cnst "sie»' 
deler Ursach halber hclmbqcfallcn sei, stehe ihm beuor, "N u«p.^n 
scheö Grundrecht niederzusetzen, vor demselben seine Spruch vori" 
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und darüber mit Vernehmung der interessieren Partei, welcher der Grund 
ĝesprochen wird, rechtlicher Ordnung nach erkennen zu lassen, jedoch dem 

beschwerten Theil die Appellation (damals an Regierung) vorbehalten; 
und im Z. 22 heißt es mit Berufung auf das Buch von (Zontracten '1'it. XIV., 
5> 42, daß ein Grundherr befugt sei, wenn er,seine Dienst- und Grund-
l°ldeiungen über drei Jahre lang und öfteres Berufen von dem Dienst« 
">anne nicht bekommen tonnte, er in den Ueberländen den Grund mit Bese» 
?ung eines Grundrechtes einzuziehen befugt sei. Jedoch sollen die Gründlich
er bei dem Erkenntnisse wohl in Acht nehmen, und die Fälligkeit dnßfallS 
"l.ders nicht erkennen, als wenn sich befindet, daß der Zinsmanu den 
"ienst vorsätzlich und mu t h w i l l i g er Wcisc so lange anstehen ließ, 
und dem Grundherrn vorenthielt. 

Allein von Besehung eines solchen Grundrechtes ist es längst abgekom
men. Nüctsichtlich des Dienstwandels, G. §. 59? u. ff., und in wiefern we-
sen nicht entrichteten Grunddicnstes die Abstiftung eines Grundbesitzers 
veut zu Tage noch eintreten tonne, wird in den §F. 427 und 5011 gehandelt. 

^ Von den Veränderungsgebühren (Pfundgeld) 
insbesondere. 

§. 200. 

B e g r i f f von V e r ä n d e r u n g s g e b ü h r e n . 

y Die Abgabe, welche der Obereigenthümer zuweilen von einem 
z^n. NutzungSeigenthümer zu fordern hat, heißt, wenn die Ver» 
^ " k rung bei Lebze i ten geschieht, Lehen w a a r e » ) ( I^nu-
, ^ i l i m); geschieht sie aber von To d es wegen, S t e r b l e h e n 
. ^ " r t i , » s i u m ) . Beide werden auch V e r ä ' n d e r u n g s g e b ü h -
,..!! ßcnannt. Ob und wie d,ese Rechte überhaupt gegründet seien, 
^Heiden o ieLandesver fassung, die ö f f en t l i chen Bücher 
iii> ^ ^ k u n d e n , oder e in 3 0 j ä h r i g e r Besitz (allgemeines 
"0erl. Gesehbuch, §.11^2). 

<in̂  ^ '""^ ^ insbesondere im Lande unter der EnnS gegründet 
' kommt in den nachfolgenden §§. vor. 

^ Lehenwaare ist es noch dunkel, ob die letzte Hälfte von Währ, in 
gewähr, oder von Waare, der Werth abstammt, daher die Schreibart 
°h«e Verlängerungszeichen wohl die sicherste ist. Siehe Adelungs Wörter» 
°uch (S. dießfalls Wanggo's Versuch einer Abhandlung über den Bezug 
êr Laudemien in den Erbländern der österr. Monarchie, mit Rüct-

"cht auf das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch. Vrätz 1815. 

§. 2 0 l . 

^ f t der i n P fundge ldsachen er lassenen V e r o r b -
n u n g e n. 

ben >?^ " Rücksicht des PfundgeldeS erlassenen Verordnungen ha-
" d»e Wirkung, daß alle wider dieselben von den Grundobrigkeite« 
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mit ihren wahren Umetthanen und Grundholdcn aufgedrungen^ 
denden Revelse veiboten, null und nichtig s,nd (Patent vom 6>^< 
175b), und Verordnungen, dl« für das Moltuar»um oeifiossen l ^ 
gelten per .maluxi<lm auch für das Laudenn»lm (Hofdeciel vol" 
April 1796). N ie flch aber zu benehmen ,st, wenn das LaudettuUw 
dem Mortuallum collldnt, kommt besser unten vor. . ^ 

Hler wlrd ubngens n u r von dem L a u d e m i u m 6^«„ l 
d e l t , während das Mormanum bel der PatrimonlalGenchtSbal 
abzuhandeln kommt. 

§. 802. 

N ä h e r e Besch re ibung des L a u d e m l u m s . 

Das L a u d e m i u m ist eine Abgabe, welche einer ^ ^ gg 
Herrschaft bel cmer sich^erelgnenden V e r ä n d e r u n g , 
dem ohne Abzug der S c h u l d e n berechneten Wer the 
ner unbeweg l i chen u n t e r t h ä n l g e n R e a l i t ä t , von v 
neuen A n t r e t e r demselben entrichtet wenden muß. Dieser 
griff wird nun folgendermaßen zergliedert. 

§. 203. 

W e r das Recht zum L a u d e m i a l b e z u g e hat . 

Das Recht zum Bezüge des Laudem»ums haben d,e H^ 
n und G r u n d o b r i g k e l t e n (1'ract. äc ^nr. inc. 

ll« 

schafte 
IV. § . 5 ) . ^ . 

Auch sind Prlvatobrlgketten berechtiget, »m Falle emcS ^ l 
fes lhr«e DomlNlcalglünde zum Elbzmselgcnthume, sich das ^ ^ , 
mmm zu bedingen (Hofd. vom 23. November 1797). Fm das >> 
gangene muß zedoch zeder Glundhelr, der die Laudemlaltazcn 
splicht, volher das Be,ugsrecht dulch die bürgerlichen Olundvclscv 
bungen, gültigen Ulballen oder sonstigen Verträge, und d>e we 
siens dulch 32 Iahie lang ruhlg ununrelblochen geschehene Abna». 
dieser Ta l̂en in jedem Falle emel Besitzveländerung. beweisen (-? 
vom 13. August 1786, Hofveroldnung vom 5. Septembcl 179" ' 

Den Pfanern und Benefi^iaten gebühret übngens " ^ 
d e n K l l c h e n h o l d e n gar ke»n Laudemium (Generale vol" -, 
Mmz 15»1 und 14. März 1586); es sei denn, sie könnten ^ 
lalU den Besitz cnvclsen (Regierungsverordn. vom 12. M ä l j ^ ^ ^ 
und >n den Fallen, wo gar kem Pfundgeld genommen wo»den 
soll noch temes begehlet noch genommen weiden (Resolut, voltt 
Iul.ll»<d2). ^ 

Da das Laudcmmm keme herlschaftliche Gieblqkelt'st, f " " " ' 
d,e qeschiiche Veimuchunq zu Gunsten der HensclM str/'tct, ' 
dein das Forderunqslcchr von Sette de, Glundhcrlschan bei ^ ^ 
Tuelte sti enge erwiesen werden muß; so wurde eme Hellschaft " 
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^Ht erweisen konnte, von den chr unterthänlgen Ucberländgründen, 
""über d»e GewaKrrenooatlon voraenommen werden soll, ,emal das 
^ ^ " " " l e n konnte, von den !yr unrerlyanlgen «corlianoglunvr,,, 
<<eŝ i ̂  ^^ Gewährrenooatlon vorgenommen werden soll, zemal das 
«rl,? 5pcrcentlge Laudemlum bezogen zu haben, und da vielmehr 
^°ben ,vmde, das; bei der letzten Gewahuenovat,on statt des ge, 
Hei-̂ sl" ^uoemlums nur eme Gebühr entrichtet wölben sei, dle 
^ c!> ^^ abgewiesen, und dlese Abweisung Mit Hoftanzlnd. vom 
^ ^ooember 1831 , Zahl 25,550, Rggsz. K4,998, bestätiget, 

bei,» ferner aus dem, m Folge einer Hofbeschwelde eines Haus-
heis ^ ^ ^ ^ ^^ Aufrechnung eines Laudemmms be,geblachten Be« 
^ ^ ^luo,glng, daß von dem betreffenden Glundbuche von jenem 
l„c, ^°ch N iema ls em Laudemlum belogen wölben »st, wmde 
^ ' ^e allelhochstel Entschließung vom 14. Jänner 1837 ellannt, daß 
.^Honeculrent »n so lange zur Entrichtung desLaudem«ums Nicht 
y,^h.<Uten sei, als Nicht von Seite der Grundobrlgkelt da»qcthan 
ll!« ' ^ ^ ^ flühe». das Lauoenuum <n Ansehung dleses Hauses 
K°gen habe (Hofkanzleldecret vom 19. Jänner 1837, Hofzahl 1506, 

§. 204. 

. « n t e r t h ä n i g e , von der g r u n d h e r r l i c h e n Verä'nde« 
" ^ s g e b u h r b e f r e i t e G e m e i n d e n d lese lbe zur Be

deckung l h r e r G e m e l N d e b e d ü r f n l s s e beziehen 
können. 

. A l s die Vorstehung einer unterthämgen Gemeinde, deren C5lle-
fr»»?^ Ulbanum von der grundhen'Ilchen Velände,ungsgebuhr be-
»lsse ' ^ " dießfälligen Bezug zur Bedeckung der Oemcmdebedülf-
^ ' ^n ßch zog, und das d,esifälllge Recht von emem Thel! del Mitglle-
ill n!' ^ ° ^ ^ l̂nes Uebelsinkommens zwischen den G«>mc,ndcglledelN 
^^uysten ihrer Gememdecasse geltend gemacht wulde, wahrend 
st^^bere The»l das Gegenthell behauptete, und als dieser Gegen« 
sch . "on der Untelbehörde auf den Rechtsweg velw«csen wulde, ent-
9 l " bie Hoftanzle» Mit Decret vom 23. Jänner 1834, Zahl 1165, 
l>b«r ^ ^ ' daß diese streitige Flage be» dem Umstände, das; hier
an ^ ^ ^ n den Geme,ndegl«edeln selbst eine Differenz obwaltet, 
bles« n ^ der Herrschaft als Grundobi,qke»t aber kem Anspruch auf 
llt>ŝ  ^^'^ e<hoben w»rd, lediglich aus dem Gesichtspunkte der po-
^e,i ^ ^ " ^ ^ " b " die Gemeinde«Vermögensgebahlung zu beur-

5s,d ^ " " "üch den Erhebungen die Einhebung elgentllcher Ver-
t>^^^9sqebüh,cn beider Gemeinde eigenmächtig untelnommen wor
über ' ^ belogene Ueberemkommen zwischen den Gemelndeqlledcln 
ha» / ' "^^n Mangels e«nel hohem Genehm,qung le»ne Gult»qte,t 
l t s f ^ auch zur Genehmigung nicht geeignet wäre, well d»e Gcme,nde-

^ernlssc «m Falle cmeS Bcdeckungsabganges durch dle Vorschrift, 
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mäßigen Mittel auf entsprechende Weise 'sicherzustellen sind, 1" 
schien der von der Gemeindcvorstehung erhobene Anspruch auf d»e o 
erkennung des Bezuges der Veränderungsgebühren als unstattyal̂  
und er würde, selbst bei dem Vorhandenseyn eines grundhä'ltigen 
tels, nicht beachtet werden können, weil die Mehrzahl der Gell»"« 
glieder sich dagegen ausspricht. . j , 

Es wurde daher die Abstellung des Bezuges der Verändert 
gebühren für die Gemeindecassa aufrecht erhalten. 

§. 205. 

V o n wem das L a u d e m i u m zu zah len ist. 

Das Laudemium ist von dem neuen A n t r e t e r einer .3« 
tat zu entrichten (§. 202). Dies) gilt auch bei Geistlichen, als: P " ' " ^ 
Pfarrern und Benesiciaren, so oft sich mit ihrer Person eine V " 
dcrung zuträgt, bei Ordenspersonen aber, so veränderliche ^ 3 ^ " , ^ 
haben, wie auch von Zechen, Bruderschaften und Gemeinden alle j» 
Jahre ('l'rnct. äo^ur. ine. 7'it. IV., §. 19, S . §. 538). 

§. 206. 

Laudemia labnahme hat bei Ü b e r t r a g u n g e i n e r " 
l i t ä t von e inem vers torbenen E h e g a t t e n auf ^ 

ü b e r l e b e n d e n T h e i l e i nzu t re ten . 

Eine derlei Laudemialabfuhr hat daher auch bei Uebertrag" , 
einer Realität von einem vers to rbenen E h e g a t t e n " . 
den über lebenden T h e i l e i n z u t r e t e n , da das ^ ^ß 
d i e s f a l l s keine A u s n a h m e macht. Die Manipulation, 
e»n überlebender Gatte an die von seinem verstorbenen Ehetheile " . 
kommen? Itealitätcnhlllfte n ich t , sondern, wenn er sich ' " ^c 
vermählt, sogleich der neue Ehegatte vergewährt wird, wurde ^ 
als gegen die bestehenden Gesetze streitend abgestellt (Rggsd. vo'tl 
Sept. 1835, Zahl 50,679). 

§. 207. 

W i e , w e n n der über lebende G a t t e seinen A l l t h ^ 
den E r b e n des V e r s t o r b e n e n a b t r i t t . 

Wenn der überlebende Gatte oder die überlebende Oatt'N < 
ihm oder ihr eigenthümlichcn Ancheil eines gemeinschaftlichen Vel 
gens den Erben deS Verstorbenen abtritt, so ist das LaudemiuM 
von d iescm Antheile des gemeinschaftlichen Vermögens zu 
(Hofd. vom 4. Jul i 1786, Patent vom 10. Jul i 1786, §. 8). 
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§. 208. 

^ ' e P f l i c h t zur E n t r i c h t u n g des L a u d e m i u m s »st 
persönl ich. 

tl><! .^'Gelegenheit, als der grundbücherllche Besitzer eines unter' 
Mlgen Grundes V̂ diesen Glund weiter an « verkaufte, der« ohne 

dem ^ ^ Gewähr schreiben zu lassen, denselben Grund bald darauf 
bar ^ wieder verkaufte, und die Henschaft, der jener Glund dienst« 
faK ^ " ' " ° " ^ ' " ^^ten Käufer ^ forderte, das; er für semen Vor-
len^^ ^ ' welcher nicht an der Gewähr stand, die Laudemialgebüh-
^ entrichte, welche Forderung auch von der l. f. Unterbehörde aus dem 
, «nde gewählt wurde, we,l nach den §.10 des 4. Titels des '1'laet. 
f. ^"^ wc. Niemand an die Gewähr einer Realltär gebracht werden 

l, .>>e, well diese Nicht auf der Person, sondern auf dem Grunoe 
x!^N, entschied d»e Regierung belehrend: D«e Untelbehörde habe 

z> des 4. Titels des 'l'rnct. l̂ u ^ur. ine. bei jener Entscl)»'ldung 
de/-?^' ^ ^ ' ^ Auslegung gegeben, und eben desiweqcn auch unrecht 

Besitzen ^ ^ r Bezahlung der Veiänderungsgebüyrm se,ncs un-
^ttelbalen Vorfahrers l l verhalten. Tcnn dieser §. räume den 
^Undobnqke,ten nur das Recht ein, dem Nach fo lger m den B o 
der n?^ Realität die Gewähranschrechunq so lang zu verweigern, bis 
^ ^°lfahrcr Nicht an d,e Ge»oähr gebracht ,st; aus'er diesem gibt 
^ l ^ t . llo ^ur. ino. den Grundobllgkelten ein zweites Zwangs-
^ .lel, nämlich dm Gewährwandel. (F. 5<)8), nirgends aber das Bcfug-
,̂ / von dem nachfolgenden Besitzer die rückständigen G^wähltarcn 

"orfahvers zu vellangen. Eben so wen ig se» die G e w ä h r 
t e e,ne auf G r u n d und B o d e n ha f tende S c h u l d ; 
h '"ehr gehe aus der Landesvelkassung und den bestehenden Gesetzen 
^ ^egenthell hervor. D e n n die V e r p f l i c h t u n g , sich an die 

ewähr schreiben zu lassen, t r e f f e den E r w e r b e r e i-
^ l R e a l i t ä t , und sei pe rsön l i ch ; die verfassungsmäßigen 
Iy '?^nit t tk l ft.en auch nu r gegen die P e r s o n g e r i c h t e t , 
ou^'" ^^ ^ Bezahlung der Gebühien für die Gewähianschreibung 

^ nur pe rsön l i ch , und hafte keineswegs auf der Realität, 
ŝ  l̂uch st, das Zwangsmittel der Velwe,gerung der Gewä'hran-
lh^^inq deS Nachfolgers ergiebig genug, um den Vorfahrer zur 

llchtlgunq der Gewährveränderungstaren zu vcimöa/n, ohne daß 
^ abwendig wäre, dem erstem eine an sich schon ungerechte und 
sel ^ )̂>ven îge Haftung aufzulegen. Der oberwäbnte elng^rercne sehr 
kauf!̂  ^^^ ^ s ,m Verlaufe von einigen Zahlen Scatt gebabten Ver« 
rock ^ '"" ^ " ^ ^ ^ Käufer vermöge seines eisten Besitzes zufällig 

^ an der Gewahr steht, und kem Interesse hat, d« Gewähran-
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schreibung seines Vorfahrers zu betreiben, könne zu keiner w^ " ^ , 
chen, zum Schutze der Grundbücher gereichenden Entscheidung bel ^ 
tigen. .,. 

Das Erkenntniß der Unterbehörde, durch welche der g e g " ^ 
tige Besitzer ^ verhalten wurde, die GewährverclnderungstaM ^ 
seinen Vorfahrer L zu bezahlen, wurde daher aufgehoben und vero 
net, es sei lediglich dem Grundbuche überlassen, die Gewährvera» 
rungstaren von dem Vorgänger L einzubringen (Part. Regierung 
Weisung vom 4. November 1846). ,üh, 

Denn eine Herrschaft ist nicht berechtiget, die Laudennalgev ^ 
ren der Vorgänger im Befitze von dem jetzigen Bescher einzutre'd . 
dies; wurde von der Hofkanzleimit Decrct vom 11. März 1823, o 
7021, Rggsz. 14,201, neuerdings ausgesprochen. 

§. 209. 

D i e A n f o r d e r u n g des Laudemiums ist nicht unbedins 
von der Gewä 'h ranschre ibung a b h ä n g i g . 

Die Anforderung des Laudemiums ist nicht unbedingt v » N . 
Gewäliranschreibung in der Art abhängig, daß jeder Anschre»"". 
auch schon von selbst die Verpflichtung zur Entrichtung desselben ' 
gen müßte. I n letzterer Beziehung ist lediglich nach der dießfalls 
stehenden, den w i r k l i c h e n Besitzantritt bezielenden ^l'undstr 
von der politischen Behörde vorzugehen (Hofenlschließung vom 3 ' ^ 
1836, Zahl 5321 , Rggsz. 14,890). 

§. 210. 

D a s L a u d e m i u m ist n u r au f G r u n d und B o d e n , " 
a u f dessen u n m i t t e l b a r e Z u g e h ö r u n g e n beschränk 
Aussch l i eßung der S c h i f f m ü h l e n . _» W a s u n t e r " 

m i t t e l b a r e n Z u g e h ö r u n g e n vers tanden w i r d . 

Bei vorfallenden Veränderungen in dem Nutzeigenthumsbe!'», 
der Häuse r , Grundstücke und U e b e r l ä n d e, eS sei gleich d« 
Kaufen, Ablösen, Tausch, Abwechseln, Schenkung, H e i r a t h s m , ^ 
schäft und Erbschaften, oder auch durch andere zulässige Weise, muß 
Laudemium entrichtet werden (I>»ct. llo^ur. ine. l i t . IV. §» ^ ' h 

Der Bezug deS Laudemiums ist daher n u r au f ^ « t̂ 
und B o d e n , und auf dessen unmittelbare Zugehörungen besch" ^ 
(Hoftanzleid. vom 5. März 1808). Daher auch von den auf " " 
Hause radicirten Gewerben, da diese mit den Häusern verelNH 
und von selben eben so wenig als andere Hausappertim'nzen t l . 
bare Realitäten ausmachen, das Laudemium zu entrichten ist ( ^ 
Verordnung vom 12. Ju l i 1793, Regierungsintimation vom 9- "> 
1793). 
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l L a u d e m i u m 
,ffen gebaute, auf 

Dagegen darf von S c h i f f m ü h l e n ke in L a u d e m i u m 
", °""en werden, denn Schlffmühlen sind auf Schlffen gebaute, auf 
llck ^ schwebende Mahlmaschmen; sie gehören zu den beweg« 
^lyen Sachen chleS E'genthümelS, und tonnen Nlcht a ls un^ 

t te lbare Zuge hol ungen cmes unbeweglichen Gutes betiach^ 
.^ !?"den. Damit lst ,edoch der biKhellge Bezug von Haftgeld, 
h, ^ ' N s , Gewetbstaxe u. dgl. Gebühren, wozu emlge Grund 
^ !^^ten in Rücksicht auf die lhnen unterthan,gen Schlffmühlen 

H gesetzmäßige Ultunden berechtigt sind, Nlcht zu vermengen. 
. Sollte jedoch e»ne oder andere Herrschaft beweisen können, daß 
tlü«^ ^ ^ " 6 ^ ^ ^ Laudcmmms be» Schlffmühlen durch emen aus-
^ ' l h e n Vertrag berechtigt sei, daß sie z. B. eme Schlffmühle selbst 
^ Ut und solche emer Fam»l«e Mlt dem ausdlückllchcn Vorbehalte 
W ^ " habe, baß »hr be» jedem Erbfalle oder bel sonstlgcr Ver« 
^« ""9 bei selben von deren Werth gewisse Procente als Besitz-
^^klungsgebühren entrichtet werden sollen, so ist dieses als eme Aus» 
V» .."^"ber allgemeinen Regel zu behandeln, da ähnliche bestimmte 
„ ^ ^ g e po l l t . S e l ts nicht aufgehoben wclden können (Hoftanzlei-
^<!°Nung vom 17. März 1808, Rcglerungsdecret vom 15. M« l 

?leposi t ische nVerordnungen enthalten übt igens lelneDefinition 
^ ^kgr,ffcs. Z u g e h ö r " ) . Dlese» Beg, »ff, so wie der Beg'. ls, der unbe-
«ll? oderbewegllchenElgcnschaftelnerSache wild lediglich dulch das 
^ ^ e i n e bürgert. Gesetz bestimmt; und derselbe muß daher als eme 
ser i^ ' " geltende Bestimmung, wie bel allen Velhältmssen des bür-
blil/ Lebens, so auch be» LaudeMlUM-Streltlglelten seme Anwcn» 

2 finden. 

Ha»' "'"''be daher von der k. k. vereinten Hoflanzle, über einen 
Hcular fa l l mit Decret vom 2. )lprll 1835, Hofzahl 7514, Ng^Sz. 
8tW" ^ erkannt, daß von den m e»nem Kaufvertrage enthaltenen Ge» 
p»^5^n ,ene alS Zugehörungen des HauseS und Gartens laudemlal-
G M seien, die nach den Bestimmungen deS allgemeinen bürgerl. 
Hauches zu den unbeweglichen Sachen gehören. Die §§. 294 — 

"es allgememen bürgerl. Geseî bucheS sagen nämlich dleßfaUS: 
ei„. ^ e r »Zugeh'ör" versteht man laut §. 294 dasjcnlge, was Mit 

Sache »n fortdauernde Verbindung gesetzt wird, 
von ?"b' l l gehören Nicht nur der Zuwachs einer Sache, so lange er 
ohy "selben nicht abgesondert »st/ sondern nuch d»e Nebensachen, 
G,s ^lche die Hauptsache Nlcht gebraucht werden kann, oder die das 
sazb °ber derElgenthümerzum foltdauernden Gebrauche der Haupt-

^° bestimmt hat. 
l)„ ss^-as, Bäume, Früchte und alle brauchbaren Dinge, welche 

" d e auflhrer Oberfläche hervorbringt, bleiben nach§. 295 solang 
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em unbewegliches Vermögen, als sie nicht von Grund und Boden 
gesondert worden sind ( S . §. 211). <., 

Selbst die Fische m einem Teiche und dasWlld meinem M ' 
werden erst dann ein bewegliches Gut, wenn der Telch gefischt, "" 
das W»ld gefangen oder erlegt worden «st. .. . ^ 

Auch das Getreide, das Holz, das Viehfutter und alle übl>g^ 
obgleich schon eingebrachten Erzeugnisse, so wie alles V»eh ""b l 
emem liegenden Gute gehörige Werkzeuge und GeräthschafteN/ 
den ferner nach §. 296 insofern für unbewegliche Sachen geh" 
als sie zur Fortsetzung des ordentlichen WirthschaftsbeMebes erfs" 
llch ßnd. <^ 

Eben so gehören velwöge §. 297 zu den unbeweglichen So^ 
diejenigen, welche auf Grund und Boden »n der Absicht aufge^ 
werden, daß sie stets darauf bleiben sollen, als: Häuser und all 
Gebäude Mit dem in senkrechter Llme darüber befindlichen Luftrau^ ' 
ferner nicht nur Alles, was e,d-, mauer-, Niet- und nagelfest >st, ^ 
Braupfannen, Branntweinkessel und emgezlmmerte Schlanke, > ^ 
der« auch dleiemgen Dinge, die zum anhaltenden Gebrauche " 
Ganzen bestimmt sind: z. B. Brunnr,emenselle, Ketten, Löschs^^ 
u. dgl. Dagegen werden nach §. 298 Rechte den beweglichen ^ H , 
beigezählt, wenn sie Nicht Mit dem Besitze einer unbeweglichen ^ ^ 
verbunden, oder durch die Landesoerfassung für eme unbeweg' 
Sache ertlärt sind. ,̂ 

I n wiefern Letzteres der Fall ist, kommt hier am ged"» 
Orte vor. 

») S. übrigens dießfalls auch die Abhandlung: Der iunüuz inztructu ^ 
Bauerngütern, belangend seine Behandlung in Rechtsfallen wie au>v 
Geschäften des adeligen Richteramtts, von I . R. v. G. Gu,tz 1321. 

§. 211. 

I n w i e f e r n die au f dem Felde stehenden F r u c h t 
d ie Schätzung zu nehmen s i n d , in w i e f e r n Nlch^ 

M i t Hofkanzleidecret vom 15. März 1791, l l . AbtheilUN^ 
7 , RgaSz. 4K71, wurde crmnert, daß der hieiländigen Verfai» ^ 
gemäß, die ,m Felde stehenden Früchte bis Georgi für ein Appell I, 
und Zugehör zu dem Immoblll angesehen und del Verhandlung ^ 
besonders in d,e Schätzung genommen, von Georg« an abersodav 
stehende Fechsung den fahrenden Früchten zugezählt werde. . ^ 

I n Ansehung eines herrschaftlichen Anspruches auf das ^ ^ 
mium von der Winterfrucht erinnerte daher auch d,e Hofkanzle» ^ 
Decret vom 2. Dcc. 1»24, Hofzahl 35,205, Rggsz. 62,102, ^, 
es keineswegs darauf ankomme, wie diese Saat in rechtlicher ^ « ^ 
hung zu dem erkauften Grunde zu betrachten »st, und es be ^ 
darüber Nicht erst der Erklärung deS Clvllrichters, sondern es s" ' 
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best ^ leyer Ansprüche bloß nach den wessen Abnahme deS LaudemmmS 
senden gesetzlichen Bestimmungen abzusprechen ( S . ledoch §.210). 

§. 212. 

" ^ b r » l S r e q u l s l t e n u n t e r l i e g e n dem L a u d e n n u m 
«»cht. 

ililo " " ^ ^ " ^ ^ " bel einer Fablck vorhandenen Maschinen, Welk, 
ûn̂ > ^ Utensilien von dem Besitzer derselben als untlennbaler 
^ s ^ >N8tructu8 zu den Fabntsiealitäten erklärt, und als solche 
hy^'N Ansuchen be» selber giundbücherlich einverleibt wmden, Mlt-
<̂t« ^ ^^rakter von unbeweglichen Gegenstanden, die von den Fa-

sŷ  Z i ta ten nicht mehr gettennt »verde« sollen, angenommen haben, 
y ^ ' be oych yon der Regierung MltDecretvom K.Apnl 1831, Rgyoz. 
>h/."k «lkannt, daß aus diesem Umstände d»e Berechtigung keines«-
l^^^ele l tet werden tonne, von selben be, dem emgellettnen letz-
ll,z. ^aufe e«n Laudemium zu fordem, we,l die Grundbücher, ver-
sck̂ . ^ ^'ract. äo^„r. inc. '1'il. IV. §. 5, und nach der Normalvoi-
H<»us ̂ ^ ^ ^ ^ ^ 1308, nur bei Veiändilungen, welche sich mit 
h z ^ l " , bann Mit Grund und Boden und den unmlttelbalen Zuge« 
illln o/^' unter welche die Fabiilsreqmsiten Nlch t gehören, ergeben, 

"^uge der Veländeiungsgebuhren berechtiget sind. 

^ i n s t . 

§. 213. 

ecken u n t e r l i e g e n dem L a u d e M t U M nicht. 

5°r»>ck ^ Weinstecken kemeSwegs als em unmutclbcnlv Zuge-
^ l l, s ^l-undes und Bodens, sondem als ein Betlelbungsmittel el° 
îiss/ ^ " Cultulart, nämlich des Weinbaues, angesehen weiden 

seh//!' »velche sich augenblicklich verändern rann und auch facnsck 
^ t l^ ^ verändert wi ld, so wmde del Bezug eines Laudeuuums 
5ll»de? ^ " " ^ Verlassenschaft be» den mventnten Weingarten rolge 
Hott Wemstecken abgesprochen, und diese Abwnsung auch mit 
best̂ "zleldecret vom 2. Jul i 1835, Hofzahl 16,563, Rggsz. 37,442, 

§. 214. 
H 

"USausnahmet t u n t e r l i e g e n dem L a u d e m t u m 
nlcht. 

^fvrd ^ ^"lsihll'dung der Unterbehörden, wvrnach die herrschaftliche 
Ha^'5"Ng e«nes VeränderungSpfundgelbeS von dem Werthe der 
d^ v " b e r g a b s a u s n a h m e n aufgehoben worden war, wmde 
dlao«. Sofkanzle» m,t Dec:et vom 11. August 1832, Hofz. 23,283, 

Als ' ^ ' bestätiget, 
"'cht n, " ^ dennoch eme Grundhenschaft bei cmerBcsihveränderung 

nur yyn h ^ ^ar bedungenen KaufsclMnge, sondeln auch von 
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der von dem Verkäufer sich vorbehaltenen W o h n u n g s a u s n a b ' 
für welche für den Fal l , daß der Verkäufer veranlaßt werden» ^. 
von derselben keinen Gebrauch zu machen, eme jährliche ^ " ^ ^ 
gung in Geld bestimmt worden war, das Laudenuum aufreH .^ 
wurde diese?ll,flcchnung laut Regierungodecrets vom !>d. ^ " " g , ^ 
1832, Nggsz. 05,604, ungültig erklärt, da ü b e r h a u p t d»e " ^ . 
p f un düng der A u s n a h m e n , nach der von der Hofkanjie^ 
stätigten Reglerungsentschl»eßung vom 3. Mär ; 1820, Zahl v ^ 
und dem Regierungsmdorsate vom 12. August 1829, Rggsz-^o^ 
als verboten erkannt wurde. -» 

Die Anforderungen emes Laudemiums von Ausnahme «̂  
laut Regierungodecrets vom 6. Ma i 1835, Rggsz. 23,860, an "" ^ 
sich schon aus dem Grunde ganz unstatthaft, weil dleselben <» ^ 
übergehende Lasten keinen Theil des Kaufschillings ausmachen, .^ 
hin auch der Laudemialcntrichtung nicht unterzogen werden d« 

zu Gegenleistungen herbeigelassen hat, also die stipulirten " ' ' l ^ 
und Gegenleistungen sich gegen einander aufheben, und als tew 
des Kaufschillings angesehen werden tonnen. 

§. 215. 

V o n welchem W e r t h daS V e r ä n d e r u n g S p f u n d S ' 
abzunehmen ist. 

I n den Veränderungsfällen sollen die gebührenden P f u " ^ < 
der nicht hoher als nach der f a t i r t e n und a n g e n o m w ^ . 
T a x i r u n g abgenommen oder gefordert werden (Hofdecret vow 
April, 19. Ma«, und Rectlficationspatent vom 8. Ju l i 1750, §' ^ 

Die Veränderungsqcbühren sollen von dem E i n l a ß s ' .» 
ausgesprochenen Werche der Besitzung überhaupt, als» ^ 
o l l e n B e s t a n d t h e i l e n , welche diesen W e r t h a « ^ 
che«, abgenommen werden (Hofentschließung vom 13. August l 
Negierungskundmachung vom 3. September 1812). 

§. 216. 

W i e dieser W e r t h zu e r kennen ist. 

Dieser Werth ist nun 

<. entweder b e n a n n t , oder 
2. er ist eS n i ch t. 
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3. 217. 

^ t . W e n n der W e r t h des Grundstückes be
n a n n t »st. 

Her / " " ö " einer neuen Besltzveränderung ein Kauf oder sonstiger 
«>Ner »̂ " ^ lHänden »st, m welchem der KaufscheUmg oder Preis 
^ ^ultlcallealltät best immt ausgedrückt ,st, wild das 
tlz?^eld, nach Abzug des Sch lüsse lge ldes oder allenfalls 

Mr dle Moblllen angesetzten Preises, berechnet. 
d»j n ^ ° ^ " " "ne Herlschaft sich berechtiget hält, sich be« ?/bnahme 
l>,ch""dem»ums, nach dem von dem K ä u f e r w i r k l i c h ent-
"o»n i /^ " K a u f s c h N l l N g , zu richten, ,st, laut Hoftanzleldecret 
3»lld.s " ö l i M , Hofzahl 7021 , Rggsz. 14,202, das Verlan« 
^ t r ^ H^lrschaft m der Ordnung gegründet, denn der wahre 
baraa ^ ^ R e a l i t ä t w i r d durch den K a u f s c h l l l l n g 

§. 218. 

^ vo rzugehen ist, wenn der W e r t h zu g e r i n g 
angesetzt w»rd. 

lh ^ bleibt übrigens den Obrigkeiten unbenommen, in jenen Fä'l-
gen^° d,e Unterlhanen die Kaufsummen a l l z u g e r i n g ansa» 
« l z ^ ^ l l t e n , e,ne unparteiische Schätzung zu veranlassen, und 
'" A« /^H the l l und Schaden abzuwenden. (Allel höchste Erläuterung 
^da« "^ ^ ^ grundhenllchen Clnstandrechtes, Hoftanzleldecret 
t""M Ständisch-Veioldneten'Collegmm vom 12. IuK 1782, Hof^ 
l»,,/^'llt,mat,on an d»c Regierung, untel demselben Daium Nr. W, 
g , f ^^ auftrage, dieselbe ,m Lande gehöl lg tund zu machen, Re
ha^ "ssdeci et und lespectlve Bescheid vom 2s. Ju l i 1782, an die Stadt--
sbh^°nnschaft; 4Kle»sa'mter; Kammelplocuratur und llnterchans-

3N " ^ 411 m Unterthanssachen.) 
»l ^ ^" "ach den elhobenen Velhältnlssen gegen d«e Nichtigkeit des 
t^r ^ Kaufconnacte eingesetzten KaufschlUlNgs e in ßegrünoe-
tili y " k l f e l Platz greift, so tann, nach den bestehenden Volschllf-
^«bus^ ^ ^ " ^ 1?82, der Hellschaft Nicht venvehret weiden, zum 
ĉhnk ^^ Bemessung des Verä'ndclungspfundgeloes eme ordentliche 

^ ^ " s der Realität, icdoch m»t Rücksicht auf den Zeltpunkt der 
^cret " "3 und den damaligen Stand derselben vorzunehmen (Hof-

'vom 1h. September 1824, Hofzahl27,327, NggSz. 27,617). 
^beru»? ^ " Glundbüchein nach dem '1'ract. 6o ^ur. inr. das Vcr-
beahs Apfundgeld »mBemessungsfalle nachdem jedesmal w i r k l i ch 
biihrt / ^ ^' 6 ten V e r k a u f s w e r t h e der dienstbaren Realität ge-

' >° muß ihnen da, wo gegen d,e Werthangaben der Partelen 

35 
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gegründete Bedenken obwalten, das Mittel unbenommen bleiben, °' 
sen W e r t h a u f a n d e r n W e g e n a u s z u m , t t e l n . ^ 

B « emem solchen auffallenden M,ßvelhä'ltn«sse zwischen ^ 
Contracre über die veräußeite Realität und dem fiüher erhobenen gl'« . 
herrlichen Sck)ätzungswerthe, wu»de daher e ine neue Schatz u 
b e w i l l i g e t (Hofdecret vom 10. Jänner 1828, Hofzahl 213, -" 
gmungSzahl 3771). 

§. 213. 

Welche S t r a f e n au f die B e u r e h e i l u n g deS g r « " ^ 
h e r r l i c h e n Laud e m i a l - G e fä l l s gesetzt slnd. 

Seine Mazestät haben laut Hoflanzle»decretes vom 30. ^p 
1823, Hofzahl 3573, uncer dem 21. desselben Monates folgende o" 
höchste Entschließung zu erlassen geruhet: ^ 

Da Fälle, wo Unterthanen duich Velschwe,gung des «M 
Kaufschllllngs einer Realität, und du,ch Angade eines gel«"^ ^ 
Preises, das glunoherlltchc kaudermalgefäll zu velkürzcn sucb^^.< 
beabsichtece Bcvolthetlungen nicht ungestiaft gelassen weiden tol> 
so ,st für d,e Zukunft jeder llntcrthan, der emer solchen Bevort?^ 
lung überwiesen wi ld , nebst der auf die verschwiegene Sunnne 
fallenden Laudem»algebuhr, welche ohnehin der Obl »gleit g " 
noch mit einem gleichen Betrage als Stlafe für das Loca>AllneN'2 
stltut zu belegen, »m Falle der Zahlungsunfähigkeit aber «ut <'"^ 
angemessenen Aneste zu beMafen, welche Strafe, wie es M ^ 
selbst velsteht, sowohl den Käufer als den Verkäufer zu treffe!« V 
(Regierungsverordnung vom 15. Ma» 1829, RggSz. 26,477). 

§. 220. 

E i n A n z e i g e r l o h n f ü r Laudem»a l - V e r k ü r z u n g 
»st Nicht gesetzlich. 

Remunerationen für Anzeiger der Laudemial-VelkürzungeN ^ 
aber, laut Neglerungodecrets vom5.März 1836, Rggsz. 11/185,^'" 
gesetzlich. 

§. 221. 

^H 2. W e n n der W e r t h Nicht bekann t ist. 

Wenn be» e,ner Vcländerung der W e r t h des ^ ^ ^ ^ 
stückeS Nicht selbst benennt w i ld , soll das Grundstück Mit tre" 
Wcrthe geschätzt werden (1'inct. cle ̂ l,s. inc. 'I'it. IV. §. 5)' ^ 

Dieser Nolm zufolge, wulde daher auch nur Hoflanzleide 
vom 18. Iun« 1807 bei emer, m>t emem Hause be« Lebzelten ve»v 
gangenen Veränderung folgende Entscheidung erlassen: 
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^ Da der Fall des Patentes vom 23. September 1787 über die 
^ " N b^ adeligen Rlchtelamtes h,er mchr e,ntiete, so sr» auch das 
^ N t selbst auf den vorlegenden Fall necht anwendbar, und solcher 

^ ben allgememen Gesehen zu beuriheUen. 

. Da nun den Grundob»lgke,ten das Veränberungspfundgeld lan 
^ ° f̂assungs- und gesetzmäs.lg gebühre, und der '1'ract. äl-jur. in«. 
, »allen, wo der Welth e,nes Glundstuckes odel e»nel Realität Nlchr 

"<"Mc wlld, eme neue Schätzung veloldner, so müsse sich auch nach 
m Anordnung ,n dem gegenwäitlgen Falle, wo dmch anderwelce 

^ M,ve Gesetze etwas andels mcht verordnet wo, den »st, um so mehr 
NoMlnen weiden, a l s , w e n n dle G r u n dobi lg te lcen das 
'cht zur G e b ü h r h a b e n , »hnen auch dle angemesse-

bl,'! ^ ' l t e l , zu solchel zu ge langen und slch vor un-
ly, 'gen V e r t u l z u n g e n zu schützen, n,cht en tzogen 

" d e n können, 

s,. H'ernach habe also N . N . der angeordneten Schätzung des Hau-
l̂ lh alleldlngs zu untelzlehen. 

an, ^ ' t diesen ?lnoldnungen stehen ledoch fo lgende Entscheldun-
"""'cht lm Emllange; wiewohl sich jedoch nunmehr nach letzte» 

" benommen wild, 
h Nenn aus dem neuen Vel trage ke»n bestimmter Preis erhellr, 
«Entweder der §. 8 des Patentes vom 23. September 1787 we> 
^ ° l s adel,gen NichteiamreS angewandt, woinach, wenn übel die 
, ' Wz« das Vermögen oder der Geschaftsbenag zu berechnen ist, 
w,^«lfel entsteht, bei allen mcht ständischen Realitäten dei Wenl>, 
l°»v " »n dem letzten Kaufbriefe oder Evbsemantwortunq voi-
>^"t, angesetzt, und hiernach die glundhelrl.chen Taxen abgenommen 
^ ^"en (Regierunqsoelordn. vom 7. November 1815), odci es 
da, ' wenn em Inventanum (gerichtliche Schätzung) vorliegt, de. 
teck ""kommende Schatzungswerth zur Basis der Laudenual ive-
^?"ung genommen und zwar nach der Analogie, zu Folge des für 

"?ortuar»um erlassenen HofdecreteS vom 4. Jänner 1788. 
sl^?"Hofentschl.esiunq ^ m 17. Februar 181^i, Hofz 1317,Reg,e-
.""^"Nmal.on vom IN.Mmz l8N,RggSz.7l09, sagt diesfalls ^n Be-
17^"9 auf das Todtenpfundgcld schl e»be ras Patent vom 2?. ^'Vtember 
y " vor, daß auf den Hall deS Mangels emn bess'MMten Werthangabe 
dz/" " l s e.neSchätzung vo,genommen, sondern sich entweder an den bc» 
der ^ " vorbeigegangenen Bes'tzvelänberunq voigekommenen Weill) 
gtt.ck " " " ' " e r an e,n auS anderen Veranlassungen volgekommenes 

Miches Schätzungsopeiat, gehalten weiden soll, 
t e r . . ^ " ^ Gesetz finde aus der Ana log» e auch auf das Vera». 
t'""^pf' 'ndgeld se.nc Anwendung. Demselben müssen sich alle Obrigkcl-

"n ^nde, m welchem Beziehung sie auch sonst zu dem ^taatsvcrbande 

3 5 * 
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stehen, unterwerfen, und gegen dasselbe können keine Urbarialv 
träge errichtet werden. 

D»e übereinstimmenden Entscheidungen der Untelbehorde ̂  
welche einer Henschaft dle V e r a n d e r u n g s g e b u . h r von 
zu emer Wlrthschaft gehörigen Realitäten nur nach Maßgabe 
de» der v o r a u s g e g a n g e n e n Besttzverändeiung ausgeM« 
tcn Werthes zu bemessen gestattet, wuiden daher bestätigt, " " ,.̂  
Herrschaft mit dem dagegen ergriffenen Hoflecurse zurückgew'^ 
(Hofkanzleldecict vom 2.Apnl 1824, Hofzahl 8961, RegierungM 
17,655). 

Denn bei der Laudemialbemessung darf nur da, wo in dem K" " "^ 
tracte e»ne bestimmte Summe nicht ausgesprochen erscheint, d»ebe» 
v o r a u s g e g a n g e n e n Verändeiung vorgekommene ^ " «,, 
zum Anhaltspunkte genommen weiden (Hofkanzleldecret vom 1"> v 
bruar1834, Hofzahl 3462, Rggsz. 10,860). 

D»e Bestimmung, daß stch zur Bemessung deS Laudemiu"s ^ 
den be» der letzten Besltzverä'ndnung vorgekommenen Werth, ^<Hz 
die aus e iner ande rn Veranlassung vorgekommene gench"', 
Schätzung Nicht gehalten weiden soll, findet dort Anwendung, ^ 
es an j ede r W e r t h a n g a b e gebr icht (Hofkanzleldecret v 
25. September 1835, Hofzahl 24,699, Rggsz. 54,923). 

§. 222. 

B e i T a u s c h v e r t r ä g e n , wo der K a u f s c h i l l i n g nicht ü ^ 
gedrückt »st, ist der W e r t h des Tauschobjectes i 

G r u n d l a g e der Laudem»alberechnung zu nehtt l t" ' 

Die Bestimmung, daß zur Bemessung des Laudenuums an 
beider letzten Besitzveländerung vorgekommenen Werth, oder an 
aus einer andern Veranlassung vorgekommene gerichtliche Schaß ^ 
sich gehalten werden soll, findet dort Anwendung, wo es an l̂  
Werthangabe gebricht. 

Dieser Fall tritt laut Hofkanzlcidecret vom25. September l s ^ 
Hofzahl 24,699, Rggsz. 54,923, bei der Laudemialbemessung " ^ 
e»n, wenn der Werth eineS als Tauschobjekt verwendeten Hau»"^ s 
kannt, und dieser Betrag demnach derjenige »st, um welchen 

nannt gewolden »st. 

http://Veranderungsgebu.hr
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8. 223. 

verß e inem W a l d v e r k a u f e das f r ü h e r besonders 
kauf te ungeschlagene H o l z bei der L a u d e m i a l b e -

"«ssung des W a l d e s i n Anspruch zu nehmen ist, 
oder nicht. 

,^ I n einem partiellen Falle, wo bei dem Verlauft emes Waldes 
l<^°"tracte der Belsatz gemacht wurde, daß dle schon f r ü h e r ver, 
seien? ^^gbaren Hölzer m dem verkauften Walde n l cht begriffen 
h,c,'^^lben abgesondert »n?lnschlag genommen wurden, und die Unter-
< l̂j) "tschted, das; be» dem Umstände, wo das mcht geschlagene Holz 
y,^"sehör des Waldes, folglich als e»n Obzect, welches be, der Aus« 
^ ""3 des Laudemiums m Anschlag gebracht werden müsse, der 
btt » ^ . ' ^ a f t zur Bemessung der Laudennalgevühren die Vornahme 
y^^ätzung des erkauften Waldes auf ihre Kosten für den Fall zu-
s^""dcn werde, als der Kaufer die Art des Holzankaufes nachzuwci-
^ " w e i g e r n sollte, erkannte die Hofkanzlei m«t Decret vom 13. 
ch^M4, Hofzahl 6323, Rggsz. 17,507, es l,ege kein hmrei« 
b,^^.^rund vor, be» der Bemessung des Laudemiums einen an-
^ . Maßstab als den- Contractpreis zu nehmen. ES sei keme Andeu^ 
d^ '̂ ''banden, woraus Mit Bestimmtheit gefolgert werden kannte, 
sah,'^ höherer Kaufsch«llmg st>pul»rt worden wäre: denn der Bel
li! ^ ^ontracte, daß d»e schon früher erkauften schlagbaren Hölzer 
Nes,^ vertauften Walde mcht begriffen seien, erkläre vielmehr die 
^«rn?^ Bemessung des KaufschlllmqeS und spreche sogar gegen dle 

Buchung der Herrschaft, eine absichtliche Laudenualverkürzung. 
Ooch lnögcn aber die gedachten Holzer zur Zelt des Waldverkaufes 
Htlrs?^ ^"^ Waldgrunde gestanden haben oder Nicht, so könne der 
Nl»t ? ^ daraus te,n Recht erwachsen, das Laudemmm vom Walde 
sp^'nschlus; des Werthcs der besonders verkauften Hölzer in An« 
^llk, ^ "ehmen, we»l es keinem Waldcigenthüme« verwehrt sei, d»e 

^ e n des Waldes abgesonde r t zu verreißen. 

§. 224. 

lZe l>^udem ' " tN ist auch von den durch R o b o t und 
"en tab lösung angeschlagenen M e l i o r a t i o n e n 

abzunehmen . 

bot- ^ " a n g e k a u f t e Befreiung einer Reallast, z- B. einer Ro
b e ^ "Zehentbefrelung, ist ein der Realität fü r «mmer ankle
ben Vor rech t , und kann von kemer Herrschaft jemals aufge« 
B^H^^'den; es ,st daS Z u g e h ö r e ,ner unbeweg l i chen 
^lscke!/w"^ " ^ " " 6^"^ Vorbehalte und besondere Ucberlassungen 

^ " Einzelnen darüber Stat t finden, bleibt eS m Beziehung auf 
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die Grundheirschaft, und sonnt des Forderunqsrechtcs der Vera« 
nmgsgebührcn, doch m fortdauernder Verbindung »mt del ^ ^ ^ 
und unter dieser Absicht e«n unbewegl iches Gut. Und gle'H 
die Her»schuft sich be» der Verschlechterung der Wlrthschaft den g<^ 
geren Bezug von minderem Weiche gefallen lassen muß, so ^ " ^ , , ^ l 
Volthell lederVerbesserung, durch dle der mnere Wellh der Rea .̂ 
erhöhet ,mrd, ohne Rücksicht auf d»e Beschaffenheit oder Vera 
sunq der Melioration, der Grundherrschaft m Verände,ungssa 
zu Outen. Wornach also die Herrschaften von dem vollen Ka«m^, 
Imge, d. ,. sowohl von dem elgenthü'mllchen Werthe der W> 
schüft, a ls auch von der etwa durch Robot- oder Zehenmnlol . 
im Preise angeschlagenen Melormtion die VeländerungsgebühltN 
zunehmen belechtlget seien. ^ 

Zudem sind Robot und Zehcnt an und für sich keine p " ^ ? f 
Verbindlichkeit, sondern eine reelle; und so w,e ihr Bestand am ^ 
Realität ihren Werth vermindert, so erhöht die Befreiung d ^ 
ben, und be,de Wirkungen haben gleich gültigen Einfluß am 
Recht der Herrschaft. 

Der Vorthe,l jeder Verbesserung, durch bieder innere Werlv^ 
Realität erhöhet nnro, kommt ohne Rücksicht auf die BeschaA"^. 
oder Veranlassung der Melioration, der Grundhellschaft »n Ä< . 
derungSfällen Mit eben lener Begründung zu Guten, als sie ̂  ^, 
Verschlechterung einer Wlrthschaft sich den geringer« Bezug voN 
mindern Werthe der Realität gefallen lassen musi. . 

Auch svllcht h,er die Identität der Ansicht und des Rechts " 
be, Häusern, auf welchen r«d,eilte Gerechtigkeiten haften, derett" 
behalt oder Uebertragung ebenfalls verstattet ist. 

I m Grunde müßte, da h,erstand d,e Robotpfllcht so häusig ^ , 
lrrt, und dadurch der Werth der Rustlcalbesitzungen »m Allgest<e'̂  
gehoben ist, schon flühcr, und überall bei leder VeränderuNl! Iz 
Laudemlalabschlag Statt gefunden haben, was doch bekanntlich H 
geschah und um so weniger zugestanden werden könnte, als d^ . 
neue Mlsibläuchc und dle größten Beeinträchtigungen der H ^ ^ a i H 

»ürden (Hoflan<lelentschl!es)ung vom 15. ?lugust̂ l .« 
Hofzahl 12,171 
Rggsz. 24,554). ^. 

Die Entscheidung der Regierung, wodurch einer Herrschaft ^ 
Recht zum Bezüge des Landemmms von dem durch einen ^ntel ^ 
zugleich m,t semer Realität an einen andern angeblich v ^a sll 
Zehentrechte zugesprochen wui de, wurde daher bestätigt, und Lel)»^, 
Mit seinem Hoftecurse zurückgewiesen (Hoftan^leldccrct volN 2» 
cember 1824, Hofzahl 35,202, Nggsz. 62,102). 

gehegt werden würden (Hoflan^elentschließung vom 15. A u g u s t s 
, Reglerungsmtlmatlon vom 3. September ^ 
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§. 225. 
^ ' e Schu lden s i n d bei der L a u d e m i a l a b n a hme von 

der R e a l i t ä t n icht abzuziehen, 
m. Die auf der Realität haftenden Schulden kommen von dem 
^"the der Realität nicht abzuziehen (Verordnung vom 13. Octo» 
^ 1 7 5 6 , § . i ) . 

3. 220. 
"b be iAemessung d e r E r b s t e u e r d a s L a u d e m i u m von 

dem steuerbaren V e r m ö g e n abzuz iehen kommt. 

« Das Laudemium kann auf keinen Fall hei der Berechnung der 
^ b steuer von dem steuerbaren Vermögen in Abzug gebracht wer-
z^ ' weil dasselbe eine Last ist, welche den Erben, nicht aher dem 
^"lasscr obliegt, indem »'s nur dann zu entrichten kommt, wenn d»e 
Allaßrealttät auf den Namen des Erben umgeschrieben wo/den ,st. 
" barf auch das Laudemium bei Bemessung deS Erbsteu>rprocentes 
j ' ^ l berücksichtiget werden, weil die geringere Bemessung, nur strenge 
">N von dem Gesetze bezeichneten Fällen Statt findet, Pas Laude« 
l ? " aber unter diesen Fällen nicht genannt ist, und weil das Lau-
!!?.'"'" schon bei Ausmittlung des Werthes der Verlassenschaftsreall-
( ^ ^schlag gebracht, und dadurch die Erbsteuer vermindert w»rd 
^«fdecret vom 18- Februar 482P 

§. 227. 
^ 'b l iche Ausmaß des L a u d e m i u m s , und i n welcher 

V a l u t a dasselbe zu nehmen ist. 

v»», ̂ "Herrschaften undGrundybligkeiten ist gestaltet, durchgehends 
„ ? dulden d r e i K r e u z e r , und nicht mehr an-LaudeMlUM zu 

" " '« ( l r ^ t . .,« ^.r. iul-. D t . . lV . §. .^) - , 
^ " " dem kaiserlichen Grundbüche^„wurd? sich aber vorbehalten, 

oder keine Aenderung vorzunehmen (coäom). , , ,-
ch Hierbei soll «s verbleiben, und es soll solches bei dem kalserl». 
l s " Grundbuche festgehalten und demnach mehr nicht, als was vor-
^ . 1 . NebÜhrl.ch gewesen ist, gefordert werden (Resolution vom 30. 
^"u l6«2). ' , ° . 

der 
lur 
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chern au 6) in den sowohl i n C o n t r a cten a l sTodes fa l ^ 
sich e r e i g n e n d e n V c r ä ' n d e r u n g s f ä l l e n , d u r c h g e h t " , 
g e h a l t e n , e in M e h r eres aber a ls meistens drei K^ 
zer n icht p a s s i r t , sondern v o r h i n e i n abgestel l t s<^ 
(Resolution vom 2. November 1682, 23. Novemb. 1682, 2 1 . " 
tober 1689). . ^ 

So zahlen die in der Iägerzeil liegenden Häuser, Garten 
Grundstücke, ungeachtet sie ausier dem W. Burgfrieden liegen, 
Einen Kreuzer vom Gulden (Resolution vom 24. September 17» ^ 

Als daher eine Grundherrschaft keinen Beweis beibrachte, > 
dem Patente vom 6. Ma i 1756 (welches dort, wo bis dahin " 
Ein Kreuzer vom Gulden als Laudemium bezogen wurde, " l ^ i 
nehmen verbietet), ein höheres Laudemium abgenommen zu hav 
wurde bei einem gegebenen Falle erkannt, daß sie nicht berechl's 
sei, ein höheres Laudemium als mit einem Kreuzer von» G^ 
abzunehmen (Hofkanzleidecret vom 16. November 1820). ^ 

I s t Ä'ie Schätzung oder der Kaufcontract, welche i 
Grundlage der Laudcmialberncssung bei der neuen Veränderung ^ 
nommen wird, vor dem 15. März 1811 errichtet worden, so ist" 
der Analogie der für das Mortuarium erlassenen Verordnungen " 
4. und 10. ^ul i 1812, und der Part. RegierungS-EntschlleßunS"° 
7. Novcmber18l5, der darin erscheinende Schätzungsbetrag oder^^ 
schilling nach der Scala des Finanzpatentes vom 20. Februar " 
zu reduciren, und darnach das neue Laudemium zu berechnen. . -̂  

Ucbrigens haben Se. Majestät zu entschließen geruhet, daß <̂  
Vcrä'nderungsgebührcn in jener Valuta abzunehmen seien, auf »v<A 
die Bezahlungen stipulirt worden sind (Hofkanzleidecret vom 24. ^ 
ccmber 1811, Hofzahl 18,899, Nggsz. 39,661). ^ 

Dieses gilt noch immer fort, da vermöge allerhöchsten Patents o 
t . Juni I 8 l 6 gestattet ist, in schriftlichen Urkunden VesM 
auf Conventionsmünze und andere gesetzliche Gold» und Silbermünj 
oder Papiergeld abzuschließe»s. 

u ^,sl. 
») Wie es bci K f. Ortschaften gehalten wird, kommt in der Abhandlung ' 

dieses Theiles, von dem n. ß. Wunilipalwesen und dem Bürgerstande," 

§. 228. 

W i e sich be i e iner neuen B e s t i f t u n g das LaudeM«" 
" a u s b e b u n g e n w e r d e n dar f . 

Wenn von Privatobrigleiten ein Laudemium bedungen "V 
den sollte, darf diese Gebühr nicht 10"/» übersteigen, und daher s ^ 
nur nach dem Currentpreise, mithin nur nach dem von Fall 4 " ^ 
zu erhaltenden Schätzungswerts abgenommen werden (Hofdecret 
13. April 1785 und 27. Juni 1794). .. .,, 

Uebrigens darf nebst dem Laudemium keine weitere ^ " ' ^ 
rungstare abgenommen werden (Verordn. vom 1. Septemb. I^v 



Von den n. 3. Dominicalgü'tern und dem Bauernstände. 547 

§. 229. 

" n welchen F a l l e n n u r e i n m a l das L a u d e m i u m 
zu nehmen ist. 

Der M i ß b r a u c h , vermöge dessen in Fallen, 
Hit«, ^ " ! " " " ^ der Eheleute stirbt und der überbleibende ver-
scka?/̂  ̂ " ^ ' wegen nothwendiger Zusammenbehaltung der Wirth-
^an, h,e auf die Kinder gefallene Hälfte deS Vermögens über . 
" ' " M t , oder auch: 
H j . ? ' , ""nn von mehreren Kindern oder Erben eines die ganze 
^." 'chaft an sich löset; ein dergleichen übernehmender Unterthan, 

'^u!> "^" ^ " Masse abgezogenen Mortuar per drei Kreuzer vom 
anck ^ " " ^^^ Laudemium ebenfalls drei Kreuzer vom Gulden, 
liit " ^ besonders von dem aus der Hand der Mtterben an sich ge» 
<tvei? ^ " ^ U"ter dem Vorwande, einer hierdurch sich ergebenden 
so»»i Veränderung das Veränderungspfundgeld zum zweiten Male, 
<^^ "ach Einrechnung der nebstbei allenfalls doppelt angerechneten 
^^"uchstaxen, zusammen einen Betrag von zwölf Kreuzer vom 
s»r n,> abzuführen hätte, soll im ganzen Lande abgestellt, somit die-
1?5« , ^ " Tractat, dann das allerhöchste Patent vom 13. Octob. 
g^ l wie nicht minder gegen die natürliche Billigkeit laufende Unfug, 
h« K ""^ durchaus aufgehoben seyn; folglich ist das Mol tuarium, 
lli«»ss,̂  bei der Abhandlung aufgelaufenen Taren, von der Erbschafts-
s,̂  / bas Verä'nderungspfuudgelo und d«e Gewähranschrelbgebilh-
^.I^lzegen lediglich Von dem zum wirklichen Besitze gelangenden 
»der ^ktsübernehmer, keineswegs aber zugleich von den Kindern 
t«„z^bern Miterben, welche ihrenAntheil n icht selbst a n g e t r e -
llefen' ' andern nur mit der Herausbezahlung ihres Erbtheiles hmtcm-
^än <" worden sind, abzufordern (Allerhöchste Resolution vom 6. 
v°n, >,o ^ Hofdecret vom 8. Ma i 1779, Negierungsintimation 

^ Mai 1779, z. 1 " ) . 
b«^ ^»M wäre in obigen Fällen eine wirkliche doppelte Verä'n-
zl, <H? !!°l' sich gegangen und die gesammten Erben an die Gewähr 
E r b / .' auch das doppelte Laudemium abzunehmen, wenn d ie 
!tzls," sich ausdrückl ich e r k l ä r t h ä t t e n , daß sie die 
d,y " "enscha f t gemeinschaf t l ich besitzen w o l l e n , und 
thz-. "geachtet nachher die G r ü n d e un te r sich ge» 
"Uro« g ä l t e n , welches aber der Fall nicht ist, wenn die Erben 
"Nan>^ ött haben,dasi sie das Vermögen übernehmen und sich nut-
«he», zẑ s ""^gleichen wollen, wodurch sie mcht den ge me inscha f t l i . 
^N s l^ ' '^ andern die Vertheilung der Gründe unter sich verstanden ha-
s<bliee?^"^ließung vom 24. Mai 1784, Palt . Regiorungsent 

^«ng vom 8. April 1732). 

^ Beispiele der Anwendung dieser wichtigen, unter dem Nannn 
Pa^.'e'"."^" Resolution bekannten Normaloorschrift, werden folgende 

"Alarme angeführt: 
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») Be i «Aelcqcnheit eines Parti'kulavanfallcs, wo ein Unterthan mit H> , 

lassunq seines Eheweibes und mehrerer theils großjähriger tbeils ? s 
jähriger Kinder starb, u n d w e d e r d ie W i t w e nock die<st^ ,̂ 
e i n z u r V e r l a s s c n s c h a f t g e h ö r i g e s G r u n d s t u c k " ^ 
n a h m e n , sondern dieser (Yrund auf Ansuchen des Ve>lassenscha>^^ 
ra tors , mit Bcistimmunq der großjährigen Erben l ic i t i r t und " " " ^ l 
Unlerthane erstanden wurde, enlschirb die Hofkanzlei unterm s<! ^ ^ , 
l l 807 , über einen an sie gelangten Hofrecurs, daß, nach b e " / " <̂ < 
allgemeinen Rechtsqrundsaycn, den Grunbbuchsgesetzen, und inibeio ^ 
der Normaluollchrift vom 28 M a i 1??9 ganz übereinstimmenden ^ 
rathcn » der Ucberaang der von dem obangefuhrlen verstorbenen " ^ 
than hinterlassenen, und schon wahrend des Abhanolungszuges ^ ^ 3 ^ , « 
tcn Wilthschaft an den Kal i f r r a I s e i n e e i n z i g e B e s i t z v e r a « ^ , 
r u n g anzusehen f e i , und von den Erben keine Vera'ndenlnastalen 
genommen werden dürfen. .,<<tt 

b ) E in im Berufsweqe an dje Regierung gelangter Laudemialftrelt « >, 
dennoch, daß die Obngkcltfn bei Erbschaften, d»n bestehenden ^ ^ 
nunqen zuwider, sich erlauben, d o p p e l t e Vcrändcrungsgcbuhren » ^ 
rechnen, einmal nämlich v o n d c n q c s a m m t e n E r b e n , « n v « ^ 
zweiten Male v o n dem z u m w i r k l i c h e n Bes i t ze g e l a n g e « ^ 
W i r t h s c h a f t s u b e c n e b m e r . Wenn nich« schon durch die u n A ^ 
Stamen » S charfcn c q g e r M e s o l u t i o »"bekanntea l lerhöchste"^ 
nung vom 8. M a i l ? ? ! ) deutlich genug entschieden wäre, daß von btN«^ 
w i r t l i c h e n Besitze einer Realität n icht gelangenden Erben ke>n^< 
niium gefordert werden durfte, so wurde dieser Sah bei den «M " , , , 
meinen bürgert Weschbuche. §F. 920, 321 . 532. 547 und ??9, " H , 
stellten Grundsätzen des Besitzes, Erbrechtes utldder gerichtliche« . ^ 
antwortung gar keinem Zweifel mehr unlerwo»fey seyn, da «^^ ^jt 
weder die Erbcinsltzung, noch die Abtretung der Erbschaft, sondern ^ 
die E i n a n t w o r t u n g drrsllben das volle dingliche Recht 9 ^ . ^ 
und bis dabin die ungetheitte, uneingeantwortete Erbfchaftömasse «i> ^ , 
Person des Erblassers vereint betrachtet wird, wornach es auch, ' " '^h 
licher Hinsicht, einerlei ist. ob erne Realität wahrend der Abhandlung ^,, 
dicAbhanblungsbchordc oder noch von dem Erblasser selbst vertauft l°" ^ 

So bestimmte und ganz klare Verordnungen bedlirfen aar l ^ 
weiteren Auftlarung, oder näheren Beleuchtung; um jedoch dieUntertü^ 
vor unrechtmäßigen und gesetzwidrigen Forderungen zu schuhen- ^ 
nothwenbig gefunden, den Obrigkeiten diese'seit"langen Jahren sw^ .̂ t 

kanzlei-Entschließunq vom Jahre <7?9 zu erneuern, l " ^ . , 
stehende Hofkanzlei-Entschließunq vom Jahre <7?9 zu 
unverbrüchlichen Buchung derselben in vorkommenden ähnlichen v«^, 
anzuweisen, und sie zugleich auf die, in dem bürgert. Gcsetzbuche 'A^eü 
klänge mit erwähnter Verordnung aufgestellten, oben a n g " ^ ^ 
Grundsätze aufmelksam zu machen (Regicru.ngsverorbnvng vom ^ 
cembcr t813, Rggsz. 3<.8,'!l>). . ^ i , , 

<-) Als eine Witwe ein nach ihrem verstorbenen Galten in der V " ' ^hl 
schaftsmassc vorhanden gewesenes unterthanlges.Haus noch eher,«»«' .^, 
die E r b s c h a f t , zu der sie sich nur bedingt erbsertlärt hat«, ^ 
g e a n t w o r t e t wurde , nach einer hierzu von den Abhandlungsoey^ 
unter bestimmte» Bedingungen erhaltenen besonderen Bewilligung,« ^j 
Besten 'der V e r la sse nschaftsm assc verkaufte, folglich n " ^ 
gctichtlich authorisirtc bevollmächtigte der Verlasscnschaft und telNê  ^ 
als Eigentbumerin dieses Hauses handrlte, indem ihr die B n " " " ^ ! 
zum Abschlüsse des Verkaufes und zur Ertbeilung der Auffand««". .^ 
unter der Bedingung der Tilgung der Verlassen schaftsschulden er ^ 
wurde, wurde im Hofteeurswege entschieden, daß sie auch nicht v 
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^ " ^tidcn könne, sich von dem neuen Käufer an die Gewähr bringen 
«" lassen. Es trat hier folglich bei der Attaußcning dieses Hauses nur 
s<5 / "Wanderung ein, indem dasselbe unmittelbar aus der Verlassen-
' ^ ^ a s s e von der Kaufen» überging, und die Grundherrschaft ist dem 
«" «olge auch nur berechtiget, e ine Veranderungögebuhr, und zwar 
«vn dem neuen Käufer, zu fordern, 
de« ^ ^ a M diese Ansicht gefällte Entscheidung der Unterbehördcn wurde 
emnach aufgehoben, und verordnet, die Einleitung zu treffen, das, der 

<^ "llemin 5,^ in ^ s f r Beziehung einstweilen bei gedachter Grundherr-
Hast depositirte Betrag nach ibrem Ansuchen erseht werde (Hofkanzlei-
«ccrtt vom 81, August 1820, Rggsz. 41,788). 

v°?- ^ " " " " " ^ Herrschaft von dem Käufer einer Wirtschaft sowohl 
n ,hm das ganze La udemi u m , als von der nach der Hand seiner 

u au abgetr e t enen Hälfte, von dieser das Laudemium abfordern 
sw ^ wurde er nach der Scharsenegger Verordnung zurückgewiesen 
^eg,erung«decret vom 12. April 1822). 
Ebenso wurde eine Grundherrschaft mit ihrem Hosrecurse, gegen die 

nthebung eine« Individuums von Entrichtung der V e r ä n d e r u n g l.« 
? buhr ^^. einen, von einer dritten Person aus e i n e r V e r l a s -
^ " 'chaf t übernommenen H a u s a n t h c i l zurückgewiesen, w e i l jedes 
I n d i v i d u u m a ls K ä u f e r der gesammten . e i n e r d r i t t e n 
, / / ^ n z u g e f a l l e n e n E r b s c h a f t , i n die Rechte der letz« 
/ " a l s e igen t l i chen E r b i n , i n sowe i t diese n icht b loß 
^ ! < i n l i c h s i n d , und folglich auch in jenes der Befreiung von ge-
^ Hl« Gebuhr getreten ist, und weil dieses Individuum nicht nur im 
l>cm s ^ " Abhandlung von der Grundobrigkett, sondern auch selbst von 
^ Grundbuche als Erbe behandelt wurde, von welchem widrigen Falle 
."dritte Person vor chm hätte an die Gewahr gebracht werden müssen 

^ ^"ftanzleidecret vom 20. Juni 1823, Zahl 18,530, Rggsz. 81.ÜZ0). 
M die Vcrlassenschaftsabhandlunq einer Gattin erst nach dem Tode ihres 
stiele" gepflogen worden und dem Letzter« daher die Hälfte der Verlas« 
' nschaft und des Hauses, worauf er aus der Gütergemeinschaft hatte 
Spruch machen tonnen, nicht eingeantwortet worden war, folglich hier» 
" A nicht zum Besitze der gedachten Hausdalftc gelangte, und daher 

. .H Hierwegen nicht an die Gewahr gebracht werben konnte, und da 
k von der Grundherrschaft dennoch veranlaßte Gewahranschrcibunq des 
alten bei diesen Verhaltnissen ordnungswidrig geschehen war, so wurde 

U Hoftanzlridecret vom 2.'l. Deccmber 1821, Hofz. 37.312, Rggsz. 
«u ygf, ^ ^ 5 , entschieden, baß auch dafür dessen Erben kein Laudemium 

"'gerechnet werben kann, 
we »> ^ Erbe einer unterthä'nigen Real i tät kann nicht «ezwungen 
der « ' ^ " ^ ^ ^ derselben anzutreten, und es steht ihm f re i , v o r 
^ E i n a n t w o r t u n g den geu'chtlichen Verkauf derselben für Rechnung 
^ ^erlassenschafts' oder Erbschaflsmasse anzusuchen. 

, . Wlirbe ein E rb« , der die Veräußerung auf vorgedachte Weise an-
i , ^ e , v o n derselben w i d e r s e i n e n W i l l e n an d»e Gewahr gcschrie-
» " » '<> »st dem Bezüge eines Laudemiums n i c h t S t a t t zu geben (hof< 

. " ' i lndecretvom 23. Deeember 1836, Hofz.36.31?. Mggsz. 1 1 ^ von 1827). 
^ " N also E r b e n die Absicht an Tag legen, den Besitz einer geerbten 
a n t r , n i e m a l s antreten zu wol len , und diesen Besitz auch nirgends 
< l » t ' ^ k°nn der Herrschaft. w e n n s i e g l c i c h d i e s e l b e n v o n 
bi ,^ . ^ s e n an d i e G e w ä h r s c h r e i b t , keine Veränderungsgc, 

"nr zugestanden werden. 
"u> diesem Grundsätze beruhen die Hofkanzlei-Entscheidungen vom 
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3. Otto der «833, Hofz. 23,835, Rggsz. 55,816, 1. Mai ^ ^ 3 4 , H 
10,673. Rggsz. 26,627, und vom 2. Jul i 1835, Hofz. l6,286,Rggsz^°' ^ 

Doch tonnen in solchen Fällen, laut Hoftanzleidetreics " " " ? 
März 182?, Hofz. 6701, Rggsz. 16,566, bic An schrei b u n g » ^ 
b ü h r e n , die eigentlich nur als Kanzleitaren für die Ausfertigung 
richtet werden, der Grundobrigkeit nicht versagt werden. . ^ 

l l ) Als in einem Partikularfalle erwiesen vorlag, daß eine Mutter " l 
ficht hatte, ihre eigentümliche Behausung unter einen ihrer S " ^ H p 
Hälfte als Eigenthum, die andere Hälfte aber seiner Braut als » » ^ 
läge abzutreten, und nachdem sie diese ihre Absicht auf der herrs«^"" 
Kanzlei in Gegenwart ihres Sohnes, seiner Braut und zweier ? »j, 
deutlich zu erkennen gab, und die Herrschaft dennoch, statte die att'W 
tige Uebernahme der Behausung durch den Sohn und dessen » r a u ^ , 
gleichen Theilen in ein er Ucbernahmsurkunde darzustellen, einen ^ . ^ 
conlract und a b g e s o n d e r t einen Heirathsoertrag, in welchem ^ 
Gütergemeinschaft bedungen wurde, in der unverkennbaren Absicht ^ 
doppelten Tarbezuges errichtete, was als eine Unterthansbedrücku"«^ 
gesehen werden mußte, wurde mit Regierungsdecret vom 23. Avnl .̂  
Rggsz. 20,10^, der Taxbezug nur f ü r ein c Veränderung als i " ^ , 
erkannt, und die Herrschaft mit ihrer Aufrechnung eines doppelten 
zuges zurückgewiesen. . «tlt 

i) Wenn ein Grund ober eine Realität von einer Verlassenschaft v " ,Me< 
oder im Crccutionswege versteigert, die Zahlungsfrist aber von dem M^.g,< 
tcndcn nicht beobachtet und daher eine weitere Versteigerung vorgt . 
men wird, so soll das Laudemium nicht doppelt angerechnet werden, ^ 
auch Statt hat, wenn ein Kauf vo r der Anschreibuna, zurückgeht l, ^ 
schliebung vom 21. Februar 1804, vom 6. M a i , 20. November 
i : l . Deccmber 1807. ^r» 

K) Bei einem andern Partikularfalle endlich, wo Jemand zwar eine u : 
lhänige Wirtschaft taufte, allein sich nicht an die Gewahr schreibe"'^ 
dcr Kauf nach der Hand zurückging, und demungeachtet die OlllN^g« 
schalt bic Gcwähranschreibung e igenmächt ig vornahm, und s^^e< 
die V e r ä n d e r u n g s g e b ü h r a b f o r d e r t e , wurde M l 
cntlchieden: ' ..^,', 

Da der Käufer einer untertänigen Wirthschaft die Gewähra«!^ 
bung nach geschlossenem Kaufe nicht ansuchte, hierzu auch "AgK« 
laus der gesetzlichen Frist, nämlich bis zur nächsten GrundbuchsbM^ 
gar nicht verbunden war, so kann der von der betroffenen H e ^ ^ 
e igenmäch t ig vorgenommenen Gewähranschreibung keine Felge s»^, 
bcn werden, und es stießt daher hieraus eben so wenig als ""s .j<h 
physischen Besitze der Wirthschaft, von deren Kauf« es Sü"°^ 
abkam, ein Befugnis) der Herrschaft zur Abnahme des Laudemiums- ^ 
dem durch letzteres allein das Eigenthum in recht l icher Bezll« 
noch nicht erhalten wird. . M , 

Die Herrschaft sei daher in diesem Falle nicht befugt, > e m ^ 
cmderungspfundgclt, abzunehmen (Hofkanzleiverordnung vom 7. "? 
4820, Rggsz. 16,818). 

§. 230. ,, 
W a n n be i G ü t e r l o t t e r i e n k e i n e B e s i h v e r ä n d e r U N s 

g e b ü h r a b g e n o m m e n w e r d e n d a r f . ^ 

Aus Anlaß eines vorgekommenen speciellcn Falles habe« _,«i 
Majestät mi t dem allerhöchsten Entschluß vom 5. Ap r i l , 14. ^ 
1824, zu befehlen gcmhet: 
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T«r ^ bei Güterlotterlen eme Besitz.Veränberungs.Gebühr oder 
k, ^ möge Laudewlum, Lehnwaare, Pfundgeld, oder sonst 

litte« H ^ " heißen, ungeachtet der Vc» buche» ung des Spielplanes 
N ck " ' ^^ Stat t zu finden habe, a ) w e n n d l e Z l e h u n g g a r 
. ^ t v o r sich g e h t , oder !,) w e n n de» G e w i n n e n d e statt 
^ gewonnenen G u t e s den »m S p i e l p l a n e angebo« 
w»n^ A b f i n d u n g s b e t r a g v o r w ä h l t , oder endlich c) 
e, " " der d»e R eal» tä t m» t sl ch f ü h r e n d e T r e f f e r a u f 
El« f ä l l t , welches zur Ze»t der Z l e h u n g e in 
l ^ l N t h u m des b i s h e r i g e n Besi tzers des G u t e s , f o l g . 
l<^, / ' N e B esitzesve» änderung e»nf ie t re ten ist (Hoft 
y i "beeret vom 20. Ju l i 1824, Hoft. 18,338, Rggsz. 38,535, 

Mrungsclrculare vom 31. August 1824). 

§. 231. 

»d K l ö 
S t a t t f i n d e n so l l . 

' " a n « bei S t i f t e n und K l ö s t e r n ke»n Laudem«um 

lltio» stiften und Klöstel«, deren Renten durch die Rolwtabo-
<̂bt ̂ ^ ohneLaudemialgelder hmlängllch gedeckt find, hat die Nach-

°"' l?audem»en Statt (.Hofentschliesung vom 15. Aplil 1786). 

§. 232. 

g l i c h e B e f r e i u n g der B e r g w e r k s - E n t » tä ten von 
dem g r u n d h e r r s c h a f t l l c h e n LaudeMlUM. 

"erot?"^ " " ^ ^ Hofkanzleldecret vom 20. Ottober 1815 ist 
lv z ^ t wolden, lN Ansehung der B e f r e i u n g der B e , g» 
2e»»o ^ ^ N t » tä ten von den henschaftllchen Laudewlcn nachfol. 
Iich. ^e/l lmmungen, »velche schon aus de. Natu» des landesfmst-

^ei-änx " " "llht unterstehenden Bergwerks Entltäten be, Besitz' 
so>H, ̂ "ungzfällen ein grundhenschaftliches LaudcnilUm zu beziehen, 
^°rauf s ^ " Heirfthaften, unte» »reichen der Grund und Boden, 
dyzy.''°^he stehen, unlerthamg »st, wud, ,nso»velt fie von leher 
^Ud^« ^ wa»en, gestattet, von dem Schä'tzungswelche dieses 
^lNnlw ""^ ^^'" balauf stehenden Gebäuden daS landesübliche Lau« 
die ^ abzunehmen; ,ede Laudemlalfoldeiung aber, »n Bezug auf 

"gwelrs.Entltä'ten selbst, ist unzuläsi.q. 
^Nsens^ 8le,che A^t »st sich auch m Rücksicht auf ,'ene Hammer« 
bc,ll,H ^ k d e n , ""b deiglelchen zu benehmen, »velche der giund-
d,es^^ "lea! Gellchtobalkelt unmittelbar untelstehen; auch be» 

'̂»l das landesübliche Laudemlum nur vom Schatzungswerthe 



552 I. T h e i l V I I . A b h a n d l u n g , 

des Grund und Bodens, den Wohn», Wirchschafts« und Fab"^' 
Gebäuden abgenommen werden, ohne dade» die lanbesfürstliche ^ 
cessio«, oder das ohnehm unsichere, und sehr vielen Zufällen UN 
liegende Erlrä'gnlß des Hammels oder Werkgadens ,n Anschlag i 
biMgen. , » 

3. Versteht es sich von selbst, daß diese erläuternde Vorsah' 
nur für ,ene Grundobligkelten zu gelten habe, welche das 25"lUs 
zu e»nem solchen ^audemmlbezuge wnkllch besinn, daß aber ° 
jcnlgen Grundhelrschaften, welche cmen solchen Besitzstand l>l 
e» weisen können, dadurch kem Recht zu emem künftigen LaudelN' 
bezuge emgeiäumr werde (Reglerungsclrcularvom9.November^"' 

§. 233. 

W a n n L a u d e m i a l f l e l h e l l »m ersten F a l l e d e l 
V e r ä n d e r u n g e i n z u t r e t e n hat. 

Bei der er sten Gewähranschreibung tritt Laudemlalfrelheit <''< 
1. Bei Gemeinde-Huthweldcnvellhellungen. Da soll der 

»edcs Gemelndt'gllcd fallende Anthecl auf se,ne beieits »n ^ / s ^ 
habende Gewähr, als em vom Hause unjert,ennllches, unoerkM 
ches Grundstück, geqen alleinige Entrichtung des gewohnt^ 
Schrelbgeldes für den herrschaftlichen Beamten, m das Grundb 
eingetragen werden (Patent vom 2^. März 1770). Dann >st s, 

2. von emem Klostergebäude, wenn es das erste Mal 
kauft wird, rVm Veränderungsgeld zu nehmen (HofrescrlPl " 
21. November 1786). 

3. 234. 
hl. 

S t r e i t i g k e i t e n über die La u o e m i a l a b n a h m e g , ^ 
ren zur pol l t lsck)en L i n i e . I n w i e f e r n auch h>er 

C i v i l l i c h t e r e i n t r i t t . 

Die k. k. velemte Hofkanzle» hat, im Einverständnisse mit 
obersten Gerichtshöfe »n Absicht auf die bei GewähranschrelbU^ 
vorfallenden Stlelllgtetten, am 23. Dccember 1826 verordnet: ^ 
müssen ,n Zukunft bei Behandlung der GewährstreltlgkelteN ^ 
zwei Ziagen, .,) w er an die G e w ä h r z u b r i n g e n , dann 
von wem und «n welcher A r t das L a u d e m l U M j U ^ is 
r i ch ten sei? ungeachtet sie m so nah».r Beziehung stehen, " 
unterschieden weiden. . h<l 

Die Entscheidung der ersten Frage stehe dem Richter, bis 
anderen der politischen Behörde zu, welche demnach nur «n l<ß ^ 
Beziehung einzuschütten habe (Ncgi^ungscllcular vom18.Ma l^ ^, 

Wenn daher cllie Behörde d«e Ve,pfl>chtung e,nes ^^ ^B 
slhers zur Entllchtung deö Laudcmlums für den, von »hm aus l' 
Nachlasse einbten und weiter velkauftcn, zu emer Herrschaft d»en< 
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dl« lh "^ barauS ableitet, daß dieser Grun^esitzer selbst früher an 
f j ^ . " "^br geschrieben werden mußte, ehe er das erst durch die ge« 
llnd Einantwortung bewilligte Eigenlhum dieser Gründe an sie 
c^ ^ " e übertragen tonnte, thut sie, wie die Hofkanzlei mit De« 
«M?n A .? ' ^ " i 1835, Hofz. 16,286, Rggsz. 38,380, bemerk«, 

Ausspruch, der Nicht ihr, sdndern der Gerlchtöbehölde zustehet, 
kille« s ' ' " ^ '̂ Majestät haben jedoch über die, aus Veranlassung 
3raa . ^llen Falles, der allerhöchsten Entscheidung unterzogene 
ba<«>' ^^ " "^ in wiefern bei Streitigkeiten über das R e cht und 
p y ^ ^ n t u m des Bezuges von Laudcmien, die Entscheidung den 
h z ^ / ' l y e n Behlirdeii, oder den Ger i ch ten zustehe? mittelst aller-
schl,,/^ " " die k. k. Hofcommission in Iustizsachen erlassenen Ent-
18He""6 vom 3. November 1835, Hofkanzleidecret vom 22. Jänner 

^nachstehende No,m vurzuzeichncn geruht: 
iih, Heiligkeiten zwischen den Herrschaften und dett Grundholden 
l̂Nd l ^ ̂  5lecht un d M a sl d es B ez ug es v o n L a u d e m i e n 
Gz " êr Regel von den polischen Behörden zu entscheiden, den 
l e i ^ n stehtdas Erkenn tn i s ) über solche S t r e i t i g -
» v e ^ " ur dann z u , wenns i chd i c ?lnsprüche oder E i n-
b«s "Ngen au f besondere p r i va t rech t l i che T i t e l , ins« 
8liin». e au f V e r t r ä g e o de»r c».uf solche U r k u n d e n 
^«ii> ^ ^ " ^ welchen V e r b i n d l i c h k e i t e n oder Bc-
rillfs."g«n der j e w e i l i g e n Besitzer e iner R e a l i t ä t 
Be. ^ t l i c h veS L a u d e m l U M s a b g e l e i t e t , d ie aber i n 
an l>/b " l» g a ü f i h re Ech thc i t oder G ü l t i g k e i t von dem 
b«Nl^°" ^ h e i l e b e s t r i t t e n werden (Neglcrungscircular 

t<-Jänner 1836). 
T , I , ^ o n mit Hofkanzlcidecret vom 24. Juni 1817 wurde, bei 
schaf,, b"t e ines L a u d e m i a l s t r e i t e s zwischen einer Herr, 
dê  <H ^ ^ m Eigenthümer eines ihr untcrchä'nigen Grundes, über 
lll«^ ' ^ Und die Auslegung des in der Stlftungsurkunde vorkom-
^ben 3"^l-uckes „ G r u n d u n d B o d e n , " dieser Streit 
e»l,ss ̂  Rechtsweg verwiegen, weil es sich hier um die Auslegung 

^ t r a g s m ä ß i g e n Bestimmung Handelte. 

l l h ^ ^ ' v i l r e c h t l i c h e E r k e n n t n i s , über die B e s i h a n -
^ l t ^ f " " 9 hat a u f d ie pol i t ische Entsche idung i n 

's der L a u d e m i a l e n t r i c h t u n g keinen E i n f l u ß . 

ber <̂  ^??^ln die Anforderung des Laudemimns nicht unbedingt von 
blllw '^''anschreibung in der Art abhängig ist, daß jeder Anschrei» 
^beni ^ ° " "^" ^^st die Verpflichtung zur Entrichtung deS 
"ach h ' " ^ folgen müßte, und da in letzterer Beziehung lediglich 
zille^ " ^eßfalls bestehenden, den w i r k l i chen Besihantritt be-

" Grundsätzen von der po l i t i schen B e h ö r d e Vorzüge« 
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hen ist, so hat in einem kaudemialstreite das civilrechtliche 6 r l l ^ 
Nlß über die von der Herrschaft vorgenommene doppelte Anschre^ 
auf d,e politische Entscheidung m Betreff der Laudemmlentrlcht«^ 
kemen wesentlichen Einfluß zunehmen, und es ,st daher kem i" 
chender Grund vorhanden, die Parteien zum BeHufe des schöpf , 
po l i t i s chen Erkenntnisses, m Betreff der GewähranschrelbUllg, 
d,e vorläufige Erwirkung emer rechtlichen Entscheidung zu verw"! 

Die Regierung wulde daher angewiesen, über die ^" ' ,K 
Frage, ob die Entrichtung eines doppelten Laudemiunis, ul«v 
welchem Maße diese Stat t zu finden habe ? unmittelbar mit dew "^ 
nungsma'ßlgen Erkenntnisse vorzugehen (Hofkanzleidecret voll» 
März 1836, Hofz. 5321, Rggsz. 14,890). 

c) Von dem grundherllichen Abfahrtsgelde. 

§. 236. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g über das Abfahr tsgeld« 

Das A b f a h r t s a e l d , m allgememenSmne «) ,st eine?lbnahl̂  
welche nicht nur der S t a a t , sonde»n G r u n d h e r r e n und ^o 
m u n en beziehen. Es gibt daher em land esfürstl lche s, s ^ ^ j 
herr l iches und C o m m u n a l - oder bürgert. Absahttsgeld. ^ 
A e r a i lal-Abfahrtsgeld »st ferner, je nachdem eS von den» ^ ^ 
gen der C l v l l P e r s o n e n , oder von jenem der M i l i t ä r s " 
nen bezogen wi ld, e«n C i v i l - oder Mll l tär»Abfahrtsgeld. ^ 

Hier ist nur von dem g r u n d h e r r l i c h e n , und msowe" ̂ , 
Bestimmungen Mit dem bürgert, gemeinschaftlich sind, auch v^«,,g 
bmgeil. Absahltsgelde d,e Rede, während d,e elg enthümll<V^ 
Bestimmungen des bürgerlichen Abfahltsgeldes ,n der AbhaNt' 
V l l l . diesesT.he»les, von dem medel'östeir. Mun»cipalwesen und ^ 
stände, werden besprochen werden. Von dem landeSf. Clv,l-A 
gelbe wird abel in der Abhandlung XXV. dieses ThelleS, " ^ ^ 
Came»algegenständen und von dem landesfürstl. Militär-Abfs? 
gelde m der Abhandlung X X I I l . d,eseS Thclles, von den politisch" 
MiNlstratlveu Militär Angelegenheiten, gehandelt. 

2) lieber diese Abgabe überhaupt ist erschienen: D»S 
Rücksicht auf die bestehenden Freizugigleits» Vertrage, von Dr 
Linden. 1827. 

§. 237. 

B e g r i f f des g r u n d h e r r l i c h e n Ab fah r t sge ldes . 

Das g r u n d h e r r l i c h e Abfahltsgeld ist eme Glebigkeit,»"^ 
von dem G r u n d h e n n von emem 5us den österr. deutschen, " , 
Mischen, gal,j,schen Provinzen entweder ,n das A u s l a n d ^ 
ebenfalls noch daS landesfürstl. und grundherrliche Abfahrtsgeld gl» 
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fachte österr. Provinzen besteht) oder in das Königreich U n g a r n 
t « , , ^ ^ ö " g e h ö r i gen P r o v i n z e n , gezogenen »hm un« 
.-«, I n n i g e n , oder einemUnter thane gehörigen V e r m ö g e n , 
' " ve lde behoben wlrd. 

§. 238. 

^ach welchen Gesetzen dieses Recht n o r m i r t w i r d . 

lies ^ " ^ T i t e l §§. 5 und L des 'l'ract. äe ^urlb. incor,i. 
f ^ " b a s erste bekannte Gesetz über das g r u n d h e r r i l c h e Abc 
l , H ^ l d , welchem mehrere, sowohl das landeefülstl. als grundherr. 
ltnl ""^ bürgerl. Abfahrtsgeld betreffende Patente, und namentlich 
dUlck " ^ Julius 1783 und 1. August 1783 folgten, welche aber 
letzt? ^ Patent vom 14. März 1785 aufgehoben wurden. Dlejcs 
^«»Nannte Patent erhielt jedoch, vermöge Hofdecret vom 3. 
^ " " 1786, erst vom 1. Ma. 1785 an, seme Wilksamke.t, und 
bez s llch daher nicht auf ,ene Fälle, wo das Nechc zur Erhebung 
sch "^d«Kfüsstz,chen, grundherrllchen und büigerl. Abfahrc5geldeS 
Fall ^ m ^- Mai 1785 unstreitig bestanden hat, m we!ch«n 
l iu"" bie seit dem 1. Mai 1785 aufgehobenen Patente vom 4. I u -

^,"53 und 1. August 1783 zu gelten hatten. 
bll»!b ^ ^ " " solcherFall nach Verlauf emes mehr als halben Jahr» 
'in,» ^ ^um gedenkbar ist, habe ich diese letztgenannten, nur noch 
«lif^. .tischen Wevch habenden Patente in dieses Werk nicht mehr 

Nehmen geglaubt. 

3. 239. 

" l e f e r n einem G r u n d h e r r n daS A b f a h r t s g e l d 
gebühre t . 

he l fen "Nem u n t e r t h ä n i g e n Vermögen gebührt dem Grund. 
d°z 5 ? " grundherrliche Abfahrtsgeld, i n s o w e i t derse lbe 
b e z e c h t , selbes zu z i e h e n , aus V e r t r ä g e n , oder 
s«N « l " t e n und v e r j ä h r t e n r u h i g e n Bes i tze bewel . 

^ N n (Patent vom 14. März 1785, I I I . ) . 
seid«« ^cht zum Bezüge des g r u n d her r l i chen ?lbfahrts-
ldlrd " " ^ <l̂ o n«cht vermuthet, und muß, wenn es bestritten 
l'N ch ^ "bigen Rechtstlteln v o r dem C i v i l l i ch te r erwle-

V i s- 240. 
I ' ^as V e r m ö g e n beschaffen seyn m u ß , um dem 
" lundher l - l i chen A b f a h r t s g e l b e zu u n t e r l i e g e n . 

HbsyA" abziehende Vermögen muß, wenn es dem grundherrlichen 
l ^tsgelde unterliegen soll, u n t e r t h ä n i g , d. i. em solches seyn, 

36 
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welches entweder einem U n t e r t h a n e angehört, oder ^ ' " 
E i g e n s c h a f t gemäß, einer GruNdobr,gke,t a l s u n t e r t h a « 
geS Gut unterliegt ") (Patent vom 14. Mmz 1785, I I . ) . >«, 

Hat das abziehende Ve»mögen d»e Eigenschaft emes unter ty 
« i g e n GuteS Nicht , und gehört es zugleich einem Elgenthümel 
der ke in Untelthan, sonde,n nur als Einwohner an einem Olle < 
Haft ist, so kann lein giundherrliches Abfahrtsgeld gefordert N'tl 
(Patent vom 44. März 1785, V . ) . ^ 

Die Herrschaften haben daber auch kem Recht auf das 
fahrtSgeld ihrer Verwalterund Wllthschaftsbeamten (No»male v 
5. I u m 1776), 

o) Wer ein Unte», than ist, und welches Vermögen einer GlllAb 
keit a löunter than iges Gut unterliegt, kommt §§. 6ö und ^ 

§. 241. 

W e r z u r E n t r i c h t u n g e ines A b f a h r t s ge lbes ^ 
b u n d e n »st. 

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung des durch daS Patent 
stimmten Abfahl tsgeldes ,st a l l g e m e i n , und es smd delst 
auch d»e S ö h n e und T ö c h t e r der k. k. U n i e r t h a N 
welche sich »n Ungarn und Siebenbürgen, oder »n emeM an 
fremden Lande ansä'fng gemacht haben, unterwoifen (Pa ten t . . , 
14. März 1735) ; und da sich dingliche Rechte und Verbind^ ^ 
ten nach der Eigenschaft der Sache und Nicht der Person r i c h t e ^ 

siigkeit unterworfen bleibt, steht es ferner jederzeit fre», " " s ^ . ^ , 
m»t s e i n e m V e r m ö g e n m d,e Türke» zurückzukehren (H°> 
merdecret vom 20. Ju l i 1809, §. 9) . ,jss 

W e n n jedoch e,n Solcher k. k. Unterthan w i r d , und U^e»« 
Handlunysbefugmß ansucht, muß er vorläufig einen Revers " < 
chen, und vermittelst dessen sowohl der ottomamschen U n t e r t h a « ' ^ 
entsagen, als sich allen landesfmstl. und bürgerlichen Lasten " " ^ 
mentllch dem A b s a h r t S g e l d e unterziehen, über welche« s ^ 
henen Revers ihm sodann e,n Zeugnlß zu erthellen seyn wird ^ 
decret vom 19. M ä r z 1 7 7 8 , §. 5 ) . -

§ . 2 4 2 . 

W o h i n d a s V e r m ö g e n g e h e n m u ß , u m dem g r u " v y 5 
l i c h e n o d e r b ü r g e r l . A b f a h r t s g e l d e z u u n t e r l i e g 

D i e Entr ichtung emes Abfahrtgeldes findet nur dann " ,̂, 
wenn em Vermögen a u s e « n e m d e r b ö h m i s c h e s t e 
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Alsch-deutschen Lände r entweder nach U n g a r n ooer 
«k'ebenbürgen, oder nach dem Lande e»nes a u s w ä r t i g e n 

taates gezogen wlrd (Patent vom 14. März 1785, l l . ) . 
Nawl'D" F r e i z ü g i g k e i t ln den östel»c»chlschen Staaten dehnt sich 
I,ck i " Beziehung auf daS g r u n d h e r l l,ch e und bürgen 
^"b fah i tsqe ld , nicht au f die ungar ischen P r o v i n z e n 

auf S i e b e n b ü r g e n aus. 
h«, 5war soll das f re ,e Vermögen, das aus emem deutschen und 
»im ^ " Erblande, oder aus Gal ten nach den ungarischen Pro-
l g ^ " "der nach Siebenbürgen übertragen wird, der Entrichtung des 
^ ^ s f ü s stachen Abfahnsgeldes mcht unterliegen, gleichwie die 
böhw/I ̂ " ^^ " ^ "6^ ""6 diesen Provinzen nach den deutschen und 
"Nd 35 " Erbländern und nach Gal ten durch öffentliche, lnUnqain 
ullew ^bürgen bekannt s"nachte Verordnungen zugestanden »st; 
^ " ^ ' n Ansehung des V e r m ö g e n s , welcheS entweder emem 
G^^ane oder Bülger gehört, oder semcl Eigenschaft gemäß einer 
s«Il .°br,gßelt als unterthäniges Gut unterliegt oder bürgerlich ,st, 
sch, '̂bei dem Patente vom 14. März 1785 und der doit volge-
,z "nen Entrichtung des Abfahrtsgeldes fem Bewenden haben (Pa-

^">"12. September 1791). 

"'Elchen L ä n d e r n der österreichischen M o n a r c h i e 
^ s V e r m ö g e n durchaus a b z u g s f r e i »st. 

blu,?5 bem B e z i r k e der b öhm,sch - ö sterreichisch. 
st,ht,'^en E r b l ä n d e r , m.t E « n b e g r l f f G a I I , z l e n s «) 
""bei-« Obermann ftc», m»t semem Vermögen von e,nem Ölte zum 
<>n a? Z iehen , ohne daß unter was »mmer für emer Benennung 
l«rd, ""l)errl»ches, burqerl. oder landesfulstllches Abfahltsyeld ge« 
schnsl ^ben könne (Patent vom 14. März 1785, I.), und die Vor« 
«!t>Lss l"r Vermögens «"^ Eibschafts'Evvoltat«on, welche ,N den 
^b) l '/'lhlschen Plov«nzen gelsen, wulden auch m den Provinzen 
ye lo^" !en des ehemaligen Königreichs Italien, die an Oesterre,ch 

"et! sind, ausgedehnt (Hofkanzle,decret vom 24. August 1« l5 ) . 

v3?'^l,ch Galiziens haben sich Se. Majestät, laut Hostanzlcidccret 
os>" I' Apnl18t9, bewoqcn qefunden, zur bestimmten Vollziehunq des 
Zehnten Artltlls der zwischen Sr. Majestät dem Kaiser von Oester-
fer '̂ ^ ^ ' « von Ungcnn und Böhmen, dann Sr. Maiestat dem Kai-
^ "on Rußland unter dem 3. Mai <8l5 abqc,chlosscnen ^ an», " "^"pland unter dem ». '^ll» »»»<, «vl^,«,'^,,^^» Convention 
^i"0idnen, und zu be,chließen, daß die am ^age der Ratification, der 
F°tt» bten, im Königreiche Polen begüterten Individuen, >n dcm 
we!^' "g ihnen zu welch ,mmcr für e,ner Zeit ein lHlqenthum von 
C.A ^ " e r fu^ e,ncr Alt in dem österreichischen Ka,serstaate durch 
n,,l?"lt, Legat, Schintuni oder Heirath zufallen sollte, als g e< 
Ei«°2^ Eiqcnthumcr zu betrachten sind, und daß ihnen in dieser 

^"'chaft,ede»zeit frei siebe, das liier benannte Eigenthum verkaufen, 
36 ^ 
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und den davaus gelosten Vettag in das Küniqrelch Polen o h lN 5«<9) 
Abzug ausfuhnn zu dürfen (Regierungs»Ci«ular vom 22. April " 

8. 244. 

Abschreibung der au f dem durch j enesFreizüglgke« 
P a t e n t den G r u n d h e r r s c h a f t e n und S t ä d t e n ents 

henden A b f a h r t s g e l d e h a f t e n d e n S t e u e r . 

Allen jenen Gutsbesitzern und Städten, welchen dmch b«e ^ 
telst obigen Patentes vom 14. März 1765 beschlossenen Aufheb"''» 
des Absah, tsgeldes dieser Bezug entgeht, soll d»e d a r a u f v . 
tende S t e u e r abgeschr ieben werden. Da nune l f o^ , 
ist, den Betrag dieses entgehenden Gefä'lls und der dcnauf sich l ^ 
denden Steuer ordentlich zu erheben, und höchsten Otts anjuze>s ' 
so wurde allen Gültbesitzern und Stadtmaglstlaten überlassen, s"v 
nen Betrag und die darauf haftende Steuer, den bell offenen K^ 
ä'mtern anzuzeigen (Hofentschließung vom 9. Apill 1785). 

§. 245. 

Welches V e r m ö g e n durchaus abzugs f re« ist. 

1. Aus der E igenschaf t deS V e r m ö g e n s bei be 
A b f a h r t S g e l d e s ind durchaus f re« : ^, , 

n) Die A u s s t a t t u n g e n der sich ,n fremde Länder v^H 
chenden Personen, und anbei e Fahrnisse der Auswandernden (^.« 
höchste Entschließung vom 12. I u m 1787, Hofkanzleldecret v<"N» 
Ju l i 1787). j , 

K) D»e H a n d w e r k S g e r ä t h s c h a f t e n und H a u s g ' ^ 
the betreffend, kommt zu bemerken, daß vermöge Hofkanzlelde 
vom 15.September 1785, elftere von dem landcSfürstllchenAbfaV ^ 
gelde frei, dagegen letztem demselben unterworfen sind, und daß ß 
Regierung m dem Falle, wo das hinausziehende VelmöqeN b 
i n H a u s g e r ä t h s c h a f t e n besteht, und 150 fl. n,cht übeM" 
zu dlSpensiren gestattet wmde. Ob dieses bloß das landcsfü'l" y 
Abfahrtsgeld betreffende Hofdecret auch auf das grundhcrrliche 
bürgell. auszudehnen sei, ist wohl nur ve,nelnend zu beantworte ' 

r) D«e Nlederlagsverwandtcn, wo noch welche bestehe«/ ^ , 
niesien die zugestandenen Befugnisse von Abfahrtsgeld für sia)^ ^ 
Weiber und Kmder. Dieser Bezug erstreckt sich aber weder am , 
Klndesklnder und weite»« Abkömmlinge, noch auf ihre Seltt" 
wandten und andelen Erben. ^ 

ü) Der Fruchtgenusi eines «m Lande verble iben ^ 
Vermögens, es mag m Intel essen oder sonstigen Nutzungen bei 
sPatent vom 14. März 1785, X. ) . ^ 

Dies; ist jedoch Nicht auf jene Falle auszudehnen, in denen ^ 
auf einer Prlvatschuldvclschrelbung oder öffentliche Fondsoollg"' 
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t<nf.^Interessen'mit dem Capitale zugleich in eine Provinz oder in 
wird ? ^ " " d , gegen welches daS?lbfahrtsgeld besteht, herausgezogen 
^laa,n ^ " ^ die verfallenen Interessen dem Capitale zuzu-
''Njub ' " "^ ^"s Abfahl tsgeld vom Totalbetrage zu berechnen und 
g ' "mgen (Hofoecret vom2l . November 1785, Verordnung vom 

^ecrmber 1801). 
^lll ei . ^ V a l i e n , welche eigentlich durch ein aus fremden Law 
th^.^^ '"brtes Vermögen entstanden sind, es sei denn, der Eigen-
l'«hen > ^" Kapitalien hätte zur Zeil , als er in ein fremdes Land 
^ichisck^' ^ ^ bereits durch zehn Jahre in den böhmischen - öster-
?in</^'^"tschen Landern aufgehalten ") , oder durch Ankauf 
V l ^ » ^ "glichen Gutes ansäßig gemacht (Patent vom 14. 

' ^ 8 5 , XI . ) . 

'<in d ^ " ^ ^ ^ ^ Abfahrtsgeldpatentes sichert hiernach den Aus-
^» wel^ ^^ Befreiung derjenigen Capitalien vom Abfahrtsgelde 
wz^ ^^ durch ein aus fremden Ländern nach Wien gebrachtes Ver-
i u ^ ^"lstanden sind; er nimmt aber diese Befreiung für den Fall 
auf ^' " ^ «in solcher Ausländer in den k. k. österreichischen Staaten 
'̂gensck ^ ^ ^ ^ ^ ^ Art s i ch a n s a ß i g gemacht, mithm die 

^aft eines österreichischen UttterthanS erlangt hält«'. 
^ " ^ '^n,m Parllkularfalle, wo eS nicht erwiesen war, daß ein 
ste^«^' dernoch überd ieß in a u s w ä r t i g e n D i e n -
"k<>l,f - ^ " Jahre 1807 ein Haus in österreichischen Staaten 
^ N t / ' ^ " " aber wieder verkaufte, in den t. k. Staaten ein Ver-
^K y""""'ben und von selbem das HauS der Frage erkauft habe, 
Very/^Ulhet werden, haß er das zu diesem Ankaufe erforderliche 
s o h i t ^ a u s dem A u s l a n d e he re ingeb rach t habe , uyd 
sey ^/'"ß nach dem Sinne, und nach Inhalte dieses §. der von die-
flei , " "duf ten Hause gelöste Kaufschilling so lange a l s 
sei„5 « ' " A b f a h r t s g e l d e angesehen w e r d e n , als er 

^ 'genschaft als A u s l ä n d e r nicht v e r l o r e n ha t . 
^ber»n" aus dem Verkaufe jenes Hauses gelöste Kaufschitling wurde 
ll>H ^"^tegierungsdecretvomZ. März 18?0 a b f a h r r s f r e i erklärt, 
'^der! ^"^anzlei bestätigte diese Entscheidung, nachdem hiernach 
btt H . ^ ' ^ n ist, dasi gedachtes Individuum das erkaufte und nach 
schê  ! " i e d e r verkaufte HauS m i t t e l s t eineS in länd i« 
^ laa^" lrnöa.ens " " ^ ^ gebracht hat, noch daß es die 
N^h"lgerschaft im gesetzlichen Wege erworben habe; und 
saß,« « e ^ ^ ' ungeachtet des angekauften Hauses, sich nicht an« 
Nachmacht hat, folglich dem aus dem Hause gelösten Kaufschilling, 
vo„d " 8 - 11 des Patentes vom 15. März 1785, die Befreiung 
H«li itzzA^hrtsgelde zu Statten komme (Hofkanzleidecret vom 18. 

te„ ^ "bl ich gebührt der Grundherrschaft von dem c o n f i sc ir
gend«, ^ " ö gen e i nes D e s e r t e u r s vom M i l i t ä r das 

"lche Abfahrtsgeld keineswegs, weil es der Herrschaft, wel» 
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che Rekruten stellet, Sorge seyn soll, in deren Auswahl au f " / " 
l,che und getreue Leute zu sehen, und nicht Vagabunden zu n^' 
(Allerhöchste Entschließung vom 30. Jänner 1783). 

§. 246. 

2. Aus dem T i t e l der R e c i p r o c i t ä t m i t fre»»^ 
S t a a t e n . ^, 

Da das landesfürstliche Abfahrtsgeld nicht Stat t findet, " ,, 
das Vermögen in em solches fremdes Land gezogen w,rd, s^e" ^ 
ches das Recht des freien Abzuges entweder im Allgemeinen b«! .^ 
oder,n einem besonderen Falle allerhöchsten Ortes bewilliget ^ 
so soll auch gegen solche fremde Länder, in denen bei Abziehung ^ 
Vermögens m o«ese Elbländer weder landesfürstllches noch 6^^» ,^ 
llches oder bürgerliches?lbfahrtsgeld bezogen wird, die genaue »° ^ 
selsemgteit (Rec,procltät) beobachtet, und das m e,nem solchen̂  ,̂ 
abziehende, unrerthänlge oder bürgerliche Vermögen von dem s .^, 
herrlichen und bürgerlichen AbfahnSgelde ebenfalls freigelassen lv 
(Patent vom 14. März 1785, V I . ) . 

§. 247. 

B e i b r i n g u n g der R e v e r s a l i e n ä« o d z o r v a n 

Zu diesem BeHufe müßten in der Regel Reversalien 6e " ^ ; 
vanclo iruelproco von Seite des fremden Staates beigebracht^ ^ 
und lnsolange die gegenseitigen Freizügigkeltsverträge " ' ^ ^ a l ' 

§. 248. 

F o r m dieser R e v e r s a l i e n . 

Ueber^ie Anfrage: von welcher B e h ö r d e , in " l . A i -
F o r m und nach welchem I n h a l t e die von den niede""^ 
schen Unterthanen zurUeberkommung der ihnen «n dem osterrellP > ^ 
Kaiserstaaie zugefallenen Erbschaften, beizubringenden R " " ^ 
6« odzervunäo reclproco ausgestellt werden müssen, ist das " ^ 
emkommen dahin getroffen worden, daß derle, Reversalien " » " <,,, 
b e t r e f f e n d e n Oberge r i ch ten der,en,gen Provinz oder ^ 
«igen Landes.Dl'strictes, worin der fremde Unterthan, be^ist, 
Elbschaft,n dem österreichischen Kalserstaate angefallen, woh"y"^l' 
unter der bei derlei Obergenchten gewöhnlichen NamenS- uno ^ 
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,A I ^ " t i gunq , dahin zu lauten haben: »Es werde d,e Zusicherung 
»so K ^ baß den Unterchanen des österreichischen Kalserstaates eben 
»sck !^ ^ ^ ^" ^^"^ Königreiche der N«edet lande anfallenden Erb-
»tka», ausgefo!«t werden, wle solche den medeiländlschen Unter« 
. " ^ aus dem österreichischen Kalftlstaate erfolgt welden, und ge« 
" nwait.q ^ m N. N . ( V o r - und Z u n a m e , d a n n S t a n d 

»3ii^ ^ ^ w e r b e ) nach N . N. ( O r t und D»str»ct) m den 
,^"°" landen, d»e Erbschaft deS zu N . N . ( N a m e n deS O r t e s 
»Vera ^.^' P r o v l n z , wo der E rb lasse r gestorben ist) 
^„ Ebenen österrelchlschen Untelchones N. N. ( V o r - u n d Zu» 
»l lu^c' ^ ^ " " S t a n d oder Gewerbe des E rb lasse rs ) 

"°Molqen bewilliget worden ist." 
«brv ^ ^ ' ^ " F o r m «st dle Beibringung der Reversalien <!o od-
t l n ^ " l'oclpraen von allen lenen Unterthanen f r e m d e r S t a a -
'tlson ' ^ ^ ^me Erbschaft »n dem österrelchlschen Kalserstaate anfällt, 
fy^ ^ nilt solchen ke»n e,qener Fre»zügigkeltsvertrag besteht, zu 
l a t / " ' " ^ ^ben ^ ^"^ ^ ° ^ ^ " " " ben b l e r l ä ' n d l g e n A p p e l -
^ ^ l l g er,ch ten lN jedem Falle, nach der nämllchen Form und 
e „z ' auszustellen, wenn emem österrelchlschen Unterchane m 
zü«. Elchen f r e m d e n S t a a t e , nut dem kem eigener Frei« 
(^""svertrag besteht, e»ne Erbschaft oder Verma'chtmß zufällt 
ze^bofdecret vom 11. I u l l 1817, an sämmtllche Appellattons« 

^ wo die B e i b r i n g u n g solcher R e v e r s a l i e n a l l 
gemein erlassen ist. 

Dtaat Beibringung solcher Reversal»en wird rücksichtlich derlenigen 
"»t« ' bec denen d ie u n b e d i n g t e A b z u g s f r e » h e , t 

°^sch lst, erlassen. 
reneu«stelttz'mschen der schwedischen R e g i e r u n g und mehre« 
ln,^ °̂pä»schen Staaten em Frelzügigke«tsoertraq, welche der Regierung 
^ " Hoftanzleldecrete vom 15. September 1820, Hofz. 1362, zum 
ts^ "brauche mit der Erinnerung zugestellt wui de, daß ln diesem Ver-
^ taa""^ Österreich begllffen und sonach das^us äetracw» m beiden 
Pal.,l^ u n b e d i n g t aufgehoben se», daherdennauchMltRegierungs-
de: ^""-Entschließung vom 11. Jänner 1837, Rggsz. 74,745, 
f«,ĥ z ""..Magistiat Mit semem ?lnspruche auf das bürgerl. Ab-
^sie,^? ^ckslchtllch eines dahm abzuziehenden bürgeil. Vermögens 
^ M ' winde. So wurde ferner Mit dem Hofkanzleldecrete vom 
F o l « ^ ' / ^ ' H°fz- 4987, RggSz. 15,607, erinnert, daß, m 
N̂d o . ^"Uchen der geHelmen HauS-, Hof- n«" c^^«t«fan^i 

d^ w^ H^^anzlel gepflogenen lleberemkommens, 
und StaatSlanzlei 

die Beobachtung 
terth "^ ' °c l tä t hinsichtlich der Ausfolgung der Erbschaften der Un-
Kol i ^ ^ ' I o n i s c h e n I n s e l n , ohne f e i n e r h l N von 

i u F a l l auf B c l b i l n g u n g von R e v e r s a l i e n äo 



502 l. Theil Vll. Abhandlung. 
«1 ,8e rvan6o r e c i n r o e n zu d r i n g e n , und ohne daß <^. ̂  
Auswechslung wetterer Erklärungen wegen Aufhebung des jur^"^ , 
unßü bedürfe, m den österreichischen Staaten insolange ke«new 
stände unterliege, als der Senat der dortigen Regierung den osi 
reich,schen Unterthanen die freie Verfügung über die ihnen m jener" 
seln-Republik zufallenden Eibschaften gestatten wild. . .««? 

So wurde, laut Mit Reglerungsclrcular vom 22. Ma'rj ^ ^ 
bekannt gemachten Hoftanzleldecretes vom 8. März 1827, i " " ^ " ^ g 
Regierung der Frclstadt K r a k a u und der östeneich,schen 3l^l"»^, 
ein wechselseitiges Übereinkommen getroffen/ m Folge dessen b<̂  ^ 
zug?recht m Fällen der Ausfuhr oder Uebertragung einer ^ ' ..,, 
oder eines einem Ausländer gehörigen Vermögens aus dem t. k. S ^ 
aufgehoben wurde. < tt ê  

So wurde zu Folge einer von der k. französischen Votschall ,̂ 
Kobenen Beschwere qeqen d»e Anforderung des IllpercelMgen ^ 
fahrtögeldes von Erbschaften, welche aus den k. k. Staaten " ^^ 
F l an l re ich gehen, der Landelstelle, »m Einverständnisse " "»^ j . 
allgemeinen Hofkammer, bedeutet, daß, vermöge eines m b<^<g, 
Übung bestehenden flanzösischen Gesetzes vom 14. Jul i " .^ 
F r e m d e , denen i n F rank re i ch «ine E ibschaf t 5 " ' " .g< 
d iese lbe ohne E n t r i c h t u n g i r g e n d e iner E l > ^ ,« 
t l o n S g e b ü h r z u bez iehen h a b e n , und dasi demnach, ,̂ 
Gemasihelt der Bestimmungen des Abfahrtsgeld - Patentes ^ 
44. März 1785, von den aus dem öltene»ch>schen Staate " 
F r a n k r e i c h abziehenden Erbschaften, »nsolange über diesen ^ ^ g 
stand ,n der französischen Gesetzgebung le«ne Aende»ung 6 ^ ^s 
wird, weder ein landesfürstllcheS, noch g run dherr l iches ^,, 
bürgerl. ?lbfahrtsgeld anzusprechen sei (Hofkanzleldecret vom 1l>. 
cembcr 18^5, Hofz. 31,465, Rggsz. 70,663). ^ 

Diese Frel̂ üg,gk>.'«t beruht auf dem Patente voM ^ 
October1766, laut welchem, zu Folge zwischen m,t Oester"^ .z«. 
Frankreich abgeschlossenen Staatsvertrages, das ehemaliges« ^ )^ . ^ , t 
(äroit ä'nnbHine) aufgehoben wurde; daher auch m»r H " ,̂ 
vom 16. Mal 1816 verordnet wu»de, daß d,e Verlassenschafte",, 
der «m Allgemeinen und ohne Abforderung von Neversallen äe <>" 
>2näo roslprnco nach Frankreich erfolgen zu lassen fe,en. . <^ , 

Durch Hofkanzleidecret vom 24. Februar 1820, Z a h l ^ ^ . 
wurde ferner bekannt gemacht, daß be» dem Umstände, wo °^el» 
chlschen Unterthanen das aus der M o l d a u zufallende ^?schell 
ohne a l l e n Abzug erfolgt wird, auch m Ansehung der tul ' ' H, 
Unterthanen »n der Moldau von hieraus e»n Gleiches zu de 
ten se>. >,n 

?luch d»e abzugsfreie Erportatlon aus Oesterreich " "^ .^be l 
N i e d e r l a n d e n »st, laut Hofkanzleidecretes vom 1. Dec ^, 
1835. Hofz. 52,647, RggSz. 69,889, m Folge Neclprocltal 
e rkann t . 
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z, 25«. 

« / ^ i ü g i g k e i t s v e r t r ä g e m i t f r e m d e n S t a a t e n de-
'^N »n der Rege l von dem g r u n d h e r r l i c h e n und 

b ü r g e r l i c h e n A b f a h r t s g e l d e nicht. 

»Ungeachtet des mit einem auswärtigen Staate bestehenden 
l , u / ä " s ! g k e l t S v e l t r a g e s erstreckt sich diese Freizügigkeit doch 
u«t ^^^ ^^^ f re ie V e r m ö g e n , ke ineswegs aber auf das 
H. , ^ l l )a 'n ,ge und bürgerlich« Vermögen, »ndem d,e Staatsver-
Nlck«^ ^ " erworbenen Rechten der Domin,en und Commune« 
h <> . °e>'qeben wollte, und vergeben hat (Hofkanzle,welsung vom 
'Vebrua,. 1812). 

ZI ^ vom 12. August 1823, m»t To scann m,t Vertrag vom 
v'«n iv ^ ^ ^ l , m,t R u ß l a n d in Folge allerhöchster Entschließung 
'ovt ^ ' ^ " ' ^ ^ 4 , Hoftanzleidccret vom 14. I u n , 1824. welche 
Hy, ^kan^lcidecret vom 3. Zum 1325 auch auf das Königreich 
d t ^ ^ ausgedehnt wurde, n m S a r d l n t e n Mir Vernag vom l9.No-
) l^ ^' ^^24, (doch gilr dies, nur rücksichtlich des g ru nd h e r r l , ch en 
le, ,..^s<ldes, denn da nach der »mWege der Hof- und Staatskanz, 
t>,̂  Plenen Versicherung der k. saldmlschen Regierung be» den M u -
s<ih ^'lätsstädten »n den k. sardlNlschen Staaten keine dem bürge»!. Ab» 
or^elde ähnliche?lbgabe besteht, so fällt nach der Hofkanzn'iver. 
18H s " " " ^ ^ December 1827, Hotz. 32,387, Nggsz. 101 und 
c«la/ ^ bürgerl. Abfahrtsgeld weg); dann, laut Neglerungsclr« 
z ^ "°M21. Jul i 1830, Mit D ä n e m a r k , rücksichtlich der Nicht 
la^ Aschen Bunde gehoncen Länder, und laut Negterungscncu. 
si^.^l2.December 1835 mit den sächsischen S t a a t e n , lück̂  
k<iyl> ^ " östelrelchlschen zudem deutschen Bunde Nicht gehörigen 

" , Mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen. 

<t. § 2 5 1 . 

gr^ ^ wo i n den F r e l z ü g i g k e i t s v e r t r ä ' g e n auch das 
" "he r r l i che u n d bürger l iche A b f a h r t s g e l d aus« 

drücklich abzugs f re i e r k l ä r t w i r d . 

n) M i t den deutschenBundesstaaten. 

^lfr«>u ^ ' ^ ^ Frelzugigkeitöve, träge, wo auch die wechselseitige 
augh""s vom g r v n d h e r r l l c h e n und bürgerlichen ?lbfahrtögelde 

ucklich ausbcdungen wird, 
öesst^"b" gehöht vorzugswe'se ,ener nNt den deutschen Bun-

ü t<n. 

http://l9.No
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Bei jeder Art von Vermögen , welches aus einem von o M 
chischen Ländern und Gebieten, womit Oesterrelch dem beu ts t 
35 unde beiaetr»?ten ti^ »> . ,n einen a n d e r n deutschen Bundeöstüü B u n d e beigetreten est »), ,n einen andern deutschen Bundc Oi und« 
es sei aus Veranlassung einer Auswanderung oder aus dem ^ ^ , 
eines ErbschaftSanfalles, Verkaufes, Tausches, Schenkung.,^, 
gift, oder auf »rgend eine andere Weise übergeht, soll, vermöge , 
destagsbeschlusses vom 23. Zum 1817 zur Vollziehung des s" 
XVIN. l i t . C. der Bundesacte, eme vo l l kommene FreijuM 
in Anwendung gebracht werden. .y 

2. Diese Vermögensfre,zügigkeit hat sich insoferne wirksam ^ 
äußern, dasi b»eien,gen Abgaben, welche d«e Ausfuhr des Vernix 
in emem der zum deutschen Bunde gehörigen Staate, ^ l ^ 
Uebergang des Vermögenseigenthumes auf Angehörige e»nes a>' ,̂ 
Bundesstaates beschränken, sie mögen nun b i she r in o > . 
r e»chlsch - l andes fü rs t l i che Cassen ge f lossen, " ^ 
etwa an P r i v a t b e r e c h t i g t e und Commune« zu 1 
r i ch ten gewesen seyn, au fzuhören h a b e n , rvod 
demnach sowoh l der Bezug der l andes f ü r s t l l ^ . 
Nachsteuer und der E m l g r a t l o n s t a r e , a l s auch l^ z, 
des g r u n d h er r l l chen und b ü r g e r l l c h e n Ab fah r t sö 
des Nicht mehr S t a r t f i n d e t . «<<d»e 

3. Nachdem aber, vermöge des oben gedachten Beschlußes' 
in dem deutschen Bunde m Anwendung zu bringende Vermöge" ^ ,̂ 
züg,gle»t auf dem Prmclpe einer unter den deutschen Bundessta . , 
gegenseitig geltenden (Hlelchstellung des Ausländers mit dem 2 t̂> 
der beruhet, und daher ,ede ?lbgabe noch fernerhin zu bestehe",^ 
welche mit e,nem ErbschafcSanfalle, Legate, Verkaufe, ^ ^ ^ ^ ' , 
und dcrgl. verbunden ist, wenn selbe ohne Unterschied entrichtet > 
den muß, ob das Vermögen im Lande bleibt oder hinausgezogen '" 
und ob der neue Besitzer em Inländer oder Fremder ist: so ..- ,̂  
alle dergleichen ,n den, «n Oesterreich zu dem deutschen Bunde st/^" ,,< 
Ländern und Gebieten bestehenden Abzüge, auch fernerhin bei ^ ^ , 
daß übrige deutsche Bundesgebiet zu exportlrenden Vermögen '" 
Wendung zu kommen. „,;„ 

4. Da m dem Bundeobeschlusse der 1. Jul i 1517 .als " " ^ 
angenommen woiden ist, von wo an d>3 Vermöge nsfreii.ügig"' ^ 
den deutschen Bundesstaaten wechselseitig beobachtet werden s""' 
wurde verordnet: ^ r -

n) daß d,e vor odcr nach diesem Termine stattgefundene ^ 
m'ögenSerportation und der Verzicht auf das Unterthansrecht ^ ^ , 
Frage der Zahlungspfilchtlgtclt oder Befreiung zur Richtschnur 
nehmen,st, und ^ ^gl? 

l») daß »n allen denjenigen Fällen, wo seit dem 1. «!"" ., ^s 
eine Verm'ögenserportation in einen andern Bundesstaat ^ ^ ssg,i' 
funden hat, und etwa die lanbesfmstliche Nachsteuer, °ber dl« , 
grütionstare, oder das grundherrllchc und bürgerliche Abfahrtsge 
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iogen worden seyn sollte, der ausfallende Betrast an d»e betreffende 
Ntn / äl"ück zu erstatten ist, insofern« von derselben gehörig nach-

"Ns 
den 
h ^""^c?L.,, vle Xlermogenvtlelzuglgrrll vrl liegen ^e,terre»ty zu 
,, deutschen Bunde'Hehorlgen Länder und Geb«ete nach dem PrM" 
, ^ ber Reclprocltät m gleich vollkommene Ausführung gebracht wird 
^at«,t vom 2. März 1820). 
^ ^<i Anwendung dieser Freizügigkeit entscheidet laut Hostam-
Und ! 5 " " " ^ ' September 1827, Hofz. 38,705, Rqgsz. 56,264, 
^507 , 

Hofkan l̂eldecret vom 12. October 1827, Hofz. 26,511, Rggsz. 
' der Tag des w i r k l i c h e n Abzuges. 

)Welche Länder und Gebiete der österreichischen Monarchie zu dem beut« 
Hen Bunde gehören, wurde in ber Einleitung zu diesem Werke §. 5, 

K> ,.' ll< ausgeführt. 
^ °« Bundesstaaten, rücksichtlich welcher das ausziehende Vermögen frei 
"«m grundherrl ichen Abfahrtsgelde ist, sind aber: 

K ö n i g r e i c h e 
^ Vaiern. Dänemark, rücksichtlich Lauenburg und Holstein. 
Hannover. Preußen, hinsichtlich der dem deutschen Bunde ein» 
^llrlbten Provinzen, als da sind: Pommern, Brandcnblng, Schlesien. 
Achsen, Westphllien, Cleve. Berg und Niederrhein (Hoftanzlei-Intimat 
°°M 13. September 1819). Sachsen. Wur temberg. 

Großherzogtbümer und «Zh urfu rstenth umer. 
^ Baden. Hessen «Cassel. Lhu rfursten thu m. Hessen-
^"«mstadt. Mecklenburg-Schwerin. M cctlenburg-S tre-
'ltz. Hols te in-Got torp-Olbenburg. Luxemburg, dessenUm-
!?"g in dem 68. §. der Wiener Congreßatte angezeigt ist (Hofkanzlei-In-
^«llion vom 13. September 1819). Sachsen-Weimar und 
^senach. 

H e r z o g t h ü m e r . 
«» I n h a l t . B e r n b u r g . Anhalt-Dessau. A n halt-(5 oth en. 
" launschweig-Wol f tnbut te l . Nassau. Sachsen-Eoburq« 
Ma l fe ld . Sachsen-Coburg-Meinungen. Sachsen-Gotha 
""" Al tenburg. Sachse n.Hi ldburghausen. 

L a n b g r a f t h ü m e r . 
Hessen»Homburg. 

F ü r s t e n t h ü m e r . 
. , Hohenzollern . Hechingen. Hohenzollern - S l g m a , 
^Ngen. Liechtenstein. Lippe - Detmold. Lippe - Schau m-
».'"s. Reuß/Gra iz . Reuß - Schleiz. Reuß , Lobenstein. 
^ 'uß.Lobenstein.Ebersdorf. Gchwarzvurg.Rudolstadt. 

chwarzburg«Sonderhausen. Waldeck. 

"Uerabschveibung w e g e n e n t g e h e n d e n A b f a h r t S g c l -
des i n d ie deutschen B u n d e s s t a a t e n . 

Ge»,^ ' Ma,estät haben in Beziehung auf das den Dominien und 
""nden durch allerhöchstes Patent vom 2. März 1820 entge 
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hende A b f a h r t s g e l d von dem nach den deutschen Bundes^ 
ten abziehenden Velmögen, Mlt allerhöchster Entschließung voM ' 
Ap " l 1820 zu bestimmen geruhet, daß da , wo das A b s a h " 
geld noch ve rs teuer t w » r d , selbes vom Ze l tpun r 
der A u f h e b u n g desselben von a l le rVers teue« ung e" 
hoben werden s o l l . . ^ 

Das Standisch Verordneten Collegium wurde hiervon " ' t ^ 
kanzle.decret vom 13. Iun» 1820, H°f<. 964, Nggsz. 29, l41, ^ 
dem Beisätze ln d,e Kenntnis) gesetzt, bah es demnach den betrell 
den Contr,buenten freigegeben sei, ,hre d l e ß f c i l l l g e n ^ ^ ^ 
m a t l o n e n m»t den e r fo rde r l i chen B e h e l f e n und ^ 
w e i s m i t t e l n be, selbem anzubringen, welches die Absch" ' ^ 
des entsprechenden Steuerconlmgentes einzuleiten, und dleßfall» 
n'öchlgen Daten von der ständischen Buchhaltung einzuholen ? 
den wild. h, 

Hierbei »staber n»e außer Acht zu lassen, daß diese Steu" 
schre,bung eigentlich nur jenen The»l des?ibfahrtsgeldes betreffen ka 
der dem Berechtigten wlitlich entgebt, näml ich in F ä l l e n 
A u s w a n d e r u n g in d»e deutschen B u n d e s s t a a t e n , "' 
auf nämlich auf dl? Ausscheidung jenes ThelleS, um dem Tteuerso 
mchts zu vergeben, unabläßllch gedrungen werden muß. 

8- 253. 
b) M i t den jen igen preußischen S t a a t e n , welche i 

deutschen B u n d e Nicht gehören. 

I n dem m,t dem Königreiche Pleusien, laut Hofkanzle'be^ 
vom 11. Oct. 1835, Hof;. 25,396, und Reglerungs-ClrculaiS ° 
31 . October 1835, gel»offenen Ueberemkommen, wornach dl« i"" ' .zz 
dem gegenseitigen zum deutschen Bunde gehörigen Länder s»"^!.,!». 
zwischen sämmt i l chen p,eus;,schen Staaten und dem lowb^' 
venetlanlsch. Königreiche bestehende Vermöqensfrelzüglgkelt in ^<<st 
ausgedehnt wurde, das; zwischen sämmt l ichen ö ster r e» chl'^ .z 
S t a a t e n m»t Aufnahme von Ungaln und Siebenbürgen " " ^ j 
und zwischen sämmt l ichen preußischen S t a a t e n andrer 
der Abschoß und das Absah, ts^eld gegenseitig aufgehoben wurde, w . 
»m A l l l te l l l . ausdrückl ich bestimmt, daß diese Freizügigst > 
sowohl auf diejenige Abgabe an Abschoß und Abfahltsgeld, "" lH l< 
d»e l. f. Cassen fließt, a l s au f d i e j e n i g e n erst leclen, ,^ 
che etwa P r i v a t p e r s o n e n , C o m m u n e « , oder ö f f s " 
chen S t i f t u n g e n z u f a l l e n möchte. 

8. 254. 
r ) M l t d e r S ch w e l z. 

I n Folge einer lM Wege der k. k. Gesandtschaft Mit dem ^ ^ 
ölte der schweizerischen Eidgenossenschaft gel,offenen Abre 
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sckn,^ ^ ^"sult 1804 zwischen den k. k. österr. Staaten und der 
zv^^'schen Eidgenossenschaft abgeschlossene und am 16. Auaust 
Wo« "feuerte Vertrag über eme gegenseitige Freizügigkeit des Ver« 
^MNs am 12. Jänner 1837, in der Art erweitert worden, daß der 
Absck"«^"' ^ ' ^ erstbelaglen Vertrages enthaltene Vorbehalt der 
Htm ^bfahlls - und Abzugsgelder, welche einzelnen Städten, 
l « i c k ^ ^ ^^^ Herrschaften zustehen, von nun an zwischen Oester« 

H und der Schweiz als vollständig aufgehoben zu betrachten sei. 

V . , z 2- 255, 
Und ? ! geseh l i cheBes t immungen über die Berechnung 
l .s . Abnahme von P e r c e n t u a l « G e b ü h r e n aus V r r « 
Ilv ^ " s t e n oder des A b f a h r t g e l d e s » n j e n e n F ä l » 

. s e l t e n , wo d a S V e r mögen , oder e l n T h e i l dessen 
l̂», »n S t a a t s p a p i e r e n und Bank-Ac t ien bestehet. 

^ e b l ^ Ansehung der Berechnung und Abnahme von Percentua!» 
"«N?/^ " "^ Verlassenschaften, oder des Absah r ts ge l des m je-
pllv' ^ " ' wo das Vermögen, oder e,n Theil desselben, «nS taa ts -
H y d r e n und B a n k - A c t i e n besteht, haben Se. Majcstät, laut 
Il^Äileidecretes rem 4.März1828, Z. 745, E t . 1, folgende gesetz. 
til^ ^lwmungcn zu genehmigen geruhet: «Wenn Erbsteuer, Mor« 
^ " ' ' A b f a h r t s g e l d oder andere Gebühren, welche sich nachdem 
sss ^ des Vermögens nchten, von Staatspapieren wc>S immer 
« n d ^ " Gattung, oder von Bank-Actien entrichtet werden sollen, 
berick^ ^^ rag Nicht erreichen, der «n Papieren gleicher Gattung 
^C» werden kann, so sind d»e Staatspapicre oder Bank-Actien 
sie ^"entionsmünze nach dem Course »n Einschlag zu bringen, in dem 
(be, »> " Tage der Zahlungsvcrbmdlichkeit auf der Wiener Bölse 
^ r i i a ^ l « Urkunden des Monte des lombardisch. venet,an»schen 

s^ches aber auf der Mallä'nderBö'ise) gestanden sind." 
ôi>s< ^ ^" diesem Tage kein Börsezettel erschienen, so wird der 

^ m ^ ^ ^ vorhergegangenen Börsetages zur Richtschnur ge» 

^hren ^"^ " " ^ ^rn Course berechneten Capitale sind die Ge« 
>n Conventlonsmünze oder Banknoten bar zu entrichten." 

G e ^ l"d der Staatspapiere oder Bank.-Actien so viele, daß die 
chis )l ^ ^ e,ner verhältnißmästigen Anzahl von Staatopaplcren gle»« 
jUr I ^ ' »der in Bank-Actien entrichtet weiden tonnen, so hat die 
l^en ""a. ""'pflichtete Partei die Wahl , die Gebühr,« in Pa-
listen ss ^ "Gat tung , oder nach dem auf oben erwähnte Art berech' 

^-ourse, in barem Gelde zu entrichten." 
der^ «^nwäillge Verordnung gl!r auch f ü r die G e b ü h r e n 
18^'adle und G u t s h e r r e n (RegierungS Circular vom 22. März 
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§. 256. 
A b z u g der E r b s t e u e r , vor Abnahme des grundhel 

l lchen und b ü r g e r l . A b f a h r t s g e l d e s . 

Wenn das Verlassenschaftsvermögen ganz oder zum ^ " «,,«. 
emem zu? Zett deS Todes emeS der Militärgerichtsbarkeit unterste 
den Erblassers, schon außer dieser Gerlchtsbarkelt oder an " ^ ,zns, 
mer für emen außer Landes befindlichen E,ben oder Legataren l 
und hlervon e,ne Abfahrt zu entrichten kommt, so wlrd i ^ ^ ^ 
Erbsteuer davon auch nur mit 5 vom Hundert abgenommen, doch ' 
lenes Abfahlt^geld, da es nur von dem nach Äb^ug aller aus 
Vermögen haftenden Lasten und wirklich außer Landes g e l a ^ " ^ 
Velmö'gen zu entrichten kommt, und mcht auf dem Verlassenschal 
vermögen, sondern auf der Eigenschaft der Person des E'beN" 
Legatars, und auf dessen Aufenthaltsort haftet, vor Ausmessung 
Erbsteuer, nicht in Abzug gebracht werden (Erbsteuerpatent 
15. October 1810, §.30). 

§. 257. 

Gesetzliches Ausmaß des g r u n d h e r r l i c h e n A b s a h t 
ge lbes . 

Von dem elhobenen u n t e r t h ä n i g e n , oder eineltt ^ 
t e r t h a n e g e h ö r i g e n V e r m ö g e n gebühret dem Grunbpe 
das Abfahltsgeld m,t5 vom Hundert, oder 3 Kreuzer vom GuldeN/ 
(I'r.<ct. cle ^urib. inoyrp. l'it. IV. §. 5. Patent vom l^l. ^ 
1785, §.3) ; auch von emem nach Ungarn oder Siebenbürgen 9^ ^ 
den unterthämgen Vermögen »st das glundherrllche Abfahrtsgeld , 
5 vom Hundert zu entrichten (Hofresolut, vom 26. Apr.l 2' 
Reg. I n t . vom 3. Iuny 1793). ^ .,r 

Wenn ledoch nebst dem grundherrllchen, auch das bürgerl» 
l. f. Abfahrtgeld entrichtet werden muß, so darf das Ganze » N ^ 
nem F a l l e 10 vom H u n d e r t übersteigen (Patent 
1 4 M ä r z 1785,11.) . 

») Der 1',2<t. ,l<' ^nrll». iin-nrp. I' it. IV . F. 6 sagt: Hinsichtlich.,,,. 
g r u n d h e r r l , chenAbfahrtsgeldes wurde zugelassen, daß von ^ ^ n » 
gen Erbschaften, welche bei den Herrschaften im Lande von elnem ^ 
weg, und unter einen andern Herrn gebracht werden, nach ^ g l l . 
Schulden und andern nothwendigen Ausgaben, von ledem Gulden ^ 
(von dem aber, was außer Landes gefuhrt wlrd, von jedem ^ 
«t r . ) billig mogn, g^foroert und genommen werden. 

Mi t Hoflanzlndecret vom t5. März l?9«, I. Abth. »«l < / ^ ^ . 
46?t, wurde ferner eröffnet, baß Se. Majestät den Bezug des ' " , M 
dischen A b f a h r t g e l d e s , namnch von dem zu einer andern ^^^ 
bischen Jurisdiction abziehenden u n t e r t h ä n i g e n Vermögen, 
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ver von den Standen auf die Halbscheide des vorherigen Zpercent. Betra-
«es angetragenen Mäßigung, folglich mit 2 V2 Perccnt vom Tage der 
Abmachung vnwilllget haben. Wie dann künftig dieser Genuß des 
"dfllhrlsqeldcs auch mit der Halbscheide des in der Einlage angewehten 
.I^gnissts ,^ ll<»,i,!ni<»11 wiederum wllde versteuert werde» müssen. 
Dieser Tyeil der allerhöchsten Entschließung ist ,eboch mcht mehr in 
«nwendunq gekommen). 
^ 2 n Ansehung des A b f a h r t g e l d es von dem i n f r emde 
S t a a t e n , oder nach U n g a r n , N i e d e r l a n d e n , und ,n das 
.^ ?»lündlsche abz iehenden V e r m ö g e n habe es l ed ig l i ch 
*t« der schon bestehenden A n o r d n u n g f e rne r sein Be
benden , vermog w e l c h e r v o n d en O b r i g k e i t e n , so w e i t 
d!^ ^ ° r h e r i n dem rechtmäßigen Besitze qe standen l i n d , 

^ N a c h s t e u e r m i t 5 P e r c e n t , andere 5 P l r c e n t aber 
° " dem F i s c u s bezogen w e r d e n , masen es den Qdllgceiten 

° " ' " gültig seyn mag , daß von Unterlhanen, die aus ibrer Jurisdiction 
ynehin hinwegziehen, dllse Gebuhr an den Flscus ebenfalls entrichtet 
^l>, für drrl.n Entganq immer die Bedeckung der Staalvftnanzcn in 

^ r e r Alt zu verschaffen notbwenoig <eyn wurde (Hoftanzleidccret 
"ln zz. März 173l, I. Ablh., Rggsz. 4671. uä <). 

§. 258. 

p u n l t , w a n n das g r u n d h e r r l i c h e u n d bü rge r t . 
A b f a h r t s g e l d abzunehmen ist. 

^ ' " i s t zwischen: 
^ bewegl» chem und 
^' Unbeweglichem Vermögen zu unterscheiden. 

§. 259. 

^ s 1 . B e i m bewegl ichen V e r m ö g e n. 

^isz " ^ " beweg l i chen Vermögen, sobald selbes einem UN« 
L«l>de« °?"' slebenbürglschen Unterthane, oder dem eines frcmdcn 
^ l zufällt, oder wann bei Elgenthümer dahm abz,eht, soll das 
solcheAeld mimer sogleich genommen weiden, wenn auch e,n 
^ l l a , " ^ g e n noch »n emem dei böhmlsch- österr. deutsch. l!än» 

lassen würde (Patent vom 14. März 1785, V I l l . ) . 

5 §. 260. 

l h ) , H d ü r f e n G e l d v e r s e n d u n g e n an m i t Pässen 
" b l a n d e Abwesende nicht a u f g e h a l t e n werden. 

> r ä v e n l i o n s m i t t e l treffen nur Uebcrtreter. 

Hertha ^'" " ^ ^ " ^ versehener, im Auslande befindlicher österr. 
^tltxsck" ^ N ) " " ^ oldnunqomäsüge Ultunde e,nen für ,hn bc>y seiner 
^ seinen lX^^^kelt depomrten Geldbetlag »m Wege bei Compensatio« 

bosttun,« " ' ^bgetl eten hatte, und die angesuchte El folglassung des 
' " ' an dessen Vater von den Unterbehörden in der Voraus 
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setzung der Absicht dcS Elfteren, nicht mehr in seine Heimat z " " 
kehren zu wollen, verweigert wurde, wurde Mlt Hofkanzleidecret . 
24. Jänner 1827, Hofz. 1213, Rggsz. 6609, erinnert, daß, da ° 
oblge Alt das Capital »m Inland« bleibt, d,e vorausgesetzte Av!" 
leneft Individuums, «»cht mehr m seine He»mat zurückzukehren, ^ 
Erfolglassung auf keinen Fall >m Wege stehe. 

Die Verfügung, wodurch das in Frage stehende Depos<t 
m i t Beschlag be legt w u r d e , wurde demnach aufgehoben» 

Aber auch in dem Falle, als die Verabfolgung deS Deposits 
zur Remlttirung des Betrages an dessen ursprünglichen ElgenthU^ 
angesucht woiden wäre, könnte die Erfolglassung Mit Fug nicht'. 
weigert werden, w e l l e inerse i ts GeldversendungeN I 

nge sie nicht geseh' 
a l s u n b e f u g t e A u s w a n d e r e r zu betrachten s»nd, n»'», 
Abwesende im A u s l a n d e , so la 

zu den ve rbo tenen H a n d l u n g e n gehö ren , und »" 
a n d e r s e i t s die bloße V e r m u t h u n g der beabs»^? , 
t e n e igenmächt igen A u s w a n d e r u n g Nicht zureicht, 
u n t e r dem T i t e l d er P r ä v en t l on, Z w a n g s m a ß r e g l 
zu ve rhängen , die nur den Ueber t r e t e r t re f fen sol ' 

Die gedachte Vermuthung stehe übrigens damit insofern/ . 
Widerspruch, als dem Abwesenden e,n neuer auf ein Jahr gull'ü 
Reisepaß bewilliget wurde. 

§. 261. 

ää 2. B e i m unbewegl ichen V e r m ö g e n . 

Von dem unbewegl ichen Vermögen ist daS Abfabrtes 
n u r de« dessen V e r k a u f oder V e r ä u ß e r u n g zu f^ 
(Patent vom 14. März 1785, > I!I.). ^ 

Wenn üb.,qcns statt eines bestimmten Kaufschlllings von » ^ 
verkauften Mcalllät «ur eine auf die unbestimmte Lebensdauer ^ 
Verkäufers jährlich zu entrichtende Summe stlpullrt wi ld, l^^he» 
auf einmal von dem ganzen Kaufswerch das Abfahrtsgeld zu ^ 
den, diese Gebühr nur jährlich von dem stlpullrten Betrage UN" . 
insolange, als solcher entrichtet wird und m daS Ausland ^ b ^ . 
beziehen (Reglerungsveroidnung vom 2. April 1812, RggSj'^ 

§. 262. z. 

P f l i c h t der O b r i g k e i t e n , das auszuz iehende V e l 
gen dem F i s c u s anzuze igen. 

Zweck dieser Anzeige. 
Die Obrigkeit hat genau darauf zu sehen, wann ein V e r " ^ , 

es mag dem grundherrllchen, oder bürgert. Abfahrtsgelbe unter" » 
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,^lu'cht, (nach Ungarn, nach Siebenbürgen) oder nach e inem 
h,. . ' "ar t igen S t a a t e gezogen w e r d e n s o l l t e . Jeder 
iH«^ .. " " 5 ungesäumt dem Fiscalamte deS Landes, aus welchem 
die ̂ ^ ^ e t t gehet, angezeigt, das Vermögen selbst aber darf, bis auf 

"ber die Anzeige erfolgende Entschließung, nicht erfolget werden. 

iil,.^ °"te sich eine Obrigkeit in diesem Punkte eine Vernachlässigung 
^Upt, allenfalls auch nur eine Verabsäumung in der Zeit zu 

l l l , ? ^ " kommen lassen, so würde sie zur strengsten Verantwortung 
Strafe gezogen werden (Patent vom 14. März 1785, VUl.) 

Fol« Obrigkeiten und Magistrate smd angewiesen, daß sie, in 
^u« der Vorschrift des §. 7 des Freizügigkeitspacentes vom 14. 
Elb '̂ ^ ^ in dem Falle eines aus den deutschen und italienischen 
^ ^bem i n a u s w ä r t i g e S t a a t e n gehenden V e r m ö -
H. bie Anzeige wegen des A b f a h r t s g e l d e s ungesäumt an die 
do», ^procuratur, y ^ aber an die Lanorechlc machen (Reg. Verordn. 
g^^ 'Av r i l 1810). Diese im §. 7 des Freizüg'gkeitspatentes an-

iUm 2 l^°ch nur die gehörige Einbringung des l. f. Abfahrtsgeldes 
H.. «wecke (Hoftanzleidecrct vom 10. Jänner 1828, Hofz. 206, 

^te Anzeige aller Vermögens «ErportationSfälle an das Fiscal-
t jedoch', 
'ecke (̂  
25^)2). 

§. 263. 
Di« ß« 
dag k' H o f - u n d niederöst. Kamme rp rocu ra t u r h a t au f 

^ u n d h e r r l i c h e und b ü r g e r l . A b f a h r t S g e l d ke inen 
d i r e k t e n E i n f l u ß zu nehmen. 

°llck " ' " ^ bei a l l e n (Hrun d bu chsgebühren, so s ind 
) l ^ rück sich t l ich des g r u n d h e r r liehen und bü rge rl< 
^ , . v l t s g e l d e s n u r die a d m i n i s t r a t i v e n po l ic ischen 
Nllv ^ ° " " " ^ d ^ a l l g e m e i n vorgeschr iebenen Ord -
bt!- .?,^ l I n s t a n z e n , zu r F ä l l u n g von E rkenn tn i ssen 

" fen . 

N̂ssue ^ammerprocuratur kömmt bei Streitfällen nur insoferne in 
Poli^ auf die Verhandlungen zu, als sie den laNd es fürst l ichen 
^ z ^"stanzen a l sC onsu l ent zur Seite steht, und zur Erstattung 

Gutachtens aufgefordert wird. 

fleckt ^ Abfahrtsgeldpatent vom I . 1785 hat in dieser Beziehung 
Heys? ^wgs mchtS geändert, da die im §. 7 dieses Patentes an« 
»Nil Anzeige aller Vermögens-Exportationsfälle an das Fiscal-
fah^"^ die gehörige Einbringung des lande s fü r st lich en Ab-
sraph^^^ ^u,n Zwecke hat (§. 262). Durch die in diesem Patcntspara-
fsilh//^^altenen Bestimmungen, welche beinahe wörtlich aus dem 
die ^ ^ ten te vom Jahre 1/83 übertragen worden sind, wird bloß 

, "abfolgung des Vermögens eingestellt, bis die Entscheidung 
37 
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erfolgt, ob und welches l an d es fürst l iche Abfahrtsgeld z« " ^ 
men ist? ^ , 

Der d i r e c t e Einfluß, der hierdurch den FiScalämtern »" " , 
ficht auf das l. f. Abfahrtsgeld eingeräumt wurde, findet demnach"' 
daS g r u n d h e r r l i c h e u n d bürge r l . Absah r t s g eld S. 
keine A n w e n d u n g (Hofkanzleidecret vom 10. Jänner 1 " ^ 
Hofz. 266, Rggsz. 3532). 

§. 264. 

B e s c h w e r d e n über die V e r p f l i c h t u n g und das A" 
maß des g r u n d he r r l i chen und b ü r g e r t . A b f a h r t s s 

deS gehören zur p o l i t i s c h e n L i n i e . 
?l̂  

Wenn von den Parteien über daS ihnen angerechnete 
fahrtsgeld Beschwerde geführt wird, sollen dergleichen Beschwerde« 
Zukunft nicht den Justizbehörden alS Iustizgegenstand, s e n d " " , 
die Landesstelle als ein po l i t ischer Gegenstand zur Behandlu» 
übergeben werben (Hofdecret an sämmtliche AppellationSgerichte ^ . 
4 t . März 179t, Hofkanzleiverordnung vom 8. April 179l, P"!^, 
vom 12. September 1791). Denn die Gegenstände des streitigen ^ 
fahrtgeldes sind zum Iustizwege nicht geeignet (Hofdecret v 
11 . Jänner 1796). Die Verordnung vom 11. März 179i, " " ^ 
Beschwerden wegen des Abfahrtsgeldes zur po l i t i schen ^ " > ^ , 
lung amortisiret, hat übrigens in der Anwendung nur auf d>^"..j 
deS städtischen und un t? r thü 'n igen Abfahrtsgcldes, aU' .^. 
l. f. hingegen keinen Bezug, als wesiwegen, falls Beschwerden <" ^ 
hen, sich nach der bisherigen Beobachtung zu benehmen ist ( " ' 
vom 6. Juni 1791). 

§. 265. 

D i e G r u n d h e r r s c h a f t hat h i e r ü b e r in erstet I n s t a ^ 
zu entscheiden. 

Der G r u n d h e r r s c h a f t steht übrigens in erster Inst "^ ^ 
Entscheidung über die Verpflichtung und das Ausmaß der ^ " ^ 
Mit Vorbehalt des Recurses der Part ien an die höhere Behörde l« 
zwar an das Krcisamt) zu. (Hofkanzleidecret vom 10. Jänner 1^ 
Hofz. 266, Rggs;. 3592). Bei dem bürger t . AbfahrtSgelde l ^ 
dieses Recht den Magistraten zu. 
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' V o n dem g r u n d o b r i g k e i t l i c h e n Rechte 
au f A r b e i t s l e i s t u n g e n . 

§. 266. 
Worauf sich dieses Recht bezieht, 

jilhtAs grundobrigkeitliche ĝ cht auf Arbeitsleistungen be. 

3 auf oie Robot oder Frohndienste, und 
^ auf die Waisendienste. 

^ Von der Robot oder den Frohndiensten. 

§. 267. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h i e r ü b e r . 

ist j ^ s älteste bekannte Gesetz über die Robot in Nieoero'sterreich 
^«b», " ° " Jahre 1^63 , welches den Ständen d«e ungemäsngte 

^"sprach. 

^'esem Gesehe folgten jene von 1567 und 1581 . 
^ l „ ' ? ^ ^ractatu» 6o ^ l i - ib . lneurp. vom Jahre 1679 gab hier» 
^ ,z , ^ Bestimmungen, und zwar vorerst »m §. 4 des 1 i t . IV . , wor« 
Ii(h, ^al lgemeinen he,ßt: der Grundherr habe auch die g e w ö h n -
§. ^ . ^ b o t von den Unterchanen zu begehren, und im '1'it. V . 

^ ° 6, worin das damalige Robotverhältniß dargestellt erscheint. 
6 . I ltfes VerhälMlß erhielt jedoch erst durch das Robotpatent vom 
^ H ) H 2?72 und d,e Nachtragspatente vom 12. J u n i 1773 , dann 
°llgey, Dctober ^l773 e»ne zeitgemäße Begrenzung wegen deren 
dle ^ ^ " Kundmachung und genauen Befolgung den Dominien 
in Hzh ' i ' rung derselben und ihre Aushängung in der Amtskanzlei 
t M ^ N l a n n s Wissenschaft, dann dle Führung ordentlicher Robot« 
^ a n ^ ^ ^ h l e n worden ist, und worüber dle Kreisämter zu wa« 

"gewiesen sind (Hofdecret vom 14. December 1732) . 
) bl« w «. 
b^ "l>°ot (Robat) ist ein, nur in einigen oberdeutschen, von Wenden ehedem 
8Lor, ^ ' oder an slavischen Mundarten grenzenden Gegenden übliches 

l . eine Frohne oder einen Frohndienst zu bezeichnen. 
Wort ist l l av l ^ ^ksem Verstände ist es in Oesterreich gangbar. Das 

beit <>^ Ursprunges, denn in Polen bedeutet »NoKoto» ein« e jede Ar« 
bags»̂ "°essen scheint es mit unserer Arbeit ursprunglich ein und eben 
slhr „ ^ ° " ^u seyn, indem beide bloß durch die auch in anderen Fällen 
Usll, »Ähnliche Versehuna, des r verschieden sind. S. Adelungs gramma, 

"""ltlsch«s Werterbuch I I I . Thcil, o»ss. 1126. 
lisch»""e Monographie über die Robot hat geliefert: Fiedler I . M . vrak« 
z t . ^ ^ l e i t u n g über den leibeigenen Robo ts tand oder sogenannten 

a n d i e n s t . Wi tn178 l . 

37 * 
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F. 268. 

Wie davon zu handeln kommt. 

Hiervon kommt nun folgende,maßen zu handeln: 
1. Von der N a t u r und Beschaffenheit der Robot. 
2. Von dem Rechte, Robot zu foldern. 
3. Von der P f l i ch t , sie zu leisten. , 
4. Von der A r t und Welse, wie gerobotet weiden Ml»" 
5. Von der Zel t , b^nen welcher gerobotet weiden MUß» 
L. Von den Robot -Ablösungen, endlich 
7. Von den Robotstrel t lgke l ten . 

1. Won der Natur und Beschaffenheit der Robot. 

§. 269. 
Al lgemeine und besondere Bestimmungen. 

Hier kommen: 
n) dl« al lgemeinen Bestimmungen «, til^ 
d) von den besonderen Bestimmungen über die Na 

Robot zu unteischeiden. 
dit 

u) Von den a l l g e m e i n e n Bestimmungen über 
Natur und Beschaffenheit der Natural-Robot. 

§. 270. 

Wor in die Robot besteht. 

Unter dem Wolte Robot (Frohndlenst) weiden alle w«e 
wer Namen haben mögende Albetten und Vernchtunaen beg ^ 
welche von der Henschaft nach Clfoidernlssen anbegehrt worden 
tent vom 6. Ium1772, §.5). 

§. 271. 

D i e Robot ist in na tu ra zu verrichten. 
die ^ Dem Grundherrn müssen die Holden und UntcrthaneN " 

botln natura vernchten (Patent vom b.Iunl 1772, §.8). 

§. 272. 

Wie es mi t e,nem von dem Robotgelde bezog 
Robotgelde zu halten ist. . 

Wenn ohne vorgeschehenen gütlichen Velgleich der " ^ ^ " 
etwa daS Robotgeld von dem ttnterthan volh»n emgeno 

csie" 
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H ^ ist ftibev gleichwohl befugt, in das Künftige 'seiner besseren 
h^enheit willen, die Natural-Robot von demselben wieder zu 
»°n^" (Patent vom 6. Juni 1771, §. 8 ) . Es kom'M also hier 

°em sogenannten R o b o t g e l d e zu handeln. 

Z. 273. 

l j esz?"^ ruck : a l t e s und neues R o b o t g e l d , ist nicht 
^'lch> Was u n t e r v e r ä n d e r t ich es und unveränder» 

liches vers tanden w i rd . 

vvh )^enennung al tes und neu es Robotgeld ist, laut Reg.Decret 
<>^^'November 1821, Rggsz. 53,225, nicht gesetzlich, und kann 

)'^,a!s ein Anhaltspunkt der Entscheidungen benützt werden, 
ob bgz ̂ l n unterscheidendes Merkmal stellt sich dagegen der Umstand dar, 
Uly» „ Notgeld ve ränder l i ch oder u n v e r ä n d e r l i c h ist; das 
be,s«rl̂  " d e r l i c h e , "^^'' ^ ^ Nobo tab o l i t i ons g e l d , an 
llch^^klle niemals wieder die Natural-Robot treten kann, ist ein 
^ ! b ^ ä"9: dasselbe musi nach den für die Einhebung der Urba-
der '?^ aufgestellten Grundsätzen behandelt werden. Das vcra'n-
^es i ^ ^ l ' das R o b o t r e l u i t i o n s g e l d ist der Gegenstand 
^lNj. ^ bestlmmten Zeitcntfernungen sich erneuernden Uebereinkom» 
8?t,st̂ >, ,'^ folglich der Gegenstand einer Steigerung und der Ge« 
<lilny. einer Währung. Di« Beurtheilung, ob das in einem be-
»b̂  ^ Falle zu entrichtende Nobotgeld ein ve rände r l i ches 
l>Ieî  ^veränder l iches sei, musi dem Kreisamte überlassen 

(Negierungsdecret vom 23. November 1821). 

, §. 274. 

k « i „ z ^ ^ dem Robo tge lde z u geschehen h a t , w e n n 
^ p u r e iner vor dem R o b o t p a t e n t e geleisteten 

N a t u r a l - N o b o t v o r l i e g t . 

^ . ^ . ^ k. k. vereinigte Hofkanzlci entschied zwar mit Bescheid vom 
'^es ^ ^ ^ ^ ^ ^ " " " besonderen Falle, wo keine S p u r 
' " e r d ^ " a l s ve r r i ch te ten N a t u r a l - R o b ot erhoben 
^getl s". " l N e , daß, da der Sinn der Patente nicht dahin ge« 
n^Nden ^ ^ " Unterthanen, wo ein langjähriger minderer Gebrauch 
^ w a ^ l ' ^ "^ mehrere Schuldigkeit künftig aufzulegen, die 
^vttins ^ ^ " ° " undenklichen Jahren bei denselben abgeführten 

^ , a// " ^'"^ Natural, Robot nur insoweit Statt haben 
^ßlr^ " bie Unterthanen sich gutwillig dazu einverstehen, und es 

Alle sachtem Robotgelde sein Verbleiben haben soll. 
^ i i k n ' ü / ^ " ' "läuterte gedachte Hoftanzlei in einer über emen 
2l),9^b"!tchen Fall erlassenen Entscheidung vom 11. I u m 1807, Z. 
^ - ^ , " ' »- «6 10,820, das Nobotpatent vom 6. I un l 1772 da-

' °"ß, da dem Grundherrn vermöge §. 8 desselben Patentes dle 
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Naturalrobot gebühre, er selbst, wenn er vorhin ein ^ ^ 
eingenommen hätte, nach seinem Gutfmden wieder die ^ . ^ < 
Robot zu fordslN berechtiget sei; wenn Nicht etwa über die b>s? ^ 
Robot»RelUltlon e»n Veltrag geschlossen worden »st; daß ferner ^ 
dieses Robotgcld d,e Schuldigkeit der Natu,allobot bestärke,^ 
d«e 32)ähr<ge Verjährung patentmäsilg nur auf d»e Naturall 
und auf jenen Fal l , wenn Jemand während delselben weder ^ 
Naturalrobot, noch em Surrogat »m Gelbe geleistet hat, " ' ^ .,B 
dahm angewendet weiden tonne, daß d,e emmal bestimmte Rel« 
lmmel bleiben, und daS gleiche Robotgeld «mmer fortdauern tN^Ml 

Hiernach wulde daher entschieden, daß die Unterthanen ^ ' . ^ 
des seit undenklichen Zeiten gezahlten Nobotgeldes die Natw<> 
bot gefallen lassen müssen ( S . jedoch §. 276). 

3. 275. .̂ 

W l e be» U m w a n d l u n g des N o b o t g el des in NatU^ 
R o b o t v o l z u g e h e n »st. 

Obgleich selten, oder wohl gar Nie, sich Fälle elqeben »^ 
wo 32 Jahre vor dem 1772. Iahle »mmerhm ein Robocgeld b« ^ 
gen gewesen odel wenn auch dieses war, m keinem ^ontlatt ^ 
eigentliche Nobotschuldlgke,t enthalten seyn soll, soll bei emeM ö ^ 
wohl vorkommen mögenden Fal l , alle mögliche Sorgfalt angew ^ 
werden, um auf den Grund der Sache zu kommen; und wenn . 
Elfolderllche, ungeachtet alles Fleißes, Nicht sollte erhoben ">g , 
können, »st hleivon die Anzeige nach Hof i.u machen, um nach ^ ^ 
billigen Ebenmaße, den eintretenden Umstanden gemäß """"^,be' 
Fall entscheiden zu können; da belle» seltene Falle ohnehin ke'" ^ . 
sendete Legislation bedürfen, und durch die neue Ratification a" ^ 
ses von selbst werde gehoben weiden (Alle»höchste Umschließung 
6. März 1783, bekannt gemacht den 18. Mälz 1783). M " 

I n Folge emer unterm 4. December 1783 eilassenen allelyo^s 
Resolution wurde nun em Robottag nach dem damals » " ^ 
G e g e n d übl ichen A r b e l t s l o h n a u f 15 t r , »m Fall " 
leistenden Ersatzes, lesolut»onsmäß,g angenommen. Zl«' 

Bei Gelegenheit eines Streites, wegen Bestimmung ^ ,heü 
bottage statt des sett undenklichen Zeiten gezahlten Röntge ^ 
wurde m»t Hefveloldnung vom 2. August 1784, Z. 11,963, "^,<hel 
festgesetzt, daß jene Unterthanen, die 5 Gulden Nobolgelb o ^ 
gezahlt haben, zu emer 2l)täg,gen, ,ene abe>, die nur 1 "' . ^c 
entllchtet haben, zu emer 6täg»gen Naruralrobot, und i« ^ l>tt 
mehreren zu verhalten seien, außer d»e Herrschaft könnte noch' ^ 
Folge mit emem Beweise aufkommen, daß d»e Unterthanen " ^h 
letzten 32 Jahren vor dem Robotpatente vom 6. Zum ^ " , ^ t 
v o r dem entrichteten Robotzinse eme mehrtägige Natural 
wirklich geleistet haben. 
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h ^ ' t Hofvelordnunq vom 16. November 4784, Z. 18,600 nli 
H ^ / ^ wurde aber bestimmt, daß die Unterthanen d»e Robot nach 
^son ^ bezahlten Robotgeldes, jeden Tag zu 15 tr. gerechnet, lei« 

tie n ^er hierdurch nur die reluirte Robot ersetzt ist, so sind 
^ Ä thanen auch ,ene Robot zu leisten schuldig, welche sie nebst 
3.^°^tgelde in n»wra geleistet haben (Hofentschließung vom 

^ §. 276. 

^ . ' " ' e f e v n e i n R o b o t g e l d a l s u n v e r ä n d e r l i c h e 
l l a l g i e b l g k e N belassen, u n d a l S solche n u r 

nn t W i e n e r W ä h r u n g zu en t r i ch ten ist. 

d^ ^ von der Unterbeh'örde aufgestellten Sätze: die Befreiung 
best^ n a t u r a l r o b o t ftnde, außer dem Vorhandenseyn eines 
'^e a?^" darüber geschlossenen Vertrages, gar nicht S ta t t , und 
strick? ^ Stelle der Naturalrobor immer »n gleichem Betrage 
d,e zy ^ Geldglc>blgkelt könne durch die Dauer ihrer Entrichtung 
llthy. ^ ^ ^ . unabänderlichen Urbarlalgabe schlechterdigs Nicht an» 
2z. n ,̂/ Müssen, wie die k. k. vereinte Hofkanzle» Mit Decret vom 
^ h " " i ^23,Hof^.?67«, Rgqsz. 16.62^, bemerkte, im Einklänge 
welch ^ bestehenden gesetzlichen Bestimmungen gebracht werden, ohne 
h'i» ," ^kd»ngnlsse man solche mcht für vollkommen richtig anneh« 
ljen h ^ ; so wie auch den weltern Behauptungen: die Best»mmun» 
die ^ bürgert. Gesetzbuches rüclstchtllch der Verjährung hätten auf 
6"ß ° ' " "wähnten Beziehungen des Nobotverhältmsses keinen Ein» 
°'̂ una ^ ' ^ Verhältnis, sei ausschließend nach dm politischen Ver. 
Dilsal ^" beurthellen, nach welchen d,eWiederumstaltung emer für die 
»l d „ ^ b o t auch durch noch so lange Zeit entrichteten Geldabgabe 
st!hn,."aturalschuldigkelt gestattet werde, Nicht u n b e d i n g t beige« 

Werden tonne. 
ö«t be<!^ ̂ ^^- ^^ .j"r,'K. inoorp., als das in Beziehung auf Ro« 
l>en N , be Grundgesetz, d»e »n den siebenter Jahren erfiosse« 
che« ^c ^ " ^ " ^ ^ endlich das b ü r g e r t . Gesetzbuch, wel-
^ , s ^ alle Rechte und Verbindlichkeiten ohne Unterschied seine 
l. z lNreit äußert: diese gesetzlichen Bestimmungen müßten, wie die 
b«Itzp"'"te Hofkanzlei welter bemerkte, in Verbindung zum An-
^ Na! ^ i Entscheidungen über Robotangelegenheiten genommen, 
sei y H den besonderen Verhältnissen ,edes einzelnen Falles gewürbi-
^ahn. ^ ' ^ sehe aber keineswegs an, »rgend emen Sah aus den 
'"lse.t.« . gesetzlichen Bestimmungen herauszureißen, und darnach 

I "zusprechen, 
bietz "°n.nach dem Tractate'lit. V. § . 1 werde dem Unterrhane 
" r l ^ "Führung über die Befreiung von der Robot durch briefliche 

" ' "der in andern Wegen zugestanden. 
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Dieß wilderhole auch der §. 17 de« Patentes vom b> ^ 
1772, und füge noch mobesondere den Behelf der 32 jährig" " 
lährung bel. Der§.1'l80 des allgemeinen bürgert. Gesetzbuches M ^ 
vor, dasi das Recht ^u lährllchcn Abgaben, Zinsen, NenttN 
Dlenstlelstung durch einen Nlchtgebiauch von 30 Jahren vtt! 
werde. . ^ 

Zwar wiederhole der §. 8 des Itobotpatentes vom Jahre 1<^ 
dasjenige, was schon im §. L ^'it. V. des Tractates vo,romMt, ^ 
der Grundhelr »mmerhln die Natural Robot wieder zu f o ^ " " H 
rechtlget sel, wenn er auch ohne einen vorausgegangenen V^6 
c»n Robotgeld bisher eingenommen hätte. ^ 

Alle»« diese Bestimmung tonne unmer nur msofernc g ^ 
und Anwendung finden, als der Unterthan Nicht be>e,t5, Mit 3»u > ^ 
auf die allaemelnen gesetzlichen Volschriften, welche alle Rechts ^, 
VelblNdllchtelten, folglich auch jene, die daS NobotvelhallN'p 
treffen, umfassen, ein bestimmtes Recht erwolben hat, und sie l° ^ 
wie es sich von selbst verstehe, Niemals dahm ausgedehnt ŵ deN» . 
den Unterthan, der durch das bmgell,che-Gesetz für alle ^taal 
ger gleich ausgesplochenen Nechcswohlthaten vn lustig zu ^^^» 
Hlerduich gebe es also, außer einem Vertrag, alleldmgs noch ^ ^< 
Mi t te l , wodurch der Beweis helgestellt weiden lann, daß " " H, 
terthan zur Natural-Robot nicht velpflichtet ist, und daß die 
lelstung, welche etwa dafür entilchtet wird, die Natur emcl U 
ändcrllchen n,cht zu steigernden Ulbarlalgabe angenommen b ^ ^ e ü 

Ferner sei auch die Meinung, als seien tue DoMlN>ca!fa!!l ^ 
keine Behelfe zur Beurthc,lung ähnlicher Angelegenheiten, 
als geltend anzunehmen. _« he-

Insofern durch das RectificationSpatent vom Jahre 4 ^ " „, 
stimmt angeoidnet,st, das; dort, wo theils c«n Nobotgcld 6 ^ ^ , 
thells aber zugleich eme Robot in natorn velllchtet wi ld, ^,,^e« 
botgeld auszulassen, und ?llles zu dem fm d»e Natural.Robot' .^ 
setzten Betlage von 8 Gulden für den Zug, und von 4 Gulde ^ 
die Handrobot angeschlagen weiden soll, mithin ein Nobotgel ẑ 
da zu fam-en war, wo dieses allem ohne die Natmal-Robot ŝ  ^ 
wurde/ d«eß Robotgeld auch überdleß nach dem Mittel des de>"2 ^, 
1750 vorausgegangenen 10iahr,gen Erträgnisses m Anschlag ^ h,„ 
gen war: msoftlne tonnen die Domlmcalfass,onen " " " ! t̂< 
wichtige Behelfe für die Beurchellung ähnlicher Angelegenheit . ^ 
halten. Eben so müsse auch die weitere Ansicht ln Beziehung a ^ 
allenfalls geschehene Aufnahme aller ftlt undenklichen Zelten ' " ^ t< 
und demselben Betrage entrichteten Robotgelder lN wntllch ^^' ^ l 
Relultlonsverträge dahm berichtiget werden, das; diese Aus" . ^ 
an und für sich tne Natur lener Gaben Nicht zu ändern vermag, . ^ 
dern, daß eS vielmehr vor Allem auf dle Richtigstellung der ^ , 
ankommt, ob solche Gaben eben der Eigenschaft wegen, dls l> ^ 
Zelt der geschlossenen Relultlonsverträge schon hatten, «belp 



Von den n. ö. Dominicasgütern und dem Bauernstände. 579 

w,/?5^,"<nen, dahm aufgenommene weiden, und ob diese?lufnahme 
""Nechr ^sch^n .st. 

b a r , ^ ? ^^'" ^ ^ ^ Nobotgeldcr die Natur u n v e r ä n d e r l i c h e r Nr» 
V o s s ^ " ei langt, so können dieselben auch nach den bestehenden 
>N2; ^ " " ° " ^" ' Herrschaft ln demselben Betrage, womit sie nur 
^».^"" . 'Währung entuchtet wulden, vor der Hand mcht »n Eon-

"^''Munze g e f o r d e r t weiden. 
,^«^"bessln könne die Entrichtung derselben in Conventions Münze 
b , y . 9 e des f r e i w l l l l g e n l l e b e r e l n l o m m e n s S t a t t f lN -
s,^' ^'^u ln jenen Fällen auch ein zul eichender?lnlaß vorhanden 
^ n " ' ^e , wenn mll der Entlichtung solcher a l t e n Gaben auch 
s'cht l?, ^ "^" Natuialschuldlgtettcn velbunden »st, und »n der Ab-
lllna ^ ^ ieliwclsen Abfindungen über letztere wesentliche Erlclchle» 
'>N ?3 ^ er,,elen, damit die Verschmelzung der ersten Gleblgbelten 
lvirl» ' ^ " ^ ungezwungenen Nebere»ntom m cns de-

^ -von Seite jener Individuen hingegen, die außer den alten 
HHAlbern ,n dem ofterwähnten Sinne der Nobochalber sonst 
ve^ ^ ^trlchten haben, könnte die Entrichtung delsclben >n Eon» 
ez ss?^'"Unl.e nur Mit lhlem vollkommen freien Willen, und, wie 
'hr?n " ° " ^'bst veisteht, »n bei Voraussetzung geschehen, das; sie von 

' wahren Ve< blndllchlclten genaue KenntNlsi haben, 
êilt ^ ^ ^ ^ ^ " ?lnhandlassungen «st sich nnt Rucksicht auf die ange-

^ geschlichen N>chtschnu,cn für die Folge zu benehmen. 
üb>><> ^^ndcnz dieser Hofoeioldnung vom 21. Mäiz 1^23 geht 
ll«>u^ "^^' bah,n, der Behauptung zu beqeqnen, daU die Be-
l̂üf> . " ° " ^ " Natural-Robot auser der Erlstenz eines bestimmten 

^abgeschlossenen Conlractes nicht Statt finden könne. 
Îfen " " ^ ' ben für diese BeftelUnq besiebenden gesetzlichen Be-

b<is ' ûch d^ Verjährung eingeführt worden »st, so folgt noch nickt 
T„f, . ' baf' «bei diese nur zur Comperenz des Clvllllchtels geh?! «gen 
9. < ,̂ Politisch«' Behörde zu erkennen habe (Hofkanzleldeclct vom 

^""» 1825, Hofz. 17,199, Rggsz. 32,308. 

"on den besonderen Bestimmungen über die Natur 
und Beschaffenheit der Naturalrobot. 

§. 277. 
E i n t h e i l u n g der N a t u r o l - N o b o t . 

' w best immte und unbest immtc. 

s<haft f ° ^ G a t t u n g der Albe,t best immt ist, ist die Herr-
l>iil^'"eswegs berechtiget, eine andere Robot zu fordem, als der 
^ N e b b'̂ ber geleistet hat; wo dagegen bloß die Z a h l der 
^"Unt ^ ' " n i l ist, sind die Herrschaften bezechtiget, solche von 

"Äthanen zu jeder G a t t u n g herlschaftllcher Arbeit, jedoch 
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nach Vorschrift des biehfälligen Robotpatentes, und ohne Nlll ' 
Mindesten dle vorhin von den Untelchancn geleisteten Robottage i 
Überschreiten, zu fordern (Hofbescheld vom 6. März 1783). 

Einer Her» schaft bleibt es übrigens unbenommen, bel de««" 
erkannten Einsprüche auf d»e volle patentmäßlge Robot, a l le ^ 
tunge n von Arbelt zu fordern, folglich ihre Unterthanen auch » 
G a r t e n a r b e i t e n «nsoferne zu verwenden, als hleidurch die p 
tentmäßrge Zahl der Nobottage Nicht überschritten wild (Hofla"i 
lndecret vom 26. ?lprrl 1832, Hofz. 8311, Rggsz. 25,^21). <j 

Bestehr dagegen auf emer Herrschaft em Robowerzeechnlß 
Norm, so ,st lebe willküillche Abändelung der Anzahl von Taĝ  
d»e «n diesem Nobotverzeichnlsse f ü r best immte e i n z e l n e ^ 
b e r t s g a t t u n q e n vorgeschrieben ftnd, untersagt. ^ 

Emer solchen Herrschaft stehet es jedoch frei, d,e allenfalls 
dem Verzeichnisse unter der Rubrik auf unbes t immte Alb" 
vorkommende Anzahl von Robotcagen überdleß auch auf solche", 
bellen oe: wenden zu lassen, für d,e m dem Verzeichnisse bereits e> 
bestimmte Anzahl von Nobonagen bemessen »st, wenn sie " " l 
Ganzen die Zahl dieser auf unbestimmte Arbeiten verwendbaren ^ 
bottage mcht überschreitet (Hofkanzlelverordnung vom 2. Iun> 1 ^ ' 
Rggsz. 25,80^l). 

§. 278. 

A u f z ä h l u n g d e r best immten G a t t u n g e n N a t u r a 
R o b o t « A r b e i t e n . 

Die Natural-Robot besteht in A r b e i t e n ober in F « h l A 
oder m G ä n g e n , J a g e n und T r e i b e n »). ^ ' ^ ^ 
be i len beziehen sich au f B e u r b a r u n g des G l u n d und <̂  
dens iM A l l g e m e i n e n , oder auf gewisse Verrichtungen: l" 
P f l ü g e n , S ä e n , P f l a n z e n , Schne iden und z"^. . , „ 
A l l g e m e i n e n oder t he l lwe l se auf gewisse Strecken und «A 
ten, Gartenarbeit, Schlammaushebunq u. s. w , oder auf ^ " ' ^ , 
Albe,ren, wie Ho lzsch lagen, Er d grabr, n g e n , 25ach^ 
w e n , B a u f ü h r u n g en , als Schloßiobot u. s. w. ^ g 

Dagegen geHort, lautReglerungscnculares vom 2. ^ p ^ ^ ^ l » 
die N a t U i a l s p l N N ' A r b e l t unter die au fgehobenen ^ 
dlgkelten. 

und der dreßfallige Reluitronsbetrag wird alliahrlr'ch von den 2lla 
in dem Vteucr-Ausschrelbungspatente mit ausgeschrieben. s ,̂̂ «bt" 

Als nun die Regrerunq aus mehreren hervorgekommenen ^/>^^ez^ 
ersah, dllß aus jener höchsten Entschllcßunq der unrichtige ^ a M 5 » ! ^ 
gen werde, daß, weil die Unttrthanen lahllich eine IagdroboMl 
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^zahlen , sie zu keiner Natural-Iagdrobot verhalten werben können, hat 
!« nut Deeret vom 28. Juni 1819, Z. 23,000, Folgendes erlassen: 
. Mittelst jener Entschließung haben Sc. Majestät den Unterthanen 
°urch Reluirung der bisherigen unentgeltlichen Natural-Iagdrobot ein» 
^loylchat zufließen lassen wollen , ohne ihrer Iä'gereicassa eine neue Aus» 
l??e aufzubürden, und ohne bei Aufbringung der nülhigen Treiber und 
VUyrer zu Höchstihrcn Jagden , einer Verlegenheit ausgesetzt zu seyn. 
W ŝ 5 ' ^^estät haben den von den Unterthanen selbst angebotenen 
Geldbetrag, welcher für die zwei untern Viertel in jährlichen 18 kr. vom 
^clllse bestehet, nur unter der Bedingniß angenommen, daß die zur Na« 
,^^'Iagdrobot verpflichtet gewesenen Unterthanen die Iagddienste auch 
unstighin, und zwar gegen eine Vergütung des gewöhnlichen Taglohnes 

^ . ' ^ k r . für die Hand» oder Fußarbeit, für den Zug mit 2 Pferden oder 
"Hsen aber taglich < fl.30kr. ohne Ausnahme, für einen halben Tag aber 
«"^bie Hälfte, leisten. Diese Bestimmung gründet sich auf die ange-
««Ute Berechnung, daß durch jene Neluition der Unterthanen diese Aus« 
«3« aus der Iägereicassa gedeckt sei. 
. Es ist also ganz unrichtig, daß sich die Unterthanen durch Bezahlung 
" Unbedeutenden Rcluition von aller Naturallcistung losgekauft ha, 

^ " , und wenn gleich ein Taglohn von täglich <5 l^. und das Fuhrlohn 
>"r l Mrde pr. Ist. 30 kr. außer allem Verhältnisse mit demjenigen 
tr» "^^ ^ " t zu Tage wirklich bezahlet wi rd , so ist ebenfalls der Be« 
" g von 18 tr. in den untern Vierteln und von 10 kr. in dem Viertel 

^ er-N^ner-Walde dermal kein angemessener Ablösungsbctrag für die 
zWclassene Natural-Robot eines Jahres, und war es auch im Jahre 
» «. "icht mehr; dessen Annahme kann daher nur durch die gleichzeitige 
. "^mmung des Preises, um welchen die Unterthanen Fuhren und Leute 

^kaiserlichen Jagden stellen müssen, erklärt werden, 
lve x " " " u " eine Erhöhung des Tag' und des Fuhrlohnes eingeführt 
bî > sollte, so würde dieser eine Erhöhung der von den Unterthanen 

»her bezahlten sehr mäßigen Neluitionsbcträ'ge nach sich ziehen, oder 
fori!" ^Hebung der Rcluition die vorige Natural'Iagdrobot wieder ge, 
' "ert werden, wozu sich in der allerhöchsten Entschlicsiung das Recht 
""°drüctlich vorbehalten worden ist. 
wie ^ " ^ die Beschwerden der Unterthanen gegen die Iagdrobot, so 
der <5 Beschwerden der Forstämter gegen die Unterthanen, daß sie bei 
Un,^agorobot nicht pünktlich erscheinen, vorzüglich ihren Grund in dem 

«üand haben dürften, daß nicht alle zu dieser Robot verpflichteten 
Hemden . und nicht in der billigen Ordnung, sondern meistens nur die 
5^ sIdreoiere am nächsten gelegenen Gemeinben dazu verhalten wur« 

" . s„ K». f.-̂ . .̂.„ n,^.>»...«„ ^„ >>̂z r>s,o l̂>f,«f<,!n^ standiäaermeisteramt 
der 

" " - so hat sich die Regierung an das Obersthof« und LandiagermMtera 
«sendet, und dasselbe angegangen, ihr ein verläßliches Vcrzezchn'.ß ^ . 
°, leder Jagdrevier zugetheilten Gemeinden, dann de-.' Falle, »n welchen 
","e Iagdrobot gefordert werden tonne, mitzutheilen, und sie Hai zu» 
u'etch das Obersthof- und Landjägermeisteramt angegangen, die Forstamter 
"»zuweisen, sich wegen Zuziehung der Gemeinden cenauer nach derer-
Ahnten höchsten Entschließung zu benehmen, mithin nicht »mmer die 
^ n e n . sondern ohne Rücksicht der Entfernung, die Gemeinden, wie st» 
«e Reihe trifft. zur Iagdrobot zu berufen. ^.^ ^ -

,. Das Obersthof-und Landjägermeisteramt hat nun d,e nach der derzel» 
Uen Benennung und Eintheilung der k. k. Jagdreviere geordneten, und 
^" 8?rstmeisterämter zusammen gezogenen Iagdrobot «Verzelchmsse, dann 
^ s ' m Anhange folgende Vcrzeichmß derjenigen Fälle, m welchen eme 
^gdrobot von den Unterhanen gefordert werden kann, der Regierung 
""gcthettt, und dabei eröffnet, daß nicht nur jeder Forstmeister in semew 
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Amte, sondern auch ein ĉder Jäger ui seinem Vezirke berechtiget sei, 
vorfallenden Iagddunsten und andern dienstlichen An^Kgenbeiten 
Ortsricl'tern die Zahl der nothrqen Treiber und Führer br?anit zu ^ 
chcn, welche dann gegen Bezahlung der bestimmten Natural »3l^ 
Reluitlon unweigerlich gestellt werden müssen ^ 

Damit aber e>nr genaue Ordnung beobachtet, die Neihe in ,̂  
Einsage niemals ubelsprun-icn, uid so von 5aus zu Haus, Gemc 
für (Nennmde, bis zum aaNflichen Umlru>e foltgefahrrn werben ko" 
bat das Oberstes u>'d ^"Ndiagermelsteramt ersucht, ihm die dermal 
stellende Anzabl der Häuser der Jigd Robotvfllchllgcn Gemeinden, - . 
wie viele Häuser, für Zug<und wie viele zur Handrobot zu vcrwcn 
sind, mitzuteilen ^ 

Es sind dlmnack d,e Jagd-Robotpfiichtlgen Hauser zu crvc« 
hierüber nach den Iaqdbezilkcn em Üicrzclchilß zu verfassen, und m>t . 
amtlichen Fertigung betätiget, der Regierung vorzulegen. Wenn 
oder die andere (Yenicm^ gegen die von dem Oberslhof und ^andl«« 
meisteramre veranlasse Embe.nl'una zum Iagddiensie sich beschwer! st" ^ 
sollten, w steht es denselben allerdings frei, hierüber ihre Norstellu»» 
anzubringen. 

V e r z e i ch n l ß 
derzenigen Falle, in welchen eine Ia,drobot von den Unterchanen geford 

werden kann. 
Hand ro botb. 

<. Zum Zusammenrucken des Wildes, als Vorrichtung zur Jagd. 
2. Zum Treiben bei der Iaod. 
N. Zur Jagdbewachunq bei Tag und Nacht. 
4. Zur Ansage der Iigdbotcnqanqe an die k. k Ia^er Und Gemeinde»" 
5. Zur Abtragung und Ausstellung des Jagdzeuges. 

Z u g r o b o t . 
1 Zu Vor« und Zuführung, dann Zurucklieferung der Jagdzeuge. 
2 Zur Emfuttcrunq des Wildprttcs bc» vorgerichteter Jagd. 
8 Zur Abfuhr und Emliefelung des geschossenen Wildpretes. 
^. Zur Abbolunq des Sul̂ salzes von Wien 
5 Zur Ucbirnedlung der k l . Jager bei Dicnstvcranderungen. >̂, 
6 Zur Ucbcrfllhrung der k k Jäger monatlich e i n m a l ' " ^ 

Forstmc,steiamt, und dcßgleichcn monatlich e i n m a l m das Oberi^ 
und Landjagcrmcisteramt, oder »n das Hof^atlamt M» 

7 Zur Uebcrfulnung der k k. Jäger zu Jagden außer ihren Dtt"> 
zi^en > ^ , 

«. Zur Ueberfuhrung der k k Forstmeister oder anderer inspli l«"^ 
Iagdlndlmduen, wenn sie m den entfernteren Diensten 3tacy> 
pfleaen ..,h, 

9 Zur Ueberfubrung der Fourage an das Militär, im Falle daß, 
zur Iagdaufstcht benolhigt wird. 

§. 279. 

2. I n nahe und we i te . Was un te r w e i t e R o b " 
vers tanden w r r d . 

Em Nobothold kann mcht nur zu nahen , sondern auch 
w e i t e n Nobotfuhlcn ve> wendet we'.den. 
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kili» 3 den Letzteren sind nur jene zu rechnen, wo der Unterthan an 
N,ck!" ^ von dem Orte, wohin er die Zugrobot zu leisten hat, 
5? nieder in fem Haus kommen kann, sondern in der Hm «und 
' ttelse Über Nacht sich auf dem Wege aufhalten muß (Patent vom 
" '^un. 1772, § .5 ) . 
ir, »> ^ ^ ^ ^ur Forderung von weiten Fuhren ist nicht unbedingt 
lese ^.^N'lNimungcn des Nobotvatentes gegründet, sondem »n̂  
tzen^^ ^ diesem Patente übel Haupt von dem Grundsätze ausgegan
gen?^ ' ^^^ den llntelthanen keme größere Last aufgebürdet wer-
OUcI, ? ' " ^ ^ " " ' " ""^' Erscheinung des NolotpatentcS oblag, ist 
"elw, ^ " bestehende Uebung dergestalt zum ?lnhaltspuntte zu 
bot» ^ ^ ^ ^"^^^ "'^ ^ s ^ Fuhren vor dem Erscheinen des No« 
h^ /,^teS Statt gefunden haben, solche auch feiner gefordert wer» 
p^.^nen, dort aber, wo eme ähnliche Uebung vor jenem Zelt
ben »̂  " 'ch t bestand, solche nachträglich nicht mehr eingeführt wer-

°"f (Hoflan^leldecret vom IL . Decemder 182), Hofz. 37,120, 
° i ^ 2 , von 182L). 

^ F u h r e n s i n d auch außer dem g r u n d o b r i g k e i t -
t ichen B e z i r k e zu le isten. 

^itlick^ ^ " ^ t e n , daß weite Fuhren auch außer dem grundobrig? 
hy„ ^«^ ^eznk, zedoch unter der gesetzlichen Beschränkung der Dauer 
>st ̂ °^ens3Tagen zur Hm-und Rückkehr gefoldert werden können, 
T>üch?"Ngs ,n den Bestimmungen des Roboipatentes gegiündet. 
^v»n « ^ ^ n Unterthanen die Beweisführung über die Befreiung 
9lg°«.°^" (Hofkanzleidecretvom10.Decembcr1825, Hofz. 37,120, 

" ^ 92, von 1826). 

^i« , s- 28l. 
«b t i» '? l .Beurbarung bes t immte R o b o t ist a u f den 

Z e i t l i c h e n B e z i r k beschränkt, ^ andere Ga t t u n -
gen von Robo t s ind es aber Nicht. 

8ll ih.^unterthan kann zur B e u r b a r u n g der, außer dem 
d b l ^ r ^ r r lachen B e z i r k e , in emer andern, obschon seiner 
l>l<h^,' zugehörigen Herrschaft l i e g e n d e n Grundstücke, 

g e h a l t e n werden (Patent vom 6. Juni 1772, §. 15). 
ltt, a l s ^ ^ ^ " §' ^ de« Nobotvatentes vom I . 1772, ist es gestat-
^ ^ n n ^ alle wie «mmer Namen habende A» betten und Ver» 
^'Nur>" ä" fordern, welcher eine Herrschaft bedarf, und es »st da-
°0t«„h°'^ Beschränkung gesetzt, daß die für jede Kategorie der ro-
"loscht "'Uerthanen bestimmte Zug-, Hand, oder Fußrobot genau 
^ t l ^ t "erden müsse. Insbesondere wird dort der nahen und 

Robotfuhren ausdrücklich als Leistungen erwähnt, deren 
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Anfolderung gestattet »st. Wenn eine Herrschaft zur Verf., 
der Körner aus emem Malerhofe auf «hren Haupttornel kästen, ° 
Robotfuhren ihrer Unterthanen sich bedient, so >st d»eß also wel 
den Bestimmungen des RobotpatentcS entgegen, noch kann es <> 
eme Neuerung angesehen weiden, nachdem die Unterthanen 1? 
gestehen, Nicht nur ln den letzteren Zahlen, sondern bereits M 
solche Körnelfuhien geleistet zu haben; auch der Umstand, daß 1̂  
Orte zu andein grundherrlichen Bezirken, als zu zcnen der ^ e M ^ 
der zu ,enen Körnerfuhren veihaltenen Untclthanen gehöien, " ' . 
dem Ansprüche der Herrschaft auf diese Fühlen Nicht entgegen, " 
der §. 15 des Nobotpatentes e»ne Besch ränkung der ^ 
stung auf den e igenen g r u n d h e r r l l c h e n B e z i r k ° 
R o b o t h o l d e n n u r i n A n s e h u n g d e r B e u r b a r u n g ^ 
Grundstücken ausspricht, diese aber nach dem § .5 auf 3^° 
fuhren keme Anwendung findet. 

Aus diesen Glü'nden wurde eine Gemeinde mit Hofkanzleldecl 
vom 12. Ma l 1815, Hofz. 13,977, Rggs. 27,785, insofelne sie" 
der Verbindlichkeit zur Leistung der m Frage stehenden RobotM 
losgezählt weiden wollte, Mit ihrem Hoflecurse zulü'ckgewleseN. 

E»ne ähnliche Entscheidung erfloß Mit Hofkanzleideclet "« 
21. Apr.l 1826, Hofz. 10,302, Rgqsz. 21,480. .„. 

Als felner <n einem Pal tlkula« falle die Unterbehörden ent<̂  
den, daß die Unterthanen emer ständischen Gülte zur I a g d r o b ^ 
le ls tung ln den aus;er dem glundhelrllchcn Bezllke 9kleg" 
Waldungen ihrer Herrschaft aus dem Glunde Nicht velpfiichtetsel. 
well der Giundhold nur seiner Grundobllgtclt zu lobotcn ^ " ^ 
sei, und daß er eben daher zur Robot außer dem grundherrl»^. 
Bezirke Nlcht verhalten welden könne, el klärte die Hofkanzl" . 
Decret vom 17. Apr.l 1828, Hofz. 84^5, Rggsz. 23,193, daß ^ 
offenbai m»t einer richtigen Piännße eine unrichtige Folgerung ^ 
geleitet wolden sei. Der Nobothold leiste nämlich, wenn er ^ 
außerdem grundhelrllchen Bezirke a»beltet, doch nur se»ner u . 
ke iner f remden Obllglelt d»e Robot, sobald diese Leistung'« 
die Zwecke, und auf Anforderung se iner e igenen Grundherr!? 
geschieht. — .h. 

I n dem vorliegenden Falle roboten die Unterthanen " U l 
r e m e i genen G r u n d h e r r n , wenn sie auf Begehren b e r ^ ^ 
schaft als G r u n d Herschaft ,ener Gülten m dem, beNM I 
Grundhenn gehörigen Iagdlev,er Iagddienste leisten, . " " " ,,gt 
diese Revier außer dem 'l'vrritorio ,ener Gülten liegt. Die " ^ g s 
gesetzliche A u s n a h m e , wodurch d»e R o b o t auf cj 
g r u n d h e r r l l c h e ' l ' e i ' r i t o i ' j i l m besch rank t w i r d , bei ^, 
s'ch zu Fo lge §. 15 des R o b o t p a t e n t e s vom 6. 3 .<, 
1772 a u f d»e A r b e i t e n zur C u l t u r der G r u n d s i " 
wozu die I a g d r o b o t n»cht gehör t . 
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Her K / ^ ^twk ihrer Natur nach eben so wenig, als die Fußrobot 
«Uhren auf den grundherrlichen Bezirk beschränkt seyn. 

yy» e!elzw,drige Neuerungen können nach den Robotnormalien sich 
l a < l / " ^ eine U e b e r s p a n n u n g in der Z a h l der R o b o t -
« ^ Zvber .̂u f̂ die F o r d e r u n g e n neuer G a t t u n g e n « ^ " b o t ^ b ' i i t e n ^ . ^ ^ 

b<ll <^^^^r is f von gesetzwidriger Neuerung kann sich aber nicht auf 
" l t der Robotle,stung beziehen, 

i h s z ^ Behauptung, daß d,e Grundobrigkeiten nicht befugt seien, 
ii<^,.Äthanen auf solche Localitäten zur Robot anzuweisen, wo sie 
zyl ^ ^cto nicht gerobotet haben, würde, sobald sie richtig wäre, 
iveyh.? ' °le Roboten innerhalb des grundherrlichen Bezirkes ange-
Fol^ ^"den müssen, und auf diese Weise zu den ungereimtesten 
bie^^sen führen, weil die Standpunkte, wo die Grundherrschaft 
k«ly>, ,. ^ benöthiget, von zufälligen Veränderungen abhängen (Hof« 

""°«ret vom 47. April 1328, Hofz. 8445, RggSz. 23,193). 

2. Von dem Rechte, Robot zu fordern. 

d; 5. 282. 
^ » b o t gebüh re t dem G r u n d h e r r n oder Frucht» 

gen ießer der G r u n d h e r r s c h a f t . 

lll die ̂  ^ " §. 1 deS Robotpatentes vom 6. Juni 1772 gebüh« 
^ r H boot dem G r u n d h e r r n oder dem F r uchtg enleßer 
i>dislh ^ " n d o b r i g k e i t ; und wenn der Robotforderung halber, 
^ M ' ^ eines, und dem Vogtherrn andern TheileS, Streit 
^ 6 ^würbe bießfalls dem Letzteren oer Beweis obliegen (Patent 
c. H'mn"'" " 7 2 , 3 .18) . 
^ h " " b r l g e n S gleich hinsichtlich des Ausspruches aufdie Leistung der 

^Nu^- ^ ^ Allgemeinen die V e r m u t h u n g f ü r das 
b̂ehn " l u m spricht, so kann doch dieser Vermuthung keine so auk 
"" a,̂  "Sendung gegeben werden, daß dieselbe jederzeit und selbst 

>̂« zy ^herrschend anzusehen wäre, wenn auch bisher niemal 
H . I ^ U r a l . - R o b ot Stat t gefunden hat (Hofkanzleidecret vom 

" ' 1825, Hofz. 21,775, RggSz. 40,182). 

ld. §. 283. 

^ l U N d h o l d h a t n u r E i n e m G r u n d h e r r n zu 
^ r o b o t e n . 

^ " . U n t e r t h a n oder Grundhold kann jedoch dann nicht verhallen 
,< ^ « ^ ^ " " ^ " 5 « und dem Pfarrer, oder dem HogtherrN, wo 
Mge ^ " " « e n von dem Letztern die Natural-Robot etwa durch 

" , s ° « k ' " ^ b " ebenfalls abgeheischt wird, selbe zugleich zu 
Mdern es kommt die Sache, wem üus Beiden die gewöhn« 
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liche Robot von Rechtswegen gebühret, vorläufig gehörig cttlszUlNa" 
(Patent vom b Juni 1772, '§. 13). ^ 

Ueber einen Partikularfall wurde daher auch mitHofbescheld -
i. Ju l i 1782 entschieden: Se. k. t. Majestät hätten resoloirt, 

angehalten werden könne; ob nun der Pfarrer,' 'oder/die Hell 
selbe zu genießen habe, dieses sei unter 

che,! 

über die ,n den Patenten ausgedrückte RobotschuldlßMl keln U n t t - ^ 
' 3t.er 'die H" tW, 

' a'u^. auszu"' 
kann der Pfarrer nicht beweisen, dasi ihm diese von der H^m^, 
cedirt worden, und hat die Herrschaft mcht zugleich das Pacl°" . 
recht, wodurch selbe ihren Pfarrer hinlänglich auszuhalten V " <s 
wird, so sei sie in dem Genüsse zu belassen; freiwillige Cessloncn 
Unterchanen ihrer Rechte, können für ihre Nachkömmlinge und g l> 
die Vorschrift der Patente nicht gelten. 

3tob"' 
§. 284. 

D e r G r u n d h e r r ist nicht schu ld ig , von seiner 
f o r d e r u n g e t w a s nachzusehen. 

Ein Grundherr ist bei vorfallenden, in die Dorfobrigkeit c im^ 
gcnden Gegenständen, als Weg» und Straßenbesserung, ^ ° . .,,», 
und Postpferde für den k. t. Hofstaat, Ml l l tär , wie auch I"^ch. 
Hand, und Zugrobot, etwas an der ihm gebührenden Robot 
zusehen, n icht schuldig (Patentvom L. Juni 1772, §. 13). ^ 

Bei Räumung eines obrigkeitlichen Baches, der den llnte ^ 
«en gleichen Nutzen bringt, sollen dagegen die Unterchanen zu ^ j, 
gemeinschaftlichenWerke m,r einiget Natural-Robot b e i s t e u e r n d 
Verordnung vom ?. December 1784). ^ 

Zur Versendung obrigkeitlicher Amtspackete sollen jedoch ^ ^ 
robotpfiichtl'ge Unterchanen nicht gebraucht werden, well biele ^ , 
Zweig der Amtshandlung der Odllgkeit ist, und hierzu " " l " ^ 
beeidete Gcrlchcsdlcner verwendet werden können (Hofkanzlelo 
vom 10. Dec. 1835, Hofz. 32,348, Rggsz. ^0,779). 

§. 285. ^, 

D e r G r u n d h e r r ha t sich r o b o t w i d v i g e r FordetUNs 
zu en tha l ten . 

Die Obrigkeiten sollen wider die Robotordnung ihren U « t t ^ 
nen keine Bedrückung zufügen. Die Kreisä'mtcr und die Gericht ^ 
sind zu diesem BeHufe angewiesen, die dawider etwa muth'V«l̂ 8 ^ 
delnden Parteien nicht nur zur Abtragung des verursachten SH^c< 
der aufgelaufenen Gerichtskosten und anderer Unkosten .ä".^bt' 
theilen, sondern nach Umstanden, und da allenfalls dab" e ff 
sondere Vermessenheil eintrat, m,t einer empfindlichen GeldoUsi ^ 
nachsichtllch zu belegen. Siehe §. 996 (Patent vom 6. I u w ^ 
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^üt<nl vom 12. I u n l 1773, Patent vom 24. Octobcr 1773, Hoft 
"ldnung^om 8.Apr, l l7«2, Hofvervldnung vom 27. Ju l i 1782). 

il>l ? " schade, welcher dm l'.itcithanen durch tue von ihnen über 
^Schuldigkeit mehr geleistete Robot verursacht wl id , soll «hnen 
° ^ d e m l a n d e s ü b l l c h e n 2 
"UNg vom 20. August 1774). 

^ . - ^ em I a n d e s ü b l l c h e n T a g l o h n e ersetzt werden (Hofoer--

3. Von der Pflicht, Robot zu leisten. 

§. 286. 

" e r t o v o t p f l l c h t i g ist. n) B e h a u s t e U n t e r t h a n e n . 

Ulil ^ .^^^ ^ ° ^ " " ^ Untelhan auf dem Land.-, w»e auch jn den 
sey ^ ' thänis te n Städten und, Mälkten, wesscnTtandeö selber,mmcr 
Unt> ' ^ ^ ' stvon iedem se, ne »n b e h a u s t e n G u t e dle Hand-

Zugrobot zu leisten schuldig (Patent vom L. Juni 1772, §. 1 ) . 

§. 287. 

" V e r m u t h u n g d er N o b o t p f l i 6) t streitet w ide r den 
behausten U n t e r t h a n . 

det ?p ^ ^ " Grundherrn wlder seinen behausten Unterthan streitet 
^ °̂bot halber, alle rechtliche Muthmasiung, wenn auch bisher 
,han '̂ d̂er ß«r j-elne Robot gefordert worden wäre, oder der Unit i-
l>ch. ^ ° ' ^ " ^ te , die Robot aus Gu tw i l l i gs t , oder aus Zwang ver-
^ " û haben; und es muß die Befreiung von delselben durch die 
^na ! ""^ brieflichen Ultunden, rechcserfolderllcher Veriäh-
>̂N « ^^ Jahre, oder m andern Wegen erwiesen wezdcn (Pacenr 

^ ^ u n i Z772, §. 17). 
^ob°^ ^ Ansehung der voimallgen vicedomischen llrbarsteucr-und 
^d ) , cn ( S . §. 7), wurde m dem Patente vom 5. December 1700, 
V^ .^'Februar 1722, velordnet, daß Iedeimann, welcher glaubr, 
s l l ^ ' ^ n Uibar-Robotholdcn eine 3nnural-Robot zu fordeln, es 
3^, ° Herrschaft, oder wer immer, besonders die Pfarrherren, bei der 
luckt ^ ? ^^" Recht binnen 6 Wochen danhun soll, wldrlgens er 
bttn .^)^et würde und keine Robot von diesen Unrerchanen zu for» 

" ^ u g t w ä r e . 
b<ẑ  ^"'Nn daher eine Herrschaft von vormaligen vicedomischen llr« 
lft h.^ ' 'und Robotholden, oder Kammecholden, d,e Robot ansvrlcht, 
l?y^ ^ ^ zu sehen, daß obgcdachte Herrschaft das in den Jahren 

Und 1722 von ihr angestochene Recht targechan hat. 
8. ̂ ' 'g le ichen heißt es m den Genelallcn vom 31. März 158l , 
"Nd ^ ^^^'^, und vom 4. Juni 1601, daß, da sich einige Pfarrer 
l'l^h ^'f ' j laten und Andele (denen t»e l. f. Urbarlem?, die dem 

l 'U ŝten mit der Vogtobrlgtctt und Ulbmsteuer c,genthümllch zu» 
38 
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gehörig sind, n>it Grunddienst unterworfen wa> 
den, die Robot und daö Nobotgeld von d^.l ^vlvr, , , " - >F 
gehörig sind, nlit Grunddienst unterworfen waren) , unterstanden V 
den, die Robot und daö Nobotgeld von den Holden, die ly 
dienstbar sind, abzufoldeln, das ihnen aber Nicht, und deM ,. 
de^fürsten al? solchen, oder Vogtherrn gebühret und zustehet, ^ ' ^ 
lcn sich diese Pfarrer und Benes, l̂aten solcher RcbotanforderUNs 
Zukunft gänzlich enthalten und allein ihren ^runddlenst, " ^ ^.,. 
dann Mehrereü von jenen llnterthanen zu fordern Nicht gcbühlit/ ,̂  
heben, oder aber ,dre dmüber habende G ^ ' ^ " ^ ' 
eigens aufgestellten Comm,stauen vorbringen. 

§. 288. 

B a u p l ä t z e au f U e b e r l ä n d g r ü n d e s i n d r o b o t f r ^ ' 

, Die Ansicht, das; B a u p la tz e a u f N c b e r la n d g r un d»." ^ 
''er Nobotpsllchl und folglich auch der entsprechenden Entrichtung >̂ 
/)»obotgeldes nicht unterliegen, wurde mitHofbanUeldecret vom8> ^ 
1827, Hofz. 28,5,^8, Ngg5z.65,7l)^, vollkommen gegründet erklärt' 

§. 280. ,. 
Nach welchen K a t e g o r i e n sich der U m f a n g der R» 

P f l i ch t r ichtet . 

o.) B e i h ö h er B e st i f t e t e n. N o r m i h r c r E i n t h c i lU«s' 
T a die hierländigenllnterthancnderNob otha lber »nG^ ^ 

H a l b - und B i e r t e l le h ncr von Alters her eingeheilt w« . ^ 
Lo hat es in Ansehung der Nobot bei sorhaner ClNlhellung nocy > 
ncrhin sein Verbleiben (Nobotpatent vom l l . Juni 17/2, §. ^ ' <̂ 

Diejenigen Rusticalgninde, von denen auö den Ui bauen, ^^ ß̂ 
bücheinoder andern authentischen Uilund^'n erwiesen weiden kann,., 
sie von den Dommien alo ^ an z, D re > vie r te l-, H a l b-ur.d ^ ^ 
t e l l e h n e eingelegt worden sine, sollen ohne Weltcrem, u n d ^ ^ 
a u f die e igen t l i che best immte A n z a h l d e r G r u n d „̂ ^ 
zu se hcn, als solche betrachtet werden (Hofbescheid vom 23>2" 
^773). ' .^e" 

Wegen eigentlicher Bestimmung der Ganz-, Halb-und " y< 
lehncr, worüber das Nebotpatent noch nichts entschieden hat, ' «^ 
befohlen, bis zur Negulirung des Rect'f,catorillm5 abzuwarten ^ 
solution vom 15. Jänner 1782 :,ä 2, Reglerungs «ItMNiatioN 
2^. Jänner 1782). " ^e>ü 

Wenn also gegenwärtig ein Zweifel entsteht, ob ein Unterty" ^ 
V i e i t e l l e h n e r ») oder H o f s t ä t t e r ist, so mus; der Beweis" ^ 
mittelst der (^e,vähr, des (Grundbuches, und der Fasslon si^l ^ 
werden; wenn aber aus allem diesen nichts abgenommen ^, ^ 
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! " n e r V i e r t e l l e h n e r »n der näm l i chen G e m e i n d e 
"hen (Regulton vom 3. October 1773). 

^ Die BeMmmunqcn weqen Olassisizirung der V i ^ t . l l c ^ nack^r^ 
«emaßheit des dol'.n Hoftanzlndecrtt^ vom 9 ^ P ^ 1^0 N 

'̂ «ordnun, v' ^ n '7 das Maß d.r zur M i l i t a r . V e re ,u na nqm ' 
den3auern'gnmdcbcadstcht>gct, "nd^'^rt daher m d.cA» a.dlu.gXXl,.. 
"°n dcn volitilch. administrativen Militär. Angelcgenh.M". 

§. 290. 
^ i m i n d e r B e s t i f t e t e n . E i n t h e i l u n g de rse lben 
^ " e l C lassen. Welches G r u n d - A u s m a ß h»er zum 

A n h a l t s p u n k t zu nehmen lst. 
1l, Gleich^e in dem Nobotpatente vom 6. 2««i 1772 ^ jenen 
K h a n e n , welche entweder cm bestes sogenanntes K l e. n ge sta t. 
^ " " n d B a t z e n h ä u s e l , oder auch nebst diesem emen klem n 
> N , Messiecken ode andere, dav Maß emes 5 ° ^ "cht 

I ^ e n ^ n G undstl^be oder wenn s.e auch crwaSMehre-
^ n d nn cl nocb n.chl als V.ertellehner detrachtet werden, 

7 ^ m ^ n u " a sc^ >"sen '^och mehrere Rücksicht ver
öden N's^esck^ höchste" Orts vor^bnichr wu.den, san-

? ^ Ibr « 7 te Kats.'n Marm Tberesta (m.c Patem vom 
e ' > " t " ) m.ldestem Anbetracht, da, d.se 0wrung de. u«. 

?^kett lauf, m d , . bewogen, derlel K l e inq est at tcr n und 
^ N h ä " ^ oder w le solche b.ohcr i m m e r g -
^ N t ^ r d e n seyn m ö g e n , tünft.g > zw . lassen cmzu-

H. ^ M Solche welche entweder ein bloßes Haus, oder nebst dem 
^ "Uch em.a ' med n.cht als e.n Joch w < 1 " " i " betragende 

^ ^ e w , en Namens d.ese ftyn mögen, besitzen, und 
tiz, ^ ^«n , d :war meh r als em Joch besitzen, .edoch nach H e r 
ö ^ ' « alcen Benennung noch n.cht als V.er.ellehner angesehen 

" ^ ^ " r s t e Classe wird gewöhn l i ch K ' c m h ^ s l ^ Kleinge. 
HN'Vatzenhäusler im engeren S . n n e des W o r t e s , auch 

heißt dagegen nichc selten auch Achtel. 

'l.der §. 5 des Allerhöchsten Patentes vom 56. Mai ^»» erklärt Jenen 
^ °"en H ^ r der auf^ Rasticalgrur.de sein Hauten und ent. 

http://Rasticalgrur.de
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weder qar lc ine, oder nur so wcinqe (Grundstücke besitzt, baß er v<>" I^p 
a l lnn mtt »ninl Familie nicht leben kann, sondern vorzüglich i^?>nü? 
lo lnnn l 'n t , oder durch ern Handwerk jich und den Scimgen dre M ü 
vlrschafflN must. ^ l 

Nachdem das Patent von ^773 b lsmnmt, daß alle Jene , v>e ^ 
mcbr a'S clN Joch wrund bc>ih^n, nur zur 26taq,gcn Rolo t »eM^ 
r<t i .no. so kann mit 3^c,chlu»q dn A tnc l t di,s Grlrhes nur das ^ 
(?>jrul d ni masi zum Anhaltspunkt qoiommcn werden. ,..h<» 

Wenn dal^r durch dln rndiurducllln, aus die Abmessung sich " u l ^ 
Grundcrtraq boani darqelban is t , daß rm .zUeinhanslcr wcnlger a 
->iä 'pl tl,U<) l_l ^ l a f t ^ r , und der An,atz >m Grundbuchs mit w ^ 
> ü Joch erichclnt, so wurde richtenr mtt ^^flanzleidecret vom lO ^, 
^ 2 . 1 , Hof^ itj,6<)5, Rqqsz .',t>^!)2, als unrichtiq erklärt , d e n n , ^ 
euch das l i i lundluch dlnch die bcskbcndrn Vorschriften rn Ansehu"^^ 
Bcstrftunq alb entscheidend cr l lar t rst, so ,nlt dleß doch nrch t i n " ,z 
l u n g des B e s t l f t u n ^ l , a u s m a s c e , sondern nur m A n s c ^ > 
d e r b c y l r c n V i stlftlin q ö l a l c q o r , >. n , f ü r w e l c h e ., 
m r b r k r , n f > r l s l ^ , u n d a l l s m a s besteht I n Ansehung b« ^ 
d e r Vcsilftelcn cntt-alt d^r <Z. Î t dcc, Pa ten t s vom 84. Oktober ^ . « l > 
nabcrcn qesrl'l!cl>n 2.^stunn'ungcn, welche n u r a u f d a s G r u N ° 
m a s> qcstul't sind. . .^ 

h nnach wurde erkannt, daß icnc Klcmhausler nur zur «v" " 
Robot velbaltcn werden tonnen. 

V e r b o t u n d B e s t r a f u n g der e ,qenma chtlgen "^ 
de l r lng dieser K a t e g o r r e n . .., 

Dlc clgenmächtlqc Uebeltraqunq der Kateqonen von ^ ^ ^ ! ^ 
nen m eine and<le, rst c,n wichtiges Dlsclvlinal-Velqehen, '^'Az 
um so stlcnqcr geahndet weiden mus, als ĉ  für die llntcrthaneN ^ 
der wlchtiqsten Folge bleibt. Es winde dahel ,n einem P"' , l<l 
fallc e.nc 0>eldsslafc von 1000 si. W W. , als d^l WichM" ! 
Sache und de: ?lnzahl der beeinträchtigten Untclthanen a l i s s ^ ^ 
aus diesem Titel bestätiget (Hoftanzleldeclrt vom 23.Novemb. " 

§. 292. 
W i e bei G r u n d t l ennung von b e s t l f t e t c n VehaUl 

gen lucl-s l6)t l lch der N o b o t v o r z u g e h e n »st» <, 
?lls durch die bewilligte Tl^nnung von (^lundsiuäen vott '̂ ^ 

'»'I «er t e i l ebne in de» Hateqene cinel B^ueimrllthschüst . ^ 
A^ndel'ma. eintlat, so wurde um so weniaer em (^lund gksU"^ 
die aufseile, b l ^ , unbistnct^n haftende Nobotveidlndlichkelt i " ^,, 
Mindern, als «m r?ande Mvhleie Bauelnhäl<sel bestehen, n'elcĥ  ^ 
einer a^lwen, allch a»ilnae>lN ?ln^abl von Giund bcjllfcer s>N^ 
e.'cnfallo d.r Helijchcm gleiche Nobor leil^en. ^ ,̂ h< 

Daneben ist aus oem genenn »n ^rrmde e«nc neue Vierte 
ner B<hal,sunq entstanden, welche m dre Besteucrunq ge^^'^^,„ ' 
den musi, und von welcher dre G r u n d obl lg r e l t alle 
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^ e r n t a n n . 
^ / l^Veio l -dnung, dasi bei der Zertheilung eines Bauernguts 
lei> ^'^'"selben haftenden Naturalschuldigkelten verhältnls'mäßiq un-
^ ^ "euen Besitzer dergestalt zu verthcllen sen'N, das; dle auf d»e 
üf,./seleqcc Schuldigkeit ,ene Nicht übersteige, welche dem Ganzen 
W«nk!, ^ ^ ( S . §. ll.^9), »st im vorliegenden Fall deswegen mcht a, 
^ch ̂  " ' " l es sich hier nur um dle Trennung eines Grundes von einem, 
btld ^^selben i n der näml i chen E i g e n s c h a f t verb le i -

^«n B a u e r n b e h a u s u n g h a n d e l t . 
t>en l ^^^ 'Ne übrigens der dermallge Besitzer des Bauernhauses an 
ill ^» . ^ " ' ^ts Vlertellehens die Forderung, emen The,l der Nob?r 
t»tel a l , ^ ^ ^ ^ ^"'^ ^^'" Kaufcontracte oder aus emem Prlvair.chls 
v o r ^ ' ^ N zu können glaubt, steht es ihm frei, seme Ansprüche 
^u^Vc^^'^ '^ter geltend zu machen (Neglcrungsdecret vom 25. Fe-

^be> 10 Entscheidung findet auch in dem Hofdecrete vom 7. De-
1°15 ftme Begründung. 

§. 293. 

l l n b e h a u s t e U n t e r t h a n e n . „ I n l e u t r o b o t a l s S u i « 
r oga t f ü r das f r ü here Schutzg e ld. 

sei«,, ^^'Grundherr hat auch das Recht, von den I n l e u t e n , sie 
"l)er s/?"l'all)et, ^ ^ . ^ - ^ , ^ ^^^ ledigen Standes, Robot, dagegen 
1?72 ">' welter kein Schuhgcld zu fordern (Patent vom 6. Juni 

^e inn^ ^ e L a n d w e h r m ä n n e r sind robotpfiichtig; denn dadurch, 
schaf. -^terthan zur Landwehr getreten ist, verliert er di.' crsteEigen-
'^a«!< ^ und legt daher auch nicht die VcrblNdllchleiten ab, die 

^"eben. 

^chin ^^. ^her gleich ein Uncerthan Landwehrmann ist, so kann er 
^l,^.^"^hni,chenZe,ten(H.au6) §.^0tt) nichlvcndcriym obliegenden 
^ Pa l^^^ '^ke l t enthoben weiden, und zwar um so weniger, als,hm 
^^Wehrdienste in Ausübung seiner 3?obolschuldigbelt nickt hm-
^ ) ' ^ ^ - 9^l; Particusar Regie,ungs Entscheidung vom 20. Aug. 

"leß Mauch von d e n E r c a p l r u l a n t e n ( S . §§.94u.299). 

^>u " ^ cht, die I n l e u t r obot zu fo r d e r n , steht i ' 'der 
' ^ l r s ^ a f t z u , wenn auch f r ü h e r te lne ge le i 

stet w o r d e n wäre . 
Da 

^thai^ ^ ^emäscheit der im Nobotpatente vom Jahre 4772, §. 3, 
ein« ^ u Anordnung denGrundh.rren dasNecht, von ihren Inleuten 

""bot von 12 Tagen zu ftldcin, unbedingt mit der emz,gctt 
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Blschiänkung zugestanden lst, das, das flühcr üblich gewesene ^ ^ 
geld ««cht mehr bezogen melde, so bann, laus l̂ ofkan;le>declet o 
-;«. Jänner 1»34, Hofz. 17^0, Nqqsz. 7900, eme Henschaft n" 
gehlNdeit weiden, von ihren Inleutcn gegen Elfüllunq lenel ^ 
gung, dasi sie von »hr kem Schutzqeld nimmt, b,e 12läg«ge 3l0 ' 
w e n n solche gleich b i she r Nicht g e f o r d e r t und gel 
stet w o r d e n lst, in Anspruch zu nehmen. 

§. 295. 

I n w i e f e r n selbst H ä u s l e r nu r zur I n l e u t r o b o l i 
v e r h a l t e n s lnd . 

Nicht nur d,e auf dem Grunde eines andern Umerthanes 
sindlichen H ä u s l e r , sondern auch ,ene, welche sich auf dem G'"N 
deS Pfaliers, der Küche und der Gemeinde befinden, s '^ ^^..j 
d,e Grundobr,gke»t nicht als behauste Untenhanen, sondern blo!) 
c^« f . . . ^» . . . «̂  l . ^ ^ ^ ^ ^?. « . . , . . . . . . . . ». . . ^ « « .l,«l>n b>^ Inleute zu betrachten, sonnt, wenn sie nicht etwa die von ihnen b> 
her geleistete, vielleicht noch geringere Nobot vorgewählct haben, i 
keiner höheren als der Inmannsrobot zu veihalten (Hosdccret ^ 
17. August 1776). 

§. 290. 

Z u r I n l e u t r o b o t s ind auch unbehauste u n t e r t h ä n ' ^ 
Gew e r b s l e u t e odcr H a n d w el ker ve rp f l i ch te t . I n " ' 

f e r n F a b r i k a r b e i t e r d , e I n l e u t r o b o t leisten 
müssen. 

Unter die Inleute gehören übugcns auch die u n t e r t h ä n l f l t 
G e w e l b s l e u t e oder H a n d w e l b e r , die blos; nnbehausi >^^ 
und Nicht etwa nebstdem e«n Haus oder einen lob^tsamen G ^ " 
besten. Diese müssen daher auch d,e den Inleuten obliegende 3»°^ 
leisten, oder selbe Mit beldeiseltigem Emvclijändnlsse leluüen, » '̂̂  
gen jedoch von ihnen um so weniger ein Echuhqeld abqefordelt n'el' 
d>'n lann, als sie ohnehin die Gewelbsteuer entllchccn müssen (H°' 
veröldnunq vom 27. Februar 1779). 

Da die Schuldigkeit der Nobotlcistunq sich von dem Bande dl 
Unterthämglett helleltet, so können auch die «n einem untelthan»^ 
Ölte wohnenden, in einer daselbst befindlichen Fablite albellenden l ? ^ 
von der palenilnäsngcn Nobotleistung in nnwra oder lm Gelds wA 
enthoben weiden, welche ?e»m'öqe den, »n der Landesoclfassung "N 
in den bestehenden Veroldnungcn aufgezeichneten Wegen wlllllch 
Unteltbanen derHenschaft sind, well be» diesen der llntelschled lh>'̂  
Beschäftigung oder »hres V ld,enstcs keine Aenderung m ihrer ^ ' 
liegende»! nach sich ziehen kann und solche Fabnksalbelter imw^ 
wahre Inleute bleiben, die sich dafür dieser ,m Allgemeinen und ohN 
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Ausnahme bemessenen Schuldigkeiten nicht entschlagen können. Die-
l^lgen Fabrilsarbeiter also, die sonst Nicht in der Fabrik wohnen, 
'°uen daher allerdings veibunden seyn, sich der patentmäsugen Obllc-
A"hrlt zu unterziehen (Part. 3lcggs. Weisung vom 16. Oktober 1? '^ , 
^ " t . Hofkanzlel-Weisung voml7 . Iu l t 18U0). 

§. 297. 

I n w i e f e r n S t r a ß en « E i n r ä u m e r zur I n l e u t r o b o l . 
p f l i c h t i g s i nd , i n w i e f e r n n»cht. 

D i e I n l e u t r o b o t ist eine Le i s tung , worauf d ieGrund-
3^ ' lgke l tcn gesetzlichen Anspruch haben, und es besteht, 
ft'Ne Vorschrift, wodurch dieses Recht der Obrigkeiten lN Ansehung 
! ' " e r I n l e u t e beschränkt w ü r d e , welche a l s L o h n a l 

° l ter f ü r den ö f f en t l i chen S t r a ß e n d i e n s t v e r w e n d e t 
"e rden . 
s Es kann hiernach nur dem freien Willen der Grundobrigkclt 
überlassen werden, darauf Verzicht zu leisten; memal aber können sie 
A"zu verhalten werden. Diese Aufrcchthaltung des rechtlichen Anspru 
^ s dürfte nur den Interessen des Straßendienstes dadurch am füg. 
M e n ,n Einklang zu brmqen seyn, daß wegen einer billigen Relul 
"°n anstatt der Natural Robor Mit den ElnräumclN ein llebereinkom-
^ N bewirkt wird, wozu die Obllgke'ten ohne Zweifel auch gerne sich 
^«lassen werden. ES versteht sich übrigens von selbst, das; die 
^Ueutiobot n u r von E l n r ä u m c r n g e f o r d e r t we rden 

"rf, d,e wahre l l n t e r h a n e n der ( > ) r u n d o b r l q t e l t s ind, 
^"ld an welche sie daher ü b e r h a u p t d,ese A n f o r d e r u n g 
^" stellen berecht iget ist .(Hofkanzleldecret vom 25. Octobe: 
^27 , Hefz. 27,^'l8, Nggs.z. 61,5!)8). 

§. 298. 
Der P ä c h t e r e i ner robo t v f l i ch t igen B e h a u s u n g kann 

Nicht zur I n l e u c l o b o r v e r h a l t e n werden. 

Als e«n Inwohner eine robotpflichtige Behausung mit lieber, 
"ahme aller darauf luhend^n Lasten pachtete, erkannte die k. k. Hof-
^"^lei m.t Decket vom 18. October 1832, Hofz. 23,717, Rggsz. 
^ ' l f ) . ' ; , d ^ <>r, da er für die Z.lt dieses Pachtes »n d»e Stelle des 
Haus Besitzers getreten «st, hinsichtlich der Robot Nicht mehr nach 
Wner Eigenschaft als Inmann, und noch weniger m doppelter 
'̂genschaft behandelt werden könne. 

Eine Benachthelllgung der Grundherrschaft könne h«er nicht in 
°'e Frage kommen, da es ,edem Inmann unbenommen se», aus dem 
°brlgke,tlichen Bezirke wegzuziehen, ohne daß die Herrschaft für den 
^"tgang an Inlemrobot irgend eme Entschädigung anzusprechen hat. 
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Hs wurde daher dieser Pachter von der von ihm 5 ! ^ ' ^ . 
q le ich ;e»t igen Leistung der InlcUt - und Häuserrcbot »>b> 
1prochen. 

§. 29'.). 

W e r r o b o r f r e i ist. 

Die R o b o t b e f r e i u n g ist: 

1. v o l l k o m m e n oder 
2. z e i t l i c h . 

1. V o l l k o m m e n e Befreiung von der Nobotleistung genießen-
») U n b e h a u s t e Güter und Gründe, als Burg rechte " 

Ueberlandgrundstücke, deren Inhaber dem Grundherrn einig»'̂ V, 
bot ^u verrichten nicht verbunden sind (Patent vom b. -i 
H772, § .2) . , . ^ 

I n Ansehung der ohnehin erst nach der Hand zm.be>, ̂  
Sti f tung der Unterthanen unveräußerlich gemachten Hausübel" 
gründe soll ferner den Unterthanen keine neue, vorhin nicht ö 
wohnliche Nobotschuldigkeit aufgebürdet werden, es wäre ^ 
dasi schon vorher, und zwar vor dem Robotpatente, auf die u ^ , 
äußerlich gemachen Hausüberländgründe einige eigene RoboW 
digkeiten gehaftet halten, oder die Unterthanen waren schon v^v. 
zu mehr Nobotschuldigkeit verbunden gewesen, in welchem u 
es bei diesen auf dem Hause, und den Hausüberländgründen 
ter Einem schon vorhin gehasteten, die Patenralausmcssung " . 
übersteigenden Nobotschuldigkeiten noch verbleiben müsse (H«^» . 
vom 15. Jänner 1732, aä 1 ; Neglerungsmtimatlon vom 
Jänner 1782). ..s 

d) Alle Mimachbam, welche i h r e r Lc ibessch wache ° ,̂ 
i h r e s A l t e r s h a l b e r die W i r t s c h a f t e n an ihre ^ 
der ü b e r g e b e n , oder an F remde v e r k a u f e n , " " ^st 
nach be i besagten i h r e n K l N d c r n oder V e r w a n d 
leben (Allerhochile Entschließung vom 5. Ma i 17?')). << 

c) V c r h e i r a t h « t e , und i n i h r e r E l t e r n B ro t stcht" 
B a u e r n söhne (l^<>li,>m). . ^«, 

ü) Die mit keinen rolotsamcn Häusern versehenen vera b s ^ ^ , 
ten I n v a l i d e n ( l ^ x ^ n i ; Hoflanzle,emschcldung v o m ^ ^ 
1825, Hosz. 8074. Rggs;. 34,457). ^.-

Daqegen müssen Unterthanen, die ausgetretene ^ ^ „ ^ 
ten und noch nicht ganz g e b r c ch I»ch s»n d, als ^ ^ ^ 
im obrigkeitlichen Bezirke, so wie Andere, die Robot vernH 
(Verordnung vom 15. Dec. 180!)). A« 

Wenn er aber wegen aufhabcndcr Blessur, die '^" ^ . ^ e 
bcit untauglich macht, seine Entlassung erhielt, ist er als I n " 
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Zusehen und chm kommt, vermöge Hoftanzle,decrct vom 24. Juni 
" 25 , Hofz.8K?^l, Rggsz.'3^,^»57, die Robotbefrelung zu Statten. 

^ Alle p res iha f t cn o d e r 6 0 I a h r e a l t e n I n leu te , »«solange 
' ^« kcmen lobotsamen Grund besitzen (Allerhöchste Entschließung 
°°tN8. May 1779). 
z. Ueber d,e zur Sprache gekommene Frage, ob nicht alle in 

e^ehung auf dle Nobotbefre,ung der Inleute in dem böhmischen 
°botpatente enthaltenen Bestimmungen auch m Nled. Oest. einM 

l'hrcn wären, haben Se. Ma,essät lauc Hofkanzlcldeciet vom 
^d. Decembcr 1820, Hofzahl 35,598, Rggsz. L0/l78, m,r allcrh. 

n-schliesiung vom 12. d. M . zu veroidnen geruhet, daß sich »n 
l'ser Sache genau nach der allerhöchsten Entschließung vom 8. Ma i 

s " < 9 5« achten se«. 
^«e in e,nem Orte wohnenden F a b r i k s a r b e i t e r , die entwe-
^ a u s l ä n d e r s i n d , welche die gesetzmäßige Zeit noch mcht 
°ust: eckt haben, oder a l s bloße z u f ä l l i g e I n w o h n e r a u f 

l i n Ü ' ^ ^ ^ wegen der daselbst befindlichen Fabnr sich aufhalten, 
, , baher als eigentliche Ortöunteithanen Nicht angesehen und 
handelt werden tonnen (Pa:t. Neglerunqsentschcldung vom 16. 
"°ber 1798, Hofkanzlelbestätlgung vom 17. Ju l i 1800). 

§. 300. 

^ ' Z e i t l i c h be f re l ts ind 

. 'lchtnur,ene Leute, welche, falls in einem Orte eine w i r l -
K / l N f l z i r e n d e , oder auch n u r z w e i f e l h a f t an» 
Eckende V i e h t r a n k h e i t sich äußern sollte, be, dem Kanten 
. ' ^ ^u thun haben, sondern auch diejenigen Unterthanen, Hol» 
te!?' '̂ '̂che etwa mit jenen Leuten eine unmittelbare oder mit-

bare Gemeinschaft oder Zusammenkunft pflegen , und zwar i n 
z. " "ge die Viehseuche dauer t , in Folge der bereits unterm 

-̂ December 17L2 ergangenen Circularcrordnung (Patent vom 
' ^"Nl 1772, §. 19). 

sck ^ ^ Nobotpsilchtigen können jedoch, laut Hofkanzleient« 
'^ldunq vom 24. November 1825, Hofz. 35,18«, Nqqsz. 01,389, 

^ (V ^ ^ ^ ^ ' ä g l l c h e n Leistung ,cner Nobot ve, halten werden. 
^ene Untenyanen, die zu dem A u s m essun gs g eschä f t e 

'wendet weiden, für die ?e,t, welche sie dabei zubringen, und 
' ^'» wenn sie Fußroboter sind, von a l l e n , falls sie aber Zug-
^'°l.ev sind, von der H ä l f t e der ihnen obliegenden Robot 
^°fkanzie,d,cret vom 16. August l785) . Endlich 
l ^wehvmänner; d»cse sind nämlich weder zur Z e i t der pe-

t i s c h e n W a f f e n ü b u n g e n , noch sonst in e inem Z e l l -
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punk te , wo deren D iens te vom V a t e r l a n d e »" 
spruch genommen w e r d e n , der Robotverblndlichkelt zu . 
terzlehen (Partikular»Regierungsweisung vom 20. August 1^1 

§. 301. 

I n w i e f e r n Roh otergetzl ich ke l len zu v e r a b r e i c h t 
s ind. 

Wo es von Altersherkommen, das, den zur Robot erscheinet»^ 
Unterthanen das Bro t , auch andere Speisen, und das Futter'^ 
chre Pferde und Ochsen gereicht wird, dabei soll es auch »n Zuk« 
allenthalben verbleiben (Patent vom 6. Zum 1772, §. 14). .. 

Es sind zedoch die Obngkcvten nicht mehr verbunden, leneN^ 
ling professionircen ttnterthanen, welche duich das Nachtrags . 
vom 12. I u n , 1773 und durch dessen wegen der Hofsta'ctel 
Hauer nachträgliche Erkläiung, an der vor der Pubucnung s ^ 
steten Nobot e inen Nachlaß erhalten haben, das vonnals< 
üblich gewesene Robotbrot, oder Nobotlorn, oder andere «M ^' 
und Tl'mkcn bestehende Eigehl,chke,ten abgleichen, es wäie de ̂  
dasi dieselben dle vor Publlcuung des N^bocpatences ihnen o ^ ^ ^ , 
nen mehreren Noboten auch noch m Zükunst fielwlllig vcillchten '" 
ren, lN welchem Falle denselben das normal) geno^ene ^ ^ ^^ 
oder Noborbror, oder andere hergebracht«,' ^igehlichbelten von 
Obrigkeiten w»e vorhin unweigerlich abzureichen seyn weiden. ,̂ 

Diese Veioidnung bezieht sich >edoch nur auf zene llntertba 
deren Robot durch den Nachtrag vom 42. I u m 177-5 und dl")>^ h, 
lin Patente vom 2"l.0ctober 1773 eifolqre nähere E>llärung ö^^ . , 
gesetzt wurde, ke,nco.vcqs aber auf ie>ie llnteichanen, deren ^ 
mallge Roboten ŝ hon dulch das Robolpatenc selbst veiMlndert ' , 
den, oder bei dem ehemaligen Gebrauche verblieben sind, Uia!>et» . 
denselben etwa ehemals abqerclchtcn Clgeh>>chkelt<n, als ^abotb 
Nobotl-orn, Speise und Futter, noch linmeihm abzurelcheN >^ 
weiden (Patent vom 2<. Ocrob '̂r 17/3, §. 1/i). .^ 

Von diesem Nobotgeneiale kann um so weniger abqega^ ^ 
weiden, als die Abrelchnnq der ^rqehllchkelten ,n der H^"'/^< 
Schnltt^clt nicht allemal blos; wegen velrlchlecer stalle:ei R ^ r ^ n g 
dern auch wegen Beschwerlichkeit der Albe« selbst, zur ^ ' l ' l " ' " . ^ 
und Aufmunterung der Fiohner elngeführet und helgcbracht '" 
den ist. , ^ , 

Daher sich nach Jenem, was in dem Robotgenerale vorgelH ^ 
den und fcstgefthr worden ist, platterdings zu benehmen, und .̂  
diesfalls von den Dominien geschehene Anfragen oder ^egenvol! 
lungen auf diese A l t , und Mit bloßer Verweisung auf das Rob° 
tent zu verbeschelden sind. 
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Ken ^ " Vetlvff der Speisen selbst ist übrigens nicht darauf zu se-
17?^^ ^'^ Arbeit schwer oder gering sel (3tesolut«on vom 27. Sept. 

§. 302. 

' " ü ^ Hz» w e i t e n N o b o t f u h r e n zu verabre ichen ist. 

h. . ^e i weiten Nobotfuhren (§.279), soll von der Herrschaft oder 
.'"'gleit für jedes Pferd ein Majiel Hafer, und für jeden zur Fuhr 
h"°Aaten Knecht des Tages 7 kr., dann über dieseö noch das auf 
>i/>. ^ ^ ' "a bedürfende Stallung - und Mauthgeld Mitgegeben 

erdey (Patent vom ti. Juni 1772, §.5); welche Verordnung dahm crr 
^ " " w u r d e , daß für jedes Stück zugleich ein Maßel Hafer, oder 
y ^ Üch filelch verhallende Portion Heu statt des Hafers gegeben 
w i ^ " müsse, und d»cses zwar so oft, als das Kostgeld gerechnet 

" d , d. ,. alle Tage (Resolution vom 2. Ju l i 1774). 

3. 303. 

^ '" <.efern von den schu ld igen Robo tcrgctz l ich t e i t c n 
iüge gemacht werden d ü r f e n , i n w i e f e r n n i c h t . 

ho ^"so("'N eine Herrschaft sich befugt erachtet, in jenen Fällen, 
«^ nr die thr von Nobotholden zuständige Robot nicht ,m vollen 
H. ^' f o r d e r t , denselben von den alsNoboterqehllchtett bestimmten 

"«'N Korn Abzüge zu machen, ist selbe zuiück^lmeisen. 
tertt ^^^9l:n hat dle Herrschaft hlnsichcl,ch jener Fälle, wo die ttn« 

>)an?n aus U n f o l q s a m t e l t dle geforderten Arbellstage in 
l)a?" ^^^' " ' ^ ^ ft^elstet haben, die Herrschaft das Befugnch, vcr-
. l tNlsi lnäsnqe Abzüge an gedachter Nebol.>ra,ehl>chkelt em-

"achtr '«!> ^^>lch abtragen, well das (Heqenrhell offenbar unblllig wäre, 
sick^ ^lbst d,e Einwendung der gesetzlichen Zwancpmtttel, mit Hin-
l ^ auf die voraeschrlebene Stufenfolge, mcht rnuner zum Ztele füh-
st ' ^er »venlgstens die günstige Aibeliszc»t während derselben vcr-
I z ' ^ n l ^ n '(Hoftanzlcldccret vom 26. April 1832, Hofz. 8311, 

"v' i- 25.421). 

' Von der Art und Weise, wie gerobotct werden muß. 

§. 304. 

W e r be i der Robo t erscheinen muß. 

NH. ^'N Hold und llnterthan muß entweder selbst die Nobot ver. 
^ ^n, oder eine taugliche, mithltt keine zu zunge, oder zu alte, oder 
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sonst zu schwache Person, welche die vorhabende Robot zu bestreu 
nicht vermögend wäre, in die Robot schicken. 

Es kann auch von mehreren Erben oder Besitzern eines behs' 
sten Gutes nicht mehr als nur Eine taugliche Person zur Robot 
gehrt werden. 

Desgleichen ist der Inmann nebst seinem Eheweibe, Kindll 
und Hausgesmde nur fü r Eine Nobotverson zu halren (Patt" 
vom 6 Juni 1772, §. K). 

§. 365. 

Zug«,Hand-und Fußrobot. 

Die Robot wird entweder mit dem Zuge, oder mit der Ha" 
und Fuß geleistet (Patent vom K. Juni 1772, §. 1, 4 ) , "^ 
dem Grundherrn müssen die Holden und Unterthanen die Robot ^ 
eigenem Pfluge, Fuhrwerke und Arbeitszeuge in n^tui-il verrichte 
(Vuü. §. 8), auch sich die er forder l ichen Pferde ansch"l 
fe n (Resolution vom 6. November 1773). 

§. 306. 

Wer Zug-Nobo tp f l i ch t ig ist. 

Zur Zugrobot sind verpflichtet: 

Die Ganz lehn er (Z. 289) und zwar mit einem vierspännig^ 
Zuge, d. i. mit4Pferben oder Ochsen (Patent vom 6. Juni 1772, 3« " ' 

§.307. 
ObGanzlehnerauchbloß zur zwei spännigenZugrob^ 

verpf l ich te t seyn können? 

Wenn jedoch Ganzlehner vor Kundmachung des Patentes z ^ 
zur Zugrobot, aber nur zu einer 2 spännigen verbunden gewesen l ^ 
so dürfen sie auch in Zukunft zu keiner stärkeren Robot angehalt 
werden (Patent vom 24- October 1773, §. 6). 

§. 308. 
Halb lehn er sind zur 2spä nnigen Nobo t verpf l ichte ' 

Die Halblehner (§. 289) sind mit einem 2 spännigen Zuge, ^ 
mit 2 Pferden oder Ochsen in die Robot zu fahren schuldig (Pat^ 
vom 6. Juni 1772, §. 4). 
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§. 309. 

Z u g r o b o t e r , der mehrere Züge h ä l t , ist dennoch 
z u k e i n e r g r ö ß e r e n Z u g r o b o r v e r p f l i c h t e t . 

2H "Nem Zugroboter kann deßwegcn, weil er etwa mit mehreren 
( ^ / " versehen ist, eine größere Robot nicht aufgebürdet werden 
^atenlvowL. Juni 1772, 3. 4 ) . 

§. 310. 
D 

^ l l n r e r t h an , der nu r Ochsen ha t , ist nicht v e r p f l i a > 
cer, m i t P f e r d e n zu r o b o t e n . 

big- f ^)lnterthan ist nur mit se iner Bespannung zu fahren schul
den ^ ^ ' wenn er nur Ochsen hat, kann er nicht verhalten wer« 
y . ' Pferde um theures Geld zu miethen (Hosianzleiresolution 

" 7- Jul i 1785, Rggsz. 13,963). 

§. 311. 

^ Z u g r o b o t e r , der keine B e s p a n n u n g h a t , ist den
noch m i t dem Zuge zu r o b o t e n v e r p f l i c h t e t . 

Üesck'̂  ' ^ " ^ abschaffen würde, dennoch dem Grundherrn die vor-
^ "»ebene Zugrobot zu verrichten verpflichtet (Patent vom 5. Juni 

er Dagegen wäre aber auch ein Ganz - oder Halblehner, obwohl 
°'"e Züge 

bene H 
§. 4) . 

§. 312. 
Vi 

" " e in G a n z - o d e r H a l b l e h n e r auch n u r zur Hand^ 
l o b o t v e r b u n d e n ist. 

z« f . ^ W ein Ganz-oder Halblehner ist nur zur Handrobot, und 
âchu ^"ö^bor verpflichter, wenn er nicht auch schon vor Kund-

roby. "6 des Nobotpatenres vom 6. Juni 1772 mit dem Zuge zu 
bei f." ""blinden war (Patent vom 24. Octobcr 1773, §. 1) , wo« 
^ l iea /^ suchen Untcrtbane die Wahl überlassen wurde, diese ihm 
daß j . " ^ Handrobot durch die Zugrobot solchergestalt abzudienen, 
Hand?? ^ " " ^ " geleisteten zweisrännigen Zugtag allemal zwei 
Nur^ ^ ^ " 9 ^ abgerechnet werden, zu welcher Wahl demselben jedoch 
gelass,» ^ t , - ^^^ Publicirung des Patentes vom 24. October1773, 

" " wurden (Uoö. §. ö ) . 
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§. 313. 

I n w i e f e r n der G r u n d h e r r statt der Z u g - d ie H a l l ' 
r o b ^ r f o r d e r n t a n n . 

Der Herrschaft steht übligens bevor, von dem Gan^oderH<l 
lehner die Handlobot, jedoch dergestalt zu verlangen, das; von elN^̂  
Hause nur Em Mann abgefordert weiden tann und tue geleistete^ 
bot an den volgeschrlcbenen Nobottagcn, gleichsam als ob ^ 
selbe eine w i r t l i c h e Z u g r o b o c ge le is te t h ä t t e , a»ö' 
rechnet weiden soll (Verordnung vom 22. August 1772). 

§. 314. 

Welche R o b o t der G r u n d h e r r f o r d e r n k a n n , we" 
d e r U n t e r t b a n nn A l l g e m e i n e n z u r Z u g . o d e r H a n d r o b 

v e r b u n d e n ist. 
Diejenigen Unterthanen, welche nach demNectlsications 1llbar> 

im A l l g e m e i n e n zur Zug-oder Handrodot veibunden ßnd, s° 
Wechsels weise eine Woche über durch zwe» Tage mn dem Z ^ 
und e,ne Woche nnt der Hand, die andere Woche aber durch i' 
Tage Mit der Hand und cmen Tag m«t d^m Zuge zu frohneN s 
halten seyn (Hofentschlleßung vom 12. August 17K4). 

§. 315. 

W i e S t r e i t i g k e i t e n über die F r a g e : ob e in G a N j l ^ 
ner n u r z w e l s p ä n n i g , o d e r e l n G a n z « o d e r H a l b ! e h ^ 

n u r m i t d e r H a n d r o b o t e n so l l , zu entscheiden s l " ' 

Wenn . ^. 
1.) zwischen der Obrigkeit und den GanzlehnelN ein Streit e 

stehet, ob Letztere vorPubllclrung des Nobotpatcntes vielspännlg, ̂  
nur zwelspcinmg zu roboten ve,bunden waren (§.307), oder wenn ,̂  

2.) zwischen der Obrigkeit und den Ganz- und Halblehnel« 
Streit entstehet, ob Letztere vor Kundmachung des Robotpacences 
dem Zuge oder bloß mit der Hand (§. 312), zu roboten verbun 
warlN, stnd bei Erhebung und Entscheidung dieser Streitigkeiten > 
gende Normen vorgeschrieben: ,.; 

Es rommt nämlich darauf an, ob es im frischen Andenke«' 
daß der Uncerthan kurz vor Erlassung des Robotpatenles, oder ^ ' 
er damals etwa einen willlmlichen 3?oboczlns zahlte, kurz vor ^ . 
richtung dieses Zinses entweder bei dem eisten Streite nur j ' 
spa'nnig, oder de» dem zweiten Streite bloß Mit der Hand g^ob 
habe, m welchem Falle die V erm u t h u n g fü r den Un t e r t v 
ist , daß er en twede r nu r e in z w c l s p ä n n i g e r oder 
b loßer H a n d r o b o t e r sc,. Die Obrigkeit hat aber dagegen 

e' 
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bliest " ^ " " ^ rechtlichen Drdnrio oder Grundbuch, oder Gewähr« 
qicick ^ ^ ""6 andern rechtsbeständigen Urkunden zu führen und zu-
^ ^ u beweisen, daß derselbe binnen den letzten 32 Jahren vor 
^ ,<^^^ung des Patentes, oder wenn er damals etwa einen will» 
Em>^ Nobotzins entrichtete, binnen den letzten 32 Jahren vor 
Hu<i ^ u ^ ^ s Nobotzinses entweder vierspännig, oder mit dem 
^ »e wirklich gerobotet habe, wo sodann dieser Beweis allerdings 
^ 9«N den Untenhan gelten, dieser folglich als ein vierspänniger 
24 ^ ' ' oder als ein Zugroboter angesehen werden soll (Patent vom 

' vctober 1773, §§. 2, 7 ) . 

v o r ^ ^ t es aber im Mischen Andenken, daß ein Ganzlehner kurz 
w^,,''cheinung des Nobotpatcntes, oder wenn er damals etwa einen 
b^', s chen Noboizins entrichtete, kurz vor Entrichtung dieses No° 
Halb!? vierspännig zu roboten pflegte, oder daß ein Ganz- oder 
Wciia ^ ^ ' i vor ^llassung des Robotpatentcs, oder wenn erZiba« 
rjch. ^wa einen willkürlichen Nobotzins entrichtete, kurz vor Ent-
di« n ^ dieses Nobotzinses mit dem Zuge zu roboten pflegte, so ist 
d ^ ' ^ l ' u i u t h u n g f ü r die O b r i g k e i t , u n d f o l g l i c h w i 
ch kn U n t e r t h a n , daß E l f t e r e r nam lich e in w i r k l i -
Ijch ^ e r s p ä n n i g e r N ob o t e r , oder Letzterer e in w i r k -
teH.,.^ ^ u g r o b o t e r s e i ; " ' ^ alsdann liegt diesem Roboter der 
^byt ^ " " " s ob, daß er bloß zur zweispä'nnigen, oder zur Hand-
Hfs, Kunden sei ^ welchen Beweis derselbe aus einem rechtlichen 
c>^^^ °^r ans dem Grundbuchc, oder Gcwährbriefe, oder aus 

^ lechtobeställdigenUrlunden zu führen haben wird (Loa. §§.3, 8 ) . 

^lens" ^ ^ ^ "Nd ähnlichen Fällen, wo zwischen Herrschaft und 
s°ll i>s . ^ kostbare und langwierige Prozesse entstehen könnten, 
btt!'«,«. ^ "6 ein gütlicher Vergleich zu treffen gesucht werden (Hof-

"vom 5. Februar 1774). 

§. 3<6. 

^ e r zur H a n d - und F u ß r o b o r v e r b u n d e n ist. 

Ie h ^ ^ ^ Hand - und Fußrobot aNein sind verbunden: die V i e r t e l-
l>7? I ' Ho fs tä t t e r , oder Hauer (§. 289; Patent vom 6. Juni 
teilt.! ^ dann die Kleingcstättew und Batzenhäusler (§.290; Pa . 
h c h ^ " ^ . I u n i 1773) , endlich die Inleute (§.293), sie seien ver-
§> z ^ > venvitwet, oder ledigen Standes (Patentvom 6. I u n i l 7 7 2 , 
Haus .^"ch '^ ber Inmann nebst seinem Eheweib, Kinder und 

Mnde n u r f ü r E i n e N o b o t p e r s o n z u halten (Nuä. §.6). 
s'yn )^ '^c«s können auch Ganz-und Halblehner bloße Handroboter 

^ - 312). 
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Z. Von der Zeit, binnen welcher gerodet werden ssO 

§. 317-

D i e gesetzl iche A n z a h l N o b o t t a g e d a r f n icht üb? 
s c h r i t t e n werden . 

Die Anzahl der Robottage ist durch ein Maximum bezeichne 
welches nicht überschritten werden darf. . ^ 

Dieses Maximum ist nach Verschiedenheit der KategoncN 
Robocholden bald von 104, bald von 52, 25 und 12 Tagen. ^z 

Inwiefern statt der 104 Tage noch mehr, jedoch höchstens 
Tage gerobotet werden muß, kommt §. 319 vor. 

§. 318. ^ 

104 Tag e müssen Ganz-, H a l b - und V i e r t e l t e t 
r o b o t e n . 

Zur 104tä'gigen Robot sind die Ganz-,Halb- und V i e r t t l l ^ 
verbunden; und es können die Obrigkeiten an ungemessenen ^ ° " ^ 
in jenen Orten, wo solche wirtlich Hergerbacht sind, mehr " ^ 
a ls das J a h r h i n d u r c h 104 Tage f o r d e r n (Patent 
6. Juni 1772, § .10) . 

§. 319. ,̂  

W i e v i e l T a g e Ganz - oder H a l b l e h n e r , d ie bloß ,̂  
der H a n d , oder G a n z l e h n e r, die b loß z w e i s p ä " 

zu r o b s t e n h a b e n , robo ten müssen. 

Wenn Ganz-oder Halblehner bloß zur Handrobot, und i " ^ 
Zugrobor, oderGanzlehner bloß zur zweispännigen Zugrobot verpp 
tet sind, kommt zu unterscheiden: ^ 

1.) Jene dieser Ganz» oder Halblehner, die vor Ergehung,.^ 
NobotvatenteS jährlich weniger als 104 Hanbrobottage ven> /^ 
haben, sollen auch in Hinkunft zu nicht mehr Robottage"' ^ 
sie vormals jährlich überhaupt geleistet haben, angey 
werden. ,^-

Bei einem zwischen solchen Unterthanen und ihren " ^ 
keiten über die Zahl der vormals hergebrachten, d. i. "^' M' 
blicirung des Nobotpatentes geleisteten, Handrobottage o d " ' ! ! ^ 
steten zweispännigen Zugrobottage entstehenden Zweifel ^ 
Streite aber, wird die Entscheidung desselben auf die §- ^ 
vorkommende Art vorzunehmen fepn (Patent vom 24. i?c 
4773, §Z. 4, 9 ) . . . ^ 

2.) Jene dieser Ganz-oder Halblehner, welche vor Publiciruw ,̂ 
Nobotparemcs jährlich mehr als die patentmäßigen 104 . 
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z ^ « ^ , °der ,ene Ganzlehner, welche mehr als diese zwe,spänni-
i« 2^u^botlage geleistet haben, sind d l esc mehreie Tage auch noch 
btiä,?"^ °b«e Widerrede zu le,st,n schuldig, jedoch Mlt der aus
s e n Bedingung, daß 
ablese mehreren Tage die Anzahl von 208 Tagen jährlich nicht 
.-ersteigen, und folglich, wenn sie solche vormals überstiegen 

l » / ^ " ' auf dieselben herabgesetzt werden sollen; dasi dagegen . 
"'es« Zahl, wo sie weniger als 20K Tage an der Zahl betragen 

^ben, bemeswegs zu erhöhen, sondern bei der volmals Helge-
Achten Zahl zu belassen sc,. 

l̂tlm >. ^ ' " ' ^ ökl' einem Zweifel oder Streite auf die §. 324 vor« 
"ende Art zu verfahren (Patent vom 24. Octobcr 1773, §§. 5 ,10) . 

2 §. 320. 

^ ^ d f ü n f z i g oder sechsundzwanzig Tage müssen 
' r i n g e st a l t e n - u n d B a t z e n h ä u S l e r r o b o t e n . 

-^s>^ ^ °^"' 2ktägigcn Robot sind d>e Klemgestätten und Batzen« 
^ "erpfi.chcel. 

le»^ ..̂ chwle nämlich in dem Robotpatente vom 6. Juni 1772 von 
t̂t«n Ödemen, welche entweder em blosies sogenanntes Kleinge^ 

^ '^nd Batzenhäuschcn, oder auch nebst diesem emcn kleinen 
lli>^ . ̂  Wiesfiecken, oder ande»e das Mast eines Joches Nicht übei> 
<iĥ  Grundstücke besitzen, oder wenn sie auch etwas MehrereS be-
^hllu ""^^h nicht als Vlertellehner betrachtet werden, keine Er> 
»̂de>-̂  geschehen »st, von diesen ,edoch mchiere Rücksichten ueldle-

^ l>l.f^°^!ch'"elden angebracht wurden; so wurden, mAnbct'.acht, 
^ ^ ^ Gattung der llnterihonen entweder ganz oder zum Theil 

b»<»rk ' ^ " Familie durch das alleinige Tagewerk, oder andere 
^n»ül/>" ^ " ^ ^ ^ nothdülftl'gen täqlichen Lebensuntelhalt veischaf-
^«r d ^̂  ^^^ daher den ihnen so mühsamen Vei dienst zu entziehen, 
M , ^ 3otrseliqe ^)er<chtlqtclt lauft, derlei Klemgestätlen und Batzen-
.R ia ! ° ^ ""^ s "^^ bisher immer genannt woiden seyn mögen, 
^>ten^ ""gehende zwe» Classen abgetheUet und ihre Robolschul-

1 ^ " s ^ a l t bestimmt und festgesetzt, und zwar: 
^ l i ' d ll 2cne, welche entweder e in b loßes H a u s , oder 
^ « i / ? l ^ " ^ ^ " ^ e i n i g e , mehr Nicht a l s e l n I o c h i n -

8l« b̂ e- t r a g e n d e Grundstücke, wessen Namens diese seyn 
loby te?^ ^ ganze Jahr hindurch nicht mehr a l s 26 T a g e 

H " ' dahingegen 
^«r^z^Ne, dl? zwar m e h r als ein Joch besitzen, jedoch nach 
, ^ <,^ lgen alten Benennung noch Nicht a ls V i e r t e l l e h. 
'"r ^ ' ehen ^^-den kö men, jährlich durch 52 T a g e , d. ,. ,n 

" (^a?^ " " ^ " ^ "6 unweigerlich zu frohnen, schuldig und gehalten 
l a t e n t vom 12. Juni 1773^. 
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§. 32t . 

W i e v i e l T a g e e«n aus e inem ande rn K l e i n h a u » ' 
standenes K l e » n h a u s zu r o b o t e n schuld ig ist« 

Nach den klaren Bestimmungen des Robotpatentes ist ! ,̂ 
Kleinhäusler, ohne Unterschied der größeren oder kleineren ^ . ,!< 
he»t semer Besitzung, der Grundherrschaft die im Patent beM 
Robot schuldig (§. 320). ,̂ 

Wenn daher auch d«e bei einer Henschaft durch Thc»lUNö ^ 
Gründe entstandenen neuen Kle,nhäuoler gelinget' gestiftet >^ ' ^ 
dle flüher bestandenen Klemhäusle», aus denen Elftere entst ^ 
sind, so kann dock d»c Anfo,derung e>ne» 2li- oder 52täg'gcN ^ 
bot von jedem delselbcn Nicht als cme Voimehlung, folglich ^,> 
widllg betrachtet melden, well be» tzlcmhä'usleln d»e dingliche ^ ' ^ 
Robot n «chtauf e, nem gewissen Ausmäste d e r O r u ^ 
s o n d e r n au f den H ä u s e r n haftet, die m dem vo^ l i 55 
Falle verMehlt woldcn sind (Part, ^öofentschlleßung oom7.Vt" 
1815). 

§. 322. 
flu 

W i e v i e l T a g e I n l c u t e zu r o b o t e n schu ld ig» . 

Die sich in kle,nen Häuschen aufhaltenden I n l e u t e s ^ ^ 
Mit einer unzulässigen Stöckelstcuer oder Freigeld belegt, s^^^ ^ 
zu e lner wen« gen H and robo t angehalten wei den (Vero ^ 
vom 20. December 1728) und den Iulcuten mag zwar l>^.z> 
GrundherlN eine Handoder Fußrobot, ledoch Nicht über ^ - ^ 
»m Jahre, auferlegt, von denselben hmgegen sonst welters ^ 
Schutzgeld Nicht gefordert werden (Patent vom 6. I u m 177" ' ' 

§, 323. 

D i e I n l c u t e stnd n u r ve rp f l i ch te t , e i n e n Tag 
Woche zu r o b o t e n . ^ 

Als mehrere Inleute sich im Jahre 1781 bei Hofe bes^l«' 
daß sie ihrer Obngte»t zur Schmuze,t' 12 Tage n a c k e ' ^ / 
roboten mußten, erfolgte untelm 4. Ma i 1761 der Hofbes^"^,/. 
nach Se. Maj.'sta'r über den ,n Sachen erstatteten allerunteny <F 
Vortrag beschlossen haben, das,, da m dem med. öfter. R ^ o " ^ 
§. 3 wortdeutllch verordnet sei, daß den I n l e u t e n i " T^ 
dem Grundherrn eine Hand'ober Fußrobot, ,edoch nicht über ^ 
im Jahre auferlegt werden möge, und da schon ,n dem " ! ^ l l ^ 
NobotpatentSuacht'rage vom 12. Juni 1773 ausdrücklich entya ^ . 
daß derlei Untetthanen sich und »hre FatMlie durch das alleM'S 
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UNte>'l, , ^"bere Lohnarbeit den höchst nothdürfrigen täglichen Lebens-
d,«^ ^^schassen müssen, und daher «hnen den so mülisamenVer-
^ ^ entziehen, wider die gottgefällige Gerechtigkeit laufe, diese 
sich -^ 'hre 12 Tage n»6)t au f e i n m a l zur Schn i t te t , wo sie 
tig<«^5 etwas besseren Arbeitslohn verdienen und andurch dem lünf-
N̂Nen ^^ " "^ ^^^^ steuern tonnen, zu leisten verhalten werden 

dz».^ Indern von diesen sch u l d igen R ob o t t a g c n die 
llrh« ^ wäh rend der S c h n i t t « oder sonst igen F e l d -
l z ^ ^ ^ i e l t n u r E t n e n i n e»ner Woche v e r l a n g e n zu 

" ° " , befugt seyn solle. 

dll^Meich wurde der Regierung eröffnet, daß, da schon zu verschie« 
thz^^alen wahrgenommen wo» den sei, daß eben diese die unter-
êhre ' "'"stcns ohnehin sehr armen Leute drückende Gebrechen an 

lieg,^^ 2rten obwalten, daß nämlich dieselben theilS die ihnen ob-
je,t ^tentmäsiig Ehrlichen 12 Nobottage durchaus a l l e zurSchnitt-
Filh. , .̂ sle doch auch den Bauern, bel welchen sie wohnen, in ihren 
VZyH ^en behülfllch seyn müssen, zu verrichten und hieran m einer 
^tent«!^, " " ^ mehrere Tage zu leisten, thells auch über diese zwölf 
^ ä n 3 ^ Nobotlage noch viele unentgeltllö)« herrschaftliche Bo-
»dê  ^ i« verrichten angehalten, und hierauf auch sogar damals, 
tzlyt ^w i r t l i ch auf einem Tagewerk, womit sich die Meisten ihr 
h'eber ! ^ n müssen, arbeiten, angedungen werden, so dasi sie cnt-
<lUf.̂  ^ Tagewerk M verlassen, oder einen ^5oten für das Geld 
ley h . ^ ^ n und diesem öfters d,e Hälfte ihres Taglohnes zu bezah, 
^erh«?!!^^ seien, die für obigen sonderheitllchen Fall gefaßte 
""b a« Entscheidung auf das ganze Land unter der Enns ei streckt 
^Ni i ^ ^ ^ ^ r gemacht, hiermit der in dem Nobotpateme vom 6. 
^ort s " ^ enthaltene §. 3 deutlicher erklärt und näher bestimmt, 
ĝesek ^ Künftige zur allgemeinen unverbrüchlichen Nachachtung 

^ a e ^ ^"ben solle, dasi die Inleute an ihren schuldigen zwölf Ro-
^lg s . Nur E i n e n i n e iner Woche zu ve r r i ch ten schul
en , ^ " l bie über diese zwö l f N o b o t t a g e b i s h e r 
»l>«s ^,."en g e f o r d e r t e n u n e n t g e l t l i c h e n B o t e n g ä n g e 
ih>5,f^bas Künftige gänzlich abgestellt und die Z a h l der 
" t s f ' Nobo t tage zwar unun te rb rochen i n a u f e i n a n 
d e r senden Wochen, aber u n t e r k e l n e r l e i V o r wände 
" e y l ^ s E i n R o b o t t a g in e ine r Woche gele is tet wer-

^ ^ , u n d ke ineswegs ü b e r s c h r i t t e n werden dar f . 

^ Ks^"^"böchste Entschließung wurde unterm 19. Mai 1781 
^acht ^ plleuten mittelst Clrculare mit dem Beisätze bekannt 
"«ch f^' .̂ s'ch ü b r i g e n s von selbst verstehe, daß dieslInleute 
^llcu^, ^ i n gleich anderen Gemcindegliedern ncl oner.^ ^„dl lca 
^ s t l a ^ ^ . somit die kreisä'mtlichen Circular»en auch in Hmlunft 

^ Müssen. 

39 * 



eao l. Theil VII. Abhandlung. 

§. 324. 
W e n n w e n i g e r T a g e , a l s die gesetz l ichen, geroo" 

w u r d e , so l l es dabei b l e i b e n . 

Es wurde bereits §. 317 gesagt, daß obige Anzahl Robots 
das Uaxi/Ullm set. ^, 

Der §. 11 des Robotpatentes vom 6. Juni 1772 sagt auch " z. 
drücklich, dasi, wo b i s h e r eine noch m i n d e r e , a l s i^^ .s , 
gige R o b o t w i r k l i c h c l n g e f ü h r c t und gebräuchlich hg< 
eS dabe i auch t ü n f t l g gänz l ich se in Bewenden v 
b e n s o l l . ^i>. 

Ferner wurde mit dem Nachtragspatente vom 12. / ,̂ 
1773 der ausdrückliche gnädigste Befrhl erneuert, dasi es be» ^ 
§. 11 des Nobotpatentes vom 6. Juni 1772 dort, w° " ^ . 
eme noch mmdere als zweitägige Robot um blich elngeführet ^ <.z< 
bräuchllch war, auch k ü n f t i g h i n sein u n ab ä ndel ' l lV^ 
B e w e n d e n und das folglich auch dolt, wo das NobotherkoN» .̂ 
wirklich schon geringer wäre, als was dieser Patentalnachnag. ^ 
mißt, es noch ferner bei der Hergebrachren geringeren Robotik 
zu verbleiben habe. ' . ^ 

Nachdem aber dennoch viele Ganz, Halb-und Viertellehner, ^ 
andere noch gennger possesslonilte Unlerthane^, welche vorlNa ^ 
einem Jahre durch weniger, als die in dem Robotpatente und «N ^ 
selben ersten Nachtrage ausgemessenen Tage gerobotet haben, d e t N ^ 

)lcser Verordnungen ganz entgegen, bloß deßweae ^ 
lve'l ren Sinne dl 

der daselbst ausgemessenen glösieren Robot verhalten werden, ^^<st 
vorher geleistete Robotschuldiakett den Namen einer ungeN"! .̂  
Robot hatte, so wurde zur Velhü'cung eines solchen gesetz .̂ îl> 
Mlsibrauchcs und HlNtanhaltung aller daraus entstehenden " . ^ 
ckungen der höchste Wille noch näher und deutlicher Mit 2 " ^ ,W 
erkläret: Ein ttntertyan nämlich, weß Namens und von >̂  ,„ 
Eigenschaft er »mmer sei, soll zu dem in dem Robotpatente, ^ ^ 
dessen Nachtrage vom 12. Juni 1773 ausgemessenen Robot ia^ ^ , 
dann keineswegs angehalten werden, wenn die von demselben ^ ^s 
bllcirung des Robotpatentes, oder falls deiselbe damals etwa ^ 
willkürlichen Nobotzms entrichtet hätte, vor Entrichtung bfese ^ < 
botgeldes geleistete gemessene oder ungemessene Robot wenige ^ 
»m Jahre betragen haben, als »n dem 3»obolpatente oder ^ ^ 
Nachtrag vom 12. I u n : 1773 ausgemessen oder festgefttzt " . ^ l ' 
sind, sondern ein solcher Untcrchan soll von der Obrigkeit, unter! ,, 
ster Verantwortung und Strafe, b e i d cn v o r m a l i gen ^s/<» 
geren R o b o t t a g e n a l l e r d i n g s und u n f e h l b a r bel . 
we rden (Patent vom 24. October 1773, §. 12). ^ 

Es wurde indessen schon mehrmalcn zum höchsten Mißfalle" ^ 
genommen, das:, gleichwie vor den in Nledcröstcrrelch crlassencli 
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g e n ^ " ^ Robot in Ansehung d^r Tage zwar «gemessen, hinge-
Ut̂  ^ ^ n s e h u n g de r A r b e i t e n fast durchgehends gemessen 
pg. ^ ^ m , n t gewesen ist, dermalen, nach kundgemachtem Nobot-
der3^' ^ Obilgkeiten b^l dem, das; d,c Robot voihin ln Ansehung 
übe,7^ ungemessen gewesen ist, allein stehen bleiben und hieraus 
a ^ ? ^ ^ b > e ungemessene und dte derselben subi^tUllten patentmä'ßi-
, h s ^ ^ a q e Nobot folgern, welcher sie sich auch zur Vermehrung 
G^l Zünfte, oder zur Herstellung mehrerer Bequemlichkeiten bei 
benll^! ^ ^ Gebäuden oder auch sonstigen Ergetzlichrelten ganz unbe«-
laden ^brauchen " " b daduich den schon ehe über seme Kräfte de-

^ Unterchan noch mehr zu Boden drücken. 
b,g. '"chdcm aber das Robotpatenr ausdiückllch vvlschreibt, daß die 
oll« ^ '^ 'N Kundmachung bestehende w e n l g e r e Schuldigkeit über» 
Vẑ  ",/elben und Nirgends e>we,tert weiden soll, so befahlen Ih re 
lez .̂  ^ ^aß obenangeführter, gegen den positiven S m n des Paten-
Z?y 'geschlichene Unfug ,m Lande vermittelst Cucular und weiterer 
^Hos^ ^^'<cht der Kreisämter nachdrucksamst abgestellt werden soll 
"°>N ' .^"Verordnung yom 15. I u l l 1780, Neglerungskundmachung 

^ - Ju l i 1780). 
<h>,n^"l-nach ^ ^ ^ ^ ^ die Unterchanen bei der bis zur Kundma-
^lbie ̂  ^°botp^centes bestandenen w e n i g e r e n Schuldigkeit überall 
^ t N i / " "^^ nirgends darüber beschwelt werden (Hofoerordnung 

^ ' April 1781). 
"^ü iÜ ^^ Kleingestätten und Batzenha'usler sollen an der Robot» 
^obo, " "9 The»! nehmen, wenn bei ihnen vor Publicirung des 
bs^^eNteS e,ne noch mindere Robot wllblich e«ngeführet oder ge» 
^byts^ ^ " ' ""^ ^̂  ^ °^ ^ " " b " der vormaligen k l e i n e r e n 
»Nd 'Huldigkeit belassen werden (Patent vom 12. I u m 1773, §. 2, 

° " 2^l. October 1773, §. 1 Y . 

33, §.325. 
S t re i t i gke i t en über die Zah l der Robottage zu 

. entschc lden slnd. 
^ i c h / ' ^ ' " ^ über die Zahl der vor Ergchung des Robotpatentes 
^ P l l ^ " ^ug.-oder Handlobot entstehenden Streite soll, wenn die 
""her "^runq des Nobotpatentcs verrichteten Mindern Roboten nicht 
^ H >v ^^"öer Anzahl, sondern nach Erfo,dermsi ,n einem Jahre 
»̂» sil,^'^^ M dem anbei« aber durch mehrere Tage geleistet wor-

^ss'/ lene Zahl als die wahre angesehen werden, welche d i e 
^N I ) '<>' ^ e der U n t e r t h a n l n dem Z e » t l a u f der l e tz-
^ t t ^ >3ahre v o r P u b l i c i r u n g des R o b o t p a t e n t e s , 
achtet l>>. Derselbe damals etiua einen willkürlichen Robotzms cnt-
i'^z ^ ^ e , in den letzten 32 Jahren vor Entrichtung dieses Robot' 
^ h a f / ^ ^ ^ ^ " ^ ^^^ "' ^ ' geleistet habe, entweder durch un-
^s y ° Zeugen, oder aus Original-5lobocreglstern, oder endlich 

" " schriftlichen Uitunden von der O b r i g k e i t erwiesen 
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werden kann, wo sodann tue Zahl, wenn sie die ,n dem Nobotps . 
und desselben Nachtrage vom 12. I u n , 1773 für die verschlw^ 
Gattungen der Uuterthanen ausgemesscnen Nobotrage nicht üben^, 
tet, als die künftige wadie Schuldigkeit angenommen und vol> 
Unterchanen unweigerlich geleistet weiden soll (Patent vom 24» 
1 ? N , §. 13). .zz 

Se k. k. Majestät haben übligeno aus Anlas; eines zur au«'^ 
sten Kcnnmlft gelangten Falles, wo d ie Z a h l der vo" ^ 
U n t e r t h a n e n z u leistenden R o b o t t a g e streitig," ^ 
von den Vehöiden zu Vunsten der Herrschaft auf die Patents ,̂ 
Robot aus dem Grunde cikannt woiden war, well die Unterty ^ 
den Beweis für eme vor dem Robotpqtente velrichtete NN .̂  
Schuldigkeit Nicht belzublingen velmochten, dalauf aufmerksa L. 
machen geruhet, das, döl §. 13 des medelöstelrelchischen Robo ^ 
tragspatentes vom 24. October 1773, im Sticitfalle über d«e " ^ ^ 
lassung des Nobotpatentes verrichteten Robotmge, d»e Bewe l l 
r u n g der O b r i g k e i t zuweise. ^ 

Die Regierung wu»de daher »n Folge ausdlückllchen ^ . F 
stcn Befehles angewiesen, sich m vorkommenden Fällen dieser A s 
das genaueste nach dieser gesetzlichen Bestimmung zu benehmen A> 
t'anzleldccret vom 28. November 1832, Hofz. 27,725, Rggsz. " « ' ^ ^ 

Diese Hofoerordnuna bezieht sich »edoch n u r a u f d l e 3 ,̂< 
wo de« best l f te ten C^ iundho lden der S t r e i t "be h, 
v o r E r l a s s u n g de? R o b o t p a t e n t e s v e r r , c h t e l e o « 
der R o b o t t a g e obwaltet. <Zme jener Beiordnung gegebene ^ 
meine Deutung würde üb«>ldiesi sogar der Bestimmung des §'?^>> 
Patentes von 1772 geradezu Wide»sprechen, wolnach ausdrückt ^ 
behausten G r u n d h o l d e n , «n )lbslcht au f d,e B c f ^ ^ 
von der R o b o t , die Beweisführung obliegt (Hofkanzleldccre 
30. Jänner 1834, Hofz. 1746, Rggsz. 79L0, S . §. 287)-

§. 326. .^t 
W l e die N o b o t t a g e »n der Woche e i n z u t h e l l e " ' 

a) W a n n »n der Woche zwe i T a g e , wann b rel H 
r o b o t e n sind. ^e! 

Be» der 104 täg lgen Robo t soll dieselbe insgemein " ^ 
Tage i n ,eder Woche beschlänkc seyn (Patent vom b< ü̂ 
1772, §. 10)) und wo em gebotener F e i e r t a g "nfa« ^ 
der Uncerlhan schon Niemals dulch mehr als 2 Tage zu robote ^ 
dlg seyn (Resolution vom 15. Jänner 1782 .,ä 3, RegleNlNgS-
mat,on vom 24. Jänner 1782). . ^ 

Auch bei der Übelhaupt auf 52 Tage ,m Jahre bestlMw ^ . 
bot kann der Unterthan nicht zu mehleren, als 2 Tage m e«ncl ^. 
auf ?lbschlagunq der andeln Woche velhalten ivelden, aul^r ^ ^ 
solches bei der Uebernehmung eines DomlNicalgrundes aufe>ne g 
Zelt bedungen iroiden ^Hokentschließung vom 7. Iun» 178^/' 
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Nu» Inleute endlich sollen an ihren schuldigen 12 Robottaqen 
^ t elnen l n einer Woche zu verl lchten schuldig seyn ( S . § . 3 2 3 ; 

"Ular vom 7. I u m 1 7 8 1 ) . 
>̂e» der 104täglgen Robot hat jedoch: 

a«r̂  " ^ " " " ^ " ^ ' oder der andern Woche nur durch einen Tag 
ble « ^ ^^^ '^"^^ 6^' ^ ' " ^ Robot geleistet oder begehlt wölben ist, 
5y ^umullrung oder Einbringung der abgängigen Robottage, doch 
^ 'n soweit S ta t t , dasi der Unterthan N iemals mehr a l s 3 
^ 2e ln e i n e r Woche zu arbeiten angehalten werden kann, im 
a ^ i e n zedoch die Zahl der Roboten in emem Jahre die oben be-
^Mten 104 Tage nicht zu überste igen habe (Patent vom 
' ^ 1 7 7 ^ , § . 1 0 ) . 

^ <loer mehr als 3 Tage in der Woche sollen dann die Untertha« 
"'cht roboten (Hofverordnung vom 20. Iänncr 1785). 

Ferner steht der Herrschaft bevor: 
^ . 2. von den Untelthanen in d r i n g e n d e n F ä l l e n , als im 
silbk ^ ^ ^ " ' " " ^ Grummetmachen, und zur Zeit der Weinlese 
llina ^^^ot dergestalt a n t i c i p i r e n zu lassen, dasi die Cumull« 
lliek ^ ^obot nur so weit Platz greife, das; m einer Woche Niemals 
(V,^ ^^ ^ Tage, und »m Jahre nur d,e gesetzlichen Tage beobachtet 
^ "dnung vom 22. August 1772), und die Ilnterchanen zur 
lvttk ' " "b Heufechsungszelt nicht allzusehr Mit Robot beschwert 
d,/°en (Pat. Hofentschliesiung vom 15. Ju l i 1780). Und wenn 
tct^"l,schaften die ihnen zur Zeit der nöthlgen Feldarbeiten gestat» 
sey s ^^enttlchen 3 Tage auf einmal und nacheinander nehmen müs-
l^il «> ^ ^ sodann auch wiedel dem Unte: than 3 Tage zu seiner Arbelt 
biib,. " ' " " ^ ^'^ " ^ ^ ^ ^ " " Verlauf sind sie wieder die ihnen ge-
H " d e « Nobottage zu fordern befugt (Resolution vom 25. Jänner 
"l«m ^ ^ ' Neglerungs.Intlmat. vom 25. Iänncr 1782), so dasi 
oby/s^ ^ ' ' ^ 2 Wochen nach einander wöchentlich 3 Robotstage 
^»cl ^ werden können, sondern «mmer höchstens wechselweise e»ne 
^...^ ^ und die übrigen darauf folaenden Wochen 2 Tage begehrt 

" « sollen (Partlcular-Hofentschließung vom 15. Ju l i 1780). 
Wenn ferner: 

Hack ^mger , als die in dem Robotpatente oder in desselben 
slH^'age ausgemcssenen Tage zu roboten ist, so können in cmer 
17??> " " ^ 'brer 3 Tage anforden werden (Patent vom 24. October 

^ welches auch der Fall ,st, wenn 
^ ..- e«n Ganz- oder Halblehner, statt der sonstigen Zugrobot, 
s)en .^ Handrobot, und zwar weniger als durch 104 Tage zu lei-

^"ll> §. 4 ) , oder wenn 
syh ̂ ' ein (^anz- oder Halblesiner zwar Mehr als 104tä'gige Hand-

' '«doch nicht mehr als 156 Tage (eo6. §. 5), 
^cintt ' " " " " " (hanzlehnrr statt der vierspännigen, nur zur zw«»-
^<inn ^ Zugrobot verbunden «st, und jährlich wemger als 104 zwei

t e Robottage («oä. §. 9) und 
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7. wenn em solcher statt der vierspännigen, nur zur zweN '̂A 
gen Zugrobot verbundener Ganzlehner jährlich nicht mehr als 
Tage in der Woche zu roboten hat (ouä. Z. 10). 

§. 327. 
W a n n in der Woche v ie r T a g e zu robo ten l " ' 

Vier Tage in der Woche tonnen endlich von der Obrigkeit 
dann gefordert werden: ^ 

1. wenn Ganz^ oder Halblehner statt der ihnen nach dem R ^ 
patente obliegenden 104tä'glgen Zugrobot, mehr als 156tägige H 
robot zu leisten schuldig sind («oä. §. 5 ) , oder 

2. wenn 
nig roboten sollt 

lsp5»' eln (^an;Iehner, der nach dem Robotpatente 0 « ^ 
llte, nur zur zwelsvännigen Robot verbunden ist, 

gleich aber mehr als 156 Tage loboren muß (««6. §. 10). «O 
Die Unterthanen, w.'lche lährllch 104 Tage Zug- >^^ <l 

Tage Handrobot zu leisten haben, sind daher i n keinem W 
mehr a l s 4 Tage H a n d r o b o t zu leisten schuldig (H"l 
ordnung vom 24. Ma i 1782.) 

§. 328. 
H ü l f s t a g e s ind v e r b o t e n . 

Einstwellen, bis zum Erfolge der Ul banal «Rcqulirung ss.^^^ 
sogenannten H ü l f s t a g e und alle cmoerweite, was immer für " ^ 
Namen habende Nebend i cns te , als: Kraut, und Tabatpfla""'. 
Hanfzubereiten u. dgl., nicht wieder besonders, und über b>e ^ 
chentllch vorgeschriebene dreitägige Robot gefordert, sondern vttlw 
unabweichlich nur auf Abschlag dieser Robot, in welcher selbe c l , 
rechnet werden müssen, abverlangt werden (Patent vom 15» 2 
ner 1784). 

Z. 329. 
A n gebo tenen S o n n - und F e i e r t a g e n so l l nicht gl 

bo te t werden. A u s n a h m e n . , „ 
Die gebotenen Sonn- und Feiertage sind von der Robot s 

l H ftei. ^5 
Wenn aber in a u ß e r o r d e n t l i c h e n F ä l l e n , und '"- ^ 

einer auf dem Verzuge haftenden Gefcchr etwa einige Nobota , 
unumgänglich verrichtet werden müßte, so versteht sich von selbst, H 
solche von den Unterthanen allerdings zu leisten seyn würde» ^ 
dergestalt, daß die gesetzliche Anzahl Tage Nlchr überschritten ^ 
(Patent vom 6. I u m 1772, §. ^6) ; auch können sie zur S t t " ^ 
von Kaleschen an S o n n - und Feie» t a g e n Nicht angel) 
werden (Hofverordnung vom 20. Jänner 1785). , < t «l' 

An a u f g e h o b e n e n Feiertagen dagegen muß die Robo 
leistet weiden (Hofoerordnung vom 15 ?lpril 1772). 
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§.330. 
" " « v ie le S t u n d e n des Tages zu r o b o t e n kommt . 

, Aückslchtlich der R o b o t s t u n d e n ist ein Unterschied zwischen 
"g^n und kurzen Tagen. 

Arlx>^" langen Tagen soll die Robot aus zehn w i r k l i c h e n 
)^c'Kunden delgcstalt bestehen, das; zwischen den vormittägigen 5 
Oveiss" ^ ' ' ' " Uncerthan bei der Zugrobot d»e Zelt zu emer 
so vi ^ ^ q c n Fütterung des Zuqv,ches, und dem Handroboter eben 

*<>^tt zum Essen und Rasten gestattet werde. 
b>e e ^ " K ü r z e r e n Taaen aber, d. i. wenn wegen Kürze des Tages 
y,z .""wähnten 10 Albetts- und 2 Eß> und Fütterungsstunden mcht 
l̂benx ^ " ^ ' s°Uen dle Roboten von Anbruch des Tages blS zum 

^ ^ s k l e l s t e t und zwischen der vor- und nachmmä'glgen Arbeit 
t<H.^Ndlobvter 2 Stunden zu seiner Elqulcl-una, und dem Zug» 
be>N ^ ^ ^ ^ ^ " ^ l e zur Fütteruna seines Viehes freigelassen, nebst-
Hin. ^ ^nterthancn die m der ?lus- und Zuiückfahrt, oder m dem 
^ « « ^ ^ Hergehen notbwendlg zuzubilligende Ze l l , nach der glelchmä-
Net« ^^unq von Mähren und Schlesien, m dle Nobot emgerech-

""'den (Patent vom l i . I u n l 1772, §. 7 ) . 

^ . §. 331. 
''ch zu benehmen ist, wenn während der R o b o t 

übles W e t t e r e i n f ä l l t . 

Nett " " wählend des Robottaaes schon Vormittags ein so übles 
t h ^ " einfallt, dast dle bestimmte Albe,t ohne Besoramsi odel Nach-
Noch ^r Nllthschaft n,cht ve» richtet werden, der Unteithan hingegen 
d^- ^ ^cm näm'ichen Vo'nnttage nach Hause temmen kann, so 
^»H ^ " ' ^^ ve,r,chtete Halde Tag ,n der nämlichen oder nächsten 

>5^)^efo,delt weiden. 
l̂tha ^ ^^ r das üble Wetter erst Nachmittags ein, so ist der Un-

zl>ts. iwar Nlcht velblinden, den untelblochenen halben Tag nach-' 
^tun^'^ ^̂  ^ " " ^^^' Eigenen, bis zur Vollbonaunq der übrigen 
^ m / " ' ^ ^'"^^' a " ^ u i , durch das üble Wetter etwa Nicht ge-

"NArbeit verwendet werden (Patent vom 21. Mal 1784). 

6. Von den Robotablösungen. 

5« t .. ö' 332. 
en tmäßige Ve rg le i che über die N a t u r a l l o b o t 

sind g ü l t l g . 
öl>t h^^/wischen den (^rundherren und lhren Unterthanen der Ro-
Wich., ^ ' in n.itnr.^ oder »m <^elde bereits vollständig vclglichen, oder 
^ l a i / 5 ^Nelkannt wo, den lst, dabcl soll es, wenn andels derlei 
^lsck, ^ ^^^r auch llchtelliche Cltenntnlsse das Nobotgesetz Nlchr 

^ "^en, ftin Verbleiben haben (Patent vom 0. I u m 1772. 
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§ . 9 ) . Dagegen sind die Vergleiche und Iudlcaturen in «eneM u" ! 
wenn Mit solchen vorhin etwas Anderes, als die gesetzliche Bes t ' ^ , 
der ungemessenen Robot vermag, veranlaßt odcr anerkannt <vo 
lst, für ungültig und erloschen anzusehen (coä. §. 12). ^.,^ 

Uebrlgens hat bel dergleichen lleberelnkünften, nach ^eM ̂  . 
der Robolgesetze, d,e strengste Auslegung Platz zu greifen ( P ^ 
lar-Hofkanzle».-Weisung vom 31 . I u l l 1817). 

§. 333. 

I n w i e f e r n d ie G r u n d h e r r s c h a f t das Recht hal' 
übe r die N a t u r a l - R o b o t zu p a c t i r e n . 

Ein Allodial- oder freier und uneingeschränkter Grundherr ^ 
sowohl für sich, als seine Ilachfolger, seine Untcrthanen in H>^ '̂ 
gegen Reichung einer Vergleichsjumme Geldes der Robotpfilcht 
ewig entlassen. ^ 

E'N zeitlicher und unvollkommener Grundherr aber ka«n . 
a u f o «e Z e i t s e i n e r I n h a b u n g sich Mit seinen Unters ,̂ 
statt der Robot auf em Gelv'sses und Billiges im Gelbe vergib 
(Patent vom 6. Juni 1772, §. 12). 

§. 33^l. 

E l N t h e l l u n g d i e s e r A b l ö s u n g . 
Hiernach gibt es zweierlei Gattungen von RobotabloM 

nämlich gle 
. 1 . eine z e i t l i c h e , welche m i t der Benennung N o b o » 

l u i t i o n , und Ho-
2 . eme i m m e r w ä h r e n d e , welche m i t der Benennung 

b o t - A b o l i t i o N bezeichnet w i r d . 

§. 335. 

N o b o t a b o l i t i o n . . 

Die Nobotabolition wird durch das Parent vom 1. September ^. 
normirt ( S . §. ^^ und ff.), wobei nur noch zu bemelken koM^. .» 
Seine Maiestär mit allerh. Entschllesiung vom 2^!. Ju l i ^ . , ^ 1 ' 
befehlen geruhet haben, das, es m Ansehung der Staats', ^ ^ g 
chen Fonds und königlichen Stadtgürer von der seit der ^ ^^ „ns 
weiland Seiner Majestät Kaiser Joseph I I . bestandenen ^ " ^ . ^ 
abzukommen habe, daß die Robot-Abolition eingeführt ' ^ 
soll >l) , zumal sie sowohl dem Eilraqe der Güter, als auch '̂  ' ^ 
Unterlhanen zum Itachtdeile gereichen können, wöbe, es l ^ !̂ e<> 
von selbst verstehe, das; bei schon bestehenden, von beiden ^ >>l 
frelwillia geschlossenen Robotabolltlono-Contlacten sich an ^ ?4^ 
hatten s.l'(Hofkanzlcldecret vom 2. August 1521 , Hofj> 2 " 
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^ i » . 38,312). Solche R o b o t a b o l i N o n s - V e r t r ä g e unter-
M übrigens der patentmäsngcn Stämpelung ( S . §. 1040). 
1 Es ward namkch mtt dln Hofoercrbnunqell vom ^. September ^781, 
'"» Februar und 24. März 4783 auf qesammten lZamcral', Rellssions-
vonos«, allen den aufqcbobenen und mcht aufa.chcb<ncn Stiften fiehongen 
Herrschaften und Gütern. so wie auch den landesfurstlichen Städten be
l l e n , die bestellende Nobot zum Vortbclle des Staates und zur wcscnt» 
>chcn Aufnahme der Untci,tbancn zu ewiqen Feilen aufzuheben (zu aboll« 
kn) und »n andere, mit den unterthancn zu bedinacn kommenden Schul
zeiten auszugleichen und zu Mlwandeln (s. Z. 36, Anmcrtunq n), und 

^lt Hosdecrct vom 7 April IKOl wurden d,e bc» Gclegcnhcrt solcher Ro» 
otabolltwns-Commisswnen entstandenen Kostenaufwande in dleKateqorie 
Wenigen gereibt, welche mtt 4 und 5 Percent Acranal-Nbligationen ge, 

"lgt werben tonnen. 

§. 336. 
Robo t r e l u i t i o n . 

seKê  ° b o t r e l u i t « o n s v e r t r a g e sind nicht für permanent anzu-
ŷ  "nd können der lhrem Ausgange wider den Willen des emen 
2^ andern tontla^renden Thelle» gleichsam auf immerwährende 
I,a ,^ ' " ^̂ '̂ nämlichen Art nlcht foltqeseht weiden, welches unbll» 
^ . " ^ selbst für d»e Uineltdanen ausie,st nachthelllq wäre, well sich 
^ . / ^bliqselt zu einer billigeren und wohlthätigelen Behandlung 
dar >> ^ diesem Geschäfte herbe,lassen winde, sobald sie wüßte, 
fon'd ^ ^ " " 6 sie etwa aus zeitlichen Rücksichten oder nach bc-
lnel/' l! Verhältnissen «'«gestanden hat, «n eine lmmei währende, Nicht 
y ^ ^ u verändelNde Schuldlqkeit erwa6)sin sollte (Hoflanzlerverord-

l ^ " ^ ^ " " l 1803, NeglclUna"'Intl,nat. vom l^l. Iun» t803) . 
de,s> ?"^er Willen tonnen ,edoch die Holden und Ume,tl>nen nicht 
iakl^ we,dcn, statt der Naturall obot ein R o b o t g e l d zu be-
^ . ^ (Robotpatent vom 0. I u m 1772, §. 9), mit Ausnahme ie-
ble l̂ s " " ^' ^ ^ ' vollommenden Fälle, und eben so wenig können 
«,;,,' ^l'gkeltcn zur Ann^hmung c,nes Nobotzinses wider chi en Willen 

"b'get werden (Hofveioldnunq vom 20. Nl?oembcl 1783). 
als »/ ^ " "p r ^ ^ ks der fle,en Wil l rür , sowohl der Untelthanen 
>N e,"H"'schaft, überlassen seyn, ob sie sich ,n ?lnsel)unq der Nobot 
von, 1^ ^ eldr e I u l t l o n einlassen wollen oder Nicht (Hofvel o» dnung 

" ^ ' A p i . l 1783). 
Wo /'"chdem ,rdoch die Stände citläit bab<n, »n zenen legenden, 
tts « ^ m llnteithane an NeblNv.'l dienst n>cl't kehlet, und idm leich-
^blu , ^'^ Nobot nach einem l'illlacn Geldmasistabe zu reluncn, als 
ll«m^ ^ " " einem aüillchen Einverständnisse au f e ine b e-
l°lä '"^e A n z a h l v.on Zahlen d>e Hände bieten zu wollen, so er-
yen. s, ' Majestät, das; die ZustandebllnqlMg solcher Behandlun-
^ Über b,e N e l u i r u n g der Nobot durch f r e l w i l l i g e Her-
l l ^ . ^ " u u g von S e i t e der G r u n d o b l lg be« t und der 
t e n t ^ b a n e n zum W o h l g e f a l l e n gereichen we lde (Pa» 

"°lN L. Ap>ll 1^90). 
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?l,«ch lst, wenn Fablilsarbeiter inwohnungsweise sich aUs^l, 
Herrschaft aufhalten, welche vermöge ihrer persönlichen E ' g M ^ 
ten. zur Inleutrobot vervfllchtet sind (§. 269), den betreffenden >? ., 
schaften an die Hand zu gehen, darmt Mit selben bllllge Nelu«t>° 
vertrage abgeschlossen werden, um sie in ihrem Verdienste du^ . 
9<aturalfrohne Nicht zu huideln. (Partlal-Negierungs-Entsch^ 
vom 16. October 173«, Partial Hofcntschließung vom 17. I u l ' l °"" ' 

5. 337. 

W a n n U n t e r t h a n e n zu R o b o t r e l u i t l o n e n verha> 
w e r d e n t o n n e n . 

Doch rönnen dle Unterthanen zur Eingehung eines Robots 
tlons-Vertrages verhalten weiden.' ^ l 

n) Wenn die Heirschaft oder Grundobllc,ke,r leme Gelege"" 
hätte, ihre Unterthanen zur Venichtung der Robot in natura j " 
brau6)en, bei welcher Vewandtiusi dle Herrschaft e«n bi l l iges, ' . 
schen ihr und den Unterchamn in der Güte zu vergleichendes ^ ^ 
geld zu begehren befugt ist; wenn aber der Unterthan ohne ery^.^ 
U: fache, mithin blosi aus Halsstarriglelt sich zu emem leideNtll^ 
Nobotgeld Nicht bequemen wollte, sollen die Kreisämter sich lN 
Mittel legen, und, mit Rücksicht der gesetzlich bestimmten ^ ^ " ^ 
stungöschuldigkeit, die billlqe Bestimmung treffen, folglich dazu 
Unteithanen a n h a l t e n (Patent vom l l . Juni 1772, §. !))» 

Wenn ferner ,g< 
I ) ) zwei D r i t che i l e der Unte r thanen in die Nobotabl'östMs ^ 

willigen, soll auch das noch übrige Dritthcil zum Beitritte z" ^ 
zu errichtenden Vertrage v e r h a l t e n werden (Hofdecret vow 
October 1785). 

§. 338. 

R o b o t r e l u i t « o n s v e r t r a g e d ü r f e n >n ConveNt lon 
M ü n z e abgeschlossen werden. .^ 

Ueber eine Anfrage, ob seit Erlassunq des Patentes v°"l c 
Juni 1^16 bel Eingehung eines neuen Robotreluitions-Eontracte 
Reluitlonsbetrag ,n Conventionsmünze stipullrt werden könne, >" ^ 
Mit Part.-Regierungs-Entscheidung vom 8. October I 8 l 6 ^ ^ 
nert: Das Patent vom 21. Juni 1^16 gestatte im Allgemeines 
Schliesiunq schiiftlich^r Ve,t>äae auf convennonsmäsnge und an . 
gesetzliche Gold- und Sllbermünze, ohne das; hieivon irgend eine 
nähme gemacht werde. ^ .̂ s, 

Es veistehe sich also von selbst, daß auch die zwischen den ? >̂ 
schafcen und ihren Uitteltbanen über Urlarlalgiebiateiten elnzUstt ^ 
den Nelumonsbenaae >n c^nvenilonsmäsügen und anderen gesi'V ,̂ .-
Gold- und Silbe» münzen f.üacsiht weiden können, ohne daß ^ 
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vttlä « ^ übrigens den Krelsämtern obliegt, derlei Vel träge nach 
lNlen sc" Prüfung zu bestätigen, so verbleibe cs auch dcien Pflicht, 
h^ ^litracten die Bestätigung zu vclsagen, wofeln em aus de» 
lN l r t?^^ Valuta für d»e Unterthanen hervorgehende: Schaden be. 

ôck» " " ^ ^ i"r Richtschnur für künftige Fälle m E'lnnelung ge« 
tUl > ̂  ^^" Dommien freistehe, sich die ihnen gebühlende N a -
w . ^ o b o t von den Unterthanen »n Convenl,onsmünze ablösen 
than ^"^ ^"^ ^ ' um Nicht Beschwelden von Seile der Unter
s t / ? ^ ^ Ämtswegen helvo^mufen, nothwendlg sei, in ähnlichen 
b'li !, ^""6en Mit der glösitcn Volsicht zu Werke zu gehen, und 
H,'.s verschied zwischen einem unvc»anbeiI,chen Robotgeld und der 
iU beü^ ^ Naturallobot »m Wege e»ncs Vel träges genau »m Auge 
^ yalten, mitbin dmf den zwischen den Dommlen und Untenha-
>v„,^ Stande gekommenen Robotablösungs-Verträgen desiwegen, 
t,^ '̂  Ablesung ,n Conventlonsmünze bedungen wulde, die Bestä-
b»e ̂  ^ ^ ^ "obl veisaqr weiden , wenn und sobald die Untnthancn 
s^ °" ber Hci'.schafr m Conventlon.^munze bedungene Robotablö-
tz ^ Unqezwu nq en anaenommen haben (NegielUNgsdecler vom 

^ 1 8 2 1 , Rggsz. 29,027). 

^en E l n f l u s j das K r e l s a m t be» R o b o t a b l ö s u ngS> 
V e l t l ä g e n zu nehmen hat. 

Beiden R o b o t a b l ö s u n g e n elschelNt das Krelsamt 
^ als VelMltt lel, und 
^' als bestätigende Behörde. 

§. 3^l0. 
^ ä 1. K r e l sämt l l che V e r m i t t l u n g , 

w > ^ ! Obllgkelten und Unterthanen soll es nämlich ftelstehen, 
verst̂  wallen, wo sie sich hinsichtlich der Nobotablosung Nicht em-
l>eid " ^ " hal'ni, sich an daS KieiSamt zu wenden, damit dieses 
«l ^ <^^,1e zu annehmlich billigen Bedmqmssen bewege, Mithin 
^ l<scm Geschäfte Nicht so viel das Amt elneS Richters, als,enes 

^ M i t t e l m a n n e s ausübe (Hofdcclet vom17. I u n l 1 7 W ) . 
I^.. ^ sollen sich jedock), velmöge alleih. Entschließung vom 2^!. 
^ . 1^21, d,̂ .. Behölden und Beamten bei der Robot Nicht ein-
s»e /^"uben, cme 7lndeutung oder e,nen Wunsch zu äusiein, daß 
'vt l l - '^ weiden möchten, da dieses bloß von dem f r e i -
l « n ! ? ^ " Uebere iN kommen der O b r i g k e i t M i t ,h-
Wen, ^ ' t h a n c n abzuhängen h a t , und sie sollen um so 
^Ne»?^ ^ ^ s »in Voraus äusieln, als sie de» Beschweren des 
^Na °s^ ^ ^ andeln Thelles entscheiden, daher dabe» ganz unbe 
^llcn^ wüssen und nur nach dem stl engsten Rechte entscheiden 
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Zugleich haben Se. Majestät zu befehlen geruhet, es st>^. 
ebenso in Ansehung der Staats--, der öffentlichen Fonds-u«o 
niglichen Stadtgüter zu benehmen (Hofkanzleidecret vom 2.A"9 
1821, Hofz. 21,741, Nggsz. 38,312). 

§. 341. 

^ ä 2. K r e i s ä m t l i c h e B e s t ä t i g u n g . 

Die Robotcontracte erhalten ferner ihre Gü l t i gke i ten , ^ ^ 
durch die k r e i s ä m t l i c h e B e s t ä t i g u n g , und jeder n" . 
stcns auf 3 Jahre zu Stand gekommene Robotvertrag t 
Vermeidung aller aus Reluitionsverträgen entstehen t ^. 
Streitigkeiten, jederzeit bei dem Kreisamte angemeldet u N ^ ^ 
diesem bestätiget werden (Hofdecret vom 24. August 1789, 
gierungscircular vom 29. August 1789). ^ A 

Ueber eine Anfrage in Beziehung auf diese kreisämtliche ^ ' , 
tigung der Robotreluitions-Verträge wurde mit Hofkanzlc»^ , 
vom 9. November 1821, Hofz. 31,749, Nggsz. 5 3 , 5 7 5 , , ^ 
dert: daß alle derlei Verträge, auch wenn sie auf eine nu" ' 
Dauer, als auf 3 Jahre zu gelten haben, die kreisämtliche 
stätigung erhalten müssen. 

§. 342. 

W i e das K r e i s a m t bei B e s t ä t i g u n g solcher Co«' 
t r a c t e v o r z u g e h e n hat. 

Bei dieser Contractsbestä'tigung sind die Kreisämter bem^ 
die zwischen der Obrigkeit und den Unterthanen zu Stand 6 ^ ' ll 
nen Verträge zu beurtheilen und dabei das Beste der Unterthanen 
berücksichtigen. ^ 

Finden sie Umstände, die dem Zwecke ihres vorbehaltenen ^ 
fiusses nicht entsprechen, so haben sie die Dominien darauf aU>w ,̂ , 
sam zu machen und zur Abänderung der Verträge aufzufordern? .̂ , 
Weigerungsfalle sind sie befugt, die B e s t ä t i g u n g zu " ^ ^ 
gen ; aber sie sind nicht berechtigst, den Verträgen eigenes ,̂ -
einzuschalten, oder in der Bestätigung beizusetzen, die in die ^" ß. 
heit des Vertrages selbst eingreifen (Parcial-Hifentscheibung vo" 
Jänner 1815). -hg' 

Krei 
mit emer von auen Interessenten unr^rscrtlgren ^oumacyi, "".'.M 
Ausschüsse zu Protokoll vernehmen, ob sie den Inhalt des Cont" 
durchaus begriffen und mit selbem vollkommen einverstanden ^ ^ 
und nur dann, wenn gedachte Unterthanen, jeder insbesondel ^ 
deren Bevollmächtigte, in welchem Falle die Vollmacht dem ^ ^ 
kolle anzuschließen ist, selbes unterfertiget haben, ist dem CoN 
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^ kreisamtliche Bestätigung zu ertheilen, wobc» übiigcns ungestäm-
^ (s. §. 1040) Exemplarlen, und zwar e,nes für dle Herrschaft, 

andere für dle Gemeinde und das dlltte für das Krelsamt, aus-
z ' " ^en sind, und nur den zwei ersten Eremplanen dle trelsämtl,-
^ " "estätlgungsclauseln beizufügen kommen. 

§. 3^,3. 

^ wenn 
V e r t r a g erlöscht. 

"6 iU geschehen hat , wenn e i n N o b o t r e l u i t i o n s -

des p ^ ^ ^ ^ l h t der Obrigtelten, Natulalioboten zu foidern, »st in 
andesvelfassunq gegründet, und ihnen nie abe,kannt lvoiden. 

s»Naz ^ ' ^ ^ Gl'undsahe <st also (beim Erlöschen eines Ablö-
t h ^ ^ ' ^ g e s ) auszugehen, und wenn da, wo Herr und Unter-
H^ b"ch «hren Verhältnissen für gut befunden haben, über dle 
len y ^ l t i o n au f e,ne Z e l t e,n Abkommen zu tleffen, nach de-
^ « ^ ^ " U f zwischen Heir und Unterthan sich Umstände ergeben, 
^rl>'> gehoben lveidcn tonnen oder wollen, so »st nach Vorschnfr 
H«ü, ^"den (besetze l'olzugchen (Hofdecrct vom 24. August 1^00. 

^ """gslntlmatlcn vom 1. September 1800). 
y»n , ^^^cm hat jedoch das Kielsamt e,nelftlts die Unterthancn 
"Nd a ^ pacentmäsilgcll Schuldigkeit der Naturaliobot zu belch.en, 
iilr ^ " ' " s e l t s in den obrigkeitlichen Wirthschaftsstand und m dle 
te> ^ t« l und Benützung der Dommicalgründc e»foiderllchcn M,t-
dgg .,"kn Vc, schassung doch der Endzweck icder Natuiallobot ist, 
9llNc>̂  Einsehen zu nehmen, dle von der Henschafr thells schon 
"°ch, " ^ " ^ " " ^ ^ ^ " " Verhältnisse »hier jctzlgen Wilthschafh 
tv«,s^^ dachenden Anträge entweder über dieganze, oder cme thell« 
«l^^^önablösung genau zu p'.üfen, und sofoit zu t,achten, daß 
Hvlw ^ ' ^^" beldelseitigen Localumständen angemessene Ausglei
ches </^ ^ ' ^ ^ " " M gänzlicher Beseitigung der Naturalrobot oder 

^heiles davon, zu Stande komme. 
^ <; e " ^ '̂ ^ ^ ̂  ^ n t e r t h a l t d«e E i n w i l l i g u n g v e r-
^blös' ^ e, ü b r i g t be» dem Umstände, w o i n d et F » ohn-
>̂Ne ^ ^ ' l n w l l l k ü r l l c h e r Z w a n g weder von der 

soy^ 'Noch von der a n d e r n S c i t e P l a h g r e i f e n m a g , 
schs ^^^ n u r e in f r e i w i l l i g e s C »n«erstündn»si d en A u s , 
he^<^ gebe'n musi , Nichts ande rs , a l s sich an d»e beste. 
^ > es ^ ! ^ ^ a t e n t e u n d V e r o i d n u n g e n zu h a l t e n , s o f o r t 
z „ ^ s me lnde zur Leistung der N a t u r a l i o b o t an 
^Uen (Hoftanzleweroidnung vom 28. Zum 1800); denn »n 
!ös^ ! ^^nn die auf emc bestimmte Zeit eingegangenen F^obnab« 
ko»»,^^ trage nach Vellauf derselben durch em gütliches UebeielN-
N>e,h ̂  zwischen dem Herrn und den UnteithaM'N Nlcht foltgesetzt 
^l»n ^ ° ^s , , und e,ne gütliche llebele»nkunft zwischen dem Grund» 
"^'Na^^ ^ " Untelthanen zur Elltchtnng c»nes neuen Ablösungs-

9̂ s nicht el^ielt weiden kann, daben d«e u rsp l üng llck e n 
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Rechte des Ers te ren u n d die V e r b i n d l i c h k e i t e n d<. 
Le tz teren w i e d e r e i n z u t r e t e n , und es muß so fo r t " 
d ie v e r f a s s u n g s m ä ß i g e N a t u r a l r o b o t zurückges ' . 
gen w e r d e n (Allerhöchste Entschließung vom 12. September 1v 
Hofveroidnung vom 23. September 1813, Reglerungsmtlmal " 
5. Ocrober1813). 

7. V o n Robotstreit igkeiten. 

§. 344. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g über die Competenz be' 
N o b o t s t r e i t » g l e » t e n . 

Die Competenz übel Nobotstremgkeltcn ist sowohl in ^etlts. 
als ko88t.'88<ilio zwischen den polltlschen Behölden und dem Elv»"" 
ter gethellr. ^, 

Es kommt also wohl zu beachten, welche Competenz be» «'" 
solchen Streite eintritt. 

§. 345. 

Competenz der po l i t i s chen B e h ö r d e , wenn es f l ' 4 " 
E r ö r t e r u n g e ines F a c t u m s hande l t . 

I n Fällen, wo es sich rü'cl-sichtllch der Robot um E r ö r ter" 
des F a c t u m s handelt, gehört der Gegenstand nach §. 32 des 
terthanspatentes vom 1. September 1781 z u r po l i t i schen 2»" 

§. 346. 

Ueber d»e A r t u n d Q u a l l t ä ' t der RobotlelstUNs« 

M i t der von emcr Herrschaft gestellten Bitte, einen Robots ^ 
wo es sich um A b ä n d c r u n g der A n z a h l von Tagen , b> 
dem als NolM vorgesch, «ebenen Robotverzelchnlsse für bestlw . 
Arbeltsgattungen vorgeschrieben sind, handelte, auf den Rechts' z 
zu verweisen, wurde dieselbe abgewiesen, da die Entscheidung^ 
Robotstreltes, wobei es sich Nicht um das Recht auf die " l g 
sondern um die A r t der Le is tung handelt, nur der p o ^ A n 
Behölde zustehet (Hoftanzleweroldnung vom 2- Juni 1820) ' ^ 
wo nicht das Recht Robot, zu fordern, sondern die A r l , 
A u s ü b u n g dieses S t r e i t e s »m Streite, ist d,e Klage b " ^ 
politischen Bchöld: anzubringen und zu entscheiden (Hoftanzle»" 
vom 13. M m 1821, Hofzahl 13,387, Rggs;. 23,168). . . . ^ 

Der ordnungsmäß«qe Weg zur Entscheidung von Streitig ^ 
über die A r t und Q u a l i t ä t der Robotschuldlgkeit lst a l t " ^ 
politischen Lmle zugewiesen (Hofkan^leldecret vom 14. I " ^ 
Hofzahl 19,111, Rgqs, ^0,415). 
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§.3 57. 

"ebei d,o W a h l zwischen N a t u r a l r o b o t u n d 
R o b o t g e l d . 

. leber die Frage: ob eine Her rscha f t bei e cht.get se i , 
ö,f " n e m U n t e r t h a n e d,e N a t u r a l r o b o t zu f o i -
E j l l , ' l . " ^ l ' e»ne Aenderung m i t dem Nobo tg ei de du l ch 
Ü l ^ ^ ^ n g desse lben u n d durch das B e g c h l e n von 
o,Il^ ^ l l e i s t u n g c n v o r z u n e h m e n ; kommt nicht dem Cl-
ŝt«l> ^ ^Ndeln den politischen Beholden nach Maßgabe der dalübcr 

^Nns ^^hllchen Bestimmungen um so mehr zu entscheiden zu, als, 
jvge^? erwiesen wäre, das, die Hellschaft das Recht <lZm Be-
leiten «„ ^obotgeldeS bloß aus dem vogte»herlllchen Verhältnisse ab-
l?8z « ^ ^^h ähnlichen Streitigkeiten, zufolge der am 29. April 
KU "°^eten allerhöchsten Entschließung, dolt, wo die Vogtelhcrr-
t e s ^ ? " ^ ^ ^'undhenllchteit vereinigt bestehen, nach dem Un-

""«patente zu entscheiden ßnd. 
^>t « c ^"lscheldung der Untelbehörden, wodurch diese Angelegen-
^lill,.^ ^ t l Rechtsweg gewiesen wUlde, wurde daher Mit Hof» 
- " "ec ie t vom 20 Februar - - -

Beisatze aufgehoben 
"kenntnlsi zu schöpfet 

§. 348. 

""dem"!," " ^ 2 0 Februar 1824, Hofz! 4570, RgaSz. 40,121, 
l'tlsch,^^isatze aufgehoben, daß dmüber oidnungomäßlq das po» 

^tkenntnlsi zu schöpfen se». 

^»e B e s t l f t u n g s - K a t egor»e z u m BeHufe der 
R o b o t . 

seh *ö" die Frage: ,n welche Kategorie») e,ne Besitzung zu 
^hörk b" l^" die öffentlichen Bücher und nicht die politischen 
bl« ltz ^ abzusprechen, welcher Hehlern es nur zukommt, über 
^ey gl« "b l u n g der Besitzung nach Maßgabe der m den öffcnt-
ŝ«lbe ^ ^ " erscheinenden Kategonen m Gemäßheit der für jede 

^las,^ 5 übenden gesetzlichen Bestimmungen zu erkennen (Part i-
^."°'kanzlel.Entsch::eßung vom 7. April 1831, Hofzahl 7714, 

g^beditßfallsd!e§§ 239 und 290; und es ist bei §. 290 noch beizufü-
^ « p ^ "ach der als zweiten Patental-Nachtrage eröffneten allerhöch
st^, lolution vom 80 Oktober 1773, Regierung« Intimat vom 41. 
Serin ^ ^ , Hofstütter ober Hauer gleichfalls unter bieienigen 
lt«a^ p°ssess,ol,irten Unterthancn gehören, welche in dem-ersten Nach, 
§.U"elite uom ^2.Iuni t?73 aufgeführt sind; auch kommt hier die im 
§. , "«wähnte allerh Resolution vom 80 Ottober(mcht3. Oktober) 4773, 
^ ' Ausführlicher dahin anzuführen, daß die in Stle,t vorkommende 
lüde« °beinuntcrthan als einViertellehner und nicht als ein an der 

l. " " ersten PatentaLNachlrage vom 12. Juni 1779 erfolgten Robot-
40 
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beschränkung teilhabender geringere Untcrthan anzusehen sei' »̂ 
der Achnl ichtc i t se» n er Possessio n oderSteuer (°>l ^ 
werbe jedoch nicht mitgerechnet) m» t i enem der in der n« ^ 
chen Gemeinde befindl ichen unst r i t t igen V i e r t e l s 
ner, oder wenn in der namlichcn Gemeinde keine ll> > 
te l lchncr sind, durch die Vergleichung desselben^, 
den Vier te l lehnern der nachstan l ie gen den Geme'" 
entschieden werden soll. 

§. 349. 

e 
e 

Fasslon hat. 

Welche B e w e i s k r a f t bei den im §. 315 vorko tnw^ 
den R o b o t s t r c l t l g l e i t e n die ob r i gke i t l i che Catastl 

Bei der Frage: ob ein Untcrthan vor Publicirung des 3 ^ 
patentes mit dem Zuge oder bloß m»t der Hand, wie auch, ° ^ 
Unterthan vierspännig oder bloß zwelspännig zur Robot vcrb" ^ 
war ( S . §. 315), soll die a l l e i n i ge obrigkeitliche EatastraW^, 
keinen Bewe,S mehr w,der den Unterthan abgeben, soNde^^ 
Gegenthelle, wenn d»e Fasslon für den llnterthan selbst redete, 
solche f ü r diese ,n allen »enen Fällen zu gelten, wenn dem^ 
von der Obl'lglett weder rechtsbeständlge bllefllche Urkunden " ° ^ „ 
deutlich erwiesenes ruhiges Ereicitlum entgegengesetzt weiden ., 
(allerhöchste Resolution vom 30. October 1733, §. 2 , Neglel""» 
Int l lnat vom 11. November 1773). 

§. 350. 

Competenz über Robotexcesse. 

Alle Klagen, die wegen R o b o t e n und anderer pate"^.^ 
gesetzwidrigen Ercessen entstehen, gehören zur politischen BehaN^« 
(Unterthans-Beschwerden-Verfahrens»Patent vom 1. ^ ^ 
ber 1781, § .23) . «L 

Wenn in Absicht auf die Robote hier und da überspannte ^ , 
derungen und Mißbrauche bestünden, soll von Fall zu Fall die ^ 
kommende Klage genau untersucht, und wenn nach M a ß g ^ ^ « 
Unterthanspatentes vom 1. September 1781 die Sache ' " .^l 
Nicht abgethan werden kann, die den Umständen und der V ^ ^ l 
angemessene Entscheidung von der p o l l t l sch en Behörde , ^ , 
das E rkenn tn i s ) darüber zustehet, geschöpft werden 
tent vom 6. Apr,l 1790). 

8. 351. , 
Ueber E r s a h f o r d e r u n g e n wegen un te r l asse t 

F r o h n l e l s t u n g e n . 

die Unter 
Bei Gelegenheit eines Streites, welcher darin bestand, ^ 
lmetthan '/ welche durch emen imme, währenden unter 
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b,M°?^ Einflüsse eingegangenen Nobotablösungscontracle sich ver-
f,st<>.s^^acht hatten, ihrer Herrschaft gewisse Lohnen gegen eine 
t̂taü» Vergütung im Gelde zu leisten, sich weigerten, ihr die 

Il>n. ? " 9 für jene Fuhren zu bezahlen, welche sie sich zur Bestel-
^sck e^ ^"'thschaft aufnehmen lmisite, weil diese, ungeachtet 
ü̂len ^rl?iuffordeiung zur Leistung der Nodos, nicht elschlencn 

^1 l '>,^^^)ied die Hofranzlei mir Decrer vom 4l). September 
^«..̂ > ^ bler der §. 32 deo Unterthans Beschweiden - Verfah-
Cyy^^^"tes vom 1. September I 7 8 l , welcher (le über einen 
<>Nlh^ entstehende Streitigteit auf den Rechtsweg pclweiset, Nickt 
^ Nev ^^ ' indem zwar nach demselben auch Strcltigbelten, dle 
!«dyH ^ ^udcNU'Iac entliehen, auf den Rechtsweg vcrwlesen weiden, 
detz n,'!?''' wenn es nicht um d,e Eiörterung des Facti, sondern 
^spl«i >> iU thun ,st; diesen Satz erkläre das Gesetz durch ein 
«bts ' nämlich: wenn es sich um eme Robot, um cmen Zins 
^ auf ^^^ immer für eine andcrweice Schuldigkeit handelt, welche 
^ G i ! / ^ ^rbarium, eine Handfeste, ein Privilegium gründet, dei> 

^ listlelt von e,nem oder dem andcln widersprochen wlrd. 
>>^^ ^ dich se» hier offenbar mcht der Fal l ; es handle sich n icht 
blli^ "'ötterung des Rechtes, welches außer Zweifel ist und da? 
^ d, ̂ « , . "°" "Uli) nicht anfechten, auch werde von den U'Uertha-
^'lln^ ^llgkeit einer Urkunde nicht bestritten, im C5cgent!>elle, 
!>lh«f ss^^nen haben elnen Robotablösungocontracr unter brelöämt-
schecĥ  ^^lei tung eingegangen, und es lst nur die Frage zu cnt-
' "eg" ' l>bund welchen Ersatz s,e der H e r r s c h a f t d ê ß-
^en->, h u l d i g s i n d , das; s ie, ungeachtet der schr l f t -
"lschc " f f o r d e r u n g , z u r V e rr«chtu ng der 3l ob o t n , cht 
^ E n ^ " ^ " ^ ' Welche Frage, so wie alle Robotstremgkeiten 
^ r ^ ^eidung den po l i t l schen B e h ö r d e n nach der i)»at«r 

?. )e Und dem Unterthanopatente gehören, 
" l v t l t l ) . " " ^ solchen ^ U e stehet also die Entscheidung auch in 

" p o l i t i s c h e n Behörde zu. 

^ s e r n die po l i t i sche Beh örde be ru fen ist, den 
. ^ Besitzstand zu schützen. 

^elch^. .̂ wem Robotstreite, wo die bisherige Uebung, vermöge 
^ » u ^ ^nterchanen an die Herrschaft em N o b o t g e l d entrlch.-
^«N,»,. ^^er Herrschaft die erforderlichen Arbeiten gegen einen 
^°thoi? Lohn und entsprechende Abreichung des Lohnes an den 
i^llwa ," leisteten, seit mehr als 100Jahren mit der einzigen Ab. 
. " 5 8 ^ . . ^ a n d , daß die Ziffern des Robotgeldes seit dem Jahre 
, "zl«il),^t " ° ^en sind, kann sich die politische Behörde laut Hof« 

balaue"^" ^ Ju l i 1835 , H° f ^h l 17,499, Nggsz. 32,305, 
l beschränken, die Unterthanen bei dem derma l i g en, 

40 * 
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schon so lange w ä h l enden S t a n d e der^ D i n g e i^/^< 
hen und es der Her rscha f t zu übe r lassen , i n s o " . ^ 
sie i n B e z i e h u n g a u f die N o b o t l e l s t u n g aus . 
V e r t r a g e we t te re Ansprüche gegen dle U n t e r t h s ^ , 
g e l t e n d machen zu können g l a u b t , diese vor bell» 
v i l r i c h t e r a u s z u t r a g e n . . ^ 

Von Seite der Hofkanl.le, wu,de daher auch auf die A " ^ 
Haltung des d e r m a l l g e n Standes zu Gunsten der UnterthaNt.^ 
kannt, und dle Hcllschaft mit lhren allfälllgen wetteren A n s p ^ 
auf den Rechtsweg velwlescn (Hofkanzlcldecret vom 9. IuM ^ 
Hofzahl 17,199, Rggoz. 32,308): . ^ 

Insofeine eme Hellschaft lückstchtllch eines unter tl)l»,, 
Hauses gegen den seit unvordenklichen Zeiten bestehenden <^^ 
schen Besi tzstand daS Recht auf dle Forderung der Natural-'^, 
b^t oder auf dle Erhöhung des von jehel Statt gefundenen ^ .«l 
des anspricht, ko m m t es fe rne rde r po l l t lschen Beh örd/ 
z u , den Hausbes i tzer de« j e n e r Le is tung z u s c h " " ^ 
und es musi der Hellschaft übellassen bleiben, ,hre Änsvlüche ^ ^ 
den Beziehungen vor dem Clvllnchter auszutlagen. Bis zu t>nk .^, 
Se»te der Hellschaft allenfalls zu elwütenden rlchtelllchen ^n 
düng »st daher der factllche Besitzstand aufrecht zu clhalten (H . . ^ 

- Icideclet vom 10. December 1835, Hofzahl 32,511, Rggsz.7l),^ ' 

§. 353. 

Com Pesten; des C l v ' l l l c h t e r S bei S t r e i t igke» 
über das Recht zur Robo t . . 

I n Fällen, wo es Nicht um Eröltelung des Factums, ^ ^ 
deSRechteszur Robot zu thun ist, welches slch auf em Mb" ü̂ 
ein Handfest, cm Piivllegium glündet, dessen Gültigkeit "5^<> 
einem oder dem andeln Thelle wideisplochen w l l d , steht dtt 6 
bung dem oldentllchen Gellchtsstande zu. AL 

I n einem Robotstrelte zwischen einer Gemeinde und '^^<<h' 
schaft, wo beide The»le »n der Sache selbst sich übel das ^i 
stlltten, nämlich dl« Hellschaft über das Recht, ein erhöhtes ^ 
geld oder dle volle patentmäß,ae Robot zu fordern, d«e (^ .̂,l>> 
hingegen über zenes, d«e Forderunaen der Herrschaft ^"'^e>^ 
und auf den blsheiigen Leistungen beharren zu können, " " ^ >" 
Thelle für ihre Behauptungen au f B e h e l f e sich stützten, ^ 
der ger icht l ichen Fo rm ausgetragen we.den müssen, ^l> 
demnach ertannl, das, m dieser Beziehung in ml:rito politisch^ ^ 
tem ElkenntNlsi gefällt weiden könne, sondern dasi dle Entscy ^^ 
der Beschwerde als e, ne P r l v a trech ts tange lege t th^ ^ 
o rden t l i chen Richter volbehalten bleiben müsse (PartttU 
kanjlel-Enlscheidung vom 17. Avl l l 1817). 
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y I n emer Streitsache cmer Hellschaft Mit ihren Unterthanen, 
o sich von Seite der El stcl en au f el nen V e r t l ag , und von Seite 

^Unterthanen auf dle angeblich dulch V e r i ä h i u n g erlanqte Be-
. 'ung vonderNatUlalrobotbelufenwmde, wuldefeinel mtt Hofkanz-
^ °"ret vom 9. Ju l i 1825, Hofz. 17,199, Rggsz. 32,308, cntsch.e-
lh"' daß aus beiden Titeln die Entscheidung n icht der politischen 

«^ ' s°"bern dem ^ivllnchtel zustehe. 
^ Wenn a'so »n e,nem Nobotstrclte emer Henschaft mit ihren 
^Ndholden von diesen dargeihan wnd, daß sie bisher keme Na-
h.?^bot geleistet, sondern e,n unvei-ändellicheS Robotgelb entrichtet 
^°°" , und die Heirschaft keinen factlschen Gegenbeweis stellt, ,st 
s^olltlsche Beh'oide nicht berufen, ü b e r das Rech t d er H e r r -
^ ^ s t auf d»e angespiochene N a t U l a l r o b o t und über 
ŝ , Statthaftigkeit dieser Anspiüche zu erkennen, welche die Herr-
^ i « diesem BeHufe aus der D om in»ca l fasst on und aus 

I n h a l t e der Gewähr ableiten will, 
s; "us diesem Grunde st:.d die Unterthanen zwar in dem Besitz-
9teck ü" Mützen, die Henschaft aber mit ihren Ansplüchen auf den 
H«t 6"eg ^ verweisen (Hofkanzlcldecret vom 17. Jänner 1833, 
" ^ H l 5 4 3 , Rggsz. 5693). 

§. 35<. 

For tse tzung . 

^ ^!s felner eine Herischaft die 26tä'g«ae Naturalrobot von lhien 
^^"dauölern aus dem Titel , daß solche be» i h i er Anst , f t u n g 

""qen wölben sei, soMlt aus e,nem vel t rag s-n äsiiq cn Ueber-
sch °""en m Anspruch nahm, wUlde entschieden, das, es der polltl-
H ^ehölde ncht zukomme, daiüber ;u c.lennen, und das) die 
sen s ^ f t m,t >h,em dickfälligen Anspruch an den Civllnchter zu wer« 

r«lll i?^ ^boch bisher von diesen Klc«nbä'uslern Niemals eme Natu-
bfss " qeic.Nct wuide, sondern nur «mmer die Entllchtung eines 
^""Mten Geldbetrages Statt gefunden hat, und dlesi auch von 
ler?"lschaft ^ ^ ^ wldersplochen wUlde, so wurden diese Kl.lnbauS. 
e„. ''der selthel.gen Be t t ung von der Natuia!le»stung u.id dem 
»5 .Meten Robotqclde geschützt. Aus diesen Glünden, nicht aber 
ch^hung der Be,ufung auf den §. 609 des bmgerl. Gefttzbu^ 
ih,^?' au f dessen B a s i s zu e rkennen der po l i t i schen 
bel,5x de " ' ^ t z u k o m m t , wulde d«e Entscheidung der Unter 
Hilden auflcchi e»halten (Hoflanzleldecret vom 5. November 1835, 
" ^ b l 28,914, Rggsi.63,s,00). 
'^üser § i , , . ^ so: 
der «n ^ " " bas Vĉ sprcck'cn auf m.li<ê > Art>n tlfmlcr wcidcn, so bat 
ẑ  .^rpf^^^^ ^ N a b l , ri. rann aber von der emmal gttwffenen 

^ für slch alle in nicht cwie.en. 
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z. 6''5. 

E.ne V e l a b l e d u n g zwischen K ä u f e ! u n d V e r t » ^ , 
e ines Hauses lückslchrl lch de: R o b o t p f l l c h t g ^ 

au f den Rech tsweg . 

Der K a u f v e r t r a g , welchem Ansehung eines K l e " ^ , , 
von zwei C^nnahenten geschlossen wulde, kann, »nsoftlne dal ^ 
Bestimmung voltommt, der neue Besitzer habe die bs ' ^ ' ^ ^z« 
Schuldigkeiten gc,ch den ü b r i g e n d e l l c l K l e i n ssäus! ^ 
entrichten, m Ansehung dlcsei Schuldigkeit schon daium " ^ ^ 
entscheldend clsche,nen, well »enei VerNag kein zwischen " ^s. 
k e i t u n d U n t e r t h a n gesch lossener A c t war, und °' ^ 
nähme emer Stipulation weccn der ob,,gkeltllchen Schult»« ^ 
eigentlich gar Nicht dahm geholte. Cs findet daher hier der ^ 
des Robotpatentes von 1772, woinach cs bei dem, was j w ^ 
Glundhelln und Untcrchan der Robot ha'bel »n Natur uN" ^ ! 
veigllchen wulde, zu ve,ble,ben har, keine Anwendung, °a ^ 
§. nur wlllllche Verglclchsve: Handlungen zwischen Obllgkelt «n 
terthan zum Gegenstände hat. ^ 

llebügcns kann bei diesem (velm'öge des ^lundbuchstt'tr ^ ^ 
».'elt übel 100 Zahle bestehenden Hause von eme, ?lnstlftuna^ ^ 
dem 3lobotpatcnte, wobei dl? vatentmäs'qe Schuldigkeit h^ ŝt 
düngen welden tonn.n, ohnehin Nicht die Reo.- seyn, " " . ^lt 
ftlne der aus jenem V el t r a g e abgeltet? hen'chaftllcbe A n ! ^ < 
auf d,e 26rä'glge Robot von den Unterthanen bestlitten "" l^^Htcl 
es keineswegs del politischen Behöldc, sondeiN nur dem Clvl 
zukommen, hlelüber zu el kennen, h^' 

Da hiernach die Berufung auf den gedachten Vc'.trag den ^. 
schaflllchen Anspruch Nicht beaiundet, andeie Beweismittel a » ^ 
Henschaft beizubringen nicht vermag, vielmehl von «hr selbst ^ 
standen wi ld , das; von icncm Hause bl'her eine Mindere ^ 
geleistet worden ist, wobei sie sogar die Angabe des Untcrthanes ^ 
einer 2täq>gen Robot nicht m Ablede stellt, so wuide b" ^ü 
Velhältlnss<n der Hoflecurrent bei den bishengen W> ^ j 
Leistungen geschürt, und der Henschaft übellassen, wenn ' ,hsl 
Mechtstltel e,ne höhne Robot foidern zu können qlaubt, b>" ^ 
Anspiüche im oidentllchen Wege geltend ;u machen (HofkaNz'e 
vom 22. Octobel 1^3' , Hofzahl 27,571, Nggsz. 60,l>17). 

§. 356. 

W a n n auch del Besi tzstand vo r den C i v i l r ' y 
g e h ö r t . . 

V . l e,nem Robotstreite, wo Nicht nur kein ^ ^ ' ' ^ < F ^ 
ov l Händen w.^r (da dolt bisher die llntelthanen ke>ne ̂ » 
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sond ^ " ^ n , sondern Contractc m»t ihnen abgeschlossen waren), 
Unl>^ ^^ '^ ^^^ vermeinte Besitzstand a n g e f o c h t e n 
l^ , ^klfelhaft war, indem er ergentlrch auf den ?lus'pruch be-
solck!' ^ ^^ geklagten Unter thanen wirklich »)>alblehner, und als 
M f,^^ Zugrobot nach dem Patente zu verhalten stlen, und daher 
st^.^ Entscheidung der Hauptsache m so engem Zusammenhange 
C,h / ^ ß durch das Erkenntnis; des politischen Rlchcers lenem des 
^ Achters vorgegriffen und das von ihm zu Entscheidende schon 
schöngemacht vorausgesetzt werden wülde, wurde Folgendes ent-

'̂h st ^ ^ politische Provrso, lum n u r d, e S c h ü h u n g deS B e -
l,ch. ^"bes zum Gegenstände haben konnte, übllgens der Civil-
^m« "^^bm zur schleunigsten Festsetzung eines Proviso-
ie»t « ^^'wiesen »st, auch Mit Rücr>rcht der (damaligen) Jahres-
3l^.^Ne G e f a h r au f den V e r z u g h a f t e t e , und ke»ne 
l ^ . ^ ^ d i g l e i t e,ncr besonderen C u l t u r s v orslch t 
^»u^. ^ ^ wurde das von den Unterbehörden verfügte Provl-
«l̂ u, aufgehoben; und d»e streitenden The»le wurden angewiesen, 
^ , . ^ e g e ^ B e w l l k u n g e ines P r o v i s o r i u m s sich un> 
t l e i ^ ^ " " ben ordentlichen Richter zu wenden (Hoflanzleide« 

^ " 2 0 . Jänner 1817). 
^'sck^° ""^ ^ " " " ' Entscheidung eines Robot- undErbpachtstreltes 
8egl?s" einer Herrschaft und ihren Unter thanen, lnsoferne es die 
l > ^ ^ ' 9 bestrittenen Rechte betrifft, politischer Seits nicht emge-
l'ih^ '""den kann, so »st ssch auch »n die Festsetzung eines eigent-
E^^^visonums auf die Basis des letzten Besitzstandes bis zur 
c>„^?^ung deS Rechtsstreites von den politischen Behörden n ich t 
^>Nm .. ^^ ^ " ^ " ^ "̂"̂  Besitzstandes nur ,enem des Rechtes 
der, ^"hängend »st, und falls die Unterthanen lachfällig wer-

>d,^^"dö wären, der Herrschaft den schuldigen Ersatz ;u leisten, 
^N?,/!? ^ " Schuld auf den von den politischen Behörden genom-

^aMtlrchen Elliflus; geuorken werden tonnte. 
^1q . ^ ^ ' s c h e r SeltS »st sich daher nur auf e,ne solche Verfü-
ltre^'" beschenken, d ie i n d e r Abs ich t , das; ke,ne der 
^ « b / " ^ " P a r t e i e n sich e»ne E i g e n m ä c h t i g k e i t er-
" l l l i » ' ^U r E r h a l t u n g d e r ö f f e n t l l c h e n R u h e u n d Ord-
h^i i Unerläsi lrch n o t h i g ist, und d a r i n zu bestehen 
^ ' t l !^' ^ ^ streitenden T h e i l e sogleich an den or-
I'chz 'Aen R i ch te r wegen B e s t i m m u n g eines gerlcht-
ße«, P r o v i s o r i u m s , f ü r dessen Besch leun igung 

l N l l ^Usss^ten Wege z u s o r g e n i s t , ge wiesen we rden , b is 

^ B " ' " " 
läse 

" " w e r d e . 

b e h ^ w ' r l u n g desselben zedoch?l l i e s e ins twe i l en »n 
"» lassende, w»e es bei Ausb ruch des S t r e i t e s war , 
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Zur wirksamen Vollziehung ,st e,ne kurze Fr,st zu best'^ 
bmnen welcher sich über die geschehene Nachsuchung des r ichtt^ 
Provisoriums auszuweisen ist (Hofkanzlelveioldnung oom31 «^ 
1817, Negicrungs-IntlMaNon vom 13. November 1817). 

§. 357. 

W i e es be» Untersuchung von Rob o t s t r e l t l g l l ' 
rück sicht l ich der Reisekosten zu h a l t e n ist» 

R e l s e p a r t i c u l a r e in Robotsachen sind, wenn ' .,s<i 
A u s m i t t l u n g e ines gesetzlichen R ob otve rhä l tN» ' ^ 
betreffen, aus dem S t a a t s schätze, jene aber, welche d><^ 
standcbrmgung von R o b o t a b l ö s u n g s « V e r t r ä g e n b<t^, 
von den P a r t e l e n zu vergüten (Reqlerungs-Particular' 
sung vom 16. Apnl 1834, Nggsz. 19,848). 

v. Von den Waise ndiensten. 
z. 358. 

W er z u W a i s e n d » e n s t e n b e r e c h t l g e t u n d v e r p f l i c h t 

Solche Kinder der Unterihanen, die beider Eltern venvalll ^ 
sind der Grundherrschaft tue gewöhnlichen W a i s e n i a h r e .^ 
d ienen schuldig ('l'r:nt. äo ^nrid. inl-urz». 1'it. IV. 3 - 8 ' ^ ^, 
vom 1. November 1781, Hofbescheld vom 15. Jänner 1?82,'5'^! 
und da m den bestehenden Verordnungen nur von solchen W a m ^ ^ 
be ider E l t e r n beraubt sind, die Rede ist, hierunter aber ll ^ 
l ä 'h r ige Kinder n ich t verstanden werden tonnen, so z^ 
Schuldigkeit, Walseniahre abzudienen , auf selbe nicht ausl^ ^ 
werden '(Hofentschließungv/>m29. Jul i 1791, Negleiungs-In^ 
vom 19. August 1791). 

§. 359. 
W i e l a n g und gegen welche B e H a n d l u n g V5a" 

dienste g eleistet werden so l l e n . . ^ 
Diese Waisendienste sollen nur bis zum 14.Jahre ohne ^K ,? 

zedoch gegen den nothwendlgcn Unte,halt und Kleidung, ^ 
gelt ihres etwaigen Erbthellcs geleistet werden. . ^ h< 

Wenn die Waisen aber 'das 14. Jahr ihres AlterS e"'"" z« 
ben, sind sie darüber drei Walsenjahre qegen gebührenden^ ^ 
dienen verbunden; feiner aber können sie von der Ob»»gleit, w'd >,h. 
Willen zu dienen, Nicht angehalten weiden ('1'r.ist»tl'5 ^ ^s t ^ 
in<or,>. l i t . lV. §. 8) . Dieser Lledlohn soll dann der nömllcy / 
welchen andere freiwillige Dienstboten nach Beschaffenheit «lM ^ F 
emvfangen (Hofbescheld vom 15. Jänner 1872, §. 12. Wd' ^ 
sollen diese Walftn, ,l>lr andere fre,e Ehehaltcn und Dlenstb" 
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^"belt werden (.'I'rnetaw» 6c ^.irib. inl-orp. 71t. IV. §. 7 ) , und 
.Halle einer Waise eme He,rach zustände, soll »hre Obligkett ihr 
, ^ , ohne erhebliche und billige Ursachen, sucht verhmderllch seyn. 
^<l«lv,u z. 8 ) . 

§. 360. 

'ne A b f i n d u n g deS Wa l send iens tes i m G e l d e »st 
v e r b o t e n . 

Ab« " Grundherr oder Obr,glett ist befugt, statt der Dienste eine 
l»n!^"g. ,m Gelde, weder von den Wa,scn, noch von den Söhnen 
A , achtern der Untelthanen zu begehren (K'<i<i<>m § .8 ) ; und der 
y,'"^auch, velm'öge welchem die Obllakelten sich die Walsendlenste 
^ ^ l d ablösen lassen, ist Nicht nm fül die Zukunft abgestellt, son
st^ " Gütlich emgehobenen derlei?lblösunqSqeldcl sind den betief-
ze !," Parteien zu elsetzen (Hofbeschcld vom 15. Jänner 1782, 
^ w und 11). 

Von der P a t r i m o n i a l ? ober g u t s h e r r l i 
chen Gerichtsbarkeit . 

8. 361. 
9 l ' f f der P a t r i m o n i a l - oder g u t s h e r r l i c h e n Ge-

N c h t s b a l t e l t . Welches Recht sie beg lündc t . 

ô s ^"Pat l imonlal- oder gutsherrllcheGenchtsbarkelt ist ,ene, welche 
ztz^'"em Gute als Bestandthell dergestalt haftet, dasi sie auf alle 
z 'ber desselben übe,geht. Ncr also geeignet »st, ein Dom'Nlcalaur 
sih ^""b«n und zu besitzen »), ist es auch zu, Erlangung und zum Ve.-

^^tilmonlasqellchtsbaltvlt <"S. §. 18). 
l'N sV '̂̂  begründet das Recht, auf dem Gute für d,eOel,chlsmsassen 
^ick, ' ^ aufzustellen, und die Oelichcsbalkclt duich einen zum 
l , ^ "arnte tauqllchen Illsti^täi nach Vo: schüft der allgemeinen Gc-

"Ordnung auszuüben (Hofdecler vom 22. Febluar 1787). 

Hier kommt nun zu handeln: 
A Von den Patumomal-oder glichen liehen belichten, und 

b,e,, ' v"N denjenigen einzelnen Just,, Gegenständen, auf denen 
^ » t i s c h e n B e h ö r d e n volzuqllch Einflusi zunehmen haben. 

^>s sind ĥ her auch Frauenspersonen ?um dllsif'lligcn 3>ls,^e qceiqnet, 
g"!"ussen sie duielbe duich nn andere da^l tauUlchl. Indlviduum 

itze 
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4 . Von den Patrimonial-oder gutsherrlichen 
Gerichten. 

3. 362. 

Ordnung, w«e davon zu handeln tomnn. 
Bei den Patrimonialgenchten sind zu betrachten: 

1. Die Organisation. 
2. Die Verwaltung. 
3. Die Competen,,; und 
4. Die Landesadvocaren. 

«) Hie» über haben besonders gehandelt: 
S c h e p p l (Job. Ncp.): Erläuterte Justiz-Instruction. l?8». ^ 
Ruchts (Franz) : Justiziar, oder Anleitung zur Verwaltung ^ 

richtsbartelt u. s. w. 178!^. .-,,, 
M a u c r h o f c r (Jos. Ant.) : Leitfaden zur Ausübung des ad" 5 

Nichteramteg u. s. w. t?l)^. ^ l l» 
R a u (Johann), vollständig mit den nachfolgenden Gesetze« i ^ 

terte Iun'sdictionsoorm mit einigen Anmilkunaui. Prag 1<3ö. ,<p 
L u d w i g F e r d. H e«sj I e r v o n A d cl s h o f c n : Handbuch °e 

läuterten allgemeinen Jurisdiclionönorm mit piaüt>>chcn Noten. Pra^l '^ ^el 
V e t t a (Franz von): Handbuch für Iustizmanner, oder Ncrsucy ^ 

die in Oestcrrcich unter der <̂ nns bestehende Justizucrfassung, 5 On^"' 
Wien 1803. . 

F u g e r (Joachim): Das adelte Nichteramt u. s. w, 3 I'bcilc ^ " ^ o 
^_ __ Das gcnchlliche Befahren in Streitsachen '" ^ 

deutschen Erbländern der österr. Monarchie. Dritte, von 1>r. I . WesielY 
beittte und vermehrte Auflage. Wien 46.l4-. .^.. W' 

Ko steht y (Dominir) : Die Genchiöbarkeit in streitigen und n i ^ > ^. 
tigen Rechtssachen, in ptattischcn Regeln und Beispielen dai^estcllt. P"g ^ 

Scheid l e i n ((heorq): ?icu bca^beilece Ettauterung der f"^ "_gl>»' 
reich unter der Enns am ii?. Mai l /8« erlassenen ü'iml-Jurisdictionen 
Wien18l7. ^ ' 

R i t t e r von H c i n t l (Nr. Franz) : Kurze Darstellung der P " l ^ 
Nl'al-Gcrichtsbarkcltim Erzber^eathumc Oesterlrich unter der Enns, W>'lN ,^,, 

N e u p a u e r (Ferdinand): Systematische Abhandlung über die 
Gerichtsbarkeit. Innsbruck 18^8. b«l 

H e i f e r t (!)>-. I o s c p b ) : Versuch einer systematischen Darstel lung z, 
J u n s d i c i i o n s n o r m f ü r die deutschen und italienischen P rov inzen des op 
chischcn .^aisc^staates. W i e n 18^8 . 

W e l s e l y I . : Abhandlung über den «crichtsstand. Wien ^ ' ^ ' ^ 1 « 
. h n i m c r l (Sranz Xaver): Die Lcbrc von den Ciml-Herichtssteu^^ 

den deutschen und italienischen Ländern deo österreichischen Haiserstaates. ^ "^ 
182 t und <8ilä. 
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^ Bon der Organisation der Patrimonial-oder gutsherr
lichen Gerichte. 

§. 363. 

"lspliingliche Beschaffenheit der Patr imonlal. 
gcr»cht e. 

l»,z > ^ ^ bcn §tz. 1 und 2 des 'l'it. IV. des T'l-ilstntu» __ äß ^Ul i ' 
^ ^" rz». — waren einem Grundherrn seine Nnterthanen in Real-
^er?"^^alanspiüchen (ausier den Fällen die landqerichtmäsnq 
f«y.?"' dorfobnqkettllchcn Iunsd,ct,on zugewiesen sind) unterwor
f e n ^̂  "^^' "^^ " ^ " ' ^ ^ Unterthanen vorkommende Civil ' 
°sl>en < ^ " ^ Instanz nach Vernehmung beider Theile NothdUiften 
âm ,5 ^" "kennen und l.u sprechen hatte, lcdoch dl« Appellation 

l̂v an die Regierung) vol behalten. 

§. 364. 

^ bänderung d iesier u r s p r ü n g l i c h e n Gesta l t . 

>equl "folgte zedob bei dm Pllvat Dom«n»en eine neue Justiz 
^llua""^ " ^ ^'^ " " " ^^' "b"st»n Iusti,^stelle m«r Dccret vom 21. 
Hosß ^ ^ ^rn ?sppcllatlonsaei-lchle und von der k. k. veiemten 
^ ^ U n der Regleiun^ nnt Decret vom 1. September 1738, Hofz. 

' ^ ^ s ^ . W,3">0, bekannt gemachten Glundsätzen. 
ênip ^ ^^ ' s " Glundsähen wurden nämlich die Iustl^geschäfte auf 

sch yf " ^ zwischen dem W l r t h s c h a f t s a m t e der G r u n d h c r r-
und dem sogenannten O r t s g e r i c h t e getheilt. 

^ ' "ssunq s e l b s t k l e i n e r P a t r» m o n i a lg er«ch t e ; 
welche V o r s o r g e bei l h n e n zu beobachten ist. 

st!>,^^u übrigens gleich die Bedenken gegen die Ausübung der 
k!e>y^" '̂nd vo^iiqllch >̂̂>,. freiwilligen Genchti^balkelt von Seite dê  
^ ' ^ I^rberischalten nicht ^u veikennen sind, so findet dennoch 
^s'cbf!^ ^cllchtsho^ eine ?lenderunq der blShengen Velfassung bloß 
'''^ae, ? ^ l - geist l ichen D o m i n i e n , so lange dle Palrimo-
^lh .,^^'?balkelt übelhaupl besteht, wed.-r gleichend beqiündet, noch 
üllgH, ^en der eintretenden wichtigen Anstände und Schwierigkeiten 
"llnq y l- ^ " leiste Gerichtshof hat sich daher, zu Folge Eroff-
9 ^ ° " ^ - November 152K, darauf beschenkt, dem Appellatlons' 
v?iy ^ ^nzuschäsfen, über d,e genaue Handhabung der Hofdecretc 
°hnch,n ' ^ " s t ^ ^ ^ " " ^ ^ September 1801, dessen Ausführung 

" l>u,ch ^<< .dofdccrct vom 17. I u m 1814 bleichte» t ist, dann 
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der Anordnung deS Patentes vom 9. April 1789, daß zur F ü h ^ 
des Grundbuches Überzelt e»n dazu eigenes Credits-IndividUUltl» 
bestellen sei, gehörig zu wachen. Zugleich wurde aber die HofkaNi 
angegangen, die KrelSänner anzuweisen, daß sie bei jeder sich "s 
bendcn schicklichen Gelegenheit und vorzüglich nach dem Tode elll 
Pfarrers, welcher Untelthanen hatte, sich die Ueberzeugung vttW 
fen, ob das Grundbuch u/d das Wa,senamr sn Oidnung sei, daü> 
sogleich bei einem sich dleßfalls ergebenden Gebrechen die Einleit»"? 
wegen Deckung der Unterchanen getroffen werden könne (Hofland 
decrete vom 28. November 1826, Hofz. 33,55^, Rggsz. 62,524> 

Es lst übrigens einleuchtend, daß bei kleinen Gemeinden die " 
stellung emer eigenen Elvil-Iullsdiction m,t unverhältNißmäß'^ 
Kosten verbunden scyn muß, da der Aufwand für die angemessA 
Besoldung des Personals das Verhältnis; des von den Beamten dB 
zu leistenden überschreiten winde. , 

Aus diesem Grunde wurde, aus Anlaß der »m Iahle 1823 l^ 
pflogenen Verhandlungen, über die wegen Einstellung der Parte i ' "^ ' 
lretunacn für die Syndlker zur Sprache gekommene Gehaltsreg^ 
llrung Mit der k. ß. obersten Iustizstelle über den Grundsatz'überelNgl' 
kommen, daß bei d e r l e i k l e i n e n G e m e i n d e n , d«e selb! 
fact lsch im Besitze der I u l l S d i c t i o n s - A u s ü b u n g s' ̂  
b e f i n d e n , d a h i n zu w i r k e n ge t rach te t »Verden so l l ^ 
d a m l t en tweder eine benachbar te J u r i s d i c t i o n NN 
l c n e r e iner solchen Gemeinde v e r e i n i g t , oder Letzter 
an e i n e a n d e i e O b r i g k e i t ü b e r t r a g e n werde (Hofkal^i' 
leldecret vom 15.Iänncl 1835, Hofz. 871, Rggsz. ^095). 

§. 366. 

Ob die J u r i s d i c t i o n ve rpach te t »verde« kann? 

Nach Inhalt einer P.itl'cular-Hoftanzleientscheidunq vom 5.5M' 
1816 soll zwar die mit einem Dominlcalqute veibundene Iur lsb l t t l^ 
nicht verpachtet weiden; lm F a l l e der V e r p a c h t u n g el«e/ 
solchen G u t e s b l e i b t da her d e r H e i rscha fcs e»g en th " ' 
mer doch immer der e i gen t l i che I u r i s d « c e n t . So ^ 
jedoch nach Inhalt einer andern Particulal-HofkanzleientschelduNs 
vom 27. Iun» 1817, Hof;. 14,<)72,Ra,<pz. 30,320, de, Pächter eines 
Dommica'qutes in Folae allelhöchster Entschließung fortan lN d«^ 
Besitze der po l i t i s chen Geschäfr^leitunq und der Civil-«nd 
C,im,nal.Jurisdiction belassen weiden soll, so lange er die durch d»l 
Gesehe vorgeschi »ebenen Pflichten und Obliegenheiten erfüllet, '̂  
spiichc sich der Protokolls-Aufzug der Hefcommiss»on in Iustizqest^ 
fachen vom.?. März 1818 dal»>n aus, daß die Particulmaelichtsba^ 
keil zugleich mit dein Gute, dem sie anklebt, ve, pachtet werden lanN> 
ĉ «ehe diesifalls aijch vonPra tob e v e r a'ö Materialien fül Gcsetzlutlde, 
W ' n 18?tt, ^.Bünd, S . 310 u. 134). 
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K. 367. 

"che Ius tzzgeschäf te d e m W »rthscha f ts am t e 
zugewiesen send. 

d«ln s ^ ̂ " ^ande soll n,cht Alles zum Gerichtsstände gezogen, son-
slbat/?^ende Ius t i zgcschä f te so l len von d c m W l r t h » 
S u s a n n « 

l , 'ten dieRealttä's, und in Geschäften deS ade l lgen 3l«ch. 

Welck ann^ delienlgen Grundobllßkelt verhandelt welden, unter 
schal ' " S t r e i t s a c h e n der Geklagte, m G r u n d b u c h s g e -

^Mtes dlc Walse oder der Erblasser gehört. 
H s ^ . 3 « den Grundbuchsgeschä ' f ten : die Führung des 
Hys °Uches, Erthellung der Gewähr, Ausfeltiguug der Satzbriefe, 
^chilk ^ " " ^ Tilaunq der die Realllät betieffenden Lasten, die 

hung, Licttliung und Scc,uestial,on des Reales, 
b'eA 5 ^ " ben N. ' schäften des a d e l l g e n N l c h t e r a m t e s : 
Il^"^ellunq des Grabens , Aufsicht auf das Waisengul, d,e Be^ 
l>Mf ^ "^" ' ^ " Mündel betieffenden Contracte, d,e m Waisen 
êuck "o^ommen, die Consensellhellunqen, d,e Aufnahme und 
u^ ' ^ung der Walsemcchnungen, die Verlassenschafts - AbHand 
Cy^^se nur allen Amtshandlungen, d«e dah»n gehöilg sind, dle 
!<G»,ŝ  - 3 deg Abbandlungsl?crtrages oder der eigentlichen Vcr-
hf^^^sts-Elnantwoltunq , welche »edoch über dle Gesetzmäßigkeit 

'Gerichte zur Cinsichr und zur Beställssung vorzulegen kommt, 
^ck J u d e n Gesch ästen d e s R l c h t e r a m t e s ,n S t r e i t 
E ^ " ^ d,e Schuldl.'aqen, wenn d,e Schuld eingestanden w „ d , dle 
il,>a..'°"sfuhrunq, d,e IniUllen-Händel. (Decret der obelstcn I u -
H°fj ^ ° " 1. August 1788; Hoflanzle,dec>et rem 1. Sept. ^7^8, 
^gns'l , ^ ' Neglelungsdecret vom 12. September 1783, §. 1, 

^l l l l ,<3" ^ " F'age: „ob und für welche Fälle dl« obrigkeitlichen 
d«s ^aftsämter ausier der gel lchtlicken'Aufnahme eines Willens und 
bay^'chlllchen Todeserklärung e»nes Abwesenden von den Amts 
j l i ^ , "6en, welche das bürgerliche Gesetzbuch einem Ger i ch te 
i"sckl, e "ach der auf dem Lande bestehenden Iust,zvelfassung aus-
^Nsa " se>cn," wurde nachstehendes, von dem k. k. n. ö. Appella-
öblte.tt ^ ^̂ '̂ Regierung Mltgetheiltes, und von dieser den Kreis-
lllach " " " Decrer vom 13. April 1825, RgqSz. 18,6^,0, bekannt ge.-

E« > " " b"' obersten Iustljstelle vom 2^.Mä,z 1825 eröffnet 
als d«̂  ̂ ' ^ l l g e bei der bestehenden Justizverwaltung N'chtS anders, 
^aftu„ D^tMlNll» zu überlassen, unter der »hnen ohnehin obliegenden 
ein« . / bafür zu sorgen, daß d,e Erledigung der Streitsachen durch 
l i g l ^ ^ E l v i l . Richte»amte berechtigte OcrichtSpcrson oder dem de' 
llche ^. Maglstiat bewutet, und eben so, wenn es sich um gencht-
^de^ltw^nie e,nes. letzten WlllenS handelt, oder d,e gerlchtllchc 

"klarung des Abwesenden zum Behufc emer Verlassenschaftsab 
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Handlung angesüßt wi ld , die §§. 589 und 277 deS a l lqe"2 
durgclllchen (Gesetzbuches beobachtet werden, d,e obigen ^ ^ . ^ 
ausiel Stlettsachen hingegen dle nach dem Hofdecrete vom 21. " ^ 
1788 von dem Wlrlhschaftsamte bchant^It weiden können UN" 
?lnsehung, welchel das WllthschaftSamt die Geilchtsbehoide j« ^ 
treten hat, an welche das aUgememe bulgelllche Gesetzbuch >^ 
Geschäfte verweistt, dmcr» einen Beamten eiledlgt werden, bel 
Fähigkeit besitzt, die da,über »n dem allgemeinen bülgelllchen ^ V 
buche eithellien Volscknften »n Einwendung zu bilnqen, da das oo 
töltliche Amt ,?dcs Dom,n«ums ohne llnteischied, durch welche ^8 
dasselbe se»n̂ . Gellchtöba,ke,t ausüben laßt, als das einzige 6 H 
licht zu betlachtcn »st, an welches sowohl die PaUclen als das" 
gencht sich zu halten haben. 

§. 363 

U n t e r v i d n u n g deS W , l t h schafts am teS h,nslch^.' 
der l h m zugew iesenen I u stlzg e sch ä fte u n t e l da 

A p p e l l a t l v n s q e l l c h t . 

Wei sich du»ch das Benehmen des glundob,,göttlichen «v' ^ 
schaftsamtes m den an dasselbe eigens gewesenen IustljgeschafckN^ 
kränkt acht»t, und sich hierüber zu beschwnen gedenket, del s ^ «.̂  
weiteren Recht^uq an das App^llatlonsqelicht zu nehmen v 
(Deciet del oberen Iustl^stelle vom 21. August 1788, 6 ° ^ " ' ^ 
declet vom l September 1788, Hofz 2 >^b, ReglelUNgSdecitt" 
12. Septembel 178^, §. 3, Nggsz. ^l0,350). 

§. 369. 

Welche I u stlzge schafte dem Ol tsger»ch te zugelv»e> 
s ind. 

Alle ubllgen Iust,zqeschafte und St,c,tlqle<ten sollen " ' " ^ p 
dem grundobrigkeltlichen Wuthschaftsamte, sondelN bel dem 6 " l» 
richte angeblacht weld^n. . . j , 

Nur sollen d»e Pal tele«, ehe und bevor sie be» dem ^ H 
lichte dle Streltlgkeltcn wilklich anhängig machen, sich be» deM " " . ^ 
schaftsamte zu dem Ende anmelden, dannt durch dieses d«e Z"^., 
debnngung emcs Vergleiches noch vorläufig veisucht werden ^ 
(Decret der obelsten Iustlzstelle vom 21. August 1788; H ° ^ " ^ 
deciet vom 1. Septembel 1788, Hofz. 2586 ; Regier ungsdecl et 
12. September 1788, §. 2, Rgqsz. 40,350). .,fi 

Ucbllgens gebuhlet dem Richter, welchem die Gerlcht.̂ barre 
S t r e i t s a c h e n zukommt, auch über dle »hm als Beklagte u n t ^ , 
fenen Partelen die Gellchtsbmtett ,n den Geschäf ten de s " ^ 
l»gen R i c h t e : amtes (Iunsd,ct,on vom 27. Septembe» 1^ 
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^ ) , welche keine Theilung der Amtshandlungen gestattet (Hof-
"«vom 12. December1804). 

§. 370. 

^lhes D o m i n i u m a l s Or t sge r i ch t best immt wu rde . 

3eit?^ ^rtsgericht wurde dasjenige Domimum bestimmt, das zur 
^^"Bekanntmachung dieser Bestimmungen in cmem Orte die Ge-
^ ° a " auSgeübet hat (Dccret der obersten Iustnstelle vom 21. 
g M l788. Hoftanzleldecret vom 1. September 1788, Hotz. 2586; 

"'"ungsdccret vom 12. September 1788, §. 4 , Rggsz. 40,350). 
^ ^ei j ^cn Ortschaften, m welchen sich vermischte Untertha' 
si^' ^ i. unter mehre»e velschledene Dominien gehörige Häuser de» 
N>l»»i " " ^ ^ verordnet, das, eS von der dunals von jedem Dom»' 
5,y ̂ ausgeübten Wcrlchtobarkelt in den zum Oltsgcnchte gewicse-

^schäften abzukommen habe, 
l̂ld ^ " l^em solchen Orte soll nur E in Or tS g ericht bestehen, 

^It> ^ " ' "es Dominium bestimmt seyn, welches d,e Iustizver^ 
d > ^ mit Bestellung emes Iust.jlärS »m Orte ftlbst ausübet, oder 
i^r / ' " solches besteht, dem Orte am nächsten gelegen ist, und 
besing Rücksicht, ob d,e mehrere oder mindere Zahl der mi Orte 
y^ "chen Häuser diesem dle tterichtsbartclt ausübenden Dommlum 
l>lt°. l<e (Hoftanzleldecrct vom 1. September 1788 , Hofz. 2536, 

"'"ungsdccret vom 12. September 1788, §. 5, Ngasz. 40,350). 
dttz« b"l> ln der Gerichtsbarkeit eingeflossene Bestimmung der 
^sL"lchtebarkctt sehr oft rahm angedeutet wurde, a!S ob durch 
»»are ^ r ehemaligen DomlN,caIger>chtsbarrclt Abbruch geschehen 
!,, . ' Wurde ei klärt: das, es auch f e rne r bei j ene r P c r s o -
! d o ^ l c h t s b a r t e i t sein V erble »ben habe, welche dem 
^ , " i u m oder dem E i g e n t h ü m c r e,ner ständischen 
y l h ^ ' N s e l n e n g r u n d he r r l i chen oder zu seinen G ü t e r n 
ol>t/ 'sen B e z i r k e über die u n a d e l i g e n HauStNhaber 
l>on<, A n w o h n e r vor K u n d m a c h u n g der I u r i s d l c « -
V z z ^ o r m « igen gewesen ist (Patent vom 16. August 

llsth^chen Ortsgerichten jedoch, welche vor Kundmachung ihrer 
h^ . .selbe e,ner andere», Obr,glelt vorzulegen verpflichtet waren, 
§. z / ^ s zu F^ge der IuriSdittlonsnorM vom 27. September 1783, 
i>l>^' die Gerichtsbarkeit nicht gelassen, sondern an jene Obrigkeit 

^ n , welcher die Bestätigung »hrer Urthe.le zugestanden hat. 
dest^" Folge dieser Organisation bestehen nunmehr in Nieder
e s 5 ? ""ber den Magistraten, wovon in der Abhandlung > I I . 
^de d ' ^ " ° " bem n,ed. österr. Municipalwesen und dem Bürger

te Rede ,st, 703 Pammonialgerlchle. 
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§. 371. 
S t r e i t i g k e i t e n ü b e r das Recht der J u r i s d i c t i o n i ^ 
schen D o m l n i e n , oder D o m i n i e n und o r g a n i s i r t ^ 
M a g i s t r a t e n , sin d au f dem Rechtswege u n d z w a r v o l 

den Landrech ten der b e t r e f f e n d e n P r o v i n z zu vel» 
h a n d e l n . 

Seine t. k. Majestät haben aus Anlaß eines speziellen Falles «? 
term 5. Deccmbcr 1826 nach dem Inhalle eines hohen Hosi<"V 
leidecrets vom 14. December 1826, Hofz. 34,945, allerhöchst zu el^ 
scheiden geruht: daß Streitigkeiten über das Recht der Iurisoicl«^ 
zwischen Dominien und ordentlich orgamsirten Magistraten ans ^ 
Rechtswege, und zwar vor den Landrechten der betreffenden Pro"»« 
und in Gegenwart deS politischen Repräsentanten zu verhandeln se^ 
(Regierungs Clrculare vom 8. I.inncr 1827). Wenn es sich um ds' 
Recht einer Gemeinde, dieGellchlsbarksit auszuüben, handelt, so ŝ  
hört der Gegenstand, wenn dieses Recht angefochten oder bestritte" 
wird, auf den Rechtsweg. . 

Ist es aber unbezwelfelt und nicht bestritten, und handelt es lA 
nur darum, ob d,c betreffende Gemeinde die Mittel hat, dieses Mess' 
gehörig auszuüben, so ist der Gegenstand durch die hierzu berufe^ 
Behörde e,nverständ!ich gehörig abzuthun (Hofkanzlcidecret vow ^ 
December 1831, Hofz. 27,810, Rggsz. 69,264. S . dießfalls auch d'< 
Abhandlung V i l l . dieses Theils, von dem n. ö. Munielpalwest" 
und dem Bmgcrstande). 

§. 372. 

D i e G e r i c h t s b a r k e i t muß i n dem O r t e selbst ausgeübt 
werden . 

Die Gerichtsbarkeit des OrtsgerichteS muß immer in dem Or^ 
selbst ausgeübt werden, und es kann keme Partei an ein ondel^ 
außer dem obrigkeitlichen Bezirke bestelltes G ericht verwiesen werde" 
(IurisdictlvnSnorm vom 27. September 1783, §. 29). 

Der das OrtSgericht versieht, muß übrigens seinen Sitz so b»' 
den, daß er von der Grenze des Bezirkes, in dem er das Recht i^ 
sprechen hat, nirgends über 2 Stunden entfernt ist (Hofdecret vow 
10. August 1787). 

Denn er darf außer dem Bezirke wohnen, worüber er Recht i" 
sprechen hat, er darf aber in diesem Falle nicht über 2 Stunden v0" 
der Grenze seines Bezirkes entfernt seyn (Hofresolution vom 2 " 
September 1787). 

Ueber die endliche Anfrage: ob Gerichtsherren, die einen elA 
nen im Gerichtsbczirke wohnenden Iustiziär halten, durch dieses 
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^ / . ^ l l e z„m GerichtsbcMe gehörigen Unterthanen, ohne Rücksicht 
llii," 5 " ^ " ^ ^ ^ w " ^ Enlfelnung von dem Wohnsitze des Iu« 
il, .^ ' ^^ GeiichtSbarkelt auszuüben befugt, aber, m Ansehung der 
^ . Meilen entfernten Unterthanen sich eines näher eigenen oder 
t, A"ten IustlziärS zu bedienen schuldig seien, wurde dem Appella-
^"Wrichte durch Justiz. Hofdecrct vom 8. )lugust 1828, Z. 3037, 
^ ^tet, dasi zwar nicht als allgemeine Regel angenommen werden 
less^ ^ auf Gütern, für welche ein eigenes gmSherrllches Gericht 
be' l '^^ ^^^ Iust,zamt von den ausmisten Grenzen des Gerichts-
^ i'rkes nirgends über 2 Meilen entfernt seyn dürfte, mithin für wei« 
^. ^tferntere Gerlchtsunterchanen ein anderes Gericht bestellt oder 
, ^ U t werden müsse; das Appellatlonsgencht habe zedoch in Fällen 
ter^ gewöhnlich weiten Entfernung einzelner Gemeinden und Un^ 
.̂ hanen von dem Genchtsorte, wo daraus besondere Beschwerden 

H ble G?r,cht5insassen ^tstchen können, für die Bestellung oder 
^gl'rung eines näheren Gcilchtes zu sorgen. 

z^ ^uf Ersuchen des Appcllationsgerichtcs wurden daher die Kreis-
y ^ l n , t Regielungsbecrer vom 28. August 1828 angewiesen, bei 
b ^Menden Fällen, wo einzelne Gemeinden und Unterthanen von 
^ Gerlchtsolce ungewöhnlich weit entfelnt sind, so dasi daraus 
h^e re Beschwcidm für die GerlchtSmsassen entstehen können, 
bs.« "Ülle zur Abhülfe zur Kenntmß des AppcllanonSgerichteS zu 

'"gen. 

§. 3?3. 

^ l ch t ^^,. a n z e i g e , e der V e ränd e rung im S ltze deS 
Ger ich tss tandes. 

„,,. ,^uf Elsuchen des k. k. AppcllationSgerichtes vom 20. Apn!1819 
bei, ' " " Reg.e, ungsdecret vom 22. April 1819, Rggsz. 14,8^4. 
, ^ ! e n , daß sede M i t dem S i t ze des Ger i ch t ss tandes sich 
gebende Veländerung unmittelbar und unverweilt dem Appellatlons-

'^te sowohl a l s d e r N e g i e r u n g anzuzeigen sei. 

§. 374. 

U n t e r o r d n u n g der Or tSger ich te u n t e r das Appe l 
l a t i o n s g e r i c h t . 

.« Die also bestimmten OrtSgerichte hängen in dem weiteren Rechts« 
V von dem A v p e l l a t i o n s g e r i c h t e ab(Hoflanzleldecret vom 
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4. September 1788, Hofz. 2586, RegicrungSdecret vom 42. 
1788, §.9, Rgg?z. 40,350). 

^ . Von der Verwaltung der Patrimonial
gerichtsbarkeit. 

§. 3?5. 

V e r b i n d l i c h k e i t der O b r i g k e i t e n , I u s t i z v e r w a l t 
au fzus te l l en . 

Durch den Zugang der Gerichtstaxen ist den Obrigke»«^ 
Verbindlichkeit aufellegt, zur Rechtspflege g e p r ü f t e Rechts" .^ 
ter (Justlzläre) aufzustellen und s,c anständig zu besolden (^ 
vom 4. Ma l 17^6). ^ 

Denn d«e Rechtspflege muß von einem von dem ' ^ ^ F t 
t i onsger i ch te g e p r ü f t e n und hierzu tüchtig befundene« ^ ^ 
velwaltet weiden, wobei es übr.genö nicht v e r b o t c n l ^ ' ^ ^ 
rm solcher zuiu Nlchtciamre berufener Mann auch das V .̂< 
schaf tsam c ganl, oder zum Thelle befolgen lann (Dccrct ^ A ^ 
stenIustl^stelle vom 21. August 1788, Hoflan^Ieidecret vom ^' « <, 
1788, Hoft.25^6, Neglelungodecret vom 12. September 17s», 
Nggs;. 40,350). ^ 

D»e Justiz bann ubngens sowohl von dem Gericht .«< 
selbst als von einem e igenen I u s t l z l ä r oder im ^ ^ 
l l o n s we g e verivaltet weiden. ^ 

Dagegen ist der Unfug, die Iust,z bei den Dominicas .^ 
durch?ldvocaren <>v<lisscnl̂ > <u verfallen, bereits m«t Hofde^ 
2 / . October 178^. aller Orten abzustellen befohlen worden. j B 

Selbst die früher Mit Justiz-Hosdecret vom 21. 2^" '^ ,>>< 
bedingt gestattete Deleguung von Advolaten ,n Wien wurde ^ 
Iustlzbofdecret vom 22. September 1821 eröffneten allerhöchst ^ 
schllesiung vom 30. I u n l zu Zolgc, wieder Mit Iustizhof^ . ,>> 
14. Jänner 1822 aufgehoben, und die Bestellung der Ad^l ^ 
Genchtöbaltern auch in Wien und auf den m der Nähe " ^ 
Gütern für das Künftige Nicht mehr gestaltet. Jene Ä ^ ' ° ^ H , ^ . 
den zuvor bestandenen Gesetzen g.mäsi wlrlllch bereits 2 ^ ^ ' 
dicnste angetreten hab»n, wUlde jedoch gestattet, dieses?l»Nt 
Person noch ferner neben der Advocatur zu besorgen. z, 

«) Wie die Justiz bei Magistraten zu vmvalten ?ommt< wuo ^^ M-
Handlung IX. von dem österreichischen Munitival« Wesen und 
gerstandr abgehandelt. 
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5 376. 

' ° l d e r n l ß d e r W a h l f ä h l g l e l t S d e c r e t e z u m N i c h t e , -
A m t e . 

"tt ^ ^ ^ Hofentschliesiung vom 4 September 1 8 0 l wurde verord-
^ ^ b,e erledigten Nlchtelamtsstcllen immer nur Mi t solchen I n -
6 e u / " ^ ^ h t werden sollen, welche M l t j u r l d l s c h e n S t u d i e n » 
^ b » ^ ^ s s e n sich a u s z u w e i s e n v e r m ö g e n und v o n dem 
<vys. ^ " t l o n S g e r i c h t e g e p r ü f t " ) w o r d e n s i n d ; damals 
l l i l hs ,^^ ' ' die schon bestandenen Richter und Justitiare, welche durch 
l«>ten ^ N"te Ausübung des Nlchteramtes Proben ihrer Fähig, 
^ tan^^ ^ " ^ ^ ^ gelegt harten, und sich hinüber auszuweisen ,m 
^en ^ ^ " " ^ ^^^ Belbnngung der Stud,enzeuqnlsse und der we«-
b ^ ^ ^ ^ u n q enthoben; und mir Circular des Appellatlonsgellchtes 
d l e . ^ ' ^ p l l l 1808 wuiden sämmtlichc unterstehende Beh'ölden auf 
>̂d>es Beobachtung zener Hofentschliesung Mit dem Auf lage an>-

^tez ^ ' ^ ' bleselben keine Individuen zur Ausübung des Nichts-
^t f >. ° ^ ,m Cmll« als CllMlnal-Iustlzfache, ohne das; dieselben 
^ s e ^ bei dem?lppellatloN'.'geilchle abgelegte Prü fung oder dl? be» 
^Üel,' ^ l lw i l t t c Enthebung von selber sich ausgewiesen haben, Mehl 
^ s e > ^ ' " " b auch d,e beleic^ angestellten Ind iv iduen , wenn sie 
^ '^Weisung zu leisten nicht vei mögen, sogleich von dem Rlch 
>>eĥ  ^ N t f e i n e n , und falls sie dieselben ,m ökonomischen Jache bei» 
s«l l^^ Wollren, ande»e Justinen e und Richter gehölig anstellen 

^ ra^ / ' ' ^qegen 5andclndcn Behörden wurden nicht nur stlenge zur 
'̂chte ' " ^ " " ^ St rafe ge^ogrn, sondern delle» unberechtigte, oas 

l«t^ ^ " ' t begleitende Indiv iduen mußten ohne welters h,e:von cnt-

'leb ,̂ ^'^ P r ü f u n g derjenigen, welche das?lmt eines Richters l'bcr^ 
len ' oder als Auscultantcn bei Justizbehörden in Dienste trctrn wel, 
f^>' 'vlnbc der allerhöchsten Entschließung vom 27. Februar i82? gemäß, 

° ^unft!',c vorgeschrieben: 
y^ . - N'emand darf bei Gerichtsbehörden, sie mögen in i?ivi l-cdcr, 
, „ « ' ^ l n a : , S a che n, allem oder ln beiden zugleich die Gerichtsbarkeit 
t̂e> » l ^ ' ^ ^ Äuscultant zugelassen werden, der nicht bei einem der den 

so,2 Inendes obersten Gerrchtebefcs untergeordneten Appellationsgerichtc 
^ en ° - "^'6 bcm C i v i l , a l s (? r i m < n a l rc chte g e p r r i f r t wo r-

' l t . und i n b e r d e n F a c h c r n Genüge ge le is te t hat. 
ûcta , ^ ^ ^'^ Auscullanten vo, geschriebene Prüfung kann zwar „ach zu-

^ ^ 3 < c n Stud cn, auch ohne über die vorausgegangene Uebung rn 
,st Geschäften eine Veschein-gung beizubringen, angesucht werden, sie 
yi^,^3tcn Sauden, auch ohne über die vorausgegangene Uebung rn 
,st Geschäften eine Veschein-gung beizubringen, angesucht werden, sie 
!>ilck,^ " ^ l hinreichend, daö Befugniß zur Verwaltung des Amtes eines 

^ ^ ?" Manien, 
tich.^' Wcr das Lmt eines Rlä'ters antreten, und Civil« und Criminalqc 
ĉ>tt> zugleich. oder auch nur eine oder die andere dieser bilden 

ungen der Gerichtsbarkeit allem ausüben w i l l , muß sich bei einem 
41 
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der den drei Senaten des obersten Gerichtshofes untergeordneten H 
lationsgerichte einer strengen Prüfung aus dem Civil« und kriminal ^. 
unterzogen, und in beiden Fächern gründliche Kenntnisse bewiesen^ ^ 

Zu dieser Prüfung werden nur diejenigen zugelassen, welches ^> 
zurückgelegten Nechlsjtudicn wen igs ten« E i n v o l l e s I " ^ h < l 
e i n e r G e r i c h t s b e h ö r d e i n C r i m i n a l g e s c h ä s t e n gl ^ 
haben. Zu den Gerichtsbehörden, bei denen die lZriminal-Praris s ^ 
mcn werden kann, gehören nebst den la n dr s f ü r s t l i c h e n ! ^ ..^ 
und Lriminalsachen, odcr für letztere allein bestellten C o l l e g l H 
r i c h t e n , n u r die m i t m e h r e r e n g e p r ü f t e n R ä t h e « " > ' te 
zur Verwaltung der Criminalgerichtsbartcit berechtigten M a g ^ l ^ 
der Städte, die zu C r i m i n a l > U n t c r suchungen berechtigte» ^ 
des fü r s t l i chen L a n d - u n d P f l e g g e r i c h t c in T i ro l , ^^Hle 
und dem Inn -V ie r t e l , und die l an des fü rs i l i ch cn B a n n g t " 
i n S t e y c r m a r k. .z, 

Es ist jedoch hinreichend, sich bei einem Ccllcgialgcrichte, " . , 
Civ i l 'und Lriminalgcrichlebarkcit zusteht, aus be ide G a t t « 
von Geschäften zugleich ein volles Jahr lang verlegt zu habe». ^ 

U. Die P r ü f u n g soll sowohl bei Richtern als Auskultanten " " 
l ich und s c h r i f t l i c h seyn. ^ 

sss steht Jedermann ftci, sich ans dem Cioil-und 0 n M ' ' n " ^ l 
zugleich, odcr an verschiedenen Tagen prüfen zu lassen, im letzteren o^i 
darf aber n u r e i n ci n zi ge s A m t s z c u g n i ß über den lslto ö 
den Prüfungen ausgestellt werden. ^ 

4-. Die vor Kundmachung dieser Vorschriften bereits grprüst^.^l 
in Dienste getretenen Auscultantm uno Justiz-Beamten sind be> ^, 
Beförderung zum Richlcraintc nach den bic-her gclteadcn Oesr̂ cn » ^ 
handeln, welche üdcr^upt in Rücksicht derlHi.zensch.iften de^ Nich^ ^p 
Justiz-Beamten , der Prüfungen und der Zeugnisse über den ^ v Ag^ 
selben noch ferncrbin insofeln n>r 3iichtschnur dienen, als si^ durch v 
wältige Verordnung nicht aul-drüellich abgeändert worden. . <§, 

Diese allerhöchste Entschiiefwiig wurde aciammten dem Apptlla jZ, 
gcrichte untergeordneten Justiz - ^e^orden. in Fowe Hc>fdecrctes o ^ . 
1827 . Zahl ü ' c l l l / ^ , zur allgemeinen Wissenschaft und genauen ^ 
nachachtung bekannt gemacht (3t . Oe. Appcl. 'ationsgcril l ' . 's-löilcul" 
27. Apr i l 1827). ' ^'. 

I n der Kundmachung vom 27. Apr i l 1827, wodurei, die, d u H ^ 
beeret vom 27. Februar <827 crgangei en Vorschriften über die ^ ^ 
derjenigen, welche das Amt eines Rlchlcrs übernehmen, oder als ^ ^ 
tanten bei Justizbehörden in Dienst treten wol len, zur Henntnist s gze>' 
w u r d e n , hatten sich durch Versehen zwei Fehler eingeschlichen, de" 
besserung nachträglich bekannt gemacht wurde. „. glst 

E r s t e n s : I s t der Absatz 2) dem höchsten Hosdecrete gcM" 
zufassen: . ^ 

2. Wer das Amt eines Richters antreten, und (5iv i l -und ^ ^ h t ' 
Gerichtsbarkeit zugleich, ober auch nur eine oder- die andere b'esc ^ ^ 
Gattungen der Gerichtsbarkeit allein ausüben w i l l , musi sich bei ^ ^oi^ 
den drei Senaten des obersten Gerichtshofes untergeordneten Appel ^ ^ 
gerichtc einer strengen Prü fung aus dem Civ i l -und (?riminalreci)l 
zogen, und in beiden Fächern gründliche Kenntnisse bewiesen hav ' ^ 

Z' ' d-escr Prüfung werden nur diejenigen zugelassen, "^ h l ' " 
n.̂ ci, / u : u,!gel> gt>'n »iechtsstudien w e n i g s t c u s E i n v o l l e s ^ 
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I ° u - I l , s t i z : G x s c h ä ' f t c „ , und wenigstens E i n v o l l e s 
«yr bei e i n e r G e r i c h t s b e h ö r d e i n C r i m i n al« Geschäf, 
' " geübct haben. 

I m Uebrigen hat cs bei dem Inhalte dieses Absatzes zu verbleiben. 
Z w e i t e n s . Ist der dritte Absatz also zu fassen: 

liz ^') Die Prüfung soll sowohl bei Richtern als Auskultanten münd-
^ " " schriftlich seyn 

zu»! ' ^ ^ ^ l Icdcrmann frei, sich aus dem Civil» und Criminalrechte 
8 « l l ^ ^ " ^ ^" verschledenl,'!! Tagen prüfen zu lassen; in dem letzteren 
Hr»f ^ ^^^ ""^' ^'" einziges Amtszeugniß über den Erfolg b e i d e r 
z "'Ungcn ausgestellt werden (?i. Oe Appellationsgerichts-Circularevom 
' "U«l 482?). 

5u«f ^"^ ^ " ?ln fra gebet ich t vom 27. April 4887, in Vctrrff der über die 
ttaan "6 ^ ' hinsichtlich del Richteramts und Auscultantenprufungen, 
^"gcnen Hofdccrcns vom 13 Apr,l 1827, Zahl 206120^, entstanbe-
^ . « ' " ^ f e l , tam endlich dem t. k n. o. Appellationsgcrichte durch Hof-
En!s^^°'" ^ Mai 182l), Zabl 2)8l)/?2, in Gcmäßbnc der allerhöchsten 
vUn'a ^ " z M " " " ^ Februar und 2 Mai d. I . folgende Verorb-

bizh Erstens. Durch die Verordnung vom 13. April 1827 ist an der 
öllltia " Ucbung, vermöge deren die Civil-Praris auch bei Aduotaten 

angenommen werden kann, nichts geändert. 
H> .»Zweitens. Aci reinen landeofurstlichen Vivilgcrichten oder solchen 
3ls°nl ' welche die Ci')il-ui!d kriminal-Jurisdiction i» formlich ab-
^ ^ ^ ' ^ n Sexalcn verwalten, si>.d auch fernerhin reine Civil »Rechts» 
Nli«. '^^m qestattllch. Hageln w!ld als ?lusnabme von der Anord, 
ll'lter ^ dofdlcretes vom 18. August 4830, Zahl 1688 I G. S.. ae. 
YH. ' bei )^»,!i landrvNiralnhl.il kollegial - Onichtcn und organisirten 
^suK. ^ ' ^ ' ' welche die (noil - und (zrlminalqcrichtsbarkcit ungetrennt 
^vu.^^ " ^ ^ ^ bisher gestatteten kr iminal. Praxis auch jene aus den» 

'"»stizsach». zu nclimcn. 
z„ ^ ? ^ ^ Plactitanten sind qea.cn Abl^qung des Verschwiegenheitseides 
t i^^°^knungen ""b Tagsahunqen und zu Verfassu',aen von Eipedi-
^ch n̂ ,̂  " ^ ' " ^ 'den , zu den Rathssitzungcn aber nicht zu->ulisscn< und 
Na l t ° ' ^ " ^ ' ^''niahliqer Praxis ist ibncn der fernere Zutritt nicht zu 

" " , wnin >ic die Prüfung nicht sogleich ablegen. 

^2? ? ^ ^ ^ ' ' ^ ' ^ " ' Schlußsah des g 2 der Verordnung vom 15.April 
^al^> "'^' ^ ' land.'sfurstüchcn Laub-und Pfleggrrichte in Tirol, 
^rk / ^ und dem Ixnkieise, und auch auf die Vanngorichtc in Steuer» 
te» ^"k Anwendung, wo'U aber auf Vorarlberg bei jenen Landgericht 

' l-lche die Oiv.l- und Crlminalgerichtebarteit vollständig ausüben. 
««ich " i e r l e ns. Die Begünstigung, die Praris aus beiden Fächern zu. 
i^aicn ^"<"m Ialne zu vollenden, sindet auch bei organisirten Magi-
tt„^ l . ^ , ^ ^ ^ die ^ i v l l - und Lriminalgcrichtsbarkeit ungetlennt vermal-
^vi l^O ^^'^ ^'^ ^ ' ^u Stal l , bc: wichen der Eriminal'Benat von dem 

' " n a i c abgesondert ist. 
'̂ifachz «.̂  ^ " " bic Criminalprau's zugleich mit jener aus dem Eivl l-Iu-

^"ale l, ĝeschiedenen Gerichtsbrdorben, oder solchen, die getrennte 
"°<hc>i,! , ^ > oder an verschobenen Orten, weder in Einem Jahre, 

u)a!l.'iahl,ig bei einem ».'der dem anderen vollstleclt werden. 
b)ß ^ ^ " " f t c n s . Die Vorschrift des hofdccretes vom IN. April 1827-

" ' um auch nur in E,ncm Zweige d^s Richtcramt zu erlangen, 

http://landrvNiralnhl.il
http://qea.cn
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geprüft seyn müsse, ist auf diejenigen, ^ D ' 
, ftncs Hofdecrttcs das Amtszeugmß^°°^lB^ 

auch aus dem anderen 
Zeit der Kundmachung 
tionsgerichtts über ihre Fähigkeit zum Civil, oder CnM'N" . ^ ^ 
bereits erhalten haben, nicht anzuwenden, wenn sie auch noly ^ 
stellt sind. . . . .̂einge"",'!'« 

Sechsten«. DcnÄppcllationsgerichten wild die Macht ^ ^ 
den Auocultanten reiner Civil-oder Vrinn'nalgcn'chlr zur ^^ichtsvs" 
andern Fache auf ihr Ansuchen und nach Vernehmung der ls» ^ 
her den erforderlichen Urlaub zu erthcilen. < z. " . ^ 

Diese allerhöchste Verordnung wurde sämmtlichen, dem r. ^ ^ ^ 
pellationsgerichte untergeordneten Justizbehörden, in Folge ^ Hachl""' 
ten Hofdecretes vom 8. Mai t829, zur Wissenschaft u"d ^. ^3 ) . 
bekannt gemacht (Appellalionsgenchts'Circulare vom 22- Al 

S o g ! ei che B e e i d i g u n g der G e p r ü f t e n 00M " l>^ 
r i o n s g e r i c h t e . 

DaS k. k. ?lppel?ationsgericht hat die für das Richte""" H^g. 
tcn und tauglich befundenen Individuen gleich bei der 0 ^s-
k e i t s e r k l ä ' r u n g zu m Rich te ram re nach einem e>^ ^st>»° 
mulare für den Fall ihrer künftigen Anstellung zu beeidige« ^ h " 
Hofdecret r>om5.Decemberl8l2; Hofkanzleid'ecret vom 2 1 - ^ ^ M " 
1812; Decret der obersten IustizsteUe an sammtliche Appeu" 
richte vom 5. December 1815). 

§. 378. 
f d-ss-" 

d«c 

B e i A n s t e l l u ' n g e ines I u s t i z b e a m t e n ist aus 
strenge M o r a l i t ä t zu sehen 

Damit für die Zukunft bei P r i v a t - H c r i' sch H ^ , , lt>̂  
Bcamtenstellen, welche die I u s t i zp f l c ge zu besorgen"" ^ ,e ,p 
ganz make l l osen Individuen beseht werden, haben ^ ' ^ H e l 
mit allerhöchster Entschließung vom 22. März 1828, l a " " <̂  Hol«! 
tanzleidecretes vom 29. März, empfanden den 7< Av'll 1« ^ ^ 1 ' 
1074, Nggsz. 7203, zu befehlen geruhet: das; in Zukunft ^ 
Stelle keinem I n d i v i d u u m mehr v e r l i e h e « ^ ^ . h r ' 
keinem bekle idet werden d ü r f e , welches e i « ^ g O ^ 
chens schuldig b e f u n d e n , oder von demselben " »d' 
g e l rech t l i cher B e w e i s e l osg esp ro chen w°roe ^ i a 
ü b e r h a u p t n icht ganz t a d e l l o s ist (Regierung 
vom 1!-;. April 1828). . S U " ^ 

Diese Anordnung hat jedoch nur für die nach ^ 'ctanj le '^ ' 
chuna anaestelll werdenden Individuen zu gelten (-?"' 
rom 29. März 1828, Hofz. 107^l, Nggsz. 7203). 
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lgH "6 Anlaß der, Mlt dem Regierungs«Circulare vom 18. April 
^ 8 gemachten allerhöchsten Entschließung vom 22. März 
êawt " " ^ welcher be. Privat- Herrschaften d,e Stellen solcher 

l'lles^^ " ^ ^ ^ ^ I u s t l z p f l e g e zu besorgen haben, kemem 
gel ^"brechens schuldig befundenen, oder von demselben aus Man« 
t̂ b«l/s ^ ^ Beweise losgesprochenen, oder überhaupt mcht ganz 
gl«., I nd i v iduum vorgehen werden dülfen, sind folgende Fra» 

' " Sprache gekommen: 
l , ^ ^ . ^ ^ n s : Wie sich bei jenen mit der obgedachten Makel behaf-
«Ul f^^ 'buen zu achten sei, welche vor der Kundmachung des 
«lllf^H^n Befehls bere,tS als Mandacare (politische Geschäftsführer) 
^tr» ^ °^ ln lum angestellt worden sind, aber von diesem Dienste 
«Nti-./^ und be» emem anderen Dommlum in einen solchen Dienst 

"en wollen. 
^ i r ) , ^ ^ t e n s . Ob die Individuen, welchen ein solches Hindermß 
sich "l"llung als Justitiare auf Prlvat.Herrschaften un Wege steht, 
'l,»el? ^e Behebung dieses Hindernisses, Mithin um d»e Erklärung 
kntsH .^llunqsfählgkeit bewerben dürfen, und welche Behörde zur 

^ . Ung hierüber zu ermächtigen wäre. 
ßllNa^"Über haben Se. k. k Majestät mit allerhöchster Entschlle 

u v°m i ^ . Mä>. 18^5 zu velvldnen geruhet: 
T>!^, 1 ' Daß so'chcn Individuen der llebertillt «n einen ähnlichen 
»l ̂ . ^5^ >̂ einer anderen Hellschaft nicht zu beanständen sei, jedoch 
böcha '""'aussetzung, wenn sie sich nach der Kundmachung der aller» 
bab,'n Emschl'eßu'ng vom 22. März 1828 keine Makel' zugezogen 

'>!1 ^ ^ - Haben 2c. k. k. Majestät die Appellatlonsgenchle zu der 
^>>ll ^ stehenden Dispense von einem solchen Hmde>Nlsse zur 
> i i^ / "^der Individuen a!S Iustlz,a're auf Privat- Hellsihaften ,n 
!:>,, ̂ ^ 'üldigen Fällen, unter gehöriger Ueberwachung der ^lofstel-
^l>er/'^ ^'" Berufswege wie in anderen ähnlichen Angelegenheiten 

l̂'tll? " haben, allclgnädlgst tu bereclltlaen aerudet sNealcrunas-
K'e vom '«. Avnl 1835). 

'« l>e . '̂ ^ »>», <^^lUsl,'il'c^r Il'lc l l l allerlei» l l y i l l i ^ rn «li^r!r^cl!!)»,^r»! 
^ I I^ . "'̂ 'N haben, allclgnädlgst zu berechtigen geruhet (Negicrungs-

A e vom '«. Avnl 1835). 
^esii,"/ ^ ^ Bestimmungen beziehen sich auch auf die politischen 

^ f t s f i i h ^ . , wovon z. 864. 

§. 379. 

^ t der D o m i n i e n , die ? lns te l lung e ines neuen 
Just iz beamten a n z u z e i g e n . 

^ d»e ^ Dominium, welches emen neuen I u s t , z , ä r aufnimmt, 
»i^d "n;e,qe dieser Ernennung unter Beilegung der Wahlfähig
er,, ^ ^ des k. k. ?lppellatlonsaellchses d.-m vorgesetzten 

' " 'U te zumachen, welches dieselbe dem k. k. ?lppellHr,onsgc" 
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richte vorlegt, von welchem sie sodann durch das Kreisamt M 
richt genommen wird. 

§. 380. 

H a f t u n g der O b r i g k e i t e n f ü r i h r e I u s t i z i ä r ' ' 

Die O b r i g k e i t e n haben für die gan;e Amtshandlung ' ^ 
Iustizräre zu haften (Patent vom 4. Ma l 1786) , daher 1 ' ^ -
Stellen bei jeder wegen emes w ide r rech t l i chen Vorgang. . ^ 
delnden Entscheidung unmittelbar an d ie H errschaft, unb"' ^ 
das Richteramt zu wenden haben (?lppellation?ger»chcs'^" ^, 
vom 20. August 1787) , denn eS muß der Grundsatz festhäl t" ^ , 
den, dasi jedes Donnmum für die Folgen fehlerhafter Amcsha ^ . 
gen seiner eigenen Beamten, gegenüber dimer Personen °̂ .̂ e>^ 
stalten, die dessen Verwaltung anvertraut sind, selbst " " " ^ l ' s t 
bar den Beschädigten zu hafrcn hat, und zum Ersähe vervsi'W zz. 
(Hofkanzlcidecrct vom 29. November 1832, Hofz. 26,367, ^"zg. 
69,108) ; daher auf Ersuchen des t. l. Appellatlon5qerlchces v o « ^ 
April 1819 mitReglerungsdecret vom 22. Aprll 1819, R g ^ i - ^ ^ e ' 
befohlen wurde, zede m»t dem Ge r l ch ts lnhab e r slch ^ l " 
bende V e r ä n d e r u n g u n m i t t e l b a r und u n v e r n' e«l ^ 
A p p e l l a t i o n s g e r ichte so w o h l a l s der Reg i c r u n g " 
ze igen . 

§. 381. , 
- selbst 

W o r ü b e r d e r . G e r l c h t s i n h a b e r , der b,e I u s t l i ' 
v e r w a l t e n w i l l , sich a u s z u w e i s e n hat. 

Wenn der Gcrichtsinhaber selbst die tteilchtsbarkeit ve>'<^ 
wil l , ist er m solchem Falle von Aufstellung eines Justitiars entv^e 
Allem, diese Enthebung kann nur dann Starr haben, wenn ^ ^x 
Tüchtigkeit zum R'chteranne erwiesen und also jenem Genüge st ^ 
hat, was in den §§. 430 und 431 d. a. s^. o . von einem ^ ^ l 
gefordert wird ^Verordnung vom 12. Avril 1787, S . auch 3^' 
b,s 375). 

s. 382. 

D e l e g l r u n g der G e r i c h t s b a r k e i t . 
.hl v«l' 

Vormals wurden in ,ebcm Kreise drei, in dem Kreise "'^sie« 
theilte und bequem gelegene, wenigstens mit zwei besoldeten gep.^, 
Iustizmännern versehene M a g i s t r a t e als diejenigen l)»t0g ^j 
bestimmt, von deren nächstes sodann jedes Dommmm, so b^.^l.'l' 
Nlcht selbstvelwallen, son^ein dieselbe deleglren »voll«, dleDelega" 
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i»Oea?^ wo sodann jedem solchen Magistrate c,n dlltterIustlzmann 
ŝck ff " wurde. Alle anderen Delcgal,onsarten, w,e selbe immer 

IichV^li seyn und m Antrag kommen möchten, wui den ausdrück, 
^veiboten (Hoftanzlrldecicc vom 1. Sevtembe: 1788, Hofz.2586, 

U'Mingsdecret vom 12. September 1780, §. 7, Rggs;. 40,350). 
H^ 'UN '^ aber laut Iustlzhofdecrets vom 2«. I u l , 182l von S r . 
^ t m ^ ^ " ^ Dommien freigestellt, zur Ausübung der <Hc,lchcsbar. 
z»^.'Genehmigung des Apoellationsqellchtes e»n en I u stlz »är 
IM ^ " n , und somit sind sie n,cht mehr an diese nnt dem Obersten 

j?eclete vom 21. August 1788 erlassene Bestimmung gebunden, 
sltẑ  ^ " S y n d l k e r n der auch Nicht Mit geplüften Näthen be
st,,^ ^"^stlate zedoch ,st die Besorgung e,nel h^lischaftllchen Iu» 
I z ^ ^ l u n g nicht zu gestatten (Iust,zbofdecret vom 7. September 
l 8 ^ ' ^ " ^ 5749, Naqsz. 7624; Hoflanzleldeclet vom 16. I u l l 

' Hch. 22,105, Rggsz. 38,141). 

on^ '"lt Hofdccret vom <.Dcccmber ^788 bezeichneten Maqistrate, 
>, "klche in Ocsteilclch unter bei Enns zu ssolqe deo Justiz-Hofdccretes 
lM 3, ^^ust 1788, §. 6, dl« Delegation allem geschahen sollte, waren 

st., Der Magistrat Wiener Nnistadt, Niuck a» der ceytha und Klc-

3m V. O. W. W der MaM^at St. Polten. Tulln und «ybb«. 
Im B. U. M. V. d̂ r "t.iqistrat Ko'ncublng, Roh und'̂ aa, und 

N«. / " ' V> D. M. B. dei. Magistrat <Kre>n>>, ^wetl, (̂ ggenbuig und 
"l°5ofcn an der I.haja. 

§. 383. 

^ M e n , h j ^ h^^ solchen D e l e g l r u n g e n zu be
obachten slnd. 

^ d e ? ^^"lhen des ?lppellationsqerichtes vom 20. April 181''» 
^^UAegleiungsdecret vom 22. Apr,l I8 l9 , Rags^.14,85^l, den 
^ t ,d !^'N befohlen, jede Mit der delcailten ^exchtsbaiteit sich er-
l>lr,ch. T^l-cinoelimq unmlttelbal und unvei wellt dem Appellations-
^lüei,. ° ^ als der N^gieluna an^u^eiqen, welcher Auflag Mit 
"«l<en ^""ordnung vom 10. August 1821, Rgg?z. 3b,735, er» 

^»vUlde. 
^ . ^ die D e l e q i r u n g eines f r e m d e n J u s t i t i a r s zur 
, ' ^ui ^l'Justiz tann, laut Dccretes der obersten Justizielle vom 
^,7zz ^ 2 1 , Regie,unasdec»et vom 10. August 1821, Ragsz. 

A/,^« ^ ° ^ ^ allerhöchster Entschließung, nur Mit (Genehmigung 
l̂ esH ^tlonsaellchtes und m»t C>nw,li,aung des Elqemhümers 
^d d l « ' ^ ^ ^ S t a t t haben, unter dessen Diensten der Justitiar steht, 
^«vtHh PPellatlonogeilchte mögen velmöqe Iusti^hofdec'.el vom 9. 
^ ari^ ^ 2 7 , diese Delegation von emem Richter erster Instanz 

"°l'N i n n e r h a l b l h l e s S v r e n g e l s f ü r s»ch a l l e l n 
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und ohne Rückfrage an dle oberste Iust«;stelle, auch dann bew'll's^ 
wenn wlikl»ch das eme oder andere Bericht erster Instanz em laN 
fürstliches lst. A. 

I n Fällen dagegen, wo es sich um dle Uebertragung d e l , 
nchtSbarkeit aus demSprenqel eines?lppellatlonsbe;llkeS m l«^ ^ 
andcln, som,t auch um Verändelunq des ObelgerichccS selbst h^ 
»st stets dle Genehmigung des obersten Genchtshofes einzuholen-. 

Der Beamte des f l e m d e n delegirten DoMlNiums darf!^ ^, 
zu Folge alleihöchster Entschließung, Iustizhofdecret vom 2^ .<^ 
I 8 2 l , Nggsz. 36,735, Nicht weiter als 2 Meilen von dem deM 
Henschaftsbeznbe enrfelnt seyn, und sein Amt hinsichtlich d e r d " ^ 
len Ge, ichtsbalkelt an einem bestimmten wöchentlichen Awlstag ^ 
Orte, wo die deleqnende Obrigleit ihre Kanzle« hat, handeln 
ohne Kost.n eischemen. ^s, 

Ueber die Frage: Wie bei der dUich das Hofdeciet vom 2l1 «̂ . 
1821 gestatteten Delegation d,e E n t f e r n u n g des delegl'liN ^ 
stlzlärs von dem GellchcsbeHlrke, wolüber ihm d»e Jurisdiction.^ 
g,rr w»id, zu berechnen se«, wuide das Appellationsgencht Mll ^ 
decrer vom 8. August 1828, Hof; 3N37, auf den Inhalt 1 " " ^ 
decretes el wiesen, zu Folge dess.n die Delegation Stat t findet, ^ 
nur der Wohnort des Iustl^läls von dem GenchtZbe^nte, ^ .^ 
»hm die Jurisdiction deleant w,id, mithin von der nächsten (s ^ 
Nicht über 2 Meilen entfelNt «st, und der delecnrte Iustii«^' '" .s 
?lmlökan^lel des belebenden Oeilchtes einen?lnn?tag hält (^ 
lung^deciet vom 28. August 18^^, Nags;. 48,579). ^ ^ 

Damit feiner aus d.n Civil Ultheilen alle Umstände eNtno'"^ 
weiden bonnen, die m Be^ug auf velau^qega.igene und nach'̂  ^ge 
Verbandlunqen von C',bebllchke,t sind, hat die k. k. obeiste I"^,Hl i 
mir Decret vom 11. Iannei 182^ an sammcllche Appellanc-nsgl i, 
der deutschen Plovln^n den Alifnaa eilassen: i n d e m von el s 
d e l e a l i t e n Ger i ch te ges <l iovften U l the» le n > ch ^ ^^ 
das D e c i e t del D e l e g a t i o n und die B e h ö r d e , Hl 
»velchel es erfsos' , sonde ln auch d a s j e n i g e ^ ^ üs 
ausdrückl ich a n z u z e i g e n , welchem die En^sche' ^ 
l M o r d e n t l i c h e n Wege ;ugeko»nmen w ci l c (Ncglkl 
Cllcular vom 14. F<biual 1,8^5). -^.' 

Jeder deleq,iend.'n Obi,qke>t ist endlich das Befugnis; cMger ^ 
sichan da^lvpellatlonsael lchtzu ».'enden, wenn siedal,uthunoellN <^, 
das deleglice (Bericht lhlen Ilntei thanen nicht so, wie c) stch ^ ^ ' 
d,e Justiz admlnistnit (»)oftan;!eldecret vom 1. Septembe' g, 
Hof;. 2586, Negielurmsdeciet r-om 12 Septeinb^r 1 ^ ^ ^ 
Nga"z. ^ll),350) / und jedem Donnmum steht bevol, ">e - " ' " ^ 
zu^'ick^unedm<n, z doch nicht andels, als wenn selbes M ^ ^ 
llchtSbez,ike mittelst ?lllfst^llung eine^ Iust,l.lms d,e Iustl, " " ^ ' 
(^ofb.m^eld.cies vom 1. September 178^, ^of; 2')86, )n ' ^ ' 
declei von 12. S^viembel 17^8, F. 8, R g ^ A), ' ' l )^ 
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"- Von der Kompetenz der Patrimonialgerichte. 

§. 384. 

^ ' Un te r dem gursh e r r l i chen Ger i ch te steht. 

l?8 l̂ n ^ ^ " ^- 27 der Iurisdlctlonsnoim vom 17. September 
bes p ^ leder, welcher nicht ausdrückl ich der Genchtsbmtett 
^^brechtes unterworfen »st, unter dem Oltsger,chte, und zwar 
*t n / ? ^ l das die Gelichtobarrelt lN dem Bez»>ke ausübet, wo 
^r,a^ ' ^ ^e Bedacht da»auf zu nehmen, unter wessen Grund? 

u e,r ^S Haus gehbrt, da) er inne hat oder bewohnet, 
tlfff " H der verschiedenen Iun5d»ctlonsnorm lann zedoch nunmehr 
stt^ ' gesagt weiden, daß u n t e r dem O r r s q e r l c h t e l ede r 
ts ^ ' der i n dem Bez i r ke desselben w o h n e t , w e n n 
! > , s ^ t a u s d r ü c k l i c h durch die Gesetze e inem an-
3^ . B e r i c h t e zugewiesen w u r d e , und auch Nicht der 
^ i r > ' °^^^ ^ n ( ^a l l 8^ l . Ger lch rs stand e i n t r i t t . Denn 

^^qellcht ,st das a l l qe in e, ne Gericht erster Instanz «). 
>v̂  ^ch das Kla^e,echt wider e ine un te rr h än l q e G em c lnd e, 
l>Nd 5 ̂ " ^ ln^qesammt belangt worden ist, ist bei dem Onsgcnchte 
btiicki''^ ^^ dem. Landlechte anzubringen, da dem Landiechtc aus» 
jUn. ^ ""!' lene Gemeinden, die unt^r keiner C>nundobilqkelr stehen, 
d>e,^^n wvlden smd (Hofreciet vom 26. Jänner 1784). Denn 
hos,^^ einem oldentllchen GerichtShelU, stehenden Gemeinden ge-
I ^ "'Neswegs unter die der Meiichtsba^telt des LandrechceS »n d î 
i»s . ^Uononorm zugewiesenen Gemeinden, sondem selbe haben un-
(H,^ ' ^erlchtsball-elt lhlcs voilgen GellchtshcrlN zu vel bleiben 

^ r e t vom 26. März 17»4). 
ĉht " ^ ^ ^ umcrthänlqc Städte und Mculte, d. i. jme, »vclche 

T)l>sf ^^'"lttelbar unter dem Landeofüi sten stehen, sonde,n wie die 
h ^ , / "°ch einen andcin HerlN aneltennen, »st das Klagcrecht, 
^llsa ^ " ^ »nsgesammt (in ruriiur^) belegt weisen, bel dem 

^l'chle anzubl.ngen (H^fdeclet vom 20. Apnl 1786). 

^ ' ^ " N allqemeinen Gnichtsstande stlhcn die verschiedenen p r i v i l e g i r . 
. " Gerichte entgegen; d.,brr es zu», Mrmcidlinq d̂e>, Colllslcn bei 
<^^Utsherr l ichen Gcrichttn nothwendlg erscheint, die Compttenz 

letztern in Kurze dalMelwi. 
P r i o i l c q i r t e Gerichte sind. 

t. Das Lcmbrecht. 
2. Daü Rerqacncht. 
3. Das Mtttannl- und Wechsllg îcht. 
^. Die Lebenqellchtc. 
5. Das Obersibofmarschallgencht 
6 Das M,l!tas,crichi 
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,̂«1 1. Unter dem Landrechte stehen folgende moralische und <M 

fische Personen: 
») Der landesfmstliche Fiscus, er mag als Klager oder Vertagter ool> 

als dritte Person auftreten (Iurisdictionsnorm vom 27. Septembtt 
1783, ZZ. 2 , 2 6 ; Hofdecret vom ö.'October 1786; Hofdccret vom °' 
April 1790). Inwiefern der Fiscus die Unterthanen zu vertreten h«" 
kämmt §. 882 vor. 

d) Der Prälaten«, Herren« und Nicterstand der Provinz (Jurisdiction»' 
norm vom 27. September 178^, Z. 26). 

n) Die Stände !n e.npnrl' (I.Abhandlung IV. dieses Theils, von dem 
Nieb. österr. Stände, Institute). 

«I) Di? landesfurst.ichen Ortschaften ( S . Abhandlung V l l l . dieses Th«'^ 
von dem nied. osterr. Municipalweien und dem Bücherstande). 

0) Diejenigen Ortschaften, welche unter keiner Orundobn'akeic steht" 
(LnlloniZ.29). Nicht aber au h, wie gelabt, die unterth.inigcn^emnnden, 
die unter einem ordentliche» Hutsherrn stehen (hoidccretc vom 26. Ianntk 
t?84 und 23. März 1786), außer , sie ge r ie then m i t diesem «n 
S t r e i t , wo die 2jertcctun, dcsHiscalamtes und deßwezen auch die Eon" 
petenz seines privilegicten (Äcrichtsstandes eintritt. 

1) Jeder, der sich über einen ihm eigenen in-oder ausländischen (>n 
Oesterreich) anerkannten ?ldel auszuweisen vermag (Siehe diesfalls auch 
Abhandlung I I . dieses Tbeils vom osterr. Staatsbürger und ^remden.Rechtl 
und Abhandlung l l l . dieses Theiles von dem osterr, Adelsstände). 

ff) Alle jene Individuen, welche von Ar. Majestät einen R i t t e r o " 
den oder e inen R i t t e r s c h l a a erhalten babcn, wenn sie auch den 
Adel nicht angesucht haben, jedoch n u r f ü r i h r e Person (hofdccret 
vom 10. Decemvcr 1810 z S . auch Abbandlung I I . dieses Theiles v0>» 
dem ljsterr. Staatsbürger» und Fecmdenrechte). 

Ir) S t i f t e , K loster und K a p i t e l n , so wie andere unter einen» 
ordentlichen Obern stehende Gemeinden In «-«»̂ »»ro (Iunsdictionsllorn« 
vom 27. September 1?8ü). 

i) Der katholische und auch der griechisch nicht unirle Klerus, wenn ste 
auch unadelia sind (do'dccrete vom 2. April 18)2, vom 26. October 
1804, vom 6 Juli 131.5); die Militärgeistlichleit steh! dagegen unter 
der Militärgerichtsbarkeit. 

K) Die uiadeligen <>jl''eder der augsburgischen und helvetischen Confeŝ  
sion. welche die O r d i n a t i o n zum P r e d i g e r a m t e r k a l t e n 
haben (hofdecret vom 17. ̂ ur.i >8')8); die Olts^crichte nabcn jedoch i» 
den I!t. l und K uol kommenden Fallen, bei Ste>befa>len die Sichcrheiti» 
Sperre anzulegen und die Anzciae an das prioileinte Bericht ^u machen» 

I) Die türkischen U n t e r t a n e n , sie mo^n als Klarer oder <^^ 
klagte auftreten, so wie auch in (?oncinsfä!l>,'n (dofhecret vom 5. April 
t ? 8 ^ ; Hofdecret vom 1? Ottober 17!)1> vofdcc>et vom t̂ . Juni 4798). 
und zwar ohne Rucksicht auf ibren AufenlhM (also auch die bloZ Durch« 
reisendem), ohne Rücksicht aus die Giqensckift ib>-es Nestelllen (hoftan^lei» 
circular vom 1>. November <82ss> ; in W'chselstreiligkciicn stehen sie je^ 
doch unter dem Merkintil» und Wechselaerichte. 

in) Jedem, obschon unabel ige,« Besi tzer e iner ständische« 
G ü l t e , wenn inm vermöge dieles seines Nesî es in d'M O n e . wo er 
seinen WohnsiK hat, die Ortsqerichtsbarkeit selbst und allein zustekt ( I « ' 
lisdietionsnorm vom 2? September 1783, §. 26). 

n) D i e österreichische N a t i o n a l ba n k. sie mag als Klägerin 
oder als Reklagte au treten , mit Ausnabm? der Wechsel icschäfte. die un
ter dem Merkantil- und Wechselgerichte stehen (Patent vom 5. Jul i <8l?, 
§§. 49__»1 und 57). 
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v) Das G r o s t h a n b l u n g s - G r e m i u m i n W i e n l n r u r p o i e 
l.Hofdecret vom 8. Februar 1790). 

e) Das Wiener allgemeine Witwen »und Waisen > Pensions »Institut, 
wenn es als moralische Person geklagt wild (Statuten 1823, §. 23 ; Hof. 
«nzleidecret vom 2. September 1822). 

y) Die österreichische B r andschadcnv c r s i cherung«« A n» 
" a l t , sie mag als Klägerin oder als Geklagte erscheinen. 

^) D i e a l l g e m e i n e V e r s o r q u n g s a n s t a l t f ü r U n t e r t b a ^ 
^ t n des österreichischen K a i sersta ar c u in Bezug auf Personal-
Streitigkeiten und als Gc'lagte (Hofkanzleidccret vom 25. November 
1823'). Ferner stehen auch folgende I u s t i z g e g c n s t a n d e unter dem 
«Nbrechtc: 

°) S t r e i t i g k e i t e n über das Recht der Jurisdiction zwischen Demi« 
Nun, oder zwischen Dominien und ordentlich oiganisirten Magistraten 
(Hoskanzleideertt vom 14. December 1826, Hofz. 8^,945; Regieru.'gscir» 
" lar vom 8 Jänner 1827, Rggsz. 1W8). 

" ) S t r e i l i g t c i t c n ubci die Ungültigkeitserklärung und Trennung der 
^he (allgemeines burqclliches Gcsehbuch §§. 97 und 115, 23. August 
^19 ) , ^'dolh nicht bei Militarparteien (hofkrieqslathbvcrordnunq vom 
^. Frlnuar 1792, 25. Jänner 1791, 19. Matz 18l3), und auch 
nicht bei srcmdln Anr^mmlingm (Hofdecret vom 15. Jul i 1796, 23. 
^ttober 18N1). Dies, qilt auch rü.tstchrlich der Juden-Ehen (allgemeines 
Ärgerliches Gesetzbuch <!>3. 121 und 135; Hofoecrete vom 13. November 
^ 1 6 und 23. August 1319). Streitiakeiten zwischen Eheleuten »vcacn der 
^chndung von Tisch und Bett geboren aber an den allgemeinen Gc« 
Uchtssiand. 

c) V e r b a n d l u n g e n über die feierliche Todeserklärung zum Bebufe 
bcr Nledclverehllchung (Hofdecret vom 17. Februar 182?) ; endlich,fi das 
ran'orecht 

<l) R c a l i n s t a n z über die l a n d t ä f l i c h e n G ü t e r . 
^<l 2. Unter dem eigentlichen B e r g g e r i c h t e stehen 

") alle Streiliglntcn im Bezirke des Vcrq Gerichtes, welche den Bergbau 
Und was dahin gehört, b.trcffcn (Patent ':om 1. November 1781, §. 2 ; 
^ t c n t vom 22. Juni 1789; Inrisdictiononorm vom 27. September 1783, 
§- 5 ; Patent vom 3. April 1783). 

l>) Alle n i ch t streitigen gcrichtlicken <?>nschrcitungcn und Vorkch. 
^'Naen, welche auf eine Enlttat des Bergbaues Beziehung haben (Patent 
vom l,.No!xmbcr1781, Z. 4 ; Iurisdictionsncrm vom 27.September 1783, 
^ 21 ; 5->ofdenct vom 19.Ianncr 1790; Hofdccrete vom 14. Otlobcr 1784, 
" - Juli 1792, 10. N^'tmber 1791, 12. ^ccobcr 1795). 

'') i?ie Angelegenheiten, welche mit dem Dienste der wnklicher.Berqbeam tcn, 
"krgarbcilern und ande,c>, Vcrqwerksvcrwandtcn in unmittrlbarerNcrbin« 
bunq stehen. und ciqentlich die Disciplin bclirffen (Patent vom 1. No-. 
dcmbcr 1?8l , allaemeiins bliracriiclieö Grschbuch §Z. 1339 urd 13.0, 
H"fkanzwdccre: vom 14 N'arz 1812). 

l!)-D>e (5,'vil i Arrest-Velbangung gegen einen wirklichen Nerabcamten, 
««lgarbeitcr oder Berasocrwandtcn (allgemeines bürgerlichec. Gesetzbuch, 
L§. 275, ^ . 282). 

Selbst der Fiscus und die türkischen Untertanen müssen in den dem 
Vcrqqcrichte zugewiesenen Gegenständen vor diesem Gerichte Recht suchen 
''"d nehmen. 

Die Berggerichlssubstitutioncn gehen übrigens nur Inklrul'l l l lo vor, 
die eo^nl l lon gebühret dagcarn den eigentlichen Ncrqgerichten. 

^ l l 3. Dem M e r l a n t i l« und Wechsel« cr ichte unterstehen: 
a l l e S t r e i t i g k e i t e n und Geschäfte, welche demselben 
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schon nachdem Wechsel p a t e n t e uom J a h r e 4765 ausdrü«' 
l ich z u g e w i e s e n w a r e n , als: 

u) Alle Klagen, die aus förmlichen Wechseln entstehen. ,<.,<.«!< 
t>) Streitigkeiten üb?r trockne Wcchselbriefe , wohin jedoch Wechsel" 

gen nicht gehören (Hofdrcret vom 21. September 132t). ^ 
<,) Streitigkeiten, welche zwischen beiderseitigen Wechslern, Handelsleute» 

Fabrikanten und ganzen HandlungSgesellschasttn in Handelssachen enn^ 
hcn, wobei es gewöhnlich um die Einsehung der Handelsbücher und ° 
gelaufenen Korrespondenz zu thun ist. ^ 
" <!) Streitigkriten ubcrHandclsfordcrungen gegen die Verlassen schafliw»!> 
eines Hanbtlsman'ics, so lange die Handlung noch unter der Firma v 
Verstorbenen fortgeführt wird (Hofdccrct uom 14. Mai 179Ü). ^ ^ 

e) Die Amortisli ungsgeschä'ftc bei verlornen Wechsclbriefcn. Auch hl'el^? 
sen der lanoesrürstliche Fiscus und die türkischen Unterthancn cinsch" 
tcn, so wie ^ 

l) ungarische lind sicbcnbürgische Unterthanen dem Merkantil» u n b W ^ 
selgerichte unterliegen, wenn sie sich demselben unmittelbar unterwari^ ' 

K) Streitigkeiten der Nationalbank sowohl als Kläger oder Geklagt"' 
Endlich 

l>) Klagen, welche aus Geschäften entstehen, die durch die Intervent»" 
eines Sensalen abgeschlossen worden sind. ,., 

5<l 4. R u cksi ch t l i ch der 3 edcnger ichtc . ( S . Abhandlung ^' 
dieses Theilcs vom n. i'. '̂cbenwesen). ,, 

.Vd 5. Das Obersthofmarschall'schc Gericht ist priuilegirtcs Perl""^ 
gericht. .<. 

u) Aber die G l i cdcr des h ö chsten K a i s e r h a u s e s , die n»« 
selbst Landesfürsten sind. Bei Realklagcn auf unbeweg l ichen Oüttl 
1>i,reitcn die sonst kompetenten Gerichte ein. ^ 

d) Die bei Bo t - und Gesa ndrsch a f t c n a u swci r t i g er M acht 
in Oesterrcich sich ergebenden Rechtsangclcgenhcilen. Rücksichtlich dcrill' 
aen österreichischen Nntcrlbuncn, die von frrindcn Regierungen bei de 
österreichischen Hofe accreditirt sii'd, tritt diese Kompetenz nur bei d« 
reinen aus ihrer diplomatischen (Eigenschaft entspringenden Rechtsverh^ 
nisscn ein; im Uebrigen unterliegen sie d>!N ordentlichen Gerichte (H»>". 
crct vom 10. April 1829), so wie Dicnsileute, die n icht un m i t t e l 
ba r U n t e r t h a n e n des f remde n S ta a t es sind, ebenfalls dew 
ordentlichen Gerichte unterliegen, wenn nicht ein andires Uebereinlo»"' 
men ist (Allerhöchste Entschließung vom 1. Februar 1824). Censule a«^ 
wattiger Mächte unterliegen , sie mögen österreichische oder fremde Untt ' 
lhancn scun, dem ordentlichen Gerichte ihres Aufenthaltes (Hofdecl« 
vom IN. Juni 1818). . 

^<! 7. D e r M i l i t ä r g e r i c h t s b a r k e i t (welcher übrigens °' 
Rcalgerichtsbarteit gar nicht zustehet) unterstehen: . 

n) alle bei dem k. k. österreichischen Kriegshecrc in wirklichen Kriegsbien 
stcn stcbcndc Personen, ohne Unterschied der Gcburt, des Ranges oA 
der Waffengattung (Militär« Iurisdictionßnorm uom 31. Decemberl?"" 
F. 1, und Marine-Iurisdictionenorm vom 12. November 1824). 

Dann ?,) alle bei sämmtlichen Militär-Branchen. Acmtern und 3" 
stitutcn angestellten Parteien und Beamten, deren Aufzählung jedoch a"' 
sicr dem Bereiche dieser Abhandlung liegt. , 

Die neue Organisation der L a n d w e h r bat übrigens in den ft"' 
Heren Bestimmungen vom 15. Februar 18(19, 9 Mai 1812 und 16. IU> 
1813 wesentliche Aenderungen berbeigefuhrr. . 

Die in den k. t. Staaten sich aufbaltcndcn Offiziere fremder M a ^ 
gehören nicht l'icrbcr (Iurisdictionsnorm v^m Jahre 1762, §-
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Hofdecret vom 23. August 1795). Ucbrigens haben die Patrimonialacrichte 
folgende Norm genau zu beachten. 

Minderjährige Kinder von M i l i t ä ' r p e r s o n e n (diese Ic5tcrcn 
Mögen nun am Leben oder schon verstorben seun), wenn sie ihre Nah-
rung durch D i e n e n bei C i v i l p e r s o n e n gewinnen, sind der Ci-
vilgcrichtt'barke^ unterworfen, und die Militaljurisdiction tritt n u r i n 
Waisensachen der un t er M i l i t ä r - A o rmund scha f t stehen, 
^en K i n d e r , welche sich ihr Fcrttommen auf solche Alt bei Cir'ilpcr: 
sonen vcrichaffen, cln (hoftanzleidccrct vom 22. Octobcr l829, Hofz. 
-»,"59; Ncgierunqscircular vom U. November 182», Rggsz. 60,^51); 
denn die N c r l a f > cnschaft sabt> an d l u n g en bei Erblassern des M i -
lUälstandcs ist d^n Militärbehörden ge^lich zugewiesen, und nur bei 
Stcrbcfallcn solcher Soldaten, welche erwiesenermaßen ,m m i n d e r j ä w 
^ igen Alter vnstorbcn sind, und ein der (!nvU'Genchtobarictt unter: 
stchcndvs Pupillarunmoqcn hinterlassen, steht der Livil-Pupillar-Instanz 
die Abbandlimg über diesiö Pupillae Vermögen zu (pppcllationsgenchts-
^iote vom 19. Iann.r ll<31, Nggsz, 35^1). 

Schlusüich lommt zu brmertl,», baß es auch noch sogenann te 
besondere (^nichtbsiande, als: des Vertrages, hergeführten Verwaltuna, 
bcr verbundenen ^tlettcr oder Streitsache!', der Widerklage, des illerdo-
tes, des plovlsoiijchen Arrestes, des Privilegien »Eingriffes, der Inta< 
bulation oder Planotation und der freiwilligen Prorogation gibt, deren 
nähere Darstellung jedoch außer dem 3'ercichc dieser Abhandlung liegt. 

Z. 385. 

fache des d e l e g , r e n d e n G e r i c h t s - I n h a b e r s . 

E ine, den Gerichts Inhaber se lbst betreffende Rechtssache, 
^ r m er als Kläger wlder cme m seinem Genchtsbezirke befindllchc-
^ a d e l i g e Pclson, oder wegen eines dar«n liegenden Gutes auf« 
l'ltt, soll auch dann, wenn er die Gellchtsba,keit d u r c h De le» 

^ t t o n ausübt, Nicht von dies.m feinem delegirtcn Gerichte ab' 
^handelt und beurrhellt werden rönnen, sondern es sollen die Rechts' 
klagen, wo solche Verhältnisse eintreten, be» dem nächst gelegenen 
^nbefanqcnen Geilchtsstande angebracht und aufgeführt werden, und 
"kninach die über diesen Gegenstand untc:m 4 . Dccember 1784 cr-
gangene Verordnung aufgehoben seyn (Justiz-Hofdccrct vom 17. 
"ctober 1791 ) . 

. Hier tr»ct also die Competen; des L a n d r e c h t e s eben so e,n, 
^''e in allen ähnlichen Rechtssachen, wo der GenchtSherr die Ge-
Nchtsbalbcit nicht del^girc hat. 

§. 386. 

^ i e ß ß i l t auch »n F ä l l e n d e r f r e i w i l l i g e n G e r i c h t ^ -
b a r k c l t . 

Seine k. l . Majestät haben, nach I n h a l t hohen Hofkanzleidecretes 
^om 1 ^ . , empfangen den 25. Apr i l 1827, Mit allerhöchster Entschile.-
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ßung vom 2. December 1826, über einen allerunterthä'mgsten ^ 
trag «n Ansehung der Amtswnksamkelt der Patnmomal ^ " ^< i 
beamten »n allen jenen Geschäften, m welchen das Interesse ^ 
Dlenstherrn Mlttelba. odel unmlttelbal Einfluß nimmt, und l . 
Beschränkungen, denen sle lM stlettiqen und adeligen RlchterslN 
allen dlesen Geschäften unterliegen, allerhöchst zu bestimmen s " ^ 
daß dle »n Ansehung bei Rechtssachen de, Geilchtslnhaber beste? ^ 
Veioldnung vom 17. October 1791 auch auf alle jene 3 " " ^ 
freiwilligen Gel»chtsbalke»t auszudehnen sei, wo der Gn>chts>N^ 
als Panel zu betrachten ist (Reglcrungscuculm vom 26. A p l l l l ^ 

§. 387. 

Gutshell l lche Entlassungen haben ke»nen Ei«! 
auf die Iul lsdlct lons'VerhältNlsse. 

Die l l e b e r t r a g u n q d e l G e l l c h t s b a r k e i t »st ^ ^^ 
wegs v o n d e l o b l l g t e l t l l c h e n C n t l a s s u n g a u s del« 
te l thans ve l b a n dc a bhang lg . ,̂ 

Wenn also ein l l i l l i r h i n selinn bleibenden Wobnsitz an e> . 
anbeten Ölte qcnomnun bat, so mitelstehc derselbe auch, ohne 
< e inem U l sp l ung llch en G u t s h e l i n die Cn t lass^ns ^ 
h a l t e n z u h a b e n , de: omch ft,nen neuen Wohnsitz begrUN 
Geuchtsbalkeit. ^. <̂! 

Dagegen lann auch die Obeivo'mundschaft ode: die Obet ^" ,̂ > 
und der damit velbundene Gerichtsstand in und außer Stlelti^ . 
über uncelthanlae Walftn und dns»lben glclch;uhaltende ^ " ^ . ^ 
Nicht dulch die Entlassung odel duich ein Cliivelstandlusi del < ^ 
Instanzen, sonde,n nur dulch die elwlitte idewllligunq des " '̂/.st< 
tlonsgcrichteS an c,n andeles Gencht «beitragen melden (Al l<lh^, 
Cntschl«esiunq vom 18. Mal 1832; Hoskanz!c»declct vom 23» ^ 
1832, Hofz. 10,717, RggSz. 42,357; NeglerungF Cllcul" 
31 . I u l l 1832). 

4. Von den Landesadvocattn. 

§. 388. , 

Welche C l g c n s c h a f t e n e»n L a n d e S a d v o c a t haben« 

Die Landesadvocaten müssen sich der für Advocaten best«" ^ . 
Prüfung") unter,lehen; und von allen ,st, velmogeHofdecietvolN^ 

illculal vom 1. Fcbiuar 1 ^ ^ 
Doctolat del Rechte l.u foideln, denn ve«moge Hofdcclet voM«>^ ,̂ 
Iannel 1790, ApcUationSqellchtScllculal vom 1. Fl 
)octolat del Rechte ^u foideln, denn ve«moge Hofdcv.v .̂ ,, 

t mbe» 18W, Neq,elungscliculal vom 23. September 1890, ^ ' ^ 
soll weder in den Städten noch auf dem stachen Lande Iema" . 
Advocatur gelassen weiden, der Nicht die Doctorswu»de auf e>N^ 
landlsch«»« Univeismtt erhalten bat 
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«>,s ^ Einverleibung in die Wiener juridische Facultät ist ,edoch 
llhy .̂ ^ußer Wlen in Oesterreich unter der Enns sich aufhaltenden 
^ U l i 10 "'cht auszudehnen (Studlenhofcomnnsslonsdecret vom 20. 

«) G„. ^ 
tie,I« ^ ^ Majestät haben nach dem Inhalte des hohen Hossanzleide, 
y U y v o m ^ empfangen den 12. Juni 1330, Hofz. 11,281, Rggsz. 
^ " ^ « in Beziehung auf diese P r ü f u n g de rAduoca ten durch aller« 
«Nub ^ . " ^ ^ ^ " " 2 vom 9. März 1830 folgende Vorschriften zu ertheilen 

llch „ ^' ^ ^ ^ um die Ausübung der Abvocatur bewerben will, muß 
»^ ° l̂austg hel einem der, den drei Senaten der obersten Iustlzstelle 
h^ ^ordneten Appellatlonsgenchte, der für die Abvocatur vorgeschrle« 

" Prüfung unterziehen, und von demselben tauglich befunden werden. 
lUa», 3' ^ " ^^^^ Prüfung werben daher alle diejenigen ohne Anstand 
d,e 3>^" / welche sowohl in Beziehung auf die theoretllchen Studien und 
dty Tutors-Wurde, " ^ ^ " ^ ' " Beziehung auf die erforderliche Praxis 

°estehenben Vorschriften Genüge geleistet haben, 
hit l l -^ ' ^ ^ hiernach erhaltene Befähigung erthcilt kein Befugniß zur 
d,« .^kn Ausübung der Abvocatur, sondern dieselbe hat nur zur Folge, 
vitn ^efahlgte unter Bescheinigung dieser Eigenschaft in allen Pro« 
sehiin ^" welchen das bürgerliche Gesehbuch Gesetzeskraft hat, bei Ve-

"8 der Advocatcnstellcn sich um dieselben bewerben kann. 
'» An den m Beziehung auf die Advokaten überhaupt bestehenden 

öen «> l . ^ " / insofern dieselben der gegenwärtigen Verordnung nicht entge« 
bot» ^ < insbesondere ruckslchtlich ihrer Zahl und der (5lasststzirung der 
üeiln^ ^prüften an den Tag gelegten Fähigkeit, wird hierdurch nichts 

v«ca, ^ ^^se Anordnung hat auf den Fal l , wo zur Besetzung einer Ad-
h^ ""stelle von dem Zeitpunkte, als dieselbe dem Appellationsgerichte 
ber?"^ ^yn wird, der Eoncurs schon ausgeschrieben, oder ein Bewer-
lNen ^^ " ^ ^ " Bedingung der nachtraglichen Prüfung aufgenom-
^ " ° l d e n wäre, keinen Einfluß ^Regierungs - Euculare vom 21. 

° t f ü r k ü n f t i g e G e r i c h t s h a l t e r u n d M a g i s t r a t s -
b e a m t e n , zu a d v o c l r e n . 

^ « h ^ ' ^ s mi t Hofdecret vom 25. Jänner 1 7 9 0 , AppeNations-
>'^»rculare vom 1 . Febluar 1790 , wulde veloldnet, daß, wo 

"ocaten bestehen, dem Iustlziäre die Vertretung der Rechts« 
. ^ ^ b o t e n s c . . 
,^ober . ° ^ " alle, höchster Entschließung vom 30 . J u n i 1 8 2 l wur-

"l,f > , , " das Advoclren der GellchtShalter und Maglstratsbeam« 
. z ^ ^ " stachen Lande noch folgende nähere Volschnften eithellt. 
i ll«lck^ ^ " Piovlnzen, wonn den obrigkeitlichen Iust izwien bis-
° l̂sev besetzen erlaubt war , sich als Sachwalter gebrauchen 
! ^ ü s t / ^ l len diejenigen, welche zur Zelt der Kundmachung ge-

" ' s y ? " Ve»oldnung wirklich als Genchtshaltel m Diensten sie» 
l> "na.e sie dieses Amt veisehen, und an dem Or te , wo sie die 

42 
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Gerichtsbarkeit vetwalten, chrcn Wohnsitz haben, auch ^ H s 
advoc,ren berechtiget seyn. Sie werden m obgedachten P l ^ 
dieses Rechtes selbst dann nicht vcl lustig, wenn sie m der Fo's 
emem andern Gerlchtsherrn als Justiz,äre m Dienste treten. ^ 

Jedoch dülfen sie nur m den außer ihrem Gerlchtsbejll .^, 
hänglgen Rechtssachen, und bei Genchten, die nicht nur " ' ^ ^ F l 
Gerlchtsorte wohnenden Advocaten velsehen sind, als Sacp 
der Parteien zugelassen werden. < ^ l ' 

2. Dagegen soll von nun an die Verwaltung der ^^rl<v ^ 
kelt und dle Advocatur zugleich zu übernehmen nicht mehr l ^ 
seyn. Wer nach Kundmachung gegenwärtiger Verordnung " ^ ^ 
cmcs JusttZläls antlltt, «st Nicht bcfugt, m streitigen Rechts ^ 
genhelten den Palleten als Sachwalter zu dienen, ^ l^ t ! '?«, ha" 
kann für das Künftige e»n Advocat die Verwaltung der ^ " ^ . 
kelt übernehmen, wenn er mcht zugleich die Advocatur tuedel'leg'^ 

3. Diese Vorschriften gelten bis auf weitete Verordnung ^ 
für alle bn den Gerichten der Städte und Mäikte dienenden s ^ 
ten Räthe, zedoch nur »n denjenigen P»ov»nzcn, wo Synd« 
Magtstlütsläthe bisher die Advocatur wirklich ausgeübt ĥ bcN. zz« 

4. D»e Appellationsgellchte haben sich, insofern ^ N < ^ ^ 
reits geschehen wäre, Mit genauen und zuverläsngen V ^ " ^ » ^ 
aller ,n lhrem Jurisdretionsbezirke ansäßlgen, nach 6 ^ " " " ^ ' 
Vorschrift zum Advocnen berechtigten Iustlz,ärcn und ^^,<<sF 
beamccn zu versehen, und denselben nöthlgcnfalls e»ne a"l^ ^»c 
Fllst festzusetzen, binnen welcher sie sich bei Vellust des RccYl ^ 
Advocatur ausweisen müssen, ihr Amt vor Kundmachung d»el» ĉ 
ordnung angetreten zu haben. Jedes Appellat,onSgellcht " >̂ch' 
obersten Justl^stelle jährlich Mlt den Jusstztabetten auch ew ^ cht^ 
Nlß sämmrllcherIustl^beamten der Provinz, welche noch b a ^ s jilh 
advocll cn genießen/ rot legen, und dal ln ausweisen, um u'»e 
d»e ^ahl derselben im Laufe des Iah»es vei mindert habe. ^ggl' 

5. Wenn »n der Folge durch das den Justitiaren " " ^ d " ^ 
stratsbcamten unreisagte Advocnen e«ne Vermehrung ber^".^ai i 
caten nothwend,g wl id, so haben dalübel die Appellallonsgeu ^ ' 
d,e obclste Justizstelle Bcllcht zu e, statten (Cllculale vow ^ ' 
tober 1820 -

§. 390. 

S t r e n g e A u f m e r k s a m k e i t von S e i t e der Kle»s 
a u f d » e L a n d e s a d v o c a t e n . . 

Alle Jahre soll cm Velzelchmß del ,n ,edem Kre,ft ^^le' t"^ 
Landcsadvocaten m»t der Anmeldung über ,hr Betlaqen " " ^ »^ 
hielnächst aber von dem Appellatlonsqerrchte sowohl, als ^d»c 
den ersten Instanzen und den K r e l s ä m t c r n auf die "an 
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idü? ^ ^ Aufmerksamkeit getragen werden; und wenn befunden 
tertt. ' ^ ^'" °b"' der andere fem Amt Mißbrauchte, und die Un« 
^ yanen zu muthwllllgen Prozessen anlockre, alsdann sollen die 
h^blgen angezeigt werden (Hofdecret vom 25. Jänner 1730, 
Ppellatlons.-Cn'culare vom 1. Februar 1730). 

>. Deßgleichen, wenn der po l l t l schen S t e l l e von einem 
^ "caten e,n Gebrechen bekannt würde, das auf dessen sittliches 
^ lagen und redliche Behandlung Beziehung nähme, oder, wenn 
«.fuhren, daß der Advocat viele Schulden mache, soll von ihr so» 
y ,^an das Appellatlonsgerlcht die Anzeige geschehen (Allgemei» 

Gerichtsordnung vom 1. Mal 1781, Z. 429). 
I,<l, ^ ^^^ i!ande sich ergebende Todfälle von Advocaten sind end» 
^ ° n dem betreffendenDoMlNlo dem Krcisamte m der Absicht au« 
^ "̂ cklich anzuzeigen, damit der Todesfall m die Wlencr'Zeitungsblät' 
^ . ^ ^ velschledenenmalcn e,ngerückct, und so d»e Parteien beiZelten 
^ ^ t s a m gemacht weiden, ihre Ansprüche bei den Abhandlungs« 
ganzen, in Hinsicht der dem verstorbenen Advocaten anvertrauten 
( i ? ? ^ " , Urkunden, Gelder oder Effecten, geltend zu machen 
'"ldecret vom 30. Ottober 1803). 

§. 391. 

B e s t r a f u n g p f l i c h t w i d r i g e r Advoca ten . 

§., ^ach gepflogener Untersuchung und befundener Wahrheit der 
g' ^ gemachten Anzeige, hat das Appellatlonsger»cht den Schuldi-
f. "uf eine zeltlang, oder falls an selbem, bei wicdelholten Bestra« 
^ ^ n , ^,^^ Besserung bemerkt würde, auf immer von der Advoca» 

auszuschllcßen, damit das Publlkum gegen selbe durch »hre so« 
'>on Entfernung vom Amte geschützt werde (Allgemeine Gerichts-
l l ^ng vom 1. Ma l 1781, 3.429; Hofdecret vom 25. Jänner 1790; 
^ ^ Entfernung vom Amte geschützt werde (Allgemeine Gerichts-
v""ng vom 1. Ma l 1781, 3.429; Hofdecret vom 25 " " " " " 

"Uationsgerichts-Cliculare vom 1 . Februar 1790). 

h'.."on den einzelnen Iustizgegenständen, auf denen die 
Zischen Behörden vorzüglich Einfluß zu nehmen haben. 

§. 392. 

A l l geme ine B e s t i m m u n g e n h ierüber . 

übxn K r e i s Hmter sollen dem Appellationsgcrichte in Aus» 
F^ 3 lhrcr Amtspflicht die gehörige Hülfe leisten, und in dessen 
<l«it/ "" f d,e von dem AppcllatlonSgerlchte durch Noten an die Kre,s-
>o k̂ zu stellende Ansuchen die benöthlgten ?luslünfte erstatten; doch 
3)Zj. ^. die Appellatlonsgerlchte das Vertrauen gesetzt, daß d ie 
fy^ Wirkung der K r e i s ä m t e r , außer wenn es die Be-
l«h./""g des höchsten Dienstes unmittelbar erheischet, weder ver-

' Noch die ohnehin so sehr beschäftigten KrelSclmter ohne Noch 
4 2 * 
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mit den dießfH'lligen Geschäften werden beladen werden " 
beeret vom 13. Ma» 1784). q^'j, 

I n Iunsd,ctlonsstl'emgkeiten, wo es auf Auslegung der ̂  ^ 
dittionsnorm ankommt, hat sich ferner die Regierung mit de ^ 
pellat,onSgerlchte ,n das Emoemehmen zu setzen (H^fbe^.<,ß 
22. December 150^). So w«e cs auch Sache der p o l l t ' ^ 
B e h ö r d e n lst, msofern sich cme Her>schaft Unordnungen' „ 
Iunsdlcttonspfiege zu Schulden kommen läßt, von A m t s " ^ 
die nöthlgen Volkehiungen zu Neffen, ohne sich jedoch ' " ?^e»l' 
scheidung der aus der üblen Verwaltung entstehenden ^ a M l ' 
stände (dle dem ordentlichen Richter vorbehalten bleiben muß) 
lassen. (Parttcular-Hofkanzlelwelsung vom 16. März 1816> 

§. 393. 

A u f welche Iust izgegenstä 'nde die pol i t ischen 23^ 
den vorzüg l ich E i n f l u ß zu nehmen haben. 

Folgendes sind übrigens dle Iustlzqegenstä'nde, welche de <^ 
lichen Einflüsse und rücksichtlich der Mitwirkung der p o l l t » ' " 
B e h ö r d e vorzüg l ich zugewiesen sind: 

1. D»e Orundbuchsführung. 
2. Das Wa,sen- und Depositenwesen. 
3. Die gutsher i lichen Taven. 

1. Von der Grundbuchsführung. 

§. 39^l. 

P f l i c h t der G r u n d h e r r e n zur G r u n b b u c h s f ü h l " ^ 
Die Grundherren sind schuld ig, über ihre Guter o ^ ^ . 

Grundbücher zu halten ('I'r^ct. ile ^>il-. incor. '1'it. ^ / ^ , B ^ ' 
Welche Strafe auf Unterlassung dieser Pflicht gesetzt «st, l " 
409 vor. 

Hierüber haben besonders gehandelt: ^ .»l 

Von Fobransberg (Anton) Theoretische und praktische Anle^^st«, 
Erlangung der dinglichen Rechte und Fuhrung der 
Gewahr« und Vormerkbücher. Wien, <791. < ^e A « 

Bella Torre's praktische Rechtspflege über die F " ^ ' °^ussl «» 
staterbcn um die ererbten Realitäten, welche sie mcht zum F r u a M ^ M » 
nommen, sondern verkauft, und sich in Geld verthellt haben, d»e 
nehmen schuldig sind. Wien, 4797 O r « " ^ 

Wanggo Kaietan, Abhandlung von der Verfassung der " ., 
GrHtz, I802 und ^ .^.t.en ^ ' 

Spics (Joachim) gründliche Anleitung zur prartisch-n<Yll3» 
buchsfUhrung. W,en, 18t4. 
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Ferner ist erschienen: 
^yAleitung zu dem Verfahren in Grundbuchssachen nach dem neuerlichen 
^ P« . Gesetzbuchs und den in Ocsterreich unter der (inns noch bestehen« 
«. ^ ^ "N und Verordnungen, theoretisch und praktisch bearbeitet von Fr. 
't»l 1»<? Iusiizrath des Magistrates der k. k. Haupt- und Residenzstadt 

l»i»z ^"tor Johann Michael Schein's Abhandlung von der Grundouchsfüh» 
Ebenen « ^ ^ " Uebertretung oder Loschung der dinglichen Rechte damit ver-
t̂eckf ^"sichten, dann von dem mit dem Grundbuche verbundenen Urba« 

v ^«ite Auflage. Gray, <820. Ferner 
3^, da " '^ l«r gleichförmigen Anlage und Führung der Grundbrl« 
^»dbuÜ!' ^^ Annahme und Anrechnung der Taren überhaupt, endlich zur 
^t t re i^^b""3 ^^ ^^ ost̂ relchlschc Monarchie, und insbesondere für 

Refill,,,? " ! " " ^^' ^" "^ ' " ^ ""^> ^ost für das Ausland, wo der Kataster 
'lt wnh. Theoretisch und praktisch bearbeitet von Wenzel Ezihat. 

^6 „ « ^ gesetzliche Verfahren ,n Grundbuchssachen von F. I . Schopf. Wien, 
"n° ig»?. Endlich 

^ell.tt. Grundbuchsfuhrung, umfassend und. theoretisch » praktisch 
' " von Carl Lemer. Prag, 1836. 

§. 395. 

Un te r thän ige Geme inden können Grundbücher 
besitzen. 

^i l lb/^.. nur Herrschaften, sondern auch u n t e r t h ä n i g e Ge» 
^ 2 ^ ^"nen Grundbücher besitzen; und die emer Gemeinde auf« 
^ttstl^I ĉbe» lassung der vorher ausgeübten Gerichtsbarkeit an die 

t̂tia«- ^ ^ ^ keineswegs dle Folge nach slch, das) selbe auch zur 
^ d ^ a,bes Grundbuches an dle Herrschaft Verhaltens«; son» 
bh / ^lundbuch hat fortan bei der Gemeinde, der es volhin el-
!^3 a n ^ ^ ä" verbleiben; und es liegt ihr hiernach die Vollzle» 
i ^Nbl, I gerichtlichen Veiordnungen, welche auf em in zenes 
^t,h " ^ gehöriges unbewegliches Gut Begehung haben, »n jener 

2llla.,Ü'̂  ^ bis IuriodictionSnorma vorschreibt (Hofdecret vom 
""st 1787). 

H«lch s- 396. 
^ Behörde bei e inem S t r e i t e über die F ü h r u n g 

elt ies Grundbuches einzuschreiten hat . 

^chbo^ ^ Vorstellung emes Stadtmagistrates gegen die einer 
^ ^ ^"-benschaft zueilannte Führung des GewährbucheS 

^ <^" l , tä ten l>n Burgfrieden jener Stadt erfiosi unterm 27. 
H»3 ^^ allerhöchste Entschllesmng dahin: 

^ ^ " p o l i t i s c h e n Wege könne sich »n diese Angelegenheit 
3' ^«" l beschenkt werden, dafür zu sorgen, dasi d»e gesetzli ' 
l ">äh ^ " " 6 der Grundbücher und rüersichtlich des 

ller «v ches ^ ^ ^ ^ " ^ ^ " " ^ unbeschadet eintretender be-
Rechte, e i n s t w e i l e n entweder tue Herrschaft oder die 
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Stadt damit beauftragt werde, je nachdem diese oder jene " " Pel' 
a l l geme inen Ver fassung und den sich ergebende 
Hä l tn issen dazu für berufen und geeignet gehalten wird» . A h , 

Insofern aber sowohl von der Stadt als der Herrschaft ^ 
rung deS Gewählbuches a ls e in Recht angesprochen ' " " » , ^ l 
eine und die andere an den Rechtsweg zu verweisen, " A» 
seiner Zeit darüber erfolgende Ausspruch der Rechtsbehorde ^ 
füllung zu bringen (Hofkanzleidecret vom 31 . März I82v, 
15,618). 

§. 397. 

Welche a l l g e m e i n e N o r m über die A r t der GrU« 
buchs führung besteht. 

Auf was für eine Art und mit welchen Vorsichten " b " ^ 
bei Einverleibung dinglicher Rechte vorzugehen sei, ist in ^^ ,soN' 
d ie E i n r i c h t u n g der Grundbücher bestehenden ^ , 
deren A n o r d n u n g e n enthalten (Allgemeines bürgerU«? 
setzbuch §. 446). A? 

Zur Befestigung des Besitzstandes, und Unterstützung ^ 
dites der Güterbesißer soll nä'mllch: < <l n ^ 

1 . Das Recht der Vormerkung (Pränotirung), ""!3ssich^ 
dem Landtafel. Patente vom Jahre 1758, nur auf die l an° " ,. ^ 
und, nach dem Grundbuchspatente vom Jahre 1765 nur a ' " ^z 
nerhalb des Wiener Gebietes (Burgfriedens) und innery ^ , 
Bezirkes der l. f. Städte und Märkte gelegenen Güter, ^ d , 
auch auf a l l e ü b r i g e n , i n die ob r igke i t l i chen < 
buch er gehörigen Realitäten anwendbar seyn; daher kann .^ 

2. in Folge dessen, bei denjenigen Grundbüchern in ^ ^ vo^ 
unter der Enns, auf welche sich bis dahin dasGrundbuchsp" ^ B 
1 . September 1765 nicht erstreckte, die Vormerkung """) ^ "^ 
deS gedachten Patentes und der weiter erlassenen Verordnuu^)» 
gesucht und bewilligt werden (Patent vom 24. Ju l i 1795, 33' 

§. 398. 

a u f B 
gen Gesetze zu wachen. 

d i e ß f s l l ' 
P f l l c h t der K r e i s ä m t e r , a u f B e f o l g u n g der c» 

de? l"5 
Die Krcisämter haben auf den richtigen Vollzug ^ 

G r u n d b u c h s f ü h r u n g betreffenden Gesetze zu wacyen 
dccret vom 25. April 1794, Z. 7585). 
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z, §. 399. 

l ^ ^em Amte die B e s o r g u n g der Grundbuchs füh» 
« ^ ^ a n z u v e r t r a u e n ist. _^ P f l i c h t zur A u f s t e l l u n g 

tadel losen und beeideten Grundbuchs Händlers. 
B e e i d i g u n g desselben. 

^glln g rundher r l l chen W i r t h s c h a f t s a m t e ist die Be. 
»̂ve» ^ ^ Grundbuches, und was dahin einschlagt, eingeräumt 

^"tlonsgcrlchts.Veroldnung vom 20- August 1787). 
^ n "^ ^ ^ ^"^ »lchrige Führung der Grundbücher, und die davon 
l«ß> 6^e Sicherheit des EigenthumS zu erwirken, »st verordnet, 
«û  Führung des Glundbuches, diese mag einer Herrschaft oder 
dtt^ feinde überlassen seyn, stets e in dazu besonders beei« 
z.^ I n d i v i d u u m anzustellen sei (Patent vom 9. April 1789, 

K l ^ c h der mit dem Regierunqs - Circulare vom 18. April 1823 
^ a^^""cl)tcn allerhöchsten Entschließung vom 22. März 1828 
^en ^'^ Privat Herrschaften die eines Verbrechens schuldig be» 
l̂l»t ^ ^ ^^^ ^"^ Mangel der Beweise losgesprochenen oder über« 

he^.^cht ganz tadel losen Individuen von Bekleidung der 
se»tll/^llen, n,it welchen die Verwaltung der Justiz, oder der öf« 
^ , 1 ? politischen Geschäfte verbunden »st, ausgeschlossen ( S . §§. 

l>he>̂  ̂  Nun die Anfrage vorgekommen ist, ob diese allerhöchste Ent« 
i ^ . Ng auch au f G r u n d b u c h s f ü h r e r auszudehnen sei, so 
^es/ - k. vereinigte Hofkanzlei, im Einvernehmen Mit dem k. k. 
i , s ^ Gerichtshofe, Mit Decrct vom 25. October 18^0 zu erklären 
^Ich/"' bas; Grundbuchsführer unter dlelemgen Personen gehören, 
lz^ Nach her gedachten alle:höchsten Anordnung vom 22. März 
ü'cht ^ behandeln sind, daher zu solchen Dicnstplätzen Personen 
deich "blassen, oder bei denselben Nicht belassen werden tonnen, 
«üz H^Mweder eines Verbrechens bereits schuldig erkannt, oder nur 
l̂lht ^ ^ l rechtlicher Beweise losgesprochen werden, oder die übe» 

3 ^ ^cht ganz tadellos sind, indem die Grundbuchsführung ein 
^a l ?^ ' öffentlichen politischen Administration ist, und das eine wie 
^K a Geschäft nur ganz vorwurfsfreien Männern mit Beruht, 
^K° . ?"t iaut werden kann (NeglerungS-Circulare vom 4. Nü ' 

" " 1 8 3 0 ) . 

§. 400. 

' " ' e o f t das Grundbuch besessen werden sol l . 

^ t j ^ Grundherren sind schuldig, die Grundbücher zu gewissen 
^l»st ^ b"H cmer und andern Gelegenheit, auf ih re eigenen 
blil c ^ n zu besitzen, jedoch daß es, außer erheblichen Ursachen, über 

^ e nicht anstehe ( l rac t . üo^ur. wc. T'it. IV. 8. 9 ) . 
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2) Nach der bestehenden Uebung geschieht dieß al le Jahre «ach? 
gebrachter Ernte oder Weinlese. 

§. 404. 
D i e W a h l des Loca les zu r G rundbuchs fü ' h ru "s 

b l e i b t der G r u n d o b r i g k e i t über lassen. 

Den Grundherrschaften steht die Wahl des Locales, »N " ' ^ 
sie ihre Grundbesitzungen abhalten wollen, unbeschrankt, i " ,^g. 
Hoftanzleidecret vom 8. August 1834, Hofz. 19,608, R g g s i - ^ 

^ " " ' r n« s°l'' 
W e r b e i m Grund.buchsbesitze g e g e n w ä r t i g s lp " 

Hat eine Herrschaft die Führung des Grundbuches, >" Ae" 
eigenes oder jenes der Gemeinde, so sott jede Vormerkung l ^ c 
g e n w a r r der G e m e i n d e r i c h t e r oder Ausschußl" 
geschehen (Patent vom 9. April 1789, §. 3 ) . „o<h 

H a t sie eine G e m e i n d e , so soll weder ein^ Beschreibung, ^ 
eine V o r m e r k u n g , ohne Vorwissen der Obr igke i t , geschehe"' .^ i^ 
hat diese, wenn Al les m Ordnung i s t , die Genehmigung " A ^ 
verziigern, we i l sie sonst dem Gläub iger fü r al len entstehenden 
den zu haften verpflichtet ist ( L o ä e m §. 2 ) . 

§. 403. §. 403. 
Welche O r d n u n g bei der GrundbuchsbesitzUNS i 

beobachten ist. ^. 
llebllNsl 

Wenn eine Herrschaft, statt der früher bestandenen " st 
wornach ihre Grundholden, ohne Beobachtung einer ^ . . n g ^e 
wie sie kommen, »hre Gabenbüche ln überreichten, ^ „ so di« 
Grundstücke nach der Art der Grundbuchsfolien ablösen, "» ^ , 
Dienste einheben wi l l , so kann dieses zwar keinem A n s t a n ^ . ^ ? 
liegen; es wurde jedoch von der k. k. vereinigten Hofkanzl" ' ^^ 
cret vom 16. Ju l i 1824, Hofz. 20,573, Rggsz. 35.810, b ' U ' g ^ 

») Daß die Herrschaft, mit Hinsicht auf die wadrscheMl ' ^ ^ -
lichkeit der Abfertigung einer gewissen Zahl von ? l U " ^a^ 
lien in einem Tage, die Grundholdcn jederzeit für « -̂  »«>en< 
besonders berufe, damit sie nicht durch Warten ihre 6 
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^VN, dafi sie Nicht der größeren Ungemächlichkeit der Grund-
^>den nachzusetzen seyn dürfte. I n dieser Alt fand d,e Hof-
"Nzle» über den Hofrecurs e»ner Herrschaft d»e Entscheid««-
sen der Untelbehöldcn zu berlchtlgen. 

§. ^04. 

" ^ g e r i c h t l i c h e r E rkenn t« ,ß und A u f t r a g kann kei-
^Grundbuchs Hand lung vo rgenommen werden . 

h,^."achdem d,e Veranlassungen und Wlllunqen der Grundbuchs-
^ ^Ungcn p r l va t rcch t l l cher Natur sind, so tann ohne 
i ^ ^ t l l c h e C l t c n n t n l s s e und A u f t r ä g e l e l n e G r u n d -

^ H a n d l u n g vorgcnolnmen »velden. 
b«so " ^"^ M a n i p u l a t i o n der Grundbuch S f ü h r u n g 
^ ^ s e n d e n Amte stehti l e i ne E l kenn tn l s ; z u , son 
he„ ^ bat nu l dle ger icht l ichen A u f t l ä g e zu vol lzie» 
t,. "üb h le l über C e r t i f i c a t e und C r t l a c t e auszu fc r 
9ta«. (Hofkanzleldeciet vom 23. December 1826, Hofz. 36,317, 

^ i . 1144 von 1827). 

^ §. 405. 

" ° t , d,e Grundbuchs - Amtsgeschä f te wegen nichi 
bezah l te r T a r e n a u f z u h a l t e n . 

l̂cke ? Grundbüchern ,st nicht gestattet, dle Amtsgeschäfte, um 
>d,,l. ne »n Oldnunq angegangen weiden, dalum zu verweigern, 
^ 'e Glundbuchsta:e n,cht entrichtet sei, da sothanc Taren nach 
t̂d'en d. von denjenigen, d,e sie zu entrichten haben, cinqehoben 

1?8g können und sollen (Hofdecrete vom 16. und 23. Februar 
^ dann vom 13. November 1795; S . auch §. 588). 

§. 406. 

l ah l der Bücher , aus denen e in G r u n d b u c h be-
stehen so l l . 

">«lth^ bem Grundbuchsgeschäfte sind drei Bücher zu führen, 
ŝsen ^ waS ein Vormelkbuch ,n sich begreifen soll, enthalten 
«) V Und zwar 
l>) ^ ^ Dienst - oder Grundbuch im engeren Sinne, 
c) ^ Gewährbuch , und 

°as Sah.- oder Vo rmerkbuch (GrundbuchSpatent vom 
*' September 1765, Z. 24). 
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Welche S t r a f e auf die unterlassene Hal tung dlN 
Bücher geseht »st. 

Diese Bücher sollen bei 20 Dulaten P'önfall hergestellt ^ 
den; wie denn auch l»n Widrigen die Grundobrlgkeiten '"^ ^,.-n 
etwa durch dlesifällige Unrichtig- und Unverlasillchkelt den P ^ 
zuwachsenden 3iachthett zu haf tcn, angehalten scyn sollen ( ^ ' 
Z. 3 l )4 ) . 

H. Von dem Dienst« oder Grundbuche im engeren Sinne« 

§. 408. 
^« j . 

I n h a l t und Zweck eines Dienst- oder GrundbUY 
. > lst d ^ 

I n dem D i e n s t - oder G r u n d b u c h e (Urwn l im . ) " ^ . , 
u n b e w e g l i c h e G u t « ) sammt dem Namen des Bes i tz^ ' v . ^ s -
Ziehung auf das Folium des Gen'ährbuches enthalten (Grün 
patent vom 1. September 1767,, ß. 25, 1 ) . s ^ d^ 

Dienst- oder Grundbücher haben, abgesehen von der ^ ^ f ^ N ' 
Eigenthums, b l o ß die R e a l i t ä t e n und d«e d a r a u f y ' ^ ^ 
den Las ten zum Gegenstände (Hoftan^leidecret v o M ^ ^ ' 
tember 1817, Neglerungs-Circulare vom 12. October 1817)» 

n) Dicjes dienstbare unbewegliche Gut hat ubrigcnb dann mit ! " ^ î« 
tegorie, ob es ein Ganz^ Halb- oder Aierleilebcn u. s-" ' '^ .^n b^ 
mit einer kurzen Beschreibung seiner Ausmaß und Grenzen, ^ ^ 
hiervon jährlich zu bezablendcn Grunbdienst mit der Anmerkung ,g,e 
folgten Berichtigung desselben, und die Namen der (slgenthume , ^ , , . 
sie einer nach dem andern zum Eigenthum gelangten, zu ' <̂  ^er 
Wenn das Maß der Lange und Brette tlncs Gutes aus ^ ^ ^ n l»u 
echten Ausmessung nicht angegeben werden tonnte, oder au«) ^ ^si 
theilbares Baugut aus zu vielen zerstreuten Stucken best«"" / ^ d ^ 
es aus Mangel des Mumes im Dienstbuche möglich war, " .^^„gM 
einzelnen Grundstücke diê  Grenzen anzusehen, so war es ^ , , ^ , >^ 
wenn die Nummer des Hauses, zu welchem das Bauerngut ge ^ ^e» 
das Haus liegt, und die Anmerkung, ob solches ein ^ " " ^ ^ r - ^ ^ 
Viertellchen sei, auszudrücken. Nun bietet aber die in ^ ' v ' ^bra^ 
reich zum Behuf des stabilen Grundsteuer.Katasters zu Stande « .^ns 
Katastraloermessung eine gesetzliche Grundlage zur verlaßlichen ^ « As>M 
der zu einem bestimmten Hause gehörigen Grundparzcllen «n vr ^-„^ln^ 
buche. Zur Bezeichnung alles dessen muß ubn'gcns ^de»« ^ste«' 
dienstbaren unbeweglichen Gute em eigenes Blatt oder ^ l y . . ^^g de 
eine besondere Seite im Dienstbuche gewidmet, bei der ^lU'lu, ^ ^ 
Namen der aufeinander folgenden Eigenthumer muß sich auch ste ^ «,zuw' 
de des Dienstbuches auf das Gewahrbuch bezogen und s^A^ah ' - ' t 
wer als die Seite desselben, in welchem die umständliche ^ hail»> 
eingeschriebenen Eigcntbumers eingetragen wird, aufgesetzt we 
dasselbe gleich nachgesehen werden tann. spiclifol^ 

Noch wird jedoch einer l?mosur wegen allgemein g m " ^g si«' 
Verfassung der Grundbücher mit Benutzung der Bestimmung«-
>',len Grundsteuertatastcrs entgegengesehen. 
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§. 409. 

^ck ^ ' ^^ k in Ob,ect gee ignet sei , in das Grund« 
, ' "bezogen zu werden , w»e rück sichtlich der B e-
' l hes -Karego r ie , ist pol i t isch zu entscheiden. 

H ^ " Fällen, wo es sich um die Entscheidung der Frage handelt, 
^ t l l^r geeignet sei, in das Grundbuch einbezogen zu werden, 

. §. 410. 

"?aus kann in mehreren Grundbüchern d ienstbar 
>eyn. N ^ i m Z w e i f e l h i e r b e i vorzugehen »st. 

^ 5 'N einem Partlcula»falle, zufolge gepsioaener Erhebungen, 
t i t ' "U6zu2 Grundbüchern dienstbar gefunden wuide, »ndem 
ts,^^usgeganqenen Besitzer in beiden eingetragen erscheinen, 
3tz,^e d,g Hofkanzlci Mit Decket vom 20. Decemder 1825, Hofz. 
"!ch d ' ^g^sz. 312^ v. 1.182L, d,e gethellte Dienstbarkelt e,nes 
<!ch,̂ selbcn Hauses sei wohl Nichts ungewöhnliches, und erkläre 
Uy ^ U , t'gs; dasselbe am 2 und verschiedenen Obrigkeiten unter, 

An Gründen erbaut winde. 
d>, .^"scr sactlsche Zustand allein sei es, auf dessen Aufrcchthaltung 
>d^ '̂ 'schc Behölde sich beschränken könne, die VeiMUthungen, aus 
^ ^ l̂e in ige Einbeziehung e>ner Realität in eines dieser <^rund-
>«e,gf. abgeleitet weiden wolle, seien Nicht erwiesen, und d>e Be» 
il! o,s?'u»ig hierüber als über ein Recht, habe nur vor dem Richter 

«Vehen. 
lh ^'e Entscheidung der Unterbehörden wurde demnach aufgeho-
^'d> « ^"^ ei wähnte Grundbuch ,n dem Besitze des Anspruches 
^ d / " unbuntertbänigkeit der betreffenden Realität geschützt; es 
d̂<M ̂ ' ^ cns dem Eigenthümer desselben überlassen, die Befreiung 

^ l i , / ^ ^ n er solche geltend zu machen glaubt, un Rechtswege 
'""'ügen. 

§. 411. 

Gestehen sogenannte K e l l e r g r u n d b ü c h e r 
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Keller durch Kauf erworben werden. Diese Keller werde« " ^ , s s 
Elgcnthümern veräußert und verpfändet, und dle da rau fe rwo^ 
dergleichen Rechte wurden Mittelst des Grundbuches versichert. .. 
d«e Anordnungen der Unterbeh'örden, m Folge welcher dle «M . ^ 
buche eröffneten Rubnken über dle Keller m»t allen Hyp^d/ ^ « l 
lischt, und dle Keller als e,n Bestandthcil des Grundstückes, ^ 
welchen sie sich befinden, behandelt werden sollen, winde, ^ ^ ^ ^ 
velcilngte Hoflanzlcl m»t Decret vom 2. Jul i 4832, HA» ^ ^ 
Rggsz. 38,96l, erinnert, für den blsherigen Besitzer des KeU" ^ 
E l g e n t h u m , und für dessen Gläubiger oas Pfandrecht ^ 
ren gehen, Elgenthum und Pfandrecht hinsichtlich der Keller ^ 
den dagegen ohne allen rechtlichen Grund von deMlemgen "w ^. 
welcher »m Grundbuche als Eigcnthümer des ober dem ^ " gt. 
sindllchen Feldes oder als dmauf versicherter Gläubiger eri>v^ 
Dle Folge davon wäre, dasi das wohlerworbene Recht amge ^ 
und d»e Thellnehmendcn in zahllose Prozesse unter sich und ln ^ 
Glundobligtelten über ihre Entschäd»gungsansprü'che » " " ! . < . u^ 
deil müßten. Al>er auch die aus der Untheilbartelt der "^ ' " ^ er-
ter wel6)en dle Keller sich befinden, abgeleitete Begründung ^ ^ ^ 
gangenen Entscheidungen ei scheine durch d«e hinsichtlich die!" ^s 
bestehenden factischen Verhältnisse, wo, nach eme Zel'^ucklun»^^ 
Grunde,genchums in dem Sinne, in welchen es durch die po ^ s , 
Gesetze untersagt, ist, mcht Start findet, ganzllch widerlegt. ^ 
Keller seien meistens so angelegt, daß der Emqang mcht " ^el-
Grundstücke, sondern auf der anstoßenden Straße, oder w e ^ . 
tenwand emes Hohlweges sich befindet. Auf der Obc> stach« ^gj 
des erscheine außer den Kellellochern teme Svur des Kellels. ^ ^ , 
ganze zur landwlrthschafilichen Benützung bestimmte G>und> ^ ,̂s 
be als solches unverändert und ungethellc, und dls ^elhalmr, ^ ^ 
Grundbesitzers zum Inhaber des Kelle: s nähmen mehr dl< ' ^ ^ 
einer Grunddienstbarkeit als emes gethcllten Eigenthumeo ^"' ,qal«' 
tläge, die von Grundbesitzern über solche Dienstbarsten ^ ^ h ^ 
gen werden, seien durch te«ne Genehmigung von Seite d ^ ^ 
den bedmgt, dre über Unthcllb^lelt der Grundstücke besteh" ^«n 
lltlschen Volschnften, welche dle Zusammenhaltung des p^^nd-
Conlpln-es der zu einer bestifteten Realist gehöllgcn urbare« ^ ^ s 
stücke bezielen, fänden deinnach, lhrcr Tendenz nach, c»uf / ^^«l 
unter fremden Glundstückeu teme Anwendung. Melch"'" 5^, 
Ansichren gemäs?, kein zureichender Grund vorhanden se«, ^ ^ ^ , 
kunft d,e Elwelbunq oder E» bauung von Kellern ,n s^mde ^,^ 
den zu untersagen, eben so finde dle vereinigte Hoftanzlel e^^ '^ches 
Mit der k. k. obelsten Iusttzstelle, dle wegen elneS Kellergrun . .^ „ 
lm entgegengesetzten Sinne erlassene Verfügung der ^ " ^ f ^ h r t t 
Mit dem Beisätze aufzuheben, daß das dor t e ' " H / l ^ 
G rundbuch über dle K e l l e r und Presihä'user " . «^ i t 
h a l t e n , zugleich aber dle be t re f fende Grundov» ' v 
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t<dn< anzuweisen se i , die von dem k. l . Appe l l a -
l ^ Ger i ch t r vorgeschlagene A n m e r k u n g der R u b r i 

<M Grundbuche in A u s f ü h r u n g zu b r i n g e n . 

H , . 2- « 2 . 
l > n " gleich mehrere P a r t e i e n e inzelne W o h n u n g e n 
>y ^ ^us t l ca l hauses an sich b r i n g e n , lst das HauS 

"^undbuche doch nur un te r e inem F o l l um e i nzu 
j a g e n und n u r ecnc G e w ä h r zu v e r l e i h e n . 

^llls?^ ^^ ^ zeigte, das; verschiedene Pa teien m cmeM und 
t̂sck ^ ^ustlcalhause einzelne Wohnungen an slch brachten, wurde 

stz^bln, daß bei dem Umstände, wo diese Wohnnngen blosi Be-
s^ ^ k t l e icnes Hauses ausmachen, m,th,n nicht als abgc-
«b^/^ lelbstjländige Häuser betrachtet wenden können, lcdes dieser 
« ^ ^ l l e n Häuser, so wie es im (Grunde nur cm HauS vorstellet, 
F ^ ' ^ Grundbuchs von Seite der Hcirschaft nur unter e i n e m 
lzw, ^ einer Gewährverlelhung eingetragen werden soll (Hof« 

""beeret vom 18. März 1810). 

5<.l>' ^ ^ ^ 
lc»rte (bewerbe gehören »n das Grundbuch. B e-

g r i f f der r a d l c , r t e n Gewerbe. 

K,s?ad ic i r te Gewerbe stnd solche, welche ausdrückl ich i n 
5«z 5 ^ u s g e w ä h r enthalten sind. Mithin cmen wahren Theil 
Grauses und seines Welches ausmachen, in das ordent l iche 
^«hul ^ gehören, auf welche cme V e r p f ä n d u n g und 
cheyvs e l n t r e l b u n g n«lgcnds and^swo als bei dem Grundbu-
^ W ' ^ helfen kann, und somit wie alle emer grundbücherlichen 
»lld s ^ ^klebenden Gerechtsame, dem NexuS der Grundobrigteit 
l?gz 5 r̂ Folgen unterliegen (Hofentschcldung vom 20. Februar 

' "eglerungs-Circulare vom 12. Mälz 1795, § .2) . 
s« ̂ ^ ' Uralte Gebrauch, wornach e«n Gewelbe auf e inem Hau-
^ ^ lange Zelt dergestalt ausgeübt wulde, daß selbes stets auf 
K^'""llllgen Besitzer des Hauses übergmg, gab Anlas; zu den so-
t<ß( ""liGewerbs-Radic»rungen, von denen daher auch m den Rec« 
s<hl,,.°nspatenten Erwähnung geschieht. Erst die allelhöchste Ent-
^ "s vom 12. April 1775 bestimmte lilckslchcllch der radiclrten 
^»lse ^ ^ ^ iwar bei dem bisherigen Gebrauche, ordentllch auf 
l«!,, l^ lHbic,rte und reallstrte Gewerbe verkaufen ;u lassen, ferne: 
!̂>H senden, dahingegen sei be» den Pclsonalbefugmssen, die m»t 

^isen^ aufhören, der eingeschlichene Unfug, selbige veläusiern zu 
' "N für alle Ma l abzustellen. 
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Auch der Hofbescheid vom 13. November 4779 s ^ ^ , 
drücklich: das; leine Gewerbe mehr auf Häuser radicirt wer 
len, a l s die es bere i ts s ind. cnavelN^ 

Hierauf crfloß die Negierungs-Verordnung vom 18. ^ 
1 7 8 l , worin es heißt'. ' ^ ^ 

Sowohl jene Gewerbe, welche vom Tage der höchsten ^ ^ 
ßung vom 22.April 1775, als dem Endziele'und Abschnitte a ^ ^ ^ 
dicirung zurück durch 32 Jahre zu zählen, den H a ^ ^ e ^ S « ! " 
i n l i e g e n , als auch jene, die von obgedachtem 22. ^ o " " ^<,l»sl 
durch 32 Jahre zurück zu rechnen, au f dem nämlichen < ^ ^ 
durch gleiche G e w e r b s l c u t e ununterbroch e n b c t l ^. 
wo rden s ind , sollen in Zukunft allein für radicirce ^ ^ ^ z a«' 
gesehen, somit alle die übrigen Gewerbe, welche eines oder ŝs. 
dere nicht ausweisen können, für nicht radicirt gehalten ^ , 
Nückstchtlich dieser letzten Alternative erfioß jedoch folgen 
stimmung: . . ^ O? 

Auf den von Negierung über den Antrag, dasi dieicn'8 ^ 
werbe, welche zwar in den Hausgewä'hren nicht vorkomme ,^^. 
aber von dem Jahre 1775 (von welcher Zeit an, zufolge . ^ j 
henden höchsten Vorschrift, ohnehin kein Gewerbe mehr auf e> jB' 
radicirt werden darf) rückwärts durch 32 Jahre auf deM ^ .̂t><><, 
wer von einem Gewcrbsmanne gleicher Gattung getrieben .^i« 
als ein auf dem Hause haftendes, folglich mit dem Häuft v ^, 
ches (radicirtes) Gewerbe anzusehen wäre, erstatteten ^ / ^ , ^ n ^ ' 
folgte nämllch unterm 15. Mär^ 1785 die, vermittelst ^ e g ' ^ 
Circularoerordnung vom 26. März 1784 sämmilichen ^ ° ^ ' .̂ ach^ 
ten der Wiener-Vorstadt Freigründe inner den Linien tunog^ 
höchste Resolution dahin: .^ust '^ 

Da eS ein bereits erwiesener Satz sei, daß die ^ ' ^ a p > ' 
(radicirten) Gerechtsame, wenn man dem dafür ausgelegte ^ 
tale, und den auf diese Gerechtsame mit obrigkeitlicher E«nw ^h< 
vorgemerkten Pupillen und Weibcrsprüchen den Wert!) " ^ ^ del 
wen wi l l , Vorrecht vor andern, somit Zwang und H^Mt« üns4' 
Industrialfreiheiten immer nach sich ziehen: so sei nichts ^ ^t>'^ 
licher, als daß die Gewerbe so viel als möglich, und mir der ^ ^ ^ , 
lcit vereinbaret werden kann, als Personal, nicht als Real« 
delt werden. . < .jehe^ 

Der oberwähntc Antrag würde aber die Folge " " "V^d i l ' l t ) 
das, die meisten 32 Jahre alten Personalgewerbe verkäuflich^^ fit 
würden. Denn da ganz natürlich ein Gewerbsmann das ^ ^ z i ' 
sein Gewerbe zugerichtet hat, so wird, nach seinem 2 ^ ' ^ ^a>l' 
chcr Gewerbsmann dieses schon hierzu zugerichtet gesunde 
vor andern gewählet haben. . ^ ^,'" 

Es könne also von dem Satze, das; nur l ^ '" 
echt igkei ten als r a d i c i r t anzusehen seien, '" ^bgl' 
er Gewäh r e inge t ragen sich b e f i n d e n , n»H 
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^gen w e r d e n , und könne der, wegen des von dem Nachfol>-
^ ausgele 
^besteh 

ausgelegten glößein ^auffchllllngs, aufgeworfene?lnstand, nicht 
'bestehen: well da, wo die Gelcchrlgkclt nicht besonders lN der 

wahr enthalten »st, sie auch Nicht besonders ve> kauft w i ld , und 
"!>) eweibsmann cm zur Tle,bung seines Gewerbes bereits zuge» 
^ t t t 

lXck "^ " " b oroencncye ^ ' l u n c o u c y g e h ö r e t , so »me eS 
^ ^ , w,e alle emer glundhelllichcn Realität anklebenden Gerechtsa» 

Vw/^ ^ " ^ ^ ge»n theuler, als jenes, welches er elst dazu zmlchtcn 
V»,, ^zahlet, folglich, wenn auch wnkltch el wiesen wülde, daß em 
t^ .^^n iann em solches Haus etwas themer als em anderes er-
h^ bat, noch nicht gleich daraus geschlossen weiden tonne, daß er 
bqz ^e»n Kaufschlllmg, odel daß cl, wegen der Gerechtigkeit allein, 

^aus theurer bezahlt habe, 
ben 3 ^ ^ u f beluht nun d»e, ,n dem §. 2 des m Gemäscheit der ho-
tz, Hofcntschl,e<;unq vom 2<». Februar 1795 eUassVnen ReglelUNgs 
c,^aie ^^^ ^ M ^ ^^^^ aufgestellte Bezeichnung eines rad», 
« N (Gewerbes, wornach c»n solches ausdrückl ich »n der 
r, ^gewähr e n t h a l t e n seyn muß , , n , t h l n einen wah 
^ l^.^ l )e l l des Hauses und fe rnes Wee thes ausmach t , 
ü>lck ' ^ ^ "6 ordentliche G l u n d b u c h 
^ , w,e alle emer glundhelllichcn Realltä', 

^ ̂ »n Nerus der Glundobllc.tclt und seinen Folgen unterliegt, 
ty. ^"berdleß wUlde jedoch auch noch, de» Gelegenheit eines Palt« 
17»,. '^es, laut emes Hoftanzlclbescheldcs vom 18. September 
y " erlassenen Negicrungs-CliculalS vom 29. September 1795 
bu^ 'dnet , daß a l l e , von dem J a h r e 1756 her, M i t h i n 
I^ch 40 J a h r e »n das ständische Gü l tbuch und E lN-
3«^ ^ ^ rad ic» r t gezogene, und hiernach m»t der an» 
iy essen en S t e u e r belegte G e w c l b e , auch a ls solche 
b l ^ ! " G e w ä h r e n , wo diese R a d i e r u n g Nicht ausge» 
t̂tl> ^^^ v o r g e m e l l t we,den können , daß also jene Ge» 

c>r. ^ ^'e seit dem Iahle 1756 auf Häuser e r e i l t , und als radl 
shl^^lhm nach einem hohern Maßstäbe vel steuert weiden, auch als 
l , ^ bestätiget, und dieses den G e w ä h r e n , wo eS noch 
fys geschehen, bei d em cl sten G ewäh r v e r ä n d e r u n g s . 

^ e i n v e r l e i b t we iden sol l , 
che s Ue zene Gewelbe sind also ebenfalls für ladlcllt zu halten, wel-
iHh'^Wt dem Hause seit dem Jahre 17W (als dem Neccchcations-
^au<l ^ ' t h l n durch 40 I a h r c M i t dem Ausd lucke 
^U-ß ^ " ^ b e w e r b e , ohne eben den w e l t l i c h e n ?lus> 
^lns ^ r a d i c i l t , «n das ständische G u l t d u c h und 
8«ll. ^ « ^ gezogen, und nach e inem v crha l tnisimäsi» 
bes^?°^ern Maßstabe v e r s t e l l e n w o r d e n s ind (Hof-

^ v o m 30. December17W). 
!>>ld s ^°^ l''doch Nicht alle volgeschilebencn ElfoidelNisse dargethan 
ĉhen ! ^ ^ ^ l ) nicht fül die Bewilligung zm ?lnelkennunq eines 

chech^, ^ewelbcs als ladlcilt (bei der ^andesstelle) cmgeschlitten 
(NegleiUNgsdeclct vom 5. Septembel l ^ l . ' i , ohne delen 



666 I. T h e i l V I I . A b h a n d l u n g . 

ausdrückliche Bewilligung eine solche nachträgliche Eintragung U» 
Grundbuch durchaus mcht gestatter »st. 

Welche V o r s i c h t e n d le Grundbücher rücks ich t l ^ 
r a d l c » r t e n G e w e l b e beobachten sol len. 

Bei Gelegenheit e»nes Palt,culmfalles hat d»e Hofianz" ^ 
Decret vom 4. Ma l 1321 befohlen, die Glundbücher d a " " cht 
melksam zu machen, daß bei Ausfeltigung neuer HauSgcwaY ^ 
Gewerbe als lad,c«lt lN dieselben aufgenommen weiden, ^ ^ ^ 
es sich m der Folge bei nähere: Untersuchung e,g,bt, daß!" , ^ 
sind, mdem hlerdulch diejenigen, welche solche Häusel ^ .Häd>' 
geführt, und selbst veranlaßt weiden rönnen, hlerauS ^ ^ d>< 
gungsansprüche gegen das Giundbuch geltend zu machen; v ^ ^ j ' 
Grundhclrschaften »n Nledelostelrelch angewiesen wiliden, be ^ 
f e r t l g u n g dieser neuen G e w ä h l e n sich nicht ^ " „ . ^ t» 
begnügen , daß das G e w e i b e bei e,ts »n der f r " ^ ^st 
G e w ä h r en tha l t en erscheint, sondern dabei ^ .^de" 
rad l c» r te E igenscha f t des da: i n au fzuneh" l ^ ^ j 
Gewerbes naö) der Normalvorsch» l f t vom ^^ ' . . ^e l ' ' 
178^l und 18. Sep tembe» 1795 strenge zu beu r t y ' „g 
und ,m z w e i f e l h a f t e n F a l l e die we i t e re ^ ^ ^ 2 ^ 
bei der R e g i e r u n g e i n z u h o l e n (Reglelungsdecret 
Mal 1821, Rggsz. 22.955). Iah" 

Und die Glundbücher haben gefehlt, wenn sie, ^ ' ,gel°ld' 
1776 und dann Mit den unter Beziehung auf diese N ° " " jc«^ 
nung später cifiossenen Gesetze die ElfoldelNlsse für " " ^ gelöŝ ! 
Geweibe festgesetzt wurden, jene Gewerbe Nicht gleich da"al H ^» 
haben, d»e zwar m Gewähr ezschlenen, bc« denen aber die ^ f , 
neue Gesetz qefoldelten Bedingungen nicht vorhanden " ^ 2 9 ) « 
kanzlcldecret vo,n 5. I u l l 1831, Hofz. 18,372, Rggsz. 3 3 , " 

§< " 5 . ^ ^ g . 

I n w i e f e r n r a d i c i r t e Geiuerbe von einem H " 
t r e n n t werden dü r fen . .,,,fi 

Nadic»rte Gewerbe sind von dem Hause ohne Vor ^ 
u n d eigene E i n w i l l i g u n g der k. k. ^andesstel ^ l s t 
Mit Vorwlssen und Bewilligung der letzte!n aber, aua) n ^,stt^ 
trennbar, als vo> läusig die Sache M i t denen, " s.heN^ 
solchen, m , t e inem r a d l c l l t e n Gewerbe " ^^ch ^ ' , 
Hause v o r g e m e l k t e n G l ä u b i g e r n , so " " ^ s ^ e t t ^ ! , 
der G r u n d He r r scha f t , wegen der ihr auf e,n«m 1°'^ ^ 
eilten Gewerbe zuwachsenden grundhellllchen Geicchtsa" ' ^c'^ 
be» der auS besonderen Ursachen erfolgenden Tlcnnung elN 
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sch^^^erbes von dem vorigen Hause, jenes m der nämlichen Eigen-
H^. ^uf em anbei es übertragen, und der Hausgcwähr des neuen 
^ s l "^schaltet weiden muß, ausgeglichen und bellchcigct woiden 
l^^^Nlschcldunq vom 20. Febiuar 1795; Reglerungs-Cilculare 

^> Müiz 1795, §. 2 ) . 
"'» ^ ' ^ ^ ubl iqcns hierüber auch die XIV. Abhandlung dieses Thel les 

eni Gcwelb). und Handelswesen. 

§. 416. 

H l f f m ü h l e n slnd t e l n Gegenstand der G r u n d -
bücher. 

" c h ^ ^ch'ssmühlen bcweqllche Sachen sind, so gehören dieselben 
H'tka ^ " ^lundbücher (Allelh. Entschllesiunq vom 9. Mal 1824; 
hH?'decrer vom 13. Ma l 1824, Hofz. 14,555, RggZz. 

§. ^l17. 

^"velnmwerke s lnd kein Gegenstand des G r u n d -
b u ch e s. 

>» d^ 5s Antrag, auf fremdem Gllmde befindliche Schwcmmwelke 
^!ll>l " ^ emzube^ehen, wurde als mit den Gesetzen und der 
6»b. "chsvclfassunq nicht veiemballlch eikannt. Denn nach diesen 
^l»id '"lagen ln ein hcnschasillcheö Grundbuch nur untcnhä'nlgcs 
"lj z^^enthum, somit Gebäude, »nsofeln sie eme Zugchör ei« 
^f tz» "^l-undes bilden, geeignet, Nicht aber Baulichkeiten, die 
^ t t s ^ ""b Boden nicht m der Absicht aufgeführt wmden, daß 
l̂seh. ^au f bleiben sollen, die also nach §. 297 des allg. bürge:l. 

^ 3l, 3 ^ "̂ '̂  bewegliche Sachen anzusehen kommen, die feiner 
^htlit- "^"genschast 9 ^ Nicht an sich nagen, und bey welchen e>n 
> ^ l ^ ^'genthum und lnobesonderc ein herrschaftliches Obcrciqcn» 
^ i , ^ . "^liwegs besteht, und die endlich auch wegen «hier precalen 
!°^al»^o Localltät sich zu Hypotheken nicht eignen. Eme solche 
! ^ ^ , , ' ^ ^ Einbeziehung solcher S6)wemmwelbe und Bauten m 
.^^, c- ^ouch ,̂̂ ..̂  zugleich wegen der nachthelligen Folgen, d>c sie 
^ .'Führung der Partelen nach sich ziehen konnten, sogar sehr 

^ C ^ ? " s e m Giunde wurde daher eine Herrschaft, welche eine 
lcl»t '"bez.ehunq »n «hr Glundbuch veifügt hatte, mltReglcrungs» 

' ° " 10. December 1830, Rggsz. 66,825, damit abgewiesen. 

l. 
43 
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v . Bon dem Gewahrbuche. 

§. 418. 

I n h a l t e ines Gewährbuchcs und e ine r Oe'vähl ' 

I n dem Gewäh lbuche hat der E r w e r b t l t e l des ^ 
tzeis, zu dessen Legitimation sammt den hlcrzu clfoldclllchen ^ " M 
m e n t e n , wie auch dle dal auf haftenden O n e r a m>r ^ ^ ^ ' ,^cl 
das Satzbuch zu elscheinen (Glundbuchspatcnt vom 1. ^ ^ 
" 6 5 , § . 2 4 , 2 ) . lt. 

I n Beschre ibung der Gewählen sollen feiner beide ^ ^ ^ 
als: der E rb lasse r oder U e b e l g e b e r , dann der ^^ ,H del 
U e b e r n e h m e r m,t Tauf und Zuname benennt, w»e a " ^ c 
T l t u l , dadurch die Veländeiunq beschicht: I l ^n i , wo solch' ^g 
gelegen, »n welcher Nlcd oder Gebllg, die nächste nchtlge AM ^ 
oder Ram oder Mmch, auch was und w ie v i e l , " ^<»z Dl 
zu was Z e l t lM Jahre, davon der Dienst zu leichen, ^ ^ 
und lauter vermeldet und cmvel leibt scyn ('1'r.ict. llo ^'ul. ^ ' 
IV. § .12) . 

§. 419. 

" 5ie 6>' 
Ob u n d w i e f e r n e ine G r u n d h e r r s c h a f t f u ^ " she 

t h e » l u n g zweier G e w ä h r e n f ü i e»n und das! 
G l und stück zu ha f ten ha t . 

Als es in einem Patt,culalfalle beinahe keinem Z""'^stl lck" 
lag, daß zwei m»t besondren G e w ä h l e n veisehene GrUN ^ s . 
welche em Individuum ansplach, m«t den üb»,gen zu s"" c^ ^ 
gehangen Gründen, m,t denen sie ausgewiesenermaßen von l ^^t 
scssen wurden, vermengt sind, und dasi dieselben nur ^ ^ ^ g l B ' 
mehr bestimmt ersichtlich gemacht werden tonnten, well «h^ ^^<s^ 
zung Ulsprüngllch nirgends angegeben erscheint, und weil ltN ^Ht 
fe der Zeit die Cultur deiselben ganz geändelt worden ' ^ ^ c h e N ^ , 
nur auS der Vclglelchunq der Daten, welche über das ^ ^ L M ' 
der zur dlesifalllgen Besitzung gehöllgen Glundstücke " ^ . V.«^«^ ' 
contracte, m der Steuer» Subrepartltlon, dann in der G'U ^ ^ 
kel vorkommet, wornach »m Ganzen Mit Einschluß icncr zw ^ hcl 
ländgrundssücke kem Abgang sich dal stellt, sondem " " ^ ^ g ^ 
von der Herrschaft vorgenommenen commisslonellen ^ 6 ^ s c h ^ l 
fraglichen Glünde Mit Beziehung der Ortsllchtel und der sr'< 
nen durch Angabe der Localltätsverhä'Itmsse del Beweis M ^ ^ l 
denz hergestellt worden lst; daß die von lenem Indlv'd" 
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von <n (Gründe eben d lezen lgen se len, welche an d ie 
H '<?M d a f ü r : n Anspruch genomm enen her» schaftl»» 
«^Grunds tücke stoßen/ wulde von del Hofkanzle; Mlt Decret 

^ - Febiuar 1824, Hofz. 53^,9, NggSz. 12,0L2, ermnelt: 
^ ^ wa»e zu wünschen gewesen, das Klelsamt hätte m dieser 
s ^ ^ n h e t t anstatt der Stellung deS RlchtelS, der es annahm, nach 
^ ^estunmung jene deS VernilttlerS zwischen Grundobügtelt und 
ez ^ ^5n gewählt. Gedachtes Individuum tonne Nicht elwelsen,dasi 
o>,/A Ganzen wemgcl Grunde wirklich besitze, als es durch den Kauf 
h^s? ^bracht hat, oder daß es dafür mehl als fem Vo»fahrer an 
l^'östlichen Gaben entrichte. ES lasse sich daher kem Glund den-
"ein n ^ welchem die Grundobrlgke,t »n der ersten Beziehung zu cl-
h»It- " ^ oder,n der letzteren zu einem Nachlasse gegen ihn vel-

lN Melden könnte, 
i l s ^ ^ ^ n m dem Kaufcontracte sei auSdrückllck) El wähnung von 
ie>, '^^ thunlichen Nachwelsung jener zwel Gl undstücke gemacht »vor-
^ ' ^ a c h t e s Individuum habe te,ne andnn Rechte als es dulch 
ie„ / " ^ clhalten; wollte es gedachte G.ünde ,n Evidenz gesetzt ha-
r̂uf, ^^'^ ^^ ^^"^ Sache gewesen, damals nilt dem Verkäufer 

^h ^ lns Nc,ne zu kommen. Da es dlesi Nicht gethan, und vlel-
sl»̂ f ^'k seine Volfahrer über die eiwähntcn zwei Uebelländglund» 
l̂e w ^ velgcwählett ließ, so tonne der G r u n d o b r l g k e » t 

!e«. ^ H e i l u n g dieser G e w ä h r e n «»cht zur Last ge 
H,. ' " n d f ü r s,e eine besondere H a f t u n g l n d»esc, 

' ' ehung nicht ge f o l g e r t we lden . 

sz^^-le Entscheidungen de, Untelbehölden, wodurch der dies> 
z, «^ cn H e l l s c h a f t d, e Nachwe l sung der »n der F l a -
«^f./öenden G l ü n d e z u q e m u t h e t w u r d e , wulden daher 
8ebi,^°^n, und es dem gedachten Individuum überlassen, seine an-
'"eae ^nsplüche ,„ ^ s > Beziehung gegen wen »mmerim Rechts-

" geltend zu machen. 

§. ^20. 

^ er B e h ö r d e die Entsche idung ü b e r e , n e n S t r e l t , 
^ an d»e G e w ä h r zu schreiben »st, zustehet . 

H, st^ Entscheidung der Fiage: wer an die (Gewähr zu schreiben 
^ ^ ^ ' vermöge einer nach gepflogenem Emve» nehmen Mltdemobe,-
^ln z '̂Hlshofe elsiosscncn Hoftanzle,entscheldung vom ̂ . Mal 1827, 

^ l c h t e r zu (Reglerungsclrcular vom 18. Mal 1827). 

h ' t^ ^Erkenntlich, wer an die Gewähr zu brmgen se», gehört so-
^ Kompetenz derGellchtsbehorde (Hoftanzleldeciet vom2.Iu l l 

' ^°fz. 16,286, Nggsz. 33,230). 
i3 
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§. ^ 2 1 . .^ 

B e i welchem G r u n d b u c h zerstückelte GemelNdt iv^ 
g r ü n d e zu verg ewähren s« n d. 

Da die Bestimmung des §. 5 des Hutweldvertheilungspate 
vom Jahre 1770 wegen Einschaltung der dmch Gemeindeweldj"' ^ 
lungen den einzelnen Ilnleithanen zufallenden Paizellen ' ^ß 
Giundbuch und lN die Haus gewähr den Fall voiauSsttzt, ., 
dle vertheilten Weldgrundsiucke und die Bestifiungen, welche ^ ^ f 
fallen, zu e inem und demselben G r ü n d bu che ^ ^ . ^ 
sind, so kann die betieffende Gruntcherischaft I),e,«n nicht ^, 
einer andern Hcr.schafc zedoch die Veigcwährnng ihrer lln ^ 
nen über jene Paizellcn >n so lange nicht gehaltet weiden, ^ .s 
n»cht die Grundhenllchkclt auf gedachte Geme»ndewe»de gegen .^f< 
stere durch l l ch te r l l chen Spluch zuel kannr werden so^^. 
tanzleldecret vom21. Avnl 1836, Hofz. !)877, Rggsz. 25,022)» 

§. 422. 

W e r a n die G e w ä h r zu schreiben ist. 

Besitzer dienstbarer Gründe sollen an Nutz und Gewähr gel ^ 
ben, und alle vorgehenden Vel anbei ungen (von Seite der ^ , 
holden, und Nicht der GlUndheiren) emaetiagen, auch dem ^ ^ . ^ 
ten Gewähr oder Auszüge um die Gebuhr erthellr weiden (. 
äu ̂ ur. inc. I it. IV. §. t i). ^ l !« 

Hierzu »st aber nolhwendig, daß beileniqe, von dem ^ s,D»'l 
thum auf einen andem übergeben soll, selbst schon als E'geNt/ 
einverleibt sei (Allg. binqeil. Gesetzbuch, ^. 432). .., ^et?' 

Auch dalf kein au) cmer andern Geilchtobarteit ""^ ht' 
«er Fremder, bevor dessen Un ter t hän « g ke l t s c n t l a s s u ^ ^ 
n'»rkt w u r d e , bcl einem Haus« und Wirthschaftoraufe . 
Gewähr gebracht werden (Regle»ungodec: et vom !). IuI» ^ 

§. ^23. , 

l ieber die A r t , w i e sich bei Gewä'h ranschreibuNü 
zu l e g l t l m i r e n lst. ^ 

An Nutz und Gewähr ist ferner Niemand zu schreiben, " sF 
sich denn zuvor zu dem, der zunächst daian geschneben stehl, ^ ^ e ^ 
l e g l t l M l r t , und entweder durch Testament oder letztwilllge ^ 
nung, oder auch duich Verwandtschaft erwiesen, das: das G' ^ . 
an lhn wirklich gekommen «st ('I'r.»ct. de jl ir. ins. '1'it. lV. ^ s H ^ 

Und wenn einem Grundherrn mElbfällcn glaubwürdig " ^ t 
daß mehre,c Erben vorhanden sind, welche auf das ^bgu tA " Hl 
haben, so soll er demjenigen, welcher d»c Gewähr ansuchet, st' 
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E^ ^bellen, als bis derselbt versichert, das, er das Grundbuch ohne 
8;" ""? Nachthell halten wolle (l<o<1s>!ii §. 4) . 

8>it'r ? ^"iifen oder andern rechcmäsügen Contracten über Bauern» 
"ber ^1 ^̂  übrlgen^ genug, wenn der Uebeigeber und Nebel nehmer, 
l>Nt) ^.. ,,-""^ ^"' llebeigeber alleln, vor der (Nlundobrigkeit clschemt, 
Ûck ̂  ^'»^erlelbung beS Envelbungsqeschafces ,n das öffentliche 
^ e w n t t (Allq. bülgerl. Gesehbuch, §. 4^3). 

tz^/7'^emt er aber nicht peiscnllch, so soll delienige, der e,neneue 
t>̂  ^beqehlt, eine oldentliche, von seinem Geber schllstllch gefel> 
>l,<h. ^'.lNllndllche?lussandunq volbrlnqen, oder »m Falle er damit 
ll,^ ^ ^ ! ' l seyn konnte, mit dem Kambiiefe oder andern qenuqsa-
'°mt ^ ' °^^ aber nilt êug>>n darthun, dasi er jenes s^ut auf' 
l l«!, / '^ redlich an sich gebracht habe, und alle solche bin'fllche Ur-
l>^ ^ und Zeugenschafcen sollen «n glaubwürdigen Abschriften , de, 
,.. ^run>.l...,l.. ^...-, , s . . , . . , ^ —»den ('/'- ^ ^" " - " ^ ' ^ 

434). 
lV ^ l"Nt»buche sie,füg aufbehalten weiden ('I'rnct. üe^jur. inc/1'it. 

' ^ ' w ; allg. bürgert. Gesetzbuch, §. 

" 'e L e g i t i m a t i o n s - U r k u n d e n beschaffen scyn 
müssen. 

C , « ^ "ner solchen Urkunde müssen die Pe rsonen , welche daS 
!>»>, ^ "^ «beigeben und übernehmen, die Sache , welche überge-
fe^. ^ N soll, ^,,^ ^,.^f, (Yiä'nzen, der T l t e l der Elwelbung, 
«H«. "k O r t und d»e Z e i t des geschlossenen Geschäftes, bestimmt 
>l< , ! ^ ^ weiden; und es muß von dem Ucber̂ eber »n dieser oder 
t»ß . " besondein Uilunde die B e w i l l i g u n g ertheilt weiden, 
( lü^^ Utbeinehmer als Eigenchümer elnveileibt werden kann 

^ " ' h a u p t sollen die obrigkeitlichen Wirthschaftsämter, daniit 
^haft ^^''"llche mit Gesetzwidliqkelten und wesentlichen Gebrechen 
^ l le t t ^ ^''^'ndcn zur Einverleibung gelangen, d,e »n der Folge zu 
»<d^^!ten Anlast geben, keine Urkunden, die zur Einverleibung 
vvfhe ^'undbuch vorgelegt werden, dazu gelangen lassen, ohne sie 
b'Nl s l " ^ " s " c h t zu haben (Hofverordnung vom 3. August 1786, 

°- Mal 17^)0. 

. ' ' ly zu benehmen ist, wenn e i n G r u n d h e r r e inen 
"W he» m g e f a l l e n e n G r u n d übergeben w i l l . 

?'^st ? " ^ " Grundherr einen Grund, der ihm um nicht bezahlten 
^ ( I - " anderer Ulsachen willen hcimgefallen und zuelkannt wor-
êchtlich §§ '5W und 101 t ) , Jemand aufgeben wi l l , soll erden 
^<ibr? Ausspruch, der »hm jenen Glund zuerkannt hat, zu der 

' 'lgen, ^^h darauf die Gewähr fertigen; wenn aber der Grund» 
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Herr den Grund erst von Neuem aufgibt, so «st d«c bloße ^ ' 
hlmclchcnd (^'r.let. ll« ^ur. inc. '1'it. IV. §. 13). 

§- «6. „ 
A r t und W e i s e , w i e G e w ä h r e n e r th e i l e t und g " 

men w e r d e n l o n n e n . ^ 
Die Gewahren selbst trnu.n auf vlerellcl Welse erthe'lt 

genommen werden: 
»») auf Jemand allein, 
l)) auf Mann und Weib oder andern Personen zugleich, 
<:) mtt gesammter Hand, und 
6) auf llebelleben ('1'raet. ä« jur inc. 1'it. IV. §. 14)» 

§. 427. 
For tse tzung . . .5. 

V̂ä :») Bei der Gewähranschrelbung auf Jemanden a l l " " ^ ^ 
ret das Gut diesem allem; und wenn dieser es bei Lebzelten M^ ^ 
außelt, fällt eS, nach seinem Tode, auf dessen Erben, we« 
»hier Nicht m der Gewahr gedacht woldcn wäle (Kulll'M §« ^ ' ^ B 

^ ä li) I n diesem Falle gehört ihnen das Grundstück zu g ^ 
Thellen. Stirbt E»neS von ihnen, so fällt sem Thell auf desse" ^ 
oder wem er ihn etwa vermacht hat. Doch bleibt dem Ueberie ^ 
die Ablösung nach billiger Schätzung volbehalren, es ftl ^ /s z» 
wären eheliche Kinder vorhanden, denen des Verstorbenen ^ ^ , l > 
siel, wo dam, d,e Ablösung ohne der Kinder lhrerGelhabeN 
llgung n,cht Stat t hat (Ku«l0,n §. 1b). . O«t-

Mltvergewählte Weiber tonnen elst nach ?lblebcn lhl ' " ,h:e 
ten die zweite Hälfte um drn wählen Werch an sich lösen, 0 
Hälfte den Erben überlassen (Patent vom 29. October 1 ? M ' ^st 

Und be» Lebzelten beider The,le rann einer ohne des ^ 
Volwissen und Willen seinen The»l durch Vertauf, Tausch, ^ i , 
oder andcln Contract Nicht veiäusieln; doch soll em Thell den ^ . 
m der vorhabenden Veräußerung ohne erhebliche Ulfache nicht ^ ^ , t , 

Entsteht endlich zwischen Mann oder Welb oder ?lndern ""^sche>' 
worüber sie sich m Güte Nicht vergleichen rönnen, so soll ^^. hs,gk̂  
dunq nach Beschaffenheit der Sache entweder der Grunoo ^. 
oder der Instanz unter welche beide Thelle gehören, zustehen < 
<^ .j»>r. ine. '1'it. IV. §. 16). 

§. 428. 
For tse tzung . ^ ,sd, 

/^ä e) Wenn d»e Gewähr mit gesammter Hand .gen l̂ttwe ^ 

selbes. so ,st den Eheleuten oder Andern das Gut auf gleiche Thelle,^ st 
o«g, und nach Ableben des e.nen, hat der Uebcllcbende 1̂  ^b 
lange er lebt, ganz zu gemein. Wegen dieser lebenslängM^ ^ 
l enden Nutznießung sollen die contrah»rcndcn Personen, 
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l^^5nnmtel' Hand zu errichtenden Gewähren jedesmal certiorirt, 
»„a./^^ umstand ei«nnert werden; so w»e dieses auch m den Gewähr
st f . ^ n t m auszudrücken kommt. Stirbt die überlebende Person, 
^. "t ihr The»I auf ihre Erben, oder wem sie chn etwa vezmacht 
»z, ' ^"o der übliqe Thell gehört den Erben deS fiüher Verstorbenen, 

Wem er ,hn vei macht hat (vollem §. 17). 
^llt ^ ^^ ^ " diesem Falle endlich, wenn eines der Eheleute starbt, 
^ as C>̂ ^ ^^^ denlleberlcbenden ganz, und kem Thell tann ohne 
vs^^ern Einwilligung hlenn eine Abänderung vornehmen. Es 
schr,̂  s'ch >edoch, daß weder m dem :»ä o) noch ,n dem nää) be» 
<l>̂  ^ n Falle den etwa vorhandenen Kmdcrn an ihrer natürli' 

"bgebühr dadurch etwas entzogen werden soll (L«<!em §. 18). 

3. 429. 

' l r u n g der E i n t r a g u n g i n die Gewährbücher . 

t a ^ " ' ^ a n d soll das Eigenthum oder den sichern Besitz auf Neali-
° l d / ^ "lttelst des Vormerkbuches überkommen; und nur durch 
b ^ ^ t l i c h e E i n t r a g u n g »n die 'ö f fen t l i chen Gewähr^ 
^ ^ ^ ' ' ^ bcr rechtmäßige Besitz eines dinglichen Rechtes auf 
l^^ll l iche Sachen erlangt (Grundbuchspatent vom 1. September 
l,„er ^ ' ^ " ^ - bürqcrl. Gesetzbuch §. 321), so, daß das Besihrecht 
n>s ̂ ^^weglichen Sache ausschließlich demiemgen zusteht, welcher 

M c r derselben eingeschrieben »st (ttoäem §. 322). 
dzh. "Ur llebertragung des Elgenthumes unbeweglicher Sachen MUß 
^qen Erwcibunqsgeschäft »n d,e dazu bestimmten Bücher einge-
( ^ werden, welche Eintragung E l N v e r l e l b u n g genannt wird 

^ § 3 - 4 3 1 , 441). 
3l^l,/.^ so wie derjenige, welcher im grundbücherlichen Besitz einer 
gefo^^ sich befindet, zur Darthuung seines Rechtes nicht mehr auf 
^ l . n!^ werden kann (Hofdecret vom 15. Jänner 1?85, allg. dur
ch^' Gesetzbuch §. 323), so wird das Eigenthum unbeweglicher Sa
ge h . ^ ' durch die Löschung aus den öffentlichen Büchern aus

s e n ( I^äom Z. 444). 

«,,.. «-«°-
" ^ g der M i t v c r g e w ä h r u n g bei E x e c u t i o n s f ü h -

l u n g e n a u f u n t h e i l b a r e B a u e r n g ü t e r . 

derg,^"N ein ungc the i l teS Bauerngut, auf welchem Mehrere 
^N<x'°"", in Erecution fällt, müssen die Miteigenthümer entweder 
>̂°ß ̂ ""^onsführer befriedigen, oder sich gefallen lassen, daß Nicht 

sebot" Anthell des Schuldners, sondern daS ganze Bauerngut fell-
>i(l)ts «.""de (Hofdeeret vom 21 . October 1798, AppellationSge-

'^rculare vom 28. October 1798). 
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§. 431. 

W a n n die G e w ä h r zu nehmen ist. 

Jeder Grundbesitzer hat bei nächster Besitzung des Grunds , 
auf dem Lande (§. 195) dle Gewähr zu nehmen. Die Ge'stl'ch^^s-
Plälaten, Pfarrer und Benesizlaten sollen, so oft sich mit »h" ^« 
son eine Verändeiung zutlclgr, dle Oldenope,-soncn aber, so ^^1« 
der l tche Vorsteher haben, wie auch dle Zechen, Bruders . 
und Gemeinden »n 10 Jahren emmal d»e Gewahr nehmen ( 
<!<^ur. in,-.'1'it. IV. §. 1«)). ^ ^ . 

Welche Stlafe auf d»e Unterlassung steht, kommt unten 

§. 432. 

V e r b o t , J e m a n d e n ohne E i n w i l l i g u n g des ^ » 
t h ü m e r s eine Abschr i f t e iner G e w a h r zu erthe» 

Da die Gewählbücher und die daraus ertheilte ^ewayr, ^ 
Z»oecke «hl-er Einführung gemäß, bloß Behelfe zur Erwessun» ^ , 
rechtlichen Besitzes und Elgcnthumes siir d,e Inhaber der " ^ ^ 
ren sind, und sich hindurch wesentlich vom G r u n d b u c h e s .^ 
daraus elthelltcn Auszügen unterscheiden, indem letztere, ""6 uf 
von der Peison des Elqcnthümers, bloß die Neallläc oder die ^ , . 
haftenden Lasten zum Gegenstände haben, so tonnen von bt ^ , 
wä'h ren ohne W A ' l , und Willen der Eigenchümer e»ncM ^ ^ i l 
den te»ne Abschriften lion den Grundduchsämrein eilhellt' ^ 
(Hofs-anzlcldccret vom 1!). September 1t)17, Reg'elUNgscn 
vom 12. October 1817). 

6. Von dem Satz- oder Vormerkbuche. 

§. 433. 

I n h a l t e ines Satz- oder Vormerkbuches. 

Das Satzbuch hat alle auf einem unbeweglichen ^ " ^ ^ ^f 
den, von Zeit zu Zelt aufgcbmdetcn d ing l ichen Lasten, "halte' 
Ordnung der Zeit, Mit den allenfalls eingeschriebenen oder " " ^ ^ l < 
nen hicl^u gehöügen Instrumenten, vo> gemerkt zu enthalten <. 
buchspciten't vom 1. Sevtembrr 1765, 5§. 11 und 2^'^)' s ^ , , i ^ 

I n dle Grundbücher sollen nämlich die Satzver»9 ^ f 
aen eingetragen, auch davon den Intelessenten Satzze t t .^. 
Auszüge um die Gebühr crchellct werden ('1'l^ct. 6« 1 
ü t . IV. §. 9. 
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. §. 434. 

^ a u f r a d j c i r t e Gewerbe können V o r m e r k u n g e n 
g e f ü h r e t we rden . 

belck ^ nur auf (Grundstücks sondern auch auf radicirte Gewerbe, 
«Hl?. "Nen wahren The,l des Haufts, «n dessen Hausgewahien sie 
Key ^ ^ ! ' " d , und seines Werthes ausmachen, tonnen Velvsandun° 
^ d f ^ ^0l'N,c>,'luna.en bel dem bell essen den Giundbuche geschehen 
l0h^^r>c>ordnung vom 20. Februar 1795, Ncglcllmgccuculare 

" . Mär^ N<)5, § 2 ) . 
>!Ue ,ene. von dem Jahre 175s, her, mithin durch 40 Jahre in 

h>,̂  ^^slhe Gültbuch und Einlasse als radlclic eingezogene, und 
^so>? ^ " ^ " angemessenen Steuer belegte (bewerbe, können auch 
»̂ « ' in den Gewäbren, wo diese Nadlcilung nicht ausgedrückt 
xß ̂ ^ " ^ , und auf solchen, den bestehenden Vorschnfren ge-

^ 1 ? ^ ^ vorgemerkt werden (Hofencschliesiung vom tk . Septem-^ 
" , Neglerungscuculare vom 29. September 1795). 

. 5. 435. 

" o r m e r k u n g au f r a d i c ' l r t e G e w e r b e h a t d ie 
G r u n d h crrsch a f t zu besorgen. 

^e ^ / ^ ^ »^rundbückerliche Vormerkung" zeigt >.ur Genüge, das, 
^ / ^ ä l l i q e Satzanst'eitigunq von niemand Andern als von der 
^ °°ugtett, in deren Grundbuch das Haus, wo das radicn'tc 
^. ^ ^ hnf^-t, dienstbar ,st, ^u geschehen babe (Hosdecret vom 

^ l?9^ , R^gierungsmmualion vom 19. I u ! , 11 <j.^ 5- 2) . 
^llf^"^ m Ansehung der'Nauchfangkehrergeweibe bestand seit un-
^au f " ^ " ^ ' " ^'^ eigene Einrichtung, das; alle Echuldvormeikun° 
^sk ' l ^ "e Gewerbe im Lande unter der Enns, nur bei der Nauch' 
^ Q.^^iinnung in Wien geschahen; daher selbe hierüber ein eige-

^Much führte. 
»!̂  'eses Vormerkungsbuch wurde jedoch dieser Innung abgenom-
^ . ^ bessen voischriftmäsi'ge Ausübung, so wie es bei allen an.-
!>n̂  , ^Wei'ben üblich,st, insofern 3»auchfangkehrergewerbe tadicirt 
' ^ 1 ^ ^>undobr!gke!ten übertiagen (^ofk^n,lc>vero>dnung von» 

!K l ' ^ ^l'^ierungsintlinacion voin,'j. Mal l l l l i ) . 
! ^ l f „ , . ^ ' Ausführung dieser Anordnung musue übrigens wie bei 
»ifH ^"Verben, vor der Aufnabme e,nes solchen Gewerbes in 
^ ^ "^'uch, die Eigenschaft, das! es radien't sei, vorläufig von 
>1>e,, ^^' l le (>,'st^^^ werden, und bei Schuldvo>merkungen auf 

^lv> "Urte (bewerbe müssen die Urkunden, worauf sich die Schuld« 
'e ^Wertung stützet, in das Instrumenten- oder U>Kundenbuch, 
Htgi»^"-kunq selbst aber in das Satzbuch eingetragen werden 

""gsverordnung vom 8. November 1813). 
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§. 436. 

S c h i f f m ü h l e n s ind ke in Gegenstand g rundbüch^s 
cher V o r m e r k u n g . B e w a h r u n g f r ü h e r e r w o l 

Rechte. 

Seine Majestät haben, über den in Beziehung a u ^ - M t » 
in wie weit Einverleibungen und Vormerkungen auf ^ . ^ ^ f̂ ' 
Stat t haben, a. U. erstatteten Vortrag unterm 9. Mai ^ het-
gcnde allerhöchste Entschließung Herabgelangel, zu lassen 6 ,̂  ^, 
Auf Schiffmühlen tonnen, da sie als bewegliche Sachen "cy 
Grundbücher gehören, keine P f a n d r e c h t e erworben >^ ĉh 

Was die Schissmühlgerechtigkeit betrifft, so sind b ' ^ ^51« 
den bestehenden Gewcibsgesetzen zu beurtheilen (Hofkanzleldc 
13. Mai 1824, Hofz. 1 ,̂5<l5, Rggsz. 24,350). ^M« 

Die durch Einverleibung oder Vormerkung in den, « ^ ^ 
Orten v o r h i n üblichen Grundbüchern über Schiffmühlen, ê« 
erworbenen dingliche Rechte sind jedoch durch die obgcdachte ^ 1 , 
nung nicht aufgehoben worden. Gläubiger, welche bis zu ^ p i « ' 
wo die allerhöchste Entschließung vom 9. Ma i 1824 in d " ^ «? 

^zyle l)0!oeluncjen rönnen aogeiieien, veipsanoe«, « " " , «^ r»>' 
die hierüber errichteten Urkunden noch fernerhin einverleibt ^ l i 
gemerkt werden. Jedoch hat auch bei Schiffmühlen, ^ib"^ 
g e g e n w ä r t i g F o r d e r u n g e n h a f t e n , eine E>n ^5,1» 
oder Vormerkung neuer Schuldpostcn nicht mehr ^ ^ ^ W Ü h ^ 
Grund« oder sogenannten Haftbüchern, worin bisher ^ " ^ l l ^ d"' 
allein, oder neben unbeweglichen Gütern erschienen sinb/ ^ , 5 « ^ 
Rubriken der schuldenfreien Schiffmühlen sogleich, ^^ ^st u ' ^ 
derjenigen Schiffmühlen aber, worauf Schulden haften? ^ f M 
diese g e t i l g t und auf gesetzmäßige Art gelöscht sind, ^2?' 
qeloscht werden (Allerhöchste Entschließung vom 9. .-'"" ro>" 
Hofkanzleidecret vom 20. Mai 1827, Regierungs""« 
25. Juni 1827). 

§ .437 . ^ ^ , 

g e h o b e n . " ...heil 

>nsi"d Stillschweigende, gesetzliche Hypothek 

hie 
Auf den der Vormerkung unterliegenden Gütern stll ^,.,^n 

sogenannten verschwiegenen gesetzlichen Pfandschaften ^, . ^a t t ^ 
gewissen Darlehen beigelegten Vorzüglichkeiten, oder ' ^ M . , 
stillschweigenden gesetzlichen Hypotheken und prlvlseg'tten ^.^rhe' 
derungen, zu des vorgemerkten Gläubigers vollständige ^ ^)« 
gänzlich aufgehoben sepn (Patent vom 1. September 1?" ^ 
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§. 438. 

A u s n a h m e n . 

^ 'e einzigen Ausnahmen sind jedoch : 
U,v . Die L a n d e s a n l a g e n " ) (grundherrliche und landesfürst« 
^ H ^ ° c h nuv jene, welche von den letzten drei Jahren herrühren, und 
ji^, betrag nuthm vor dem treuherzigen Gläubiger nur schwer aus-
^ ^ " a c h t werden kann; da für die übngen der, welcher sie hätte 
^ ! l ^ ^ ^ ^ , und in deren Eintreibung saumselig gewesen ist, 
t<l^^haben wird, und zwar dergestalt, das; der Ausstand nur 
l̂ttz " Immobi le, wo selber haftet, und lemeswegs be» «mem an-

<»ls^ ^ ° n dem nämlichen Elgenthümcr zugehörigen Gute erholet 
" soll (Grundbuchspatent vom 1. September 1765, § .13) . 

T t / ' Die auf d,e letzte K r a n k h e i t , auf die B e e r d i g u n g , 
lily ^ ung der V erm ögen sverzc ichnisse oder Invenra» 
^ » ^ ^ Commissare und qcrlchtllchcn Obsorger und Curatoren 

^'gten Unkosten. Endlich 
i,t, ' Die B e s o l d u n g e n und Kos tge lder der Dienst« 

.^» wenn selbe drei Jahre Nicht übersteigen (lloäom §. 15). 
^»l, ^ ^' .^^ Vorzugsrecht kommt denselben auch dann zu statten, 
btz ss'^ wirklich zur Zelt der Verhandlung der Verlassenschaft oder 
H^/"curscs mchr mehr im Dienste stehen, und ebenso den als 
^ <^^<^n chrer verschuldeten Aeltern dlenendenKlndern (Hofdecret 

^-Jänner 1787). 

^.'k landesfürstlichen Gteuern gehen jedoch den grundlierrlichen Abgaben 
3? ^beweglichen Gutern in der Priolitat vor (Hoftanzleidtllct vom 

' Mai 1832, Hofz. 2781, Nggöz. 1 )̂,070). 

§. 439. 

V o r m e r k u n g der D e m o l i r u n g s : ' c v e r s e . 

l»s^3ä'llen, wo zum Besten des?lerars Reverse wegen Abbrechung 
^ - "de u. dgl. aufgestellt werden, lst darauf zu sehen, dasi die-
5«tysX,'̂ Mer grundbücher l lch vorgemelkr werden (Hoftammer-

?Ung vom 0. November 1»18). 
^«w ^ ^ ^ vorkommenden Falle lst daher diese Vormerkung in 

^ ^ ' oder falls sie unterlassen werden sollte, dieselbe noch im ge-
^3?« °se in Erinnerung zu bnngcn (Negierungowelsung vom 

3^ "be r1818 ) . 
« ^ ^ ^ w Vernehmen nach die von Haus- und (Grundbesitzern an 
"llltf^lbauamt(nun die k. t. Pro». Baudirection), oder so n st ausge-
^ iin»^ ̂  ^ ̂  lse und eingegangene Verpflichtung bisher nicht überall 
^ N i e ^ ^ ^ ^'^ besonderen Landtafel» oder Grundbücher cmqetra. 
8 ^ "kn, j ^ manchmal die Documente hierüber sogar in Verlust 
^ 3 l , / " "d m,t den Häusern oder Grundstücken ohne Erneuerung 

Pachtung Besitzveränderungen vorgegangen sepn sollen, wcl--
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cheö l»i vi.len ^',llVn von nachtheiiigen Fo'gcn für das A " / / . ^ ' 
das ?lllgemeli,e seyn konnte, so haben Seine Majestät M l l t c l l t . 
höchsten Handschellen?, Wien am 21. Apül 1d20, der """"^e- ' 
Hofkanzlel al!s>ll'aa,en, ohne ^^tverlust, insoweit cS N'a^<^t!> 
schehen, die gehör ige E i n t r a g u n g der vo^hand .-
Reve rse und den au f die von den H a u s - und ^ ĥ' 
bes lhern e ingegangene V e r b i n d l i c h k e i t ^ ezU ^ ^s 
Menden D o c u m e n t e en d l e be t re f fe nd e La n dta fe>' ^ , 
O l unddü cher, i»so!vclt es die (besehe noch gestalten, " ^.,»!' 
Ierwe«lige Besi^'e^anderungen le,ne unubeisielllllchen HlndcrN>!!^ 
gegenstellen, zul Sicherstellung des Aeraimmö und des - ' ^ ^ " ^ F 
zu veranlassen, dort wo d,e hlerwegcn bestandenen Docunicnte ^,. 
falls in ^.:Iust gerathen sind, aufdelen ^lneucrung und ^ ' " ^ . ^ 
bung m die öfflNtllchen Bücher nn gütlichen oder genchlllchcn "^hl 
ledoch m»t genauer Beobachtung der (besehe und BewahN'Ns ^< 
erwmbener Pnoatrechte zu dringen, und auch bct eintretende« s, 

üerlicher Cineuerung der Verpflichtung vorgefallenen^' gi-auodl 
andelunqcn nachthellig für die noch nach dem Gesehe mogl>y' .,,,, 
cberstellung des Aerms und des AllgeinelNen angelegentlich ' " !., F 
für die Zukunft aber unter Einem alle der velemiaren H " ^ " ' ll"' 
te,stehenden BeHorden, an w c l ch e B a urcv e rse, V e rP f l ' ^> ! t 
gen über was , ,nmcr fü r D i enstba rke i ten ausf le '^^ 
zu w e r d e n p f l e g e n , streng und de, H a f t u n g l>c^^ 
t r e f f e n d e n I n d i v i d u e n a n z u w e i s e n , iede sol lv^^<ü 
r f l lch tunss i m m e r u n v e r z ü g l i c h , n die bcso" 
L a n d r a f e l - oder (Grundbücher e i n t r agen <u las' «^'^: 

Obgleich bereits unterm 22. November IKlt t , Z ^ l 25 , " ^ . , ' 
Landesstelle die bürgeiliche Einvellelbung der D e m o l ' t l o ^, 
verse aufgetragen »vuide, so findet man'dennoch demselben ° ^ 
erwähnte allerb. Handschreiben seinem vollen Inyalle nach ^el 
nwchen; we,l jene Weisung sich nur auf künftige ^alle l " i09 -^ 
gegeuiväitige alleih. Befehl aber auch die E rgänzung „<< 
n , gen a n o r d n c t , was bei denschon M i t De»" ° ,!ss,gct 
re verscn e r b a u t e n H ä u s e r n e twa vernachla ' 
worden ist. . a ^ - ' 

Aus dieser Rücksicht hält man es für nothwendl'g, b'e ^ 
stelle aufmerksam zu machen, das, zur vollkommenen E'.suU ê< 
allel h. Befehl) e»ne Prüfung de rbe re i t sbes tehende t t . ,̂<ht 
I l t l o n s r c verse, inwiefern solche nämlich durch alle 6 ^ ,s ' 
Masiregeln versichert, oder noch erst zu vei sichern seien f dura) ^ , s 
calämter vorgenommen werden dürfte, wornach eben diese ^ 
die weiter zu thuenden Schntte anzudeuten haben werden ( ^ ^ ) . 
Verordnung vom 27. April 1820, Hofz. 20,0!)9, Rgg^i- ^ " ^ 
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> > ^ ^ ^ ^ n bei den zu den städtischen und ob r i g l e i t -
G r u n d b ü c h e r n ge langenden E i n v e r l e ibun g 5.-

und V 0r m c r tu n g s g csu ch e n. 

lÜlz^Ne Majestät haben durch allerhöchste Enlschliesiung vom 16. 
^ l d ^ ' H ^ ' ^ ^ ^ ^ ^"^ Hofdccret vom 28. August 1804, Nr. 
l , ß ^ Iustizgesetzsammlung, aufzuheben und anzubefehlen geruht, 
Tl,z""'l'g das Patent vom'l4. Februar 1804, Nr. L52 , und die 
s ^ "Ung desselben vom 21. Juni 1805, Nr. 734 der Iustlzgesetz.-
^ n>"' "U ö̂ bei den Gesuchen um cme Einverleibung (Intabula» 
lh</'^°lmerrunq (Pränotation), Besitz« oderGewähranschrelbung 
^d t '"^ (Enabulation) auf die zu den Grundbüchern der 
'"cck ^ "^^. Dbri.qkctten gehörigen Ulcbeweglichen Güter befolgt, dafi 
„ . ^ F ä l l e n , ,vo dergleichen Gesuche wegen unterlassener gehö-

^ / M r u i r u n g nicht sogleich bewilliget werden rönnen, keine Vor-
^ e ertheilt, sondern an deren Statt die Gesuche mtt Anführung 
!«l,/l°che lediglich abgeschlagen werden s " 

" " " L. Mai 1830, Rggsz. 23,271). 

^,. §. 4 U . 
°«NK ^ E i n t r a g u n g neuer V e r b i n d l i c h k e i t e n i n die 

h a fe ln ober Grundbücher kann die B e i b r i n g u n g 
bere i t s e i n g e t r a g e n e n U r k u n d e n nicht mehr 

g e f o r d e r t werden . 

^ i i?"k Majestät haben, laut hohen Hofkanzleidecretes vom 27. 
l>üd.^^, Hofz. 9374, zur Beseitigung vorgekommener Alistände, 
>̂l> ^^^eichterung des Gebrauches der öffentlichen Bücher, mit 

^' b°̂  „ ^^!'ef;ung vom 30. März 1820 zu erklären geruhet, das; 
»̂l> ^ "ndtafeln und Grundbüchern zur Eintragung der ersten 

^b H e i t e r e n Cession von eingetragenen Schuldforderungen 
^ ^ ^ n , es mögen diese in Folge eines Concurseö, cmer genchc-
^»l^ Elution oder eines anderen Rechtsgeschäftes angesucht weiden, 
^ch^.^Ngung der in die öffentlichen Bücher schon eingetragenen 
l«tŝ  ^eine, Cessions« und anderen Uikunden, »reiche auf die ab-
^» n ̂  " ^ ^" löschenden Forderungen und Nechce Beziehung ha» 

^ l i t^ erforderlich sei, wodurch es von allen bisher bestandenen 
l (3,' ^ ^ " / gesetzlichen Vorschriften oder Anordnungen abzukoinmen 
^egierungs.-Cllcularc vom 10. Mai 1830, Nggsz. 24,020). 

^ welcher O r d n u n g das V o r z u g s r e c h t der V o r 
me rkungen anzunehmen ist. 

'̂Nie^ ^ ^ r i Vormerkungen gibt der T a g und die S t u n d e der 
Ung in dem Fülle, wo es um die Bcfrl.'digulig der Glaub!--
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gerzu thun ist, allezeit das Vorzugsrecht (Grundbuchs«PatcN 
8. September 1765, §. 7 ) . 

Ob bei V o r m e r k u n g e n a u f die Schätzung der "» 
t a t zu sehen ist. ,, 

«^ ^ ^ ^ - . ^ . . . . . . .^ ssH U"" 
M i t der Schatzun 

wenige! aufzuhalten, a 
durch Einsehuna der Bücher zuverlässig wisse, in »vic welte»»».^^, 

W i e der vo rzumerkende Schuldschein beschafft 
so l l . ,H, 

Zu einem der Vormerkung fähigen Schuldscheineist " ' ' " / ^ 

1 . Daß das Grundstück, Gült oder Gut, worauf d" ge» 
rung haften soll, nebst der Ursache, woher d,e Schuld ettl^ 
ist, deutlich benennt und ausgedrückt, daß feiner . ^ 

2. das Befugnis;, den Anspruch vormerken zu lassen, <" 
lich beigefügt, und daß endlich 

.3. der Schuldbrief von zweien Zeugen unterfertigt wer ' 
Forderungen, die sich auf einen solchen Schuldschein s ^ h/ 

können dem Vormertbuche sogleich einverleibt werden, "".<^He>l^ 
ben sich die Parteien lediglich bei den betreffenden Orundv 'V 
melden (Grundbuchspatent vom 1. September 1765, §> " ' 

F. ^45. 

W i r k u n g e i ne r V o r m e r k u n g . ^ 

Niemand kann anders, als mittelst des Vormerkbuch^^,'' 
auf der Sache selbst haftendes V o r r r e c h t erlangen ( ^ 
1. September 1765, §. 3 , i L ) . , ^iq ' H 

Weder die Neste, die verrechnende Staatsd,en«r M " ^ so"' 
noch jene bei den Pachtern, Lieferanten, oder bei jenen, !er ^ " ! ! t 
mir dem Aerarium verfiochten sind, »vegen nicht entrichte ^^e<? 
gebühr, noch auch «x c»^it^ ^juri» inlmi^ilari» , haben e 
(I^0(It,'M §. I^ l ) . ^ . ^Zl>t<^ 

Und auch die uneingellagten, über 3 Jahre rückständigere' 
sen eines vorgemerkten Capttales stehen allen andern v o r g e w ^ e 
sten, und den davon durch drei Jahrgänge ausständ'gcn ^ 
nach (Lullcm §. 23). 
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«!»ey, "'. b"ber ein Pfandrecht wirklich zu erwerben, mus; der mit 
^qiick^^ versehene Gläubiger, wenn d,e verpfändete Sache unbe-
'"8«n? / ( > ^ ^ Forderung auf dle zur Erwerbung des Elgenchum? 
^ „ . . " ^ ü t e r vorgeschriebene Art einverleiben lassen (Allg. büran!. 

'^«ch, §.451). 
tzch"^ bann bleibt das Hypothekengut so lange verhaftet, bis d,e 
l .^^künde aus den öffentlichen wuchern gelöscht ist (K<»ä«m 

^ . ^ " q e n s kann auch daS d i ng l i che Recht der Dienstbar' 
^ ^"^'wegllche ^"^hen, und üdcihaupt auf solche Gegenstände, 
lt, ^^Ntll6)en Büchein eingetragen sind, n u r durch die E i n -

U"Ng »n dieselben erworben weiden (Kollom §.481, 526). 

§. 4^6. 

^l 'schied zwischen E i n v e r l e i b u n g und Vor« 
me rkung . 

> l l j l » E i n v e r l e i b u n g eines Pfandrechtes geschieht nur mit' 
^er v o r m c r t u n g o f ä h igen Urkunde. 

>üh .̂,̂  ^ 'o rm e r t u n g (Plänotatlon) oder bedingte Aufzeichnung 
^ ^ntllchc Buch geschieht aber, wenn derjenige, welcher sich 
Kl ss'^n la^n w i l l , zwar eme glaubwürdige, aber Nicht Mir allen 
^ , ^rlelbung vorgeschriebenen Elfordermfscn versehene Urkunde 

^"lUg. bürgert. Gesetzbuch, §. 438). 
^Olld ^ ^ ' ^ Volmeilung erhält der Gläubiger ein b e d i n g t e s 
^ . ^ l h t , welches, wenn die Federung gercchfcrtlget woiden «st, 
^ll»? Zeitpunkte des nach gesetzlicher Ordnung eingereichten Vor-
^u^^suches ^ c»n unbedingtes übergeht (AUg. bürgert. Ge. 

^ § . ^ 5 3 ) . 
^e,n/^ ^ ^ ^ Vormerkung mus; auch im Vormerkbuch?, am Anfan-
^ < ^ d c n Vormerkung, am Rande angemerkt werden (^ofdecret 

November 1736). 

§. ^ i7 . 

R e c h t f e r t i g u n g der V o r m e r k u n g e n . 

>̂ch .'^ geschehene Vormerkung mus, sowohl demjenigen, der sie be-
"» l>^^ als auch seinem Gegner, du, ch Zustellung zu eigenen Han-
^ ü ^ ^ U t gemacht werden, und der Vormerkungswerber mus; bin--
^3e .,^8en, vom Tage der erhaltenen Zustellung, die ordentliche 
^'llte n, ^""else seines Rechtes einreichen; widrigenfalls soll d,e 

^ K>> "" ler lunq, auf Ansuchen des Gegners, gelöscht werden 
^" 'ger l . Gesetzbuch, §.439). 

?^u^ geschehene R e c h t f e r t i g u n g wird sodann bei der Vor« 
ssleck " g e m e r k t , wo diese'sodann das Satz- und Volmer, 

° " erhält (Hofdecret vom 1. December 17W). 
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3. 4^8 . 

B e i w e l c h e m G e r i c h t e v o r g e m e r k t e S c h u l d s o r 
g e n e i n z u k l a g e n s l n 5. . 

Um zu mehrerer Befestigung des Privorcredites de« " '^cht« 
wegl>6)e Güter versicherten Gläubigern dle Verfolgung «hl^ ^ j 
gegen abwesende Schuldner zu erleichtern, und selbst im 6 ^ K , 
veränderten Aufenthaltes und Gerichtsstandes des Besitzers b " s/il!' 
thek, alle Schivierigkeiien in der Eintreibung der Schuld^ ^ 9 / 
gen, ist, zufolqe allerhöchster Entschließung vom 27. ^ " s " ' „ es-
diesen Pfandgläubigern das Recht eingeräumt, wegen jeN^ , , ^ ^ 
fenillchen Büchern einverleibten, oder darin vorgemerlrett ^^ ,Ml t " 
ten) Schuiofordcrung, ohne Rücksicht auf den Wohnort ^ " ^ 
ners, bei dem Gerichte Klage anzubringen, »reichem der ^ . ^ l h 
seinen personlichen Eigenschaften unterworfen scpn würde, fa 
wo das verpfändete Guc liegt, semen Wohnsitz hatte. , ^ s 

Dem zufolge hat der Gläubiger, dessen Schuldner ' 'y ^ , 4 
dem Iurisdienonsbezirke dieses Gerichtes aufhäl t , die ^ " " ^ b ^ 
ihnl durch gegenwärtige Verordnung eingeräumten Rechtes i ^^si-
nen, oder den Schuldner bei demselben ordentlichen ?)?ichter z 
gen (Regierunqs - Clrculare vom 20 . Ocrober 1^>1^). ^-../.teN ^ ' 

D a ein Ausländer in Rücksicht seines in den k. k. ^ , . ^ z l l ^ 
Endlichen liegenden Gutes ödes Realvermögens als ein UnteM) ^.-
achten ist, die ' " ^cht<l '" 
zunehmende Rechtfertlgungsrlage entiveder bei dem P " ^ ^ „ , a e N ^ ' 
dem Aufenthaltsorte des Schuldners, oder aber bei deMlen».H ,n 
zulangen, welchem der Geklagte unterworfen war , ' ^ . " " s M ^ 
derjenigen Provinz befände, m welcher das mit der P ^ n o ' 
lastete Gu t gelegen ist (Hofdccret vom 7. November 160"« 

io" 
O b i n F ä l l e n , wo nach d e n Gese tzen z w a r ^! ^ t , 
N o t a t i o n , abe r k e i n e I n ta b u l a t i o n H l a t l i / ^ t 
statt d e r a n g e s u c h t e n I n t a b u l a t i o n d ie P ' " 

zu bc » v i l l i gen s e l ? ,isie 

Ueler die Frage: ob in Fäl len, wo nach den 6 ^ " ^ ^ 
Pränotar ion, aber keine Intabulanon S t a t t findet, anita ,^ ^ 

Februar 180 ! i , N r . K52 der Justiz Gesetzsammlung 

frei steht, encn'cder nur die Intabulat ion al lein, oder 
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^<N ^«suchen, oder das Gesuch auf beide alternativ dahm zu 
^ l / t z , l wofern die Intabulatlon Nicht, wohl aber die Prä'no» 
^ ^a« ^nden könnte, d»e letztere bewilliget werde, es Pflicht 
b̂er h« / ! , ^ ^ lhr Gesuch nach dieser Vorschrift einzurichten, und 

^ «i,ck ^ b l " ^ ' ^ " Grundbuchsbehölde m keinem Falle, folg. 
^l 'cha " " ' ^ ^ gestattet sei, eme von der Partei nicht aus-
^ ^ gesuchte Plänotatlon zu bewilligen, wenn m dem Gesu» 
^ta^n ^ Intabulanon begehrt ist, dieselbe aber nicht Stat t sin 

^ehilna ^"slhl- l f t , welcher zu Folge weiterer allerhöchster Ent
e r n v s " ^ - Juni 1835, für die Mit Landtafeln und Grund, 
^^ ts k ^ " Provinzen, die Kraft eines allgemein verbind!»-

^ y ^ * ^ beigelegt wird, winde zu Folge hohen Hoftanzleldecre» 
"»cht sl» 2ul, 18^5, Z. 17,735, zur allgemeinen Kenntmß ge« 

^eglerungs-Clicular vom 27. Ju l i 1835). 

^ o r s l c h t »st bei Löschung von F o r d e r u n g e n 
"ös t l i cher C o r p o r a t i o n e n zu beobachten? 

^ Il,a^°lge einer über das Hofdecret vom 30. August 1792, Z. 42 
,b dz i'Gesetzsammlung, ^ i H ^ der k. k. vereinigten Hofkanzle» 
^ ^ ' k . obersten Iust,zsteUe Statt gefundenen Nucksprache wurde 
^ 3»rk ^ " "^ Nachachtung in vorkommenden Fällen eröffnet: 
^ ^ ^Ugen der noch bestehenden geistlichen Corporationen m 
?'slly<i "He oder der Landtafel, ohne au)d»uckliche B e g n e h -
^ V » ^ ^ po l i t i s chen Landess te l le , nicht gelöscht wcr-

" " (Appellatlons'Clrcular vom 30. Juni 1821). 

bẑ c, Gliche P r o t o k o l l e wegen Löschung g r u n d 
ehr l icher V o r m e r k u n g e n sind stämpelfrel. 

^«^^ "gke l t l i chen Protokolle wegen Löschung grundbiicherllch 
N^lNak^ l5vrderungen, insofern über die einzelnen Betrage die 
l l !^ lz ^ sestämpelten Quittungen der Empfänger vorhanden sind, 
>«l ^> d«^!Ä?"skeltllchen Amtshandlung gehörig, nach dem §. 9, 
>>en. " Ttämpelpatentes, vom Gebrauche des Stämpels frei zu 

^ h ' obrigkeitlichen Protokolle unterliegen jedoch in Ansehung 
lll^llNtun ' a ^ ' über welche die Löschung bloß m Folge der statt 
^ n I ß iu Protokoll gegebenen mündlichen Bestätigung der ge» 
«^tht ^y lung e» folget, dem classenmäl̂ gen Stämpel nach dem 
, ^ p ^ Gegenstandes, jedoch nach Abschlag der Mit klassenmäßig 

l ^tcin, ?'"Ölungen ausgewiesenen Beträge, dann der gesetzlich 
pel befreiten Posten, als für Armen, und Versorgungs» 

44 
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Häuser und Anstalten, Steueireste u. dal. (Hofkanzlei-Ve«l"A 
vom28. October 1813, Rcglerungs-Clrcular vom20. Novembers 

§. ^52. 

Ob nicht g e r e c h t f e r t i g t e und somi t gelöschte 
m e r k u n g e n w ieder v o r g e m e r k t werden liinne ' 

ch 
werden . ' ^ r e ^ 

I n solchen Fällen ist jedoch mcht nur das durch die f ^ " ^ ^ 
merkung erworbene bedingte Pfand- und Vorrecht vellolen, " . M 
Anspluch auf Vergütung de, duich diese eiste Plänotirung v ^ c h 
ten Kosten ci loschen, sondein dem B.sltzer des Gutes b>e«bt . ^ , 
unbenommen, durch Aufforderung des Glaubigeis ^'"^ ^ , "^ 
Entscheidung übel desselben angebliche Foldclung zu ">« ^ ^ 
damit weite,er Wlede>holung ô S Volmeikuna5aesuches " ^ ^ 
(Allerh. Entschlitsung vom 18. Ma l 1818,^ Regle» ungs ^ 
vom 22. August 1818). 

°- " ^ .bucht' 
V e r f a h r e n wegen Z u s t e l l u n g der die O ' ' " ss,nl»<" 
V o r m e r k u n g e n u. s. w. und Löschungen bet res! 

V e r o r d n u n g e n . 

Da feiner in dem Landtafel.Patente für Böhmen " " ^be«"" 
vom 2!^. Aplll 1794 sowohl, als m dem nunmehr aUMV^ i . 
bürgerlichen Gesehbucbe süi Gal l ien, besondcle von ^ " , <he ^ 
und Grundbuchsoidnungen der üblichen Piovinzen abwe>") ^ ^ 
schrlften übel die Zustellung landtäfllcher VeioldnungeN ' ^» 
sind, so wulde, m der Absicht, auch hlelm eine durchaus ^ ^ n bill' 
Handlung der Geschäfte em,ufühltn, und bei der »n dem " ^ ^ A " 
gerl. Gesehbuche angenommenen külzeten Verjährungszeit, ^gstt 
vatclgcnthum gegen jede Gefahr noch mehr sicher zu ^ ^ ^ M ^ ' 
Mit ordentlichen Landtafeln und Grundbüchern versehene v 
lande folgendes zur Richtschnur festgesetzt: . a ru " ^ 

1 . Jede Velordnung, wodurch e,ne landräfllche " ^ O ^ 
büchliche Einverleibung (Intabul.lung), eme besitz' ° ^ „ p < , t ^ 
anschrelbung, eme Ertabulatwn oder Löschung auf " " l ^ „ ts 
künde bewilliget w, ld, »st demjenigen zuzustellen, seg ^ M 
durch e»ne Verpfändung seines Elgenthumes, eme " „fet"" 
Beschränkung oder Aufhebung scmer dinglichen Rechte 
den soll. 
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»llllg ^ Zustellung muß so geschehen, wie es in der Gerichtsord-
l»l!la ^ ^hung der ersten in einer Streitsache ergangenen Verord-

2 "geschrieben ist. 
^«Ne 3^ Zustellung kann ganz unterbleiben, wenn sich der er-
^»b°l> , ^ ^ l d auf eine von den Parteien persönlich vor der 
^e i i^skei t abgegebene Erklärung, auf Urcheile, oder andere den 
Gt, ^.^nden ohnehin bekannte, öffentliche oder gerichtliche, lega, 

"künden gründet. 
^ , 'auH " " ""' ' '" ' d " Provinz, wo das Gesuch angebracht 
""g ), gestellte Privaturkunde, soll eine unbedingte Einverlei-
<̂ll»/z ^ le ibung oder Löschung, nur wenn die Unterschrift des Aus» 

^ i n ^ ^ l l i c h legalisirt ist, außerdem aber nur eine Vormerkung 
4. N ^ bewilliget werden, 

l̂lch,' . " die Gültigkeit einer der Landtafel oder dem G ru n d-
?«« ^ !Ü""leibtcn Urkunde bestreiten wül, musi binnen der gesetzli-
.^l l t ^^ " "6s f r is t , welche vom Tage der Eintragung in die öffem-

er ^ zu rechnen ist, gegen die Theilnchmenden «ine 
^ l h ^ „läge auf die Löschung dieser Urkunde überreichen. I n 
^Hläa? .^nn in der Landtafel oder dem Grundbuche, wenn 
» "NsuH. ö" Überreichung der Klage, oder später schriftlich dar-
!^g s?. gleich angcmcrket werden, daß die eingetragene Post 

b»e n ' - " ^ geendetem Prozesse ist entweder diese Anmerkung 
» 5, ̂ ' - ' g e Urkunde selbst auf Verlangen wieder zu löschen. 
Ü̂  ^rant ^ " Ndrechte und G r u n d b u c h s b e h ö r d e n sind da. 
!^i«b,Wörtlich, das; die Zustellung mit dem erforderlichen Ernste 
^l»g. . l . Und sich der Vollziehung der hierüber erlassenen Vcrord« 
! ^ t ^ ? versichert werde. Der in die öffentlichen Bücher eilige-
^ l h Wer ^ ^ dergleichen Rechtes ist jedoch zu keiner Zeit 
^ l d ^ ' ^ e h e n e Zustellung den Beweis zu führen verbunden, auch 
A s e i , ^ allein, daß die Zustellung nicht vorschriflmäsiig gesche« 

^ e r ! , ^ in Anlaß genommen werden, die durch lm öffentlichen 
h» ^ ^ ? ^ ' " ^ Rechte zu bestreiten. 
s<5 > ^r j "sehung der Vormerkungs- (Pränotirungs-) Verordnung 
l l »yj!! die öffentlichen Bücher eingetragenen abschlägigen Be-
^ ' ^9 ^ ^ an dem bisher geltenden Gesetze, insbesondere an dem 
w ^ . <h /^gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches und dem Patente 

°ttt.' "tbruar 1804, durch gegenwärtige Verordnung nichts ge-

s^Hissf^lbste Vorschrift wurde sämmtlichen Gerichtsbehörden 
^ U N g >?^t und Nachachtung bekannt gemacht (Allerhöchste Ent-

^ ? " 5. ?lugust 1818, Hofdecret vom 4. September 1818, 
,3, ^ e ^ , " ' " ' " "om ^5. September 1818). 
«X 6 »yj. ^ die vielfältigen Verkürzungen des S t ä m p e l g e « 
U^ l i e t ^ ^ " Löschungsgesuche möglichst hintanzuhalten, wurde 

"s von Abtastungen von Gesuchen wegen Abstehung und 
" srundbücherlichen oder landtäflichen Vormerkungen oder 

44 * 
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Pränotirungen, wenn sie zugleich die Bestätigung der s" ' ' ' ' '^ 
Zahlungen enthalten, nach dem §. 21, l i t . W. deS S t a M p " ^ 
teS vom 5. Ocrober 1^02, classenmäßlg und zwar nach den» cv^, 
ten Zahlungsbecrage gestampelt seyn müssen, wenn «HM " 'A^dB 
dere Mit dem classcnmä'ßlgen Stämpel versehene Empfangs " l ^ j , 
belliegen (Hoftammerdccret vom 28. October 1817, Reg'""" 
Clrcular vom 19. November 1817). 

§. 454. 

V o n S u p e r - S ä t z e n und S u p e r - V o r m e r k u n g 

Die Bestimmungen in Ansehung der Supersä'tze und ^ A ^ l » 
merkungen, welche übrigens Mit der Lehre über Sähe "Nb ^ ,jB» 
kungen im Wesentlichen übereinstimmen, gehören Nicht '" , , , ^M 
fang dieses Werkes, sondern zu den pllvatrrchtllchen Verhal 
folglich zu dem bürgerlichen Rechte. 

2. Von dem Waisen- und Depositenwesen. 

§. 455. 

O r d n u n g , w i e davon zu h a n d e l n kommt« 

Von dem grundob.igkeitlichen Waisen, und DepoD 
kommt folgendermaßen zu handeln: ^ ^ t ' 

») V o n dem W a i s e n - und Deposi tenwesen 
samm t. 

b) V o n dem Wa isenwesen insbesondere, 
e) V o n dem D e p o s i t e n w e s e n insbesondere . 

Siehe bießfall« die Abhandlung von Trehmell« (Joseph). ^ M bl< 
liche einer Anleitung zur richtigen Verwaltung und w / r " ^ ĉheo 
P up i l l a r » Vermögens bei Giundherrschatten ""' >„«ngt^ 
Lande, Wien,t815z und: 
in Verwaltung iiner Waisen» und Deposltencasse, " "^anz ^" 
der Üinsachheit. Deutlichkeit und Kurze, behandelt von Vl« 
Gobl. Vorz 1917. 

H. Bon dem Waisen» und Depositenwesen insgesa 

§. 456. ^ . 

We lches A m t z u r F ü h r u n g des W a i s e n - " " ^ e t ' ^ 
s i tenwesens b e r u f e n ,st, und wer dazu gee»S 

B e e i d i g u n g der le tz ter« . z, 
hscha>^ 

DaSWalsenwesen auf demLanoe ist von dem ^ ' ' ^ r i t t ^ 
ftmte derjenigen Grundobrigkeit zu verhandeln, unter »v 
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Ha f te des adeligen Richtcramtes das Wa,senwesen gehört (Hof
f e t , , / ° " 21 . August 1788, §. 1) . Und da d»e Grundsätze, nach 
^<b .^ . ^^a f te des adeligen R'chteramtes ausgeübt werden sollen, 
K h.?"l b,e obervormundschaftllchen Verrichtungen anzuwenden sind, 
^ < j l l ? ^ untclthänlgen Gemeinden das Walsenwesen, welches 
H,^."s°lgen hatten, nach der IurlsdictionS-Norm an d,e,en«ge 
t ^ . ^ t abzugeben, welche daS adelige Rlchteramt ausübet (Regler 

^ " "v rdnung vom 15. Februar 1807). 
l i ^ ^ e S zur Besorgung emes Wl l chschaftsamtes geeignetes Indi» 
^ l t l? ^ " " ^ geeignet, das Waisen- und Depositenamr zu ver» 
^ l l , ^ ^ ^ ' ^ ^Ulh der Gutsbesitzer selbst, wenn er d,e sonst dazu 
tt^^'l'chcn Eigenschaften hierzu besitzt; selbst d»e zur Sprache ge» 
^« / ""sschi,csiung jener Hellschaftsbesitzer, welche Advocaten sind, 
l'lhl,^ ^^^"^chen Verwaltung deS Wa,senamtes oder die Unter» 
Kid ^ ^^ lben einer besonderenControlle kann eben sowenig Statt 
^n,»' " ^ ^ zu'ässiq ist, die Hellschaftsbesiher, d,e daS Waisen-
^ t ^ , ^ selbst verwalten, nebst der Beeidigung noch einer weiteren 
bllo«, zu unterziehen (Hoftanzle,beeret vom 9. Jänner 1821, 
^ 2 2 0 1 ) . 

^>bst^ ^üterbesitzer, welche die Verwaltung des Waisenwesens 
b<i w ^^^<^n , haben ohne Unterschied der Pelson und des S tan , 
^ 8̂en gewissenhafter Besorgung dieses Geschäftes einen Eid nach 
^t»? ^n i höchsten Orte vorgeschriebenen Formel bei dem Krels» 

^Uleqcn. 
zes^l denjenigen Dominien aber, wo die Verwaltung der Waisen» 
ll^ne ^ e,a.cnds aufgestellte Beamte übertragen »st, haben diese 
len, ^ " " a u f , h r Dienstoerhältnlsi angepaßten Form den Eld bel 

^««samte abzulegen, 
^ e ^ ^^'" Wechsel der Amnrung ist jedoch der schon einmal beei» 
(H.s.^Mte nur auf den schon abgelegten Eid aufmerksam zn machen 
ly <v.?"z!c,decret vom 18. August 1820, Regierungs-Circular vom 

' " "ner i 8 2 l , § § . 1 , 2 , 4 , 7) . 
hy ""o da n,cht selten Fälle sich ergeben haben, wo die Vcrwah» 
beachtlicher D e p o s i t e n auf dem Lande von den die Gerichts» 
>>!<h.Ausübenden Domnnen solchen Personen anvertraut wurde, die 
^ v ! " ^ '^'^^ Eigenschaft als helrschaftllche Beamte, oder ins-
lhl,,̂  ^^ als Wa,senamts. Verwalter, durch den Inhalt des von 
^ l̂'gelegten allacmelnen Amtseides, auch zur qebo'rlgen Ver« 
l«!, ^ und Verrechnung der D e p o s i t e n e,dl»ch verpflichtet wa» 
N̂e wui de, um auch fÜ7 alle Fälle dieser Art die gch^iae Vor-

^Xhtzl.̂ . ^ ^^ 'N , die Regierung über Einschreiten des obersten Ge» 
^ln» ^ angewiesen, durch die untergeordneten Krel.'ämter die 
^ " t / l ^ Verfügunqen zu treffen, d a m i t a l l e B e a m t e der 
^ « h b e r r e n , S t ä d t e und G e m e i n d e n , welchen ge, 
lhys 'He Depos i t en de rma l a n v e r t r a u t s i n d , oder 

" l g werden a n v e r t r a u t werden, auf getreue und sorg» 
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faltige Veiwahlung dclselbcn (wenn sie nicht schon emett allsk»"^ 
3lmtsrlb, dcl auch dle Clfullung diesel Pfilchr tn sich schließt, 
legt haben) besondels beeldlqt weiden, ^h« 

Uebugcns »st d«e Bee,d«gung dn Beamten, die wegen ^ 
rung m»t den Wa,sengeldeln volsch,»ftmas>lg de» den Kreis ^ 
Statt findet, ful tunftlge Falle auch ausdluckllch unter E'N ^ 
dle GebahlUNg NM den geuchtllchen D e p o s i t e n ausjUdehne^ ^ 
d«e Ablegung eineS besondelen Diensteides «n der letzteren ^ e z A 
zu vermelden (Hofkanzleldecret vom 4. Iul» 1829, Hofz. ! , 
Rggsz. 38,471). 

§. 457. ^ 

E ides formel i « l Bee»d»gung e«nes Walser 
und Depositen Verwa l te rs . 

I m ElNvelständnlsse mtt dem obelsten Genchtshofe w^" r^ 
von del Regletunq m»t dem Appellatlonsgenchte gemachten ^ ^ ^ 
gutgchelßen, wornach dle von dem lchtclen vo> geschlagenen Ĥ«l 
f o r m ein für d»e das Wa,sVnvel mögen verwaltenden heirslp ' ^ l , 
Beamten allgemein m der PlovlNj Nlederosterlelch " ° ' ^ ^ w ^ 
hiernach von jedem Beamten del Cld nur c»nmal abö^" ẑ>d 
und er bel ecnem Wechsel der Amtnung auf den schon obgeleg ^ 
aufmerksam gemacht, endlich von den Herrschaftsbesitzern, ^^a<h 
die Verwaltung des Walsenamtes selbst besorgen, denselben ^ s . 
gehöriger Modlficl>unq de» FolMel abaenommen weiden ŝ  
kanzleldecret vom 3. Iänncl 182l , Hofz. 674, Nggsj- 2 " ^ 

Die von dem k k. Appellationsgenchte der Regierung unterm M ^ ! ! ! 
1820 mitssethrille C,desformel, wonach dle Walsenaml^ ^ 
vermog Riqlerunqsdccret vom 13. Jänner <821, Rggsz ^ ^ . 
werden sollen, lautet so. «,ae«^ ,«. 

Ich N N. »chwore zu Gott dem Allmächtigen, dle " "^ ,s«na"^ 
anvertrauten und künftig wo lmmer anvertraut «erdenden ^heso"^ 
geschafte nach Vorschrift der zederzelt bestehenden ^ ^ ^ ^ > z und d' 
dem Unterrichte ful die Wa,senamter vom 7 November ^^lsengt'^ 
Hofeanzle,d<crcte vom <3 August l820, zu verwalten, d,e ^yon ' 
ln einer besondernEassa gctleu zu verrechnen, « ' ^ ^ ^ l d l ^ 
ncn noch so unbedeutenden Betrag mit den herrlchaftllch?" ^ l t " 
oder anderen Casscn zu vermischen, die Waisengelder a u f 5 ^ WlegU 
ln Wazsensachen vorgeschriebene 2llt zu verwenden, " " , ^ u"b ^dtl 
derselben bei der ebenen Herrschaft olme bobere trtlSamM^ ^ e' 
llchtllchc Bewllllglll'g nicht zuzugeben, den Pupillen l « " " v ^ "" , 
lbtilwelftn Absertlqung unter keinem Titel der Mühewaltung^ etw 
rem Vorwande, weder von dem Kapitale, noch von den^ i ^ ^^ g t ^ rem «orwanoe, weder von dem kapitale, nocy von «"< " ^ ^ etn "'^z 
adzuznhcn i endlich, fâ ls '«er ln waö immer !«r e'"i^ ftnotliN^ , j , 
widl'gcs Venchmen ,n A'i,cbung des mir anvertrauten "> ' ^ z. ^ ' 
' " int gemacht werden sollte, sogleich die Anzeige an ° 

zu machen ,.^ ausg^ 
Diese Eidesformel ist nun auch auf das Depositenn?^ 
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z, §. ^58. 

'<ller S t r a f e auf d ie e igenmächt ige A u f r e c h n u n g 
B e a m t e n - R e m u n e r a t i o n bei Wa isensachen 

besteht. 

^ i H ^ eigenmächtige Aufrechnung einer Beamten^Remuneration 
liff,»z^nsachen ist mit der Strafe des vierfachen Betrages,die nach 
H«so. ^ u erhöhen ist, zu belegen (Hofoecrct vom 8. Jul i 1788, 

"ordnung vom 22.Dec,mber 1791). 

§- 459. 

h l r / " ^ . "ng o b r i g k e i t l i c h e r B e a m t e n oder Grund« 
tn im F a l l e unred l i cher V e r w a l t u n g o b r i g k e i t 

l icher Waisen» und D e p o s i t e n - C a s s e n . 

''ll'llt ^ ° ^ der von dem k. k. obersten Gerichtshofe der k. k. ver« 
lz. ^ " Hofkan^lei mitgethellten allerhöchsten Entschließung vom 
l»i«r ^ ' "be r 1826 ist, laut hohen Hoftanzlei-Decretes vom 30.0c-
^e t i ^ ' H°^> 17,9W, Rggs^. 38,l39, über die Strafen einer 
f^..l")en Verwaltung obriqkeltllcher Waisen- und Dcpositencassen, 
htzz> «̂  Zukunft Folgende) festgesetzt worden: Obrigkeitliche Beamte 
«^ "^Herren, welche sich Wmsen.- oder Deposttengelder zueignen, 
H bleselben der Waisen- oder Deposttencasse vorenthalten, so 
^ 'wen igen, welche an dieser Vorenthaltung oder Zueignung 
lV,"chmen, sind »ach den zz. 101 , 162, 165 und 1L6 des 
H,f 6 des Strafgesetzbuches, oder insofern die vorenthaltenen 
Ühs^eeigrieten Gelder dcn Betrag von fünf Gulden nicht überfiel« 
z«h'V^en, nach dem 3- 211 des I I . TheilS des Strafgesetzbuches zu 

^ l " . und zu bestrafen. 
b'»ü 3 ^ Strafen treffen daher auch diesenigen, welche sich unter 
»il^^'wande ^ " ^ Anlehens aus der Waisen-und Deposttencasse 
<̂z ^nqriff auf die dahin gehörigen Gelder erlauben, und anstatt 
flis h.dobtnen Betrages e,nen Schuldschein in die Casse legen, ohne 
z ^ ' ! '^'huld vorher nach gesetzlicher Vorschrift und mit Genehmi« 
>̂N i ^ Behörde Sicherheit bestellt zu haden (NegierungS-Clrcular 

^ / 3 I " l » 1 8 2 7 , Hofkan^leidecret vom 18. IÜl i 1831, Regie« 
u^'rcular vom 1. August). 

<v §. 460. 

b « ^ ' ^ s e r n d i e p o l i t i s c h e n B e h ö r d e n u n d i n s b e s o n -
° ' e K r e i s ä m t e r a u f d a s W a i s e n » u n d D e p o s i -

t e n w e s c n E i n f l u ß n e h m e n . 

gey ^ ' ^ ^ " ^ ' " l l t ung des Waisengutcs, insofern es mi t dem adeli» 
lchteramte verbunden ist, ist eigentlich ein Gegenstand de? 
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Justizbehörde; doch hat das P o l i t , c u m v i e l e n ^ ' "^g< 
a u f dasse lbe , und zu sorgen, daß d,e vo rgesch l ^ .^ 
S i c h e r h e i t v o r h a n d e n se», Mithin d»e actione» «nd«'" <« 
und die dem Staate selbst »n verschiedenen Rechtssachen " ^ 3 ^ 
gen Entschädigungen vermieden werden mögen (Reglerungs'" 
nung vom 15. Februar 1807). , ,^ßf 

Di« besonderen V o r s i c h t e n bei der VormundjH" , 
Curatel desBauerns tandes sind daher auch ,n den p o l l t l l ' ' 
Gesetzen enthalten (AUg. bürgert. Gesetzbuch, §. 384). gl<< 

Streitigkeiten wegen der Walsengelder sind zwar nach ° . ^ 
glerungS'Verordnung vom 9. August 1793, RggSz. 13,020 p ° u 
zu behandeln. 

Dagegen enthalt ein spateres Gesetz folgende Bestimmung- ^ 
Die zwischen Obrigkeiten und Unterthanen über d»e ^ ' ^ M e " 

eines Pupillen entstehenden Streitigkeiten aehören zum gen<v ^ 
Erkenntnisse, thells, well schon nach dem Untertdanspate« ,^, 
1. September 1781, §. 32, alle Nicht ov nox»i «uböitolae ""^sta> 
den Streitigkeiten, ausdrücklich aber die Wa,sen-, Curators', ^ 
mentS- und dergleichen Sachen, zwar auch de, dem KrelsaN'.t > ^ 
Versuche emes gutlichen Abkommens, angebracht, »n ^" ,^s»' 
dessen aber d»e r ichte rä'm t l »che En tsche idung i U " ^ ^ 
t e t werden s o l l , und the,ls, well die Verordnung v o M ^ ' ^ j , 
tember 1784 ausdlückllch bestimmt: das; sich das " l ^ h,l 
t i o n s g e r i c h t a l l e r Waisengeschäf te , f o l g l i ch " " O ^ 
u n t e r o b r i g k e i t l i c h e r L e i t u n g unters tehenden .,l>> 
sen anzunehmen habe, und dasi d,eseS nicht für " " ^ ' ^ 
tischer Gegenstand gehalten werden kann. DaS Kre»SaMt Y ^H 
her derle» Fälle, wenn sie zwischen den Partelen n» cht 6 ^ , 0 
ausgegl ichen werden können, den ger i ch t l i chen ^ ^ issiil' 
zuzuweisen und zuzufühien (Hofkanzlel-Vcrordnung vom " 
1803). ^ gh,l' 

Wenn sich ,edoch um das W a l s e n v e r m ö g c « ^ 
H a u p t , und um die R e g u l l r u n g des W a » ' ^^B 
m'ögenS nach M a ß g a b e des A m t s u n t e r r i c h t e ' ^ 
10. S e p t e m b e r 1812 h a n d e l t , so schlägt dieser ^ ,ol^ 
m den Wirkungskreis der po l i t i schen Behörden (ApV" c"^ 
Note an die Regierung vom 2. August I 8 l 3 lN einem P" 

Sämmrllchcn KreiSämtern ist daher auf das Nccp°' ^ S 
eingebunden, dasi sie au f die zweckmäßige ^ s ^ ' ^ s e ^ 
u n d S i c h e r h e i t des P u p i l l a r Vermögens durch "' ẑhs 
vermuthete Visitatlon^n und L'^uidatlencn, besonders be« gfid 
llchen Bereifung des Klelses, wodurch allein Beamte l N ^ H ^ s t l 
Ordnung eikaltcn weiden können, sehen, und durw ^ jM 
D u r c h g e h u n g der Buch er sich hiervon über/cUgen, ^^ 
zc,q,'Ndl'N Gebrechen auf de, Stelle erttwcdel ab th 
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^ f " i e , g e an die Landcss te l le machen, überhaupt aber 
Ksiibf " sollen, ob die Wa«senbücher v o r s c h r l f t m ä ß i g 
t̂ , "» d,e vorgcschnebenen E »nschrelb bücheln hlnausgege» 
l ^ h ' ^ A b f e r t i g u n g der Pupillen vorgemerkt, und das; über 
bll« f " ^ " haftenden Elbschaften und Puplllargelder die S ch u ld« 
^t«t ^ '^ Rücksicht auf die Praamatlkal.Sicherhett derselben er» 
z»y "nb ausgestellt, die jährlichen Vormundscha f t s rcchnun« 

""1t , und daß endlich d,e Abhandlungen auch nach den veo 
^ t e , ^ ^"p' l len unverzüglich zu Stande gebracht, dann die den 
b̂uck ^ " Pupillen neu angefallenen Erbschaften »n den Wai-

i l l ^ f . " " vvlgeschr,eben werden (Hofkanzle, Veroldnung vom20.Fe« 
" l ) 6 , RegmungSdecret vom 18. März 1806). 

§. 461. 
F o r t s e t z u n g . 

^ f t « ^ ^ " entdeckten Unfug, daß der Eigentümer einer Herr-
l»^, ^'sen.Capltallen zu semen Händen bezogen hat, welche ganz 
5he,l ^ " "b größtentheilS Mlt bloßen Inter»msschelnen, ja zum 
se, ^^' selbst durch Postaufqabsrezcpissen bedeckt sind, volzubeu» 
^iüal ^ wider V.'rmuthen bestehende solche gesehwldnqe Fälle un-
^b«s/? ^ Kenntnis; zu bringen, «st sämmtllchenKrelsämtern, und 
»̂N «? "^^" Kre,shauptleuten und den Kre,scommlss<nen bel 

lch,,. ^Mlsslonsrelftn zur Pflicht gemacht, besonders nachzufor-
M ' ^e Obllgkelten die Walsengelder lhrer Uncerthanen bel sich 
^b i / Ü ^ " ^ " " ^ ^^^^ s ^ ^ Schuldner der Walsenämter werden, 
^»»itii ^ ^"^^ ^ " ' ^^ " ^ Haftung der pränourten Octava 
'̂tsH ' sondern nach den bestehenden Verordnungen über diese 

^tlori^ ^lonbele und auf bei Helrschaft gehörig lntabulllte Obll-
^ l l l t ^ ^"^ Walsencassa einleqen zu lassen, und ,m Falle, daß diese 
»>ss</»̂  Mit dem wahren Welche der Realität Nicht »m Verhält, 
^le H " sollten, d«e Anzeige da:ubel zu erstatten, damit der ent« 
Z l l t ^^ l l gründlich untersucht und zur Sicherheit der Pupillen m 
^k>t»l ^öth,ae gemeinschaftlich Mit dem Appellationsqcrlchte cm» 

l werde (Neg,e,ungs Verordnung vom 9. Ma, 1811). 
^er « ^"sämter haben überhaupt in d»e Oebahrung der Waisen« 
!Al! ^-"s'cht zu nehmen, und sich m,t Jahresschluß anzeigen zu 
n»h '^>le d<,s Walfenvelm'oqen angelegt, und d,e Waisen versorgt 
b«ll, z^becret vom 21. August 1788 und rozpect. Verordnung 

Es^°ber l788) . 
! ' l l<. . ^'^"'' von Einsendung der PupillartabeNen an daS A p-
sl<^el " ^ a e i i c k t abzukommen; dageqen haben d,e Kre^ämter 
^»jl, ^enhe,t der Visitationen auch ^c Cmsicht ln daS Pupillarwe-
M,z ' b "?n , und wenn h,er und da e»n Gebrechen entdeckt w,rd, 
^«h» ? ^ ^ e r gleich selbst zu beheben, oder nach Beschaffenheit der 

^«V * " Appellatlon<<qellchle zur Abhülfe anzuzeigen (Appella« 
""dnung vom 9. Dccembel 1791). 
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. , « daß l'' 

Nebstdem sind die Kreisämter insbesondere angewiesen, " ^, 
nicht nur bei den Klelsuntersuchungen, bei einem oder deM ,̂ , 
Dommmm, Magistrate oder Obrigkeit, die m dem PuP'Ua ^ 
bemerkten Geblichen, so weit solchem sogleichen krelsämtllchen ^ 
bung nicht geeignet wären, sogleich nach derselben Entdeckung^, 
Abhülfe dem Appellailonsgerichte anzuzeigen, so w»e eö '̂ neN l ,̂ 
masih.lt des HofdecreteSvom 2. December 1791 »bl'egt, 1° .,ss 
auch, das; sie zu Ende emes jeden Jahres dle Anzeige ^e^ ^ 
Dominien, bei welchen dasPuplllarwesen m quter Ordnung un ^ 
tlgkett ohne Gebrechen befunden, oder die nothwendlge Verbell . ^ 
vom Kle,sanite sogleich veranlaßt woiden ,st, e» statten ̂ ^ . ^ n « ! l 
kanzlet-Vcroidnun'g vom 20. Febluar 1806, Regierungs'Intll" 
vom 18. März 1800). ^ jl» 

Den KlelsamtelN wird unter den Gegenständen, woru ^ 
hei Velelsung «hier Bezlike Beobachtungen zu machen habe", ^ 
d,e Nachsehung aufgetragen, auf welche ?l>t für das Verwog ^, 
MlNderjähilgen und Blödsinnigen gesoigt se«, und hat ^ - ^ b<» 
latlonsgellchc, wenn selbem die kre,sämtlichen Ellnneiungen u ^ 
Befund d.s PuplUar- und DeposttenwcsenS Mitgethelll " " ^ Ä M s 
genau du,chzugehen, und angemessene Verfügungen zur A 
der Gebrechen zu treffen (Hofentscheidung vom 13. Juni 1?l> >. '^ 

Denn die Krc>"'amter haben ,ene Gebiechen, welche sie ^ 
legenhelt »hier tleisäinilichen Visitationen »m Pupillaiwese" , H? 
glstraten und Dominien clheben, gleich unmltt/lbar der l.an j< 
stl^behorde Mltzuthe,len, wovon zugleich das I^ro an die ^ t 
stelle einzusenden ist, da derselben eben so sehr als der 2 " ^ ,^s<l 
dalan gelegen »st, zu wissen, wie Mit den PuplllargelderN ö 
w»rd (Hofemschndung vom 11. Jul i 1785). 

§ ' ^ ' .. ^ ^ 
W i e w e i t sich die Aufs icht deS K r e i s a m t e s übe 

W a i s e n - und D c p o s l t e n w c s e n erstreckt. 

Die Kreisämter haben die Pflicht, bei ihren B e r e ' M ^ ^ 
die Richtigkeit der Walscncassen zu sehen, und durch geho"^ . 6»'' 
gehung der Bücher sich von der zweckmäßigen Velwaltung ^K<l̂  
cherheit der Pupillenqelder zu überzeugen; a l l e , n dt«s ^,e«' 
slcht kann sich t c i nesw eqs au f eine förmllcl» ^ ' .^gü^ 
t i on des W a i s e n v e r m o g e n s e, strecken. Es »st ^ stg «̂  
wenn ein Kre scommissär sich von der Nichtigkeit und O» . ^ ^ s ^ 
Waisengeschäfte dadulch üdei^uqc, dasi oldenrliche Walse"^^ ^ 
gelegt weiden, mit denen der ^ land der Cassa übereinstlt" M a ^ 

Eine allgemeine Liquidation, nnc Zuhulfnehmung der ^ F 
lungs-Acten, Satzdüch.r und dql. wlid nur dann «°thwen ^ s,ly 
über die Manwulanon der Herrschaft e,n gc'glündete^l ^ s o -
ergibt, oder erhebliche Zweifel eintreten. I n diesem i ) " " 

http://masih.lt
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^ "Walsencasse untelsucht, und d,e Documcnte gcpiüft weiden 
^Ulal-Reqlclungs Entscheidung vom 4. Apnl 1805). 

1^2 Eigens wulden Mlt Hofkan;le» Decret vom 10. September 
lhil ^ Krel^ämter und übiigen betl essenden Unterbeh'olden, nach 
t,«s °A"em Einvel nehmen Mit dem Apr^llatlonsgelichte, zu» solgfäl« 
lNl ^ ^ ^ ^ t u n g und Conttollnung del vorzunehmenden L,qu»dllun-
fM!^^ndl,ch angewiesen, und de» Reglelunq aufgetragen, sich 
)h. "Ucbe,zeua.ung von dem Befolge zu verschaffen (Reglerungs« 

"?"ion vom 19. Occober 1812). 
^ ß l l ^ wulde velvidnet: daß daS WalsenllqUidlrungsgeschäft nach 
M» ! ^ ^ Untenichtes vom 10. September 1812 unter der Eon-
Hb», ^^lsamtcs bei den unterstehenden Dom,n<en einzuleiten 
^ i u vollenden, nach Verlauf cmcs halben Jahres aber, wenn sich 
^ z ̂ a m t be» Gelegenheit der von den Krelscomnilssären, entwe» 
f̂fi»«« vorgeschl,ebenen Bez»rksbelelsungen, oder anderen Com-

^^.^"Nelegenhetten, von der pünktlichen Befolgung des dlesifäUl« 
t̂z« ^ Auftrages übel all übclzeugt haben wnd, hiervon die An» 

l l . ^ d'e Regierung zu machen ftl (Neglelungs-Veroldnung vom 
"ovembn 18t2) . 

^ . ' i ^ l l c h liegt dem Krelsamte ob, darüberzumachen, baß die 
!t„ , le die ihnen untergebenen Walsencassen unvermuthet vlsitl-
^ t ^ ^ l̂>n Befund dieser Visitationen vorlegen zu lassen, 
ilf «h Falles zur Abänderung zurückzugeben, widrigen Falles aber 

'Alerung einzusenden. 
t̂«b x " ^ endlich das Kleisamt da»auf zu sehen hat, daß der 

^ «5 Ankauf offentlichei Fondsobllg<monen gewonnene Rabat 
^ l l ^ ^ l e n ' oidentllch venechnet weide, und über die Anlegung 
« l, Angelder bei dem Hellschaftsbesiher zu wachen hat, so soll 
â>s s Krelsberelsunqen auf die o>denlllche Fühlung der m 

^ ' " " c h e n volgeschrlebencn Actlv- und Passiv - Emschr'elbbücheln 

l̂scbe " " üblich gleich den Kre,saMtern kc,ne eigentliche buchhal-
l 8 ^ Revision der, velm'öqe des Untenlchtes vom 10. September 
^ ^"nehmenden Walsencasse-Liquidation zugemuthet werden 
^9i ? baben sie sich h,erbe» doch die Hofdecrete vom 2. December 
^ös>»" ^ ' Februar 1806 qcgenwälllg zu halten, und bei den 
^ N,l l ^ " ' Walsiniechnunqen sich wenigstens dmch Piüfung e,Nl, 
"^gss, s ^ gewählten Posten von der Genauigkeit^ der Ncch« 
^Hlil i " ^'^ Ueberzeuaunc, zu verschaffen (Hofentscheidung vom 

u ' M 4 , RegieiUngs IntiMatlon vom 24. Jul i 1814). 
Ws,h^ll)aupy haben dl. Klcisamtcr bei zedcl Gelegenheit darauf 
?"lln ^ ^ bie hmsichtli-h deS Dcpositenwesens bestehenden Vel« 
^ t l ^ ^ überall genau m Vollzug gedacht weiden (Reglelungs-
3 das ̂  " ° " ' 27i. August 1801) und es gelten auch m Beziehung 
"> î s ^^«sltenwesen dl« Verordnungen von 11 . Ju l i 1785 und 

" r 1806. 
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D»e schon bestehenden Anordnungen wegen der kreisatti « 
Nachsichtspflege be, den herrschaftlichen Wa,scn<lmcclN de» ^ ^ p j « 
der Local Commlssionen sind dem Kreesamte eingeschärft ( ^ ^ , 
leldecrct vom 
1821, §.6) . 
leldecrct vom 18. August 1820, Regle: ungs'Cncular vom i«>' " 

§. 463. 

E n t h e b u n g der K r e i s ä m t e r von ledem E r l e n 

Wenn gleich die Krelsämter dazu berufen sind, ^""» ,̂d 
welche sie bel Gebahrung der Walsengelder entdecken, zu ^ lest'« 
im ordentlichen Wege zu deren Abstellung daS Nöthige ewz ^ 
so kommt es den politischen Behörden doch Nicht zu, m ^'^«.«fitnlß 
ihrer Competenz liegenden Zweige des Rlchteramtes e«n ^^ 
zu schöpfen (Hofkanzlcldecret vom t3 . November 1818). ^ her 

Eine von einem Krelsamte an eine Herrschaft erlassene, ^ 
Regierung bestätigte Entscheidung wegen verzinslicher ^ l ^ 
der als Depositen übertragenen W a , s e n c a v l t a l e großlav ^ 
wordener abwesender The«lnehmer winde daher als über e» ^ ^ , 
Wl'kungskrelse der ^ei,chtsbel)ölde angehö'-,qen Gegenstand, ^ „ 
Petent cisiossen erllält, und das Kreisamt wulde angewiesen, ,̂ < 
Llqulblrung deS Waisen- und Depositenamtcs der H"'.schal t<̂  
denen Anstände dem k k. A p p e l l a t l o n s g e r l c h t e zur ^h<l 
ren V e r f ü g u n g mttzuthe»len (Hofkgnzleidecret vom 4» 
1834, Hofz. 25,212, Rggsz. 54,736). 

§. 464. 
, d < ' 

W»e s,ch d»e K re l sämte r be, Wa isen-Ersa!tz 
r u n g e n zu benehmen haben. 

Nach dem Einflüsse, welcher den Krelsämter« «n ^ ' ^ ^ 
auf d»e Uebciwachung der Wa'senämter eingeräumt 'st, h,n ^^' 
denselben nur zu, die D o m , n , e n , welche f ü r l^ ^<ll< 
gang be» W a l s c n g e l d e r n zu ha f t en haben, zu 
l l g e n Ersa tz le i s tung zu v e r h a l t e n . Ken >"*? 

Uebllgens musi es den Dominien überlassen bleiben, ^^sglhe 
ren Negresi gegen den Pächter oder Beamten, als eine > ^ h M 
bei dem'oldentllchen Richter zu suchen. Die Entscheidungen/ ^ » , , 
cm Pächter zum Clsatze ,n d»e doltlge Waisencassa v " b ^ l ^ , 
wurde daher aufaehobcn (Hoftan;lcldecret vom 23. DeceM 
Hofz. 37,370, Rggsz. 2444). 
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L. Von dem Waisenwesen insbesondere. 

y §. 405. 

" welchen Grundsätzen be i dem Wa isenwesen vor» 
zugehen ist. 

K<h ^«Grundsätze, nach denen sowohl die Gerichtsbarkeit m Streit» 
H,.. "l.s ,„ den Geschäften des adeligen Rlchteramtes von den 
>̂ero ^ " ""^ dem Lande ausgeübt werden soll, sind auch auf die 
z. °/tnundschaftllchen Verrichtungen anzuwenden (Hofdecret vom 

' "ugust l7^8) . 
!u»d. Ansehung der Vormundschaften für minderjährige Bauern« 
slhl/, ^ t es be» dem, was m dem allgemeinen bürgerlichen Ge-
l̂>» "^geschrieben «st, so zu verbleiben, das; nur die dort ange-

^ ! l l ^ H'ndernlsse, und keme andern von der Vormundschaft aus' 
A e / ^ ' " "^ ^"^ ^ Verwaltung oder Veräußerung des Pupillen« 

' wüten können (Patent vom 29. October 1790, §. 2 ) . 
»̂l»», ^ was im allgemeinen bürgeillchen Gesetzbuche von der 

H^"Ndschaft vorgeschrieben »st, kommt also überhaupt auch auf den 
""«stand zu beobachten (Patent vom 3. April 1788, §. 2 ) . 

§. 466. 

"U f was die O b e r v o r m u n d s c h a f t zu sehen hat . 

„ ^ ^ le Gerichtsstelle (Obervormundschaft) hat auf die P e r s o n 
^ °as V e r m ö g e n der Minderjährigen, o,e ihrer GerichtSbar-
gy, ""terstehen, und auf daS Vermögen dericnlgen Großlähri-
b«ttr ^^^^n die Gesetze die Verwaltung des Vermögens Nicht an-
di» ^ ^ °^r wieder abgenommen haben , zu sehen (Instruction für 

^"tt'ibehördcn vom 9. September 1785, §. 45). 
Kl, ^ r rechtliche Begriff, Unmündig, Minderjährig, und der an-
«»»,? ^Uranden »st lm allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche §. 21 

"t t . 

l»n die P f l i c h t der O b e r v o r m u n d s c h a f t im A l l g e 
me inen besteht. H a f t u n g derse lben . 

lllh s ^ Obrigkeiten haben für das unterthänige Waisenvermögen 
bl« ^ '"'hr alle gebührende Sorgfalt zu tragen, als sie im Widrigen 
H,^tlantwortung s^o^ auf sich laden, und sich für allen aus ihrer 
l^tk hrlosung hieran erweislich entstehenden Schaden verfänglich 

^ w ü r d e n (Hofdecret vom 28. October 1770). 
h,st " « / Obrigkeiten Pflicht als Puplllarbehörden (Walsenämter) 

vt überhaupt m der Oberaufsicht über das Puplllarwesen, damit 
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nämlich alles dasjenige genau befolgt weide, was die O e M » 
Besten der Waisen verordnen. . ^ , 

An d»es,r Pflicht hat die Obrigkeit mchtS eimangelN 5" ' ' ,P 
und daher den M«ndeliähr«gen, bei jeder Versäumung,'veti ^ 
dere Mittel zum Ersähe mangeln, mit chrem eigenen VelMsg ^ 
haften (Hofbecret vom 10. Aplll 1787, Neg,elungs Circuiar 
4. Mai 1787, Hofdccret vom 13. Wcnz 1790, H o f t " ' " ^ 
28. October 1790) ; und den Dominien ,st einzubinden, ^ 3 ' ^,, 
Alles zu haften haben, wenn über lang oder kurz slch zklgeN' 
daß durch »hre Velnachlässlgung oder zene ihrer Beamten den 
plllen etwas zu Schaden gegangen ist (Hofkanzleidecret vom ^"' 
bruar 1806, RegierungsIntlMatlon vom 18. März 1806)» 

^ » rV » ^ 

W o r i n die e inze lnen A m t s h a n d l u n g e n der Ode 
mundschaf t bestehen. 

Die e i n z e l n e n Amtshandlungen der ObervormundsHal 
stehen vorzüglich: 

an) in B e s t e l l u n g der G e r h a b e n , h^l 
bd) in Aufs ich t a u f das W a i s e n g u t , und A u f « " ^ 

u n d B e r i c h t i g u n g der W a r e n r e c h n u n g e n , ' 
llch i n G e b ü h r u n g des Waisenverm' igeN«» 

cr) i n A u s f o l g u n g des W aisenver m ögens« 

s e " 

2») Von Bestellung der Gerhaben. 

§. 4L8. 
W e r f ü r die B e s t e l l u n g e ines G e r h a b e n i " 

Wenn der Fall eintritt, daß emem Minderjährigen, " ' ^ ß ' 
ehlicher oder unehlicher Geburt, ein Vormund bestellt "^rdeN ^ 
sind die Verwandten des Minder,adligen, oder andere M»t ^ , 
näherem Verhältnisse stehenden Pelsoncn, unter angemessen̂  ^ 
düng, verbunden, dem Gerichte, unter dessen Gerichlsba» ,^st 
Minderjährige stehet, d,e Anzeige zu machen. Auch ^ 5 ? " ^eb 
Obrigkeiten, die weltlichen und geistlichen Volsteher der GlNi ^ 
müssen sorgen, daß das Gericht hiervon benachrichtiget werde 
bürgert. Gesetzbuch, §. 189). 

§. 469. ^ 

W i e die O b e r v o r m u n d s c h a f t be , e in langende 
ze,ge vo rzugehen hat . ^ 

W,e die Obervormundschafr von dem eintretenden 3<l"e ^ f , 
stellung eines Gerhaben benachnchtlgt wi ld , soll sogleich 
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htb«6lMclnie der Pupillen in em eigenes Protokoll eingetragen 

H^?"lenigen Pupillen, welche ein gemeinschaftliches unzertheiltes 
'ber ^"besitzen, sind m ein Follum einzutragen; von den übrigen 
st '!t ledem em bejondeicS Blatt des Protorolles zu widmen ( I n -

"on für dle Justizbehörde vom 9. September 1785, §. 46). 

. §. 470. 
"lt > 

"<r B e s t e l l u n g und P f l i c h t e n der V o r m ü n d e r 
ü b e r h a u p t . 

tech^bnn'st soqlelch ein sicherer, bescheidener, wohlgesitteter und 
f«I1, Offener Mann zum Vormunde, und eben so, be, einer vor
der m? ^'"'atel, bel den Euranden e«n rechtschaffener und verlaß» 

^"ann zum Cuiatorzu benennen (^o^cm §. 47). 
l , ^ ^ Ansehung der Vormundschaften über mmderlährlge Bauern^ 
d»f< . ^at es übrigens bel dem, was in dem allg. bürgert. Gesetzbuch 
Hm ^en '^^ ^ ^" ve> bleiben, dasi nur die doit angeführten 
llKh^'ffe, und lein anderes, von der Volmundschaft ausschllesien, 
t t „ l '^ ' ble Verwaltung und Veräusierl'Ng des PupillarguceS wir

k e n (Patenc vom 29. October 1790, §. 2) . 
lich^" Nncksicht der Vormundschaftsgtbung und ihrer Pflichten ist 
!̂l»l> ^ 6"f ^^^ Genaueste nach demjenigen zu achten, was «n den 

'°>„ y " Gesetzen diesfalls vorgeschrieben ist (Instruction für Just. 
(l,h. September ^ ^ ^ §' ^ ^ " "^ ^ ^ ^ " ^ ' " ^ ^ " dritten 
»h, ."'krten) Hauptstücke dcS allgemeinen bürge>llchen Gesetzbuches 
êrs. ̂  Vormundschaften u».d Euratelen vorgeschrieben wi ld, «st 

^ l i ev^ ^ " ^ ^^l dem Bauernstande zu beobachten. I n denjenigen 
^en^ " ^ " ' '"^ ^ dem letzten Willen kein Vormund oder Curator 
i l ^ . . l worden, mus; d,e Obrigkeit darauf bedacht seyn, die Aufsicht 
l ! „ ^ ' ^e lson der Waise, und d,e Verwaltung deS Waisengeldes, 
blich ^anne aus der Verwandtschaft des Erblassers anzuvertrauen, 
b le^ wallen Fällen dem Minderjährigen Eigentümer voizustellen, 
^<i<ll ^ " t e haftenden Obliegenheiten genau zu verrichten, die 
^ " " " 9 der Wirthschaft auf das Beste zu besorgen, und das 
><l, ^ 6 " t so lang, bis der Elgenthümer dasselbe anzutreten fähig 
l?8« aufrechten Stande zu erhalten hat (Patent vom 3. April 

. ' 3 . 2 ) . 
hory' "gens soll die OrtSobriqkeit sich in die Besorgung der dem 
^oft ? ^ zugewiesenen Pflichten, wie auch ,n die der Voimund« 
^ss,H^^gcnde Führung der Rechnung keineswegs einmengen. Die 
ĉhrö e ^^en ,st nur auf d,e Oberaufsicht über das Pupillarwescn 

^ iy ^ welche sie unentgeltlich zu tragen haben (Hofverordnung 
" - April 1727, Z.9178V2; Clrcular vom 4. Mm 1787). 
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Kl)) Von der Gebahrung des Waisenvermögens überhat 

§- " 1 . . ^ , 
D i e Obe rvo rmundscha f t h a t d»e a l l g e m e i n e P> 

f ü r das W a l s e n v e r m o g e n zu sorgen. , ^ 

D«e dem obervolmundschaftllchen Genchte über das ^ " gz^ 
der Waisen anvertlaute Obsorge fordert, das; es zuerst desfelbe ^ 
mögen zu erforschen, und es durch Sperre, dmch In^nlU l) ' 
Schätzung sicher zu stellen suche (Allg. bürgerl. Gesetzbuch, §' z,l 

DaS Velm'ögen der Pupillen ist daher genau zu "AvH, , f l 
protokolllren und dabe» zu sorgen, daß das Vermögen nach V" ^ 
der Gesetze slche>gestellet, d»e Schuldbnefe und Pretiosen a ^ 
gleich m die gerichtliche Veiwahlung gegeben »verde«. ^ 5 s ^ M 
auffallendem Zweifel, der Vormund vorzmufen, und die ^ 3 . ^ 
he»t der Sache aufzuklären, über d»e nöchlge Vorsehung . ^ z l l 
schlagung zu pflegen, und dem Vormunde d,e nöthlge Anwe»l <^ 
geben »st (Instiucuon für d»e Justizbehörde vom 9. S«p 
1785. §. 48). , ^ , . 

Fließt e,n D e v o s l t u m , nach einer abgethanen ^"". ' ' ' .«s^ 
in d»e Walsencassa (§.586), so hat das Walsenamt den n ' " t d ' s ' ^ 
pfang dieses Betrages vl dentllch zu beschleunigen (ReglerUNgs 
vom 25. August 1801). . ^ l ,W 

Endlich hat der Richter für d,e Sicherheit des d e n ? " ^ 
rigen Kmdern und Pupillen angefallenen vcltelllchen, " ) « , , , d<>» 
oder sonstigen Vermögens von AlMSwegen zu folgen, ^ ^ ^ . ,h<^ 
Abhandlungen hierauf besondeis gesehen, und d<e Sperre mcp^^ l 
als bis die Sicherheit hergestellt ist, abgcthan weiden ^ " i , ^ soll 
Widrigen das Gericht für allen Schaden zu haften schulb'S^ ßp 
(Grundbuchs Patent vom 1 . September 1765, §. 19 ) , und' ^ 
len, wo die stch velhenathende PersonchrVermögen ŝ lbst z u " ^ 
noch Nicht »m Stande »st, sollen diejenigen, welchen, "ach^ . ^ 

mehr aber die Richter ein solches alsdann sich angelegen ley», ps„ 
gehalten seyn, wenn der sich verhelrathende Vater oder ^HZssd^ 
dem Vermögen d — ' : - ^ . - »-»> ^ - ^«.^ ^ .«"^ M «".«<« 
hatte, als welch 
ist, wldrlgenfalle 
(«oärm, §.20) 

dem Vermögen der unmündigen Kmder ei ster Ehe etwas "^ ^ l l ^ 
hatte, als welches vorzüglich vom Nichter m Sichel hell i ^ l 
ist, widrigenfalls er den Kmdern e,ster Ehe dafür zu y"> 

§. 472. tzi? 
D a S W a l s e n a m t s o l l e»n Walsenbuch führe«« 

t h e » l u n g desselben. p 

Jedes Walsenamt ist verbunden, e»n sogenanntes ^^<2«7l) ' 
schafts' oder Wa»sen buch zu führen (Allg-bulgerl-Gesetz^' 
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bich Ma,senamt soll hierbei abgesonderte Passiv- und A c t l v -
l^V^ führen (Hofverordnung vom 14. März 1799, Hofbencht 
Hhf'' "ugust 1799, ReglerungS-IntlNiation vom 20. August 1799, 

Ordnung vom 15. Februar 1807). 
i l ^ n o»esen Wa»senrechnungen wird nämlich der Ausweis 
»H ^^assastand gewöhnlich A c t l v stand der Wa,sencassa, 
^^"9egen der Auswels über d,e Anthelle der Pupillen an dem 
' t l ^ b e , P a s s i v stand der Walsenkassa genannt (Hof-

"lUNg vom 20. December 1813, §. 1) . 

§. 473. 
^ ' e das Wa isenbuch beschaffen se in so l l . 

Hinterhaupt sollen in das Wa ise «buch die Vornamen, Fa-
^Iltb " ' ^ ^ ^ " ^ ^ M»nder,Hhrlgen, und Alles, was sich bc» 
^ , ^"ahme, Fortdauer und Endigung der Vormundschaft Wich' 

^ M e t hat, eingetragen werden (Allg. bürgert. Gesetzbuch §.207). 
^«n ^sem Buch soll auch auf alle Belege dergestalt hingewiesen 
^i ih/ " " " sowohl daS Gericht selbst, als auch ,n der Folge die 
^ 'h !? llewordenen Waisen Alles, was ihnen zu wissen nützlich 

geglaubter Form einsehen können (Koäom §. 208). 
^ t i , ^ " ^ ^ " ^^^^ ^ " ^ ^ " ^ die den Pupillen neu ange-
''»«l z^lbschaften vorgeschrieben werden (Hofdecret vom 20. Fe-

l̂uck ' ^eg«erungs Inumation vom 18. März 1800). 
^ t y ^ soll das auf Bauerngüter und Erbschaften bei Häusern 
^ * Puplllar-Verm'ögen nicht mehr ausier Velbuchung gelassen, 

^ e , ^ genaue Verrechnung genommen werden (Clrcular vom 
c»M^ ^ ^ ^ Clrcular vom 3. April 1797). 

l'»>b^ diesfalls vorgeschriebene F o r m u l a r e zu e inem Wai» 
^ ^ hat also folgende Rubriken zu enthalten: 
' ^ " n Namen des Pupillen oder Curanden. 

z ^ dieser Rubrlke ist daS Alter des Mündels anzuführen, 
z 3. 3^" 3i am en des Vormundes, Curators oder ?ldmlnlstrators. 
'!< ^ ^ n A u f e n t h a l t s o r t und die E »Ziehung d e s M ü n » 

> H^ltructlon für d»e Justizbehörde vom 9. Sept. 1785, §.52). 
3 ^ «r^ ^ " ' ein Puplll semen Aufenthaltsort verändert, einen 
3"»»l z."^ten, oder was »mmer für einen Stand amreten sollte, 
^ i a , ^ Vormunde die Anzeige zu machen, und die ger»chrllche 
b» "g j u ^ «mzuhohlen, wobei Has Gericht eine sorgfältige Unter 

^l,», ^ e n , und dasjenige vorzukehren hat, was dem Besten 
^ angemessen ist (Lullem §. 49). 

^ ^ ^ ^ ^ ' " Walsenbuche zu erscheinen-. 
^l»tw 6 V e r m ö g e n des M ü n d e l s , mit der kurzen Be, 
>?tl ^ "''« dieses beschaffen, und woher cs dem Pupillen zuge

be A « " ^ " " Beziehung auf d»e Urkunden/ m denen davon 
""lärung erhoben werben kann. 

<.i 
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Dann ist zsgl 
5. von Jahr zu Jahr anzumerken, ob und an welche," H, 

sich der Vormund über die vom verflossenen Jahre gepflogene 
nun g s r i c h t i g t e i l ausgewiesen habe, und es sind ^ ,«dt«l 

6. alle B e w i l l i g u n g e n einzutragen, welche, l " ^ > M > 
Minderjährigkeit, in wichtigen Angelegenheiten eingeholt w0l'v 

^ " " " ' ' . ^ x.niel'is" 
7. »st die A b t h e i l u n g des V ermögens be, oen^ , ; 

Mündeln, die ein gemeinschaftliches Vermögen besitzen, a N j U ^ 
8. die Erlosch uug der V o r m u n d s c h a f t "Ni«" ^ , 

und bei dieser Gelegenheit die Uebergabsurkunde Mit anzum 
oder endlich . . . zlll 

9. die etwa erfolgte E r k l ä r u n g der Un fäh «.gl <' 
recht l ichen G r o ß j ä h r i g k e i t zu gelangen, anzuführen« ^ 

Wenn sich in diesem Protokolle auf eme Urkunde ^ 
wird, ist zugleich die Stelle anzudeuten, wo sie in derRegN ^ 
finden ist. Die Ausfüllung dieser Tabellen ist während de« ^ ^ 
laufes, wo die Geschäfte vorfallen, zu besorgen, und nicht v^ie< 
Zeit zur andern, noch weniger aber bis Ende des Jahres " 
dl« (Instruction für Iustijb. vom 9. September 4785, §'^zge^ 

Nücksichtlich der V e r r e c h n u n g des W a i s e n v e r w ^ ^ . ^ 
endlich, ist für die unter der S t a a t s g ü t e r a d m i n » . ' ' ^ 
stehenden Obrigkeiten im Jahre 1789 eine eigene Volsch"! 
worden. 

D e n V o r m ü n d e r n s ind E inschreibbuchle'N " 
zugeben. ^ 

Die häufigen Gebrechen, welche im Rechnungswesen ^t><il 
Vermögen der Waisen, vorzüglich auf dem Lande, "tde . ^ l « / 
sind, und wodurch die Pupillen nicht nnr um daS ^ h r ' ^ ^ ^ l ^ 
londern auch diejenigen, welchen d,e Verwaltung des 3« ^ . ^ 
gens obgelegen, in Weitläufigkeiten und Prozesse v e n v ^ ^ ^ F " 
sind, machten es unumgangl'ch nothlg, eine solche ^ ^ ^ ^ 
nipulation einzuführen, wodurch Ordnung, Evidenz und «e «v 
ficht in diesem Geschäfte erhalten wird. , -Ht, "!?« 

Dieser Zweck wird aber sicher am besten dadurch " " ' " s<hr,e°. 
daS Rechnungswesen in Waisensachen nach den eigens v o ^ ^ 
nen zwei Formularien von Einschre ibbüchelN/ . ^ Os>> . 
das A c t i o - , das andere das P a s s i v - V e r m ö g e n s ^ " 
tassa darstellet, geführet wi ld , worüber die K r e l s a w ^ ^ , , 
Bereisungen unnachsichtllch zu wachen haben ( H ° " " ^ s . 4 ? ^ ' 
14. März 1799, RegierungSintimation vom 26- ^ " 
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' - lnschre ibbüch le in v e r t r e t e n d ie S t e l l e der 
Q u i t t u n g e n und Gegenscheine. 

D<l ferner diese höchste Entschließung, welche zu den Waisen« 
Ngen den Gebrauch zweier Einschrelbbucheln, deren Formular 
Heilt wurde, allgemein vorgeschrieben hat, durch Hofbescheid 

lh, ' "ligust 1799 dahin aufgeklärt worden lst, daß die vorgeschrie-
tz,. l̂nschreibbücheln nur d,e S t e l l e der Q u i t t u n g e n oder 
M i s c h e lne vertreten, und in ?lnsehung der darin eingetragenen 
^ ^^ bloße Auszüge aus den Activ» und Passiv-Capitalienbü-
ktz^.Zusehen sind, so sollen demnach die Waisenbücher bei den 
ÔsH ,̂?ä'mtern so wie bisher fortgeführct, die mehi gedachten 
^^lbbüchein hingegen, nur den Partelen hinausgegeben werden 
^iy. "6S,Int»mation vom 20. August 17W) ; denn über die 
<l»ty'""d Passio-Walsenbücher sollen den Vormündern und Schuld-
(Hye ^sondere E inschrei bb üchein hinausgegeben werden 

Ordnung vom 15. Februar 1807). 
^bi«n^ ^ l t t ein Depositum, nach einer abgethanen Verlassenschaft, 
>l«^/"°is,ncassa, so hat das Waisenamt, nach geschehener lieber. 
^ ^ desselben, dem Vormunde ein ordentliches Waisenbüchel unver-
^ttfg^lchellen, ^ ^ ^ ^. ^^6 diesem nicht allein den bestimmten 
hs,^ de« Waisenvermögens, sondern auch den Tag, von wo an 
^lwÜ? Pupillen verzinset werden muß, genau ersehen kann (Re-

"bettet vom 25. August 1801). 

§. 476 

^^ die E i n s c h r e i b b ü c h l e i n e n t h a l t e n so l len . 

"le E inschre ibbüch le in zerfallen: 

lH, ' ' " Einschleibbücheln für diejenigen, welche an di< Waisen-
^ "t Fol derung haben, und 

^«sck'" Einschrelbbüchlein für diejenigen, welche an die Waisen-
'^"dig sind. 

M < ^ I n lenen der ersten Art hat von außen der Name d<5 
^ a ^ Nummer des Hauses, der Name der Waise, mit An-

^3«rd Buchstabens und der Seite, unter der die Forderung 
«) ^^""ssbuche eingetragen ist, und inwendig Postweise 
l») . * «orderung an Capital und Interesse, und 

' Abfertigung, ebenfalls an Capital und Interessen zu er-
.'^"nen. 

^ v l f ? ' ^ " lmen der zweiten ?lrt werden von außen, der Name 
!̂ >>er A ^ Nummer des Hauses, der Name des Schuldners 
H« ,-5 "chstabe, sammt Seite, unter der die Schuld im Schuld

beträgen ist, inwendig aber Postweise 
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u) dle Schuldigkeit an Capital und Interesse, und . ^ l > 
K) dle Abfuhr ebenfalls an Capltal und Interessen e»Nge'«V 

<n) Von der Verwaltung des Waisenvermögens inöbeson e 

§. 477. ^ 
l l n te rsch ied zwischen bewegl ichem und unbe»v 

chem V e r m ö g e n . 

Bei Verwaltung des Walsenvermögens ist ein llntersch^ 
») zwischen unbewegl ichem und 
/3) bewegl ichem Vermögen. 

«) Von der Verwaltung des unbeweglichen 3v 
Vermögens. 

5- 478. ^ 
W a s u n t e r unbeweg l i chem V e r m ö g e n v^p.sslt. 

w i r d , und i n w i e f e r n es ve räuße r t werde« 

Unter dem unbeweg l i chen Vermögen gehören ^ ^ ^ 
liegende G» ünde und Häuser, sondern auch was an ^m '̂̂ «?»«eN< ^ 
vorhanden, und zur Bewllthschafcung jenes Grund und « ° ^< l / 
thlg ist, «ndem es em Zugehör deS unbeweglichen Gutesa . s, 
(Hofdecret vom 19. Ma l 178«, allg. bürgerl. Geftybucy 
296, 297). . ^ h f F ' 

Em solches unbewegliches Vermögen kann nur »M ^ ^ t h ^ 
oder zum offenbaren Vortheile des Mlnderjähllgen, ""^./.«l ^ 
Haltung deS vormundschaftllchen Gerichtes, und «n der 3» « ^ M 
vermittelst öffentlicher Versteigerung veräusiert, aus wicht's ^ l h ^ 
den aber kann eine Veräußerung aus freier Hand von dew 
bewilliget werden (Allg. bürgerl. Gesehbuch, §. 232). ^ß< l ^ 

Die obervormundschaftliche Behörde Hai aber d»ese Ver zj»F 
nicht leicht, und me ohne ausdrückliche Bewilligung b " »- ..HB 
zu gestatten (Hofdecret vom 18. Februar 1788, Regler""» 
mat,on vom 5. März 1788). Htsis l^ 

)llle Hindernisse, wodurch den Kindern der wi'kllche ^>v^ 
ihnen nach der gesetzlichen Erbfolge zugefallenen Güter " ^ ^ 0 ^ . 
den könnte, sind daher vielmehr zu beseitigen, und von ^ , s s 
Vormundschaft die Verä'usierung eines solchen angefallene ^g 
gutes Nicht leicht, und nie ohne Bestätigung der L a n d e s ! ^ po 
statten (Hofentschließung vom 18. Februar 1790, ^ ^ s d ^ 
5. März 1790, Hofverordnung vom 7. August l765, 
vom 30. December 1795). 
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^ n P u p l l l a r g u t zu be fo lgen lst , und zwa r au f 
Rechnung des P u p i l l e n . 

Kta,^" solches P u p l l l a r g u t »st demnach folgendermaßen zu be-
" " ' entweder 

«^ ' ^ wlrd a u f Rechnung des P u p l l l e n v e r w a l t e t , 

dein/ ^ wud ve rpach te t , und der Pachtschlllmg zum Besten 
"»vlllen verrechnet. 

^° l» ^ ^ " " ^ " ^ ^ " ^ " " ^ Rechnung des P u p l l l e n 
blUy, wlrd, so kann eS dle Wttwe b»s zurVoll,ähr«gkelt des Pu« 
»»h^^en dem besorgen, daß sie den Puplllen e r n ä h r e , k le lde 
hßh.ülthe; guch kann es dem S t i e f v a t e r übertragen werden» 
H^e/^ " b " dem V o r m u n d e (Patent vom 26. Ma l 1791 , 
^ , " " vom 19. Aprll 1787, Patent vom 3. Apnl 1787) , wel. 

ytern d»e beste Administration des unbeweglichen Vermögens 
'«y,z 9«n »st, b,s der Pupll l dasselbe selbst antreten kann (Patent 

"' Aprll 1787, Patent vom 19. Apr»l 1787). 

§. 480. 

Du rch Ve rpach tung . 

^5« s2 ' Wenn es dem Puplllen vorthellhafter lst, so kann em 
, H ^ ' n P a c h t u n g gegeben w e r d e n . 
^g«d bsl »st n,cht einmal nölhig, daß e,n bmer PachtschllllNg be. 
' t ^ « ^ r d e , sondern dl« Pachcunq kann auch so geschehen, daß 
K f . / v t e : für den Genuß der Realität den Puplllen n ä h r e 

' t s . ^ e , und wenn das Out mehr emtlüge, emen gewissen 
8 ly d le Wa«sencassa für denselben erlege. 

^ §. 481. 

l u n g e n der P u p l l l a r g ü t e r haben :n der Re« 
gel durch L l t l t a t l o n zu geschehen. 

. ' f » 5 ^ l V e r p a c h t u n g e n haben übllgens »nder Regel dulch 
^ rün» . Ve»ste ,gerung zu geschehen, und nur bel wlchtl-
^»Ht. ^ auch außel dem Wege der Versteigerung; so w»e auch 
Mes ^ " des PuplUen an lhle Altern, Verwandten oder Zuhältern 
l ŝsen ^ bel L,cltat,on m»t den nöthlgen Vorsichten m Pacht 
°^t ^werden (Hofverordnunq vom 18. Februar 1790, Hof. 
!?'ts,t 20. November 1794, Hofdecret vom 7. August 1795 , 
H?). l vom 30. Deccmber 1795, Hofdecret vom 7. August 
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/?. Bon der Verwaltung des beweglichen Waisenverw 

Hier verdient 
w». dessen A u f b e w a h r u n g , und .. , ̂  <»' 
sist. die A n l e g u n g der B a r s c h a f t «»n Vorzugs 

genmerk. 

««. Won der Aufbewahrung des beweglichen Waise" 
mögens. 

§. 482. 

W a s i n V e r w a h r u n g zu nehmen ist-

Juwelen, andere K o s t b a r k e i t e n , und die Schul o ^ . 
kommen, so wie alle wichtigen Urkunden, in gerichtliche Ve" ^ 

Von den erster« erhält der Vormund ein Verzeichne ^ ^ l . 
letztem die zu seinem Gebrauche nöthigen Abschriften (AUS' 
Gesetzbuch, §. 229). 

§. 483. ,ß 

WaS m i t den u n v e r b r i e f t e n Schu ld fo ro» 
u n d m i t dem baren Ge lde zu geschehen y ' 

^ sind 
Bei vorhandenen unverbrieften Schuldforderung^" ^g) . 

Schuldscheine von den Parteien zu verlangen (Lnä«w, 3' ^ Pê  
Von dem baren Gelbe soll nur so viel in den Hand" ^ » l -

wundes verbleiben, als zur Erziehung der Waise, und j " ^os ' 
lichen Betriebe der Wirtschaft nöthig ist, das übrige " " v ^ h F " 
lich zur Tilgung der Schulden, oder zu einem andern vorly 
Gebrauche verwendet werden (Noäem, §. 230). 

§.484. g> 

W a s m i t dem ü b r i g e n bewegl ichen V e r n i o g ' 
schehen hat. g,. 

DaS übrige bewegl iche Vermögen, welches w e d " ^ ^ l ' 
brauche des Minderjährigen, noch zum Andenken d " 6"»" ^ « «^ 
nach Anordnung des Vaters, aufzubewahren ist, noch ^ l lg^^, l> 
dere Art vortheilhaft verwendet werden kann, " " ^ ' ^ ^^ ,n tt^^j 
öffentlich feilgebothen werden. Die Hausgeräthe kann ' .^ist " 
lern und den Milerben in dem gerichtlichen Schätzung ^ 
freier Hand überlassen. . ^ ve^ ^ 

Stücke, die bei der öffentlichen Versteigerung n » ^ ^^,B" 
worden sind, kann der Vormund, mit Bewilligung 
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(b>?'^" Gerichtes, auch unter dem Schätzungsweise verkaufen 
°°»n,§. 2 3 l ) . 

z. §. 485. 

" le Wa iseneassa bei u n t e r t h i l n , g e n Mag is t ra« 
ren beschaf fen seyn so l l . 

Y^^lckfichtlich der Waiseneassa bestehet für die l a n d e s f ü r f t l . 
^ ^ I ^ a f t e n eine besondere gesetzliche Bestimmung, welche, nach 
lhz " " a logic, auch auf d,e Waisenämter der Magistrate u n t e r 

'sser Ortschaften angewendet werden kann. 
«ÜtI ' ben landeSfmstl. Ortschaften soll nämlich die Waisentassa 
»Nh"̂ ^ nur ,m R a t h h a u s e des Ortes, ,n einem gegen Feuers» 
styl, ^bruchsgefahr zureichend gesicherten Gewölbe, aufbewahret 
»̂z ^ ^ ' außer einem kleinen etwa zu täglichen Abgaben noth» 

^ 3 ^ ? Verlage, Niemanden die Haltung emer Amtöcassa m sei» 
l^ohnung gestattet werden (Regierungsverordnung vom 29. De» 

§. 486. 

^ e r diese Waise ncassa v e r w a l t e n s o l l . 

ll>«̂  ^ Verwaltung einer solchen Cqssa müssen nicht Magistrats-
^>ve^ ^"vern andere redliche Männer aus der Bürgerschaft 
Hil^et, 4»nb diese Verwaltung n«emal einem Individuum a l l e i n , 

^genhändler anuel traut werden, 
ĉhlüff ^ ^ " ^ " " " ^ ""^ ^ Schlüsseln versehen seyn, und einen 

^lj«>i^ der Cassaführer selbst, den zweiten der ihm zugegebene 
Wandler, und den dritten der Bürgermeister zu Händen haben, 

^ß w ^ Amtsperson, der d,e Verwaltung der Cassa anvertraut ist, 
s»yy "l't «mem eigenen maglst,at»schen ?lnstellungsdecrete versehen 
^tbel!^ ' ^^"^ ^ " solches Niemand zu emer Amtirung zugelassen 

''»l <, .,^"^ Niemand kann zur Cassaverwaltung gelangen, ohne 
!^ > n ? ^ ^ ordentliche Uebergabe zu einer solchen Dienstleistung ; 
, 'w ." Absicht muß nach dem Austritte oder Tode eines solchen 
^ez ^ , immer e«n ordentlicher Rechnungsabschluß, und e«n ordent» 
."oh^elitarlum des Cassastandcs und der dazu geho'reqen Urkun-
"lg^!^ Aktenstücke verfaßt werden, um alsdann an den Amtsnach. 
'»llnz ^ Übergabe ordnungsmäßig veranstalten zu können (Regle« 

'"ordnung vom 24. Decembcr 1799). 

§. 487. 

Au fs i ch t über die Wa iseneassa . 

^ t f f« " Magistrate der landesfurstl. Ortschaften sollen die ihnen 
""dneten Waisencassen unvermuthet v i s l t i r e n , und d»e 
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Kreisämter haben fü« die richtige Erfüllung dessen selbst i " 
^Verordnung vom 12. Juni 1796). ' . , M 

D«e Kre»samter haben sich ferner, the,ls um sich ^ " , . ^ ' 
ligen Erfüllung wegen, zu überzeugen, thells um sich ' " " ,̂j< 
render Kenntnis; des Cassastandes zu erhalten, den ^ ^ ^ ^ « s ltl 
ser V i s i t a t i o n e n vorlegen zu lassen, und, wenn ' " ^ ^ j v 
Vorschrift nicht angemessen befunden wird, zur Abänderung^ ^ c 
geben; widrigen Falles aber der Verordnung vom 11» ^ ^ B s 
1798 gemäß, der Regierung einzusenden (Regierungsoero 
vom 24. December 1799). 

W»e d ie Waisencassa be i P r i v a t h e r r s c h a f t e « i 
so rgen »st. 

Dleß von der Walsencassa u n t e r t h ä n i g e r Magls t " " ' ^ , l 
Dem Herrschafts,nhaber oder Pachter einer Her rsch"^ ^ 

für das Wa«senvermögen haften muß, bleibt dagegen üb"'"'! >̂ hl 
Cassa dort aufzubewahren, wo er mehrere Sicherheit zu sindl 
(Patent, Regierungs. Entschließung vom 4. ?lpr»l 1805) < 

§. 489. 

I n w i e f e r n C a s s a . J o u r n a l ! e n zu f ü h r e n s l " ' 

Bei den landesfürstl. Ortschaften müssen bei dem ^ d<l^' 
o» deutliche I o u r n a l i e n gefiihrt, nebst dem aber ""^^sch»ehl' 
wenn ein Erlag solcher Puplllengelder und Obligationen g ^ <,g 
der ganze Magistrat davon wisse, be, dem RathsgrelN«» ' ^cht" 
igenes Waisenprotokoll gehalten, m solches alle »n PUP . ^ e l l 
orkommenden Erläge, und so auch auf der gegenüber «.^5' 

e 
vor 

dem iiiamen oeszenigen, sur oen oas ^)el0 veilim»»^ »-' . 
«ten Inder versehen seyn (Reglerungsverordnung vom 
b " 1799). . , ^ Mag'st""" 

Dieses ist nun p e r kn a l o ß i nm auch be« den " 
u n t e r t h ä n i g e r Ortschaften anwendbar. 

/3/3. Von der Anlegung der Waisenbarschaft' 

^ - 5 , u g " ' 
W i e d»e A n l e g u n g der W a i s e n barschaft i " 

hen har. ^Oc-
Das bare W a »scngeld soll, wenn kein v " ' ^ Ä " biilg^ 

blauch zu machen ist, auf Zinsen angelegt "erden ( " ^ ' ^ s ^ 
Gesetzbuch, §. 230), wöbe» d,e gehör,ge Em- und Auw^ 
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^ttti s ^ ' " . ° " ' t dlese Puplllargelber temer Gefahr des Verlustes 
^en ^ " (Hofverordnung vom 7. Februar 1778), daher die Do-
»l!«,s "gewiesen sind, den Walsenfond, del ohnehin »hl er Leitung 
l<zey^^ lst, zu versichern; und allen Schaden, der aus unvorsich« 
^ t n ^ ^ ^ " ' unsteneuer Verwaltung, oder ande»n Unglucksfäl-
^tlol, ^ ""^ ^ nehmen, und für eme getreue und bündige 
^»len ^ t " müssen (Hofveloldnunq vom 11. Februar 1790, 

"NgsIntlmatlon vom 19. Februar 1790). 

d.. z. 491. 

l>Nd/" die Walsencassa f l i e ß e n d e n W a l s e n g e l d e r 
"durch noch n»cht a n g e l e g t , sondern d e p o n l r e l . 

^ z ^ ^ l n der Walsencassa vorhandene Geldvorrath, und dl« durch 
^ <>n ^ deS WalsenvelMögens emgehenden Gelder sind Nlcht 
^ ên Waisen am tern gegebenes D a r l e h e n , welches von 
<̂ ̂  '^er weiter ausgeliehen worden ist, zu betrachten; sondern 

^ 3t ^ Walsencassen liegende Vermögen ,st, nach den allqemel-
^s/^^glundsahen, und nach dem F,nanzpatente vom 20. Fe-
"lpos Nicht den Walsenämcern als Darlehen, sondem nur als 
^ l ) ' ' t u m anvertrauet (Hofkanzlelverordnung vom 30. December 

d. §. 492. 

^ l z lns l i ch a n g e l e g t e n W a l s e n g e l d e r s ind e i n 
E i g e n t h u m der P u p i l l e n . 

Ü^iUn!^ dagegen Walsengelder aus dieser Walsencassa lgenommen 
^ s , besten der Puplllen ve^insllch angelegt werden, wird die 
^«Ill'k ^ " ^ genommene Obligation, ohne Unterschied, ob das 
^sf , ^"e(held e,nem einigen Pupillen odcl mehreren zusammen 

^»l^ ^ Elgenthum der Puplllen, deren E i g e n t h u m ausge-
"Urde (Hofdecret vom 30. December 1813, §. 1) . 

K §. 493. 

ltss/ ^ N l n m e bei S t a a t s g ü t e r n der I n t e r e s s e n . 
^ erreicht haben mus i , d a m i t cr ange leg t wer« 

den soll. 

l, ^ y ^ ^ ^ Waisen ««erhoben gebliebenen Interessen sollen 
!l«d " ber S t a a t s g ü t e r - ? l d m » n » s t r a t l o n u n t e l ste
hst. ^ H e r r s c h a f t e n "st dann, wenn sie d,e Summe von 
^sts^.''"cht haben, v e r z i n s l i c h angelegt weiden (Waiscnamts-
X ^ ^ " vom Jahre 1789, §. 13 für dle Staatsgüter-AdMlN»-

^ l n i ^ " ^^^ durch dle ,m §. 12 dieser Instruction vo,qeschr,e.-
egung des nach Bestreitung der Erfordernisse in del Cassa 
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bleibenden Geldbetrages, in der Walsencassa nothwendig l ^ 
schüfst entstehen müssen, ««zwischen auch kleinere Beträge ^ 
für sich allein, alS >n Verbindung m,t andern angelegt " ^ Als 
nen, und die Wals.n selbst, vermög dcS §. 11 auf die v " ^ 
noch so geringen ErbschaftScapirale laufenden l̂percentigen 2 ^d 
einen rechtlichen Anspruch haben, so wurde für daS Künflls ' ,, 
,.». >,.» Ml^.s^« .« ^.«.-:<^. ^ « o.«^..».««..<...«<, «i<4>» tu vell«l,, um die Waisen, in Hinsicht der Zinsenbenützung nicht zu v " ^ , 
der schon erwähnte Betrag von 50 fi. auf den Betrag von 2" ^ l» l 
gesetzet (Hofkammer vom 7. März 1806, ReglerungSdecrel 
Staatsgüter?ldnunlstrat!on vom 1. September 1806). , , ,He l^ 

Diese Verordnung der k. k. Hofkammer wegen verzins"«? ^. 
legung der Interessen von Wa»senkapltallen nimmt nur für ble ^ 
guter Bezug, und kann daher auf Pr«vat»Domlnien nicht auog 
werden (Hofkanzleiverordnung vom 20. October 1806). 

§. 494. 

? l r t u n d W e j s e , w ie die A n l e g u n g der Waiseng 
geschehen kann. 

Die Waisengelder können auf folgende Art angelegt « v e l ? 
1. I n Ansehung der a u f selbe Anspruch v 

den P u p i l . l e n , entweder 
n) c u m c u l a t i o und vermengt, oder «l»e^ 
d) auf den e igenen N a m e n des Pupillen ab so 

und nicht auf den Namen der Walsencassa. s^aftli^ 
I m ersten Falle sind sämmtliche Waisen die gemein»«)" ^ 

Eigenthümer der aus ihrem Vermögen entstandenen Kapitale ^ ^ 
gleich die Obligationen Nicht auf ihren Namen, sondern auf 
men der Walsencassa, oder einer dritten Person lauten. . ^ ^ 

D»e Puplllengelder sind jedoch so weit es die Größe des ^ ^ s ^ ' 
immer zulä'sit, auf den e igenen Namen der Pupillen, abg» ,^ 
und nicht auf den Namen der Walsencassa anzulegen (H°foe ^> 
der Central. Finanz-Hofcommlsslon vom 14. März und 
1812; Regierungs-Intlmatlon vom 5. Juni 1812). 

§. 495. 
a > r l ^ 

A n l e g u n g i n ö f f e n t l i c h e Fonds oder bei P 

2. I n Ansehung d e s j e n i g e n , bei dem ? ' ^ , , « t ^ 
g e l d e r ange leg t werden können, geschieht dieselbe 

.-») in ö f fen t l i che F o n d s , oder ^vreet» ^ 
b) bei P l »vatpersonen (Hofverordnung des ^ ' « ^,t<^ 

3. November 1796, § . 1 ; Appcllacions Cucular vom^ ' 
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^on Anlegung der Waisenbarschaft in öffentli«-
chen Fonds. 

Al.« . s- 496. 
o»e A n l e g u n g i n ö f fen t l i che F o n d s geschieht. 

^t<c /^"6elder können m die ' ö f f en t l i chen S t a a t s c r e « 
^8el, .̂ ^"^ b" be» diesen Cassen allgemein übliche Velzmsung 

Nt werden (Patent vom 22. Februar 4791, 3< K). 
a) f,'^ ^"legung der Waisengelder m öffentlichen Fonds kann: 
gx °ar geschehen, oder 

""Mittelst An kau f ö f f en t l i che r F o n d s o b l l g a t l o n e n . 

zz §. 497. 
") Vare Geldanlegung in öffentlichen Fonds. 

5.H " barer Geldanlegung ,n öffentliche Fonds (Hofdecret vom 
z ^ 'ember 1796, Appellatlons-Clicular vom 12. Decembel 1796, 
ĵuie ^ " Pupillen von den de» den SlaatS.Credtts Cassen dar 

s l t , . ^ ^ l i ihnen gehöngen Cav»tal,en, 2 vom Hundert G r a t » -
l«!l>̂  ' " " abqerelcht (Hofveroldnung vom 12. Mälz 1797) , und 
l7y.>^'t ^ P e ^ n t verzinset weiden (Hofoelvldnung vom 7. April 
^al> ^"p'Uengelder, welche «n öffentlichen Fonds anliegen, dür» 
bch , ^ "uch in 5percentlgen Obligationen umgeschr ieben wcl» 

^ j , Zukunft ve»zmsl»ch dahm qcbracht weiden, so haben sich d»e 
^ , l"lt den fui alle Sraaisqläublger bestimmten Zmsen zu be« 

^ " (Ellä'uterungsve,ordnunq vom 9. Iun» 1791). 
ĥ>a« ^'^ Curar^lH'Cap,lallen mußten »n öffentlichen Fonds 

^ 2 ^ s e zu z l ^ vom Hundelt umgeschrieben werden (Hofdecret 
"- Männer 1732). 

^ ß> >. s. 498. 
'«« /. " " k a u f ö f f e n t l i c h e r F o n d s . O b l i g a t i o n e n , de 

' "schre lbung au f d,e P u p i l l e n , und Ve, rech 
» n u n g d e S R a b a t s . 

^>Nen"" ankaufe öffentlicher FondS Obl,gat,onen sind sie auf den 
^ber i ^ Pupillen umzuschre iben (Hofdeclet vom 5. No-
^lla >̂ ^ - §- 3) und ,n qenchtllche Ve>.Währung zu nehmen 

gurgel t . Gesetzbuch, §.229) . 
^>N„ " ^"l Z " t des Ankaufes an der Aglütlrung bezogene Ge 

^q/s""^ °le davon abfallenden Zmsen, dann der erwilthschafrete 
'̂8<lt, ^ " Waisentabellen gleich nach dem Ankaufe der Staais« 

^ b e r ' ? " angemelket werden (Hofdecret des D,rect. vom 3 No-
^ b , §. I , Appellatlono<Clrcular vom 12. December 1796^. 
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Be.m Ankaufe öffentlicher Fonbsobl»gat,onen soll, ' " ^ / " / p ^ 
des CllcuIaiS vom 12 Decembel 1790, lVl gewonnene ^ " ^ " h dli 
lechnet werden (Hofveiordnunq vom 15. Februar 1807), HlN» 
Klc»saMi.el hüben übe, d»e Befolgung d»esel Anoldnung zu ^ 
und bel ihren Berelsuna.cn darauf zu sehen (Th. l l . , §> ̂  ' ^gl 
lanzlelveroldnung vom 7 April 1803, Reglerungsoeroidnunß 
19. Aprll 180D-

A u f dle O b l i g a t i o n e n »st a n z u m e r k e n , daß ' ' 
W a l s e n a m t e gehoben. 

soll a^" Auf eme m Verwahrung genommene FonoSobllgat,on i» ^< 
mertt werden, daß sie derzeit be» dem henschaftllcheN ^ " ^cke" 
deponnt «st, und dieser Anmerkung ,st das Amtssiegel be«zu 
(Hofoeclet vom 6. November 1783). 

d) Von Anlegung der Waisenbarschaft bei Private«« 

§. 500. ^ 
D l « A n l e g u n g der P u p l l l e n g elder be» P r i v a t 

a n e m p f o h l e n . ^ 

Es «st gestattet, daß dle Wa'sengelder allgemcm, ^ ^ s e s 
Pupillen »n Städten eben so, wie auf dem Lande, gegen ^ ^ l , 
mas-lge S i c h e r h e i t , auch be» P r i v a t p e r s o n e n "H^el>l 
od.i wo sie schon auf solche Alt anlleqen, gelassen '""de« ^ ,^l 
vom 22. Feblua» 1791, § 6) . Dlese )lnlegung der Pup'"« » 
bei U n t e r t h a n e n ist soqai anempfohlen. , ^ od̂  

Derzenlqe, welchem Waisenqelder von der VolMUNdstv ' ^ ^ 
Obcroormundschaft geliehen wölben sind, wud der ^ ? ^ Obl> 
der W a i s e n selbst, nicht des Waisenamte«, wenn gl"ch ^ ^ ^ 
qn,on nicht auf den Namen der eigentlichen G läub ige r , ^ 
de» Walsencassa lautet (Hofoerol dnung vom 30. December 1v 

§. 501. 
D»e O b r i g k e i t ha t a u f S i c h e r h e i t zu s c ^ " ' 

Steht 
Es haben hierbei die Obugletten vorzüglich ubei ble . ^ B 

l, e, t der W a l s e n g e l d e r zu wachen, da sie, bei ^ ^ ^ „ i l l l s 
der nochlgen Vorsichtsmaßregeln, dafür haften müssen 
vom 12. Apl l l1787). "mll<h^ 

Welche Haftung ,edoch reglessorlsch »st, m so f"N nan ^d 
aeschmasüge Sicherheit §. 538 n,cht beobachtet worden "'« ^ge' 
dadulch dlc Walse zu lhlem Kapitale, wle es ;m V<lfall<e ^ t l . 
tileben nnrd, Nicht ganz gelangen kann (Hofvelordnung d ^ h l l 
vom 5. November 1796, AppellatlvnS Cuculal vom 12. " 
17W, §. 1) . 

http://Berelsuna.cn
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y 3. 502. 

Welchen P r i v a t e n das W a l s e n g e l d a n g e l e g t 
we rden kann. 

» ) ^ ?^"legung der Waisengelder bei Privaten kann.' 
« v ^ l P r i v a t e n »m strengsten S i n n e , und 

Melden, Her rscha f t sbes i t ze r selbst geschehen. 

^ n Anlegung der Waisengelder bei Privaten Im 
strengsten Sinne. 

5 §, 503. 
' ^ g e l b e r können bet P r i v a t e n »m strengsten 

S i n n e a n g e l e g t we rden . 

^tlek ^^isengelder können bei allen Pnvaten und auch bei dem 
^ts^ben Ehegatten, sowohl >n landesfürstl. als in andern Städten, 
>h st Ol»rlgkelten sind, so wie es au f dem f lachen Lande 
^ b « / ges ta t te t w a r , gegen Ausweisung der öffentlichen Si« 
^ r » angelegt werden (Hofentsche,dung vom 13. Iul» 1790, Clr^ 
^ll a , . " ^ - I u l , 1790). Nur der Vormund des Pupillen ,st da» 

"'geschlossen (Verordnung vom 18. October 1793). 

^ §. 504. 

^ l t e n zur S i c h e r s t e l l u n g der W a l s e n g e l d e r . 

'<ts^"r solche bei Privaten angelegten Waisengeldcr sollen Schuld.-
^ ^ ^ » ' b u n g en ausgefcrtlget, und wenn über diese Schuldfor-
^d«v ^ ^ e Schuldbriefe vorhanden sind, müssen sie nachgetragen 

Z §- 516). 
s«^ 'esen Schuldverschreibungen ist immer die Bedingung beizu« 
^loal !^ ^ " 0bllgat,onSlnhaber berechtiget seyn sollen, das Kapi-
^ . ^ durch gerichtliche Mittel emzulreiben, wenn d»e Z,nsen, 
^«te« " " ^ i h r e r V e r f a l l e i t , nicht gczahlet weiden 

^ t v^m 22. Febluar 1791. Patent vom 8. Octobcr 1792). 
">va»^ Dotnmien und Magistrate haben d»e ^icheistellung der bei 
^ " l anliegenden Gelder genau, nach der Vorschrift der C,rcu« 

^ Ul, "achten (Regierungsverordnung vom 15. Februar 1807) , 
^ .^"llcherte Schulden miissen so viel möglich sicher gestcllrt, 
»lh/»'' Verfallzelt eingetrieben werden (Allg. bürgert. Gesetz-

^' <3L). 
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§. S0Z. , 

W a s un te r gesetzl icher S i c h e r h e i t ve rs tanden" ' 

Das Vermögen der Wa,sen ist in allen Kauf- und 93"". . , 
fallen, so bald es entsteht, ohne allen Unterschied durch de» 
gesetzlichen Weg der g rundbü cherl l chen Vorm«» ' «, 

ni'l Unterschied durch de« e»««^ 
ücher l lchen V o r w e l ^ 

gchöllg sicher zu stellen, »ndem h,er durch das Clrcular vom ^ g . 
bluar 1795, §. 539, nichts geändert worden «st (Appellation»'^ 
lar vom 13. Ocrober 1797, Reglerungsoeroldnung vom <"' 
der 1797). . . . «0li«^ 

Nach dem Hofdecrete vom 7. Februar 1778 mußte dl« ^ ^ 
Hypothek so beschaffen seyn, daß das Corpus, welches A "dt< 
.vnd, nach Versicherung der Landtafel, «»cht über die H"> 
landcäsllchen oder rectisicatonschen Welches onenrt sei. ^ . c h ^ ' 

Nun «st aber P r a g m a t i k a l - oder P u p l l l a r ^ st<l> 
I )e l t nur dann gesetzmäßig vorhanden, wenn dulch d i e« " ^ ^ „ j 
lung, mit Emrechnung der etwa vorgehenden gasten, e » « , ^ 
nicht über die Hälfte, em Landgu t oder Grundstück A hül' 
über zwei Drittel semes wahren Werthcs beschweret wird ^ ^ ^ t ? 
gerl. Gesetzbuch, §.230, Patent vom 22. Februar 1791, ^ „ p l 
ordnunq des D»rect. vom 5. November 1796, Appellation^ 
vom 12. December 1796, §. 1) . 

§. 500. .^. 

W a n n diese P u p i l l a r s i c h e r h e i t nicht ge fo rder t 

A u s n a h m e n sind aber in folgenden Fällen: ^g Z? 
1. Es g,lt nämlich jene Verordnung nur m dem Falle, ^ f l ! 

wanden auS dem Wa,senve> mögen e,n D a r l e h e n 6 ^ " M 
,n deM Falle hingegen, wenn d,e Schuld aus einem Kaufe ^«ü» 
Ilcbernahme e,ner Realität, worauf d,e Pupillen eltt ^ ' ^ h<l 
lhmnsrecht haben, entstanden »st, sollen bloß d»e Patent« ^ l»< 
Erfolge in den Vauerngmem §. 103 zu gelten haben, " ^ , b ^ 
<n den obenangefuhrlen Gesetzen bei den Capltallen r""a,tt ^?^' 
Sicherheit Nicht fordein (Hofverordnu»ig vom 28 ^ ^ ^ z . , ^ ? ^ 
C'rcular vom 26.Februar 1793, Hofdeclet vom 1. Septem" 
l'iofoerordnung vom 13. Ju l i 1790). , 

Deßglelchen soll . ^ l l ^ 
2. den A e l t e r n das Capital des Minderjährig", gh' 

auch nicht gesetzmäßig versichert »st , der M»ndes,a'hr,gc l ^ ^ « l '<̂ ' 
scheinl lcher Weise le,ner Gefahr e>ncs Ve.lusteS au-g' ,H5» 
«»cht aufgekündet weiden, wofem «hncn die Z'"ückford<>' ŝ<ll» 
Veräußerung ihres unbeweglichen Gutes, oder Abtretung ^ ^ . 
Gewerbe, schwer fallen würde (Allg. bürgert. Gesetzbuch, 3-
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^ §. 507. 

^ ^ I n t e r e s s e n von den P r i v a t e n zu fo rde rn s»nd. 

K^ ^ u nte» thä 'n ig en Glünden liegende Walsencapitallen 
^ « ^ anders als zu 4 vom Hundert ausgeliehen weiden (Hof-
sich,'""" 13. Ma i 178^), und die Unte»thanen jollen d»e auflhlen 
«l!̂  ^sltzungen haftenden Walsengeldcr m«t 4 vom Hundclt vei-

! ! " ^ (Hofveroidnung vom 11. Iun» 1784). 
» l f^^k C^pltallen jedoch, welche vor Bekanntmachung der Hof-
lhz^""a vom 13. Ma, 1782 zu 3 ^ vom Hunden auf u n t e r -
^ss / ^ l t Gründen angelegt waren, durften noch welter auf selben 
^ " N wenden (Hofveroidnung vom 13. Ma» 1782, Hofoelordnung 

" ' Jul i I78^l, Hofveroidnung vom 2. August 1784). 

»tiy 2' 508. 
°te können i h r e Wa lsenschu ld vor der V e r f a l l -

ze»t zu rückzah len . 

>̂>ih, ^ ^n in die Waisencassa zu zahlen habender Unterthan das 
^ t l ^ ^^lsengeld vor der Aufkündigung oder Verfallt/«! ganz 
^ ye,lwelse bezahlen, so musi es ,hm gestattet seyn (Hofvelord-

"""«l 1 l . Februar 1790, Hofdecret vom 13. März 1794). 

§.509. 

'e solch« Z u r ü c k z a h l u n g e n zu geschehen haben. 

^l«A 6 ^ dürfen, zur Erz,elung emer vollkommenen Pragma-
hz^'chechelt, solche Prwatschuldner, ohne Wissen und g e-
^«n / ^ Abschre ibung bei dem W a , s e n a m t e , einem P u 

d e l n e Schuld auszahlen, 
^ tb« /^ ^ ^ ^ Berichtigung »st gesetzwidrig und ungültig (Hofkam» 
^l3 ^ ^" ^^ Staats-Gerichts Administration vom 21. Jänner 

^ Hofkanzleidecret für alle Dominien vom 8. Apnl 1813). 

tz- §.510. 

" l y dieser wegen »ückslchtlich des V e r g a n g e n e n 
zu benehmen »st. 

^e b,"^.chtl»ch des Vergangenen sind die Walsenä'mter verpflichtet, 
'l»ß,t Wenigen Schuldner vorzufo,de,n, welche Pupillen be, Haufe 
Azyh.̂ set haben , und dabe» genau zu erheben, auf welche Art die 

l>d ^ an den Pupillen geleistet, bann ob und wie das e,Haltens 
5»d ̂ "ber fruchtbar angelegt, oder sonst verwendet wmden se»; 
^ . ?^ die Zahlung dem Pupillen wirklich geleistet worden, wor-
" se„̂  " ° " ^^ " Schuldner d,e voischrlftmäsnge Quittung e»nge-

"^ muß, so hat das Walsenamt mchr allein die alte getilgte 
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Forderung noch vor dem 15. März 1811 aus der Verrechnung 
bringen, sondern auch d,e neue zum Vortheile der PuplUf" b,^, 
hene ?lnlage oder Verwendung des Geldes, m d»e Wa»senbu<y»l 
zutragen (lüoäem). 

I n w i e f e r n das W a i s e n a m t be i P r i v a t e n anl«es 
C a p i t a l l e n a u f k ü n d e n kann. 

Es ist beretts F. 5tt4 gesagt worden, daß unvers 'H ^. 
Schulden so viel möglich s ichergestel l t , oder zur Velfsuj» 
getrieben werden sollen. s-nfo^' 

Die'e Eintreibung der bei Unterthanen haftenden Wausn!" ^ 
rung kann von A m l s w e g e n geschehen (Hofdecret vett» ?« 
1784 nä 3) . <«4l B"< 

Wenn nun durch dasFinanzpatent vom 20. Februar ^ ^ t » s 
sencapltallen, besonders wenn sie kurz vor Erscheinung des P ^ ^ 
auf Realitäten dargeliehen wurden, welche schon vorher " " ^ g -
Schulden belastet waren, ja sogar ganz oder zum Thelle " " " f ^ j 
llch werden, so ,st es d,e Pflicht eines leben Wa»senamtes, a ^ 
Genaueste zu untersuchen, ob, und welche von den, s"^? ^ U^ 
gehörigen Capiralien etwa die Pupillarsicherheit verloren ^ ^ B l ' 
bei einem eintretenden Falle, sogleich für die Sicherheit, " ^ <z,l>̂  
diese «'cht erreichbar ist, für die baldmöglichste AufkünduNg un ^ s 
treibung solcher Posten zu sorgen (Verordnung vom 3l). ^ 
1813, Z. 3 ) . 

/3) Von Anlegung der Waisengelder bei den Herrscht' 
best'tzern. 

§. 512. h,n. 
Welche Sicherheit Herrschaftsbesitzer zu gebeny 

, i Dar!"" 
Wenn ein Herrscha f t sb e sitzer Walsengelder als " ^ 

an sich zieht, so kann, rücksichtllch der Slcherstellung beltt^ ^ 
neswegs aus dem Begriffe der ohnehin auf der Herrschaft v » ^ M 
ten Octava, §. 111, ausgegangen weiden (Hofdeclet voM 
1797, ApellatlonS-C'rcular vom 3. Apr«l 1797). < „ 4?O, 

So sagt schon das Landtafel.Patent vom 24. N " " " " ^ . B° 
§. 23 , daß, damit den Pup.llengeldern (nebst den Depo»^^ eel 
WehrungSgeldern) die gehörige Versicherung verschaffe " ^ M 
achte Theil des Werthes deS Gutes, zu derselben ^ " g u c h " " 
nur für beständig vorgemerkt seyn soll, sondern es stlle ^ . ,̂ <N 
sämmclichen Herrschaften von dem, was ,n jener ^ ^ > . n>elv^ 
haftet, genaue und verläßliche Speclficatlonen eingesch» 
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tz^Nlich, in so fern der Betrag den achten Thcll des Werthes des 
^ " iu übersteigen befunden wülde, das Suverplus gleichmäßig 

" ^ " l t , und so lange, bis selbes getilgt ist, haftend verbleiben soll, 
«iz^b sollen sonach, »m Falle cm Helrschaflsbesitzer Walsengelder 
if! ^ehen an sich zieht, wegen A u s f e r t i g u n g eines Schu ld 
ige ^ 6, und S» cherstel lung des entlehnten Walsenguteo, eben 
sê  ^lsichien b.obachcet werden, welche bei Ausgleichung der Wai^ 
^lll^o ^ " P r i v a t e allgemein vorgeschlichen smd (Hofdecret 

"> März 1797, Appellatlons-Circular vom 3. April 1737). 

3. 513. 

Neueste B e s t i m m u n g e n hie r u b e l . 

^ ^ Von hen Behörden vorzüglich m der letzten Zeit beobachteten 
^ ^ F^Ug y^„ Gefährdungen unrerthä'tuger W<uscngelder, d«e 
^«. ^ Dominien Darlehensweise an sich gezogen wurden, haben 
ich, k̂ Hoflanzle, , ^ Einvernehmen Mit dem obersten Gerichtshöfe 
' z A , folgende m,r hoh^m Decretc vom 18. August 1820 der 
H,,'s ^"'glerung besannt gemachte strengere, auf d,e Sicherheit der 

^ abzweckende Verfügungen volzuschreiben. 

§. 514. 

D a r s t e l l u n g derselben. 

^ ^ e n s. Sind von nun an viertcliährigeVeilassenschaftS-Aus 
^8?!,^" ^ ^ Dominien den Kieioämtern vorzulegen, welche die 
^»d,^""Ncncn Steibfalle mtt der genauen?lngabe lhics Zcltvuncte?, 
l N̂K> ^'achu'ilsungei, übel den ?lnfang und die Foitschrlttc des 
''k,n A^acteS, dann die Bemerkung enthalten müssen, ob hier-
'eẑ  ^aiscnvermögen eintrete oder Nicht, und ob selbes schon in 

^ 'Sucher aufgenommen wo»den sei oder Nicht? 
» l! z , ^ Ausweise haben den Krelsämtern zum Anhaltspuncte be» 
>'!,̂  "^lsuchungen der Wa,senämter, vorzüglich m der Hinsicht zu 
^'Na " ' ^ l durch Verzögerung.'N «n den Abhandlungen d,e 
^son, ^ " ' ^ längere Zelt derWalsencasse vorenthalten wclden, 

't ohne Slcherstellung und ohne Zmsengenuß verbliebe. 

§. 515. 

F o r t s e t z u n g . 

^ H ^ ' t e n s . Iedl! Anlegung eines Waisencapitals bei der eige-
^t>, .'schaft lst künftig durch die vorläufig einzuholende t r e , s -
^ i l , , / ^ und land lech t l l che B e w i l l i g u n g bedmgt. D»e 
, >>'l!^.. baben sich zu diesem Ende mit genauer Nachweisung der 
^ j l , ^u'gen Slche,heir, die sie anb»ethen tonnen, an das KrelS-
^ i l , s . ^ ^ n , welches sich m«t dem Landrcchte m das Emoelneh. 
l. '^enhal. 

40 
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§. 516. 

F o r t s e t z u n g . 

D l l t t e n s . Zur Sicherheit der bereits von den Dominien ^ . 
legten Waisencapitalten halten die Dominien damals binnen eme.^l 
nate denKre,sämtern anzuzeigen, ob sie Wa»sengelder bel sich " ^ j« 
haben oder nicht? I m ersten Falle »st die nachträgl iche ^ 
w e l s u n g u n d V e r s c h a f f u n g der p u p i l l a r w a v ^ 
S i c h e r h e i t , oder die Rückzah lung der entlehnten Gel ^ 
die anderweitige Anlegung derselben, nut Festsetzung angew 
Termine unnachsichtllch zu bewirken. 

§. 517. 

F o r t s e t z u n g . ^ 

V i e r t e n s . Auf d,e Beimengung der in die Waisen"!' ftl 
ngen Waiscngelder Mit den herischaftllchen Ncntgeldern ^ ^O i l ' 
dleZutunft dieselben Strafbestlmmungen festgesetzt, welche '"/.^ ^ 
menqung von landesfm stilchen Sleueigeldern Mit Ncntgcld ^ 
d»e §§. 13 und 14 der Glundsteuer-Erccutionsordnung volN^^<>!»' 
ner 1814 volgeschnebcn sind (siehe Abhandlung XXV. dies" 
von den direkten Steuern). 

§. 518. 

F o r t s e t z u n g . ^ 

F ü n f t e n s . Bei Walsengcldern, die bei den eigenen ^ ^ ü 
ten angelegt werden, hat künftig eine fünfpercentige Verzm! ^s t l ' 
zu finden. Alle zu einem g^,mgeren Zmsenfusie angelegte"^ ,st t> 
capllallcn sind der Helrschaft entweder aufzuwinden, od" ^ O 
Emlegung neuer S6)Uldschelne, welche die Verblndlichrelt l ^c!" 
perccntlgen Verzinsung enthalten, zu bewirken (Hofeanzle' ^ ) . 
18. August 1820, NeglerungsCircular vom 18. Ianne: 15 

b.519. ^ ^ h < . 

P f a r r h e r r s c h a f t e n , dl« D o m i n i e n s»nb, »st "^ 
W a l s e n g e l d e r bei sich anzulegen- ^ 

I n Oemäscheit der k. k. Hofkanzle,.Verordnung voM ^ O ^ 
1320, welche die Vorsichten vorschreibt, unter denen " ,j.st a"< 
besitzern allem gestattet ist, W a l s e n g e l d e r bei «h«" ' , ^ t ^ , ^ 
legen, und welche daher bei den Pfarrern, da sie nur ^ ko""?gfl' 
«leßer sind, folglich tcme pupillülmäßige Sicherheit ^ ^eilll^ ? 
noch höherer Beziehung ihre ?lnwendung findet, wurde lM . ̂ ^ < ŝ̂  
llchen ElNvelnehmcn m,t dem k. k. AopellationSgenchlc ^HH 
Herrschaften d«< A n l e g u n g d - i W a «sei g e !d e'. 
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l , . , ^ von n u n an u n d f ü r d l « Z u k u n f t g ä n z l i c h un 
>agt. 

schat " Krelsämtern »st daher aufgetragen, den P f a r r h e r r ' 
>»eK ^^ fernere Anlegung der Wa,sencapltallen bc« lhnen nicht 
i,^I ^ gestatten und die Zurückzahlung der gegenwäitlst bei densel« »«»«.' «euatten uno oie >juluctza!)iung oer gegenwaitlst !>et denl 
^ Endlichen Walftncap»tal,en m,t Nachdruck zu dewnten (Reg 

"»'decret vom 4. M a , 1«20, Rggsz. 16,820). 
»e» 

« . . . «- « " 
° 0 t , d,e d e r S c r » a l ' V e r l o s u n g u n t e r l i e g e n d e n 

ö f f e n t l i c h e n O b l i g a t i o n e n zu v e r ä u s i e r n . 

l̂io ^er Absicht, den Pupil len, welche Elgenthümer von Staats» 
z^Mlonen aus den Classen der älteren Staatsschuld sind, die An-
H * der m,t Patent vom 21. Minz 1818 angeoldneten S e r , a l . -
fH Losung zu sichern, «st die Hoftanzle» m,t dem obersten Ge« 
«»cht ^ darin übeie»ngerommen, dasi den Dominien von nun au 
tz gestatte seyn soll, die »n den W a l s e n c a s s e n befindlichen zur 
«>tz. ^'Verlosung berufenen Etaatsobllgatlonen, sie mögen nun 

zu Da r« 
^ l l . ^ ^ ' Üch selbst ooer anderen Privaten zu vei wenden, und hier-
s ^ '^ der Substan; des Capllales e,ne Aendnung vorzunchmen, 
«^ ^ daß sie abhalten seyn sollen, Obligationen dieser A, t unvel-
te„ '" der Waisencasse zu Gunsten der Pupillen aufzubehal» 
»oh' "°N welcher Regel nur in solchen einzelnen Fällen e»ne Aus. 
«ff ° gemacht weiden dalf, w e n n e in N o t h f a l l , oder e i« 
s«I,."°arer V o r r h e l l des P u p i l l e n es e rhe i schen 

l e. 

'>>̂ s '̂  Untciqeoldneten Behörden sind hiernach angewiesen, und 
^ Andere »st den Krelsämtern die strengste Wachsamkeit über 
b<»h!̂ Ue Befolgung dieser Vo>schreit und über die gehörige Evl-
»̂on ^ ^ ber einzelnen «n den Walsencassen befindlichen Obll» 

">ld^" Nach ,hrem Betrage, Datum, Numme.um und Zinsfüße 
^l> ^ dcn Anthellen einzelner Theilnehmer bei gemeinschaftlichen 
^gllr ^ aufgenagen (Hoflanzleidecret vom 16. April 1819, 

y""aS.Intlmat,on vom 7 M a l 1813, Rggs;. 16,927). 
'h j>> ° und m wiefern Walsenschuloen auf Lehen vorgemerkt wer-
"-«. p"en, kommt in der Abhandlung V . dieses The,les von d,m 

"yenwesen vor. 

5. 521 . 

^ ' N b r l N g u n g v o n W a l s e n c a p i t a l i e n . 

s l i „ . asi e,ne> Anpage, w»e sich be» der Einbringung der b« 
'', ^ " h a n e n haftenden Waiscnamts Forderungen zu benehmen 

"< über den erstatteten Voitrag ob m den Fällen der aegen 
4K 
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Unterthanen von Seite der Herrschaften elnzublmgenden ^ ' ' « Zl 
beiungen d»c No>n>al Veloldnungen vom 1. September 1781, » ^ 
und vom 2 i . Deccml^r 1807 auoschlleßend gchandhabt werden u> ^ 
oder aber auch Delegationen Statt finden, haben Sc. M^,,h,g' 
beschließen geluht: daß in den a n g e z e i g t e n F ä l l e n > ,̂. 
I,ch nach den Gesetzen, welche luck sichtl ich b<'' <̂,h. 
senam ts f o l de» unqe, n an U n t e r t h a n e n bcine ^ " Oe 
men machen, v o l z u g e h c n sei (Decret d̂es k. k. oberste ^ 
richtshofes vom 16 Juni l^20, der Regle»unq e> öffnet ' ^ ^ ? i ' 
des t. t. n. ö. )lppcll.u,onc>ger»chtes vom 27. I u n l 1820, 3' ^,j» 
Regle» ungsveroidnung vom 6. Iulc 1820, Z. 29,703 an dle" 
ämtcr). a 0t"' 

Hierauf e»'öffnete tue n.'ö. Regierung Mit Decret vom »^' 
ber 1821, Z. 47,611 folgendes an die K»cloämter: «9?^ 

M i t dem Reglciunqs Decreie vom 6. Jul i 1820, ^ ' ^ / , r ^ 
wulde demselben die allel höchste Entschließung bekannt 6 et" "Aasest' 
sich bei del Einblingung de» bei den llntelthanen haftenden^ ^> 
amrS'ssoiderullgen zu benebmen sei, und cS wu»de auf die ^^hel 
Veloidnunq vom 1. September 1781, §. 32 und vom 23. ^ " y,ll> 
1807 hingewiesen. Da ,edoch die lehce Nolmal-VelordnuNg ^ 
23. Decembe» 1^)7 ein c.n das lön,gl. böhmische Appellat>oN'" ,^ 
e'.Iafsencs Hcfdec.et ist, welches m der Sammlung der I" l > .̂ > 
vom Iahie 180i Ins 1^11, S . 108, Nr. 831 e» scheint, ^ 

Kleisamre berannt gemachte allei höchste Entschließung "" , ' Ltt'^ 

aber nunmehl dulch die von dem k. l. n. ö. Appellalionsge^ hF 
Regie»ung eiöffnete, und Mit dem Einganas elwähnten ^ ^ ' ^ ^ 

Provmz Nledeiöstcirelch seine Einwendung findet, so wUide de » ^ 
amte zur Behebung allsällige» Zweifel dieses Hofdecret " ^ ^ F " 
cembe» 1807 zu dem En^c Mltgethellt, um hielnach den -^ , ^ 
nachträglich die nöthlge Belehrung zu geben (Veroidnung 
sten Gerichtshofes vom 23. December 1807). 

Z. 522. 

F o r t s e t z u n g . ^.^ 

Um dem Gebrechen zu steuern, welches sich auch in s „ l ^ 
Verfahren tn Uncerthanssachcn eingeschlichen hat, , ^ h ! ^ ' 

^lnsühlung der obrigkeitlichen Justitiare hier und da d^ ' ĉh 
dem Bande der Unteithänlgkelt entspllngenden untcrthaN'S ^,,H 
dlgkelten als auch ande»,völligen Rent,este von den o0» ^ ^a 
Beamten bei dem einen obngteitllchen Iusti^amte 9 " ' ^ . e r ^ , 
klagt und nach Vc,sch»lfl der allgemeinen Gelichlso'dnunl ^ s 
weiden, welches den bestehenden Gesetzen offenbar zuw» 
man folgende Weisung ^u ellaffen befunden: .̂ ^s^s 

Cntwcdcl ist das Bezugs!echt der obligkeltliebcn c!>° ^ ,̂l> 
lh>en eigenen U'ite,thancn odel Emphyteusen streitig odel 

dem 
Ems 
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„.. - ^ das Bezugsrecht der obrigkeitlichen Ansprüche selbst streitig, 
^ ^ handelt sich mckt bloß um die Elörterung des Factums, son« 
tewz Rechtes, wo daher gemäß §. 32 des Patentes vom t . Sep, 
ss^ " 1781 die Entscheidung der ordentlichen (Aerlchtsstellen zu-
ô  ^ o ist e,n solcher Streit zwischen Obrigkeit und Untertban 
s^ ^en Emphyteuten von dem Landrcchte der Provinz nach Wei-

6 " r Im,sdlct,ons'Norm zu verfahren. 

§. 523. 

F o r t s e t z u n g . 

th^"? hingegen das Bezugsrecht n ich t streitig, sondern der Unter» 
^l,«i Emphyteut nur »n Abführung desjenigen, was er seiner 
'">em entweder aus dem Bande der Unterthä'nlgke,t oder auä) aus 
^G. ^ ^ immer geaiteten Vertrage im Frobnablösungsbctrage, 
t«^s.̂ ber Natural ZiNsungen, Kaufschlllingsfristen-Geldern emphy-
^ ^^" zeitliche Pachtabgaben oder auch an Rentenresten für 
«Ü^^Mene obrigkeitliche Erzeugnisse, oder für die den Untelhanen 
cheh^An, Vieh, Bauholz u. s. w. aelelstete Abhülfe unwldersmo» 
'̂g s "s'e»> <n der bedungenen Zeit ;u bezahlen schuldig »st, säuc. 

^l,«. ^nn weder eme gerichtliche Erecutlou, noch weniger eine vor» 
'll^.l'chtcrllche Entscheidung Platz greifen, sondern der Obrigkeit 
l̂be,. ^'^ Politische Verordnung «estattet, dergleichen unstreitige 

^s te^^n durch die landesgebräuchllchcn Zwangsmittel Mit mög' 
^ t l ^ Schonung des ^ l in^ i inztructi der Untcrthanen und nach vor« 
'^ z?^ gestellten landesfürstl. Steuern im politischen Wege «) seilst 

^ ^lnterthanen belzutrelben. 
'»»t.l^mem Falle kann Häher das eigentliche obngkettllche Justiz 
Xn«. ^ ° " Ob> »gleit und Unterchan als Richter auch nur ,m Ere-

"'"'ge einschreiten. 
, "8 l, ^'^ H'Ntanhaltung dieses gesetzwidrigen Unfuges ist datier 
^ d r ^ ^ ^ ^ ^ und s,nd die untergeordetcn Behörden an die gesetz 

^^ng zu erllnnern. 

^° ^otdecret vom 7. Juni 4784- n>! o sagt bießfalls: 
^ . Dbrlqkcitcn stehe das Recht zu, die Waisenforderunqen von Amts-, 
tlltio, Anzutreiben, °^"^ ^^^ ^ bemußiqet waren, eine ordentliche Grĉ  
^tre, ^̂  wlder ihre Untertblinen bei dcm Landrechto einzmeichen (Hof, 

"°M 7. Juni 178't ».l o). 

^ , §. 52^. 

^ H e n G e r i c h t e n W a iscn forde rungen an P r » . 
v a t e n e i n z u k l a g e n s ind . 

/ ' l e ^ ^ Oberen Bestimmung der gutsherrlichen Gerichtsbarkelt für 
Nen. »< ^ ' ^'" Foldcrungen einzelner Mündel oder Pflegebe» 

°^r einer gemeinschaftlichen Walsencasse gegen llnterthanen 
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oder GerichlS-Insassen des obervormundschaftlichen Gerichtes eMg«' 
bracht werden sollen , wurde mit Decret der Obersten Iustitzstelle vom 
8. Jul i 1825, Z. 4088 festgesetzt: 

Wegen der Forderungen einzelner Mündel und Pflegebefohlen«'» 
lann von den Vormündern und Curatoren derselben bei dem »vervo -
mundschaftlichen Gerichte selbst, insofern demselben über den B«"» 
ten die Jurisdiction zusteht,. Klage angebracht, werden. .Die dm 
Gerichtsbarkeit unterworfenen Schuldner einer gemeinschaftlichen W« 
senkasse, sind bei dem nächsten Gerichte zu belangen (Hofkanzleld»' 
cret vom 18. Jul i 2325, Hofz. 22267, Rggsz. 39467, Appellation'' 
Circular vom 25. November 1825). 

§. 525. 

F o r t s e t z u n g . 

I n Ansehung der Forderungen einer gemeinschaftlichen W ^ 
sencasse an die Unterthancn oder Gerichts.Insassen des vormundscha"' 
lichen Gerichtes ist dieses Gericht ermächtigt, nicht nur die von dtt 
nächsten unbefangenen Gerichtsbehörde erlassenen Erecutionsbesche»^ 
in Vollzug zubringen, sondern auch die Einverleibung und Löschu^ 
im Grundbuche selbst zu bewilligen oder vorzunehmen (allerh. Entsch' 
vom 8. Juni 1833, Hofkanzleidecret vom 13. Juni 1833, Regierung'' 
Circular vom 24. August 1833, §< 3) . 

7) Von den durch die Waisengelder.Anlegung sich ergeben
den Caffen-Ueberschüffen. 

§. 526. 

W ie sich Casse-Ueberschüsse ergeben. 

Die bei der Waisencasse sich ergebenden Überschüsse rühren 
1 . entweder daher, daß, da bisher die I n t e r e s s e n den W^ ' 

fen, welche nicht zu ihrem Unterhalte erforderlich waren, und von 
ihnen ««erhoben gelassen wurden, immer wieder cumulativ fruchl' 
bringend angelegt werden musiten, und, da von solchen aus der AN' 
legung der entbehrlichen Interessen entstandenen Cavitalien nur de»«' 
jenigen Waisen ihre Rata als Capitalsforderung zugeschrieben wol' 
den ist, deren Antheil an dergleichen Interessen eine anlegbare CaP»' 
talssumme erreichte, aus dem ^ inSzuwachse ein Vermiigensübel" 
schuß entstanden ist, (Liquid. Um. vom 10. September1fi12, §.6-) 
oder der Casseüberschuß kann 

2. auch seinen Entstehungsarund darin haben, das. bei einige" 
Waisenamtern der aus dem A n k a u f e ö f j fen t l i che r F ond<' 
o b l i g a t i o n e n erzielte G e w i n n den Pupillen nicht zugeschn<' 
ben worden ist. 
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§. 527. 

W a s d a w l t zu geschehen hat. 

^ «Hst der' Casseüberschuß aus einem Zinszuwachse entstan« 
t̂e», n ^ damals befohlen, daß er be» der so eben auselnanderge» 

^ "Nidation Nicht unter dle Waisen zu vertheilen, sondern in so 
^ ' ' "^ ' 'Verrechnung der Walsencasse zu belassen sey, blS hierüber 

" l Ortes verfüget werden wild (l^oäom § . 6 ) . 
^ffin " " ' nachdem Abschlüsse der zwei Llqu,dat,onsausweise, das 
^ i / . " ' ^ dem Actlvvc, mögen m U. L. verallchen wird, so muß sich 
Oz^^rschusi ergeben. Da ,edoch dieser Ueberschuß aus dem Ver
las "Wa,sen entstanden «st, so erheischt es die Billigkeit, daß 
°^t! !"^ ""^ dle,enlgen, allenfalls «n der Wa,se„casse befindlichen 
^ll,n « 3ondsobligat,onen, welche die Mindesten Zmse tragen, oder 
^ ^ ^ " t l l c h e Fondsobllgatlvnen vorhanden sind, auf jene Pr i -
^ " ' ble «n dem Mindesten Scalawerthe stehen, gewlesen 
^ in, ""^ ^"^ sonach d,e höher verzinslichen, folglich auch im Curse 
l»t H Scalawerthe höher stehenden Obligationen und Capuallen 

^thellung unter d,e Waisen zurückbleiben (l<^ll«m § . 7 ) . 
^ , ^ l l e h t aber der Ueberschuß vermittelst deo aus oem Einkaufe of-
^ , s / " Fondsvapiere erzielten Gewinnes, so daif deiselbe in der 
H, „ ^ ^e zur weiteren Verrechnung nicht gelassen werden, sondein 
>̂ldt», vorläufiger Trennung, von dem aus dem Zmszuwachse ent» 

n̂ Ueberschuße, den Pupillen zuzuwenden (^oävm §. 8) . 

§. 528. 

'lche Casse.Uebeischüsse e,n Elgenthum der 
Herrschaften s«nd. 

5 ^ " dem Mittelst Negicrungsv. vom 1 l . November 1812, Hoft. 
^ w ^ntqemachren Unterrichte übel dl? Liquidation derWcns.r' 
l ' ^ ^ w . September 1»<2, §.ft, »st den Wa,senämternzurPfi,cht 
' ^ ^ , ^ ° r d e n , die von fruchtbringender Anlegung derjenigen qe 
l» f,^"teressenbeträge, wovon die einzelnen Waisen kemc Zinsen 
°ls»„̂  ^ hatten, herrühlenden C asse ü b erschü sse so lange »n 
">»r̂  ^ Veirechnung zu lassen, bis hierüber hohen Orts verfügt 

^ ^ ^ " diese lN den Walscncassen zulückbehaltcne lleberschüsse wur-
^ , r i » ' ^ Hosdeciet der t. k. obersten Iustlzstellr vom 2^!. De-

^ n r folgendes anaeoidnet: 
! ^ all " ^ ^ " vollkommener aenauel und nchtlgel Berecb 
!^3ne ^ " Mündeln und Pflegebefohlenen gebührenden Capltals 
?'l ly. ^"bctläae wl,kl,ch em !l> bei schuf, von der ,m Kten Absah.' 
< ls'Nc < r ' ^ " " " ^ September 18l2 bezeichneten Art >n den 

" t r ^ befindet, ist deiselbe als em E^enthum des Gutsbeirn 
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Es veisteht sich zedoch von selbst, dasi d,c Herrschaften s " , ^ 
aus ihrem oder »hrer Beamten Ve,schulden oder aus " ^ ,̂<ht 
Gebahrung Mit dem Waisenvermögen und nicht gehöriger ^ .<g>« 
nchtger Verthellungund Ausfolgung desselben an d,e Waisen," ,^, 
gen Wa«sen, aus delen Vermögen diese Uebel schiisie entstände" ^ 
odel deren Velmögen be, The,lung der Walsengelt'er sich n»^ <̂h 
Waisencasse befanden, zugefügten oder entstandenen Schade A 
M,t den obgedachten Ueberschüssen haften (Regle, ungs-Illt. v» 
Jänner 1835, Rgg^z. 2734. . D 

I n Folge des vore, wähnten Hofdecretesvom24.DecelN"" ^. 
und nachdem vermöge derselben Regierung bereits von der t. k. ^ ŝii« 
ten Hofkanzlei unterm 19. September 1834 volläusig ans ^f 
wurde, die'öffentliche Kundmachung dieser höchsten ^ n o l d n u ^ , 
?lnsuchen des Appellatlonsgerichtes zu besorgen, ersuchte d " ĵ< 
lationsgericht um Veranstaltung dieser Kundmachung (^voe ^ 
Note vom 9. Jänner 1835, Z. 275, Reg,erungs'Inc,tnat>'> 
19. Jänner 1835, Z. 2734). 

<5. Von der Liquidirung der Waisenämter, naw 
gäbe des Finanzpatentes vom 20. Februar 18N« 

§. 329. ^ 

V o r s c h r i f t e n w l e bei L l q u l d l l u n g der W a i s e « " ^ 
nach dem F l n a n z p a t e n t e von 20. F e b r u a r 

v o l z u g e h e n , st. ^ ^ 

Auf den 15. März 1811 mußten alle Passiv- und I " l " ^ ^ 
Capitallen mcht minder die Wa«ftnrechnung selbst abgesch!̂  ^ g«l 
aus dieser daS vorhandene Massiv und Acnv-Ve, mögen m '^lbel>' 
die eigens vorgeschriebenen Llqu,dat>onsausweise aufgetragc ^ 

I n Ansehung des abgesondert angelegten, und l e ^ " ^geb^' 
verrechneten Vermögens können sich feine Schwangre'" ^ t t 

.l) (VammtlicheWaisen stndgcmelnscha s t i l < v ^ngle»lp 
m er der aus »hl em Vermögen entstandenen Capita'«en, "'^'<Sa>s^' 
Obligationen nicht auf ihren Namen, sondern auf jenem 
casse oder einer dlitten Peison lauten. «schaff"!. 

n) Wenn die Waisen, aus deren Vermögen die q c " " m ^ ^ s,^, 
Cavttallen ulsplünqllch entstanden, b^rclls abgefertiget ' ^ 
so sind die an ihre Stelle neu hinzugekommenen s!,.he« »^ ^c 
,en Vermögen d,c Abfertigung ihrer Vorgänger 6 ^ > ,„ »v 
Cessionalren der Abgefertigten anzusehen und treten 9 
Rechte cm. 
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^s sind demnach 
^vin ^ ' ^ Capttal,en unter die mit 15. März 1811 bestandenen 
K,,̂  ^ als Eigentümer demselben gerade so zu velthellen, als ob sie 
lli 'plüngllchen Eigenthümrr gewesen wären, und eil kommt hier« 
t f ^ ^ l c h t darauf an, zu welcher Zett sie »n diese Oemelnschafrge» 
^s,. ^ b , oder ihr (Held eingelegt woiden »st. Um be» )luselnan« 
'»M ^ ^ ^ Cumulativ-Vermögens diese Grundsätze gehörig «n An« 
^ ^"8 bnngen zu können, mos; dle Liauidarlonso eingerichtet wer-
^l'e»^ °^ ^"" ^ ' ^ " ^ ^ ^ ^ ^ Wa,sen großjährig geworden 
!>»»>! ""^ ihnen ihr Ve, mögen herauszufolgen gewesen wäre (Li« 

^ngs.Unterncht vom 10. September 1812, § § . 1 , 2 , 3, 4. 

* ' «s i , 
§. 530. 

h ch h ie rbe» rücksichtl lch des V e r m ö g e n s der Ab^ 
s e n d e n , B l ö d s l N N l g e n u. dgl. zu benehmen ist. 

s«y^"sichtlich der V e r r e c h n u n g des V»,imöqcns der ?lbwe» 
solch. ^ ^ B l ö d s i n n i g e n und anderer C u l a n d e n , und dann 
jus», Vorschüsse, d«c das Dominium von e inze lnen P e r s o n e n 
H,z^M'>hunq armer Untenbanen erhalt» n, kommt es darauf an, 
h^, dem Vermögen bei Pupillen cumulattv angelegt und vermengt 
l«Î  ^'6,datm mus; es auf gleiche Art und unter elnemmlt dem Pu-
<tz,̂  ̂ ögen liqu,dnccwerden. Sind aber alle von den Donnmen zu 
^ ^ ^ M Zwecke von andern Privatpersonen erborgten oder erhal, 
<»z. ̂ "lder mit dem Waisenvei mögen nicht vermengt, so sind sie ganz 
^.^Verrechnung desselben wegzulassen (Hoflanzleldecietvom 30. 

^bel i ^ i z , § .2) . 

^ b u n < 
§. 53t. 

> g deSunoe l rechnet geb l i ebenen V e r l n ö g e n s . 

»̂>n ' b,eser L i q u i d a t i o n des Walsenvermögens soll d»eEnt-
^z>? ^ Waisenvelmögens vermittelst der Verlcissenschafts')lbhand' 
3«ĥ  Kokotte, und d>e von dem Schuldner dem Pupillen geleistete 
^ i > ^ ^'ttelst Vorfordetunq derselben, und Emlequna dcl Zah
ler ̂ " t u n g , folal,ch der Stand diese« be« den Wa,senämtern bis-
^ ^ " ' ' c h n e t gebliebenen Verm'öa.-ns m>t 15. Mäi^ 1811 genau 
!H»sf ' ^"^ b»e Liquidation volsch'lt'csmäsiig aufgenommen werden 
^ ? " " v e r ° i d n u n g vom 2 l . Jänner i 8 l 3 a n die Staatsgüter-

"'llration). 

z. §. 53 . . 
welchen Z c , r r a u m die W a i s e n a m t e r n u r e ine 

Rechnung zu legcn haben. 

«̂Nf r dulden die Wais-nämter angewiesen, daß dieselben, zur 
l'^ung h^ Wals.naMl5rechnung, für den vergangenen ?e,t< 
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räum vom 15. März 1811 bis letzten Ociober 1812, nur 
e.ne ^ 

nung zu legen haben (Noäem). 

3- 533. ^ . 
A u s d e h n u n g dieser V e r o r d n u n g au f die P r ' " 

Herrschaf ten. ^ 
Diese für die S t a a t s g ü t e r - A d m i n i s t r a t i o n ^g 

Verordnung wurde von der k.k. Hofkanzlei um so mehr i" l ^ ^ 
Beobachtung der P r i v a t - D o m i n i e n vorgeschrieben, a l s v ^ ^ 
eine zwar überall vorgeschriebene, aber wie es scheint, ^^5 ^ „v^ 
in Vergessenheit gekommene vollständige Verrechnung b^/"Vchnullg 
m'ögens sich ergibt, und durch Abforderung nur einer Waisen ^ 
vom 15. März 1811 bis letzten Occobcr 1812 das Rechnung^ ^ 
ungemein erleichtert, den Pupillen aber dadurch kem ^ ^ ^^stg^ 
ursacht wird (Hofkanzleiveroidnung vom 8. April 1813, N^s 
Intlmation von 26. Apr»l 1813). 

§. 534. ^<" 
D l e f ü r d i e P r i v a t h e r r s c h a f t e n g e l t e n d e L i q U l 

g i l t auch f ü r die S t a a t s g ü t e r . <^ 
lieber die Frage, ob d«e S t a a t s - und Fondsgü te r , ^ 

schon »m Jul i 1812, folglich vor Erscheinung des lim ^ 
vom 10. September 1812, von Sette der k.k. Hof tammer,^^ 
die Staatsgüter-Administration, eme Vorsch » l f t zugeloww . ^ 
wie sie die Warenrechnungen nach dem Fmanzpatente eMi ^ß-
haben, gleichfalls verbunden seien, diese Rechnungen, "^sdl l t l , 
gäbe des eben berührten Unterrichtes, abzuändern, wurde ^ deü' 
dasi, da d,e von Seite der k.k. Hofkammer gegebene, " ^ .^splil^ 
bekannt gemachten allgemeinen llnscrrichte ,n keinem W« ^ ß ^ 
stehende Vorschrift, und da>5 diesifaNs beigefügte Formulare, ^<>-
?lrt enthält, w,e das Acriv' und Passlv<Vermögen dericn'5 ^ gfi' 
sen, deren Gelder abgesondert admm>str,rt, und Nicht " ^ M "" 
gelegt sind, individuell zu elh.ben se,, von der Berecy" ^ 
Verthellung des cumulatw anliegenden Walsenverm'ögens ^ ^ " 
Erwähnung machet, die Walsenämtcr auf den ^ ^ ^ . , ^ , ^ 
allerdings gehalten seien, gleich allen übrigen Wa,senaw^^«v 
Liquidationen des cumulativ anliegenden Waisenve, mögen» a^^he 
der Vorschrift der mebrgedachtcn Instruction vom lV. .̂ zßjH 
1812 zu verfassen (HofkanN>'lv>r^dnung vom 30. DeceM 
RcgielUngsIntimatlon vom 22. Apr«! 1814. 

§.535. ^ .da t ' " 
D i e D o m i n i e n s ind a u f g e f o r d e r t , d i e s e v " ^ 

nen zu r e v , d , r e n . .̂ . ,l)>^ 
Dii> Demlillcn wuldcn angewiesen, aus Volsichl, " " ' ^,0^ 

'.g.llvN Sichert).«t ^ ' l l l en , darauf Bedacht zu nehmen, ^ 
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^ lick ^ ^ Revision der Walsenliquidatlon vornehmen zu lassen, 
^lell, ^ ^ " ^'"' Waisen, denen sie für die nchtlge Veiwaltunuund 
<l!ls^""9'hres Veimögens zu haften haben, siche, zustellen (Hof' 

^"oung vom 9. Zu!» 181^). 

^ s. 526. 

^ Nach e r f o l g t e r L i q u i d a t i o n , d le «. 2 . »n N. 8. z« 
r e d u c i r e n sind. 

^«nnder P a s s l v s t a n d und A c t l v s t a n d m L. 2 . ab-
^ . ' ' ^ ' s t , so ,v,ld zur R e d u c t l o n des letztelen auf 1^.8. ge 

§. 537. 
W o r a u f es h i e r a n k o m m t . 

dbi,« " ^ l kommt es darauf an, ob sich unter den gemeinschaftlichen 
l',p, °"en bloß P» lva tschu ldsche»ne, odeî  bloß S t a a t s - -

kre odgs O b l i g a t i o n e n von be iden A r t e n befinden. 
>̂el> ^ ^ ^ " letztere Fall cm, so sind beide Gattungen nack ihren vorge 
"^tb^i^ Intell'ss^npiocenten von einander abzusenden, um be, de: 
»!>h ^ '"Ng dleftl Actlven jedem Puplll.ncmen Theil auf d«e Pilvat 
lü zz^ anderen The»! auf die öffentlichen FondSobllgatlonen anweisen 

§. 538. 

F o r t s e t z u n g . 

^ Ia ^ ^^var-?lctlvcapltallen sind auf Eln'ösunqsschcme nach der 
' ^ N t i ^ 3lNanzvaielites vom 20. Felnuai ?K11l zu be«ochnen, die 
^ N» " Fondsobllqationen aber, da das b-si^l^ Finan^patent »h-
^ l 0 n ? Unoe,ändelt gelassen hat, im Welchen Wcrthe, d. l. t00 
l8lz " , anzusetzen (Llquldllungs Unteillcht vom 10. September 

tz. §. 539. 
' k l ) , . , 

'^ l l ^ u l d l r t e n A c t l v a u n r e r die P u p i l l e n zu 
v e r t h e l l e n kommen. 

^ ^ u ^ ^ ^ elfolqter Liquidation vclblelbcnden ?lctlva sind untei 
. ^ ' ^ ^ n zu verthellen. 

^ l l l ^ ^p^ation zu dieser Velthellunq »vulde,n einem e«aenen 
^8ti ^^vol^zeichnet, indem man, velmuielstdel Gesel lschasts 
^ . ^Gatcunq der zu emellel Intelcssen P.lcenten anlleqende 
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Formular eremvllsirte Verthellung der zum Belsprcle angeno ^ , 
3 Pupillen, und dle hierüber m dre Anmerkungen beigesetzte 
rung, darstellet (l^'oä«m §. 9) . 

§. 5^0. 
F o r t s e t z u n g . ^ 

I n Gcmä'ßheit dieser ,u Stand gebrachten Verthellung 
wen sodann jeder Waise ^ , , ^ 

a) die Capltalobetiäge, welche ihr durch diese Verthelluna ^ 
Gattung der Privat- und öffentlichen FondSobl>gatl0nen zu ^ 
wölben sind, dann M ^ 

d) dle mir <5. März 1 8 N zu fordern behaltenen I"tem' ^« 
ihrem Passlo-Conto als die neue nut 10. März l 8 N j« " " ' 
gefangene l^ebühr, vorzuschreiben (?>,«^m §. lv)< M i » ^ 

Desgleichen müssen aus dem Llquidatlon^auswelse ble ^ j 
pltalien individuell, und der Interessentückstand Mtt l5 . M a , ' ^ ^ 
zedem Schuldner auf den Conto der Acrio Capltalienbüchel 
gen und vorgeschneben weiden (^nclem §. 11). .. ^ 

Endlich velsteht es sich von selbst, das;, vom 16- ^ " " 6«' 
anqefangen, den Pupillen d»e Interessen von allen verzlnsI<W^Ht 
prtalsforderunqen, daher auch von denjenigen Kapitals ?ln!ehcn, ^ 
ihnen aus den von dem cumulative auf die Walsencasse lautenb^< ^ 
de» Pr,vacen als m öffentliche Fonds angelegten ^^lv'Ver ^ , t 
verschuldenden Percenten zugefallen sind, auch nach Vcrsly 
d»ese Pcrcente zugerechnet werden mögen (I^oäom §. 12)» 

§. 5^!l. ^ L i l ' 
W i e es M l t den Rechnungen der P f r ü n d e n UN 

chen zu h a l t e n ist. . ^ 

Es ist schon früher Mit der k.k. obeisten Im^stelle «ber ^ gefi 
Rücksorache gepssoqen worden: ob nicht ;ur besseren ^ " <,qfsl^ 
den l. f. Orten die Vorlage der Walsenrechmmgen u.s."- " 
werden solle? ^ ^ 

Es wurde damals erkannt, dasi nur an Ort und Vte" ^^h>' 
nommene Waisenamtsuncersuchungen und LlciurdatloncN êy 
gende Ueberzcuqunq verschaffen rennen, welche dre ?lbhan ^gg. 
rerer Iahresbellchte und Arls>ve,se u s. w Nicht zu ersehen < ^ A 

Die besprochene Vor'aqe der Waisen und Depositen'^ ^ ' 
von den Dominien ler P f r ü n d e n und K ü c h e n hat ^ , ssM 
Betrachtung gegen slch, und erscheint als unentbehrlich, ° " ^ ^ « 
wenn die schon bestehenden Vorschriften, wel6)e zum Sch"?^ ^ o « ' 
sen erlassen worden stnd, aehi?r>q beobachtet werden, " .̂  w ^ ' 
wortung des Pfründner- oder Kl,chendom,n,ums ganz besel i M'3b 
und andererseits tue qedachte Ncchnunqsoorlaqe nach <^chtN>^ 
ten EltenntNisse zum Schutze des BeneficlUMs gegen sel«e o 
l-eine reelcn Vorthelle verschaffen kann. 
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^«dl ^ " " ?lnbet,acht fand dleHofkanzlci dem Anklage der n. ö. 
Vly ^" l . 'CtaalSbuchhal tung auf Vorlage eigener Waisen- und 
^. '^tnechnungen von Seite der Pfa i r - und Kochenhenschaflen l. f. 
y,.̂  ^ ^ keme '.veitcle Folge zu geben, sondern nul d>e Regierung 
^ tü^ l ^ ^ " ^ ^ Kirioämter darauf zu dnngen, das, dl« m Ad-
^»le^l ^^ Walsen- und Deposttenänuer zuve,sch,cdenen Malen und 
gt>,""chunterm 18. August 1 8 2 0 , Z . 24K07, erlassener. Voischriftsn 
1^"obachtet w.lden (Hofkanzleldecrer vom 9. I u n « l 8 3 1 , Hof^. 

" ' ^ggsz. 34789 ) . 

^onAusfolgung des Waisenvermögens an die Pupillen. 

" b e n M l n d e r j ä h r l g e n e l n B e t r a g a u s z u f o l g e n » st. 

l»^ ̂ ^km MlNdellährlgen, der das 20ste Lebensjahr zurückgelegt hat, 
'Henr̂  ^bervoimundschafr als e«nen Uebelschusi se«ne Einkünfte zur 
l. z ^ Üelcn Venvaltung übertragen CAllg. bürgert. Gesetzbuch, 

>h. " l ) l - lg G e w o r d e n e so l l en a n g e h a l t e n w e r d e n , 
'« Ge lde r aus der Wa«sencasse zu nehmen . 

^5» c^'^ Dommlen, Obrigkeiten und Maa'stlare nicht m»t unnu» 
^ff^^ung ender Pupillen- oder Depositengeldern beschweit bleiben, 
«̂Ih. "°rzuqll6) dl? <̂) l os i iäh l »gen angehalten weiden, ihre 

H.» aus del Wcnftncasse zu nehmen (Hofran^Ielveroldnunq vom 
^' v« I""^1806, Neglelungs-Intunatton vom l8.Mä',z180b) und 
^nd "^ Pupillen sollen d,e Abhandlungen unverzüglich zu 

^ geblacht werden (l^oäom). 

Neueste B e s t i m m u n g h i e r ü b e r . 

b"h ^ " diese Verabfolgllnq besieht nun die allel höchste Entschlie 
^ 7 5) 2̂ >. Feblual 1837, Regle,ungSc,rcu!al vom ^6. Mä>z 

dies. 
^ allerbcchstc Entschließung lautet so: 

dtlpf, A"ht,<) qcwoibcnc Mündel sind nicht nur berechtiget, sondern auch 
^ltal>f ^ ^ ' ' " ^ " Wa,sencasse liegendes Vrimbqen, in so ftrn der 
liych ^^Ung desselben knn geseyliches Hlndciniß cntqeqen steht, soqlcich 
Nl/^ dichter Volliadligkclt selbst zu übernehmen. Wenn sie binnen 3 
^suck " "H eingettctcncr Großiabrlqkctt um ,l>le Abferllnung n,chl 
Wirten ' so hat das Bormundschaftsamt dieselbe von Amtswrqcn zu de-

obg^ schein Ende soll der giosialnig qewordenc Mündel nach Verlauf 
^«fts ^^'^^ ^ ^ ^ Nchim Ar!,tbbeziile aufball, uol das Voimund 
K,l, n ,^^ vorgeladen, und ihm daselbst mit ^llzichunq de« Bormurdc« 

r̂m^gen gehörig alisgewlesrn und liberalen wcldcn. 
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Weigert er sich vor dem Amte zu erscheinen, oder die Depositen i " ^ 

nehmen, so ist er über die damit nach gegenwärtiger Vorschrift ver ^ 
denen Folgen zu belehren, und wenn er dennoch auf seiner Weigerung 
harrt, sein Vermögen aus der Waisencasse in die Depositencasse aoz«» 
den (L«»äem §. 2) . ..«Hin' 

Befindet sich der vormalige Mündel außer dem Amtsbezirke, 1"o«» ^ 
Inlande, so soll ihm das Normundschaflsamt durch das Gericht!" 
Wohnortes eine Ausweisung seines Vermögens zustellen und ero^en«!' 
daß er zur Uebernahme desselben zu der hierzu bestimmten Zeit "in P » ^ 
oder durch einen Bevollmächtigten bei dem Vormundschaftsamtt i " " 'Me 
nen haben werde, widrigen Falls sein Vermögen an die Depositen» >̂  
abgegeben werben würde. Erscheint er zur gehörigen Zeit nicht/ l° 
diese Uebergabe an die Depositencasse zu bewerkstelligen (Lollom <)> V/.' 

Hat derselbe seinen Wohnsitz außer Landes, so ist die Zustellung der» . 
ladung, dem Holdeste vom l t . Mai '82U gemäß, durch 6rsuch^ 
den an das Gericht de« Wohnortes oder Vermittlung Hohn er Vehorve/ 
jedoch ohne Bestellung eines Curators zu bewirken und wegen der sit!« 
henen Zustellung, ungeachtet das in der Wailencasse befindliche « ^ . ^ 
gen zur bestimmten Zeit nicht erhoben wird, die Uebergabe desselben 
das Depositenamt zu veranstalten. . ^ 

Erfolgt die Zustellung nicht ober ist der Aufenthaltsort des vorlna'w 
Mündels unbekannt, so kann derselbe zwar zur Elbrbung seines El« 
thums durch Edict ausgefordert, wenn er aber dim Auftrage nicht M» 
leistet, in der Verrechnung und Verwaltung seines Vermögens keine A» 
derung getroffen werden (Loäern § .4 ) . . . ^ 

Die DepositcnHmter haben auch nach eingetretener Großjähngkeit o 
gewesenen Mundeis die Verwaltung und Verrechnunq de« Vermöge 
so lange bis der gegenwärtigen Vorschrift gemäß entwlder die Uebeĉ a 
desselben an den ^igenthumer oder die Ablieferung an das Deposits 
amt erfolgt, fortzusehen, und bis zu dieser Zeit alle ihnen in NucliM 
der Mindeliährigen obliegenden Pflichten zu erfüllen (ll,»«lem §. 5). 

Insbesondere bleiben Gelder und Kapitalien, d»e bem großzahrig gew»l° 
nen Eigenthumer wegen Unfähigkeit desselben, sein Vermögen zu v^. 
walten, odrr wegen Mangels der zu Folge Hofdecreles vom 25. I " " 
1795 erforderlichen Beistlmmung der Militärbehörde. nicht verabfolg 
werden können, so lange diese Verhältnisse dauern, in Verwaltung dt» 
Voinulndschaftsamtes. 

Steht der Verabfolgung des Vermögen« nur ein Verbot oder e«N' 
Pfändung entgegen, so kann dasselbe an das Deposttenamt abgegtbtn 
werden. 

Mi t der rechtmäßig e r f o l g t e n Uebergabe des Vermögens an die"»' 
postcencasse erlöscht alle Verpflichtung des Vormunbschaftsamteö, ba l ' 
Gelber anzulegen, oder die Zinsen bereits angelegter Kapitalien zu eryt 
den und zu verrechnen (L<»äen» g 7). 

Wird das Capital eines großjährig gewordenen, Mündels, dem 6 ^ ^ 
Herrn durch beiderseitige Uebereinkunft als Darlehen überlassen, oder der 
Darlehensoertrag über eine dem Gutsherrn früher aus dem Vermögt" 
des Mündel« vorgeschossenen Geldsumme von dem Letzteren nach erlangt^ 
Volljährigkeit aus freiem Willen erneuert und verlängert, so hat dl» 
Gläubiger auf die Vorrechte der Mündel und Pflegebefohlenen^ keinen AN' 
spruch. Das Capital muß von der Waisen» und Depositencasse ganz ^* 
trennt und der Schuldschein darüber dem Gläubiger ausgehändigt werden 
(Luäew F. 8). 

Das bei dem Vormundschaftöamte aufbewahrte Vermögen der Curan« 
den ist bei Aufhebung derEuratel, nach den für das Vermögen der Mün
del geltenden Vorschriften zu bebandeln (Lullen, ß. 9). 
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hHühlr erlassene Gesetze über Vormundschafts- und Curatelsgeschafie 
< U " " , insofern sie nicht mil gegenwärtiger Vorschrift in Wiedersfnuch 

" N , unverändert (N,»«!<nu § 10). 

tz §. 5^5. 

^ l c i h r l g e n so l l i h r V e r m ö g e n u n b e d i n g t , aus 
g e f o l g t we rden . 

^ " M i ß b r a u c h e , gemäß deren 
H, "eDommien ,h^n g r o ß j ä h r i g e n Unterthanen, dle belihnen 
^ N d « n Erbschaften, und anderen Gelder n,chr anders als gegen 
y,s s"ng des Reverses, daß sie ihnen, ,m Falle der Erarmung, zu» 
«^^"Verpflegung nicht zur Last fallen wollen, erfolgen lassen. 

^ o auch 
ßl >. ^ " Unterthanen ihr depositiries Vermögen nicht eher als b,5 
^ Anstiftung auf em Haus, oder zur Antretung eineS sicheren 

^ ^ gelangen, hmausgegeben, hingegen 
I,ff. "'«nn st« gleichwohl, ohne dleftm Umstände, auf die Erfolg-
l l ^ desselben andringen, hiervon, b.S zur einstmaligen Anstlftung, 
» h ^ l ° viel zurückbehalten werde, als sie im Erarmungsfalle, zu 
»eil "sMen Verpflegung nöthig haben dürften, sollen gänzlich emge-
^ und dl<> Dommlen chren großjährigen Unterthanen, die bcl ihnen 
«dts^ben Erbschafts« oder andern Gelder, ohne allen Vorbehalt, 
l«lal>f ^ r l Fall der Erarmuug, abbringend.« Revcls, gänzlich 
Knh, s«N, und, auf jedesmaliges )lnsuchen, ohne weiterem aus. 
b'l ^ " ' auch die Unterthanen zu emer fremden Gewähllelstungfür 
Heutige Verpflegung Nicht gen'othlget, ,m willigen aber derlei 
a„g^t«, Reverse und Gewährleistungen ganz und gar für ungültig 

'"«N werden (Hofdecrcl vom 6. September 1?81). 

^ §. 5^i6. 

" " die A u S f o l g u n g des W a i s e n s v e l mög ens nicht 
zu geschehen hat . 

t̂lll.ck ^ aoer, wegen besorgender Verschwendung, oder sonst be 
3"lh, Umständen, em rechtmäßiges Hindernis; gegen die Abfen,. 
hahf ""b Erfolglassung emes derlei Pupillarvcim'ögens obwalten, so 
«lllt« '" ^ ^ ^ " Fällen die Obrigkeiten von dem betreffenden Kreis-
ble I ^au f i g d»e Belehrung einzuholen, welches, nach Umständen, 
«l lz^^haltung des ganzen oder eines Thelles dieses Vermögens 

^Nen haben wird (Patent vom 6. September 178t) . 

§. 547. 

F o r t s e t z u n g . 

s'h <^'"bei ist s ^ jems gegenwärtig zu halten, was schon das Me 
b>e ^"g> b. G. B. §. 251) wegen deriemaen Waisen verordnet, 

"Wög ihrer Leibes- und Gemiithsbeschaffrnhelt, ungehlNdelt dcS 
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erreichten 24. Iahlcs, nicht grosilährlg elklärt we,den, und so ^ 
auch dle Ausfolgung m besondclen Fällen Mit Voiwiffen des Kll. 
amtes velwelgelt melden, wenn nämlich cm solcher UnterthaN!^ 
über d»e Anwendung, dle er m«t seinem Velmögen zur Anstlfl^ 
ode» sonst zu mannen gedentet, nicht ausweisen kann, und also/ 
Besorg,-.,ß eintritt, daß der Grosi)äh>lge, nachelhallenemVerNios^ 
um so eher Gelegenheit zu entweichen suchen dürfte (Hofdecret ^ 
22. August 1791). . 

Deßgleichen sollen den Pupillen, d,e be«m Militär dienen, "° 
Feldwebel abivälts, ohne schliftllchei von dem Regiments, oder C»^ 
commandanten selbst unteischl «ebener Ellaubnlß, nichts rondemW^ 
senve,mögen ausgefolgt werden (Hofdcciet vom 11. Ju l i 1797, H"' 
declct vom 2Z. Octobcr 1797). 

§ 548. 

W»e das Wa» sc « v e r m ö g e n abgegeben we iden s"' 
W a n n d»e F o i d e r u n g au f den N a m e n des P u p l l l l 

l au te r . 

Be, der ?lb f e r t i g « ng des Pupillen m»t semem V e , M ^ 
find folgende Fälle zu untel scheiden: 

1) Hat der Puplll em auf seinen Namen entweder bei P " ^ 
iten odei öffentlichen Fonds angelegtes Vermögen zu fordern, ^ 
h,n seme eigenen »hm zugewiesenen Schulben, so ist er Mit dc 
Schuldscheinen, dann, ln Bet,eff seiner Interessenfolderung, tht'^ 
bar, lhclls Mittelst des auf den Schuldschein noch haftenden Aussig 
des, abzufertigen lLlvi.Ul0llUl!gs Untelr,cht vom 10. September I s l " 
§. 17. 

Hier »st also nur d»e Pllvatobllgatlon und der Satzblief, 0°' 
die öffentliche Fondsobligation dem Pupillen hlnauszugeben (Hol^ 
crct des Dir . vom 5. November 1796, AppeUatlonsClrcular vol" 
12. December 1796, §. 1 , 2) . 

§. 549. 

W a n n der P u p l l l aus dem c u m u l a t l v e n be» Pr lvü ' 
ten a n g e l e g t e n W a l s e n o e r mögen a b z u f e r t i g e n 

kommt . 

2) Ist dem Pupillen aus dem cumulativen auf den Namens 
Walsencasse lautenden Vermögen durch d»e Llquldat«onsjUthelluna, lll>' 
15. März 1811 ein Capttalsanthell bei Pllvaten zugefallen, so 'l 
der Pup,ll aus der vonHchigen Barschaft der Waisencaffe, welche 
wenn sie nicht beim baren Gelde wäre, durch CapttalsaufkündigU^s 
und Einzahlung gewöhnlich ausgeholfen wud, oder auch aus d^ 
Renten, wo d»e Dom»men, wie es öfter geschieht, selbst Schuld^ 
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. , geholfen werden lann, sammtInteressen bar abzufertigen (Liqui-
""NSs'Unterrlcht vom 10. September 1812, §. 13, l i t . l>). 

§. 550. 

H"Nn der P u p l l l aus dem c u m u l a t l v e n lN ö f f e n t l , -
" Fonds a n g e l e g t e n Wa lsenv ermögen a b z u f e r t i 

gen kommt. 

H 3) Gebührt aber den Pupillen aus dem cumulativen auf den 
tl°l,?^ ^^^ Walsencasse lautenden Vermögen, Mittelst der Liquida« 
.^«zuthellung mit 15. März 1811, §. 549, auch e,n Anthellan den m 
Mtllchen FondS angelegten Capltalien, so ,st zu untelschciden, ob 
"s" Anlhe.l 

. ^) entweder unter dem Betrage eines umschrc>bun^sfä'h,gl'n Eapl» 
" p r - 2 5 fi. stehe, oder 
") diesem gleich komme, oder aber 
°) denselben übel steige. 

t!,»'l ^^ ^ 2m ersten Falle ist dem Pupillen sem ObllgatlonSa«-
^ l m ĥ .̂ . )^.^ h ^ ^^ , h^ ^ re Auszahlung desselben,, nach dem 
lick " ^^ Abfertigung auf der Börse gestandenen Wcrthc deröffent-
/Yen Pa^^^.g ^ hẑ  dessen Bekanntwerdung durch die öffentlichen Blät-
s,5' Nachzutragen kömmt, abzukaufen, somit m der Rechnung d:e-

Obligat,olisanthell, als?lbfelt«gung, das bare Geld aberals ein 
l erlaufte Obligationen ausgelegter Betrag ,n Ausgabe, da hinge. 

° N der Theubetrag an der Obligation selbst, als verzinsliche!) Pa» 
^ , wieder zurück m Empfang zu stellen. 

l>. ^ü l>. I m zweiten Falle »st dem Pupillen fem Anthell, mittels 
^Dbl,gatlon, »reiche vorhel auf seinen Namen umgeschrieben wer' 

^us;, zu behändlgen, womit er nach belieben schalten mag. 
y,,. ^ ^ e. I m d> ltten Falle endlich, erhält er die Ocbühr zumThell 

tteiz der auf semen Namen umgeschriebenen Obligation, andern« 
lick ^^"^ ^ " keiner Umschreibung fähigen Uebelrej^t, m der nä'm« 
^ n Art bar, wie »6 ». crtlärt worden ist (llnäom §. 13). 

8. 551. 

^ P u p i l l e n nach der S c a l a i h r e s E i n t r i t t e s ab-
zu f e r t i g e n , »st gesetzwidr ig . 

ist D,e Pupillen nach der Scala ihres E i n t r i t t e s abzufertigen 
y. A!etzw,dr,g und unausführbar, indem diejenigen Wa»senärnter, bei 
sen > ' ^ " i vor dem Fmanzpaccnte, die cumulatlv angelegten Wai-
e Quallen herelngezahlt worden sind, oder welche das lhcld »n oft 
fall ^ Fonds angelegt haben, d«e nach der Scala der Einlage aus« 

«Nben Forderungen zu bedecken, außer Stand seyn winden (^oft 
^dnung vom 30. December 1813). 
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3. 552. 
W e l c h e S c a l a dem P u p i l l e n gebühre t , m, t dessen V ^ 
m ö g e n e»n a n d e r e r P u p l l l a b g e f e r t l g e t worden >' 

Ereignet eS sich, daß vor Erscheinung des Fmanzpatentis ^ 
großjähng gewoidener Mltelgenthümer emes aus cumulaiw aNgM' 
ten Wa»sengelderN entstandenen Capitales, MltdemGelde eines a»' 
dern Pupillen abgefertigt, Mithin dieser der Cesslonär deS Abge^ 
tlgten gewolden ist, so gebühiet letzte, em d.l ced,rte ?/nthell des^' 
pitales, nach eben bei Scala, nach welcher der Schuldner dal ^ 
pltal zu bezahlen hat, mdem das Finanzpatent dem mind^jähns' 
Cess»onäre gleiche Rechte m«t den Großjährigen e,Nläumet (Hofe"' 
scheldung vom 30. December 1812, §. 1 ) . 

§. 553. 

W a s zu geschehen h a t , w e n n e»nem P u p i l l e n nie^' 
a ls er zu f o l d e r n h a t , a u s g e z a h l t w o r d e n » st. 

Ist emem solchen gros'iäbrig gewordenen, ein glößerc» Vetls. 
als «hm nach erwähnten Gim.dsahen g^uhlet, hmau'gezahlet n"' 
den, so hat das Waiftnamt ihn von demselben nach Thunllchtclt "" 
der hei einzubringen. 

Nur «n so we»s d,esi Nicht möglich seyn sollce wild diesen ^ ' 
senämiern gestattet, da) dadulch in der Wa>senc.,sse entstehende " ^ 
ficit dulch den Casscul'e>schuf; zu decken, und msoflin dl^ 
Nicht zu:e,chen sollre, daS Fehlende den lämmtllchen Wa,stn, del>' 
Veimögen cumulaciv angelegt »st, nach Verhältmß deSs.Ibcn, abj" 
z,ehen (Hofentscheldurg vom 30. Deccmber 1U13, § .3 ) . 

§. 554. 

Ob P u p i l l e n M i t den du»ch das F i nanzpa te^ ' 
unsicher g w o l d e n c n O b l i g a t i o n e n ändere t Pup«l l< 

a b q e s e l t l g c t , v e r d e « können? 

Keinem Pupillen da»f selN?lnthe,l an einer Obligation, >v^". 
durch d,e Wildungen des Flnanzpatentes unsicher gcwoldcn «st, ^. 
der Hand Mit dem Gelde rlnes andeien Pupillen hinausgezah^ 
weiden; sondern es ist die Auszahlung, b>S zur elfolqten CiNtre»^ 
der Post von dem Schuldner, m Ausstand zu lassen, und der al>^ 
falls dabei entstehende Verlust untel die betreffenden Thellhaber jU^ 
the,len (Hofentscherdung vom 30. December 1813). 

§. 555. 
D i e geschehene A b f e r t i g u n g der P u p i l l e n muß °" 

geme lke t we rden . 
rli D«e auf erwähnte Art geschehene Abfeltiqunq der Pupillen A 

endlich voraemelbt weiden (Hofdecrct vom 20. Februa, 18tt6, ^ 
a.«erung<<'Int!matlin vom 18. Mal 1836). 
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§. 556. 
Aap, la l len d,e bei g u t s h e r r l l c h en W a »senamtern f ü r 
^Unde l o d e r P f l e g e b e f o h l e n e gemeinschaf t l ich äuge-
ssst s»nd, müssen' , wenn dl e V o r m u n d s c h a f t od er d l e 
Z u r a t e ! a u f g e h ö r t , i h r e n E i g e n l h ü m ei n bar zurück

bezah l t w e r d e n . 

^ l oder P,1egebefohlene gemelnschaftllch anqe'.gten Capltallen, wenn 
^«Vormundschaft oder dl.'Euiatel aufholt, lhien Elgenthümern 
^zu»ückbezal)It werden; da dlese Nlchr schuldig sind, auf den Na 
l I " andrer Mündel odel Pflegebefohlenen oder auf dle gememschaft' 
' ^ Wa>senĉ sse lautende Schuldscheine anstatt lvuen Geldes anzu-
"")Men, und üch geqen li)»en Wlllen durch Cession delselben absei t l-
^N« lassen (Negl.rul»g;c>.cularvom 22. Decembei l820, Z.6',980). 

§. 5,7. 
^ b b e l den Waisenschu ld en g e st ä' m p e I t e Q u l t l u n g e n 

a u s z u f o l g e n s»nd. 
Auf d,e Anfrage, ob den Walsenschuldnern über geleistete Zah« 

^"^en gestämpelte Quittungen zu erfolgen sind, oder ob die blosse 
Mrelbung in den vorgeschriebenen Walsebücheln genüae^ wurde der 
^eglerung m Folge Eröffnung der k. t. Hofkammer vom 19. Octobcr 
"25 folgendes erwidert: 

Nach dem allerhöchsten Stämpelpatence bleibt d,e ?lusfeltlgung 
^"er Quittung oder anderer ttämpelpfllcht'gen Urlunden dem fre,cn 
."Mess.-n der Parteien überlassen. M,c Rücksicht auf d.esen (yrund. 
t̂z kömmt daher in dem vorliegenden Falle bloß d,e Flage zu ciör-

^ A , welche Anwendung des Stämpelpatemes Stattf inden, wenn 
^n Walsenschuldnern dle gelelsteten Zahlungen >n den Wcusenschuld 
schein abgeschl«eben, oder wenn hierüber förmllche Quittungen au5-
^ertlget werden. 

Die Waisenschuldbücheln sind zu Folge Hofdecret vom 8. Mai 
^07 und 25. September 1808 als Thelle der VolMUNdschast^ech-
""ngen m>r Beziehung auf das Slämpelpatent §. 10. Nt. c vom Ge. 
Î auch d,.g Stämpels befreit, dagegen schreibt der §. 21. Nt. VV. de>1 
Patentes vor, daß Quittungen aller Art dem Werchstämpel unter-
'^en, wenn sie mcht ausdlückllch davon bcfrelt sind. 

Dlese Befreiung vom Stä'mpel »st den Quittungen über Zahlun-
Yen der Waisenschulden nirgens zugestanden, vielmehr ,stm der Hof-
"'loldnung vom 15. September 1808 die bestimmte Weisung ent
ölten, dass ,n den Wa»senschuldbücheln zustehende Stämpelbefreiunq 
"Uf d«e Quittungen der Interessen von den be» Privaten oder ln den, 
^ n dem. Gebrauch des StämpelS nicht ausdrücklich befrrttcn öffent-
"i»en Fonds anliegenden Capltallen nicht ausgedehnt we>den könne, 

47 * 
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sondern daß diese Interessen Quittungen mit dem classenmäßlgcn Stätte 
pel vel sehen sein müssen. 

Hieraus folgt, daß diejenigen Beträge, welche den WalsenschuA 
nern »n den Walsenbücheln abgeschl leben wulden, dem Scämpel m^ 
unterliegen, daß hingegen die gesetzliche Stämpelgebühr indem Fall enl' 
lichtet werden muß, wenn die geleisteten Zahlungen Mittelst föinil«4^ 
Quittungen bestätigt weiden (Hofkanzleldeclet vom 4. Novettlbtl 
4325, Z. 33351, Rggsz. 55,624). 

§. 558. 
V o l l j ä h r i g gewo idene , und v o l l z ä h l i g e r k l ä r t e Mütt' 
del s»nd berecht iget, i h re V o l m u n d e r von der gerecht» 

llchen Sch luß rechnung zu b e f i e l e n . 
Laut hohen Hofkanzlcidecletcs vom 11. Septembcl 183^ 

Z. 22,837 haben Seme k. k Majestät zur Crläutelung des Pa,agla' 
phes 262 deS allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches durch allcrhoch^ 
Entschließung vom 11 Novembei 1826 und 19. I u n , 1835 j« " ' 
klcuen geruhet, daß den volliahlig gewo» denen und volljähllg elklärttll 
Mündeln frc» stehe, ,h>e Vo: munder von der genchtllchen Schluß' 
lechnung zu befle,en (Neglerungs-Cileula» vom 26 Septembe« 1^35)' 

§. 559. 
Welch el Beho«de die En tsche idung über d,e Verl»»» 

g e n s - ? l u s f o l g l a s s u n g zustehet. 

Die Entscheidung über Sneltigtelten wegen ?luSfolqung v^ 
Walscnvelmögen steht der Geilchtsbehörde zu, und sonnt haben d»e 
politischen Behölden daiauf kemen Einfluß zu nehmen (HofkaNjlel' 
decet vom 4. Jul i 1823, Z. 20,276, Rggsz. 34,2?0). 

<) Von dem Depositenwesen insbesondere. 

z. 560. 
W i e h l c l ü b c r g e h a n d e l t w»rd. 

Be,m Deposit nwcl>n lommt übe» folgende Puncte zu handeln' 
-c) Von del El legung, 
st) Aufbewahiung und 
^) Eifolglassung der Depositen. 

Die lcchtlichen Bestimmungen in Bctless emcs Depositum' 
kommen »m 9. Hauptstücke des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches "0l> 

a) Von Erlegung der Depositen. 
§. 561. 

W i e der E r l a g eines D e p o s i t u m s geschehen sol l . 

Del El lag cmes Depositums, er mag nun von emcr Palte« odê  
vou einem Amts-Individuum geschehen, welch letztens a u f delN 
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Jüchen Lande bei öffentlichen Versteigerungen größtentheils der 
M ist, soll der Gerichtsbehörde immer, mittelst eines Erlagsan-
^Ngens schriftlich in duvlo angezeigt werden. 

Dieses Erlagsanbrmgen muß in dem Einreichungsprotokolle des-
l̂ben Tages, in welchem der Erlag geschah, sogleich vorgemerkt, und 
>e Uebernahme des Erlegten beschlossen werden; worauf die lieber-

"ahme mit aller Vorsicht zu geschehen hat (Instruction für die I u -
"Gehörden vom 9. September 1785, §. 75). 

Das Erlagsanbringen aber hat die Obrigkeit aufzubewahren, 
"l sich ,m erforderlichen Falle ausweisen zu können, was zu ihren 

"anden erlegt worden ist. 

§. 562. 

H i e r ü b e r ist e in E i n l a g s schein a u s z u f o l g e n . 

« Ist nun dieses Depositum mir aller Vorsicht und Genauigkeit 
bernommen worden, so ist hierüber sogleich ein E r l a g s schein 

Abzufertigen, und in diesem der Tag des Erlages, die Beschaffen» 
^»t des Depositums und zugleich das Folium in welchem es unter 
'Nen, irn Depositenprotokollc ausgefertigt werden musi, genau anzusüh» 

"^ (Instruction für die Justizbehörden vom 9. Sept. 1785, §. 75). 
Dieser Erlagsschein muß jeder Partei, ohne auf ein Ansuchen 

^Warten, von AmtSwegen zugestcllet werden, damit dieselben 
Ulch j h^ Unwissenheit nicht um den Beweis der richtigen Uebergabe 

bracht werden. 
Bei jeder Verlassenschaft, wo Minderjährige vorhanden sind, so 

^ bei jeder Concursmasse ist ein solcher Erlagsschein dem Vormunde 
' " erfolgen. 
> Ist der Erlag des Depositums von einem untergeordneten Anns. 
^"ividuum, z . B . Sperr-Eommissäre geschehen, so muß auch dieser 
^" seiner Bedeckung einen solchen Schein erhalten (Negierungsdecret 
""«, 25. August 1801, § .2) . 

/3) Von Aufbewahrung der Depositen. 

§. 563. 

" elche S i c h e r h e i t die H er r sch a f t rücksichtl ich der be, 
i h r a u f b e w a h r t e n D e p o s i t e n zu leisten Hai. 

^ Damit wegen der bei den Herrschaften aufbewahret werdenden 
.̂ epositengelder (nebst den Waisen- und Wehrungsgeldern) die gehö

h t Sicherheit verschafft werde, soll der achte Theil des WercheS 
, ' Gutes zu derselben Sicherheit nicht nur für beständig vorgemerkt 
w 4 Glidern es sollen auch von sämmtlichen Herrschaften von dem, 
lae "^ersterwähnten Schulden bei ihnen hafter, genaue und ve» 

"lge Specisicationen eingeschickt werden, wo folglich, insofern d.' .'i 



730 l. T h e , l VI I . A b h a n d l u n g . 

Betrag den achten Thell deS Gutes zu übersteigen befunden wüldt' 
das »Vuperplus gleichmäßig vorgemerkt, und m so lang, bis selb 
getilgt »st, haftend veiblelben soll (Landtafel Patent vom 24." ' 
vember 1758, §. 23). 

§. 564. 

V o n dem D e p o s l t e n « P r o t o k o l l e . 

Uebel das sämmtllche Depositenwesen lst e,n genaues Protote" 
zu fühlen, m dieses jedesmal das Datum der geschehenen Depost"' 
rung, der Name des Deponenten, d,e Ursache des Ellages, ^ 
wem das Depositum eigentlich aehöre, der Betrag und d«e Besch^ 
fenheit des Depositums, das Datum der wegen der Zurückste^s 
ergangenen Vervidnung, und d»e wukllch geschehene Ve>abfolgU"s 
«»«zutragen; und »st dieses Protokoll von dem hierzu bestimmten 3^ 
dwlduum eigenhändig zu führen, und Post für Post von den 6cl"' 
missmen, nach der oidenülchen Vidliun« und befundenen Richngk"' 
zu unterfertigen (Instruction für die Justizbehörden vom 9. Sep t ^ 
der 1785, §. 79; Reglerunasdecret vom 25. Auaust 1801, §.3). 

M i t Ende emes jeden Iahles ,st das Deposilenprotoroll ord^' 
l,ch abzuschließen, dei angezeigte Empfang Mit dem aufbewahlten^' 
pfangsanbrmgen zu vergleichen, so wie die Erfolqlasfung durch '̂ 
erhaltenen Quittungen zu bel,cht«gen, und auf solche?lrt dcH sälN^' 
llche depositirte Vermögen zu liquidiren (Noäew §. 3 ) . 

z. 565. 

V o n der Depos l tencasse. 

I n d»e Depositen-Cafsö sind alle zum Depositenamtc gelangt 
den Depositen aufzubewahren. . 

D,e Art der Besorgung dieser Deposltencasse unterscheldet >'" 
bei den Magistraten von jenen bei Prioatherrschaften. 

§. 566. 

V o n B e s o r g u n g der Depos l tencasse bei Magistrate»' 
B e s c h a f f e n h e i t der Casse. 

Be, den M a g i s t r a t e n gelten folgende Bestimmungen: 
Damit die zu Händen der ^erichtSstellen gelangenden Deposit 

m,t Velläsillcktelt besoraet werden, soll eme, nach Verhä l tn is 
einlangenden Depositen, hinlänglich geräumige eiserne Truhe zur D? 
positencasse anqeschafft werden, welche an dem Boden fest anzusch^' 
bcn, und, nebst Alben, an den Seiten, Mit verschiedenen st"^ 
Anhanqschlössein zu versehen »st, auf dasi also die Cassctruhc u ^ 
mehrern Schlüsseln gehalten werde (Instruction für d,e Iustnbch^ 
dv'n vom 9 T.-ptemb.i 1785, §. 71). Auch ,st zur UnterbriNg"« 
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A " Casse ein wohlverwahrter gegen das Einbrechen nach Möglich. 
" gesicherter Ort im Amtshause zu bestimme« (No6em §. 71). 

3. 567. 

^che I n d i v i d u e n h ie rbe i d ie .'asse z u besorgen 
haben. 

l Bei den Magistraten sind zur Besorgung der Cassen, so viele zu 
nennen, alS nöthig ist; und jedes Individuum ist mit einem «ige-
N Schlüssel zu versehen; so daß die Casse, ohne gemeinschaftlichem 

.̂ Verständnisse der Beamten« Individuen, nicht geöffnet werden 
" "N^^< , ln§ . 72). 
. ^edem Rathsgremio ist die eigene Besorgung der an selbes ge« 

senden Depositen übergeben, und selbem die Wahl der Leute über» 
"en, welchen die Depositen anvertraut werden wollen (Hofdecret 

"° "19. September 4783). 
H Die Stelle haftet für die Depositencasse in »ollclum (Instruction 

^ d,e Justizbehörden vom 9. September 1785, §. 72). 

§. 568. 

D re i f ache S p e r r e der Casse. 

, Bel organisirten Magistraten sollen mehrere aus ihrer Mitte 
i" «in?l verdoppelten Sperre in dem Deposilengeschäfte, angestellet 
"ben (Hofdecret vom 19. September 1783). 

ö. 569. 

" o n der Depos i tencasse bei P r i v a t h e r r s c h a f t e n . 

,« Dem Herrschafr̂ besitzer oder Pächter einer Herrschaft, da er 
^ ' das Depositenwesen haften muß, bleibt dagegen überlassen, 
^ Casse !>ort aufzubewahren, wo er mehrere Sicherheit zu finden 

^aubct sPart. NegierungS-Entscheidung vom 4. ?lpril 1805) , und 
^ den Dominien, wo die Controlle, wegen Unbeträchtlichkcit des 
personales gr'ösitentheils unmöglich wäre, ist die Sperre dem Ober-
^Mten zu überlassen (Negierungsdecret vom 25. August 1801). 

§. 570. 

^ e r A c t i v s t a n d der Waisencasse ist m i t jenem der 
Depos i tencasse nicht zu vermengen. 

s Wenn großjährig gewordene Pupill.'» ihr Waiscnvermogen nicht 
'"gleich erheben, und selbes daher aus der Waisencasse transferiret 
nb besonders verrccbnet wird, soll zum Besten dieser Großjährigen 
^ Activstand der Waisencasse mit j.,>mm der Depositencasse nicht 
trm.'ngt, und die individuelle Berechnung der beiderseitigen Prä' 
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tendenten mcht nach einerlei Madstab vorgenommen werden; ^ 
dle großicihr,g gewo, denen Pupillen aufhören, Part,c«p»enteN 
Walsencasse zu scyn, und daher auf das Elgenthum der letzte' ' 
tilchc den entferntesten Anspruch haben (Hofdecret vom 39» ^ ^ 
bcr1813, § .4 ) . 

§. 571. 

D l « Depos l t encasse ,st nach dem U n t e r r i c h t e »̂  
10. S e p t e m b e r 1812 zu l l q u l d l r e n . 

D»e Depositenämter haben ihre Depositcncasse abgesondert ^ 
der Waisecnasse, und zwar >ede nach Vorschrift des Unterrichts ve" 
10. September 1812 zu Kqmdlren. 

§. 572. 

D i e Depos l t encasse »st m i t Ende eineS zeden Î d? 
reS zu untersuchen. 

M,tEnde e,nes zeden Jahres ,st d»e Deposltencasse gememschasl' 
l»ch von der>ien,gen, unter deren Sorge sie sich befindet, genaui 
untel-suchen, und mit dem m dem Depositenprotokolle erscheinend^ 
Vermögen zu vergleichen, bei den förmlichen Magistraten aber so ^ 
die übrigen Casscn nach den bestehenden Vorschriften zu untersuch^ 
und sollten sich be» den Untersuchung Unrichtigkeiten ergeben, wel<̂  
dle das Geschäft führenden Beamten zu ber»chrigen »m Stande M/ 
so haben sie be» sonstiger Verantwortung, die unverzügliche Anjels 
an das Krelsamt zu machen, welches sonach d,e o»dentl»che Untm^ 
chung da»über volnehmen wird (Reglet ungsdecl et vom 25. AUg l̂ 
1801). 

^) Von Erfolglassung der Depositen. 

§. 573. 
W»e die Erfolglassung der Depositen zu gesa '̂ 

hen ha t . 

Wild die Erfolglassung eines Depositums Mittelst emeS ord<N̂  
l,ch mstrullten Elfolglassungsgesuches begehret, so ist selbe, weN" 
te»n Anstand obwaltet, gleich einem andern Gesuche zu bewilligt' 
das Depositum aber selbst, gegen legale Quittung desjenigen, ^ 
dle Erfolglassung bewilliget, zu verabfolgen (Instruction für d l e I ^ 
stizbehörden vom 9. September 1785, §. 77). 

§. 574. 
A b f u h r c»ncs D e p o s i t u m s in die Walsencasse. 

Ist ferner ein Depositum nach emcr abgethanen Verlassensch^ 
,n d,e Walsencasse abzuführen, so ist diese Uebel tragung in ^s 
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.^suenprotokoll so wie eine Erfolglassung anzusehen, und zu-
?"Hder Tag der Übertragung, so wie das Folmm, unter welchem 
s«! ^ ^ g m dem Walsenact,»buche erscheint, genau anzumerken 
Instruction für dle Iustlzbehöiden vom 9. September 1785, § .77 ; 
"gterungsdecret vom 25. August 1801. §. 3 ) . 

§. 575. 

, '* slch zu benehmen ist , wenn der E l g e n t h ü m e r 
'leS D e p o s i t u m s n»cht b e k a n n t ist, oder er vom De-

p o s l t u m n ich ts weiß. 

^e i Depositen kann sich der Fall ereignen: 
. 1 ^ «m Depositum emer Parte» gehört, d»e entweder von 

"̂  Erläge selbst, oder von dem Tage der Erhebung mchts we»ß, oder 
^ 2. daß diezenige, welche auf em Depositum Ansprüche zu ma-
3 ^ haben, entweder gar Nicht bekannt sind, oder wenigstens ,hr 
Aufenthalt n,cht bekannt ,st. 
, I m ersten Falle ,st die depomrte Summ«, sobald die Erfolg-

isung keinem Anstände unterliegt, ohne wetterm von Amtswegen 
'" "folgen (Reglerungsdeclet vom 25. August 1801). 
^ I m zweiten Falle sind die Depositen nach Verlauf der gesetzt»-
? ^ Z^t (von 30 Jahren) durch die Zeitung kund zu machen, und 

lvorauf Anspruch habenden volzufoide,n; nach Verlauf dieser Zelt 
. ' ' wenn sich Niemand gemeldet hat, mit diesen Depositen vor. 
^ftmäsiig vorzugehen (Hofranzlndecret vom 20. Februar 1806; 
"eglerung<-Int,mat,on vom 18. Mäiz 1806). 
. Die Dommien haben übrigens Nicht voisä'tzllch m»t der Ausfin» 
lDNiachung zu verzögern, um m der Zwischenzeit den deponu-tcn Be-
"gbeniitzcnzu können (Regierungsdecret vom 25. August t 801 , §.2). 

§. 576. 

^ e r n e in D e p o s i t u m v e r f a l l e n ist , und f ü r wen? 

Nack ^ " Depositum ist verfallen, wenn es 1 Jahr, 6 Wochen, 3 Tage 
z ^ erfolgter drelmahllger Kundmachung n,cht behoben w, ld; und 

' ^s ve, fallen erklärten Deposita sollen zum Camerale übernommen, 
. . . ., von dem Fiskus dal über Soiqe getragen werden, damit diese 
" ° verfallen erklärten Deposit« dem Cameiale richtig überantwoltet 
""den (Hofveiordnung vom 1«. März 1782, Hofveroldnung vom 
" ' December 1790, Hofoerordnung vom 9. November 1790, Hof-
"°rdnunq vom 30. October 1802). 

. D a s He» m f a l l s recht §.106 steht dem Wiener Magistrate 
^ auf die erblosen Verlassenschaften (NlioretNt»tu8 ^aceuto«), nicht 
Krauch auf d,e übrigen von Lebenden gemachten Ei läge (res llV'ro-
h!^) zu, außer eV v e r m ö g e auch h i e r ü b e r e,ne beson-

l« V e r l e i h u n g zu e rwe isen . 
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Wollte der Magistrat fem Helmfallsiecht über diese m d e n ^ 
sehen gegründete Schlanken m dem einen oder dem andern P"A, 
eltteitcrn, so liegt »hm, nach den ausdlückl,chen Volschllften der V 
setze, selbst über den anfälligen Besitz der Beweis ob. „ . 

Wo die Elgcilschaft des Vermögens, ob es em unterthä'ms 
Veimögen sei, und die Eigenschaft des Ellasses, ob es ein l l « " ^ 
t25 .j>ll>eu8 odei 1t68 llerelicta sc», Nlcht elwiesen lst, tritt das ls 
de>f'u:stl. Helmfallsiecht c«n, well nach der m der Natur des M l 
stäcsrechtes und,n den (besetzen vom 9. November 1780, 8. M«< 
1782, 25. September 1789 und 20. December 1790 geglünde^ 
Regel, alle Caduc,taten, ohne Unterschied, dem landesfürstl. F » ^ 
gehöllg sind (Hofkammeroe,ordnung vom 14. November 1811)» 

ö. 577. 

Au f rech t H a l t u n g dieses Caduc l tä ' t s rech tes» 

Um Beeinträchtigungen des allerhöchsten F,nanzReqales dul« 
dl« Nlchtcrkenntms; odei durch Nichtbeachtung der bestehenden O ŝil) 
von Seite der Ob»lqke,tcn bei Eingehung helmfälllger Güter »n ̂  
k. k. Erblanden wirksam hintanzuhalten, wild sämmtllchen DoMw', 
und Magnaten das Vcl fahren bei ?lusübung des Eaducltät«rechc 
nach den ohnehin schon bestehenden älteien und neueren Volschr«^ 
»nsdesondeie nach der allel höchsten Resolution vom 23. Jul i 47?2' 
kundgemacht dmch Eirculare vom 5 Auaust 1779, nach der ave 
höchsten Resolution vom 9. November 1780, nach dem hohen H 
decrete vom 8. M m ; 5782, nach dem bochsten Patente vom 2l>.^ 
cember 1790, nach dem hohen Ho^declete vom 30. October 1 ^ / 
dann nach den Voischllftcn dcS allaemelnen bulgeilichen Gesctzbll<v 
Mit Genehmigung del k. k. Hofland« und t>er k. s. alla,eme»l> 
Hoftammel, nach «lpssogenem Einveotandnisse m«t dem k. t.Appell 
tlonsgeilchte, zul genauen Darnachachcunq voigeschlichen. ^, 

1. Alle Obriakeiten und Magistrate, be, denen sich D<posita^ 
finden, zu denen sich seit 32 Iahlen kein Clgenthümel volgefuNl' 
hat, diese Devosita mögen von hle»0ltlgen V.llassenschaftcn oder" 
gerichtlichen Erlägen, hcrlühren, sind velbunden, die Edlctal-E> 
berufung der Elgenthümer Mit Festsetzung einer Fi »st von elnem IaY^ 
sechs Wochen und drei Tagen zur Darchuung »hrer Ansprüche e« 
zuleiten. , , ^ 

2. Wenn sich innerhalb der Edlcralfnst Jemand Mit Anspl"?' 
auf ein Depositum meldet, ,st die foldernde Obll^leit "elpfil»l ' 
dessen Leqillmatlons Ul künden der k. k. Hof und n. ö. Kammer^ 
kulatUl Mlt^Ulheilen, welche dieselben m,t ihrem Gutachren über 
RechtSbestandigkeit der Folderung begleitet, de» Obligl^lt ^'lück!' 
len wlid. Die Ob.igl-elt ha^ sodann die Entscheidung <?< oNiclo "^ 
d i l i unter Volbehalt des Rlculscs zu fällen, und solche der l< 
Hof« und n. ö Kamm.'l Pioku'atur bekannt zu machen, damit ^ 
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^"frechthaltung der landesfürstl. Regalien berufene Behörde das 
ob« /^Nieral-Aerarium vorbehaltene Recht der Einziehung erbloser 

l herrenloser Güter geltend machen könne. 
^ 3. Wenn sich innerhalb der Ed,ctal'Frist Niemand anmeldet, 
a . "^nn die Obrigkeit selbst aus wag »mmer für e,ncm Grunde das 
^""fallrecht in Anspruch n«mmt; so hat dieselbe ebenfalls die Anzeige 

^ k. k. Hof.- und n. ö. Kammer'Prokuratur zu machen. 
^ 4- Bollce eme Obrigkeit e»n der Einziehung an das Cameral-
z. ^ lun i unterliegendes Vermögen verschweigen, so hat sie den drit-
dies ^ ^ velschwlegcncn Vermögens als Strafe zu erlegen, und 

'"' Betrag hat dem Anzeiger zuzukommen, 
ss Uebngens versteht es sich von selbst, dafi durch gegenwärtiges 

lcular dleienigen Gcrecbtsame, keine Verändeiung erleiden, d,e 
. . ^) in Ansehung cadueer Güter dem Cr»Mlnal-Gerichte kraft des 
'509 des ersten Thells deS Gesetzbuches über Verbrechen und schwere 
">^„U> Vertretungen; 
° ^) di?n Erbpacht- und Erbzmsherrn als Grundherrn nach dem 
ten ^ ^ allaemeinen bürgerlichen Gesetzuches, und nach dem Pa-
"te vom20. December1790; 

^) anderen Pelsoncn aus besonderen Privilegien, oder endlich 
,. 6) den SchuldnelN aus dem Rechts-Institutc der Veijährung 

statten kommen (Negier.'Ngo.Clrcular vom 3 September 1820). 
h S''. Majestät haben endlich Mittelst Hoflustl^decrets vom 7. Fe-
/ " " 1837, Hof;. 785», 802« dem k. k. n. ö. Appellat,onsger,chte 
«Mtragcn befunden, sämmtliche Elvil-Iustizbehöiden, be« welchen 
^„Depositen von einiger Bedeutung befinden, l.u eiöffnen; es sei 
°'Ur zu soraen, dasi von Zelt zu Zelt, und wemastens alle 20 Jahre 

Mal b,e Depositen, welche dem Flvcus helmgefallen seyn könnten, 
y . ^ ^ l h t , »n e,n Verzeichnis; geb>acht, und nach vorausgegangener 
. hongel' Vorladung der Elgcntbümer dlei.niqen von diesen Depo-
s>n?' welche binnen der dazu festgesetzten Frist nicht erhoben worden 
, "» den Staats.-Cassi'N übergeben weiden. H,e>über wulden sämmt-
^ Dominien und Gerichtsbehörden auf dem Lande Mit Begehung 
^ ' das Hoidecret vom 30. October 1802 zur genauesten Darnach. 
b^"" l l , m Folge Reqierungsdecret vom 1. Mälz 1837, Rggsz. 10,694, 

^ die k. k. Krelsämter verständiget. 

I I I . Von den gutsherrlichen Taren. 

§. 578. 

E inthe i lung derselben. 

Die qutSherrlichen Taren zerfallen: 
^ in die Grundbuchstarcn, und 
°) in die Gerichtstaren. 
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») Von den Grundbuchstaxen. 

§. 579. 

T i t e l d i e s e r G i u n d b u c h s g e b ü h r e n . 

Es wurde bereits §. 186 gesagt, daß dle Grundbuchstaren ^ 
lenigen grundobiigkeitlichen Bezüge sind, welche alS Entschädls" 
für d»e verschledenen Grundbuchshandlungen bewilliget sind. 

Hier kommt nun 
«,) von den a l l g e m e i n e n Bestimmungen hierüber, unddalll» 
st) von den e inze lnen Grundbuchsgebühren zu handeln. 

«) V o n den allgemeinen Bestimmungen hierüber. 

§. 580. 

H a u p t b e s t i m m u n g e n h i e r ü b e r . 

M i t Ausnahme der Stadt Wien, der andern in der Stadt^ 
findllchen Glundobl>gke,ten, wela)e m und vor jener Stadt dew ^ 
glstrate von Wien steueibare Gründe und Häuser haben, dann ^ 
Mit Ausnahme der landesfürstl. Städte und Märkte, an del 
G r u n d b u c h s t a r o r d n u n g e n Nichts vetändcrt weiden soll, ^. 
die un '1'ract. ä^^l,r. ine. 'I'lt. IV. §. 26 vorkommende G r u n d s 
tarordnung; wobei ledoch nachfolgende gesetzliche Bestimm«^ 
welche zener Giundbuchsoidnung Gra'nzen setzt, nicht außer Acht s 
lassen weiden lann. Die alten Grundbuchs- oder grundhcrlllchen^ 
xen finden nämlich nur noch,n ienen Fällen Stat t , welche auf 
eigentliche delmallge Beschäftigung und Manipulation der G ^ 
büchcr Begehung haben. ,̂  

Folglich sind alle Rubriken, die aus der Verwaltung des ^ 
gen Rlchteramtcs entstehen, vom 1. November 1787 n,cht ^ 
nach der Landtafel- oder Glundbuchstarordnung, sondelN nach ^ 
über das adelige Richte,amt e,qang^nen Tarordnung abzuneh^! 
und dleßfalls die altern Grundbuchs ^ oder grundherrliche Tals 
nung ganz aufgehoben. z, 

Gleichwie also d»e Taxordnung m Geschäften des adeligen " ' 
teramtes für die ?lm tS h a n d l u n g en der Grundbüche r , a>' 
für d«e Einverleibung einer wie immer gearteten, a:>f den Besitzst^ 
die Onerllung oder Depurlrung, Be;uq nehmenden UlkundeN, ^ 
die Einverleibung oder Vormerkung, für d,e Supervormeikun^, ^ 
die Löschung und Ingrossoung dleßfä'lllger Urkunden ,n das O '̂U" 
buch, für die Grundbuchsausjüge nichts enthält, so muß hlciUb< 
und so oft was «mmer für eme Urkunde bei dem Giundbuche " 
kommt, die G l u n d b u c h s t a x o r d n u n g die Richtschnur g^ 
(Hofdecrct vom 3. April 17P8) und es sollen: 
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Htm, ^ Taren, die von den Grundobrigketten selbst für die grund-
t,.Aachen Amtshandlungen bezogen werden, bis zur Regullrung 

Grundbücher, nach dermallger Uebung bezogen werden; 
deines ^"^^ ^ grundobrigleullchenAmtshandlungen tonnen jedoch 
^tr <r ^ " Handlungen gezogen werden, die das adelige Ntchtcramt 
hübe ' ""b »n dieser Cathegorle schon ihre bestimmte Taxordnung 

" (Hofoerordnung vom 25. September 1790). 

5 §. 5 8 l . 

Bes t immung f ü r d ie e inze lnen g r u n d o b r i g k e i t l l -
chen A m t s h a n d l u n g e n . 

Der 'I'it. i v . §. 2b deS 1'ract. 6l> ^ur. ine. enthält folgende 
elllMmungen: 

^schreib- oder Abthugeld für jede Person . . 
-̂'Nschlelbgeld von jeder Person 

"ewährgeld, es mag mehrere oder auch nur eme 
Person betreffen, wenn die Gewähr auf emen 
Hausgrund gegeben wird 

Auf e,nen Uebelland aber 
^c» Anmeldung der überlebenden Person bei dem 

Grundbuche 
uiir den Gewährauszug, wenn er begehrt wird 
Als Pfundgcld von jedem Gulden . . . . 
"!s Abfahrtsgeld (dieses hat eine Abänderung er

litten, s. §. 257) 
üur die Satzaufllchtung und Vormerkung, vom 

Gulden 
8ür den gefertigten Satzbnef 
uür e,nen Satzauszug, wenn er begehrt wird, an 

Schrelbgeld 
Für Cafsirung eines Satzes 
3m-einen Beschau, ode, Ausmasizcttel . . . 
8ür das Grundbuch ausschlagen oder Nachsuchen, 

wenn selbes Nicht offen ist 
Das Verbotgeld 
Für das Verschlagen eines Wemgartcn . . . 
Als Gewählgeld von geistlichen Personen, welche 

veländerllche Vorsteher haben, so oft sich Mit 
chnen Veränderungen ereignen 

Als Gewährgeld für diejenigen Comunttätrn, d»e 
alle 10 Jahre die Gewähre nehmen . . . 

Als Gewählmandel 
Als Dienstmandel 
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Î H 
6 -

6 _ 

! 

^5 
22 

! 



744 !. T h e i l V l l . A b h a n d l u n g . 

Diese Tarordnung soll bei sonstiger ernstlicher Strafe bef^ 
werden (' lract. ilo ^nr. ine. 1'it. IV. §. 26) . ^ 

I n Betreff der Vormerkungs- und diesifälliger Cassier- ^ " .< 
thuungStaxen soll es bei der bisherigen Gewohnheit sein vollstä'lM 
Verbleiben, ohne einige damit zu machende Abänderungen, ^ 
(Grundbuchspatent vom 1. September 1765, §. 25). 

§. 582. 

I n welcher V a l u t a die G r u n d buchsgebüh ren zu F °A 
deS F i n a n z p a t e n t e s vom 20. F e b r u a r 1811 zu bey 

ben s ind . 

Die Abnahme der Taren für gerichtliche und obrigkeitliche A l l^ 
Handlungen wurde dagegen nach dem Inhalte eines k. k. H ° ^ ^ 
decreteS vom 15. Ma i 1819, eine>5 Regierunqs-Circulars vom 28.3" l 
1819, in Folge allerhöchster Entschliesiung vom 2. Mai 1819 "" 
ihrer ursprünglichen Ausmaß nicht nur bei den Städten, so "^ 
auch bei allen Dominien in C o n v e n t i o n s - M ü n z e , und ^ 
ein weiteres k. k. Hoftanzleidecret vom 11. Juni 1819 der 3 ^ 
punct, von dem die Einhebung der obrigkeitlichen und Gerichts!^ 
in Conocntions-Münzezu beginnen hatte, auf den 1. September^ 
festgesetzt. , 

Ucbrigens sind unter diesen auf Metall-Münze umgcwand^ 
Taxen nur d«e durch geschllchc Tarordnungen festgesetzten Bezlls 
keineswegs aber L^udemien oder Urbariulqaben begriffen. «f 

I n welcher Valure diese abzumachen sind, kommt §§. 169, " 
und 684 bls 692 vor. 

§. 583. 

W e l c h e R e a l i t ä t e n f r e i von G r u n d b u c h s g e b ü h r e N s>" ' 

S^> lange unterthänige Realitäten zum Gottesdienst oder sb 
zu einer solchen Bestimmung gewidmet sind, die nach dem N o r ^ . 
vom 19. Februar 1751 die Steuerfreiheit mit sich führen, sind ^ 
von keine G r u n d b u c h s g e b ü h r c n abzunehmen (Hofkanjlcle< 
ordnung vom 15. M a i 1818) . 

5. 584. 

W e n n k e i n L a u d e m i u m a b g e f o r d e r t w e r d e n da l ' ' 
s i n d auch k e i n e G e w ä h r t a r e n u n d A n - u n d A b schre' 

g e b ü h r e n zu e n t r i c h t e n . 

Als einer Grundherrschaft in einem VerFnderungsfalle ^ 
Bezug des Laudemiums au5 dem Grunde abgesprochen « M l ' 
weil die Erben der diesffä'lligcn ihr unterthänigen Realitäten, 
Absicht an Tag gelegt halten, den Besitz derselben niemals anttt' 
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^Wollen, und sie den Besitz auch wirklich nicht angetreten ha-
sck ' ^ wurde die Anforderung der Grundherrschaft wegen An» 
^ b u n g dieser Erben, Gewährtaxen, dann An- und Abschräge-
H^en abzunehmen, als unstatthaft erkannt, da lcne Gebühren d,e 
MptsHuidlgkeit deS Laudemiums zur Folge haben, und da dle An» 
^e»bung der Erben bel den vorliegenden Verhältnissen als em von 
, ^lveg«n geschehener Grundbuchsact zu betrachten ,st (Hofkanz» 
' " "e t vom 1. Map 4834, Hofz. 10b>3, Rggsz. 266^7). 

§. 5«5. 

a«n die G r u n d b u c h s g e b ü h r e n he re ingeb rach t wer
den können. 

dl ^ " " ' l die Unlerthanen gegen d»e allzustrenqe Hereintreibung 
v^ ^rundbuchSabgaben, durch welche Unlerthanen öfter gleich beim 
,, ^'tte der Wlrthscbaft bemüssiget woldcn sind, entweder ihre Ueb«r< 
«"Grundstücke zu verschleudern, oder sogleich ein Capital gegen hohe 
^sen aufzunehmen, oder endlich zu den funäum in8tructum erfor-
.l'llches Zug- oder Zuchtvieh, dann andere nöthige Wuthschaftsge-
'Masten zu veräußern, ist die Vorsehung dahm zu treffen, daß 

. "er den Fallen, wo schon »n der Erdschaftsmasse ein hinlängliches 
t / ^ vermögen, oder überflüßige Effecten vorhanden sind, lem Un 
/ ^ N , vor Verlauf elneS Vierteljahres, von dem Tage der erfolg' 
i Veränderung an, zur Abführung der gedachten Grundbuchsabga-
'N «recutiv verhalten, und auch bann die Zahlung in billige Fristen 
"Mei le werden soll, um auf solche Art den Obrigkeiten, welche 

^'die m,t ihrem eigenen Wohle verbundene Erhallung der Unter-
.,?en nicht bedacht sind, die gehörigen Schranken zu setzen (Aller-
^ste Entschließung vom 8. März 1779, Hofdccret vom 17. März 
^ 9 , Neglerungs-Intimat vom 28. März 1779, §. 3. 

§. Z56. 

^ E n t r i c h t u n g der G r u n d b u c h s t a r e n ist eine Be-
schein«gung zu e r t h e i l e n . 

. ll5ei Entrichtung der Grundbuchstaren sind jedesmal den Un-
Khanen und überhaupt allen Parthc»en specisicirte Bescheinigungen 
""auszugeben (Hofverordnung vom 6. Ai'gust 1797). 

§. 587. 

^ ^ g e n N i c h t z a h l u n g der G rundbuchs taren lst die 
A m t s h a n d l u n g Nicht zu v e r w e i g e r n . 

»v ,^ . ^ " Grundbüchern ist nicht gestattet, die Amtsgeschäfte, um 
'»che ^ in Ordnung angegangen worden sind, d/s'wegen zu ver
l e r n , well die Grundbuchstare Nicht entrichtet sei, da solche Taren 
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entrichtet sei, da solche Taxen nach der Hand von denjenigen, °' 
sie zu entrichten haben / emgehoben werden tonnen und sollen (> 
beeret vom 16. Februar 1789, Hofdecret vom 23. FeblUar 1?»'' 
Reg,elungsdecret vom 27. März 1789. 

§. 588. 

Beschwerden hierüber s,nd politisch zu entscheide»' 

Beschwerden hierüber gehören zur politischen Behandlung ( ^ 
tent vom 13. Octvber 1756). 

§. 589. 

W a n n dieß der F a l l Nicht ist. 

Als ein Grundbuchsamt die vom vorigen Besitzer e,nes Hauses n»^ 
ständige Grundbuchsgebühren von dem Besitznachfolger n,cht als s» 
ch e n, sondern als Me«st b »crher für das erkaufte Haus aus den» i 
entrichtenden Kaufschlll,nge, welchen er (ungeachtet deS von dem GrU" 
buchSamte geltend gemachten pnv,leg,rten Vorzugsrechtes dieser ^ 
bühren vor den Satzposten) zur theUweisen Befriedigung seiner Ss» 
posten zurückbehalten hat, forderte, so handelte es sich hier nicht A 
das Erkenntlich über eme u n m i t t e l b a r e aus dem Umerthal^ 
verbände entspringende henschaftliche Forderung, worüber allerdl»s 
die politische Behörde abzusprechen hätte, sonde,n um e»ne Forder^ 
aus dem gerichtlichen Acte der erecuttven Vc,ä'u!)e,ung zencs H a ^ . ' 
in ?lnsehung welcher Forde, ung, wennsiegleich aus dem Glundbuch^ 
Verhältnisse sich ableitet, die Herrschaft nach der Hinwegen besteh^ 
den außer der politischen Sphäre gelegenen Volschnften als Olaub«^ 
des vorigen Hausbesitzers zu behandeln «st, mdcm »hre Befriedigt 
aus dem lM gerichtlichen ErecutlonSwege ekelten Kaufschilllnge zu^' 
folgen hat, worauf die politische Behölde eben so wenig e,n«n ^ 
stuft nehmen darf, als es ihr zukommt, über die Dauer des Pfandre" 
tes auf dem Hause, abzusprechen. 

Unter dieser Begründung wurde daher das erwähnte Grundbuch' 
amt >n Elledlgung emes Hofrecmses gegen die Regle, ungsentf^'' 
düng vom 27. August 1834 Mit seinen außer dem Bereiche der pol'"' 
schen Competenz liegenden Anspiüchen lediglich an den Civllrlchll 
verwiesen (Hofkanzleidecrct vom18. Dccember 1834, Hofz. 31,l3" 
Rqgsz. 70,341. 

§. 590. 

B e s t r a f u n g der T a r e n ü b e r t r e t u n g e n . 

Die Uebertreter der grundherrllchen Taxoldnung sollen neb>' 
Erstattung dessen, was sie zuviel genommen, noch dazu^ ernstlich l^' 
stiaft werden ('I'it. lV. '1'ract. äc» ^ur. ine. Z. 18. 
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§. 591. 

*b«r die V e r w e n d u n g des v ier fachen S t ä m p e l b e -
^ s e s i n A n s e h u n g d e r u n g e b ü h r l l c h a b g e n o m m e n e n 

G r u n d b u c h s t a x e n . 

2 n>,?"ne k. k. Maiesta't haben, laut hohen Hofkanzleldecreies vom 
183, ö ^ ^ ' " " alle»höchster Entschließung vom 11. Februar 
t l^Az" befehlen geruhet: dle »n Ansehung ungebührender Abnahme 

r Grundbuchstaren für Steiermark erfiossene Verordnung vom 26. 
« sust 1797^ welche,n derpolltlschen Gesetzsammlung, 11. Band/ Seite 
^» v»l kommt, und welche sich auf die allgemeine Vorschrift vom 8. 
^ ' ^ 7 8 8 bezieht, die »n dem Handbuche der Iosephm,schen Gesctzsamw' 
""gXV.und XVl.Band Seite 16 und 902 enthalten ist, dahin zu modlfi. 
/ N , daß es zwar de» der vierfachen Strafe zu velbleiben, davon 
kr dem Beschädigten nur der Elsatz dessen, was von ,hm zu viel 

«svldert wurde, zuzugeben habe, und der Rest gleich anderen Straf 
""bern zu verwenden se,. 
, , Zugleich haben Seine Mezestätallergnädlqst befohlen, dasi in An 

û«g der vor Kundmachung dieser allerhöchsten Entschließung sichel-
ZNeten Fälle nach den damals bestandenen Gesetzen und Anordnun-

I lK^ benommen werden sott (Reglerungsc,lcular vom 14. Mä»z 

§. 592. 

^ l w e l c h e A r t G r u n d b u c h S t a x e n e , n z u t i e l b e n s ind . 

. . Die Grundbuchstaren sind auf die nä'mllcheArt wie bei allen gericht 
^'N Taxen einzutreiben (Hofdecret vom 16. und 23. Feluuar 1789) 

/)) Bon den einzelnen Grundbuchstaxen. 

§. 593. 

Die einzelnen GrundbuchStaren sind -
^ ) die Gewährtaxen, 
db) der Gewähr- und Dienstwandel, und 
^ ) die Satz' oder Volmellungstaicn. 

n») Von den Gewährtaxen. 

§. 594. 
Wer die G e w ä h r t a x e n zu e n t r i c h t e n h a t , und 

w i e v»el. 

y>, Die Gewä'httare ist von demlenigen oder deniemgen ^u erlegen, 
,.lcher oder welche sichln d,e Gewähr emcr UNtelthämgcn NeaMäl 
V'ben lassen. 
^ 4f> 
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Diese Pflicht beruht auf dem 'l'it. l> . §. 26 des 1'racl. ^ 
j,ls ine. . 

Das Gewährgeld ist verschieden. Für einen Haus- oder HaA' 
;,ber!andgrund sind 1 st. 30 tr. und für emc freie llcberlände 1 5« >" 
einen Gewahrauszug, wenn er begehrt wird, 15 kr. zu zahlet 
Wenn er also nicht begehrt wird, ist keines zu zahlen. 

§. 595. 
S t r e i t i g k e i t e n hi e rüb er s ind pol »tisch zu entsch eibell' 

Streitigkeiten wegen der Gewährtaren gehören zur politisch^ 
Verhandlung (Negierungsdecrct vom 9. August 1793). 

dl») Won dem Gewährwandel. 

Z. 596. 

N a t u r und Beschaffenheit desselben. 
Nach dem Inhalte eines k. k. HofkanzleidecreteS vom 17. A"' 

^ust 1820 sind der Gewähr- so wie der Dienstwandcl nicht zu de« l l " 
barialgicblgkeiten zu rechnen, welche ihrer Natur nach in l^ 
riodisch wiederkehrenden Entrichtungen bestehen, indem sie nur b« 
Unterlassung der Gewährnahme und der Abfuhr des Dienstes in ^ 
bestimmten Zeit genommen werden. Sie gehören zu den im §« 2. 
des 4. Titels deS 'Ir^ct. äo ^>r. ine. aufgeführten Gebühren, ^ 
selche Taxen sind, welche für die obrigkeitlichen Amtshandlungen d^ 
Grundbuches entlichtet werden müssen, und ebenfalls in MetallM«"' 
ze gefordert werden tannen, insofern sie Nicht in einem bestiw^ 
ten Betrage des Capitalmerthes ausgesprochen sind, in welchem Fa" 
sie sich nach der Valuta deS letzteren richten, und obwohl der GewO' 
und der Dicnstwandel nicht für unmittelbare obrigkeitliche Amtsha»^ 
lungen des Grundbuches entrichtet werden, so sind sie doch eigen^' 
che Strafbeträge für Unterlassungen, die seit der Eristen; der 'lr»<5 
<io zur. ine. unverändert m demselben Betrage bemessen sind, undd^ 
daher wie andere dort enthaltene Grundbuchstaren in Metallmünze^ 
zunehmen, um so weniger ein Anstand obwaltet, alS der Fahrlässig 
keineswegs eine Begünstigung verdienet (Regicrungscircular vom ^ 
September 1820). Hofkanzseidecret vom 20. November 1826 H ^ ' 
32316, Rggz. 60986. 

§. 597. 

W i e o f t e in G e w ä ' h r w a n d e l zu nehmen ist. 
So oft die Gewä'hrnchmung unterlassen wird, soll man für l^ 

desmal zum Wandel °) 45 kr. unerachtet sonst der Grunddienst ordettl' 
lich entrichtet wird, zu bezahlen schuldig scyn; es wäre denn EiN< 
oder der andere aus erheblichen Ursachen hierin verhinder! wol^" 
(l 'rnct. äe j l l r . inc. 1 ' . IV. 8.13) . 
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^ ^"ser Gcwährwandellst e,nc Entschädigung der Grundherrschaft 
d«m? ^rundbuchSbeslhe del gleichsam wandelnd geschieht, und »n 
^ . . l^alle, als er fruchtlos be« /enen Grundholden vol übergeht, 
..^.Veränderungen anzugeben hatten, aber solches zu thun un 
"'leßen. 

sel» < ^ " ^ l^ebüh" musi, nach den Worten und dem Smne des Ge° 
be«c«^ ° ^ entrichtet werden, als der Wandel des Grundbuchsbesi-
' l ^ M r emzelne Glundbesltzer fruchtlos vorübergeht, 
h.. Der Gewährwandel ist daher so oft abzunehmen, als Grund-
z Besitzungen ohne die angesuchte Gewähranschrelbung bei Besitzver-
^/'Ungen emgetreten, und, m»t Anwendung des von dem Grund» 
.Meslher erwiesenen Bestandes der Gewohnheit, als Iahle vor« 
Hegangen sind (Part. Hoftanzlel-Entschließung vom 7. Jänner 

tl> s ^"^ ^ " ^ " "er von der k. k. allgemeinen Hofkammer mitge-
."'ten Anfrage, ob d e r G e w ä h r w a n d e l für jede unterlassene Ge 

,. '-^,<yrelbung nur einmal, oder aber für jedes Jahr der unterlas 

e Grundbücher des stachen Landes folgende Bestimmungen festzu 

a .Gewählnähme aufgelcchnet weiden diufe, hat die vereinigte 
. " f ta l ' ^ . . . ^ Nzle, lm ElNve»nehmen Mit dem l . k. obcllten Geilchtshofe für 

rundbücher des stachen Landes folgende Bestimmungen < 
^N befunden, nach welchen sich »n Hmlunft zu benehmen »st. 

h. 3 n s o f e r n die A n o r d n u n g des G e w ä h r w a n d e ls, 
n» so n 'öthige E r h a l t u n g der gr undbücher l ichen 
^ . ^ l ä ß l l c h t e l t und O r d n u n g zum Zwecke h a t , cischemt 

Nur consequent, daß dl« j e d e s m a l i g e Unterlassung del An 
, Ndung der Veränderung Mit dem W a n d e l belegt welde, weil es 
. ^ ' wenn dieser nur ein, für allemal einzutreten hätte, gleich 
i«» s seyn winde, ob die Anmeldung Emodermehi^c Iahie unte; 
"ll«N wird. 
y Die m den §§. 19—26des "lract. äc ^ur.inc. ausgedrückte Stlaf.' 
' ^ 5 kr. W . W . »st daher so o f t a ls v e r f a l l e n anzusehen 

h. d ie o f f e n h a l t u n g des Grundbuches versäumt 
, ^ ° , ohne d ie vorgeschr iebene G e w ä h r g e n o m m e n 
e»» baben, und, wenn die Grundherren das Grundbuch jährlich 
.."al offen halten, hat der Verfall dieser Strafe für jedes Iah», 
bn! « ^ r Grundbesitzer ohne die Gewähr zu nehmen, voiüberge 
!>a? läßt, zu gelten. Den Grundherren ist aber zur Pflicht zu machen, 
bück v " v " Ehrlichen Kundmachung der Eröffnung deS Grund-
° ^es von nun an die Parteien a u f f o r d e r n , w ä h r e n d d e r O f 

ges n ^ Aufforderung hat dort, wo der Grundherrschafc d,e vo» 
"«enen Veränderungen bekannt sind, oder m Orten, wo nu> »"< 

48 
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mge Unterthanen sich befinden, an oie E inze lnen Un te t tP 
nen durch den O l t s l l c h r e r zu geschehen. ^ 

Wenn gleich die Einhebung des Gewähl wandels bee jeder k^ 
tlgen Glundbuchshaltung ncuellich so lange Statt zu silldeN? 
blS die Glundbesitzel ihrer Pflicht nachkommen, so muß doch ^ 
derelse»ts diese Einhebung auch ,äh l l , ch e r f o l gen , wldr,gevse 
Grundherr, wenn dle Einhebung deö Wandels durch Em Jahr" 
terlassen wurde, den Ruckstand nicht mehl, sondein nul den neue> 
qctletenen Wandel e«nheben darf. < 

Cme Ruckwlltung dieser Elläuterung auf die blSher unteM 
nen Gewährnahmen «n bei Art , das) für jedes Jahr der b>t>v^ 
Unterlassung der Wandel abgenommen wulde, findet dahel ebenfa" 
wcht S ta t t , und haben es sich vi« Gnmdbuchshalter selbst zuzusih^ 
den, wenn sie d,e ihnen «m Gesetze nach jeder Besitzung des G ^ 
bucheS elngeläumte Einhebung des StlafbctiaqeS Nicht vorqenott'll' 
haben (Hofkanj!e,d.vom l5 . Jul i 182«, Hoft. 19,789, Rggsz 3 ? / ^ 

») Wandel war ehedem die Genuglbuung ful einen begangenen Ft^ 
d i. die Strafe. 

3. 593. 

W a n n bei V e r l u s t des Gcwä h l w andels e»nt l l t t> 

W u l d e die G l u n d b u c h s h a l t u n g und die Auf f "^ 
d e l u n g zur G e w ä h l N a h m e über d»e v o l g cfalleN^ 
B e s l t z v e r ä n d e r u n g e n g eh'ö» l g be kann t g e m a c h t , ^ 
,st die Grundhtnschaft dennoch nicht ln die Kenntnis; einer untellast 
nen BesttzvcränderungsAnmeldung gelangt, so tann die aus d<<̂  
Ursache untel lassene Einhebung des Wandels den Verlust deS Rech" 
hierzu Nicht nach sich z«ehen. 

D i e s e r V e r l u s t ha t n u r dann e i n z u t r e t e n , tv^ 
die Henschaft von einer ihr bekannt gewoldenen Verschweigung ^ 
unterlassenen Anmeldung, den nach der Anzahl der gehörig bekannts 
machten GlUNdbuchsbesitzungen und Auffoldcrungen, wolübcr ^ 
Veränderung verschwiegen worden »st, zu beiechnenden Wandel ^ 
Paltel anzudlctlren unterlassen, oder den andlctlrten binnen 6 ^ , 
Jahre nicht eingehoben hat. Um m dieser Hinsicht jeder EmwendU^ 
zu begegnen, ist daher bei jedesmahllger Bekanntmachung der G ^ 
buchshaltung auch die W a r n u n g b e i z u f ü g e n , daß 1, 
de U n t e r l a s s u n g der A n m e l d u n g e i n e r v o r g e f a l l 
n e n R e a l n ä t e n B e s l t z v e r ä n d e l U n g u n d G e w a h l n a h ^ 
h i e r ü b e r , s o l l t e s le auch n u r U e b e r l ä n d g r ü n d e ^ 
t l e f f c n , dle unnach sichtliche E i n h e b u n g des G e w a? 
w a n d e l s a l s S t r a f e zur Fo lge habe. . 

I n Gemäßhett dieser Bestimmung sind für das Veigangene ^ 
bisher unterlassenen Anmeldungen nur mir dem einfachen Wandel °^ 
»n del Folge bekannt meldenden Vcischwelgunaen, abel so v»el^' 
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G ^ i u belegen, als von nun an, bis zm erfolgenden Anmeldung und 
s^blnahme, Anmeldungsunterlassungen emgetieten seyn weiden 
Manzlelderet vom 20. November 182«, Hofz. 32,316, Rggsz. 

§. 599. 

^se Best »mmungen g e l i e n n u r f ü r das flache Land. 

Die Bestimmung des Gewährwandels »st nur auf die Dom»« 
l,!.?^^ stachen Landes und auf die Fälle, wo die Grundobrigketten 
" PModlsch das Grundbuch besitzen, beschränkt. 

. Daher d»e Mlt dem Hofkanzle»decret vom 15. I u l , und20. Novem-
<b«n n ' Rggsz. 37,05b und 60,986 für dle Grundbücher des fia-
? " "andes erlassenen Vorschrlften bel den Dommlen in Wien, und 
l«I ' ^ Städten und Märkten mcht auszudehnen sind (Hofkanz-
^ " r e t vom31. März 1827, Hofz. 8815, Rggsd. vom 10. Apnl 

" ^ Nggsz. 19,^05). 

^ ) Von den Satzgebühren und Vormerkungstaxen. 

§. 600. 

^ S l m u l t a n s ä t z e n »st d»c Satz und LöschungSge-
bühr nu r e i n m a l zu nehmen. 

tlel ^ " ^ ^ ^ Majestät haben laut heiabgelangten Hofkanzle»de' 
l8z? ^ " ^' ^ " ^ ^ 6 m,t allerhöchster Ent,chl,eßung vom 4. Ma» 

»̂6 Über die zur Sprache gekommene Frage, wie es m der Pro» 
^ l 3tlederösterre»ch m»t Abnahme der Gebühlcn bei pfandweiser 
^ Verlegung odei Pränotlrung elner und dciselben Forderung oder 
ben^ü^ ^"^ mehlere demselben Elgenthümcr gehörige und zu demsel-
s^ Grundbuche dienstbare Güter und G'.undstücke gehalten werden 

^ solaendes zu bestimmen geruhet: 
H 3n Fällen der Einverleibung oder Volmerkung emerForderung auf 
h, Unguter, wenn eben dlestlbe Forderung auf em Baueingut und 
l t r " ^ Besitzer gehörigen Uebcrländgrundstücke zugleich, oder auf meh-
^/^MselbenElgenthümer gehörige Uebölländgrundstücke zugleich ve».-
y ^ w l r d , sind die Grundbuchsgebühren für Errichtung des Satzes 
^Ausfertigung deS Sahsche>nes für alle zu eben demselben Grund
es ""nstbarenGrundstücke und das allenfalls velpfändete, dahm dienst 
,̂  ^ Hauptgut zusammen nu r E i n m a l , und «m nämlichen Betrage 
ßh flehen und »st diese Verschilft sowohl m Ansehung der Haus« 

blande als der freien Ueberländgrundstücke zu befolgen, 
b̂  Hierdurch wlid jedoch ke,ne Verpflichtung der Dommien begrün-
8««' ^ "^ ' Kundmachung dieser Verordnung bereits mehrfach bezo« 
ie^.Grundbuchsgebühren zurückzustellen (Regierungscircular vom 
^ " l a» l836 ) . 
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Dagegen wurde mit Regierungsdecret vom 11 . Jänner ^ 
Rggsz. 530, in Anwendung jenes RegierungScirculareS eine kreiss^ 
liche Entscheidung, wodurch einer Herrschaft die Abnahme von ^ 
iungstarenvon mehrfachen Simulransatzen untersagt wird, bestätig»« 

») Da hiernach diese allerhöchste Entschließung nach ihrem Wortlaute 
Bauerngüter undUeberlandgrundstücte die gleichzeitig besessen werden, l^ 
Gegenstande hat, so findet dieselbe laut Hoftanzleidecret vom 20>H 
5887, Hofz. 99^2, Rggsz. 2K,?l3 auf die Abnahme der Satzgeb«^ 
von den auf bürg e r l . Häusern einverleibten Capitalien keine «̂  
Wendung, daher eö hier bei der bisherigen Uebung zu verbleiben hat. 

8. 60 t . 

B e i V o r m e r k u n g e n n6 « z u » l r u e t u « haben dl^ 
G r u n d b u c h S t a r e n A n w e n d u n g . 

Die Grundbücher sollen bei ihren bisherigen, in dem "lraet. ^ 
^»ir. ine. und in der allgemeinen Beobachtung gegründeten TarbezM 
geschützt werden, folglich könnenfürdie V o r m e r l u n g des P t ^ , 
rechtes auf bloße Zinsen (aä U8U8 lruetn«) einer Realität ^ 
bei den Vormerkungen auf die Realitäten selbst eingeführten G ^ 
buchstaxen Sta t t haben (Hofbericht vom 3. März 1804, Reg ie r t 
Intimation vom 20. März 1804). 

§. 602. 

D i e T a r o r d n u n g h a t auch b e i P r ä n o t i r u n g e t t i ^ 
g e l t e n . 

Die Taxe, welche für die Satzaufrichtung'und Vormerkung ^ 
gesetzt is t , hat auch bei den Vormerkungen ( P r ä no t i r l l 
g e n , zu gelten (Hofdecretvom25. November 1796). 

s. 603. 
Ob bei e i n e r sup e r p r ä n o t i r t e n Cess io« e i n e s Ka?. 
s c h i l l i n g s r e s t e s das S a t z p f u n d g e l d a b z u n e h m e n ' ^ 

I n einem partiellen Fal le, wo der Besitzer eines unrerthä'N's? 
Hauses H, dem L dieses Haus vertaufte, und L dem deinen K s ^ 
s c h i l l i n g s r e s t schuldig blieb, welcher in dem Kaufcontracte a M 

Käufers und rückstchtlich Schuldners v superpränotiren ließ, n"ll 
die Frage gestellt, ob die Herrschaft X, welcher jenes Haus unters 
nig ist, hier berechtiget sei, von der superpränotirten CessioN ^ 
normalmäßige S a h p f u n d g e l d , nach Maßgabe des von ä delN 
cedirten Kaufschillingsrestes anzurechnen. .. <s 

Die vereinigte Hofkanzlei entschied diesifalls unterm 15. I ^ " 
l i ^ l ' j folgendermaßen: 
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^ Dle Slcheistellung, welche l l dulch die VolMertung seines 
^ufcontractrs auf dem Hause des 4 elhl^lt, habe das Kau f -
'P t desselben, so welt selber ubelhaupc aus dem abgeschlossenen 
^ntxacte fließt/ zum Gegenstande, während d,e auf dieser Voi-

y^ung supel-plä'notllte Cesslon desO, als Ccsslonals, die Sichel« 
ellung ful d»e Summe des von L an ^ schuldigen, und von Lltztee 
"dem 0 cedllten Kausschllllnaslestcs verschaffte, welche Summe 

^ " Nlcht m der Cessio«, wohl abel in dem Kaufvntrage, wolauf 
^ ^esslon supelplanotlrt wuldc, ausqcd luck t ist. 

^ Da hzemach d>e Obzecte del giundbuchelllch verschafften Sicheln 
'lllung ful den U und für den <̂  ganz ve isch leden sind, so 

^ ^ daiaus, daß ful d,c vorausqeganqene Volme,lung des Haupt« 
itrumentes nul die Hauptlnstlumenialtar».' vom Grundbuche aufqe» 

^Hnet worden »st, Nicht gefolgt! t werden, daß von del superpräno-
rten Cesslon, d»e sich au f e»ne best immte S u m m e bc 

"^eht, und d a f i n S l6)e l h e l t v e» schaffet, auch nul d,e 
^strumentaltate und ««cht auch das noimalmaßlge Satzpfundgeld 

lN so abgenommen werden dulfe, w ie es be» a l l e n Satzpo 
en d ^ <^^^ ^ ^ welche best immte Ford ei ungssulw 

" ° N z « m Gegenstande haben. 
Das Recht zur Behebung deS nolmalmäßigen Satzpfundgeldc" 

"lde dahel der Helrschaft X »n diesem Falle zuclkannt. 

§. eo4. 

^«e V o r m e r k t a x e n g e l t e n auch be» V o r m e r k u n g e n 
der S t e u e l n . 

ß Der Vorstellung desWlenei Maglstlates wegen Beftelung von 
Dichtung der GlUNdbuchsgcbühlcn furdle Intabulnung l.f. Steuer 
"̂ckstand^ m Wien wurde kcme Folge gegeben, und es wuide sich 

^cht l l ch der Einleitung solche« Inlabulatwn und der Bestleltung 
. ^ Ititabulattonsgebuhr auf d»e Hoftanzle,verorbnung vom l l ) . Sep-
z'^er 1833, Z. 1790, bezogen (Hoftanzle»decret vom 9. Feblua! 
" ^ Hof^. 343 , RgggS. 9928; ReglnungSbescheld vom 10. Jan 

. , . . . . . . ^ , . ^ _ uar 
. <7",„. ^ . ^ , ^.aaas. 9925l: Realeiunasbesckeld vom 10. ? 

l836 , Z . 1174). 

§. 005. 

ff >ur d»e E i N v e i l e i b u n g oder V o l M e r k u n g der 
' l s i o n e iner S a t z f o l d e r u n g an einen G l ä u b i g e ! 
das S a t z p f u n d g e l d au fge lechne t werden kann. 

f Für Einverleibung oder Volmelkung der Cessio» einer Satz» 
A d e l u n g an emen andeln Gläubiger kann sowohl nach dem 
a»?^' üe H'»'' inc. als auch nach dem coli. n„8tr. lein S a t z p f u n d 
h«. aufgelechnet werden, sondern es geht hlerdmch nur eme 

«lts bestellte Hypothek von emcm Gläubiger an den andeln üb^, 
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die früher einverleibte Forderung hört auf , ein Eigenthmn des ^ 
denten zu seyn, und ein Eigenthmn des Cessionä'rs gegen den CedA 
ten auf die cedirte Forderung ist nicht gedenkbar; der Cessionä'r erw^ 
nur gegen dem ursprünglichen Schuldner eben dasselbe Pfandrecht 
welches vorhin der Cedenten zugestanden hatte. 

D ie Cessio« darf also nicht mit j der Verpfändung einer Fo l " ' 
rung verwechselt werden. 

Hiernach ist eine Herrschaft nicht berechtigt, für die Einverle'' 
düng einer Cession über eine vorgemerkte Forderung dle Satztare «m 
zurechnen (Hofkanzleidecret vom 12. August 1825, Hofz. 2389s' 
Nggsz. 43,871). 

l,) Von den Gerichtstaxen. 

§ .606 . 

W e m das R e c h t z u m B e z u g e der G e r l c h t s t a r e t t 
g e b ü h r e t . 

Den Obrigkeiten ist als Ersatz für die Pflicht zur AufstelllB 
und anständigen Besoldung geprüfter Rechtsoerwalter das R e c h t s 
Behebung der gerichtlichen Taxen zugestanden (Patent vom 13. 2 " 
I78 l> ) . 

S i e zerfallen: 
.l») m Taren in S t r e i t s a c h e n . 
bl>) »n Taxen des a d e l i g e n R i c h t e r a m t e s und 
cc) in die S t e r b t a x e . 

») Hierüber ist erschienen: ... 
Vollständig verbessertes und vermehrtes alphabetisches Register über «' 

Tarordnung in den Geschäften des adeligst! Richteramtes» Seid^ 
(Joseph) allgemeine Tarnorm u.s. w. 1802. Aldobranb Koschat's syste"" 
tilches Handbuch über die adeligen Nichteramtstaren, als Mortuar u.s» '̂ 
1807. Böheim's (Ferdinand Carl) alphabetische Uebersicht der Gerich" 
taxen in Gtschäften des streitigen Richteramtes, und alphabetische Utb' 
ficht der Gerichtstaren in Geschäften des adeligen Richteramtes nach ^ 
allgemeinen Tarordnungen vom 1. November 1781 und 13. Septen>vl 
1787 mit Rücksicht auf die nachträglich ersiossenen Verordnungen. »»'' 
1834. 

Von der Sterbt«« insbesondere handelt: <.. 
Darstellung des Mortuars in der österreichischen Monarchie, von " ' 

Aloys Edlen von Kremer, im 5. Heft, des Jahrganges 1826. ^ 
Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehrsamkcit und politisch« ^ 

sehkunde von Dr. Vincenz August Wagnrr. _, 
Abhandlung über das Mortuar, von Dr. Johann Heinrich Edlen ^ 

Kremer im I I I . Heft 1817, derselben Wagner'schen Zeltschrift. 
Endlich die Abhandlung: , 
Ist baö Recht zur Verlassenschaftsabhandlung nach Absterben von "° 

tcrthancn inOesterreich unter der Enns, und das Recht zum M o r t u a r 
bezuge bei solchen Verlassenschaften in Urbarialrecht von Iurasek in« 
Heft 1830, __ ebenfalls der Wagner'schen Zeitschrift. 
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F. 607. 

"« welchen F ä l l e n G e r i c h t s t a g e n abzunehmen s»nd. 

. I n jenen Fallen, wo m»t ordentlicher Em» und Gegenrede, oder 
^ / l f t l l c h em V e r f a h r e n , folglich Mit mehrerer Volbcrettung, 
"H dem ordentlichen Rechtszuge vorgegangen weiden muß, m de-
W also z,^ Wllchschaftsämter, der Gcllchtsoldnung zu Folge, emen 

.^bent l lchen Ger i ch tss tand (jlläioillm lormlltnru) ausmachen, 
°NNen die nach der vorgeschriebenen Tazoldnung ausgemessenen Ta-

""abgenommen werden (Patent vom 13. Ju l i 1786). 

§. 608. 

' luchdie C a m e r a l » G e f ä l l e « V e r w a l t u n g e n b e i E r g r e l -
'Ung der S l c h e r s t e l l u n g s m a ß r e g e l n t a x p f i i c h t l g . 

Aus Gelegenheit der entstandenen Fiage: ob d»e B a n k a l « 
^htCame:al ) G e f ä ' I l e n v e r w a l t u n g , wennb»e Bankal-Inspec« 
°late (,etzt Be^lrlsocrwaltungen) bei den Magistraten und Ortsge-

Achten m Folge Vcioidnung voml0. Aplil 1794, m Ae i a r l a l a n -
°^egen h e i l e n die nöthlgen Sichelstellungsmittel durch Velboths-
l>er Vormerlungsgesuche anbegehren und bewirke», von Entrichtung 
^bleibet aufgelaufenen G e r i c h t s - und I u l l s d i c t l o n s t a » 

^ n enthoben seyen? wurde, vermöge Hofdecrets vom 24. I u m 
^ 9 6 , elnverständlich Milder politischen Hofstelle, festgesetzet, daß den 
^glstlaten und Ortsgeilchten von den Bankalgesillenoelwaltungen, 
^s t dem ausgelegten Postpol to und Botenlohne, auch dleGcrlchts-
^"b Iur,so,ct,onstaren, m ledem Falle eines obelwähnten anbegehr
en und erwirkten SlchersteUungsm,trcls, aus dem Aeral,alfonde ver

gütet weiden sollen (Apvellationsclrcular vom 14. Ju l i 1796. 

§. 603. 

W o h i n diese T a x e n z u f l i e ß e n haben. 

.. Diese Taxen sollen keineswegs dem zur Rtchlsverwaltung be» 
^"NMten hellschaftltchen Personale, sondern den herrschaftlichen Ren--
^ " zufließen, und es muß dießfallS der §. ^34 der allgemeinen 
Gerichtsordnung genau beobachtet wel den (Patent «om 13. Ju l i 1786). 

§. 610. 

"bnahme der T a x e n f ü r ger icht l iche und o b r i g k e i t 
liche A m t s h a n d l u n g e n »n C o n v e n t , o n s m ü n z e . 

,2 Nach dem Inhalte eines k. l . Hofkanzleldecretes vom 15. Ma i 
^ l 9 habenSe. Ma,estät Mittelst allelhöchster Entschließung vom 2. 
M l 1819 die Abnahme der Taxen für gellchtllche und obrigkeitliche 
Amtshandlungen nach ihler ursplüngllchen Ausmaß Nicht nur beiden 
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Städten, sondern auch bei allen Dominien in Conventionsmünze fe!N 
setzen geruhet, und durch ein weiteres k. k. Hofkanzleidecret vom i / 
Juni 1819 wurde der Zeitpunct, von dem die Einhebung der obr»ss 
keitlichen und Gerichtstaxen in Conventions-Münze zu beginnen h«" 
auf den 1 . September 1819 festgesetzt. 

Uebrigens sind unter diesen auf Metallmünze umgewandelt^ 
Taxen nur die durch gesetzliche Taxordnungen festgesetzten Bezüge,'"' 
neswegS aber Laudemien oder Urbarialgaben begriffen (Regierung 
circular vom 28. Juni 1819). 

§. e i i . 

W e r von den G e r i c h t s t a x e n und A b h a n d l u n g s ^ 
b ü h r e n b e f r e i t ist. 

Nach dem Sinne der unterm 30. October 1784 bekannt genial 
ten höchsten Entschließung, soll das A r m e n inst« t u t ohne Unt" 
schied, ob eS nur ein eigentliches Vermächtnisi aus einer Verlassen' 
schaft erhält, oder zum Erben desselben eingesetzt worden ist, von Ent' 
richtung der Gerichtstaren und Abhllnolungsgcbühren befreit seyn. 

Nur in dem Falle, wenn in einem Testamente, wo dieses 3^ 
stitut zum Erben eingesetzt ist, Legaten vorkämen, die auf Ano^ 
nung des Erblassers ohne Abzug zu verabfolgen sind, hat selbes »el 
solchen Legaten die gewöhnlichen Gebühren zu tragen, so daß die z^ 
gestandene Befreiung als dann nur in Ansehung derjenigen SuMM^ 
Platz zu greifen hat, die nach Abfuhr dem Institute übrigbleibt 
(Verordnung vom 23. Februar 1792). 

Auch das I n v a l i d e n i n s t i t u t ist taxfrei. 

§. 612. 

W e m das Recht zus teh t , T a x e n a u f dem Lande nach' 
zusehen. 

Bei den Taren, welche die Dominicalortsgerichte zu bezieh^ 
haben, haben die Gerichtsbehörden, welche ihren eigenen TaxenfoN° 
haben, und ihn verwalten, auch das Recht, die in dieser Angelegt?' 
heit bei ihnen vorkommenden Gesuche nach den bestehenden Vorsch^ 
ten zu erledigen und zu entscheiden (Resolution vom 11. Septem^ 
1739, Hofdecret vom 15. December 1796). 

Gleich wie dm Obrigkeiten durch Resolution vom 11. Septett^ 
der 1789 nur die Nachsicht der Taxen erster Instanz eingerä'nmt ist/ 
so kann die von der Obrigkeit erhaltene Taxnachsicht sich n i e au f ^ 
Appellations» und Revisionstaxen beziehen, sondern es musi die P<^ 
t e i , die sich dießfalls des ArmenrechteS tyeilbaftig zu seyn erach' 
tet , die Nachsicht bei der Landes stelle der Ordnung nach aN' 
suchen (Hofdecretvom 18. Februar 1791). 
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§. 613. 

Welche Tarordnungen bestehen. 

Sowohlrückslchtlichder in Strei tsachen als jener in Ge
käs ten des adel igen Richteramtes zu beziehenden Taren 
gestehen eigen« al lgemeine Ordnungen, und zwar für Erster« 
^s Patent vom 1. November 1781, für Letztere aber jenes vom 13. 
September 1787. 

§. 614. 

^ e Gericht staxordnungen sind mi t der Landta fe l - , 
Stadt« und GrundbuchStaxe nicht zu vermengen. 

Diese beiden Tarpatente stehen übrigens mit den Lanbtafel« 
taxen, dann mit den Stad t - und Grundbuchstaxen in tei-
^r Verbindung, und haben daher auch, überhaupt genommen, in 
°'ksen Taxen nichts geändert (Hofverordnung vom 24. December 
"87, Cirkular vom 4. Jänner 1788). 

§. 015. 

Deiche Landta fe l - , S t a d t - und Grundbuchstaxen 
Urch die zwei Gerichtstaxordnungen eine Aende. 

rung e r l i t t e n haben. 

Nur jene Taren, diezuvor bei der Landtafel, oder beiderStadt-
^d Grundbuchshandlung abgenommen zu werden vfiegten, und der-
^ l in einer ooerderandern diese »beiden Ger ichts, 
lax Ordnungen erscheinen, und bestimmt sind, dürfen nunmehr 
^ der Landtafel oder bei den Grundbüchern nicht mehr abgenom
men werden (Loäem). ^ 

§. eio. 

^.ie Landta fe l , S t a d t , und Grundbuchstaxen die 
"lchtdurch diezwei GerichtStarordnungen verändert 

worden s ind, haben for tzuge l ten. 

Alle übrigen in jenen zwei Gerichtstaxordnungen nicht bemerkten 

1812 erschienen 
^ , erfolgen wird. 
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§. 617. 

W e r be i ü b l e r V e r w a l t u n g des T a x f o n d e s darüber 
zu wachen ha t . 

Wenn eine Gerichtsbehörde bei Verwaltung des ihr eigenen Tal' 
fondes sich nichtgehörig benehmen sollte, hat die R e g i e r u n g ^ 
vorgeschriebene Ordnung herzustellen (Hofverordnung vom 15. " ^ 
cember 1796). 

§. 618. 

Welche S t r a f e au f Uebe r t r e t u n g der Taxordnungel> 
besteht. 

Die Dominien und Obrigkeiten haben sich die genaue Beoba^' 
tung der in Taxsachen der Unterthanen bestehenden Vorschriften beste 
gewisser gegenwärtig zu halten, als der Uebertreter mit dem gests' 
mäßigen vierfachen Rückersatze an den gekränkten Unterthan belegt 
werden wird (Hofdecret vom 6. August 1797). 

Auch sind die sogenannten, wie immer Namen habenden, Beallp 
tentaxen unter der schon im Gesetze vom 8. Ju l i 1788 bestimmten 
Strafe des vierfachen Betrages, ein für allemal abgestellt (Host? 
cret vom 25. November 1790 o.). 

Außerdem in der Tarordnung des adeligen Richteramtes und in des 
der allgemeinen Gerichtsordnung ausgemessenen Taxen, sollen nämlich 
von den Unterthanen keine Taxen und Schreibgebühren bei Straft 
des vierfachen zu H ä n d e n des g e k r ä n k t e n Un te r thanes 
zu erlegenden Betrages, abgefordert werden (Hofdecret vom 8.IUU 
1788; Patent vom 13. September 1787, §. 14). 

Dabei hat es zu verbleiben (Hofkanzleidecret vom 22. Mäh 
1828, Hofz. 6505. 

So wie einerseits die Ortsgerichte und Wirthfchaftsämtcr ange-
wiesen sind, sich genauWnn die Taxordnung zu halten, eben so sin^ 
selbe empfindlich zu bestrafen, wenn sie sich den Unfug anmaßen, bloß 
zur Vergrößerung des Tarenbezuges solche Expeditionen und Vel' 
ordnungen zu erlassen, die nach den eintretenden Umständen, besos' 
ders bei dem Landvolke, ganz und gar überflüssig sind, oder auch A ' 
xen von solchen Expeditionen aufzurechnen und zu begehren, die gal 
nicht erlassen worden sind (Hofdecret vom 20. December 1791). 

na) Von den Taxen in Streitsachen. 

§. 619. 

E i n t h e i l u n g derselben. 

D»e Taxen ,n Streitsachen zerfallen in vier Classen (Patent vol" 
t . November 1781). 
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. 1.) Die Taxen der ersten Classe sind für d»e »n der Haupt» 
'"dt jeder Plovmz befindliche Gellchtsbehölde bestimmt. 

Nur i«ne Pllvatgellchtsbeholden und Grundobrigkelten, de« 
'N, gemäst der Verfassung des Landes, auch mnel den Glänzen 

"^«r Hauptstadt d,e Gellchtsballelt gebuhltc, sind d,e Taxen led»g-
'H Nach der vierten Classe abzunehmen befugt (Koäem, §. 4 ) . 
. 2.) D,e Taxen der zwe, ten CIasse sind für die Magistrate 
.^ m icdem Lande bestehenden g roßen S t ä d t e abzunehmen 
^o6em, §.5) . 
» Darunter gehören in Oestcrre»ch unter der Enns Wiener Neu-
' M , Krems und Ste,n (Patent vom 5.?lpnl 1782., §. 1) . 
^ . 3.) Jene der d r i t t e n C l asse sind für die M lnd e r n , jedoch 
^ c h t g e l i n g e n S t ä d t e (Patentvom I.November 1781, §. f , ) . 
ls Brück an de: Leytha, Baden, Hamburg, Korneuburg, Röh, 

^ a , S t . Polten, Tuln, Ybbs, Wmdhofen an del Thaya, Zwettl 
"sinnm: (Patent vom 5. Apnl 1782, §. 1 ) . 

^l.) Nach der vie»ten Classe endlich sind die Talen bei den Gc-
'chten der ge r ings ten S t ä d t e , der M ä ' l k t e u n d D ö l -
*r abzunehmen (Patent vom 1. November 1781, §. 7; Patent 

° ° " 5. April 1782, §. 8 ) . 
. . Die Taxe ist nach jenel Classe abzunehmen, welche dem Orts-
^iirke zugewiesen ist, wo der Beklagte zur Ze,t der liti» Oontosta-
^ " , wegen seines Aufenthaltes oder semer daselbst befindlichen Ve i -
^"senjchaft, zu belangen war (Hofdccret vom 27. Jänner 1783). 
y. Gellchtstaxen sind m einem AuffoldelungS w,e m jedem andern 
?^cess«, nach der Eigenschaft des Gerichtes zu bestimmen, belwel-
3«N der Gegenstand verhandelt wnd (Hofkammerdecret vom 13. 
" « " ^ ^ 1 8 0 4 ) . 

Den Gerichtsbehölden derjenigen Städte, denen eine der oben-
^ßefühsten drei ersten Classcn zugewiesen »st, ist ledoch d»e Abnahme 
°'eser Hähern Taxe, ,n Rücksicht der unadel^en Partelen, nur m so 
">t e,ngeläumt, als sie die Gerichtsbarkeit mner dem Burgftleden 
^ Stadt ausüben; denn sollten sich die Gerichtsbehörden der zu emer 

^«n dre, ersten Classcn gehöngen Städte lh»e Gerichtsbarkeit auch 
s^ßer den Glänzen des städtischen Burgfriedens ausdehnen, so 
'°uen von dergleichen Genchtsbehörden m jenen Stleltsachen, dlege-
^ " «men außer dem städtischen Burgfrieden befindlichen unadeligen 
geklagten vorfallen, d»e Gelichtstaren nur nach der 4. Classe abge-
"blnmen werden (Patent vom 5. Ap,,l 1782, §.9.) . 
lv. Wenn endlich m c,ner Streitsache eme unprlvilegllte Parte» als 
Magier ciNtlttt, soll die Taxe, ohne Rücksicht, von welcher Gerlchls-
^vorde das Recht zu nehmen ,st, nach jener Classe aufgerechnet wer« 
/ " ' die für den OrtSbezirk ausgemessen «st, m dem die beklagte un-
Hllegllte Parte» ihren Wohnsitz hat (Hofvelvldnung vom 4. I«l» 
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§. 620. 
E i n t h e i l U n g der T a x e n in R u b r i k e n . 

Die Rubriken, nach denen die Gerichtstaxen bestimmt sind, Mb 
folgende: 

Erste R u b r i k e . 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
6 kr. 3 kr. 3 kr. 3 kr. 

I n diese Rubrike gehöret: 
») Jeder Bescheid, welcher von dem Richter über ein eingereicht^ 

Anbringen entweder in dem Zuge des ordentlichen Verfahrens, o^l 
lN der Erecutionsführung erthel'et wird, und nicht ausdrücklich Niit' 
telst gegenwärtiger Ordnung in eine andere Rubrike gesetzt worden»^ 

d) Jede Anschlagung eines Edictes. 
c) Jede Zustellung einer gerichtlichen Verordnung. 

Wenn jedoch die Zustellung in einem Orte zu geschehen hat, 
der von dem Gerichtsorte eine Meile oder mehr entfernt ist, solle" 
dem Gerichtsdiener für jede Meile 15 kr. gereicht und in der M ' 
rechnung der Meilen auch der Rückweg eingerechnet werden (Patent 
vom 1. November 178 t ) . 

Jene Bescheide, vermittelst denen die Partei auf Beobachtung 
nnd Erfüllung der G.O. gewiesen wird, unterliegen der ersten Rubrike 
der'Tax< (Hofdecret vom 27. Jänner 1783). 

§. 621. 
Z w e i t e R u b r i k e . 

1 . Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
30 kr. 15 kr. 12 kr. 10 kr. 

Hierher gehört: 
») Die Aufnahme einer mündlichenKlage in das Protokoll (§. ' ^ 

der a. G. 0 . ) . 
b) Die Verwilligung des Arrestes (§. 27b der a. G. O.). 
o) Die Verwilligung eines Verbotes auf fahrende Güter (§. 2s4 

der a. G. O.). 
ä) Jede Bewilligung einer gerichtlichen Erecutionsführung (§.302, 

304, 305, 307, 309, 310, 312, 314, 320, 321, 322 d.a.G.0.) 
e) Jeder Bescheid, mittelst dessen eine Tagsatzung erstreckt wird, 

(§. 32 dera. G . O . ) . 

§. 622. 

D r i t t e R u b r i k e . 
1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 

fl. 40. kr. fi. 20. kr. fi. 15. kr. fi. 10 kr. 
Hierher gehört: 

») Jede Ausfertigung deS Edictes ( § . 7 3 , 326, 360, 391 der 
a. G. 0 . ) . 
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Jedoch ohne Rücksicht, ob selbes an. mehreren Orten anzuschla-
U°N se» (Patent vom 1. November 1781). 

Dle Tare für em Amortlsatlonsedlct oder öffentliches Proclama 
"" jwül icdcsmal, das »st, so oft cm solches Ed>ct ausgesertlget, 

l/°ch nur Emmal ohne Unterschied abgefordert werden, ob d»e An» 
5 ^ung an mehreren Orten zu geschehen habe (Hofdecret vom 12. 
"pnl 1787). 
y.^) Jedes Ersuch-und Remlßschrelben, welches an einen andern 

achter oder an eme Obrigkeit ergeht, wegen Vernehmung emes 
^Ugen (§. 150 bera. G. O.). 

Beförderung' der Zeugenverhöre (§. 159 dera. G. O.). 
Zusendung des WalsenprotokolleS (§. 158 der a. G. O.) 

^ Ausführung emer bewilligten Erecutton, (§ .302, 304, 312, 
" , 320, 3 2 1 , 322 der a. G. 0.) 

. °) Jeder Befehl, welcher an cmen Gerichtsabgeordneten, Genchts-
^ ^ s , Kunstverständigen, Verwalter des Vermögens, Vertreter der 

^5e, Sequester m emer bloften Partelsache ergeht, 
l, ^) Jede von den Gerichtsdienern vorgenommene Executionshand» 

"» (8. 305, 314, 341, der a. G.O.) . 
s/) Jede gerichtliche VldlMllUNg einer Abschrift von emer Urkunde 
^'«43 der G. O.). 

§. 623. 

V i e r t e R u b r i k e . 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 

1 fi. __ kr. 30 tr. 20 kr. 15 kr. 

Hierher gehören: 
^) Alle Urkunden über folgende Angelegenheiten: 

K, Ueber Rechtfertigung des Ausbleibens bei. emer Tagsatzung (§. 33 
" a - G . o . ) . 

ß Ueber EltheUung einer die gesehmäsiige übersteigenden Frist zur 
"llattung einer Satzschrlft (§. 38, 45, 51 der a. G. O.). 
. . Ueber die Einwendung, daß dem Richter die Gerichtsbarkeit 
""gebü'hle (§.40 dera.G.O.). 

^ Ueber d,e Gestattung der m der Replik oder Dupllk belgebrach-
" Neuelungen (F. 48, 54 dera. G. 0 . ) . 

Ueber die Frage, ob die Vertretung statt habe (§. 60 d. a. G . O.). 
d Uebcr die Auflage des ewigen Stillschweigens bei emer Auffor-

^Ngsklage (§. 71. der a. G. 0 . ) . 
y, Ueber d»e Richtigkeit der Forderung eines sich bei dem Concurse 

senden Glaublgels (§. 81 der a. G. 0 . ) . 
.̂ Ueber Bestellung emes gemeinschaftlichen RechtsfreundeS (§. 86 
" a . G.O. ) . 

Ueber eme Vorrechtsklage (§.87 der a. G.O. ) . 
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Ueber Bestellung oder Bestätigung eines Verwalte:s der 9 M 
oder Ausschusses der Gläubiger (§. 91 der a. G. O.). 

Ueber die wegen Verthellung der Conculsmasse angebrachte^ 
Wendung (Z. 69 der a. O. 0 . ) . 

Ucber die Bestimmung der Frist zur El legung der Rechn«^ 
(§. 100der a.G. O.). 

Ucber die gerichtliche Einsicht cmer Urkunde §. 126 der a. O. "' 
Ueber die Frage, ob eine bedenkliche Urkunde bei Gerichtsha»' 

den aufzubewahren se« (§. 128 der a. G. O.). 
lleber d»e Erneuerung e«ner Urkunde (Z. 132 der a. G. O.). 
lieber e»n Urthe,l, welches auf Beschworung der Zeugnisse a«^ 

fällt (ß. 182 der a. G. O.). 
Ueber die Veranlassung emes Beweises durch Kunstverstä'ndls' 

(§. 187 der a. G. O.). 
" lieber die streitige Legung einer Urkunde (§.245 der a. G. ^ 

Ueber d»e Slcherstellung, Bedeckung oder andere gerlchtll^ 
Vo, kehrung bis zu erfolgendem Appellatlvnsurthelle (§. 259 d. d. G . ^ 

Ueber eme Nullitätsklage (§. 264 der a. G. O.). 
Ueber die Zulängllchkeltemerzur Hemmung der Erecution anĝ  

botenen Slcherstellung (§. 280 bis 289 der a. G. 0 . ) . 
Ueber d»e angesuchte Sequestration (§. 293 der a. G. O.). ^ 
lieber die zuei kannte Executlon auf eme eingestandene Schl" 

(§. 298 oer a. G.O. ) . 
Ueber die Frage: ob Jemand bei Behandlung der Gläubigers 

mehreren Stimmen beizutreten sel (§.358 der a. G.O.) . 
Ueber das Begehren wegen Abtretung derGüter (§. 366 d .a .G .^ 
Ueber d,e angesuchte Einsetzung in den vorigen Stand (§. 3 " 

der a. G. 0 . ) . 
d) Die Ausfertigung einer gelichtlichen Urkunde, 
c) Dle?lufnahme emes Eides be» einem streitenden Thelle. 

Be» Beschwörung /meS Zeugnisses (§. 148 der a. G. O.)> 
Bei emcm Kunstverständigen (§. 194 der a. G. O.). 
Einer eidlichen Angabe (§. 219 der a. G. O.). 

ä) Für d:e Inrotullrung der Acten (§. 240 der a. G. O.) ^ 
o) Für Zustandbrmgung eines gerichtlichen Vergleiches §. 2^ 

oder einer gel lchtllchen Behandlung der Gläubiger (§. 359 der a. G. l)'' 
Patent vom 1. November 1781). 

Für alle Unhelle die im Patente vom 1. November 1781 «'" 
ausdrücklich dcr vierten Classe oder Rubnko zugewiesen sind, lst .̂ 
Tare nach der sechsten abzunehmen, wenn auch daS Urtheil eine 3" 
ge emes m eben demselben Geschäfte vorangegangenen UrthnleS ^ ^ 
(Hofrescript vom 5. December 1794) und damit über dle Au f t ^ 
nung des eigentlichen Betrages der Urthellstare kem Zweifel entst^ 
sollen dle Richter m den Urthellen über eingeklagte Schulden auSdl^ 
cken, ob von den Beklagten dle Schuld eingestanden, oder aber >"' 
dclsplvchen worden ist (Hofoetrct von 17. Jänner 1783). 
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§. 624. 
F ü n f t e R u b r l k e . 

1 . Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
^ 3 f i . I s t . 30 kr. I s t . 45 kr. 
Diese findet S ta t t : 

2) Für ,edeS Classlfikationsurtheil §. 81 der a. G. O. (Patent 
" ° " 1. November 178t ) . 
soll ^ ° " ^ ^ ^ ^ " ^ " Concurse ergehenden Classlfikationsurtheile 
), .ledoch dle Urthnlstaxe nur emmal abgenommen, dagegen von den 
h" iugen, welche jedem Gläubiger von dem Urchelle, so viel seme 
^ " u n g betrifft, zuzustellen sind, nur dl« Schreibware nach der 7. 
Al,s^^ ^ " Taxordnung, w»e für jede andere vom Genchte enheilte 

' ^ ' f t bezogen werden (Hofdecret vom 12. I u m 1786). 
s«l» ^ ^ leden Tag, wo der Rlchter oder dessen Abgeordneter ein-
"pleltet (§. 151 der a. G. O., Patent vom 1. November 1781). 
bu» ^ " Taxe von 3 fi. für ,eden Tag, der zur Inventlrung, Schä» 
^ 8 , Fcllblethung e«nes m Streit oder Concurs verflochtenen Gu» 
h.^wendet worden, findet S ta t t , wenn auch mehrere Abgeordnete 

°"<chters eingeschritten wären (Hofdecret vom 27. Jänner 1783 ss). 
. ^3ur Verh'orung e«nes Zeugen m dem Genchtsorte (§. 151 der 
' ^ - 0 . , Patent vom 1. November 1781). 

Oder m dessen Wohnung (§. 1li8 der a. G. O.). 
^ Zur Beschlelbung, Schätzung, Feilbietung, in die Sperrneh-
^,"s emes im Streite oder Concurse verflochtenen GuteS (§. 75, 83, 
" , 323, 7.31 der a . G . O . ) . 

Zur Beaugenscheinlgung einer Streitsache (§. 189 d. a. G. O. ) . 
t«l,»> ̂ ^ " ' ^ ' " ^^ Zahl der Tage auch die, auf die etwa emschrei» 

e Reise verwendete Zelt eingerechnet. 
Ücl̂  übrigens den Ger»chtsabgeoldneten die ihrem Charakter an-
H H e Hl.olt und Fuhr unentgeltlich von der Parte» zu verschaffen 

Patent vom 1. November 1781). 
H D»e Dominien sind nicht befugt, für die Sperre der Verlassen-
^ ' Abhandlungen und für d»e Schätzung e,ne andere Taxe abzuneh« 
l?«7 ^^ welche d,e 5. Rubrik der Tarordnung vom 13. September 
t ^ ""schreibt; und ist durch dieselbe d»e bestandene vormalige Sperr-
l7°^nd Schätzungsgebühr aufgehoben (Hofdecret vom 21 . Jänner 

' , bezahlet 
1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
12 . f i . 6. fi. 4 f i .30kr . 3 f i . 

4l) 

http://12.fi
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Doch soll für die Verfassung des Protokolls bei den mündlich^ 
Nothdurftshandlungen, §. 28 der a.G. O., nichts gefordert, und al!° 
für die dcnParteyen aufAnlagen hinar.szugebendcn Beweggründe d< 
ergangenen Urthe>Is,§. 251 der a. G. O., nicyts andcrS alS die S c h ^ ' 
gebühr entrichtet werden. ., 

Für ein Urtheil hohem Richters, wodurch jenes deS untern^" ' 
tcrs bestätigt wirb, ist das Doppelte dessen zu zahlen, was für b< 
Ulthell des unteren Richters bezahlt wurde (Patent vom 1. Nove>"' 
der 1781). 

§. 626. 
S i e b e n t e R u b r i k e . 

Für jede Abschrift, welche die Partei von dem Richter verlad 
gel, «st zu bezahlen für die Seite: 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
4 lr. 2. kr. 2 kr. 2 kr. 

und soll der Richter sich hierbei gegenwärtig halten, die Parte" 
durch große Weitläufigkeit nicht zu tränken (llllxleiu). 

§. 627. 
Achte R u b r i k e . 

Für die gerichtliche Verwahrung eines in Streit verfanget^ 
Gutes ist da, wo kein ordentliches Depositenamt vorhanden ist, ^ 
Erfolglassung für daS bare Geld zu bezahlen , vom Gulden: 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
I kr. '/2 kr. ^ kr. '/z kr. 

F ü r S c h u l d b r i e f e : 
'/»kr. V«l r . > k r . V« kr. , 

.Wo dagegen eigens bestellte Deposirenamrer vorhanden sind, hat' 
de» derselben Einrichtung zu verbleiben (Patent vom 1. November 1?8"' 

Bel Crfolg!assungen ln Streiisa6)en ist jene Taxe abzunehwA 
welche in demGcsetze dem wegen jener Erfolglassung ergangenen"" 
terlichen Acte zugewiesen sind (Hofdecret vom 27. Jänner 1784)» 

N e u n t e R u b r i k e . 
Für Bewilligung der Advokatur ist zu bezahlen in der Haupts 

mit Einbegnff der Prüfung: 100 fi., auf dem Lande 25 si. ^ 
sollen diese Taren dem auf dem Lande aufgenommenen Advokaten ^ 
mals, wenn er sodann «n der Hauptstadt angenommen wird, zu ^ 
ten, gerechnet werden (Patent »cm 1. November 1781). 

§.. 628. 
A l l g e m e i n e B e o b a c h t u n g und K u n d m a c h u n g bel 

T a r o r d n u n g . 
Diese eben auseinandergesetzte Tarordnung hat allgemein zu ^ 

ten und alle diesMls bestandenen Gesetze und Gewohnheiten ams 
hoben und unwlltsam gemacht (Lnäcm §. 1). 
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. S»e soll von den streitenden Parteien genau beobachtet, von 
en Nlchtein nicht übelschotten, und m der Kanzle» jeden Genchtes 

iUr steten Einsicht aufbehalten (Patent vom 1. Nooembe» 1781, §. 14), 
Ud bei allen Gerichten, untci unvelmeldllchcr Straft, lN der Amts« 

' ^ > an einem der Einsicht eines jeden bequemen Oite, stets aufge« 
en gehalten werden (Hofdccret von» 30. September 1785). 

§. L29. 

Welche Taxe f ü r Kuns tvers tänd ige und Schieds
r ichter best immt lst. 

Die Belohnung der Kunstvelständigen, für d>/ in der allgemein 
>^ Ta^oldnung eine gewisse Taxe nicht bestimmt wmde, soll für den 
? ^ , dasi sich die Pmtel mit «hnlN nicht gütlich emvelstünde, von 
. ^ 9llchtei, nach Veinehmunq dls einen und andein The,les, de» 
lNiMet, und hieibel a„f d,e angewendete Muhe, auf die Beschaffen-

^>t der eingeschiltlenen Kunst, und auf den Stand del Kunstoelstan-
H " selbst, Rücksicht genommen weiden (Patent vom 1. November 
^ , § . 1 3 ) . 
^ Den Schledsllchtc'.n stehet zwai f ie l , sich Mit den Palteien, 
.^en lh,el Belohnung, elli;uveistehen,«renn jedoch dieserwegen Nichts 
.°le veiabledct wölben, und Sneit entstünde, sind selben keine an-
^ N Taxen zu gestatten, als die ,n gegenwältlger Oldnung üusge-

^en sind (U<iäem §. 14, Patent vom S. April 1782). 

§. 630. 

Z ä h e r e B e s t i m m u n g e n bei den U r t He i l s taxen . 

l . Zur Classlsiclrung der UrthcilStare nach der 4. Nubr«ke, oder 
n/"ber6. Rubllte, hat der Unterrlchter bei eisten Instanz ,n den 
de». " " ^ ^ eingerlaqtc Schulden jedes Mal auszudlücken, ob von 
H Beklagten die Schuld eingestanden oder wldelsplochen wölben 

(Hofdccret vom 17. Jänner 1783). 
,.y Von dem »n einem Concuise ergehenden Class«.sicatlonsu:theile 

"le Ultheilstare nur c,nmal abgenommen weiden, 
ch, dagegen soll von den Auszügen, die jedem Gläubiger von sol-
^ ^»thellen, so viel seine Foldeiung betilfft, zuzustellen sind, nur 
^.^chrelbtare nach der 7. Rubnke wie für ,ede andere vom Glnchte 

""lte Abschrift bezogen weiden (Hofdecret vom l2. Juni 1780>. 
se„ ^°bald endlich das Ulthcll von dem Nichter Nicht nur beschlos-
h'landein dergestalt clpedlletist, daß eS nur mehr an der Zufiel-
st^ beruht, muß die Ultheilstaxe bezahlt weiden, wenn auck die Zu« 
d A an d,e Palte», oder den untnn Rlchtcl, auf Vellangen 
y^^artelen, die sich ausgeglichen haben, oder von dem Piozesse 

'"hen, unterbleiben sollte (Hofdecict vom 14. September 1787). 
40 i 



766 I. T h e i l . V l I . A b h a n d l u n g . 

§. 031. 

W e r jene Taxe zu e n t r i c h t e n schuldig ist. 

Jedermann, wessen Standes, Charakters, Religion oder WÜrl< 
derselbe sey, ist, in Rücksicht der GerichtScaxe in Streitsachen, ^ 
gleiche Art zu behandeln; auch hat zwischen o'sterreichlschen Unterthü' 
nen und Fremden tem Unterschied Statt (Patent vom 1 . Novell 
der 1781 § . 2 ) . 

D»e für Juden sonst bestehenden doppelten Gerichts« und KA 
zleitaxen sind daher durchaus abgestellt (Patent vom 2. Jänner 1?" 
§. 23). 

Die Taxe hat in der Regel jede Partei zu bezahlen, auf del^ 
Anlangen die der Tare unterliegende richterliche Erledigung, Vell^ 
gung, Zustellung oder sonstige Emschrettung geschehen ist (Pattl> 
vom 1. November 1781 §. 3 ) . 

Nur dle, für die Inrotulirung der Acten und das Urtheil ^ 
stimmte Taxe, haben beide Parteien zugleich zu entrichten (Pate» 
vom 1 . November 1781 §.3., Hofdecrct vom 24 Dezember 1787). 

§. 632. 

W a n n jede streitende P a r t h e i die Taxe zu zahlet! 
ha t . 

Jede der streitenden Parteien hat zu zahlen: 
1 . Die für ein Urtheil der eisten Instanz bestimmte Taxe (Pütt» 

vom 7. August 1782). 
2. Die für ein Appellat,onSurthcil, wodurch der Spruch der erM 

Instanz entweder ganz oder zum Ti)e»lc abgecindcit worden ist, ^' 
stimmte Tare, welche von ihr für das Urtheil der eisten Instanz °̂  
zahlt worden ist sNul^m c ) , welches auch für /ene Fälle zu gelt/" 
hat, wenn beide Theilc zugleich über ein aus mehreren Puncten ^ 
standeneS Urtheil die Appellation ergriffen hatten (Hofdecrct volN ̂ ' 
September 1785). 

Um jedoch den Weitläufigkeiten auszuweichen, welche die E^ 
treibung der Taxe für e«n in contumaciam ergangenes Unheil, ^ 
zenen Parteien veranlaßt, die abwesend und Mit keinem von ihl<^ 
eigens begewaliigten Rechtofreunde versehen sind, sollen in solch^ 
Falle die Urtheilbtaxe von dem Kläger auch für den Beklagten, g ^ 
das ihm am letztern zustehende Erholungsrecht bezahlt weiden ( H ^ 
beeret vom 1. Dezember 1786). 

§. 633. 

W a n n die Taxe n u r e ine P a r t h e i zu zah len hat. 

Für ein Appellationsurtheil, wodurch der Spruch der ersten 5A 
stanz bestätiget wird, hat diejenige Partei, welche appclliret hat, ^ 
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Doppelte der Taxe, dle von ihr für daS Urtheil der elften Instanz be-
«Mt wolden ,st, zu entrichten. 

Dagegen hat ,ene Partei, wldcr welche die Appellation ergriffen 
""den »st, e,ne Urthellstaxe in diesem Falle mcht zu bezahlen (Pa> 
" " v o m 7.August 1782 b) . 

§. 634. 

W a n n l e i n e Taxe zu f o rde rn ist. 

I n folgenden Fällen ist keine Taxe zu fordern: 
^ ' . 3ür IntlMatlonSdecrete derAppellatlons- und Revisionsurtheile 
>l elne besondere Taxe mcht zu fordern (Hofdecret vom 27. Jänner 
"83. I.). 
. n. Beschwerdeführunqen und Recurse von einem ober« Rechter wi« 
z/ Aen unteln, sind Tax« und Stämpelgebühr frei (Hofdecret vom 
" - Jänner 1784). 
. .e« Für die dem Richter obliegende Zustellung der Urtheile ist 
t,!Ü! besondere Zustellungstaxe zu fordern (Hofdecret vom 5. Sep, 
"mber 1752). 
««^ D,e Bestimmung einer eigenen Moderirungstaxe ist ganz über« 

>>'g; denn entweder 
s ?' sind d,e Gerichtskosten schon in dem Urtheile über die Haupt« 
^ ges t immt , gemindert oder aufgehoben worden, und folglich ist 
, ^ Mäßigung der Genchtstosten »n dem nämlichen Urtheile Mltbegrif« 

n, »vyfür also ke,ne besondereModenrungstaxe gefordert weiden lann, 
°le Urthellstare ohnehin zu entrichten kommt, oder 
b. d^ Paiteien sind unter sich in qnlili et <i,lanto dergestalt strei« 

H baß »hretwegen dle Anstände oder wechselseitigen Behelfe, münd» 
s^°ber schnftllch, verhandelt weiden, und die Sache durch em be-
^deres förmliches Ul thell w»e ,ede andere Streitsache entschieden wer« 
iw! ? " ^ ' "nb da ,st gleichfalls nur die gesetzmäßige Urthellstaxe ab« 
'""eyMen, oder aber 
Kick ^ " Partelen sind über die schuldige Bezahlung der Kosten zwar 
yy «Mlg, dieselben vergleichen sich aber, »n Ansehung der Mäßigung 
llnl !?"lchte in der Güte, ohne daß außer dieser gerichtlichen Ver-
j""llung hierüber ein besonderes Unhell geschöpft wi ld; und da tritt 
H°Taxe em, die für Bewukung emes zeden andern gerichtlichen 
gleiches in der 4. Rubrcke rorgcschr,eben ist (Hofdecret vom 22. 
^Ntler 1788). 
lla^' ^"lchts«Abforderungen haben von Amtswegen, ohne Taxab« 

" " « , zu geschehen (Hofdecret vom 27. Jänner 1783. b.). 
. Endlich sind von Entrichtung der Ge»lchtstaxen befreit: 
' Der F,skuS oder Unterihans«Advocat. 

lala ^ " ^ ^ ^ Taxordnung »st d»e Taxbefreiung der durch das Fis-
o.""it vertretenen UnterthaneN Nlcht aufgehoben (Hofdecret vom 2 i . 
^"Ner l78Z. i>. 
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Bei Vertretung der Unterchanen in Rechte, die aus dem Bo^ 
der Untelthanigkett stießen, ohne Untelschled, er mag als Kläger o^ 
Beklagter auftreten, er mag siegen odel unterliegen, tritt daher T<̂  
frelhelt em. 

Er genießt auch Stämpelfrecheit. 
Jedoch sind die ihn treffenden Gerlchtstaren und Stämpels<' 

bühren, bis zum Ausgange des Prozesses, inzwischen vorzumerkell» 
damit, auf den Fall , wenn del GegeNthell des FlskuS l« den Elf« 
der Genchtskosten verurthellr winde, dlese volgcmelkce Tax« u»' 
Stämpelgebühr von dem Gegenteile zum Taramte eingebracht w ^ 
(Hofdecret vom 7. Novembel 1791). 

Diese Befreiung von der Gerlchtstave wild übrigens dcM ^ 
genthelle nur dann emgclaumt, wenn das Flsralann dulch Urthellll 
den Ersatz der Unkosten ve»sallt wnd (Hofdcclet vom 1. DezeM^ 
1785). 

Obangcführte Tax« und Stämpelfrelheit hat ferner auch da«' 
S ta t t , wenn, Mit Bewilligung des Gcnchtes oder der Landesstell<< 
statt des F,skus oder Untcnhanö'Advocaten, em anderer RechlsfreU<' 
die Unteithanen oder andere zul fiötalamtlichen VelNetung befugt 
Partelen verrlltt. , 

Hier sind endlich, hinsichtlich des Taxbezuqes, 3 Fälle mögM 
») Es werden die Gerichtskosten gegen einander aufgehoben;'^ 

diesem Falle werden die für den Flokus oder für den UntelthanS'^ 
vocaten vorgemerkten Tax» und Stä'mvelqebuhren nachgesehen. 

b) Der Gegenthell wlrd »n den Ersatz veluirhellr. 
Hier hat der FlskuS ° oder Untcrthans- Advocat sämmtllche O^ 

richtstaren und Stämpelgebühren, nach deren voischrlftmäßlg e«nzÛ  
gendem Verzeichnisse, von der Gegcnpcutel elnzubimgen, oder 

c) der FiSkus wird »n den Elsaß der Unkosten verulthellt, dal̂  
bleibt der Fiskus oder Unterthans-Advocat von den für seine Sch^ 
ten, Expeditionen u. dgl. aufgelaufenen Tax« und Stämpelgebühl^ 
zwar für se,ne Person befielet; hingegen müssen diese Gebühren, n>ê  
er daS Aeranum vertreten hat, vom Aeranum, hat er aber einen ^ ' 
terthan vertreten, von diesem entrichtet melden (Hofdecret vom "' 
November 1791). 

Feiner ,st der Flskus taxfrei: 
1.) Bei Vertretung der aufgehobenen Klöster, Stiftungen »^ 

Bruderschaften. 
I n der Regel hat hier das Taxamt die in dergleichen Rechts!"' 

chen aufgelaufenen und den Fiskus betreffenden Taxen und übrigens 
bühren »«zwischen nur vorzumerken, nach Erledigung emer selcht 
Stlettsache aber, die volgemelkte Taxe der vorgesetzten Landessteut' 
und d,ese dieselben der vereinigten Hofstelle einzeln m einem Velzelcp' 
Nisse anzuzeigen, um sie sofort bei» dem gehörigen Lande für das 3" ' 
amt anweisen zu können (Hofdecret vom 30. I u m 1785). 

Nicht nunder ist fiel von den Taxen 
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... 2.) daS Armen-Institut ohne Unterschied/ ob es nur ein eigent-
' M Vermächtnis; aus einer Verlassenschafr erhält, oder zum Erben 
"Ngchher wird, desgleichen das Invaliden-Institut («oäow §. 2) . 
^ 3.) Der Massavertrcter bel Eoncurs-Prozessen. Doch sollen die 
^laubiger, die nut ungegründeten Forderungen sich bei dem Concurse 
^gemeldet haben, und daher in den Ersatz der Kosten verurcheilt 
T^oen, auch alle diejenigen Taren in daS Taramt abzuführen schul-
's seyn, welche der Vertreter der Masse, wenn er nicht die Taxfrei-

^ t geno'ße, zu bezahlen gehabt hätte (Hofdecret vom 7. September 
"89. Patent vom 28. Februar 17U4). 
. . . Diese Vcfll'iung dehnt sich auch auf den Postporto, auf den 
Kampes, auf die Schreibgebühren, kurz auf alle wegen des Concur-
/. iu zahlenden und den gedachten Vertreter angehenden Taren und 
Öligen Gebühren, sie mögen bei der Concursinstanz selbst, oder bei 
>Ner andern Instanz vorfallen, ohne Unterschied aus. 

.Doch haben die gerichtlichen Taxamter, hinsichtlich der mit un-
^gründeten Forderungen, bei dem sich gemeldet Habenben, und daher 
^ den Ersatz der Unkosten verurtheilt werdenden Gläubiger, derglei» 
H«N den Massaucrtrerer betreffenden Tax-, Postporto--, Stämpel« 
^ Schreibgebühren, bis zum völligen?lusgange des Concurspro« 
W s , in der Absicht inzwischen vorzumerken, um selbe alsdann, ent-
^der von der in den Ersatz der Unkosten verurtheiltcn Partei einzu
engen, oder in die Nachsicht setzen zu können (Hofdecret vom 19. 
""ober 1739). 

Z. 635. 

Fortsetzung. 
4.) Bei jenen gerichtlichen Verhandlungen, welche über die An-

?^dung einer Forderung bei einer Concursmassa vor sich gehen, ist 
"ne Taxe abzunehmen, wenn die angemeldete Forderung die Summe 

°°N 56 fi. nicht übersteigt (Hofdecret vom 15. Jänner 1787). 
. Auf jeder Schrift, die in dem Laufe der Liquidirung einer sol-
^ u Schuldforderung überreicht wird, ist von außen bei der Rubrike 
Uch das Hll.inwm der bei dem Concurse angemeldeten Schuldforde-
"Ng beizusehen (Hofdecret vom 5. März 1787). 

.. Allen, in einer Concursmasse verflochtenen Parteien, welchen an 
dlen Forderungen aus der Concursmassa nicht mehr als 56 fi. zu-
.̂sben, ist künftig die Iuramentstare nachgesehen, in allen übrigen 

""llen aber hat es über die von den Gläubigern eines Concurses ab« 
Agenden Eide bei der derzeit bestehenden Taxe sein Bewenden (Hof« 
" "e t vom 18. Mai 1781). 
H, 5.) Parteien, welche durch obrigkeitliche Zeugnisse oder sonstige 
^eg'e glaubwürdig ihre Mittellosigkeit darthun, nach der sie, außer 
,k" Unentbehrlichsten Lebensbedürfnissen, nichts besitzen; und es sol-
^ im Falle als eine mittellose Partei mir einer vermöglichen stritte, 
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die Taxe nur zu dem Ende angemerket werden, damit, wenn d i e M 
mögliche in den Ersatz der Gelichtökosten verfallen sollte, von ihr d" 
Betrag der Tare abgenommen werden möge (Patent vom 1. Nooew' 
ber 1781 §. 8 ) . 

Zur Erlangung der Tarnachsicht in Streitsachen ist jedoch ^ 
offiziöse Vertretung allein kein hinreichender Grund, sondern es Ŵp 
vorerst die gänzliche Mittellosigkeit durch rechtliche Beweise dargethüll» 
und überhaupt, ehevor alles, was der §. 8 des Tarpatentes in Str«>^ 
fachen vorzeichnet, erfüllet werden (Hofkammerdecret vom 9. AugF 
1804. Hofkammerdecret vom 2 t . Jänner 1800). 

Da übrigens die Tcrnachsicht nur jenen Armen zusteht, dene? 
eben wegen ihrer Armuthauch die unentgeltliche Vertretung vonAlllt»' 
wegen zu Statten kommt, so haben die Gerichtsbehörden, wenn >>' 
einer des ArmenrechteS theilhaften Partei einen Rechtsvertreter vt" 
Amtswegen zugeben, jedesmal auszudrücken, ob und in wie weit d< 
Vertretung zu geschehen habe, damit nur in jenem Maße der arw^ 
Partei die Nachsicht der Tare zu Theil werde, in welcher selber d> 
unentgeltliche Vertretung zu Statten kommt (Hofdecret vom 3. W> 
1793. Hofdecret vom 4. November 1793). 

Die den unentgeltlichen Rechtsvertreter bestellenden Gerichts 
Horden haben jedesmal ausdrücklich beizusetzen, das,, wenn der Adv^ 
cat nach geendigtem Rechtsstreite für seine Mühe die Bezahlung <s 
halten würde, in diesem Falle auch die rückständigen, und daher einst 
weilen vorzumerkenden Gerichtstaren ersetzt werden müssen, und d«' 
her auch der zur unentgeltlichen Vertretung bcigegcbene Advocat l< 
diesem Falle für die rückständigen Taxen zu haften habe (Hofdecl" 
vom 21. November 1793). 

Dem zur Vertretung eines Armen ex officio aufgestellten Ad"^ 
caten sollen endlich in den Fällen, wo sein Gegentheil in den Ers« 
der Unkosten veruptheilt wird, auch jene Gebühren ersetzt werden/ ^ 
er sonst von einer ihm zahlenden Partei abzunehmen berechtiget gelv? 
sen wäre (Hofdecret vom 2. August 1784). 

tz. 636. 

W i e sich be i B e h e b u n g der T a x e n zu benehmen sei« 

Von jedem der Taxe unterliegenden richterlichen Acte, ist tlt 
ausgemesscne Tare insbesondere ohne Anstand abzunehmen (Hofdecret 
vom 27. Jänner 1783). . 

Den Betrag der Taxe hat ber Richter auf jedes einzelne StU" 
der der Tare unterliegenden Schriften genau anzumerken, die Partel 
aber sich angelegen zu halten, den angemerkten Betrag des ehesten^ 
jedoch Niemanden, als dem Nichter selbst, oder der von ihm zur E ^ 
Hebung der Taxen eigends angestellten beeidigten GerichtSperson, ab' 
zuführen; widrigens sie dem Richter für die nicht eingegangene Tatt, 
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"geachtet der an einem Dritten erweislich geschehenen Entrichtung zu 
" M n hat (Patent vom 1 . November 1781. §. 9 ) . 
. UebrigcnS ist, wegen unterlassener Berichtigung der Taxe, mit 
. "er richterlichen Verfügung, Erledigung oder Zustellung zurückzu» 
am 3 ' ^"bern der Betrag der Taxe einstweilen vorzuschreibenj und 
,3 ^nde jedes Monats sind die haftenden Ausstände einzutreiben 
^oäeui§. 10). 

§. 637. 

H a f t u n g des R e c h t s f r e u n d e s f ü r die V a r e seiner 
P a r t e i . 

c Der unterfertigte Nechtsfreund hat für die Tare seiner Partei zu 
v« . D°H stehet ihm bevor, bei Uebernehmung einer Streitsache 
»^ seiner Partei einen verhältnißmäßigen Betrag zu fordern, und 
"p damit sicher zu stellen (Noäem §. 11). 
. Dem Richter ist die Macht eingeräumt, den saumigen Rechts-
l l a ! ^ ' oder, wo deren keiner eingeschritten ist, die Partei selbst, 
"<h Verlauf des Monats, durch den Gerichtsdiener, wegen der bin» 
tn de« 8Tagen zu geschehen habenden Berichtigung der Taxe, erinnern 

v^ssen, und wenn die Erinnerung fruchtlos verstreichen sollte, den 
.Wand durch den schleunigsten Weg der Execution, nach Vorschrift 

'30?, §. der a. G. O. einzutreiben (Noävw g. 12). 

§. 638. 

^nn die b e r e i t s behobenen T a x e n den P a r t e i e n zu« 
rück ersetzt w e r d e n müssen. 

Die bereits behobenen Gerichtstaxen sind zu ersetzen: 
h 1-) Wenn die Grundherrschaften auf dem Lande Streitigkeiten 
^ "nterihanen in erster Instanz zum Rechtswege ziehen, welche 
«llck - ^ Gesetze .zur politischen Verhandlung zugewiesen sind, 
dern« ' ^ weitcrn Rechtszuge von dem Appellalionsgerichte, ein-
handlich mit der Regierung, als politische Gegenstände erkannt 
llli! ' ^'" ö " " " die ganze rechtliche Verhandlung aufgehoben wird, 
^ .b«n Parteien alle bereits bezahlten Taxen zurückzuzahlen sind, 
nva ^ übrige Schade zu ersetzen ist (Regierungsdecret vom 9. Au» 
° ' t l?93) .Oder 
terz ^'^ ' "^"" ber Oberrichter in der Verhandlung des untern Rich-
z^ «ine Nullität von Amtswegen findet, und dieserwegen die nöthige 

">ung an selben erläßt, 
abiu ̂ ^ " '^ ^" '̂ ^^ ^erm ergehende Verordnung eine Taxe nicht 
g/""ehmen, und es sind bei befundener solcher Null i tät, die eine 
ziw , " ^ Verhandlung nach sich zieht, alle entrichteten Taren zurück« 
den < (dofdecret vom 10. September 1780. I.it. b. Kundgemacht 

17. September 1789). 
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§. 639. 

E i n t r e i b u n g s m i t t e l der G e r i c h t s t a x e n . 

Zur Bezahlung der rückständigen Gelichtstaren »st kein Pönf^ 
vorzuschreiben, denn die Taxordnung vom Jahre 4781 bestimmt, ^ 
der Richter den Ausstand solcher Taxen durch den schleunigsten O^ 
der Execution nach Vorschrift des Z. 30 der allgemeinen GesetzordnuA 
einzutreiben habe. Schließlich wird erinnert, daß die Genchcstaxcn mA 
durch die politischen Unterbehörden, sondern durch die Richter M 
in de»» gesetzlichen Form betrieben und gehörig eingebracht wet^ 
müssen (Hofkammerdecret vom 16. März 1817). 

db) Von den Taxen in den Geschäften des adeligen 
Richteramts. 

§. 640. 

U m f a n g der G ü l t i g k e i t der d i e s f a l l igen Tax ordnuNs' 

Durch die Taxordnung vom 13. September 1787 wurden «A 
jene Taren vom 1. November 1787 angefangen aufgehoben/ w«^ 
über das adelige Rlchteramt allein bisher bestunden oder abzuneh^ 
gewöhnlich gewesen sind. 

Dadurch wurde aber die Tarordnung in Streitsachen vom 1. A 
vember 1781 Nicht un mindesten beirret, sondern m allen Slre»tl? 
chen sind die darm ausgemesscnen Taxen unabänderlich so abzU«^ 
men, w»e die Tarordnung vom 1. November 1781 eS vorschreibt (H"" 
decret vom 24. Dezember 1787). . 

Inwiefern die Grundbuchs- oder gruntherrllchcn Taren l«" 
Stat t haben, kommt vor. 

I n allen übrigen dort nicht vorkommenden Fallen aber ist sich ". 
die neue Tarordnung vom 13. September 1787 zu halten; und < 
dürfen für die Errichtung und Verfassung der Prwaturkunden i« ^ 
weit ke»ne Gebühren pass»rt werden, als etwa Jemanden, welct)^ 
die freie Verwaltung seines Vermögens zustehet, der Zwang M 
muthet werden wollte, daß die Urkunden vor Gericht errichtet »vel^ 
sollen (Hofdecret vom 3. April 1788). < 

Die Iustljiä're und Wlrthschaftsä'mter sollen in Ausübung ^ 
adeligen Richteramtes teme andere, als lediglich die in dieser ^ 
ordnung ausgemessene Tare abnehmen (Hofdecret vom 29. Mai 1?s^' 
und dl« sogenannten, wie immer Namen habenden Beamtencs^ 
bleiben unter der im Gesetze vom 8. Jul i 1788 bestimmten St»'"! 
des 4fachen Betrages ein fiu allemal abgestellt. 
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§. 64 l . 

welche Behö rde d»e Taxen des ade l l gen R i c h t e r a m -
tes zu beheben hat . 

h . Die Behölde, welche das adelige Richteramt ausübt, hat auch 
' Recht, die dlesifallcqen Talen zu beziehen. 

. Da lm Geschäft des adellgen Richteramtes an den hohen Rlch-
r nichts anders gelangen kann, als wenn übel versäumte Amtspflicht 

? . ^ den Richte! eister Instanz Veschwclde geführt, oder m e,nem 
so ^ . 3 a l l e von dem hohen Richter von Amtswegen eingeschickt wird, 
' lst über de»gleichen Geschäfte an d>e hohen Behörden k.'lnc Tare 
"Zunehmen. 
, . Dagegen ist von der hohen Behörde bei Erledigung des Necur-
' ° sorgfältig dmauf zu sehen, ob b»e Partei den RecmS muthwllllg 
).^gt, oder der untel« Richte: den Recms duich offenbar versäumte 

lNtgpsil̂ ^ vel anlaßt hat, «n welchem Falle die Parte« oder der Rlch» 
. ^iu «mcr ve^haltnisimäßigen Geldstiafe zu verulthellen, und diese 

den Taifond abzufuhzen ist (Patent vom 13. September, 1787 §. 9 ) . 
. Zu Folge höchste: Ve»ordnung vom 7. Dezcmbe, 1798 K. 9 wur» 

b endlich sammtllche unteigeoldnete Justizbehörden beauftlagt, sich 
n?H der, an dai böhmische Appellat,onsgerlcht ergangenen höchsten 
^schuft vom 8. Aplll 1790, d,e m der Sammlung der Iustlzge-
^ Weiland Seiner kaiserlichen Mazestät Leopold deS Zweiten nö 
. ^ 10 enthalten «st, und welche die Velehiung erthellet, w«e sich m»t 
. ^ Taibezugc bei den »n den (Geschäften deS adeligen Rlchteramtes 
^fallenden Delegationen zu achten sc«, ,n vorkommenden Fällen ge-
' "zu benehmen (Äppellatlons-Clrcular vom 14. Dezember 1798). 

§. 642. 

W e r ,ene T a r e n zu en t r i ch ten hat . 

^ Jedermann, ohne Rücksicht auf Stand, Würbe oder Religion 
y' i b'nsichtllch der Taxen bei Geschäften deS adeligen Rlchteramtes, 
d ' gleiche Al t zu behandeln. Auch hat zwischen den Emgebornen und 
, ^ ' n gleich« Geschäfte velfiochtenen Flemden kem Unterschied Stat t 
patent pom 13. September 1787 §. 1 ) . 
0ei> « ^ " ^ " ' ^ ^ " ^ " 6 die Partei zu zahlen, auf deren Anlangen die 

'Tare unterlleaende richterliche Erledigung, Verfügung, Zustellung 
" ^nstlge Elnschreltung geschehen ist. 

. Nur wenn eine richterliche Verfügung auf ein Ansuchen ergeht, 
n. ium Volthelle emes Mündels geschieht, ist d,e Tare auS dem 

«linögen deS MündelS zu entrichten (Patent vom 13. September 
" U 7 § . 2 ) . 
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§. 643. 
W o h i n die Taxen des ade l i gen R i c h t e r a m t e s zu 

f l i e ß e n haben. 

Alle adeligen Richteramtstaxen haben bei l. f. Stellen in dt« 
Tarfond, bei Magistraten in die städtischen Cafsen, bei Domimcsl' 
gerichten in die herrschaftlichen Renten, bei Dinasten und IuriSdice«' 
ten in derselben eigenen Cassen zu fließen. . 

Unter keinem Verwände sollen sie von einem zur AmtSoerw«" 
tung bestimmten Beamten bezogen werden. 

Jeder dieser Beamten har daher sich mit der vevhä'ltnißmä'ßigetl' 
von denjenigen, der ihn zu bestellen hat, auszumessenden BesoldlW 
zu begnügen, und an Taxen von seinem Dienste nichts anders zu ŝ  
nießen, als waS ihm bei Entfernung von dem Orte des Gerichts^ 
des in eben dieser Taxordnung eigens bestimmt wird (Patent von» 1' ' 
September 1787 §. 14). 

§. 644. 

A r t der T a x a b n a h m e u n d A b f u h r . 

Den Betrag der Taxe hat der Richter auf jedes einzelne Stii" 
der Schriften, welche der Taxe unterliegen, genau anzumerken. 

Die Abfuhr der Taxe muß an den Nichter selbst, oder an die v»" 
ihm zur Einhebung der Taxen eigens angestellte beeidigte Gerichts 
Person geschehen, und hat die Partei, ungeachtet der an einen Dw' 
ten erweislich geschehenen Entrichtung, dem Nichter für die al lenM 
nicht eingegangene Taxe zu haften (Patent vom 13. September I M 
§. 10). 

§. 645. 

Un te r lassene T a x e n t r i c h t u n g h a t d ie Amtshand lung 
nicht zu hemmen. 

Wegen unterlassener Berichtigung der Taxe ist mit keiner rich' 
terlichen Verfügung, Erledigung oder Zustellung zurückzuhalten, so"'' 
dem der Betrag der Taxen einstweilen vorzumerken; am Ende eineS jedt" 
Monates sind dann die haftenden Ausstände einzutreiben (Patent vo>" 
13. September 1787 §. 11), und wegen rückständiger Taxen sind d^ 
Erpeditionen nicht zurückzuhalten (Hofdecret vom 19. Ma i 179s? 
Circular vom 26. Mai 1798). 

§. 646. 

E i n t r e i b u n g rückständiger T a x e n dcS a d e l i g e n 
R i c h t e r a m t e s . 

Dem Richter wird in dieser Rücksicht die Macht cingeräumet' 
demjenigen, der die Taxe zu bezahlen hat, und darin säumig ist, na? 
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"erlauf des Monats durch den Gerichtsdiener erinnern zu lassen, daß 
l binnen der nächsten 8 Tage den Rückstand berichtige. 
. Wenn diese Erinnerung fruchtlos, und die eingeräumte Zeit ver» 
Elchen ist, soll der Rückstand, nach Vorschrift des §. 307 der allge
meinen Gerichtsordnung, eingetrieben werden, und zwar so, daß so» 
A^ch ein Gerichtsdiener an den Rückständler abgeschickt werde, wel» 
3 " ohne Weitern, so viel die Taxe beträgt, von den vorsindigen Hab« 
haften abnehme. 
« Das Abgenommene, so weit es in Fahrnissen und Gerüchen be-
d' !>. ^ ^ " ^ " " ^ ^ vorfallenden gerichtlichen Feilbietung verkauft, 
l«Tare entrichtet, und Falls etwas übrig ist, solches dem Eigenthü» 

" " ausgefolgt werden (Patent vom 13. September 1787 § .12) . 

§. 647. 

M a ß s t a b be i B e s t i m m u n g dieser Taxe . 

< Sämmtliche Taxen sind, nach ihren mancherlei Rubriken, Z.652, 
" 4 Classen unterschieden (Patent vom 13. September 1787. §. 2 ) . 

Erste Classe. 
1.) Wenn das VerlassenschaftS-, Pupillar« ober Curatelvermö-

?^ , Nach Abzug der richtig erkannten Schulden, wenigstens 20000 fi. 
"ragt, oder 

^. 2.) die richterliche Amtshandlung über ein Partikulargeschäft ein-
^ t , dessen Gegenstand wenigstens zu einem Werthe von 4000 fl. 
"lchet (Loäom§. 3 ) . 

Zweite Classe. 
. 1.) Wenn das Verlassenschafts., Pupil lar- oder Curatewermö» 
?^«ach Abzug del richtig erkannten Schulden, wenigstens 10000 fl. 
"rügt, oder 

.. 2.) die richterliche Amtshandlung über ein Partikulargcschäft 
r?^ ' t t , dessen Gegenstand wenigstens zu dem Werthe von 2000 si. 
"He t (Noäem§.4 ) . 

Dr i t te Classe. 
A . 1.) Wenn jenes Vermögen/ nach Abzug der richtig erkannten 
Lu iden , wenigstens 5000 fi. beträgt, oder 
^ 2.) die richterliche Amtshandlung über ein Partikulargeschü'ft ein-
^ " » dessen Gegenstand wenigstens zu dem Werthe von 1000 fi rei-
^ " (Loäem §. S). 

Vierte Classe. 
h.. Nach dieser Classe ist in allen Fällen vorzugehen, die nicht aus-
<-d!^ch zu einer der vorhergehenden höhern Classen bestimmt sind 
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§. 648. 

W a n n d i r T a x b e f r e i u n g e i n t r i t t . 

Wenn das VerlasscnschaftS-, Pupillar- oder CuratelverMogel" 
nach Abzug der richtig erkannten Schulden, nicht wenigstens IVl) ?' 
beträgt, »st keine Taxe abzufordern. 

Eben so ist in den Partlkulargeschäften demjenigen Theilnehlttt^ 
den keine Tarc anzurechnen, welcher durch obrigkeitliches Zeugmß/ 
oder sonst glaubwürdig eine solche Mittellosigkeit darlhun kann, dük 
er, außer den unentbehrlichsten Lebensmitteln, nichts besitzet (Pat<^ 
vom 13. September 1787. §. 7 ) . 

§. 649. 

W a n n die V o r m e r k u n g der Taxen des a d e l i g e n R'lp' 
t e r a m t e s S t a t t hat . 

Alle Taxen, welche nach dem Vermögensbetrage ausgem essen wol' 
den sind, sind so lange dieser Nicht bekannt ist, lediglich vorzumerken,«^ 
dann erst, wenn nach geendigter Abhandlung, der Betrag des V^' 
mögenS bestimmt und bekannt ist, von den bell essenden Parteien e»ll' 
zutreiben (Hofdecret vom 24. Dezember 1787 cl). 

§. 650. 

W a n n die Taxe e i n g e t r i e b e n werden kann. 

Zur Abführung der Abhandlungsgebühren sollen die Unterrhanell 
vor Verlauf emes Vierteljahres, vom Tage der erfolgten Veräri^ 
rung an gerechnet, mittelst Erecution nicht verhalten, und sodann d>< 
Zahlung m billigen Fristen emgethellt werden; es wäre denn in d<l 
Erbschaftsmassa em hinlängliches baareS Vermögen oder Überflüsse 
Effecten vorhanden (Hofdecret vom 8. Ma i 17?!)). 

§. 651. 

W i e das V e r m ö g e n oder der G e s c h ä f t s b e t r a g zu bl' 
rechnen ist. 

Wegen der Bestimmung der Taren sollen nie eigene Schätzung^ 
vorgenommen, sondern wenn nicht ohnehin eine vorhanden ist, 

2) die ständischen Realitäten nur nach dem Betrage der Einlas 
in dem ständischen Cataster; 

K) die übngen Realitäten aber, nach dem Werthe, der in dell» 
letzten Kaufbriefe der Erbseinantwortung oder andern lohten B M 
Veränderung vorkommt, und nach welchem die grundherrkchcn Tarell 
oder Todfallsgebühren abgenommen worden sind, angcsehet werden. 

c) Wenn ein Contract mehrere Puncte oder mehrere wechsclivcil̂  
eingegangene Verbindlichkeiten enthält, oder auf mehrere Jahre g°' 



Von den n. 8. Dominicalgütem und dem Bauernstande. 777 

Jossen wjzd, soll daS Ganze des Betrages der beiderseitigen Ver-
.^bl'chketten, und zwar für alle Iah,e , für welche der Contract ge» 
Glossen wi ld, zusammen genommen, und d,e Taxe nach dem auofal« 
ê oen ganzen Betrage von dem Gegenstande des Geschäftes, ange

rechnet werden. 
6) So lange ein Verlassenschaftsgeschäft, das mehrere Erben, oder 

^Puv»llar- oder Curatelgut, das mehrere Eigenthümer hat, unzer-
mit bestehet, soll d»e Taxe >ach dem Betrage angerechnet, dagegen 
"ch hierüber nur e,ne taxbare Erpebitlon erlassen werden (Pa» 

"Nt vom 13. September 1787. §. 8 ) . 
, I n ,enen Fällen endlich, wo d,e Entrichtung der Taxe für das 

,°el!ge Nlchteramt m»t der Abführung der Erbsteuer zusammentrifft, 
'"" dle elste Tare von den Realitäten in jenem Welche, welcher bei 
^letzten B.'sitzoeränoelung ln Anschlag gekommen ist, die Erbsteuer 

^ " Nach Voischllft des Elbsteuerpatentes, nach dem de» der vorzu-
ehlnenden Schätzung ausfallenden Betrage, berechnet und abgenom

men werden (Hofdecretvom17. Mai 1789. Kundgemacht am 2. Juni 

§. 652. 

^ch welcher Classe d ie Kosten, die durch die Delegc»' 
t i o n verursachet we rden , zu bestre i ten s ind. 

t e ^ Wenn ein Magistrat oder Ortsgericht ex 6vl,'FÄtilM6 des Land
es e,ne der Tare unterliegende Amtshandlung vormmmt, ,st dle 

u'setzMaßlge Tare m Streitsachen immer nach der ersten Classe, wie 
,e Na'mllch bei der eigenen Amtsverwaltung des Landrechls Statt gê  
. !lden hätte, abzunehmen, wovon der Betrag, der nach der bel dem 
^egirten Gerichte bestehenden Classe ausfällt, in den Taxfond dieses 
l ichtes einzufließen hat, das Ucbermaß aber an das General-Haupt-

^Mt abzuführen ist. 
^^ ) I n die Mäßigung der Taxen, die ein derlei delegirtes Gericht 
^gerechnet, hat sich das Landrecht Nicht einzumengen, sondern es 

'eolgilch der Partei , die sich gekrankt achtet, der RecurS an die 
"''t'fche Stelle vorbehalten. 
> k) Der Beamte des delegirten Gerichtes kann derPartei unter dem 
, ' " l emer Remuneration, Nichts auftechnen, sondelN es stcht «hm 
h>'6>>ch bevor, m den besonders wichtigen mühsamen, und mit einem 
y^er« Taxbezuge verbundenen Amtshandlungen bei der Landesstelle 
H^be» s e , ^ Behörde, welche über den Taxfond zu wachen hat, eine 

elNunerat,on nachzusuchen, 
h ü ) Falls von dem delegirten Gerichte zurVornehmung der Amts. 
l>^ ^ Gerlchtspcrsonen ausicr das Ort abgeordnet weiden müssen, 
^ denselben die Reise, und ZehrunqSkosten von der Partei zu ver-
, len, welche aber nur als eme Entschädigung der nöthlgen Ausga» 

" angesehen, und daher, da sie sich nach Zeit und Umständen 
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richten, nie auf eine gewisse Summe gerichtet, oder aus dem BeglO 
einer Remuneration aufgerechnet werden können. 

e) I n den Geschäften deS adeligen Richteramtes kann bei kell^ 
dem Taxbezuge unterliegenden Amtshandlung, folglich auch nicht b< 
Schätzungen und Inventuren von dem delegirten Gerichte der eigen»' 
liche Betrag der Taxe, eher aufgerechnet werden, bevor nicht der relll 
Betrag des Vermögens, welches die Amtshandlung veranlasset hs^ 
bekannt ist, folglich auch nach selber bis eigentliche gesetzliche Claß 
bestimmt werden rann, wie solches bereits aus den Hofdecreten voll» 
23. Dezember 1787 und 4. Jänner 1788 zu entnehmen ist (Host" 
cret vom 1 . Ju l i 1795). 

§. 653. 

E i n t h e i l u n g der T a x e n des ade l i gen R i ch te ramtes 
nach R u b r i k e n . 

Die Tarordnung selbst zerfällt in 9 Rubriken, und jede Rubrik 
wieder in die §. 647 angeführten Classen. 

§. 654. 

Erste R u b r i k « . 

1 . Clässe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
6 kr. 5 kr. 3 kr. 2 kr. 

Hierhergehöret:, 
n) Jeder Bescheid, welcher von einem Nichter über eine eingereicht 

Bittschrift ertheilt wird, und nicht ausdrücklich mittelst gegenwärtig^ 
Ordnung in eine andere Rubrik gesetzet ist. 

d) Jede Anschlagung eineS Edictcs. 
e) Jede Zustellung einer gerichtlichen Verordnung. 

Wenn jedoch die Zustellung in einem Orte zu geschehen hat, del 
von dem Genchtsorte eine Meile oder mehr entfernt ist, sollen d ^ 
Gerichtsdiener für jede Meile 15 kr., mit Einrechnung des N ü M ' 
ges, abgereicht werden (Patent vom 13. September 1787. §. 14> 

§. L56. 

Z w e i t e R u b r i k c . 
1 . Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
30 kr. 15 kr. 12 kr. 10 kr. 

Hierher gehöret: 
») Die Erledigung der Erbserklärung. . 
b) Die Aufnahme eines mündlich vorgetragenen Geschäftes in dak 

Gerichts« Protokoll. 
«) Die Ausfertigung eines Decretes zur Aufstellung eines Vo" 

wundes ober Curators, eines Vertreters der Verlassenschaftsmassa at" 
wesender Theilnehmer. 
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. ") Die Verordnung zur Vormerkung einer letztwilligen Anordnung 
' emer Landtafel oder einem Grundbuche. 
^ Die Verwilligung eines Verbotes auffahrende (Hüter. 
l) Die HinauSgebung der Beweggründe einer richterlichen Ver» 

"dnung (Loäom). 

§. 657. 

D r i t t e R u b r i k e . 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
40 kr. 20 kr. 45 kr. 10 kr. 

Hierher gehöret: 
ü) Jede Ausfertigung eines Edictes zur Fcilbietung, zur Erörte-

h«^ ber haftenden Schulden, zur Vorrufung eines TheilnehmerS, 
,/en AufenthaliSorr unbekannt ist; zur Amortlsnung einer Urkunde, 

°°ch ohne Rücksicht, ob das Edict an mehreren Orten, folglich in 
eyreren Expeditionen zu erpeducn sey. 
b) IedeS Ersuch» oder Antwortsschreiben, das an einen oder 
°ern Richter, oder eine andere Obrigkeit ergehet (vollem). 

« Hiernach haben die Dominien für die Aufnahme der Interzes-
"s- od^. Dimlssionsgesuche 10 kr., und für das Gesuch- oder Ant-
'̂tschreiben an die betreffende Obrigkeit, ebenfalls 10 kr. abzuneh-

°" (Negierungsdecret vom 19. Februar 1804). 
»,.^ Jeder Befehl, der an einen Gerichts« Abgeordneten, Gerichts-
. ! ^ r , Kunstverständigen, Vormund, Vermögensverwalter erlassen 

. . ^) Jede Verordnung über die von einem Vormunde angesuchte 
Amtliche Bewilligung zur Veränderung des AufenthaltorteS des 

'Undeisoder Curanden, zur Bestimmung von dessen Erziehungsart, 
^ Veränderung seines Standes, zur Bestreitung einer Ausgabe, zur 
Äußerung eines Pupillargutes, zur Erhebung eines Theiles des 
^pillaroermögens. 
t,- ^ o e obrigkeitliche Vidimirung der?lbschrift einer Urkunde (Pa-
'"t vom 13. September 1787. §. 14). 

§. 658. 

V i e r t e R u b r i k e . 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
1 fi. 30 kr. 20 kr. 15 kr. 

Hierher gehiiret: 
" Die Ausfertigung einer gerichtlichen Urkunde (No<lem). 

« Hiernach ist von den Dominien für die Ausfertigung der Dimis, 
^Urkunde 15 kr. abzunehmen (RegierungSdecret vom 19. Februar 

^ die Aufnahme eines Edictes, 
^) das Vorzuhalten über Erlag eineS Depositums, 
' ' 50 
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ä) die Expedition über die Finalerledigung einer Rechnung (Pat^ 
vom 13. September 1787. §. 14). 

§. 659. 

Fünf te Rubrike. 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
3 fi. Ist. 30kr. I fl. 45 tr. 

Diese findet Statt: 
n) Für dle Kundmachung der letztwilligen Anordnung, sie mag'" 

ciner oder in mehreren Urkunden bestehen, , 
d) für jeden Tag, wo der Richter oder dessen Abgeordneter, cs ^ 

gen deren e«ne oder mehrere seyn, einschreitet, zur Anlegung odc>'^ 
nchmung der Sperre, zur Verhörung eines Zeugen m dem Gericht 
?rte oder dessen Wohnung, zur Beaugenscheirngung emcs ineineVel' 
lassenschafcs-Pupillen- oder Culatelsmassa gehörigen Gutes, i" 
)tecognoszirung elner Handschrlfc, zur Vornehmung der engen Spe^ 
,ur Errichtung emes Inventariums, zur Feilbicthung eines Pupille 
oder Verlassenschaftsgutes. 

I n die Zahl der Tage wird auch die allenfalls auf die Reise ^ 
wendete Zeit emgerechnet. 

Gleichfalls «st den Gerichts-Abgeordneten damals, wenn sie^ 
sier dem Gerichtsorte dasAmtSgeschäfl vorzunehmen haben, die i h ^ 
Charakter angemessene Kost und Fuhr von der Partei unentgelM 
zu entrichten. 

Jedoch soll für Verfassung des Protokolls und Erstattung " 
Relation nichts gefordert, und für die den Parteien auf Anlangen ^ 
ausgegebenen Abschriften nichts .anders als die Schrelbgebühr ent>><v' 
tet werden. 

r) Für die Ratification eines Vergleiches, eines Heirathsbrieft'' 
eines Kauf-, Tausch-, Bestand.-, Kost« oder sonst wie immer g ^ 
teten ComracteS, der in einem Vormundschafts -, Curatels- oder E^ 
schaftsgeschä'flc errichtet wird (Patent vom 17. September 1787. §. 1^' 

6) D,e Certioratötaren fallen vermöge §. 13^9 des a. b. G. '^3' 
e) Für die Sperre bn Vcrlasscnschaftsabhandlungen und für ^ 

Schätzung darf keine andere Tare abgenommen werden, als wcl"> 
die 5. Rubrik vorschreibt, und ist durch selbe die vormalige Sperrt«? 
und Schätzungsgebühr aufgehoben (Hofverordnung vom 23. Iä '"^ 
1789, kundgemacht den 8. Februar 1790). 

Seine k. k. Majestät haben mittelst allerhöchster Entschließt 
vom 31. Juli 1818 zu befehlen geruhet, daß dle Behebung vott "^ 
xen für die Bewilligung der Nachsicht des Alters aufzuhören ha" 
so l l . . 

Nach dem Geiste der allerhöchsten Anordnung hat zwar »' 
Behebung der Tare für die Bewilligung der Nachsicht des Allel 
(venia aetatig) selbst aufzuhören; dagegen aber hat die in der ade>' 
gen Rlchteramts» Tarordnung sechste Rubrcke Kitt. b. für die geN^ 
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^Anordnung zu Einantwortung des PupillarguteS nach der Classe 
an ^uuögcnSstandeS unter §§. 3, 4, 5, 6 vorgeschrieben? Tare fort-
, Unabänderlich zu bestehen, und eS muß hiervon von einem Pup«l^ 
'"vermögen 

von wenigstens 20,000 fl. die Gerichtstare Mtt 12 fi. 
von „ 10,000 » » » 6 » 
von », 5,000 » » « 4 „ 

cnt..^ ' " " ^ " ' " ^ ^ ^ ^ " « « ^ « 
^cytct werden (Neglerungs - Circular vom 22. September 1815). 

Sechste R u b r i k e . 

1. Classe. 2. Classe. 3. Classe. 4. Classe. 
12 fl. 6 f i . 4 f i . I s t . 

Diese findet S ta t t : 
s ̂  Für d,e gellchtllche Verordnung zur Einantwortung der Ver. 
"mnschaft. 
. ^ ) Für d»e gerichtliche Verordnung zur Einantwortung des Pu-
^ l g u t e s , wenn e>n Mündel gloßjä'hr,g erklärt oder lhm dle Rach
e l des Allels erthellct wird. 
yt I n dieser Beziehung stehe jenseitige Cilcularverordnung vom 22. 
^Ptcnibcr 1 8 1 ^ . 
^ ^ Für d,e FlNalveroldnung: über Absonderung der Allodialgüter 

^ F'delcommlsi'Sllbstllutlons- oder Lehengütern. 
Kleber Onellrung eines Flde»commljses. 
lleber Depuratlons - Nachschung. 
Uebcr Vertauschung eines Fldelcommisigutes. 

^ Es mag die gerichtliche Verordnung über einstimmiges Einver-
"Ndnlsi der Thellnehmenden erfolgen, oder bei geteilten Meinungen 
"l richterliche Verfügung eintreten. 

. Ueber Vermögcnsabtheilung zwischen Elbcn, Mündeln und Cu« 
"beul (Patent vom 17. September 1787. K. 14). 

§. 660. 

S i e b e n t e N u b r i k e . 

ist ^ ^ ĉde Abschrift, welche die Partei von dem Nichter verlangt, 
den >'^" ' " b " Hauptstadt jeder Provinz befindlichen Oenchlsbehör-
^ sur eine Seite 4 kr., be» den übrigen außer dem Bez«lke der 
^Uptstädte befindlichen Gerichtsbehörden 2 kr. zu bezahlen; und soll 
.d ich ter sich hierbei gegenwärtig Hairen, die Partelen durch zu 

°ße Weltläufiareiten Nicht zu beschweren. Aoäom. 
y. Vienn die VldlM»rung e,ner?lbschlift volfällt, wovon das Ori-
h«f.6euchtl,ch hinterlegt ist, soll d,e VldlMlrung und Erfolglassüng 
^."ldlmirten Abschrift me ohne Bewilligung des Gellchtcs geschehen, 
st^.dle VldlMlrungstaxe, gleich jeder anderen Tare, in den Taxfond 
st» ' folglich den Beamten sich etwas zuzueignen Nicht berechtigt 

50 
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Wenn aber die Vidimirung einer Abschrift vorfällt, »vooott d»< 
Urschnft schon in der Partei Händen lst, soll der Beamte dleM 
außer den Amtsstunden vornehmen, und hiervon die bestimmte T<u 
beziehen. Sodann hat der Vidlnnrenbe d« Vldlmirungstare, w 
bisher üblich gewesen ist, mit dem übrigen Kanzlei- Reglstraturspe 
sonale zu theilen (Hofdecret vom 26. Februar 1788). 

§. 661. 

Achte R u b r i k e . 

Für die Aufnahme einer Rechnung ist von dem Betrage derE«"' 
künfte, nach Abzug der Interessen von den etwa haftenden Schuld^ 
der landesfürstlichen Gaben, der zur Erhaltung des Pupillargut" 
unentbehrlichen Ausgaben, wie auch der von demselben zu entrichtet' 
den lählllchcn Lasten, an wlttibllcher Unterhaltung, lebenslang!«" 
Legaten und Pensionen, die Raittaxe mit 3 Perzenten zu entrichte 
und soll die hier ausgemessene Ratttare von dem ganzen Betrage del 
Einkünfte, nach den ausgezeichneten Rücksichten auch dann abgenoll̂  
men werden, wenn über em unzenhelltes Velmögen, wovon e«n T^l» 
Großlähngen angehöret, Rechnung gelegt wud (Patent vom ^ 
September l787. §. 14). 

Wenn das einer Waise oder einem Curanden gehörige VerlM-
gen ganz oder zum Theile in einer Handlung verflochten ist, ist Nlll 
von jenem The,le der wirklich eingebrachten Handlungsnuhung,lvelch^ 
nach der jährlich zu veifassenden und dem Gerichte vorzulegenden Hand' 
lungs-Bilanze, den unter der Vormundschaft oder Curatel stehenden 
Individuen gebühret, es möge solcher,n der Handlung belassen, oder 
auf was »mmer für eine Art verwendet werden, die Pmttare abzU' 
nehmen; übrigens aber, wenn cm Theil der Handlungsnutzung »»" 
lehren Jahre vor Auflassung der Vormundschaft oder Curatel im Au^ 
stände bleibt, soll die Naittare von demselben maischen vorgemertet/ 
und, nach geschehener Einbringung gedachten Handlungsausstandes/ 
nachgetragen werden. 

Von dem sä'mmtlichen mit einem Waisengute vermengten Vel» 
mögen einer in freier Verwaltung stehenden Person soll von nun aN 
keme Naittare mehr genommen werden (Hofdecret vom 11. NovelN' 
der 1791). 

Von der Naittare endlich sind befreit: 
») Alle TtiftungSrechnungen, 
d) die in Concursgeschäften vorfallenden Rechnungen, 
c) Diezenigen Puplllar- und Adm»Nlstrat,onsrechnungen, wo, nach 

abgedachten Abzügen, die reinen Einkünfte nur 300 fl. oder weniger 
betragen. 

s) Die sämmtlichen Pupillarrechnungen bei den Dominica!«Orts« 
gerichten. 

Ueber die hier ausgemessene Rechnungstaxc ist für die Bemäng/ 
lung und Elläuterung der Rechnungen, für derselben BegnehMlgung 
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"d Erthe,lung des Absolutorlums, keme besondere Tuxe abzunehmen 
^«ent vom 13. September 1787. §. 14). 

§. 662. 

N e u n t e R u b r i k e . 

^ Für die de» Veiwaltung des adeligen Rlchteramtes vorfallende 
..Ehrung emes zu Gerlchtshä'ndm e:legten GuteS, ,st bez Erfolg 
"''"na, zu bezahlen: 
llew ^ ^ baareS Geld und die Pra't»osen, nach Schätzung oder bllll-
" " Anschlage, vom Gulden einen halben Kreuzer. 

Für Schuldbriefe em Achtelkreuzer, 
lus » ^ " " ^ s " Entrichtung ist jedoch icdes Pupillar-Deposimm frei» 
'""ssen (Patent vom 13. September 1787. §. 14). 
. Das gewöhnliche Zahlgeld, wol auf das Aelallum kemen Anspruch 
l̂Nachen hat, ist zur Bezahlung der zul verdoppelten Sperre be» 
lpositen. Cassen und zu deien Slchelhelt nöthlg befundenen Indi« 
°Uen bestimmt (Hofdeclet vom 19 September 1783). 

§. 663. 

^ Abnahme des Za'h lgeldeS bei d e m W . l e n e r Ma-
b ls t ia te »st M i t jenem bei dem Landrechte gleich. 

y, Die Abnahme des Zählgeldes ist be, dem Wiener Magistrate 
, / l jenem bei dem n. ö. Lantnechte glelchqestellet,so daß dasselbe ohne 
s^rschlcd^ d»e Erbfolqlassunq mag'»« ?lbhandlungs - oder ,n Streit-
h / ^ geschehen, von Obligationen m»t ^ kr. vom Gulden, und vom 
«aren Gelde und Pranosen m,t 1 kl. vom Gulden, nach dci Scha

ff "Z bestimmt »st, und diese Abnahme hat auch bei Crfolqlassung aus 
^Massen, ,n AuSzahlunqsfällen de: Gläubiger, zu geschehen (Hof-

l̂chluß vom 21. Iul» 1810. RegleeungSclrcular vom 6. August 1810). 

§. 664. 

Gebüh r f ü r Kunstvers tänd ige . 

ln^ ' ^ (^ebühl en füi Kunstverständige sind »n der Tarordnung Nicht 
tyalten, sondeln die Bestimmung der Taxe »st dem Richter überlas» 

sck' ^ ^ ^^^^ ' " ledem einzelnen Falle von Amtswegen auf die Be-
^ffenhelt der Kunst, auf den Stand der Kunstverständigen, Rücksicht 

Nehme« hat (Patent vom 13. September 1787. §. 13). 

§. 665. 

V e r p f l e g u n g des B e a m t e n . 

«Ml ^'^.Verpflegung des,enigen Beamten, der das adelige Richter-
t ausübet, wenn »hm von den Parteien die Naturalkost Nicht ge-
tn weiden kann, und wo dle Verbmdlichkett dem Beamten die pa-
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tentmä'ßige Kost abzureichcn nicht erfüllet werden kann, soll taM 
mit 1 st. reluirt werden (Hofdecret vom 16. Juni 1301). 

§. 666. 

B t i A u s f e r t i g u n g von Zeugn issen so l l ke ine T a ^ 
genommen werden. 

Die Tarabnahme für Zeugnisse ist den ^Herrschaften unters^ 
(Regierungsdecret vom 14. Februar 1804). 

§. 667. 

M o d a l i t a t e n - T a x e n s i n d ve rbo ten . 

Eme Modalitätstare von den auf Wiener Freigründen änssß̂  
gen Bürgern abzunehmen, ist den Dominien inner den Linien für l> 
den Fall verboten. 

§. 668. 

D i e u n g e b ü h r l i c h behobenen T a x e n s ind zu 
ersetzen. 

Den Unterthanen sollen nicht nur die abgenommenen übermal'" 
gen Kan;le,gebühren bei den Kaufbriefen wieder ersetzt werden,!°? 
dern auch alle gencralwidrigeAbforderung der übermäßigen Kausbn^ 
kcmMgebühren und Entlassungstaxen abgestellt sepn (Hoftccrct v»'' 
28. Juni 1782). 

§. 663. 
P f l i c h t der G r u n d o b r i y ke i t e n zur u n e n t g e l t l i c h ^ 

B e s o r g u n g der C o n t r a c t e f ü r i h re U n t e r t h a n e n . 
Nachder im Einvernehmen mit dem k. k. Appellation sgerich^ 

unterm 20. Dezember 1821, Z. 56101, wegen Aufhebung der i m M 
1801 provisorisch eingeführten Taxordnung in Geschäften des adelig» 
Richteramtes erlassenen Negierungs-Verfügung, wurde den Kreisö^ 
tern bedeutet, daß, da nach der allerhöchsten Normalvorschrift vow^ 
April 1797 die U n t e r t h a n e n berechtigt sind, lhre Contracte iib^ 
Haupt von ihrer Obrigkeit oder den dazu eigenes berechtigten Domin«^ 
verfertigen oder Protokolliren zu lassen, diese Berechtigung auch "»<< 
Verpflichtung von Seite der Obrigkeiten und deren Beamten corre»̂  
tiv sey, daher die V e r f a s s u n g von K a u f - , H e i r a t h s o e l 
t r ä g e n u. s.w. f ü r die e igenen U n t e r t h a n e n , keines w es 
a l s e in P r i v a t g e s c h ä f t der B e a m t e n angesehen w ^ 
den k a n n , wofür sie sich von den eigenen Unterthanen bezahlen ^ 
lassen befugt wären, sondern daß, diese Amtshandlung ein Geschal 
zweig des adeligen Richteramtes der Dominien betrachtet werden m i M 
wozu sie von Amtswcgen verpflichtet sind, und wobei sie sich weg^ 
Abnahme der übrigens in jedem Falle den herrschaftlichen Renten i"' 
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'̂eß«nden Taren genau an die Vorschrift des Patentes vom Jahre 
" N zu halten haben. 

§. K70. 

'« Beschwerden über u n g e b ü h r l i c h bezogene ade l i -
skn Richte r a m t s t a x e n s ind po l i t isch zu behande ln . 

^ Die Beschwerden der Uneerthanen wegen ungebührlich behobener 
2len des adeligen Richteramtes sind, nach dem Unterthanspatente 

^ 1 ' September 1781 im politischen Wege anzubringen und zu 
"'scheiden; und die Gerichtsstellen sollen sich weder in einen über den 

^Alichen Betrag der GerichtStare vorkommenden Anstand, noch in 
/Vormerkung, Nachsicht oder Abschreibung der Tare einmengen, 
Mdern in allen solchen Fällen die Parteien, wenn sie in Wien sind, 
"die vereinigte politische Hofstelle, in den Ländern aber an die Lan» 

"«stelle verweisen (Hofdecret vom 7. April 1730). 

^e) Von den gutsherrlichen Sterbtaxen Mortu»rium). 
§. 671. 

B e g r i f f der g u t s h e r r l i c h e n S t e r b t a x e . 

, Die S t e r b c t a x e (Sterblehen, Erbpfundgeld, Nortunr) ist 
"le Abgabe, welche eine Abhandlungsinstanz von dem beweglichen 

. ^ Unbeweglichen Vermögen eines ihr unterstehenden Erblassers von 
/W Universalerben nach Abzug aller Schulden abzunehmen berechti« 
gel ist. 

§. 672. 

Was aus dem K inde ransch re ibge lde geworden ist. 

H, Statt des vormaligen K i n d er e inschre ibgeld es wurde das 
'vrtuarium eingeführt (Hofdecret vom 15. Dezember 1783). 
. Nun darf aber das sogenannte^Kinderanschreibgeld nicht mehr in 
" ölortuHsinm umgestaltet werden, theils weil eine Abgabe mit der 

h ?ern gar keinen Zusammenhang hat, theils weil man die Kinder 
" Lebzeiten der Aeltern gar nicht an die Gewähr schreiben, kann, so-
" auch diese Abgabe als ungebührlich längst abgestellet worden »st 

^part. Hofentsch. vom 11. Jänner 1803). 

§. 673. 

^ « M das Recht zum Bezüge der S t e r b t axe gebühret . 

. I n frühern Zeiten halten die Herrschaften und Grundobrigkei-
, N bei sich ereignendem Todfalle der Un te r thanen das Recht, von 
ylen Verlassenschaften das ^lurtunrium zu nehmen; das S t e r b 

^ u p c hingegen nämlich das beste Stück an Pferden, Vieh oder an-
d A " Fahrnissen, wie eS immer Namen haben mag, oder der Werth 
"für wurde bei allen Herrschaften, ungehindert des alten Herkommens, 
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als unzulässiges Erträgniß bei sonstiger Bestrafung der UebertM 
aufgehoben ('l'r»et. äe Hur. ine. 'l ' it. IV. §' 5 ) . 

Nun aber gebührt, wie gesagt, der A b h a n d l u n g s i n stan 
des Erb lassers das Mortuar laut Hofdecret vom 29. "p" 
1793.6.). 

§. 674. 

W a n n kein Recht zum M o r t u a r b e z u g e bestehet. 

Wenn eine Herrschaft vor dem Tractate nicht in dem GenUll̂  
eines Mortuaviums war, so kann sie selbes nicht ansprechen; und weN" 
eine Herrschaft vor dem TractatO kein Recht zum Mortuarbezug hatt̂  
so haben auch die Unterthanen, die eine Herrschaft durch Tausch odel 
Kauf an sich bringt, kein Mortuarium zu entrichten, weil diese neUw 
Unterthanen in gleiche Rechte mit den übrigen emtreten, und ^ 
Obrigkeit auch von ihnen ein Mortuarium niemals abgenommen p" 
(Patent. Hofcntscheidung vom 11. Jänner I8l)3). 

So haben die unter der vorigen Iägerey stehenden Person^» 
welche in der Iä'gerzeil Häuser, Gärten und Grundstücke haben, "̂  
den sich ergebenden Erbschaften kein Pfundgeld zu bezahlen. 

Rücksichtlich der l. f. Ortschaften und insbesondere der Stadt Wien S. 2lb' 
Handlung > I l I dieses Theileö von dem n. ö. Municivalwesen und bel" 
Gürgerstanbe. 

§. 675. 

W e r die S t e r b t < x e zu e n t r i c h t e n ha t . 

Der U n i v e r s a l e r b e muß das Mortuarium (Hofdecret vo!l> 
14. April 1788) und zwar ohne Unterschied der Noch-, Selten- odtl 
fremden Erben entrichten (Hofdecret vom 10. Jänner 1788). 

Diese Universalerben, ebi>n so wenig als der Erblasser, brauch^ 
übrigens nunmehr wahre Unterthanen der Herrschaft zu seyn, weM 
das Mortuarium zu beziehen hat, w e n n nu r d<zr E r b l a s s ^ 
u n t e r der P e r s o n a l s - und rücksicht l ich A b h a n d l u n g ' ' 
I n s t a n z jener He r r scha f t stehet. 

§. 676. 

V o n w a s die S t e r b t a x e zu bezah len ist. 

Das Mortuarium soll von den Verlassenschaften in Liegend 
und F a h r e n d e m entrichtet werden (1'ract. äu j,w. llle. 1'it. l>> 
Z. 5) und zwar auch wenn das Vermögen unter 10l)fl. beträgt sH">' 
decrct vom 29. April 1793). 

Es kommt ferner zu zahlen, von den in einer Verlassenschaft vol' 
findigen Pra'tiosen und Fahrnissen, sie mögen dem Erben oder einen' 
Legataren zufallen (Hofdecret vom 14. April 1783. d), auch von Le-
hen, da auch diese, sobald sie nach des Besitzers Hmscheiden an dessen 
Erbeil übergehen, ein VcrlassenschaftSvermögen bilden (Hofdecret vom 



Von den n. ö. Dominicalgütern und dem Bauernstände. 787 

^»Februar 1733) ; dann be, Schenkungen, wodurch erst nach dem 
Tod« des SchenterS das Elgenthum an den Beschenktet» übertragen 
^ l d , sie mögen als widerruflich oder als unwiderruflich dargestellt 
' tyn, von dem verschenrcen Gute in gleicher A r t , wie von dem ver
ebten. Von demjenigen Vermögen, das ein Erblasser schon bei Leb-
illten verschenkt hat , kann dagegen kein Mor tuar bezogen werden 
^Hofdecret vom 25. September 1795. Z. 17654. Appellatlonsclrcular 
"°MK. October 1795.1.1t. e.Hofdecrer vom 4. März 1797. Z . 3 4 1 9 2 ) . 
, Von zenem Vermögen des Erblassers aber, das an die übcrle« 
^Nde Gat t in ex «lispositioue mort i» c»u«a übergeht, ist das Mor -
^ ' zu nehmen (Verordnung vom 22. September 1759) . 

^ Wenn daher ein unadeliger Besitzer einer auf einer Herrschaft befindlichen 
standischen Real'tat daselbst stirbt, so hat gedachte Herrschaft als AbHand« 
lungs - Instanz offenbar das Recht, diese Realität m das Verlassenschafts» 
Inventar aufzunehmen, und davon, wie von dem übrigen liegenden und 
fahrenden Vermögen, das Mortuar abzunehmen, da die Abhandlungsbe« 
Horde das Recht hat, da« Mortuar von allem unbeweglichen und beweg« 
lichen Vermögen des Erblassers zu nehmen, und bei dem unbeweglichen 
Vermögen kein Unterschied gemacht wird, ob dasselbe unterlhanig ist oder 
nicht. 

§. 677. 

^en Verlassenschafts-Abhandlungsbeh'orden ist der 
s t i e r e Mor tuarsbezug von f remdun te r thän igen 

R e a l i t ä t e n g e s t a t t e t . 

. S e . k. k. Majestät haben, laut Hoflanzleidecretes vom 9. Februar 
! ^ 3 , über die Vorstellung der drei oberen Stände in Betreff deS den 
. .ortumen eingestellten Mortuarsbejuges von fremdunterthänigen Rea-
^ " t e n , unterm 5. Februar 1833 zu entschließen geruhet a ) , daß 
^ M i n i e n in jenen Fä l len , in denen sie als Verlassenschaftsabhand-
HW«Behörden eintreten, in dem b i s h e r i g e n B e z ü g e deS 
^ortuars auch dann zu erhalten sind, wenn sie nicht zugleich Grund-

""igkeiten desAbhandlungs-Objeeles sind.(S.dießfallS auch §.696.) 

^) Durch dieses D e c l a r a t o r i u m wurde das Regierungs«Circular vom 
^6. Februar 1824 folgenden Inhaltes widenufen. 

Bei Gelegenheit eines einzelnen Falles ist vorgekommen, baß von den^ 
AbhandIungsbeh0rdcn das Mortuarium auch von fremdunterthänigen Rea, 
litälen bezogen werde. 

Die über die Richtigkeit dieser Angabe gepflogenen Erhebungen ha» 
b«n die Urberzeugung verschafft, daß beinahe alle Abhandlungsbehorben 
auf dem Lande, mit wenigen Ausnahmen, das Mortuarium auch von 
drnjeniqen Realitäten abnehmen, die einer andern Grunbherrlichkelt un» 
terthanig sind. 

Da die allerhöchste Entschließung vom 13. October 1759 ausdrück« 
lich bestimmt, daß nur in denjenigen Fällen, in denen die Grundobnqkeit 
zugleich auch die Abhandlungsinstanz ist, das Dominium nebst dem Ver, 
anderungs-Pfundgelde auch das Mortuarium abzunehmen berechtigt ist; 
so wird diese Normal-Verordnung neuerlich in Erinnerung gebracht. Es 
wird den Abhandlungsbehorben zur strengsten Pflicht gemacht, sich in den 
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vorkommenden Fällen genau hiernach zu benehmen, und es wird l 
Warnung beigefügt, daß jede Uebertretung mit Nachdruck geahndet »vü 
den würde. ' 

§. 678. 

Vermachtnisse sind lücksichtlich der S t e r b t a r e voll 
dem Vellassenschaftsvermögen nicht abzuziehen. 

Das Mortuarium muß von der r e i n e n Verlassenschaft entlich' 
fet werden; ohne Rücksicht, ob und was für Vermächtnisse davon «" 
bezahlen sind; so daß selbst von jenen Legaten, welche für die Test̂  
lnents'Erecutton gemacht weiden, die Sceibtare zu entrichten kotNNl' 
(Regierungscdlct vom 24. September 1750. Hofdecret vom 14. Ap"l 
1788.Kit. c. Hofdecret vom 18. Ju l i 1788. Kit. c. Hofdecret v B 
I b . I u n l 1739 Kit. c) . 

Doch steht den Erben frei, jedem Legatar den Antheil am M°l' 
tuarium, weicher dessen Legat betrifft, aufzurechnen und abzuziehen. 

Hiernach kann auch jenem, dem ein Fruchtgenuß legiit ist, ^ 
gedachtem Fruchtgenusse von dem Universalerben jährlich dasjenige ab' 
gezogen werden, welches von dem Capitale selbst für die Sterbt«^ 
entrichtet werden mußte (Hofdecret vom 14. April 1788. e). ,. 

D,e Mortuargebühr muß nach der Verordnung vom 14. 2lPl" 
1788 von der ganzen re i nen Verlassenschaft ohne Rücksicht aufVe^ 
mächmisse und zwar selbst für jene Capltalien, deren Fruchtgenuß l? 
gilt ist, entlichtet werden. 

DaS an den Erben übergehende Capital, welches die volüber^' 
hcnde Bestimmung erhält, zum Fruchtgenusse der Witwe, d. i. «"l 
w l t t i b l i c h e n U n t e r h a l t u n g zu dienen, gehört offenbar in d»e' 
selbe Kathegor»«, wie Capicallen, welche zur Slcherstellung jährliche» 
Vermächtnisse oder zum fremden Fruchtgenusse bestimmt sind^ weicht 
n,cht nur aus dem gleichen Verhältnisse, sondern auch daraus folgt» 
daß solche Capltalien keineswegs unter der gesetzlichen Ausnahme »^ 
der Entrichtung des Mortuars aufgeführt sind, und daher demselben 
gesetzlich unterliegen. . 

Da nun die Mortuargebühr vorschriftmä'ßlg sogleich, und N^ 
vor Einantwortung der Verlassenschaft entrichtet werden muß, und dl«!̂  
Gebühr Nicht für den Fruchtgenusi, sondern für die Erlangung d^ 
E « g e n t h u m recht es auf daS Capital entrichtet wüd , so hat das 
Aeranum bereits im Jahre 1796 bei Abhandlung rmer Vcrlassenschasl 
und bei der Einantwortung derselben den vollen Anspruch auf d^ 
MortuarSgeoühren für die ganze Vellassenschaft, somit auch für das 
darunter begossene Capital, welches zur Hichcrstellung des w t t t i b ' 
l ichen U n t e r h a l t e s bestimmt wurde, erhalten. 

Daß die Mortuarsgebühr für letzteres mcht sogleich entrichte^ 
sondern nur sichergestellt wurde, ist eme Verfügung, welche bloß zUw 
Vorchelle des Deponenten bei solchen Mortuarsfällen Statt hat, »"' 
die Gebühr für ein Capital zu entrichten kommt, dessen FruchtgenNp 
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ch>U nicht sogleich, sondeln eist nach Abstelben jenel, welchen er zuge« 
^ h t wurde, zukommt, welche Ve,fugung ,cdoch den bereits be» den 
"«rlassinschafts-Abhandlungen erworbenen Rechten deS Aerals mcht 
^»judiclren lann, und nur zum Zwecke hat, dem Deponenten so lang 
^N Bezug von Interessen des Slchcistellungsdeposltums zu überlassen, 
»ls her fremde Fruchtgenus; des ererbten Capttals ellischt, 

Er war der erste Elbe des für den wittlblichen Unterhalt depo« 
Arten Capttalts, und eist nach seinem Tode clh,elt fem Sohn das 
^lgenthumsrecht auf dieselbe. Sem Sohn ne'bte ,enes Capital mcht 
l̂lNUtlelbar aus der Vcilasscnschaft seines GlosvatclS, sondein aus 

^ semes Vaters. Es hatten also zwei Verlassenschaften und zwe, 
'""lassenschafts'Abhandlungen Statt . 

Dle Berufung auf den §. 785 des bürgerlichen Gesetzbuches, au5 
^lchem die Beseelung des letzten Eiben von der zweifachen Moo 
Uarsentrlchtung folgen wolle, entscheidet un qegenwältigcn Falle kel» 

^swegs, da da) unter del Vellassenschaft begilssene Capital, das dl« 
°l«be:gehcnde Bestimmunci, ci hielt, zur Sichel st^llung e,nes jähll,-

^ Fiuchtginusses oder Wttwengehaltes zu d,cnen, nicht als eme 
Schuld der Vellassenschaft angesehen wcldcn lann, sondeln vielmehr 
'lNen ^liegenden The,l delsclben ausmacht, der an den Eiben Mit 
allein Elgenthumsicchte als cm Actwum übc:qcht, dessen elnstwelll» 
slr Genus) nur beschrankt »st, dulch welche Beschläntung de:- Elbe 
"^verhindert wnd , mtt dem Caplcale selbst zu dlspomren, cS zu 
""schenken, zu veieiben u. s. w. 
^ Der Umstand, das; sich diese wlttlbllche Unterhaltung auf einen 
^lrathvertrag stützet, ist rücksichtllch der M^tualemnchtung von ket' 
^ l Anwendung, da cs flu den Eiben, der das Cigcnchums»ccht auf 
^ Capital erhielt, gleichgültig »st, ob der ,ahlllche Fluchtgenus; auf 
êsen oder auf emen andern Titel sich glündet, und er lucksichtl.ch 

°'«se<; Capltals nicht als substituilter Elbe del Witwe, sondcm sogleich 
"lh dem Tode desElblassels als voliel C«qenthumcr clschelnet. 

<, Die MoltuarSentllchtung hat daher im volllegenden Falle zu gc--
'^ehen, und »st sich auch k ü n f t i g m ähnl ichen F ä l l e n qe« 
^ u «ach g e g e n w ä r t i g e r W e i s u n g zu benehmen (Hof-
"nzlcldecret vom 9. Febluar 1820. Z. 8569). 

§. 679. 

W a s von der Ver lassenschaf t abzuz iehen ist. 

^ Von dem Verlassenschaftsvermögen sollen d ieSchu loen , wel» 
^ Mit obngkenllcher Fertigung geschehen sind, wie auch d,e Walsen-
^lder, helrathllchen Foldelungen, Llcdlohn und delgleichen pilvile-
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girte ober andere liqmdirte und passlerliche Sprüche vorher abgezogell, 
und von dem übrigen richtigen Gute alle,« obbesagtes Pfundgeld ŝ " 
reicht werben ('l'raot. äe^ i r . ine. 1'it. IV. §. 5. Hofdecret vom 2l> 
Dezember 1789), und um allen Umständen vorzubeugen, die sichbt' 
dem Schuldenabzuge und der Bestimmung der obrigkeitlichen Gebuhl 
von dem remen Vermögen ergeben könnte, soll bei leder AbhandlUNs 
die Richtigkeit der vorkommenden Schulden oidentllch untersucht, ^ 
quldlret, und sowohl d»e Mit obrigkeitlicher Fertigung, als alle übris^ 
ordentlich llqmdllten und erwiesenen Schulden von dem Vermögt 
abgezogen weiden. 

Das Mortuarium ist daher nur auf das,enige Vermögen, b«s 
nach diesem Abzüge veible,bt, »n Anschlag zu bnngen (Hofdecret vo«N 
4 . , Patent vom 10. Jul i 1786. § 10). 

Ueber e,ne Anfrage, ob der §. 166 der Gesindeordnung für Weh 
welcher die Vermächtnisse der Dlenstgeber an ihr Dlenstoolk von t»el 
Steibtare befreiet, auch auf das flache Land von Oestcrrelch untel 
der Enns auszudehnen sey, wmde Mit Hoftammel beeret vom 6. Al , 
1815 ennnelt: das; sich bloß an den Buchstaben der gedachten nur ful 
Wien bestimmten Gesindel onung zu halten sey. 

§. 680. 

WaS der S t e r b t a r e nicht u n t e r l i e g t . 

Vor Allem kommt zu bemerken, daß d»e ,n Erbsteuerfä'llen be» 
stehenden Befreiungen Nicht auf das Moltuailum anwendbar si"° 
(Hofdecret vom 14. April 1788. n.). 

Dagegen unterliegt folgendes Vermögen temem Mortuariutt»: 
1.) Es kann zwar vcm des Velstoibenen Vcrlassenschaft, abel 

gar nicht von der überlebenden Conpeison Güter (wie zuweilen durch 
Mißbrauch geschah) genommen werden. 

Ist nämlich nach dem Tode eines Unte, thancn ein gemeinschafp 
llches Vermögen vorhanden, so soll da) Monuanum Nicht von deB 
ganzen Vermögen, sondern nur von demlemgen The»le del remen S u M ^ 
beiechnet weiden, die dem Verstorbenen gehöret (Hofdecret vom 4>, 
Pat<m vom 10. Jul i 1789. §. 6 ) . 

2 ) Dasselbe »st n»chr von icnem Vermögen abzunehmen, was 
Kmder von ihren Aeltern bei Lebzelten empfangen, wenn sie gleich ^ 
NnN.ttionem bonorum verbunden wmen (Hofentschluß vom 11. Iu l l 
1703). 

3.) Von demjenigen Vermögen, das ein Erblasser schon de» 
L.b^nen veischenkt hat, kann, wenn sich auch der Schenkcr den Frucht' 
genus, auf lebenslang volbehalten, oder den Beschenkten auf "geN" 
emc Arr in der freien Schaltung Mit seinem Elgenthume beschränkt 
dar, kein Mortuanum genommen werden (Hofdecret des DnectorlUtt" 
vom 25. September 17^5. Arpellations-C»rculac vom 6. Octobel 
17:>5. ».). 
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Diese Schenkung muß jedoch unter Lebenden rechtsgültig und 
wahrhaft zu Stand gebracht, daher entweder das geschenkte G u t , 
°ber wenigstens d»e Schenkungsurkunde dem Beschenkten wirklich über-
Aben seyn (Luäem b) , wobei noch zu bemelken kömmt, daß bei 
Schenkungen unter Lebenden, wenn sie nach dem Tode des Schen-
^ s den Mortuargebühren Nicht unterließen sollen, Nicht nur dem 
^schenkten die BeschenkungSultunde behändlget, sondern auch noch 
^'Lebzelten des eisteln erweislich die vollkommene Uebelgabe des 
^schenkten dergestalt elfolgt seyn muß, daß d,cse Uebergabe bei 
Schenkungen emes unbeweglichen, in einem Grundbuchc volgemerk« 
"N oder intabulllten GuteS, durch tne Anschrelbung des Beschenkten 
'N dem Grundbuche oder der Landtafel geschehen, bei Schenkungen 
e>Nes beweg'lchen Gutes aber, nebst der Schenkungsurkunde auch das 
schenkte selbst vor dem Ableben des SchenkcrS wiikllch übergeben 
forden seyn muß (Hofdecret des Dlrectonums vom 13. Februar 
^ 7 . Neglerungsclrcular vom 4. Mälz 1797). 

Ueber die Frage, wie sich wegen des Moltuars »m allgemeinen 
^solchen Fällen zu benehmen sey, wo der Erblasser fem Vermögen 
^ Lebzelten der Eiben gegen den Schuldschein und Beibehält deS 
Interesses übeiläßt, aber ihnen kurz vor seinem Abstelben den Schuld» 
M,n wieder einhändiget, läßt sich »m Allgemeinen kemc Rcgtl geben, 
^le Entscheidung dieser Frage be»uht lediglich auf dem Umstände, 
°b die Zuluckstellung bei Obligationen oder deS Schuldscheines als 
t'Ne Schenkung unter den Lebenden anzusehen sey, oder nicht. 

I m eisten Falle macht der sich vorbehaltene Inreressentengenuß 
"lchts zur Sache, »ndem die diesfalls bestehenden Gesehe ausdlückllch 
^ro>dnen, daß eine wah,hast noch bei Lebzelten m Elfüllung gcgan» 
sen« Schenkung dem Monuar nicht unteillege, wenn gleich der El« 
ANthümer sich noch fm seine Lebenslage den Fluchtgenuß der ge» 
'senkten Sache volbehalten hat; »m zweiten Falle ymgegen kommt 
l̂eser Umstand gar Nicht m Beruhlung, und ist der Betrag zederzett 
N̂l Moltuar zu unterziehen. 

, Nachdem sich ̂ m Allgemeinen mcht bestimmen läßt, ob die Hand» 
!̂ Ng des Erblassers alS eine Schenkung unter Lebenden, oder e»ne 
^n^ t i« mnrlii, cimsn anzusehen sey, so sind bn ledem vol kommen« 
^ Falle diese Umstände vorläufig genau zu erheben, und «st sich dann 

^ch den für lede dieser beiden Gattungen Geschenke bestehenden Ver» 
°^nungen zu benehmen. 
y^ 4.) Von Abnährungs« und Leibrenten-Contracten kann kein 
-'"ortuarmm abgezogen werden (Hofdeclet vom 2l.Dezembel 1786). 

§. 681. 
" ' e B e f r e i u n g f r o m m e r Vermächtn isse von der 
^ u n d o b r l g l e l N i c h e n S t e r b t a r e »st dem f r e i e n W»l« 

l en der G u t s h e r r e n über lassen . 
. Durch Cd,« vom 24. September 1750, dessen Inhalt in dem 
Monologischen Auszüge der vom 1. Iä'nncr 1748 bis ^3. Juni 1753 
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erfiossenen Patente, Currenden und Clrcular» Verordnungen durch 
den Druck bekannt gemacht wUlde, wald festgesetzt, daß be» lent" 
Verlassenschaften, welche be» der damaligen n. ö. Regierung, als G^ 
rlchrSbehölde, abflehandelt wurden, d«e Stelbtale (Ncirw^rium) voll 
allen weltlichen Ve»mächtn,ssen (l^eßati» ziros.mi«) abgenommen wel' 
den soll, und daß nur allem die ftommen VeunächMlsse (l^e^Ätupi" 
davon gänzlich verschont bleiben sollen. 

I n Folge dessen wurde allerhöchsten Ortes die allerunterthäniM 
Anfrage gestellt: ob diese durch das Hofdecrct vom 15. Jänner I M 
erneuert ausgesvrochene Mortuarsfrechelt der frommen VermächtM<st 
bloß von dem l. f. Moltuar zu verstehen sey, oder ob sich dieselbe auch 
auf das herrschaftliche Moltuar ausdehne ? 

Hierüber haben Se. Majestät Mit allerhöchster Entschließung all« 
Schönbrunn vom 29. August 1820 zu befehlen geruhet, allgeM«»" 
bekannt zu machen, daß daö Hofdecret vom 15. Jänner 1801 l»^ 
eine Elläutenmg des oberwähnren EdicteS vom 24. September 1 ? ^ 
sey, und daß die durch dasselbe den frommen Vermächtnissen m alles 
allerhöchst Ihren Staaten zugestandene Befreiung ron der S te rb t^ 
sich daher auch nur auf die l. f. Sterbtaxe, Nicht aber auf das den 
O b r i g k e i t e n von dem u n t e r t h ä n t g e n Vermögen gebüy reN« 
de M o r t u a r i u m beziehe, somit es dem freien Willen der Guts' 
Herrn noch lmmei m zenen Fälle.«, wo em obugkcltllches MartuanUlN 
gebühret, überlassen bleibe, entweder die Scerbtaxe von den fromm^ 
Veimächtnissen oder Erbschaften, d»e ihre Untertanen an ftonilNe 
Stiftungen machen, abzunehmen, oder hierauf zum Vortyc»le dlesel 
Stiftungen Verzicht zu leisten, welches auch m Ansehung des Arme«^ 
Institutes und des Invaliden »Fondes zu gelten habe (Regierung'' 
Clrcular vom 5. Jänner 1821). 

§. 682. 

W i e es m i t dem ungar ischen V e r m ö g e n g e h a l t e n 
w i r d . 

Um eine verläßliche Richtschnur zu geben, wie weit das bei A^ 
Handlung der Verlassenschaften volsindlge Vermögen alS u n g a l ^ 
sch e s, folqllch der Mortuartare n»cht unterliegendes Gut, und wa«^ 
der Elblasscr, selbst m dieser Absicht als em Ungcn anzusehen sey, lst 
Folgendes verordnet: 

K. I n Ansehung des ungarischen Vermögens, wenn bei einer ^ 
einem österreichisch - oder böhmisch? deutschen Lande besiehenden G^ 
iichtsbehördc d»e Verlassenschafts »Abhandlung nach emem EiblaM 
gepflogen w i id , der kein U n g a r is t , so kömmt als ungarisch" 
Vermögen Nichts anders anzusehen, folglich auch von dem Moltuae 
nichts anders zu befielen, als: 

l») d»e dem Erblasser eigenen, in dem Königreiche Ungarn und den 
damit vereinten Provinzen gelegenen Herrschaften, sammt den. dazu 
gehöllgen lunllu inzitruclu; 
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^) die m Ungarn ihm angehürigen Häuser, sammt den darin be» 
Röllchen Geräthschaften, oder der sogenannten Hause»nr»chtung. 

v) d,e dem Erblasser angehöngen, auf emer ungarischen Realität 
"Urllch mtabulnten Schuldforderungen. 

Dagegen 
. L. wenn die Verlassenschaft eines Erblassers abgehandelt w, rd , 
^ t i n Ungar lst, so sind nebst den oben angezelgten noch folgende 
^bschafte« als ungarisches Vermögen anzusehen, und daher von dem 
"tortuar ganz zu befreien. 

2) Alle Schuldbriefe, worin eine ungarische Realität zum Unter-
psande veischrieben worden, wenn auch eme Intabullrung dieser Rea-
' " " Nicht erfolgt ,st. 
. n) Alle Schuldforderungen, wo die Zahlungen von einem öffent» 
'Hen ungallschen Fonds angewiesen, oder auch nur die Zahlung aus-
luckllch in Ungain bedungen wölben ist. 
c) Alle Schuldbriefe, die von einer ungarischen Gemeinde oder 

Mem ungarischen Pilvacmanne m Ungarn ausgestellet woiden sind, 
/ ^ n schon kem eigener Zahlungsoi t angewiesen, oder keine Hypothek 
"schrieben worden ,st. Ist hingegen ,n emem Schuldbriefe zwar eine 

Mansche, zugleich aber auch eme andele in emem der deutschen Erb
ender befindliche Hypothek bedungen, so soll 

u) nur d»e Hälfte von dem Betrags der Schuldforderung als un» 
Asches Veimogen angesehen, folglich nur die Hälfte von dem Mor» 
^ befreiet wenden. 

N. I n ?lnsehung der Person »st derjenige Erblasser als ein Un» 
" ^ zu betrachten und zu behandeln, welcher im Kön«arelche Ungarn, 

^ »n emer bei damtt vereinten Piovlnzen gebürtig ist, und 
. ^) zu der ungarischen Hofkanzlel ode: sonst einer andem in den 
.Aschen Piovin^en befindlichen Vehöide in l. f Dienste getreten ist; 
1'̂ e Dienstleistung, und wählend derselben fem Aufenthalt m den 
' ^ Eiblandcn mag wie lange auch immer gedauert haben. 

.. ^) Derjenige, welchei ungehindert seines «n emem der k. k. Erb
ender gewählten, auch noch so langen Aufenthaltes, dennoch m Un« 
M n oder emer der damit vereinten Provinzen wirtlich ansäßlg ge» 
"lieben »st. 
. r) Eben so ,cder, der sich in einem der deutschen Erbländer nicht 
. , ^ sogenannte Ansiedlung, wukllche Ansä'silgkett oder emen «nun» 

'̂lochenen 10iähr>gen Aufenthalt natwnallsirt hat. 
h d . DaS bloße Indlgenat, ohne dem Besitze emer Realität, grün» 
. lt Nicht die Eigenschaft emcS Ungarn »n Absicht auf d,e Befreiung 
^ ° Vlortuars, wofern Nicht etwa em solcher Indlgen beleltS vorher 
Unga rn begütert oder ansäßlg gewesen wme, m welchem Falle , r 
s"> die Art angesehen «Verden soll, wie eS m dem vo:hergehenden Ab^ 
'"be wegen der ungallschen LandeSkmder voigesehen ist. 
. N. Endlich sind auch die Eheweiber, wenn ihre Männer als Un» 
A l l angesehen sind, nach gleichen Rechten mtt denselben zu behan-
"N, wie auch die Witwen, so lange sie Nicht zur zweiten Che schrei-

" " (Patent vom 7. September 1782). 
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Wenn ferner »n einer deutschen Provinz em ungansch- siebenbul' 
glscher oder illyi «scher Unttlchan stirbt, welcher entweder m l. f. Dlill' 
sten gestanden «st, oder als Hofagent be» der unganschen oder sieb^ 
bürgischen Hofkanzlel allem, und nlcht auch bn emer andern deUtlH' 
elbländlschen Stelle m gleicher Eigenschaft gedient hat, oder «»N "^ 
stlaubrerGeschäftstläger von deraugsbuiglschcn odei helvetischen 60^ 
fesslvn, oder der griechischen Kirche ergebener Unmthanen besaßt« 
Plovmzen »st, oder welcher m Ungarn, Siebenbürgen oder an der l"p' 
r»schen Glänze ansäs,lg war, oder endlich, welcher m keiner deutscht" 
Provinz, weder dmch ausdrückliche Elllärung, noch durch AnsiedlUNH 
Ansäßigkeit oder ununtezblochenen 1l)lähr»gen Aufenthalt einheinM 
(natlonalls,rt) gewoiden »st; hat die deutsch» clbländlsche Abhandlung" 
behörde sich, in Rücksicht auf dessen in den deutschen Erblanden zll' 
rückgelassenes bewegliches Vermögen, Nicht weiter in die Verlasse 
schafts.Behandlung einzulassen, als daß sie 

a) die Sperre anlege, 
d) auch, wann der Fall es fordert, die Verlassenschaft in eig<^ 

Sperre nehme; 
c) die allenfalls vorsindlge letztwlllige Anordnung eröffne, und ku^ 

mache, und 
ä) dafür sorge, damit alle Gläubiger befriediget werden. 

Wenn aber dergleichen Erblasser m den deutschen Elbländern l^ 
gende Güter, oder auf solche vorgemelkte Capttallen besitzen, kö'nA 
den deutsch« erbländlschen Ger,chtSbeh'oidcn dle Verlassenschafts-^ 
Handlung m Rücksicht auf dicseS Vermögen nach dem ganzen lllll' 
fange zu. , 

Was in den beiden vorstehenden Absätzen angeordnet ist, hat M 
auf die Gattinnen, Witwen und mmderlahrlgcn Kmder der doit b̂  
zeichneten Personen seme Anwendung. 

Wo nun den deutsch- erbländlschen Gerichten nach den oblg^ 
Grundsätzen Nicht d»e vollkommene Abhandlung der Vellassenscha" 
zukommt, soll von dieser auch ke,n Moltuar bezogen werden; doch ^ ' 
ben die Gerichte für d,e ihnen eingeräumte Amtshandlung die gesetzt 
ßlgen Taxen zu beziehen (Patent vom 17. Februar 1792>4 

§. L83. 

Gesetzliches Ausmaß der g u t s h e r r l i c h e n S t e r b t « ^ ' 

Das Mortuar darf Nlcht mehr als 3 kr. vom Gulden betrag«"' 
(1'rast. äo^llr. ine. ' l i t . IV. §. 5.) Von den Verlassenschaften lhrtl 
Velwaltei und Amtleute dmfen aber d»e Her,schaften nur 1 tr. vo<" 
Gulden nehmen (Nclmale vom 5. Juni 1776). 

Nach welcher V a l u t a die S t e r b t a x e zu berechnen ist« 

DaS Mortuar ist »mmer nach dem Maßstabe '.demjenigen ValU^ 
abzunehmen, m welcher d,e Schätzung dcS VerlassenschaftSvermiigeN» 
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sck^'" ^ " ""^ ^ner Zeit noch bestandenen .Valuta der B. Z. ge-
'^ah, auch das Mortuar nach dem Masistabe dieser Valuta, ,edoch 
^"Ucltt in E. S . aufzurechnen »st, wenn auch dl« Abhandlung und 
Nedigung der Verlassenschaft viel später vor sich geg.ang.en wäre (Hof-
"et vom 4. I u i l 18l2. Iust,zhofdecret vom 10. Jul i 1812. Kund

macht am 6. I u l l 1812. §.1). 

») B e i R e a l i t ä t e n . 

. Vei R e a l i t ä t e n und l iegenden G ü t e r n kommt es jedoch 

^) Ob dieselbe nach der Einlage, oder 
") nach einer alten Schätzung vor dem Jahre 1799, oder 

, ^ ) nach einer Schätzung in der Periode vom Jahre 1799 bis zum 
" ' M ä r z 1811, oder 
d> ^ " " ^ " " " ' später« schon auf W. W. berechneten Schätzung für 

'"«Messung des Mortuanums angenommen werden. 
. I n dem 1. und 2. und 4. Falle »st der volle Emlags« oder Schäl« 
5"Ng5werth m W. W . , ,m 3. Falle aber nach der Scala zu berech. 
'" ( l^äew §. 5). 

h. Dle t. t. Hostammcr hat mit Verordnung vom 23. April d. I . 
e schon flüher bei Gelegenheit einzelner Fälle erlassene Bestimmung 
"euen, daß bei Bemessung des l. f. Moltuars d»e Catastral. Einla-

^ von landtäfllchen Realitäten in allen jenen Fällen in Conven» 
. o n s - M ü n z e anzunehmen seyen, wo d,e Verlassenschaftsabhand« 

ĝ Mit oder nach dem 1. August 1816 anhängig geworden »st. 
. Nach dieser Verordnung »st sich in Folge hohen Hoflanzleidecre-
^ vom 19. October 1828 auch bei Bemessung des o b r l g k e i t l i -
^ 'N Moltuars zu benehmen, wenn die Abnahme desselben von uu« 

lthatugen Realitäten nach der Einlage Statt zu finden hat, mit Aus-
hnie jedoch, wo die Einlage der Realität etwa erst nach dem I a h « 

<W erfolgt seyn sollte, m welchem Falle das Mortuar in jener Va» 
re^ ^^unehmen wäre, in welcher der Emlagswerth der Realität be-
"VNet wurde.(Regierungs^Circular vom 28. October 1ß28). 

§. 685. 
d) B e i vo rhandener k l i n g e n d e r M ü n z e . 

, Wenn m der Verlassenschaft klingende Münzen vorhanden find, 
E ^ b<ervon das Monuarium nach ihrem Nennwelthe, jedoch in 
> ' ^ . oder in W. W . zu nehmen (Hofdecret vom 4. Jul i 1812. 
U'i-Hofdecret vom 10. Ju l i 1812. Kundgemacht am 6. Jul i 
„ , " - §. 11). Nun wird das Mortuar in delselben Münzgattung gc-
""""nen. S . §. 692. 

§. 690. 
H B e i P r i v a t - A c t i v - und P a s s i v ° F o r d e r u n gen. 

. Bei Privat-Capitallen find bei Sterbfällen und Schätzungen, 
h,H dem 15. März 1811, nach der Scala in W. W. anzusetzen, und 

'Mach das Mortuarmln zu berechnen (Uoäum §. 4 ) . 
l- 51 
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Von den Schuldverschreibungen der Privaten soll ohne Untel' 
schied, ob die Zahlung in Gold« und Sllbermü'nze, oder in Eil»!«' 
sungsscheinen, oder m Fondsobligationen bedungen ist, die Sterbtarh 
nach der Bestimmung des C»rcu:ares vom6.Iul»1812.§.4. ,n W>^' 
abgenommen werden (Hofkammerdecret vom 13. April 1815). 

§. 691. 

ä) B e i ö f fent l i chen C r e d i t s p a p i e r e n . 

D i e S t a a t s « und o f f ent l ichen Fonds o b l i g a t i o « ^ 
sind nach ihrem vollen Nennwerthe in W. W. anzurechnen; es l! 
jedoch gestattet, daß das von den Staats- und öffentlichen Fonds' 
obligat«onen, oder doch von gleichem Zinsfüße, insofern der BetlOs 
des Mortuanums nicht 25 fi. W. W. «st, enmchtet werde; der unt< 
25 st. ausfallende Betrag muß aber allezeit baar m W. W. erfolg 
werden (l^oäom § .3 ) . 

Die in den öffentlichen Fondsobligationen ausgedrückte SulNN" 
bestehet noch, nach dem Fmanjpatente vom 20. Februar 1811, UNĝ  
achtet der auf die Halbschelde herabgesetzten Interessen, in «hreM ^ 
>en Betrage, und die allerhöchste Etllschlleßung vom 4. Iul» l " ^ 
gestattet nur den Erben, daß dle Mortuarstaxe von öffentlichen FoN^ 
obligationen auch nm in der Verlassenschaft befindlichen ObligatioNt" 
bezahlt werden tonne. . 

Wenn nun eme Partei oder ein Elbe von öffentlichen Fon^ 
obligationen, zur Beschleunigung der 7/bhandlung und Einantworte^ 
des Vermögens, das Mormarium in B. Z. oder ,n W . W . vor ^ 
allerhöchsten Entschließung vom 4. Ju l i 1812 bezahlet hat, so halt 
nicht zu v»el gezahlet, und es »st auch nichts Ungebührliches oder V ' 
derrechtlicheS empfangen worden, daher hat auch eine NückzalMs 
oder Verwechslung der mit E. S . geleisteten Zahlung m öffentlich^ 
Fondsobligationen nicht Statt (Part. Eentral'F,nanz'Hofcomm>ssl0l>^ 
decret vom 5. November 1812). 

M i t Central - Finanz .HofcommissionSdecret vom 16. Novells 
1813 wurde ferner eine von der k. k. obersten Iustlzstelle wegen ? ^ 
Messung der Mortuartare unterm 15. October 1813 an das ApeU" 
tlonsgericht erlassene Verordnung Mit dem Auftrage, sich darnach i 
benehmen, folgenden InHalles Mltgethellet: ,,< 

Es sey sich, wenn in einer Vcrlassenschaft öffentliche Fondso!» 
gationen im Activstande erscheinen, be« Beurtheilung der Vermögt, 
und Mortuarsauswelse, streng nach Vorschrift deS z. 3 deS CircU^ 
vom 6. Ju l i 1612 zu benehmen, welcher ohne Unterschied, ob der T 
deSfall vor oder nach dem Finanzvatente sich ergeben hat, bestini^ 
verordnet, daß öffentliche Fondsobligationen nach »hrem vollen NlN 
werthe «n W. W . aufzurechnen seyen, d,e /edoch Mit ähnlichen 6° 
flationen von gleichem Zinsfuße berichtiget werden können, n><lV 
Berechnungs- und Zahlungsart auch in dem taxämtlichen verbell̂  
ten Auswelse erscheinet. 
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§. 692. 

Berechnung der V a l u t a der S t e r b t a x e , 2. nach dem 
F i n a n z p a t e n t e vom 1. J u n i 1816. 

Der Negierung wurden nachstehende Grundsätze bekannt gemacht, 
^ H welchen be» k ü n f t lger B emessung deö Mortuariums, in 
"ejug auf das neue Finanzpatcnt vom 1. Juni 1810, vorzugehen ist. 
l,'̂ ? Ist von öffentlichen Staatspapieren das Mortuarlum, so wie es 
'sher schon eingeführet war, m gleichmäßigen Staatspapieren, 
n) von Prlvarforderungen, welche vor dem Patente vom 1. Juni 

M 6 entstanden sind, nach Maßgabe chrer dem Patente vom 20. 
Abruar 1811 zusagenden Valuta in W. W. oder m Goldmünze, 
^'lbermünze, Banknoten, 

«) von Baarschaft, welche in W. W. besteht, in W. W., 
ü) von der in C. M . vorhandenen Baarschaft ade»mal in Gold« 

^ Sllbermünze oder Banknoten, endlich 
. V) von Realitäten, Präjiosen und anderen Gegenständen, je nach-
"N die Schätzung auf W. W. oder C. M . bestehet, entweder in 

7 '̂ W. oder aber »n Goldmünze, Silbermünze oder Banknoten, auf
rechnen und zu entrichten. 
f.. Die Negierung wurde daher angewiesen, sich nach diesen Grund» 
t̂zen genau zu benehmen, und hiervon daS unterstehende Taxamt zu 
Mndigen (Hoftammerdecret vom 8. October 1816). 

§. 693. 

" k t und W e i s e , w i e der W e r t h de r , der S t e r b t a r e 
iu u n t e r z i e h e n d e n Ver lassenschaf t zu erheben ist. 

Von den Grundobrigkeiten sollen in d?n Abhandlungssällen die 
führenden Pfundgelder nicht höher als nach der f a t l r t e n und 
,^3«nomm.enen T a x i r u n g abgenommen und gefordert werden 
hofdecret vom 21. April 1750. Hofdecret vom 19. Ma i 1750. Re> 
""Ungspatent vom 8. Ju l i 1750. §. 2). 
i . DaS Mortuarium von R e a l i t ä t e n ist übrigens nacb dem 
^ l der letzten Bef i tzver a n d e r u n g vorgekommenen Werthe 

3 "ehmen (Patent vom 13. September 1787. Verordnung vom 11 . 
^Uni 1789. Verordnung vom 43. Oktober 1796). 
^ D»e im Vermögensbekenntnisse aufgeführten Erbschaftsgüter hat 
"Erbe nur dann von Kunstve, ständigen ordentlich schätzen zu lassen, 

^«nn der Fall der zu entrichtenden Erbsteuer eintritt, nicht aber wenn 
«"ß dys Mortuar oder andere Taren zu entrichten sind (Hofdecret vom 
, September 1785), daher der Erbe die Verlassenschafts'Realltäten 
^Bestimmung des MonuarS nicht schätzen lassen muß, sondern 
as Mortuarium bloß nach dem Werthe, den die Realität bei der letz» 

. '" Besitzveränderung, als sie der Erblasser angetreten hat, zu bezah» 
" hat (Hofdecret vom 28. Ma i 1739). 

51 * 
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Wenn alle Erben einer Verlassenschaft großjährig sind, sie die 
Erbschaft «implicit^r antreten, und sich nicht < »m bniclicio legi» et 
,'nvontnrii erklären, sind zur Rcgullrung der Sccrbtaren und 2lb< 
steuerbeträge leme genchtllchen Invcntanen, sondern nur solche Vel' 
mögensauswclse n'öchlg, welche, well sie jedesmal an Eidesstatt Ut>d 
unter der Eonsiscatlonsstrafe des verschwiegenen Gutes verfasset wer-
den, bei denAbhandlungsmstanzen ebenfalls Glauben haben (Hoste' 
cr« vom 5. M>irz 1784). 

Hiernach «st, zum BeHufe der Mortuarbemessung ein geriaM 
ches Inventanum n,cht nöchlg, wenn alle Erben emer Verlassenst 
groß)ähr,g sind, und d,e El bschaft unbedingt angetreten haben, auch 
die Errichtung eines Inventars Nicht verlangen (Verordnung volü 
9. V?a« 1785); denn wider den Willen gloßjähriger Erben soll, N'e/' 
gen Bestimmung der Sterbtare, niemals d»e Errichtung eines üttitll' 
chen Inventars aufgedrungen weiden, sondern d«e Abhandlung!!^ 
hö^de hat die Sterbcare nach dem eigenen an Eldcsstatt abgelegt^ 
Vermögenobekenncnlsse zu bemessen (Hofdecret der DlrecNon vom 1' 
September 1795) , und der Mamfestat,onSeid darf Nicht gefordert 
werden, ausgenommen, die Obrigtelt hatte gegründete Ursache, d^ 
etwas wäre vertuscht oder verschwiegen worden (Resolution vom ^ 
November 1753). 

I n denlemgen Fällen jedoch, wo schon, nach Vorschrift der I ^ 
stizgesetze, oder wegen der Erbsteuer, das Inventarmm über eineV^' 
lassenschaft enlchtet wenden musi, wird aus demselben der Betrag ^ 
Verlassenschaftsvermögens auch «n Absicht auf die Aufrechnung ^ 
Mortuars bekannt (Hofdecret vom 4. Jänner 1788). 

lieber die Frage endlich, w,e sich «n Fällen, wo die Entrichtl^s 
der Sterdtare mit der Abführung der Erbsteuer zusammentrifft, ^ 
?lusmessunq der beiden Gebühren zu benehmen sey, wurde verlNitleÜ' 
Hotdeclecs vom 28. Mal 1789 verordnet, das; dle Sterbtaxe (>lo^ 
tuarium) in Gemäßheit des Patentes vom 13. September 1/87 voll 
den Realitäten nach dem bei der letzten Besitzveninderung in Anschlag 
gekommenen Welthe, dleErbsteue/ aber, nach Vorschrift desErbste«^ 
patentes, nach dem bei der vorzunehmenden Schätzung ausfallende" 
Betrage berechnet und abgenommen werden soll (AppellattonsiC»^' 
lar vom 2. Juni 1789). 

§. 694. 

Wie der S te rb ta rauswe iS zu verfassen ist. 

Außer den Fällen also, wo bereits ein Inoentarium vorliegt 
soll an die Stelle des Inventariums ein von den Erben verfaßter ^ 
wlssenhafter Ausweis des Verlassenschaftsvermögens eintreten (H"" 
beeret vom 4. Jänner 1785). 

Dieser Auswels (welcher auf einem 3 kl. Stämpelbogen g e M 
ben seyn soll) (Stämpelk §< 22. ä6.) muß auf solche Art v " 
faßt, und der Abhandlungsbehörde überreicht werden, damit dzese ^ ' 
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Horde zur Bestimmnna der Taxe m klare Kenntnis) gesetzt sey, was 
herunter an beweglichem und unbeweglichem Vermögen besteht s<)of-
^cret vom 5. Dezember 1793. hofdecret vom 13. August 1795). 

Doch kann derUnwersalelbe mcht verhalten werden, lN der Vel-
^»gensauswelsung, dle zur Ausweisung des Moltuariums velfasu 
wud, ,ede Post, sie betreffe den A<.t,o.- oder Passlvstand, Mit Urkun 
"en zu belegen (Hofdecret vom 4. Ma l 179b). 

Ueber eme Anfrage, ob nicht der Emgeber unrichtiger Auswelse 
^ l Bestimmung der Stslbtare m»t einer Geldstrafe zu belegen wäre, 
^Urde »ml Hofkammeidecret vom 6. Iul» 1815 elmnert, daß man 
Nch diesfalls nach den bestehenden Vorschriften benehmen, folglich m 
Elchen Fällen davon an die betreffenden Behörden d»e Anzeige zu ma-
^ n , und die Aenderung oder Berichtigung bewirken soll. 

F. 695. 

W a n n die S t e r b t a r e abzunehmen ist. 

Bevor das Mortuarium wnlllch abgenommen wird, soll die Ab 
Handlung der Verlassenschaft vollkommen gepflogen, d»e etwa voihan-
"Nen Pupillen sollen vergerhabet, das Puplllenoermögen velstchclt, 
^lo die Abschlifcen davon den Parle»en übelgebenseyn (Patent vom 13. 
""ober 1750. §. 3 ) . 

Ucbrigens soll das Mortuar, das statt des Klnderanschrelbgeldes 
^gefühl et wuide (Hofdecret vom 15. Dezember 1783), bel Lebzelten 
^Ael tern Nicht abgenommen werden (Hofentschluß vom 11 Jänner 
-W3) ; und wenn eine Ve,lassenschaft Mit jährlichen Vermächtnissen 
beschweret »st, und der eiste Elbe oder Ac^lurent, von dem ganzen 
te»nen Vellasse, ohne Rücksicht auf die Vermächtnisse und auf das zu 
lhrer Bedeckung elfo,dell>che Capital, das Mortuanum nach den C>)e-
^ e n , und lnsondnhelt nach dem Hofdecret« vom 14. Apill 1788 
>lhon bezahlet hat, so ist dem zweiten oder dritten Eiben odel Nach« 
'°lgcr das Mo, manum von jenem Theile des Vermögens einstweilen 
^ r vorzumelken, welches zur Bedeutung solcher alten noch haftenden 
^ermächtmsse clfoldert wi ld ; wenn aber dann diese alten Legaten» 
^gehen, so »st auch del Betrag des Moituanums verhältnlsimäßlg 
^zublmgen (Hofkanzle»decret vom 10. Februar 1802). 

§. 696. 

" ! t e sich zu benehmen ist, wenn das Laudem»um m i t 
der S t e r b t a x e c o l l l d i r e t . 

Bei den Todesfällen soll für daS sogenannte Veränderungspfund' 
?5^, §. 173, dann auch für das Sterberecht oder Todcenpfundgeld, 
u>r welche von verschiedenen Obr,gke,ten 3 tr. für die Veländerung, 
^«d wieder 3 tr. für das Tterberecht, Mithin 6 kr. vom l^ulden, und 
^ a r von der nä'mllchen Sache blSher bezogen woiden ist, künftig 
>Ul' beide d»ese Abgaben zusammen, von der nämlichen Sache, sie mag 
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beweglich oder unbeweglich seyn, niemals mehr als höchstens 3 kl» 
vom Gulden un Ganzen zu bezahlen seyn; wöbe: aber die Falle ds' 
hm eUäutelt weiden, daß: 

1.) I n jenem Falle, wo der Ve»sto»bene ein wahier Untetthal» 
»st, mithin die Giundobilgkelt zugleich auch die Abhandlungslnsta^ 
desselben ist, dnselbe bnechnget sey, nebst den 3 kl. vom Gu^en» 
welche sie titulo Ic»,»ä6wli,Mlth,n ohne Schuldenabzug von d e m I ^ 
Mobil» NlMMt, auch noch andeie 3 kr. vom Gulden titnlo murt i l»^ ' 
oder für die Stelbtare, und zwal Nicht nu: von dem fahl enden allein 
sondern auch von dem liegenden Vermögen des Veistolbenen, mith^ 
von dem liegenden zwar 6 kl., d. i. 3 kr. titulo lautlomii odel a» " " 
Veränderungspfundqeld, und 3 kr. titul« inorti inrN, jedoch d»est 
letzteren, d. l. die Sterbta^e, nach Abzug aller richtigen Schulden, 
auch fm diese, unangcsehen etwa widriger Gewohnheit, odel aUl? 
emeS etwa ers.ssenen R?n)t^s, Nicht mehr als 3 kl. zu nehmen (Vel' 
orbnung vom 13. Octobcr 1756. §. 1. Siehe auch §. 677). 

2.) I n jenem Fg^e abe», wo del Verstorbene ke,n wahrc'r Ull̂  
terthan der Grundobrlgkett, sondern persönlich em r̂ andern Obligke»' 
oder Instanz untelgeben wa», folglich dleGrundobligkeit Nicht zuqlel<? 
AbhandlungSmstanz über se«n hmrellassenes Ve-mogen «st, gebuhl" 
der Grundob» »gleit nichts, als das allc»nlqe Laudemium von dem «^ 
unterthänlgen Immobil», somit mehr Nicht als 3 kr. vom Gulden, 
nach dem Werche des unbeweglichen »hr unterthänlgen Gutes, jedoch 
ohne Abzng e,n,gei Schulden; der Abhandlungsmstanz aber gebuhlt 
das Stelbelecht oder dleTodrenta^e von dem alleinigen, jedoch sämlNt' 
llchen beweglichen Vermögen, mithin n,cht nur von den, ln ihrer I^ ' 
nsdiction befindlichen, sondeln auch allen übrigen, obschon außer »̂  
ler Jurisdiction auf oder »n emem emer andern Obilgkelt unterthaN>' 
gen Grunde, Hause, Keller, Stadl, Scheuern u. s. w. sich befinden' 
denden beweglichen oder fahl enden Sachen, was Namen sie lMlnH 
haben mögen, folglich von allen, meinem obschon emer andern Obr's" 
kett untelthänlgen Hause befindlichen beweglichen Sachen, m «me^ 
unterthänlgen Keller befindlichen Wemen u. s. w., jedoch «leöucto 
»et-o allcno; von dem unbeweglichen aber »st nichts abzunehmen (P^' 
tent vom 6. März 1756. §.2. Patent vom 13.October 1756. §.4> 

H»eivon «st,cdoch 
3.) der Sradrw»ener,sche Burgfriede, wo, »m FaNe des Tod<^ 

den in selbem liegenden Grundobugketten von den Immobilien ke^ 
Laudemium gebühret, nachdem m dieser Stadt Bu»gflleben bs' 
E'bpfundgeld ,m Jahre 1709 wieder abgechan worden, m«th'" 
das Immobile von den m dem Stadtwlenenschen Burgflleden befind 
llchen Grundobi lgkelten »m Falle deS Todes Mit Nichts belegt werde" 
mag, ausgenommen; dagegen sollen dle Abhandlungsmstanzen »nW'^ 
auch von den m dem Burgfileden der Stadt Wien gelegenen HaU' 
sern und andern unbeweglichen Sachen ihre Taze wle bisher zu nep̂  
men befugt seyn; und zumal auch 
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, 4.) yuoaä Quantum dieser Taxe in den Städten und Märkten 
Medleß nur meistens 1 ü . vom Gulden zu nehmen der Gebrauch »st, 
^ M a n es hierbei noch fernerhm zu belassen; desgleichen soll auch 
uf dem Lande ^uonä Quantum ke,ne Abänderung gemacht weiden, 
»̂ßer daß allbeluhrter Maßen memals mehr als höchstens 3 kr., es 

"'"ge die nämliche Herrschaft das LaudeMium und Mortuanum zugleich 
««Nehmen berechtiget seyn, oder diese zweierlei Abgaben zweien unter-
'^denen Obrigkeiten, nach obbesagrer Regel, zustehen, von der näm-
lHen Sache genommen werden sollen. 

§. 700. 

^"ie sich be i Abnahme der S t e r b t a x e rücksichtlich der 
Erbs teuer zu benehmen ist. 

Wenn das Verlassenschaftsvermögen schon mit andern Abgaben 
^ Stelbtaren und dergleichen Gebühlen dergestalt beschweret ist, daß 
"eselben bercttS auf 5 vom Hundert hinaufsteigen,so ist die Erbsteuci-
8«bühr nur Mit 5 vom Hundelt abzunehmen, 
y Daher müssen diese auf dem Verlassenschaftsoermögen haftenden 
^ l ien, so wie die Abhandlungsgebühren und Ger»chtskosten ledesmal 
^Ausmessung der Clbsteuer berechnet, und dann erst der Eibstcuer« 
^lrag, nach Maß derselben, Mit 10 oder 5 vom Hundert bestimmt 
Werden (Cibsteun patent vom 15. October 1810. §. 29). 
^ Auch sind ,n den Eibsteuer «Ausweisungen von dem vorhandenen 
'"lilassenschaflsvermögen unter andern d»e Sterbtaxe und alle übn» 
bMGellchlstosten abzuziehen (Elbsteuerpatent vom 15.October 1810). 

Setne k. k. Ma^'stät haben über die Frage, wie sich m Fällen, 
^o d,e Cntltchtung der Stelbtaxe Mit der Abführung der Erbsteuer 
Zusammen trifft, Mit Ausmessung der beiden Gebühren zu benehmen 

^ v , mittelst Hofdecletes vom 28. Ma» letzthin zu entschließen gel«« 
>tt: daß die Sterbtaxe (>Iorwlirium) m Gemäßhclt des Patentes vom 
^ . September 1787 von den Realitäten nach dem bei der letzten Be» 
lHveiänderunq m Anschlag gekommenen Werche, die Erbsteuer aber 
^ch Volschrlft des Crbstcuelpatentes nach dem beider vorzunehmen« 
°en Schätzung ausfallenden Betrage berechnet und abgenommen wer
den soll (Appellations - Clrcular vom 2. Zum 1789). 

§. 701. 

" N w i e f e r n S t r e i t i g k e i t e n über die M o r t u a r t a r e 
zur po l i t i schen oder zu r Rechts l ln»e geh'ören. 

Ueber die Frage, wie weit die bei dem Bezüge des Mortuariums 
^stehenden Anstände vor die Iustizstellcn oder vor die politischen Be. 
Horden gehörig seyen, werden folgende Grundsatze bestimmt: 
. ») Eme Justizielle kann sich über Streitigkeiten, über Sterb- und 
^odtenpfundgelder, welche von G r u n d h e r r s c h a f t en und Obng-
" l ten von den Verlassenschaftsgütern ihrer Unterthanen und Grund« 
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holden abgenommen werden, nicht einmengen, denn d,ese elttstt 
Heu auS dem Unteithämgkeltsbande, und gehören also nach dem llll 
tel thanspatente zur politischen Verhandlung (Hofdecret vom28.Scp 
tember 173li. »). 

b) Der Justizverwaltung bleiben also nur jene Anstände vorbehal' 
ten, wo Pmtlkular-Iust,zbeholden m dem Falle, daß der Verstoß 
bene Mlt selben m ke,nem UntelthänlgteltSbande gestanden har, da« 
Mortuarmm beziehen (l^oäom c^. 

I m ersten Falle sindet auch memals eme ordentliche Rechtsklage 
wlder die Abhandlungsmstanz über das Mottuanum Statt (Lollew)' 

II. T i t e l . 
Von den politischen Rechtsverhältnissen der Ort^ 

bewohner zu der Orts- oder Dorfobr igkei t . 
§. 702. 

B e q ; l f f der O t t s - oder D o i fob r l g k e , t . 
Die Olts- oder Dolfobügkelt ist dasjeniqc verfassungsmäßige 

Oiqan, dessen sich die Staatsverwaltung zur Cileichung «hier ad«"' 
mstlatwcn Zwecke, und z,vai zunächst zur Bekanntmachung undHan°' 
habunq der Gesetze, zur Handhabung der Pollze», und zur Uebc> 
wachung der ihr unrei^eordneten Gemeinden bedienet, und wofür «^ 
auch nach der Landesubung msgemeln e»mge Rechte und Genüsse j ^ 
stehen. 

Zwischen Dorf und Ortsobrlgkelt, dann den davon abhängt 
landesverfassunqsmasilgen Rechten und Velbmdllchlelten bestehet ub^' 
gens laut Hofkanzleldecret vom 25. Apltl 1823, Hofz. 11,353/ 
Rggsz. 21,112 knn Unterschied. 

§. 703. 
W e m tne D o r f o b r i g k e i t g e b ü h r e t . 

Welche Dörfer tM Lande von ?lltels her eigene Dmfobugkelt 
gehabt, dl« sollen noch forthm dabei gelassen we,den (1'ract. ä« ^ '^ 
lnenrp. ' l i t . III.) ; doch soll m allen dorfobriqkeltllchen Fällen, d«rs 
die lM 'lrastatu» äu ̂ „p. illcorp. vorkommenden Satzungen deMl^ 
gen, was etwa m einem und andern Ölte anders velgllchen worden 
Nichts benommen seyn (lloöem §. 6) »). 

») ES aibt nämlich Ortsobrigkeiten, welche wechseln, d.h. sich r<l<p 
sichtlich gewisser Orte rn Ausübung ihrer ortsobrlqkertlrchcn Iurrsdictio»' 
periodisch ttieilen, so daß die Orthmsassen zeitweise einer anderen O«^' 
obr>g?elt zufallen ... 

Dleß ariindet sich theils auf das,m T'rnst. <!ejn? insarzi.I'lt.lll' 
bewahrte alle Herkommen, therls aber auch rn sogenannten qemucht̂  
Ortschaften, wo mehrere Krundherrschaften sind, welche hinsichtlich lb^ 
dortigen Unttrthancn zuqleich auch die ortsobrigkeltllche Gerlchtebarkell z 
üben hatten, auf r.ncr Verabredung unter sich, die Ausübung chrer 6̂  
theilten ortsobrigkeltllchen Rechte ablvl.chölungswe,se nur immer einer ein 
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^qcn Grnndherrschaft zu übertragen, so daß nach dl,r Anzahl der Grund-
^crrichaftcn, z. B. alle 2, 3, 4-, 7» u. s.w. Jahre an einem gewissen Tage 
°cs Jahres. z.B. zu Georgi, Michaeli u.s.w., unter ihnen gewechselt 
wird. 

Wegen Entfernung einzelner Gemeinden von dem Sitze der betreff 
miden Ortsobrigkeit, die zuweilen in einem andern preise, ja sogar im 
^ande ob der Enns sich beendet, sind auch bereits im Nege fteundschaft« 
llcher Ausgleichung,, ober treisamtlicher Vermittlung, Delegationen de« 
wirkt worden, welche zur Beförderung der administrativen Zwecke nickt 
wenig beitragen. Insbesondere im Kreise V. O. W. W., und zwar v<n> 
iuglich in dem Bezirke gegen die Granzen des Landes cd der Enns, be« 
^Utzt das dortige Kreisamt zu jenen Zwecken auch die seit 1805 bestehen» 
" t n , nach P f a r r v e z i r k e u eingethcilten, Conscriptions« Dbriqkeiten; 
Und feit 1810 wurde besonders in der dortigen Gebirgsgegend, wo nicht 
Mten die competenten Ortsobrigkeiten unbekannt und unerortert sind, 
°<e nachstgelegenen Conscriptlons-Obrigkeiten krcisamtlich delegirt, den 
sonst Ortsobrigkeiten zustandige Amtshandlungen auszuüben. 

Zu diejem Brhufe wurde dajelbst eme eigene p o l i t i s c h e Einthei, 
lung in 17? Pfarren oder Hauptgemeinden, und 2001 Untergemeinden 
getroffen. 

Auch die seit dem Jahre 1804 bestehenden Conscriptions-Obriqteiten, 
und die seit dem im Jahre 1820 eingeführten Grundsteucr-Provlsorüim 
aufcestellten und Mit dem allgemeinen Grundsteuer-Cataster im Jahre 1«il1 
scabil gewordenen S t e u e r b e z i r k s « O b r i g k e i t e n werden nun m 
lhren mehr geschlossenen Bezirken zu solchen öffentlichen Zwecken benutzt. 

Die F 
§. 704. 

r a g e , wem das Recht der O r t s o b r i g k e i t zu
stehet, ist v o r dem C l v l l r l c h t e r a u s z u t r a g e n . 

Dle Frage, wem das Recht der Ortsobrigleit zustehet, ist 
^ s dem Rechtswege auszutragen. Der Eigenthümer e»neS 
^Mnicalhofes wurde daher m>tHofkanzle>declet vom 24. Jul i 1818 

^ seinen gegen eine benachbarte Herrschaft cchobenen Ansplüchen 
^ f d l e O r t s o b r l g k e i t über den B e z i r k desselben ,m 

."''tischen Wege ab «und an den Rechtsweg angewiesen; u n d g e, 

o 
^'cht durch r i 6 ) t e r l l c h e s E r k e n n rn»si der rechtl iche 

esltz der o r t s o br ,g t e i t liehen Rechte dem D o m i-

."/Yte He r r scha f t i n so l a n g e p o l i t i s c h e r S e l t s a l s 
" r i g k e l t i m B e z i r k e jenes H o f e s a n e r k a n n t , b is 

' ca l ho fe zue rkann t w l r d ; zuqleich wuide erinnert, daß, 
, ^N jener E'genthümer glaubet, »m rechtlichen Besitze der ortsobllg-
^'chen Rechte zu seyn, es seine Sache sc», diesen Besitz bei der 
. enchtgbch'o'rde darzutbun, und d»c Aufrechchalcung dieses Besitz' 

N̂des aus so lange zu erwirken, bis in merito entschieden seyn 
'lb> Außerdem tonne aber nur die Herrschaft als Ortsobrigtett an« 

sck werden, und es tann hier von einem weiteren politischen Em« 
^«"ten um so Minder d,e Rede scyn, a l s t e lne ö f f e n t l i c h e 
^ c k s l c h t e i n t r i t t , welche eine augenbl ick l iche Ver--
"gung po l l t l schcr S e t t s n ö t h l g machet. 
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Die provisorische Beifügung, wodurch cme Herrschaft zur A» 
Übung der ortsobngkeltllchen Amtshandlungen m Absicht auf g"M 
Grundstücke für so lange, bl5 hinsichtlich dleseS Zwe,ges der Oencht 
barkelt em richte» llchel Ausspluch,n potitorio oder m po»«««^ 
erfolgt, berufen worden ist, wurde daher bestätiget (HofkalM 
decrer vom 27. Mal 1831, Hofz. 10,761, RggSz. 29,^37). , 

Auch die Cxecutlvn e»nes dleßfalls erwirkten lechtskräftigen c>v 
richterlichen UlthelleS »st m solchen Fallen Nie von Amtswegen " 
zulenken, sondern nur auf Ansuchen der Panel von dem Clvllrlcht 
zu veranlassen, dem allem die Beurthellung zustehet, ob und >? 
fern d»e angesuchte Crecutlvn bewilliget weiden kann (Hofkallj" 
decret vom 25. Aprll 1823, Hofz. 11,359, RggSz. 21,112). 

§. 705. 

W e r der D o r f o b r , g t e l t un te rs teh t . 

Der Dolfobilgkeit sind auch ande,er Obllgkelten in dem ^ l 
obrigkeitlichen Bezirke wohnende Unttlthanen und Innleute, m au 
dorfobilgteltllchen Fällen zu geholchcn, auch auf Verweigerung ^ 
Obr»qkelten sie dahm anzuhalten, schuldig ('l'ractaws äe ^ur. wcol? 
"l i t . IV. «oä. §. 4 ) . c, 

Untel den Dorfobrlgkelten stehen demnach alle Ort4msassen, st"'^ 
Einheimische alS Fremde; und' um die das Schulwesen betreffe)» 
Verordnungen ohne Weitläufigkeit m Vollziehung sthen zu tonne"' 
sind die vermischten Unterrhanen auch »n Schulsachen zuw ^ 
holsam gegen die Dorfobr<gke>t «hles Oltes von »hrcn Herlscha" 
anzuweisen (Befehl vom 3. Jänner 1780). 

§. 706. 

F r e y h ä u s e r u n t e r l i e g e n den O r t s o b r i g k e l t e n d^ 
Ortes, wo sle gelegen sind, wenn sie nlcht selbst e»n̂  

B e z i r k b i l d e n . 

Besitzer von Freyhäuseln und Bewohner derselben gehören, >"^ 
fern sie ,n dem Bezllke emcr Gemeinde liegen, und Nicht selbst e>" 
eigenen Bezirk ausmachen, und eme Befreiung mcht aus andern G ^ . 
den oder Pilvlleglen ansprechen können, zur Gemeinde, und hâ  
die Gemelnde'Belträ'ge zu ».leisten (Hoftanzleldecret vom 17. Fehl« 
181^!. Hofz. 1500. RggSz. 7115). 

§. 707. 

E l n t h e i l u n g der A t t r i b u t e und der A k t i v i t ä t t>el 
O r t s o b r i g k e l t e n . 

D»e Ortsobrigkelten haben also al5 solche nach obigem Beg"<A 
I . V e r b i n d l i c h k e i t e n zu erfüllen, sie haben aber auch das" 

II Rechte und Genüsse. 
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I. Absa tz . 

Von den Verbindlichkeiten der Ortsobrigkeiten. 

§. 708. 

Auszahlung dieser Verb ind l ichke i ten. 

Die Ortsobngkeiten haben die Verbindlichkeit: 
A D»e Gesetze und Beiordnungen zu publmren. 

^?- Die untere Polizei »m ausgedehntesten Smne des Wortes aus. 

^ ' Gewerbe zu verleihen, und 
t,^,' ^ ^ untettha'nige Gememdewesen zu überwachen und zu con> 

^ Publication der Gesetze und Verordnungen. 

§. 709. 

Worauf sich dieses Recht gründet. 

Der 1'!t. I I I . §. 4 des 1'ractat. äo ̂ ,r . incors,. sagt: 
^ , »Inglelchen gebühret auch der Dorfobl lgkelt d i e P a n t h ä t U N g," 
«'?' b«e Pflicht, die ,hr zukommenden Gesetze und Verordnungen zu 
""lltlren. S . dltßfalls die Einleitung zu d,esem Werke §. 3. 

^ Der alte Ausdruck Panthatung ist wohl synonym mit allge» 
'"ein kundmachen. Darunter ab>,r auch das ganze Gemernde» und Polizei« 
Wesen zu verstehen, sieht selbst mit dem Indatte des Tractatcs mcht im 
anklänge, da von dem PoUznwesen im §. I des I lt. I I I , uon der Pan
thatung aber erst rm §. 4 Erwähnung geschieht, und rn diesem Icyttn §. 
Nach Panthatung erst von Wandel, Krrchlagbehut, Einnahme des Stand, 
gelbes, Obsicht der Rauchfange, Bestellung des Gemem.Dltners, Wach, 
lers und Stundenrufer u. s. w die3lederst,und lemeswegs unter dem Worte 
>anlhalu,ng subsumrrt wurden. 

' Ausübung der Polizei im ortöobngkeitlichen Bezirke. 

§. 710. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g h ie rüber . 

^ Die Dorfobrigteit »st erste P o l i z e i b e h ö r d e im weitläufig-
^ Sinne m ihrem Bezirke (Dorf- oder Feldfrerhett, Burgfrieden), 
i^^aber emer solchen Dorfobilgkeil dleßfalls eigentlich zusteht, rst 

Nachfolgendem enthalten: 
^ ) Alles, was zur Erhaltung des Gemeinwesens im Dorfe noch» 
da?'dH ,st, alS Polizei-Insectlons-, und andere l. f. Ordnungen, 
lr,?.l, bat sie zu halten und dlesnvegen nothwendlgen Anstalten vor» 

(1'r^ct. üo juril i . incor^,. '1 i t . l l l . §. 1 ) . 
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li) Die Rumor- und Raufhändel, welche sich außer den ^ 
tropfen und HauShof auf Gassen und Stoßen m und aulier ^ 
Dorfs zutragen, und Nicht landger,chtsmäb>g sind, abzuhandei ^ 
zu bestrafen, auch »m Falle d,e Sachen lanogerlchtsmä'ß'g " « " " , ^ 
der Dorfherr mcht sogleich das Landgericht hätte, dieThäter, der 
genchtsolbnunq gemäß, dahin zu liefern (Hoäem § .3 ) . , ^ 

Die Gerlchtsbaikeit m Ansehung der schwel enPol ' ^ 'Moe 
tnngen haben also die politischen Obrigkeiten auszuüben, ^ e e ^ 
cket sich auf den ganzen obngreltllchen Bezirk ( l l . The»l deS ̂ l . 
B . §. 27b). - ^lls§> 

e) Ingleichen gebühret auch der Dorfobrigke,t (siehe d'eßiau 
709 d»e Panthätung) Wandel, Kilchtagbehut, Einnehmen des V " 
geldes »), Obsicht der Rauchfänge, Bestellung des Gemem-D»en 
Wächters und Stundenrufer d) , wie auch Weg und Steg, ^ , 
und Stem, Waid und Gehölz (siehe §.749), Emquartlel - und " 
pstegunqs<Werk e) jedoch allem bei den Durchzügen) und a»r 
deiqlelchen zur Oeniem «n und außer dem Dorfs gehörige Sache < 
beobachten und m gutem Wesen zu erhalten (^'ract. üv ^ur. ineo ̂  
1'it. l l l . §. 4) . 

«) I n dieser Beziehung s. Abhandlung XIV dieses Theils von demGen» '̂ 
und Hanbelßwesen, wobei nur noch zu bemerken kommt, daß hier ^ 
Vlnnchmen des S tanbgeldes mcht unter den Rechten, sondern ^ 
ter den Verbindl ichkei ten der Dorfobrlgtelten anqeführt wtrd,^ 
che sonach das Standgeld lediglich f l i r die dazu berechtigten einM 
haben ^ 

Hiernach kann das Befugnlß zum Bezüge der Standgelder "H l " 
der Landesuerfassung, sondern nur entweder aus speziellen Rechtst»« 
oder aus einer besonder« Verleihung abgelntet werden. .,, 

Wenn nun ein solcher Streit auf eme Urkunde und Verehrung ^ 
gründet wird, gehört er auf den Rechtsweg (HoflanMdecrct vom 
September 1833 Hofz 23,830 Rggsz. Z3.<3S). ,, 

I)) S. in dieser Beziehung Abhandlung XVI dieses TheileS von der S l ^ 
Heils« und Oldnunaopolizey. ^,,i 

«-) S wßfalls die Abhandlung XXII I diesesTheileS von den pol. ad. " ' 
litür-Angelegenheiten. 

8. 711. 

Welche A u s l a g e n d i e ß f a l l S den O r t s o b r l g k e i t e n 
o b l i e g e n . 

Den Ottsobriqke,ten kommt als solchen nur die Bestreitung der 
mit der ortSobllgkeltllchen Oeschclstsverwaltung velbundenen Iuris-' 
dlctlons« Kosten zu. Anstalten aber, welche unmittelbar den Gemein
den oder Interessenten zum Volthelle oder zur Abwendung der Nach' 
the«le gereichen, müssen, wenn sie auch durch polizeiliche Rücksichtelt 
geboten und von den BehFrden angeordnet wurden, m der Regel voll 
den Interessenten selbst (wie d,esibe»VoikehlUNgen gegen UebeischweM' 
mungen, Löschanstalten u. s. w. der Fall ,st) bestritten werden (Hol' 
kanzleldecret vom 23. November 1831. Hofz. 25,571. Rggsz. 62,807). 
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' ) Zu den Auslagen der polizeylichen Iuriedictionspsiege, deren Bestreitung 
°en Drtsobngkeilen obliegt, gehören z N zene, die bei Ergreifung paß» 
Und ausweisloser Inbwlduen bis zur Constatirung ihrer Zuständigkeit sich 
ergeben (Hofkanzleldecret vom 6. November 1834. Hofz. 87,?9ö. Rggöz. 
^l.639. S. Abhandlung XVI dieses Theiles von der Ordnung«« und Sie 
lh«rhmspolize )̂. 

C. Verleihung der Gewerbe. 

§. 712. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g h i e rübe r . 

. Den Magistraten, und auf dem Lande den Dominien, soll sowohl 
'l Ersetzung der alten,alS d»e Eltheilung neuer Mc,steischaftcn (waS 
Uly Mlt Hofvcroldnung vom ^l. Apr»l 1791 auf die Commerzlal'Ge-

^be ausgedehnt wulde),nicht Minder dle Verleihung der Fiagnere«, 
Neslere«, des Blanntwemschankcs u. s. w. delgestalt vollkommen 
.̂ lassen und clngcläumt seyn, das; sie dulch die vorhandenen unb 

.Agenden Veioidnungen lmmer gebunden bleiben, Nicht nur die Po-
'^y'Geweil'e ohne Noth Nicht zu übeisehcn und zu velMehlen, son« 
.̂ 'N auch bloß tüchtige Leute zu Melstelschaften anzunehmen (Hof« 
""et vom 22. Apr,l l775) . 
. Nückslchtllch deS hier gebrauchten Ausdruckes „Dominien" sagt 
'"Ner die Hofvcroldnung vom 15. Mälz 1777, das; die Ve»lechung 
^^ Geweib^frelhcltcn, den Dolmmcn, welche zugleich de» Do»fobr«g» 
^zusteht, Nicht abe» jeder einzelnen Glundobligkett, zum allerwe-
Men aber, ohne Einvernehmen der Dorfobriglett, gebühre. 

, Die Dorfobllgrelt hat dl'ßwegen das Recht, Gewerbe zu erthci» 
^ ' well solck)e in einem gewissen Verstände d«e erste Instanz aus-
^lht, und alle Pollzeygegcnstände,§. 710, befolgt,folglich am besten 
Mheilen kann, ob und w»e weit die Enhellung oder Abschlagung 
N̂es delglcichcn Gesuches nothwendlg sey (Hofentschlleßung vom 22. 

September 1783). 
. Wenn endlich e»ne unterthclnige Stadt die Dorfobrigkeit besitzt, 
A Nicht d«e Stadt, sondern die Henschaft d,e Gewerbe zu erthellen 
^"eglclungs-Clicular vom 10. Jänner 178D. 
«. I n die Velleihung der Klemhandlungen soll sich ferner, vermog 
^°fdccretcs vom 19-)lugust 1790 weder m Wlen, noch auf dem Lande 
°N Seite der Landes- und Hofstelle lürecte eingemengt werden, son» 
^n solche sey den Magistraten und Ortsobrlaketten, denen die Local« 

^blungsfählgkelt am besten bekannt, auch an Erhaltung des Gle,ch-
v^'chteS zwischen den GewclbSleuten am Meisten gelegen «st, zu über? 

ŝsen, d,e politische Landes- und Hofstelle aber habe nur damals e,n« 
Mieten, wenn gegen d,e Beneide der Magistrate und Ortsobrlgkei-
"^ die Necuise an dieselben genommen werden. 

I n gleicher Art soll sich in Ansehung der Mobewaarenhandlun« 
^ " benommen werden. 
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I n Ansehung der Verleihung der Handlungs« und Krames 
Rechte hat, wie die Hofkammer-Verordnung vom 9. April ^ 
sagt, der Magistrat bei dem ihm zuerkannten Wirkungskreise a> 
erste Ortsobrigkeit zu verbleiben. 

Auch wurde mit Regierungsdecret vom 14. Ju l i 1808 das M 
hauptmannschaftliche Erkenntmß bestätiger, wodurch dem Wien«' 
Magistrate das Recht abgesprochen wurde, Commerzial-Gewerbe «" 
kleine Handlungsbefugnisse inner der Linien ausschl ießend zu »"' 
leihen. 2<6 

Ferner wurde mit Regierungsverordnung vom 16. Octoberlol° 
erinnert, daß das Recht, Kleinhandlungen zu verleihen, a l l e n v r t ^ 
o b r i g k e i t e n ohne Unterschied eingeräumt sei, so wie überhaupt tM 
oer Landesverfassung das Recht, alle Gewerbe zu verleihen, jeder O ^ 
obrigteit in ihrem Bezirke zustehet, und einen Hauptbestandtheil d< 
ortsobrigkeitlichen Rechte und Pflichten ausmachet, und daß nichts, 
der Magistrat von Wien, sondern auch die Dominien inner den ^ 
nie« dieses Recht in ihrem orlsobrigkeitlichen Bezirke haben. Endl^ 
erinnerte auch die k. k. Commerz Hofcommission mit Decret vom " ' 
Dezember 1316, daß nach der gesetzlich bestehenden Gewerbsoelf"' 
sung die Verleihung der GewerbS- und HandlungSbefugnisse den p°' 
litischen Behörden und zwar in erster Instanz den Magistraten UN 
Ortsobrigkeiten zustehet. 

Die übrigen dieftn Gegenstand betreffenden Normalien geholt 
in die Abhandlung XIV dieses TheilS von dem Gewerbs- und H«^ 
delswesen. 

v . Von der Verbindlichkeit der Ortsobrigkeiten, das untt? 
thänige Gemeindewesen zu überwachen und zu controlliren ̂  

§. 713. 
A u f z ä h l u n g der h ie r a b z u h a n d e l n d e n Gegenständ ' 

Hier kommt nun: 
1.) Von dem Bestände der unterthänigen Gemeinden und vs" 

der Gemeindevorstehung und Dienern, 
2.) von deren Vermögensstande und der Vermögensverwaltung 

und 
3.) von der Erhaltung der Gemeinde, Wege und Stege i ' 

handeln. 

») Es ist übrigens nicht immer der Fall, baß die Ortsobrigkeit, welA 
jene Rechte und Pflichten zustehen, zugleich auch Grunoherrschaft der s»' 
mlinde ist. Es gibt vielmehr nicht selten unterthä'nige Gemeinden, die '" 
Beziehung jener Gegenstände einer Ortsobrigkeit unterliegen, mit de«" 
die Mitglieder in keinem Unterthansverbande stehen, oder in welchen 'v 
nur einige davon unterthänig sind, während die andern Gemeindeglied" 
fremden Grundherrlichkeiten unterworfen sind. Am ausfallendsten ist die!' 
Nerhältniß in den Gemeinden, wo die Ortsobrigkeit periodisch wechse"' 
S. §. 703. 
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' ' Bon dem Bestände der unterthänigen Gemeinden, und 
von der Gemeinde-Vorstehung und Dienern. 

§. 744. 

E l N t h e i l u n g derselben. 

M,« Dle u n t e r t h ä n i g e n Gemeinden zelfallen m Städte und 
"lllttte, Dozfer, Aemter und Rotten. 
, Dle Viltglleder dieser Gemeinden sind m Stadt.« und Märkten 
Ms B ü , g «r, the,ls B a u e i n und H a u e : , m Dorftin aber 
oß Bauein und Hauer; m beiden aber befinden sich auch bloße 

. Nücksichtllch der u n t e r th< ln ,gen Städte und Mmkte »st 
^zwischen jenen, welche o»qanisirte Maglstlate, und jenen, welche 
"lNe organlsirten Maglstlate haben, zu untelscheiden. 
, I n den.unteithänlgen Städten und Malktender ersten A r t 

M es Vülqer und e»nen Buigelstand, folglich kommt von diesen 
N der Abhandlung V l l l von dem Mumclpalwesen und dem Bürger» 
^"de ^ handeln; da diese: Bulge, stand, wiewohl er der Grund-, 
/ ^ s - und Schutzheillichlelt e«nes DoMln«ums untelwolfen ist, doch 
^erh>n Munlclpallechte gemesiet, d,e jenen homogen sind, welche 
<^ Bulgcrstande ,n dem l. f. und fielen, mit olgamsilten Magl» 
'^ten veifthenen Oltschaften, zukommen. ( S . auch §. 96.) 
. Dagegen besteht bei allen Mit te»nen organlsirten Magistra» 
.^ versehenen unteithänlgen Städten und Mäitcen das Bmgerrecht 
^ Und da n ur dem N a h m e n nach. Das Bui gerrechtwl»d von dem 
Öligen Gemeinde,athe nicht folmllch velllehi.n, eS wird keine Ange» 
° "na. gefoideit, d»e Benennung Bürger »st nur angemaßt, die Be-
^°hner leben nur von dem Clträgn,sse des Grund und Bod»ns, kel̂  
5^wegs aber, Mit ?lusnahme der nothwendlgsten Hausgcweibe, von 
^ Gewelbsfielsie, und Mit dieser Benennung sind weder Rechte 
°H andere Vorzüge und Voithe,le verbunden. 

, Be» diesen Ölten rund die Abgabe, welche die Gcmeindeglieder 
^ Cmtr,tte m die Gemeinde durch Uebeinahme eines Hauses oder 
Ulch d ^ allfäUlgen Antritt emesHauogewelbeS uneigentlichBülger» 
ĉhtstaxe genannt, und sogar Nicht selten zu ganz besondern Zwecken 

.5 zur Anschaffung von Feuerlosch - Requisiten, zur Vertheclung un« 
^ die Glieder des Gememdeiathes u. s. w. verwendet. I n diesem 
Abbracht wuide daher auch mit Reglerungsdecret vom 28. Apll l 
^ t , R g g s z . 16,859 diesen unteuhäliigen Städten und Märkten die 
5"lgerrechtSt<ne somit d»e Benennung Bürger als em Unfug abge» 
^ t , und som,t kommen die Verhältnisse dieser Geniemdcn und »hrer 
^ltglieder ganz so zu behandeln, wie aller übrigen UNterthamgen 

"Uerngememden, worunter sie offenbar gehören. 
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§. 715. 

A r t , w»e V o r s t e h e r e rnann t we rden . 

Bei jeder Gemeinde sind eigene Ortsvorsteher (Stadt», Markt' 
Ortsnchter) , deren Wahl von den Gemelndegllcdcrn, jedoch U l ^ 
Lmfiusi und gegen Bestätigung der Dorfhenschafc geschieht. 

Wie die Volstände derVorstadtgememden m Wlen bestellt wcl 
den, kommt in der Abhandlung V I l l dieses The«les vom n. ö. M"N»"' 
palwesen und dem Bmgerstande vor; denn wenn gleich jene Volstad'' 
gememden, die mcht zum Wiener Burgfrleden geholen, glclchfau 
entweder dem Magistrate von Wien oder andern Dommeen unlelth"' 
mg sind, musi deren Verfassung doch des Zusammenhanges weg^ 
und zur Vermeidung von Wiederholungen in zene Abhandlung uw" 
mehr aufgenommen werden, als sie mtt jenen derBurg f r iedlsch^ 
Vol stadtgemeinden gleich ist. 

§. 716. 

E rb l i che N i c h t e r a m t s s t e l l e n s ind abgeschaf f t ; w^' 
che persönl ichen E i g e n s c h a f t e n ein R ich te r habe" 

sol l . 

Bei diesen Ernennungen soll der Mißbrauch eines e r b l i c h t 
Richteramtes überall abgestellet seyn, und die Obrigkeiten sollen zu M^ 
ssehern der Gemeinden jedesmal nur die tauglichsten, unbefangensten^ 
durch ihre Bescheidenheit sowohl, alS ihren sittlichen Wandel bewähr' 
testen Ä?änner bestimmen (Hofoerordnung vom 10. Jänner l ^ ' 
Cllsular vom 24. Jänner 18t) <), so daß der, der Amtsverwalr«^ 
so schädliche Unfug, daß das Dorfnchtcramt Nlcht, wie es jene V ^ 
ordnung vorschreibt, nur den tauglichsten, unbefangensten und bewahr 
testen Männern verliehen wird, sondern nach verschiedenen zufällig^ 
Verhältnissen sogar oft von Haus zu Haus, ohne Rücksicht, ob t>a' 
betreffende Individuum dem Amte gewachsen sey, übertragen zu w^ 
den pflegt, wledeiholt abgestellt und befohlen wurde, daß sich gen« 
nach jener Verordnung zu halten, und n u r der taugl ichste « l ^ 
wü rd igs te zum Nichmamte zuzulassen sey (Neglerungsverordnll"s 
vom 14. April 1808). . 

Auch soll in allen unterthänigcn Städten einen Bäcker, F leM 
Hacker u. dgl. Profcsslonisten, welche einer Satzung untei liegen, s 
Vorsteher anzustellen, oder auch dabei Rathsmänner und besonders 
da hierzu taugliche Subjecte vorhanden sind, anzunehmen, so v^ 
möglich keineswegs gestattet werden (Verordnung vom 10. Septett" 
ber'l?68), und das Rlchteramt ist den der Satzung unterstehenden 
Gcwerbsleuten n«ckt zu verleihen (Verordnung vom 14. Jänner 17s5^' 

Von dieser Wahl sind jedoch Apotheker und Wundärzte nicht 
ausgeschlossen (Hofkanzle.decret vom 20. Febluar 1835. Rggsi' 
4165). 
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§. 717. 
We 

" r t S e l N w o hner »n den glößern, Mit keinem eigenen Nachtwäch» 
^r velfthencn Orten verpflichtet (Hofkanzleldecret vom 9. Aprll 1835, 
Hofj. 8083, Reggsz. 2l ,523). 

§. 718. 

W'e die F e l d h u t zu behande ln ist, u n d d ie V erhä l t» 
"'sse elneS G e m e i n d e - V , e h h » r t e n zu b e u r t h e i l e n 

s ind. 

Da weder der Tractat eines Nechtes der Ortsobrigkeiten zur 
"elielluna der allgemeinen F e I d h u t erwähnt, noch auch sonst eme 
positive Vorschrift darüber besteht, so bleibt es nach der Natur des 
l̂genchumslechceS den Grundbes i t ze rn ü b e r l a s s e n , nach 

lhrem Ermessen fü r die geh öl ige H ü t u n g «hrer Fe lder 
So rge zu t r a g e n , und es kann die Bestellung der Feldhut Nicht 
aus dem Gesichtspuncte einer Gemeinde-Angelegenheit, am wenig
en ,n solchen Bezirken behandelt werden, wo noch Auswärtige Gründe 
^sitzen. Gegen Einzelne. welche sich etwa dem Beschluß« der Mehr» 
^ t »n solchen Fällen nicht fügen wollten, darf demnach kein Zwang 
Alah greifen, wenn gleich hielwegen eme noch so lange Uebung be
enden hätte (Hofkanzlndecret vom 25. Oktober 1832, Hofz. 
24,393, Nggs^. 61.382). 

Die Haltung eines Gemeinde«Viehhirten ist dagegen eine Ge-
^eindesache, und dessen Verhältnisse und Entlassung »st nach der in 
leder Gegend bestehenden besonderen Uebung, keineswegs aber nach 
êr Gesmdoldnung für das flache Land zu beurthellen (Hofkanzlei« 

"cret vom 29. November 1833, Hofz. 28,188, Rggsz. 66,0P6). 

§. 719. 

Wem die E r h a l t u n g u n d Anschaf fung e ines Ge» 
m e i n d e - S t l e r e S o b l i e g t . 

Die?lnschaffung und Erhaltung eines Gemeinde-Ttieres kann 
lN der Regel nur der ganzen Gemeinde obliegen, und muß entweder 
?Us dem Gemeindevermo'gen oder durch verhältnlßmäsuge Beiträge 
l̂ Ner Gememdeglleder bestritten werden, welche hlevon den Nutzen 
i'ehen. 

D»e Verbindlichkeit eines einzelnen Gemeindegl,ed«s oder einer 
^Nzelnen Grundbesitzung, zur Anschaffung und Erhaltung emeS Ge» 
feinde-StleieS kann gegenüber der Gemeinde nur durch einen 
^sonderen Rechtstitel erwirkt werden. 

Ob e,n solcher Rechlstitel vorhanden ist, und ob in Folge dessel» 
"N auf eme Besitzung d,e Verpflichtung zur Erhaltung des Gemem-

I. 52 
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de-Stieres hafte, darüber hat nicht die politische Behörde, sondern 
der Civil-Richter zu entscheiden. 

ES handelt sich hier nicht um ein gemeinschaftliches UebereinkoM' 
men sämmtllcher Gememdeglleder unter sich über die Verthellung der 
Beiträge zu irgend emer Gemeinde-Anstalt, sondern um d,e, emelN 
einzelnen Gemeindegliede von den übrigen Gemeindegliedern zugeM«' 
thcte Leistung, die das Elftere gegen ein Entgeld übernommen 
haben soll. 

Das angeführte vertragsmäsiige Ucbereinkommen »st es nämlich, 
aus welchem die Gemeinde d,e Verpfilchtunq ableitet. 

Be» diesen Verhältnissen »st die Entscheidung hie»über auf de» 
Rechtsweg zu ve^veisen (Hofkanzleldecret vom l^l. Apill 1823. Hofz> 
3396,RggSz. 17,516). 

2. Won dem Vermögensstande und dessen Verwaltung.. 

§. 720. 
Die dießfä'lligen Verordnungen sind politisch. 

Die in Hinsicht auf die Verwaltung und den Gebrauch des UN« 
telthänlgen Gememdevermögens sich beziehenden Abweichungen und 
besondern Volschrlften sind ln den politischen Verordnungen enthalten 
(Allgem. b. G. B. 290). Daher hiervon gehandelt wud. 

§. 721. 

B c g r i f f v o m G e m e i n d e r V e r mögen. E i n t h e i l u n g des' 
se lben i n Gemeinde «V ermögen im strengen V e l ' 

stände und ln Geme»nde»Gut . 

Das Gemeinde-Vermögen ,st zur Bestreitung der Gemeinde' 
oder eigentlich Gesawmtbedmfmsse, m i t ?lussch l i e ß u n g del 
E i n z e l n e n , bestimmt (Allgem. b. G. B. §. 288). 

Das Vermögen der Gemeinde bezeichnet daher überhaupt das 
Elgenthum einer Gemeinde, und «st, >e nachdem dessen Geb,auch bloß 
zur Bestreitung dcrGeme,ndo oder eigentlich Gcsammtbedürfnisse M>t 
Ausschließung der Einzelnen bestimmt »st; oder der Benützung eM<s 
einzelnen Gliedes ube> lassen nmd, ,m eisten Falle das Gemeinde' 
Vermögen Ml strengen Beistände (ro8 univ cr^it.tti») , »m letztelN 
da? Gemcmdegut (p^trimonillm «mi^cs8itc»tl»). Der Begriff des 
Gemeinde »Vermögens »m ausgedehntesten Verstände bezeichnet Alles, 
was »n dem Elgenthume einer Gememhe»^ »st oder dazu gehören kann, 
der Gebrauch mag ledcm einzelnen Mitglied« zugestanden, oder dl« 
Benützung der Sache mit Ausschluß Einzelner bloß zur Bestreitung 
der Gememdebedmfmsse gewidmet seyn. AuS diesem zweifachen Vel ' 
hältnlsse des Gemeinde-Eigenthums, welches ,m Grunde Mit jeneNl 
dei Staats. Elgenthums nach derselben Beziehung übereinstimmt, 
ist dasselbe stets zu betrachten (Nggsz. vom 8. Sept. 1814.1.). 
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§. 722. 

W e r T h e i l an demGemelndeverm 'ögenzu nehmen hat. 

Uebeihaupt machen alle ,n cmem Ölte vereinigte oder zu dem 
Nämlichen dorfobllgte,tllchen B?z»,te gehörige Heuser, ohne Rück» 
!>cht der Große oder del Eigenschaft ihrer Anstiftungen eine Ge« 
Melnde aus; und so wie alle Bes i tzer dieser Häuser Mit lhren 
Hausgenossen del Polizei, und allen auf d,e innere Slchechett, 
^uhe, Oidnung und Sittlichkeit abzweckenden Beiordnungen, ohne 
Unterschied »hrer Anstiftung, gehorchen müssm, so w,e sie gehalten 
And, zu diesem Ende, ohne Untelschled zu dem Gemendewesen, zur 
«uflechthaltung öffentliche ?lnstalten be,zuc,agen, sich be» Feuer- und 
^iassergefahr, bei Schneeausschaufeln, Weg' und BlückenRepera« 
tlonen, Schubbefördelungett, u. dgl. ohne Untelschled brauchen zu 
^ssen, eben so haben alle zu e,ner Gemeinde qehoilgen Glieder ohne 
Unterschied »hrer Bestlftunq, ein unbestreltbazes Recht auf den oer-» 
^altNlMäsnqcn Genuß des G e m e i n d e - V e r m ö g e n s . 

Die Klembäusler e,ner Gemeinde gehören daher »n der Regel 
buch zu den Gememdeqlledern, und sie dazu Nicht zu rechnen, 
Ware dem Begriffe eines Gememdeverelnes, der Landesveifassung 
Und der be, allen Gemeinden bestehenden Uebung entgegen. Gerade 
ber llmstand, daß das Hutwe,dverthellungs Patent die Klelnhäusler 
"on dem Anthe,le an del Ve,the,lung ausschließt, gerade diese constl» 
lUlrte Ausnahme begründet die Regel nm noch mehr, daß außer den 
durch GesetzausgenommenenFällen, die K l e l n h ä u s l e r A n t h e i l 
ünder G e m e l n d e v e r m ö g e n s Benutz ung haben. Ueberdieß 
bat zene Ausnahme e,nen besonde»n otonom»schen Grund, nämlich, 
well d»e beabsichtigte Uibarmachung der öden Weiden von den Be» 
Ätzern gloßerel Wirthschaften eher zu elwarten war, und die Elhal« 
Ûng des zahllelchen Vlehstandes delselben die Notwendigkeit helbel» 

Rührte, ihnen duich Zuthellung der We,deg,ünde das Mittel zu ve» 
schaffen, Mit der StaUfütterung den Auftrieb auf die Weide zu ersetzen 
(Pat. Reglerungsoerwelsung vom 8. August ! 8 l 6 ) . 

Indessen haben Nicht immer alle Gememdeglieder Thetl an dem 
Vermögen. 

Ueber den Hofrecurs der g rößeren Wirthschaftsbesitzer einer 
^ememde, wegen der von den Klemhausbesitzern derselben Gemeinde 
^gesprochenen, und ihnen von de» unteren BeHorde bewilligten Theil« 
^ühme an dem Gememdevermögen und den Gemeinde'Nutzungen 
'"urde nämlich von der k. k. vereinten Hofkanzlel Folgendes erinnert: 

ES gehöre Nickt zur unbedingten Wesenheit emer Gemeinheit, 
°aß iebe delselben em eigenes Oeme»ndeverm'ögen <m verfassungsmä» 
"gen Sinne des Wortes besitze; es können daher »mmer Fälle obwal-
^n , baß e,nlge oder mehre re G l i e d e r e iner Gemein« 
^ , e»n f ü r s,ch a b g e s o n d e r t e s , i h n e n v o l l k o m m e n 
l i g e n t h ü m l l c h e s P r i v a t v e r mögen besitzen. 
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Die Frage, ob das bewegliche und unbewegliche Vermögen der 
größeren Wirlhschaftsbesitzer jener Gemeinde, e,n solches Vertnö« 
gen sey, sey nun aber h,erm der Ari streitig, daß diese Wlrthschafts^ 
besiher auf das Elgenthum, und auf d,e Nutzung unddelen VeiweN» 
düng beziehungsweise auf d«e entfallenden Uebe,schusse, da sie »W 
Uebrigen von dem Ertrage chreS Vermögens die Gemeinde - ?lusla< 
gen bestreiten, e,n aussch l ießendes Recht zu haben behaupten. 
Ihre Einsprüche und Behauptungen beruhen auf verschiedenen recht' 
l lchen T i t e l n , als vorzüglich auf der ElwerbungSart deS Vermo» 
gens, auf dem Umstände, daß d,e KlelNhausbesitzer Nichts dazu beitrtp 
gen, und auch zu den eigentlichen Geme,ndelasten nicht concurrlrteN, 
ferner auf emer im Mittel liegenden Verzlchtlelsiungsmlunde der letz' 
teren, und auf verjährtem Besitz, dl« alle strenge und m gehöriger 
Form erwiesen , und gewü»d,get werden süssen. 

Der vorliegende Fall sey demnach so beschassen, das; er, ohne 
dadurch den sonstigen Bestimmungen de> Landcoreifassung Abbluch zU 
thun, v o r dem o r d e n t l i c h e n R i c h t e r ausgeciagen, und cnt» 
schieden werden musi, und die politischen Behenden habrn sich m »?' 
rem Einflüsse auf demselben bloß a u f d»e Schützunq des zll 
Gunsten der größeren Wllthschaftsbesitzer sprechenden, von den KleM' 
Häuslern nicht widersprechenden Besi tzstandes zu beschiänkeN 
(Hofranzleldecrel vom 13. Febiuar 1817). 

AlS nun eme Erkenntnis; der Untelbehö'rde über einen Scre«l 
zwischen emer Gemeinde, und den dortigen Klcmhä'uslern, wegen 
d e r T h e i l n a h m e der letzteren an dem Gemeinde-Auholze auf dl< 
Voraussetzung gestützt wurde, daß d,e Eigenschaft a l s Gemeinde« 
gl»ed einen unbedingten Anspruch auf die Thellnahme an dem G^ 
Mcindeverm'ögen gebe, und daß alle Gemelndeglieder, als solche, auch 
unbedingt Mltnuhmesier de5 Gemeindevetmögensseyen, wulde tli>t 
Hoftanzleldecret vom 5. März lß29, Hofz. ^«527. Rggsz. 1^,bl)2 
erinnerl, daß diese Voraussetzung als allgemeiner Grundsah unnchtlst 
sey. Das Recht Einzelner, an den Nutzungen des Oeme,ndevelmögel>4 
The»! zu nahmen, setze zwar allerdings ihre Eigenschaft als GemelN' 
deglleder voraus; aber daraus folge Nicht umgekehrt, daß alle G^ 
Memdeqlieder auch Theilnehmer dcs Oeme,nbevermögens scyen. 

Auch die u«behau s ten Inleute sind wahre Gemc,ndeglicdel, 
ohne daß ihnen aus diesem Titel das Recht einer solchen The,Inahwe 
zukomme. 

D i e B e s t i m m u n g e n der T h e , l n a h m e an dem O ^ 
m e i n d e v e r m ö g e n u n d an dessen N u t z u n g e n h ä n g e " 
von den spec ie l l en V e r h ä l t n i s s e n ab , d,e ,n jeder 
e i n z e l n e n G e m e i n d e durch e l w o r b e n e Rechte (und 
zwar meistens durch die u r s p r ü n g l i c h e n E r w e r b u n g ^ 
T i t e l des G e m e i n d e v e r m ö g e n s ) oder durch d a s H e ^ 
kommen g e g r ü n d e t wo rden st n d ; und da »n jenem Part>° 
kularfalle die Klc,nhäuSler selbst nicht in Abrede zu stellen vermochten 
daß sie von jeher ohne einer verhälmlßmäßlgen Thellnahme an delN 
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Aütgenusse des Gemeinde-Auholzes stets nur auf die Benützung des 
Klaubholzes beschränkt, waren, so wurde das Erkenntniß der Unter
behörden über den Hofrecurs der Oememoe aufgehoben, und a u f 
d«e A u f r e c h t h a l t u n g deS bestehenden H e r k o m m e n s 
erkannt, vermöge dessen den Kleinhäuslern nur der Genuß des Klaub-
poheS aus der Gemeinde-?lu zu Blauen kommt. 

AlS ferner eine gewisse Zahl von Hausbesitzern einer Gemeinde 
die Benützung eines m »hrcm Besitze befindlichen Waldes auS dem 
^ilel eines lhnen zustehenden gemeinschaftlichen Privateigenchumes in 
Anspruch nahm, und der Behauptung widersprach, daß diese Wal
dung em Gememdegut sey , erinnerte dle Hofkanzlei über einen gegen 
die abwcisllche Entscheidung der Regierung ergriffenen Hofrecurs die^ 
«" Hausbesitzer: 

Obwohl von ihnen die ursprüngliche ErwerbungSart dieser Reali» 
tat in der Eigenschaft emes PrlvatelgenthumeS nicht nachgewiesen 
Wurde, und sie sich eigentlich nur auf den Ticel der Verehrung be, 
lufen, und obwohl es ferner allerdings als wahrscheinlich erschien, 
baß die Vorfahrer der Recurrenlen nur dadurch zum alleinigen Be, 
"he gelangt seyn möchten, weil die ganze Gemeinde in alter Zeit 
Nur aus dem Elgenchume jener Wirtschaften bestand, so stelle sich 
doch bei den bemerkten Verhältnissen der vorliegende Streit lediglich 
als ein Eigenthumsstreit zwischen den im unvordenklichen Besitze be-
5ndl,chen Necurrenlen und den sogenannten Waldhüttlern dar, wel-
lhe den Wald als ein Eigemhurn der ganzen Gemeinde angesehen 
wissen wollen. 

Aus dem Umstände, das; die Gemeinde a n f ä n g l i c h nur aus 
lener gewissen Zahl von Bewirthschafteten bestand, folge auch keines
wegs unbedingt, das, der streitige Wald ursprünglich ein Gemein
degut gewesen seyn müsse, da dle Besitzer jener Wlrthschaften in der 
Vorzeit den Wald aus eigenen Mitteln als Privateigenthum an sich 
gebracht haben können, m welchem Falle er später für sie bei der ein» 
betretenen Vergrößerung der Gemeinde, die Eigenschaft eines Pri» 
vateigenthums Nicht verlieren konnte. 

Wirklich seyen in Niederösterreich die Fälle nicht ungewöhnlich, 
wo gewisse, nur eigentlich unter dem Namen von Gemeinde-
Aealilä'ren vorkommende Besitzungen/ vermöge besonderer 
T i t e l , nicht der ganzen Gemeinde, sondern nur gewissen Cathegorien 
der Gemeindeglieder angehören, und wo daher auch n u r diese 
auf den Nutzungen einen ausschließenden Anspruch haben. 

Da nun die von d?n Uitterbehölden verfügte Behandlungsart 
des in der Frage stehenden Waldes als ein Gemeindeeigenthum, und 
somit die Entsetzung der recurrirenden Unterchanen auS dem unvor
denklichen Alleinbesitze desselben die Entscheidung des dlesifalligen Ei-
9'Nthumsstreites voraussetzt, letzterer aber zur civilrichterlichen Sphäre 
gehört, so finde sich die Hofkanzlei bestimmt, unter Aufhebung jener 
Entschuldung, jene des Kre,samteS zu bestätigen (Hofkanzlei -Ent
scheidung vom 7. August 4835. Hofz. 20,090. RggSz. 45,191). 
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«) Hier ist nämlich zu unterscheiden: Es kaufen sich neue Ansiedler in die 
Gemeinde ein, und dann sind sie glnch den andern ordentliche Gemelli« 
deglieder und nahmen Theil an dein Grmeindeqenusse,' müssen aber 
auch die Gemeindelaftm im engeren Sinne des Wortes tragen, ober sit 
taufen sich nicht ein, dann sind sie von jedem Antbeile an dem eigentli< 
chen Gemeindeuermögen ausaeschloffen, l«ac>en abl-r dann auch nicht die 
Gemeindelasten im engeren Sinne des Vol les, und nur die eiglNt» 
lichen ortspolizeilichen Auslagen als bll,ße Onsvewohner. 

§. 723. 

D a s G e m e i n d e v e r m ö g e n steht un te r der besonderen 
Au fs ich t deS S t a a t e s . 

Nachdem die Gemeinden gleich Pupillen unter dem besonderen 
Schutze der Gesehe, und unter der besonderen Vorsorge der öffentli
chen Verwaltung stehen (allg. b. G. B. §. 21. 27.), und nachdem 
dasjenige, was zur Gültigkeit eines Vertrages mit einer solchen G? 
memde, oder ihren einzelnen Gliedern und Stellvertretern erfordert 
nnrd, auf der Verfassung derselben und a u f d e n po l i t i schen G t ' 
setzen beruhet (allg. b. G. B. §. 867.), so kommen diese politische« 
Gesetze hier anzuführen. Zwar sind in der Regel, die in dem Privat» 
rechte enthaltenen Vorschriften über die Ar t , wie Sachen rechtma'ß's 
erworben, erhalten, und auf andere übertragen werden können, auch 
von den Verwaltern des Gemeindevermögens zu beobachten; allein 
in Hinsicht auf die Verwaltung, auf den Gebrauch derselben gibt es 
Abwe«chungen und besondere Vorschriften, die in dem Staatsrechte 
und in den politischen Verordnungen enthalten sind (allg. b. G. iv. 
§. 290). 

§. 724. 
Hauptgegenstände, au f die bei dem unter thä 'n igenGe« 

me indeve rmögen zu sehen ist. 

Bei dem u n t e r t h ä ' n i g e n Gemeindeverm'ögen kommen vier 
Gegenstände zu berücksichtigen: 

») Erhebung des Gemeindevermögens. 
d) Grundsätze der Verwaltung, 
c) Grundsätze der Verrechnung. 
6) Aufsicht und Controlle. 

») Erhebung des Gemeindevermögens. 

§. 725. 
W o r i n das u n t e r t h ä n i g e G e m e i n d e v e r m ö g e n besteht 

Das Gemeindevermögin überhaupt besteht: in 
2) l i e g e n d e n Gründen, 
b) Gerechtsamen, 
e) öffentl ichen Fondsob l iga t ionen, 
ll) P r i v a t o b l i g a t i o n e n , 
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^) F a h l n l s s e n ; und 
l ) Ba .scha f t . 

^egierungS - Clrculm- vom 8. Sept. 1814, 1) 

§. 726. 
^«e dieses G e m e i n d e v e r m ö g e n e lhoben me lden so l l . 

Alle diese verschiedenen Zweige müssen von allen Obrigkeiten, 
Unter B«lz»ehung der Gemeindevorsteher, nämllch Oltsr,chter und Ge-
'Hwornen e r h o b e n , von chnen geme,»lschaftl,ch unterfertiget, m 
^'nfache, ungekünstelte Formulallen aufgenommen werden. 

Dl« l i egenden Güter, Gerechtsame und Fahrn i sse 
'lNd nach den Localmlttelprelsen zu schätzen, und der Schätzungspltls 
'" anzusetzen. 
^ . Dle FolMUlare sind so einfach, daß sich gewisi bei ,ederG«Meinde 
^ n n e r finden weiden, die solche m»t e«n lg er A n l e i t u n g von 
^e»te des Herrschaftsbeamten zu fühlen lM Stande sind. 
_̂  Von diesen Invenlmlen sind dlel Eremplailcn, eines für d«e 
Gemeinde, emes für die Hell-schaft, und c,nes für das K,e,samt aus» 
iufertlgen, und diese Inventm ist «ll bestimmten Perioden zu crn«ue,n 
^eglellMgS'Ctlcular vom 8. Sept. I 8 l 4 , l ) . 

d) Grundsätze der Verwaltung. 
§. 727. 

^ e m die V e r w a l t u n g des u n t e r t h ä n l g e n G e m e i n d e . 
Vermögens zusteht. 

Die Verwaltung des unterthänlgen Gememdevermö'gens geholt 
" r Gemeinde-Vorstehun^ und del H e l r s c h a f t . 
^ Jeder Gemeinde steht es f i e l , der GemelNdevorstehung einen 
"Usschuß an d,e Se»te zu sehen (vollem I I . a). 
. Der Nlchter und d,e Ausschusse sind zwar die gesetzlichen Replä' 
'Tanten und Vertleter der Gemeinden, aber es steht »hnen ke,nes-
^gs eme freie und unumschränkte Gebahrung Mit dem Velmögen 
Ad Mlt den Rechten der Gemeinde zu; m dieser Beziehung kann 
"«chter und Geschworne teme Verbindlichkeit emqehen, ohne die Ge» 
^k,nde volher zu Räch zu ziehen und von ihr zm llebelnehmung e,nct 
^lilmmten Ve,blndllchk?»t besondels bevollmächtigt zu styn (Pas. 
"eglerungswelsung vom 8. August 1816). 

§. 728. 
3 n wie v ie le Z w e i g e sich diese V e r m o ' g e n s o e l w a l ' 

t u n g t h e l l e t . 
Die V e r w a l t u n g des Gemelnbevermögens, welches bekannt« 

"ch M öffentlichen F o n d s o b l » g a t » o n e n , P r » v a t o b l l g a t i 0 ' 
^ t n , Realitäten und Geldeinnahmen bestehet, thellet sich 

t . ) ,n d«e ökonomische der l i e g e n d e n G e m e i n degü-
^ r , sz wie der Gemeinde« Gerechtsame 
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2.) in die Cassabe W ä h r u n g , und 
3.) in die Gebahrung mit dem Gemc»ndeve,mögen, zur Best"'' 

tung der Gememdebedülfnlsse (Regle»ungs - Cli cular vom 8. S<p' 
tcmber 1814, l l . d ) . 

1 . Von der ökonomischen Verwaltung der liegenden G" 
meindegüter und Gemeinde Gerechtsame. 

§. 729. 
A r t u n d W e i s e , w ie selbe zu v e r w a l t e n s ind . 
Diese Verwaltung ist vorzüglich wichtig, und cs ,st mtt AusM' 

Me der zum Nutzen und Geblauche de, Gemeinden bestimmten s ^ ' 
nannten Geme inde wä lde r und der H u t w e t den, d,e BestaN^ 
v e r l a s s u n g sämmtllcher Gemeinde « Realitäten auf angemessen 
Zeufnsten zu bewirten (lluöem I I . d. l . ) . 

Ueber d,e Benühungsült der GemclNdewälder bestehen ohneh'" 
bestimmte Vorschriften. Diese Wälder sind nicht zu vervachtell' 
«n«i. I I . b. l . ; auch ,st die Ab- und Züchtung de, Gemeinden'^' 
düngen an d,e Gcmclndeglleder Nicht zu gestatten (Reggs. Vero^' 
nung vom 25. Jul i l811). 

Als zedoch GemelNdeglleder einhcllia, die der Benü tzung l^' 
des Gemeinde E lge nt h um es überhaupt we,r entsprechend^ 
Verlheilung des Gememdewaldes, dann der Gemeindeäckel und M^' 
sen wünschten, wurde, ,n der Erwägung, das, keine gesetzliche Vol' 
schllft besteht, wodurch die Vertheiluna der Gemelndewaldungen UN' 
tersagt wäre, und daß die verteilten Waldstücken eben so »riebe 
gemelnichaftllche Wa!d nach den ?lnoldnungen des Waldpaeerics < 
behandeln kommen, daß ferner durch diese Verthe»!ung dl« ?lufsi<hl^ 
sten für den Gemelndewald entfallen, für d'eDeckunq der übrigens 
Sprache gekommenen Gemeinde.-Verabreichungen aber belclts dul" 
d,e Gemeinde d»c Vorsorge getroffen worden ,st; endlicb, dasiübelhavt 
bei Gemeinden, die kein Realbesttzthum haben, oder wo die Emtün" 
aus dem letzteren nicht hinreicht, die vollständig? Bedeckung «m vorschr!^ 
mäsugen Wege aufzubringen ist, von der t. k. Hofkanzlcl gedachter ^ 
meinde, d<« B e w i l l i g u n g z u r V e r t h e l l u n g » b re rGeme >l! 
de äcker, Wiesen u n d d e s G e m e l n d e w a l d e s ertheilt ( H ^ 
kanzleldecret vom 22. Dct. 1835, Hofz. 27,575, Reggs,. 60,45?> ^ 

Die Vertheilung des e«ner ganzen Gemeinde gehöligcn Neal"^ 
mögens kann jedoch nur im Wege e ines gemeinschaf t l i ch^ 
I l e b e r e l n k o m m e n s bewirket werden, well Letzteres die Beist'^ 
mung a l l e r Interessenten voraussetzt (Hofkanzle»dec,et vom 2 9 . 2 ^ ' 
ner l«35 , Hofz. 1809, Reggsz. 7132). 

§. 730. 
? l r t und W e i s e , w ie die B e s t a n d v e r l a s s u n g e n z u S ' 

schehen haben. 
Diese Bestandverlassung mufi nie anders, als unter he r rsch^ 

l icher I n t e r v e n i r u n g und m i t t e l s t ö f f e n t l i c h e r ^ 
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" e i g e r u n g veranlaßt werden (Regierungs-Circular vom 8. Sep, 
tember 1814, l l . d. I.), und kein Individuum »st zuzulassen, welches 
lN irgend einer Begehung zur Uebernahme eines Pachlgeschaftes nlcht 
sengnet »st (Hofkammerdecret vom 19. October 1815). 

§. 731. 

welche Maßregeln bei dieser Versteigerung zu tref« 
fen sind. 

Bei dem Umstände, daß nach dem Regierungs Circulare vom 
8» Sepr. 1814, d»e Verwaltung des Vermögens unterthanlger Ge-
tNe,nden unter dl« öffentliche Controlle gesetzt »st, und d«e Bestand«-
verlassung der solchen Gemeinden e,qenthümi«ch angehöllgen Nealltä-
len un W '̂̂ e der öffentlichen Vcrstclgclung zu geschehen Hai, gilt auch 
" i unterthänlgen Gemeinden, die Mit Reglerungödecret vom 28. 
october 1815, bekannt gemachte Hoftanzlelve»ordnung vom 19. Oc
tober 1K15, wornach, um alle be» erneuet ter Pachtverste,qerung sich 
''ll^nfalls ergebende Anstände m gehöriger Zelt und noch vor Aus» 
sanq des vo,,aen Pachtes beheben zu können, künftig be» allen Pach« 
lungsgegenständen, welche von Seite des Pächters besondere Voran-
galten und Belschaffung eines lunäi ill8ti-ueti erfordern, alle Ma l 
6 M o n a t e vor A u s g a n g deS Pachtes die neue Versteige
rung zu veranlassen »st, nur m,t dem Unterschiede, dasi, nachdem 
be< oblqen Bestandonlassungen Nicht so, wie be» den ,n der alle, hoch-
^en Entschließung vom 19. October 1815 gemeinten Pachtungen, 
ble Genehmigung der höheren, meistens der höchsten Bchöiden, son
dern nur der Bemltt der Her»schüft eifordert wird, folqlich auch der 
^ächrer. nach abgehaltener Versteigerung de« weitem früher d,e nö
tigen Vorbereitungen zum Antritte des Pachtes treffen kann, es 
eben nicht notbwendig sey, dasi d,e Pachtvelsteigerungen solcher un-
terthäniger Gemeinde-Realitäten gerade 6 Monate vor AuSgang des 
sachtes abgehallen werden. 

Immer aber wird es d,e Pflicht der Dominien bleiben, daß sie 
bei Verpachtungen der Gemeinde ̂ Realitäten ledes Mal nach Beschaf-
fenhelt des P.,chtqegenstandes die erneuerte Pachtverstelgerunq a u f 
e inen angemessenen Z e l t p u n k t vor Ausgang des Pachtes 
festsetzen, damit der neue Pächter m»t den nolbwcndtaen Vorberei
tungen zur gehöligen Zelt zu Stand kommen könne (Reg,erungsde< 
cret vom 18. Dezember 1815). 

Die unterm 30. August 1817 bekannt gemachte Hefkanzlei-Ent« 
scheidung vom 31. Jul i 1817, vermöge welcher zur besseren Sicher
e t der politischen Zonds, be» allen Veiste,gerungen folgende zwn 
Punkte unter die Ll<ltatlonsbedlngnlsse aufgenommen werden sollen. 

1.) Das, jeder Pachtlusttqe gleich nach geschlossener Lizitation, 
einen halbjährigen Pachtschlllmg als Caulion bar zu crlecieu, oder 
weniflstens du,ch e»ne annehmbare Bürgschaft oder sonstige Rca'hypo-
thet sicher zu stellen, und 
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2.) daß er den bedungenen Pachtschillmg vierteljährig vorhinem 
zu bezahlen habe, und dasi, ,m Falle der Pächter diese Pflicht vernach' 
lässiger, sogleich, ohne erst eine Aufkündigung oder em gerichtlich^ 
Verfahren ausgehen zu lassen, zu einer neuen Lizitation auf Kosten 
und Gefahr des Pachte,s geschritten weiden, und der alS CaunoN 
erlegte halbjährige Pachtschillingsbetrag ipzu s.icto zu Gunsten des 
FondeS, den es betrifft, verfallen seyn soll, kann auch für das stä'd' 
tische und unterthämge Gemeindeverm'ögcn nur von Vorthe»! seyn. 

Jene Hofoerorbnung vom 31 . Ju l i 1817, obgleich selbe nur von 
politischen Fonds spricht, ist daher auch be i städtischen und 
U N t e r t h ä n i g e n Gemeinde « L i z i t a t i o n e n anzuwenden , 
sohin auch bei den Versteigerungen jene beiden Punkte unter d»e 
LlzltatlonKbedmgungen cigenS aufzunehmen, und sodann auch in den 
Pachtcontracten ausdrücklich aufzuführen (ReglerungS-Clrcular vow 
9. Dezember 18 l7 ) . 

§. 732. 
P f l i c h t der G e m e i n d e , d ie Ac t i v rücks tände her ein zl" 
b r i n g e n . W i e die I n t e r e s s e n von ö f f e n t l i c h e n Ob l i ' 

g a t , o n e n h e r e i n z u b r i n g e n s ind. 

Die Gemeinden sollen mit aller Sorgfalt die Activrückstände ein» 
dringlich machen, die Passiorückstände nach Thunllchtelt berichtigen 
und künftighin immer d»e Ursache des Stelgens oder Fallens »hl^ 
VermögenswertheS in dem Jahresausweise angeben; auch sollen in 
Zukunft d»e Gründe, aus welchen bei der einen oder anderen G^ 
me»nde keine Vermögens.- und Geldgebahrungs-Nachwelsung gepsto» 
gen w l ' d , anmertungswe»se beigefügt werden (Neglerungswe»suns 
vom 12. Jul i 1835, R,ga> 37,044). 

Interessen von den auf die Unrerthanen lautenden Staatsobliga« 
tioncn tonnen von den Dominien- oder den Dom>Nlkal»RepläsentaN' 
ten, gegen k re lsämt l i che c e r t i f i c i r t e Q u i t t u n g e n , er
hoben werden (Hofkanzleldecret vom 7. Ma» 1334, Hofz. 11,586, 
Reggsz. 27,3«?). 

2. Von der Cassabewahrung. 

§. 733. 
W e m die G emeinbe - C a s s a b e w a h r u n g a n v e r t r a u t / 

und wie dle Geme lnde lade beschaffen sein so l l . 

D»e V e r w a l t u n g und A u f b e w a h r u n g der öffentlichen 
Fonbsobligationen, Pnvatobligationen, Urkunden und Geldba»schaft 
ist den Geme»nder»chtern und den vorzuschlagenden Geme»N* 
de « R e c h n u n g s l e g e r n , gegen Haftung in »olillum anvertraut 
(Regierungs-Circular vom 8. Sept. 1814. I I . b. n). 

Sie müssen die Papiere und Geldbeträge »n einer eigenen Cas« 
s a t r u b e acn iu aufbewahren. 
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Diese Gemcindelade ist Mit einer dreifachen Sperre zu versehen, 
wozu die Gememdenchter, ein Geschworner und der Rechnungsführer, 
welche m 8o!illmn haften, jeder emen Schlüssel haben (vollem). 

D»e Gemelndelade wird m der Regel bei dem O r t s l i c h t e r 
d̂er ln einem andern sichern Orte, der Mit Zustimmung deS Gemein-

Ausschusses, und unter Vermittlung der Herrschaft zu bestimmen 
' " , aufbewahret (Lu6om). 

3. Von der Vermögensgebahrung. 

^ i e G e m e i n d e n haben P r ä l i m i n a r i e n zu e n t w e r f e n . 

I n Begehung auf d,e Gemeindegcbahrung hat jede Ortsherrschaft 
Au Zu^ehung der Gcme«ndevorstehung »m Anfange jedes Jahres c«n 
" r a l , »nlnare zu entwerfen , »n welchen die E i n n a h m e und die 
?othwend«gen A u s l a g e n " ) , dann der h iernach e twa durch 
" e p a r t l t l o n e»nzuhebende B e i t r a g summar isch a u s , 
^ M i t t e l n ist; und der von allen gefertigte Ausweis ist der Ge«, 
^?>ndevorstehung zu übergeben (K'aäem). 

Die Zurückführung der Communal'Emkünfte aufCv. Mze. wurde 
Übrigens Mit Hofkanz'eldecret vom 1 l . I u m 1819, Hofz. 17.872, 
'"ggsz. 22,754, auch auf die un te r t hän»gen Städte und Mark« 
ausgedehnt und den Kre,sämtern überlassen. 

») Die Auelagen in einer Gemein»« sind übrigens zweierlei Art; die einen 
sind rein polizeilich, die andern aber beziehen sich auf die Verwaltung 
des eigenthumlichen Gemeindevermügens. gur Bestreitung der ersten ha
ben alle Ortsbewohner beizutragen, zu letzteren dagegen nur die eigeni, 
lichen Gemeindeglieder, daher diese Beiträge im strengeren Sinne Ge° 
meindebeitrage genannt werden. 

§. 735. 
^ o n wem und nach welchem Maßs tabe B e i t r ä g e her

e in zu b r i n g e n sind. 
G e l d b e i t r a ' q e von der Gemeinde sollen lediglich in dem Ver

hältnisse, als d,e Bedingung der nothwendlgen Gemeindeausgaben 
voll dem Ertrage der Obllgatlonsmteressen und der Realitäten nicht 
vorhanden sind, zulässig seyn, und dle Geme«ndebe,träge müssen von 
°er Obrigkeit bemessen und förmlich unter die Gemeindeglieder repar« 
tlrc werden (l luäem). 

Ueber die Art der Verthe,lung der Gemeindelast bestehet übri
gens ke,ne allgemeine gesetzliche Bestimmung, well es der Natur der 
Sache und der Billigkeit angemessen ist, den Gliedern emer Gemeinde 
°ie Wahl des Maßstabes zu überlassen, nach welchem sie ihre Ge» 
^eindelasten verlheilen und herembrmgen wollen (Part. Reglerungs« 
beeret vom 9. Ju l i 1816). 

Diese Partikular - Regierungsverordnung wurde von der k. k. 
^reinigten Hostanzlei Mlt Dccret vom17< Dez. 181L, Hofz. 25,012, 
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Reggsz. 4371 von 1817, mit folgenden Mooificationen bestätiget: 
Es sei den Gememden »m Allgemeinen unbenommen, über die Art, 
d«e Gemelndelasten unter sich zu verthellen und em freiwilliges Ueber» 
einkommen zu t'effen; und m dieser Voraussetzung se» kem Gruno 
vorhanden, eme Gemeinde »n dem Maßstabe der Verthellung j« sto^ 
ren, wenn hierüber alle Geme«ndegl»eder einig sind. 

Allem, wenn gegen eme solche Vcrche,lungsart von meh»ereN 
Gcmelndegllebein Einsprüche gemacht und Beschwerden geführet wer
den, und wenn sich ze,gt, daß der m emer Gemeinde ehedem bestan« 
Vene Verl!)ellung5m<Mab nicht von allen Gebrechen frei set und da" 
be» Willkür un^ Unbilligkeit besorget wird, so sei der S t e u e r g « ! ' 
den , obwohl er mcht ausdrücklich als Maßstab für d»e Gemeindebe»' 
tragS » N»'pa,tltlonen festgcsetzc ist, dennoch in der Ausführung sie 
eine stillschweigende, gesetzliche Bestimmung zu betrachten, zumal " 
in der Regel bei allen Gemeinden für »Kr« größten Lasten üblich >>»/ 
und auch die Staacsoerwaltunq sich desselben be» «hren AnforderUN» 
gen als der anwendbarsten Basis bediener. 

Ueberhaupt soll bei Einhebung und Verwendung dieser GeM""' 
bebe,träge keine W'Ururllchkett geduldet werden (HofentscheldU"s 
vom 24. Juni 1785). 

Uebrlgens haben auch die zu anderem Gebrauche verwendete 
Kirchen» und Klostergebäude, sie mögen vom Rel<g»onsfonde vernia' 
tet, oder an Private, zu was immer für einem Gebrauche überga"' 
gen fem oder noch übergehen, zu den Gemeindelasten, als Walser" 
tunqen, Feuerlöschanstalcen, unterirdische Canäle u. dgl. verhält"^ 
mäßig zu concurrlren. Bei jenen Kloster» und Kirchengebäuden ^ 
gegen, welche zu öffentlichen Scaatsanstalten, als zu allgeM«^ 
Versorgunq^häusern, Mil i tär» Casernen u. dgl. entweder slh^ ^ , 
wendet worden sind oder noch verwendet werden dürften, sofort "w 
Gattung Pr,vatnutzen bringen, wird das Aerar,um die oerhä'ltnißl« ' 
siige Concurrenz zu jenen Gememdeauslagcn übernehmen, welche s" 
selbe unmittelbar erforderlich oder nützlich sind (HottanzleiverordnUNö 
vom 27. Dez 1785, Regas.'Intimalion vom 10. Jänner I7s6)« 

Welche Geme,ndebe,t,ä'ge ,n den Vorstädten Wiens bestehe«/ 
kommt ,n der Abhandlung V l l l . dieses Theils von dem med. iW 
Mumclpalwesen und Bürgerstande vor. 

§. 736. 
D i e G e m e i n d e - B e i t r a g s p f l i c h t ist persönlich» 

Die Gemeindebeitragspflicht ist eine personl iche, und richtet siV 
nicht nach der Eigenschaft der Realität, sondern nach dem Melkmale 
Personen, ob sie als Gememdeglieder angesehen werden können o 
nicht, welche in dem Bez»rke einer Gemeinde wohnhaft oder 
lässig sind. . . „ 

I n sofern demnach ein ständisches Freihaus in dem Bezirke em 
Gemeinde l iegt, und nicht selbst einen eigenen Bez,«k au?macu< -
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gehören auch die Besitzer und Bewohner desselben zur Gemeinde, und 
>̂>d verpachtet, d,e gesehmäßigen Betträge zu leisten, wenn sie eine 
^efrelung nicht aus andern Gründen oder Privilegien ansplechen 
°"Nen, wie dies, z. B. der Fall bei öffentlichen Anstallen u. dgl. st 
^Hoftanzleiverordnung vom 17. Februar 1814)» 

§. 737. 

^ w i e f e r n die I n l e u t e f r e i von den G e m e i n d e - B e i » 
l^gen und G e m e i n d e - K o s t e n s i n d , i n w l e f e r n Nicht. 

. Blosse I n l e u t e haben jedoch der Gemeinde, welcker sie 
^ch ihre Tagwerk-?lrbeltcn und durch Bezahlung dcs Wohnz,nses 

°hneh,n sehr nützlich sind, keine Robothtage und auch keine Geld« 
"gäbe zu leisten, wohl aber gleich andern Gerne,ndegllebern »ä 

"^ra public» zu coneurr«, en, somit auch die krelsämtllchen Clrcularlen 
"uszutiagen (n. s. E. 4. Ma» 1781). 

I n dieser allerhöchst»»», Verordnung sind jedoch nur icne Inleute 
^sten wllll-ürliche Auferlegung »n Schuh genommen, welche als 
^ ' l 'k l lche llnterthanen der Grunoherischaft bei selben nach dem Ro> 
°chl>atcnte l^hrllch 12 Tage zu Hand oder Fuji Robothen zu leisten 

nhuldig sind, keineswegs aber ist «n diesem Gesetze auch jener Indl'e 
^Uen gedacht worden, die «n den verschiedenen Gemeinden ihren sta» 
llen Aufenthalt aufschlagen, ohne llnterthanen der G,undobr«gkeit 

3̂  skyn, auf welchen der Grund der in dem Gesehe ausgesprochenen 
^günstigunq der Befreiung der Beitläge nicht anwendbar ist, daß 
^..nämlich ohnehin der Grundherlschafr die 12 Tage Noboth leisten 
süssen, und der Gemcmde durch ihr Tagwerk ohnehin Voriheil brin«' 
^ ; auch eischellit es unbillig, daß solche Leute, welche alle Vor» 
^e,le der öffentlichen Anstalten genießen, deren Erhaltung bedeutende 
Auslagen elfordern, gar keinen Beitrag zur Gemeinde leisten sollen, 
-̂s wu»de also »n e,mm Palt,cularfaUe Mit Reg,erunasdecret vom 

5'Dezember 1830. Rggsz. 65,507 erkannt, daß Inwohner, weiche 
^ einer Gemeinde einen stabilen Aufenthalt aufschlagen, ohne Unter» 
Hanen der Vrundheirschaft, mithin ohne verpflichtet zu seyn, die pa« 
^tmasuqe Natural-Noboth , als: Austragung der Ciiculare, bei 
Schnee-Ausschaufiungen und Wegmachen u. s. w. zu verrichten schul» 
°>l» sind, zum Besten der Gemeinde-Auslagen be>zut»agen. Nur ist 
°afür zu sorgen, daß diese Beiträge nach einem billigen Maßstabe 
"Usgemittelt werden. 

§. 738. 

3u welcher A u s l a g e die G e m e i n d e - V o r s t e h u n g e n 
berecht ig t , u n d welche A u s l a g e n vom ganzen Lande 

zu tragen slnd. 
^ Zur Bestreitung jener prülimmirten Auslagen §. 734 ist die 
Gememde-Ve.waltung deicchtlgt. 
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Außerdem dürfen sie ohne ob r i gke i t l i che Genehm»' 
g u n g unter emem gewissen Betrage nichts verä'ußeln, vertäust 
oder sonst allemren, und n»e mehr als z w a n z i g G u l d e n elN 
für alle Mal ausgeben; bis E ,n h u n d e r t G u l d e n Mit Geneh' 
m»gung der H e r r s c h a f t , über E i n h u n d e r t G u l d e n ab" 
nur Mlt Bewilligung des K r e i s a m t e s . 

Jede Auslage, welche ««cht durch die festgesetzten BedlNgN'5^ 
gerechtiertlget «»scheint, muß von dem Schulbt»agendcn erftht w^' 
den (Reg»erungs«C»rcular vom 8. September 4814. Ii. 3 ) . 

Uebllgens kann vermöge Hofkanzle»decret vom 6. März 1836» 
Hofz. 2402. Rggsz. 13,656 bel un t e r t h ä n , gen Commune« U"d 
schutzunterthanlgen Orten dle Bestätigung von Veiglelchenauch de» 
Kre,sämtern nach Einvernehmung des Flscalalmes b»s auf den iv^ 
trag von 500 fl. eiNgeiiumt werden. , 

Insbesondere bei Wasseralbeiten wurde von Sr . Maiestal 
laut Hofbekretes vom 22. Februar 1733 zum allgemeinen Grundsätze 
fürs Künftige festgesetzt, daß, wenn es dabc. Nicht blosi uin die 6^ 
Haltung der Schlfffahrt der Flüsse, sondern dmum zu lhun ,st, d^ 
anliegenden Gemeinden und chre Gründe vor dem Einbrechen d<k 
WasseiS zu schützen, und diese nach vorausgegangener Untersuch«»!! 
das Vermögen nicht haben, sich selbst Hülfe zu schassen, das ganz* 
Land diesen Aufwand um so mehr tragen, und d»e Stände 5«ese" 
auf das allgemeine Contr»but»onale reparmen sollen, als auf den Fall, 
daß solche Gründe ganz weggerissen wüi den, nicht nur allem der Schade" 
sich welter verbreiten, und andere daran liegende Gemeinden >n eben 
dem Maße treffen, sondern dasContrlblmonale, was die Gemeinden 
von ihren überschwemmten Gründen mcht mehr bezahlen könnten, oh' 
nehm auf das allgemeine Land ausgechellt werben müßte. Doch wol' 
len Se. Majestät, daß künftig ,n allen dergleichen Fällen cme g^ 
naue Berechnung und Berichtigung des Kostenaufwandes vorausgehe, 
damit die dleßfälllge ?lusschrelbungaufdasContllbutionale den clgeN^ 
llchen Bedarf nicht übersteige. S . jedoch diesfalls auch Abhandln^ 
XV.'des I.TH. vom Bauwesen. 

§. 739. 

Welche A u s l a g e n ve rbo then sind. 

Ucberhaupt ist bei jeder Gemeinde nothwendig, daß die Obrig' 
fe,t e,n förmliches Etat der Ausgaben ausmache und festsetze, wa^ 
für Ausgaben jährlich in jeder Gemeinde als wirklich e r fo rder l i ch 
zu bestreiten sind, daher sind alle Auslagen auf Gastmähler, Grat«^ 
sikanonen, Schenkungen, Trinkgelder«, s. w. auf immer eingestellt 
und verboten (Reggs.«Circular vom 8. Sept. '1814. l l ) , ul»b 
solchen Gemeinden oder Gesellschaften, deren Vermögensgebahruns 
unter der Aufsicht und Controlle der Staatsverwaltung gesetzt ist, ^ 
ausdlückllch auch velboten, NeulahrSgeschenke m Ausgabe zu brin-
gen (Hoftanzlelverordnung v^m 15. I u l l 1813). 
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«) Grundsatze der Verrechnung. 

§. 740. 

W e r die G e m e i n d e r e c h n u n g f ü h r e n sol l . 

I n jeder Gemeinde ist ein R e c h n u n g s f ü h r e r zu bestellen, 
b"dle hierzu erforderlichen Eigenschaften hat, und wozu, so oft eS 
!>ch thun läßt, derSchul lehr er zu wählen »st (<.'o6«wlll.»). Durch 
d" gesetzliche Bestimmung des Elrculares vom 8. September 1814, 
Wodurch bei der Wahl zum Gememde.Rechnungsführer dem Schu l -
l ' h r er der Vorzug eingeräumt ist, »st jedoch d,e Bestellung eines 
Rechnungsführers nach e igene r W a h l der Gemeinde, m so ftrn 
l°ch <n ihrer Mitte e,n vollkommen taugliches Individuum voifindet, 
Nlcht unbedingt ausgeschlossen (Hoftanzleidecretvom 24. Dez. 1817). 

§. 741. 

Auszeichnung und B e l o h n u n g f ü r den Rechnungs» 
f ü h r e r. 

Diesem Rechnungsführer ist eine jährliche B e l o h n u n g im 
^«Ide oder in Naturalien zu bestimmen; und es sind »hm dieselben 
" b r e n v o r z ü g e zuzugestehen, welche die Richter und die Ge» 
schwornen gemcßen (Rggsz.Cuc. vom 8. September 1814 l l l . 2 ) . 

§. 742. 

P f l i c h t e n der Rechnungs füh re r . 

Der Rechnungsführer hat, nach den, von der k. k. Staats, 
Buchhaltung berichtigten Formularien, eine Geld, und eme Na» 
luralien > Rechnung zu führen, für deren Richtigkeit er verant. 
Ertlich ist. Er hat sowohl den Empfang, als die Auslage, gleich 
w'e sie entstehen, in die Rechnung ordnungsmäßig aufzunehmen 

§. 743. 

V iann die G e m e i n d e . R e c h n u n g abzuschl ießen ist, 
"Nd wem sie am Ende des J a h r e s zu überreichen 

kömmt. 

D,e Rechnung ist alle Monate abzuschließen, und von dem R,ch-
t " , dann den Geschwornen nach vorläufiger Durchgehung zu un-
^fertigen. 

Am Schlüsse des I a h r e S ist die Rechnung der Herrschaft 
W üöeraeben, welche sie Mit Zuziehung des Ausschußes zu unrersu-
^ n und zu bestätigen, oder nach Umständen chr Amt zu handeln 
5" . (Loüem c. ä.). 
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§. 744. 

W e r f ü r das G e m c i n d c v c r m ö g e n h a f t e t . 

Der Rechnungsführer hat die »hm znlommcnde Haftung in »<>< 
N'ww Mit d>,'M Oltsrlchter; die Herrsch^fc aber hat für jede Nol' 
mal- und gcmelndewirthschaflswldrlge Gebahlung, es sei durch Vel' 
nachlässigung der Einkünfte oder Vergeudung m den Ausgaben sut" 
sidlarlsch zu haften (I^oäem). 

z. 745. 
B e s t r a f u n g der R e c v a r i c a t i o n . 

Bevortheilungen, Cassa-Defraudationen odcr Betlügcreien mü^ 
scn nach dem Gesetze über schwere Police,Übertretungen, oder na<v 
dem Gesehe über Vel brechen bestraft, und d»e Thäccr auf »mmer voll 
einer solchen Verwaltung entfernt werden (Koäeiu l l ) . 

«) Von der Ansicht und Controlle über das unterthänigt 
Gemeindevermögen. 

§. 746. 
E i n f l u ß deS K r e i s a m t e s h i e r a u f . 

Die Resultate der von der Herrschaft bestätigten Rechnung, sind 
nach einem Formulare, welches d»e Provin^al-StaatsbuchhaltUlls 
entworfen ha: , in ein-m von dem Kreisamte zu bestimmendes 
Termine jährlich dem Kreisamte m»t der Anzeige vorzulegen» 
ob, und welche Veränderungen etwa getroffen worden sind (L«" 
«!«m lV. n). 

§. 747. 
D i e Oem e inde»Rechnungen sind j ä h r l i c h der Landes» 

stelle v o r z u l e g e n . I n welcher V a l u t a sie zu le
gen s ind . 

Die Kreisämter haben dann ebenfalls nach einem vorgeschriebe 
ncn Formulare eine Uebersicht deS ganzen Kreises für die Landes 
stelle zu vel fassen und lährllch vorzulegen (Kul^'M). 

U>n m dem Verrechnungsgeschäfte der Comunen mehr Einfach/ 
beit und Uebersicht zu erlangen, hat d«e höchste Hofkanzlei lwt 
Verordnung vom 15. Februar 1836 angeordnet, daß auch bei l. >' 
O> tschaften künftighin ebenfalls nur nach der Währung der Cono. M^ ' 
gerechnet werde. 

I n Übereinstimmung mit dieser Verordnung wurden die Obr's' 
leiten m Folge Regierungsdecretes vom 17. August 1836, Reg'" 
rungszahl46.1S3 angewiesen, die Einleitung zu treffen, daß die V ^ 
rechnung und d«e jährlich an die k. k. Provinz«alstaatsbuchhaltung einzU' 
sendenden summarischen Rechnungsstücke der freien Ortschaften, daN«l 
jene Gemeinde - V o r w e i s u n g s a u s w e i s e , welche voll 
den u n t e r t h ä n i g e n G e m e i n d e n a u f dem Lande M ^ 
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em Schlüsse e ines jeden J a h r e s an o,e D o m i n i e n 
Nd von selben an d a s K r e l s a m t zum BeHufe dersu m-

^ " t i s c h e n G e m e i n d e - V crm ö g en sü b crs > ch t e l n g e se n-
^ w e r d e n , u n d d i e kre, 5 äm t l lch e Zusamm ensteIl ung 

'.?bst k ü n f t i g h i n vom J a h r e 1 8 3 7 a n g e f a n g e n , w ie 
leses bere i t s f ü r die I. f. O r t e angeordne t w u r -
°» nur i n der W ä h r u n g der C o n v . M z e . a b g e f a ß t 

" « rden . 
Vei Reduzirung der Wiener-Währung auf Cv. Mze. sind nur 

ü m,"^ Bruchtheile, namlich ' / . , '/« und ^ kr. anzurechnen; die 
"Wien. Währ, verzinslichen Fondsobligatlonen dürfen aber nicht nach 
<M Course zu 250 auf Cv. Mze. reduzirt werden, sondern sin) 
"w der bestehenden Verordnung ohne Unterschied der Gattung des 

^sfusils mit ihrem stehenden Nennwerthe ohne Rcductlon m An« 
"b zu bringen. 
^,, Demzufolge ist künftighin in der Colonne I I . des Gemcindever? 

°genS - Total - Ausweises die Verzinsung des Nommalbetrages der 
^Milchen Fondsobllgatlon durch die Valuta der Co. Mze. und Wlen. 

r. zu bezeichnen. 
Den Dommlen ist aber zur Pflicht gemacht, darüber zu wachen, 

bei der Reduzirung auf Cv. Mze. der bisher m Wien. Wahr, an, 
bene Betrag des Realllätenwe, chcs u. s. w. von Seite der Ge-

?!̂ No«n nicht fehlerhaft geschehe, und dasi die Ursache des ullenfalls ver
werten Realitätenwerihes so wie die Verminderung der öffentlichen 
^ Privatschuldscheine in der Rubrik: Anmerkung ersichtlich gemacht 

""den (Regierungsdecret vom 26. Juni 1837, Reggsz. 35,116). 

§. 748. 

D i e H e r r s c h a f t e n s o l l e n die Geme inde - Cassen 
untersuchen. D i e ß f ä l l i g e P f l i c h t der K re iS -

ä m t e r. 

tt,e während des Jahres sollen die Herrschaften öfter eine Cassaun-
, >uchung vornehmen, und sich die Rechnungen vorlegen lassen (Re« 

""ungsc,rcular vom 8. Sept. 1814, l l l . c). 
h. Das Krelsamt hat m Betreff des unterthänigen Gemeindever-

"Nens die Anordnung zu treffen, dasi d,c Inventar,en des Oe» 
a^devermögens, unter Festsetzung angemessener Termine, in be« 
^Ntten Perioden erneuert werden und auf pünktliche ZuHaltung 
^ Anordnung zu wachen. Die KreiSbereisungen biethen den Kreis-
.«'tern die Gelegenheit dar, diesem wichtigen Verwaltungszweige ge» 
b..^. nachzusehen, das Mangelhaste zu ersehen, das Fehlende zu 

""den (Regierung^-Circular vom 8. Sept. 1814, I ) . 
y . Die Kre,sämter sollen ferner alle Jahre wenigstens einige Ge-
s, 'Nd,», untersuchen und sich dalüber bei Ueberreichung der Svmma-

" an die Landesstelle ausweisen (lloäem IV. <l). 
' ' 53 
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Auch haben die Kreisämter bei ihren Bereifungen die Untt l^ 
chung dieser Rechnungen mcht zu vernachlässigen (Nesolv. Vem 
vom 15. I u n l 17!16). 

4. Von der Erhaltung der Gemcindewege und Stege. 

§. 7 ^ . 
W o Gemeinden 'ege zu de lassen slNd. 

Die gemeinen Gangsteig, Weg und Strassen zu Kirchen, a«^ 
von einem (Dolf) zum andern, sollen lcder Ölten verbleiben und ŝ ' 
lassen werden, wie es von Altersher herkommen ('Ir^ct. ä e ^ » ^ 
incurp. 1'it. XV l . §. 5) . 

§. 750. 
W a s zu geschehen h a t , w e n n solche Gemeinden) e^ 

wegge r i ssen werden. 

Da aber dieselben von anrainenden Wassernüssen weggewascĥ  
oder gerissen werden, mögen sie besser hinem in den anraniendl" 
Grund, auch wider des Eigenthumels Willen genommen werde>l/ 
und mus; der nächste Nachbar auf seinem Grunde eine andere S t M 
gedulden (l^oäl'in §. 5) . 

Wann ferner einer Gemeinde ihre alte Ausfahrt durch Wassers 
nommen worden, und wenn solche anders Nicht als durch sremde a»' 
ralnende Gründe desselben Ortes haben möchte, so ist em jeder "^ 
ra»ner e»nen oidentlichen Fahltweq über und du>ch seinen Grunds 
viel d»e unoerlneldllche Noihdurft elfordert, nach obrigkeitlicher Ä«" 
zelchnung fre» zu lassen schuldig ( '̂n6<-,n §. b). 

Hiernach gilt der auf der Landesvelfassung und auf der V^ 
schuft deö Traktates beruhende Grundsatz, daß auf der gewählt^ 
'j'r^l'« die Glltnde,qenlhumer den für den Weg unumgänglich N<>" 
wendiaen Grundsiel-r abtlctcn m üssen, und dal.« ohne einer ElNlV^ 
düng Gehör zu geben, zu verhalten sind (Palt . Reglerungsweisll" 
vom 12. Nov. 1810). 

§. 751. 
D i e G e m e i n d e n haben i h re Wege zu e rha l ten . 

An den Orten, wo Mäuthe oder Zölle sind, sollen zwar die A' 
Haber derselben den Weg immelUni« zu bessern verbunden sein, s^. 
aber, wo es ke,ne Mä'lithe und Zölle gibt, sind die Städte ^ 
Markte, so weit ihr Burgfrieden reicht, und auf dem Lande l ^ 
Dorfes Obrigkeit schu ld ig ,a l leUnter thanen, welche unter l ^ 
Obrigkeit oder Freiheit ansässig sind, sie gehören nun, wem sie ^ 
len, auf einen gewissen und gelegenen Tag zusammen zu f o ^ A 
und bei denselben ernstlich darauf zu sehen, daß sie zugleich nach ^ 
stalt jedes Velmögens und Einkommens zur Arbeit schreiten; darU 
ter diejenigen, die Pferde und Geschirr haben, mit der Fuhr, 
andern aber m«t ihrer Handarbeit getreu und fleißig Hülfe leiste«" 
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^b so davon bis zur endlichen Verrichtung nicht aussetzen sollen (Res. 
""M 12. Mm 1594). 

§. 752. 
D»e G e m e i n d e n so l len die W i ldbäche e r h a l t e n . 

N Aach dem gesetzlichen Grundsatze liegt auch die El Haltung der 
Mäche den Gemeinden mnelhalb »hier Ortsflecheit ob (Hofkanz-

beeret vom 28. März 1856, Hofz. 7161, Reggsz. 18,736). 

§. 753. 
' " t m die E r h a l t u n g e»nes Weges o b l i e g t , h a t auch 

lene der G e l ä n d e r . D ,e E n t s c h e i d u n g h i e r ü b e r 
ist po l i t i s ch . 

^ D,e Geländer einer Straße, welche längst Abgründen oder längst 
<» Wassers läuft, sind Appeltlnenzstucke der Straße; wem die Her« 

^ " ^ g und Erhaltung de» Snape obliegt, der ist auch velbunden, 
Geländer herzustellen und zu elhalten. 

DaS Ellenntmß der pollllschen Behölde, welche in dieser Sache 
i/!bmgs ^ r Entscheidung berufen ist, lann sich sonach nur darauf 
.Kränken, die Gemeinde zu der »hr obliegenden Helstellung der Ge« 
llder zu verhalten. Hiernach wuiden die Entscheidungen, wodurch 

^^Angelegenheit auf den Rechtsweg gewiesen wu»de, aufgehoben, 
,"d der Gemeinde die Helstellung der »n der Flage stehenden Gelän-
^ zur Pfl.cht gemacht. 

^ Sollte jedoch die Gemeinde irgend emen Rechtstltel geltend ma-
3,^ zu können glauben, auö welchem die »hr m der Regel obliegende 

Kindlichkeit zur Heistellung der Geländer an d,e Hcrischafc über» 
.8<>Ngen wäre, so bleibt es ihr ubeilassen, diese Ansvlüche gegen die 
^llschaft im gehöligen Wege auszutragen (Hoftanzleldecret vom 2. 
"»l 1824, Hofz. 9002, Reggsz. 17,515). 

2 §. 754. 
"N wie f e r n p o l i t l scker S e i t s au f W egstre i t i g k e i t e n 

t e , n E i n f l u ß zu nehmen ist. 

^Be»Gelegenheit der stleltlgcnvon e,ner Gemeinde angesprochenen 
«lMhaitung eines Gehweges von Seite mehi ercl Untelthanen zurHer-
h ̂ l ig der Velblndung mit lh»cn oberen Welngälten wu»de clmnert: 
Ablese Offenhaltung be» dem Bestände a n d e r e r W e g e Nicht 
^^terdmgS nothwendig sey. Die mehrere Bequemlichkeit, welche 
y> Gemeinde aus der Beibehaltung jenes Fußsteiges, weil er etwas 
>. ̂  »st, zuginge, können keinen hinreichenden Grund abgeben, p o-
s, ' ' H e r S e l t s auf diesen streitigen Weg Einfluß zu nahmen, b> 
tlln ^ ba von beiden Partcyen sowohl die Offenhaltunq als Cassi-
,3^ " u s dem R e c h t s t l t e l der D i e n s t b a r k e l t und Ver -
^ U n g , dann des E i g e n t h u m e s ,n Anspruch genommen 

"' D,e ganze Angelegenheit e,gne sich nicht zur politischen Ent. 
53 * 
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scheidung, sondern sie sei in peUwrio und po««<:»liorlu auf den 
Rechtsweg zu »reisen (HoflanUeldecret vom 9. April 1819). 

D»<! Z§. 5 und 6 des l6. Titeis ,m Tranate öo ^urim»» W--
s0spora!ibll8 sprechen von öffentlichen G e m e i n d e w e g e n ; l«e be
stimmen, daß diese so belassen werden loUien, w»e sie von A U « l ^ 
her bestehen, und daß dieselben »n dem Falle, wo sie durch Wasser-
ereignisse hinweggerissen würden/ über die anraincnden Gründe h<^ 
zustellen wären, was jeder Anrainer sich müsse gefallen lassen. 

Diese Vestimmungcn sind demnach nicht anwendbar auf eM< 
Fal l , wo es sich darum handelt, einzelnen Grundbesitzern eine b e^U" 
mere Zufahrt auf ihren Feldern zu verschaffen. WcU richtiger ist l>^ 
an die Analogie des §. 4 des 16. Titels des ' i ' , ^ l . l̂ t) ^" lbn» W^ 
oorpnsiMdntz zu halten, wo es heim, daß, w<nn Jemanden ein 2v^ 
durch des andern Grund alwn auf Wohlgefallen und von Nachba^ 
schafcswegen zugelassen worden, er sich dessen länger nickl, ^ l ^ '^' 
Nachbar wi l l , zu gebrauchen habe; denn, wenn es emem G'Und«^ 
thümer zusteht, einem Dritten den schon zugestandenen Weg 4" v 
sagen, so muß eS ihm um so mehr gestatte, se,n, ihn von der 
fahrung seines Weges ursprünglich aus^uschliesicn. -̂  

Wenn daher ein Grundeigenlhü»n.er sich lucht herbeilassen w ^ 
andern Grundbesitzern den Wcg übet' ihre Wiesen ^u gestalten» 
ist von Seite de? politischen Behörde em zure»ck<nd«r Gru«r' ! 
zur Duldung dieses Weges zu verhalten, nicht vorhanden (H^«») 
leidecrec vom 25. November 1824. Hotz. 34,5W, 3?gg^z- 5 ^ « ' ^ 

Sireitigl-eit wegen fernerer Benützung emes F e l d r a l N ^ ., 
zu Grundstücken zu gelangen, ist, da es sich um keinen ö l " ^ 
l ichen V e r b i n d u n g s w e g h a n d el t , auf den Mechts""» ' 
verweisen cHofkanzleldecret vom 18. October 1832, Hofj. 23,° 
Rggsz. 00,615). 

§. 755. 

D i e G e m e i n d e - W e g e u n d S t e g e s ind n u r la«b 
t i g he rzus te l l en und zu e r h a l t e n . 

Die Erhaltung der Wege, Stege und Brücken in» dol^ ^ 
keitlichen Bezirke liegt, nach der Landesveifafsung und N«^ ^ 
Vorschrift des l'r^cwt. äe ^urvd. wcvrp. , den G em eindeN 
Landes ob. Ks, 

Die Gemeinden sind jedoch n u r zur l an d o r t i g e " ,, 
h a l l u n g dieser Wege verbunden, Und können zu diesem 6". ^ch 
halten werden, im-Herbste und Frühjahre von jedem H" „zM« 
zwei Tage bei dieser Ausbesserung Mitzuwirken (Part. Regierung ^, 
simg vom 9. Jänner l81K). Wenn auch die Erhaltung der " Oz. 
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Gebrechen beschränken, es kann aber der Gemeinde nicht zugemuthet 
werden, qroße Schützte» ke und Blucken auf lhle Kosten gegen Ele» 
.^tarzufälle zu erbauen und zu ehalten, denen vo>zubeuqen nicht 
^,/hler Macht steht, und de,en Kostenaufwand ,h>e V^lmögens-
laste übersteigen würden (Part. Regierungswelsung vom 12. No^ 

"ember181t)). 

5. 756. 

S t r a f e des N i ch te r sche inens bei der Gemeinde« 
straßen-Arbclt. 

>. I m Falle Jemand bei jenen Weqhelstellunqen auf geschehene 
Aufforderung Nicht elscheinen, auch nicht an seinei Stat t Jemand 
^'dern schicken sollte, der soll Mit Geld bestiafl, dulch dleieniqen, 
enen d,e Besserung obliegt, elnqefoidelt, und das Geld andelS nicht 

^s auf Besserung der Wege angewendet werden. 
. Doch soll d,esi Niemanden vräzudicirlich seyn, und diese Cmfor» 
lrunq und Bestrafuna dei Unterthanen sich weiter nicht, als auf 
^ Weqbesserunq erstrecken (Knl1<>>n) 

Wenn zwischen der G,und- und Doifobügtett, den Richtern 
«Nd Gemeinden, auch Mauth- und Zoll Einnehmen, St iel t und 
jungen entstehen, wer aus chnen, und w,e weit an Ölten und 
^ben, den Weg zu machen dar, so sollen die stl eilenden Pmtelen 
Zusammen gelufen, und die Wege Mit gesammter Hand, auf gle,-
^ l Unkosten, in biauchbaien und wandelbaren Stand sehen, wldri' 
ökr»s die Parteien, welche wec»en dieses Pli^arstleites d,e Nepara» 
.̂,°n «»cht vornehmen, ,cdcr »nsbesondeie 50 Rthlr. ^ t lafe zu zahlen 

Mte (Resol. vom 31. März 1725). 

§. 757. 

" f l i ch t der O r t S o b r l g k e l t b e i m G e m e i n d e w e g b a u e 

Der Dorfobriakett gebühret, Weg und Stcq <u beobachten, 
"^^ 'M g u t e n Wesen zu e r h a l t e n (1r.»ct. <lo Hurit,. iu-
°"P. 'l'lt. „ , . §. 4). 

Die Dorf.'br,qkeltcn sollen nähmlich das gemeine und dem gan-
^ 9ande nützliche Werl der Gemeinde. Wegdelstellunq beförde» n, 
llselh, notbwendig velbluen, so weit es von ?l!lels beltommlich «st, 

??b! Ne,ten und Fahren biauchbar und tauglich machen, auch so Mir 
l̂ech fortfahren und Acht d a l a u f geben, d a m i t iene Weae 

^ d e r z e i t »m g u t e n S t a n d e e r h a l t e n , und l^efabl und 
schaben verHüter werde, da «m W>dr,aen dellenl^e, dem der Weg, 
^o der Schaden geschehen »st, zu machen qebulnet bätte, den eignit' 
'^^n Schaden dem Beschämten, nach E,kenntn,si und Mäsilqunq 
' l Obrlgtelt, zu ersetzen Nuldlg wäre (Res. vom 12 März 159»). 



832 l . T h c i l . VI l . A b h a n d l u n g . 

I I . Von den Rechten und Genüssen der Ortsobrigkeit. 

§. 758. 

A u f f ü h r u n g derse lben. 

Die Dorfobrigkeit hat l n s g e m e i n : 
1. DaS Schan brecht, und 
2. Den B lumensuch- , W e l d - und V i c h t r i e b . 

1. Vom dorfobrigkeitlichen Schankrechle. 

§. 759. 
Bescha f fenhe i t des d o r f o b r i g k e i t l i c h e n Schank-» 

rcchres. 

Der Dorfobrigkelt »st ins geme,n das Schankrecht oder Le«t' 
geben »m Dorfe das ha lbe J a h r als von S t . Georgl» b»s ^ 
Michaelis-Tag zuständig; ,edoch soll h,erdn,ch den Unterthanen ^ 
dem, was sie d,esifalls durch den langwierigen, ersessenen Gebra^ 
in der Leutgebschaft hergebracht, Nichts benommen seyn ('lract. ^ 
Hurlb. ineorp. ' I l t . l l l . §. 2 ) . 

§. 700. 

A u s l e g u n g dieser B e s t i m m u n g . 

Dieser §. deS Tractates constttuilt offenbar kein neues Recht, sA 
dern bestätiget blos das alte He,kommen, und zwa> den Herrschaften^ 
d»e lährllche Periode auf die Sommer Monate von Georgi bis ^ 
chaelis, ohne den Untcrchanen an dem langwiellgen ersessenen ^ 
brauche etwas zu benehmen, was denn wohl nichts anders bedellt̂  
kann, als, daß die Untenhanen und Gemeinden da, wo sie von ü'' 
ten Zeiten her die Leutgcbschafc oder das Schanklecht auch wähl^ 
des im Tlactate den Henschaften zugewiesenen Zeitraumes, od< 
allein, oder neben der Hcnschaft ausaeübt haben, sie durch d»e'̂  
Tractate ausqespiochene und der Heirschaft eingeräumte Frist "° 
Georgt bis Michaelis, an ihrem althergebrachtem Rechte Nicht ^ 
stört werden sollen. . 

Was d,e übrige Zeit von Michaelis bis Georg, betrifft, ist < 
noch immer eme allgemein und alcheigebrachte Gewohnheit »n ^ 
Wembaugegenden, dasi die Leutgebschaft den Gemeinden zuste^' 
Nach diesen Ansichten wird auch stets von den l. f. Behörden entschied '̂ 

§. 76t. 

V o n welchen V e r k a u f s a r t e n von F l ü s s i g k e i t e n d» 
Leutgebschaf t sich un te rsche ide t . 

Von dem Leutgeben oder Weinschenken, welches sowohl "" 
eigenen als erkauften W e i n e n ».unter der Aussteckung des A 
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6"s beim Hause, oder m dem Gemeinde-Wirthohause geschieht, 
'!t endlich 

n. das Ausschänken derse lbst e rze ug l en W e l n e, so wie 
,., ^. das Gewelbe der Schilds It iaften- ».'der Elnkehr W<lths-
^User wohl zu unterscheiden. Der B r a n n t w e i n dagegen «st lelN 
^genstand des LeutgeblechteS (Reglelungswelsung vom 20. Dezem° 
" r 1830, Rggsz. 70,818 und 1832, Rggsz. 56,898, 58,094). 

§. 762. 

D a r s t e l l u n g dieses Untersch iedes. 

-^ Das Ausschenken des von behausten Unterthanen selbst erzeugten 
seines, so wie der Verlauf aller von ihnen selbst erzeugten Lebens
mittel »st den Producenten zu a l l e n Z e l t e n deS Jahres frei--
gelassen. 
. Die Schild - , Straften - oder Einkehr-Wnthshäuser aber wer-
°N als Gewerbe behandelt, deren Verleihung den Magistraten und 

"ltsobrigketten m erster Instanz zustehet, und mithin durch da" ei-
9«Ne Schankrecht der Dorfobriglölt oder der Gemeinde Nicht beirret 
""den darf. 
^ Die den U n t e r t h a n e n durch die Hofverordnung vom 17. 
?UgUst 1784 zuerkannte unbedingte B e r e c h t i g u n g zum Ver 
rü fe und Ausschänke der eigenen Erzeugn isse ist nur 
kNl Begriffe des LcutgebenS n«chc zu vermengen. 

,. Der Wortlaut und d,e Tendenz jener Hofoeioidnung war da-
^ gerichtet, zene Beifügung zu erneuern, vermöge welcher der 
^rundobrlgkelt untersagt ist, ihren Unieithanen Lebensmittel oder 
betränke zum Kaufe oder Ausschänke auf obrlgleitllche Rechnung 
^ l f z u d l l n g e n oder ste zum Ausschänke um höhere, als d»e Herr» 
'Haftllchen Preise, zu zwingen. 

Nur gegenüber dieses Verbothes wurde die v o l l e F r e i h e i t 
lUr die We«nerzeuger »n ? lnsehung des V e r k a u f e s 
Ullb Ausschankes i h r e r Erzeugn isse ausgesprochen, 
bhlle jedoch unter dem Ausschänke die Ausübung des Echanles an 
Atzende Gäste zu begreifen, d,e Mit d.r Bc rech t tgung der 
^chenkgewerbe m Colllston gerathen wäre. 
. Dagegen ist der Ausschank an S»hgäste von ' jeher Mit dem 
'genannten Leutgeb rechte verbunden gewesen, welches cm ur-
^tes, auf dem Landesgcbrauche beruhendes und äusserst vevschiedenal-
,̂3 betriebenes Gewohnheitsrecht, mit der m der Hofverordnung vom 

T^hre 1784 ausgesprochenen Berechtigung nicht) gemein har, und 
vas der Bestimmung deS tr.»ot. 6«^urid. inoorn» gemäsi, m der?llt 
Aufrecht zu erhalten kommt, w»e es in jedem einzelnen Oite dulch 
^Herkommen sanctlon.lt ,st (Hofkanzleidecret vom s,. Dezember 

^ 2 , Hofz. 28,201, Ngg"'. 09.99V-

http://sanctlon.lt
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§. 763. 

D a s L e u t g e b c n kann auch »n G e g e n d e n bestehen,»" 
ke in W e i n b a u ist. 

Nach diesem Glundsatze kann auch in solchen Orten, lN t>el̂  
Territorium kew Weinbau besteht, das Leukasen dann zugestand 
werden, wenn der Betneb desselben m,t fremden, anderwärts erzeug 
ten Weinen den Hausbesitzern alldo, t h e i t ö m m l l c h war. 

ES ist sich-also «n vorkommenden Fallen nach den in jedem O" 
bestehenden gehörig zu erhebenden Gebrauchen und Herkommen i 
benehmen (dloäulu). 

§. 704. 

W o r i n der U m f a n g des v e r f a s s u n g s m ä ß i g e n A«^ 
schankes ganzer G e m e i n d e n ,m Wege der V e r p a ß 

t u n g an E i n z e l n e besteht. 

Der Umfang des verfassungsrnäsngen Ausschankes stanzt/ 
Gemeinden »m Wege der Verpachtung an Einzelne besteht '" 
Folgendem: 

Nach dem Hoslan^leldecretc vom 6. Dezember 1832, H"^' 
28,201, Rggsz. 69,99^ musi zwischen dem e»nem ieden U n l ^ ' 
t h a n durch die Hofvermdnuna, vom 17. Aug. 178^>, Rggsz. 14,<^ 
gestatteten V e r k a u f e des von «hm erz eug t en W e l n e s , j ^ 
schen dem den e inzelnen Geme inde g l i e d e r n zustehen^" 
Leutgebrech te , und zwischen dem der ganzen G e m e i N ^ 
zustehenden Leutgebrech te e,n Unterschied gemacht werden. 

Der durch die Hofverordnung vom 17. August 1784 gestatio 
Wein-Ausschank und das Leutgebcn der einzelnen Gememdegl»«^ 
kommen zwai Mit elnandel dann übe,e,n, dasi beide sich auf eis^ 
nes B a u g u t beschranken, unrelscheiden sich aber von einander^' 
durch, daß erster« nicht an sitzende Gäste geschehen darf, wohl al>< 
letztere. . 

Das Leutgebrecht bergan zen Gemeinde aber erstreckt sich aU^ 
auf f r e m d e s , von der G e m e i n d e e r k a u f t e s B a u g l ^ 

Dieses Leutgebl echt kann nun d,e Gemeinde auf verschiede" 
?lrt ausüben, z. B. «n einem eigenen Gememdewirthshause, »^ 
durch Verpachtung an einzelne Gcmemdeglleder u. s. f. GeschO, 
das Letztere, so haben d,e Pächter, da daS Recht des Verpächters s" 
den Pächter übergeht, auch die Befugmsi, f r e m d e s Baugut autt^ 
schenken, und zwar um so mehr, als ihnen der Ausschank des e«s^ 
n en Baugutes ohnehin freisteht, und sie daher nicht erst nöchig A 
ben, dcsihalb die Kosten und Lasten einer Pachtung auf l ^ 
zu nehmen (Reglerungswelsung vom 11. August 1835, 
42,833). 
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§. 765. 

i n w i e f e r n S t r e i t i g k e i t e n über das ob r i gke i t l i che 
Schäuble cht zu l po l i t i schen L i n i e , oder au f den 

Rech tsweg gehören. 

Streitigkeiten wegen des obngkettllchen Schanlrechtes, in so 
>̂ N patent- und qenelallenwldllge Excesse dabei unterlaufen, sind 
Punsch zu behandein. 

Ucber henschaflllche und Gemeinde-Schankrechte »st lediglich 
^ politisch.-administrativem Wege zu e, kennen (Hoftanzleidecret vom 
" . Juli 183t, Hofz. 17,822, Rgqz. 40,285). 

Das halbjähllge Schanklechc der Gemeinde ist sonach nicht zu 
beirren; Gegen > Ansl»üche sind auf den Rechtsweg zu verweisen 
(Hofranjle»decletvom5. I u m 1834, Hofz. 14,108, Rggsz. 32,305) ; 
A»d wenn die wechselseitigen Ansvlüche einer Herrschaft und einer 
Gemeinde auf das m der Regel der OrtSobrlgkelt zukommende, von 
ber Gemeinde aber bestrittene halbjährige Schankrecht von Georgi 
>̂s Michaeli auf Urkunden, Urbancn und Vergleiche, dann auf Ver» 

lahrung und Ersitzung, Mithin blosi auf Rechtöt,rel gestützt wird, so 
gehört d,z Entscheidung dieser Streitsache a u f den R e c h t s w e g , 
Wohin die Henschafc und Gemeinde übel den Hofletms der letzteren 
^"wiesen wurden (Hofkanzleldecret vom 9. Jänner 1834, Hofz. 388, 
"lggsz. 4310). 

^ Von dem dorfobrigkeitlichen Blumensuch-, Weid- und 
Viehtriebe. 

§. 7li0. 

"^as u n i e r o b r i g k e i t l i c h e m B lumensuch- , W e i d ' und 
V l e h t r » e b vers tanden w i r d . 

Unter obrigkeitlichem Blumensuch-, Weid- und Vlehrleb wird das 
"echt der Bcweldung des obrigkeitlichen Viehes au f den S top» 
^ l - u n d Brachäckern der i n dem or ts o br »gkelt l lche n 
Bez i rke gelegenen Gemeinden verstanden " ) . 

^) Das Recht der Dominien auf die Benlitzuna, der Hutweiden beruht mehr 
auf dem der Grundherrschaft zukommenden Recht« auf cUm dem Pri« 
vat-Eigcnthume nicht qchüngen Grund und Boden, und wie dießfalls 
verfahren wirb, wirb in der Abhandlung X l l l . dieses TheUö von der 
landwirthschaftlichen Cultur gehandelt. 

§. 767. 

^ i t e l , a u f dem der o b r i g k e i t l i c h e B l u m e n s u c h , Me id« 
und V l e h t r » e b b e r u h e t . 

Es gebühret auch i n daS G e m e i n der Dolsobrigteit, der 
blumensuch-, Wcld und Viehtrieb neben der Gemein, als welcher 
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an ihrem Recht diesi Otts nichts benommen m»ld ( I ra^ t . 6».'^uri^ 
incorz,. 't'it. I I I . §. 5) , und aufie, de, Doifobüql ic kann udnqe^ 
keinel von Neuem d»e We,de ftn s.,n Vi-H auf s<einten ('''xunde" 
wlder desselben Elgenthümeis odil Nlls.eis quten Wil len, such^ 
odel nehmen ('!>.<(.(. l ^ ^jurib. in<ori). i i t . XVI . §. 1.)). 

§. 768. 

Unterschied zwischen Weid- und Blum enfuch-Recht, 
und der Be M e l d u n g der S a a t f e l d e r . 

Das W a i d - u n d B l u m ensuch.Rech t «st m>t der B«' 
Me ldung der S a a t f e l d e r mcht zu veimengen; die wegen d^ 
e»nen oder andern bestehenden Voischilften sind mcht zu cumuluen« 

Auf d,e Be Me ldung der S a a t f e l d e r allem, bez»eht s'̂  
ble allelh. Entschließung vom 15. Iännel l 8 l 9 . 

Nur die Ve w e l d u u g der S a a t f e l d e l kann wldel de« 
Willen der Unte,chanen von der Hellschaft Nicht ausgeübt werde"', 
ausser dieselbe »välc »m Stande, aus besondren Nechtstueln dalaul 
Anspluch zu machen. 

Das We»d« und B l u m ensu ch-Recht dagegen glündc 
sich auf den Tiactat lle j,lrilil,l» ins<ir,,<is.llil>>!8 (Hoftanzleldecl" 
vom 25. Jänner 1822, Hofz. 11l02, Ztqqsz. 6337). 

Unter Weldlecht wird nähmllch das Recht vel standen, auf fremde 
S a a t f e l d e r n sein Vieh melden zu lassen ; und um so viel möglich i" 
verhüthen, daß das )lbwelden der Saaten du, ch V«ehl>ei den sowohl ei«!' 
zelnen Grundeigenthümern, als auch und polzua,llcli dem allgemeltt^ 
Besten nicht nachthe«llg werden könne, traben Se. Majestät mit al 
lelhochster, von dei t. k. Hofkan^Ie», mit Deciet vom 24. Mälz l8l9 ' 
Hofz. 918l , belinnt gemachten Entschllesmnq vom 25 Iannei 181^ 
unter der Ausnahme, daß jedem (^.undeigenthümer fre» bleibt, sel^ 
eigenen Saaten durch se»n «»genes V,ek> abmelden zu lassen, das ^ 
weidender S a a t e n dulch Viehherden allgemein dolt zu velblece" 
geruhet, wo es wlder den Willen des Elgenthümels aeschleht, UN̂  
wo es keme Prlvat-Vertiäqe, Ulballen, odel sonstige Rechtste 
solch e,ne Vemeldung gestatten (Nea»e>ungs Clicular vom 13. AP^ 
1819). Die Beweidung der untelthamqen S a a t f e l d e r tann alst 
Nicht aus dem dolfob>lgke«tllchen Mltwelderecht abgeleitet weide" 
(Hoftanzleldeclet vom 5. März 1»24, Hofz. 60.j7, Rqqsz. 13,<2l)' 
und alle übe! die Bemeldunq der bebauten Glündc bestandenen bese"' 
dern politischen Vo'schllften wurden demnach durch erwähnte allel' 
höchste Entschliesiunq von 1819 aufgehoben (Hoskanzleideciet vo»N 
15. März 1^22, Hofz. 64 l 2 , Rggsz. 14,419), dahel diese bcsonde' 
ren Vorschriften h»er übergangen werden. 
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§. 769. 

A u s d e h n u n g dieses V e r b o t h e S a u f f remde W i e s e n . 

, Zu Folge alw höchster Entschließung vom 2. Mai 1831 (Hof' 
tanzle.oeclct vom 8.Ma, 1831, Hofz. 10,901, NggSz. 26,766) wulde 
°as nnt dem Reglet ungs-Clrculare vom 13. Apill 1819 bebannt ge-
fachte allelhöchste Velboth des Abweldens der Saatfelder auch auf 
le Wlesen delgcstalt ausgedehnt, daß es zwar dem Elgenthumer 

slel bi^bt, selne Wiesen durch eigenes Vieh zu was «mmer für e,ner 
^elt abweiden zu lassen, das; jedoch das Abweiden aller Wiesen ohne 
Ausnahme und zu jeder Jahreszeit dort untersagt werde, wo es wider 
"'n Wlllen des Elgenthümers geschieht, und wo kcme Privat-Ver
tage, N>.ballen oder sonstige Rechtstltel diese Beweldunq gestatten 
l.^eglelungs°C»ll.ular vom 26. Ma» 1831). Denn Wiesen müs-
>en, wie die Neglölunq auch unrerm 27. Ma, 1836, Rggsz. 20,056, 
t'Neuelte, vom Vleht>»rb verschont blelben, sie mögen a l s solche 
l"l Cataster velztlchnet scyn oder Nicht. 

§. 770. 

S t r e i t i g k e i t e n über das B e w e i b e n der S a a t f e l d e r , 
He ho len au f den Rechtswege I n w i e f e r n d»e po l l t l « 
'lhen und lm Folst wesen gegebenen V e r o r d n u n g e n 

d a i a u f E i n f l u ß nehmen. 

Da das mit allelhöcystcr Entschließung vom 19. März 1819 er» 
offene Gesetz, die B e w e l d u n q f r emde r S a a t f e l d e r gegen 
bes Elgcnlhümers Nll len allgcmeln mir A u s n a h m e der F ä l l e 
besonderer R e c h t s t l t e l v e r b i e t e t , lehtele aber zur nch-
terllchen Beulthe,!ung qcholen, so »st eine Henschafr m,t dem An
spruch auf die Bewlldung del Saatfeldel emer Gemelnde sowohl «n 
lw«8«880!-lo als ^olitorio auf den Rechtsweg zu weisen (Hoftanzlel» 
"eroldnung vom 28. Jul i 1820. Rggsz. 35,744). 

Da die allerhöchste Entschließung vom 25. Jänner 1819 die Be 
s o l d u n g der S a a t e n wlder den Wlllen des Elgemhümei s nur 
^gestattet, wo Pnoatveltiäge, Ulbarlen, ode- andere Rechtstltel, 
bas Weldlecht auf Saaten aussprechen, dle Auslegung solcher Urkun» 
den aber außer der Sphäre der politischen Behörden liegt, so wurde 
<Me Gemeinde, welche sich gegen dle feinere Beweldunq «hier 
Saatfelder von Selce ihler Herlschaft erllälte, auf den Glund die
ser allerhöchsten Entschließung gegen diese Hellschaft geschützt, und 
letztere, wel6)e sich auf das U,ba,lum,und aufVeliählung beruft, Mit 
semem Ansprüche auf den Rechtsweg verwiesen (Hofkanzleldeciet 
vom 16. November 1820, Rggsz. 54,763). 

Dieses Weldrccht ist übrigens nach dem §. 499 des allq. b. O. 
^ » , »n so w e i t die po l i t i schen und im Fo ls t wesen q e« 
^ebenen V e r o r d n u n g e n Nicht entgegenstehen, auflebe Gat-
^Ng von Zug», RlNd' und Schafo,eh, aber Nicht auf Schweine und Fe-
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dervieh; eben so wenig in waldigen Gegenden auf Ziegen. Unreines, 
ungesundes und fremdes Vieh ist stets von der Weide auögcschleis '̂ 

§. 771. 

Beschützung der U n t e r t h a n e n gegen das Abweide« 
l h r e r S a a t f e l d e r . 

Da die Veweidung der S a a t e n dmch die allerhöchste E«t' 
schließung rom 25. Jänner 18l9 wider den Willen des E».ienthU-' 
wers untersagt wurde, so kann d»e b l s h e r l g e U e b u n g o«k 
der v o r a u s g e g a n g e n e n Z e l t p e r l o d e , wo lene Unter ' 
sagung noch Nlcht v o r h a n d e n w a r , den Anspruch d<r 
H e r r s c h a f t au f dl« B e w e » d u n g der S a a t f e l d e r voll 
den G e m e i n d e n N'.cht begründen, und d»e ?lbleicung, welche stl 
aus der »hr zustehenden D o r f h err l»ch k ei t macht, f » ^ 
det keine Anwendung, - well diese nur da? Weld - und BlU' 
mensuch Recht auf eigentlichen l.ur Welde bestimmten, keineswegs 
aber auf b eba u ren (Gründen encyält, >n Ansehung deren Vew"' 
düng besondere Volschrlfren bestanden, welche aber durch dl l 
al lerhöchste En tsch l i eßung vom J a h r e 1819 au fgeh" ' 
den w u r d e n . , 

Wenn nun die der Henschafr unterthäniqen Gemeinden, «ach 
dem ihnen hierdurch emgeläumten Befugnis der Herrschaft, die ' ^ 
we,dung ihrer Saatfelder nicht mehr gestatten wollen, müssen ste a«H 
hiebe» gegen d,e Herrschaft geschützt, und es kann nur dieser übel' 
lassen werden, wenn ste solche Giünde geltend machen zu können 
glaubt, durch welche »hr nach >ener alle»höchsten Entschließung aus' 
nahmsweise die Bewe»dung der unterthän,gen Saaten zusteht, solche 
vor dem ordentlvchen Rrchter auszutragen, indem e«n Erkenntnis; dar' 
über den politischen Behörden Nicht zukommt (H^fkanzleldecret vom l6> 
März 1822, Hofz. 6^12, Rggsz. 1^,419). 

§. 772. 

E i n e f r ü h e r e entgegengesetzte Uebung d a r f Ntcht 
geschützt werden. 

Nachdem durch die allerhöchste Entschließung vom 25. Jänner 
1849 das Bewe,den fremder Saatfelder gegen den Willen der Eigen' 
thümer Mit Ausnahme der Fälle, wo besondere Recl'tsmel auf eine 
solche Beweidunq nachgewiesen werben können, untersagt wurde, '0 
k.inn die frühere, wenn auch noch so lange Nebunq, welcher eben 
durch d,e bemeikre allerhöchste Entschließung cm Ziel gesetzt wurde, 
kemen Anhaltsvunct für die Fortsetzung dieser Nebung abgeben. 

Wenn nun die Grundbesitzer von dem ihnen durch zene aller-
höchste Anordnung eingeräumten Rechte Gebrauch machen, und d»e 
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-̂eweidung ihrer Saatfelder durch ihre Herrschaft nicht feiner dul
den wollen, so müssen sie in diesem gesetzlichen Necht̂  geschützt, und 
es muß der Herrschaft überlassen werden, die rechtlichen Ansuche, 
"^ >le zu haben glaubt, vor dem Richter auszutragen. 

I n dieser Art sind auch alle ähnlichen Streuigleiten entschieden 
Worden. 
. Würde anders vorgegangen, so dürfte die allerhöchste Entschließ 
"Ung vom Ial^e l8 l^ l wohl niemals U)re Anwenoun,^ finden, so oft 
^N Donuruum, was wohl n»eistens der Fall seyn düifte, nach^uwei-
>en im Stande wäre, das! e5 schon früher die Eaane'd.'s durch lange 
^'U betrieben habe (Hoftanzleidccret vom IN. Ap'il 1^29, Hofz. 
^^77, Nggsz. 23,07!)); denn wenn auch von Seite einer Herrschaft 
d>e Beweldung der herrschaftlichen Saatfelder in der Vorzeit durch 
^ch so lange Zelt Statt gefunden haben möge, so müssen doch die 
Untevlhancn, bei dem Umstände, daß durch daS zu Folge allerhöchster 
Anordnung erlassene 3<ormatlv vom 24. Mär; 1^19 die den Ob,ig« 
^>te„ und llnteilhanen früher durch politische Vorschriften zugestan« 
^ne wechselseilige Beweldung der Saatfelder wider den Willen der 
"genthünitr im ?lllgeme,»!en aufgehoben wUide, ,n der ihnen hier-
^ch zukommenden Befreiung von jener Last im politischen Wege ge
nützt »werden, und es ist der Herrschaft zu überlassen, ihre Ansprü
he, die sie »n dieser Beziehung aus Rechtstltel ableiten zu tonnen 
slaubt, vor dem Civil - Richter geltend zu machen. 

Es wulde daher auch ein <n einem Particularfalle über den Weld» 
^eit einer Herrschaft und einer Gemeinde ersiosscnen Eikenntniß d.'r 
"Nterbehörde, N'elchem überdieß eine irrige V^rmengung des bloß 
^uf Stoppet und Brachfelder sich begehenden dorfobrlgtcltllchen Weid. 
Und BlumsuchRechtes mit der frühern durch besondere Vorschriften 
gestattet gewesenen gegenseitigen Saaten-Ben eidung zum Grunde 
'<lg, mit Hoffanl.leidecret vom 28. März 1833, Hofz. 6457, Nggsz. 
^9,987 aufgehoben, und dieselbe wurden angewiesen, den Hofrecurs 
ber Gemeinde w Gcmäscheit der gedachten gesetzlichen Bestimmungen 
iU erledigen. 

Nachdem die mit den Hofkanzlei-Verordnungen vom 27. April 
^789, vom 2. September 1790 und vom 22. November 1793 aus
gesprochene Norm, wodurch zum a l Ig em ei nen Best en die ge« 
Aeinschadllche, dem Ackerbaue nachteilige Beweidung der in der 
krächzen bebauten S a a t f e l d e r verbothen wurde, als ein allge
mein verbindliches und daher allen etwaigen Privat-RechtStiteln de-
logirendes Cultursgeseh, von den politischen Behö'lden u n b e d i n g t 
^handhabt lverdcn muß, so kann es auch nicht in der Macht 
b«S C i v i l - R i c h t e r S l iegen,aus p r i v a t r e c h t l i c h e n G r ü n 
den , e iner A u s n a h m e von jenem a l l g e m e i n e n Ver» 
bothe S t a t t z u g e b e n (Hofkanzleidecret vom 24. März 1831, 
Hofz. 6588, Rggsz. 13,867). 



840 l . T h e i l . V l l . A b h a n d l u n g . 

§. 773. 

Nach welcher N o r m das d o r f o b r l g k e i t l l c h e We»d- «nd 
B l u m ensu ch'Recht zu b e u r t h e i l e n ist. 

Die Bestimmungen des bm gerlichen (Gesetzbuches begehen s^ 
nur auf lene Falle, wo die Ausübung d«S V e t o r e c h t e s als ewer 
eigentlichen S ei v l tu l , die a u f besonderen P r i v a t r e c h c ^ 
t i t e l n be r u h e t , streitig ist. 

Sie finden jedoch »n dem Falle keine Anwendung, wo da» 
Wet brecht aus dem d o r f o b r i g k e l t l l c h e n Ve rhä l t n i sse 
f l i e ß t . . . 

Dl« dmüber entstehenden Streitigkeiten gehören zur pol i t l< 
schen C o m p e t e n z , und sind nach den dießfalls bestehenden bê  
sonde in politischen Bestimmungen zur richte»lichen Entscheidung st< 
eignet (Hoftanzlcldecret vom 7. Juni 1821, Hofz. 15,445, Rgg^i' 
27,740). 

Es kommen also hier nur diese politischen Bestimmungen anzU< 
fühlen, da jene ,n den §§. 498 bis 502 des allg. b. G. nur auf 
Pllvat-Servlture passen, und ,n der politischen Lmie nur zu IirungeN 
führen tonnen. 

§. 774. 

H a n d h a b u n g des ob r igke i t l i chen W e i b - u n d B lume« -
such-Rechtes, unbeschadet ledoch des f r e i e n Be urba' 

r u n g s ' R e c h t e s . 
DaS Weidrecht oder die Blumensuch auf den S t o p p e l - und 

Brachäckern soll den Untelthanen und Obrigkeiten auf den u«» 
terthämgen und obrigkeitlichen Gründen foltan auch nach d e r U r ' 
b a r » a l - R e g u l l r u n a ziromizeue gestattet seyn, damit d,e Schaf' 
zucht keinen Schaden leide; ,edoch vtlsteht sich von selbst, daß alle 
lene Gründe, welche Mit Futterkräutern, oder auf e,ne sonstige Art 
bebaut werden, von der Beweldung ausgenommen sind. 

Hofdecre: vom 27. Apnl 1789, Reglerungs-Intltnatlon volN 
5. Mm 1789, Nr. 9349 ,n Steuer-Regullrungssachen; und wo 
kein Contract vorsind,g »st, oder sonst m dem Urballum Nichts davon 
vol komme, soll sich, nach der am 27. Apr,l 1789 bekannt gemachten 
Veroi dnung, nämlich, daß das Waldrecht auf den herlschafcllcheN 
und untelthänlgen S t o p p e l - und Brachäckern , woferN 
d a r a u f n l c h t s angebau t »st, s»romi8euo sowohl von der Herr-
schaft, als von der Gemeinde ausgeübt weiden kann, benommen wer
den (Hofres. vom 26. September 1794. Reglerungs.Intlmatlott volN 
9. October 1794). 

Der Auftlleb des obligkeitllchen Viehes ist dort, wo derselbe b's' 
her ausgeübt wvlden, l ed ig l i ch a u f S t o p p e l - und Brach* 
ä'cker, wenn, und so lange der Grundbesitzer selbe aus freiem Willen 
ohnehin unbebaut liegen läßt, zu beschränken, und dagegen den UN' 
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Äthanen gleichfalls dlc We»de auf obrigkeitlichen Stoppele und Brach« 
"unn zu gestalten (Reg,en,ngs-Clrcular vom 16. Ma i 1789. §.3) ; 
,^n es wäie m»t dem Rechte, welches sich der Unteilbar», duich Ab-

>UH»ung der gesetzmäßigen Urbailalschuldlgkellen auf elne »m Uebrlgen 
ßanz fte^ ^^^ unbeschwerte Benützung semer Giundstucke erwirbt, 
^"N so, w»e mit den Grundsätzen cmer gmen WlrchschaftSpflege un« 
"embarllch, ^venn o b r l g l e l t l l c h es V i e h a u f G r ü n d e , d»e 
er U n t e r t h a n M i t K ö r n e r n , F u t t e r k r ä u t e r n , oder 

^ u f s o n s t e l n e A r t a n b a u t , oder auch a u f selne W i e s e n , 
"l was »mmer für Jahreszeiten aufgetiieben winde (I<It)ä<.m). 
. ^ Aller Vlehausmeb auf m»r Zuttelkiäuteln, Hülsen- oder andern 
suchten bebauten B r a 6 ) f e l d e r n «st also so verbothen, daß das 
bebaute Brachfeld, so wle alle übrigen gebauten Grundstücke an» 
^sehen, und folglich das darauf betretene Viel), so wie bei andern 
Widern, gesetzmäßig behandelt, und der vermsachte Schaden von dem 
^>ehelgenthumer unweigerlich ersetzt weiden soll (Hofverordnung vom 
^ Apnl 1789. I lMnnrt den 15. Ma l 1789. Hofveroidung vom 2. 
September 1790. Neglcrungodccret vom 30. September 1790). Alle 
lene Gründe, welche der Grundbesitzer Nicht brach liegen läßt, sondern 
^ t Futterkräutern, oder auf eine andere Art bebaut und benutzt, 
Alb daher von del Weidung ausgenommen (Hofresoluuon vom 22. 
November 1793. Neglerungs-IntlMatlon vom 6. Dccember 1793). 
_ Die Unteichanen sind auch »n der willkürlichen Wahl e,ner ihnen 
beliebigen BewllthschaflU,ng zu schützen, und von dem Zwange einer 
flache enthoben, da, w»e die Regierung be» Gelegenheit ««neS Par-
^cuiarfalles m,r Decrct vom 27. Ma l 183li zu erkennen gab, d,e Ver
tonungen vom 27. Apnl und 15.Ma» 1759,so wie vom 2. September 
^ 9 0 und 6. December 1793 wiederholt festsetzen, dasi die Stoppel» und 
^achfeidcr nur dann der Beweldung unte, zogen werden sollen, wenn sie 
^'Eiglnthümer selbst aus eigenem Antriebe unbrbant liegen laßt, und 
!"cht etwa durch Anbau Mit Futterkräuteln oder auf eme andere Art 
"nützt. 

§. 775. 

^ e r D o r f o b r i g k e i t ist das Recht der B e w e i d u n g der 
' N i h r e m o r t s o b r , gke i t lich en B e z l r ke g e le g < n e n S lo p. 
^ l - und Brachäcker Nicht b e n o m m e n , wenn s»e selbst 

in der O e m e l n d e f r e i h e l t keine G r ü n d e besitzt. 

Der Do>fobr,gkelt steht als sol6)er auf den unterthän'gen Glün-
°en das Weld.- und Blumensuch-Recht zu, ohne das; hmdmch den 
^Nterrhancn em gleiches Recht auf den herrschaftlichen Glündcn zuer« 
^Nnt wurde. Das dolfherrliche Recht wird demnach keineswegs durch 
^ Vorhandenseyn herrschaftlicher Gründe m der Gememdefreiheit 
"dingt. 

D,e zur Beförderung der Schafzucht erfiofsene Hofverordnung 
"°ni 27. Aplil 1789 gestattet zwar m Ansehung dieser Vlehgattung 
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den Unterrhanen und Obrigkeiten auf ibren beiderseitigen Gründen 
wechselsemg die Beweldung dc> Stoppeifeldcl und Brachäcker. 

Diese eigentlich zu Gunsten der llntclthancn elfiossene ^ ^ ' 
ordnung ein ahnt aber nlcht nur ausdiilckllch rcineswegs, daß deN 
Herlschaften du Bewtldung del untenhänlgen Grunde in d̂ m F ^ 
benommen sei, wenn sie selbst m der Geluelndesrelhelt l>me G>Ul>^ 
besitzen, sondern sie hatte auch gegen das» den Dol fobrigkelten schon ^ 
Tlactatc eingeiäumte Recht Nie eme solche Bestimmung treffen koN̂  
nen (Hofkanzlcldecret vom 25. Jänner 1822, Hofz. 1402, RgB ' 
6337). 

§. 776. 

G a t t u n g u n d A n z a h l des T r i e b v i e h e s , Z e i t und 
Maß des Genusses. 

Der Viehmeb mit S chweinvl eh ist zu keiner Zeit gestattet 
(Patent vom 4. Jänner 1775), und auf den Viehweiden der Pfe>^ 
und des Holnvn'hcs soll der Aufineb der Gänse und Enten adgestel' 
lei scyn (Hofdeclet vom 19. August 17b»). 

Die Oltsobrlgkelten sollen tue Gründe der lhnen unterstehende«^' 
meinde so viel nur »mmer möglich »n gleichen Velhälcnisscn betreib^ 
(Pait . Hoftanzleldecrer vom 25. Ju l , 1817. Reglerungs. Clrculal 
vom 10. August 1817). 

D»e Entscheidung, womit die einem Halblehner zustehende iV^ 
nützung der G e m e i n d e - W e i d e Mit seinem Schafvlcl) auf elN 
verbältnlsimäßlges Ebenmaß nur den Gememdeql»cdcrn zurückgese^ 
wurde, erhielt die Bestä,»gung der Hoskanzlet (Hoftanz!e»decrct votN 
7 Jul i 1820, Z. 32,^50). . 

§. 777. 

Z u welcher Z e i t der V i e h t r i e b v e r b o t h c n ist. 

Der Vlchaustrieb ist bei Nachtszeit verboten (Hofdecret voll! ^' 
Jänner 1787). 

§. 778. 

D a s o b r i g k e i t l i c h e V i e h kann nicht a u f das Terr»' 
t o r l u r n e»ner a n d e r n , w»ewohl dem näml ichen Vesl' 

tzer g e h ö r i g e n Her rscha f t zur W e i d e g e t r i e b e n 
werden. 

I n einem Partikularfallc, wo zwei Herrschaften gcmemschaf̂  
lich besessen weiden, »«doch zede ihre besondere Einlage hat, und 
wo der Besther beider Herrschaften seine Schafe von dem Terrltor»«^ 
der einen Herrschaft auf den Glünden der andern Her,schaft weide" 
lassen wollte, was ihm ledoch die Unterthanen der letzten Herrschafs 
weigerten, wurde von der k. k. Hofkanzle» mit Decret vom 9. M ^ 
1823, Hofz. 12,803, Rggsz. 23,632 erkannt, daß, lN sofern es sich ««" 
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° l « M politischen Wirksamkeit gchölige Beurche,lung dieser Weld» 
nrotlgkelt handelt, die unter dem dolfobligkeitllchen Bezirke der emen 
Herrschaft befindlichen Schafe auf die Gmnd>' der unter dle Dolf« 
^rrllchl-elt der andern Henschafr geholfen Gründe nicht getrieben 
^rden können; denn d,e Trennung dieser Henschaftcn kann täglich 
stattfinden, und wenn jede dieser Henschaften emen selbststandlgen 
Esther erhielte, würde lener der einen Herrschaft auS dem Titel der 
^ o r f o b r i g ke»c niemals berechtiget seyn, die Glünde der zur an« 
"trn Herrschaft gehörigen, unter emen andern Besitzer stehenden Ge
binden Mit seinen Schafen zu beweiben. 

Der Umstand, daß diese Hen'jchaftcn gemeinschaftlich besessen 
Werden, rechtfertiget die bishel Statt gefundene B c w e l d u n g die» 
^Memem f remden ol tsobrlgkcltllchcn Territorium gelegenen Grün» 
^ eben so wenig als die Behauptung, dasi d,e erwähnten Gemeinden 
l̂lrch die Aufrechthaltung dieser ungesetzlichen Ucbung aus dem Grün« 

^keinen Nachthell leiden, well es der Herrschaft als solcher frei 
Wunde, diese Gemeinde dmch Hallung von Schafen im dortigen Ter-
"tormm ,nS Mitleid zu ziehen. 

I n wiefern übrigens die Herrschaft das Recht zur Beweidung 
^ Gründe gedachter Gemeinden mit den unter einem fremden dorf-

^llglettlichen Bezirke befindlichen Schafen aus dem Titel der Ver» 
lnhrung ableitet, gehört dee Entscheidung in pctilurio und ln po»-
^«»urio auf den Rechtsweg. 

3. 779. 

S t r e i t i g k e i t e n über d o r f o b r i g k e i t l i c h e W e i d g e g e n 
stände gehören Nicht au f den Rech tsweg . 

^ Streitigkeiten über Weidgegcnstc inde gehören nach der 
Regierungsverordnung vom 9.August 1793, Rggsz. 13,0Wzur po« 
^'tischen Linie. 

Insofern eine Herrschaft die Brach» und Stoppelfelder ihrer un« 
^'thänigen Gemeinde bewe ibe t , gründet sich dlcß nicht auf eine 
^sondere Dienstbarkett oder auf emen vertragsmäßigen Titel, sondern 
^ f d,e Eigenschaft der Her>schaft, alS Dolfobligkett über diese Ge
binde, und auf die gesetzlichen Bestimmungen, t«e ,n ?lbsicht auf die 
^afzucht wegen gemeinschaftlicher Beweldung unterthänlger und 
°"lgkeltllcher Giünde dieser Art bestehen. 
y. Der Anspruch der Gemeinde wegen Freilassung eines Theils ihre? 
^lach-und Stoppelfelder zu einer eigenen Weide für »hr Vieh, ist 
"s" keineswegs zur Verweisung auf den Rechtsweg geeignet, sondern 
^ ><t nach jenen Grundsähen zu beurthellen, und von der politischen 
/"börde zu entscheiden, die m Ansehung deS obrigkeitlichen Weih, 
Achtes vorgezeichnet sind (Hofkanzlcldecret vom 3. Octobcr1822, Hofz. 
" '197 , Rcggsz. 50.287). 
, . Entscheidungen, wodurch Gemeinden m Ansehung des dcrHerr-
' ^ f t bestrittenen, von dieser aus dem T i t e l der D o r f o b r i g -
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ke i t geltend gemachten We»d- und Blumensuch Rechtes auf den Rechts
weg gewiesen weiden, sind telnes>l,'egg ,n der Ordnung, well sol^ 
We«dangelegenhe<ten, d l e sich a u f d,e L a n d e s v e r f a s s u n g 
beziehen, zur politischen Ve l Handlung gehören, und nach den dasuc 
bestehenden besonderen Voischnften zu behandeln sind, und dieselbe^ 
nur »m Rechtswege zu entscheiden sein winden, wenn der ?lnsprU^ 
auf einer Dlenstbailelt oder einem andern Nechtst«ccl beruhte ( H ^ 
tanzle,decret vom 1 . I u l l 1823 , Hofzahl 1 2 , 8 1 ^ , Ncglerungsjahl 
33,187) . 

?luch die Besch,verdc wegen ü b e r m ä ß i g e r Anzahl Herrschaft 
cher Schafe »st nach der gesetzlichen Bestimmung politisch zu emsch"' 
den, daß die Anzahl des herlschafclichcn Viehes jene, dcS der O " 
meinde gehöliqen nicht überschreiten da,f (Hofkanzleidecret vom ^ 
J u n i 1823 , Hofz. 12 ,811 , Neggsz. 33,187)^ 

I n so fern jedoch e,ne (Gemeinde «bre Herrschaft von der Ben"'^ 
düng der durch sie gepachteten herlschaftllchen (Gründe v e r t r a g t 
m ä ß i g aufgeschlossen wissen w i l l , ,st die Sache nach v o r l ä u f t 
ordnungsmäßiger ?lmtshandlur<g der Behörden zur richtetllchen 6«t-
schcldung geeignet (Hofkanzleldecret vom 7. J u n i 1821 , Hofz. 15,44^ 
Reggsz. 27 ,746) . 

?lls feiner in einem Part«cularfalle mehrere Gemeinden aU<' 
drücklich erklärten, daß sie der bell essenden Herlschaft d a s Recht 
des S c h a f t r i e b e s auf die unterchanlgen Brach- und S t e p p t 
fclder nicht »n Abrede stellen, und daß sie nur um die Entscheid««^ 
baten, d,e Hcn'schast hätte ungeachtet «encS Rechtes, von demA«!' 
tncbe darum keinen Gebrauch zu machen, weil derselbe nur mit ^ ' 
nachtheillgung «hrer Gründe möqllch se,, e» kannte die Hofkanjlel tN't 
Decret vom 6. Octobcr 183K, Hofz. 25,974, ReggSz. 58 ,650 , ^ 
es be, dem von Seite der Gemeinde Nicht bestrittenen herlschaftl«b^ 
Rechte an e«nem Gegen stände fehle, worüber der C«vilr,chter in dl^ 
scr Angelegenheit zu e> kennen hätte, und daß daher in Absicht a»! 
dieses Begehren «m polltlschcn Wege Amt zu handeln sey. 

») Dies« versteht sich jedoch nicht von Weidstreitiakeiten zwischen Gemeinde 
und ihren Gemcmdcglicdcrn oder sonstigen Piival lN, welche offenbar^! 
den Nechlöweg geholen. Einen solchen NeibstreU zwischen einem ^ 
mcmdcali^bl, nndeincr (^emlindc, welchen die Lanbesstelle auf denZlechl̂  
weg in der Ait v^nrnsen hatte, daß i^ms Gemeindeglied in der ^ ' 
jltiung von der Vewcidung seinel Gründe qeschuht wurde, wies dahl 
die t. k. vereinte Hoftanzlci mit Beeret vom 29. Dez. 4836, H"'^ 
33.427, Zieqgsz. 6 0 l , von <837. unter Aufhebung des erwähnten vo" 
der Regierung jenem Gemeindeglilde zuntannten Schuhes, beib' 
P a r t e i e n auf den .Ncchlowcg; nachdem dcr Streit led ig l i ch i ^ 
s c h e n O e m e i n d e q l i e b e r n obwaltet, mittun kein «3runb zu 1 ^ 
Ver/uqunq besteht, welche übeldicß nicht nur gegen den faktischen ^ / 
slystand vclstcisicn, sondern auch dem Ultheilr des Civilrichlers eben l" 
Beziehung auf den Streitgegenstand selbst vorgteifen wurde. 
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^ a s u n t e r V i e h t r i f t vers tanden w i r d , und wem die 
S c h a l t - und W a l t u n g über selbe zustehet. 

^ Die V i e h t r i f t ist als ein Weg, auf welchem das Vieh zur 
^",de gcmeben wird, m so fern nicht dargechan lst, daß sie ein Ap-
^Nnen ŝtück eines der Gemeinde unbestreitbaren GrundeS sei, em 
l'N ö f fen t l i chen Gebrauche g e w i d m e t e r G r u n d , we l -

^ r keinen Gegenstand e , n e s P r i v a t e i g e n t h u m e s a u s » 
.^chcn k a n n , und worüber der O r t s o b r i g rel t daS Dlspo, 
''Uonsrecht, unbeschadet der Hauptbestlmmung, nämliö'der Frellas-
'"Ng cmer solchen Strecke, über welche das Vieh auf die Weide 
«elangrn kann, n,cht beirret werden kann. 
. Gleichwie auch über die nützliche Verwendung eines öden Grün-
^ , worauf Niemanden ein Eigenthum zustehet, nur der Obrigkeit 

'^ d,?poniren zustehet (Palt . Regielungswelsung vom 13. Novem-
" " 181K). 
^ Hinsichtlich der Hutwelden wirb in der Abhandlung X l l l . dieses 
heiles von der ̂ landwirtschaftlichen Cultur gehandelt. 

« I . Titel. 
"^U dem politischen Rechtsverhältnisse der Zehen t« 

holden zur Zehentobrigkeit"). 

§. 781. 
E i n t h e i l u n g dieses Gegenstandes. 

Dieses Verhältniß handelt: 
I. Von der Natur und Beschaffenheit des Zehentes. 

I I . Von dem Zehentherrn. 
I I I . Von den Zehentholden. 
IV. Von der Zehentfre,heir. 
V. Von der Behebungsart des ZehenteS überhaupt. 

Vi . Von dem Zehentrückstande. 
VlI . Von der Zehentrelmtlon. 

" I I . Von dem Erlöschen des Zehentes. 
IX. Von den Zehentstreitigkelten. 

^ S. dießsalls die gesetzliche Verfassung der Zehentabgaben im ösler« 
«ichischtn Kaiserstaat als Commentor der in Haners praktischen Darstcl« 
lung aufgestellten Behauptungen vom M. I . Freiberrn v. Kotz. 1818. 

Von dem Zehente und dem Zrhcntrechte mic Bezug auf die alten Ze. 
hentordnungcn, dann auf das gegenwärtige bürgerliche Gesetzbuch und 
auf die über das Zehentwesen nachträglich erschienenen höchsten Verordnun
gen. Nebst einem Anhange, in welchem die alten Zehentordnungen von 
1273, 1577, 1605 und 1679, dann die hiezu nachträglich ergangenen 
höchsten Verordnungen in chronologischer Ordnung aufgeführt werden. 
Ein Handbuch für sehend,Herren , Zehend-Beamte und sehend-Hol« 
ben von Ioh. Mich. Schein, der sämmtlichen Rechte Doclor. Grat) 1320. 

54 * 
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Der Zehcnb nach eanonischcm und österreichischem Rechte von Phil'?? 
Otto von Ottenthal. '̂inz l«23. 

Ueber v. Ottenthals Zehend nach caneü,ischem und österreichisch^ 
Rechte. Vom Herrn D. I . Kopatsch i,n VI». Heft 1826, der ZeitscdM 
der österr. ^echtsgelehrsamteit und poli!ift!,'en (̂ esetzkunde von Wagn^ 

I. Von der Natur und Beschaffenheit des Zehentes. 

§. 7»2. 

B e g r i f f v o m Z e h e n t e . 

Der Zeheni ") ist ein verhältnißmäsiger Theil landwirthschaftl'' 
cher Erzeugniff,', welcher von dem Erzeuger einem Andern jährlich ab" 
geführt werden mus;. . 

Er wird aus dem Grunde Zehent genannt, weil gewöhn l i ch 
der zehnte Theil des Erzeugnlsies adgerelcht w i r d ; a l le in, nachd<^ 
zuweilen auch weniger verabreicht werden kann, so wird er auch nav 
der Größe der pnr» «juuUl, Ganzer, D lv lv ie r te l , Halber, Viertel' 
zehent u. s. w. genannt. 

Der B a c k e t ) en c ist kein eigentlicher Zehent, da er keine P<^ 
quoln, des Erzeugnisses ist. E r ist vielmehr ein bloßerK ö'r n e r v i eN>>' 
der von dem sonstlgcn ^laturaldienste nur darin unterschieden ist, b<" 
er vom Zehent herrühret, daher auch mcht vermuthet w i r d , sonde^ 
bewiesen werden muß. 

n) Hicliibcr spricht sich das Hoffanzlcidecrct vonl 8. November 183i, H^ ' 
l!ll^>, Re<;qsz. l8 ! j l , S t . folgendermaßen aus: ^ 

Alle B^uge, welche aus dem zehenrherrl'ck»» Nichte wegen der in "l 
Plouinz 3iiedele>sterreich gelegenen C>jrll!,dbesltzungen von den Besitzt" 
dieser (Grundstücke an den Besitzer des ZehcntrcchteS geleistet werde»' 
werden Zrhenle qcnannt. §. 8. 

Die Zebentbclliqe odrr Nuoungen bestehen theilö in dem G r u n b l / 
l i en te , der von den jährlichen gebauten zcbentbaren Früchten in diele 
cin^eheben wird, theils in ^ e h e n t a h g ^ b e n , welche von den Zehe 
Pflichtigen als eine auf immcrwahrmde Zrttcn abgeschlossene Reling 
des Mrund^lher.tcs im (Neide oder Naturalien oder auch als Jung- "^, 
Blutzehcnt in ve»schiedcne ^leinrcchtc im unveränderlichen Ausnls? 
jährlich entrichtet w^den. ^, 

Außerdem desicĥ n auch Zcbcntfrohnen, die bei der Einfuhrung ^ 
Einbri>n',una der Fnichle dcs (Yrundzfhcntcs ableistet werben müssen. ^ 
Anleitung f»r N, Schweifung derjeniaen Venire, welche Besitzern i 
dentherrlichcr Rechte auf dem ihnen verpflichteten Vrundbesitzlbume i 
stehen, hcrahgelanat mit Hostanzleidecret vom 8. November 483t, H ^ ' 
l i < 0 , Reggsz. ^831. 

§. 783. 
D e r Z e h e n t f l i e s i t n i c h t a u s dem U n t e r t b a n s v e r b a n d t ' 

D ie Zehentforderungen können unter jene obrigkeitlichen 3 ' ° ^ , 
rungen nicht gezählet werden, von denen der z. 16 der Concursol ' 
nung handelt; sondern unter dieser Benennung sind nur jene F o ^ 
rungen verstanden, die wahrhaft ox n o x u « , l l » ä i t l . l a o enisi^ 
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^ N , und einer Obrigkeit aus der Eigenschaft ihrer obrigkeitlichen Ge» 
achtsame gebühren (Verordnung vom 15. Jänner 1?87, l>). 

Daraus folgt, das;, wie die Erfahrung lehrt, selbst D o m i n i « 
l " lg r u n d e zehentpfilthtig seyn tonnen. 

§. 784. 
G a t t u n g der Z e h e n t e n . 

Der Zehent ist nach den Früchten, die zu reichen sind, 
tNtweder 

2) ein g roßer Zehent, als Getreide (Weihen, Gerste, Korn, 
Hafer, Erbsen, L'nsin, Bohnen, Halden, Brei u. dgl.) und 
Weinzehente ('I>nl!l!>ln8 clc^nril,. incorz,. l i t . V I . §. 2). 

Was den türkischen Weihen anbelangt, sollen nach dem Sinne 
der allerhöchsten Enischliesiung vom 44. Ju l i 1784 derienigen 
Obrigkeiten, welche den Zehenten vom türkischen Weihen me 
abgenommen haben, oder welche von jener Zeit an, wie die 
Unterchanen den türkischen Weihen zu bauen anfingen, durch 
so viele Jahre, als die ândesgesetze zur Verjährung bestimmen, 
diese Zehentgabe von ihren Unterthanen nicht gefordert haben, 
sofort ihr Recht verjähren ließen, die Zehentgabe von ihren Ze-
hentholden in Hintunsr zu fordern nicht mehr berechtiget seyn. 

Hofverordnung vom 13. März 1812, anfänglich für Steyer-
Mark, dann auch für Nlederösterre,ch; 
oder er ist 

b) ein k l e i n e r Zehent; 
2) zu D o r f , und zwar in großem und kleinemVieh, Eiern, Käse 

und dergleichen, und 
b) zu F e l d , als Saff ian, Kraut, Rüben, Haar u. dgl. ('1'lae-

tlUu» 6« Hurid. ii,c«»sl». 1 ' i l . V I . §. 2 ) . 
Auch die E r d ä p f e l gehören zum kleinen Zehente (Hofkanz-

leidecret vom 8. Octobcr 1807). I n wie fern sie jedoch zehent-
frei sind, kommt unten vor. 

I I . Bon dem Zehentherrn. 
§. 785. 

W e r Z e h e n t e b e s i t z e n k a n n . 
^ Von Altersher sind sowohl die we l t l i chen als geist l ichen 
Personen der Zedenten fähig; wenn sie anders dieselbe mit rcchtmäsii» 
6e»n Titel oder Verjährung an sich gebracht haben, wobei es noch in 
^ s Künftige zu verbleiben hat ('1'r^t. äe H>,ri!,. ineorp. '1'it. V I . 
«' 1), und das Zehentrecht «st weder ein obrigkeitliches, noch ein geist-
'Heg Recht, sondern Jedermann ist desselben fähig (Hofkanzleidecret 

^°M 9. März 1815, Ncgierungs-Intimation vom 2. April 1815, 
^ 2 ) ; daher erklärte auch der §. 1 des allerh. Patentes vom 16. 
^ a i 1789, dasi zwischen dem Zehent, welchen Geistliche beziehen, 
^ b jenem, welcher der Geistlichkeit zustleßt, kein Unterschied Stat t 
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finde, und derselbe gehört nach iencm Patente unter die Urbarialgip 
blgtelten. 

I I I . Von den Zehentholden. 
§. 786. 

W e r z e h e n t p f l l c h t i g ist. 
Jeder Besitzer eines zehcntpfiichcigen Grundes hat den ZeheNt 

gehlillg abzuführen; und wenn e«n Weingarten (Grund) veräußert 
wird, soll es be» dem Zchrmamte zu dem Ende angezeigt werben, 
damit die Namen der voilgen Inhaber ausgethan und auf den neuen 
Käufer umgeschrieben werden, was übllgens auch umsonst zu gescĥ ' 
hen hat (Zehentordnung vom 3 1 . August 1666). 

§. 787. 
D i e Z e h e n t p f l i c h t i g k e l t e ines G r u n d e S w i r d nicht 

v e r m u t h e t. 
Da das Zehentrecht weder ouS der Verfassung, noch aus ein«" 

allgemeinen Gesehe emsplmqt, so muß es wie jedes andere Privat-
recht erworben und m zweifelhaften Fällen elwiesen werden (HofkaN^ 
le»verordnung vom i). März 1^15, Reglerungs - Inclmat!l,n vow 
2. Aplll 1815, §.3, und bei Gelegenheit cmerAnfrage, ob e,ne Wle" 
oder Waldung, die m ihrer Eigenschaft zehentflc» war, wenn sie >N 
e»nen Acker umgestaltet wird, dem Zehenr unterliegen soll, wur^ 
entschieden, ^aß es lediglich be» dem lraet. 6o ^'lli-ib. inrorp. i^ 
belassen, und daher, wenn diesfalls em Zweifel entstünde, von del 
Vermuchung für die Zehentbefrelung um so mehr auszugchen sê  
als die Zehentabgabe den Schwelst des Unterthans belade und eme l" 
der That lästige, und der Cullur abtlägliche Gabe, folglich d,e dick̂  
fällige durch den klaren Buchstaben des Gesetzes auferlegte Pflicht, 
billig Nicht zu erweltcrn sey (Hofentschließung vom 16. Zun» 1796/ 
Reg,erungs.Intlmatlon vom 29. August 1796). 

§. 788. 
W i e die Z e h e n t p f l i c h t l g keit zu e rwe isen ist. 

Bei der Fraqe, ob ein Grund Zehenten unterliege oder nicht, 
kommt es darauf an, ob dasZehenirechr a l lgemein oder besonders 
sey; das heißt: ob sich dieses Recht über emen Bezirk (eine Ried) ^ 
streckt oder nur auf einzelne Giundstücke beschränkt (Hofkanzleid, vow"' 
März 1815, Reglerungs'Intlmation vom 2. April 1815, §. 1)> 

Wenn nun Jemand »n einem Bezirke oder auch nur in ein< 
Rieb das allgemeine Zehentrecht durch Verträge mit ganzen GeMelt̂  
den, durch Privilegien, Lehenbriefe oder andere Urkunden auf t" 
daselbst befindlichen, zur Cultur schon gebrachten und künftiger Veu^ 
barmachung fähigen Gründe erworben hat, so darf er nur erwelseN' 
daß der im Streite befangene Grund zwischen andern zehentpst'chtl' 
gen Grundstücken gelegen ist. W>e be» Neurlsien und Aufbrüchen i 
verfahren »st, kommt unten vor. 
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Uebrigens haben allgemeine Zehentherren den Zehenten von 
"eubrüchen mcht zu nehmen (Resolution vom 21. Ju l i 1728). 

§ .780 . 
^ ^ i z e h e n t p f l i c h t i g e n G r ü n d e n w i r d au f die d a r a u f 

bebauten Früchte te lne Rücksicht genomluen. 

Ueber eine Anfrage, ob ein in einen Obstgarten verwandelter 
l̂cker doch zehentbar bleibe oder Nicht, wurde entschieden, das; die Ver» 

"wdllchtelt den Zehenten abzurelchen. einem «.ehentbaren Grunde im-
^ l fo r t anklebe, er mag m was immer für einer (Gestalt genossen »rNr-
°^N; und der Eigenthümev sei schuldig, entweder denNaturalzehenccn 
âch den angränzenden Gründen ab^nrelchen, oder sich Mit der Zehent-

°brigte,t wegen des von dem ungestalteten G.unde ihr entgehenden 
"lhentanthelles abzufinden (Reglerungswe,sunq vom 20. I u m 1797). 

Sollte ferner auch e»n Zchenthold seinen ?lcker zu Wiesen liegen 
"ffen, soll er dann den heuzehenl geben, wenn sie hiernach wieder 
iu Wiesen gemacht worden sind, »st auch lein Heuzehent davon zu 
8«ben ('l'r»rt. 6o ^liril,. ii,<nrp. l'it. V I . §. 11). 

Ist dl« Zehentpfiichtlgkelt der Rieden, m welchen ein Grund 
^sst, erwiesen, so ist die öbrigkeit auch «n dem Besitze ihres Zehent-
Achtes rückslchtlich der in Aecker umgestalteten Wiesen zu erhalten; 
"Nn^daß Aecker, die vorhin Niesen wa«en, bloß desiwegen, well sie 
^rhm als Wiesen keinen Zehenten entrichtet haben, Nicht zehentfrei 
^YN, »st schon durch mehrere Verordnungen entschieden worden. 

Nur haben den E'gentbümern dieser Aecker die für derlei Auf -
Flüche ,n dem Traccate bestimmten Fre,zahle, zu Guten zu kom
men, und lo bleibt ihnen auch unbenommen, wenn sie e,ne be» 
andere Zehentbefteiung der in der F,aqe stehenden Münde erweisen 
iu tonnen glauben, solche »m Wege Rechtens anzubringen, wo sie der 
UNterthansadvokat zu vertreten hätte v.Part. Hofentschllesiung vom 13. 
Mai 1801, Regierunqs'Intimatlon vom 26. Mai 1801). 

Wenn ein Zehentherr m einem Weingarten den Zehent hat, 
^Nd derselbe Weingarten hernach zu emem Acker gemacht wird, so 
solgt dem Zehentherrn der Getreldezehent, so w»e er zuvor den Wein« 
iehent. gehabt, und so auch, wenn em Acker zu emem Weingarten 
gemacht wird, soll dem Zehentherm von solchen Weingärten der 
Weinzehent auch zustehen. 

Auch gilt dies; im Falle, wenn in emem Bezirke zwei verschie, 
dene Zehentherren sind, deren einem der Getreldezehent gebühret 
Clract. 6o jur lb. incorp. '1'it. V I . §. 12). 

§. 790. 
Doch kann auch eine andere A r t der Z e h e n t a b g a b e 

e i n t r e t e n . 

Mach den allgemeinen Zehentvorschriften ist zwar allerdings »n 
b" Regel der Zehent von d e r j e n i g e n F ruch t zu geben, d,c 
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w i r k l i c h auf dem zehembaren Grunde wächst; indessen ist es na^ 
eben diesen Vorschi,ften sehr zulässig, dasz ausbesonderemRechl ' ' 
t l t e l oder v e r j ä h r t e n G e w o h n h e i t e n eine andere Art dil 
Zehentabgabe bestehe, wie dieses aus dem 6. Tltel, §. 8. deS ^ ' r ^ ' 
üo wr lb . inoorl.1., erhellet, welcher vorschreibt, daß der WeinzeheNl 
nach jedes Ortes wohl hergebrachten, und wenigstens von 32 Jahre" 
her contmulrlen ruhigen Posseß gefordert werden soll (Hoftanzlcldt' 
erst vom 6. April 1821, Hofz. 8903, Neggsz. 17,157). 

^ §. 791. 
Z e h e n t p f l i c h t i g e Brachäcker , w e n n sie b e b a u t " ^ 

den, müssen den Zehen t abgeben. 

Auch von dem, waS des dt,tten Jahres in Brach- und Treib' 
feldern, auch sonst jährlich in Pomten und Gärten Zehentb.ares s '̂ 
baut wird, davon soll eben sowohl als von andern Baufeldern del 
Zehent gereicht werden ('1'rnct. 6« ^»irid. incur^. 1'it. V I . §< ^ ' 
und der Zehcntherr hat das Recht, von dem Kraute, den weißeN 
Rüben und andern dergleichen auf d,e Brachfelder bebauten geringes 
Früchten, den Zehent zu nehmen (Verordnung vom 24. Juni 1782)l 
denn es ,st von allen GeneldegattUligen und Gartcnfrüchten, d»e >" 
BrachfeldelN gcsäet werden, der Zehent no6) ferner zu entrichte 
(Hofdecret vom 24. Ma» 1787); und auf Brachäckern gebautes O? 
treibe »st zehentpflichng (Hoflan^ieldecret i ir.^«. vom 4. Ju l i 1832/ 
Hofz. 13,205, Reggsz. 3ü,757). 

§. 792. 
I n w ie f e r n bebau t we rdende Oeden zehentpf l ich- ' 

t i g s ind . 

Wäre auch ein Grund die meiste Zeit öde und ungebaut gel> 
gen und deswegen tem Zehent davon abgenommen worden, so s^ 
der Inhaber, wenn er einen solchen Grund wieder anbaut, dav^ 
den Zehemen zu reichen velbunden seyn ( I rnst . <le ^„r ib. lncolp' 
"I'jt. V I . §. 10); und Oeden, welche von den Grundholden besessen 
und versteuert, aber ungebaut gelassen worden (sogenannte Brand' 
iicker) sind in Ansehung des Zehentrechtcs, wie die beurbarteN 
Gründe zu behandeln, da ihre Bebauung aus Nachlässigkeit de» 
Besitzers unterblieb (Pat. vom 17. Apr«l 1784, §. 8., Hofverord' 
nung vom 9. März 1815, Rcggs. Int«mation vom 2. Apr»l 1815)' 

I V . V o n der Zehcntfreiheit. 

§. 793. 
W a n n die Z e h e n t f r e i h e i t e i n t r i t t , ») b e i G ä r t e n «N^ 

Wetnsä tzen . 

Es ist bereits §.787 gesagt worden, daß nur da die ZeheNt' 
Pflicht Stat t habe, wo sie erwiesen worden ist. 
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Aber auch selbst da, wo sonst del Gl und und Bsdcn ,m Allge
meinen zehembar »st, tritt Zehentbeflelung cm, und zwcu entweder: 

^ ) luckftchlllch de) Glund und Bodens, oder 
A) luckslchtllch der bebauten Flüchte; 

^ ^ ) der Grund und Boden kann aber zehemsr« seyn, 
2) auf immer, oder 
^) auf eme gewisse Ze,t 

^ ») auf lmmer ist zehentfrei: 
^ i») E i n G a r t e n oder W c l N sah bei emem Hause oder 
^ s e , der mehr zur Lust a l s N u t z b a r k e i t d,ent, und 
. 2.) alle G ä r t e n und Sätze , wenn sie glelchwohl lh re be
sondere N u t z b a r k e i t haben, jedoch übel d»e v e l l a h r t e Zelt 
"n Zehent davon gegeben worden lst (I 'rnct. äu ^urik. lncorz,. 
Ut. V I . §. D -

§. 79^,. 
^ ^d . ) B e i b e u r b a r t e n Oeden; E i n t h e i l u n g der Oeden 

und lh re Be f re»ungsze» t . 

Auf e«ne bestimmte Z e l t sind aber zehentfre»: d,e öden Grün« 
^ , welche zur Fluchlbalkeu crboben werden (Patent vom 21. Apnl 
" 8 ^ i , Pae. vom 26. Mal 1779). 

D,e oben und unf>uchtbarcn Glünde werden m dlel Gattungen 
Unterschieden, näml,ch: 

1.) ln jene Giundstücke, welche zur Zelt des landschaftlichen 
"ectlsicatlons'NolMallahles bereits als 'ode angegeben worden und 
Noch ungebaut sind, dann 

2.) »n jene, die nst nach dem Nectlficatlons - Normaliahle we» 
^N Elmanglung emes Bcsihels oder Grundholden m die Verödung 
Mathen, und von dem Glundherrn fortan vclsteuert werden müs-
>^n, und endllch 

3.) ln jene, welche zwar von einem Grundholden besessen und 
^rsteuelt, von diesem abei nicht bealbcttet, sondeln öde liegen ge
lassen werden (Patent vom 30. Nov. 176K). 

Auch das Mit Neglelungsoeclet vom 2.Apnl 1815 kundgemachte 
Hofdecret vom 9. Mälz 1815, thellt dle öden Glünde auf oblge Al t 
^ N , und zwar: 

1.) entweder m solche, dle bereits vo l dem Jahre 1750, als 
bem Normaljahre del Recttficatlon, für öde angegeben worden sind, 
Und helsien, wenn sie aufgcnssen und gebauet werden, N e u r l s -
'« " ) , oder 

2.) m solche, d,e auS Mangel emes Besitzers oder Grundholden 
"ach dieser Zelt verödet sind, und von dem Grundherrn velsteuert 
Werden müssen, und heißen, wenn sie wieder bembaret werden, 
Aufbrüche »<), endlich 

3.) in solche, welche von Grundholden besessen und versteuert, 
^er ««angebaut belassen werden (Bandäckel). 

Von diesen letzteren »st bereits §. 792 abhandelt worden. 
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Hier ist also bloß noch von Neulissen und Aufbruchs 

die Rede. 

») Der §. 6. des ' l i t . 6. des l'l-act llo jurldn8 lncorpc»sn1>du8 best»̂  
Neurisse, Neubruch und Ncuqeraith als ,cne Grunde, allda zu»" 
weder Furch noch Strang und Grasten gefahren, und nie was aM 
baut worden. 

b) Aufbruche nennt i«ner §. des Tractates i«ne Grunde, welche volh" 
zwar angebaut gewesen, aber kurz oder lang hernach in einen ander« 
Bau verkehrt worden. 

§. 795. 

Z e i t l i c h e Z e h e n t b e f r e i u n g bei Neu r l ssen . 

Alle 'öde darniederllegenden, bereits vor dem Rect<ficatlons Nol' 
Maljahre 1750 o'de gewesenen Grundstücke, »renn solche auf diese od̂ t 
jene Axt nach Beschaffende,! der medern oder hohem Lage zur Frucht' 
barkelt erhoben würden, sind durch ganze zwanz ig J a h r e o ^ 
o l l e r Zehen tabgabe fre» zu lassen (Patent vom 30. M 
vember 1766). 

Wlld von beurbarten Oeden der ersten Gattung, d. i. von N ^ 
rissen em Zedent gefordert, so muß der angebliche Besitzer des Z " 
hentrechtes erweisen: 

«) daß er e,n allgemeiner Zehcntherr, F. 788, se«, und 
b) daß der Neur»ß wirklich ,n dem »hm zehentbaren Bezirke liege« 

Erweiset nun der Zehentherr d,ese beiden Punkte, so bleibt del 
Besitzer des Neurlsses, wenn er em zur Cultur gebrachter Theil de? 
veitheilten Hutwelde »st, durch 30 Jahre (aUe»h. Resolution v«^ 
26. Ma» 17K9, Patent vom 17. April 1784, §. 10) ; in allen ««' 
dern Fällen aber durch 20 Jahre, vom Tage der Bcurbarung an, 
von der Entrichtung des Zehentes befreit, nach deren Verlauf sodaN" 
das Zehentrecht »n Wirksamkeit tr,tt. 

Kann aber der angebliche Zehentherr jene beiden Punkte m ^ 
erweisen, so bleibt der Neurlsi für immer von der Zehentabgabe b^ 
fre»t (Hofk^nzlelverordnllnq vom 9. März 1815, Reglerungs-Int»' 
mat«on vom 2. April 1815). 

Denn, da d»e Befreiung von der Zehentabqabe zum Vorthe«" 
des emsigen Landmannes, der unqenühres Erdreich fruchtbar macht' 
zugestanden wlrd, so fällt es selbst auf, daß d,e Bestimmung d^ 
Fre«,ahre nur von solchen Gründen zu verstehen »st, auf welchen d^ 
Recht der Zehentabnahme wirklich haftet, und daß von e«nem zehent' 
freien Grunde, welcher urbar gemacht wird, so wie von anbei« zt' 
hemfre»en Gründen zu kemer Zelt em Zehent gefordert werben könne 
(Patent vom 17. Apr,l 1784). 

Auch sollen solche Hutweiden, selbst »m Falle der Zehentpflicht's' 
keit, zur wetteren Erleichterung für das Künftige nur m»t dem halben 
Zehent belegt werden (Patent vom 30. Nov. 176K, aä 1 ) . 
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§. 796. 
Ze i t l i che Z e h e n t b e f r e l u n g be i A u f b r ü c h e r . 

Beurbarte Oeden der zweiten Galtung, d. i. A u f b r ü c h e , blei» 
" N , ,n so feln sie vor ihrer Verödung zehentbar waren, es auch 
^ch ihrer Wlederaufre,siunq; nur sm^ dem Besitzer dann, wenn der 
^rund wenigstens 10 Jahre lang öde lag, 1l) Freljahre zugestanden 
(Patent vom 17. April 1784, §. 6 , Hofkanzlet vom 9. März 1815, 
"iglerungs.IntlMallon vom 2. April 1815). 

§. 797. 

Ve r t räge gegen diese Zehen t b e f r e . i u n g e n s ind n u l l 
u n d n i c h t i g . 

Alle Verträge oder Emverständnisse, welche über solche zur Frucht
barkelt zu bringende öde Gründe zwischen der Herrschaft und den Un» 
Äthanen entweder bereits getroffen sind oder erst getroffen werden 
Eliten, wenn dieselbe gegen diese verordnete Zehentbefrelung gerichtet 
wären, sind für nichtig anzusehen, und daher die Unterthanen zu de-
len Haltung nicht verbunden (Patent vom 17. Aprll 1784, §. 7 ) , 
Und alle über d,e umerchämgen Gememdewelden zwischen der Herr-
'̂ >aft und den Unterthanen getroffenen oder zu treffenden Verstand» 
U>sse, wenn selbe gegen d»e unterm 26.. Ma l 1769 bekannt gemachte 
"Hä'hrlge Zehentbefrelung deiselben gerichtet wären, sind null und 
lUchtlg (Patent vom 24. Ma i 1770). 

§. 798. 

Zehen tb e f r e l u n g be i bebau ten F r ü c h t e n , u n d z w a r 
bei F u t t e r t ä u t e r n . W a s u n t e r F u t t e r k r ä u t e r n 

verstanden w i r d . 

4ä l l . Rücksichtlich der bebauten Früchte tritt die Zehentbe-
sleiung bei den »n Brachäckern gebauten Futterkriimern em. 

Von dem )lnbaue der Futterkräuter auf den Brachfeldern soll 
dämlich ke»n Zehent, wenn auch einer bestünde, abgenommen wer« 
ben, somit besagter Anbau hiervon während der Brachzelt gänzlich 
befreit bleiben (allerh. Resolution vom 12. October 1769 , Hofdecret 
v°m 24. Mal 1787); und damit Niemand Anstand nehme, die Mei
ßens unbenutzt liegenden Brachfelder m,t Futlerkräutern anzubauen, 
Und auf diese Art zur Vermehrung der Viehzucht beizutragen, so soll 
von solchen angebauten Feldstücken während der ganzen Brachzeit 
^in Zehent genommen werden (Patent vom 27. April 1784, §. 13). 

Ueber d»e angesuchte Erläuterung der Futterkräuterbau-Vermeh-
lUngsgesehe, »n Hinsicht der Zehentbefrelung, erfolgte ferner d,e Hof» 
entscheldung vom 29. Jul i 1790 dahm, daß, so lange die Aecker 
brach liegen, und m»t F u t t e r t r ä u t e r n angebaut wären, kein 
Zehent zu nehmen sey, und, da die so gewöhnliche Anbauung in 3 
Jahren nur eine Brachzeit gestatte, so verstehe sich von selbst, daß die 
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Befreiung von der Zehentabgabe auch nur a u f E i n J a h r bellt' 
hen könne; wenn aber doch em Grundelgenchumer.es seiner WlM' 
schaftS » Speculanon zuträglicher finde, d»e Futterkräuter mehret 
Jahre stehen zu lassen, anstatt Mit Körnern zu besäen, er sich Mlt d ^ 
Zehentinhaber der andern Jahre halber abfinden müßte (Regierung»' 
Intimation vom 9. August 1790). 

Auch wurde mit Hoftanzwverordnung vom 3. März 181h kun«* 
gemacht, mit Regierungsdecret vom 30. März 1814 erinnert: ul-' 
sprünglich seyen bekanntlich in Niederösterrclch die bebauten Brach' 
äcker dem ZeheNt unterworfen, jedoch schon uncerm 12. Occobel 
^769 ganz bestimmt, aber m dem Patente vom 27. April 17^» 
§. 13 , sey verordnet worden, daß die mir Futtert,äutern bebaU' 
ten Brack)äcker, während der ganzen Bracher, von dem Zehent 
befreit seyn sollen. Bei diesem für die Agrikultur und die V»ehzu" 
wohlthätigen Gesetze, habe es auch noch ferner unabänderlich i" 
bleiben. 

Uedrigens sind alle gegen die Verordnung wegen ZehentbefreiM 
der in der Brach gebauten Futterträuter gerichteten, zwischen Hell' 
schaft und Unterthanen getroffenen Verständnisse null und nichtig (P"' 
tent vom 24. März 1770). 

Nun ist es aber nothwendig zu erläutern, was unter F u t t e ^ 
k r a u t e r n verstanden wird. 

I n der Hofkanzleiverordnunss vom 13. Jänner 1782, beim 4tett 
Punkte heisit eS, daß eS Te. Majestät in Ansehung dessen, daß du 
Dommien von den Erdäpfeln, Kraut, weißen und gelben RubeN 
und andern dergleichen auf die Brachfelder gebauten geringen Frucht 
ten und arünen Waaren, da in der Normalverordnung vom 12. î c' 
tober 1769 nur allein die auf den Brachfeldern gebauten Futterkrä'Ui 
ler von dem Zehent ausgenommen und befreit worden sind, den Z^ 
hellt zu beheben berechtiget sind, bei dem den Zehentherrn dießfalll 
zukommenden Befugnisse ferner bewenden lassen. 

Ein Hofkanzlechescheld vom 21. September 1789, kundgemacht 
mit Regierungsdecret vom 8. October 1789, bestätigt ferner e»l»e 
Part . Regierungsentscheidung vom 19. Februar 1789, wornach, ds 
vermög deS 2'it. V I . , §. 2. des I'ract. lls ^urib. incotp. unter deltt 
kleinen Zehent jener von Saffran, Kraut, Rüben, Haar u. dg> 
verstanden wird, es gesetzmäfny erkannt wurde, basi dem Zehent' 
Herrn, wenn ihm der kleine Zehent zusteht, der Zehent von g?lb«N 
Rüben, Erdäpfeln «.s.w., kurz von allen Früchten, welche m den 
Feldern, Weingärten und Gärten gebaut werden, unstreitig gebühl'̂  
und daß, da der §. 4 desselben Titels ausdrücklich sagt, dasi auch 
von jenen Früchten, welche in Brach- und Treidfeldern, auch so^ 
in Pointen oder Gärten Zehentbares gebaut werden, der Zehent ab' 
zureichen sei, und da das unterm 24. April 1784, wegen Bebauung 
oder Gründe ergangene Patent, nur die auf den Feldern angebauten 
Flltterkläuter vom Zehent befreie, auch jede Ausnahme die allqewe«' 
ne Regel in den mcht ausgenommenen Fällen bestätige, eS offenbar 
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' " , daß von allen übrigen in den Brachfeldern gebaut werdenden 
Achten der Zehent zu geben sel, sonnt von Gurken, Eldäpfeln, 
selben Rüben sowohl, als von allen m den Brachfeldern gebauten 
Fluchten, nnt allemiger Ausnahme der Futtelkläuter. 

Dadurch war der Begriff „Futterkräuter" noch «nimer sehr un-
°«mmmt aufgestellt. Eist mit Hofkanzleweloidnung vom 3. Mälz 
^ 1 4 , Rcglerungg-Int,matl0N vom 30. März 1814, Reglerungszahl 
'760, wulde dieser Begriff dahin fettgesetzt, daß un te r F u t t e r -
l ä u t e r n al lesolche Gewächse verstanden se ien , welche 
^ l F ü t t e r u n g des V i e h e s ve rwende t we rden können , 
!fNd Nicht zum grossen Z e h e n t g e h ö r e n ; daher auch E r d. 
^pfel l n B r a c h f e l d e r n g e b a u t , weil sie mehr zur Fütterung 
^ zum menschlichen Genüsse verwendet werden, als Hutte»tläuter 
î hentfrel sind. 

§. 799. 

W a s u n t e r Brachäcker verstanden w i r d . 

Endlich muß auch der Begriff «Brachäcker" näher erörtert 
Werden. 

. M,t Anwendung der Worte des §. 4 dcS Titels VI. des 'I>gl>t. 
^ iurit). incnrp. (von dem, was des borten Jahres in Brach- und 
^eldfelber u. s. w . ) , dann mit Rücksicht auf das noch herr
schende Bewlrthschaftungssystem, ,st jedes d r i t t e J a h r e ines 
Ackers a ls B r a c h f e l d a n z u s e h e n , und in Absicht a u f 
^en Z e h e n t zu behande ln (Hofkanzlel-Verordnung vom 3. 
"?ä'rz 1814, Reglerungs - Intimatlon vom 30. März 1814, Re-
öieruna,S;ahl 7760). 

D«e zufolge allerh. Entschließung erlassene, die Zehentbefreiung 
^ r in der Brach gebauten Erdäpfel betreffende Hofveroidnung vom 
?» März 1814 bezeichnet (indem sie auf d»e Worte des 'l'rttl't. 6v 
<!U"b. in<-ol-p., Z. 4 . , 1'it. V I . auf das herlschcnde Bewlrthschaf-
^Ungosysiem hinweiset) das jedesmalige dritte Jahr emes?lckerS als 
"lach,ahr. 

Nach diesem von dem Gesetze in Absicht auf den Erdäpfelzehent 
"Ufgestcllsen Begriffe des Brachzahrcs tann in vorkommenden Fällen 
°bne Rücksicht auf dle von einzelnen Grundbesitzern eingehaltene be
sondere Bewlrthschaftsart »mmer nur das,enlgr Jahr als Brach,ahr 
^gesehen werden, auf welches mit Beobachtung des regelmäßigen 
jährigen Termines für d,e in der Frage stehende Gegend die a l lge» 
" le ine Brache fällt. Obgleich es daher ,cdem Grundbesitzer fre, ge. 
llellt ble,bt, für die Cultur semcr Felder em beliebiges System zu 
beobachten, so hat er doch auf d,e Begünstigung der Zehentbefreiung 
sur die in der Brache gebauten Erdäpfel nur dann emen gesetzlichen 
Anspruch, wenn er die Dreifelderwirchschaft beobachtet. 

Wenn nun ein Zehenthold hinsichtlich seines zchentpfllchtigen 
Ackers die landesübliche Brach nicht eingehalten hat, so kann ihm auch 
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für seine außer jener Zeit auf seinem Acker gebauten Erdäpfel, welche 
nach dem bemerkten gesetzlichen Begriffe nicht als m der Brach ge
baut, zu betrachten sind, die Zel)entbefre»ung nicht zugestanden UNv 
dieZchentherrschaft be, dem ihr zustehenden gesetzlichen Zehentanspruch 
nicht wlder ihren Willen zur Verzichllelstung auf den Zeh.nt rerhal-» 
ten werden (Hoftanzlezdecret voitt 24. Dez. 15534, Hofz. 31,306, 
Reggez. 24K/1835). 

V. Von der Behebungsart des Ichentcs überhaupt. 

§. 800. 

D e r Z e d e n t ,st i n der R e g e l ein H o h l » Z e h e n t . 

Insgemein ist kein Zchentmann schuldig, Treib-, Wein- oder 
andern Zehent dem Zehentherrn selbst heim- oder zuzufühon; wäre 
aber solares von irgend ?llters her also gebräuchlich gewesen, defsett 
sollen sich die Zehentleute daselbst auch künftig mchl verwelger« 
('1>a<t. 6o ^uril i. incor^i. l it. V l . §. 9) . 

Der Hohlzehent und nicht der Bringzehent wird also.'vcrmuthet, 
und letzterer muß daher bewiesen werden. 

§. 801. 

V o m Z e h e n t s ind be i dessen B e h e b u n g die Bauko» 
sten und das B e r g r e c h t , die Grunds teuer u. vg l . nicht 

abzuz iehen. 

Bei Behebung des Zehentes werden die Baukosten und das 
Bergrecht, oder andere Grunddienste, so wie die Landsteuer oder ei« 
nige andere Auslagen laicht abgezogen, und der Zehentmann darf 
ihm Nichts vorbehalten (1'rnci. 6t. ^nrid. mcorp. 'I'it. VI . §. 14). 

§. 802. 

D i e B e h e b u n g s a r t e n des G e t r e i d e - u n d Weinze-
hen tes s ind verschieden. 

Die Behebungsarten des Getreidezehemes sind von jenen des 
Weinzehentes unterschieden, daher von jeder besonders zu handeln 
kommt. 

V Won der Behebungsart des Getreidezehentes. 

§. 803. 

W i e d e r G e t r e i d e z e h e n t au fge r i ch te t und behoben 
werden so l l . 

Die Unterthancn, und diejenigen, die daS Getreide bauen, sol' 
len an allen Orten, unangesehen des alten Herkommens und GebraU» 
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chls, den Getreidc^'hent in Zukunft nicht Garbenwcise, sondern der« 
^as,en, wie be, jedem ^igen oder Flecken, es sey Mandel-, Schober-
°ber Häufelwclse gsfechset wird, Aiandel-, Schober- oder Häufel-
"nse den Zeh.nt reichen; lind damit m Einführung und Einbringung 
des Gctieides Fleisiige durch den Unfielsugen nicht in Schaden gefüh
r t werden, soll, wenn cm Unicrihan sein Gelr^de bei den Eigen 
°̂er Flecken abgeschnitten, und der Z»hentner durch ihn angelangt 

^ " ° , den Zehent ous îst.cken oder Û heben, der Zehentner dieß 
^Nwc,c;cl!lch thun, und seinen Zehent heben. Ist der Zehentner in 
Hebung des Zehenls säumig, so kann de> Bauers oder Baumann 
MN Gecr^de nach seiner (Gelegenheit einführen, und den Zehent dem 
^h^ntner Mandel«, Schober- und Häufelweise ohne Gefahr liegen 
lassen (Getreldezehent-Ordnung vom 22. Apr»! 1545. Erneuert am 
^ - Juli 150^ und 3. Jul i 1584). 

Dies; vorausgeschickt, gelten gegenwärtig in Beziehung auf die 
^trclde-Zehenlbchel'UNg folgende Bestimmungen: 

1. Nüclsichtllch der Art der Aufrichtung des Gccreidezehentes ist 
t'N Unterschied zwischen dem Getreide, das mit der Sichel geschnit-
lln wird, dieses soll in Mandeln, oder, bei weniger Erträgnis;, Gar« 
benwc,se zu Feld gereicht werden, und zwischen dem geringen Ge« 
llelde, das Nicht Mit der Eichel abgeschnitten, sondern gemäht wird, 
^ s soll, der Mad oder dem Häufe! nach verzehent, und der Zehent-
^rr gleichfalls die Zehent-Mad oder Häufel zu merken und zu erheben 
vaben; wo aber der ungleichen Maden ode»' Häufel halber solcheS nicht 
>lyn könnte, so ist der Zehentmann, auf des Zehentherren Begehren, 
bleiche Schobert zu machen schuldig ( IV i i l t . ll« niri l i . incorp. l l t . 
5l. z. 6) . 

2. Ilm den Zehentherrn gegen Uebervortheilung zu schützen, 
^Urde folgende Richtschnur festgesetzt, wornach bei der Zehentbehebung 
°ks Getreides vorzugehen kömmt: 

n) Wenn auf einem Felde die Frucht in Mandeln aufgerichtet ist, 
M der Zchenthold dem Zehentherrn die Anzeige zu macken (Hofde-
tltt vom 12. Dezember 1786, §. 1 ) . 

Sollte der Zehenchold ohne Anzeige die Feldfrüchte wegführen, 
^.'st der der Obrigkeit dadurch entzogene Zehent gleich andern derlei 
Schäden, durch unpartheusche Schätzer zu erheben, und wie eine 
andere obrigkeitliche Forderung einzubringen (Patent vom 12. De-
iember 1756). 

1,) Nach dieser Anzeige hat der Zehcntherr den Zehent binnen 
^ Stunden auSzustecken (Patent vom 12.'Dez. 1786, §. 2 ) , wo-
bei der Zehentherr den Zehent auf eines jeden Baugrund abzuzählen 
^ t . I hm steht frei, nach seinem Gefallen, ohne daß ihn der Zehent« 
"°Ib hindern kann, am ersten oder letzten, oder mittleren Haufen 
^zufahren, den Zehent auszustecken und zu erheben (1'rnot. äo iur lb. 
^corn. ' M . V I . §. 6.) , und um bei dieser Begünstigung der Ze» 
^ho lden auch den Zehentherrn gegen Uebervortheilung zu schützen, 
^'ird demselben das Recht zugestanden, die Abzahlung des ZehenteS 
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auf jedem Felde bey was immer für einem Mandel anzufangen (Pa
tent vom 12. De;. 1786. §. 4 ) . Dle Aussteckung soll Niemals ohne 
sonst wichtigen Ursachen, auch nul um emen Tag verschoben, b" 
dringenden Umständen aber lmmer dannr nach aller Möglichkeit ge"̂  
let werden (Hofdecrct vom 30. September 17!)I, Neg»elungs-Intt-' 
marlon vom 14. Occober 1791. § .6 ) . 

c) Sollte der Zehentheir die Aussteckung über d«e Zc,t verschi«' 
ben, so ist der Zehenlhold befugt, den Zehent vom Richter und G^ 
schwornen ausstecken zu lassen, und das Getreide Mit Nücklassung dê  
Zehentes vom Felde wegzuführen (Patent vom 12. Dezember 1786, 
§. 3.) Alle bisher bestandenen Gewohnheiten oder Verordnungen/ 
dle hinsichtlich der Zelt, binnen welcher der Zehent ausacsteckt werden 
soll, übllch oder erlassen worden sind, sind aufgehoben (llon'cm §. 5)> 

Es hat bei der über d»e delmallgcn herrschaftlichen Gefälle aN 
die Stände erfiossenen Ei klärung sowohl, als auch be, zencr Verfügung, 
dle m Hinsicht auf d,e Z eh e n t - E l nbr«n.qung 178b e^ 
gangen, fortan zu verbleiben, dann so viel die vorgeschriebene Z^ 
Hent-Embnngungsan belanget, m besondeien Fällen, wenn gl«'^ 
wohl mehrere Gemeinden zugleich ohne Nochwendlgkelt oder zu vor' 
eilig auf die Aussteckung dringen, und der Zchencherr die hieljN 
erforderlichen Leute nicht sollte aufbringen können, den Obrigkeiten 
ohnehin freistehet, sich an das Krelsamt zu wenden, und eme ange-
messene Emchellung, so weit sie ohne Nachthetl des Unterthans ge
schehen tann, m Vorschlag zu brmgen (Hofkanzle,decret vom 1^' 
März 1791. I I . Abth. aü 9. Hofz. 700, Zlggsz. ^,761). 

§. 804. 

Welche S t r a f e gegen die U e b e r t r e c e r des im §. 8^" 
v o r k o m m e n d e n P a t e n t e s vom 12. D e z e m b e r 1786 i " 

v e r h ä n g e n ist. 

Die privatrechtllche Natur des Zehentrechles kann nur auf deN 
Erwrlbungötitel des Rechtes sich beziehen. 

Sobald aber zwischen dem Zehencherrn und Zehentholden da> 
Recht selbst Nicht streitig »st, müssen die Gesetze, welche die Ausübung 
dieses Rechtes norm,ren, von Amlswegen gehandhabt, somit aU^ 
die Dawiderhandelnden bestrafet weiden. 

Aus dem Abgang einer bestimmten, gesetzlichen StrafsanctloN 
für die Uebei tretung der »m Patente vom 12. Dezember 1786 en^ 
haltenen Anordnung, »daß der Zehenlhold semem Zehencherrn zu>? 
BeHufe der Zehent-Abfuhr d»e Anze ige von der ei folgten AM 
richtung der Frucht zu machen habe," kann die Straflosigkeit d« 
Unterlassung dieser Anmeldung eben so wenig als aus dem Umstand 
gefolgert weiden, das) die m dieser Beziehung für Steiermark erla> 
sene Vorschrift vom 13. October 1788 (durch welche die gedacht 
Übertretung Mit der doppellen Zehent« Entrichtung verpönt wll'd^ 
für die Provinz N. Oe. n»cht erlassen worden lst/ well überhaupt l« 
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gesetzwidrige Handlung an und für sich sträflich erscheint, und dem
nach da, wo daS Gesetz selbst »m Voraus die Scrafart Nicht festgesetzt 
hat, zur Belegung Mit emer arbiträren Ahndung geeignet «st. 

AlS eme solche wurde daher dle einem ZehencholtX'N, der diese 
Anzeige unterlieft, zuerkannte Strafe der doppelten Zehem« Entrich
tung angesehen, welche daher von der HofsteUe »n der Eigenschaft 
eines arbiträren Scrafkenntnisses aufrecht erhalten wurde (Hofkanzlei-
decrer vom 29. Dezember 1836, >yofz. 33,312, Rggsz. 529 von 1827). 

§. 805. 

D i e e i n m a l g e w ä h l t e Aus steckordnung d a r f n ich t 
Mehr geände r t werben . W i e lang d i e Z e h e n t h o l d e n 

i h r Geere lde nicht w e g f u h r e n d ü r f e n . 

.Da durch daS allerhöchstePatcntvom 12. Dezember 1786 das den 
Zehentherren §. 4 eingeräumte Recht nur dahin beschränkt ist, belM 
AuSzehenten auf jedem Felde bel was immer für e lnem M a n d e l 
a n z u f a n g e n , so würde e.ne cigenmächt:ge Ausdehnung dieses bloß 
zum Schuhe gegen Bevorthellungen den Zehentherren zugestandenen 
Rechtes, und eine Unvereinbarllchlelt Mit dcm Begriffe des Zehen» 
t«s, welcher Nicht mehr als 10 Thelle des Ertrages seyn soll __ dann 
liegen, wenn der Zeyenthelr sich erlauben wollte, a u f e inem 
Und demselben Felde die einmal angefangene Ordnung im Aus
stecken zu unterbrechen, und willkürliche Absprünge nach der verschie« 
denen Ergiebigkeit der Saaizu machen; dagegen kann der Zehenlherr 
Nicht verhalten werden, bei aneinander glänzenden Grundstücken ver-
schiedener Zehentholden, die auf dem ersten Felde angefangene Ort)' 
Nung durch d»e ganze N»ed beizubehalten; sondern es musi ihm ge» 
stattet seyn, auf jedem einzelnen Felde bei emem beliebigen Mandel 
den Anfang der Zählung zu machen (hoftanzleidccret vom 17. Ju l i 

Vor Ausgang obiger 24 stunden, oder vor Anzeige der gesche» 
henen Aufrichtung der Früchte ,n Mandeln oder Schober darf der 
Zehenthold das Getreide bei sonstiger Strafe deS Doppelten der Ze. 
hentgcbühr nicht hinwegführen (Hofdecret vom 13. Oktober 1788). 

§. 800. 

N i e sich der Z e h e n t h o l d zu benehmen h a t , w e n n 
Wehrere Z e h e n t h o r v e n den G e r r e l d e z e h e n l zusam« 

men besitzen. 

Wenn zu einem Gel, eidezehent zwei oder mehrere verschiedene 
Zehcntherren sind, soll kein Zehenthold, ungeachtet er von diesen hier« 
iU gehalten gewesen wäre, schuldig seyn, jedem Zehenthe,rn semen 
Theil selbst abzusondern, oder besonders abzugeben: s>nde>n, wenn 
«r nach der Aussteckung oder Abzahlung des ganzen ZchentS solchen 
liegenläßt, ist er weiter nicht verbunden, und die Zehencherren me-

l . 5^ 
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gen denselben selbst unter einander theilen (1'i-aot. äe^'urll,. lncorn,. 
l i t . V l . §. 13). 

V. Bon der Behebungsart des Weinzehentes. 

§. 807. 

O r d n u n g e n und T a t z u n g e n , die d ie ser wegen bestehen. 

Obwohl in dem Jahr? 1546, wie es mit Einbringung des Weine 
zehentes abhalten melden soll, Ordnung gemacht, und publlzirel, auch 
hernach m den Iahren1569,1533, l595,16 l2 und lb?2,endl,chunterw 
9. September 1660 wledeiholt und erneuert woiden »st, wo»nach 
sich Jedermann auf dem Lande richten soll, so kam dennoch vor, daß 
vcm Vielen dawider gehandelt wmde, daher, diesen Mißbrauch mit 
Patent vom 31. August 1666 abzustellen, und vorzüglich die Beob» 
achtung der in den Patenten von 1651 und 1652 enthaltenen Punkt« 
aufgetragen wurde. 

§. 808. 

Z u m B e H u f e de r Z e h e n t b e h e b u n g so l l en L e f e m « ^ 
ster u. s. w. a u f g e s t e l l t we rden . 

Zum BeHufe der Zehentbehebung sollen die Zehentherren taug' 
liche und getreue Lesemeltter, Pacnsten, Kurrenten und andere der/ 
gleichen Leute bestellen, dieselben beeidigen, und Mit besserem Solde 
unterhalten, damit sie Nicht Ursache haben, dl« Leute zu veruntreuen, 
und sie Mit Exactlonen oder mehreren Auslagen zu beschweren (Pa
tent vom 31 . August 1666). 

Die Schrankcnschrelber und Kurrcnten sollen der ihnen auf dee 
Zehentstube vorgehaltenen Instruction, bei der dann benannten Stra-
fe, Mit allem Fle,ße nachkommen, sich durch eine Gabe Nicht best" 
chen, noch viel weniger in Lesenszelt außer ihren ordentlichen Hütten in 
Häusern betreten lassen; welche dagegen handeln, sollen nicht allein 
gedachter Instruction gemä'si, sondern auch dlezemgen, die den KurrenteN 
in solcher Zeit Unterschlelf geben, nach Befund der Sache wirtlich 
bestraft werden (Noäem). 

D«e Kurrenten und Zehentschrelber dürfen unter keinem Vol» 
wände von den Leuten etwas begehren; auch sollen die Zehentholden 
die Bedienten der Zehentherren Nicht mit Gaben bestechen (Loäsin)' 

§. 809. 

D i e Z e h e n t h o l d e n so l len sich wegen des Lesens mel
den, und Lese» und P a s s i e r z e t t e l nehmen. 

Die Zehentholden sollen sich vor dem Lesen bei den Zehentst"' 
ben zur rechten Zeit anmelden (Noäcm) , und keiner soll M 
vor o rden t l i ch ausgeschr iebener Z e i t , bei Aufrechnung 
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des doppelten Zehentes, nach Gefallen zu lesen unterstehen; vielmehr 
sollen sie auf alle ihre Weingärten ordentliche Lese- un5 Passierzettel, 
welche ohne Bezahlung und Verrechnung zu reichen sind, beheben. 

Die Zehencherren und deren Bediente sollen ihnen »edoch die Ze« 
Hent-Ertracte, Quittungen, Lese-, Passier-und andere Zettel oder 
scheine jedesmal umsonst, und ohne Erlegung einigen Pfennigs, gut
willig geben und erfolgen lassen, auch einiges Schrankengeld nicht 
abfordern oder nehmen (Koäem). Desgleichen sollen die Zehcnt-
holden, welche ihre Zehentausstände bezahlt haben, mir Ausfertigung 
der Lese« und Passierzettel nicht aufgehalten werden; denjenigen 
aber, welche ,hre Ausstände nicht entrichtet haben, brauchen solche 
Nicht gegeben zu werden. 

Diese Lese, und Passierzettll sind den Kurrenten, welche zur 
Beschreibung des Zehentes abgeordnet sind, vorzuweisen, und keiner, 
Wer er auch sey, soll ohne habende ordentliche Lese- und Passierzettel 
bei Verlust des Maisches, welcher dem Zehcntherrn hcimfällt, lesen 
(Noäem). 

§. 810. 

Beschre ibung des Z e h e n t e s . 

Der Weinzehent soll aller und jeder Orten im Lande an den 
Vleingebirgen und r>or den Weingärten maischweise beschrieben, so» 
bann nach jeden Orts hergebrachten und wemgstens von 32 Jahren 
fortgesetztem ruhigen Besitze abgefordert werden ('I>l,ct. ä«^nrik. 
llleorp. ' l i t . V l . §. 8 ) . 

Die Zehentherren sollen den Maisch ordentlich vor den Wein
gärten beschreiben (Patent vom 31. August 1666). 

§. 811. 
Welches M a ß be im Zehentbeschre iben zu beobach-

ten ist. 

I n den Pressen sollen die Zehentherren die Leute mit größerem 
Maß, als es sonst der gemeine Elmer, Viertel oder Achtring aus
sagt, weiter nicht beschweren, noch jemand zwmgen, den Zedent 
anders, als nach der ordentlichen Vlsir oder der darnach gerichteten 
Vliener'schen Haimmaß zu geben. 

Von 16 Elmer Malsch soll der Zehentherr einen Eimer lauters 
(jedoch den Zehencherren, geistlichen und weltlichen, welche vermög 
ihres althergebrachten, rechtmäßigen Besitzes oder anderweitig er» 
langten Privilegien, von weniger» Urn einen Eimer lauteres zu neh
men befugt sind, ««vergriffen), und was darüber und darunter für 
<in< Urn "Maischraiten^ auch durchgehend gleiches Maß im Zehent 
beobachten; da dieselbe in Wien visiret und gehaimct, und das mit 
Vortheil gebrauchte größere Maß, wodurch die Leute beschweret wor« 
ben, und mehr als der gemeine Eimer Viertel oder Achtring aus
sägt, weiter keineswegs zu gebrauchen ist. Zu dem Ende sind die 
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hierzu Nothwendigcn Geschirre, klein und groß, jährlich in Wien, bei 
der ordentlichen Haim zu zimenten, und das gewöhnliche Zeichen 
ist darauf brennen zu lassen. 

Die Zehentherren sollen bei besagter Maß verbleiben, und die 
Unordnung, daß das Körndl über daS Zimmentzelchen schwimmen 
müßte, gänzlich abstellen. 

Jedoch an den Orten und Gebirgen, wo der Zehentgeber voll 
Altersher einen großen Eimer einfechset, dort kann auch der Zehent» 
Herr den Zehent nach demselben Maße nehmen (I5oä«m). 

§. 812. 

I n w ie f e r n Ke l le rbeschaue S t a t t haben. 

Die Ketterbeschau soll nicht zugelassen werden, es sey denn, der 
Zehentherr hätte solche vor 32 Jahren her ruhig und ohne Wider» 
rede im Gebrauche gehabt, wobei eS in Zukunft entweder noch fe»ner 
zu verbleiben hat, oder ihm die Beschreibung von den Weingärten, 
§. 380, vorzunehmen, freistehen soll ('l'ract. äe ^urid. incor^. M» 
V I . § .8 ) . 

Die Zehentholden sollen, wo es von AlterS herkömmlich ist, deM 
Zehentherrn die Beschreibung der Keller nicht verweigern (Patent 
vom 31 . August 1666). Die Zehenlherren sollen jedoch bei VisttirUNS 
der Keller allein von demjenigen, was über Abzug deS Bergrechtes 
übrig verbleibet, den durch Generalien ihnen zugelassenen Zehent 
raiten und nehmen (lüoäcm). 

Auch wird dieses in dem Z. 3 beS Regierungs-Edictes, welches 
jährlich hinsichtlich deS ZehenteS bei Wien unter dem Gebirge u. s. w» 
erlassen wird, ausgedrückt. 

§. 813. 

Nach welcher A u s m a ß s o l l der W e i n a b g e f ü h r t 
werden. 

Der österreichische Eimer soll zu 40 Wiener-Maß abgeführt, 
jedoch wegen der Schwendung und Aufrechnung der Mauty, wie 
auch Abrechnung des Zehentes, Bergrechtes, oder sonstigen Aufschlages 
im Gelbe 41 Maß für Einen Eimer passirt werden (HofenttchließuNg 
vom 21 . I u l i 1 7 L 2 ) . 

§. 814. 

W i e sich die Z e h e n t h o l d e n z u benehmen haben, wen« 
mehre re Z e h e n t Herren s ind . 

Wenn zu einem Weinzehent zween oder unterschiedliche Zehst^' 
Herren sind, soll es hinsichtlich der Zehentabgabe bei dem auch küm' 
tig bleiben, wie es jeden Orcs bisher im Gebiauche gewesen ist. 

Dieß gilt auch rücksichtlich des kleinen Zehentes (1'r2etat. 6e 
Hurib. iucorzl. 'Nt. V l . §. 13). 
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§. 815. 

Durchschwärzungen u n d V e r f ä l s c h u n g e n des M a r 
sches s ind streng v e r b o t e n . 

Es sollen zur betlüg!«chen Durchschwärzung des Mülsches keine 
fremden Namen oder andere gefährliche Nä'nre gebraucht werden, 
Noch viel weniger diejenigen, dle Hofstätten haben, ihre Weinbeeren 
^uttenwnse vom Scocke wegtragen, nächtlicher We»le abpressen, und 
den Most, ,v»c gebräuchlich m d« Bodungen zusammenlesen. 

Denjenigen, welche Mit beträchtlicher Verschwärzung deS Mai« 
sches betreten werden, »st der verschmähte Matsch verfallen (Zehent-
Verordnung vom 31. August 1666). Be» dem Zehent de» Wien unter 
dem Geb»rqe,,wo derselbe dem Hofe und dem ehemaligen Vtcedome, 
und dem Erzblschume Wl«n gebühret, wird feiner m dem jährlich vor 
der Weinlese zu erlassenden NegierungS -Edlcte ausdrücklich verordnet, 
daß, wenn man den Zehent m der vorqefthten Zelt, als nähmllck 
von der Wemlese b,s auf Lichtmeß geben w i l l , wie er gesetzt ist, d,e 
Zehentheircn ihn ohne cmen darauf zu schlagenden Wandel annehmen 
Müssen. 

Der Zehenthold ist schuldig: 
a) dem Zchentherren emeN ächten, unverfälschten Most, so 

Wie er chn selbst gefechser hat, als Zehent abzurelchen. 
d) jede besondere Zubereitung des Zehenlweines in eigenen, be

sonderen Bodungen, Bütteln u. d. gl. Geschirren, ist ohne welters 
in verbieten, und 

c) findet der Zehentherr bei Abnahme des Zehents den für den 
Zehent bestimmten Most verfälscht, so sind sogleich alle Umstände ge
nau zu erheben, und der Behörde anzuzeigen, damit der Schuldige 
Nach dem Maße deS versuchten Betruges bestlüft werde, und zugleich 
hat der Zihentherr das Recht, auf der Stelle e«n anderes Faß Mit 
Unverfälschtem Moste zu verlangen, aus welchem er den Zehent, so 
wie er »hm nach Rechten gebühret, abnehmen kann; und der Zehent-
hold hat sich d'.eser Pflicht ohne Wlderrede zu unterziehen (Part. 
Aegierungs-Entscheidung vom 15. Octoder 1807). 

V I . Von den Zehentrückständen. 

§. 816. 

Wie sich bei einem Zehentrückstande zu benehmen 
sey. 

Die Zehentholden sollen ihrer Ausstände halber gebührende Nich
tigkeit machen, und desiwegen ordentliche Quittungen nehmen, worm 
bie Zehentherren die Maischfechsung, und den von solcher Fccksung 
gebührenden Zehent ordentlich ausweisen, dem Zehentholden zur Nach-
l'cht spezisizlren, und in ihren Zebcntbüchern »ldentllch vormerken, 
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auch den Zehencholden mir Reproduzirung der vol igen Quittung nicht 
beschweren (Zehencoldnung vom 31 . August 16Kb) ; und d«e Aus
stände sollen bis auf völlige Bezahlung auf dem Grunde verblelbeN, 
und von da aus entrichtet weiden (Noäow). 

Wenn übilgens von einem Glunde der schuldig« Zehent mehr 
als e,n Jahr ausständig verdient, und dieser Grund vor der Entlich' 
tung des Zchenlcs an Jemand Andern ve» wendet w»id, so kann der 
Zehenthcn- den ?lu)stand Nicht bel der künftigen Fechsung, oder dem 
gegenwärtigen Inhaber, sondeln bel dem vorigen suchen (1'r«lctutu» 
üo^uriliuz incoi-p. 'Nt. V I . §. 15). 

Nur rückslchtllch ,encr Grundstücke, welche in Häuser oder Lust' 
gärten veibaut werden, heißt es: daß, obschon de, behauste Grund 
oder Lustorr öfter wäre ve, tauft, verwechselt, oder sonst veral»en»rl 
worden, dl« gerichtliche, schleunige Erecutlon wegen Eintreibung der 
Zehent-Neluitlon aus Ulsache des abgeschlossenen Conllactes, an des» 
sen jedesmaligen gegenwinligen Inhaber und Elgenthümer angesU' 
chet und erthell«c werden soll. 

Uebrigens haben die Zehenthelren ledcn Besitzer zchentbarer, 
verbauter Grundstücke zur Abführung «hies paktiiten, m Ausstand 
verbliebenen Quonti jähillch zu ermahnen, in Untelble,bung der schul' 
dlgen Bezahlung aber solches den Glundobllgtelten jedesmal anzuzel̂  
gen, und von diesen den Ausstand m den Dienstbüchern vldeNllich 
vormerken zu lassen, damit bel anzeigendem Verkaufe die Glundhel' 
ren den E»kauf»'!n, des haftenden Ausstandes halber, 3iachr»cht erthel< 
len, Mithin dieselben sich zur qehöngen Zeit außer Schaden halten 
(Ver. vom 31. August 1703. §. 1) . 

V l l . Won der Zehentreluition und Verpachtung. 

§. 817. 

Zehen te können verpach te t w e r d e n , w e n n beide 
T h e l l e wo l l en . 

Zehentherren können eben so wenig verhalten werden, ihren 
rechtlichen Zehent den Zehemholoen durch Relullion zu überlassen, 
als der ZehenthoH gezwungen werden darf, seme Zehenlschuldlgke»r 
zu relmren (Neg,erungSbescllc,d vom 4. September 17A4) ; denn der 
jährliche ZehcNt von den Glundstücken, welche Mlt Früchten ober 
Kölnern angebaut sind, soll, der östeirelchischen Kehent-und Landes 
ordnung gemäß, «n nntura gereicht weiden. 

Nur von jenen Glundstücken, welche «n Häuser oder Lustgärten 
verbaut woiden, »st das pakilrte jählliche Quantum bei der dabei 
vorgesehenen Strafe abzuführen (Velord. vom 31. August 170s), 
und wo die Ablösung Hellommens ,st, liegt eS «n der ZehelU' 
holden Willen und Gefallen, den Zehenten Mit Most oder Geld 
zu enNlchten (Generale vom 28. 0clober 1651). 
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I n diesem Falle soll der Zehenthelr, wenn man den Zehent in 
der vorgesetzten Zelt, als nähmlich vom Lesen an blS auf Lichtmeß 
geben wi l l , »hn, wle er gesetzt ist, annehmen, und bis auf solche 
2e»l darauf einige Strafe, oder wie es sonst genannt werden mag, 
wcht schlagen noch emfordern (Patent vom 31 . August 1666). 

§. 818. 

V e y m H e u z e h e n t e n ist dem Z e h e n t h o l d e n die W a h l 
der R e l u i t i o n über lassen. 

Doch »st dem Zehentholden die Wahl der Reluition in folgenden 
Fällen überlassen. 

Um nähmllch m Absicht auf die zu befördernde Viehhaltung 
alle Hindernisse wegzuräumen, soll dem Elgenthümer der Gründe, 
wenn er seine neuen oder älteren Wiesen ohnehin zum Heumachen 
bestimmt hat, d,e Freiheit der Wahl gesetzmäßig eingeräumt seyn, 
entweder den Zehent m natnr«», oder aber, wenn er das Gr^s davon 
benützen wi l l , nach se,nem Belleben, »m Gelde abzutragen. 

Damit aber auch wegen des Geldbetrages selbst keln unn'o'thiger 
Anstand sich ergeben möge, so ist zwischen dem Grundelgenthümer 
Und Zehermnhaber das freie Abkommen einzuräumen, und wenn 
sie dabel Nicht übereinkommen können, der Ausspruch durch Richter 
Und.Geschworne, «m Beyseyn der herrschaftlichen Beamten zu ma« 
chen; und damit auch diese nicht vielleicht auf außerordentliche Zwei» 
fel verleitet oder der Chlkane Platz gelassen werde, ist der Werth zum 
Grunde zu nehmen, ,n welchen die meisten Aeckerzehent abgelöset 
W weiden pfiegen, wenn die Aecker zu Gärten, oder zu Häuser-Er
bauungen verwendet, oder Wiesen, Mit oder oyne Zehent, m Ver
pachtung gegeben worden, und zwar dergestalt, daß dieser jeder orts« 
übliche Werth zwar nie überschritten, nach Beschaffenheit des Grun
des aber, auch auf Niedrigere Beträge von dem Schlcdsnchter gc» 
sprochen weiden tonne (Verordnung vom 28. I u l l 1777, §. 1 ) . 

§. 819. 

I n w ie f e r n be im K r a p p z e h e n t eine R e l u i t i o n 
S t a t t ha t . 

Dem Zehenthenn ist unbenommen, über die Ablösung des Kravp-
jehentes im Gelde, sich Mit dem Unterthane auszugleichen, so wie letz
tcrem überlassen bleibet, wenn »hm d,e herrschaftliche Forderung zu hoch 
scheine, seinem Zehentherrn die 10 Klafter zur Einführung ;u überlas, 
s<n; wobei übngens dle Grundobr,gkelten Sorge zu tragen haben, daß, 
ba sie elner Selts bei ihrem wohlhergebrachten Zchenttechte geschützt 
werden, sie dagegen die Schranken der Mäßigung Nicht überschreiten, 
Und zu Klagen über Bedrückungen keinen Anlaß geben (Hofresolution 
vom 2. Oktober 1795, ReggS.«Int. vom 16. Oktober 1795). 
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§. 820. 

Ob bei E i n l ö s u n g der G r ü n d e zum ö f f e n t l i c h e n Ge« 
brauche eine Ze h e n t r e l u i t i o n S t a t t ha t . 

Diese Frage wird durch folgenden Fal l , worüber die Hofkanzlei 
entschieden hat, beantworcer: 

Ueberdie Frage nähmlich, ob die Zehenteigcnthümer jener Grün« 
de, die zur Errichtung deS Neustädter-CanaleS verwendet, und also 
der Beurbarung endogen wurden, eine Entschädigung für den Ze-
hentabgang zu fordern berechtiget seyen, und ob, be» Anlegung der 
öffentlichen Straßen, mit welchen der Ca:ial am fuglichsten verglichen 
werden kann, die Zchentbesttzer e»ni Schadloshallung erhalten, wul" 
de durch Hofkanzlechecret vom 12. Apnl 189^! ermnert: »das) voN 
jenen Gründen, die unmittelbar zur Canallrace verwendet werden, 
keine Nellnrung des darauf allenfalls gehasteten Zehentes Statt ha" 
de, da der Staat selbst die Gründe zum öffentlichen Gebrauche und 
zur aUgememen Wajserfahrt emgelöset hat. 

§. 821. 

W i e d ie R e l u i t i o n zu geschehen h a t , wenn der Z ^ 
h e n t rückständig ist. W ie die Z e h e n t r e l u , t i o n zu ge^ 

schehen h a t , wenn sie von A l t e r s herkömm
lich ist. 

Nückfichtlich der Reluition des rückständigen Zehentes treten die' 
selben Bestimmungen ein, die §. 842 rücksichtllch des rückständigen 
Bergdlenstes vorkommen ('i'i-ilct. äv^iirib. lneorz,. 1'it. V l l . F. 3)> 

Es ist bereits §. 81? gesagt wo,den, das;, wo die Ablösung 
Herkommens ist, es m der Zehentholden Willen liege, den ZeheNt 
mit Most oder mit Geld zu entrichten. 

Die Zehentholden sollen jedoch hierbei die Bezahlung des Zehent» 
2 , 3 oder mehr Jahre mcht anstehen, oder falls er stehen sollte, dett 
Ausstand Nicht Mit etwa schlechtem Moste abführen ; sondern »edes Iahl 
soll der Zehent entweder in natura an selben Jahre oder im Gelbe 
(welches aber vor der von der Regierung zu geschehen habenden gewöhn« 
lichen Satzung keiner zu erlegen schuldig,st), abgestaltet werden (Pat. 
vom 31. August 4666). 

Was ferner im ersten oder mehreren Jahren nicht entrichtet N'Ul' 
de, soll weiter nicht in Most, sondern mit Geld nach eines jeden 
Jahres-Satzung abgeführet, auch zu solchem Ende von dem Z ^ 
hentherrn, vom Lesen blS Lichtmeß, ihre Zehentstube allezeit offen ge' 
halten, und von demlemgcn, welcher den Zehent dasselbe Jahr ««N 
Gelde abzuführen erbletig ist, solcher unweigerlich angenommen wel' 
den, und im Widrigen der Zehentherr die Strafe der.fünfzehnten 
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oder w,e es sonst genannt worden »st, oder d« Sahung abzufordern 
«cht befugt seyn (Loüem). 

§. 822. 

E l g e n t h ü m l l c h e P a k t u r »n der Umgegend von W i e n . 

Insbesondere hinsichtlich derjenigen, welche um die Haupt- und 
Residenzstadt Wlen und unter dem Gebirge Weingärten haben, wo
von dem Hofe und ehemaligen Vlzedome, dem Erzbischume Wien, 
Und andern neben dem Hofe der Zehent gebühret, bestehet se»t un» 
vordentllchen Zelten eine solche ?lb!ösunq dahm, daß »n so fein man 
«Men Elmcr Zehentmost Mit Geld ablosen w i l l , solches sowohl «n 
besseren Wemgebngen, nämlich Hof!e,n, Grltzendorf, Kl l lmg, Weld« 
lmg, Kahlenberg, Grlnzmq, Hnllgenstadt, Nußdorf, Slevrlng, Klo-
sterneuburg, Petelsdvlf, Mauer, Gumpoldsklrchen und Pfaffstetlen, 
als bcl den übllgen Gebirgen um emen jählllch zu bestimmenden Prezs 
geschehen soll, zeooch delgestalt, das: »n eines Jeden, del den Zehent 
zu nehmen schuldig »st, W l l l l ü h r lst, seinen gebüh,enden Zehent 
m Most oder »m Gelde zu entrichten, d»e Zehentherin aber chm sol« 
ches unweigerlich anzunehmen gehallen fem sollen. 

Auch wllb m jenem Edlcte auSdlückllch eltläret, das;, falls ein 
Zchentherr dem Zehenrholden eine solche Wahl benehmen wollte, der 
so unbefugt eingenommene Zehent unfehlbar confiSclrt werden soll. 

Dieser ReluulonsprelS wild lählllch letzt vermöge allerh. Ent, 
schlleßung vom 1. Dez. 1819, Hofkanzleld^riet vom 11. Dez. 1819, 
Negierungs-Cucular vom 18. Dez. 1819, von dem t. k. Krnsamtc 
lNlt Zuziehung de;- Zehent» und Bergherren, nämlich der Henschaften 
St i f t Klosterneubulg und Schotten, des Elzblslhumes Wien, des 
Magistlates von W«en und der Wiener - Bmgelspltalsverwaltung 
e>ner Se»ts, und der Zehent. und Beigholden anderer Seits ausge-
^Nlttelt, und der ausgcm,ttelre Relultlonopreis der Regierung zur Be» 
slätlgung volgelcgr, welche dann denselben »n dem Edikte bekannt 
Machet. 

Wenn nun das Kreisamt zwischen den Parteien Kinen Relui^ 
t'onsprels «n Güte auSmltteln sollte, so hat dasselbe dies; der Regie-
l'unq anzuzeigen, welq)e denselben nach Billigkeit bestimmt und zur 
Nlchtschnur bekannt macht. 

Da übrigens gegen die bei Bestimmung der Reluitionspreise des 
Velgbaues und We,nzehentes ,n der Gegend von Wien beobachtete 
Velfahlungoarr bisher mit Ausnahme emel einzigen Herlsckaft von 
keiner Seite eme Beschwerde vorgeblacht wurde, und auch diese nur 
burch die ungewöhnlich ungünstigen Wemjahre herbeigeführt worden 
war, da ferner diese Pakturs-Behandlunaen seit undenklichen Zelten 
'N der Uebung stehen und den angegebenen Aufklärungen zu Folge 
wlt Bclückstchtlgung gegenseitiger Billigkeit bestimmt wurde, so hat 
es be, der bisherigen Verfahrunqsart noch ferner zu verbleiben (Hof« 
tanzleldecret vom 17. März 1 8 N ) . 
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§. 823. 
W a n n j e n e P a k t u r zu geschehen h a t , und w ie hiebe» 

die Pre ise angenommen werden . 

Die Wc«nzehentrelu,tion nach der Weinlese entspräche dem Zwe
cke der Erleichterung der Zehentholden n,cht, und eS ist solche aus 
diesem Grunde auch von jeher gleichzeitig m«t den für den Anfang der 
Lese festzusetzenden Tage geschehen, und das von jeher beobachtete 
Verfahren, wornach m Hinsicht auf die besseren und schlechteren Ge
birge zweierlei Preise festgesetzt werden, empfiehlt sich von Seite der 
Billigkeit und Einfachheit (Hofkanzleldecret vom 4. Jänner 1821/ 
Hofzahl 2124). 

§. 824. 
Andere Hehent- und Bergholden sind davon aus

geschlossen. 

Ueber die Bitte mehrerer Zehent« und Bergholden, welche de« 
Zehent- und daS Bergrecht außer dem zur Haltung der Paktur ver
pflichteten Beerte liegenden Zehent» und Bergherrschaften zu reiche« 
haben, daß ihnen gestattet werde, ihren Zehent und ihr Belgrecht nach 
der nun von dem KrelSamte zu Stande gebrachten Paktur reluirett 
zu dürfen, wurde erinnert: daß von der bisher üblich gewesenen und 
seit undeutlichen Zelten bestehenden Art der Paktur des Weinzehen» 
tcs und Bergrechtes in dem Umkreise keineswegs abgegangen werde« 
könne, wornach zu den jäbrlich (nun von dem Krelsamte) gepflogenen 
dießfä'lllgen VelHandlung n von jeher nur die Herrschaften St i f t Klo» 
sterncuburg und Schoten, das Erzbisthum Wien , der Magistrat 
von Wien und die Wiener. Bürgerspitals-Verwaltung be,gezogett 
werden, und daß aus diesem Grunde d,e Verpflichtung sich nach die« 
ser Paktur zu richten, auf andere Zehent- und BergherrschafceN 
nicht ausgedehnt werden kann. 

Indessen wurden gedachte Bittsteller angewiesen, wenn sie g " 
gen die Behandlung der Zehent- und Bergherrschaften eine Beschwerde 
zu führen haben, sie selbe «m gesetzlichen Wege anzubringen haben 
(Regierungswelsung vom 3lX October 1816). 

§. 825. 
Z e h e n t h e r r e n , d ie i h r e n Z e h e n t n icht se.b st beheben 

w o l l e n , s o l l e n ihn vor A l l e m den Z e h e n t h o l d e n 
a n b i e t h e n . 

Um den Genuß der Zehentfrüchte so viel als möglich dem A«/ 
bauer ohne Nachthell des Zehentel'genthümers zuzuwenden, sollen dls 
Zehentherren, welche ihre Zehente Nicht selbst einzuziehen und zu b> 
nützen gesonnen sind, verbunden seyn, dieselben vor Allem den ZeheNt« 
holden anzuriechen, so zwar, daß sie erst dann, wenn sie sich mtt »0/ 
ren Zehentholden über die Bedmgmsse der Überlassung nicht vereini
gen tonnten, berechtiget wären, andere Pächter zu wählen. 
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Allein, selbst in diesem Falle soll noch den Zehentholden, wenn 
ganze Gememden zur Richtlgstelluna deS Pacht<chlllinges sich veibm« 
den, b« den außer dem Wege der Versteigerung eingegangenen Ze-
bentpachtungen das EmstandS« oder Vorrecht gebühren; jedoch um die 
Iehentherren m ihrem Rechte nicht zu tränken und Nicht gegen die 
Natur der Meistblethung zu handeln, soll ihnen dieses Emstands» 
oder Vorrecht Nicht auch bei der lm Wege der öffentlichen Versteige« 
lUng geschehenen Zehentpachtung zu Statten kommen. 

Damit jedoch dadmch, daß d,e Zehentholden bei einer vnmittel» 
baren Zehentoerstelgerung keinen Volthell genießen, die für ste ange
tragene Begünstigung nicht vereitelt werden lann, so soll der Zehent» 
Herr den Zehent vor jeder Verpachtung desselben dem Zehentholden 
UM so gewisser und auflichtlger anzub,ethen verbunden seyn und sich 
über den wlltlichen erfolgten, aber fluchtlos geschehenen Anboth aus
weisen tonnen, als »m Wld'lgcn, ohne diesem verlangten Anbothe 
sowohl d,e Versteigerung selbst alS der darauf sich gründende Contract 
"hne Weltezem für null und nichtig eitlä'rt weiden würde. 

Endlich sollen alle e: dichteten Contracte, die zur Umgehung die, 
seS Gesetzes vnableicht odei geschlossen weiden, als Veifälschungen 
angesehen, und die darüber Betretenen Mit der für Betnegcr ,n den 
besetzen bestimmten Strafe belegt weiden (Hofbescheid vom 15.Mai 
1797, RegierungS-Intimation vom 23. Ma» 1797). 

Wenn ü'bi'gens bei emer, außer dem Wege der Versteigerung 
an einen Dutten geschehenen Zchentverpachtung und emem nachher 
ßemachten Anbothe an die Gemeinde, selbe diesen Anboth nicht an« 
Nlnimt, und der Zchetilhe^r dann mu dem Dlittcn den Zehentpacht 
^bschii^ßt, so «st der Zchenlherr nicht verpflichtet, den nachher von der 
^ememde etwa Mit der Elklä'rung gemachten Anboth, von ihrem Em-
stands» oder Vorrechte Gebrauch machen zu wollen, anzunehmen (Part. 
Aeg,erungs. Entscheidung vom 13. Dez. 1814). 

Veistügelungsprotokolle über Zehente sind ttiMpelfrei (Nota der 
Lameial'Gefällcnvenvaltung vom 9. Ju l i 1834, Reggsz. 34,220). 

V I I I . Von dem Erlöschen des Zehentes. 

§. 826. 

W i e daS Zeh ent recht er l ischt . 

Das Zehentrecht erlischt: 
») Durch den Unteiganq oder die ganze Verödung der Gründe, 
K) Durch d,e Vciia'hrung. 

Auch finden d,e »n den §§. 42 biS 50 vorkommenden Bestimm«»» 
8«n h,er ihre Anwendung. 

Nückslchtllch dcr Veriährung heißt es: an welchen Orten der 
Kleine oder auch der große Zehent von Alters, oder wenigstens von 
ö2 Jahren, her Nicht »m Gebrauche gewesen, oder die Zehentholden 
s'ch Nicht besondels dazu verbunden haben, ,st man denselben auch »u 



870 l . T h e , l . V I I . A b h a n d l u n g . 

Zukunft nicht zu reichen verbunden Clr»ot. äo Hurld. lncoin. ' l l t . 
V l . , § . 3 ) . 

Eines Bestandmannes ober Lehenvasallen Nachsehen kann jedoch 
dem Lebenherrn oder Elgenthümer nicht schaden (Lo6. §. 10). 

Wale aber der Grund inzwischen öde und ungebaut gelegen, 
und darum tem Zehent genommen worden, so soll der Inhaber sich 
der Bezahlung Nicht zu behelfen haben, sondern, wenn er einen sol
chen G'und wieder anbaut, davon den Zehent, nach Verlauf der 
Beftelunqszeit, zu reichen verbunden seyn (l lnä. §. 10). 

Wenn ledocl» e,n Zehent zu Feld und zu Dorf gl oß und klein 
den Zehentholden nur auf gewisse Sorten überhaupt übellassen wird, 
obschon solchn Verlaß so viele Jahre als sonst zur Verjährung nöth'g 
ist, gewähret hätte, so können doch d«e Zehentholden sich hiernach, 
wenn es vom Bestände kömmt, von Re,chung des völligen Zehentts 
»n allen vor dem Bestände schuldig gewesenen Sorten mcht entheben, 
noch emtge Veiiä'hrung deswegen vorschützen (Lo6. §. 16). 

Cs erlöscht ferner der Zehent . 
c) durch den Ankauf des Zehentrechtes von Seite der Zehentholden. 

Auch hier, so w«e be» allen andern Rechten und Velblndlichkci^ 
ten erlöschen d,e Rechte und Verbindlichkeiten zum Zehen», wenn beide 
in einer Pelson verelmaet weiden. 

Eben so wenig, als cs sich nämlich denken läsit, das; Jemand 
sich selbst eln Darlehen schuldig sei, oder eine Selvmtt auf scmen» 
eigenen Grunde ausüben kann, eb,n so wenig kann der Besitzer eines 
Grundstückes sich selbst den Zehent davon schuldig seyn. 

Wenn demnach der Zehcnthc-lr demZchentpfi«cht«qcn das Zehent» 
«cht überlast, so wild der Gl und zehentfre», das ZehetMecht exlst'lt 
nicht mehr, und der zwischen dem Zehencherrn und dem Zehentholden 
geschlossene Contract «st, wenn er auch m der Urkunde e,n Verkauf 
genannt wn d, nichts anders als em ?sblösunqsvel trag «). 

Damit jedoch der Landescataster ,n Absicht auf ftlne landesübli-
che Velsteuerunasquelle nicht geschmälert, und auf der andeln Se»te 
den erworbenen Rechten der comrahn enden Thelle Nicht zu nahe g " 
tleten werde , so «st hier eben jene Einleitung zu treffen, welche b»s° 
her ln solchen Fällen Statt fand, wenn einzelne Unterthanen von den 
obrigkeitlichen G>eb»gkelten sich frclkaufen, und Mit den sieigekauftett 
DomMical'Gefä'llen nicht an den Landtafelsitz gebracht werden tonne«. 

Die Zehentholden können nämlich eben so wenig «n Ansehung 
des von ihnen gekauften Zehentes an den landtafelmäsngen Besitz s^' 
schrieben weiden. 

Zur Berichtigung deS CatasterS ,st dagegen das Zehcntgefäll voll 
der Dominica!-Einlage abzuschreiben. 

Von den Unterthanen wurde er vor dem Grundsteuer-Pro«"-
sorium und nunmehrigen allqememen Glundsteuer«Cataster ' " ^'! 
Rustlcal. Einlage als e»n sonderheltlicher Nutzen unter der Nubrlt 
der HauSpfunde zugeschrieben; nun wird aber hleMir auf dl« §. 5v 
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vorkommende Art vorgegangen; der Freikauf ist übrigens im Grund« 
buche vorzumerken. Auch sind ordentliche Ausweise über die zum alt» 
ständischen Cataster fatirten Erträgnisse der Zehenten, und über die 
llnzclnen Ancheile derselben, nach den geschlossenen Verträgen na« 
Nientlich speztfizirt zu verfassen, und dem ständisch Verordneten-Col-
legium zu überreichen (Hofkanzleidecret vom 1. Jul i 1813. Reggs.« 
Intimat. vom 16. Ju l i 1813). 

») I n dem Gebiete des Kreises V. O. W. W., welche« an das Land ob 
der Vnns qrcinzt, besteht jedoch in Folge alten Herkommens die Uebung, 
daß das Ilhnuecht als ein Reale behandelt w i rd , und gleich andern Do» 
minical?Realitäten enphyteutisirt, sohin auch als solches in die Grund« 
bücher eingetragen wird. Wenn nun solche Omphyteulisilltnacn unler öf, 
fentlicher Authorität daselbst Statt finden, und nie beanstandet wurden, 
so kann einer Herrschaft dieHindangebung ihres Zehntrechies um so weniger 
verweigert werben, als in rechtlicher Nezichung mit Rücksicht auf den 
§. ÜW des allgemeinen b. G. eine solche Behandlung de« Üehntrechtes 
als einer unbeweglichen Sache weder der Wesenheit eines solchen Rechtes 
noch den bestehenden Gesetzen widerstreitet. Ist es zulasse, das schentrecht 
als ein Reale, somit als ein Object der Landtafc.! und b'er («rundbvcher zu 
behandeln, so kann weder dessen Veräußerung noch auch die Slipulirung 
eines Laudemiums und Einstandrechtes beanstandet werden. I n diesem 
Sinne erfloß auch in einem Partieularfalle eine Entscheidung der Regie» 
rung vom l l . October 1697. Reggsz ö3,7i2. 

IX. Von den Zehentstreitigkeiten. 

§. 827. 

Welche Z e h e n t s t r e i t i g k e i t e n zur po l i t i schen L i n i e 
gehören. 

Streitigkeiten wegen doppelten Zehentvergütungen gehören nach 
bem Regierungsdecret vom 9. August 1793, Reggsj. 13,020 zur po. 
litlschen Lmie. 

Nur Streitigkeiten über die A r t der Zchenteinhcbung, in 
sofern sie sich auf den faccischen Besitzstand gründen, gehören nach 
den Bestimmungen des Unlerchans»Pacentes vor die polnischen Be< 
Förden (Hofkanzleidecret vom 9. März 1815. Regierungsdecret vom 
vom 2. April 18lö. §. 4 ) . 

Als ein Gesuch mehrerer Zeheutholoen dahin gerichtet wurde, 
^ möchte erkannt werden, das; bestimmte, erst seit ein'gen Jahren 
beurbarce Grundstücke N e u risse seien, und daß ihnen davon die 
gesetzliche zwanzigjährige Z^hentbefreiung zukomme, wurde entschie
de«: ES handle sich ht'er gar nicht um das Zehen trech t , was von 
^ n Beschwerdeführern keineswegs bestritten wird, sondern nur um 
die Frage, ob ihnen die angesprochene zei t l iche B e f r e i u n g ge. 
bühre, welche durch die gesetzlichen Bestimmungen für gewisse Fälle 
ausgesprochen wird. 

Die Entscheidung dieser Frage steht nicht dem C iv i l r i ch« 
^ ' , sondern den politischen Behörden zu, welche, nach Maßgabe 
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der in den Gesehen» und insbesondere m der Hofentscheidung vom 9. 
März 1815 nahmhaft gemachten Gattungen der Gründe ( S . §. 794 
u. ff.) allem auszusprechen haben, zu welcher Gattung d»e beul bar» 
ten 'öden Gründe, für welche die zeitliche Zehentbcfrelung ausgespro
chen wu'd, gehöre; dann, ob und für welche Zelt, nach der zu t?cf' 
senden Classification, d,e Befreiung Start zu finden habe. 

Auf den Ausspruch über d,e Eigenschaft der beurbarten öd<N 
Gründe, und über die darnach zu bemessende Zulässlgtelt und Dauer 
einer zeitlichen Zehembefrelung hat derClvtlr»chter um so MiNberEin« 
fiuß zu nehmen, als eS h»er emjlg um reme Anwendung der vorhan
denen politisch» gesetzlichen Bestimmungen auf den vorliegenden Fall 
zu thun «st. 

Auch ,st in dem erwähnten Normale vom Jahre 1815 nirgends 
etwas enthalten, das; solche Erkenntnisse vor dem C,v,lr,chter gehör" 
ten. Der politischen Stelle wuide daher die Amtshandlung ,n zwei» 
ter Instanz aufgetragen (Hofkan;lelverordnung vom 29.Iänncr 1819 
RcggS. I n t . vom 19. Februar 1819). 

§. 828. 
Wann Zehentstreitigleiten politisch zu schlichten 

s lNd. 
Den Zehntherrcn, als solchen, gebühret landesoerfassungsmäM 

leine IullSdlctlon. Sie müssen vielmehr alle Beschneiden be« der 
Grundobnqkett ihrer Zehentholden auslraqen. Die Zehentheirschaft 
hat sich also Mit ihrer Beschwerde gegen ihre Zehentholden an deren 
Grundobrigkeit zu verwenden, und auf die Entscheidung «nlvo re-
eur8u an das Kre,samt zu dringen (Part. Rcglerungs-Entscheldung 
vom 4. März 1817. Reggsz. 7698). 

Ist der Zehentherr »edoch zugleich Grundobrigkeit, so ist das Ve^ 
fahren be» ihr, nach Vorschrift des Unterthanspacentes zu verhandeln» 

§. 829. 

Nach welcher F o r m das pol i t ische V e r f a h r e n in Ze' 
h e n t s t r e l t i g l c l t e n zu b e h a n d e l n »st. 

Das Verfahren bei Zehentstreltiqkeiten ist mit jenem analog, 
welches für die Streitigkeiten aus dem UnterthanSverbande vorgezelch' 
net ist (Hofkanzletdecret vom 20. Zum 1830. Reqqsz. 30,858) ; und 
bei solchen Klagsachen soll nach den allgemein bestellenden Vorschrift 
t,n die k k. Hof» und n. ö. Kammerprocuratur vernommen werde« 
(Hofkanzleldecret vom 6. Ma» 180K). 

§. 830. 

B e i l e g u n g der M a p p e n i n solchen S t r e i t f ä l l e n . 

I n Zehent - und überhaupt in allen Streitfällen, wo es auf 
den «iwm In« ankommt, soll cme ordentliche, von beiden ThetleN u"' 
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terschrieben« rectlficirte m^npn bei im Widrigen nicht zugelassen wer, 
den sollenden Acten «Collanomrung jederzeit belgelegt werden (Edict 
vom 13. November 1749). 

§. 831. 

Welche Z e h e n t s t r e i t i g k e i t e n a u f d e n Rechtsweg 
gehören. 

Verhandlungen und Entscheidungen der Frage über dasZehcnt« 
l̂ cht gehören Nlcht zu den politischen Stellen, sondern vor den ordcnt« 
l'chen Nichter; der >n allen Fällen, wo aus dem besondein Rechts» 
t'tel Rechte und Velblndlichkelten abgezogen werden, und darüber 
Streitigkeiten entstehen, folglich auch hier einzuschreiten hat (Hofkanz« 
leldecret vom 3. März 1815, Regierungsdccret vom 2. April 1815. 
8-4) . 

§. 832. 

I n w i e f e r n die pol i t ische B e h ö r d e ?uch i n solchen 
Rechts f ä l l e n e i n z u t r e t e n hat . 

I n solchen Fällen hat die politische Behörde nur in sofern ein? 
^treten, als öffentliche Rücksichten m manchen Fällen Masireqeln zur 
Schaltung emes provisorischen Besitzstandes nothwendig machen tön» 
^M (Hofkan^leldecret vom 9. März 1815. Reglcrungsdecret vom 
2. Apnl 1815. § .4 ) . 

Es waltet ledoch zwischen der Aufrechthaltunq des fac t ischen 
Besitzstandes und der Velanlassunq eines Provisoriums bei Un» 
lerchansstleltigkettcn ein wesentllchel llntclschled ob; und da da« Ver
sahren bei Zehenlstieitlgkeltcn Mit zenem analog ist,welches für Strei» 
^gleiten aus dem Unterthansverbanoe vorgeze,chnet ist, so findet je« 
5er Unterschied auch seme Anwendung; und somit «st eme Gemeinde 
ê» emem solchen erhobenen unzweifelhaften factlschem Besitzstand im 

allgemeinen »n der Freiheit von Entrichtung deS Zehents zu schützen 
(Hofkanzle»dccret vom 20. Juni 1823. Hofz. 18,521, N?ggSz.' 30,858). 

§. 833. 

W a n n kein po l i t i sches P r o v i s o r i u m zu t r e f f e n ist. 

D»e Feststellung eines Provisoriums bis zum Ausgange eines 
3ehentrechlstreites von Seite der politischen Behölde «st nicht gerecht« 
sertlgct, wenn ke,ne o f f endlichen Rücksichten eintreten, in 
welchem Falle das Gesetz die politischen Behörden zur Festsetzung eines 
HlovisonumS für berufen ertlären, und übcldaupt um so unnöthlger 
^ u d , wenn die recurrlrenden Zehentholden sich Nicht weigern, das 
bisher entrichtete Zehentgeld noch ferner zu bezahlen (Hofkanzlelde« 
"et vom 20. November 1834. Hofz. 28,775, Reggsz. 64,335). 
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IV. T i t e l . 
Von dem politischen Rechtsverhältnisse der Berg-

holden zur Bergobrigkeit. 
§. 835. 

Recht der B e r g h e r r s c h a f t zu r Behebung deS B e r g ' 
rechtes. 

Di« Bergherrschaft hat das althergebrachte Recht zur Behebung 
eines bestimmten Dienstes m Wein, oder auch im Gelde von Wein-
gärten (1'ruct. äe^urik. iucorp. '1'it. V l l . §. 1) . 

§. 835. 

P f l i c h t e n der Bergher rscha f t . 

Dte Pflichten der Bergherrschaft bestehen in Folgendem: 
4.) Die Bergherren (und auch andere, die von Alters her die 

Bergstelge, Fahrtwege und Brücken im Gebirge zu erhalten schuldig 
sind) sollen darauf wachen, daß dieselben sogleich nach Nochdurft re» 
parirt, und in das Künftige jederzeit baulich erhalten werden. 

Wer sich übrigens dagegen rergreist, der soll nicht nur zur 3l> 
siitution ve,lhalten, sondern auch nach Beschaffenheit der Sache UN" 
ausbleibllch bestraft werden (Patent vom 31. August 1666). 

Was die nothwendige Verbesserung austragen mag, darf ange* 
schlagen und gefordert, solche Verbesserung 5cr Zäune und Planten 
aber, jedesmal zur rechten Zeit, wenn der Weinstock zu treiben al^ 
fängt, zeitlich vorgekehret werden. 

Von dem Bergherrn kann daher nur das, was die unumgä'ng' 
liche Unterhalcungsnothdurfr erhe,scher, eingefordert und begehret well 
den, wobei zwischen den Auswärtigen und Inwohnern kein Unter-
schied zu machen, sondern durchgehendS Gleichheit zu beobachten ist) 
und jedem solle über das, was er bezahlet hat, Quittungen ausg^ 
folgt werden (L"äeni). 

2.) Die Bergherren haben dort, wo es hertömmlich ist, in jedem O^ 
lnrge ein abgesondertes billiges gewisses Hut- und Bodunggeld zu besti«^ 
men, den Hütern Schein oder Patente! unter ihrer Fertigung zuzustel̂  
len, damit sie solche jedermann vorweisen, und dieselbe nicht steigert 
können, und es soll der Unterschied, der zwischen den Auswärtigen und 
Angesessenen gemacht wurde, aufgehoben seyn, gegen jedermann 
Gleichheit gehalten, und die Auswärtigen durchaus nicht höher als 
die Angesessenen belegt werden (lluäum). 

Der Schaden, welcher von den Hütern durch ihr nachlässig^ 
oder übles Hüten verursacht wird, soll ledoch bei den Hütern, Ueber< 
sehern und Bergmeistern gesucht werden (l loüllw). 

3.) Die Bergherren haben endlich die eigentliche Zeit, wann d»e 
Frucht sowohl in der Ebene als in dem Gebirge zu seiner Reife S" 
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langt, durch die geschwornen Bergmeister gründlich untersuchen zu 
^ssen, sodann den Tag der Weinlese nach dem Unterschiede der Gc-
blrge zu bestimmen (§.8U9), auch zu Jedermanns Wissenschaft öffent
lich anzuschlagen und zu verkünden, zuvor aber die Zehentherrn, da
mit sie alle Vorkehrung machen, zeillich zu erinnern (Verordnung 
vom 27. November 1751. Gedruckter Befehl vom 31. Dezember 1751). 

I n der Gegend um Wien wird jedoch die Bestimmung desTa» 
8«s zur Weinlese auf den Antrag des k. k. Kreisamtes V.U.W. W. in dem 
lahrlich von der Regierung erlassenen Edict §. 391 bekannt gemacht. 

§. 836. 

W i e O r d n u n g e n und S a t z u n g e n rücksichtl ich deS 
Be rg rech tes bestehen. 

Obwohl in den Jahren 1546, wie es mit dem Schöpfen deS 
Bergrechtes gehalten werden soll, Ordnung und Sahung gemacht 
UNd publlzirt, und hernach in den Jahren 1569,1583,1595,1612,1651 
Und 1652 und unterm 9. September 1660 wiederholt erneuert wor
den ist, darnach sich Jedermann auf dem Lande richten soll, so kam 
dennoch vor, daß von vlelen dawider gehandelt wurde, daher dieser 
Mißbrauch mit Patent vom 31. August 1666 abzustellen befohlen. 
Und vorzüglich die Beobachtung der in den Patenten 1651 und 1652 
enthaltenen Punkte aufgetragen wurde. 

Bei diesen bestehenden Bergrechtsordnungen hat es nun, so lang 
sl« Nicht verändert werden, zu verbleiben, welche, bei Vermeidung 
der darin ausgedrückten Strafen, zu befolgen sind (l'rnetntu» llo 
jurll,. incorp. '1'it. V I I . 8- 6) . 

§. 837. 

D e r Bergd iens t ist auch bei M i ß j a h r e n zu reichen. 

Der Inhaber eines bergmäßigen GrundcS ist solchen Dienst da
von zu entrichten schuldig, es wäre gleich, verschiedenen Ungewitters 
halber, das IahreSerträ'gnisi wenig oder gar nichts gewesen ( l rao t . 
s ^ n r i b . incorp. '1'it. V I . §. 1) . 

§. 838. 

W a n n eine B e r g d i e n s t b e f r e i u n g e i n t r i t t . 

Nur wenn der Weingarten, ohne des Inhabers Schuld verödet, 
l° ist er/ so lange die Verödung währt, noch füglich wieder gehoben 
Werden kann, zu keinem Bergrecht verbunden. Uoäem. 

Dagegen, wenn auch ein bergmäßiger Weingarten zu einem 
hergemacht wird, so soll nichts destoweniger dem Bergherm das 
gewöhnliche Bergrecht entrichtet werden. Noäem §. 2. 

l . 56 



876 l . T h e , l . V l l . A b h a n d l u n g . 

§. 839. 

W»e u n d w a n n der B e r g d i e n s t behoben w i r d . 

Der Beruhen' 'st schuldig, den Dlcnst l<lhll,ch zu beheben, und 
nicht befugt, zu wohlfeilen oder schlechten Iahien semBelglecht aus 
5)iachläss»gkelt oder Volsah deswegen ausstehen zu lassen, um solches 
Heinach zu bessern und thcu.'ln Iah lcn, sammt dem andem abzuneh' 
men (Patent rem 30 Septembe» 1567). 

§. 8^0. 

W a n n und wie der B e r g d i e n s t r e l u i r t w i r d . 

Der Belgherr «st (in der Regel) Nlcht schuldig, den ihm gebüh' 
renden Wemdlenst nutGeld abzulösen, dagegen kann er aber auch den 
Bergholden zur Ablösung Nicht nöthigen, '1'rnct. 6u^jnr. ine. 1'it.V I §. 3. 

Wenn abei die jähillche Nelchung deS schuldigen Bergrechtes 
an den Belgholden Nicht erzwecket weiden lönnte, so steht demselben 
von den Ausstandz,ahren die Ablösung m dem Weiche, w,e der mitt' 
leie Kauf m denselben Orten jährlich gegangen ,st, zu thun bevor. 

Wenn dagegen bei guten Zahlen der Belgherr seines gebühren« 
den Wemdlenstes Nicht bat habhaft weiden tonnen, und em schlechtes 
Jahr dalauf ei folgt, so ist er das ausständige Bergrecht ,n dew 
schlechtem und gelMgeln Gewächse anzunehmen Nicht schuldig, sondern 
dafür den Weich, w»e solcher im vorigen Jahre gegangen »st, zu for« 
bern befugt. Loäom §. 3. 

An den Orten feiner, wo die Ablösung Helkommens ist, soll der 
Berg»echtshen- jedes Jahr das Bergrecht, es seien d,e Weine schlecht 
oder gut gerachen, wenn man es m Geld ober Most bezahlen wil l , 
annehmen (Patent vom 31. August 1666). 

Daher gelten m Bellest delzenigen, welche um die Haupt- und 
Residenzstadt Wien und unter dem Gebirge Wemgälten haben, wo< 
von dem Hose, dem Elzblschume W»en und andein neben dem Hofe 
das Bergrecht gebühret, dlelelben jährlich von alterohell kömmt»' 
che« Relulttonsbestlmmungen, welche lN Betreff der Zehentho.'dett 
zenerGegenden bestehen, daher dieselbe jährlich »nelncm Regle: un.as' 
Edlcte veremt bekannt gemacht werden. 

§. 84t . 

W a s zu geschehen ha t , w e n n w e n i g e r W e i n e rz ie le t 
w i r d , a l s der D i e n s t be t räg t . 

Wenn nicht so viel Wem gewachsen seyn sollte, als abzusch'ö' 
pfen wäre, soll die Gebühr im Gelbe bei dem Glundbuche >n ordent' 
licher Schätzung abqeführet werden (Patent vom 30. September 
1567). 
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§. 852. 

W i e m i t den B e r g d i e n s t a u s s t ä n d e n vorzugehen ist. 

Die Ausstände des BcrgdiensteS un vorigen Jahre kann de»' 
^ergherr bc» d»>rFechsung suchen, deswegen d,e Verführung des Mat
sches bei dem Wclngarlcn v.'lblelhcn. und selbst pfänden. 

Ist aber mit dem Inhaber des WelngartenS, welcher den Aus
stand verursachte, eine Veränderung vorgegangen, so sind dle Aus
stände, welche mehr als von 3 Jahren herrühren, nicht bei dem ge
genwärtigen Inhaber oder seiner Fechsana, sondern bel dem vorigen 
einzubringen ('1'ract. 6« ^ll^il». incorp. '1'it. V l l . §. 4) . 

Desgleichen heißt es «m Patente vom 39. September 4569 bel 
wegen des noch ausständlljen Bergrechtes, auch auf ergangenes Ge» 
nerale (1565) Nicht erfolgenden Parirung, soll Sperr und Pfändung 
deS Malsches wlder die Restanten vorgenommen, und ihnen mcht 
eher e»n Maisch vom Weingarten wegzuführen gestattet werden, als b«s 
ste den Ausstand im Gelde cntlichtet haben. 

§. 843. 

I n w i e f e r n daS B e r g r e c h t zur po l i t i schen L i n i e 
gehöre t . 

Wenn in Absicht auf das Bergrecht hie und da überspannte For
derungen und Mißbrauche entstünden, so soll von Fall zu Fall die 
vorkommende Klage genau untersucht, und wenn nach Maßgabe deS 
Utlterthanopatentes vom 1. September 1781 die Sache in der Güte nicht 
abgethan werden kann, die den Umständen und der Billigkeit ange-
Nlessene Entscheidung von den po l i t i s chen Behörden, denen das 
Erkenntniß darüber zustehet, geschöpft werden. (Patent vom 6. April 
1790). 

V. Titel. 
Von den politischen Rechtsverhältnissen der Vogt-

holden zur weltlichen Vogtobrigkeit. 

§. 844. 

E i n t He i l ung der V o g t e i e n . 

Wie daS Verhältnis) zwischen der Vogteiherrschaft und den Vogt. 
Volden entstanden ist, wurde geschichtlich dargestellt. 

Wenn nan solche Anvoglungen allein auf eme gewisse Zeit oder 
auf Wohlgefallen deS Grundherrn geschehen, werden sie B e t v o g -
t«len genannt. 

Wenn sie aber so geschehen, daß dieselbe erblich bei dem Vogt« 
öerrn, seinen Erben und Nachkommen bleiben soll, so ist es eine Erb« 
vogtei ( ' l ' rnl l . äo Huri!). 1nc«iri>. '1'it. l t . , §. 1) . 

56 * 
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3. 845. 

Unterschied zwischen den V e t - und E r b v o g t e i e n . 

Zwischen diesen beiden Vogteien ist der Unterschied, daß die 
Erbvogteien ohne besondere zur Verwirkung genügsame Ursachen 
nnaufrundlich und unwiderruflich, die Belvogteien aber zu be
stimmter Zeit, und zu des Grundherrn oder Stifters Wohlgefallen 
den erwählten Vögten oder dessen Erben wieder aufgerundet werden 
I önncn, dagegen dann auch der Vogt sich einer Verjährung nicht zu 
behelfen hat (Ko<^m § . 3 ) . 

§. 846. 

D i e E r b v o g t e i w i r d v e r m u t h e r . 

Wenn Jemand eine Vogtei 32 Jahre im ruhigen Besitze oder 
Gebrauch gehabt hat, obschon hierüber nichts schriftliches vorzuweisen 
hat, soll es doch für eine Erbvogtei gehalten werden, es sn denn, 
der weltliche Grundherr oder Stifter beweise mit Urkunden, oder 
auf andere Art hinreichend, daß es allein eine Betvogtei sei (Loä. 

§. 847. 

Recht des V o g t h e r r n . 

Ein Vogiherr hat von seinen Vogthalden den schuldigen Vogt' 
dienst, jedoch ohne Steigerung, wie auch dasjenige, was der Vogt» 
Herr sonst im alrhelgebrachten Besitze hat, zu fordern und einzuziehen 
(Lo«lom §. 5 ) . 

I m Falle jedoch bei einer Vogteiherrschaft in den aufgerichtt' 
ten Stiftbiiefen besondere, jedoch sonst zulässige Bedingungen und 
Verordnungen begriffen sind, welche den erlassenen Satzungen etwa 
entgegen oder hierin gar nicht bedacht werden, soll hiedurch solchen 
besonderen Bedingungen und Verordnungen nichts benommen sein, 
sondern eS bei denselben gleichwohl sein Verbleiben haben (Loüew 
'1'it. I . , §. 26., 'l ' it. I I . , § . 9 ) . 

Unter die vorzüglichen Rechte gehört auch zuweilen die Robot!) 
und das Recht zur Bestätigung der Magistratuälen untetthänig"' 
Gemeinden. 

Ueber eine Anfrage des Unterthans-Advocaten, ob nicht dtrmal, 
wo das Faustrecht im Lande, folglich der Grund des vogteiherrlicheN 
Schuhes aufgehd'ret har, der Vogtdienst ebenfalls solle aufzuh^ 
ren haben, weil co882nt« cau8n, c«»«i!t esseetug, wurde endlich 
mit Hofkanzleibescheid vom 5. Jul i 1785 erinnert, daß von dieses 
Antrage wegen gänzlicher Aufhebung der Vogtdienste kein Gebrauch 
gemacht werden tonne, weil nach der hierüber erstatteten AeußeruNg 
der Regierung vom 15. Juni 1785, der Vogtherr seinen Holden eben 
den Schutz, als der Grundherr seinen Grundholden leisten könne, 
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und nach den besiehenden Gesetzen müsse, mithin nur die Art des 
Schutzes von dem uralten und jetzigen Zeitalter unterschieden sei. 
^ahin zielen alle in Behandlung der Unterlhanen erlassenen allerhöch
sten Patente und die in Vogthcrrlichkeitssachen erflosscnen allerhöch» 
tten Normalien vom 9. April 1784 und 29. April 1785 ab, und ge
ben den verschiedenen Gattungen der Dominien sowohl als den Un-
terthanen die deutliche Belehrung, wie der eine den Schutz dem an» 
bern zu geben habe, und im Verweigerungsfalle hierzu verhalten 
werden könne. 

M i t dem nämlichen Rechte also, als der Grundherr den Grund-
dienst genießt, sei auch der Vogtherr den Vogtdienst, welcher bekann» 
ter Maßen aus eben den Giebigkeiten, wie der Glunddienst, als: 
an einigen Orten in Geld und Naturalabgaben, in andern in No« 
bothleistungen besteht, und als eine Dominicalabgabe nicht nur fatirt, 
sondern auch versteuert wird, zu genießen um so mehr berechtiget, als 
auch die neuen Gesetze in dem Nobothpatente selbst vom 6. Juni 1772 
^>f diese Dominica!- und aus dem noxu sudäitolae entspringenden 
Schuldigkeiten den Bedacht genommen haben. 

§. 848. 

Welche E igenschaf t der V o g t e i d i e n s t a n n i m m t , wenn 
der V o g t h e r r zugleich G r u n d h e r r w i r d . 

Selbst aus der Eigenschaft des Vogtrechtes, vermög welcher die 
Grunbherren in den alten Zeiten ihr Grundeigenthum, des bessern 
Schutzes wegen, an mächtigere gegen eine bestimmte Giebigkeit ge
Vogt, und in ihren Schutz, ftdoch mit Vo>behalt der Grundobrig
keitsrechte, gegeben haben, entspringt die Folge, daß, da diese 
Vogteiherrlichkeit wieder vereiniget worden ist, der für den vogteili» 
b̂en Schutz vorhin überlassen gewesene Theil der Giebigkeit aufge» 

hört habe, ein Vogteidienst mehr zu seyn und die Natur einer grund» 
herrlichen Abgabe annehme, folglich eine ex noxu «udäitelao ent> 
springende Giebigkeit sei; und hat die Herrschaft die Einschreibung 
bes, jeden Unterthan betreffenden Vogteihaferbienstes in seinem Do» 
winicalbüchel, vorzunehmen (Hofd. vom 29. April 1.785, Regie» 
lUngs-Intimation vom 10. Mai 1785). 

§. 849. 

P f l i c h t des we l t l i chen V o g t h e r r n . 

Ein weltlicher Vogcherr ist verbunden, seine Vogtholden jeder
zeit treulich zu schützen ('I>i»ct. äo ^urlb. incorp. 'Nt. I I . , §. 5 ) , 
"nd hat zur Stelle eines Voqteiverwalters nach der allerh. Entschlie
ßung vom 22. März 1828 solche Personen nicht zuzulassen, und bei 
^nselbcn auch nicht zu belassen, welche entweder eines Verbrechens 
bereits schuldig erkannt, oder nur aus Mangel rechtlicher Beweise 
'̂ gesprochen worden, oder die überhaupt nicht ganz tadellos sind, 
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«ndem die Vogce»oerwaltung e»n Zweig der österr. politischen Abmini' 
»Ballon »st, und dieses Geschäft nur ganz vorwurfsfreien Männern 
Mit Beruhigung anvertraue werden kann. 

§. 850. 

W«e d,e V ogte lherrscha f t v e r w i r k t w i r d . 

Wenn eln Vogtherr selbst oder durch Andere seine weltliche Vog' 
t.-l »Nlschlaucht, oder sonst m andein Weqen den Vogtholden, anstatt 
des schuldigen Schutzes selbst großen Schaden und Beschwernis; zu
fügen sollte, so hat er dadurch, neben qebübrender Erstattung des an» 
g^hanen Schadens, die Vogtei vcrwnk.t; jedoch soll er desselben 
o')ne vorgehendem rechtlichen Erkenntnisse nicht entsetzt werden ( ' l«c t . 
<!<' jill-in. in<or^. l it. l l . , § . 8 ) . 

§. 951. 

I n w ie fe ;n bc» S t r e i t i g k e i t e n zwischen den Vog t -
h c i r n und V o g t h o l d e n d,e po l i t i schen B e h ö r d e n 

e inzuschre i ten haben. 

Streitigkeiten zwischen Vogtherrn und V?gtho'den sind nicht 
nach dem Unterthans» Patente zu behandeln, sondern bei den Ge 
r'chtobehörden.deS Beklagten anzubringen (Beiordnung vom 9. April 
1784, Hofverordnunq vom 11. Mal 17«4). 

Da'jedoch aus der Eigenschaft des Vogteirechtes, ve»mög wel̂  
chom dl« Grundhcrren »n den alten Zelten lhreGrundunterthanen des 
bessern Nutzens wegen an Mächtigere gegen eme bestimmte G«eb>a/ 
fe,t qevogt, und ,n ihren Schutz, ,edoch m«t Vorbehalt der Grund-
obrlgleitsrechte gegeben haben, die Folge entspringt, daß, wo die 
Vogtecherrllchkett Mit der Grundherrschaft wieder vereiniget worden 
,st, der für den vogte,herrl,chen Schuh voiher überlassen gewesene 
Theil der Gierigkeit aufgehört hat, ein Vogldienst mehr zu seyNl 
und d«e Natur einer grundherrlichen Abgabe angenommen hat, folss-
llch eme platterdings ev nexu »i,b l̂t<»Ine entspringende Giebigke>t 
»st, »n ?lnsehung welcher d«e sich beschweren wollenden UnterchaneN, 
nach dem llntcrchanspatente vom 1. September 1781, sich zu be
nehmen haben, so lann für d,ese Fälle, wenn wirklich der Gegen« 
stand des Streites als eine vogte«llche Schuldigkeit aufaeführt wer« 
den sollte, das Gesetz vom 9. Apnl 1784 nicht angewendet werden, 
jondeln es hat die Behandlungsart nach dem Unterthanspatente voM 
1. Sevrember 1781 einzutreten (Hofkanzlelverordnung vom 29.Apr«l 
178^», Regierungs^IntiMütlon vom 10. Mai 1785). 
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II. Abschnitt. 
Von den auf das polit ische V e r h ä l l n i ß des Bauern . 
stand es zu den verschiedenen Gat tungen von Ob r ig» 
Zeiten E i n f l u ß nehmendenOrganen und ihrem eigen« 

thümlichen Ver fah ren . 

§. 852. 
E in the i l ung dieses Abschnittes. 

Dieser Abschnitt zerfällt 
l. in die Darstellung der hier einwirkenden Organe, 

l l . in das dießfä'llige eigenthümliche Verfahren. 

I. A b s a t z . 
D a r s t e l l u n g der hier einschreitenden Organe. 

§. 853. 

E i n t he i l ung derselben. 

T>ie Organe, welche bc-i den politischen Verhältnissen des Bauern
standes zu den verschiedenen Gattungen von Obrigkeiten einzuschreiten 
haben, zerfallen 

I. in die erhebenden, entscheidenden und erecutirenden, und 
l l . in die berathenden und vertretenden. 

1. Von den erhebenden, entscheidenden und executirenden 
Organen. 

§. 854. 

E in the i l ung derselben. 

Diese sind: 
H. die obrigkeitlichen Wirthschaftsämter, und 
II . die l. f. politischen oder administrativen Behörden. 

Von dem ständisch«Verordneten - Collegium wurde bereits in der 
Abhandlung IV. dieses TheilS von dem nieder'österr. Stände - Insti» 
tuce, und in dieser Abhandlung bn den Dominicalgütern und den 
Nusticalgründen umständlich gehandelt; von den l. f. politischen oder 
adminlstratlven Behörden und ihrer Activität ist in dem I I . Theile 
dieses Wertes die Rede; also hier nur noch so weit hievon, als 
lle auf jenes politische Verhällniß einen eigenthümliche« Eim 
5uß nehmen. 
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4. Bon den obrigkeitlichen Wirthschaftsämtern. 

§. 855. 
A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h ie rüber . 

Dl« ersten Instanzen m allen politischen Angelegenheiten des 
Bauelnstandes bilden ,n N»ed. Oestencich die sogenannten W i r t h ' 
s c h a f t s ä m t e r » ) , und dle Magistrate. 

Ihre Geschäfte beziehen sich auf die Ausübung der grund« und 
ortsobnglettllchcn Rechte und Pfllchten. Diese Ausübung ist bald 
«n em und demselben Amte concenttltt, was auch lücksichtllch der Iu» 
st»z seyn kann, und auch vorzüglich bei kleinern Gütern häusig der 
Fall ist, oder sie »st zwischen meh,eren Beamten, als Iust,z>är, NeNt« 
me,stci, Wcllftnamls', Eteueramts-Velwalrer u. s. w. gcthe»lt. 

D«e ?lusübung der Zehent-, Berg- und weltl. Vogteu-echte ge« 
hört dagegen Nicht hteher; denn nur in dem Falle, als der Zehent» 
Berg» oder Vogthold zugleich Unmthan »st, unterliegt er der Amts» 
Handlung des Wuthschaftsamtes der Henschaft, welcher jene Holde« 
untertbänlg sind, nach den Bestimmungen deS Unterthanspatentes; 
sonst wird dieses Verhältnis; als Partelsache als 'ökonomische Angeld 
g<nheit behandelt, und liegt außer dem Bei eiche jenes Amtes. 

») Ihre Benennung ist nach Verschiedenheit der Gegenden, auch verschieden, 
als Ncrwaltungs», Pfiegamter, Obnamter u. s. w , was iedoH in der 
Wesenheit lbrcr Vestimmunq nichts ai.dcrt. Der Titel Hauptmann, der 
namentlich lnr Stiftern Statt hatte, ist jedoch wegen der zwischen dem 
Mil i tär und den herrschaftlichen W'Nhschastsbeamten eingetretenen Zwi' 
stigkeiten mit Normale vom 18 Dez. 1749 e<nqcstellt worden. 

S . bicßfaltt Neuber, gedrängte Ucbersicht der Verfassung herrfchastli« 
chcr W'.rthschaftsamtcr und Nerbaltnlss», zwischen Odriakn'ttn und Unter» 
lbanen ,n Oesterrerch unter'der Enns ,n Vergleich Mit Bödmen. 8. Wien 
1813, 8 k» , und rucksichtllch des Bestandes dieser Aemter S . Nred. 
Oesterr. Dominien.Schematismus für das Jahr 1836. 

Vln Handbuch dls ganzen ^ersonalstanbes von den sammNichrn Do« 
mi'ncn in Oest̂ rreich unter der Enns. Mi t Angabe der Fideikommiß - und 
Allodial ' Herrschaft^, der Namen. 2ltel und Wahrungen der Hcrr« 
schaftsbesiher, der Landgerichte, Steuerbezirks - Obrigkeiten und der 
nächsten Posten, nebst einem alphabetischen Ramensverze'chniß und dem 
Pcrsonalstande der med. osterr. vier Kreisamter. Wien, 1836. 

Rucllichtlich der Aufbewahrung der obrigkeitlichen Amesschliften G> 
Anleitung zur Errichtung der Registraturen und Xrchive für h«rr<chaftw 
che Amtskanzelleien. Von Ignaz Percgnn Ainstedl, k. k. Hosregistran« 
lcn, Wnn 1823. 

§. »56. 
D e r S i t z e iner A m t s l a n z l e i kann nicht w i l l k ü r l i c h 
a n d e r s w o h i n gezogen werden. D i e Entscheidung hier» 

über g e b ü h r t den K r e l s ä m te rn . 

Wo von jeher eme ordentliche, mit dem nöthlgen Personale ver
sehene Amurung bestanden hat, dort soll sie auch fe,ner verbleibe«; 
denn, wenn von Seite der Staatsverwaltung d,e Zusümmenzlehunß 
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Mehrerer abgesonderter Amtirungen in eine Kanzlei, in der Regel 
Nicht zugegeben, wenn vielmehr Domimen verhalten werden, ganz 
neue Amtskanzlei in Orten zu errichten, wo es zum Besten der Un> 
terthanen für nochwendlg erkannt wird, so kann es noch weniger an
sehen, daß eine in einem One immer bestandene Amllrung anders
wohin gezogen werde (Reg»crungswelsung vem 7. März 1815, Hof-
kanzlcidecret vom 13. I u l , I 8 l 5 ) . 

ES bleibt jedoch immerhin der Bcurtheilung des KreisamteS 
überlassen, ob die von emem Dominium angesuchte Eingehung einer 
Politischen Amtskanzlel oder deren Vereinigung mit emer andern nach 
Umständen zuzulassen sei, oder verweigert werden soll (Reglerungs-
Weisung vom 23. November 1816). 

§. 857. 
Z u r A u f s t e l l u n g neuer A m t s k a n z l e i e n können Dom»'» 

n»en nicht gezwungen werden. 

I n einem Parciculalfalle, wo ein O't niemals einen selbststän. 
dlgen Dominlcalkorper bildete, die ortsob'.lgkeltllche Jurisdiction nie 
besaß, sondern diese stch immer bei emer entfernten He,rlchaft, wo
hin der Ort gehört, befand, entschied die k. k. vereinte Hofkanzle,, 
das; für diese Herrschaft ke ine neue V e r b i n d l i c h k e i t entste
hen könne, m einem Orte eine politische Amlsverwaltung aufzustellen, 
ble bisher nicht bestanden hat. 

Es möge immerhin wünschenswert!) seyn, daß eine solche Ver» 
waltung daselbst bestehe, dieser Wunsch jedoch, der sich be» so vielen 
andern Ölten, d,e von ihrer Onsodrigkett emfernt sich befinden, gel
tend machen I,eße, se« kein zureichender Grund, der letztem eine solche 
Verpflichtung aufzulegen. 

.Die Nothwendigkeit, daß in jenem Orte eine -politische AttttS» 
Verwaltung aufgestellt werde, sei nicht näher nachgewiesen, in so fern 
s>e aber ohne solche Nachweisung behauptet wird, erscheine die An
habe vielmehr durch die bisherige Nichtenstenz emer Verwaltung ent« 
kräfret. Nach diesem Verhältnisse könne die Herrschaft zur Aufstel
lung einer Amtsverwaltung m jenem Orte nicht vnpfiichtet werden 
(Hofkanzleidecrer vom 9. Dez. 1824). 

§. 858. 
Das Recht der A u f n a h m e und A b d a n k u n g obr igke i t l i« 
cher Beamten ist d e n D o m i n i e n über lassen. Nach wel» 

chen Grundsä tzen das d i es i f ä l l i ge V e r h ä l t n i ß zu 
b e u r t h e i l e n i s t . 

Die Aufnahme und Abdankung obrigkeitlicher Beamten ist der 
Obrigkeit freigestellt (Patent vom 20 Jänner I 8 l 4 , §. 12). 

Doch kann die für das Landvolk im Jahre 1785 erflossene Dienst« 
bothen«O>dnung in einer Streitsache zwischen einem Herrschaftsbe-
<>der und seinen Wirihschaftöbeamten nicht zur Grulldlag« der Ent , 
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scheidung dienen, weil W«rthschaftsbeamte Nlcht zur Classe des Ge
sindes gezahlt weiden können. 

Solche Angelegenheiten sollen daher nach den gesetzlichen BestlM' 
mungen des Pnvatrechtes über den Dlenstvertrag beurthellt und auf 
dem Rechtswege entschieden wenden (Hofentsch. vom 13.Iun» 131b)» 

§. 859. 
Recht des K r e l S a m t e s f ü r eine Her rscha f t e inen Be
a m t e n prov lsor lsch au f zus te l l en , b i s e,n solcher von 
dem H e r l s c h a f t s ' I n h a b e r e r n a n n t w l r d . W»e S t r e i 

t i g k e i t e n ü b e r ' d e r e n B e s o l d u n g u. s. w. zu be
hande ln s ind. 

Daß übngens d,e Klelsämter berechtigt sind, »m Falle, wo ein 
Henschafrsbesitzel m Aufstellung eines Beamten säumig,st, für diese 
Herrschaft provlso,«sch emen Beamten ful so lange aufzustellen, 
bis del Besitzer de: Henschaft ein zurAmtsvelwaltung geeignetes In» 
dlvlduum bestellt, zeigt eine Palt«cularentsche,dunq der Hofkanzlei 
vom 31. Mal 1822, Hofz. 14.028, Reggöz 28,130, und da von 
demjenigen, der von dem Klelsamee zul AmtSs'uhlUng aufgestellt wird, 
Nicht gefordert weiden tann, daß er den Dienst unentgeltlich leiste, 
so e>kannte damals auch gedachte Hofstelle, das; auch den politischen 
Beholden zukomme, über die dem aufgestellten Beamten gebührende 
Belohnung, dann ob und welche Uebersiedlungslostcn er zu erhalten 
hat, zu entscheiden, und die Herrschaft zu velhalten, das; sie den 
provlsolischen Beamten nach diesem Erkenntnisse zufüeden stelle. 

Eine Entschuldung, nach welcher em solcher von einem Kreis-
amte pl̂ vlsorlsch aufgestellter Beamte, Mit semem dleßfälllgen An< 
spluche auf den Rechtsweg verwiesen worden war, wUlde daher von 
der Hofstelle aufgehoben und die Entscheidung hleulber der politischen 
Behörde übertragen. 

§. 800. 
P f l i c h t zur Anzeige neu anges te l l t e r W l r t h s c h a f t s -

beamren an d»e K r e l s ä m t e r . 
Wenn ein Gutsbesitzer emen Wlrthschaftsbeamten aufnimmt, 

so musi h,evon die Anzeige gemacht werden (Patent vom 28. Occo-
ber 1773) , und wenn eine Aendelung m«t einem Verwaltel oder 
Pachtel be» einer Heirschaft vor sich geht, soll stets gleich dem Kreis» 
amte, wer nun d«e Amttrung führt, bekannt gemacht weiden (Hos-
verord. vom 16. Feb'uar 1775). 

Von den Berichten über Anstellung undVeländerunq der Wil l is 
schaftsbeamten, Einhebung und Einsendung der Imm<m,kuIlrUNgs« 
Tare, dort, wo sie noch bestehen, weiden jedoch die Krelsämter ent
hoben ( V . d. L. 29 Jänner 1810). 

Nücksichtllch der Anzeige der Anstellung neuer Waisen« und De
positen-Amts, Vel walter wurde oben gehandelt, rucksichtllch der An-
zeige der Anstellung der Steuer - Einnehmer S . Abhandlung XXIV. 
dl»sts T^el l i , von den diiecten Steuern. 
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§. 86t . 
Welche persön l iche E igenscha f ten e in o b r i g k e i t l i 

cher W l r t h s c h a f t S b e a m t e r haben sol l . 

D»e perlönllchen Eigenschaften eines obrigkeitlichen Wlrlhschafts-
bcamten begehen sich 

1. thells auf chre Nationalität, 
2. thells aus «hre w,ssenschaftllchc Bildung und 
3. thc»lS auf ihre Moralttät. 

z. 8f,2. 
ää 1. E r f o r d e r n i s ; der österr . S t a a t s b ü r g e r s c h a f t . 

M,t Pat. vom 5. Jänner 1784 §. 2 wurde befohlen, allgemein 
daraufzusehen, das; zu obrlqkcltllchen Pllvatbeamten kem anderer 
" l s w i rk l i che österr. U n t e r t h a n c n ") verwendet werden. 

>») Dadurch erscheint die in den §§. 8 und 9 der Abhandlung I I dieses 
Thtlles von dem osten. Staatsbürger- und Frcmdenrcchte aufgeführte 

Erwerbungeart der österr. Staatsbürgerschaft durch Antntt emeö öffent
lichen Dienstes auf obngttlMche Beamte gar nicht anwendbar. 

§. 863. 
Kü 2. E r f o r d e r n i ß e,ner w issenschaf t l i chen B i l d u n g 

ob r i gke i t l i che r W i r t h s c h a f t s b e a m t e n . 

Bereltv das Patent vom 15. Jänner 1784 sprach sich »m §. 2 
dahin aus, das; nach und nach die Aufstellung tüchtiger Leute zu 
obrigkeitlichen Prlvalbeamten erhell werde. 

Es sollen demnach solche Beamte Mit Zeugnissen für daS polm« 
sche Fach der?lmtsverwaltung versehen, ") oder hlevon durch d»c Be» 
Horden dispcnsirt scyn. Wer Mit dieser Urkunde nicht versehen »st, 
dem »st die Amtlrung nicht zu gestatten (Regqs.'Ver. vom 20. Mac 
18l)8) ; und wenn lemand von emcr Iustlzbedlenstunq zu cmer pol,, 
tischen oder zu einer solchen Stelle überzutreten verlangt, wo pvNtis.'» 
Und ^„8tlti«IiH zugleich abgehandelt werden, so soll dclsclbe vorlällsig 
das Zeugnlß der erlernten Polizei- und Camera!' Wissenschaft bei
bringen (Hofentsch. vom 20. Zum1772> 

Auch soll tcine Herrschaft oder Gutsbesitzer e»nen Landbeamten 
aufzunehmen befugt seyn, der sich Nicht Mit einem gültigen Zeugnisse 
übel die erlernte Land - Occonorme auszuweisen vermag; wollet ledoch 
dieser Befehl nur Mit Klugkelt, nach dem Geiste desselben geHand« 
habt werden soll. 

Diese Klugheit ist aber so zu verstehen, daß gegen die Wlrth-
schaftobeamten, zumal, wenn sie bei Herrschaften, deren Güter 
von beschränktem Umfange sind, m Dienst treten, anfänglich nicht 
Wlt unnachsichtllchcr Strenge vorgegangen, lene aber, d,e schon län.-
8e»e Zelt bei Landwltthschaften angestellt waren, weder be,m Vorrü» 
^ n , «och be»m Uebertrltte oder be» Ucbersctzung auf große Land» 
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wuthschaften, wegen Mangels der mcht gehörten, ökonomischen Vol-
lesungen em Hindern»») gemacht melden soll (Hofkanzleldecret vom 
16. I u l , 1808). 

Insbesondere zu Oberbeamtenstellen auf emem Staatsgute sol
len für vle Zukunft nur solche Individuen m Vo» schlag gebracht 
werden, welche sich über tue, über alle Zweige des Rlchteramces 
m«t gutem Erfolge abgelegten Prüfungen gehöllg ausgewiesen haben 
(Hoftammeldeclet vom 7. August 1825, Hofkanzleldec»et vom 13. 
August 1825, Hofz. 24,891, Reggsj. 43,735). 

Ueb.lgens unterliegt es keinem Anstände, daß emem Postmel» 
ster, ,n so fein er sonst die vorgeschi »ebenen Eigenschaften besitzt, dl« 
Verwaltung eines DoMlNlUMs gestattet weide (Hoflanzleldeciet voM 
12. August 1825, Höh. 24,040, Neggsz. 43,536). 

n) D>e m einer Provinz abgelegte politische Prufunq kann itdoch nur zur 
politischen GeschaftSkitung in dieser Provinz befähigen, es muß daher 
allerblrgs em, m einer andern Provinz geprüfter, und mit dem Wahl» 
fahigkelts»Decrete versehener Candrtat, kw ,n N Oe tue AmtSver» 
wal'ung auf emem Dominium antreten zu tonnen, sich über zene Oê  
schaftszwcigc, in uelchen e»ne von der Provinz, wo er sich de», Prüfung 
unterwarf, abweichende Verfassung oder andere Verordnungen herrschen, 
einer beiondern Prüfung bei der Ncqirrung unterziehen (Hofkanzltlde^ 
cret vom <2 August 1bL2, Hofz 24,Ul0, Reggsz. 43,536). 

§. 864. 
^ 6 3. E r f o r d e l t l l ß e iner strengen M o r a l l ta t . 
Damit für die Zukunft bel Pilvat-Henschafien dl? Beamten 

stellen, welche die ö f f e n t l i c h e po l i t i sch e G eschäfts v e^ 
w a l t u n g zu befolgen haben, m i t ga nz make l losen Indivi
duen besetze weiden, haben Se. Maiestät Mit a. h. Entschlltsiung vom 
22. März 1828, laut hohen Hofkanzleldecietes vom 29. Marj , cM' 
pfangen den 7. ?lpr»l 1828, Z. 7203, zu befehlen geruhet, daß m Zu
kunft e»ne dcilel Stelle keinem Individuum mehr velliehen, oder vott 
kemcm bekleidet werden dürfe, welches eines Verbrechens schuldig be» 
funden, oder von demselben aus Mangel rechtliche! Beweise losge
sprochen worden, oder übelhauvt Nicht ganz tadellos ist (ReggS.-C«lc. 
vom 18. ?spi,l 1828). 

Diese Anoldnung hat ledoch nur für die nach deren Kundma
chung angestellt werdenden Individuen zu gelten (Hofkanzleldecret vott» 
29. Malz 1828, Hofz. 1074, Regqsz. 7203). 

Aus Anlaß der, nut dem Neglerunqs - Clicular vom 18. April 
1828 bekannt gemachten, allclhöchsten Entschliesiunq vom 22 ^ ' « ^ 
1t>28, nach welcher bei Pnoat Herlschaften die Stellen solche: 35c-
amten, welche die öffentliche politische Geschäfts-Velwaltung zu bc" 
sorgen haben, keinem, eines Verbiechens schuldig befundenen, oder 
von demselben auS Mangel rechtlicher Beweise lo^qesplcchcnen, oder 
überhaupt mcht ganz tadellosen Individuum verliehen weiden dürft«, 
sind folgende Fragen zur Sprache gekommen: 

1. W»e sich bei jenen, Mit der obgedachten Makel behaftet,« 
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Individuen zu achten sei, welche vor der Kundmachung deS aller
höchsten Befehls bereits als Mandatare (politische Geschäftsführer) 
auf einem Dominium angestellt worden sind, aber von diesem Dien
st« austreten, und bei e,nem andern Dominium in einen solchen Dienst 
eintreten wollen, 

2. Ob die Individuen, welchen ein solches Hinderniß der An
stellung als politische Geschäftsführer auf Privat-Herlschafcen im 
Weg« steht, sich um die Behebung dieses Hindernisses, mithin um 
d»e E> klärung ihrer A n s t e l l u n g s f ä h l g k e i t bewerben Dürfen, 
und welche Behörden zur Entscheidung hierüber zu ermächtigen swären. 

Hierüber haben Heine k. k. Majestät Mit allerhöchster iEntschlie-
s:ung vom 14. Mäiz 1835 zu verordnen ge,uhet: 
^ü l.das; solchen Individuen der Uebertntt in einen ähnlichen Dienst« 

platz zu einer andern Henschaft nicht zu l/eanstä'nden sei, 
icdoch »n der Volaussetzung, wenn sie sich nach der Kundma
chung der alle:höchsten Entschließung vom 22. Mälz 1828 
reine Makel zugezogen haben. 

^ 2 . haben Seine r. t. Maichä'r die Ländelstellen zu den in der 
Flüge stehenden Dispensen von einem solchen Hmdeinlfse zur 
Am'tellung der Individuen als politische Geschäftsführer, auf 

Ueberwachung der Hofstelle, welche im Berufswege wie m an
dern ähnlichen Angelegenheiten zu verfahren habe, allergnädlgst 
zu berechtlgen geruhet (Reggs. Circular vom 4. ?lpr»l 1835). 

Alle diese Bestimmungen beziehen sich auch auf die Iustizmre, 
wovon §. 370 handelt. 

§. 865. 
A l l g e m e i n e P f l i c h t e n der W i r t h s c h a f t s b e a m t e n . 

Nebst den einzelnen Amtspflichten eines Wirthschaftsbeamten, 
welche ohnehin aus der Natur seines ämtlichen Berufes stießen, ist 
>hm in dem §. 12 d?S Unterchans-Strafpatentes ausdrücklich einge
schärft, nichts Ungebührliches dem Unterthan zuzumuthen. 

Auch untersagt »hm das Hofdecret vom 5. October 1771, jedes 
heimliche Verständnlß Mit den trelSämtlichen Beamten; und vcrmö'g 
Hofrescrlpt vom 12. Jänner 1775 ist jeder zur Entkraftung der Eon-
trlbucnten gereichende Unfug abgestellt, auch den obrigkeitlichen Be
amten die Abnahme der Schenkungen von Unterthanen und unter« 
thä'nlgen Dorf - , Markt- und Scadtgememden verboten. 

Wie es übrigens mit den G r u n db uchs h änd l e r n , Wai« 
sen- und D e p o s l t e n a m t s V e r w a l t e r n und T t e u e r - E i n « 
Nehmern zu halten ist, wird »ücksichtlich der ersteren oben, rück« 
sichtlich der letzteren in der Abhandlung XXIV. dieses The»lS von den 
directen Steuern gehandelt. 

Wie ferner Obrigkeiten und ihre Beamten im Falle ordnungs
widriger Vorgänge gegen die Unterchanen zu behandeln sind, kommt 
unten vor. 
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§. 86b. 
H a f t u n g der O b r i g k e i t e n f ü r die A m t s h a n d l u n g ih-' 

rer B e a m t e n . 

Die Grundobrigleit hat für alle geseh - und zweckwidrige Untel-
thans« Bedrückungen von Seite ihrer Verwalter, welche nicht eigens 
lich in blosie 6vlict» per«on»Iin einschlagen, weil für diese Niemand, 
als die Begeher des Verbrechens haften können, jedesmal 8»1vo rv-
grossu zu haften; folglich soll der, den ttnterthanen zugegangene Sch«' 
den oder Nachcheil immer sogleich mittelst oder aus den Einkünften 
des Gutes hereingebracht werden (Hofdecret vom 18. Dez. 1784). 

L. Bon den landesfürstl. politischen oder Administrativ 
Behörden. 

§. 867, 
A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h i e r ü b e r . 

Die landesf. Behörden, die hier Emfiuß zu nehmen haben, sind 
vorzugsweise die k. k. KreiSämter und dann die politischen öandes-
und Hofstellen. Das k. k. AppellationSgericht steht jedoch auch in 
mancher Beziehung mit jenen Verhältnissen in Verbindung, wie in 
diesem Werke am gehörigen Orte vorkommt. 

§. 868. 
B e s t i m l n u n g d e r K r c i s ö ' m t e r in B e z i e h u n g a u f daspo« 

l i t ische V e r h ä l t n i s ) der O b r i g k e i t e n zum Baue rn 
stände. 

Die Krcisämter sind zunächst aufgestellt, das politische Ver
hältnis der Obrigkeiten zum Bauernstände in ihrem Kreise zu über
wachen und in zweiter Instanz Amt zu handeln. 

») Rücksichtlich des Entstehens und der allgemeinen Bestimmung und der 
Organisation der Kressämter S. Theil l l . diese» Werkes. 

Das Kleisamt 35. U. W. W. bat übrigens seit Auslösung der Wiener 
Gtadlhauplmannschafl die Unlerthans-Angelegenheiten der Wiener Vor» 
stadt - Dominien in zwncer Instanz zu besorgen (allerh. Entschließung 
vom 1, Dezember 18l9, Hoftanzleidecret vom 11. Dezember 1819, 8tt» 
gierunaS'Cncular vom 19. Dezember 18l9). 

§. 809. 
Competenz der K r e i s ä m t e r bei U n t e r t h a n s s t r e i t i g k e i -
t e n , wann der S i t z des A m t e s in demselbenKreise ist» 
W i e sich i n F ä l l e n zu benehmen ist, wo Un te r thaneN 

und Her rscha f ten i n verschiedenen P r o v i n 
zen s i n d . 

Als rücksichtlich der Competenz der Krcisämter bei Verhandlung 
der Unterthans« Beschwerden wahrgenommen wurde, daß in Nieder» 
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Österreich die Unterthans-Beschwerden jenem Kreisamte zurVelhand-
^ng zugewiesen werden, »n dessen Bezirke die Besitzung des betref» 
senden Unterthans gelegen ist, machte dle Hofkanzlel mit Decret vom 
^3. Jänner 1826, Hofz. 115^!, Reggsz. 4100 m Elwägung, daß 
bleses Verfahren nicht »n ledel Beziehung entsprechend erscheint, m 
Absicht auf d,e Veihandlung der Unterthans-Beschwelden nächste» 
yende Grundsätze zur künftigen genauen Darnachachtung bekannt. 

Alle Unterthans - Beschwerden, in so ferne Uncerchan und Obrig-
" i t m derselben Provinz sich befinden, sind von jenem Kreisamce 
iu verhandeln und zu entscheiden, in dessen Bel l te dle Grundobllg-
lctt chlen Sitz hat. 

Dagegen aber kommt in jenen Fällen, wo Untelthan und Heir» 
'4'aft ,n verschiedenen Provinzen sich befinden, «mmer jenem Kreis-
amce dle Entscheidung zu, mner deren Verwallungskle,se die un-
terthänige Realität liegt, w e i l solche Beschwerden nach der 
Ver fassung des Landes zu bcu r t h e l l e n s»nd, wo die 
Unter thä 'n lge Bes i tzung sich be f i nde t . 

Dem Unterchane steht es indessen m Fällen der eisten Art frei, 
bine Beschwelden auch bel jenem Kreisamte anzubringen, »n dessen 
Aejlike selne Besitzung liegt; diese Kreisbehöide hat jedoch das auf 
genommene Protokoll »mmcr dem com Peten ten Krelöamte zul 
Amtshandlung zu übermachen. 

Dieses Normativ bezieht sich jedoch nur au f e igent l iche Un-
te r thans ° Beschwerden (Hoftanzleidecret vom 22. November 
1835, Hofz. 26,0^6, Neggsz. 67,189). 

§. 870. 
Allgemeine Normen des Benehmens der Kre iS i imter 

hinsichtlich jenes politischen Verhältnisses. 

Da nicht nur den Dominien und Unterthanen, wie sie sich in 
Streitsachen und anderen Angelegenheiten gegen einander zu benei> 
Wen haben, ein eigener Hto«lu5 prneenäenäi durch Patent vom 
1. September 1781 bestimmt, sondern auch den Kreisämtern eine eige
ne Instruction nntgethellt worden ist; so haben sich die Krelsä'mter 
bloß hiernach zu achten, und sich den Inhalt dieses Patents sowohl, 
als auch aller übrigen auf die Roboth, auf d,e Wa«send,enste, aus 
herrschaftliche Forderungen, auf die obrigkeitliche Bestrafung der Un-
terthanen, auf die beständige, richtige Führung der Gabenbüchel oder 
anderer dergleichen Gegenstände sich beziehende Patente und Verord. 
Nungen wohl bekannt zu machen und sich nach ihrem wahren Sinne 
iu benehmen, um nicht durch Irrwahn und unnöthlge Auslegung 
derselben Verwirrungen und Weitläufigkeiten zu vclUrsachen, oder 
b'e Landesstelle in die Nothwendigkeit zu setzen, die Krelsämter nur 
"st in dem Lauf der Geschäfte zurecht zu weisen. 

Es »st acht zu haben, daß die Iudic»al« und politischen Gegen-
"ände, die Angelegenheiten gegen die andern Nicht mu den Unter« 
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thans » Beschwerden vermengt und die erstere zur gehörigen Instanz 
verwiesen werden (K. A. Inst, der Unterthans« Angelegenheit vom 
21. Jänner 1783, §. W ) . 

§. 871. 

F o r t s e t z u n g . 

Dem Kreishauptmanne selbst, so wie den übrigen Kreisbeamten 
liegt es ob, bei jeder Gelegenheil ihrer Verrichtungen in dem Krei' 
sc " ) , dem Gesetz- und Generalwidrigen auf das Nachdrücklichste nach' 
zuforschen; und wo immer eine solche Bedrückung entdeckt wird, hat 
der Krcishauptmann die wldcr em tlarcs Gesetz verletzten Untertha-
nen ohne Verzug mit allem Nachdrucke zu unterstützen und schadlos 
zu halten. 

Wäre die Sache zweifelhaft, und leidet diese zugleich keinen 
Verzug, so hat das Kreisamt bls zur Aufklärung der Sache indes» 
sen ein Provisorium zu treffen (Instruction für die Kreisämter vottl 
28. Octob?r1751, §. 6 ) . 

Wenn das Kre»sann eine offenbare Bedrückung von irgend einem 
Domin»o, einer ungerechten Taxabnahme oder sonst eines unbilligen 
Verfahrens gewahr winde, hat es sogleich auch ohne Erwartung emel 
Klage, diesen Unfug abzustellen, allenfalls und bei einem etwa be« 
sonders wichtigen Falle, die Sache der Landes stelle anzuzeigen. 

Nicht Minder hat sich das Kreisamt die genaue Einsendung der 
Monatlichen Protokolle immer sorgsamst anempfohlen seyn zu lasse« 
(Instruction für d»e niederösterr. Kreisämter vom 21. Jänner 1783, 
§. 97). 

») Die sljiremmäßiqen Kreisbercisungen sind jedoch eingestellt (allcrh. Kai 
binclschreiben vom 9. Juni 1829, Hofkanzleidecret vom 19. Juni 1823, 
Hofz. 14,066. Negqsz. 37.037). 

S. Theil I I . dieses Werkes, Abhandlung IV. von dem Formellen btt 
politischen Verwaltung. 

§. 872. 
K l u g e B e h a n d l u n g der Beschwerde führer von S e i t « 

der K r e i s ä m t e r . 

Die Unterthanen, wann sie im Kreisamte erscheinen und siH 
über ihre Angelegenheiten Raths erholen, sind willig anzuhören und 
mit Geduld und Gelassenheit auf die Wege zu leiten, die sie einM 
schlagen haben (K. A. Inst, in Unterthans« Angelegenheilen vom 21» 
Jänner 1783, §. 98). 

Die Behörden oder Beamten sollen sich eben so wenig erlauben, 
sich über streitige Nrbarialschuldlgkeiten im Voraus zu äußern, als 
bei Beschwerden des einen oder andern TheilS zu entscheiden, daher 
dabei ganz unbefangen seyn, und nur nach dem strengst«« Rechte zu 
entscheiden (allerh. Entschließung vom 24. Ju l i 1821, Hofkanzleide
cret vom 2. August 1821 , Hofz. 21,741, ReggSz. 38,312), und 
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den einwirkenden Behörden ist zur strengsten Pflicht zu machen, so 
""e in allen Angelegenheiten, so insbesondere in den Unterthansoer-
yaltmssen ohne Vorliebe oder Abneigung stets genau nach Recht oder 
Gesetz zu vel fahren. 

D»e Regierung hat sich diese allerh. Willensmeinung in vorkom
menden Fällen zur strengsten Richtschnur zu nehmen und den KrelS-
amtern gleichmäßig einzuschärfen (allerh. Einschließung vom 24. Fe
bruar 1835, Hofkanzleldecret vom 26. März 1835, Hofz. 5101, 
ReggSz. 20,251). 

§. 873. 

D ieß fä ' l l i ge B e s t i m m u n g der po l i t i schen Landesstel le. 

Die politische Landesstelle ist ferner berufen, in zweiter Instanz 
alle politischen Angelegenheiten deS Bauernstandes mit ihren Obrig
keiten zu überwachen (Hofkanzlcideclet vom 4. März 1784, Zahl 
2974) und hierbei ,m Recurswege zu entscheiden, wie dieses m die« 
A Abhandlung am gehörigen Orte vo> kommt. Sie hat aber auch in 
«allen von Rechlsstreltigkeiten zwischen Herren und Untcrthanen be, 
Gericht durch Repräsentanten zu elschemen. 

§. 874. 

^ e i z l e h u n g der R e g i e r u n g zur po l i t i schen R e p r ä 
s e n t a t i o n . 

Kommt bei dem Landrechte oder dem Appollatlonsgerichte ein 
^n ib l t l l l n vor, das eine Streitsache zwischen Herr und llnterthan 
U« dgl. betrifft, so muß em politischer Rath zur Berachung gezogen 
werden (Instr. für d»e Iust,zbeamlen vom 9. Sept. 1785, l . Abrhei-
^"ng, §. 50^ und be, Berachunqen über Rechtsstreite zwischen Obrig-
^>t und Untelthanen auf Staats- und Fondsgüter ,st nur em polltl» 
^)er, nicht aber auch ein Cameral-Repläsencant belzujlehen (Hofkanz-
leloecret vom 11. Dez. 1835, Hofz. 30,460, Reggsz. 69,520). 

§. 875. 
^N w e l c h e n F ä l l e n diese R e P r ä s e n t a t i o n e i n z u t r e t e n 

hat. Wie sie zu veranlassen ist. 

^ Die nach der bestehenden Verfügung zu erscheinenden politischen 
^'Präsentanten haben bei den ersten Instanzen nur zur Erledigung 
^' ordentlich abgeführten Prozesse zu erscheinen. 

.. Bei dem Appellat,onsaer,chre aber sollen sie nicht nur zur Erle
gung der ordentlich abgefühlten Prozesse, sondern auch zur Erledi-
^Ng'der Recursfalle be'igezoaen werden (Res. vom 14. Jul i 1784, 
hofdecret vom 29. Oktober 1784 und vom 9. Dez. 1782). 

Wenn d,e beschränkte Zahl der, der Landesstelle zugegebenen Nä
he die Benennung eines eigenen, beständigen Repräsentanten mcht 

'^eßen, muß von gedachter Justizbehörde dem Präsidenten der poli» 
l- 57 
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tischen Stelle, der "zur Berathschlagung bestimmte Tag und de? 
eigentliche Gegenstand bekannt gemacht werden, damit von Fall zu 
Fall derjenige Nach als Repräsentant abgeoldnet weide, der m der 
Sache dle vollkommene Kenntnis' besitzt, und für d«e Zelt der bei 
der Iust»zst«lle gehaltenen Berathschlagunqen be» der politischen Stelle 
entbehret werden kann, daher auch der Vorsitzende Rucksicht nehmen 
soll, daß, so weit d»e nvthlge Iustlzbeförderung es Nlcht unumgä'nge 
llch macht, d,e Repräsentanten nlcht zu oft wegen einzelner Stücke 
und Kleinigkeiten vorgeladen, und dadmch in ihren andern Dienst-
geschaffen gehmdelt werden (Instr. für Justizbehörden vom 9. Sept. 
1785, I. Ablhellung, § .50) . 

Dieser Repräsentant ist nach dem Referenten, um seine alleN-
fällige Ermnerung ^u vernehmen (lllvllcm l . ?lbthe,lung, §. 52), und 
er hat, nach dem Referenten und Correfcrenten das eiste Votum. 

Doch »st er m Rücksicht des Ounclulillw nicht zu zählen, sott-
dern hat den ubügcn Stimmen nur zum Voluntenichte zu dienen» 
daher der nämliche Repräsentant, der be« der Beratschlagung des 
Geschäftes «N der ersten Vehölde zugegeben war, auch bei der Be« 
rathschlagung des nämlichen bei der zweiten Behölde zugegen seyN 
kann (Instr. für die Iust«zbeamten vom 9. Sept. 1785, I. Ablhei» 
lung, §. 58). 

Dem politischen Repräsentanten ist vorbehalten, wenn er beweis 
sen zu tonnen vermeint, daß durch das l'un^lizlim cme unrichtig« 
Auslegung eines Gesetzes geschehe, und dadurch >n Untelthans-?lN» 
gelegenheitcn eme dem Eontnburions- und Nahrungsstande des 
Unterthanen schädliche Kränkung erfolge, die Erpcdlt,on des l'unclu-
«„ms zuiück zu halten und zu fordern, daß d,e Sache der k. k. ober» 
sten Iustlzsielle vorgelegt, und d»e höhere Entscheidung gewärtlget 
werde (Koäem §. 53). 

§. 876. 

W i e sich bei S i s t i r u n g des U r t h e i l s durch e inen poli« 
tischen R e p r ä s e n t a n t e n zu benehmen »st. 

Wenn be» Erledigung eines ttnterthans - Prozesses der nach 
d>?r bestehenden Verfassung erscheinende politische Repräsentant d«e 
Schöpfung des Uithells nur >n einem oder dem andern Punkte einjU-
stellen verlangt, ist das Urthell ,n den übügen Punkten der Parte« 
zuzustellen, demselben aber beizusetzen, daß »n dem m«t der E»«' 
stellung belegten Punkte d,e iveitere Entscheidung Nachfolgen werd« 
(Hofdecret vom 17. Dez. 178^ und vom 23. Sept. 1785). 

§. 877. 

D i e ß f ä l l l g e B e s t i m m u n g der pol i t ischen Hofs te l le hiN' 
sichtl ich dieses pol i t ischen Ve rhä l t n i s ses . 

Die polttllche Hofstelle hat in der höchsten Instanz dieselbe iv^ 
stlmmung, wie die ihr untergeordnete Landesstelle, und ist zur po"' 
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tischen Neprä'sentation bei Rechtsstreitigkelten zwischen Herr und Un» 
terthanen bei der obersten Justizielle auf dieselbe Art berufen. 

D«e oberste Justitielle hat nämlich über d«e durch Emstcllunq 
an selbe gelanqten Acten dle zweifache Ueberlegung aufzunehmen, 
»b das gesetzmäßige ElfoldelNlß be» der geschehenen Einstellung vor
handen sey, und dann, wle d«e Sache rechtlich zu entscheiden komme. 

Wenn nun bei dieser Berathschlaqunq, die bei gänzlich versam« 
Weitem Rache aufzunehmen »st, die meisten Stimmen dahin abge
ben, das; der volllegende Fall zur Einstellung Nlchr geeignet gewesen, 
oder daß die Streitsache wlder die Unterchanen zu entscheiden sey, 
und zugleich die vereinten Hofstellen, welche durch ihre Repräsentan-
ten bei dieser Beratbschlagunq zu erscheinen haben, dieser Me,nunq 
Nicht beistimmten, ist d«e Sache durch Voltrag Sr . MaiestHt vor
zulegen, dagegen damals der Schluß ohne Woltern nach den meisten 
Stimmen zu schöpfen und auszufertigen, wenn die Repräsentanten 
der vereinten Hofstellen selbem beistimmen, odn- em solcher zum Vo,» 
thelle des FlscalamteS oder der Untcrthanen ausgefallen »st (Hofde-
"et vom 17. Dez. 1784 und vom 23. Sept. 1785). 

§. 878. 

P f l i c h t e n der R e g i e r u n g , den der H o f k a n z l ^ i v o r z u 
legenden Ac ten in U n t e r l h a n s s a c h e n ch l on o logisch e 

Verzeichnisse anzuschließen. 

I n allen UnterthanS- und herrschaftlichen Nech^anqeleqenhci-
ten, wo jeder ?lct und Behelf von entscheidender Wlchilgkelt,st, soll 
über d«e volzulegenden Acten em chronologisches Veizelchniß verfaßt 
Und dem Belichte angeschlossen werden (Hoflanzleldeclet vom 20. 
August 1812, Zahl 24,49!)). 

l l . Von den beruhenden und vertretenden Organen. 

§. 879. 
Bezeichnung derselben. 

Diese sind: 
ä. d,e k. k. niederösterr. Kammerprocuratur, 
l l . der Unterthans« Hofagent. 

^ . Won der k. k. niederösterr. Kammerprocuratur. 

§. 880. 
^ o r ma l i ge r Bestand eines eigens bee ide tenUnter t hanS-
" d v o k a t e n . N u n m e h r i g e Z u w e i s u n g se«neS Geschäf
t s an einen A d j u n c t e n derk. k. Hof» und n , ed crösterr. 

K a m m e r p r o c u r a t u r a ls Geschä f tszwe ig . 

Laut einer eigenen Instruction für die Unterthans. Advokaten 
vom 1 . September 1781, bestund zur Vertretung der Untcrthanen 
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gegen ihre Herren em eigener Unterthans l?kdoolat, unter der Lei» 
tung und Aufsicht des Fiscalamtcs, w,e die Instruction für die Fls' 
calämter vom 10 März 1/83 bewährt. 

Nun »st aber diese Bestimmung emcm Adjunecen der k. k. 
Hof» und Nledcrösteir. Kammelprocuratur als em lhm eigens zuge
wiesener Geschäftszweig übertragen. Diese Geschäfts-Zuweisung ge
schieht dulch den t. k. Hof- und niederösterr. Kamme» procurator, 
welcher h,evon lediglich die Anzeige an d«e politische Landesstelle macht. 
Diese erstattet hierüber die weitere Anzeige an die politische Hofstelle, 
welche dieselbe zur Nachricht mmmt, worauf die Landeilstelle h»evon 
Nicht nur die Krelsamter, sondern auch das k. k. Appellanonsgericht 
m Kenntnis; scht (Hoflanzleldecret vom 9. Ju l i 1824, Hofz. 19,663, 
Reggsz. 33,808). 

Bei so bewandten Umständen findet daher auch laut Hofkanzlei» 
decrets vom 25. August 1821, Hofz. 23,599, Reggsz 40,029, eme 
besondere Vereidigung des betreffenden Adiuncten rückstchtlich der ihm 
zugewiesenen Unrcrthans'Advocatur Nicht S ta t t ; wie dies; früher bei 
dem Unterthans«Advokaten der Fall war. 

2) Dadurch ist jedoch die Instruction für die Unterthans-Advokaten vom 
t. September <?81 nicht aufgehoben wolden, sondern sie gilt noch im« 
mer als Richtschnur für dn k. k. niederösterr. Kammeip^ocuratur 
und ructsichtllch für den Adjuncten, dem dieser wichtige Geschäftszweig, zu, 
gewiesen ist, daher diese Instruction hier am gehörigen Tne aufgenommen 
erscheint, so jedoch, daß statt Unterthans , Advotat immerfort k. k. 
niederösterr. Kammerprocuratur gesetzt, und dort, wo der Unterthans» 
Advokat als eine von dem Fiscus getrennte Person vorkommt, letzter« 
als nunmehr mit ersterem vereint angenommen wird. 

§. 881. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n über die B e s t i m m u n g der 
k. k< tnederösterr . K a m m e r p r o c u r a t u r rn B e z i e h u n g 

der U n t e r t h a n s v e r t r e t u n g . 

Die niederösterr. Kammerprocuratur und die m i t selber ver» 
e i n i g t e Un t e r t h ans 'Adv ocatur ist, laut Regierungsoerord» 
nung vom 6. Jänner 1832, ReggSz. 69,230 von 1831, nach dem 
Zwecke ihrer Institution, und vermög der für selbe bestehenden I n 
struction, keine entscheidende, sondern e,ne consulcative Behörde, und 
sie darf nur vermöge des Umelchanspatentes vom 1. Sept. 1781 in 
Streitigkeiten zwischen dem Heirn und Unterthan, in den Fällen, M 
welchen durch d»e Bemühungen der Krelöämter keine gütliche Aus-
gleichung zu Stande kommt, den Streit m Vertretung der Unter« 
thanen geĝ 'N «hle Heirschaft, in so fern sie Nicht auf die unentgelt« 
liche Vertretung des FlScalamteS Verzicht leistet, vor dem C»v»ll,chter 
anhängig machen und durch den Zug aller Instanzen verfolgen, wozu 
sie nach ihrer Instluctivn verpflichtet ,st, ohne deshalb eine besondere 
Gewalt und Vollmacht nothwendig zu haben. 
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I n allen chr ausier 
gen beschränkt s.ch chr W.'kungskre.s nur auf d.e Erthe.Iung vonAuf. 
tlärunqen oder Erstattung rechtlicher Gutachten, worüber sie d.e An 
ordnunq der Landesstelle emzuholen hat, ohne welcher,.e " ^ ^ / " ^ 
Suftungs-, A.men-, U n t e r t h a n s - und dergle.chen ?lnqe legen.' 
betten, über welche der Landesstelle als adm.n.st.n ender und Tutelar-
behörde allem das D.spos.l.onsrecht zusteht, bel kemer Gerichtsbe
hörde eine gult.ge Erklärung abzugeben berecht,gt .st. 

§. 882. 
W a n n die k. k. n.eder 'österr . K a m m e r p r o c u r a t u r zur 

V e r t r e t u n g der Un t e r t h a n e n b e r u f e n lst. 
I n den § 32 des Unterthanspatentes vom 4. September 1781 

vorkommende Nechtsfallen haben zwar nach ,enem § d.e Kre.Sam-
ter nach vollkommen aufgeklärter Sache e.n gutl.ches Abkommen zu 
versuchcn, be. dessen N.chterreichung aber das zu Stand geb.achte 
Protokoll bmnen der nächsten acht Tage an den Unterthans. Advoka. 
tcn aeaen Reccp.sse zur Amtshandlung einzusenden und be.de The.le 
davon verständigen. Das; ,edoch zu dieser Vertretung nur w a h r e 
Unterchanen der G.undherrschaft e.nen Anspruch haben, und wer UN-
ter wahrem Unterchan verstanden w.rd, kommt §. b7 vor. 

§. 883. 
D i e k k n.ederostcrr . K a m m e r p r o c u r a t u r kann die I n « 
«am.n . ' rung e.nes Un te r thansprozesses n.cht e.nse.-

t .g zurückwelsen. 

Ve.m'öge des Unterthanspatentes vom 1. September 1781 ist 
die k k. mede.österr. Kamme.vrocuratur verpachtet, m Stremg. 
ke.ten zwischen dem Herrn und Unterchan, m den fal len, m we. 

der K.e.sämter kc.ne gutl.che Ausglet-
chung zu Stande kömmt, den St.e.t m Vertretung der M "chanen 
gegen hre Herrschaft, m so fe.n s.e n.cht auf d.e «nent^ «che ^ 
tretung des F.scalamres Verz.cht le.sten, vor dem C.v.lr chler anhan-
g.g zu machen und durch den Zug aller Instanzen zu " ' fo lgen. ohne 
d.?sif"llS laut H°fdec.et vom 6. I u l . 1792 emer besondern Gewalt 
und Vollmacht no.hwend.g zu haben. ^ f , ^ « : ^ , 

D.e Incam.n.rung e.nes "nterthansprozess ^ 
zuluck.ve.sen, und eben so von e.nem emgele.tet n Rechtsstre.te n.cht 
ablassen, obnc dazu von der pol.t.schen Landesstelle autho..s.rt u seyn 
(NeggS. We.sung vom 0. Jänner 1832, Reggsz. 69,230 von 1831). 

§. 884. 
A l l g e m e i n e P f l i c h t e n der k. k. n iederösterr . Kam-

m e r p r o c u r a t u r h iebe. . 
D.e k k. Kammerprocuratur hat die Gerechtsame der Untertha» 

nen getreulich und auf das Beste zu vertreten, dem Unterthane allen 
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erforderlichen Beistand zu leisten und sich jederzeit nach der Versah-
l-ungsalt ln Unterchanssachen genau zu benehmen (Instr. für dle Un-
terthans »Advokaten vom 1. September 1781). 

Wenn jedoch dieselbe den Kläger und Beklagten zu vertre« 
ten hat, so «st jedem Thelle ein besonderer Vertreter von Amtswe« 
gen von der Landesstelle zu bestellen, und beide Veitreter sind an die 
Kamme»procuratur anzuweisen, welche hleruntcr den für belde Thelle 
gewiß unpa,te,»schen und einsichtsvollen Nachgebe? oder Mittler dar-
stellen kann (Hofdeclet vom 19. November 178!)). 

Wenn ferner em Unterchan Mit den gehörigen DacumenteN 
oder dem erhaltenen Bescheide und Scheine, oder Protokolls - Ab» 
schrift bei der k. k. Nlederosterr. Kamme» procuratur, und rück» 
sichtlich dem betreffenden Adjuncten erscheint, und ,hn um Räch 
fragt, so hat letzterer ,hm Mit Rath und That an die Hand zu 
gehen, ihn zu belehlen, auf Verlangen demselben die schriftlichen 
Anbringen zu verfassen und auf'der Nebe, sch» ist seinen Namen beizu» 
sehen (Instr. für den Unterthans Advokaten vom l . Sept. 178l ) . 

Auch ist auf Anlana.cn des Unterchans, demselben ein monvlrter 
Bescheid zu erthe,len (Inst»-, f. d. Unterth..-Ado. v. 1. Sept. 1781, z.2). 

Gelangt nun cm Protokoll von dem Krc,Samte auf die §. 882 
erwähnte Art an die k. k. nledelösterr. Kamme:procuratur, und 
findet diese in dem eingesendeten Protokolle den Gegenstand der 
Streitsache zur Einreichung ordentlicher Klage noch Nicht hinreichend 
erörtert, oder d«e Besprechung m,t dem Untcrchane unumgänglich 
nothwendlg, so hat sie sich zur Ueberkommunq der dles;fäll,qen 3iach» 
träge oder zur Anweisung des Unmthans zur pelsönllchen Besprechung 
unmittelbar an das K»e,samt zu verwcnden, welches ihr d»e Nach^ 
träge mit möglichster Beförderung zu verschaffen, oder den Unte» cha
tten selbst zuzuweisen hat (Unterthansbeschw. Behandl. Patent vom 
1. Sept. 1781, §< 34, Hofentschllesiung vom 17. Febr. 1782), ist da
gegen »n dem eingesendeten Protokolle AlleS erschöpft, so hat d,e k. k. 
Nlederosterr. Kammerprocuratur längstens binnen acht Tagen nach 
erhaltenem kreisä'mtlichen Protokolle bei der Gerichtsbehörde die Kla
ge, nach Vorschrift der allgemeinen Gerlchtöoldnung, einzureichen, 
und ist über dergleichen Klagen so wie über jede andere Klage, der 
Ordnung nach, zu versah, en (Unterthansbeschw. Behandl. Pat. voni 
1 . September 1781, §. 35 ) , wobei die Unterchanen von der Ca«' 
tionslelstung für die Gerlchtsschäden und Unkosten befreit sind (Hof-
beeret vom 19. November 1784). 

§. 885. 
W a s zu geschehen h a t , wenn die K a m m e r p r o c u r a t u r 
die K l a g e ohne G r u n d f i n d e t , und auch der F l s c u s 

und die R e g i e r u n g dieser M e i n u n g »st. 
Fände aber die k. k. niederösterr. Kammerprocuratur die Klage 

des Untenhanen ganz ohne Grund, so soll sie d,e Ursache, weßwegen 
s,e zu klagen sich nicht getrauet, de rLandess te l l e anzeigen. 

http://Anlana.cn
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Wenn nun die Landesstelle die Klage gleichfalls ganz ««billig 

findet, ist solches dem Unterthane zu erinnern, d.esem aber f r« zu 
stellen, sich wegen dieser Abweisung an die Hofstelle zu wenden (Un-
terthansdeschwerden - Behandlungs . Patent vom 1. September 
1781, §. 35) . 

§. 886. 

Was zu geschehen h a t , wenn die R e g i e r u n g die K l a 
ge nicht ganz u n b i l l i g f i n d e t . 

Wenn indessen die Landesstelle die Klage eines Unterthanes nicht 
g a n z u n b i l l i g fände, soll selbe von der k. k. niederösterr. Kammer« 
procuracur dennoch, der Ordnung nach, angebracht und fortge-
führet werden (höchste Entschließung vom 17. Februar 1782). 

F. 887. 

Was zu geschehen h a t , wenn die N e g i e r u n g noch e in i -
ge E r ö r t e r u n g e n n'othlg f i n d e t . 

Falls aber eine nähere Erörterung von der Lanocsstelle nöthig zu 
seyn befunden würde, muß selbe noch vorlaufig und vor Abweisung 
des Unterthanen oder Anweisung des der t. k. Niederösterr. Kammerpro-
curatur zur Vertretung der Unterthanen durch dle Krclsanuer einge
leitet werden (lloälnn). 

§. 883. 

I n welchen F ä l l e n die k. k. « iede/°s ter r . K a m m e r p r ^ 
c u r a t u r aus dem G r u n d e der g " " i l i c h e n Un « l a n g . 

l i chke i t um die E n t h e b u n g von der V e r t r e t u n g 
b i t t e n darf . 

Aus dem Grunde der gänzlichen Unzulänglichkeit der Forderung 
kann die k. k. niederösterr. Kammerprocuratur nur dann um Enthe« 
bung von der Vertretung des Unterthanen ansuchen: 

1.) Wenn es auf die Einreichung einer neuen Klage, oder 
2 ) auf eine I^tls conteztntionew in der Vertretung eines Un

terthanen gegen die Herrschaft ankömmt; «icht aber auch, wenn es 
um Fortsetzung ein.S anhäng.g gewordenen Rechtshande s zu thun »st; 
in diesem letzten Falle ist also der Unterthans - Advokat, wenn Nicht 
der Unterthan sich selbst freiwillig deS wettern Mechtszuges begäbe, 
zur Fortsetzung der Sache ohne Weiterem anzuweisen, der Kammerpro-
curator aber von besonderer Vernehmung m solchen Fallen zu ent
heben (Hofdecret vom 14. März 1783). 
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§. 889. 

W i e sich d i c k . k. n i ede r öfter r. K a m m e r p r o c u r a t u r nach 
g e f ä l l t e m U r t h e i l e zu benehmen hat. 

Die k. k. niederösterr. Kammerprocuratur hat zwar den Un-
terthan der erfolgten Erkenntnisse durch das Kre,sann verständi
gen zu lassen; doch hat sie, so lang noch ein weiterer Necurs nach 
Vorschrift der Gerichtsordnung offen stehet, selben ohne Anfrage bei 
dem Untertyane gleich von selbst zu ergreifen, und auf die zur Pro« 
sequirung des Recurses bestimmte Frist, den Bedacht zu nehmen; 
zugleich aber immer den llntcrthan zu befragen, ob er mit dem er
folgten Erkenntnisse sich befriedige, oder aber dle Sache durch weitern 
RecurS zu betreiben finde; wo dann der Unterthau jenen Falls, als 
er die Folgen seines Entschlusses etwa nicht recht eingesehen hätte, 
noch immer darüber eines bessern belehrt werden kann (Unterthans» 
beschw. Bchandl. Pat. vom 1. September 1 7 8 l , §. 36 ; Instr. für 
Unterthans r Advokaten vom 1. September 1781, §. 4) . 

Die Erklärung eines Unterthanes wegen Prosequirung der Ap» 
pcllatwn soll übrigens die t. k. niederöstcrr. Kammerprocura« 
tur mit allem Ernste ohne Zeitverlust betreiben (Hofr. vom 12. 
September 1782). 

§.890. 
D i e t. l . n ieder i i s te r r . K a m m e r p rocu ra t u r h a t über 

seine V e r h a n d l u n g e n ein ver läß l i ches P r o t o k o l l 
zu f ü h r e n . 

Ueber alle dießfä'lligen Gegenstände hat die k. k. nieder« 
österr. Kammerprocuratur ein genaues und verläßliches Protokoll 
zu führen, worin der wesentliche Inhalt des Actenstückes und der Er» 
ledigung zu erscheinen hat (Instr. für die Unterthans-Advokaten vom 
1. Sept. 1781. § . 2 ) . 

§. 891. 
Unen tge l t l i che und t a r f r e i e V e r t r e t u n g der Un te r 

t h a n e n. 
Die Vertretung des Unterthans von Seite des Fiscus hat un< 

entgeltlich zu geschehen (Roäem §. 5) , und in Klagesachen, welche 
Unterthanen gegen ihre Herrschaft unter Vertretung der Kammer
procuratur anbringen, kann von der der Grundobrigkcit vorgeschriebe' 
nen Cautionsleistung keine Rede seyn (Hofdecret vom 19. Novem
ber 178g). 

DaS Hofdecret vom 29. September 1797, Iustizgesctzsammlung 
Nro. 379 enthalt gleichfalls die ausdrückliche Vorschrift, daß der Fis
cus in Vertretung der Unterthanen gegen ihre Obrigkeiten die Tar-
freiheit zu genießen habe. 

I n dieser Beziehung entschied daher die k. k. Hofkommer mit 
Dc>cret vom 23. August 1820, Zahl 41,248, in einem Parlicular-
falle, daß es keinem Zweifel unterliege, daß der k. k. niederöstcrr. 
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Kammerprocuratur für dleZehentholden wider ihre Zchentherrcn weqen 
elNeserfiossenen Revlsions'Urthelles dleUrthellslare ungebührlich aufge-
rechnet worden sey, und es wurde daher dem k. k. General-Hoftar-
ülNte aufgetragen, diese Taren wieder m Abschrelbunq zu bringen. 

DaS Hofdccrer vom 9. Mä'rz 1820, Zahl 9306, wornach das 
k. k. General-Hoftaramt dle Bemessung dieser Taren ,n Vertretung 
der Unterthancn gegen ihre Obrigkeiten glünden »v,ll, kann «n diesem 
Falle ke,ne Anwendung finden, we»l solches lediglich cme, über An» 
frage des k. k. Tyloler Gubernmms erlassene Belehiung enthält, w»e 
slch m Folge der bestehenden Taxvorschrlften bc» Zurechnung der Tarc 
zu benehmen sey, wenn der FiscuS Stiftungen, Klöster und Kirchen 
vertritt. 

Diese nach vorläufiger Einvernehmung der k. k. Hofkammerpro. 
curatur, und ,n Folge lhles geglündet befundenen AnnageS an das 
abgedachte Gubernlum und an das k. k. Gencial-Hoftaramt ergan» 
gene Weisung kann die ftüber bestandene allgemeine Vo,schl,ft vom 
29. September 1797 um so Minder «n »hier Wnksamkelt ändern 
Und aufheben, als sie überhaupt keine neue Bestimmung, sondern 
bloß eme Erklärung oder Erläuterung emer solchen bestehenden Ver
ordnung zum Gegenstande hat, und auch Nicht sämmtllchen Behör
den bekannt gemacht worden ist. 

§. 892. 
S t r a f e n auf das p f l i c h t w i d r i g e Benehmen des die ?. k. 
U n t e r t h a n S - A d v o k a t e n b e s o r g e n d c n k . k. Nledcroste, r . 

K a m m e r p r o c u r a t u r « A d l u n c t e n . 

Falls der die Unterthans - Advokatur befolgende Kammerpro
curatur - Adjunct für das Patrocm:um, unter ugend emem Vor« 
wände, e,ne Bezahlung oder Belohnung annimmt, ist er von der 
Landesstelle das eiste und zweite Mal Mit einer dem Aimenfonde zu
zufließenden Geldstrafe von 5 bis 10 2ukaten zu bestlafen; das dntte 
Mal aber sogleich nd oMcin et Zal^ri« zu entfelnen und nach Um-
standen noch besonders zu bestrafen (Instr. für den Unterthans-Ad« 
volat vom 1. September 1781). 

Sollte er ferner emem Unrerthane in ?,ner gea,lündeten Beschwer
de aus Gemächlichkeit, Ungeduld oder andern Nebenabsichten seinen 
beistand verwelgein oder nachlässig leisten, oder die I)lM<1cnti:lm 
^N8«-lu ohne hinlänglichen Gl und vorschützen , so 'st er auf die be
reits oben angeführte Art zu behandeln (L!o6ein §. 5). 

§. 893. 
W a s rückslchtl ich der sonst igen GerlchtSkosten vcl« 

o rdne t »st. 

Wenn die wider ihre Unterthanen streitende Herrschaft in den 
Ersatz der Unkosten verfällt w i ld , kann der Betrag des Ersatzes we.-
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der stanz dem Aerarium, noch ganz dem Untcrthane zufallen, sondern 
dem Aeiarium fällt nur derjenige Thell deS Ersatzes zu, der für die 
von dem Fiscalamte in das Verdienen gebrachte Advokatengebühr be» 
stimmt wird, und es kommt dem Unterchane bloß lener Betrag zu, 
der für d»e anderweitigen Kosten und Schaden ausfallt, well der 
Verdienst des Flscalamtes zenem Fonde, aus welchem selbes die Be« 
zahlung erhält, folglich dem Aeranum gehöret. WaS nun aber den 
Fall betrifft, wo der Unterthan uno das denselben vertretende Fiscal-
amt in den Ersatz der Unkosten verurthellt w«rd, da hat der Unter
lhan um so mehr den gemäßigten Betrag zu. bezahlen, als hleiMlt 
das Aerarlum Nicht belastet werden kann (Hofdecret vom 1. Dezem
ber 1785). 

§. 834. 

W»e sich rücksichtlich deS Pos tpo r t os bei Ac ten - Ver 
s e n d u n g e n , dann bel S t ä m p e l n zu v e r h a l t e n ist. 

Alle in Unterthans - Angelegenheiten an die Kammerprocura» 
tur, und von dieser an d»e Stellen einzusendenden Schriften sind 
m,t der gehörigen Aufschrift versiegelt abzugeben, und sind derlei 
Schuften postvortofrel zu befoldeln, §. 471 (Instr. für Unterthans» 
Adookaren vom 1. September 1781, §. 6). 

D»e nach den Gesetzen von dem Stä'mpel und den Taxen be
freiten, dann bel der Kammerprocuratur von dem Kreisamte post» 
portofrei einzusendenden Unterchanssachcn, Documcnce und Schrif' 
ten sollen an das Landlechtstaramt unter dessen Aufsch,ist und mit 
Belrückun« der Worte c-x ulll^io eingeschickt, und auf gleiche Art die 
von der Kammeiprocuratur auf das Land abzuschickenden Erpedi-
tlvnen durch jeneS Taramt den Kre,sämte>n ox ottieio erstattet wer
den (Hofentschlleßung vom 29. October 1782). 

§. 895. 

D c r U n t e r t h a n kann a u f die V e r t r e t u n g der k. k. 
n iedc rös tc r r . K a m m e r p r o c u r a t u r V e r z i c h t 

l e i s ten . 

Diese von der Staatsverwaltung den wahren Unterthanen zu
gedachte Wohlthat der unentgeltlichen Vertretung durch die Kammer
procuratur hat übrigens Nicht zwangsweise einzutreten; es steht viel
mehr dem Unterthane sie«, mRechtSstreltiglelten m«t seiner Herrschaft, 
sich der Wohllhat der siscalämtlichen Völlrelung zu begeben, wöbe» 
jedoch das KlslSamt »mmer vorher nach Verschilft des UnlelthansPa-
tentes sein Amt zu handeln hat. 

Auch muß der Unterthan, der einen fremden Sachwalter aus' 
drückllch veUangt, über dle Wohlthat, d,e ihm dadurch entgeht, um
ständlich belehrt und vor Schaden gewarner werden (Hofs, voll» 
7. Octobcr 1797, Appel. Circulare vom 9. October 1797). 
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§. 896. 
Welchen E i n f l u ß d»e K a m merp ro c u r a t « r au f e inen 
andern ger icht l ich au fges te l l t en V e r t r e t e r de: Unter-

thane.n zu nehmen hat . 
Die Kammerprocmatur hat, wenn statt »hier gerichtliche Vertre-

ter in Untesthansstreit!gkc,cen aufgestellt melden, einen übe,wachen
den, leitenden Einfluß auf d,e Fuhrung des Rechtöst^ltes zu nehmen, 
damit der Gang desselben nachM'o'gllchk«,! beschleun<gt und der Staats-
schätz vor ,eder Nicht streng nothwendlgen ?luslage oelwahlt welde 
(Hofkanzleldeclet vom 2̂ >. September 1835/ Hofz. ^ll,122, Neggsj. 
56,833). 

§. 897. 
W i e l n V o r m e r k u n g s - , V e r b o t t ) ' u n d E v o c a t i o n s « A n -

g e l e g e n h e l t e n vo rzugehen ist. 

Aus Gelegenheit eines emgekcmmcnen Falles wurde von dem 
Flscus einei Prov.nz das Ansinnen gcstellct, lnl den Magistraten 
Und Ortsobllgkelten ,n VonnelkungS', Verboth und sonstigen Cvoca« 
t'ons, Angelegenheiten Nicht ve,m,ctelst »nstlUllicr Gesuche, sondein 
t>U>ch Noten einschreiten zu können. 

Da nun aber geqen den F,scus überhaupt der Nechlsglund de. 
ttehet, das; de:selbe, so oft er als Partei aufmcl, sich m die für 
d'e Parteien vo>qeschr>ebcnen Gesehe fugen müsse, und daß er 
sich der für sämmtllche Flscalärmer ellassencn allgemeinen Instluc. 
t'on vom 10. Mä>-z1783, §. 39, m der Einleitung e,nei Streitsache, 
in der Vollfuhlunq des Nechts^uqes oder del Eie.utlon, so wie ,n 
allen sonstigen Rechtsgeschäften genau nach der allgemeinen Ge.lchts.-
ordnung t.u lichten hat, so wmde ,m E,nve,standm»c Mit der k. k. 
obersten Iustlzstelle das bemelkte Ansinnen des ,ecm inenden Flocus 
iUlückgelVlesen (HofkanMvelordnung vom 6. August 1818). 

L. Von dem Unterthans-Hofagenten. 

z. 898. 
A u f s t e l l u n g e ines e igenen U n t e r t h a n s - Agen ten . 

Bereits unter Weiland der KalselM Ma»,a Theresia ,m Ialne 
1777 wuldc zur Veltietung der Unteithanen m Wlen ein von dem 
Aerarw eigens besoldeter, bc, der politischen Hosstelle beeideter Un-
terthans-Agent aufaestellt, der nunmehr angewiesen ist. sich nach 
der Instruction für d»e HofagenteN vom 1. Novembel 1798 zu be
nehmen. 

§. 899. 
W»e z u r Wlederbesetzung der U n t e r t h a n s - H o f a g e n -

tenste l le vorzugehen »st. 

Bei Eiledigung der UnterthanS » Hofagcntenstelle wnd zu de-
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ren Besetzung e,n Concurs ausgeschrieben, und es werben folgende 
Bestimmungen allgemein verlautbart: 

1.) D«e um die etlediate Unrcithans'?lqentle, welcher em Oe« 
halt von 1500 st., dann e,n Beitrag zu Kanäle». .Requisiten von jähr» 
Ilchen 400 fi., und em Qnalt,era?!d von 2^0 fi. ankleben, competlieN 
wollenden Individuen müssen über alle «hre Kenntnisse, welche zur 
Bekleidung einer Halagentenstelle erfordert weiden, dann über den 
vollkommenen Besitz der Landessprache der deutschen Provinzen sich 
ausweisen, worüber sie be, der k. k. vereinten Hofkanzle» e,ner ge
nauen Plüfunq sich zu untergehen haben, und 

2 ) wild die Concm?ze«t bestimmt, während welcher die Compe-
tenten lhle (besuche entweder unmittelbar be» der Hofkanzle: oder be» 
der betreffenden Landesstelle zur Embegleltung an dieselbe emzm eichen 
haben (Hofl-an^leideclct vom 12. August I 8 l 9 ) . 

Auch haben Se. Majestät m,t allerh. Entschliesiung vom 6. Mai 
1823, zur Bedingung festzusehen befunden, das; iene Individuen, 
welche um die Unterchans-Agentenstellen sich bewerben, die vollstän
digen Kenntnisse e»ncs slavischen Dialectcs nebst >ener der italienischen 
Sviache besitzen sollen (Hofkanzleldecret vom 8. Mal 1822, Hofz. 
12,654, Neggsz. 26,055). 

§. 900. 
A l l g e m e i n e V e k a n n t m a c k i u n g s e i n e s N a m e n s und sei ' 

ner W o h n u n g . 

Um den nach Hofe re:urrirenden Unterchanen oder sonstigen ar
men Parteien alle Gelegenheit zu benehmen» daß selbe nicht etwa 
aus Unwissenheit des Namens und der Wohnung dieses Unterthans-
Agenten wieder ln die Hände der eigennützigen W»nkelschlc»ber velfal/ 
len, oder bis selbe em so and.'ls m Erfahrung bringen, sich m W«eN 
zu ihrem Nachthelle eme längere Zelt aufhalten müssen, wuide del 
Regierung aufgetragen, zur Wissenschaft der Unteithanen den Na' 
mcn und d,e Wohnung des zu diesem Ende von allech. Onen besol» 
deten Untelthans »Agenten bekannt zu machen (Hofr. vom 4. Ma» 
178 l ) . 

ES wurde beobachtet, daß immerhin so viele Unterchanen an 
dem Hoflager erscheinen, welche den Monarchen und d,e Hofstelle« 
thells mit unrichtigen, melstenthells aber Mit unqeqründeten und uN-
statthaften Beschwerden und sonstigen Anbringen und Bittschriften, 
welche von den Wlntelschrelbern verfaßt sind, behelligen, ohne sich 
an den für die Unteithanen eigens bestellten Agenten, der sie unent
geltlich zu vertreten hat, zu wenden. 

Ob es nun zwar die allerh. Gesinnung nicht »st, Jemand zu 
verwehren, nötb'qenfalls an Se. Maiestät und d»e Hofstellen sich 
verwenden zu können, so wurde doch nothwendiq gefunden, de»« 
Uebellaufe der Unteithanen Mlt oberwä'hntermasien gearteten, von der» 
Unterthans« Agenten Nicht unterlchl «ebenen Beschwerden, Blttschm-
ten und Anbringen für das Künftige Emhalt zu thun, und selbe von 
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Auslagen, dle sie bei den Wmkelschrelbern verwenden müssen, zu 
entheben. Es soll daher keine Memorial, Bittschrift, Beschwerde oder 
Anbringen, wenn es mcht von den Unterthans-Agenten untelschrie. 
bcn »st, angenommen werden, und falls dennoch eme dciqlcichen von 
dem Untenhans . Aqenren Nlcht unterschilebene Bltcsch'.lft zu S r . 
Maiestät Händen kommen, und von Delselben an die Hofstelle ge« 
qeben werden, oder auch unmittelbar be» der Hofstclle ,m Volschem 
kommen sollte, soll von der Honette darauf gar tem Bedacht genom» 
Men werden (Patent vom 7. April 1781). 

§. 901. 

E n t h a l t u n g der Advoka ten und H o f a g e n t e n bei Un 
t e r t h a n s o e r h a n d l u n g e n. 

Es ist ganz in der Ordnung, das, dem sich einschleichenden Un« 
f"ge, wornach von mehreren Unterthancn sich des Beistandes der Ad. 
voka^n und Hofagenten und sogar der Wmkelschrelber m Unterchans« 
lachen gan^ gegen daS allerh. Patent vom 1. September und 7. Aprll 
1781 bediene wuzde, ernstlicher Einhalt gethan und zur Erreichung 
dieses Zweckes die Verfügung getroffen werde, den Kleloä'mtenl d»e 
erneuerte Kundmachung der dleßfälligen Vorschriften aufzutragen, 
Und allen lcnen Emgaben derllntelthanen, welche Beschweiden cnthal. 
ten, d,e Annahme be»m Elnrelchunqs.Protokolle verweigein zu las
sen, wenn sie nicht von dem aufgestellten Unterthans-Agenten, S . 
ledoch §. 902, unterfertigt sind. 

Nuckslchtllch der Hofagenten wurde daher an den Senior dersel
ben die Weisung crche'llt, der Oesammthelt der k. k. Hofagenten die 
h'elüber bestehenden Volschnften, besondelS die Hofagenten-Instr. 
von 1798 zur genauen Darnackachtung gegenwärtig zu halten (Hof, 
kanzlcldecrec vom 17. Occober 1817). 

Es wm de daher e,n Hofagent, der sich gegen daS Unterthans-
Patcnr vom 1. September 1781, die Instr. der Hofagenten und 
dle nachgrfolgien Hofdecrete vom 31. October 1735 und 30. Iun» 
1801 benahm, zum Rückersatz des widerrechtlich bezogenen Lohnes 
o«l halten. 

«) Durch Aufhetmnq des Institutes der Hofagenten, S. Th. I I . , ^bhant. 
lunq I I . dieses Werkes, werden für die Zukunft jene Vorschriften, so weit 
sie dieselben betreffen, ihre Anwendung verlieren. 

§. 902. 
D i e V e r f ü g u n g , das; bei der R e g i e r u n g nur solche Un» 
te r thanS - Beschwerden angenommen werden s o l l e n , 

die von U n t c r c h a n s - A g e n t e n u n t e r f e i t l g t s i n d , 
wurde aufgehoben. 

Die Verfügung, daß keme von einem Unterthane cmlommende 
Beschwerde, ohne Üntelfelt'gung des UnterthanS - Hofagentcn, von 
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dem Negierungs-Eimeichungs-Protokoll angenommen werden soll/ 
wurde aus dem (Grunde aufaehoben, well die erste alleih. Enrschlle-
siunq vom Jahre 1777/ woiln d,e Aufstellung eines Unteithans-Hof< 
agenten verordnet wurde, ausdrücklich nur von icnen Unterthanen der 
8sterrelchis6)en Staaten spricht, welche chre Beschwerden entweder 
unmittelbar b?«m allerhöchsten Hofe oder bei der Hofstelle anbringe« 
wollen, unter welcher Bedingung auck) die wirkliche Ernennung des 
an diesen Platz zuelst aciretenrn Unterthdns^ Hofagenten geschah. 

Eine erwette>te Ausdehnung dieser allerhöchst sanctlonlrten Ein-
richtung liinnte daher dermal um so weniger Stattf inden, als auch 
die übnqen Landerstellen eines ähnlichen Mittels entbehren müssen, 
Und der medercsterr. Regierung alle sonstlqen zweckmäßigen Vorkeh« 
rungen gegen Emmengung unbefugter Personen «n UnterthanS-An
gelegenheiten, besonders gegen das sich äusierndc Unwesen der W«n-
kelschrelber vorbehalten bleiben. Die Einleitung der Unterzeichnung 
jedes AnbrmqenS durch den Untelthans » Hofagenten wurde daher 
aufgehoben (Hofkanzleldccret vom 13. April 1818). 

II. Absatz. 
V o n dem e i g e n t h ü m l i c h e n V e r f a h r e n bei S t r e i t i g « 

k e i l e n der O b r i g k e i t e n m i t dem B a u e r n s t a n d e . 

§. 903. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n . 

Dem Unterthane ist zur Richtschnur seines Benehmens bei sol" 
chen Streitigkeiten ein e,aenthümllches V e r f a h r e n m dem Pa
tent« vom 1. September 1781 vorgezetchnet, dergestalt, das; wenn cr, 
wie es ,m §. 37 icnes Patentes heißt, Mit Außerachtlassung dieser 
Vorschrift und Ordnung sein Recht suchen will, er Nicht zu hören, und 
wenn er nur um Absprünge zu suchen, und die landesfürstl. Stellen 
oder Se. Majestät selbst zu behelligen, außer seme Kreise sich begä'c 
de, nach Umständen auch noch zu bestrafen sey. 

Auch wulde nach dem Schlusiparagraph 40 ieneS Patentes b> 
fohlen, daß sich Jedermann darnach zu achten und vor Strafe zu 
hüten, die vorgesetzten Kreisämter und Stellen aber dieses Gesetz 
zur unabwnchllchen Richtschnur zu nehmen und auf dessen Befolgung 
genaueste Obsicht zu tragen haben. 

Seit Erlassung dieses Patentes sind ledoch noch weitere Gesetze 
und Verordnungen erflossen, welche jenes Verfahren theils näher be' 
stimmten, theUs modlfizirten, folglich hter am gehörigen Orte einge
schalter werden müssen, daher hier 

I. von den Beschwerdeführungen selbst, und bann 
ü . von dm einzelnen Bestandtt)e«len derselben zu handeln kommt. 
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l. Von den Beschwerdeführungen des Bauernstandes ge
gen die Obrigkeiten ' ) . 

3. 904. 

Jeder U n t e r t h an h a t das Recht, A b h ü l f e zu suchen, 
und wo? 

Wenn ein Untetthan an seine Glundobr,gke»t eme gerechte For» 
derung zu stellen, oder dmch «ine von der Obiigkeir oder »hlen Be« 
aMten und Dieneln an ihn gestellte Fordeiung gctiänft zu scyn ver
neint, hat ei vol ?lllem sich bei seine, Obr<gke,l zu melden, und von 
chr gütige Abhülfe anzusuchen (Untetthansbeschw. Veih. Patent vom 
4. Scptembel 1 7 ^ 1 , §. 1 ) . 

«) Wenn qle,ch das nun zu beschreibende Verfahren nach dem Patente vom 
< September 1?8t nur auf die eig>ntl'chen Unterthansstreltigkeiten 
qenchlet ist, so wnd dasselbe doch auch, so weit es sich nicht ausdruck« 
iich auf eigentliche Unterthanen bezieht, bn allen andern Streitigkeiten 
des Bauernstandes mit semen sonstigen Obrlglclten por ^n»1„ßll»m an
gewendet, wie in dieser Abhandlung am gehörigen Orte vorkommt 

5. 905. 

Derse lbe «st jedoch ve rp f l i ch te t , inzwischen den obr»g« 
t e l t l l c h e n A u f t r a g zu v o l l z i e h e n . 

Es steht dem Unterthane Nicht zu, sein eigenci Nichter zu seyn, 
sondern er I>cn gegen einen ?luftlag seiner Obliqkelt lediglich seine 
b̂eschwelde oldnungsmäs'lg anzub-lngen, inzwischen abcl den Auft,ag 

"M so gewissei zu vollziehen, als ihm, wenn seme h,el»ber gefühlte 
Beschwerde gegiündet zu seyn erkannt winde, eine hinlängliche Ent' 
schädlgunq und Genugthuung von der Glundobllgkelt odei ,h>en Be
amten völschafft werden soll'(Untelthans.'Stiafpatent vom 1. Sep« 
tember 1781, § . 2 ) . 

§. 906. 

M e h r e r e U n t e r t h a n e n oder ganze G e m e i n d e n haben 
»hre Beschwerden durch zwey T e p u t z r t e a n z u 

b r i n g e n . 

Was von Beschwerdeführungen einzelner Unterthanen festgesetzt 
'st, »st auch dann zu beobachten, wenn mehieie Unterthanen^ oder 
ganze Gemeinden Beschwcide zu fühien veiMeinen, ,n welchem Falle 
««doch dieselben zwei Depumte wählen, diesen e»ne schnftliche Voll« 
lNacht, welche von allen an bei Klage Thellnehmenden zu untel fettigen 
^ , ausstellen, die Depumten aber nach der Volschllft gegenwältl-
6«n Gesetzes durchgehend sich genau achten und benehmen sollen 
(Unterthansbeschw. Ve>h. Patent vom 1. Septcmbc» 1 ^ 1 , §. 38). 
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§. 907. 
W a s zu geschehen h a t . wenn Beschwerden von mehr 

a ls zwe : D e p u t a t e n angebracht worden . 

Wenn eme Beschwelde von mehr denn zwei Dcputirten, oder 
wohl gar von emem Haufen Unterchancn angebracht werden sollte, 
ist solche rmgends anzuhören oder anzunehmen, wohl aber sind die 
unter emem solchen Haufen begliffenen Untelchanen, wenn sie auf 
den ersten Befehl der Obnglvlt Nicht soaleich aus einander gehen, 
empfindlich zu strafen, und nach Beschaffenheit der Umstände, als 
Störer der öffentlichen Ruhe, halsgenchtsmäßlg zu behandeln ( l lo-
äom §. 40). 

§. 903. 
W i e sich rück sichtl ich der Kosten, welche durch j e n e D e -

p u l l r t e n v e r a n l a ß t w e r d e n , zu benehmen ist. 

Die Deputirten sollen den übrigen Unterthanen oder der Ge* 
Meinde keine übermäßigen Kosten verursachen, noch auch übertriebene 
Gebühren aufrechnen; daher dieselben sowohl über die Kosten als ihre 
Gebühren ein genaues und verläßliches Verzeichnis; zu verfassen, hier
bei all^r übeispannren Forderungen sich zu entHallen und nach geen» 
dlgtem Geschäfte dieses Verzeichnis) dem Krc,samtc zur billigen Mä
ßigung zu übergeben haben (Noäem §. 39). 

§. 909. 
W e r die dies; f ä l l i g e n A u s l a g e n zu b e w i l l i g e n hat . 

V e r b o t h von G e l d s a m m l u n g e n zur B'e streitung 
dieser A u s l a g e n . 

Wenn eine Gemeinde zu jenem BeHufe Auslagen zu machen hat, 
Muß hierüber die Bewilligung bei 5er Obllgkelt und dem Magistrate, 
und falls d,e Sache diese selbst beträfe, de« den Krelsämtern oder 
bei der Landesstelle angesucht, und dann von der Gemeinde über die 
Auslagen oldentllch Rechnung gelegt werden (Hofenlfch',ießung vottl 
29. Ma , 1786). 

Geldsammlungen bei Gemeinden unter dem Vorwande, daß bei 
der politischen und Justiz-, Hof» und Lä'nderstetle eingereichte oder 
bei lhncn oder bei S r . Majestät emzurelcl, ende Beschwerden betrieben 
werden sollen, sind verbothen und sollten, dieses Verbothes ungeach' 
tet, gesetzwidrige Geldsümmlungen be» den Gememdcn geschehen, st 
sollen diejenigen, welche das Geld empfangen, m»t der Eintreibung 
(Elecution) gezwungen werden, den erhobenen ganzen Betrag in 
die ConlilbutlonS » Cassa zu erlegen. Markt- oder Dorfnchlcr und 
Maglstratsglleder» welche zu solchen Geldsammlunqen auf was 
immer für eme Weise mitwirken oder auch nur davon Wissenschaft 
haben, und solches ihrem vorgesetzten IunSdlct,onsamte nicht anze»' 
gen, werden nach Umständen mit Arrest oder Gememdearbeit bestraft 
(bofentschlleßung vom 29. Mai 1786). 
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§. 910. 

^ l e gegen U n t c r t h a n e n vorzugehen ist, die ordnungs
w i d r i g sich beschweren. 

Wenn ein Unterthan mit Außerachtlassung der bestehenden Vor» 
schritten fem Recht suchen wi l l , lst er n«cht zu hören, und wenn er, 
UM Absplünge zu suchen, und um dle Stellen und Se. Majestät zu 
behelligen, aus seinem Kreise sich begibt, lst er nach Umstanden auch 
Noch zu bestrafen (Unterthansbeschw. Verl). Patent vom 1. Septem
ber 1781, §. 37). 

Muthwlllige Behelliger und Anqeber unstatthafter Beschwerden 
»ollen Niemals unqestraft blöden (Hofoerordnung vom 24. August 
1772, Hofverordnung vom 8. Aplll 1782, Hofoerordnung vom 
27. Iu l . '1782) . 

Auch sollen die Unrerthanen, m Betreff der ihnen durch vorei-
Ilge, Mit Uebergehunq der gehörigen Instanzen vorgenommene Nei-
sen nach Wien, veranlassen Geldvelspllttelunaen ernstgemessen ge» 
warnet werden (Hofqenerale vom 11. I u l l 1774), und da bemerkt 
Wurde, dasi Untelthanen ohne Pässe und ohne Bewilligung mit An
bringung gesehwldilger Geldcollecten sich nach Wien verfugen, Se. 
Majestät und die Hofstellen mit unqeglündeten Befchwelden behel» 
I>a.en, und sich an den Unterthans« Advokaten, (nun an die Kammer-
procuratur) wenden, so wurde dcl N?g»erunq aufgetragen, letztere 
an die genaue Befolgung der ihr gegebenen Inst,uction anzuweisen 
Und sie zu ermncln, künftig die ohne Pässe zu ihr kommenden Un-
terihanen zu ih:cr Pflicht zuiückzuführen, auch dieselben zu belehren, 
âß sie sich iul^!g nach Hause begeben und ,hre Beschwerden auf dem 

Wl Untenhanspatente vom 1. September 17l^1, volgeschriebenen 
^ege anbrlnaen sollen, nicht aber die Untelthanen in ihrem I r r 
wahne oder Wldelspenstlgkelt duich Elmelchung e,nes Necurses zu 
Unterhalten (Hofkanzlclverordnung vom 2^!. November 1808, Regle-
lungs-Intlmatlon vom 2. Dezember 1808). 

§. 911. 

^ b U n l e r t h a n s v e r t r e t e r zuzulassen s i n d ; welche Vc r -
bothe gegen W i n k e l schreibet- bestehen. 

Das politische Verfahren m,t den Unterthanen hat von Amts -
wegen zu geschehen (Hofdccret vom 29. October 1782); daher Ad
vokaten und'sonstiqe Rechtsfieunde davon gänzlich ausgeschlossen sind 
^lntertb. V.-rh. Patent vom 1. September 1781, §. 13), und von 
ben Kre,o.iMtern lst den Untelthanen zu bedeuten, dasi sie ihre Kla-
6et! wider lhie Hellschaften nicht s c h r i f t l i c h , sondern mündlich 
Zubringen haben, damit sie von den Wmkelschrelbein »n tVme l ln-
"sten veisetzt weiden (5ofdec»et vom 9. September 178j ) . 

Wmke'schrelber, welche den nach Wlen kommenden armen Leu-
^n aufpassen, «hnen das tteld abschwatzen, Memorallen und Gesu» 

l. 58 
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che abfassen, sind, »renn sie diensttauglich sind, als Müßiggänger 
zu Necruten zu stellen und abzugeben, die Untauglichen aber sind eine 
Zeitlang Mlt Arrest zu züchtigen und dergestalt die WmreMicibelei 
alles Ernstes abzustellen (Veloldnung vom 23. October 1756^, und 
die Landeostelle hat auf solche Leute genaue Aufsicht tragen zu lassen, 
und selbe bei B.trelung «mes Unfuges mit gehöliger?lhndung und 
nach Umstanden mit veidlenccr, geschäl fter Bestrafung zu behandeln 
(Patent vom 7. Ap>,l 1781). 

Auf eme Vorstellung der k. k. obersten Justiz stelle über d,e ohne
hin bekannte Kemelnschadllchk.lt der W «n ke lsch re lb 'er , und auf 
ihren Antrag sie durch die Wirthe m den Käst- und Schenthäusern 
abschaffen, oder wenigstens anzeigen zu lassen, wuide feiner mit 
Hofdecret vom 18. April 1794 erinnert: es könne zwar damit lM 
Allgemeinen :»,cht vo>gegangen werden, und es sey auch Nicht zu Hof-
fen, das; e«n solcher Vcrboth den abgesehenen Erfolg haben winde, 
w e l l e i n e r s e i t s ke in Gesetz bestehet, dasi N i e m a n d 
aus; er A d v o k a t e n und A g e n t e n f ü r J e m a n d Au fsähe 
ve r fassen , oder sonst zum Abschre iben sich brauche« 
lassen d ü r f e , und andererseits von den Wirlhen und KellcrsitzelN 
Nicht wohl zu erwanen ist, daß sie solche Leute, wenn sie be« ihnen 
zehren undnmlen, so leicht abschaffen oder anzeigen weiden. Weil aber 
dennoch, besondel s dann, wenn de, gleichen Ninkelschi eiber gleichsam lh-
»en S t a n d e » t «n einem Gast-, Bler- oder Weinbaus? aufschla^ 
gen, und da dcn Kasten, bcsondeis den dahin kommenden Landpal-
te»en aufraffen und sie zu Alaaen und Bescbweiden aufsoldein, solche 
Vei Handlungen nicht so velböigen gell leben weiden, das; sie gar Nicht 
merkbar wmden und es ohnehin die Sache dcl Pollzeibcannen ist/ 
auf d,e Käst- lind '^iri Häuser und Sitzteller vor allem ondein e«N 
beobachtsames Auge zu halten, so wuide die Regelung angewiesen, 
der Poll^eld!rectll.'N aufzutragen, auf diese Wmkelschieiber eine vor« 
zügllche A'ifmeiksamkelt <,u lichten, und solche, sobald sie eme der
gleichen ?lnlockung a,ew«hl weld^n, cdcl s.hen sollten, das; solche Leute 
sich tagireise an solchen Ölten heiumlagern, d,.'se anzuzeigen, dam't 
sie nach Umständen abgeschafft oder in Veihaft genommen weiden 
können. 

Hiernach sollen Wmkelschrelber, welche in Wllthsbäusern o^ 
dentllche Schreibstuben halten, von der Polizeiwache angehalten wer» 
dcn (Hofdecier vom 1. Mal 1794). 

Die «m Wege der Ländeistellen gepflogenen näheren ̂ EiorteruN' 
gen über den B e g i < f f und die H i n tan H a l t u n g der s o g " 
n a n n t e n W«n kel sch l elber fühlten übllgens zur Ueberzeugung, 
daß die Nothwendlgkelt neuer gesetzlicher Bestimmungen hlelübel 
Nicht volHänden ist, und das; es genügt, wenn von Seite der P°' 
litlschen Beholden darauf festgehalten wi ld, das; di.lemgen, welche 
sich in schriftlichen Eingaben Entstellungen oder Vcldrehungen von 
Thatsachen, oder eme unanständige, d,e Achtung gegen die Bchor-
den verletzende Sch>elba>t ellauben, dann dleiemgcn, die aus wa^ 
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»Mmer für, Absichten, vorzüglich überaus bloßer Gewinnsucht Parteienzu 
Beschwerden überhaupt, insbesondere aber zu muthwllligen, grund«, 
losen, im gesetzlichen Instan;enl.uge bereits abgethanen, auffordern 
und verleiten, oder «n dieser Bez,ehung offenbare Geldervressungen 
<lch zu Schulden kommen lassen, von Fall zu Fall dafür gehörig ge-
lllafr werden (Hofkanzleldecret vom 28. April 1836, Hofz. 8723, 
Reggsz. 27,260).. 

Hier ist nun: 
4 . von den Amtstagen, und 
l i . von den Recurs-Verhandlungen die Rede. 

ä. Won den Amtstagen. 

§. 912. 

W e r zu A m t s t a g e n belge zogen werden so l l . 

Dem Amrstage müssen Richter und Geschworne bcigezogen wer» 
ben (Unterthansbeschw. Verhandlungs - Patent vom 1 . Septem
ber 1 7 8 1 , §. 5 , n). 

§. 913. 
W a n n A m t s t a g e zu h a l t e n s ind. 

Jedes obrigkeitliche Wirthschaftsamt soll wöchentlich wenigstens 
einen Amtscag halten und selben den Unterthanen kund machen 
( l ^ü .m §. 3) . 

§. 914. 
An welchen Tagen l e i n A m t S t a g g e h a l t e n we rden 

k a n n . 

Es geziemet sich keinerdings, noch ist den Herrschaften und 
Dbrigkelten gestattet, »hre Unterthanen durch Vorrufung zu den 
Herrschaftskan;le«en von den sowohl Vor« als Nachmittags abzu-
hallenden Gottesdiensten zu verhindern (Verordnung vom 14. April 
17L3). 

Die Amtstage und Wirthschafcs - Abhandlungen sollen daher 
Nicht an Sonn» und Feiertagen vorgenommen werden, weil einer
seits hierdurch die dabei erscheinenden Unterthanen von dem Gottes
dienste und von Anhörung des Wortes Gottes abgehalten würden, 
Und anbei felis Haß und Aergermß daraus entstünden (Hofdecret 
vom 19. Novemb. 1769, Neg,erungSverordn.' vom 21. März 1784). 

§. 915. 
A u s n a h m e ; u n t e r welcher Beschränkung. 

Nur solche Geschäfte können an jenen Tagen verhandelt wer« 
den, welche unmittelbare Wirthschaftsgegenstä'nde betreffen, und 
"ul)t von der Art sind, daß sie bc» den gewöhnlichen, am Werktage 
"bluhaitenden Amtstage angebracht und verhandelt werden sollen; 

5 8 * 
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und diese sotten nie frühes, als nach vollendetem, vormittägigem 
Gottesdienste, nämlich bis zum Anfange der nachmittägigen Chri» 
stenlehre, dann nach Beendigung derselben vorgenommen werden 
(Hofdecrct vom 20. Mal 1807, Regierung/)-Cu-cular vom 18.Juni 
1807). 

An aufgehobenen Feiertagen hingegen sollen alle Wirthschafts» 
kanzleien gleich andern Werktagen nut den gewöhnlichen Amtsgeschäften 
offen gehalten und besorgt werden (Verordnung vom 49. Juni 1772). 

§. 916. 
D i e Beschwerden der U n t e r t h a n e n so l len an Amtstac 

gen angebrach t werden. 

Der Unterthan hat seine Klage auf der obrigkeitlichen Kanzlei 
an einem Amtötage, §. 912, anzumelden (Unterchansbeschw. Verl). 
Patent'vom 1. September 1781, §. 3) . 

Außer dem Amtstage ist die Obrigkeit nicht schuldig, die An
meldung einer Beschwerde anzuhören, ausier die Beschwerde wäre 
so geartet, das; bei der mindesten Verzögerung die Beschaffenheit 
der Sache nicht mehr gründlich erhoben werden könnte, oder das; 
dem llnlerthane, ohne sogleich erfolgter Abhülfe, ein unwiderbring' 
licher Schade zuging (I^oäem §. 4) . 

§. 917. 
W i e sich der U n t e r t h a n beim A n m e l d e n seiner Be

schwerde benehmen sol l . 

Die Anmeldung der Beschwerde hat folgendermaßen zu ge
schehen : 

a) daß nämlich der Unterthan auf der obrigkeitlichen Kanz
lei erscheine, und daselbst in Gegenwart der ohnehin bei «edem Amts-
tage anwesenden Richter oder (heschwornen, §. 912, ohne Unge
stüm und mit aller Bescheidenheit münd l i ch oder sch r i f t l i ch 
beibringe, was er an seine Obrigkeit für ein Recht suche, oder 
von welcher obrigkeitlichen Forderung er befreit zu seyn verlang/ 
(Koäew §. 3) . 

Ferner, daß er 
d) die zur Behauptung oder Vertheidiaung seines Rechtes die

nenden Urkunden und Zeugen mitbringe (Unterchansbeschw. Verl). 
Patent vom 1. September 1?81, §. 5) . 

Das Nähere über diese Beweismittel ist in den §§. 961 bis 
966 enthalten. 

I n Fällen endlich, wo eine Nachsicht von Steuern und Liefe
rungen angesucht wi rd, ist der Betrag des angesuchten Nachlasses 
mit ordentlichen Ertracten auS den Steuerbüchern zu belegen (Hof-
kanzleiverordnung vom 10. October 1810). 
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§. 918. 

W i e sich das W i r t h s c h a f t s a m t h i e r b e i benehmen s o l l . 

Ueber die solchergestalt?» geschehene Anmeldung der Beschwerde 
bat die Obrigkeit derselben Beschaffenheit in relfe Erwägung zu zic-
hen, und dann zu erledigen (UnterthanSbeschw. Verl). Patent vom 
I.September 1781, § .8 ) . 

ü. Von den Recurs-Verhandlungen. 
1- V o n den R e c U r s - V e r h a n d l u n g e n be i dem K r e i s , 

a ln t e. 

§. 919. 

Dag K r e i s a m t ist i n U n t e r t h a n s - A n g e l e g e n h e i t e n 
zwei te I ns tanz . 

Der über einen ob r i gke i t l i chen Bescheid, oder wegen nicht 
erhaltenen Bescheides gekränkte Unterthan, hat stch in das Kreisamt 
zu verfügen (Unrerthansbcschw. Verl). Patent vom 1. Sept. 1781, 
§. 1 t ) , welches, wie das Nachfolgende zeigt, die zweite politische 
Instanz ,n Unterthanssachcn ist. 

§. 920. 

W i e lange auf den obr igke i t l i chen Bescheid g e w a r t e t 
werden so l l . 

Der Unterthan hat jedoch den Necurs an das Kreisamt nicht 
gleich nach der Anmeldung seiner Beschwerde bei der Obligkeit und' 
Nicht sogleich erwirkter Abhülfe zu ergreifen; er hat vielmehr, nach 
dem Tage der Anmeldung, annoch durch 30 Tage den Bescheid ruhig 
abzuwarten, und zwischen dies.-r Zeit sem Recht auf teine andere 
Arr zu suchen, auch der obrigkeitlichen Forderung, gegen die ihm bei 
künftig ctwann entdeckten Ungründe ohnehin zu Statten kommenden 
Entschädigung, Folge zu leisten; und eben so ist der Unterthan den 
erhaltenen obrigkeitlichen Bescheid, wenn er sich auch dadurch wirk, 
llch gekränkt zu seyn erachtet, in gleicher Art zu vollziehen schul
dig (UnterthanSbeschw. Verhandlungs - Patent vom 1. September 
1781, §. 10). 

§. 921. 

A b v e r l a n g u n g e ine r P r o t o k o l l s - A b s c h r i f t . 

Sollte der Unterthan den Bescheid in dieser Zeit nicht erhalten, 
oder sich durch den erhaltenen wie immer gekränkt finden, so steht 
ihm frei, von der Obrigkeit eine getreue Abschrift des Anmeldungs-
Protokolls zu verlangen, die ihm dann auch unweigerlich binnen 
24 Stunden, aber nicht später, zu crtheilen ist (Loäom §. 11). 
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§. 922. 
D a s W i r t h s c h a f t s a m t ha t dem U n t e r t h a r . e e l n Z e u a / 
n i ß , daß die P r o t o k o l l s - A b s c h r l f t a n v e l l a n g t wur< 

d e , zu er the»len. 

Da der Unterthan die Protokolls-Abschllft abveilangt zu haben 
verlangen könnte, ohne dafi solches wahr sey; oder auch der Beamte 
das wirklich geschehene Anverlanqen abläuqnen könnte, so hat der 
Beamte dem Unterthane mn wenigen Worten ein Zeugnis;, das) das 
Protocoll anverlangt wölben sey, zu geben; oder wenn dcr Beamte 
es zu geben verweigerte, hat der klagende Untel than, der diese Abschrift 
jedesmal von dem Amte verlangen sott, sich von zweien gegenwä'r» 
tigen wohlverhaltenen Männern em schrlftliches Zeugnis; acben zu 
lassen, um sich mit diesem ,n daS Kreisamt zu ve» fugen, welchem ob 
liegt, der Obrigkeit anzubefehlen, das Streitige von dem Kläger bis 
zum Ausgange der Sache Nicht zu fordern (Untelthansbeschw. Verh. 
Patent vom 1. September 1781. §. 11). 

§. 923. 
W i e die Beschwerde bel dem K r e l s a m t e v o r z u b r i n « 

gen kömmt. 
M i t zener Protokolls-Abschnft hat sich der Unterthan zum KretS-

amte zu begeben, d»e n'öthigen Zeugen oder Ulkunden gleich mttzu-
brmgen, und die eigentliche Veschaffenhelt feiner Beschwelde oldenr-
l»ch vorzustellen (Lo6<>w §. 12). 

Be» schriftlichen Recursen mUnteNhanssachen verordnet übrigens 
das Hofdecret vom 16. August 1790, das; nebst der Benennung der 
Beschwerde führenden Palte» auch der Name des Schrlftenve» fassers, 
bel sonstig« Nichtannahme der Schltft» beizusetzen sey. 

M,t Reg<erungz»erordnung vom 12. Ma« 1791 ward sogar die 
ausschlleßungsweise Sigmrung von derle» Recursen durch den Unter« 
thans«Advokaten angeordnet. 

8. 924. 
W i e sich das K r e i s a m t gegen die anme ldenden Un< 

t e r t h a n e n zu benehmen hat. 
Jede Klage des Unterthanes, in welcher Nicht gezeigt ist, dasi d»e 

A n m e l d u n g de» der Obrigkeit geschehen sey, »st zu verwelfen, und 
der Unterthan an die Vorschrift des Gesetzes anzuweisen (Unterthans« 
beschw. Verh. Patent vom 1 . September 1781. §. 12). 

§. 925. 
W a s m i t der angebrachten Beschwerde zu geschehen 

ha t . 
Sobald eine derlei Beschwerde oder Klage beim Kreisamte an

gebracht wird, so hat dasselbe em ordentliches Protokoll aufzuneh
men (Noüemß. 13). 
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Wie dieses Protokoll beschaffen seyn soll, lomtttt §§. 956 blb 
959 vor.' 

§. 926. 

W i e slch das K r e » s a m t zu benehmen h a t , wenn dl.-
NecurSbeschw erde w ider recht l i ch »st. 

Findet das Kielsamt d«e Beschwerde desUnterthaneS widenecht-
llch und ungeglündet, so hat dasselbe sich alle Mühe zu geben, den 
Beschwerdeführer davon zu übe,zeugen, und »hm die Folgen emes so 
lNuth>v,Uigen Prozesses vorzuhalten. 

Besteht aber der Beschwerdeführer gleichwohl auf der ordentlichen 
Ausführung seiner angebrachten Klage,so soll solche angenommen und 
Nach Vo,<chl,ft des Untelthanspatentes fortgesetzet, ,edoch wenn eS 
Mehrere Unte,thanen oder ganze Gemeinden beträfe, den erschiene» 
Nen Deputirten e,ne Abschrift deS Protokolls, »n welchem alle ihnen 
geschehenen Vorhaltungen genau enthalten sind, Mitgegeben, und die 
Sache Mit den übrigen ihrer Gemeinde zu überlegen, nachdiucklich em» 
pfohlen werden (Koclem §. 14. Hofdecret vom 9. September 1734). 

§. 927. 

W»e sich das K r e i s a m t zu benehmen h a t , wenn d»e 
Nec ursbeschwer de gegründe t ist. 

Wird hingegen d,e Beschwerde gegründet, und zur gehörigen or-
bentllchen V^lHandlung geeignet, lcdoch noch e,n und anderes zur 
vollkommenen Aufrlälunq der Sache erforderlich zu seyn befunden, so 
Muß das Kle,samt dem Untenhane umständlich bedeuten, was er, zur 
gänzlichen Cionerung der Sache, noch zu thun habe, z. B. daß er 
bei diesem odel jenem Puncte, wo er noch Mit leinen Beweismitteln, 
versehen ist, sich darum beweiben, und solche dmnen kurzer, von dem 
Kielsamte zedesmal nach Umständen zu bestimmenden Ze,tftlst her-
belschassen, auch was etwa sonst noch zur Ausemandelsehung des Fac-
tums n'olhlg ist, nachtragen soll, welche Verbescheldung nicht allein 
dem Untelthane schriftlich Mitgegeben, sondeln auch von dem Kreis-
üMte umständlich eitläret und »hm so viel alS möglich begreiflich ge< 
»Nacht weiden muß (Unterthansbeschw. Verh. Patent vom 1. Sep
tember I 7 8 l . §. 15). 

§. 928. 

N a s m i t der solchergestal t v o l l k o m m e n i n s t r u i r t e n 
Beschwerde zu geschehen hat. 

Wenn nun solchergestalt die Beschwerde des Unterthans vollkom« 
A«n instrullt ,st, so hat daS Kre,samt der Obrigkeit l»e instrullte 
Klage zuzufertlgen, und selbe ausdrücklich anzuweisen, daß sie sich 
Über alle Gegenstände bestimmt und deutlich äußere, auch wo es 
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nöthig seyn könnte, auf den Gegenbeweis gehöng vorbereite, somit 
die Urkunden und Zeugen qehorlq bclb'Mgc, zu welchem Ende bei' 
den The,len Tag und Stunde zum Verhör §. 941 zu bestimmen ,st 
(Loäem §. 16). 

Wie sich bei diesem Verhöre zu benehmen ist, kommt 
§. 941 vor. 

Von dem hiebei zu versuchenden Vergleiche siehe §§.970bis973, 
und von den krelsämtllchen Provisorien §§ 978 und 979, und von dem 
krelsämtllchen Erkenntnisse §§. 984 bis 986. 

0 . Von den Recurs-Verhandlungen bei der politischen 
Landes- und Hofstelle. 

§. 929. 

W ie die Anmeldung des Recurses an d»e Landes
stelle geschehen soll. 

Erachtet der Unterthan durch den krelsämtllchen Spluch noch 
ganz oder zum Thell beschwert zu seyn, und sein velmemtliches Recht 
weiter suchen zu müssen, so hat de: selbe auch entweder gleich oder blN' 
nen der auf dem kre,sämtlichen Bescheide angemeikrcn Zcltftist scM 
dießfällt'geS Gesuch sammt den Ursachen, walum er sich dulch den 
kreisämtllchen Bescheid beschwert zu seyn glaubt, bei dem Kreisamte 
schriftlich oder mündlich beizubringen. Gleichwie auch der Obrigkeit, 
im Falle sie sich durch krelsämtllchen Spruch beschwert zu scyn erach« 
tet, der weitere Neculs bevorstehet (Untcrthansbeschw. Verh. Patent 
vom 1 . September 1781. §. 24). 

3. 930. 

W a s das K r e i S a m t bei e ine r solchen NecurSanmel -
dung ve ran lassen s o l l . 

Dieses Anmelden und die Gravamma, dann was etwann zu de« 
ren Unterstützung vorläufig angefühlt wird, hat das Kle,samt m e»n 
ordentliches Piotokoll aufzunehmen, auch wenn dieselbe offenbar UN' 
geglündet und muthwlll'g sind, dem anmaßlichen Necunenten seinen 
Unfug und die daraus für ihn zu besorgenden neuen Weitläufigkeiten, 
auch nach Umstanden zu gewärtiqende Bestrafung zu Gemüthe zu füb> 
ren, und wie Alles dieses geschehen, umständlich ms Protokoll zu 
vermerken, und dieses Protokoll Mit den Acten länastens binnen 14 
Tagen an die Landesstelle einzufordern (vollem §. 25). 

Auch die von der Obrigkeit wider seine, oder auch wider die Ent» 
scheidung der Landesstelle m den »m Patente festgesetzten ZellfnsteN 
angebrachten Gravamma nebst dem P l otokolle und Acten bar das Kreis-
amt jedes Mahl längstens binnen 14 Tagen an d,e LandessteUen em' 
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zusenden (Mt t Hoflanileldecret vcm 2^. October 1781 begenchmlgte 
Instruction für die Kreisämter, §. 4 ) . 

§. 93 l . 
D i e Land es stelle hat h i e r ü b e r die k. k. n ieder osterr. 

K a m m e r p r o c u r a t u r zu vernehmen. 

Die politische Landesst.'lle hat derlei an sie einlangende Nccurs-
protokolle und Acren ,n wichtigen und verwickelten Fällen volläufig 
ber k. k. nledelöstclr. Kanlmelprocuracur zu dem Ende und Mit dem 
Auftrage mitzuteilen, daf, ste binnen 14 Tagen Mittelst eines ein
zureichenden P'.omcmorla zu erklären habe, was sie etwa zur Unter» 
Nutzung der von den Unteilhanen erhobenen Graoamlna in i ^ t« zu 
erläutern oder nacl^uiragen finde, maßen auf das punctum juris da« 
be« gar nicht eingegangen weiden dalf (b>'<><Î m §. 26), denn d«e k. k. 
Niederosterr. Kamme, p'.ocuracur hat »n eigentlichen politischen Un« 
terthansstreltlgkelten keinen andern Einfluß zu nehmen, als d,e Lan-
bc?stelle, wenn selbe sie befragt, »znaliä l^l tum ,hrc Aeußcrung ab
zugeben (Instr. für den Unterthans e Advokaten vom 1. September 
N 8 1 . Z .3 ) . 

§. 932. 

Was die Neg ierung zu veranlassen ha t , wenn dieselbe 
noch Au fk l ä rungen in der Sache beno'thiget. 

Findet die Landesstelle, daß in diesem Promemo»ra noch ein an-
derer erheblicher Umstand in l':,cto vorgekommen ist, dessen nü'Kerc 
Aufklärung »n der Entscheidung der Hauptsache einen Einfluß haben 
kennte, somit eine notwendig nähere Unrelsuchunq der Sache an 
Dlt und Stelle ersoiderlich sey, so muß solche dem Krelsamtc aufge
tragen weiden (Untenhansbcschw. Verh. Patent vom 1. Septcmbcl 
1781, §. 27). 

§. 933. 

W a s das K r e i s a m t hierüber zu veranlassen hat. 

Das Kreisamt hat sodann die Sache eben so wie in der ersten 
Instanz lill prntncollllln von Amtswegen zu instrulren, »n Gestalt 
e>ner Untersuchung, bei welcher von keiner Seite eine Dunkelheit oder 
Ungewißheit übitg zu lassen ist, zu ve> handeln, und cm gütliches Ab 
kommen zwischen beiden Thnlen w i e d e r h o l t ernstlich zu ve, suchen, so. 
^ann aber daS aufgenommene Protokoll an die Landeöstellc elnzusen^ 
ben (Loäem §. 27). 

§. 934. 

E r l e d i g u n g der Landesstelle. 

Wenn dieses Protokoll einkommt, hat die Landeostelle oder d,v> 
getroffene?lbkommen zu bestätigen, oder über die nunmehr rollkcm-
Wen erörterte Sache zu sprechen (ll'>6em §. 26). 
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Ueber die Beschaffenheit eines Regierungs-Erkenntnisses wird 
§. 937 gehandelt. 

§. 935. 

P f l i c h t , die vorkommenden Un te r thansbed rückungs -
K l a g e n ln steter E v i d e n z zu h a l t e n . 

Um zu verbuchen, daß solche Recurse in Rückstand verfallen, 
wurde die Landesstelle angewiesen, mit den Ausweisen über dle hm» 
ter den Kre,Sämtern unerledigt haftenden Unterchansbebrückungskla-
gen auch einen abgesonderten Ausweis über derlc, Klagen vorzulegen, 
welche im BerufungSwege bei derselben noch unerledigt erliegen (Hof« 
kanzleiverordnung vom 20. August 1812). 

§. 936 

W i e d ie A n m e l d u n g des R e c u r s e s an die H o f k a n z l e i 
geschehen sol l . 

Die Anmeldung des an Se. Majestät selbst (die k. k. vereinte 
Hofkanzlei) zu nehmenden Recurses wird auf die Art wie an die Lan-
desstctte aufgenommen (Unterthansbcschw. Verl). Patent vom 1. 
September 1781, §.29) . 

§. 937. 

Welche R e c u r s f r i s t e n gesetzlich sind. 

Gegen einen Spruch des Kreisamtes hat der Unterthan seine 
Klaggründe entweder gleich, oder binnen 14 Tagen be» dem Kreis
amte zu Protokoll zu geben oder schriftlich beizubrmqen (Unterthans^ 
beschw. Vcrh. Patent vom 1. September 1781. §. 2.5, 24). 

Die Necursfwt kann übrigens die Regierung nach Umständen 
nicht nur auf 14 Tage, sondern auch auf 4 Wochen bestimmen (Hof' 
decret vom 18. November 18l)s). 

Zu dem Recurse an Se. Majestät steht eine zweimonatliche Zeit« 
frist offen. (UnterthanSbeschw. Vcrh. Patent vom 1-September 1781, 
§. 28). 

§. 938. 

I n w i e f e r n de rRecu rs eine e i n h a l t e n d e W i r k u n g hat. 

Dcr Recurs im politischen Wege soll dann eine einhaltende Wir-
kung haben, wenn sonst durch den Vollzug deS geschöpften Urthells 
der günstige Erfolg des Recurses für den Rccurrenten ohne Frucht 
und Wirkung seyn würde, dagegen kann die einhaltende Wirkung 
nicht Platz finden, wo durch den Verzug der Partei , gegen welche, 
oder der Sache, in Ansehung welcher der RecurS genommen wird, 
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e«n leinen El sah zu gebende! Nachrhcll zuwachsen wmde, oder wo 
t2 um eme auf daS Oeffentllche sich beziehende Voilehnmg und voi-
iuqllch um cmeso'ch' zu tbun ist, b.l welcher entweder ein Plovlso-
Uum nothwcndlg ,st, oder die ?lmt!?pstzcln von selbst cin^uschlelten hat. 
(Hoftanzleiveloi dnuna ^om 2. M m ; 1799). 

Der Necurs muß Kalter pon der ,dm elgre,fendcn Partei scgle>ch 
barqethan seyn, da «m Wldnaen die Verordnung ohne Weltcrem ^u 
vollziehen ist (ReglerungSdecret vom 14. Februar 1785). 

§. 939. 

"!N wie f e r n U n t e r t h a n e n auch nach V e r l a u f , cne r 
R e c u r s f r i s ten gehö re t werden tonnen. 

Es hat übrigens zwar überhaupt bei den Piäclusions'TeiMinen 
se»n Verbleiben; dochwlldin besonderenFäl len, wenn nämlich der 
^Nterthan eihebllche Verhinderungs-lli fachen anzugeben hätte, dem
selben das weltele Gehi>r n,cht zu veisagen, und »n diesem Falle die 
anzeige an die Lan^eostelle, der allem eingeräumt weiden soll, dem 
llnterthane be> dergleichen Velhindcrungsursachen das wettere Gehör 
KU verstatten, zu machen seyn (Instr. für die Krelsämter vom 28. 
dctober 1781. §. 3 ) . 

Wenn gegen eme, in früheren Jahren, von einer unteren Ve? 
börde elfiosl>ne Entscheidung te,n Recuis ergriffen wurde, so kann 
b>esj die höhere Behölde nicht hindern, über d,e letzte Beschwcide «n 
e>n und delsell'en Angelegenheit ,n eme auf neue (stünde gestütz
te Entscheidung de» Sache einzugehen (Hofkanzlelveloidnung rom 
l3. Juni ii>35. <)ofz. 15,000. Reggsz. 3 ,̂,8d3. 

U. Von den einzelnen Bestandtheilen des hiebei zu beob, 
achtenden eigenthümlichen Versahrens. 

§. 940. 

A u f z ä h l u n g desselben. 

Dlese Bestandthelle sind: 
^ . Die klelsämtllchen Tagsatzungen und Local EomMl,,l0!,en. 
l i . D,e Protokolle. 
(!. Die Beweise. 
U. Die Veiglelche. 
l^. D«e Erkenntnisse und Piovisorlen. 
l ' . Das politische Zwangs- und Strafve:fah,en, und 
l». die unentgeltliche Tax-, Stämpel- und Poitofletbeit bei ^.^ 

Handlung dieser Angelegenheiten. 
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H. Ron den kreisämtlichen Tagsatzungen und Local-
Commiffionen. 

§. 9^1. 
K l s i s a m t l i c h e V e r h ö r e haben benEn tsch e ldungen v or< 
zugehen . Tagsatzungen sind Lo cal-Co mni lss lonen vor-

zugehen . I n w i e f e r n letzlere e i n z u t r e t e n haben. 
D,e Kietsämter haben laut §. 928 bei Untenhansbeschwerdcn 

Tag und Stunde zum Veihör zu bestimmen; und da die 5^relsämter 
Nicht selten «n Untelchan?beschwerden m«t Entscheidungen vorgehe«/ 
ohne dalüber den bestehenden Volschnften gemäß e»ne Tagsatzung 
einzuleiten, so wuide befohlen, die Krelsämter zur genauen Befolg 
gung dieser Volschitfren anzuhalten. (Hofkanzleldecret r«om 14. De^ 
cember 1826, Hofz. 34,525, Reggsz. 63,577). 

I n allen jenen Fällen, wo e,n trelsämrltcher Augenschein nicht 
unvermeidlich nochwendlg »st, und »vo nur emlge Individuen alsPar» 
te»en erscheinen, sind statt der Local'ComMlsswnen Tagsatzungen bei 
dem Krelsamte selbst anzuordnen, und dl« Parteien dahm voizufor-
dein (Regierungsverordnung vom 22. October 1817). 

Es bleibt jedoch der eigenen Beuith/llung der Kreisämter über-
lassen, wann es nöchlg «st, und mcht ohnedem ausdrücklich befohlen 
worden wäre, vorläufige Augenscheine einzunehmen, und nach 
Umstand der Bache Kunst und Welkvel ständige, §. 966, beizuzieheN, 
oder diesfalls sich an dleBchölde zu wenden (Instruction für die n.ö« 
Kreisämter vom 21 . Jänner 1783, §. 15). Uebllgens sind dergleichen 
BeaugenschelNlgungen und Localunte»suchungen an Orten, die vo«N 
Krelsamte entfelnt sind, ,n 7lmtSsachen, so oft es nochlg »st oder b^ 
fohlen wird, «n blosnn Partelsachen aber niemals ohne höheren Auf' 
trag vorzunehmen (lloäem Z. 16). 

Der Krelsvorstehcr hat die voi kommenden Untersuchungen s» 
viel möglich »m A m t s or te abhalten zu lassen; Untel>'uchungeN 
an Ort und Stelle aber nul m den seltenen Fällen einzuleiten, wellt« 
unumgänglich em Local-Augenschein eingenommen weiden musi, oder 
wenn zu viel Palleten aus Ortschaften, die m einer glöße»en Ent" 
feinung von dem Krelsamte liegen, zu emer Commlsslon zu erscheinen 
hätten (Regierungsverordnung vom 28. Sevtembel 18l)7). 

Hierbei hat das Neglerungsplüsidlal.'Dccicc vom 25. Septew' 
ber 1820 zur Richtschnur zu dienen, welches anordnet, das; e»ne l«^ 
CommlsslvnS. Verhandlung i n der Regel «m Orte des KrelsaM' 
tes vorgenommen weiden soll, und nur »n 3 Fällen e»ne Ausnahme 
gestattet, nämlich: 

1.) So oft em Loca l .Augensche in von Seite des Kleisamtes 
selbst unmittelbar und unumgänglich eingenommen weiden muß» 

2.) Wenn zu einer Comm,ss>on zu viele Partelen aus von deM 
Sitze des Krelsamtes zu sehr entfernten Gegenden des Kisifts 
nochwendlgerwelse zu erscheinen hätten. 
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3.) Wenn zu elner Comm,ssions Velhandlung die Elnsichtnehmung 
in mehrere volumlnöse Bücher und m Acren wesentlich erforder
lich wäre, und wenn die UeberbrlNgung dieser Bücher und Acten 
in das Krelsamt m«t Schwierigkeiten oder mit Gefahr ihres Ver
lustes verbunden wäre. I m zwetten Falle kann von dem Kreis, 
hauptmanne auch eine M,ttelstat,on gewählt werden, wohin die 
Partelen um so Vieles leichter sich von Hause entfernen und zur 
Commlsslons-Vcrhandlung sich einfinden tonnen. 

§. 942. 

Welche k re i sämt l i che B e a m t e n 3o c a l - C o m m i s s i o n e n 
vo rnehmen sol len. 

Man versieht sich, das; der Kreishauptmann selbst Local-Com-
Missionen von Zeit zu Zeit übelnehmen weide (Regierungsverordnung 
vom 23. Scdtcmber 1807) ; und daß solche Locögeschäfte und Com« 
'Nlssionen nicht den lrelöä'mtllchenKanzellisten oder Practlkanten allein 
anvcltraut weiden (Instruction für die n. ö. Krelsämter vom 21 . 
Jänner 1733, §. I l i ) . 

^ Auch soll es nicht von der Willkür der Krciscommissäre abhän
gen, (yeschäfcsl eisen zu unternehmen, sondern sie sind hierzu von Fall 
zu Fall von dem Krclsvorsteher e,genö zu beauftragen (vollem, Re, 
Klerungsvcloldnung vom 28.September 1807),und eS ist denKrels-
Eommlssälen »n den vorzunehmenden Local-Nntersuchungs « Com« 
Missionen die unentgeltliche Verkostung bei den obrigkeitlichen Beam» 
ten untelsagt (Hofdecret vom 17. April 1776). 

§. 943. 

Local-Commissionen auswärt igen Beamten aufzu« 
tragen ist untersagt. 

Solche Local-Commisslonen einem auswärtigen Beamten auf« 
iUtragcn zst verbothen, und sie sind von dem Kre,shauptmanne selbst 
^er von dem Krelscommlssä'le vorzunehmen; es sey denn ausdrücklich 
befohlen (Reqlerungsveroldnung vom 24. Jul i 1793» Instruction 
für die n. ö. Kielsämter vom 21. Jänner 1783, §. 16). Daher der 
Mißbrauch untelsagt ist, dasi Beschwerden der Unterthanen gegen 
'hre Obrigkeit von e,nem KrelSamte einer andern Herrschaft im Dele. 
Nationswege ^ur llnteisuchung zugewiesen werden, durch welchen un
ordentlichen Vorgang nicht nur eine Herrschaft zum prüfenden Rich
ter über die Amtshandlungen einer andern Herrschaft aufgestellt, son» 
°ern auch das Ansehen der auf diese Weise einer ihr gleichen Herrschaft 
Untergeordneten Obngkelt in den Augen der Unterthanen herabgesetzt 
wird. 

Die Kreisämter sind daher angewiesen, bei politischen GeschHf« 
len dlese Art von Delegation nie emtletcn zu lassen, sondern die ge-
sen eme Hcllschaft gelichteten Bcschweldcn selbst zu untclsuchen und 
dann volschriftmäß'g Amt zu handeln (Reggsr. vom 8. Februar 1815). 
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§. 944. 
Agenten und Advokaten sind von diesen Verhand

lungen ausgeschlossen. 
Bei dieser Verhandlung sollen o»e Advokaten weder zur Vcrtre« 

tUNg des einen, noch dcS andern TheileS zugelassen werden (Un.'er-
chansbeschw. Velh. Patent vom 1. September 178 l,. §. 13. Hofde-
cret vom 3. Occober l?!)5). 

Advokaten und Aqeinen sind bei kreisämtlichenCommissionen und 
Untersuchungen zur Veltrerung der Partelen Nlchc zuzulassen (Res. 
Bericht vom 30. Juni 1«M) . 

§. 945. 
D i e K r e i s amter haben gleich den Tag zur V o r n a h 

me der L o c a l - C o m m lss ion zu best immen. 
Den Unterthanen und der Obrigkeit wird Tag und Stunde zum 

Verhöre bestimmt (Untcrthanebeschw. Verl). Patent vom 1. Sep
tember 17Kl, §. 16 ) ; denn es kann Nicht gestaltet werden, Local-
Commlfsionen auf unbestimmte Zelt hinauszuschieben, und es hat das 
Kreisamt ,n vo> kommenden Fällen gleich den Tag zur Vornahme einer 
Local Comm'ss'on feî usetzen und der Parte« bebannt zu geben (Pat. 
Neglerung'öoelordnunq vom 2. Februar 18ll>). 

Bei mehreren Gelegenheiten wurde bemerkt, daß die KreiSaM' 
ter die Local-Eom>msslonen, insbesondere die offlciosen, erst nach vie
len Monaten abhalten, und selbe sehr oft b,s zu dem Zeitpuncte 
verschieben, wenn sie sonstige Reisen vornehmen. Wenn auch die 
Erledigung dieser Geg^n^ände, wegen welcher eme LocalComnussioN 
abzuhalten kommt, mehr düngend seyn sollte, so kann es doch weder 
den Parteien, noch den obern Behörden gleichgültig seyn, deren Er-
ledigung durch d,e auf lange Zelt verschobenen krelsä'mtllchen Local« 
Comlnissionen verzögert zu sehen. 

Um dalier eine schnellere Erledigung der mit Local» Commissi»' 
nen vcibundenm Gegenstände zu bewllken, zugleich aber die Kreis» 
ämter «n Rücksicht der ihnen obliegenden vielen Geschäfte so viel mag/ 
llch zu schonen, wulde denselben als unabweichliche Richtschnur auf-
getragen, alle Local. Comnnsslonen, wenn sie je einen Ausschub lei< 
den, wofür das Kreisamt immer verantwortlich bleibt, längstens b«N̂  
nen 3 Monaten nach Emlangung des diese Local-Connmsslon veratt-
lassenden Accenstüekes zu e> ledigen, die d r i ngenden aber, sie mögen 
schon Partelsachen oder offiziöse Gegenstände betreffen, von Fall i^ 
Fa l l , auf der S t e l l e vo rzunehmen (Regierungsverordnung 
vom2«. October 1817). 

Uebriqcns muß die Vorrufung der Parteien zum KreiSaMtc s° 
viel möglich so veranstaltet werden, daß sie ihnen nicht gar zu beschwer" 
llch fallen, oder zu viel Zeil tosten möge. Die Parteien sind alsdann 
beim Amte nicht unnö'thlgerwc,le aufzuhalten, und sobald als cö styN 
kann, zu entlassen (Instruction für die n. ö. Kreisämter vom 21. Jan« 
ner 1783, §. 123). 
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§. 94«. 

Vors ich ten gegen den M,ß brauch e,nes l ä n g e r e n V e r » 
zugcS au f Comm»ss ,ons .Re isen . W e r die Commls-

slonskosten zu t r a g e n hat. 

Es lehrt d«e Eifahrunq aus einigen vorgekommenen Local'Un» 
tersuchungen, dasi das Land du.ch d,e g»oßen Kosten der Local Com» 
Mission nabmhaft beschwcn, ja fast ei schöpft wird, dagegen aber de» 
»en Ausschlag fast zeder̂ elt am Tage liegt, daft die Frucht und der 
Nerth, welcher am Schlüsse hervor kommt, fast Niemals den dritten 
Thell der Kosten weise. 

Da nun dies, daher entspringt, weil d,e Commissme die Un
tersuchung nicht ,nit elfolderl«6)er Pünctl«chke,t vo> nehmen und ge» 
Me,nlgllch zwei- und dreimal an den nämlichen Ort zmücktehren, wäh
lend der Unrelsuchung alle zurHauptunteisuchung n,cht gehörigen Ne« 
bensachen von den stl eilenden Parteien (d,e entweder durch emen Spruch 
schon abgethan sind oder aä Vinm ^uri» gehölen) annehmen, sich 
M Rechnungs- und Mängelsachen einmischen, welche e,n blosier Ge-
genfianb der Buchhalter«! sind, und erst nach der F«nal-Erledigung 
der Buchhalteiey >n Streltpuncten etwa einer Local Untersuchung be« 
dülfen, Mit dellcl Verzögerungen hinaegen die Commissions - Ge» 
schafle, welche m 14 Tagen oder 4 Wochen geendigt weiden konn
ten, viele Monate und Iah,weise hinausziehen, wo untn dessen die 
Geschäfte wegen VeiHinderung der Beamten m das Stocken gera» 
tbcn, so wulde.um hlelm Abhülfe zu Ichaffen, bereits m,t höchster 
Entschließung vom 17. Jänner 1770 zur Richtschnur vorgeschrieben, 
daß über Ansuchen der Local. Comm«ss»on vorher der Fall untersucht, 
Und sodann über lene Puncte, welche anbeis nicht abzuchun waren, 
kocal-Commtsslonen angeordnet, denselben d«e Unterfuchungs-Puncte 
vol geschrieben werden, dagegen aber außer diesen sich selbe von allen 
Nebensachen, und solcher, welche zum Rechtwege gehören, enthal
ten sollen, wie »m Widrigen für die mehreren solchergestalt zuge« 
brachten Tage oder wegen nicht oldnungSmäylg vollführter Untersu
chungen keme Llefergelder zu vassnen sind. 

Wie denn selbe Nicht mmder von dem Tage der Abreise an bis 
zur Zurücttunfc über chre Verrichtung ein ordentliches Protokoll zu 
führen schuldig sind. 

Um dem Mißbrauche eines längeren Umzuges auf Geschäfts
reisen vorzubeugen, soll be» Comm,sslonsre,sen e,n Journal der tag' 
lichen Verrichtungen geführt, und toeseS der Berechnung der Reise
kosten beigelegt weiden (Hofverordnung vom 18. Jänner 1807, Hof» 
bellet vom 16- November 1783). 

So oft übrigens Untersuchungen auf Verlangen der Parteien 
veranlaßt weiden, und sie unterliegen, und m,t den Beweisen Nicht 
aufkommen können, sind sie zufolge allerhöchster Entschließung vom 
U- August 1799, Hoftanzleldecret vom 20. August 1799, Hofz. 2374, 
^eggoz. 16,910, zur Vergütung der dmch ,hre Schuld und ,hr much» 
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williges Benehmen verursachten Comnussions - Kosten des Beispiels 
wegen unnachstchtllch zu veihatten. 

Z. 947. 
C o n t r o l l e über rückständige Untersuchungen in Unter -

t Hans fachen. 
Um stets eine llcbcisichc über d,e noch unerledigten Local-CoM-

nnsslonen zu haben, wulde dle Landesj'lelle angewiesen: 
4.) Von ledem Krelsainre emen genauen Au?we»s abzufordern, 

>vne viel Unterchans'Bedlückungsklagen del demselben seit 10 Iah-
-.cll angebracht, welchem Eomn>>,sä>e dieselbe zur Untersuchung zu-
gestellet und welche davon, dann aus welchen Ursachen dieselben noch 
gar Nicht >n d«e Vei Handlung gekommen, oder dle Umel suchungen 
Nicht vollendet wo» den seyen; 

2.) diese lrclsä'mtltchen ?lusu,»e,se mit den etwaigen Bemel kungelt 
der vereinigten Hofkanzlel binnen diel Monaten vorzulegen, und cs ist 

3.) nach der geschehenen Vorlegung dieses ?luswelseS von 
Viertel- zu Vleitcllalu zuvci lässig d,e Anzeige zu ei statten, welche 
von diesen hinter jedem Krelöamte haftenden, rücküandlgen Untersu
chungen vollbracht und ob die kiclsamtllchcn Entscheidungen darüber 
geschöpft, dann den klagenden Parteien bmausacgebcn wolden seyen. 
Sollten sich noch ältere als zehmahilge Unteithans-i^edrückungskla-
gen bler und da bei einigen Krc»sämccrn ununtelsucht oder unent
schieden vol finden, so sind auch diese ,m obei wähnten ?luswelse an« 
zufuhren ^Hofoerordnung vom 20. August 18t2. Hofz. 11,359, 
Reggsl. Inr . vom 3 l . ?luaust 1« l2 , Ncggs;. 24,345). 

Endlich winde dle Landeostelle angewiesen, sich von Viertel- zu 
V»citeliahr alle hinter den Krelscommlssären haftenden CommlssloneN 
aufweisen, und die Vornahme zener, d«e obne zureichende UlsacheN 
verzögert weiden, Mit dem gehörigen Amtönachdrucke vollziehen zU 
lassen l l - ^ o n ! <i. 5) . 

Damit in Veneff des von denKreisältttern von Viertel' zu Viel" 
telzahr der ».'andessteilc vorzuleacndel» l̂uöll'elses über die Unterthans^ 
?lngeteaenhelteii vol fallenden Commifflonen genügend entsprochen und 
zugleich dieses Volmerlprocokoll de» sämmtllchen Krelsämiern gleich-
förmig geführt werde, wmde e«n eigenes Foimular »n Druck gelegt, 
und eme ?lnzahl dieser gedruelten Voimelkbögen den Krelsämtern m»t 
dem Anftragc zugestellt, dle «n Ilnterthanssachen vol fallenden CoM' 
Missionen in selbe genau zu verzeichnen und dieses Oliglnal - Vor-
merlprotokoll von Vie>t«l- zu Vlerteliabr der Landesstelle zur E«N* 
ficht vorzulegen (Reglcrungs-Vcloidnung vom 17. Ma» 1817). 

5. 953. 
V e r f a h r e n des K r e i s a m t e s bei V o r l a d u n g der Pa«> 

te ien und be lM V e i höre. 
Bei dem Verhöre selbst lommt es auf d,e Erhebung der Tha^ 

fache an; und eS hat das Kreisamr zu diesem Ende vor allem aus 
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«ine genaue, deutliche und hmlänglich bestimmte Aeußeruna der 
beklagten Obr,qkelt zu dringen, waS von den Beschweiden und den 
babel zum Grunde liegenden Thatsachen zugestanden, und was dabei 
geläuqnet lst, Punct für Punct sorgfältig aus einander zu setzen, aus 
dle Einwendung der Obl»a,kelt, den beschwerdeführenden llnterthan 
Mit seiner Antwort zu hören, und alles dergestalt einzuleiten, daß 
ber wahre und eigentliche Stand der Sache deutlich,u entnehmen, 
wag liquid und was noch zu beweisen ist, hinlänglich ausgenilttelt 
Und das Kreisamt selbst die ganze Sache vollständig zu übersehen »m 
Stande seyn möge (Unterthansbeschw. Verh. Patent vom 1. Sep
tember 1781, §. 17). 

Sätze und Prozesiformllchkeiten hat das Kreisamt zu vermei
den, und vermög seiner Pflicht, alles anzuwenden, um die Sa«-
che ohne Urnschwelf m e»n vollkommenes Licht zu sehen (Koäem 
§. 13). 

Die Untelsuchungen, d,e das Kreisamt vorzunehmen hat, sind 
übrigens Mit gehöriger Klugheit und Vorsicht anzustellen, um Nicht 
bllrch Uebeiellunq d,e abge^elte Entdeckung ganz zu verhindern oder 
zu erschweren ; leder auf die Hauptsache sich beziehende Umstand muß 
gründlich elhoben, sich ««cht der bloßen Angabe der Beamten und 
Pannen, nicht dem Anscheine oder emer bloßen Vermuthung an
vertrauet, weder Mit nichts bedeutenden, unoelständllchen oder zwei« 
deutigen Aeußerungen vorlleb genommen, sondern die Parteien zur 
Abgebung genau bestimmter Antworten angefallen, der Sache so 
v>el möglich auf den Grund gesehen, dieselbe ganz zu e,schöpfen ge
pachtet, mithin der Stelle n,cht zur Abfolderung weiterer Erläute-
lungen und Iiachtiäge Anlaß gegeben werden (Instr. für dle KrelSä'm-
t«r vom 21. Jänner'1753, §. 17). 

Wenn f.rner em Constitutum aufzunehmen ist, muß sich der 
eigentliche G.-qenstand, wolüber die ComtltUlrung zu geschehen hat, 
Wohl gegenwärtig gehalten, auf die bestimmte und eigentliche Ant« 
Wort besten gedrungen und dann dle Aussage desjenigen, der con» 
stltUlrt w i ld , genau aufgenommen werden (lloäem §. 125). 

L. Von den Protokollen. 

§. 949. 

Welche G a t t u n g e n von P r o t o k o l l e zu untersche i 
den s ind . 

Die in politischen Anaelegenheiten auf dem Lande vorkommen» 
den Protokolle können überhaupt: 

1.) ln wlrchschaftsä'mtliche, und 
2.) in krelsännllche emgechcilt werden. 

I. 59 
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1. Von den wirthschaftsämtlichen Protokollen. 

§. 950. 
E i n t h e i l u n g derselben. 

Die wirthschaftsämtlichen Plotokolle zerfallen: 
1.) m Anrneldungs» und 
2.) in Strafprotololle. 

§. 951. 
W i e ein A n m e l d u n g s , P r o t o k o l l beschaffen seyn sol l . 

Hä 1. Bei Aufnahme einer von einem Unterthane an einem 
Amtstage, Z. 941 , auf der herrschaftlichen Amtslanzlel angemelde« 
tcn Beschwerde, hat die Obrigkeit d»e Klage oder Forderung des 
Untcrthanes, die aufgenommenen Aussagen der Zeugen, und die 
aus lllkunden gezogenen Behelfe in em otdentllches Protokoll getreu
lich einzutragen, und wenn die Anmeldung der Beschwerde vollen
det ist, dem Untcithane solches vorzulesen, auch selbes von chm selbst 
und zweien der anwesenden Richter oder Geschwornen unterfertigen 
zu lassen (Untenhansoeschw. Verl). Patent vom 1. September 1781, 
§. 6) . 

Wäre ein Unterchan des Schreibens unkundig, so soll ein An
derer der Anwesenden dessen Namen unte,schiviben, der UnterthaN 
aber m,r emcm ihm gewöhnlichen Handweichen bestätigen, daß d«e 
Unterfertlgung semes Namen? Mit seinem Voi wissen und seiner EM' 
wllllgung geschehen sey; welches auch m allen Fällen, wo es auf 
die Nnteischllft e,ncS Unterthans ankommt, zu beobachten «st. 

I n c,ncm solchen Protokolle ist im Falle cmer Abhülfe die Art 
de»selben anzumerken (llla6<.w §. ^ ) . 

§. 932. 
Ob dem U n t e r t h a n e eine Abschr i f t des A n m e l d u n g s -

P r o t o k o l l c s a u s z u f o l g e n komme. 

Auf Verlangen des Unterthans mus; ,hm eine Abschliff jenes 
Anmeldungs-Protokollcs binnen 24 Ecunden, nicht aber später cl' 
theilet werden (vollem §. 11). 

§. 953. 
Wie ein S t ra fp ro toko l l beschaffen seyn soll. 

Hü 2. Ehe ein Unterthan bestraft wird, §. 1038, ist jede Obrig< 
keit verbunden, ein eigenes Verhör» und Siraforolokoll zu halten, 
worin sogleich und in Gegenwart der be« dem Verhöre de>3 Untertha-
nes anwesenden Richters oder der Mltnachbarn das eigentliche Ver
gehen des UnterthaneS, mit der Bemerkung, ob er dessen gestä'nd'3 
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ober durch die Sache selbst, oder auch durch die Zeugen überwiesen 
worden sey, dann auch dle auferlegte Strafe sammt dem Tage der 
Verhandlung getreulich einzutragen »st; worauf chm das Protokoll 
selbst vorzulesen und von den zum Verhole be,gezogenen Männern 
zu unterfertigen lst, (Uncerthans « Strafpatenr vom 4. Septem
ber l ? 8 l , §. 6). 

I n diese Strafprotokolle sind auch die vorausgegangenen Be-
Nrafungen zedesmal »n Kürze beizurücken (,b<oäem §. 8) , so wie 
auch der Ausspruch eincS Schadenersatzes. 

Be« der Verschilft, die jeden Beamten verbindet, im Falle einer 
ßegen den Unterchan zu verhängenden Strafe in Gegenwart des 
RlchterS oder der Geschworen das ordentliche Protokoll aufzuneh» 
N!en, und solches dem Kieisamte vor Verhärtung der Strafe vorzu
legen, hat eS unabänderlich zu verbleiben (allerh. Entschließung eröff
net m,t Hofkan,le»decret vom 15. März 1791, 1. Abtheilung aä 
l^ro. 17 , Reggsz. 4671). 

§. 954. 
l2b dem U n t e r t h a n e eine Abschr i f t des S t r a f p r o t o k o l -

les zu e r t h e l l e n sey. 

Dem Unterthane ist auf Verlangen eine getreue Abschrift des 
StrafprotokolleS unweigerlich zu erchellen (llu6l:n, §. 7 ) . 

§. 955. 
T t r a f p r o t o k o l l e sind der LandeSstel le v o r z u l e g e n . 

Diese Strafprolokolle sind der Landesstclle alle Vierteljahre ein« 
zusenden (Luäem, §. 12). 

2. Von den kreis amtlichen Protokollen. 

§. 956. 
W i e e in k r e i s ä m t l i c h e s P r o t o k o l l a u f z u n e h m e n ist. 

Sobald eine Beschwerde oder Klage beim Krelsamte angebracht 
wird, so hat dasselbe, in so weit als neue Umstände vorkommen, 
dle ln dem Aiimeldungsplotokelle entweder gar Nicht oder Nicht hin
länglich eioitert sind, alle diese Umstände mit ihren Behelfen mein 
older.tllchcs, von dem Unterthane zu unte,fertigendes Piotokoll pünct-
'lch aufzunehmen, solche gehörig aus einander zu setzen, den c,gent-
l'chcn Glund der Klage sollMtig zu erheben und zu bestimmen, und 
Wenn selbe im Knt» beruhet, die mit zur Stelle gebrachten Ulkun-
^ n nach'.usehen und Abschuften davon zu den Acten zu nehmen, die 
beugen qchöiig zu vernehmen, überall das Begebren des Untenhans 
6enau und deutlich zu bestimmen, überhaupt dieses Protokoll aber 
^'gestalt abzufassen, daß der Unterthan sich Nicht erst des Bestandes 
e«ncs Advocaten oder sonstigen Nechtsfreundes gebrauchen darf (Un«-
lenhansbeschw. Verh. Patent vom 1. Sept. 1781, §. 13). 

59 * 



926 l . T h e i l . V l l . A b h a n d l u n g . 

Bei einem jeden Verhöre der Parteien ist ein richtiges Proto
koll zu führen und acht zu haben, das; m diesem Protokolle nichts 
Unverständliches vorkomme und daß nöthlgenfalls d,e zur Sache ge
hörige Erläuterung be,gerücket we,de, zu welchem Ende sich auch das 
von Hof «n Unterthanssachen hcrabgelangte Protokolls - Formular 
wohl gegenwäitlg zu halten ist (Instr. für dle Nlederosterr. Krc»säm-
ter vom 21. Jänner 178Z, §. 124). 

Dergleichen ConstitUlrungen und Parteiverhöre sind nicht den 
kreisämtllchen Kanzellei - Personen allem und ohne Gegenwart des 
Krelsdauptmanncs oder emes Krelscommlssars anzuvertrauen, und 
das Constitutum muß von demjenigen, der es aufgenommen hat, »NU 
wer eigenhändig untcischrieben weiden (Ködern §. 125). 

Endlich muß auch über das Anmelden des Regicrungs» Recure 
ses von dem Kreisamie em ordentliches Protokoll aufq^nommen wer
den, worm auch die an die Unterchanen geschehenen VeihandlungeN 
umständlich volzumeiken sind (Unteilhansbeschw. Veih. Patent vottt 
i . September 1781. 

Von den Protokollen über die gegen pflichtwidrige Obrigkeiten 
und Beamten verhängte Snafe wird besser unten gehandelt. 

§. 957. 

Z u m B e h u f s e iner k re isämt l i chen P r o t o k o l l s ' V e r f a s » 
sung bestehen M u s t e r - P r o t o k o l l e . 

Um die Kreisä'mter zu belehren, auf welche Art sie die Unter-
thans » Prototolle zu führen haben, wurde c,n eigenes Formular ") 
bekannt gemacht (Reglerungs-Verordnung vom 10. October 1772), 
und em zweites Mustcr.Protokoll MitHofkanzlei^eilret vom 13. Sei)' 
tember 1782 vorgeschrieben, nach dem die <Kstn erhoben und die 
Protokolle gegen alle Einwendungen sicher gestellt werden sollen. I n 
zwischen sind jedoch diese Formulaiien veraltet, und es «st vielmehr 
der Einsicht und Klugheit der Commlsslomrenden zu überlassen, wie 
sie bei den vorkommenden Verhandlungen ihre Protokolle aufnehmen 
sollen, um den Gegenstand klar, erschöpfend unt> dennoch bündig 
darzustellen und d,e Behölden m Stand zu setzen, dieselben zur 
Grundlage ihrer Entscheidung zu benützen. 

Die im folgenden §. enthaltene Belehrung wird hierbei deltt 
Commissionilenden zum verläßlichsten Leitfaden dienen. 

») Dieses Formular ist im 43. Bande, paß. 40, der von Kropatschek ver-
anlaßten Fosephinischen Gesetzsammlung zu finden. 

§. 958. 
N ä h e r e B e l e h r u n g rücksicht l ich der A b f a s s u n g der 

l r e l s a m t l i c h e n P r o t o k o l l e . 

Damit nämlich die Kreisämter nicht über die Vorschriften des 
Ullterthans. Patentes hinausgehen und den Klagegegcnstand «n el' 
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Nem ordentlichen Commisslons«Protokolle mit articul,rten Fragest«.-
cken aus einander setzen, auch klar und bestimmt darstellen, und damit 
ste sich nicht auf d»e Emleltung eines Schriftwechsels zwischen Kläger 
Und Beklaqten und dessen gegenseitige Mittheilung beschränken und 
auf solche Satzschrifcen ,hr? Entscheidung gründen und gerade mitdleser 
-^erfahrunq^ait nur Weitläufigkeiten und Umtriebe veranlassen, wur. 
°en die Kielsämter angewiesen: ,ene Vorschriften deS Unterthans» 
Patente) um so mehr stets vor Augen zu haben und bei allen Unter-
thansbeschwerden pünctllch zu beobachten, als d,e Gesehqebung Tag-
sahungen oder Comnnsslonen so weislich anordnete, zumal bei dene 
selben d,e Lage der Sache durch die mündlichen Aufklärungen des 
^Nterthanes und der Obrigkeit und durch d,e wettere Verfolgung der 
Quellen und Umstände dulch das Kleisamt ,n das höchste Licht ge» 
setzt weiden kann, und diese VerHandlungsart unstreitig die einfache 
l " und leichteste »st, auch am schnellsten zum Zwecke führet. Hier
nach sollen die Commissions - Protokolle Nicht m der Form genchtli» 
cher Tac>satzungS< Protokolle m,t Klage, Einrede, Replik und Du -
pllk eingekleidet werden, sondern der zu erhebende Gegenstand soll 
NM zweckmäsilg articulilten Fragestücken zur deutlichsten Anschauung 
gebracht werden. 

Die Landesstelle verordnete zugleich, daß sie von Fall zu Fall, 
wo sie die voiaeschrlebene Tagsatzunq und ein zweckmäßig verfaßtes 
Comm>sslonS - Protokoll vermissen sollte, die Verhandlung lediglich 
zurückweisen und den Schuldtraqenden unnachsichtllch zur Abhaltung 
ber befohlenen Comm,sslon auf seine Kosten verhalten werbe, so wie 
Nebst dem das Krelsamt für allen aus dieser Verzögerung den Par» 
leien erwachsenden Nachcheil zu haften habe (Reglsrungs« Verord» 
Nung vom l^l. I u l l 1815). 

§. 959. 

D i e k r e i s ä m t l i c h e n P r o t o k o l l e sind den P a r t e i e n 
v o r z u lesen. 

Da schon öfter bemerkt wurde, daß bei den kreisämtlichen Un» 
lersuchunqen den Unterthanen oder Parteien die aufgenommenen Pro» 
kokolle nicht vorgelesen zu werden pflegen und dadurch bei selben die 
"ermuthung entstehet, daß Nicht Alles, was sie zu ihrem Behufs 
beigebracht haben, zu Protokoll genommen worden sey, so sind die 
^re,sämter anqew,esen, diese Protokolle den anwesenden Parteien 
l<des Mal vorzulesen und von ihnen unterschreiben oder UNte, zeichnen 
^ lassen, um auf solche Art d,e Protokolle gegen alle Einwendung 
6cher zu stellen (Hofdecret vom 30. März 1781, Reggs. I n t . vom 
8> Zun» 1781, Instr. für d,e mederösterr. Kreisämter vom 21. Jan-
"er 1783, §. 124). 

Auch das Unterthans-Patent vom 1. September 1781 sagt im 
«,« 18, daß das bei einer Tagsatzung oder Local-Commission aus--
'Uhrlich errichtete Protokoll den Parteien, so nue den sonst vernom» 
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menen Personen, in so weil eS solche betrifft, vorzulesen, auch n ö t i 
genfalls zu verdolmetschen, und wenn keine der darunter betroffenen 
Parteien etwas zu erinnern hat, von ihnen zu untelfertigen und von 
jenen, die Nicht schreiben können, zu bezeichnen sey. 

s. 960. 

Ob t r e i sämt l i che P r o t o k o l l e den P a r t e i e n h i n a u s 
zugehen sind. 

Jede Mittheilung von Aktenstücken an Parteien, sowohl ,n Ab
schrift, als mündlich, oder durch Einsicht m selbe, die Fälle ausqe-
nommen, wo diese durch Gesetze und Verordnungen vorgeschrieben 
ist, «st unter der Strafe der Dienstentlassung auf daS Strengste Mit 
dem Beisätze verboten, dos; die Parteien, welche e»n oder das an» 
dere Actenstück m Abschrift zu bekommen oder einzusehen brauchen, 
die Mit te i lung oder Bewilligung zur Einsicht be, der Behörde, die 
es betrefft, anzusuchen haben, welche sodann oldent.'ich zu entscheiden 
hat, ob das Ansuchen zu gestatten sey oder nicht (Hofkanilelverord« 
NUNg vom 3 l . Dezember.1510, Neqqs. I n t . vom 2) . Jänner 1811). 

V<l Comm»sslons.'Procolollen ist jedoch der wesentliche Unterschied 
zu beobachten, ob sie blos amtliche Erhebungen oder ob sie rechtliche 
Erklärungen und eingegangene Verbindlichkeiten von Parteien unter 
sich enthalten. 

Von erstem, da sie bloß zum Amtsgebrauche dienen, gebühren 
den Parteien keine Abschriften, aber von den letztern, welche zugleich 
als Pnvatverträge anzusehen sind, tonnen auf ,hr Verlangen Ab
schriften um so weniger versagt werden, als sie ihnen zu emern sehr 
wesentlichen Behelfe bei Verfolgung chrer hierauf gegründeten Rechte 
dienen, , 

ES ist daher den Parteien von demjenigen PassuS, der ihre Eikla» 
rung betrifft, ohne Weiterem eine Abschrift zu verabfolgen (Part. Hoft 
kanzleiemsch. vom 28. Dez. 1806, Hofz. 23,108, Rcggsz. 43,773). 

So wie hiernach die Parteien kein Recht haben, von dem über 
ämtliche Verhandlungen durch die Kre,sämter aufgenommenen Proto
kolle Abschriften nach ihrem vollen Inhalte zu forden , so ,st es aber 
auch eben so gewiß, daß denselben eine Abschrift desjenigen, was leder 
einzelne zum Prototolle gab, besonder« dann, wenn sie dmch ihre 
Erklärung Verpflichtungen übernommen haben, Nicht verweigert wer
den kann, da sie derselben sowohl zur Richtschnur deS Benehmens 
für alle künftige Zelten bedürfen, als auch zu «hrer Nechtfemauna, 
wenn mehr gefordert werden sollte, als sie sich verbindlich gemacht 
haben (Part. Hoflanzlei-Verordnung vom 23. November 1815, 
Hofz. 20,565, Neggz. 39,583). 

Die Tendenz obiger zwei Verordnungen geht, w»e dle Hofran^cl 
Verordnung vom 17. Jänner 1833, Hofz. 527, Reggz. 5694, sagt, 
pahin, den Partelen das Befugmsi zur Erlangung der L°mMis,,ons-
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Protokolls-?lbschriften in so weit einzuräumen, als deren Inhalt ihr 
Pnoat. Verhältnis) berühret. Dagegen sind Commlssions-Protokolls.-
"bschllften dann zu verweigern, wenn deren Inhalt bloß zum Amts
gebrauche zu dienen hat. 

6. Bon den Beweisen. 

§. 961. 

Welche B e w e i s m i t t e l bestehen. 

I m politischen Fache gibt es folgende Beweismittel: 
1.) Urkunden und 
2.) Zeugen; denen auch 
3.) dle Kunstverständigen beizurechnen sind. 

§. 962. 

Urkunden s ind von d e n P a r t c i e n m i t z u b r i n g e n ; wel
che hl eher gehören. 

Die Unterthanen sollen beim Anmelden ihrer Beschwerde, bei 
^'m Wlrtyschafts-Amte d,e zur Behauptung oder Vertheldlgung ihres 
"echtes dienenden Urkunden Mllbrmgen, und entweder im Originale 
Vorwelsen, oder wenn sie selbe aus den Händen zu geben Bedenken 
bacren, d»e Abschllfr einlegen, d,e sie sich vorläufig beizuschaffen ha» 
ben, falls sich die Urkunden mcht etwa schon ln der obrigkeltllchen 
Kanzle, beenden (llnterlhansbeschw. Velh. Patent vom 1. Septem
ber 1781, §.5.) 

Auch bel dem Kreisamte sind die nöthiqen Urkunden mitzubringen. 
Unrer d,e llikunden gehören vorzüglich d,e Scockurbarl.n, Grund. 

Und Sllfcbüch^, alte Stif te und Kaufbliefe, Invenrane.l, Fassio-
Nen und Subrepai tltlor.en, Zehent-, Ncbath-Register, Gewährsbriefe 
U« s. w. Rucksicht'ich d?r Gewähren zum BeHufe einer BewelSfüh--
l«ng »N5bisondere, gab d,e k. k. vereinte Hoftanzlei unterm 19. Sep« 
lember 1817 bel Gelegenheit emes Parricular« Falles folgende 
Weisung. 

2a die Gewährbücher und die daraus ertheilten Gewähren, 
b"n Zwecke lhrer Einführung gemäsi, blosi Behelfe zur Erweisung d.-s 
lechtmäs'lgen Besitzes und Eigentumes für die Inhaber der Gemäh
te« sind, und sich hierdurch wesentlich vom Grundbuchs und den 
^raus erthellcen Aufzügen unterscheiden, mdem letztere, abgesehen 
von der P.l<on des Eigenthümers, bloß die Realität und dle darauf 
ästenden Lasten tum Gegenstande haben, so können von den Ge
fahren, wlder Wissen und Willen der Eigenthümer, e inem 
" rem den keine Abschriften von den Grundbuchsämtern ertheilt 
werden. 
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Wenn daher jemand zur Nachweisung seiner eigenen Rechtsan
sprüche der rechtlichen Urkunden eines Dritten bedarf, so hat er sich 
entweder an d»e Inhaber der Gewähren selbst zu wenden, oder von 
den Gerichtsbehörden zu erwuken, daß sie sich dle Auszüge derselben 
vorlegen lassen. 

8. 963. 

W i e zu v e r f a h r e n ist , wenn die G ü l t i g k e i t e iner 
U rkunde b e s t r i t t e n w i r d . 

I n Fallen, wo dle Streitigkeiten zwar ex novu »ubäitel»« 
entstehen, wobei es aber um Erörterung des Recytes zu thun ,st, 
z. B. wenn es um eme Schuldigkeit zu thun »st, welche sich auf eM 
Urbarlum, eine Handfeste, em Privilegium gründet, dessen G ü l 
t i g k e i t aber von einem oder dem andern The l l e wider
sprochen w i r d , stehet die Entscheidung nicht dem Kre»samte, son» 
dem den ordentlichen Gerichtsstellen zu (Unterthansbeschw. Verh.Pat. 
1. September 1781, §. 32 , Hofv. vom 11. Mai 1785). 

§. 964. 

D i e U n t e r t h a n e n haben bei i h r e n Beschwerden die 
Zeugen m i t z u b r i n g e n . 

Bei Anmeldung der Beschwerde von Seite der Unterthanen bei 
dem obrigkeitlichen Wlrthschaftsamte, haben sie d,e zur Behauptung 
oder Vertheldigung ihres Rechtes dienenden Zeugen nittzubrmgen, 
und zur ordentlichen Vernehmung vorzustellen (Unterthansbeschw. 
Verl). Pat. vom 1. September 1781, §. 5 ) . 

Dasselbe hat zu geschehen, wenn der Unterthan an das Kreisamt 
recurrlrt (lüoäem §. 12). 

3. 965. 

W i e d ie A b h ö r u n g der Zeugen zu geschehen ha t . 

Die mitgebrachten Zeugen werben abgehört, und die Abhörung 
soll, wenn in der Folge sich erhebliche Umstände hervorthun, die 
durch die Aussagen der Zeugen noch nicht hinlänglich m daS Licht ge« 
setzt sind, über derlei Umstände wiederholt, und Zeugen, wenn sie 
einander in wesentlichen Puncten widersprechen, sogar confrontllt 
werden (Unterthansbeschw. Verh. Pat. vom 1. September 1781, 
8. 6. 2U). 

8. 966. 

D i e Z e u g e n d ü r f e n nicht bee id ig t w e r d e n . 

Bei Zeugen hat bei politischen Verhandlungen n iemalSeinEld 
einzuschreiten (Loäew §. 6 ) . 
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§. 967. 
B e i z i e h u n g von Kuns tve rs tänd igen . 

Wenn bei einer Unterthanssache die Beurtheilung von Kunstver» 
standigen, z. B. Wasser« und Landbauverstänbigen, Feldmessern, 
Schätzleuten u. s. w. erforderlich »st, so müssen solche Kunsterfahrene 
ebenfalls be,gezogen werden (Loäom §. 21). 

v . Von den Vergleichen. 

8. 968. 

Welche po l i t ische B e h ö r d e n zum Vergleichsversuche 
b e r u f e n s ind . 

Sowohl das grundobrigkeitliche W i r t h s c h a f t s a m t , als das 
K r e i S a m t hat als Vergle,chSbehörde einzutreten. 

§. 969. 

E insch re i t en des W i r t h s c h a f t S a m t e s . 

Die Parteien sollen, bevor sie bei dem Ortsgerichte die Streitig» 
leiten wirklich anhängig machen, slch bei dem W l r thscha f t samte 
anmelden, damit durch dieses die Zustcmdbringung eines Vergleiches 
Noch vorläufig versucht weiden möge (Hefdecret vom 21. Aug. 1788, 
§. 2) , indem die grundobr>gkeit!lchen Wllthschaftöämter bei solchen 
Etreltlgke,ten zwischen llnterlhanen vor allem zu trachten haben, 
selbe durch Vergleich beizulegen (Patent vom 11. Mm 1786, Hof. 
beeret vom 17. Ocrober 1795), und m einer oldcntllchen Verhand
lung und Entscheidung auseinander zu setzen, auszugleichen, oder auf 
andere Art zu beheben (Patent vom 13. Juli 1786). 

D,e Landesstelle hat hiernach die Domlmen anzuleiten und auch 
das Appellatlonsgeilcht wurde hierzu angewiesen (Patent vom 9. Au» 
gust 1793), daher die ersten Instanzen zur schuldigen Aufmerksam, 
ke>t auf diese Verordnung und auf die §. 970 vo, kommenden Grund« 
sähe angewiesen wurden. Die zu voreillq überreichten Klagen sind 
daher an das grundobrigkeiil,che Wlithschaftsamt zu verweisen, und 
die Stellen, die sich diesfalls eine Unachtsamkeit zu Schulden gehen 
lassen mit verdienter Ahndung anzusehen (Hofoecret vom 20. Novcm» 
ber 1795, AppellattonS-Clrcular vom 23. November 1795). 

§. 970. 
Welche Grundsätze die W i r t hscha f t sä 'm te r h i e rbe i be» 

f o l g e n so l len . W i r k s a m k e i t e ines solchen Ver» 
gleiches. 

Die Grundsähe, wornach die grundobrigkeitlichen Wirthschafts» 
atllter hierbei vorgehen sollen, sind folgende: 

1.) Diese Vergleichsversuche sind nicht aNein in Fallen, wo 
Zwischen Unterthanen von ein und derselben Herrschaft mit einan« 
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der ein Streit vorfallt, sondern auch m denieniqen, welche zwi< 
schen Unterthanen oeischledener Herrschäfteu emtieten, be» den Wlrth« 
schaft^ämtiin auf eme kluge und bescheidene Alt zu unterneh
men, dagegen 

2.) in Fällen, wo ein hcrlschaftl'cher Umeithan ,n einen Streit 
geräth, »st sich in Rücksicht des Ve,gleiches nach der allgemeinen 
Gerichtsordnung, §. 268 und 269 zu benehmen. 

Das WmhschaflSamt ,st jedoch auö) 
3.) befugt, em anderes obrigkeitliches Wl''ihschaftsamt zum be-

bemeldlen Velsuche zu deleg«rcn, wenn beide ,m Streite beallffene 
Thelle, oder auch nur emcr derselben von den, Wlrchsch^ftsamte des 
Beklagten zu weit entfc»nt wäre, oder eme andere wlchilge Ulfache 
eintritt, aus welcher duich dle Deleg»rung emes andnn nahern obr»g» 
keltllchrn Wllthschaftüamies, beiden Tyeilen ohne Kläntung des an» 
dern eme bedeutende Ellelchterung verschafft werden tonnte. 

Feiner darf 
^l.) bc» all̂ 'n diesen Vcrglelchsversuchen zwischen Unterthanen kein 

Emfius; der Adrocat.n gestattet, und 
5.) über de>q!elchen Veigleiche dürfen keine schlistllchcn Aufsatze 

angenommen werden; sondern die Veihandlulig»n sind mit Zuzie
hung zwelerZeugcn für leben stletlendenThe«! untei dcl erlern, dann 
der letziern, oder der von ihnen hielzu erb/chenen Naniensfeltlger 
gewöhnlichen Unterzeichnung, wörtlich m ein Plotololl aufzunehmen 
und hiervon jcdem The,le Abschuften hinauzugeben (Hofdecret vom 
17. Novembn 1795, Hofdecret vom 3. Mäiz 1796). 

Uebligcns haben Se. Mazestät über einen allelunteltbanigsten 
Vortrag der k. t. obeisten Iustl^stelle Mittelst alleibochste» Entschlle» 
szung vom 1. Juni 1832, lau: Hoftanzleldecret vom 22. Juni 1832, 
Hofz. 13.350, Regqsz. 38,5^l1, zu erkennen geiuhet, das; die von 
politischen Magistraten ordnung'masng geschlossenen, l,l0tokolliltcn und 
ausgefertigten Veigleiche eben so wie jene» die von Pol>zeiducctl0-
nen und obiigseltllchen Wlrthschaftsämtein geschlossen weiden, geeig
net seyen, hlelauf die gerichtliche Erecunon ansucken und erthei« 
len zu tonnen (Reglerungs-Cncular vom 21. I u l t 1832). 

§. 971. 

W a n n e in solcher S t r e i t an d a s O r t s g e r i c h t zUrEnt« 
scheidung zu gehen hat. 

Erst nachdem obiger Vergle«ch<«velsuch ftuchtl^s war, hat das 
obrigkeitliche Amt d»e rechtliche Entscheidung, nach der bestehen
den Vorschrift zu fassen (Patent vom 13. I u ' l 17^s,, Circular 
vom 16. August 4793, Appellat,ons« Cilcular vom 23. Norember 
1795, Appellation». Cncular vom 13. De;embe> 1795), daher von 
dem Orlsgelichte von einem Unterthane keine Klage anavnommen 
weiden daif, wenn Nicht die Eiklarung dell,egt, daß der Kläger sich 
be» dem Wirthschaftsamte vorläusig gemeldet habe und daß dl? gut-
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liche Ausgleichung vergebens angesucht wolden sey (Hofdecret vom 
^. August 17^3). 

§. 972. 

B e i welchen S t r e i t i g k e i t e n die K r e i s ä m t e r b e r u f e n 
s lnd, Verg le iche zu versuchen. W l e s»e beschaffen 

seyn so l len. 

Bei Streitigkeiten zwischen Herr und Unterthan haben die Kreis« 
ämter Vergleiche zu versuchen (Verordnung vom 27. Dez. 1786). 

I n allen politischen Fällen mu''; das Kre,samt zwischen den Par» 
teien e,n gütliches Abkommen ernstlich versuchen, denselben die Lage 
der Sache und d,e aus der Fortsetzung ihrer Klage entstehenden Fol
gen wohl begreiflich machen, vorzüglich aber demzenigen Thelle, wel» 
cher nach den Erhebungen die wen'gste Hoffnu^z auszulangen hat, 
den ungewissen und bedenklichen Ausgang des Streites, die hierbei 
immer unvermeidlichen Kosten und Ve,säumn,sse insbesondere vor
stellen, der Billigkeit und beider Thelle Convenienz so viel möglich 
angemessene Velgleichsvolschläge zu machen, und so die streitigen 
Puncte, wo nicht ganz, doch wenigstens zum The,le gütlich auszu» 
wachen sich ang>i»gen seyn lassen (Unterthansbeschw. Verl). Patent 
vom 1. September 1781, §. 22). 

Auch m den Fällen, wo der zwischen Herr und Unterthan statt 
habende Streit nach dem §. 32 deü UntertyanspcttenteS vor den Ci» 
vllnchter gehört, hat das Krelsamt auf gleiche Art vorzugchen und 
Nach vollkommen aufgeklärter Sache e,n gütliches Abkommen zu ver» 
suchen. Als bemeikt wurde, daß d,e Kre«oämter be» den Klagen und 
Streitigkeiten zwischen Unterchanen und Herrschaften, d,e velmög 
des Z. 32 des Unterthanöpatentes vom 1. September 1781 zur po» 
litlschen Entscheidung Nicht geeignet stnd, und auf dem Rechtswege 
ausgeglichen weiden müssen, d,e ihnen m eben diesem §. 1 aufge» 
legte Pflicht der Vermittlung zwischen den streitenden Parteien ganz 
versäumen, und ohne e,n gütliches Abkommen versucht zu haben, 
sogleich zur Entscheidung schreiten und die Angelegenheil auf den 
Rechtsweg weisen, so wurden die Kreisämter zur genauen Befolgung 
des §. 32 des Untcrthanspatentes angewiesen und ihnen aufgetlagcn, 
M den d,es;fälllgen Commissions - Piotokollcn bestimmt anzugeben, 
ob «in Vergleich veisucht, und zu Stande geblacht oder nicht bemerk» 
sielllget wolden sey. I m eisten Falle sind die Bedingungen des Ver° 
gleiches, im zweiten Falle aber die Ursachen, aus denen der Ver-
glelchsversuch scheiterte, jedes Mal deutlich anzuführen (Regierungs
verordnung vom 1?. Februar 1818). 

Vergleichsversuche haben ,n, allen bei den Kreiöä'mtern in die 
Verhandlung kommenden Streitigkeiten zwischen Obllgke,tm und 
^Ntertyanen nach erhobenem Thatbcstande vorauszugehen, und es 
ist ,ede der Negierung zur Entscheidung vorgelegte dlesfäUige Ver-
Handlung, bei weicher dle Vornahme dieses Verglelchsversuches nicht 
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nachgewiesen ist, zur Ergänzung zurückzustellen (RegierungSpräs. Ent. 
vom 29. März 1834, Reggsz. 609/lV, Reggsz. 17,663). 

Doch kommt hier das Hoflanzleidecret vom 4. Februar 1836, 
Hofz. 2654, Reggsz. «602 zu beachten, wornach, dort wo kein 
Streit zwischen Obrigkeit und Unterthan eintritt, sondern eine 
herrschaftliche Anforderung zum Schutze des Untenhanes von Amts« 
wegen abgestellt wird, dl« Einleitung einer Vergle,chsverhandlung nicht 
am Platze ist. 

Solche Vergleiche sollen deutlich bestimmt und so umständlich 
als möglich gefaßt werden; und die Kreisänner haben die Parteien 
Nicht etwa durch zweideutige und auf Schlauben gesetzte Ausdrücke 
und Erklärungen der Parteien zum Vergleiche zu induziren, zumal 
daraus in Kurzem neue Beschwerden und Prozesse, welchi alSdann 
mit desto größerer Erbitterung geführt werden, unfehlbar zu entstehen 
pflegen (Unterthansbeschw. Verh. Patent vom 1. September 1781 , 
§. 31). 

Wenn übrigens zwischen Obrigkeiten und Unterthanen auf meh" 
rere Jahre gellende Vergleiche zu Stande gebracht werden, müssen 
sie immer vorläufig kreisämtllchcrseits b?stät»aet, und von dem 
Kreisamte zugleich zur Ratification der Landcost^ ' überreicht wer.-
den (Verordnung vom 27. Dezember 1786). Letzteres ist jedoch 
gegenwärtig außer Uebung. 

§. 973. 

WaS zu geschehen h a t , wenn kein Verg le i ch zu 
S t a n d e kommt. 

Falls kein Vergleich zu Stande kommt, hat das Kreisamt in 
dem politischen Wirkungstreise zugewiesenen Gegenständen zu ent» 
scheiden, in den Nechlsstreltigkeiten aber, sämmtliche Acten dem Uli-
terthans'Adoocaten binnen der nächsten acht Tage gegen Recepisse zur 
Amtshandlung zuzusenden und beide Tyeile hiervon zu verständigen 
(Unterthansbeschw. Verh. Pat. vom 1. Sept. 1781, §. 32). 

L. Von den Erkenntnissen und Provisorien. 

§. 974 

W i e h i evon zu hande ln kommt . 

Bei den Erkenntnissen kommt zu handeln: 

1.) Von den Gegenstanden der Erkenntnisse, und 

2.) von der Form Und Bekanntmachung derselben. 
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1 . Von den Gegenständen der Erkenntnisse. 

§. U75. 
A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h ie rüber . 

Bei den E'kenntmssen est von der entscheidenden Behiirde vor 
Allem wohl zu prüfen^ ob der vorliegende Gegenstand e»n p o l i t l -
scher oder c io» l recht l ,cher ,st. 

Zur Richtschnur dieser Beurcheilung dienen die, in der Einlei» 
tUng zu diesem We,ke enlbaltcnen allgemeinen Bemerkungen über 
d«e Gränzlmle zwischen polii'schen und NechtSqegenständen, so wie 
dle, bei leder einzelnen Materie vorkommenden Normen und Ein« 
theNungen, welche diesfalls für die Behörden emen sichein Anhalts« 
punct liefern. 

Hier traben jedoch noch folgende allgemeine Bemerkungen einen 
schicklichen Platz. 

Die politischen Behörden sind in dem Falle entweder in m v l l t o 
iU entscheiden, oder bloß den fac tischen Besitzstand zu schützen oder 
aber c»n po l l tisch es P r o v l s o r » u m zu treffen. 

§. 976. 
V o n den po l i t i schen Entscheidungen in m e r l t o . 

Solche Entscheidungen tonnen sich nur auf entschieden politische 
Gegenstände begehen. Diesfalls sagt der §. 23 deS Unrerthanspaten« 
tes vom 1. September 1781. 

Das Krelsamt habe m jenen Fällen, in welchen der Unterthan, 
hauptsächlich und zwar bloß a!S U n t e r t h a n wlder seine Herrschaft 
2ls H e r r n klaget, zu entscheiden. 

H,er werden offenbar nur Beispielweise alle Klagen, die wegen 
Nobathen und andern patent - und generalienwldngen Ercessen entste. 
hen, angeführet. 

DaS ebenfalls angeführte Beispiel von Beschwerden/die daS 
Contilblltlonale oder sonstige LandcSanlagen an Geld, Vorspann, 
9lecrut»rung, Transporte, Natmalien.-Lieferungen und Bonificatio^ 
"en oder sonstige Latastral - Angelegenheiten betreffen, sind jedoch 
be» der dermallgen Grundsteuer-Verfassung und bei der nun beste
henden politisch administrativen Militär < Gesetzgebung kemeSwegS 
Mehr als Klage der U n t e r t h a n e n gegen ih re H e r r e n zu 
betrachten. 

S . diesfalls die Abhandlung XXIV. dieses Theils von den direc» 
ten Steuern und die Abhandlung XXI I I . von den politisch admi. 
Nlstratlven Militär - Angelegenheiten. 

H,er gilt ferner der Grundsatz, daß in l.lnterthans-Streitigkei.» 
ten, da, wo es sich nicht um daS Recht, sondern um d,e Eiörterung 
"Ner Thatsache handelt, die politischen Behörden einzuschreiten ha« 
b«n, nur von Füllen, wo auf der Grundlage der entsprechenden Er-
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Hebung nach politischen Vorschriften ein politisches Erkenntnis; zu 
schöpfen ist; es ist aber nicht auf Fälle anwendbar, wo es auf die 
Erörterung einer z w e i f e l h a f t e n Thatsache ankommt, die zur Grund
lage emer gerichtlichen Entscheidung zu dn-nen hat. Fälle also, wo 
der Clvllnchter seme Entscheidung an eine factlsche Bedingung bmdet, 
über deren Bestand oder Nlchtbestand die Parteien abermals m Streit 
gerochen, dessen Austragung nur wieder »m gerichtlichen Wege Statt 
zu finden hat, gehören auf den Rechtsweg (Hoftanzleldecret vom 
22. Mai 1828, Hsfz. 11,535, Reggsz. 30,617). 

§. 977. 

V o n den F ä l l e n , welche a u f den Rechtsweg gehören. 

Dießfalls gibt der §. 32 des Unterthansbeschw., Patentes von! 
t . September 1781 die gesetzliche Noim. Dieser §. sagt: 

Gegenstände und Klagen der Unterchanen, welche nicht u n t e r 
der E igenschaf t a l s H e r r u n d U n t e r t h a n entstehen, und 
den nexum sunäitul.w Nicht betreffen; wenn nämlich ein H e r r von 
seinem U n t e r t h a n , oder der U n t e r t h a n von semem H e r r n etwas 
tauft oder verkauft, etwas in Bestand Nimmt oder verlasset, leihet oder 
zu leihen nimmt; ferners Waisen-, Curatel-, Testaments- und andere 
derlei Streitigkeiten und endlich auch F ä l l e , wo die S t r e i t i g 
kei ten zwar ex n e x u s u d ü i t e l a o ents tehen, wobei es 
jedoch Nicht um die E r ö r t e r u n g des F a c t i , sondern 
deS Rechteszu t h u n i s t , z. B. wenn es um eme Robach, emen 
Zms oder was immer für eine anderweit« Schuld,akett zu thun 'st, 
welche sich auf em Urbarlum, eine Handfeste, e»n Privilegium grün» 
det, dessen Gültigkeit aber von einem oder dem andern The»le wider» 
sprechen wird, folglich deren Entscheidung den KieiSämtern Nicht, 
sondern den ordentlichen Ger«chtostellen zustehet, müssen, sobald sie 
dahin gelangen, nach Vorschrift der allgemeinen Gerichtsordnung 
behandelt weiden. 

Vermög der Geschä'ftspraris und nach dem Geiste der ganzen 
Gesetzgebung gehören Gegenstände, welche das rechtliche Prlvatver" 
hältniß der Bürger zunächst berühren, so oft darüber Streitigkeiten 
entstehen, zur Behandlung der Justizbehörde; Angelegenheiten hinge
gen, bei welchen das Pllvatinteresse der Individuen gar nicht, oder 
nur in einer untergeordneten Beziehung eintritt, wo also entweder 
ausschließend oder doch vorzüglich nur öffentliche Rücksichten c,Nsreten, 
welche aufrecht erhalten werden müssm, um der Erreichung des 
Staatszweckes nicht hinderlich zu seyn, gehören in den Wirkungstreis 
der politischen Behörden (Regierungs« Verordnung vom 24. Mal 
1820, Reqgz. 19,435. Ueb<>rha»,pt,st hier der ,m Hofkanzwdecrel 
vom 10. Ma l 1827, Hofz. 12.648, Regaz. 28,237, ausgesprochene 
Grundsatz zu befolgen, daß überEigenshum politische Stellen nicht 
zu erkennen, und nur, wenn es klar nachgewiesen ist, «S an zu er» 
kennen haben. 
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8. 978. 

W a n n die po l i t i sche B e h ö r d e b e r u f e n ist, den Ve-
sltzstand au f rech t zu el h a l t e n . Untersch ied desselben 

von P r o v , s o r » e n . F a l l und Beden gung des letztern. 

^H»er ist e,n Unterschied zu machen a) zwischen Gegenstände, 
worüber d,e Entscheidungen zur politischen Linie gehören, und b) sol
chen, worüber der ClOllllchter zu erkennen hat. 

Hä «) Hier besagt der §. 0 der mit Hofkanzleldecret vom 28. 
vctober 1781 bekannt gemachten Instluctlon für die Kreioämter: 
Dem Kl elshauptmannc selbst, so wie den ubilqen Klel"bean,tlN liege 
ob, be, ,«der Gelegenheit ihrer Vel,,chtungen ,m Kieise auch den 
8 eseh - u n d g e n e r a l , e n w l d r , gen U n t e r t h a n s b e d r u c k u m 
Sen sorgfältig nachzuforschen; und wo immer eine dclle, Beb , ückuna 
wirtlich ei hoben wi ld, habe der KreiShauplmann den wider ein kla« 
»es Gesetz velletzten Unterlhan ohne Verzug w,der alle Z„d,,ngllch, 
ke,r zu schützen und schadlos zu halten. Wenn aber" d,e Sache 
z w e i f e l h a f t »st, und zugleich keinen V e r z u g l e i d e t , 
habe das Kleisamt m;w,schcn und bis zur Aufklärung und Elölre-
lUng der Sache, das nöthige P rov ,so r ,u m anzukehlen. 

/Vll d) Dleßfalls sagt der §. 33 öes Unterchansbeschw. Behand. 
Patentes vom 1. Septeniber 1781, »n Verbindung Mit dem tz. 32 
I n Ansehung jener Gegenstände und Klagen der Unterthanen' 
welche Nlchl unter der Eigenschaft alS Helr und Unteichan entstehen 
Und den „exiiln 8«id<Ill,oI<»« Nicht betleffen, haben die Kleisä'mter 
Nach vollkommen aufqeklärter Sache ein qülllches Ablommcn zu ver, 
suchen, bei dessen Nicht.nclchunq aber das zu Stand geblachte P,o« 
tokoll dem Uncelthar.5 Adoocaten einzusenden, und beide Thtlle hltvon 
in vci ständigen; belnebcn aber für den Fall, daß entweder gar kein 
obrigkeitlicher Bescheid crchellr wol den, oder dasi dasKreisamt den er« 
thelltcn^ für den Unccllhan allzu beschwerlich elachtete, m,t Rücksicht auf 
oen vor der angeme lde ten Beschwerde bestandenen 
Besitzstand e»n solches P r o v i s o r i u m zu t r e f f e n , da-
Wlt keinem T h e l l e b ls zum rechtl ichen A u s t r a g e der 
Sache e»n u n w i d e r b r i n g l i c h e r Schade zugehe. M,t 
Hofdecrct vom 3. Mälz 1797, welches emverständllch zwischen der 
obersten Iustl^steUe und dem DlrectollUM an alle Apvellations-
Gerichte erlassen wurde, wulde ferner erinnelt: Die Kle,sämter 
sollen sich »n keinem F a l l e in e>n,ge E , k e n n t n , ß über 
b«n Besitzstand einmengen, sondern die Partelen hlelwcqen an 
den Gerichtsstand anweisen, »hreS Orts aber nur in dem F a l l e 
daß «ln Besitzet den Schutz des P o l l t l c u m s gegen an
drohende G e w a l t ansuchte, aber auch da m a l nu r i n 
der Absicht e»nschre, ten, um R u h e , O r d n u n g und 
^ ' c h e r h e . t zu e r h a l t e n , ohne d,e Besltzrechte selbst 
»u benehmen, oder darüber zu entscheiden. 
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Die k. l . vereinte Hofkanzlei entschied daher auch auS Anlaß 
eines Particular.Fall.es, daß, wo kem elgemllcher Besitzstand angegeben 
werden kann, sondern die Ucbung desselben selbst stle»t,g «st, auch daS 
Possessorium auf den Recl lsweg zu weisen, übrigens aber dem 
§. 344 des bürgerlichen Gesetzbuches gemäß für die Erhallung der 
öffentlichen Ruhe zu sorgen sey (Hofkanzleidecret vom 18. Ma» 1815, 
Hofz. 86 l1 , Reggsz. 17,870). 

Ferner entschied gedachte Hofstelle in einem andern Falle, wo 
die Umstände, welche der Entscheidung der Frage, welcher streitende 
Theil einstweilen bis zur Elfolgung des nchteillchen Spruches zu emer 
Handlung zu verhalten sey, z w e i f e l h a f t waren, folqllch pollti« 
scher Selts nach den gewöhnlichen Verhältnissen der Besitzstand nicht 
geschützt werden könne, dieser Gegenstand auch m Beziehung e»nes 
Provisoriums an den ordentlicher. Richter Mit dem Bedeuten zu wei« 
sen sc,, daß die Herrschaft als Kläger bmnen emer peremtonschen Frist 
sich ausweise, den Bestimmungen der Gerichtsordnung gemäß ein 
Provisorium momentane««» von der Genchtsbehöide erwirkt zu ha» 
den, und das; nur auf den Fall der Nichterfüllung, wenn solche 
öffentliche Rücksichten emiräten, die eme Gefahr oder Bcsoranisse 
darböten, politischer Se,ts eme provisorische Vei kehrung zu treffen 
(Hofkanzleldecret vom 22. Dezember 1815, Hofz. 22,503, Reggsj. 
1283 und 1816.) 

Nicht minder erinnerte die Hofkanzlei mit Decret vom 16. Ma i 
1823, Hofz. 3586, Reggsz. 24,680, basi, wenn auch bei Streitig« 
keilen aus dem Unterthansoerhälrvisse, dort, wo es sich um ein Recht 
handelt, die Entscheidung des Clvllllchcers einzutreten hat, doch das 
Krelsamt immerhin berufen sei, den B e si tz st a n d, w t e e r z u r Z e i t 
des en ts tandenenS t re l t es war , in dem Falle aufrecht zu halten, 
wo derselbe ganz klar und u n z w e i f e l h a f t erhoben »st; durch d»e 
Aufrechthaltung des Besitzstandes werde kein Piovisorlum getroffen. 
Em Provisorium könnte nur eiNtret-n, wenn der Besitzstand unge» 
wtß und zweifelhaft wäre, und in diesem Falle habe das Kreisamt an 
die gesetzlichen Bedingungen sich zu halten, die für Plovlsotlen be
stehen. 

I n so fern demnach die Herrschaft und die Unterrhanen auch in 
Absicht auf den Besitzstand an den Rechtsweg gewlesen wurden, 
wurde die Entscheidung aufgehoben, und der wechselseitige Besitzstand 
geschützt. 

Uebrigens steht der politischen BeHorde nach dem Hofkanzleidecrett 
vom 29. Ma i 1828, Hofz. 12,106, Reggsz. 32,655, übel Haupt 
nicht zu, in Rechtsstreitigkelten sich darüber, welche von den streiten» 
den Parteien im Rechtswege zuel st aufzutreten hat, in eme Bestim
mung einzulassen, well durch d«e emer Parte» einseitig aufget ragen 
ve Ergreifung des Rechtsweges, der Gegenthell gleichsam in der 
von «hm ausgesprochenen Befreiung von e,ncr Leistung oder von einer 
Duldung geschützt würde, ungeachtet aus den Erhebungen Nicht er
wiesen ist, daß erster« im Besitze des bestrittenen Rechtes sei. 

http://eines
http://Particular.Fall.es
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Es steln also auch nach der Hofkanzleientsch. vom 22. Mai 1828, 
Hofj. 11,535, Neggsz. 30,617, der politischen Behölde darüber, 
Welcher v>on den streitenden Parteien die Beweisführung vor dem 
^lvllrlchter oblieqe, ke,n Erkenntnis; zu; so wie es, nach Inhalt des 
Hofkanzlcldecrets vom 21. Dezember 1K15, Hofz. 22,201, Reggsz. 
^336 «t ^816. »ueder durch das Unterchanspatent noch durch 
e»n anderes Gesetz bestimmt ist, welche Art des rechtlichen Verfah
rens oder was für ein Rechtsmittel die Parteien in Fällen, wo von 
politischer Seite die Streitigkeiten auf den Rechtsweg gewlesen wur
den, ;u ergreifen habe, noch dieses ohne das rechtliche Verfahren zu 
beirren und die Gerichtsstellen in ihren Amtshandlungen zu beschrän
ken, bestimmt werden kann. 

«) S. rücksichtlich der rechtlichen Provisorien die theoretisch praktische Ab
handlung von Franz Zlobitzky : lieber Provisorien im strriliqen Besitze 
nach den Vorschriften und dem Geiste der österreichischen Gesebaebuna 
Wien. 1626. " 

§. 979. 

W a n n daS p o l i t . P r o v i s o r i u m erloscht. 

Sobald ein rechtss tänd iges Erkenntnis) vorliegt, erlöscht das 
politischer Seits getroffene Provisorium, welches nur bis zur Erfol« 
ttung elneS richterlichen Spruches gelten kann, von selbst; und den 
politischen Stellen steht nicht zu, e,n richterliches rechtskräftiges Ur-
the»l aufzuheben und die Gerichtsbehörden über ihr Verfahren zu 
belehren (Part. Hofentsch. vom 21. Dezember 1815, Hofz. 22,201, 
N.'ggsz. 1320 et 1816). 

2. Von der Form und Bekanntmachung der politischen 
Erkenntnisse. 

§. 980. 

W i e die po l i t i schen E rkenn tn i sse ü b e r h a u p t beschaf
fen seyn so l len . 

Die Stellen müssen bei Verfassung der Erkenntnisse alle nur 
erdenkliche Deutlichkeit und Bestimmtheit anwenden und dieselbe 
Möglichst beschleunigen (Unierthansbeschw. Verh. Pat. vom 1. Sept. 
! 7 8 l , §. 30). 

Abwelsllchen Bescheiden sollen die Ursachen der Abweisung bei« 
gerückt werden (Hofd. vom 19. Dezember 1791) und die Beweg
gründe der Entscheidung stnd den Parteien, zur Erleichterung des 
^ecurses, sowohl von dem Kreisamte, alS von derReglerung hinauS-
iUgeben (Yofd. vom 23. August 1793). 

Auch das obrigkeitliche WlrthschaftSamt hat bei Abweisungen 
^Nen deutlich motlvirten schriftlichen Bescheid hinauszugeben (Unter« 
thansbeschu,. Verh. Pat. vom 1. September 1781, §. 9 ) . 
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3. Von den wirthschaftsamtlichen Bescheiden 

§. 981. 

D i e W l r t hscha f t sämte i so l len a u f , e d e K lage des l ln 
t e l t h a n s einen Bescheid h inausgehen . 

Elnem llnterchane soll übe» Haupt nach Volschr,st des Unttlthans-
Patentc^ auf /ede be« dem Wllthschaflsamte cingei eichte Klage auf 
Veilangen unfthlbal ein schilftlicher Bescheid erlhellr weiden (Ver< 
ordnung vom 9. September 4784). 

Findet das obi igteilllche Wu thschaftsann die Beschwerde geqrün-' 
d>.t, so soll dem Untelthane ungesäumt ?lbhulfe geleistet weiden, d«e 
Alt der Abhilfe »st m das Piototoll elnzutiagen und dem Unteithalie 
mtttelst Clthellunq eines schriftlichen Bescheides zu bedeuten (Unter-
thansbeschw. Vcih. Pat. vom 1. Sept. 1781, h. 8). 

Findet es sie aber Nicht qegrundet und also zul obligkeltlichcn 
Abhülfe Nicht geeignet, so soll ein deutlich mollv,ltcr schll̂ lllcher 
Bescheid hmausgegeben werden (vollem §. 9^. 

D»e Omlgtelten, oder lhle Beamten, sollen nämlich übel d»e 
untei-chänige Noboth, oder andere lhrcl Meinung nach, ungegrün-
det, folglich abzuweisende Beschwerden, lederl.ett und zwa» unent« 
(zeitlich schriftliche, sowohl die Beschwerden selbst, alS die ttl fachen, 
weßhalb sie ungeglündet seien, enthaltende Weibscheidunqen hinaus
gehen; welche schriftliche von keiner Obrigkeit odei Beamten, unter 
ichwelster Stlafs zu verwe»qeinde Weibscheldungen demnächst die U«^ 
teilhatten lhlem RecUlse beizulegen haben (Pac. vom 2t . Noveni-
ber 1772). 

§. 982. 
W a n n und wie der o b r i g k e i t l i c h e Bescheid bekannt 

zu machen ,st. 

Dieser Bescheid soll dem Unterthane an dem nach acht Tage« 
folgenden Amtstage oder wenn die Beschwelde von wichtigelei Er-
wägung und also gecntet «st, daß etwa von den obligkeltlichcn 
Beamten die Belehrung de: abwesenden Obrigkeit emgeholet weidess 
müstte, längstens binnen 30 Tagen dmch den Ortsüchter aegen E l ^ 
pfangsschein zugestellt weiden (Unterthansbeschw. Verh. Pat. von» 
1 . September 1781, §. 9 ) . 

§. 983. 
W a n n herrschaft l iche En tsche idungen Nicht zurNechts» 

k r a f t erwachsen. 

Wenn es sich um einen ordnungsw«dl«aen Bezug handelt, kann 
eme herrschaftliche Entscheidung nicht rechtskräftig werden (Hofkanzle» 
decret vom 2. I u l , 1835, Hofz. 10,286). 
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b. V o n den kreisämtlichen Erkenntnissen. 

§. 934. 
W a n n daS K r e i s a m t zu entscheiden hat. 

Wenn kein gütliches Abkommen zu erreichen ist ( S . §. 973), 
^ hat das Kreisamt in zenen Fällen, welche dem Wlrkungbtrelse 
der poltt. Behörden überlassen sind, unverzüglich »»Ivo rttcursl, an 
d'e politische LandsteUe zu entscheiden und zu sprechen (UnterlhanS-
beschw. Verh. Pat. vom 1. September 1781, §. 32). 

§. 985. 

W i e daS kre isä mt l i che E r k e n n t n i ß beschaffen seyu 
s o l l . 

Dieser Sxruch muß ganz kurz die Wesenheit der Klage und daS 
darüber geschöpfte Erkenntmß, so wie die nm selbem etwa verknüpfte 
Strafe enthalten. Desgleichen sind die für den Unterthan, wenn 
er von dem Krelsamte an dle LandessteUe oder von dieser an die 
Hofstelleden RecurS nehmen null, festgesetzten Fristen, in allen 
von den Krels.irmern hinauszugebenden abweiSllchen Bescheiden 
jedesmal aus5.ückl,ch anzuführen und beizusetzen, damit die diesfallige 
Unwissenheit dem Umerthane nicht zum Schaden gereichen möge 
(Instr. für die Kreisämter vom 28. October 1781, §. 3) ; denn die 
Kreioämter haben beiden per loonrsnin an sie gelangenden Beschwer
den, bei ihren Verbescheldungen ein Gleiches zu beobachten, waS im 
§. 981 und 982 von den Obrigkeiten gesagt wurde (Pat. vom 
21. November 1772). 

Die Kreisämter sollen sich vermöge a. h. Kabinetsschreiben vom 
28. I u m 1850, Hofkanzle.decret vom 12. Jul i 1830, Hofz. 15,781, 
Neggsz. 39,213, bei Erthellung der Bescheide an Unterthanen, bloß 
beschränken, ihnen nur dasjenige zu eröffnen, was dieselben zu ihrer 
eigenen Richtschnur und Darnachachtung zu wissen nöthig haben, ohne 
darin dasjenige anzuführen, waS d,e Grundobngkelt betrifft, und an 
selbe zur Darnachtung zu erlassen ist. 

Die Grundobrigkelten haben in Hinkunft die kreisamtlichen 
Entscheidungen, gegen welche d,e Recurse der Unterthanen gerichtet 
stnd, denenselben vollständiger und richtiger bekannt zu machen, um 
dadurch die so oftmaligen Recurse wegen UnterthanSbeschwerden zu 
beseitigen (Reggsd. vom Juni 1831, ReggSz. 13,475). 

§. 986. 

W i e die k re i sämt l i chen E rkenn tn i sse bekannt zu 
machen s ind . 

Die kreisämtlichen Erkenntnisse sind bei dem Kreisamte bekannt 
iu machen, und schriftlich zu behändlgen. Zugleich sind die Unter-' 
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thanen zu befragen, ob sie sich bei diesem Elkenntnisse beruhten wol, 
en, oder was sie noch dagegen zu erinnern haben, und es ,st ihnen 
zu bedeuten, das, sie chre diesig lligen Beschwerden qleich oder läng» 
stcns blnnen 11l Tagen zu Protokoll anzeigen sollen (Untcrthansbeschw. 
Verh. Patent vom 1. September 178l., §. 23) . 

Die Bekanntmachung der Entscheidungen der Behörden, an die 
Unterthancn, hat nach der Vorschnft des UnterthanSpatcntcs bel dem 
Krelsamte zu geschehen, wöbet es denselben, für den Fall , als den 
llnterthanen wegen ihrer Entfernung die vorgeschriebene Vorladung 
zu schwer fallen sollte, u n b e n o m m e n bleibt, zu dclen Erleichte
rung emc benachbarte Obrigkeit, welcher das erfolvnliche Vertrauen 
geschenkt weiden kann, zur Vornahme der Publlcatlon zu dcleglien 
(Hoflanzlcidcczet rem 5. Mälz 1«24, Hofz. 6037, ReggSz. 13,121, 
Reglelungsdecret vom Jahre 1831 , Neggss. 28,2k l ) . 

Auch veloldnetc das Hoftanzleldecret vcm 16. Septemb. 1836, 
Hofz. 2^1,095, Ncggsz. 56,915, daß von dem Kreisamte, daS für d«e 
llnterthanen bestimmte Int,matlonsdecret vers»egelc an d<e Her> 
schaft belzuschlleßcn fty. 

c. Von den Regierungs - Erkenntnissen. 

§. 987. 
W i e d,e R e g i e r u n g s » E r k e n n t n i s s e beschaffen seyn 

so l l en . 

Die Landesstelle hat über den an sie ergriffenen Necurs entwe» 
der das ,hr vorgelegte gütliche Abkommen zu bestätigen, oder über 
d,c vollkommen erörteite Sache zu entscheiden (Untelthansbeschw. 
Verh. Patent vom 1. September 1781, §. 28). 

Bei Regierungs »Entscheidungen, welche nach dem llntcrthans» 
patente abgefaßt seyn müssen, sind die Entschuldlgungsgründe beizu» 
sehen, und diese den PaiMen zu «hrel Beruhigung und Erlelchte« 
rung des Neculses hlnauszugcben (Hofentsch. vom 23. August 1793, 
Regierungs. Instruction vom 25. September 1793). 

§. 988. 
W i e die R e g i e r u n g s , E r k e n n t n i s s e b e k a n n t zu ma, 

chen s«nd. 

Die Kundmachung der von der Landcsstelle geschöpften Erkennt» 
Nisse, lst eben so, wie Mit dem kre,sämtl,chen Spruche zu halten, 
daher denn auch das Kre,samt die Pannen von dem ihnen noch durch 
eme zweimonatliche Zettfnst offen stehenden Recurse an Se. Maje
stät selbst, zugleich aber auch von den dabei in Erwägung zu ziehen
den Bedenkllckkeiten, umständlich unterrichten muß (llnterthans-
beschw. Verh. Pat. vom 1 . Sept. 1781, §. 28). 

D,e Verordnungen, Befehle, Gesetze, welche dem Kleisamte 
zur Kundmachung zugefertlgt werden, sind immer nach chrem wat> 
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len Sinne, ohne willkürliche Auslegung oder Abkürzung, kund zu ma< 
tyen, und die Kundmachung musi ohne Verzug geschehen (Instr. für 
dle niederösterr. KrelSämter vom 21. Jänner 1783, §. 10). 

<I. Von den Hofkanzlei-Erkenntnissen. 

§. 989. 
Wie die En tsche idung der Ho fs te l l e und deren Kund-

Machung geschieht, w»e be l der Landesstel le. 

Nur ist bei den Untcrthanen auch besonders jedes Mal auszu 
drücken, daß sie es bel dem, was festgesetzt lst, beruhen lassen, dann 
lhnen nochmals zu erklaren, daß sie den Entscheidungen in allen 
Stücken Folge zu leisten und sich alles fernem KlageführenS bei 
schwerer Strafe enthalten müssen (Unterthansbeschm. Verh. Pat. vom 
l . September 1781, §. 23). 

5. Von dem politischen Zwangs- und Strafverfahren. 

§. 930. 
E i n t h e i l u n g desselben. 

DieseS Zwangs - und Strafverfahren bezieht sich 1.) sowohl auf 
bie Obrigkeiten und ihre Beamten, alS 2.) auf die ihnen verpflich
teten Parteien; daher von beiden abgesondert zu handeln kommt. 

1. Von dem politischen Zwangs- und Strafverfahren ge
gen die Obrigkeiten und ihre Beamten. 

§. 991. 
W e r der po l i t i schen B e s t r a f u n g u n t e r l i e g t . 

Die O b r i g k e i t e n und ih re B e a m t e n unterliegen über
haupt im Falle vorschriftswidriger Vorgänge dem Zwangs- und Straf» 
"erfahren, und hier ,st hinsichtlich der Staatsgüter kein Unterschied 
^ machen. S»e sind eben so wie Privat-Dominien zur genauen 
Erfüllung der obrigkeitlichen Obliegenheiten verbunden. 

Es ,st auf den Camcralgütern die strengste Aufmerksamkeit auf 
die öffentlichen und politischen Anstalten zu richten, und die Came-
lalbeamten sind mit aller der nämlichen Strenge, wie jeder Privat-
beanue zur Handhabung und Beobachtung der allgemeinen Verord
nungen zu verhalten (Hofresc. vom 27. Dezember 1733, Negierungs-
Inillnacion vom 31. Jänner 1794). 

Dergleichen, wenn wider Landbuchhalter und Wirthschafls I n -
speccoren gekündete Unterthanobcschwerden vorkommen, welche "ih-
"en bekannt gewesen, solche aber gleichwohl von ihnen nicht abgestellt 
"ber zur Abhülfe nicht angezeigt worden sind, ist gegen diese mit aller 
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Schärfe zu verfahren; und selbe s i nd n icht n u r zu r E n t -
scha'bigung der U n t e r t h a n e n aus i h r e m E i g e n c h u m e 
zu v e r h a l t e n , sondern auch zu bestrafen (Hofdecret vom 
9. September 1771 und vom 12. October 1791). 

8. 992. 
Welche H a n d l u n g e n der O b r i g k e i t e n u n d i h r e r B c« 

a m t c n zu ahnden s ind . 
Da nicht alle Vo» fälle, wodurch der Unterthan unbillig gekränkt 

wird, »m Gesche ausgedrückt werden, so «st überhaupt bestimmt, daß 
wenn immer auch außer den im Gesetze enthaltenen Fällen auf an
dere Welse wldcr Billigkeit dle Unterthanen bedrückt wurden, die
selben ebenfalls in die ausgesetzte Strafe verfallen soll (Patent vom 
27. Jänner 1783). 

Auf folgende Fälle sind übrigens durch ausdrückliche Gesetze und 
Verordnungen Ahndungen ausgesprochen. 

Vor allem kommt der Ungehorsam der Obrigkeiten und Be
amten gegen höhere Au f t r ä g e überhaupt zu ahnden. 

Es ist nämllch in den an Dommien von den Krelsämtern erge-
henden Aufträgen immer nach Umstand der Sache, nicht nur eme 
Zelt , binnen welcher Vollzug geleistet werden soll, sondern auch eltt 
angemessener Pönfall zu bestimmen, der alsdann nach Verlauf der 
Zeit, falls Nicht Vollzug geleistet worden wäre, und zwar von dem 
DvMlmo selbst, wenn die Sache dasselbe betrifft, 8»lvo reßl-ez«« 
gegen den Beamten, wenn er sich seines Orts einer Wldetsehung 
gegen höhere Verordnungen schuldig gemacht hätte, zur Verantwor« 
tung zu ziehen seyn würde (Instr. für die mederösterr. Kreisämter 
vom 21. Jänner 1783, §. 127). 

Dießfalls kommt vor Allem zu bemerken: daß der im §. 85 und 
86 des l . ThellS des Strafgesetzes ausgedrückte Mißbrauch der Amts
gewalt und d»e »m §. 86 deS I I . Theils enthaltene Verletzung gegen 
die Pflichten eines öffentlichen Amtes Hieher gehört. 

Welche Handlungen der Obrigkeiten und Beamten, in so fern 
sie nicht die Merkmale eines Verbrechens oder einer schweren Polizei» 
Übertretung an sich tragen, folglich nicht nach Vorschrift deS Straf-
gesetzes zu behandeln kommen, einer bloß politischen Ahndung unter
liegen, kommt m dieser Abhandlung am gehörigen Orte vor. 

F. 993. 
A u f z ä h l u n g der d a r a u f gesetzten S t r a f e n . 

I » Betreff der vorschriftswidrigen Handlungen der Obrigkeiten 
und ihrer Beamten bestimmen dle Gesetze folgende Strafen: 

1.) G e l d s t r a f e n / worunter auch, nebst den Entschädigun
gen , der mehrfache Nückersatz. 

2.) Arrest st rasen (verschärft mit Eisen und öffentlicher Al ' 
bctt) für obngkeltllche Beamte, dann 
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3.) V e r H a l t u n g d e.s Gu tsbes i t ze rs zur Versteigerung 
seines Gutes und dessen U n s ä h l g k e l t s e r t l ä r u n g zu a l l e m 
fe rne r« Gü ter besitz e ( S . §. 18). 

4.) Bei Beamten ab?r «n gewissen Fällen d»e S t r a f e der 
E n t l a s s u n g und U n f ä h i g k e l t s c r l l ä r u n g zu einem Amte. 

§. 994. 

A l l g e m e i n e Grundsätze i h r e r A n w e n d u n g . 

Hier gelten die Grundsätze-. 
1.) daß das spätere Gesetz baS frühere aufhebt, daher sich, wenn 

Über dasselbe Vergehen verschiedene Strafverordnungen bestehen, nm 
an die zuletzt erstossenenzu halten ist, und 

2.) dasi, w.nn Jemand sich zugleich mehrerer Vergehen schul, 
dlg macht, er nach dem über das glößere Velgehm bestehenden Straf
gesetze zu behandeln ist, d»e zugleich eingetretenen Minderen Verge> 
hm aber, als erschwerende Umstände >n Betrachtung kommen, we. 
gen welcher die Strafe zu verschärfen «st (Hofd. vom 2. März 1809). 

Welche Uebertretungen jenen Strafen unterliegen, kommt in 
lieser Abhandlung am gehörigen Orte vor. 

Hier also nur noch Folgendes, jedoch mit dem Bemellen, das; 
b»e in den folgenden §§. vorkommenden Strafen durch die neue Straf' 
gesetzgebung wohl wesentliche Modisicationen erlitten haben. 

§. 995. 
Wie bei wah rgenommenen M i ß h a n d l u n g e n der Un-

t e r t h a n e n v o r z u g e h e n ist. 

Tritt der im §. 85 des I. Theils deS Strafgesetze« enthaltene 
Mißbrauch der Amtsgewalt ein, so versteht sich von selbst, daß die 
daselbst im §. 87 enthaltenen Strafbestlmmungen emzutletcn haben. 
Sonst aber, wenn die Handlung nicht zum Ve,brechen geeignet wä
re, soll gegen obrigkeitliche Beamte, die ungeachtet des bestehenden 
Verbotes sich beige'hen lassen sollten, die Unterthanen m i t Sch lä
gen zu bestrafen, ohne dazu die kreisämtliche Bewilligung Vorschrift^ 
Wäsilg eingeholt zu haben, bei jedem Uebertretungsfalle auf eme der 
Zahl der Schläge angemessene Geldstrafe zur Gemeinde»Casse ent
weder von der Landesstelle erkannt, oder bei Erstattung der Berichte 
"ach Hofe, angetragen werden (Hofdecret vom 16. Februar 1793, 
Aegierungs.'Intimatlon vom 29. November 1793), und die Miß» 
Handlung und Bestrafung von Seite obrigkeitlicher Beamten, »st nicht 
^s schwere Pol,ze!Übertretung, sondern nach den darüber besonders be
gehenden Vorschriften und insbesondere nach der Verordnung vom 
16. Februar 1793, zu behandeln (Hofkanzld. vom 3. Sept. 18 l2 ) . 

Wenn ferner Unterthanen von einem Beamten in herrschaftlichen 
Wirthschafts-Angelegenheiten oder durch Ercessen in dem gerichtli. 
He« Verfahren mißhandelt werden, so können sie sowohl selben, als 



946 l . T h e i l . V l l . A b h a n d l u n g . 

die Obrigkeit belangen, und eS kann in diesem Falle zwischen den 
ltmerthanen und den Beamten ein Prirarprozeß mcht Platz greifen, 
der Beamte muß daher m»t Arrest oder Geld zur öffentlichen, allge
meinen Genugtuung bestraft werden, und es ist billig, daß er übe^ 
dieß dem beleidigten Untcrthane e,ne angemessene Entschädigung lei« 
sie, welchen Betrag das Krelsamt, nach Mastgabe der Umstünde, als 
erste Instanz zu bestimmen hat (Regierungsentsche,dung vom 18. Fe« 
bruar 1791). 

Eine gegen die Vorschrift der Gesetze veranlasse V erhaf tneh" 
Mung gehöret zwar, wenn sie von einem obrigkeitlichen Beamten gegen 
einen Ilnterthan verhängt wird, in die Classe der Unterdrückungen/ 
gegen welche lM Allgemeinen »n der mit dem Unterthanspatente vow 
< September 178l zugleich erfiossenen Instruction für die Kreis» 
a'mter in Untersuchungssachen, §. 7 , eine Geldstrafe oder eine Ar-
reststrafe bestimmt »st. I n dem später im Jahre 1803 kundgemach' 
ten Strafgesetzbuchs ist aber eine von einem öffentlichen Beamten 
unternommene Verhaftnehmung überhaupt, nach dem I I . Thclle, 
§. 86 «., für eine schwere Pollzelübertretung erkläret und nach dettl 
§. 88 mit einer Arreststrafe von drei Tagen bis zu einem Monats 
belegt worden. 

ES ,st sich also nach diesem letzteren Gesetze und zwar auch dann zU 
achten, wenn die gesetzwidrige Verhaftnehmung den Ilnterthan der 
eigenen Herrschaft betrifft, da das Gesetz allgemein lautet, von deM 
Falle einer Unterthansbedrückung keine Ausnahme macht, und nach 
dem Geiste des Gesetzes bei einem Mißbrauche der obrigkeitlichen Ge» 
»palt, wenn er gegen einen eigenen Umenhan verübt w i ld , wobl kei-
ne mildere Ansicht, als wenn er andere Personen betrifft, gestattet. 
Wenn aber ein Beamter sich der eben gedachten schweren Polizeiübes-
tretung e«ner gesetzwidligen Verhaftnehmung schuldig macht, und zU« 
gleich auch in andern, «n dem Strafgesetzbuche nicht besonders vorkottl' 
Menden Begehungen gegen das Unterchcmspatent verfangt, so folgt 
schon aus des Strafgesetzbuches I I . Thelle 86 ") , das; er immer
hin als schwerer Pol,zeiübertreter zu behandeln «st und die zugleich 
noch sonst begangene Uebertretung der Unterthansgesctze nach dettl 
als ein erschwerender Umstand angesehen werden und auf die Ve^ 
schärfung der Strafe Einfluß nehmen muß (Hoftanzlelverordnung 
vom 2. März 1809, Regierungs . Intimatlon vom 15. Mal i 
1809). 

Sollte übrigens die Gewaltsamkeit gegen die Unterthanen in eine 
Arr von Grausamkeit oder unzulässiger Züchtigung ausschlagen, vel' 
ordnet das Patent vom 29. Februar 1772, daß :n solchen Fallen 
die Anzeige an die Regierung gemacht, und von da aus wider ein« 
mit ihren Unterthanen so hart verfahrende Obrigkeit nach Beschau 
fenhelt der Umstände mit Versteigerung der Güter und Unfähigkeit 
erklärung aller ferner» Gutsdesitzung, ohne jedoch dem sonst zustehen' 
den Sandmanns, echte dadurch etwas zu benehmen, vorgegangen wer" 
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den soll ( S . Abhandlung IV. vom mederösterr. Stände - Institu
te, §. 39). 

Die.sich dagegen verstehenden Beamten aber sollen ebenfalls 
"ach der Glö'sie des Velbrechens mit Arlest ,n Elsen und Banden, 
l'Nd nach Gestalt der Sache und nach El messen Mlt emer öffentlichen 
Arbeit auf e,ne Zeil nebst Schadenersatz bestraft werden. 

2.) Dieser Paragraph lautet so: 

Ein öffentlicher Beamter oder Diener, der sich ln seinen Amts- oder 
Dienstvernchtungen tbatige Beleidigungen erlaubt (worunter insbe
sondere Aerhaftnehmungen in andern als dulch die Gesetze bestimm
ten Fallen begriffen sind, ist das erste Mal mit Anest von drei Tagen 
bis zu einem Monate, das zweite Mal nu' eben so langem, stren: 
gen Arreste zu bestrafen. Unter jenen thatigen Beleidigungen 'st 1«: 
doch die Mißhandlung und Bestrafung der Unterthanen mit Stock» 
streichln nach der bereits oben angeführten Hofverordnung vom 3. Sep» 
temder 18l2 mcht begriffen. 

§. 990. 

W i e bei p a t e n t w i d r i g e n H a n d l u n g e n und A b f o r d e . 
r u n g e n. 

Wenn bei Local-Comnilssionen bei den Beamten widerrccht« 
^lche und p a r e n t w i d r i g e H a n d l u n g e n und Ab fo rde» 
rungen mit oder ohne Wissen der Obrigkeit entdeckt werden, sind 
ste ,n gellchtllchö Verwahrung zu nehmen und nach Befund der Um» 
stände zu bestrafen (Hofdeciet vom 49. August 1786). 

Das Krclsamt ist befugt, einem Beamten, wenn er überwiesen 
wird, dasi er an dergleichen gesetz- und generallcnwldrigen Unter-
thanSbedrückungen wlirllch Schuld hat, nach Verhältnis? der Sa6)e 
Mit e,ncr Geldstiafe von 10 bis 50 fi., oder auch Mit Arrest zu be-
Olafen; und »venn sich ein solcher Beamter nach emer zweimaligen 
Bestrafung Nicht bestem, und zum dritten Male emer Unterdlückung 
schuldig machen sollte, ihn sogleich der Landesstelle anzuzeigen und 
Namhaft zu machen; gleichwie auch ,n Fällen, wo wlder alles Ver
buchen die Obrigkeit selbst an dergleichen Unterthansbedrückungen, 
entweder zum Thelle, oder vlelleicht aar allein die Schuld tlägt, 
bas Krel?amr den Fall an d,e Landesstelle umständlich und nur gê  
fügsamen Pioben elnbellchten soll (Instr. für die Krclsämter vom 
28. October 178 l , F. 7 ) , wo dann diese der Obligkelt nach Gestalt 
ber Sache e»ne Geldstrafe von 100 fl. blS 200 Ducaten aufzuerle
gen, und von Fall zu Fall die Anzeige zu machen hat (Patent vom 
29. Februar 1772, §. 9). 

Da sich öfter ereignet, dasi der Unterthan von dem Beamten 
ohne Wissen und Willen der Obligkelt u n g e b ü h r l i c h bedlückr 
w'rd, so soll bei allen künftigen Local-Untelsuchungen dm auf gese
hen weiden, ob an den Beschwerden der Untertanen n,cht der Eigen-
Nutz der Beamten Schuld trage, und ob der Beamte m>t oder ohn.» 
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Wissen und Befehl der Obrigkeit mit den Unterthanen widerrechtlich 
und gegen das Patent vorgegangen sey, m welch' letzterem Falle der 
Beamte sogleich m gerichtliche Verwahrung zu nehmen, und nach 
Befund der Umstände auch scharfer zu bestrafen »st (Hofdecret vom 
13. August 1768, §. 1). 

I n Fällen, wo Obngke,ten und Beamte in einer gesehwl» 
drigen Abforderung von den Unterthanen an Sal^, Maß, Geld, 
Accidenzien von Heuaths - Consensen betreten worden sind , sind 
selbe nebst dem, dem beschwerdeführenden Uncenhan? zu leistenden 
Ersatz, nul der Strafe des zweifachen Betrages zu belegen, und 
in so we,t es die Dommlen beriifft, solche höchsten OrtcS anzuzei
gen, die Beamten aber, nach Befund der Umstände, m»t einer ange
messenen Lelbesstrafe unnachstchtkch zu belegen CHofd. vom 31. Jul i 
1779); denn die Grundobrlgkclten und ihre Beamten sollen den UN' 
terthanen Nichts Ungebührliches zumuchen, wohl aber selbe bei ihren 
Rechten und Befugnissen nach allen Kräften schützen, daher auch jene 
Obrigkeit, die wider besseres Verhoffcn, ihren Unterthanen etwas, 
zu dem diese Nicht velbunden sind, auftragen sollte, dem gehoisamcn 
Untcrthane nicht nur e,ne vo l l s tänd ige En tschäd igung und 
G e n u g t h u u n g zu l e i s ten , ernstlich angehallen, sondern auch 
nach Beschaffenheit der Umstände zur strengen Verantwortung und 
Strafe gezogen, und zu diesem Ende von dem Kreisamte Nicht nur 
allein jeder Unfug unvelzüqlich abgestellt und hlcrwegen d,e gebüh« 
rende Ahndung und Strafe unausbleiblich verhängt, sondem auch 
an die landeSfürstl. Stellen die Anzöge hiervoll von Viertel- zu Vier-
telzahr Mittelst Einsendung ordentlicher Protokolle, in welchen d«e 
Vestrafungs-Ursachen und die verhängten Strafen ganz kurz zu be» 
merken sind, zur Einsicht und Wissenschaft gemacht »Verden joll (Un-
terthans'Strafpalent vom 1. September 1781, §. 12, Hofoerord» 
nung vom 19. August 1786). 

2. Von dem politischen Zwangs- und Strafverfahren ge
gen die den Obrigkeiten verpflichteten Parteien. 

§. 997. 

W e r der po l i t i schen B e s t r a f u n g u n t e r l i e g t . 

Es ist bereits gesagt worden, daß jeder Unterchan den landesf. 
Befehlen sowohl, als den Anordnungen der Grundobngle»! und lh' 
l«r Beamten gehorchen und unterwürfig seyn soll »). 

Ueberhaupt jeder Unterthan, der nicht Folge leistet, ist zu b> 
strafen (UnterthanS - Strafpatent vom 1. Sept. 1781, §. 1 , 3) . 

») S. diesfalls: Grundsätze, die Unterthanen zum Gehorsam g^en vorae< 
sehte Beamten und überhaupt zur Befolgung der Gesetze anzuleiten. An
gehenden Beamten in herrschaftlichen Kanzleien glwidmtt, von Eajetan 
Wanggo. Grätz i8l6. 
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a. V o n den Strafbehörden. 

§. 998. 
2Üem das S t r a f r e c h t zusteht. 

Die Bestimmung der Strafe über Unterthanen bleibt der Obr ig 
keit des U n t e r t l , ans überlassen. Nur wenn die Strafe eines sol
chen ungehorsamen Unterthans von dem Landcsfürsten selbst oder von 
cmer landesf. Behölde veihängt worden wäre, kann die Obrlgtett den 
UNtcrthan wegen des nämlichen Vergehens nm einer bcsondern Skla
ve n«cht mehr belegen (Unterthans , Strafpatent vom 1. Septem» 
b" 1781, §.3) . 

§. 999. 
W a n n das K r e i s a m t das S t r a f r e c h t hat. 

Dem Krelsamte stehet m Fallen, wo bei seinen Amtshanblun» 
6en Unterthanen sich q '̂g^n die treisämtllchen Anordnungen wlder 
spenstlg zeigen, das Scrafiecht zu^ und eS hat das Recht, bei Ge. 
Neralien-Uebertremngen Ponfälle zu bestimmen, gegen Vierteljährige 
ausweise (Hofdecret vom 29. Jänner 1800). 

Desgleichen gebühret demselben in gewissen Fällen das Bestall 
NUnqsl'echt der obrigkeitlichen Strafen, und es ist zugleich d,e Ne-
^Ulsdehölde, «m Falle sich die Unterthanen über die »hnen von der 
Dbl'lgrett auferlegten Strafe gekränkt fühlen. 

§. 1000. 
W a n n das Landger ich t e i n z u t r e t e n hat. 

Jene Unterthanen, welche sich als Aufwiegler betragen und 
WelMl-e Unterthanen oder ganze (Gemeinden zum Ungeholsam, wel' 
Her mit einer gewaltthätigen Wldersetzung, Mit Stöiung der allge
meinen Ruhe oder Mit Vcrgrclfung an den Obrigkeiten und ihren 
Beamten begleitet wird, sind nach ihrer sogleich zu geschehen haben-
^«Verhaftung, dem nächsten Halsgerichtc nebst e,nem schriftlichen 
"Ufsatze ,hres Verbrechens zur peinlichen?lburtheilung zu übergeben 
llnterthans«Strafpatent vom 1. September 1781). 

b> Von den verschiedenen, politischen Strafarten gegen 
Unterthanen. 

§. 1001. 

A u f z ä h l u n g der gesetzl ichen, po l i t i schen S t r a f a r t e n . 
Unter den, dem Erkenntnisse der Obrigkeit, oder des sie vor« 

stellenden Beamten überlassen? Strafen werden folgende verstanden 
(UntrrthanS, Strafpatent vom 1. September 1781, §. 8 ) : 

^) Arrest (on^em «.), 
d) Strafarbeit («m^m li.) 
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c) Abstiftung von Haus und Hof (eoäcm), 
endlich kommt auch 

ä) von der Militär-Assistenz zu handeln.. 
Auf welch« einzelne Pflichtverletzungen gedachte Strafen gesetzt 

sind, kommt zum Thslle in dieses Abhandlung am gehörigen Orce vor, 
zum Theile ist aber die Anwendung derselben dem Ermessen der Obrig« 
leiten und der landesfürstl. BeHorden überlassen, welche demnach ar
biträre Strafen anzuordnen haben. 

§. 1002. 

Welche S t r a f e n ve rba ten s ind. 

Dagegen sind folgende Strafen verboten: 
1.) Geldstrafen, und 
2.) einigermaßen Stockstreiche. 

Hä 1 . Die Einhebung aller Geldstrafen von Unterthanen ist 
gänzlich abgestellt (Hofdecret vom 27. Februar 1779), und ein UN' 
terthan tann keineswegs an Geld oder Geldeswerth gestraft werde« 
(Unterchans-Strafpatent vom 1. September 1781, §. 1 1 ; Hofoer« 
ordnung vom 15. Occober 1785). 

Pönfälle und Geldstrafen sind überhaupt nur den Dominien 
oder vermöglichen Privatpersonen oder den Communitäten, niemals 
aber dem Landvolke und den Unterchanen anpassend, welche nur durch 
Arrest, Anschlagung der Elsen, Anhalmng zur öffentlichen Arbeit g " 
straft werben können (Instr. für die niedcro'sterr. Kreisämter volN 
21 . Jänner 1783, §. 1^6). 

Dagegen soll in Fällen, wo es um den Ersah eines der Obligo 
teil oder jemand Anderem zugefügten Schadens zu chun ist, die schul» 
dige und billige Entschädigung allerdmgs, icdoch erst, wenn derSch^ 
de zuvor mir Be,ziehung zweier unparteiischen Schätzmänner, ge' 
hörig erhoben und der Ausspruch eines solchen Ersatzes be«m Amce 
eben so wie bei den Strafen verordnet «st, in das Verhör- und Straf' 
Protokoll mit allen Umständen eingetragen worden ist, Start habe« 
(Unterchans-Strafpatent vom 17. September 1781, z. 1 1 ; Hof' 
Verordnung vom Februar 1779; Verordnung vcm 27. September 
1782; Verordnung vom 15. I u l l 1784). 

Hä 2. Den obrigkeitlichen Beamten und Schaffe» beuten ist all' 
gemein untersagt» die Unterchanen mit Stockstreichen zu bestrafen, 
und dergleichen Züchtigungen sind nicht anders, als nach rorherge» 
hender Untersuchung wider strafbare Unccrthanen zu verhängen (Hol* 
Verordnung vom*30. Mai 178 l ) . 

Wie Obrigkeiten und Beamten, die wider dieses Verbot han« 
deln, zu bestrafen sind, und in wie fern das Kreisamt Stockstrei» 
che verhängen kann, kommt oben vor. 
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Nun kommt von den §. 1001 vorkommenden Strafarten em-
»elN zu handeln. 

». B o n dem Arreste. 

§. 1003. 

W l ö der Ar res t beschaffen seyn muß. 

Der Al rest, der übrigens wegen emer Wulfen - oder andern For
derung über elnen llnterthan, ohne gerichtlichem Vorgange Nlcht ver» 
bangt werden dcuf (Part. Neglerungsveiordn. vom 15. Aprll 1791), 
Muß anständig und der Gesundheit offenbar unnachchettlg seyn (Un» 
terthans-Snafparent vom 1. September 1781, §. 8 , n). 

§. 1004. 

I n wie f e r n der Arrest verschärf t werden kann. 
Der Arrest kann verschärft werden: 

1.) Allenfalls bei Wasser und Brot (eo6ew n ) , oder 
2.) mit Anlegung der Fußelsen («oaow l.it. e). 

§. 1005. 

Wie lange der Arrest d a u e r n d a r f ; d a f ü r ist keine 
S l t z g e b ü h r zu e n t r i c h t e n . 

Wollte eine Obngkett lhren Unterthan über acht Tage lang mit 
"Nest belegen, so soll selbe über eme derlei Bestrafung volläufig d,e 
krelsämtllche Genehmhaltung einzuholen velbundcn seyn (Knä. §.9). 

Der Ilntcrthan hat übrigens für den Arrest an sogenannter 
Sihgebühr NlchcS zu bezahlen (vollem Z. 1 1 ; Verordnung vom 
2?. September 1782; Verordnung vom 17. I u l l 1782). 

§. 1006. 

W e r die Atzung der A r res tan ten zu t r a g e n ha t . 

Die Grundobr,gkeit ist endlich zur Bezahlung der Atzung ver
bunden (Hofdecret vom 21. Dezember 1785; Hofdecret vom 9. Fe
bruar 1780). 

d. Von der Strafarbeit. 
§. 1007. 

Welche G a t t u n g von A r b e i t zu leisten ist. Verschär . 
'Ung der A r b e i t e n . I n wie f e r n d,e krelSä'mt l lche 

G e n e h m i g u n g n o t h w e n d i g »st. 

Unter den der Erkenntnis; der Obrigkeit und des sie vorstellenden 
Beamten übe»lassenen Strafen gehört nach §. 8 des Unterthansstraf. 
Patentes vom 1. Sept. 1781, auch »üb. I.it. d, die S t r a f a r b e l t . 
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Diese wegen Übertretung oder nicht Befolgung der von den 
l. f. Stellen ergehenden Befehle und Verordnungen zu StrafarbeiteN 
verurthe,lren Untertanen sind jedoch Nicht zu arundobrtgkettlichen, 
sondern zu öffentlichen Arbeiten, w,e z. B. zum Wegmachen, Stadt» 
sä'ubelung oder den >n öffentlichen Krankenhäusern vo>fallenden tncch-
tischen Verrichtungen zu verwenden, weil d,e Grundobr,gle»ten aus 
den Vergehen der Unterthanen keinen Vorchell zu ziehen haben, wohl 
aber dem Staate und dem Gemeinwesen auf die obige Art für den 
gegen die Gesetze und Anordnungen bezeigten Ungehorsam eine öf
fentliche Genugthuung geleistet werden must. 

Diese Leute sind also zu öffentlichen Strafarbeicen anzuhalten, 
ihre Bewahrung aber der öffentlichen Verwaltung den Krelsämtern 
zu übertragen (Hofoccret vom 21. November 1783.) 

Dlese Verordnung gilt ledoch nur für jene Falle, wo der Unter» 
than als Uebertreter gegen eme politische Anordnung, nicht aber für 
jene, wo er als CrlMlnalsträflmg zur öffentlichen Arbelt verurtheit 
wird, bei welchen letzteren an der bisherigen Verfassung nichts abge
ändert ,st (Hofkanzleldecret vom 23. Dezember 1785). 

Diese Slrafarbell kann übrigens Mit Anlegung der Fuße isen 
verschärft werden (Unterthansstrafvat. vom 1. September 1781, 
§. 8 , I<it. c), und wollte e»ne Obrigkeit ihren Unterthan über acht 
Tage belegen, so soll selbe über eine derlei Bestrafung vorläufig die 
k re i sämt l l che Genehmhaltung einzuholen verbunden seyn ( ^ 
äem > §. 9.) 

§. 1008. 

W e r die Atzung der S t r . a f a r b e i t zu t r a g e n hat. 

Für ganz unbemittelte Uebertreter, obgleich sie nicht mit grund« 
obrigkeitlichen, sondern mit 'öffentlichen Arbettcn bestraft werden dlir« 
fen, hat die Herrschaft oder Obrigkeit, die meistens an der Uebertre» 
tung der Civilgesetze, oder andern Widerspenstigkeiten ihrer Untertha' 
nen zum Theile Mit Schuld betragt, d»e Bezahlung der Atzungen dieser 
zur öffentlichen Arbelt verurthclten Unterthanen zu tragen, weil der
selben doch der Nutzen l h r e r U n t e r w ü r f i g k e i t zugehet , 
und sie zugleich dadurch zur Hintanhaltung von dergleichen AnordnuN^ 
gen angeelfert wird (Hofdecret vom 21. November 1785). 

o. Von der Abstiftung. 

§. 1009. 

W a n n d ie A b s t i f t u n g v e r h ä n g t werden kann. 

Die Fälle, in denen die Abstiftung von Haus und Hof verhängt 
werden kann, beruhen: 

1.) entweder auf Nechtsgründen öder 
2.) auf politischen Gründen. 
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§. 1010. 
W i e und w a n n dle A b s t l f t u n g aus Nech tsg ründen 

e i n t r i t t . 
Nach dem klaren Inhalte des Patentes vom 1. September 1781, 

3. 8, haben nur jene Abst,ftungSfälle an das Klcisamc zur Genehm-
Haltung zu gelangen, welche von obügkeltlichem Amcswegcn, als eine 
Strafe wider die Unte-thanen veihängr werden wollen; da hingegen 
>ene Abstlftungen, weiche wegen überhaufter Schulden der Untertha
nen oder sonstiger Klagerechten entst-hen, »n keiner Art an das Kre,s< 
amt gezogen werden können, sondern m dem o» deutlichen Rechtszuge 
fortgesetzt werden müssen (Hofbesch. vom 7. Ju l i 1782). 

T,ese Verordnung wurde jedoch, in so fern ste m einem dem 
Unterchanspatente entgegengesetzten Smne zu nehmen wäre, aufge
hoben, und es wurde vollkommen be, jenem Patente auch m Anse» 
bung der Abstlftungen belassen, folglich haben alle jene Abstiftunacn 
b len i ch tdu rch f ö r m l l c h e E l n t l a g u n g der Schulden ver« 
?NIas;t, sondern von Obligkeilswegen oder aus Strafe, oder wegen 
Uberdäufrer Schulden vorgekehrt werden, indem politischen Wege durch 
das Kre,samt ihren Zuq zu nehmen (Hofdecret vom 7. Juni 1784.) 

Wo dagegen m Fällen, wo e«n P a r t i c u l a r g l ä u b i g e r qcqen 
^Nen Unterthan lM Wege der E r e c u t i o n auftritt, oder der 
« a l l e,nes zu ve rhängendenConcurses sich darstellet, lediq-
ĉh jeneS zu beobachten ist, was diesfalls die allgemeine Gerichts» 

Und Concuro«Ordnung vorschreibt (Hofdecret vom 18. April 1785). 
Hinüber haben die Kreisämter zu wachen (Hofr. vom 5. No-

vember 1785.) 
§. 1011. 

Aus welchen po l i t i schen G r ü n d e n die A b s t i f t u n g z« 
ve rhängen kommt. 

Hä 2. Folgende sind die po l i t i schen G r ü n d e , weßwegen 
^e Abstlftung verhängt werden kann. 

1 ) Ungehorsam der Unterthanen gegen ihre Herrschaften. 
2.) Culcurs.Rücksichten. 
3.) Verschuldung der Wirtschaft über ^/, des Werthes. 
4.) Dom,nlcalgaben »Rückstände, und namentlich nicht bezahlter 

Dienst. 

Die Abstiftungen wegen Steuerrückständen gehören in die AbHand» 
lUttg XXIV. dieses The,leS, von den directen Steuern, und ,ene we, 
sen Schwärzung ausländischer Maaren in die Abhandlung XIV. 
dieses TheileS von dem Gewerbs» und Handelswesen. 

§. 1012. 

Abs t i f tung wegen U n g e h o r s a m der U n t e r t h a n e n . 
4ä 1. Wegen Ungehorsams der Unterthanen gegen ihre Herr-

'chaft soll das KreiSamt aus den allerwichtigsten Ul fachen und nur 
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auf den letzten und äußersten Fall die Abstiftung alS eine sehr halt? 
und äußerste Strafe gestatten (KreisamtS-Insiluction vom 1. Sep-' 
tember1781, §. 2 ) . 

§. 1013. 
Hö 2. Aus Cultursrücksichten. 

^ l l 2. Wenn Unterthanen ihre Gründe ungebaut oder ö'de lie? 
gen lassen/ und da sie durch 3 Jahre lährllch ermahnet wurden, 
so sollen sie nach Verlauf des dritten Jahres abgestinet werden (Hof^ 
besch. vom 30. November 1766, n. 3 , Ltä'nd. Nescript vom 
26. Zun« 1778). 

Läßt also ein Unterthan oder Berghold die Gehäusgründe oder 
Weingarten öde werden, im Anbau verfallen, oder haut er seine 
Waldungen aus, und dasi also weder er selbst darauf bestehen, man 
auch einen Besitzer nach der Zeit mcht hoffen kann, so lst der Grund
herr befugt, den unfielßtgen Unterthan, der seine Gründe oder Wein« 
gärten verfallen gelassen hat, nachdem er ihn 3 Jahre fruchtlos er» 
mahnet hat, m«l Ende des dritten Jahres, denjenigen aber, welcher 
die Waldungen aushauet, auch nach dem ersten Anbote abschätzen zu 
lassen, wobei er jedoch ebenfalls vorher dem Kreisamte d»e Anzeige 
zu machen schuldig ist (Verordnung vom 1. Dezember 1784). 

§. 1014. 
D i e s e A b s t i f t u n g b e z i e h t sich blosi a u f H a u s « u n d 
H a u s ü b e r l ä n d g r ü n o e , und eS ha t bei der E i n z i e h u n g 

der f r e i e n Ucbe r l a n d e zu v e r b l e i b e n . 

Diese Abstiftung des unfieisiigen Wirthes wurde dahin erläutert: 
dasi es diesifalls bei der bisherigen Gewohnheit/ und muhin bei dew 
den Grundobrigkeiten zustehenden Befugnisse, die Ueberländgrundstü' 
cke, bei deren Vernachlässigung oder Abö'dung und durch 3 Jahrs 
fruchtlos geschehenen Ermahnung der Grundholden, über vorläufigess 
grundgerichtliches Erkenntnis; einziehen zu können, noch fernerhin sein 
Verbleiben haben möge; folglich oblge, angeordnete Abstiftung del 
unfieisiigen Landwirthe blosi rückstchtllch der Haus- und Ueberlä'nd-
gründe zu verstehen sey (Hofdecret vom 24. Jänner 1767). 

Bei lleberlä'nd also, welche von Grundholden besessen und rel" 
steuert, über 3 Jahre aber ungebaut gelassen werden, steht dew 
Grundherrn das Recht zu, selbe einzuziehen (Hofentschl. vom 9. Mal 
1815, Reggs. I n t . vom 2. April 1815). 

§. 1015. 
A j e s e A b s t i f t u n g t r i t t auch e i n , wenn e i n U n t e r t h a « 

sich gegen B e u r b a r u n g der H u t w e i d e n u n d öden 
G r ü n d e sträubt. 

Auch tr i t t die Abstiftung ein, wenn Glieder der Gemeinde a«^ 
Eigensinn oder Unwillen, oder aus einem andern schädlichen Vorul" 
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chette zur Erhebung der Gemeinde-Viehweiden, nach Einleitung der 
Dorfobrlgkelt be»zuw,rken, hinterlassen, mithin den diesfalls unmit
telbar ergangenen, allerhöchsten Anordnungen d»e schuldige Folge zu 
Olsten, sich weigerten; jedoch nur be» nicht verfangender, von der 
^orfobrigkeit vorläufig cmgetehrter Schäl fe (Hofdecret vom 5. Oc» 
tober 17K7). 

§. 101 tt. 

D iese A b s t l f t u n g aus C u l t u r s - R ü c k s i c h t e n , ha t be, 
e r a r m t e n U n t e r t h a n e n Nicht S t a t t , und die Fahr läs 

s igke i t muß be» der A b s t i f t u n g erwiesen seyn. 

Gleich wie ein a,mer Untelchan semen Grund nicht.hinlängllch 
bebauen kann, und ihm dahn von seiner Obr,gke,r geholfen werden 
soll, so soll auch e,n nachlässiger, fauler Wlrch, der seine Vesitzun. 
gen aus Liederlichkeit vel fallen läsu, von seiner Obr,gkeit zum bessern 
Ülelße velhalten, und wenn ElMahnungen n,chc fluchten, ft> wie 
verschuldete Besitzer abgestlfret werden; doch soll zur Vermeidung 
"Ues Unmschlelfes eme solche Fahrlässigkeit durch Zeugnisse der gan
zen Gemeinde, auch allenfalls benachbarter Beamten, vo»her erwie
sen seyn (Hosbeschau vom 28. I u m 1777). 

§. 1017. 

A b s t i f t u n g wegen V e r s c h u l d u n g . 

ä l ! 3. D«e Obrigkeit »st damals, wenn V» des Vermögens der 
Untcnhanen verschuldet sind, befugt, denselben abzustlften, und ,st 
dieses zum Gesetz zu machen (Hofdecret vom 7. I u m 1784, nci K). 

Das Recht, Mit der Abstiftung nach vorhergegangener Anzeige 
an das Krelsamt vorzugehen, steht also den Grundobrigkeiten auch 
dann zu, wenn em Unterlhcm sich dulch Unfiech oder Unhäusllchke<t 
so sehr veischuldec, daß die Schulden nach unparteiischer Erhebung ' / , 
Shells seines gesammten, sowohl beweglichen als unbeweglichen Vel-
Mögens übersteigen (Pat. vom 1. Dezember 1784). 

Uebrlgens unterwaltet kein Anstand, wenn Obrigkeiten oder an
dere Gläubiger statt Abstiftung die Sequestr,rung, Admimstlnung 
oder Verpachtung eines velschuldeten Baueingiundes für gut finden, 
dieses als ein politisches Hlovl<orium gelten zu lassen (Hofoeciet vom 
" . März 1789). 

s. 1018. 

A b s t i f t u n g wegen D o m i n l c a l g a b e n ' R ü e r s t ä n d e . 

4ä 5. Wenn sich die ?lusstände über 3 J a h r e s stiften od.r 
^ a b e n belaufen, und durch d,e Pfändung «»cht einzutreiben sind 
"Nn zul Abstiftung geschritten werden. Jedoch muß vorläufig dleBe' 
'vllllgung des KrclsamteS dalübcr anverlangt weiden. 

Bei Cr,che,lung dieser Bewilligung hat das KreiSamt darauf zu 
«ehen, ob der Rückständner m solchen Jahren nicht durch Wetter-, 
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^euer« und Wasserschaden «snftcr Stand geseht worden scy, seine Ent-
üchlung 5« leisten, «!> uniei welchen Umständen die Billigkeit eln-
l r i t t , mchc nach der Schärft de!> (Nutzes zu verfahren, sondern dem 
Unterchane e,ne längere Frist zu gestatten (Verordnung vom 1. De-
Pinsel l?8'<). 

Die C'rbpächter und die zu dieser Classe gehörigen eMphiteuti-
sch.n G,undbesll)er sind Nicht von den Justizbehörden, sondern von 
dcn polu,schen Stellen zur Bezahlung ihrer jährlichen Gicbigteiten 
zu verdälcen und nö'lhigen Falls auch dillch solche unter Beobachtung 
d.'r l^''rüber be>iehenden Vorschriften ganz abzustlften (Hofdecret vom 
: i . Mä>; 1797, Negg^. ^nt. ocm 14. März 17l)7). 

3. 10l3. 
Welchen E l n f! u s; das K r e i s a m t bei A b s t i f t u n g e n zu 

nehmen hat. 
Die von den Unterthanen wioer ihre Abstiftung zu führenden Be 

schwerden gehören, nach ?/nlc»tlMg des llnterihanspatentes vor das 
Kle,-,'aml (Hofdecret vom 7. Juni 1783, i»l! i»<), und kein vorig-
le>l!lcher Beaincer kann bei den von Amtswegen zu verhängenden Ab" 
sttt'culig^n, da diese i,<r ^<>1ili<ll,il gehören, ^<>< )̂,n F. 21 (Vererb 
u.llla oom 11. Iuni17>j! l , Verordnung vom 9. August 1793) selbe 
se.bst verhängen, sondern muß die Anzeige an das AreiSaMt erstat
ten ^UncerchanZbeschw. Stlaft'at. vom 1. September 1781, §. 9 , 
Hofbeschau vom 17. I u l l 1752, Hofdecret vom 12. Mal 1770). 

§. 10^0. 

Welche U n t e r s u c h u n g der A b s t i f t u n g v o r a n z u g e 
hen hat . 

T̂e< einer Abstiftung der Unterthanen, die nicht auf förmli' 
che (5'inklagung der Schulden, sondern von Obrigkeitswegen ent' 
»veder au) Strafe oder au? überhäufier, nämlich /̂Z des Vermögens 
übersleigender Einschulbung vorgekehrt wird, soll das Vermögen des 
ltnre'thanes durch z»ve, auswärtige, milhm desto mehr unparteiische, 
ehrliche und verständige Beamte mit Beiziehung des Unterthanes selbst 
oder «n dessen Abwesenhe't eines aufzustellenden Vertreters untersu
chet und der Schuldenstand liquidirt werden. 

Die Untersuchung hat darin zu bestehen, baß die Schätzung der 
Grundstücke und Fahrnisse durch verständige Schätzmänner, desglei' 
chen die ordentliche Aufforderung der Gläubiger geschehen muß, wo 
sodann Ac^'o- und Passwstand «n ein Inoemarium zusammen zu se' 
hen, solches von den dazu gewählten zwei Beamten oder Richtern 
zu unterfertigen und von der Herrschaft dem Kreisamt, mit dem Oe« 
suche um Bewilligung der Anstiftung einzureichen sey (Hofres. v0»N 
18. Ap,',l 1785). 

Doch sind nicht immer zwei auswärtige Beamte zur Abschätzung 
nölhig, sondern es ist aenu , wenn zu einer solchen Abschätzung b<t 
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"bstlftungen von?lmtswegen, zwei ehrliche, verständige und unpai 
tmsche Richter aus ander», Doiffchaften zugezogen und dadurch Un-
kosten so vlcl als möglich e» spart melden (Hos>cret vom 3. August 

§. 1021. 
W i e sich das K r c « s a m t be, Abs t . f t ungen zu benehmen 

ha t , und wie U n t e r r h a n e n a b z u f e r t i g e n s,nd. 

Von dem KreiSamte ist sodann über ,enes lnstrulitc Abstiftungs 
«ewlUlgungsgesuch sewohl die Herrschaft alS der Unterchan vorzufor. 
oern, über dle Abstlftung wie über andere Handel zwischen Herr
schaften und Umenhanen zu vel fahren, od selbe S ia t l habe, auszu
sprechen, dann e,ncm oder dem andern Thelle den weite:n Recurs 
vlfen zu lassen, und es «st bis dahin Mit der Abstlftung selbst mchl 
vorzugehen (Hofres. vom 1!>. Apr,l 1785). 

Das Kreisamt hat sich f.rner auch bei «ener Gelegenheit vcn 
ben IilliSdictionsämtern, dir über die Liquidität in der P»»i voikom-
Menden Geständnisse oder den Rechtsspruch, sodann d,e nach der Ge-
llchcsordnung vollzogene Abschähung zu den Acren legen zu lassen, 
the es die Abstlftung bewilligt, und wenn sodann über diese Abschä-
hung Recmsc angebracht werden, so soll das Krc,samt sich durch 
Auszüge aus den Amtsiurisdictions.Prototollen versichern, daß die 
Affig,rung der ?lnsch!ag,etteln geschehen und be, der wirtlichen Li^lta» 
tlon Nichts an den voraeschriebencn Modalitäten versäumt wo>den 
sey (Hofdecret vom 5. Dezember 1785). 

Der Recurs von dem Kreisamre steht sowohl der Obi,gkelt als 
^em Unterthane offen. Daher darf vor Verlauf deS zum Necurse be-
st'mmten Termlnes Niemand abgestlftet werden (Pat. vom 10. Iul» 
^ 8 6 , § . 1 1 , Nro. 4) . 

Wann sodann die Recurse be, der Landes- und Hofstelle ange.-
-l'lachr wölben sind, sollen nebst einer oldeutlichen, «n chronologischer 
Ordnung velfastten 8pt'ci»>8 s^l-ti, auch alle die obgedachlen Beweise 
über d,e beobachteten Vorschriften der Concurooldnung be,geb,acht 
Werden (l^odom). 

Dem Kreisamte ist endlich die schleunigste Elöirerung diesei Ge 
l̂ enstände nachdlückllchst eingebunden und jeder Ol'rigk.ll, die sich 
^Urch eine längere Verzögerung beleidigt zu sei)« glaubt, stehet eS 
^>e,, sich deshalb bei der Regierung zu beschweren, welcher letzten 
^egen wird, ein nachlässiges Kl e,samt zur Ve,-an:wollunli und 
Strafe zu z,ehen und selbes zu Recht ,u weisen (Hosdeciet vom 
6V. September 1791, Reggs. I n t . vom 14. Oct-ber 1791). 

Bei Abstiflung e,nes eingekauften Unteitbanes muß ihm der 
Weith des Grundes nach Abschlag der landessüistlichen, der obria,, 
"ltllchen und Plivatforderungen vom Kaufsch,ll, ige hlnauegezahir 
Werden; die Uebergabe der eingekauften Wl.thschafc an d,e Zannlie 
" s Abgestlfteten findet nur bel E,n,ulU,gung des letzter« oder be, 
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elsolgtei ?lbst,ftung wegen emes Verbrechens Platz (Hofoecret vom 
28. Ocrober 1791, §. 15). 

§. 1022. 

W a n n A b s t i f t u n g e n aus po l i t i schen G r ü n d e n e»N 
t r e t e n . 

D«c ?lbstlftungen aus politischen Glünden gehören zur politi' 
scheu Llme (Paten: vom 1 September 1781, §. 2 , 8 , Reg,erungs-
oeroidnung vom !). )lugust 1793), und cS hat über dlese der Re« 
curs^ug nicht an d,e Justiz-, sondern an dle politische Behörde Statt 
(Hofdecret vom 5. Dezember 1785), denn Geschäfte der Abstlftun-
gen dci llnrcrlhanen, dle nicht durch förmliche Emklagung der Schul
de», oder von Obugkeitswegen emwrdrr aus Strafe oder aus über
häufte: VZ des Velmogens übersteigender Emschuldunq vorgekehrel 
weiden, gehölen .»«̂  )»«>1ltls,>m (Veroidnung vom 11. I u m 1784, 
Regle, ungsvervldnung vom 9. August 1793). 

§. 1023. 

A b s t i f t u n g e n s ind nur persönliche S t r a f e n . 

Die Abstiftungen, wenn selbe m den durch d»e (besetze bestimm-
ten fallen geschehen, sollen vermög §. 4 des allerhöchsten Patentes 
vom 16. Ma» 1789 unmer nur als pe,sö'nl»che Bestrafungen der Be
sther, die es betrifft, angesehen werden, und auf ihre Kmder keine« 
Elnfius; haben, also zwar, das; d,ese ,n dem Besitze der Wirthschaft, 
nach der ln dem Patente vom 3. Av>,l 1787 für Bauerngüter be» 
stimmten, gesetzlichen Elbfolge-Oldnung auch im Falle einer?lbst<^ 
tung des Vaters, um so mehr also damals nachzufolgen haben, wenn 
oel Vater a!S wirklicher Besitzer stilbt, und ohnehin der Fall zul' 
gesetzlichen Erbfolge (dle Gründe mögen eingekauft oder unemgetauft 
sepn̂  eintritt. 

c. Von der Militär - Assistenz. 

§. 1024. 
Untei schied zwischen M i l i t ä r - Assistenz und Mi l i tär ' 

E r e c u t i o n. 

Die Militär «Assistenz ist mit Mi l i tä r . Erecution nicht zu v " ' 
wechseln (Part. Regierungsverordnung vom 14. März 1815). 

Erster« wird nämlich zu dem Ende verwendet, um den Amts' 
Handlungen des WlrthschaftS- oder des Krelsamtcs de, eintretend^ 
Widersetzlichkeit der Untclthanen den gehörigen Nachdruck zu geben: 

Die Assistenz - Mannschaft hat hierbei keineswegs auf ElecuticN 
an Olt und Stelle zu bleiben, und dieselbe »st ungesäumt zurück z" 
senden, sobald d'le Unterchanen zum Gehorsam gebracht, die Rcldels-
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fuhrcr aber anetnt und dem Gericht übelllefelt worden sind (Palt . 
Reglerungsdecret vom I L . Feblual 18 l5) . 

Dle Mil i tär - Erecutlon dalf dagegen laut Hofbeschcldcs vom 
llli- Iännel 1801, Zahl !)77, nul zur Emtleibung lande5sü>stl,chel 
Schuldigkeiten angewendet weiden. 

Von d,esen wird m der Abhandlung X X l V . dieses The,ls von 
den polltlsch-admmistlativcn Militär-Angelegenheiten gehandelt. 

§. 1023. 

Zweck der M i l i t ä r -Assistenz. 

Die Mil i tär - Assistenz, welche m Fallen der Widersetzliche,t 
der Untcrthanen gegen ihre Obrigkeiten mit Bewilligung der Nel',e 
lung vom Kreisamie ,n ?lnwendung geb,acht weiden kann, hat nach 
dem Smne der darüber bestehenden Vo,schr,flen und lnsbesondel»: 
nach dei deutlichen Bestimmung des den späte,« dleßfälligrn Veioid 
nungen zum Giunde liegenden Nolmatlvo vom 25. I u l , I7s,7 ««r 
den Zweck, den Ungehoisam zu dämpfen und den nachthell,a«>n Fol 
Nen, die aus einer weltern Verbieltung der Wldelsetz'lchkeir m of-
fentllcher Rücksicht Heroolgehen könnten, vorzubeugen, nicht abel 
U>N der Obr,gke,t foltwährend die wilkllche Leistung desjenigen, was 
"on renlllrenden Unrerthanen gegen die erfiossenen Erkenntnisse ver. 
Geigelt wird, zu velschaffen. 

E»ne solche fortgesetzte Assistenz wmde den Charaktei einer M , 
lltcir.-Execut«on annehmen, welche m Nlederösterreich zur Emtrin» 
gung der Urballal'Gleblgkelt Nicht gestattet ist (Hofkanzleldec»et vom 
23. Febiuar 1833, Hofz. 3850, Reggsz. 12,705). 

§. 1026. 
Fä l le der Anwendung der M»l,tär»Asslstenz. 

M i t Hofkanzleldecret vom 25. November 1785. Zahl 24.6',2, 
WUlde zwar erinnert: Te. Ma,estät hätten anzubefehlen geluher, daß 
'N Fällen, wo de» U n g e h o r s a m des U n t e r t h a n s l e d i g 
llch a u f den G r u n d h e r rn e inen Bezug h a t , die Be,;le-
hung deS Militärs Nicht Statt finde, sondein eS sey sich lediglich ,e-
Ner Z w a n g s m i t t e l n zu gebrauchen, d,e «n dem Patente vom 
1. September 1781 den Obrigkeiten eingeräumt sind. Allein, m,t 
we,term Hofkanzle,dec>et vom 2. Jänner l?86, Zabl 652, wulde el» 
»nnclt, daß d,e allerhöchste Entschließung vom 25. November 17K5, 
das: d,e Be,,lehung des MllltäiS in Fällen, wo der Ungehorsam des 
unterthans lediglich auf denGrundhelin se,nen Bezug hat, Nicht ê wa 
dahin ausgedehnt welde, das; d,e M l I l tä r - Assi ste n z »n keinem 
Falle mehr Platz greifen könne, w o d a s I n teresse d e r D om, n len 
NNt e i n t r i t t , und es wuide der Neq,e»ung zur welteln Aufrlmung 
nachgetragen, daß »n F ä l l e n , wo die U n t e i t h a n c n sich 
gegen V e r o r d n u n g e n von der N e g l c : u n g oder den 
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K i e i s ü m t e l N ungeho rsam und stutzig z e i g e n , wen« 
solche V e r o r d n u n g e n auch bloß herrschaf t l iche Oabcn 
^ del S c h u l d i g k e i t e n zum Gegen stände haben, dennoch 
dl« M i l i t ä r Asslstenz zur H a n d zu nehmen sey; da 
S r . M a i e N ä t gnädigste Abs, cht keineswegs d a h i n ge
het , ha lss ta r r ige l l n t e r t h a n e n i n » h r c m S t a r r s i n n zu 
schützen, sondern blosi zu verhindern, daß Nicht etwa Unterchanen, 
welcl e aub Nnvcrmöqenht'lt »hre Gaben zu entnchten Nlcht ,m Stan
de sind, od r̂ ;u 5ei.-n Abtragung sie sich mcht veibunden zu seyn 
glauben, soaleich und ohne bol^re Entscheidung Mit Mil i tär-Eie» 
cui'on belehr und andlnch noch nul)» ln »h»en Kräften geschwachet 
cder »brc gcaiund.c s.yn konn^nd.n Beschwerden an^ubllNgen, abgc-
d'ltcn n'iu^n. ^ ^ , ^ 

I n w, e fc» n »»n ^ l e l ^ h a u p t n: a n n d«e M > l , t a r - A ssi-
stenz selbst blc, ebren kann. W a n n d »e N e g»? rung . 
I n l̂ n>,n ^äl l^n, wo wegen.Entnchnmg des Contr»butlonalcs, 

S . jedoch diesfalls ?lbl'andlunq XXlV. dteseS Thelles von den d,rec« 
t-n Hreucln, de, zu lastenden Nobotd oder aus emer ande»n U»sa» 
che sich l'g'ndü'o e,ne w i r k l i c h e E m p ö r u n g oder sonsten 
e i « solche» V o r f a l l äu s;« l le, wo das Nebel wegen 
des l ä n g e r e n Aufschubes der Assistenz sich n a t ü l N -
cherwc»se> vc rg r ösie l t , hat zedweder Offizier dem K r e i s -
H a u p t m a n n , au f dessen A n v e i l a n g e n den n'othlgen 
Beistand zu r.-. schaffen, niemals anius..hen. Wie dann auch msbe» 
sondere des desto slche.en Elfolges halber nach diesem Verstände an 
d,c betreffenden General Commando's der neuerliche Aufnag e»g»ng. 

Und da »m übrigen von den Kre»shauptleuten ausier e,ncm 
besonders d r i ng l i chen V o r f a l l e , d,e Mliuä»-Assistenz w»-
der die Unte»thanen nur damalcn begehrt »vc»de, w e n n v o r h e r 
des. ba ld die Anze ige an d«e n,ede,östei>. R e g i e r u n g 
ueschehen und dazu die B e w i l l i g u n g e r t h e t l e t wür-
d<>, so ei lelchtein sich auch das von dem Hofkllegslüthe m derglel» 
chen Fällen angellaqene Einvernehmen Mit dem hlclländlgen Gene» 
>>,il-Ccmmando um so mehr, we,l selbes leden Augenblick vor sich 
»,,ehen und Mit de» nämlllyen Gelegenheit, wodurch dem Krelshaupt» 
mann der V<fehl zugefertiget wurde, unter emstens auch die Ver
wendung des General-Commando an den betreffenden Offizier hin
weg belöideit weiden könnte. 

W.'lch ein so anderes der Regierung mit Hoflan^leldecret von» 
2^i. I u ! , 1767, und von dir Regierung den Krelshauptleuten mit De-
c et vom 2^. I u l , ^767, zu» Nachricht und künftigen gehörigen Ach' 
tung ciinnen wulde. 

Was übngcns >n Betreff der ,n den benclblgten FäNcn ar^ube^ 
»'?̂ >.enden und ,u lelilenden Mll,lär<Assistenz ve»ordnet und zur dleft« 
^,ll,gen Beol'a^ning vbigesizlleben worden, bc« diesem l'at es aucb 
»../eldin fem Bewenden. Da aber mir Gelegenheit ewige» Zufälle 
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hervorgekommen, das; dir Militär-Assistenz de, Unistänt'e n,cht m>»i 
ber ,mmcr angemessen, folglich öfter obne Wirkung gewesen, und 
dieses von darum e,folgei «st, weil zuweilen vor der Lande?stelle un-
ttllassen wu,de, ,n einem solchen ?<,alle,d,e dabe, unterwaltend.», 
Umstände dem Militär «General - Commando volläusig an '̂ze>ge»l, 
Und Mit demselben daS erfolderliche Eoive,nehNi»n zuvor zu psteaen , 
als soll für das Künftige lederet rorläusig m,r dem k. r. Mil l ia,-
Commando d,e Einvernehmung gepflogen, in iahen Begebenheiten 
aber von dem betreffenden Krels.imte den Mi l i tär . Ofsizieii' dl»! m,t 
selben verknüpften Umstände eröffnet werden, als »n widrigen der, 
Wegen Unzulänglichkeit «n rechter Zeit geleisteter 'Assistenz erfolgende 
Nachlheil der ansuchenden Stelle oder dem KrelSamte zur Last fallen 
würde (Verordnung vom 26. Jänner l768). 

Uebliaenö wurde unterm 25. Jänner l«26 , Neggs; 3024, d i ' 
^eneial-Commando elsucht, die M i l i a r Commanden auf dem Lan-
de anzuweisen, daß sie nur auf Ansuchen der Kr.isämte, Ass,stenz zu 
Schellen haben. 

§. 102«. 
Wie viele Mannschaft zur Assistenz angesucht wer. 

den soll. 
Die Kreisämter haben nur so viele Mannschaft von den, Militär 

zu ve, langen, als zur Erreichung ihrer Absicht be» Anwendung de, 
Militär-Assistenz unumgänglich ncthig und den Klüften der Um.,.-
thancn angemessen zu seyn befunden wurde; und »n u l l e n d l ^ 
M l l l c ä r - Assistenz erheischenden V o r f ä l l e n l e d e l z e l l 
die von dem n o l i l i c u anbegehr te Anzah l f ü l v o l l b. 
o rde r t werden . 

§. 1029. 
Welche G e w a l t das M i l i t ä r im ä'usiersten F a l l e an

wenden darf. 
Bei einem wirklichen Aufruhr soll das zur Asslstenz gekommene 

Militär-Commando, wenn es nach aller gemachten Vorstellung und 
gehalten Langmuth entweder wllklich Mlshandelt ode, an Eifüllunq 
seines Auftrages platte»d,ngs gehindert w>'".de, nie b'md ,n die Luft 
schießen, sondern sogleich sclia'rf Feuer geben, Mithin duich Bestra-
s«ng einiger Menschen den aanzen Unfug bei Zeiten r>n weitern Fo'-
aen'emstellen (Hofdeciet vom 20. Apr,l l ? ^ . Hlnsichrlich der an:n-
wendenden Waffengewalt ,st ülnlgens daS M»lltäl.Cowm.,ndo an den 
Elvil.-Comm'ssär angewiesen (alle, h< vom 17. De^. 1l>35, Hofkanzl^d. 
vom 27. Mal 1837, Hofz. 1 l ,340, Megß? .̂ 31,917). 

z. 1030. 

welche G e b ü h r e n der Assistenz > M a n nscha f t zu le lch .n 
kommen, und von wem. 

I n allen Fällen, wo daS Militär ^ur Asslsten;le,stung ^eq.'n stu-
d'ge und aufrührerische Unterthanen nöllxg >st, bat der gemeine 
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Mann 3 kr. täglich zu genießen; dem Offiziere hingegen ist das Un
terkommen und der Unterhalt von der Obrigkeit ohne Entgelt der Un-
renhanen zu verschaffen (Hofdccret vom 30. Jänner 1783). 

Diese reglementmäsiigen Gebühren müssen übrigens selbst, wenn 
nur die Hälfte der ang>'suchten Zahl der Mannschaft abgeschickt wird, 
auch für die nicht zur Assistenz abgeordneten Gemeinen sowohl als Un
teroffiziers verabreicht werden (Hofdecret vom 24. Februar 1776). 

«l. Von Anwendung der Strafarttn und der Militär-
Assistenz. 

§. 103 l . 
W i e das odr iak ei t l iche W i r t hscha f t sam t das S t r a f -

v e r f a h r e n e i n z u l e i t e n ha t . 

Bevor die Obrigkeit oder ihr Beamter, was immer eine Strafe 
gegen einen Umenhan verhängt, ist diesem 

1.) sein Vergehen bei dem Amte in Gegenwart seines Richters 
oder zwei wohlverhaltener und unbefangener Mirnachbaren und des
sen Entschuldigung, falls er eine vorzubringen hat, gelassen anzuhören 
(Unterthans-Strafpatent vom 1. September 1781, §. 5). 

Auch ist jede Obrigkeit schuldig 
2.) über solche Verhandlungen ein Verhör» oder Strafprotokoll 

auf der Amtskanzlei einzuführen und aufzubewahren (Hon'ein §. 6) . 

§. 1032. 
D i e S t r a f e ist v on O b r i g k e i t s w e g e n zu bemessen. 

Wenn die Grundobrigkeit oder ihr Beamter findet, das; der Un-
terthan über die ihm zur Last gelegten Handlungen oder Unterlassun« 
gen sich nicht hinlänglich gerechtfertigt! habe, oder das) er ungehin» 
dert seines Läugnens entweder durch die Sache selbst, oder durch das 
Zeugnifi wohlcrhaltcner Personen überwiesen sey, so ist demselben 
von Obrigkeitswegen eine seinem Vergehen angemessene Strafe zU 
bestimmen und auszumessen (Koäom §. 5) . 

§. 1033. 
Auf was bei der Strafbemessung zu sehen ist. 
Bei Verhängung der Strafe soll auf das" hohe oder gar niedere 

Alter, so wie überhaupt auf die Leibcsbeschaffenheit des schuldigen 
Nnterthanes die billige Rücksicht genommen, auch die schimpflicheren 
und härteren Strafen nur gegen jene Unterthanen angewendet wer
den, bei denen die vorausgegangenen gelinderen ohne Wirkung ge' 
blieben find (N<,6em §. 8 , l^it. »). 

I n Betreff der Anwendung der Abstiftung ist bereits das Na» 
here gesagt worden, desgleichen in Betreff der Militär-Assistenz. 
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§. w?4. 
Welche S t r a f e » kenn tn,sse von dem Kr eis amte bestü 

t i g e t werden müssen. 

Wollte eine Obrigkeit »hren Untertan über acht Tage lana n>>t 
"rrest oder Strafarbelt belegen, oder mlt der Abstiftung von Haus 
und Hof bestrafen, so soll selbe über eine solche Bestrafung vclläustq 
l"e krelsamtllche Begnehm,gung einholen (Au,1c>m §. 9) . 

§. t035. 

Wie von dem K r e l s a m t e bet B e s t ä t i g u n g dieser S t i a f . 
e rkenntn lsse vo rzugehen »st. 

Zu diesem Ende hat die Obligkcit das Strafprotokoll tem Kre»s-
"M!e el,iz»,s,nden, und m«t einer kuizen Anzeige zu bemerken m 
welcher Art sie die Bestimmung der Snafe verlange. Das Krc,san>t 
dar sodann das Strafprotokcll zu durchgehen, und wenn es ,n selbem 
l̂e Beschaffenheit des wider den Unterthan hervolgekommencn Vc>.-

gehenS hinlänglich elörleit fände, unverzüglich und zwar binnen achr 
<agcn der Obrigkeit die wider d,e Unterthanen zu verhängende Slrafc 
Û bedeuten; sonst aber hat es m d,e weitere gehölige und ordent 

uche Untersuchung einzugehen und hiernach Mit möglichster Beföide 
rung die dem Vergehen angemessene Strafe zu bestimmen (lsuäem 
s- 10). 

§. 4036. 
Dem U n t e r t h a n stehet der Necu rs z u , der aber keine 

e i n h a l t e n d e K r a f t hat . 

Sollte die von der Obrigkeit auferlegte Strafe dem Unterthane 
Unbillig.oder übermäßig scheinen, i>Mlt derselbe sich hierüber beschwe
ren wollte, so steht «hm frei, von der Obrigkeit eine getreue ?ll>. 
'chr,fl der V rhandlung aus dem Velhör« oder Strafprotokolle abzu 
verlangen, doch kann die Obrigkeit dem ungeachtet sogleich Mlt Voll 
H'ehung der Strafe vorgehen (lluäcm §. 9). 

§. t037. 

^ e n n das K r e i s a m t selbst a ls S t r a f b e h o r d e a u f t r i t t , 
w»e dabei vo rzugehen . 

ES ,st bereits gesagt worden, oasi dem Kreisamte in gewissen 
«allen das Slrafrecht gegen Unterthanen selbst zustehe. Rückstchtllch 
°er Noboth ,st dießfalls verordnet, daß die Kreisämter und Gerichts« 
hellen angewiesen seyen, d«e etwa wider die Robothordnung handeln-
den Parteien nicht nur zur Abtragung der aufgelaufenen Gerichts. 
Und andern Unkosten zu verurthellen, sondern auch nach Umständen 
Und da allenfalls dabe« eine besondere Vermesserheit oder Ungebühr 
unterlaufen wäic, d.,e Unterthanen mit einer angemessenen Leibe«, 
l^ fe unnachslchtl.ch zu belegen (Patent vom L. I u m 1772, Patent 
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vom 12. I u n , 1773, Patent vom 24. October 1773, Hofreroid? 
nung vom 8. Apnl 1782, Hofoerordnung vom 27. Jul i 1782). 

Wenn sich nun bei solchen kre,Sämll,chen Amtshandlungen Un» 
terlhanen gegen trelüämtllche Einordnungen wldcisvenstlg zeigen, und 
Eimahnungen die gehofft? Wlllung nicht hervoibr'ngen, fo hat das 
KrelSaMt ohne Ze,cve«lust zu ernstlichen Mamegeln zu schreiten, folg^ 
l»ch die HaupträdclSführer und AufHetzer aus jeder Do,fgemelN-de ent« 
weder abzustlfcen, oder m»t einer angemessenen Spmnhausstrafe zu 
belegen, die übrigen Widerspen/llaen aber zur Velnchtung der P^l-
tental-Natu, all oboth durch Militär-Assistenz durch d,e ,n solchen 
Fällen vorgeschriebenen Zwangsmittel, worunter auch Stockstreich« 
bear«ffen sind, zu ei hallen; ,edoch von allen sich ergebenden deilel 
Fällen von Zelt zu Zelt die Anzeige zu machen (Hofoeioidnung rem 
30. März 1783). 

Uebrigens hat das Kreisamt körperliche Stlafen für sich allein, 
und ohne höhere Bewilligung mcht anzuwenden, es wäle dann, d<-.s> 
ein Unterthan im Anne selbst sich respecllos bezeigte, m welchem 
Falle dem Kreisamts denselben sogleich m )lrrest zu nehmen und eme 
mäßige Ze,t anhalten zu lassen, unvcrwehrt seyn würde (Instr. für 
dle niedcrösterr. Krclsä'mter vom 21. Jänner 1783, §. 126). 

§. 1038. 

L e i t f a d e n , w, e o b r l g t e , t l i che W »rthscha f t sämrer und 
K r e i s ä m t e r gegen w iderspens t ige U n t e r t h a n e n M i t 

A n w e n d u n g der S t r a f a r t e n v o r z u g e h e n haben. 

Um sowohl den obrigkeitlichen Wirthschaftsämtem als auch den 
Kreisämtern einen Leitfaden zu geben, wie sie mit Anwendung der 
Strafalten vorzugehen haben, wenn Unterthanen sich weigern, »hle 
durch alle Stellen für gesetzmäßig anerkannte Schuld,gleit zu eifül-
len, wird es zweckdienlich seyn, die Richtschnur anzuführen, welch« 
die Landesstelle m besondern Fällen Mit Decrct vom 16. Februar 
1815 und 16. I u l l 1816 erthellte. 

Sobald die von dem Wlrthschaftsamte an die widerspenstigen 
Unterthanen erthellten faßlichen Belehrungen und wohlgemeinten 
Vorstellungen nicht verfangen, soll die Snase nicht so viel gegen 
die Verirrten als gegen d,e Anführer, deren es l« jeder lHcMemde ge» 
wohnlich nur wenige g,bt, deren Eingebung jedoch die übrigen blind 
folgen, gerichtet, aber auch Mit allem Nachdrucke verhängt weiden« 
Bei deren unnützem Erfolge »st der Beistand des Krelsamtes zur Be
stimmung einer m ihrer Beschaffenheit eingreifenden ^nd ,n »hl'^ 
Dauer länger« Strafe anzurufen, welche außer dem Wliruna>tre'^ 
der Herrschaft liegt; und die Anstiftung emlger der wärmsten Anfuh' 
rer »st zur Abschreckung der übrigen von ihrer Verirrung und zur Her-
beiführung des Gehorsames anzuwenden. 

Auch sollen die Aufwiegler, welche etwa bei der Vorrufung der 
Unterthanen m.d«c Herrschaftskanzlei diese zum Ungehorsam und U"' 
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ßestüm verleiteten und dadurch die Herrschaft in ihrer Amtshandlung 
Porten, nach der sehr deutlichen Anleitung des §. 4 des Unterthans. 
St,afpatences vom 1. September 1781, §. 155, sogleich arreilil, 
und dem nächsten Gerichte zur gerichtlichen Behandlung übeige^ 
ben weiden. 

Des KlclsamteS Pflicht hingegen ,st, falls daS Wlithschafts-
"Mt, das »n dem Unterchans-Strafpatente für die Behandlung un-
folgsamer Unrerthanen vo>geschnobene Veifahien nicht beobachtet ha-
ben sollte, demselben dulch c,nen belehrenden Bescheid m,t Hmwe,-
sung auf die sehr deutlichen Anordnungen jenes Patentes §. 1 bis 10 
ben Gang voizuzclchnen, den es gegen die Untei tbanen zu beobach, 
len hat, d,e unsichern Schritte der etwa in ,h,rr Amtshandlung ver-
lkgenen Herlschaft zu leiten und sie zum vollständigen, zw.ermäßigen 
^eblauche der den Dommlen durch das angefühlte Patent elnge» 
lanmren Zwannomltceln anzuweisen, noch mehr aber, so bald chm 
b>e velkehlten Maß'.cgeln des DominlumS Nicht mehr unbekannt sind, 
welche selbes, anstatt zum Zlele zu führen, nur noch mehr davon cnt» 
f"Nen, hier als VellNlttler, nötigenfalls aber als Richter aufzutre--
^'N, und waS durch einfache väteiliche Verstellungen nicht zu erre«-
chen gewesen ist, durch den Gebrauch seines ganzen Aunöansehens 
iU erzwingen. 

Uebligens können einem Krc,Samte die Schritte seines Beneh
mens, das sich nach den Umständen richten muß, Nicht vorgezelchnet 
werden. Der Zweck der h,e,bei von dem Krel?anite voizunehmen-
ên Local» Comm'sslon muß nur seyn, die llntcrthanen zur Erfül

lung der lhnen auf^l legten Verbindlichkeit zuiückzuführen und sich 
"lcht etlva Mit leeren Versprechungen zu begnügen; vielmehr soll 
l>ch der comm»sslon,rende Kreisbeamte Nicht eher von dem Comnns-
slonsorte entfernen, bis Nicht wetnqilens die Ungchoisamsten der 
llntcrthanen unter seinen Auycn »hier Herlschaft die Schuldigkeit 
"füllet haben. 

I m Falle ferner die Untcrthanen, bei Gelegenheit als die Her,.-
schaft mit selben «n wiederholte Verhandlungen treten wollte, sel, 
^ dalin Nicht nur gestört, sondeln sogar «nsultirt hat, «st dieses 
betragen der Unterthanen an O»t und Stelle auf das strengste 
^u untersuchen, und sind d»e Schuldigen dem nächsten Gerichte 
sU übergeben. 

Nur für den äußersten Fall endlich, wenn es die Unterthancn, 
laud gegen alle gütlichen Vorstellungen, wagen sollten, sich der ihnen 
A^ch aufzutragenden Leistung Mit Gewalt zu w»dc, setzen, (st dem 
Kre,samte auf seme an die Regierung zu stellende Bit te, zur- Auf-
l'echtbaltung des Ansehens und um semen Anordnungen den gehör», 
^ n Nachdruck zu geben, von der Regierung die Anwendung emes 
keinen Mil i tär Assistenz-Commando's zu bewilligen. 

Von dem Ausschlage einer solchen Commiss,on ist sodann eine 
umständlich? Relatlcn an d,e Üandcostelle zu erstatten. 
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§. 1039. 
?ln welchem O r t e die S t r a f e an die U n t e r t h a n e n zu 

v e r h ä n g e n und zu welcher Z e i t d,e E r e c u r i o n zu 
suspendlren »st. 

Da die wider unruhige und widerspenstige llmerthanen zu ver
hängenden Strafen vorzüglich die Erfp«eglung derllebr«gen zur Absicht 
haben und eine an einem entfernten Orte vollzogene Strafe kemen 
sehr wirksamen Eindruck zurückläßt, so sollen dergleichen Strafen so 
vlel möglich immer an Ort und Stelle, nicht aber bei dem Kreis» 
amte vorgenommen und vollzogen werden (Instr. für die Krelsämter 
vom 1. September 1781, §. 1). 

Ucbrigens ist ausdrücklich verordnet, daß die Verhängung des 
Arrestes und der Strafarbeiten zur Zeit der dringenden Feldarbeiten 
suspendirt und selbe nur nach deren Vollbnngung erecutlrr werden 
sollen (Unterthans-Strafpatent vom 1. September 1781, §. 8 ) . 

(3. Von der unentgeltlichen Tax-, Stämpel- und porto
freien Behandlung dieser Angelegenheiten. 

§. 1040. 
A u f z ä h l u n g der po l i t i s chen Geschä f te , welche unent» 

ge l t l i ch und t a x f r e i zu f ü h r e n s lnd. 

Folgende politische Geschäfte sind unentgeltlich und tarfrei zu 
behandeln: 

1.) Alle Verhandlungen mit den Unterthanen, als solche, sind 
taxfrei (Hofdecret vom 29. October 1732); somit sind auch die Straf
protokolls-Abschriften den Unterthanen unentgeltlich zu enhe,len (Um 
terthanSbeschw. Verh. Patent vom 1. September 1781, §. 7). 

Desgleichen ist auch 
2.) die Einlösung uneingekauftcr Rusticalgründe tarfrei (Pa 

lent vom 6. Februar 1770). 
Dann sind 

3.) die Obrigkeiten nicht berechtigt, von den Consensen zu Hand
werken oder Künsten, und wa§ lmmer für derlei Freiheiten einige Ta? 
xen oder Acc,denz«en zu nehmen (Verordnung vom 18. Sept, 1782)» 

Auch 
4.) die Meldzettel der Unterthanen bei Verehelichungen sind un» 

entgeltlich zu ertheilen (Patent vom 1. November 1781), und dies'' 
falls haben die Dominien die Schullehrer zu zahlen (Verordnung 
vom 2. Februar 1774). 

5.) Dl« Eintragung eines neuen Besitzers bei dem Zehenramte 
ist unentgeltlich zu veranstalten, und 

6.) die Oberaufstcht der Obrigkeit über ihre minderjährigen UN' 
terthanen unentgeltlich zu führen, wesiwcgen die von den obrigkeitl»' 
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^'cn Beamten aus den Walscngeldern dafür bezogenen Taxen ganz-
llch aufgehoben sind (Pa:rnl vom 13. September 1787, Hofverord
nung vom 19. Ap-.,l 1787, Hofdecrcr vom 18. November 1784, 
"eg,el-ungs-Cl,cular vom 4. Mai 1787, Hofdecret vom 11. No
vember 1791). 
^ Ihnen gebühren nur die patentmäßigen adeligen Richteramts« 
«.aren, und die Domlmen, welche schuldig sind, die Waisensachen 
als ein öffentliches Amt^geschäfl, d,e patentmäßlgen adeligen Rlchter-
amts« Taren ausgenommen, sonst unentgeltlich zu verwalten, haben 
sich von aller, umn was immei- für emem Tltel bisher geschehenen 
Aufrechnung einer Remuneration für den Beamten, bel diesem Nech-
"ungSgeschäfr zu enthalten (ReglerungS-Verordnung vom 15. Fe-
bluar 1807). 

Es soll 
7.) de» Umerthans-Streitigkeiten von Seite der WirthschaftS-

amter von den Unterthanen weder was gefordert, noch cingenom« 
Men werden (Gen. vom 13. Iu!« 1786, Gen. vom 16. August 
l793) , und die von dem Wuthschafcsanne zu el lassenden Bescheide 
selben unentgeltlich crchellet werden (Verordnung vom 9. Septem
ber 1784). 

Desgleichen sind die AmneldungS« Protokolle von dem Wirth-
schaftSamle unentgeltlich den Unlenhanen auf »hr Veilangen ,n Ab? 
schrlfr auszufolgen. Auch »n den zwischen Unterthanen sich ereignen« 
den Streitigkeiten, welche durch die grundobligkeltllchen Wirthschalts-
"Mter sogleich ohne oldentllche Velhandlung und Entscheidung auS 
einander gesetzt und beigelegt, oder auf besondere Art gehoben wer. 
den, soll m Zukunft die Gerechtigkcitspflege allenthalben unentgelt
ich geleistet und von keinem Unterthane etwas dafür weder gefordert, 
Noch angenommen werden (Patent vom 4. Mal 1786), und Unter, 
thans , Streitigkeiten, die von den Dominien gütlich ausgeglichen 
und beigelegt werden, sind mit Beziehung auf das Patent vom 
6« Jul i 1786, taxfrei zu behandeln (Hofverordnung vom 9. August 
^793, RegierungS - Circular vom 19. August 1793). 

§. 1041. 

Au f zäh lung der po l i t i schen Geschä f te , die stämpel. 
f r e i s ind . 

Stämpelfrei sind folgende politische Geschäfte: 
1.) Alle Verhandlungen mit den Unterthanen (Hofdecret vom 

29. Ocrober 1782), und zwar namentlich 
») alle treisämtlichen Verhandlungen und Berichte in Streitig

sten zwischen Unterthanen und Herrschaften, die weiteren Beschwer» 
befuhi-ungen darüber an die Landesstelle, auch überhaupt olle in Un-
terthanSsachen ergehenden Erpedltionen (Stämpelpatent vom 5. Ok
tober 1802, §. 9). 
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Auch die Meldzettel, sowohl solche, welche das Wcrbbezirkssystem, 
als auch das Patent wegen der Aufhebung der Leibeigenschaft 
oder dle Polizei < Einrichtung fordert (ttmlom .1.1), so wie die 
obrigkeitlichen Protokolle, Grundbücher, Vormerkbücher, in welche 
Invcntarivn, Käufe und überhaupt alle zwischen Unterlhanen vor
fallenden Verträge und Handlungen eingetragen werden (liloäem iv), 
sind stämpelfrei (Hoftammer-Verordnung vom 18. Jänner 1816). 

Dagegen müssen die Entlas'scheme, welche an die Stelle der 
Loosbriefe getreten sind, mit dem 15 kr. Slämpel bezeichnet werden 
(Patent vom 3 l . Jul i 1782, Hofdecret vom 7. Jänner 1783). 

Doch sollen die von der Obrigkeit zum Uebergange auS eiNeM 
Werbbezirke in den andern angegebenen Wanderpässe ganz von der 
Slämpelung frei seyn (Hofdecret vom 15. März 1?85). 

Ueberhaupt geniesien die Unterlhanen in allen Contributions An< 
gelegenheiten und in allen auS dem Unterchans Verhältnisse («x nex» 
8ul,äitl:l^e) entstehenden Streitigketten, deren Verhandlung deN 
Wl'i'thschaflS- und Kreisämtern als politischer Gegenstand zugewiesen 
sind, d»e Stämpelfreiheit; doch unterliegen sie dem Stä'mpel, wenn 
es um Gegenstände zu thun ist, die nicht aus dem Unterchans-Ver
hältnisse, sondern aus einem Verkauf- oder Miechcontracte, oder 
aus einer Waiftncuratel- und Testamentsangelegenhett, oder aus sol' 
chen Streitigkeiten, entweder zwischen Unterlhanen und Obrigkeiten, 
oder zwischen Unrerthanen entstehen, die nicht zur politischen Ent' 
scheidung, sondern zum Rechtswege gehören (Stä'mpelpatent vow 
5. October 1802, §. 12V 

Desgleichen sind stampelfrei: 
n) die Bittschriften, welche die Unterlhanen bei ihren Obrigkei' 

ten, wegen Beschwerden in Ansehung der Auflagen, überreichen (l lo-
ll«»,» § . 9 , I^lt. o.), 

so wie 
,-) die Einlösung uneingekaufter Rusticalgründe (Patent vott» 

0. Februar 1770); 
dann 

ä) die Contracte zwischen Herrschaften und Unterlhanen in R^ 
bo th .Re lu i t i onS fachen (Hofdecret vom 29. Ju l i 1700, Regie' 
rungs In t . vom ^l . August 1790). 

Roboth-Abolitionscontracte gehören daher nicht Hieher. 
e) Contracte über den Blumensuch, die Gespunst und andere 

reulirte Urbarialgebühren (Hofentsch. vom 24. November 1790, M -
gierungs'Int. vom 3. Dezember 1?90). 

k) Alle Anweisungen, Quittungen, oder was sonst die Herr» 
schafien und Obrigkeiten wegen zu zahlender oder bezahlter Dominicas-
Abgaben ausstellen (Stämpelpatent vom 5. October 1802, §. 9 , b' 
Hofkammerdecret vom 29. März 1805). 

Tarnoten oder Quittungen über bezahlte obrigkeitliche Grund
buchsgebühren unterliegen keinem Stä'mpel (Hofkammerdecret voM 
29. März 1804). 
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Ferner sind stämpelfrei 
2.) Contracte über d,e?lblosung des Zehcntes, jedoch nur zw»-

schen Zehenlob'lgrciten und Zeheniholden über eigene Zehenten (Hof« 
tammerdeeret vom l^l. April 1803 und. 7. September 1803). 

Diese Stämpelfreihelt erstreckt sich aber nicht auf jene, welche 
dergleichen Zehenlen allenfalls pachtungsweise übernehmen oder schon 
Übernommen haben (Hofverordnung vom 20. August 1790). 

Auch sind dle Zchvntquittungen stämpelfrei (Slämpelpateni vom 
5. October 1802, §. 9) . 

,^.) D«e Vormundschafts. Curatelsrechnungen sammt den dam,t 
zusammenhängenden, außergerichtlich gestellten Mängeln, Erläute
rungen un^ Auszüge aus denselben, wie auch Rechnungsbcilagen, so 
zwischen dem Rechnungslrger und demjenigen, dem die Rechnung ge
legt wird, gewechselt wollen, sind ebenfalls stämpelfrei (Stämpelpa-
tcnr vom 5. October 1802, §. 10 c). 

Diese Lcämpelfreihelt dauert aber nur so lange, als hierüber 
kein Rechtsstreit entsteht. Sobald sie aber im Wege des rechtlichen 
Verfahrens oder der Erccutlon dem Richter übergeben, oder bei einer 
Hof.- oder andern Stelle, oder bei einem Amte, als Beilage eines 
Geschäftes vorgelegt werden, unterliegen diese Urkunden oder dersel
ben Abschriften Nicht allein derjenigen Elasse deS Stä'mpels, welcher 
jede Urkunde nach dem Stämpe!patcnte zugewiesen ist; sondern, wenn 
davon eine vidimirte Abschrift eingelegt werden soll, muß der für die 
Vldlmirung bestimmte Stürnpel der dritten Classe beigedruckt werden 
(Uoäem §. 10, <>). 

Wenn jedoch Rechnungen nur zur Einsicht des Gerichtes, um 
den m der Frage stehenden Gegenstand leichter zu verstehen, und Nicht 
als der wirtliche Gegenstand des Streites selbst m Original beigelegt 
werden, sind dieselben dem Stämpcl nicht unterworfen (lloäom). 

Endlich ist der Erlagsschein, welchen jede Partei, welche ein 
Depositum übergibt, erhalt, stämpelfre, (ll«6t>m § . 9 , ss) ; eben so 
auch die Depositen-Quittungen ür.r unterthänige Erbtheils- oder 
Kaufschlllmgsgelder; wenn aber die Depositen dem Eigenthümer aus. 
gefolgt werden, müssen die darüber ausgestellten Quittungen nach 
dem Werche deS Gegenstandes gestämpelt werden (Hofkammerdecret 
"om 29. März 1804). 



VII I . Abhandlung. 
Von dem niederösterr. Mnniz ipalwesen und 

dem Bürgerstande ») 

§. I . 

D e r Bürg erstand " schließt sich, wie bereits in der Abhand
lung I I . dieses Thciles §. 38 von dem österreichischen Staatsbürger-' 
uud Fremdenrcchte dargestellt wurde, dem Adelsstande als zweiter 
erblicher S tand im Staate zunächst a n , daher hier v?n demselben so 
wie von dem ihn normirenden Munizlpalwesen °) zu handeln kommt. 

2) Man lese auch hierüber meine Beiträge zur politischen («eirtzkunde Wien 
1823, I I I . Band. Die Verfassung der lanoesfurstl. und freien Ort» 
schoften im Eczherzoqlhume Oesterreich unter der Knns. 

d) Der B u r g e r s t a n d ist diejenige im städtischen Burgfrieden befindliche 
erbliche Klasse der österreichischen Staatsbürger, welche mit dem Bür» 
qerrechte betheilt, und der alle darauf beruhende Rechte, Vorzüge 
und Verbindlichkeiten zusteht. 

Als Staatsbürger genießt diese Menschenklasse gleich den übrigen, 
alle, den österreichischen Slaatsuntertda.ien ubnhaupt zustehenden Rech' 
te (siehe Abhandlung I I . dieses Theiles vom österreichischen Staats' 
bürqer» und Frcmoenrechte); sie unterliegen aber auch txn diehfalllgen 
allgemeinen Pflichten gegen den Staat, unter dessen Schutz sie leben» 
Als O r t s b ü r g e r unterliegen sie aber auch den besonderen Gemein 
belasten. 

«) Munizipal im gewöhnlichen Sinne ist mit städtisch gleichbedeutend, de< 
her hier Munizwalwesen statt städtisches Wesen, Munlzipalbehorde 
statt stadtische BeHorde und Stadtgemeinbe gewählt wurde. 

Das Wort Munizipal kommt von Munizipien, .Vluninioi», her, wie 
dieicniqen Städte im römischen Reiche hießen, welche unter selbst g^ 
wählten Obrigkeiten (Uuuiuv l r l , ««»llosslum Ueeurionnm) entwtdll 
nach römischen oder nach eigenen Gesehen regiert wurden. 

§ . 2 . 

U r s p r u n g des M u n i z i p a l w e s e n s u n d des B ü r g e r s t a N 

des i n N i e d e r ö s t e r r e i c h . 

D i e Städte und Märkte in Niederösterreich sind beinahe durch' 
aus im eilften und zwölften Jahrhundert nach Christi Geburt entstan/ 
den; denn dieselbe zum Theile den Castellen der Römer zuzuschrei' 
ben, ist wohl nur eine Hypothese. Manche dieser Städte und Mark« 
waren Ringe und Gränzpostcn gegen dle Einfälle der Ungarn, B o > 
men und Mährer , während andere durch die Ansiedlungen der Land-
bewohner an die Burgen der Herren und Edlen des Landes und at« 
die S t i f t en der Geistlichkeit gebildet wurden; daher die Ansiedler voN 
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den Burgen, an denen sie sich anschlössen, Bürger, Lursseril und 
«urgent.«» genannt wurden. 

So z. B. wurde Wiener. Neustadt an d,e dortige Burg der 
Markgrafen auS dem Babenberg'schen Hause 1021 gebaut. 

Zugleich als Zufluchtsorte gegen dle Angriffe des mächtigen Adels, 
wurden sie bald auch der Sitz der Industrie und des Handels; daher sie 
bereits im zwölften und dreizehnten Jahrhundert von den Landesherren 
Mit bedeutenden Privilegien, Marktfrecheiten, Legstälten und Stapel-
achten, Mauth- und Zollfre»he,ten u.dgl. begnadiget wurden. 

Je nachdem nun diese Städte und Märkte entweder Ursprünge 
llch »der auch späterhin unmittelbar unter ll,e Landesherren zu stehen 
kamen, oder unter der Herrlichkeit der Edlen und Stiften verblieben, 
°der auch spätexhm darunter gel leihen, wurden dieselben in landeS» 
fürst l iche») und un te r t hä ' n ,ge emgethe,lt. 

D>e meisten Stadt» und Marktgerechtlgteiten rühren bereits 
^on den Markgrafen und Herzogen aus dem Babenberg'schen Hause 
v " , welchen diese Städte und Märkte auch ihre Munlz,pal,E»n-
Achtungen größten! hells zu verdanken haben. 

Auch erreichten mehrere schon damals einen hohen Grad von 
Wohlstand und Erwerbungen aller A l l , thellsan Grundbesitz, the»ls 
an politischen Bevorrechtungen. 

D,e Landstandschaft der Städte und Märkte gestaltete sich jedoch 
erst während des sogenannten österreichischen Interregnums 1246 biS 
^282, und sie Wurden späterhin auch m i t l e i d e n d e genannt, well 
ße sich verbanden, in gewissen Fällen sich gegenseitig lu unterstützen. 

Siebe Abhandlung IV dieses ThelleS von dem niederösterr. 
Stände, Institute. — 

Von den unter thä 'n ,a .en Orten kauften sich ferner, vorzüg-
'ch «M 18. Iahrhundelt, mehrere von fremder Grundherrllchkeit ganz 
'°s, und gaben dadurch den »n Nlederösterre,ch bestehenden f r e i e n 
^ r t e n dm Ursprung ^); andere derselben aber erlangten durch Conces-
uonen, Verträge oder Ersitzung und darauf gegründete Rechcösvlüche 
Mehrere Freiheiten, Iur,sd,ctlons« und Muni^palrechte, so, dasi s,e 
^ gleichfalls dem Murchlpalwesen und dem Bui qe, stände anreihen. 

Ucbr,genS beruht der Unterschied zwischen Städten und Markten 
°ar,n, Haft erstere aufier ihrer fiühern glof>e,en '̂edeutenhelc «'ich 
"" t Mauern umfangen wurden, während letztere offene Orte blieben. 

Nun fallen aber auch de» den Städten die Mauein allmällg weg. 

*) Diealtesten si>,d ^ulln, Wien, Wienerisch - ?leusiabl, K,.ems und 
St«,n, Laa, Klosterneuburg, ^orneuburq, u s.w. 

Man le,e über Wien Heusau's und dann Hoimayr's «eschichtc. 
Ueber Wr. Neustadt aber Ferdmand Carl Boheim's Chronik von 

Wr. Ntustidr 
Ucbrr die andern l. f. Slüdte S. Weißtern's Topographie von Nie» 

deiöstelreich,„ 2 Banden. 
'') Namentlich gib der Verkauf der vicldomischen («utrr An'iß z„ solchen 

Frettaufen, wir d,eß z. V. bei Stoclerau, Hoh^nnippecstorf. Himberg 
und Weinzierl bei KrrmS der Fall ist. 
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§. 3. 
E r n t h e , l u n g der M u n i z l pa l o r t v . 

Hiernach zerfallen d»c Munlzlpalozte 
1. m landes fürst l iche, 
2. m f r e l e , und 
3. m u n t e r t h ä n i g e . 

Es kommt also hier zu handeln 
l . Von den landesfürstllchen Ortschaften, 

l l . Von den f, e,en Orten " ) . 
N l . Von den unterchänlgen Municlpal« und Schuhorten b) . 

») Diese freien Ortschaften haben zwar nicht durchaus eine Munizipal» 
Verfassung, da einige derselben tcmcn Magistrat und keinen Bürger« 
stand haben, allein sie wurden doch denselben angereiht, weil der f re ie 
Bauernstand immerhin dem Burgcrstande um so mehr gleich zu stellen 
kommt, als er, wenn gleich nicht durchaus durch Magistiate, doch wenigstens 
durch eigeneOrtsgerichtegeleilttwird, die unmittelbar unter den l.f. Be
hörden stehen, und die Gemeinbeqlieder derjenigen freien Orte, welche mit 
reaulirten Magistraten versehen sind, dag Bürgerrecht genleßen, wiewohl sie 
sich gloßtenthnls mit der liandwirthschaft beschäftigen, die wenigen freien 
Orte abev, die keine solchen regulirten Magistrale haben, bei der un« 
mittelbaren Aufsicht, welche dl« Staatsverwaltung auf sie führt, und 
beider Gleichförmigkeit der Grundsätze, nach denen ihr Gemeindever-
mögen verwaltet werden muß. des Zusammenhanges wegen, gleichfalls 
hier mit abgehandelt werben müssen. 

l») Diese unterthänigen Munizipal« und Schutzorte, wiewohl unterthänlg 
ober wenigstens dem Schutze einer Herrschaft untergelKn, gehören zwar, 
streng genommen, in die Abhandlung V l I diese« Theiles, von den nle« 
»«österreichischen Dominicalgütern und dem Bauernstande, da sie in 
der Hauptsache nach den gesetzlichen Bestimmungen über das unterthä* 
«ige Gemeindewesen geleitet werben. Allein, da sie denn doch auch, wie-
wohl in einem beengteren Sinne, eine Art von Munizipal«Verfassung 
nnd Verwaltung haben, un'u die Gemeindeglieder das Burgerrecht g<'' 
nießen, so verdienen sie offenbar ebenfalls hier einen Platz. 

I . T i t e l . 

V o n d e n l a n d e s f ü r s t l i c h e n O r t s c h a f t e n . 

3. 4 . 

B e g r i f f de r l a n d e s f ü r s t l i c h e n O r t s c h a f t e n . 

D ie l a n d e s f ü r s t l i c h e n Ortschaften in Niederösterreich sind 
diejemgen Städte >) und Märkte »»), welche l a n d e s v e r f a s s u n g s ' 
m ä ß l g besondere polmsche und bürgerliche Rechte und Vorzüge ge> 
meßen, kemer fremden Obngkeit untergeordnet sind, und m jedec 
Beziehung unmittelbar unter den landeSfürstI,chen Behörden stehen. 

S»e bilden somit m NlederVsterrelch das e i g e n t l i c h e Städte« 
wesen »n dem ganzen Umfange semeS Begriffes. 

») Hieher gehören 
im V. U. W. W. 

Wien. Brück an der Leytha. Hainburg. Klosterneuburg. Naaben. 
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Im 83 U M B 
«Korneuburg. Reh und Laa. 

Im V O W W 
St. Pulten Tulln und Ybbs 

Im V O M B 
Krems und Stein Egenburg. Zwettl und Wa'dhofen an der Thaya 

") Hieher gehören 
lM V. u W «z 

Wildling Perchtoldedorf und Gumpoldskirchen 
Im » O M B. 

Langenlois 
§. 5. 

W l e h ,evon zu h a n d e l n kommt. 
Bei den landesfürstllchen Ortschaften kommt 

l. Von der Verfassung, und dann 
" . von der Verwaltung zu handeln. 

l- Von der Verfassung der landeSfürstllchen Ortschaften. 

5. 6. 
B e g r i f f derselben 

^ D,e Veifassung de» landesfü'rstllchen Städte und Märkte »st der 
">nbeg,,ff der Rechtsverhältnisse, welche den G e m e i n d e n als sol» 
^><n, ŝ  wle auch den B u r g e r n als Mitgliedern dleser Gemeinden 
'N dem Umfange des städtischen B u i g f l l e d e n s zustehen. 

S,e beruht auf l. f. Privilegien " > , Recessen, und altes He», 
konim.n, auf besonde»en Ordnungen, Stadtrcchten und Instructionen. 

2) Das älteste Stadtrecht von Wien stammt von Leopold dem Glorreichen, 
Herzoge von Oesterrcich und Sleyer von 1198 her 

Auch Wiener Neustadt hat seme ältesten Privilegien von demselben 
Herzoge 1198, so wie von Friedrich dem Streitbaren. Tulln verdankt 
seme ältesten Privilegien dem Könige Otlokar 1270, Hrems und Stem 
aber dem Kaiser Rudolph I 1277 

Es liegt jedoch außer dem Bereiche dieser Abhandlung, die Privilegien 
aller l. f. Städte und Markte anzufühlen, und nur so viel ka.,n hi«r 
im Allgemeinen bemerkt werden, daß dieselben von ihren ljandesfurften 
aus dem Babenbergischen Hause sowohl, als von den Habsbura'schen 
und Lothenngischen Hausern damit reichlich betbellt wurden. I n wiefern 
diese Privilegien auch von Sl,. t l Malestat. dem letzt regierenden 
.Kaiser Ferdinand dem I. anerkannt sind, kommt m der (lin!e,tung z„ 
diesem Werke § 12 vor. 

Die Darstellung dieser Privilegien gehört der Geschichte des Städ»e< 
Wesens an, welche noch für das nlederosterrclchlsche Mumzipalwesen 
«lnes Bearbeiters bedarf. 

§. 7. 
^ a s zu geschehen hat , wenn es sich um Abänderung 

solcher P r i v i l e g i e n handelt. 

I n Fällen, wo es um Abänderung solcher Privilegien zu thun 
'lt, »st vorlausig gutachtlicher Bericht an dle Hofstelle zuelstattcn; 

62 * 
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denn die Entscheidung de, aus den« Sinne und der Erklärung der 
Privilegien entstehend.« Stlvitlgrriten ist der LanoessteUe »n te^ 
nem 5<,Ue eingeräumt (Wirkungskreis der LandeösteUe am 2b. Ma» 
17«0, §. 24). 

§. 8. 

W i e h i evon zu h a n d e l n kommt. 

Nach dem vorgeschickten Begriffe der Verfassung kommt nun 

ä. vomsiädtischen B u r g f r i e d e n , 

It. von dem verfassungsma'sngen Rechte der l. f. Orte uls G «Mein« 
den, und 

<>. von den verfassungsmäßigen Rechtsverhältnissen der B ü r g e r , 
zu handeln. 

H. Bon dem Burgfrieden »). 

§. 9. 
B e g r i f f des B u r g f r i e d e n s . 

Unter Burgfrieden wird derjenige Bezirk verstanden, welcher 
sämmcliche bürgerliche Realitäten in sich faßt; so, daß alle Reali
täten, welcher außer diesem Gebiete liegen, der bürgerlichen Vor» 
züge Nicht cheilhaftlg sind. 

Der städtlsche Cataster umfaßt daher auch den ganzen Burg» 
frieden, welcher Cataster nach der sogenannten Gaisruck'schen I n -
struct,on von den Jahren 1746 und 1747 S . §. 23, l i t a., nicht 
nur die den Gemeinden als Corporation gehörigen Realitäten und 
Rechte m sich faßt, sondern auch die bürgerlichen, d. h. diejenigen 
Realitäten, welche zur Zeit der in jenem Normaljahre vorgenom
menen Aufnahme von einem Bürger eigenthümlich oder bestandwclse 
genossen worden sind; so, daß alle übrigen Realitäten dem Landes' 
provinzlal-Cataster zugewiesen wurden, und selbst die bei dem 4. 
Stande der ltt Mitleidenden Städte und Märkte befindlichen Frei' 
Hofe und Ire,Häuser dem Cataster der 3 oberen Stände cmvcl leib» 
blieben (Hoftanzleldecret vom 23. Mä , ; und 27. Jul i 1754). 

S . diesisallS Abhandlung V l l . §. 8 dieses Theiles, von den nie« 
d<lösterr«lch,schen Dominicalgütern und dem Bauernstande. 

») Die Benennung Burg f r i eden rübn d-iber, dafi bekanntlich die Städte 
meist nur von den Gurgln «»'baut wurden, in deren B^znk der osient° 
liche Friede im Namen des Burgherrn geschult wulde, !o wie il>er< 
letzunq des Burgfriedens auf das strengste verpönt war. Dnsec Bezirk 
wurde auch Weichbild genannt, weil gewöhnlich dlssln l̂-anzrn durch 
gewellte Riidcr und Säulen bezeichnet wurden ; so wie denn auch dar' 
unter da« Etadtrecht, der ^nbe^riff der Stadtiechte odir (besehe, die 
Iurlsdicn'on der Stab: verstanden wUlbe, indem Alles, was innerhalb 
«n<s Lladlgedietes oder Weichbildes Streitiqes oder Vewalt'hatî eS 
vorfiel, nach'den Rechten und <ü>esthen jeder Stadt entschieden weiten 
MuHtl. 
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§ 10. 

W o r a u s die G r a n z e n des B u r g f r i e d e n s e iner lan-
deSfürs t l l chen S t a d t oder M a r k t e s zu e n t n e h m e n 

s»nd. 

Die Glänze des Bu,gfr,edens m jeder l. f. Stadt oder Marls? 
»st therlS aus den l. f. <p>io»legien ") zu entnehmen, theüs da, st.' 
sich nur factisch gebildet. 

») Go sind die Grä'nzen des w i e n e r Burgfriedens in dem Privilegium 
Halser Leopold l. vom tZ. Iu l l I698 bc l̂chn t̂. 

Sie umfassen n̂ bst der inneren Stadt 3KMl noch die Vorstädte 
Hloßau. Allhangrund, Währingei.« und Alsergasse (mit Ausnabme des 
Mlchaclbaylisdicn (Grundes, dann der bei der Herlnalser, Linie liegenden 
Hauser Nr. 36. 4t und 42), Laimanibe, n«ur Wien, alte und neue 
W,eden. Rennweg. Landstraße, Weißgarber und Leopoldstadt (nur 
Auöschluß der Iaac^cll). 

Die Freihauser »n Wicn aber, welcue im Jahre <764 durch eine 
elqene Hoflommission re^zulilet wurden, wenn ste glerch inner den Gran
zen des städtischen Vuralliedens aclegcn sind, gel,oren nicht dahin. 

Die Stadt Wien bat i>, Strcitiqteiten mit den SiandlN den Be
weis zu fuhren, ob e,n bisher steuerfrei gewesenes Haus auf einem 
landtafllchen oder stadtilchen Grunde gebaut sty i 

LS wulde zu weit ^eben, in dir nabeln Bestimmungen hinstchilicl, 
dcö Bulgfrledcnö der einzelnen lauoesfülstlichrn Städte und Märkte zu 
dringen, daher stch mit iener allgemeinen Darstellung begnugr werden 
durfte. 

«. Von dem verfassungsmäßigen Rechte der l. f. Ort
schaften als Gemeinden. 

§. 10. 

A u f z ä h l u n g der v e r f a s s u n g s m ä ß i g e n Rechte der l. f. 
Or te . 

D»e verfassungsmäßigen Rechte der l. f. Orte a l s Genie».,, 
ben sind: 

1. die Landmannschafl, 
2. das Recht, em Wapen zu führen, 
3. ein plivllegirter Gerichtsstand, 
4. d»e obrigkeitlichen Gerechtsame in ihrem Burgfrieden, 
5. das bcdmgte Recht, chr Gemeinde-Velmögen selbst zu ver» 

walten, 
6. die Civi l- und Climinalgerichtsbalkeit. 

z. i i . 
/Vä 1. Recht der Lano m a nn sch a f t . 

E,n vorzügllck)es politlsches Recht der l. s. Ortschaften, mit 
Ausnahme der I. f. Städte Wiener-Neustadt und S t . Polten, »st 
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die Landmannschaft; mdem d» selbe vereint den 4. S tand bilden. 
Demungeachtet steht »hnen d»e landtafclmäs,lge Besihfä'hlgkett n«cht 
i « >) , w,e dlest die Hofve,oldnung vom 15 . Apn l 1737 beweiset, wor-
nach der Maglst-at der Haupt» und Residenzstadt Wien für daS et» 
kaufte Landgut Margmechen dle doppelte G i l t zu zahlen eimächtlgt 
wurde. 

Rücksichtllch der Landmannschaft der Haupt- und Residenzstadt 
W»en, als halber 4. S t a n d , und de, übrigen 18 landesfürstllchett 
Oltschaften S.Abhandlung IV. von dem mcderösterrelchlschen Stände-
Inst i tute. 

») um so merkwürdiger ist es, daß die l f Stadt Brück die Ausztlch» 
nul.g gcnitßt, daß sie als österr Stadt ade l ige Guter m Ungarn zu 
besihen de rech t l g l ist, wie d,eß d,e ton,gl Donation Ferdinands I von 
15Z6 zu Gunsten d,cfer Stadt rlictslch'Uch des Pradmms Neudorf und 
der (5ur«e Latlishof ,m Wleselburger Eomitaie beweiset, welche Dona
tion beretts 1356 per ^rt l«nluln 44 zum Landesgeietz Artikel erboblN, 
«ul». ^.rt. 72 im Jahre 1715 erneuert, und im Jahre 1754 durch die 
Stande Ungarns formlich statuirt wurde. 

§. 12. 

Hä 2. R e c h t , e»n W a p e n zu f ü h r e n . 

Mehlere Oltschaften haben vermöge l. f. Privilegien vom 14 
und 15. IahiHundelt bestimmte Wapen zu f ü h l e n " ) , bei andevn 
beruht dieses Wapen nui auf altem Herkommen. Uebrigens wurde 
einer l. f. S tad t die Anmaßung deS Gebrauches deS nur l . f. Be
Horden zustehenden Amtssiegels eingestellt und bemelket, daß sie sich 
zum Siegel nur des denselben verliehenen e i g e n t h ü m l l c h e n S tadt-
wapens gebiauchen dmfen. (Reggver. vom 12. October 1837, 
Reggsz. 57,285) . 

»j So ẑ  » . erhielt d« Stadt Wien 1461 vom Kaiser Friedrich e,nen Wapen« 
onef; Wr Neustabt 1426 vom Herzoge Friedrich mit der leeren Tasche 
als Vormund des nachgefolgten Kaiseis Friedrich I I I , u„d von dem Ilyt« 
genannten Kaiser 1452 d,e Städte Krems und Str,n schon ftllber 1865, 
und dann 1463 u f w I n den meisten prioileq,r<en Stadtwapcn ilt 
neben den elqenlhumlichen Emblemen auch das hibsburglsche HauSnM 
pen, der weihe Balten ,m rothen Felde, öder sogenannte weiße und r^ 
tbe Lanbschild, bei manchen der la'serl. Adler, be« einigen auch, wie bn 
VttdllNg, der stelillche Panther ersichtlich. Uebrigens wllrde eine hcral» 
bisch richtige Darstellung dieser Wapen nicht ohne Interesse fur bieva» 
terlanblsche Geschichte se»n Sie liegt jedoch außer dem Bereiche dieser 
Abhandlung 

§. 13. 

^ ä . 3. P r » v « l e g » r t e r G e r i c h t s s t a n d . 

D le l. f. ^ememden sind ,m Civi l-Iustlzfache dem k. k. medel-
l^ilerrelchlschen Landrcchte untelworfen (Hofdecrct vom 26. Jänner 
1784 , hofdecret vom 20. Apr i l 1786 ) . 
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Recht zur Führung der Grundbücher. 

§. 14. 

W o r a u f slch das Grundbuchsrech t der lande sfürs i l«. 
chen O r t s c h a f t e n g ründe t . 

Dieses Recht der l. f. Ortschaften beruht auf altem Herrommen, 
denn schon der §. 25 des 't'rnct»tn8 6c Huritm» insor^or^lUnl» sa^t: 

»So viel aber der Stadt W>enn, auch andern Scädt, und 
»Markt G r u n d b u c h s o r d n u n g detr>fft, lassen W«r es de» deme, 
»wie es bisher gehalten worden, noch ferners also verbleiben," und 
sowoh l bei der S t a d t W i e n , und den ü b r i g e n «n dem 
W l e n e r b u r g f r i e d en be f i nd l i chen G r u n d b ü c h e r n , a ls 
bei sa 'mmt l i chen , eine G r u n d h e r r l lchke l t besitzenden 
>. f. S t ä d t e n u n d M ä r t t e n d , S E rz he rzo g t h u m s O e-
sterrelchs u n t e r der Enns s,nd o r d e n t l i c h e V o r m e r k 
bücher, wo nicht solche b e r e i t s v o r h a n d e n s i nd , zu 
e r r i ch ten , und d a m i t auf gleiche A r t , w,e bei der 
Land t a f e l vo rzugehen (Patent vom 1. September 17«5). 

Was übrigens von der Grundbuchführung m der Abhandlung 
Vl I dieses Thclles von den mederösterreichischen Domin,ca!gütern 
und dem Bauernstande gesagt worden »st, gehört auch hleher. Nur 
hinsichtlich der rad»c»r ten Gewerbe kommt folgende Abmachung 
an;umerlen: 

Dl« Hofkanzleiverordnung vom 18. September 1795, vermöge 
welcher» alle im Jahre 175K in das ständische Gültbuch und Ein
lage alS radicirt gezogenen und hernach m,t der angemessenen Steuer 
belegten Gewerbe bisher in die Gewähr als rädert nachträglich 
eingetragen werden tonnen; hat nähmllch auf die ,m Burgfrieden 
der l. f. Ortschaften volkommendm Gewerbe me gepa,n, da ,eder 
Ort für sich emen von dem Landeöcataster vollkommen getrelmten 
Cataster hatte. . . . ^ . ^ ^ 

Die radicirte Eigenschaft der in solchen l. f. Ortschaften be
findlichen Gewerbe ist also nach der Analogie der Hofkanzlelver-
ordnung vom 18. September 1795 aus dem all.'N städtischen Ca
taster zu entnehmen, welcher ,n Wien bei dem mag.strat.schen 
Steueramte aus den dortigen Haus-Zinssteuer-Büchern ^u ent
nehmen ist, wie jener der l. f. Ortschaften auf der Ga.sruck'schen 
Instruction beruht. 

§. 15. 
W e r das G r u n d b u c h f ü h r e n so l l . 

Das Grundbuch hat stets ein dazu besonders beeidetes Ind i 
viduum anzustellen (Patent vom 9. April 1789, §. 1) ; und jede 
Vormerkung soll in Gegenwart des B ü r g e r m e i s t e r s , oder 
der M a g i s t r a t s r a ' the geschehen. tt«,<1<>m §. 3. Dieselbe geschieht 
nun durch die magistratischen GrundbuchSamter. 
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§. 16. 

V o n dem Rechte zum Bezüge g r u n d h e r r l l c h e r Ge
f ä l l e . E»n th e i l u n g d e r g r u n d h e r r l l c h e n G e b ü h r e n . 

Die m den l. f. Ortschaften bestehenden grundherrllchen Ge
bühren sind: 

«. die Grundbuchsgebühren und daS Pfundgeld, 
b. das büigerllche Abfahrtsgeld. 

». Von den Grundbuchsgebühren und dem Pfundgelde 
ln den l. f. Ortschaften. 

§. l7 . 

W i e eS d a m i t zu h a l t e n lst. 

Hinsichtlich de, städtischen Grundbuch-Tax.n gilt Folgendes: 
Nachdem W«r wahtg.nommen, daß Nlcht allem bei Unfern Lan< 

d.sfürstllchen, »v»e auch bey gememcr Stadt N»enn, und andern Un» 
lern landeSfulstllchen Slädt und Mäi t ten, sondern fast bey allen 
und jeden Grundobllgkellen deß ganzen ÜandeS Mit Reichung der 
G r un dbu che s -Ta ren em großer Unterschied gehalten wird : ne
ben d̂ me auch be, etlichen derselben vielfältige Besch'vai, Steige-
lunq, unbiUige Eractlonen, und Misibläuche unterlaufen: AlS wo!-. 
>?« Wir zwar b.y denen von Wien, nie auch anderen m der Sladl 
befindlichen Glundobrigkeleen, so m und vor bemeldter Stadt de» 
nen von Wlenn steuerbare Grund, und Häuser haben, dann auch 
bey denen übrigen Unsern landesfüistlichen Stüdt und Märkten, an 
bemelter GrundbuchStaxordnung Nichts verändern ('1'raclilt. üv^u> 
rib. incorpor. ' l i t . IV. §. 26). 

Auch daS Patent vom 13. September 1782 bestätiget: daß 
es in Betreff der Varmerrungs- und dleßfä'llgen CassirungS- oder 
Ablyuungslaren be» der bisher he, gebrachtem Observanz fem voll
ständiges Verbleiben, ohne eigener bannt zu machender Abändc-
rung haben soll. 

Hiernach hat di.se Observanz be, jedem l. f. Orte zur Grund» 
l age der Behebung und Entscheidung zu dienen. 

Hinsichtlich des P f u n d g e l deS besagt ferner der §. 5 des 
lV. Titels deS l'rlifttttu« ll6^urit»,,8 incorpurnlikug. 

Wann Mit denen Häusern und Grundstücken auch Ueberlan» 
d.-n, es seŷ  gleich durch Kaufen, Ablösen, Tausch, Abwechseln, 
Schenkung, HeirathS mittel«, Geschäft und Erbschaften, oder dmch 
andere Mäßige Weiß eine Veränderung fürgehet, lassen Wir zwar 
mit Nehmung deS PfundgcldeS, w»e es bisher be» denen S t ä d 
ten und M a r k t e n i m Land, wie auch der gemeinen Stadt 
W,en gehalten ,rorden, soviel die Stadt Wien, wie andere dann 
befindliche Grundobl,gleiten, so in , und vor der Stadt denen von 
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W»en steuelbaren Gründe und Häusei haben, belangt, noch hm« 
fuian vclblelben. Hiernach entscheidet bel den l. f. Sätdten und 
Mäiktcn auch hier lediglich d,e Observanz, welche daher von Fall z« 
Fall zu erheben »st. 

Nach dieser Observanz w,rd nun m den meisten l. f. Ölten 1 kr. 
oder auch nur Vz kr.; im Wiener-Bulgfr,cden 1 kl. vom Gulden 
a!S Veiänderungs'Pfundgeld genommen, so daß auch andere Glund» 
obllgtelten von den ihnen unterthäli,gen Realitülcn, d,e lM Burg» 
f r i e d e n l i e g e n , Nicht mehr nehmen du,fen. I n den meisten l. f. 
Ölten wird ferner an T o d t e n p f u n d g e l d nm 1 kr. vom Gul
den abgenommen (Hofdecret vom 17. Ma, 1709, 20. October1783 
und 30. Ma» 1789). I n dem Bu,gfl«cden der Stadt W,en wurde 
sogar das C l b p f u n d g e l d vom unbewegl ichen Vermögen 
1709 ganz abgethan. Von dem bewegl ichen Vermögen jedoch 
hat d,e Stadt Wien das Recht, e»ne Sterbtaxe m«t 1 kr. vom Gulden 
abzunehmen, wenn sich Jemand ohne Vorbehalt der Nechtswohlthat 
des Inventariums crborrkläit. Geschieht d»ê  Elbselllärung m»t dem 
Volbehalte dieser Nechtswohlthat, so besteht die Sterbt^e von dem 
beweglichen Vermögen nur Mit '/2 t l . Sie, btaxe und mn dlM '/z kr. 
als Inventuistare. Dlesi g,lr auch von allen, inner dem W,enei-
Burgflleden liegenden Nealuä'len, sie mögen zu was «mmer für e». 
Nem Grundbuche dienen. I n Begehung auf das von d^n VeUossen« 
schatten dc» Wienei Univeisicätsmuglieder zu behebende Moltuar hat 
es de» dem zu ve»ble»ben, das; der Stadl W»»nel Magistrat von Ver-
lassenschaften der Nicht ade l i gen Unlvelsuatsnittqlleder, soweit 
solche der auf- oder absteigenden ^m,e MfHllen, ke<n Mortuar»um ab
nimmt (Hofveroldnung vom 5. Octcb. I7b>7 und 21. Jul i 1788). 
D»e dickfälligen Erb.n zahlen dagegen c,nc D , scr e t lonS ta re , 
welche, »renn d«e Erbschaft d,e Summe von 50 st. mckt ubelschre»-
te», nach emem Schema, wenn ste dieselbe abel übelschieltet, nach 
D»ocrellon in Ducaten bemessen wird. 

S . übrigens lückflchtllch der Grundbuchstarrn, des ÜaudeMlnms 
und d ŝ Mcrtualiums, auch die Abhandlung V l l , von den Nieder» 
vstelr. DoMlNlcalgütern und dem Bauernstande. 

d. Von dem bürge, lichen Abfahrtsgelde. 

§. l8 . 

V o r c l » n n e r u n g . 

I n sofern d,e Bestimmungen des bü rge r l i chen Abwb,,s. 
geld." Mit jenen des qrundhe,,lichen übe,einstimmen, sind sie l'lNits 
>n de, Abhandlung >N des I. Thciles dieses Weites, §§. 236, 2 ^ l , 
2^3 bis emschließia ^6^, abgehandelt "'oiten. 

DaS bü lg l . Abfah^tsgeld hat nur folgendes e ,genthüml lch 
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§. 19. 
W o r a u f das Recht des A b f a h r t S g e l d e S be, den l. f. 

S t ä d t e n und M ä r k r e n be rüh r . 
Den landes fü rs t l i chen Städten und Märkten, denen aus 

besonderer I. f. Gnade derzeit die Gerechtsame des l. f. Abfahrtsgeldes ") 
emgerä'umt war, bleibt noch ferners dessen Bezug überlassen (Patent 
vom 14. März 1785, IV.) . 

D«eseS Bezugsrecht steht daher allen l. f. Städten und Märk
ten u n b e d i n g t zu, während eine unterthänige Mumzipalstadt, 
S . §. 190, dasselbe nur dann hat, wenn sie dasselbe dazu aus 
ausdrücklichen l. f. Privilegien, aus Verträgen, oder dem salinen 
und verjährten ruhigen Besitz beweisen kann. 

») Das Recht der l f. Städte und Märkte, Abfahrtsgelb abzunehmen, 
beruht nämlich auf einer althergebrachten Gewohnheit, welche die Lan« 
desfürsien aus Gnade belassen haben; dieß beweisen die in den Jahre» 
<ö9l , 1675 und 1680 erlassenen Entscheidungen und Weisungen. 

I n Ansehung des b ü r g e r l i c h e n Abfahrtsgeldes hat es übrigens 
gleichfalls bei dem Patente vom 14. März 1785 l S . Abhandlung V I I , 
von den niederösterr. Dominicalgutern und dem Bauernstande Z. 238) 
sein Verbleiben (Hofkanzleioecret vom 20. Jänner 1791, s 1549). 

Dem Magistrate der Stadt Wien insbesondere wurde bereits mit 
Hofresolution vom 4. Juni 1690 das Recht eingeräumt, nicht nur von 
dem ihm als Grunoobrizknt unterliegenden untertänigen, und dem ilun 
als Stadtmassistrat unterstehenden bürgerlichen, sondern auch von dem« 
lenigen Vermögen, dessen Eigenthumer seiner Gerichtsbarkeit nur als 
Einwohner untriworfen sind , das Abfahrtsgeld zu nehmen. 

Auch in dem Patente vom 1. August 1783 heißt es g. 6., daß die Re
sidenzstadt Wien nach der Zeit und bis hierüber eine weitere allerhöchste 
Entschließung folgt, kraft der im Jahre 1690 erhaltenen landesfurst' 
lichen Bewilligung das bürgerliche Abfahrtsgeld auch von dem Vermögen 
derjenigen Eigenthumer abzunehmen befugt sei, die ihrer Gerichts« 
barkelt nur als Einwohner unterworfen sind. 

Gegenwärtig dient auch dem Magistrate der Stadt Wien das Pa» 
tent vom 14. März 1785 zur Norm, da dasselbe als allgemein verbind-
»ich erklärt wurde, und jener Magistrat nicht davon ausgenommen wurde. 

§. 20. 

A u f welches V e r m ö g e n sich das bü rge r l i che Ab f a h r l s -
g e l d bez ieht . B ü r g e r l i c h e s V e r m ö g e n . 

Das bü rge r l i che Abfahrtsgeld bezieht sich auf daS bürg et
liche Vermögen. 

Em bürgerliches Vermögen ist aber ein solches, welches ent
weder e inem B ü r g e r (Gewerbsmann) angehört, oder als eme 
bü rge r l i che R e a l i t ä t , ein bürger l i ches Gewerbe, ein 
F o n d e ine r bü rge r l i chen H a n d l u n g d,e Eigenschaft e»nes 
bürgerlichen Gutes an sich hat (Patent vom 14. März 1785, lV) 

Durch jenen eingeklammerten Beisatz „Gewerbsmann" »st <s 
wohl unzweifelhaft, daß hler nur jene Bürger zu verstehen sind, 
die ein b ü r g e r l i c h e s Gewerbe treiben, keineswegs aber blop 
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Ehlenbürger. Dagegen untel liegt dos Vermögen der Witwen und 
ehelicher Kinder solche! ein bülg^ll. Gcwe,be treibenden Bürge, «n 
analoger Anwendung der § . § . 1 1 , 12 und 13 der Clv l l . Iur,Sdlt« 
tlonsnoim von 1783 gleichfalls dem bmgelllchen Abfahrlsgelde. 

Hat daS abzuziehende Vermögen die Eigenschaft emes bür« 
ger i lchen Vermögens nicht, und gehört es zugleich cmem Eigen-
chümer an, der mcht Bürger (Geweid?mann) , sondeln nur als 
Einwohner m einem Orte seßhaft «st, so kann tem bmgerllchcs 
Abfahrtsgeld gefordert werden, sondern es findet nur das I. f. Mit 
10 Proc. oder K rr. vom Gulden statt (llo6ün, V) . 

UebligenS veist^ht es sich von selbst, das; Jemand auch nur »ück« 
sichtlich eines ThelleS seines Ve,mögens, nämlich »üclsichtllch des, 
»n emem bü'gerl. Geweibe oder emer bürgert. Handlung anliegen« 
den Fonds, dem bingell. Abfahrlsgelde unlelw0lf,n se,n kann; da» 
her denn auch von dem abzuziehenden Velmögen eines Bülgels das» 
lcnlge ausgeschieden weiden muß, was wegen feiner un te r t hä« 
« igen Eigenschaft ( S . Abhandl. > l l , von den Niedelösterr. Dom,» 
Nicalgütein u. dem Baue,nstande, §. 2^l0) dem g r u n d h c l l l i c h e n 
Abfahrtsgelde unterworfen »st. 

§. 21. 

Gesetzliches Ausmaß des bü rge r l i chen Absah» lS . 
gelbes. 

Ist das aus einem böhmisch, österreichisch«deutschen Erblande 
entweder nach Ungarn und Siebenbürgen, oder nach dem Lande ei
nes auswärtigen Staates abziehende Vermögen cm bürger l i ches , 
so bleibt den l. f. Städten und Mälkccn noch ferners d,e Erhebung 
deS Abfahrtsgeldes m,t 10 Proc. oder 6 kr. vom Gulden (Patent 
vom 14. März 1785, IV ) . 

§. 22. 

Welche Rechte d»e l. f. Or t scha f ten noch w e i t e r gc-
n i e ß e n. 

Ferner genießen die l. f. Ortschaften landesverfassungsmasiig 
ln ihrem Burgfrieden d«e O r t S h e r r l «chkeit, und beziehen som,t 
auch d,e daraus fließenden politischen Paß Bürgerrechts-Taren, Iahr-
malktS-Gebühren, Platz-Standgelder, Fasiz,eher Gefalle, Musik-
Impost, Kornmeß- und Einsatz-Gebühren, Waggeld, Höckergelder 
u. s. w. 

Auch besitzen sie zum Theile Zehenten und Bergrecht, zum Thelle 
die Vogteyherrlichteit, das Patronatsrecht, die Iagdgerechtlgkelt 
u. s. w., und f o n n e n auch I. f. Lehen besitzen. S . o,eßfaUs Ab
handlung V, von dem niederösterr. Lehenwesen. Rücksichtllch der dop^ 
pelten Gült S . §. 11 dieser Abhandlung. 
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§. 23. 

Nach welcher N o r m bei A u s ü b u n g dieser Rechte vor» 
zugehen ist. 

Bei Ausübung dieser obrigkeitlichen Rechte ist sich in der Regel 
nach den allgemeinen Vorschriften zu benehmen, welche »n der Ab» 
Handlung VII d,eseS Theiles, von niederösterreichlschen Dommicalgü-
tern und dem Bauernstände, vorkommen; mit Ausnahme derlemgen. 
Bestimmungen, welche für die l. f. Städte und Märkte eigenthüni' 
lich bestehen. 

Diese besonderen Bestimmungen kommen nun hier anzufüh
ren, und sind bei den l. f. Landstädten und Märkten vorzüglich cius 
den städtischen Instructionen zu erkennen, welche im Jahre 1746 für 
jede derselben erlassen worden sind ») ; daher der §. 107 der Krc,samt4-
Instructlott vom 21 . Jänner 1783 den Krelsämtern ausdrückilch 
verordnet, darüber aufmerksam zu sein. 

») Weiland Ihre Majestät die Kaiserin Maria Theresia besten nämlich, 
in den 18 mitleidenden Orten das C o n t r i b u t i o n a l e , Oconomi» 
cum und »Pol i t ic um zu untersuchen, und nach Krforderniß der 
Umstände das Gehörige zu verordnen. 

Zu diesem (5nde wurde eine eigene Hofcommission unter der Leitung 
des Hoskammer Rathes Anton Grafen von hjm'sruck in duse Orte libge« 
ordnet, welche mittelst der in jvnen Orten vo»genommenen Untersuchung 
für nothwenbig fand, sowohl bei dem Vontrib^lions« und Wirtl'schastsi 
wesen als auch rücksichtlich des Politicums eine neue Einrichtung zu 
treffen, und selbe in allen Städten z îr genauesten Beobachtung uorzu° 
schreiben. 

Diele Arbeiten wurden in den Jahren 17^6 und 1747 durchgeführt, 
und so lange die Unierwchunq der Hofcommission dauerte, konnte sich 
die Bürgerschaft in Allem: als tDconomicum, ^ontributionale und Poli-
ilcum, gegen die diesfälligen Vorgänze des Magistrats dieser Hofcom« 
Mission beschweren. 

Jeder Magistrat cmes l f. Oltcs bekam sonach eine eiaenellInstruc» 
l:on, die von dem ileiter der Hos'commisslon insgemern die (Ägisrucl'sche 
Instruction genannt wurd». 

Allitihrlich. gleich nach dem neuen I^bre, wurde sie auf dem Ra^b» 
Hause in Anwesenheit des geiammlen Magistrates ab/lule^n, den S o 
amten hieraus die geborige Instruction zu aestalten, und herauszuziehen, 
auch der Burgerschaft dasjenige, was sie betrifft, deutlich uorzuhalce», 
und dem bürgerlichen Ausschüsse, dir jahrlich zur R.vid-.rung der Rech
nungen von der Bürgerschaft gewählt wird, in Abschrift mitzuthrilen, 
besohlen. Noch jetzt dient diese Instruction in jedem l. f. Orte, so 
weit nicht durch spätere (Ersehe und Anordnungen .'ine Aenderura em< 
getreten ist, in Betreff des Oeconomicumü und silbst des Politicul''", 
zur Grundlage der Bcurlheilung uiid E»tschridl<ng i io^gegen d.,s dv,l>.> 
vorkommende Contribuiionale durch dir Einfuhru,'., des G,u„dsi>,u»,l' 
Provisoriums ll>20 und des stallen Katasters <«!j> seine pxikm'lde 
Brauchbarfeit gäuzlich verloren bat> wiedieß in der Abhandlung XXIV 
dieses Werfe». von den directen Steiler». vor?omn>t. 
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§. 24. 
66. 5. Bedingtes Recht, ih r Gemeinde-Vermögen 

selbst zu verwalten. 
Die l. f. Ortschaften haben daS Recht, ihr Vermögen unter 

der unmittelbaren Staats - ComroUe selbst zu verwalten. 
Dl« l. f. Ortschaften besitzen nämlich Realitäten, als: Gebäude, 

Aecker, Wiesen, Gärten, Weingärten, Wälder, Auen, Teiche, 
auch Gewerbe, alS: Bräuhäuser, Mühlen,Zlegelbrennereien «.s.w., 
bann, wle bereits oben bemerkt wurde, die obrigkeitlichen Rechte in 
dem Burgfrleden ") . besondere von »hm erkaufte, oder von dem Lan-
desfürsten bew,lllgte Gefalle, wie Pferd, und Vlehmäuthe, Pfia-
ster- und Brückenmäuche, Drlttelsteuer. und Tax- und Umgeld«Ent-
schädlgunaen u. s. w. . .̂. , 

Wie diese Orte ihr Vermögen verwalten dürfen, und unter wel
chen Beschränkungen, kommt unten vor. 

») Auck besitzen mehrere derselben außer dem Burgfrieden Herrschaften 
und einzelne Unterthanen und Gülten, als Allod und auch als Lehen. 
in welchen sie nne andere Hercschastsbesltzer behandelt trerden. 

z. 25. 
/^äo. C i v i l - und Cr imina l -Ger lch tsbarke i t . 
D,e C lv i l ge r i ch tsbarke i t steht allen l. f. Städten und 

Mä'sfcen in N. 0. landesverfassungsmäsng und auch in Gemäßheit 
der ^lmSdlcllon.MolM von 1783 Mit allen damit verbundenen ge
setzlichen Taren und Gebühren über sämmtllche Burger und alle 
Ubr.gen Insassen, die keiner andern Gerichtsbarkeit unterliegen, zu. 
S. Abhandlung VII., §. 371, 013 b.s 701. ^ ^ . . . 

Folgende I. f. Städte und Markte haben ferner die Cr» m, na l . 
gerichtsbarkeit. 

Die I. f. Städte ^ 
im V. U. W. W. 

1 Der Magistrat der Hauvt- und Residenzstadt W»en, über 
d.e St'adr und Vorstädte, dann über d.e Staatsverbrecher der gan» 
j.n Provinz und über sämmtl.che laut §. 221des I.TH. des St. G. 
pnv»lea,rte Einwohner deS Landes. , ^ . , e »< « 

2. Baden. 3- Brück an der Lettha. 4. Ha«mburg. 5. Kloster, 
neuburg 6. Wtencl Neustadt. 

Die l. f. Markte: ^ ^ ^ ^ . . ^ ^ 
t . Gumpoldsknchen. 2. Modling. 3. Peixhtholdsdorf. 

Im V. O. W. W. 
1. St. «Völlen. 2. Tuln. 3. YbbS. 

Im V. U. M. B. 
1. Korneuburg. 2. Lac». 3. No'tz. 

Im V. O. M.B. 
1. Egenburg. 2. Krems. 3. Waidhofen an der Thaya. 4. Zwetll. 
Diese l. f. c^ädte und Märkte führen nach den »m Strafgesetze 
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vorgeschriebenen richterlichen Verfahren die ganze Untersuchung ab, 
und schöpfen daS Urthe,', welches sie nach Umständen dem CriM»' 
nal-Odergei-lchte vorlegen. 

C Von den verfassungsmäßigen Rechten und Verhältnis
sen der Bürger der l. f. Ortschaften. 

3. 26. 

B e g r i f f e ines B ü r g e r s . 

Bürger -) sind 
tes, welche vermöge des erlangten Bürgerrechtes, The»l an allen 
Gemeinderechten und Vorthnlen nehmen, und vor den übrigen 
OltsbewohnelN auch besondere reelle und Ehrenvor^üge gen«esien. 

Wtewohl d«e Söhne der Bürger durch diesen Umstand noch nichr 
eigentliche Bürger sind, so gemcßen sie doch als solche die Vor« 
rechte ihres Vaters, so fern sie Nicht rein persönlich sind, und in 
sofern bildet m Oesterrnch der Bürgerstand den 2ten erb l ichen Stand 
in der bürgerlichen Gesellschaft. (Siehe Abhandlung l l dieses The»» 
les, vom österreichischen Staatsbürger- und Frcmdenrechte). 

Es kommt nun hier zu handeln: 
». von der Art und Welse, wie das Bürgerrecht erworben wird; 
d. von den Rechten und Obliegenheiten, d«e damit verbunden sind; 
t». von der Art und Weise, wie dasselbe erlöscht. 

») Neben den Bürgern gibt es auch sogenannte Gchutzverwandte oder 
>2chu tzgenossen, welche, ohne eigentliche Mitglieder der Bürgerschaft 
zu sein, und ihre Lasten zu tragen, oder an der Gemeinde-Vcrwaltung 
<tlM zu nehmen, doch mit der Gemeinde in einer gewissen Verbindung 
und unter ihrem Schutz« stehen. 

So lange in der Gemeinde die allgemeine gegenseitige Verbür» 
acrung bestand, konnten die Schuhbürger mtt Recht nicht wegen For« 
derungen an die Gemeinde oder an einzelne eigentlich« Bürger in 
Anspruch genommen werben; was sie aber sonst für den erhaltenen 
Schuh zu leisten hatten, war sehr verschieden bestimmt. 

Gchutzverwandte machen im Allgemeine» eine Mittelklasse zwischen 
wirklichen Bürgern und zwischen Fremden, welche bloß eines vorüber« 
gehenden und beliebig aufzukündigenden Schutzes genießen. 

I n die Schutzgenossenschaft der Städte drängte sich vor dem aUge» 
meinen Landfrieden 44H^ ein großer Hheil der Landleute, thcils u« 
größere Sicherheit gegen die'Bedrückungen der Gutsherren, und gegen 
Pfändungen und andere Gewaltthaten in den Fehben zu erlangen, theils 
aber auch, um aus dem Stande der Hörigkeit in die Classe freier Bürger 
zu gelangen: und di« Städte nahmen gern solche Ausburgerober Pfahl« 
bürger auf, weil sie dadurch an Macht und Ansehen nur gewinnen 
konnten. 

Mit dieser Schutzgenossenschaft ist das Ehrenbürger« 
recht nicht zu verwechseln, welches weder Verbindlichkeiten auflegt, noch 
des Schutze« wegen, sondern als Auszeichnung und Anerkennung, des 
Verdienstes gegeben wird. 
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Bon der A r t und Weise, wie das Bürgerrecht 
erworben wi rd . 

§. 27. 

W»e das B ü r g e r r e c h t e r w o r b e n w»rd. 

Das Bürgerrecht wird nur durch eme ausdrückl iche V<l-
lelhung erworben. 

Z. 28. 

W e m das d l e ß f ä l l l g e V e r l e i h u n g s r echt zusteht . 

Die Verleihung beS Bürqerrechtes »st em velfassungsmäßlges 
Attllbut der organlsirten Maglstiate ,n den Städten und Märkten. 
Es ,it chnen daher überlassen, wem sie das Bürgerrecht verleihen 
wollen (Hofkanzleldecret vom 1. August 1816, Hofzahl 14,094, 
ReggSz. 32,076). 

Der Wiener Magistrat kann das Bürgerrecht, wem er will, 
verleihen. Nur muß ein sich hierum bewerbender Adeliger auf fem 
competemes k'arum Verzicht leisten (Hoftanzlelbecret vom 1. AU» 
gust 1816, Hofz. 14,094, Reggsz. 32,076). ^ 

Die Verleihung des Bmgerrechtes geschieht übrigens gewöhnlich 
an Besitzer bürgerlicher Häuser und an Gewerbsmhaber. Sic kann 
aber auch ohne Rücksicht auf Haus und Gewerbsbesitz erfolgen. 

<§. 29. 

C r f o r d e r n l ß des Geburtsscheines be»m Ansuchen um 
das Bü rge r rech t . 

Der Werber um das Bürgerrecht muß seinem Gesuche den Ge-
burtsbnef beilegen (Verordnung vom 25. April 1752). 

Doch ist die uneheliche Geburt kein Grund mehr, Jemand vom 
Bürgerrecht auszuschließen, und das Vorurtheil der Menschen im Mi t 
telalter gegen uneheliche Geburt und gewisse Beschäftigungen, welches 
so Manche Individuen von dem Bürger- und Gewerbsrechte ausschloß, 
»st mcht nur durch das Gesetz, sondern auch durch die Fortschritte der 
Cultur längst beseitigt. 

§. 30. 

E r f o t d e r n l f d e r D l S p e n s bei A k a t h o l l k e « ; AuSschlie-
ßung der J u d e n . 

Die DlspenS von der »katholischen Religion zum Bürgerrecht, 
ercheilen die Krelsä'mter auf dem Lande, m W,en die Regierung 
sHofkanzle,decret vom 13. December 1781). 
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§. 31 . 

I n w i e f e r n A u s l ä n d e r n das B ü r g e r r e c h t ve rgehe« 
we rden dar f . H l e h e r gehören d»e U n t e r t h a n e n des 

K ö n i g r e i c h e s Unga rnn i ch t . 
Kein? lus ländcr soll, ohne früher erlangter Regierungs«Dls-

pensanon, daS Bürger» echt erlangen ») (Hofdecret vom 2. Septem
ber 1752). 

D»e noch nicht nationalisirten Ausländer und Unterthanen des 
Königreiches Ungarn, wenn sie als Bürger m einer Stadt der beut« 
schen Provinzen aufgenommen werden, sind jedoch von der Dispens 
der auswärtigen Geburt entHoden (Hofkanzleldecret vom 18. Sep' 
lember 1784). 

«) Da jedoch die österreichische Staatsbürgerschaft schon durch Antretung 
eines Gewerbes, wenn dessen Betreibung die oldentliche Ansaßigteit 
nothwendig macht (siehe Abhandlung I I dieses Theilcs, von,dcm österreichi
schen Staatsbürger»«»!) Fremdeniechle), erlanqt wild, so bedarf ein Auslän» 
der, welcher die Ortsburgerschafc aufder wlundl̂ ge eines ihm bereits verlie-
henenlAewerbe« obiger Art ansucht, jener Dispens nicht, da er dadurch 
ohnehin aufgehört hat, Ausländer zu sein. 

§. 32. 
W i e es m i t den türkischen U n r e r t h a n e n zu h a l t e n ist. 

I n d«e k. k. Botmäßigkeit übertretende türkische Unterthanen kön< 
N«N das Bürgerrecht nur »n dem Falle praesMl'» prgezt.mäi» erhalt 
ten, wenn sie der katholischen Religion zugethan sind (Hofkanzleide-
crel vom 19. März 1770, §. 6 ) ; sind sie der lucherischen oder refor-
mirten Religion zugeihan, so können sie aber m Anwendung des ob» 
stehenden §. 31 nur dlSpensando zugelassen werden. 

§. 33. 
Aussch l ießung der I s r a e l i t e n . 

Die Juden aber sind von dem Bürgerrechte gänzlich ausgeschlos« 
sen (Patent vom 2. Jänner 1782, §. 11). 

§. 34. 
B ü r g e r l i c h e n Hausbes i t ze rn ist das B ü r g e r r e c h t ohne 

h in re i chenden G r u n d nicht zu v e r w e i g e r n . 

Ohne zureichende Gründe kann keinem zum Besitze eines Hauses 
gelangenden Individuum das Bürgerrecht über sein Ansuchen verwei
gert werden (Regierungsdecret von>12. April 1824, Reggsz. 17,3^5). 

§. 35. 
D a s B ü r g e r r e c h t d a r f N i e m a n d e n a u f g e d r u n g e n 

werden. 
Das Bürgerrecht in einer Stadt ist, wie schon das Wort recht 

andeutet, eine besondere Begünstigung, welche aber Niemanden auf» 
gedrungen werden kann. 
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Der Besitz eines bürgerlichen Hauses gibt dem Besitzer wohl das 
Recht, die Verleihung des Bürgerrechtes zu verlangen, allein er 
l^t »hm Nicht, so lange nicht Gesetze oder gesetzlich sanktlomrte 
Gewohnheiten etwas hierüber statmren, d,e Pflicht auf, das B in -
gen echt anzunehmen (Regierungs-Entscheldung vom 16. Dezember 
1835, Reggsz. 69,1l0, Hofkanzle.decret vom 27. May 1836, Hofz. 
13,247, Regg'z. 32,746). 

§. 36. 

W o h i n der RecurS gegen v e r w e i g e r t e s B ü r g e r r e c h t 
zugehen hat. 

Entscheidungen über Bürgerrechtsverwelgerung sind «m Recurs, 
w^e bei Regierung zugewiesen (Regierungsverordnung vom 26. März 
1812. Z. 8610). 

§. 37. 

B ü r g e r e l d und B ü r g e r z e t te l. 

Jeder neu aufgenommene Bürger hat den Bürgereld «) abzule. 
g»n, und loset, gegen Entrichtung der Bürgertare, den Bülgerzettel. 

Doch können Alatoliken (siehe §. 30) zu keiner andern, als 
chrer Religion angemessenen Eidesformel, und auch nicht zur Bel-
wohnung der Functionen der domlNirenden Religion, wenn sie nicht 
selbst wollen, angehalten werden (Hofkanzlelverordnungvom 13. Dc< 
Minder 1781). 

Da) Äulgellechr »n W,en wird schon durch das Aufnahme 
decî r crwolben, ungeachtet der Bethellte stirbt, bevor er den Bür-
geleld geleistet hat (Reglet ungsdecr et vom 17. October 1823, 
Reggsz. 48,552). 

Bürgelzettel, welche nur elschllchen wurden, tonnen dagegen 
wieder abgenommen »r/erden, und der Magist'ar hat sich künftig, be-
vor Jemand zur Ablegung des Bürgereldes gelassen wird, die lieber 
jeugung der von demselben elfüllten Bedmgunaen zu veischaffen (Re« 
«lcrunqodccret vom 25. August 1820, Z. 22,035). 

D,e Bülgerrechtswerber sollen übrigens zur Ablegung eines Ei-
des an das erzblschöfliche Consistonum Nicht mehr gewiesen, und aucy 
die Abnehmung eines Eides aufder Chur durch das Consistolium ein
gestellt werden (Hofbeschsid vom 26. Februar 1788, Z. 4527). 

») Folgendes ist das Formular eines Bürgereides in Wien: 
Sie werben einen Cid zu Gott dem Allmächtigen schworen und bei 

Ilirer Ehre und Treue angeloben, des Allerdurchlauchtl̂ sten ttroßmach, 
tigsten pursten und Herrn Herrn . . . von Gottes Gnaden Kaise». von 
Oesterrelch ».s.w., unsersallcrqnädigsten Kaisers, Königs und Derselben 
<z»,dcn, dann Herrn Burqermersters und Raths der hiesigen k. k. Haupt» 
und Resloenzstedt Wien Ehre, Nutzen und Frommen zu beob
achten, al len Schadenund Nachtheil so v ie l esan J h . 
ncn »st, zu warnen und abzuwenden, auch wrder Ihrer k.k. 
Maicstac allerhöchsten Person, Derselben Erben und landetzfürftllchen 
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Obrigkeit, noch wider Herrn Bürgermeister und Rath auf keinerlei 
Weise etwas zu handeln.vielwenigersichsolchenVemei nschal« 
ten und Versammlungen, worin »ider Se. e. t. Majestät, Dero 
Erben und landesfurstliche Obrigkeit oder wider Herrn Bürgermeister 
und Rath auf hiesiger gemeinen Stadt Nutzen etwas vorgebracht oder 
brrathschlagt wurde, zuzugesellen und beizustimmen, son« 
dern daß, wo sie von einer solchen heimlichen Versammlung oder Be» 
ratbschlaqung etwas hören, oder verspüren wurden, sie solches je» 
derzeit dem Herrn Burgermeister und Slath unver» 
wel l t andeuten und nicht verschweigen, dessen Nefet> 
len und Gebote auch in Allem getreu und gehorsam nachkom
men wollen. 

§. 38. 

B ü r g t l recht S - Taxe f ü r die Haup t« und Residenz« 
stadt W i e n . 

An Bürgerrechts'Taxe ist in der Haupt- und Residenzstadt Wien 
ohne Unterschied, ob Jemand als Hauseigenthümer, oder als Ge-
»verbömann dieses Reche erhält, vom 1. Jänner 1821 angefangen, 
cmc Taxe von 24 fi. C . M . abzunehmen (Hofkanzle,dccret vom 30. No« 
oember 1820, Regierungsdecret vom 16. D.zemder 1820, Magistrats« 
Circulare vom 23. Dezember 1820). 

§. 33. 

B ü r g e r r e c h t s » T a x e fü r die Landstädte und M ä r k t e , 
A u f h e b u n g jeder w i e i m m e r g e a r t e t e n T a x f r e i h e i t . 

Jedermann ohne Unterschied, welcher das Büigen-ccht in cmer 
Gememde erwirkt, ist ve» pflichtet, die Bürge, rechls-Tare zu entrlch« 
ten, daheraUe hier und da stattgehabten Befleiimgcn von der Bürger» 
rechts'Tare als aufgehoben erklärt wulden (Hcfkanzlcldecrct vom 
27. Ju l i 1820, Regierungs'Circular vom 11. August 1820, §. 1). 

§. 40. 

E i n h e i t der B ü r g e r t e chts'Tare i n einer G e m e i n d e . 

I n der nämlichen Bürgergemeinde kann nur ein und dieselbe 
Bürgerrechts-Taxe ohne Abstufung und ohne Rücksicht, ob das 
Bürgerrecht auf ein Haus, oder auf ein Gewerbe, ob es emer Per^ 
son oder einem Gliede der nämlichen Gemeinde, oder ob eß an e»< 
nen Auswärtigen verliehen wird, emgehoben werden (Regierungs-
Clrcular vom 11. August 1820, §. 2 ) . 

§. 4 1 . 

E i n t h e i l u n g der C lassen der B ü r g e r r e c h t s ' T a r e 
f ü r die l. f. Landstädte und M ä r k t e . ' 

Folgende Classen der BürgerrechtS-Talen bestehen für die !. f. 
Ortschaften: 
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I. Classe. 
Gtadt Wiener. Neustadt, 

^ Krems und Stein. 
» S t . Polten. 
» Baden. 
>> Brück an der Leytha. 
l> Tuln. 

II. Classe. 
Stadt Waidhofen an der Thaya. 

<> Haimburg. 
» Ybbs. 
» Eggenburg. 
» Rî tz. 
» Klosterneuburg. 

III. Classe. 
Stadt Zwettel. 

» Laa. 
^ Korneuburg< 

Markt Modllng. 
» Perchtholdsdorf. 
» Langenlvls. 

IV. Classe. 
Markt (̂ umpoldskirchen. (Loä«».) 

§. 42. 

Wor i n der d ießfäl l ige Classenbetrag besteht. 

Die Taxe für die Verleihung des Bürgerrechtes wird für die in 
der ersten Classe benannten Orte auf 10 fi., für d,e der zweiten Classe 
auf 8 fi., für d,e der dritten Classe auf 6 fl. und für die der vierten 
Classe auf 4 fi. C. M . festgesetzt. (Noäew.) 

§. 43. 

V e r b o t , m i t dieser Taxe andere B e i t r ä g e zu den 
Geme inde A n s t a l t e n zu ve rmengen . 

M i t dieser Taxe sind keine andern bei Verleihung des Bürger
rechtes hier und da bisher geforderten Beiträge zu Gemeinde«Anstal» 
ten zu vermengen. (Losem §. 3.) 

§. 44. 

W o h i n die B ü r g e r r e c h t s , T a x e zu f l i e ß e n hat . 
Die Bürgerrechts'Taxe hat ungeschmälert in das Hammeramt 

Einzufließen, (vollem §. 4.) 
KZ * 
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2. V o n den m i t dem Bürger rechte verbun« 
denen Rechten und Verb ind l i chke i ten . 

». Von den Rechten der Bürger. 

§. 45. 

E i n t h e i l u n g derselben. 
Diese Rechte sind: 

u. the,lS Ehrennorzüge, 
j3. th.ilS reelle Rechte. 

»,I «. Worin die Ehrenvorzüge bestehen. 

Die Ehrenvorzüge bestehen vor Allem in der E h r e , Mitglied 
des zweiten erblichen Standes in der bürgerlichen Gesellschaft zuseyn, 
und in dem Rechte zu den magistratischen Diensten und Aemtern zu 
gelangen. 

§. 46. 

Anspruch a u f d i e äu ßere R a t h s w ü rde in W i e n . 

Zur Erlangung, der äußeren Rathswürde in Wien wird der Be
sitz des Bürgerrechtes vorausgesetzt. Der Magistrat hat übrigens das 
Recht, den Titel e ines äußeren Rathsmanncs an verdienstvolle 
Bittsteller gegen dem zu verleihen, das; derselbe von Jahr zu Jahr 
ein Verzeichn,») derselben der Regierung überreicht (Negicrungover' 
ordnung vom 6. April 1787. Reggsz. 7172 "'^9). 

D i e äußere R a t h S würde kann auch den minderen Wiener 
Stadt-Bancokassa-Beamten verliehen werden (Hofbescheid vom 
19. September 1734. Z. 15,945). 

§. 47. 

Welchen I n d i v i d u e n die t a r f r e i e B e g ü n s t i g u n g 
zu Theilwi»d. 

Die äußere R a t h s w ü r d e wird nach einer dreijährigen guten 
Verwendung den Ai menvätern deS Armen-Institutes t a x f r e i verliehe« 
(allerhöchste Entschließung vom 10. Mai 1784, Hofkanzleid. 1814)< 

Dieselbe Begünstigung steht den Crimina!b„sthern z«. 
Die den Armenvä'lern des Armen«InstitutcS durch die allerhöchste 

Entschließung vom 10. Mai 1784 zugestandene Begünstigung der 
t a x e n f r e i e n Verleihung der äußeren R a t h s w ü r d e nach 
einer dreijährigen gucen Verwendung dehnt sich dagegen auf die Ar-
menväter der Wohllhätigkeits-?lnstalt nicht aus, weil es den Behö> 
den, welche es betrifft, ohnehin fr l i steht, sich für solche ausgezeich' 
n«te Armenväter um Belohnungen zu verwenden, und insbesondere 
d« taxfreie Verleihung der äußeren Rathswürde anzusprechen (Hof« 
tanzleiverordnung vom 16. Dezember 1813). 
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^ . 48. 

^ ä 2. W o l l n d l « r e e l l e n R e c h t e del < e I b e n bes tehe» 

D ie reellen Rechte und Vorzüge derselben begehen. 
1 . »n der unbedingten Besitzfählgkelt vonbüigeillchen Reülttälen, 
2. »n dem bürgerlichen Gerichtsstände, 
3. »n dem Recht »hlcn Volstand zu wählen, 
4 . ln dem Recht zum Mttgenuß an dem Gememdevermogen, 
5. m der Befreiung vomPfundgelde, oder >n dem Rechte zur 

^Nlilchtung emeS minderen, 
6. m der Unterstützung verarmter Bürger >n den für dieselben 

gewidmeten Bürgerspitä lern, oder sonstigen VersorgungShäusern. 
Dagegen befreit der Besitz emes Bürgerhauses auch verbunden 

" l t dem Bürgerrechte Nicht mehr von der Widmung ;um M»I,t<!r, 
'M Falle n,cht etwa e»n anderer Eremttonsgrund eintritt. 

»> Belehrung rucksichtlich der bei den Recrunrungen zu beobachtenden 
Grundsätze, bekannt gemacht mit Regierunljs.Clrcular vom 21. Au. 
gust 1827 

z. 49. 

ää l . Unbedingte Besi tzfähigkel tzu bürgerlichen 
R e a l i t ä t e n . 

D ie Bälger e,ner l. f. S tad t odel Marktes sind lücksichtllch d,r 
bui.ieillchen Ziealitäten unbedlNgtbesihfählg, wählend d,e Nichtbüiger 
Mehr oder weniger zu große« en Entrichtungen verbunden sind. 

Zwar wurde vermog Patent vom 1 . November 1786, Haupt-
stück l l , § .6 , und Patent vom 8. Mä,z 1787 das sogenannte bürgerliche 
Emstandsrccht aufgehoben, allem dadurch die Pfilcht der Nlchtbin. 
ger zu solchen Entrichtungen Nicht aufgehoben. 

n) Rucksichtlich dcr Haupt« und Residenzstadt Wien besteht die sogcnanme 
auf ein von Kaiser Fer oina n d l l . (1623) crthelltes und vom Kaiser 
i l e o p o l d I (<6.-,7) bestätigtes Privilegium be»uhende Burger.'asten 
Relullionstare, welche zwar 1788 gänzlich ausgehoben, 1791 aber wir. 
der eingefühlt, und deren Fortbestand auch mit Hofkanzleivcroldnun., 
vom2/Apnl 4324, Hofz 8367, Rtggsz. 17,845 in der Voraussetzung 
aufrecht erhalten wurde, daß ohne zureichende Grunde keinem zum Ve 
sitze einrs Hauses gelangenden Individuum das Bürgerrecht über fem An
suchen werde verweigert melden. 

Diese Tan haben nämlich verfassungsmäßig alle diejenigen mit einem 
Kreutzer vom Gulden (resoll'trter Hofbesclieid vom 15. März 174(1, vom 
8 November 1738) zu bezahlen. die keine w i r Uli che n Burger und. 
und die nicht,n dieser Eigenschaft zu diesen Lasten belgezogrn weide» 
(hosdecret vom 16 Dezember 18U1, Z. 2030 von 1802). 

S>e ist sonach von ienen Rrchtbürgern zu entrichten, die den nxre« 
llchen Besitz einer bürgerlichen Realität erlangen wollen (H ofkanzlerde-
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cret vom i4. Mai <829, H»fz. t0,321, Reggsz. 3«.l,9l) und wenn 
auch Jemand durch Uebernahme der Erbschaft cmcs Alirqcrs, wegen 
der damit übernommene», Realität keine Velanderunas-Oelillhr zu enc> 
richten hat, so ift er doch wie jeder Andere, wllcher dulch Erbschaft >m Wie« 
ner Vurgfrieden zum Besitze einer Realität »Uangt, und nicht die bu:-
fttllich» oder eine privilegirte Eigenschaft besitzt, die Vulger lastcn 
Vleluit ionsttare zu bezahlen schuldi«,, indem d,e qanz pelscmliche 
Eigenschaft deslenigen, von dem die Realität ubelliommen wurde, durch 
diese Erdschaftsabtrelling auf ihn nicht übergehen konnte (Hostanzlcibe« 
er« vom «0. Juni 4828, Hofz. l8,230, Sleggsz. StMg). 

z. 50. 

A u f welche R e a l i t ä t e n die B ü r g e r l a s t e n - R e l U l t i o n s -
t a r e i n W i e n sich nicht bez ieh t . 

Es lag nicht in der allerhöchsten Absicht, der Stadt Wien, durch 
den ihr im Jahre 1791 eingeräumten Bezug der B ü r g e r lasten» 
3 l e l u » t l o n s i a l e neue ausgedehntere Rechte einzuräumen, son
dern sie sollte nur m jenen Rechten fernerhin geschützt werden, die ihr 
»n Folge d e s E l n s t a n d s - P r l v l l e g l U m s , und der flüher be
zogenen Possesslonsfä'h'akeltS.-Tare bereits zugestanden hat. 

Die Stadt W,?n dmf hlnnach den Bezug der B ü r g e r last» 
R <' l u i t l o n S t a r e m kemen größeren Umfange auöüben, als der
selbe von liher Statt gefunden hat, und es rann daher dieser Bezug 
nicht auf solche Hauser ausgedehnt werden, m Ansehung welcher die 
Stadtnicht schon von jeh.'r »m Besitze dieses Rechtes sich befand. 

Nun gesteht der Magistrat selbst, daß u n b ü r g e r l iche und 
N i c h t p r l v l l e g i r t e Besitzer solcher H ä u s e r , d,e, w e n n 
sie gleich »m städtischen B u r g f r i e d e n sich be f inden , 
aber e i n e r f r e m d e n G r u n d o b r i g k e l t u n t e r t h ä n i g 
w a r e n , n i e m a l zur E n t r i c h t u n g der B ü r g e r l a s t e n> 
R e l u i t i o n s t a x e v e r h a l t e n w o r d e n s ind. 

Da nun em HauS, m diese Cathegone gehö.lg befunden, und 
die Grundobrlgtclr darüber von der Stadt Wien erst im Jahre 1820 
durch e»n angekauftes Grundbuch erworben wurde, so wurde erkannt, 
daß die Erlangung dieser Grundhelrl«chke,t, welche insbesondere auf 
das besagte Haus, von gar kemer andern Folge «st, als daß dasselbe 
im Grundbuche geführt wird, mdem alle unterthämgen Giebigkeiten 
reluilt wvlden sind, der Stadt Wien ,n Absicht auf den Bezug der 
RelUltlonSlare von unbürgerllchen Besitzern des Hauses kein neues 
Recht habe verschaffen können, welches sie früher Nicht schon besessen und 
ausgeübt hat. 

Aus diesen Gründen wurde die Entscheitung der Regierung, 
wodulch der Besitzer des genannten Hauses von Entrichtung der Bür» 
gerlasten-RelUlllonstaxe enthoben wurde, bestätiget, und der W»e» 
«er Magistrat mit seinem dagegen ergriffenen Hofrecmse zurückge
wiesen (Hofkanzleldecret vom 30. November 1326, Hofz. 33,085/ 
Reagsz. 64,597). 
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§. 51 . 

W i r k l i c h e M i t g l i e d e r der W i e n e r U n i v e r s i t ä t , i h re 
W i t w e n und K i n d e r s ind h ievon f r e i . 

Nach den Privilegien der Wiener Universität können die wirk, 
lichen Mitglieder derselben bürgerliche Häuser besitzen, ohne daß sie 
für ihre Kmder und Witwen bei Antretung deS Besitzes eine Poses-
s i o n s f ä h i g k e i t s t a r e zu entrichten haben. Da diese Bestimmung 
ohne alle Beschränkung für die Kinder emes wirklichen Umversitäts-
Mitgliedes lautet, so muß solche dessen Söhnen, sie mögen minder-
jährig oder großjährig sein, zu Statten kommen (Hoftanzleidecret 
vom 27. April 1822. Hofz. 10,350, Reggsz. 22,226). 

Dadurch wurde der Hofbescheld vom 25. Dezember 180l , 
3.284, aufgehoben, wo,nach die Begünstigungen bei Einhebung der 
Bürgerlasten nur auf die Witwen und minderjährigen Kmder überge
hen ; die großjährigen aber davon ausgeschlossen sind. 

§. 52. 

Deßgle iche» ' die H o f - R e g ^ e r u n g s r ä t h e und 
S e c r e t ä r e . 

Nach dem Einstandsprioilegium von 1623 und 1657 wurden 
ferner die wirklichen am kaiserlichen Hofe, und bei der n. ö. Regie-
rung dienenden Räche und Offiziere davon befreit erklärt, folglich 
sind sie nun auch von der Bürgerlasten'Reluitionstare enthoben. 

Auch einem Hofsecretär kommt in dieser Eigenschaft dieAusnah« 
Me von dem Einstandsprioilegium vom Jahre 1657 aus der Ursache zu 
Statten, weil er in die Carhegorle der damaligen Offiziere einer Hof. 
stelle gehörte; unter welcher Benennung nach deren Ableitung von 
Offizium-Ann gleich jener von Offiziales und Offizialen die noch wirk-
lich bestehen, Beamte überhaupt, unaezweifelt aber solche begriffen 
wurden, die der Rechtscatheaorie zunächst standen (Hoftanzleidecret 
vom 2. Ma i 1823, Hofz. ! 2 l 6 , Reggsz. 22,446). 

Eben so ist auch die Ansicht richtig, daß den n.ö. Reglerungs-
Secretären nach den Bestimmungen des Einstands-Privilegiums vom 
Jahre 1657 die Begünstigung der Befreiung von der Bürgellasten. 
Neluilionstare, ebenso, wie den Hofsecretären zu Statten kömmt. 
Insofern übrigens der Anspruch eines Beamten auf diese Begünstigung 
nach dem Zeitpunkte, wo ihm der Hausantheil zugefallen ist, beur-
theilt werden wi l l , muß bemerkt werde,«, daß nicht der Zeitpunkt 
des Anfalles der Real,tät, sondern jener des Besitzantrittes zum An. 
Haltspunkte zu nehmen wäre (Hoftanzleidecret vom 9. Februar 1826, 
Hofz. 3550, Reggsz. 6905). 

§. 53. 

D e ß g l e i c h e n d i e p r i v i l e g i r t e n G r o ß h ä n d l e r . 

Vermöge des Großhandlungsprivilegiums vom 23. Ma i 1774 
tonnen die katholischen Großhändler bürgerliche Häuser zu Wien, 
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wie d,e wilklichen Bürger, ohne zur Entrichtung der Possrsslonsfähig-
le,ts.Taxe gehalten zu fem, besitzen, welche Begünstigung vermöge 
Hofdecret vom 1. April 1813, Hefz. 5027, Neggsz. 10,872 auch 
d»e arathollschcn Großhändler geniesien, da sie in Ansehung der Ve-
sihfählglclt auf bürgerliche Realitäten in lenen Erblanden, wo der 
Unterschied zwischen Katholiken und Akatholiken aufgehoben ist, den 
katholischen Großhändlern gleichzuhalten sind. 

§.54. 

4ä 2. Bürger l i cher Ger ichtsstand. 

D»c Bürger stehen unter dem privilegirten Gerichtsstande ihres 
Ortsmagistrates, wenn sie auch in einem fremden IurisoictionSbc 
z,rk»' wohnen. 

§. 55. 

4 ä 3 . D a s Recht i h r e n Vo rs tand zu wählen. 

Die Bürger haben das Recht Ausschüsse, und somit durch sie 
ihren Bü>gern«eist<r und die Magistraturen zu wählen. 

§. 56. 

46 4 I n dem Recht zur E n t r i c h t u n g eines M inderen 
P f u n d g e l d e S , a ls das landesüb l i che . 

Das Recht zur Entrichtung eines Minderen PfundgeldeS, als 
das landesübliche, steht mit dem djeßfälligen beschränkten Bezugsrechl 
der Magistrate m Verbindung, wovon Z. 17 die Rede war. 

§. 57. 

46 5. Recht an dem M i t g e n u s s e a n d e m Gemeinde« 
vermog cn. 

Das Recht der Bürger an dem Mitgenusse an dem Gemeinde-
vermögen liegt schon in dem gesetzlichen Begriffe des Gcmeindeverm3-
gens, und bedarf sonach keiner weiteren Auseinandersetzung. 

So z. B. ist den Bürgern von Baden der unentgeltliche Gebrauch 
der städtischen Bäder gegen Ausstellung ärmlicher Zeugnisse bewilliget 
(Regierungsverordnung vom 28. September 1831, Rcggsz. 50,694). 

§. 58. 

Hä 6. Anspruch auf Ve rso rg ung im B ü r g e r s p i t a l . 

Die Bürger haben den Anspruch auf Versorgung in dem B ü > 
gerspitale im Falle der Verarmung. 

I n Wien hat diese Aufnahme in das VersorgungshauS S t . Marx 
d« Bürgelfpilals-Wirthschafts-Commisslon (Regierungsverordnung 
rem 30. November 1832, Reggsz. 53,815). 
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d . V o n den Pflichten der Bürger. 

§.59. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g h ie rüber . 

Durch Ablegung des Bürgcreldcs wird der neue Bmger für die 
genaue Elfüllung der einem jeden Untenhane obliegenden allgcmel-
n̂ 'N Pflichten «n emem hohen Grade verantwortlich gemacht, und in 
außcloldentllchen Fällen werden die Dienste und Leistungen der Bür
ger insbesondere »nAnspluch genommen (siehe auch §.37). 

§. b0. 

A u f f ü h r u n g dieser P f l i c h t e n . 

Diese Pflichten beliehen sich vor Allem auf die schuldige Ach
tung und Gehoisam gegen ihre Vorgesetzten. 

Die Bürgschaft soll nämlich nach der Gülsruck'schen Instruction 
gegen den Magistiat den schuldigen (gehoisam, Respekt und Sub
ordination bezeigen , welcher gegen diejenigen, welche dawider han» 
^eln, mit aller Schäi fe zu verfahren hat. 

Hingegen ,st aber auch der Magistrat verbunden, d«e Bürger, 
schafc zu schützen und zu handhaben, auch einem ,eden derselben 
auf Anlangen d,e gcho>lqe schleunige Justiz zu erlhellen. Dafern ein 
oder andere Bürger, oder auch d>? gesammce Bürgerschaft durch den 
Maglstlat beschit'ert zu se»n vermeinte, sind diese Beschwerden m „ 
Bescheidenheit bei dem Magistiate anzubringen, und wenn demsel-
ben nicht abgeholfen w-iden wollte, dagegen hohen Orts derReculs 
ilu ergreifen (Instluctlon für die Krelsämter vom 21. Jänner 1783, 
§. 111). 

Die landesüblichen Zwangsmittel zur Einbringung der obllgre,t' 
llchen Fordelungen, m so fern das Recht Nicht streitig »st, sondern 
b»e Zahlung auS Halsstarrigkeit, oder auch aus Unvermögenheit 
Nicht geleistet wird, sind «n dem Unteithanspatente vom 1. Septem-
ber 1781 und ,n der auf Nlederösterreich anwendbaren Hofverord^ 
nung vom23. Dezember l > ^ 7 , deutlich und vollständig enthalten 
und müssen auf d,e B ü r g e r in S t ä d t e n und M ä r t « 
ten angewendet werden, so oft sie sich »m Falle des Gesetzes be, 
smden. 

Die Waisenschulden gehören jedoch nicht in die Cathegorie obrig
keitlicher Forderungen; und es wurde Mit dem Neglerungsdecretc 
vom 6. Jul i 1820 die allerh. Entschließung bekannt gemacht, das; 
blese Waisenschulden von den Unterthanen (hier Bürgern), nach der 
Vorschrift des bürgerlichen Gesetzbuches eingebracht werden sollen 
MegierungSdecret vom 28. Dezember 1821. Siehe dießfalls die Ab-
Handlung VI I . dieses Theiles, von den n. o. Dominicalgütern un'»' 
dem Baue, «stände). 
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§. 6 l . 

P f l i c h t städtische Aemte r u n e n t g e l t l i c h zu besorgen, 
zu den städtischen Lasten m , t z u w l r t e n . 

D « städtischen Aemter sind von den Bürgern, wenn sie dazu 
berufen werden, ohne Entgelt zu besorgen, zu allen städtischen Aus» 
lagen beizutragen, und sich auch m organlsirten Bürgercorps ' ) 
einverleiben zu lassen. 

«) Ge. Majestät haben nämlich mit allerhöchster Sntschll'ßung vom 3. De« 
zember 1626 zu bestimmen geruhet, daß d,e bereits m,t Genehmigung 
errichteten Burgelcorps noch ferner zu best.hen hab^n, daß aber dagegen die 
Errichtung neuer,bei aegenwarn^en flllbllchen Umstanden nichtStalt findet. 

Die unter dem 22. October l8 l3 allerhöchste genehmigten Vorschnl» 
ten haben ubr^ens auch letzt als Grundsatz zu verbleiben , nach welchen 
die allenfalls bei den bestehenden Bilrgercorpt, slck ergebenden Anstände zu 
enischelden kommen, daher dlese Vorschriften der Landesstelle zu dem 
Ende mttgrtheltt wurden , barmt sie sich bei sich ergebenden Fällen ge, 
uau darnach benehmen (Hosdecret vom 14 Dezember 1826, Hofz 3^,552, 
Hofz 6 « ) 

D«se Vorschriften sind ,n der Abhandlung X X I I l von den politisch» 
adminlstrativen Mllitar-Angelegcnheucn enthalten 

3. Art und Weise wie das Bürgerrecht erlischt. 

§. 62. 

A u f f ü h r u n g desselben. 

Das Bm gerrecht erlischt: 
1 . durch ftelwilllge Entsagung, 
2. aus Strafe, 
3. durch den Tod. 

§. 63. 

HH 1 . Du rch f r e i w i l l i g e E n t s a g u n g . 

Keinem Bmger kann verwehrt werden, auf daS von «hm er
worbene Bürgen echt wieder Verzicht zu leisten. 

Durch Zulucklegung eines Gewerbes, womit das Burgerrecht 
verbunden ward, erlischt jedoch letzteres Nicht (Reglerungsdeeret vom 
2 1 . Dezember 1803). 

§. 64. 

4 ä 2 . Aus S t r a f e . 

Das Bürgerrecht erlischt aus S t r a f e nach Volschnft des Aus-
wanderungöpatentes vom 24. März 1832, §. 10, m Folge unbe« 
f u g t e r Auswanderung, da e»n solcher unbefugt Ausgewanderter für 
seine Person des Rechtes der Staatsbürgerschaft veUustlg w^d , und 
allen gesetzlichen Folgen, die hieraus filmen, unte»worfen ist, und 
den Rang und d« Vorzüge, m deren Besitz er sich »n dem betres-
senden österreichischen Staate befand, verlieret. 
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Auf seine Gattin und die vor der unbefugten Auswanderung 
"zeugten Kmder erstreckt sich jedoch diese Strafe nicht (siehe übri
gens diesfalls Abhandlung X X l l l . dieses Theiles von den politisch, 
administrativen Militär-Angelegenhellen). 

Die Entsetzung von dem Bü rge r rech te kann dagegen laut 
§«24 des l . Th. S t . G. durch ein Criminal-Scrafurtheil Nicht ver« 
^üngt werden; wenn es aber bedenklich wäre, dem Verbrecher nach 
ausgestandener Strafe dl« Fortsetzung seines vorigen Gewerbes zu 
gestatten, so muß nach kundgemachtem Urcheile hierüber an die Be< 
bö'de, dem die Verleihung eines solchen Gewerbes zusteht, die Anzeige 
Zemachl melden. 

Bei schwere« Polizei - Übertretungen kann dagegen laut 
§> 10 des l l . Theils des Strafgesetzes gegen solche, die ein Hand» 
werk oder Gewerbe als B ü r g e r treiben, der Verlust dieses 
Rech tes auf bestimmte Zeit, oder für beständig zuerkannt werden 
(siehe dießfatts Abhandlung XIX. von der Zucht«Polizet). 

§. 65. 

Hä3 . Durch den Tod . 

Dasl durch den physischen Tod auch das Bürgerrecht, so weit «s 
höchst persönlich,st, verloren geht, versteht sich von selbst. 

Die Witwe und die Kmder bleiben jedoch in dem Genüsse dcr 
übrigen dam»t verbundenen Rechte. 

Der bü rge r l i che Tod kann übrigens zwar die Ausübung der m,t 
belli Bürgerrechte verbundenen Vorzüge hemmen, kein Gesetz hebt je
doch dasselbe unbedingt auf. 

I I . Von der Verwaltung der l. f. Ortschaften. 

5. 66. 

Aufsicht auf das städtische Wesen. 
Die unmittelbare Aufsicht auf das städtische Wesen überhaupt ist 

auf dem Lande dem Kreisamle übertragen (Wirkungskreis der Re
gierung vom 20. Mai 1786, §. 37). -

I n Wlen steht sie der n. 8. Landesregierung unmittelbar zu. 

§. 67. 

W i e von der V e r w a l t u n g des städtischen Geme inde , 
wesens zu hande ln kommt. 

Bei der Verwaltung des städtischen Gemeindewesen kommt zu 
handeln: 

4 . von der Organisation der Magistrate und Besetzung der ma» 
australischen Stellen, und von den magistracischcn Beamten, dann 

U. von der städtischen Geschäfts- und Vermogensgebahrung. 
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4. Organisation der Magistrate und Besetzung der 
magistratischen Stellen. 

3. 68. 

M a g n a t von Wien. 

Hier steht der Magistrat der Haupt» und Residenzstadt Wien 
oben an. Cr hat eme e,gc,uhüml»che Organisation/ und zerfallt »tt 
den mneren und äußeren Räch. 

D e r innere N a t h besteht aus emem geprüften Burgerme« 
ster, aus 3 Vlcrbü>g>.'l meistern, und aus 76 geprüften Rächen, 26 
Tektetären, 10 Rathsprolvkollisten, 23 Cr»mmal Gerichts Actuai en, 
47 Actuaren für die Abchellung »n schweren Pol^enUebeittelungen, 
9 BureaU'Accessisten, 24 Nachsauscultantm ln burgerllchen Rechts» 
fachen und 6 Crlmmal ttenchtsausculranten nebst Reglstlatur und 
Archiv. 

De r äusieie N a t h »st endlich au5 der Mtttc der Bürge,» 
schaft selbst geblldtt, und »vüdvon d.m Mag,st»ate selbst e,nannl. 

Unterqeoldnete gchoilg ollialnslNe AeMte, sind: die Buchhaltung, 
das Grundbuch, das Obelkammelamr, das Unteltammelamc, das 
bürgerliche Zeughaus, Sleueiamt, D,positenamt, Ta^iamt, Mehen-
leihelamt, Conscr,pllons- und Kundschaftscoroboilrungsamt, d»e 
Büigelspltals-Wlithschasls Commission, das Zlmenmunqsamt, das 
Klrchenmelsteramt zu S t . Stephan, das Todtenb<schleldelamr, d«e 
plovisonsch vereinte Verwaltung des Inqulstten-Spitals und der St,af 
anstatt, das Magistrat,sche Marlt»Aufsichtspe,sonale und das Schlacht' 
brücken- und Schatzungspnsonale. 

s. L3. 

M a g i s t l a t e der l. f. O i tschaften deS f lachen Lande S. 

Dl« Organisation der übr,gen Magistrate beluht auf der Hof» 
Verordnung vom 13. Dezember 1?85, woinach sammtliche diese Ma» 
glstlate viganisilt sind. 

Sie zerfallen »n 3 Classen: 
4te Ciasse nnt e,nem g e p r ü f t e n BüiqelMelstcr, und meh

reren gepiuften MaglstratSläthen, l)leh<r gehört ve,mog allerhöchster 
Entschließung vom 2. Dezember 1784, Z. 19,589, nu, Wiener« 
Neustadt. 

2te Classe Mit emem u n g e p r ü f t e n Bülgermeister, e,neM 
S y n d z c u s . und emem oder mehreren Maglstratsräthen, Hieher 
gehören Krems und Stein. 

3te Classe Mit «mem ungeprüften Bmgerme,stei undemem Syn 
d,cus, ohn« g e p r ü f t e Maglstratsrälhe, wohin alle übrigen l. f. 
Ortschaften gehören. 
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8. 70. 

E r n e n n u n g des B ü r g e r m e i s t e r s in W i e n . 

Der Bürgermeister von Wien wird, nachdem Se. Majestät die 
Vornahme der Wahl bewilliget haben, von den mneren und äußern 
Räthen deS Magistrates, unter Interven,rung emeS Regierungs- und 
e>nes AppellatlonSraches «n der Arr gewählt, daß durch Mehrheit der 
Stimmen mittelst Wahlzettel 6 vollkommen quallfiz,rte Indivi
duen vorgeschlagen, und dieser Vorschlag m,t gutachtlicher E«nbe-
6leltung der Regierung und Hofkanzlel,' welche sich dleserwegen auch 
Mit der obersten Justitielle »n daS Einvernehmen setzt, S r . Maje« 
stäl vorgelegt wird, Allerhöchstwelcher auS den 6 vorgeschlagenen, 
den Bmgermeister ernennt. 

E r n e n n u n g der Bü rge rme is te r der l. f. Or tscha f ten 
des f lachen Landes. 

Die Bürgermelsterstellen der l. f. Ortschaften bis flachen Landes 
werden »m Wege cmer Wahl von Seite der Bürgerschaft unter In« 
terven,rung des Kre»samleS m der Art beseht, daß der Wahlact der 
Regierung vorgelegt, und nach gepflogenem Einvernehmen Mit dem 
k. l. Appellatlonsgerlchr, von ihr bestätiget wird. Stimmt das Apvel-
latlonsqerichte Mlt der Regierung Nicht überem, so muß der Act der 
Hoskan̂ se» vorgelegt weiden, welche Mit der Obersten Iustizstelle sich 
'N daS Einvernehmen setzt, und wenn auch diese Nicht übereinstimmt, 
denselben Sr . Majestät vorlegt. 

Bei der Besehung der Stelle eineS g e p r ü f t e n Bürgermeisters 
>n Wiener-Neustadt, besteht dagegen laut Hofkanzleidecret vom 
l0 . Jul i 1815, Hofz. 12,l)99, Reggs^. 2^,366, die Abweichung, 
daß von dem dortigen Magistrate e,n förmlicher Concurs ausgeschne« 
ben werden muß, worauf der Besetzungsvorschlag durch das KrelS. 
amc der Regierung vorgelegt, und von welcher dann gleichfalls auf 
obige Arr vorgegangen wild. 

2) Das Sammeln der Stimmen zum BeHufe der Ernennung eines Nür-
acrmelsters wurde laut Hofranzlei-Verordnung vom 25. Juni 1816, 
Hofz 11,557, ReggSz. 25,820 strenge gerügt, und in dem 3Lablproto« 
tolle über die Wahl eines Bürgermeisters oder Maqistratsrathes bei 
den l. f. Or ten ist stets ersichtlich zu machen, ob und welche Wahl. 
Männer mit dem in die Wahl gekommenen. Kandidaten verwandt oder 
verschwägert sind, und zwar in welchem Grade (3icg,erungödecrtt vom 
19 Juli 1828. Reqgsz. W.453). .«««,<..< «^. 

Dasselbe gilt wohl auch bei der Bürgermeister-Wohl für Wien. 
Die <3rtl,eilulig der Dispens in Bezug aufVerwandlschaft oder Ver« 

schwügetung der Magistlatualen bei jenen Magistraten, wo ungeprüfte 
Bürgermeister und Rache bestehen, ist übriaens der politllchen Landes-
stelle, jedoch nur wenn besol>̂ ere rücksichtsvolle Umstände eintreten und im 
ilinverständnisse mit dem AppeUationsgerichte, eingeräumt. 
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Ünvriterter Wirkungskreis der ^rlitischen Länderstelle, F. 8, ver» 
mög allerhöchster Entschließung vom 28. April 5822 (Hoftanzleideeret 
von <l. Mai !832, Hofz. 9öS8,̂ Reggsz. 32,249). 

§. 72. 

W i e die Besetzung der g e p r ü f t e n R o t h « zu 
geschehen hat. 

Die Besetzung der MagistratsrathSstellen, welche sich entweder allein 
obtr nebst den politischen Geschäften auch mildem Civil- oder Ceimi^ 
nalrichteramte zu befassen haben, bei welchen S t u d i e n u n d 
P r ü f u n g s z e u g n i s s e g e f o r d e r t w e r d e n , ist der Concurs 
auszuschreiben, die Ernennung derselben ist aber auf Vorschlag des 
Magistrates, der Landesftelle und dem Appellationsgerichte gemein» 
schaftlich überlassen »). 

Zur Besetzung der Bürger» und Vicebürgermeistersstelle, und 
der Oberkä'mmererstelle bei dem Wiener Magistrate sind die Votschläge 
jederzeit Sr . Majestät vorzulegen (Hofkanzleidecret vom 3. März 
1808. Hofz. 4052, Appellationscircular vom 9. Ma i 1808, Z.2S31 
und 3239). 

>) Bei dem Wiener Magistrate bedürfen die Näthe des politisch-okonomi» 
schen Senates der Wahlfa'higkeitsdecrete zur Ausübung der kriminal» 
und Civiljustizpflege nicht, woU aber benötbigen sie dcr jundisch«volili» 
schen Studien und des Wahlfähigleitidecretes zur Ausübung de« Rich» 
teramtes in schtb'eren Polizei-Uebertretungen. 

§. 73. 
E r n e n n u n g der S y n d i c i < 

Der Syndicus kann immer nur mit Bewilligung der n. 3. Re» 
«gierung aufgenommen und abgedankt werden (Instruction für die 
Kreisä'mter vom 2t . Jänner 1733, §. 1 l 0 ) . 

Die KreiSameer sind daher angewiesen, bei Erledigungen von 
Tyndicatsltcll»'N die Einleitung zu Neffen, daß der Concurs immer 
sogleich ausgeschrieben, und nach dessen Beendigung der Besetzungs' 
Vorschlag ungesäumt eingesendet werde. 

Bei Besetzung jener Stelle selbst aber hat das Kreisamt n icht 
zu interveniren (R,gierungsdecret vom 13. Ju l i l80 i i , Regierungs» 
beeret vom 19. Dezember 1811). 

Die LandeSsteUe bestätiget, nach gepflogenem Einvernehme« 
deS Apvellationsgerichtcs, die Ernennung des betreffenden Magistra
tes, oder wenn dagegen gegründete Bedenken obwalten, hebt sie 
selbe auf, und verordnet die Aufnahme eines neuen lbesehungs«Vor« 
schlages. 

§. 74. 

W a h l der u n g e p r ü f t e n V j a g i s t r a t u a l e m 

I n Ansehung jener Individuen, welche lediglich für die politi
schen und ökonomischen Geschäfte bestimmt sind, hat es bei der Wahl 
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Noch fernerhin zu verbleiben (Hofdecret vom 3. März 1808, Hofz. 
^052, Avvellatlonseircular vom 9. März 1808, Z. 2631 u.3239). 

§. 75. 

V e r a n l a s s u n g zur d z e ß f ä l l i g e n W a h l . 

Die Wahlen solcher Magistralsräthe pflegen in den l. f. Ortschaf
ten alle drei Jahre vorgenommen zu werden, doch lMMer nur über 
eme von der n. ö. Regierung dlesifallS, auf Anlangen der Ortschaften 
oder auf Resignation des Vorstehers (da dieser nun lebenslänglich ge« 
wählt wird, §. 86) eigens ergehende Verordnung, und »mmer l«n 
Beisein des zur Aufnahme der Wahl abgeordneten Comm,ssarS ( I n 
struction für die Krelsä'Mter vom 22. Jänner 1773, §. 108). 

§. 76. 

V o r n a h m e e iner R a t h s w a h l . 

Wenn der Auftrag der n. o. Regierung an daS KreiSamt zur 
Rathswahl ergeht, hat der Krelshauptmann oder e,n KreiScommissär 
slch an einem zu bestimmenden Tage an Ort und Stelle zu verfügen, 
«nddaselbstdie Wahl ordnungsmäßig vorzunehmen. (Loäem.) 

§. 77. 

A u f n a h m e der W a h l s t l m m e n . 

Jede Gemeinde, deren Magistrate ordentlich organisirt smd, 
bat be, MaglstratSwahlen vor Allem e,nen Ausschuß von zwanzig 
vertrauten bescheidenen Männern zu wählen (Decret der österreichischen 
Iust.z vom 19. Dezember 1785, Hofkanzleldecret vom 29. Dezem. 
ber 1785). 

Die Wahlstimmen, welche der Synd,cuS deS OrtS als Aetuar 
genau aufzuzeichnen hat, sind Nicht nur von den Raihsglledern, son
dern von der ganzen Bürgerschaft ,mmer vorläufig zur Mahlung red, 
l'cher und geschickter Männer, auch Nicht selcher Plofesslomsten oder 
Gewerbsleute, die einer Satzung unterliegen (siehe §.82), anzumah-
Nen (Instructionfür d,e Kreisämier 21. Jänner 1783, §. 109). 

§. 78. 

Wah lbe r i ch t . B e s t ä t i g u n g der M a g i s t r a t s w ä h l , «nb 
b«r zu w ä h l e n d e n Ausschußmänner u n d R e p r ä s e n ' 

t a n t e n. 

Bei Gelegenheit der gedachten Rathswahl hat der Wahlcommissä'r 
zugleich die Beschwerden, welche etwa zwischen dem Magistrate und 
ber Bürgerschaft vorkommen mochten, anzuhören, welche, insoweit es 
Möglich! ist, selber m der Güte beizulegen, der Burgerschaft Achtung und 
Gehorsam gegen ihre Vorgesetzt»n und diesen em bescheidenes billig 
Und pfilchtmä'ßlges Betragen, überhaupt aber der ganzen Gemeinde 
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untei sich Ruhe und ElNtgke«t emzuschälfen, dann nach vollendeter 
Wahl und Beendigung der übrigen Opeiatlon, ausführlichen Bericht 
m»t Beifügung der Acten und einer Nathspelsonalstabelle zu crstat» 
tcn, und hierin zugleich der Befund des Winhschafts- und Pupillae 
standes, des Pollzelwesens und der übrigen Veranlassung, w« auch 
die «ntdecklenGebrechen, und die zu tressendenVolkehrungen umständlich 
anzuführen hat; (Instruction für die KrelSämter vom 21 Jänner 1783, 
§. H l ) , welche Relation das Krelsamt der Landesstelle vorzulegen 
hat, da die Bestätigung der Maglstratsrathswahl, nämlich derjenigen, 
welche lediglich für die politisch-'ökonomischen Geschäfte bestimmt 
sind, der Landesstclle m«t der Erinnerung eingeräumt ist, das, dieselbe 
hlelüber jedesmal zugleich aufdle anbefohlene?lnstellung tauglicher Mit»' 
tärperfonen den gehörigen Bedacht nehmen möge (§. 83, Wlrkungs' 
kreis der Landesstelle v^m 26. Ma l 1786, §. 38, auch §. 82). 

Die Bestätigung der zu wählenden Ausschusmänner und Re« 
p'.äsentanten dagegen, »st den Krelsämtern überlassen (Wlrkungs-
kreis der LandessteUe vom 23. Jänner 1500). 

§. 79. 

^H 3. Bestellung der magistratischen subalternen 
B e a m ten. 

Die subalternen Bcamt.n und Offizlanten, f ü r welche die 
M a g i s t r a t e zu ha f ten haben , sind von lbncn selbst zu be
stellen (Instruction für die Krersämter vom 21. Jänner 1783, 
§. 110). 

Den Magistraten ist nur die Besetzung ihres Personales, bis 
aus schließend der Sccletäre, ohne weitere Bestätigung der Lan» 
desstelle, überlassen (Wirkungskreis der Landesstelle, vom 29. Jan» 
ner 1800). 

Auch der Wiener Magistrat hat d,e El Nennung seiner Amtsvor
steher, und der übrigen Beamten seiner Aemter. 

Die Regierung kann d»e V e r m e h r u n g der städtischen D t« 
nelschaft und Polizeiwache, wenn sie aus der städtischen Cassa bezahlt 
wird, und die Stadt zur Bestreitung dieser Auflagen m«t hrnläng» 
lichen Mitteln versehen ist, bewilligen (Hoflanzlcidecret vom 16. Mal 
1807, Hofz. 8307), und die N e g u l l r u n g der Dienetschafl und 
Polizeiwache in Städten und Märkten, ledoch unt Rücksicht auf den 
strengsten Bedarf und die voihandenen zureichenden Geldmittel, dann 
dle Bewilligung der Tagsckre,ber für d»e dasigen Magistrate steht 
noch immelfort der politischen Landesstelle zu, »n Ansehung welcher de»« 
den Punlte dieselbe für die genaue Befolgung der dreßf.rlls bestehenden 
Vorschriften und Weisungen verantwortlich ist (Erweltetter Wlrkungs-
lre«s der politischen Landesstellbn, 3§6 , 7, vermög allerhöchster Ent-
schl.csiunq vom 28. Apr.l 1832, Hofz. vom 11. Mal 1832, Hofz. 
9558, Reggsz. 32,2^l9). 
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§. K0. 

Gesetzliche E igenschaf ten e»nes besoldeten B ü r g e r 
meisters. 

Zu der Stelle emeS besoldeten Bürgermeisters darf kein an-
deres Subzect zugelassen werden, als welches von dem AppellatlonS» 
gmchte, und von der ilandesstelle das Wahlfählgke,tsrecht erhalten 
hat «"Instruction für K>e»Sämter vom 21 . Jänner 1783, §. 110). 

K. K. Beamte (worunter auch Krelsäizte gehölen) tonnen Nicht 
zugleich auch Pllvatdlenste ve, sehen, und somit auch Nicht zu Bü> 
ge»melstelst»>llm gelang.« (Hoftan^Ieidecret vom 9. Dezember 1813). 

Daß in W»en und,n Wiener Neustadt ein g e p r ü f t e r Bürger« 
'«> ister sein muß, kommt oben vor. 

§. 31. 

Gesetzliche E igenschaf ten e»nes S y n d l c u s und e»nes 
po l l t i s chenMag l s t r a tS ra theS , dann der unbeso lde ten 

Vors teher und R a t h s m ä n n e r . 

DaszumbesoldetenRathimanneundSyndlcus ") gewählt wer.-
dende Individuum soll Mit Wahlfähigkells-Decreten sowohl von der 
N- ö. Regierung, als von dem Appellationsqenchte verschen sem (ober
es Iustliveroldnung vom 19. Dezember 1785, Hof^nzle,.Inc,matlon 
vom 29. Dezembel 1785). 

Zu emer po l l t » schen MaglstratslathSstelle,st übrigens die Plü« 
fung aus dem Crimmale «»cht nothwcndig (Hofkanzleldecret vom 
2^. März 1804). ^ .. 

Zu den Stellen jener Vorsteher oder Rathsmänner, welche ihre 
Dlenlte u n e n t g e l t l i c h oder gegen germge Emolumente leisten, 
lst eS dagegen genug, aus der Gemeinde vertraute Männer zu wäl> 
len, die von Rechtschaffenhe,t, guten Si t ten, redlichem Gemüthe, 
Nebstoem von guten Beqllffen und gesunder Vernunft, und also 
fähig sind, über Geschäfte em zweckmäßiges Urthell zu fällen. 

") So wie bei diesen. so ist übrigens auch bei Magistrats-, Sekretärs- und 
Protoeolllftenstellen, dle,ur aenuschten Dienstlelstuna bestimmt sind, von 
der Reaieruna dc.s AppellaNonsgencht zu vernehmen (Hoftanzleidecret vom 
17. Dezember l8!8. Hofz 28,l?0, Reggsz. »24, und 24. Juni !S13, 
Hofz. 19,513, Reggsz. 24,754, stehe auch §. 12) 

§. 82. 
R a t h s m ä n n e r so l l en keine S a t z u n g s ' G e w e r b s . 

leute sein. 

Die Vero» dnung, daß die der Sahung unterstehenden Gewerbe 
leute zu Mag'stratSläthen Nicht gewählt werden sollen, bezieht sich 
strenge nur auf die, der eigentlichen politischen Satzung-) «meiste 
henden P o l l z e l g e w e r b s l e u t e (Hofkanzleldecret vom 10. Mai 
181L). 
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») Nämlich auf dit Backer und Fleischhauer, keineswegs aber auf Apo» 
tlierer, wiewohl ihre Aizneimittel gleichfalls einer Taxe unterliegen. 

3. 83. 
E m p f e h l u n g v e r d i e n s t v o l l e r M i l i t ä r p e r s o n e n zu 

M a g l s t r a t s d l e n s t e n . 
Sc. Majestäc haben zu befehlen geruht, daß nach der bestehet 

den Anordnung vom 27. Nov.17>5be> Ersetzung der Magistratsraths' 
stellen d«e Mahlung v el b»en stvo l l e r Mllltälpelsonen empfohlen 
werden soll (Hofoecretvom 8. Jänner 1784, Hofdecret vom 22. Iul» 
1784, stehe auch §. 78). 

z. 84. 

B e e i d i g u n g der B ü r g e r m e i s t e r . 
D,e Bürgermeister der l. f. Ortschaften sind, nach erhaltener 

Reglerungsbestä'tlgung, vor das Kreisamt zu fordern, um ihnen den 
Amcseld abzunehmen (Neglerungsdccret vom 2 l . Jul i 1808). 

I n W,en legt der Bürgermeister den Eld bei der Regierung im 
versammelten Rathe in Gegenwart zweier ?lppellationSräthe und 
der Vlcebürgermelster ab. 

§. 85. 

Ob und in w i e f e r n e»ne I n s t a l l i r u n g undZ Amtsübel» 
gäbe an O r t und S t e l l e S t a t t haben s o l l . 
Eine Installirung und Amtsü'bergabe an Ort und Stelle soll nur 

in besonders rückfichtswürbigen Fällen Statt haben (Reg,elungsde-
cret vom 21. Ju l i 1808). 

I n Wien geschieht eine feierliche Vorstellung oo» dem gesamM' 
ten Magistrate durch einen Negierungs- und einen Appcllallonorath 
nach abgelegtem Eide (§. 84). 

5. 86. 
L e b e n s l ä n g l i c h e D a u e r des B ü r g e r m e i s t e r a m t e s . 

Die Bürgermeister der l. f. Ortschaften haben, ohne neue Be< 
statigung, l e b e n s l ä n g l l c h ,n ihrem Amte zu verbleiben (Hof' 
kanjleldecret vom 25. Apnl 1802, Hofkanzleidecret vom 11. August 
1806). 

5- 87. 
D e n M a g ist rat sbe am ten au f dem Lande g e b ü h r t 

keine U n i f o r m . 

Auf die Magistrate der Kreis« und l. f. Städte findet die Be« 
willigung eines den Magistraten der Hauptstädte bewilligten Arnlö« 
kle»des keine Anwendung (Alle» höchste Entschließung vom 26. De
zember 1816, Hofkanzleidecret vom 2. Ocrober 1816, Neglerungsde-
«et vom 10. September 1816). 

I n den Hauptstädten besteht sie in einem braunen Amtskleide niic 
weiß seidener Stickerei. 
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§. 88. 

R e g u l i r u n g der B e s o l d u n g der M a g l s t . a t u a l e n . 
E r h ö h u n g derselben. 

Die geringsten Kosten für einen orgamstrten Magistrat des fla
chen Landes betragen jährlich 450 st., damit nämllch e»n geprüfter 
C»ynd,cus und Rachsmann wenigstens mitcinem Gehalte von 300 fi., 
«̂n Kanzlel-Indlvlduum nm 100 st., undemGenchtsdlenermlt50fi. 

angestellt werden tönnc; und dann wird noch insbesondere dle Ge° 
Memde-Elklälung gefordert, daß des Gerlchtsvoistebers, und dleier 
^athsmänner. Stellen von Männern der Gemeinde u n e n t g e l t l i c h 
beiden versehen werden (Hofdecret vom 19. Dezember 1785). 

Und so weit es dle Kläfte der Gemeinde-Cassa nnt Rücksicht auf 
b>e übrigen GemelNde.-Bedürfnlsse zulassen, sind außer dem Syndl-
cus und dem subalternen Personale, auch dem Vorsteher und den 
Übrigen Rathsmännern verhältn»ßmäß,ge Besoldungen auszuwerfen, 
"der letzten zu einiger Entschädigung emlgeS Emolument von 20 
bls 100 fi. zustießen zu lassen, (l^oävm f.) 

Die Voinahme der E r h ö h u n g der Besoldung der Beamten 
6eht übrigens den l. f. Oitsch^ten nur dann zu, wenn daS Gemeinde» 
vermöge,, hierzu hinreicht. Insofern aber diese Erhöhung nur durch 
Zuschläge auf die l. f. Steuer Statt finden kann, hat die Fürsorge 
von Seite der Behöiden einzutreten, damit die Steuerpflichtigen 
">chr mit übermäßige Zuschlägen belastet werden CHofkanzleldecret 
vom 22. November 18^5, Hofz. 1825, ReggSz. 59,936). 

§. 89. 
A l l m ä l l g e Um staltung der B e s o l d u n g e n »n C o « , 

v e n t l o n s - M ü n z e . 

Se. Maiestät haben mittelst allerhöchster Entschließung ddo. Nea. 
vel den 2. März 18l9 zu bewilligen geruhet, daß auch den städtischen 
keimten, so bald als möglich, nach Umständen, die ganze oder thell? 
weise Besoldung «n Conventlons-Münze unter der Beschiänkung ver
schafft werde, daß die Gemeinden d,e Mittel dazu ohne Störung ihres 
Wohlstandes, aufblmqen tonnen, und solche unmittelbar aus ihren 
6'nnahmsquellen, folglich nlcht etwa durch Velkauf des Papiergel. 
des gegen Münze, beziehen (Hofdecret vom 15. Ma, 1819). 

Hiernach haben Se. Ma,estät anzubefehlen geruhet, daß nach 
dem beiläufigen Ertrage der Zuflüsse in ConventlonS.Münze, und der 
dem Papiergelde verbleibenden Emkommenszwelge. dann nach den, 
von den Städten sonst »n einer oder der andern Währung zu bestrei» 
tenden Auslage, für jede Stadt insbesondere festgesetzt werde, ob sie 
dle Besoldungen ihrer Beamten ganz, oder Mit welchem Theüe ,n 
MetalK.Mun.ze zu bezahlen haben, endlich ob be, dem vor der Hand noch 
lU< Papiergelde verbleibenden The,le der Besoldung ein hundert perzen? 
t'ger, oder ein mmderer, oder wohl gar kein Zuschuß Statt finde« 
könne. (Noäem.) 
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Wenn übrigens die gewöhnlichen Einkünfte eines Ortes zur 
Verabfolgung des bisher üblich gewesenen 150 perceNt. Theurungs-
Zuschusses für die Magistratsbeamten mcht ganz zureichen, so muß 
der Abgang durch d«e Umlage auf die Gemeinde hereingebracht werden, 
welche, wenn sie die Gerichtsbarkeit durch emen eigenen Magistrat 
verwalten lassen w i l l , auch verpflichtet ist, die systemistrten Besol-
düngen den hierbei angestellten Beamten vollständigzu erfolgen (Hof-
kanzleidecret vom 13. September 1821). 

§. 90. 

W i e es M i t dem G e h a l t e städtischer B e a m t e n zu 
ha l ten lst, welche i n Ae r a r i a ld ienste t re ten . 

Städtische Beamce, die in Aerarialdienste, ganz oder auch pro
visorisch übertreten, haben ihren städtischen Gehalt >m ersten Falle gar 
nickt, im zweiten, während der provisorischen Dienstleistung Nicht 
zu begehen, sondern ihren Genuß von Seile des Aerars zu erhalten 
(Hofkanzleidecret vom 29. März 1817). 

z. 91. 

Ausschl ießung der mag is t ra t i schen I u s t i z b e a m t e n von 
der Advoca tu r . 

Die Verwaltung der Gerichtsbarkeit und die Advocatur zugleich 
zu übernehmen, ist den be» den Gerichten der Slädte und Märkte 
dienenden geprüften Rächen für die Zukunft nicht mehr ellaubt (aller« 
höchste Entschließung vom 30. Juni 1821, Ncglerungsclrcular vorn 
28. September 1821). 

§. 92. 

W i e d i e Geha lbSsper re gegen magist rat ische B e a m t e 
v e r h ä n g t we rden kann. B e h a n d l u n g de r j en i gen z'i« 

gern den B e a m t e n , die i n V e r r e c h n u n g stehen. 

Es ist die Frage vorgekommen, ob wider die Glieder eines or-
g a n i s i r t e n Magistrats überhaupt, insbesondere aber wegen Steuer-
Rückstände, von der politischen Landesstelle allein, und ohne Em' 
vernehmen mit dem Appellattonsgcrichte, die Gehaltssperr« verhängt 
werden könne? 

Darüber haben Se. Majestät unterm 1. Ju l i 1819 und 26. April 
4820 folgendes zu entschließen geruhet. Bei den Magistraten, wo die 
Iud'cial» und politischen Geschäfte von den Magistratsbeamten ge< 
meinschafclich ohne Absonderung in Senate, und Zuweisung bestimm
ter Individuen für die Iudicial - Geschäfte, und anderer, bloß 
für d»e politisch ökonomischen Geschäfte, behandelt werden, kann auch 
im Allgemeinen eine Sperrung des Gehaltes eines derlei Magistrats-
beamtennur mit gemeinschaftlichem Einvernehmen der Negierung und 
des Appellationsgerichtes verhängt werden, und ist der Fall bey mcht 
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Statt findendem Emverständmsse, den Hofstellcn zur gemeinschaftlichen 
Entscheidung vorzulegen. 

I n einzelnen Fällen aber, wo dle Gehaltsspelre bei jenen Ma« 
geraten, welche politische und Iudlc,al.-Geschäfte zugleich besorgen, 
6egen e,nen oder den andelN Beamten einzutreten hat, lst sich auf 
folgende Art zu benehmen. 

Besorgt der Mit der Gehaltssperre zu bestrafende Beamte nur 
l'eme politische Geschäfte, und ist derselbe mit Iudlc,al- odel ge« 
Mischten Geschäftsgegenständen Nicht zugleich «bethcllt, dann hat die 
politische Landesstelle fü> sich allein d,e Gehaltssperre zu velhängen; 
dagegen steht die Gehaltsspelle dann allein dem Appellallonsgellchtezu, 
Wenn der Beamte blosi und alle,« Mlt Iudicial Geschäften bethellt ist. 

Das gemeinschaftliche Einvernehmen zwischen der politischen 
Landesstelle und dem AppellatlonSgcnchte aber, hat bei der GehallS-
spe»re eines Magistratsbeamten dann einzutreten, wenn dieser ent 
wedn gemischte, oder politische und Iud,c,al Gegenstände zuglelch zu 
versehen hat (Hofkanzleldeclet vom 7. I u l l , 1820). 

z. 93. 

G le i chs te l l ung l« BeHand lung de i stadtischen Beam
ten m i t landesfürs t l i chen. 

«) I n Drens t t a ^ , R e m u n e l i l u n g s , I u b l l l r u n g s - , P e n 
slonlrungs.,Ent lassungs- und Subs t l t u t l ons -Fä l l en 

u. s. w. 
D»e Bestimmungen >n ?lbsicht auf die Einhebung de, D , enst taren 

von den Staatsbeamten, welche in Folge allerhöchster Entschließung 
vom 17. Ma, 1822 m,t Hoftammerd^c»ct vom 19. Iun» 1822, Z. 
20,365 e» lassen wurden, wu»denlaut Hoftammeldccret vom 25. Jan 
" " 1^38, Z. 30»8 und Hofkanzleldec'et vom 17. Februar 18^8, 
Hoft. 3K17, Reggsz. 11,485, auch aufd,e Kanimcrä'mtcr der l. f. Städte 
UNd Mä'lkte ausgedehnt. (Siehe daher I I . Thell, ?lbhandlung l l . Von 
den Beamten.)' 

Rücköchtllch der Nemunerlrunq, Iub,l,rung, Penstonlrung, 
Provisionlrung und Entlassung maglstratlscher Beamten, dann der 
Eonductqualtale, so wie der «penslonnung, Prov»l1on,rung und Ab« 
f"t,gung «hler Witwen, endlich der Tlzlehunqsbeltläge für ,hre 
Kinder, gelten alle d>e Bestimmungen, welche diesfalls rückstchlllch 
der l.f. Beamten, ihrer Witwen und Waisen mit der allelhochsten 
Enlschilesiung vom 20. November 1820 und 7. I u l l 1821 bewilliget 
wurden (Hofdecret vom 26. Mai 1786, §.7, allerhöchste Entschwe
llung vom 5. Aprll 1824, Hofkanzle,decret vom24. Apr,l 1824), 
Und der Landesstelle stehen auch be« ihnen »n EntlassungsfclUen dieje. 
«'gen Befugnisse zu, welche ,hr ln Bezug auf l.f. Beamten bewllllget 
slnd ^Allerhöchste Emschllesiunq vom 5. Juni 1816, HofkanUelde' 
"et vom 3. Jul i 1816, Hof,. 10,717, Reggsz. 26,541, Justiz 
Hofdecret vom 12. Mm 1826, Hofkanzle,decret vom 19. Ap,ll1826). 



1008 I. T h e . l . V l l l . A b h a n d l u n g . 

Se. Majestäthaben mit allerhöchster Entschließung vom 13. März 
183f>zu genehmigen geruhet, daß dle Mlt Hoftammerdecrecyon 15. Apill 
1835, Hofz. 14,^88, Reggoz. 22,889, sämmtl'chen Camera!« und 
Gefällsbeh'örden mitgethellte allerhöchste Entschllcsiung vom 26. März 
1835, auch beiden bei stä d tischen Beamten vorkommenden S u b» 
stitutionSfÜlle (siehe ll.Theil dieses NerkeS, I I . Abhandlung, von 
denBeamten), angewendet werde, und d»e kandesstelle wurde angew»ê  
sen, an alle betreffenden Autoritäten das Entsprechende zu erlassen und 
sich hernach bel vorkommenden Verhandlungen wegen Bemessung der 
Substitutionsgebühr zu achten (Hofkanzleidecret vom 3. Apnl 1828, 
Hofz. 6^82, ReggSz. 20,674). Auch kann.'laut HofkanzleidecretSoom 
10. Mai 1838, Hofz. 11,570, Reggsz. 29,565, auf e,nc bessere 
als die Normalmäßige Behandlung bei Pensiomrung Substitution 
und Provision der städtischen Beamten und auf Gnadengaben, ohne 
einer Aufforderung, bei rücksichtswürdigen Fällen angetragen werden. 

§. 94. 
d) bei Ersätzen und Z a h l u n g e n . 

Auch rücksichtlich der Ersätze und Zahlungen der gegen die städti' 
schen Casse verrechnenden Beamten gelten die für die k. k. Beamten 
erlassenen Vorschriften (Hofdecrct vom 4. Dezember 1821, Hofz. 
32,358, Regqsz. 55,999, Hofkanzleldecret vom 26. März 1824, 
Hofz. 8?91, ReggSz. 16,605, allerhöchste Entschließung vom 5. Jan» 
ner 1836, Hofkanzleidecret vom 11. Jänner 1836, Regieiungsde« 
cret vom 23. Jänner 1836). 

») Siehe diehfalls I I . Theil I I . Abhandlung dieses Werke« von den Beamten. 

V. Von der städtischen Geschäftsführung und Vermögens-
Gebahrung. 

1. Geschäftsführung. 
§. 95. 

E l n t h c i l u n g derse lben. 
Die Geschäfte der Magistrate theilen sich in po l i t isch. - öko

nomische, in Civil' und CrtM«nallust«z.Sachen " ) . 
Die polltlsch-ökonomischen Geschäfte werden unten §̂  193 bei 

der städtischen Velmö'genSgcbahrung belührc. 
Die C r i m i n a l - I u s t l z p f l e g e l,egtganz außerdem Bereiche 

dieser Abhandlung. 
Von der T i v i l - I u s t i z p f lege ist dagegen hier ,edoch nur in 

so fern die Rede, als sie nnt der p oI i t ischen Gefchüftsführung lV 
Verbindung steht. 

») I n Wien bestehen daher 3 Senate: der polittsch'?k«namische, «er.'Elvtt» 
justiz, undderCriminaljusti^Senat, all« drei stehen unter dem Bürgern,«»» 
ster, und jeder hat einen Vice'Buraermclster. Vesetzungsvorschlage des 
Wiener Magist»ates fllr Stellen im Civil« und Lrimlnal«I«st<zsache sin» 
entweder unmittelbar von dem Magistrate an das Avpcllatlonsa/riM, 
und dann «st von diesem an die Regierung zu befördern , oder die 3l<« 
gierung hat dieselben, ohnc vorläufige Aeußerung ihrer Ansicht, unnul-
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telbar an das Appellationsgencht, zur Eröffnung seiner Meinung, zu 
leiten (Hostanzleldecret vom 31. Oktober 1832, Hofz. 25,137, Reggsz. 
6l,862, siche auch g. 72). . ^ ^ . , 

Der politisch, «itonomlsche Genat zerfUlt wieder m zwe,Ablhe,lungcn, 
in den poluiich ökonomischen im «nqeren Sinne des Wortes Mit Inbegriff 
des Wlrthschaitsrathes und in die Abthtllung für schwere Polizel-Ueber. 
tretungen, dem ein Magistratsrath als Dneitor vorgesetzt ist. 

§. 90. 

A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n rückslchtlich der Ius t , z -
pf lege. 

I n dem Just iz wesen sind d»e l. f. Ortschaften den Iustizbe-
hol denun'telgeo» dnet, doch liegt dem Krelsamte ob, da» über aufmerksam 
zu fem, das, dl« Maglstiate überhaupt »hre Pflicht erfüllen, dUlch 
Velnachläßigunq'der Iustlzpflege Nicht zu allgemeinen Klagen Anlaß 
geben; fernel das; keine Pa»te»llchke»tcn, ke,ne Bedrückungen und 
ke,nc Unbilligkeiten ausgeübt weiden (KreiSamtsinstluct,onvom21.Iän. 
«er 1?83 §.107). 

Bei den Magistraten soll die Iustizpflege ordentlich, genau, ver« 
läßlich und fördeillch befolget, die eingeschlichenen Mlßbläuche sollen 
ohne Wetteim eingestellt, übrigens, wenn bei dem emenoder dem an. 
de»n nützliche Vorkehrungen und Einleitungen schon ,eht möglich 
und diensam befunden würden, die Volschlägeemvelnehmlich Milden 
Ländel-ChefS der höchsten Entschließung vorgelegt weiden (Hofdecret 
vom 10. octobel 1784). 

M i t Patent von 9. September I78c> wurde hiernach eine 
verbesse i te Iustizmstructlon kund gemacht, welche be, allen Ap. 
Pellatlonsgcllchten, Landrechten, adeligen Iusti,veiwaltungen und 
o rden t l i chen regu l l r t e n M a a i s t r a t e n der böhmisch öster-
relchlscĥ deutschen El blanden dul chqehends auf das Genaueste beobachtet 
weiden, und zur allgemeinen Richtschnur dienen soll. D,e,enlqen 
Magistrate und Ger.chrsbehölden, die blSher nach den allqememen 
Grundsätzen noch Nicht hergestellt werden konnten, sollen bis zu »hier 
gleichen Regullelung, diese I n s t r u c t i o n in so w e i t befol« 
gen, a ls es ihnen, vermöge »hrer dermal igen O r g a n « , 
s a t l o n , mögl ich se,n w»rd. , , ^, 

Gleich den Rechtsbehorden haben auch Parteien, welche vor lH«. 
'̂cht Recht suchen, und ihre Sachwalter sich aus dieser Instruction 

diejenigen Punkte gegenwärtig zu halten, welche auf derselben eige
nes Benehmen Beziehung haben. . . <>, ^ « 

DteHoftommlss.on ,n Iust.zGesetzsachen,Mlt welchen sich der f. k. 
obe.ste Gerichtshof über d.e von der Hofkanzlei dahin mitgethe.lte 
Anfrage m das Einvernehmen setzte, erklärte ,edoch: daß d,e Iust.z.-
mstluctlon vom9. September 1?85 zunächst nu r für Geiichte be, 
stimmt ,st, die aus emem Colleg'um von m e h r e r e n g e p r ü f t e n 
Rechtsgelehrten bestehen, und daß'be» Stadt- und Marktqer,chten, 
dle nur Mit emem aeprüften Syndicus, und einigen Räthen aus 
dem Bü rge rs tande besitzt sind, manche der darin enthaltenen 



1010 I. T h e i l . V I l l . A b h a n d l u n g . 

Vorschriften nicht befolgt werden können (Hofkanzleiverol dnung voM 
23. November 1821). 

Hier kommt nun: 
1.) von der eigentlichen Kanzle«-Manipulation im Iustizfache, 

und 2.) von dem Waisen- und Depositenwesen der l. f. Ortschaften 
zu handeln. 

§. 97. 

Hä 1. K a n z l e » - M a n l p u l a t » o n b ei M a g i s t r a t e n »m 
Ius t l z fache . 

Den sämmtlichen Magistraten, denen die Rechtspflege obliegt, 
ist befohlen, unter scharfer Ahndung dahm zu trachten, daß sie bei 
l'eder zu ihrer Ei kenntNlsi kommenden Rechtssache, welche entweder aus 
dem Gesetze, oder aus emem zwischen den Parteien schnfllich oder 
mündlich unter sich gemachten Einverständnisse entspringt, e,n ordent« 
liches und für jeden Fall unterschiedenes P r o t o k o l l führen, dar,n 
alle von den Parteien zu ihrer Verthetd,gung angeführten Behelfe 
und Bemerkungen, und was übugens bei emer solchen Sache, der 
Instruction gemäß, angenommen se»n wird, deutlich, verständlich, 
leserlich, kurz und getreulich anmerken, damit m einem wiederholt vorkom
menden derlei Falle ein solches Protokoll sogleich zur Einsicht genom
men, und eingeschickt weiden kann (Hofdecret vom 28. Dezember 
1784). 

D,ö übrigen Manipulationsbestimmungen sind übrigens in dem 
§. 96 des erwähnten Patentes vom 9. September 1785 enthalten. 

§. 98-
Hä 2. P u p i l l a e und Wa»senwesen der S t ä d t e und 
M ä r k t e . Dies) f ä l l i g e besondere B e s t i m m u n g hin« 
sichtlich der Ger ichte der k le lne rn S t ä d r e und M ä r k t e . 

Den Städten sind m Ansehung der P u p i l l a e und Iudicial-
Gegenstände eigene ausfühillche und jweckmäsilge Instructionen zur ge
nauen Nachachlung hmausgegeben worden (WllkungSk:e,s der Re
gierung vom 26. Ma, 1786, §. 37), und «m Jahre 1794 wurde an 
die Magistrate der Städte und Mältce eine eigene Pupillae und 
Abhandlungs-Genchtsoldnung erlassen, deren umständliche Auffüh
rung zedoch ,n den Bereich dieser Abhandlung nicht geho'it. 

Es passen übrigens d»e Glünde, aus denen den qutsherrlichcn 
Gerichten gestattet wud, die Veiwaltuna und Verrechnung derWal< 
sengelder selbst zu übernehmen, ganz auf dl« Ge»»chte der l l e l n e r n 
S t ä d t e und M ä r k t e (d«e nur nut emern Synd'cus und e»ni« 
gen Rathen aus dem Bürgerstande besetzt sind, §. 96), und auf 
»hre GenchtS Insaßcn. Ob aber dieses Vei fahren »m Allgemeinen bei
zubehalten, und wie das Wa>se,ive,mögen sicher zu stellen ist, «st em 
Gegenstand der neuen Amtömstiuction für sämmcllche Iustlzbehöiden, 
Mit deren Bearbeitung die Hoftommlsslon »n IustizGesehsachen sich 
gegenwärtig beschäftiget. Bei diesen Verhältnissen wurden d,e Gerichte 
der b le ine rn S t ä d t e zu, Befolgung derInstluctlon vom 9. Sep-
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tember 17<̂ 5 nicht angewiesen und eben sowen,q eischelnt »rgend e.ne 
andereVerfügung über d,c Walsengeschafte de, Hrä'dte und Mm lre dun-
gend norhwendig. Insbesondere aber läsu sich das, seinem aan^enIn 
balle nach nur aufgutshe,rl,cl>c^eilchte passende (5»>cul. vom 18. ̂ anner 

^^2 l , nicht wohlauf Magistrate ausdehnen. Hielnach bat auch de. 
k.k. cbelste Gel>cbtshof eitannr: das;, »n B e t l e f f e ,ne l dcn 
S t a d t und M a r r t g e l l c h t e n zu e r th ei l enden besonde 
len I n s t r u c t i o n über die F ü h r u n g der Waisenge« 
schäfte, be, n »ch t wah rgenommene r D r , n gl «ch t c , c, 
dl« V o l l e n d u n g der bei der H o fko m m lss lon »n I u 
stlz.-Gesetzsachen i n B e a r b e i t u n g ste h enden Amts l«> 
N r u c t l o n füg l ich a b z u w a r t e n sei (Hoftommlsslonsdecretvom 
23. November 1821). 

8. 99. 

Au fs te l l ung der W a i s e n a m t s . V e r w a l te r . B e e i d i g u n g 
derse lben. 

Zur Verwaltung der W<nsenkassen werden übrigens Nicht Ma . 
glstratsql.eder, sondein andere redliche Männer aus der Bmger. 
schafr verwendet, und diese Verwaltung w,,d Niemals emem ^nd.-
v'duum allein ohne Gegenhändleranvelnaut. Diese Waisenamts'Vci. 
'"altei sind elgends zu beeld.qen. Bei ,enen Maglstratspelsoncn und 
Beamten der Städte und Märkte, welche für ihr Amt ohnehin de. 
eid.gt sind, ,st ,edoch e,ne besondere Beeidigung,« Betreff der 
Walsensachen, mcht eifordellich (Hoftanzleldecret vom 23. Oclobel 

1821). 
§. 100. 

O rden t l i che G e b a h r u n g m i t d em P u p M a r w c s e n . 
Da das Pupillare be. den l. f. Ortschaften,'in so fein sie 

für den dabei dln Pupillen und The.lnehmem zugehenden Schad.m 
haften muffen, «mmer e.nen sehr q.°sie« E.nfiusi auf ihren W.nh 
schaftsstand hat, so ,st h.elubcl allzeit so'.gfälua, zu wachen, dasi mu 
dem Nute der Waisen vo> sichte umqeganqen, daß eS wohl verwah.et, 
n.cht ohne zureichender Hopocheke unflucbtbr.ngend liegen gelassen, 
d.e Ne.haben zur Legung iblei Rechnungen angehalten, und da<; d.e 
Magistrate allezeit-.n Stand erhalten weiden, ,edem Pupille ode> 
andren Interessenten se.n l"ut genau auszuweisen, um denselben mi 
wer. wenn d.e Ze.t der Erf.lglassunq da ,st,/'chng und vollständig 
abfertigen zu lönnen (Instruction für KrelSamter vom 21. Iannn 

N 8 3 , §.106). ^ ^ ^ 
§. 101. 

B e s c h a f f e n h e i t d e r W a » s e n - I o l N n a l i e n , und des 
I n d e r . 

Bei den l. f. Ortschafren müssen bei dem Walsenamte ordentliche 
Ioui«allen gefühlt, nebstdemaber auch, damit, wenn em Eilaq sol-
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cher Pupillargelder oder Obligationen geschieht, der ganze Magistrat 
davon wisse, be» dem Naihsg»emium selbst ein WaisenprotokoU ge
halten, in solches alle in Pupillarsachen vorkommende Erläge, und 
so auch auf der gegenüberstehenden Seite bei jeder solchen Erlagspost 
die eingesandte ErfolglassungsbewiUlgung eingetragen werden, und 
dieses Protokoll mit einem nach dem Namen desjenigen, für den das 
Geld bestimmt ist, eingerichteten Inder versehen sein (Regierungs-
beeret vom 24. Dezember 1799). 

§. 102. 

B e s c h a f f e n h e i t der Waisenkassen. 

Bei den l. f. Ortschaften soll die Waisenkasse allzeit nur im 
Rathhause des Ortes in e>NtM gegen Feuer oder ElNlnuchsgefahr zu
reichend gesicherten Gewölbe aufbewahrt sein, und aujier e,nem klei
nen, etwa zu täglichen Aufgaben nochwendigen Verlage, Niemanden 
die Hallung einer Annskasse ,n seiner Wohnung verstattet werden 
(Regierungsverordnung vom 24. Dezember 1799). 

Die Walscnkasse musi mit drei Schlüsseln versehen sein, und 
einen Schlüssel der Kassrführcr selbst, den zweiten der ihm zugege
bene Glgelihä'ndler und den dritten der Bürgermeister zu Händen 
habe«. Jede Amtsperson, der die Verwaltung der Kasse anvertraut 
ist, muß mit einem eigenen maaistranschen Anstellunqsdecrcre verse
hen sem, und ohne ein solches Niemand zu einer solchen Amtirung 
zugelassen werden. 

Aber auch Niemand kann zur Kasseuerwaltung gelangen, ohne 
einer vorläufig ordentlichen llcbei gäbe zu emer solchcnDienstlmtung; und 
in dieser Absicht musi, nach dem Austritte oder Tode cmeö solchen Indivi
duums, «mmer ein ordentliches Inoentarium des KaflVstandes, und 
der dazu gehörigen Urkunden oder Aktenstücke verfastt werden, um als
dann an den Amtsnachfolger die Uebcrgade ordnungsmäßig veranstal
ten zu können. 

§. 103. 
Au fs i ch t über d ie Wa ise ngebah rung . 

l».) V o n S e i t e der M a g i s t r a t e . 
Die Magistrate der l. f. Ortschaften sollen dl« ihnen untergebe

nen Waisenkassen unvermuthet visitiren und die Kreisämter haben für 
die richtige Erfüllung dessen selbst zu sorgen (Verordnung vom 
12. Juni 1796). 

§. 104. 

d.) V o n S e i t e der K r e i s ä m t e r . 

Die Kreisämter haben auf den P u p i l l a r stand der l. f. Ort
schaften fleißig zu sehen, und sie zugleich zur Führung richtiger Wai« 
senbücher und Einsendung der gewöhnlichenPuplll.utabellenan t>,eBe
hörde anzuhalten (Instruction für Krclsamter vom 21. Jänner 1783, 
tz. l0K). 
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Die der Verwaltung der Magistrate der l. f. Ortschaften anver

trauten Depositen- und Waisentassen sollen nach dem summarischen 
Ertracte der dlesifcilligen Rechnungen scontnrt, untersucht und er. 
hoben werden, ob und wie 
Folge geleistet worden ist. (Lo6em §. 104.) 

Die Krelsämter haben sich ferner, theils um sich der dlesifalligen 
Erfüllung wegen zu überzeugen, theils um sich in fortwährender 
Kenntnis; des Kassestandes zu erhalten, den Befund dieser Visitationen 
vorlegen zu lassen', und wenn solcher der Vorschrift mcht angemessen 
befunden wird, ihn zur Abänderung zurückzugeben, widrigen Falls 
aber, der Verordnung vom 11. Dezember 1798 gemäß, der Regie
rung einzusenden. Siehe Abhandlung V I I , von den n.ö. Dominica!« 
gittern und dem Bauernstande (Regierungsverordnung vom 24. De» 
zember 1799). 

§. 405. 
Anze ige der entdeckten Gebrechen. 

Die Kreisämter haben jene Gebrechen, welche sie bei Gelegen, 
heit ihrer krelsämtlichen Visitationen im Puplllar-und Depositenwesen 
bei Magistraten erheben, gleich unmittelbar der Lanbeslustlzbehörde 
Mitzutheilen, wovon zugleich das Pare an die Landesstelle emzuse«. 
den ist, masien derselben eben so sehr, als der Iust.zbehorde daran 
gelegen seyn musi, zu wissen, wie sowohl mit dem Puplllargelde. als 
Mir den Depositen aebihllwird (Hofkanzleidecretvom 11 Iu l .1785) . 

Die übrigen Bestimmungen über die Anlegung, Slcherstellung 
UNd Ausbezahlung der Waisengelder, sind m,t «enen, welche in der 
Abhandlung VII, ' von den n. ö. Dominicalgütern und dem Bauern' 
stände vorkommen,' übereinstimmend. 

§. 106. 

F ü h r u n g der Depos i ten -Cassen bei M a g i s t r a t e n . 

Wegen Besorgung der Depositen-Kassen von Seite der Magi
strate enthält die Instruction für die Justizbehörden vom 9. Dezem
ber 17K5 die nöchlgen Weisungen, welche ebenfalls m zcner Abhand
lung VI I auseinander gesetzt sind. .. ^ « 

Hier kömmt nur noch anzuführen, dasi, vermöge Hofkan,le,dc-
cret vom I.Octodec 1501, sämnuliche l. f. Ortschaften von Abführung 
der Depositengelder an das Cnmerale für die Zukunft enthoben sind, 
und das; die von Pupillen einkommcnden zur verzinslichen Benutzung 
geeigneten Depositengelder, entweder beim Aerarium, oder gegen <pn-
vatsicherheit angelegt werden sollen (Hofdecret vom 1. Oktober 1801). 

§. 107. 

V e r f a h r e n bey A u s ü b u n g des C a d u c i t ä t s . R e c h t es. 
Um Beeinträchtigungen desFinanz.Regalcs durch die Nichtkemtt-

Niß, oder durch Nichtbeobachtung der bestehenden Gesetze von Scne 
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der Obrigkeiten bei E n t z i e h u n g heim f ä l l i g e r G ü t e r M 
dem österreichischen Kaiserstaate wirksam hintanzuhalten, wurde fämmt« 
llchen Domin,en und M a g i s t r a t e n das Verfahren bei Ausübung 
deS Caducitätsrechtes nach den ohnehin schon bestehenden älteren und 
neueren Vorschriften, insbesondere nach der allerhöchsten Resolution vom 
23. Ju l i 1779, kundgemacht durch Clrcular vom 5. August 177!), 
nach der allerhöchsten Resolution vom 9. September 1780, nach dem 
hohen Hofbecre-te vom 8. März 1782, nach dem höchsten Patente 
vom 20. Dezember 1790, nach dem hohen Hofdecrete vom 30. Oc» 
tober 1802, dann nach den Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches mit Genehmigung der k. k. Hofkanzlei, und der k. k. all« 
gemeinen Hofkammer, nach gepflogenem Einverständnisse mit dem k. k. 
Appellatlonsgerlchtezur genauen Dornachachrung vorgeschrieben. 

1. Alle Obrigkeiten und M a g i s t r a t e , bey denen sich Deposit« 
befinden, zu denen sich seit32 Jahren kein Elgenthümer vorgefunden hat, 
diese Deposita mögen von hlcromgen Verlassenschaften, oder von ge
richtlichen Erlägen herrühren, sind verbunden, die Ed,clal-E,nberU' 
fung der Elgenlhümer Mit Festsetzung einer Fr,st von 1 Iabr 6 Wo' 
chen und 3 Tagen zur Darthuung ihrer Ansprüche einzuleiten. 

2. Wenn sich innerhalb der Edictalfnst jemand mit Ansprüchen 
auf ein Depositum meldet, »st b»e auffordernde Obrigkeit verpflichtet, 
dessen Legitimanons-Urkunden der k. k. Hof- und n. ö. Kammerprocu» 
ratur mitzuthellen, welche dieselben m,t ihrem Gutachten über die 
Rechtsbeständlgkett der Forderung begleitet, der Obugkelt zurückstel
len wird. 

D»e Obrigkeit hat sodann d,e Entscheidung ex nMl'lo n«dili, 
unter Vorbehalt des Rekurses zu fällen, und solche der k. k. Hof. und 
n. ö. Kammerprokuratur bekannt zu machen, damil diese zu» Auf:echt« 
Haltung der l. f. Regalien berufene Behörde, das dem Cameral Aera-
rium volbehaltene Recht der Einziehungcibloser und he,rcnloscr Gü' 
tcr geltend machen tonne. 

3. Wenn sich innerhalb der Edictalfrist Niemand anmeldet, und 
wenn die Ob,»gkclt selbst, aus was immer für emem Grunde, das 
Heimfallsrecht ,n Anspruch nimmt, so hat selbe ebenfalls d,e Anzeige 
an die k. k. Hof- und n. ö. Kamnlerprokuratur zu machen. 

4. Sollte eine Obrigkeit cm der Eingehung m das Cameral« 
AerarlUlN untel liegendes Vermössen verschweigen, so hat sie den drit
ten The»l des verschwiegenen Vermögens als Strafe zu erlegen, und 
dieser Betrag hat dem Anzeiger zuzukommen. 

5. Uebngens versteht eS sich von selbst, daß durch gegenwärti
ges C'rculare diejenigen Nerechtsame keine Veränderung erleiden, die 

») in Ansehung Caduker Güter den Crmiinalgerichten, traft des 
§. des I. The»ls d. G.B.über Verbrechen und schwere Polizei-Ueber-
tretungen, 

d) dem Erbpacht« und E»b<insherrn als Grundherrn, nach dem 
§. 1149 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, und nach dem 
Patente vom 20. Dezember 1790, 
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«) andere Personen aus besonderen Privilegien, oder endlich 
.1) den Schuldnern anS dem Rechtsmstituce der Verjährung zu 

Statten kommen (Regierungscircular vom 13. September 1820). 

§. 103. 

D i e amt l i chen E i n g a b e n der Geme»nden i n i h r e n 
eigenen A n g e l e g e n h e i t e n s ind nicht t a r f r e i . 

Die Staatsverwaltung hatte nur allein den Vortheil der Städte, 
Markte, Dommlcn und anderer sorporationen im Auge, alS sie sich 
die Oberaufsicht über das Gemeindevermögen vorzubehalten beschloß. 

I n dieser Rücksicht erscheinen die Eingaben solcher Körperschaft 
tcn m ihren e igenen Angelegenheiten mcht officioS, sondern als 
P a r t e i s a c h c , und es ist kein gültiger Grund vorhanden, einem 
l-f. Orte ,n einer solchen Angelegenheit, die gesetzliche T a r e 
nachzusehen (Hofkammerdecret vom 20. Februar 1822). 

2. Vermögens-Gebahrung. 

§. 109. 
A l l g e m e i n e Bemerkungen h i e r ü b e r . 

Als Ortsobrigkeit stehen den l. f. Ortschaften die nämlichen Amts--
Handlungen, wie den übrigen Ortsobrigteiten und sonstigen adm.m-
strat.^n Behörden ") u. s. w. zu, und b»" Selten alle d.e gesetzt 
che« Bestimmungen, welche jene Gegenstände betreffen, so dafi h.er 
Nichts anders EigenthümlicheS anzuführen kommt, als daß die ordentlich 
organisirccn Magistrate zur Ausführung emzelner Verwaltungszw 
eigene Aemter haben, Ivelche unter der 0berauf„cht des Magistrates 
von emzelnen dazu gewählten Beamten oder B ü r g e r n besorgt wer. 
den; als da sind: 

1. Das Kammeramt. 
2. Das Grundbuchsamt. 
I . Das Waisen- und Depositenamt. 
4. Das Conscriptions« und Quartierame. 
5. DaS Svilal- Klrchenamt u. s. " . 
Von dem Grundbuchsmesen, Wa.sen-und Depositenwesen, wur. 

de bereits oben, so weit die l. f. Ortschaften e .gen thum l.che 
Bestimmungen haben, gehandelt. ^ « ^ ^ . . .';«.« 

Von dem K a m m e r a m t e ist nun h.er d.eRede, ^ .e ubr.gen 
Acnner haben aber nichtS Eigenthumliches. 

^ m..̂  ,«n,«,̂  f«« tu bemerken, daß nun sHmmtliche Magistrate der l. f. 
" St7d "nd M tted'e7flachen Lande« hinsichtlich der poli.ischen oder 

^ . n i n ^ ' n , n Melckafte duschau« unter den velreffenden Krelsamtern 
tt bm ^ ^ °°"2ahr« ,783. 
6 103' n .ec.m«m "l° und?«liti«i« dcr Lcitung eines eigenen I. f. stad.i« 
sHen CommMr« ?uö dem Gremium der politischen Landesstclle (der 
wock nun nich mehr besteht, da über die städtischen Angelegenheiten 
i VwHttlg nur ein eigenes Referat bei der Regierung vorhanden lft) 
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untergeordnet waren; »iowohl auch schon damals die Kreisäntter, de» 
«n-Eontvolle sie «lö Magistrate betrachtet, so wie al̂ e änderst 
Orttzobrigteiten 'ulncrqcbrn sind, selbe zu rcspicircn und über ihre 
in das Politilum einschlagenden Amishandlungen sowohl als über ihren 
Wirth lcha ftsstan d aufmerksam zu sein, angewiesen waren. 

Nur der Magistrat der Haupt« und Residenzstadt Wien macht hievo« 
rine,Ausl«bme,,, indem vermöge allerhöchster Entschließung vom 4. Dt« 
zemb« 1849, Hoftanzleidecret vom 41. .Pczember 4849 Hofz. 38.Z92, 
Olegierungscircular vom 43. Dezember 4829, Reagsz. ^8,796, die Eon« 
trolle über die Vermögensverwaltung der Stadt Wien und der Vorstadt« 
Gemeinden der politischen Landesstelle übertragen üst; und da nach eben 
jener allerhöchsten Entschließung, nur die Untcrthanöanc,el<g?»l?c,'tkn der 
Vorstadt-Dominien inner den Linien Wiens dcm.k. t. Krnsamte V,U. W, W. 
in Msitcr Instanz untergeordnet worden sitsd',"so folgt da.rauft, daß jene 
des Wiener Magistrats sowohl im städtischen Burgfrieden als auf seinen 
Frcigrunden davon, erimirt, und.in zweite Instanz der politischen Lan
desstelle übertragen sind (Hofkanzleidecret vom 24. Mai 4838, Hofz. 
42,i33, Sleggöz. 32,6W). 

§. 110. 

Ordnung, wie von der ökonomischen V e r w a l t u n g 
zu handeln. 

I n Ansehung ihrer 'ökonomischen'Verwaltung unddcr 
bei ihnen vorfallenden verschiedenen Mcchnungsgeschäften sind den Städ
ten ausführltche und zweckmäßige Instructionen zur genauen Nach
achtung hinausgegeben (Wirkungskreis der Regierung vom 26. Mai 
1786, ö. 37). 

Dlese Instructionen wmden in den neuem Zeiten wesentlich ge« 
ändert, wie nun vorkommen wird. 

Bei dem Gemeindevermogen sind hauptsächlich drei Gegenstände 
zu berücksichtigen: 

«) dl« Erhebung, 
b) die Verwaltung und 
e) die Aufsicht und Controlle. 

n. Von der Erhebung des Gemeindevermögenß. 

§. 111. 
E in rhe i l ung der städtischen Einnahmsquel len. 
Wann eine Verzicht leistung auf eine solche 

Einnahms quelle zulässig ist. 
Die städtischen Einnahmsquel len bestehen 
I. auS allgemein, gesetzlichen und landesverfassungsmäsiigê  

Gefällen, alS: 
«) Taxen. 
d) Laudemien und Pfundgelder, dann 
e) aus Urbarialschuldigkeiten. 
I I . Aus den Verzehrungssteuerzuschlägen. Durch Ein

führung der. allgemeinen Verzehrungssteuer mit Regierungscircular 
vom 28. Juni 1829 sind nämlich alle Lokalaufschlägeber Städte auf-
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««hoben worden; wogegen »hnen eln Zuschlag zu ,ener allgemeinen 
Verzehrungssteuer zugesichert wurde, wöbe» jedoch folgendes zu un« 
lersche»den kommt. l"^e»den kommt. . . 

Dle Lokalabgaben im Gegensätze zu den Tleranal» und Provinzlal» 
VerzehrungSsteue'r-Aufschlägen theilen sich nämlich m solche, welche als 
e«n Ausfluß deS Besteuerungsrell'tes der Regierung erscheinen, und den 
Gemeinden zur Bestreitung ihrer Lokalbedürfn,sse ,m admlmstralwcn 
Wege einzuheben gestattet sind», und m solche, welche für dle Venu« 
hung von Gemeindeanstalten oder Gemeinderechten u. s. w. emgeho-
ben werden. 

?luf die letzteren, worunter Stand' und. Platzgelder>Gebühren 
für das Lachen von Malkcbedürfnissen und Gerathschaften u. s.w., 
bann m der Scadt Wien außer diesen Gebühren daS Metzenlelher« 
üMtS Gefäll , die Elnsatzgelder, die Marktr,chterSgebühren oder 
Standgelder u. vgl. gehören, hat d,e allgemeine VerzehrungSsteuer 
kemen Einfluß zu nehmen; da diese Abgaben sich auf gegenseitige 
Leistungen von Sette der Gemeinden und Privaten, d»e von den An
stallen Gebrauch machen, glünden, und daher mcht auS dem Besteue-
rungsrechce der Regierung abgeleitet sind. 

Was hingegen die erstere Alt der Lokalaufschläge betrifft, so hat 
d'e Aufhebung derselben m der Regel dem Grundsatze zu fo'gen, wel
ker bei Auflassung der Aeranal und der ständischen Aufschläge gllt, 
«ach welchem a l le Loka l -Au fsch läge dieser Classe Mit Aus
nahme derjenigen, welche in der Form emer Wegmauth nach dem 
Stücke des BespannungSvieheS eingehoben werden, zur Auflassung 
geeignet sind, wohin sodann nach Maßgabe des Mittelst der jährlichen 
Hememde-Prällmmarlen auszumlttelnden Gememdeerfoldermsses der 
Procrntenzuschlag zur allgemeinen Verzehrungssteuer zu bew.U'gen 
kommt (Hofkammerdecret vom 21. September 1829, Hofz. 7154, 
Neggsz. 52,534). e<n 

Dieser VerzehrungSsteuer-Zuschlag ist übrigens für Wien von 
hoher Bedeutung, während auf dem Lande nur dle l. f. Stadt Klo. 
sterneuburg einen solchen Zuschlag bewilligt erhalten hat, alS Ersatz 
für d,e dort aufgelassene Tranksteuer. 

I I I . A u s d l r e c t e n Abgaben, und zwar: 
») aus solchen, welche als bloßer Zuschlag auf b.e an den Staat 

i« entrichtenden Steuern, und ^ -^ c 
b) aus solchen, die nach emem besonderen Maßstäbe umgelegt 

UNd emgehoben werben (Hofkanzleldecretvom 15. Mal 181^). 
Hinsichtlich der bei «) vorkommenden d.recten Abgaben ^ge

ruhten Se. Majestät m.t allerh. Entschließung vom 10. Apr.l 1821 
den Grundsatz zu genehmigen, daß neben der Grundsteuer und dem Zu
schüsse für Gcme.ndededürfn.sse, besondere Ausche.lungen, nachdem 
Maßstäbe der l f Ouore Platz greifen können. Diese müssen aber nach 
den Bedürfnissen und nach der Zuläss'gkelt des vol handenen Obzectsbe-
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Jedoch haben Se. Ma/estät zu gestatten geruhet, daß, wen« 
nur besondere Abthellungen der Gemeinheiten für besondere von der 
Staatsverwaltung gebilligte Zwecke, Umlagen unier stch vornehmen, 
ihnen m diesem Falle auch d,e Wahl des Maßstabes freigestellt bleibt. 

Die Regierung wuide zugleich angewiesen, auf die Anwendung 
dieses Grundsatzes de» Velfassung der Städte« und G^memde-PrällMl-
narlen festzuhalten, und wenn der Fall emtrttt, »n welchem Se. Ma< 
jestät e,ne Abweichung von dem aukgcstellten Grundsätze gestatten, 
dl« besondere Bestätigung des gewählten VcrtheillMgs-Maßstabeo vo»' 
läufig von der Hofkanzle» einzuholen (Hoftanzleideciet vom 24. Aplll 
1821, Hofz.6^2, Regg^z. 21,573 und 16. Iun« 182l, Hofz. 1147, 
Reggsl.. 3^,5,62). 

Die bestehende Prä'limlrmung der Communalbedüi fnisse ist in der 
Mit Hofdeciet vom 24. Apr,l 1^21 bekannt gegebenen allerhöchsten 
Entschließung vorausgesetzt, und nicht neu angeordnet. 

Die bekannt gegebenen Bestimmungen haben nur auf die Art der 
Ve,the,lung diese» Communalbcitiäge Beziehung, da nämllchbis letzt 
ke,ne Clnosur bestand, Michm mehr oder weniger Willkür eintrat, so 
»st dermal festgesetzt, daß da, wo zu dem Gemeindebedmfmsse die 
Grundbesitzer Beitrage leisten müssen, diese unterste, nack dem näm
lichen Maßstabe zu verthe»len kommen, nach welchem d»e l. f. Steuer 
repartll t wird; e,ne Bestimmung, d,e ohnehin in der Natur der Bache 
liegt, undaus der Anoldnung derSteuer-Calasterlrungals nothwendls 
hervorgehet. 

Es >st aber zugleich festgesetzt, daß diese Beiträge nachdem Bedürf
nisse und nach der Zu!ass>gkc,t des voihandenen Obiectes bemessen, 
und Mit Rücksicht auf d«e nach dem elgenthümllchen Verhältnisse be
stehende Be,tragspfllcht!gkelt umgelegt werden müssen. 

Bemessen nachdem B e d ü r f n i s s e , das heißt, esdarfnicht 
mehr gefordert werden, als zur Bedeckung des Bedarfes nothwendlg ist. 

Bemessen nachdc rZu !äss>g te , t deS vo rhandenen 
Ob jec tes , d. h.dle Behöi d»','welche da) PiällMinare würdigt, und 
die Bedeckungsmlttel bestimmt, muß beurthellen, ob der Betrog, 
welcher durch Auflage auf die Objecte der Grundsteuer Communalbt« 
dülfnlsse angesprochen werden mufi, d,e Forderung an die Contrlbuen^ 
ten Nicht so hoch spannt, daß sie für selbe unclschwmglich wild. 

Welchen Anchetl die öffentliche Verwaltung von den Objectell 
der Grundsteuer m Anspruch mmmt, ist bekannt, well für jede Ge^ 
melnde der Grundertraq, die davon zu entllchtende Steuer, d«eGe-
bäudesteuer, und bei Dominien auch d«e Uibanalsteuer nachgewiesen 
werden kann, was man auf die Obiecte ^ur Deckung der Gemeinde 
bedü'fnlsse umlegen wi l l , ,st gleichfalls bekannt, und so läßt sich com-
blNlicn, Mit welchem Betiage d,e Obzecre der Grundsteuer getroffen 
werden. __ ES ergibt slch zum Beispiele, daß die I. f. Steuern 18 pl)t. 
des Grundertrages nehme«/ und nun sollen abe,mals 18 p^ l . fue 
Gemelndebedülfnisse, also in allem 36 p^t. gefoldert werden, so 
wlid d»e Behörde anstehen, dazu die Bewilligung zu elthellen, und 
auf Ersparung in der Ausgabe, oder auf andere Mittel der Bede< 
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ckung fürdenken. __ I m Allgemeinen muß diese Beurtheilung wohl 
de« Ermessen der Behörde, welche die Präliminarien würdigt, vor« 
deHalten bleiben, und eS läßt sich da keme ganz unüberschreltbare 
»̂nosur geben; zu wünschen ist aber, daß durch die Ansplüche zu 
êmelndebedülfmssen dle Anforderung m,t Inbegriff der landesfürst.-

"chen Steuer, in kemem Falle über 25 pOt. des ErtraaeS erhöht 
werde »). ^ u v v 

M i tRück ficht auf dienach den eigen thümlichenVer-
Valtnissen bestehende B e i t r a g s p f l i c h t i g k e i t , d. h. in 
losern nach der dermalen bestehenden Einrichtung, die Grundbesitzer 
Ar zum The«le, oder unter den Grundbesitzern nur ein Thell, zum 
"slsplel nur die unterthänigen Grundbesitzer, zu Gemeindeauslagen zu 
concurrlren haben, wurden d«ese Einrichtungen aufrecht erhalten, und 
ber Betrag, der von dem Grundbesitzer zu entrichten est, wird unter 
>le, nach dem Maßstabe der landeSfürstlichen Steuer, vertheilt. 

Hieraus behebt sich auch der Zweifel, ob zu den Bedürfnissen 
der Gemeinde, dle Gewerbe nach dem Maßstabe der Erwerbsteuer 
beizutragen haben, von selbst, da die Aufrechthaltung dieser Best,«,, 
"lung ,n jener Textirung deutlich liegt. 

Der Schlußabsatz der Verordnung vom 24. April 1821 bezieht 
ĉh auf Auslagen , dle eigentlich mcht zu den gewöhnlichen Be» 

burfmssen gehören, sondern aus freiem Willen in besonderen Fällen pro-
ponlrt werden. Zum Beispiel für eme besondere Verschönerungsanstalt, 
^ r freiwillige Beitrage zu den Staatsbedürfmssen u. dgl.; in solchem 
«alle kann nach besondern Uebereinkommen, auch mit vorläufiger Be. 
Billigung der k. k. Hcfkanzlei em besonderer Maßstab der Verthellung 
gewählt werden (Hofkanzleldecret vom 16. Juni 1821). 

l?s bestehen ferners die städtischen Einnahmequellen: 
IV. aus Monopolien, als z. B.: auS dem Auoschanksrechte von 

^»er, Wem und Branntwem, von Erzeugung desselben, u. dgl. ,n 
"gener Regie; 

V. aus dem Pachtschillinge von jenen Monopolien; 
VI. aus Zinsen von Prlvatcapltalien, und 
VII. aus Zmsen von Staats- oder ständischen Capitalien; 
V l i l . aus Zmsen von Wohnungsgebäuden; 
IX. aus Zinsen oder Renten von GutSbesitzungen (Hofdecret 

vom 15. Mai 1819). 
D,e politischen Behörden, alS Curatoren der Gemeinben, tön. 

Nen übrigens nur dann zulassen, daß diese auf eine chnen lechtllch 
zustehe«^ Einnahmsquelle verachten, wenn hieraus e,n für das Gan;e 
der Gemeinde überwiegender Vorthe,lentstehet (Hoftanzlelverold.vom 
25. Dctober 1821). 

)̂ Hierher gehören in Wien: 
1. der städtische Grfordernißbeitlag, und 
2. die sin«, und Sttuerkreuzer. 
ä«l 1. Zufolge eine« Hoftanzleldecrete« vom 2t. Jänner 1819 haben 

nämlich Ge. Majestät mit allerhöchster Entschließung vom 4 September, 
I. 65 
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12. Oktober und 15. Dezember i s l 8 , mehrere öffentliche Anstalten, 
nämlich: die Loealpolizei, die Stadtbeleuchtung, das Krankenhaue und 
dle'Velsorgungsanstalteu für Lokalinstltute erklärt, und befohlen, daß 
m sofern die gewotmlichen stadtllchen Einkünfte nicht zureichen, u» 
die Gesammtauslagen der Gemeinde Stadt Wien, mithin auch das durch 
den Zuwachs der genannten Lokalinstitute vermehrte Erforderniß zu be< 
streiten, der Abgang davon alljährlich auf alle Hauser der Stadt Wie» 
nnd ihrer Vorstädte nach Maßgabe des Zlnsertraznisses, nach del 
auszunntttlnden Dividende hereinzubringen sey. Eben so wurde bey del 
l. f. Erwerbstcucr em ältlicher Zuschlag bewilliget. 

^«l 2 I n diese Eathegorle von Gemelndeabgaben gehören die sogt« 
nannten Zins- und Steuerkreuzer, welche nnt der höchsten Hofenlschlie« 
ßung von, 27. Juni 1778, zur Bestreitung der Auslagen der Vorstadt» 
Gemeinden eingeführt, und dergestalt festgesetzt worden sind, daß ledel 
Hauseigenthumer von jedem Gulden seiner jährlich ,u entrichtenden 
Haussteuer zwei Kreuzer, und zeder Einwohner von jedem Gulden fei-
nes lahUlchen Miethzinsc«, emen «Kreuzer zur Temelndetasse zu entrich« 
ten hatte. 

Die erstehen sind die Steuer-, die letzteren die Zlnskreuzer, und beide 
waren bestimmt, die mancherlei Bedürfnisse und Auslagen der Vorstadt« 
ltzemeinden zu bestreiten, wozu sie auch lange Zert hinreichten. 

Als aber die Vorstadlbeznke Wiens zur Erbauung neuer Häuser, 
und durch neue Ansledrlungen sich allmälig erweiterten, und die Gemeinde« 
bedurfnisse sowohl dadurch, als durch Einführung verschiedener gemein« 
nuylgn öffentlicher Anstalten, z B. Herstellung von Unrathskanalen, 
Beleuchtung. Pflasterung, Bespritzung u dgl dergestalt vermehrt wurde, 
daß der Eltrag des ursprunglich bestimmten Einen Zlnokeeuzers, und del 
zwe« Steue,tleuzer Nicht mehr zureichten, wurde es nothwendig, das 
dießfallige Ertrügnrß m,t dem Erfordernisse in Ueber<inst:mmung zu st« 
hrn, und zenen Betrag, um welchen da« Erste« von dem Letzteren üben 
stiegen wurde , durch außerordentliche Zuschlüge auf die Zms- und 
Steuerkreuzer herein zu brmgln. 

Um jedoch hlerbe» alle Willkür zu beseitiqcn, werden in VemHßhelt 
und nach Anweisung des hohen Regrerungö'Eirtulares vom 8. Septem« 
der <8t4 lahrlich die Voranschlüge der im nächstfolgenden Iabre sich 
ergebenden Empfange und Ausgaben verfaßt, geprüft und mit genauer 
Ausweisung des berechneten Bedeckunqsabganges, und sohin erfordere 
lichen Zms< und Steuerkreuzer«Zuschlaqes, den hohen und höchsten Be» 
börbcn vorgelegt, und die Einhebung des Letzteren den Grundgerichten 
erst dann aufgetragen, wenn d,c dllßfaUs gemachten Antrage von der hoch» 
sten >t>rfkanjllc!' genehmigt worden sind 

B n dieser Gelegenheit wrrd den Gemeinden der Divident immer be« 
lannt gemacht, welcher über den ursprunglichen gesetzlichen Einen Zins« 
und die zwei Steuerkreuzer als außerordentlicher Zuschlag entfallen ist, da« 
mtt hiernach die Berechnung auf das Zmserlrügnib und auf die Steuer« 
summe eines jeden Hause« gemacht werden könne. 

Die Zlnsparteien sind daher fi,r den Fal l , als der jährlich verfaßte 
Voranschlag der Empfange und Ausgaben keine außerordentliche iLedt« 
clung nothwendig macht, nur zur Entrichtung des ursprünglichen Einen 
Zliie.frruzers, und ebtn so die Hausc,qenthumer nur zur Zahlung del 
gesetzlichen zwei Steuerkreuzer, dann der von dem veranschlagten Zinst 
ihrer eigenen Wobeiu«igtstricte entfallenden Zinskreuzer verrflichtet. 

Für den Fnll ernrs erwiesenen Bedeckungsavgana.es aber, haben 
sowohl die Elfteren als die echteren auch den auf irden Zins-und Steuer« 
gülden höchsten Trtü bewilligten außerordentlichen Zuschlag unweiger« 
l,ch zu Kisten. 

http://Bedeckungsavgana.es
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Die Hauseigenthumer müssen die Zinslreuzer, die ihre Miethparteien, 

treffen, einheben und nebft ihren eigenen Genuinbebeiträaen an die 
Grundgerichte abführen, welche sich in den nach Ablauf eines jeden 
M,litar,ahres an ihre Obrigkeit zu überreichenden S^meinderechnungen 
über alle Empfange und Ausgaben gehörig auszuweisen baben. 

Von diesen Z»ns« und Gteuerkreuzern werden alle Bedürfnisse, wel« 
che die ganze Gemeinde betreffen, bestritten. 

Jene Auslagen hingegen. welche nicht die ganze Gemeinde angehen, 
sondern oft nur einem Theile derselben gesetzlich zugewiesen sind, wie es 
bei Kirchen», Pfarrhof» und Schulbaulichkelten, oder dießfalligen Repora» 
turen in Betreff der entfallenden Hand- und Zugroboths Reluitionsbetra« 
ge ötters der Fall ist, werden nur auf die belleffenden Hauseigenthumer 
und Miethparteien insbesondere repartier, so wie auch die Aufspritz
kosten auf jenen Norstadtgrunden, wo die «ufspritzanstalt im Wege des 
freiwilligen Uebereinkommens nur auf wenige Gassen, oder auf die 
Hauptstraße, oder auch nur auf einen Theil derselben beschränkt ist, 
von denienigen allein getragen werden müssen, welche sich dazu freiwll» 
lig vereinigten. 

Hier wird noch bemerkt: 
1. Sobald dem Wiener Magistrate die Erledigung der Iahresprüli» 

minarien seiner Gemeinden von der Lanbesftelle zukommt, wird durch 
gedruckte Eirculare den Hauseigenthumer« und den Wohnparteien jede« 
Grundes bekannt gemacht werden, ob zur Deckung der Gemeindeausla» 
gen der gesetzliche Eine Zinskreuzer und die zwei Sleuerkreuzer hinrei« 
che«, oder welcher Zuschlag hohen Orts bewilligt worden »st. 

Diese Eirculare müssen von den Grunbgerlchten sammllichen HauSn« 
genthumern oder deren Stellvertretern, den Administratoren ober Sequi» 
stern zur eigenen Einsicht, und zur Miltheilung an ihre Zinsparteien 
zugesendet, und sowohl von diesen, als von zenen unterschrieben , sohin 
aber an Magistrat überreicht werden. 

2 Die Hauseigenthumer dürfen, bei Vermeidung der unnachsichtli-
chin Bestrafung, von ihren Wohnparteien keine andere Leistungen 
verlangen, und in ihren Zinsfassionen keine andern Abzüge machen, 
als welche in dem von der k. l . Commission zur Erhebung der Hauszins, 
erlragnisse in der Proomz yiitderosterreich, unter dem 27. Mal <823 
erlassenen Circulare genannt, und von der höchsten Hofkanzlei bewilli
get sind, mdem alle übrige Betrage, die sie von den Miethparteien unter 
was immer für einem Titel emberen wurden, als Bestandthelle de« zu 
falirenden und zu besteuernden Zinses zu betrachten kommen. 

3 Dürfen sie die Sceuertreuzer keineswegs von den Wohnparteien 
«inHeben, sondern dieselben fallen ihnen allein zur Last, so wie sie auch 
Men Zinskreuzer-Betrag der hinsichtlich des veranschlagten Zinses ihrer 
eigenen Wohnung entfallt, ihren Inwohnern nicht aufbürden dürfen. 

». Wird ihnen strenge untersagt, bevor der umzulegende Zinskreuzer 
in seinem Betrage ausgesprochen »st, sich von den Wohnparteien Vor
schusse zahlen zu lassen. _ .., ^ 

Den Grundgerichten hingegen wird unter strenger Ahndung verboten, 
an die Hauseigenthumer und Wohnparteien »n Zukunft was immer für 
Gelbabforocrunzcn zur Bestreitung von Gemeindeauslaqen, durch von 
ihnen erlassene Circulanbcn zu machen, »nbem die Einhebung dieser 
Beiträge von dem Magistrate durch geduckte Eirculare aufgetragen, 
und in diesen sowohl den Hauseigenthumern, als den Zinöpirteien, 
bestimmt zu wissen gemacht werden wi ld , wie viel von der Anforde» 
rung der ordentlichen Zins» und Steuerkreuzer, und wie viel von den 
außerordentlichen Zins, und Gteuerkreuzern einzuheben sei. 

Die dießfalligen Beträge sind von den Grundaenchten in den für 
65 ^ 
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die Hausbesitzer bestimmten, in Druck gelegten Gemeindegaben«Bücheln, 
nach ihren einzllncn Benennungen, fpetififch und genau auf der Einen 
Gnte als Schulbigken vorzuschreiben, und die geschehene Abfuhr 
auf der andern Seite unter der Rubrik Adstattung zu quittiren. 

Auf dieselbe Art gehen die übrigen Dominien rllssichtlich ihr« Gc» 
meinden vor. 

§. 112. 
I n v e n t i r u n g des G e m e i n d e » V e r m o g e n s . 

Das Inventar über das Gemeinde>Vermögen ist nach einem be« 
stimmten Muster zu perfassen, wobei nur zu erinnern kommt, daß 
dasselbe in Ansehung der Geld-Activ- und Passiv-Resten genau 
mit dem einzuschicken kommenden Kammeramts Rechnungs-Ertracte 
zusammenstimmen muß, und daß de« jeder Rubrik dle verbleienden 
Reste indivlduel auszuweisen kommen. 

Da ferner leine Naturalrechnungen eingesendet werden, so ha» 
ben die Magistrate so> gfaltig darauf zu sehen, das; dle mit Ende des Jah
res verbleibenden Natural- und Material Vonäthe richtig in dem In« 
vcntar ausgewiesen werden (Instruction für dle l. f. Ortschaften in 
Nied?löst«rreich, genehmigt Mit HofkanzK'ldecret vom 1. Dezember 
1808, RegierungSmtimar. vom 9. Jänner 1809). 

Ucber den Actlv- und Passlvstand der l. f. Städte haben sich übri
gens die Lände, stellen mit Ende emes jeden Jahres einen summari» 
schen Rechnungsausweis vorlegen zu lassen, und denselben auch zur 
Einsicht der Hofkanzlei einzubegleiten (Wirkungskreis der Länderstel' 
len vom 26. Mai 1786, §. 55). 

d. Von der Verwaltung des Gemeindevermögens. 
§. 113. 

E i n t h c i l u n g dieser V e r w a l t u n g . 
Diese Verwaltung thellr sich: 
«. in die ökonomische der liegenden Güter und der Gerecht» 

samen; 
j3. in die Cassebewahrung; 
^. in die Verwendung des Gemeindevermogens zur Bestreitung 

der Gemeindebedürfmsse, und 
s. in die Mittel wesentlichen Gebrechen und Verkürzungen in 

der Gemeinde« Vermßgensgebahrung zu begegnen, und zwar durch 
Aufsicht und Conirolle. 

a. Von der ökonomischen Verwaltung der Güter und 
Gerechtsamen. 

§. 114. 
D i e s e r Gegenstand geHor t zur po l i t ischen 

V e r w a l t u n g . 

Die in dem Privatrechte enthaltenen Vorschriften über die Art, 
wie Bachen rcchtma'tilg erworden, erhalten, und auf andere übertra» 
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«<en werden können, sind in der Regel auch von dem Verwalte? der 
Gememdeqüter und des Gememdeoermögens zu beobachten. Die m 
Hmsicht aufdls Velwalmnq und den Geblauch dleser Guter sich be. 
ilehenden Abweichungen uno besonderen Vorschr,ften sind »n den p o l» . 
tischen V e r o r d n u n g e n enthalten (allgememeS burgell.ches Ge. 
setzbuch z. 2 9 0 ) . . ^ ^ 

Was zur Gültigkeit eines Vertrages Mit emer unter derbesonderen 
Vorsorge der öffentlichen Verwaltung stehenden Gemeinde, oder ihrer e.n» 
zelnen Glieder und Stellvertreter elfordert werde, ,st aus der Ver« 
fassunq de,selben und den po l i t i schen Gesetzen zu entnehmen 
(allgemeines bmgerllcheS Gesetzbuch §. 867). 

§. 115. 

Anbe foh lene g u t e W i r t s c h a f t . Besonde re Best»«,« 
Mungen hinsicht l ich der städtischen B a u l i chkeiten. 

Den Maa.straten der l. f. Ortschaften ist überhaupt nachdrück, 
samst emzub.nden , dafür zu sorgen, daß dmch e.ne gute W.lthschaft 
die Ausgaben ve'M.nde.l. d.e Schulden nach und nach getilgt, und 
den Ortschaften so v.el möglich aufgeholfen wexde (Instruction für 
das Kreisamt vom 21. Jänner 1783, §. 105), und es bleibt Sache 
der Regierung , unzutomm,.che Auslagen lanbeSfu.stl.cher O.tschaf. 
ten schon be, Plü'fung der Voranschläge zu beanstanden (Hofkanz. 
le.dec?et vom 7 Feb.uar 1833, Hofz. 2 ^ 0 , Reggsz. 1 0 , ^ 7 ) . ^ 

Bei ihren B a u l i c h ke l l en ist sich ft'ner ,mmer genau nach 
demgenehm.gtenBaur.ssezu Kosten Ueberschlagen zuhalten, und wenn 
wählend des Baues e.ne Nicht vorauszusehen gewesene Aende.ung 
Nothwcnd.q befunden werden sollte, »st davon sogleich die Anzöge zu 
Machen, nue .m W.dligen d.e Mag.stratspe.sonen, d.e über den 
pass.tten Bau ausfallenden Kosten aus E.genem z« M n h^en 
werden (Rea.erungsverordnung vom 29.Mal1<»^, »« . » v ^ ^ 

Ihre Rechnungen für d.e Bauführungen haben sie uwaen w.e 
d.e SladtWien zu verfassen (Hofdecret vom 3. Februar 1,89 und 
M.t Ende Dezember e.n.s ,eden Jahres e.nen deta.ll.r.en Auswel. 
über d.e städt.schen Baul.chk.lten vorzulegen (Hofdeclet vom 2. Ma. 

^ ^ Z u m Best7n'de"/stä^ sind ferner d.e d.eMll.gen 
Gebäude möglichst gut zu benützen und der ? e g ' e < A u f w ^ 
(Hofkanzle.decret vom 20. Nov. 1834, Hotz. 28,d>o6, Reggsz 64 920), 
und d.e Regierung hat dalüber zu wachen, dam.t d.e ,ah.l.ch ver. 
anschlogten Req.e-Auslagen für diese Hauer genau "ncqe alecn 
und auf keine We.se überschrien werden (Hofkanzle.decret vom 9. De. 
^mber 1834, Hofz. 30,935, Reggsz. b7,6b0). 

Endlich ist es lediglich den bell essenden Verwaltungsbeho. den und 
Geme.ndevorstchungen, als Eigenthums-Replasentanten, ubellassen, 
dle Nützl.chkeU deS Be.t.'tteS zu e.ner Feuervels.cherungsanstalt zu be-
urthe.len, und hielüber Mittelst der Obrigkeiten und der Kl.lSämter 
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an t>»e Regierung die geeigneten Anträge zu machen, welche hierüber 
lediglich auf dem Standpunkte alS Tutelarbehorde-Amt zu handeln 
hat (Hofkanzleldecret vom 19. I u m 1828. Hofz. 13,0?4, Reggsz. 
36,360). 

§. I I b . 

B e d i n g t e s V e r b o t S c h u l d e n zu c o n t r a h l r e n , und 
e t w a s zu v e r ä u ß e r n oder zu v e r k a u f e n . 

Magistrate haben teme Schulden zu contrahiren und nichts zu 
veräußern. 

Es soll den städtischen Magistrats« und Gemeindevorstehern zu 
Händen der Stadtgememden , unter was für einem Vorwand es 
sein möge, weder emlge neue Schulden zu comrahlren, noch einige 
Realitäten zu erkaufen, oder d»e volhandenen städtischen Corpora zu 
veralbern »), gestattet sem, es wäre denn vorher über das aufzuneh
men erforderliche Quantum (im Falle es sich b,s auf 2000 fl. erstre-
ck«, in Folge der unte>m 30. November 1754 eingeräumten Befugniß, 
die Bewilligung von der Landesstelle, lm Falle aber dasselbe die Sum« 
me (von 2000 fl.) übersteigt, d»e allerhöchste Einwilligung ausgewirkt 
worden, welches auch auf den Fall des Umstandes,^wo es nämlich 
um Abzahlung e,nes alten Passlvi, oder um Anschaffung emcs den 
städtischen Einkünften unentbehrlichen W,rthschaftsvorrathes zu thun 
wäre, verstanden wird, dergestalt, daß alle dergleichen ohne Bewll» 
llgung aufzunehmende Passiv-CapitaNen, oder zu erkaufende und re-
specllve zu veräußernde Realitäten lpso k'acto für ungültig geachtet 
werden, und den Stadtgememden keineswegs zur Last fallen sollen 
(Hofresolution vom 24. April 1756). 

Jetzt kann die Landesstelle den l. f. Städten m Nothfällen die 
Aufnahmelemes Darlehensund zwar bis auf 3000 fi. unter den ge
hörigen Vorsichten gleich von selbst gestatten (Wirkungskreis der Lan» 
desstelle vom 26. Mai 1786, §. 58). 

») tue 
zu einer städtischen Einlage gehören, unterliegen übrigens auch die 
Magistrate der l. f. Städte und Märkte in Catastral - Hinsicht allen 
sur das flache Land bestehenden Verordnungen (Regierungsverordnung 
vom s. Oktober 1827. Reggsz. 53,736). 

§. 117. 

V e r b o t der Pach tungen . 

D?i Antrag, den Gemeinden die Pachtung derAerarialweg» und 
Viückenmäuthe nicht zu gestatten , wurde um so mehr genehmiget, 
als diese Gefalle vorzüglich aus dem Glunde verpachtet werden, we,l 
es der Staatsverwaltung nicht möglich war, dabei eine verläßliche 
Controlle einzuführen, dasjenige aber, was d« Staatsverwaltung nicht 
bewirken konnte, auch die Gemeinden nicht erreichen werden, und 
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daher stets der Gefahr durch die von ihm aufgestellten Beamten 
himerqangen zu werden, ausgesetzt wären (Hof^zle.oerordnung vom 
25. Jänner 1822). 

§. 118. 
Grundsatz der Veräußerung und Verpachtung ,m 

Lic i tat ionswege. Ausnahme. 
Keine Veräußerung einer städtischen Realität oderNuhungsrub. 

rik kann genehmiget werden, wenn nicht vorläufig, 0er bestehenden Kol-
schrift gemäß, dieBewill.gung zur E.n le.rung und Vornahme 
der i i c i t a t . o n unter ausführlicher Darstellung der höheren Vor. 
theile, welche dem Kammeramte eines solchen Ortes aus der Ver. 
iiußerung einer siädt.schen Realität oder sonst.gen Nutzungsrubl.e 
verschafft werdcn mögen, nach gehor.ger genauer Untersuchung und' 
Prüfuna von Seite des Krei?amrcs bei derReg.erung gehong ange
sucht und erwukt worden ist ^^ungsdecret vom 14. Jänner 
1»0» lv^asi 619 und 1 l . August 1808, Regfisz. 20,368). 

^ . ^ ^ " d i 7 l f Ortschaften '" Niederösterreich, genehmigt 

beeret vom 9 Jänner 1809, und som.t ledeSmal das Resultat d.r 
üb" solche G^de vornehmenden. Schwung v o r z " ' ^ ^ 
kanzle beeret vom 23. Mai 1823, Hotz. w,088, Reggs 26.270 . 

D n Mag.straten der l. f. Or.schaflen «st nachd.uckl.chst e.„zu-
b.nden daß auch keine Verpachtung ohne ordent̂ cher 5c.rat.on, 
und höherer G?nehmhaltung unternommen werde (^nstrucr.on für 

^ ' ^ ^ n ^ o H ? t m ^ ä r " ? Gru^ daß sämm. 
liche R ali ät «und Gefällen, und d.e ̂ um Bedarf« derselben erfor̂  
erichen Gegenstände im Wege der Versteuerungen verpachte und 

^ ^ n ^ ^ ^ i ^ u ^ ^ 
zeit ausgeschrieben und vorgenommen werden soll (Patent vom /. «u. 

' " ^ » ^ e N r u » « . n ° ° n « r u n d e n und ^ 
.enIfOr.sckaften ist übrigen« in, Aügeme.nen e.ne Pachte,. «°n 
ll Ich«»""d°ch nur intern an.un.hmen. »,« be. der Verste.ge. 

^ V " i V M " a b ^ ° ° " u r eine Pach..ei. ,°« 3 Jahr. 
f.Naesel». «erden" «eich«« '»>"« »« «r,>°!i°nibe!..n«mss« al« der 
N „ läge der Pa««erstei«.run, ein.usch»>.°n .st (3"«,eruna,«°e, 

v..u»u V',.̂  ^ ^ ,.^„^M 30. September 1826 ; Z. 20,113/ 
Re72'"55^2° 9 ° d . ^ ' r u n g erlassene We,sun« hi„s,ch.,ich 
N e ' e i n . u ^ °I'"cher °b,«.e zu« 
G.un . u le»endm A»imfun««pr»se«, >» auch maller. Fallen, ,»» 
R, i« i ! .»»n° 'N Lieferungen °°» Qi.ec.ende» Q«°n°m.«um« der 
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S t ä d t e »n Anwendung zu bringen (Hofkanzle,decret vom 9. N " 
vember1826, Hof^. 30,756, Reggsz. 59,872). 

Das Einschreiten der Regierung um d,e Berechtigung, in jenen Fällen, 
wo dle zur Verpachtung der den l. f. Städten gehörigen Gefälle oder 
zur Anschaffung der zum Bedaife der Städte erforderlichen Gegen« 
stand« wirklich eingeleiteten Versteigerungen ohne den gewünschten 
Elfolg blieben, die außer dem L»c»tat»onswege getroffenen 
Behandlungen unmittelbar selbst genehmigen zu dürfen, wurde m»t dem 
Beisätze genehmigt, m allen wichtigeren Fällen, so wie m jenen, 
wo besondere Glünde vorliegen dürften, über daS Benehmen der 
städtischen Aemter sich eine nähere Ueberzeugung und Beruhigung zu 
verschaffen, und die geeigneten Verschilften »n der analogen Art ein
treten zu lassen, wie sich (ehemals) m Absicht auf d«e Ausbietun
gen der Stadt Wien durch die Dazwischenkamst der (oormillgen) 
Stadthauptmannschaft benommen wurde (Hofkanzleld. vom 10. Mai 
1815, Hofz. 8608, ReggSz. 17,305). 

Uebngens sind die l. f. O,te von Errichtung gestämpelter Eon» 
uacte bei Verpachtungen von Grundstücken und Gefällen enthoben, 
und es sind statt ihrer wieder Protokolle eingeführt (Reglerungsoer« 
ordnung vom 18. November 1835, Reggsz. 64,146). 

») ES heißt nämlich darin: Da in benienigen Fällen, wo über das 3le» 
sultat eines offentllchen Versteigerungsactes ein förmlicher Vertrag ab» 
geschlossen wird, die Licitationsbedingungen, welche bis zur Ratifica« 
tion des Vertrages subsidiarisch« Slcherstellung gewahren, durch Fer« 
ti»ung des Vertrag«« ihre Rechtskraft verlieren, und mit Rucksicht 
auf diesen Umstand, bei einer wegen Nichtzuhaltung der Vertragsbe« 
dmgungen auf Rechnung und Gefahr der saumseligen Iontrahenten em» 
geleiteten Relirttatlon nicht das ursprüngliche O d M , sondern strenge 
genommen, der Vertrag der fahrlässigen (Kontrahenten ausgeboten wird; 
so wird, um möglichen Anständen zu begegnen, verordnet, daß für die Zu
kunft dem wegen Nlchtjubaltuna der Vertragsbedinqungen auf Rechnung 
und Gefahr saumseliger Kontrahenten einzuleitenden Relicltationen ara» 
rischer Objecte nicht der ursprungliche Fiscal- sondern der letzte Erste« 
hungsvreis zum Giunde gelegt werde. 

§. 119. 

A n w e n d u n g de r a l l geme inen L i c i t a t i o n s v o r s c h r , f t e n 
auch a u f d»e l. f. Or tscha f ten . 

n. Wegen der C a u t i o n s l e g ung . 

D « unterm 30. August 1817 bekanntgemachte HofkanzleiEnt-
scheldung vom 31 . Jul i 1817, vermöge welcher zur besseren. Sicher-
he,t der politischen Fonds, bei allen Versteigerungen folgende zwe« 
Punkte untel die L»cltatlonsbedingn«sse aufgenommen werden sollen: 

1. Daß jeder Pachtlust,ge, gleich nach geschlossener Lltitation, 
emen halblährigen PachlschllllNg als Cautlon zu erlegen, oder w,< 
nigstens durch eine annehmbare Bürgschaft oder sonstige Reachypothet 
sicher zu stellen; 
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2. daß er den bedungenen PachtschllllNg vierteljährig vor« 
hmem zu bezahlen habe, und 

3. daß, im Falle der Pächter diese Pflicht vernachlässiget, so
gleich, ohne erst e»ne Aufkündigung oder em gerichtliches Verfahren 
abzuwarten, zu emer neuen Llc»tat,on, auf Kosten und Gefahr des 
Pächters, geschritten werde, und der als Cautlon erlegte ha!blähr,ge 
Pachtschillmgbetrag is»8o 1'nct« zu Gunsten des Fondes, den es be
trifft, verfallen seyn soll, kann auch f ü r das städtische Ge-
M e l n d e v e l mögen nur von V o r t h e l l seyn. 

Jene Hofoerordnung vom 31. Iul» 1817, obgleich selbe nur von 
politischen Fonds spricht, hat daher auch be» den Versteigerungen be» 
l» f. Oltschaften ihre Anwendung, und jene beiden Punkte sind unter 
die den 
Pachlcol'tracten ausdrücklich aufzuführen (Reglerungsc»lcular vom 
3. Dezember 1817). 

§. 120. 

V e r w e n d u n g der S t a a t s o b l l g a n o n e n h»ezu. Aus» 
schl leßung der B a n k a c t l e n davon. 

I n der Regellst den Pachtunternehmern von Lieferungen,Bau-
führungen u. s.w. ,n Folge der flüheren D,rect»ven freigestellt, die 
5ur Sicherheit des Aerars vorgeschriebene Cautlon entweder im Ba« 
ren, oder nach Umständen durch Zurücklassung mehrerer m das Ver« 
dienen gebrachten Raten, du,ch Erlag verzmsl.chel StaatSpaplere, 
durch Vormerkung auf Häuser oder liegende G»unde, oder durch gehör.g 
zu »ntabullrende und Pragmatlkalsichelhelt gewährende BürgschaftS-
Instlumente zu leisten. 

Aus diesem Anlasse hat sich d,e Frage ergeben, w»e sich ,n ,e. 
Nem Falle zu benehmen sey, wenn statt der baaren CautlonSIe,stung 
für Lieferungen, Ballführungen, Staatsobllgatlonen von den Par« 
te,en zur ?lerar,alsicherb<it angeboten werden? , ^ -.. 

I n Erwägung, daß der bare Erlag des Caut.onsbetrages für 
Manche Parte» aus dem Grunde lästig seyn dürfte, we,l sie dadurch 
die Zmsen des bar erlegten Kapitals entbehren, hat d»e k. k. all
gemeine Hofkammer, ohne übrigens die Vorschriften wegen Ellages 
der Cautlon am Mindesten abändern zu wollen, ledlgllch ,n Ruck, 
sicht der Geldoerrechnung der Staatsobligallonen, laut Note vom 
27. Februar 18?1 zu bestimmen befunden, daß künftig m solchen 
Fällen, wo d.e Verpflichtung zum Erläge emer baren Cautlon be
steht, und Staatsobligationen als Cautlon erlegt worden, txeselk 
nach ,hr,m gegenwärtigen Wiener Borsekurs, welcher nach dem Tage 
der Einlage zu bestimmen ,st, angenommen werden dürfe. 

Nur müssen m allen d»,sen Fällen d,e zur Caut,on eingelegten 
Staatsobl.gatlonen auf den Zweck »hier Widmung vmkullrt werden. 

UebngenS ,st aber noch zu betrachten, daß, wenn durch d»e Couls. 
Verhältnisse ein Steigen ober Fallen dieser Cautlonsobllgattonen ver« 
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anlaßt, und dadurch der Mehrbetrag derselben verändert würde/ >« 
temem Falle weder eine verhältn»ßmäß»ge Hmausgabe der emgeles-
ten Cautionsobllgatlonen an die Parte» gestattet, noch eme Darauf' 
zahlung derselben gefordert werden darf. 

Da endlich die von der n. ö. Natlonalbank ausgefertigten ActleN 
alS Urkunden einer pr»v. Privatgesellschaft zu betrachten sind, so oür-
fen dieselben zur Slcherstellung emes Aerarlal-CautlonSbe träges Nicht 
angenommen werden (Hoftanzleidecret vom 12. März 1821). 

§. 121. 

b. B e s t i m m u n g h ins icht l ich der R e u e g e l d e r . 

Die l.f. Ortschaften sollen sich bei öffentlicher L»cttation stadti» 
scher Realitäten von jedem Kauflustigen 10 pOt. von dem AuSlufs» 
preise als Reuegeld depositlren lassen, welches von den Meistbieten
den als eme» Comozahlung zurückzuhalten, den übrigen Llc»tantenaber 
sogleich zurückzugeben ist (Regierungsverordnung vom 22. August 1811' 
Reggz. 26,328). 

Nun ist die Anfrage vorgekommen, welche Grundsätze be» den 
Ve» stelgerungen, welche Staatsbehörden einleiten, hinsichtlich der Erle» 
gung derReuegelder erlassen wurden; aus den gepflogenen Erhebun
gen gmg hervor, das; d»e Stlpullrung der Reue gel der (Vaäiuw) 
bei den Aeranalveiträgen, welche emer höheren Genehm«gunq unter' 
zogen werden müssen, allgemein üblich sey, ohne daß dal über, ausier 
den d«e rechtlichen Attribute des Reuegeldes bestimmenden §§. 909, 9 1 ^ 
und 911 des b. G. anderwelte Vorschriften bestehen. 

Da es nun aber bei mehrerer Gelegenheil geschehen »st, daß 
B e s t b i e t e r , »m Falle, wo die contrahlrenden Preise durch große 
Concurrenz oder aus andern Ursachen wen herabgetneben wurden, das 
gewöhnlich nur 5 pOt. vom Werthe des Vertragsgegenstandes betrü' 
qende Reuege ld fahrenließen, und bei der neuen Lizitation bessere 
Preile zu erzielen wußten, welche ihnen das verlorne Vad»um reichlich 
ersetzten, so hat d»e k. k. Hofkammerprokuratur, thellS um dem L«cl' 
tatlonsacte oder Verhandlungsplototolle mehr Haltbarkeit zu ver« 
schaffen, theils aber, um sich der Prästatlonsfäh»gke»t der LlcttanteN 
und Offerenten mehr zu versichern, den Antrag gemacht, daß der 
der förmlichen Contracts-Ausfertigung vorgehende Lltitations, oder 
Verhandlungsact für den Bestblecer sogleich u n w i d e r r u f l i c h 
v e r b i n d l i c h gemacht, u n d von d e n L l c l t a n t e n und Of" 
f e r e n t e n statt des V a b l u m s , gleich d»e ln 10 p6t. des 
W e r t h b e t r a g e s be t ragenden C a u t l o n s summen, oder 
de ren S l c h e r t t e l l u n g a b g e f o r d e r t w e r d e n . 

Zu diesem Zwecke hat d»e Hofkammerprocuratur folgende Kla«' 
fel zur Einschaltung m das Llcltations« oder Verhandlungsprotokoll 
vorgeschlagen. 

»Dieser Contraet ,st für den Bestbleter gleich vo« Tage de» 
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von ihm gefettigten LicitationSprotokolleS für das Aerar über den 

Tag der erfolgten Ratification verbindlich." 
« Im Fall, als der Bestbieter den förmlichen Contra t zu f rtl-

8M sich «eigene, vertritt daS rat.fic.rte k.c.tationsprotokolld.e Ste l l , 
des schnftl.chen Contractes, und das höchste Aerar hat dle ^ a h l , den 
Bestbieter entweder zur Erfüllung der ratific.rten Lic.tat.onsbed.ng. 
Nisse zu verhalten, oder den Contra« auf dessen Gefahr und Unko
sten neuerdmaS feil zu bieten, und den erlegten Caut.onsbelrag ent
weder .m ersten Falle auf Abschlag der höheren Beköstigungen, oder 
'M zweiten Falle auf Abschlag der zu ersetzenden Differenz zu behal
ten, »m Falle aber, als der neue Bestbot kemes Ersatzes bedürfe, 
als verfallen einzuziehen» 

Diese Klausel wlrd m die von Tc,te desMilltar-Aerars und vom 
Civil.Aerar be.m Tabak- und Stämpelgefä'lle abgeschlossenen Verhand-
wnqsprotokolle dermalen schon aufgenommen, und da durch d.eselbe un« 
bezweifelt mehr Sicherheit für dt« ?eiar.alrechte erz.elt w.rd, a l s s ^ 
das bedungene kle.ne Reuegeld gewährte, und da es sich auch dämm 
handelt, in allen Zweigen der Aerar.alverwaliung e^mogl.chst gle.. 
ches Verfahren m Behandlung der C°mracte einzuführen, so find t 
die Hofranzlei d.ese V e r b i n d u n g s k l a u sei zur Aufnahme m 
alle L . c n a ^ oder Verhandlungsprotokolle ' " ' « " a ^ 
Leistuna aeaen daS höchste Aerar oder gegen e inen u n t e r ^ez . 
l u n g ^ ? S t a a t s v e r w a l t u n g stehenden o f f e n t l l c h e n 
Fond ve rb ind l i ch macht, h.emit anzuwenden (Hofkanzleide-
lret vom 20. April 1821). 

§. 122. 
W.« die K l a g e n eines Päch te rs gegen die S t ä d t e zu 

behandeln sind. 

S e . Majestät haben 
Z . 20.485, durch allerhöchste Entschließung 7 " ^ 6 . M a : 1835 gesta^ 

3/^'aur^^^^^^^ 
" ' Zeichnete 
Klage de Päch rs eben so wie alle übrigen g^en Geme.nden gerich. 
teten Klaaen aeaen die Gemeindeverwaltung gerichtet, und bei dem 
" l e n «lasien g?«en »̂« ^ . . f f t nack den IurlSdlcllonsvor-
für die Gememde. welche es betriff t , n a ^ «*" «, 

de« V e e e . 7 r Gemeinde bei dem,.ni,»n Ger.ch.e angesucht und 
' e r ^ t w den müssen, welche« "°ch ^ " ^ «« ^ ' « ' der aU. 
«em.men Iuri«d,eti°N«°°rschr>tt'N si>r " ' ^ " d ' u n g . n «.»en 
den Pachter der sie betreffende «mpe'eme ^ H " » " ' « < " « « " ' 
>un«scircul»r »°n> 23. September 18N, R°««<z. 52,148). 
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§. 123. 

B e s t ä t i g u n g der h ins icht l ich l. f. O r t scha f t en abgt ' 
schlossenen V e r g l e i c h e von S e l t e de: H o f k a n z l e , . 

Vergleiche des Flscalamtes in Absicht deS stä'dt,schen Kammes 
Vermögens nnt andern Partelen, sind vorläufig der Bestätigung der 
Hofkanzlei vorzulegen (Hofkanzleldecret vom 9. Apltt 1807, Hofj. 
6089, Reggz. 13,031). 

Nach der spate, en Hoflanzleiverordnung vom 6. März 1829, 
Hofz. 2402, Reggsz. 13,656, sind,edoch diese Vergleiche nur dann 
der Hofkanzle» einzusenden, wenn die Summe, um welche d,e Paz« 
tlcenten dlffer,rcn, den Benag von 1000 fl. C. M . ube^e,qt (Hoft 
kanzleldccret vom 6. März 1829, Hofz. 2402, Reggsz. 13,656). 

§. 124. 

S ^ r y e f ü r d»e P r a q m a t » c a l s » c h e r h e l l der städtl» 
st^en F o r d e r u n g e n . E i n t r e i b u n g der Rückstände. 

Den Magistraten der l. f. Ortschaften ist nachdrücksamst einzubm» 
den, immer darum besorgt zu seyn, daß es «hren Actlvkap»tal,en nicht 
an Bedeckung mangle (Instiucnon für's Krelsamt vom 21. Jänner 
1783, §. 105). 

Diese Bedeckung mus; nach den Bestimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches pragmatlcal seyn. 

Den Magistraten der l.f.Oltschaften »st nachdrücklichst einzubinden, 
daß d»e,Interessen von denAcllvkapltallcn, dleBestandgeldcr oder andeie 
dergleichen Forderungen Nicht anschwellen, sondeln von Zelt zu Zelt 
fiüßlg gemacht, und eingetrieben werden (Instruction füs.s Krelsamt 
vom 21 . Jänner 1783). 

Dem Magistrat wurde daher nnt Regierungsverordnung vom 
26. November 1832, Reaqsz. 65,477, die möglichste Thimgkelt M 
Elnbllngung der Activrücksiände und Abstattung der «pafsivreste em-
geschälfr, und die Verordnunq der k. k allgemeinen Hoftammer vom 
18. September 1825" ) , Z. 25,993, Reggsz. 54,336, ,n Absicht auf 
d«e Beseitigung der Nachthe,le, welche wegen Kürze der 3jähllgen Ver» 
lährungsftlst be» »ährllchen Abgaben, Renten oder Zmsungen für das 
Aerar entstehen könnten, hat auch auf dle städtische V e r w a l 
t u n g in Anwendung zu kommen. Zur weiteren Richtschnur wmde 
beigefügt, daß,eder einzelne Fal l , wo wegen Elntrttt der Verjäh
rung den städtischen Renten em Nachtheil anwachsen sollte, zur Kennt-
Niß der Hofkanzlei NM dem Gutachten zu bringen sey, ob einem und 
welchem Beamten b«e Ursache emes solchen Nachthelles zugelechnel 
und den Schadenersatz von demselben hereingebracht werden soll (Hof* 
kanzleidecret vom 18. October 1826). 

' ) Diese Hofkammerv. besagt nämlich - Um die aus der Kürze der «Feg 
«Hßlgen Veriahrungsfrist für das Aerarium zu befolgenden Nachthelle 
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insbesondere bei lahrlichen Abgaben, Renten und Zinsen, welche nach 
dem §. <t8U des allg. bürgert. Gesehbuches nach dem Verlaufe von 3 
Jahren verjähret sind, möglichst zu beseitigen, hat diel. t. Landesre
gierung die u>,terstehenden lassen und Aemterzu verpflichten, d« dahin 
abzuführenden jährlichen Gelbabgaben oder Leistungen m gehöriger Vvibenz 
zu halten und nach fruchtloser Verstrelchung der zu ihrer Abtragung bestimm, 
lcn Fust, innerhalb eines kurzen Termins die Anzeige der betreffenden 
Ausstände an dl« k. k. Landesregierung zu erstatten, damit durch das 
Fiscalamt die weitere Amtshandlung lrlder den saumseligen Schuldner 
eingeleitet, und entweder eine ordentliche Klage wider denselben gestellt, 
oder die ausdruckliche Anerkennung seiner Schuld im außerordentlichen 
Wege zur Unterbrechung der Verjährung bewirkt w«de. Für d«n Fall 
einer ander« gearteten Beschädigung de« allerh. Aerarium« »st dafür Gor« 
ge zu tragen, daß durch die möglichste Beschleunigung der Verhandlung 
dll im §. 1480 bestimmte dreijährige Frist nicht versäumt werde. 

§. 125. 

U m s t a l t u n g der T a x e n i n M e t a l l - M ü n z e . 

Die Taren für gerichtliche und obrigkeitliche Amtshandlungen 
l " d , «ach ,hrem ursprünglichen Ausmaße, nicht nur bei Städten, 
sondern auch be» allen Donnmen auf Conventlons.Münze zu setzen 
(Hofkanzleldecret vom 15. Mai 1819). 

§. 126. 

D,ese R e g u l l r u n g ist der v e r e i n t e n H o f k a n z l e l 
yo r beha l t en . 

Die Anordnung der ausgesprochenen Grundsatze, wegen Umstal. 
tung der velschienen Einkünfte der S t ä d t e m MetallMünze, 
baben Se. Majestät der vereinten Hofkanzle,, die erforderlichen Falls 
" l t dem FlnanzmiNistenum Rücksprache pflegen wird, vorzubehalten 
geruhet (Ho^anzleldecret vom 15. Mai 1819). 

§. 127. 

Wie es .n B e z i e h u n g au f diese Umsetzung m, t den 
L a u d e m i e n und P f u n d g e l d e r n zu ha l t en rs t . 

D,e Laudemien und Pfundgelder, wo sie in einer bestimmten 
Tantieme des Stammkapitals bestehen, richten sich bereits gesetzlich nach 
b" Währung des Stammkapitals, von welchem sie abgenommen werden. 

Sollte aber der Fall eintreten, daß unter obgedachten Benew 
"ungen, Gebühren m»t fixen Geldbeträgen ««gehoben wurden, so 
Müßte von Fall zu Fall d»e Entstehung und Beschaffenheit derselben 
"gezeigt weiden (Hofkanzleldecret vom 15. Mal 1819). 

§. 128. 
W i e es m i t den U r b a r i a l s c h u l d i g k e i t e n zu h a l t e n ist. 

I n Beziehung auf die Umstaltung der Urbarialschuldigkeiten 
' " Metall.Münze, muß eine allgemeine gesetzliche Verfügung ab 
gewartet werden (Hofkanzleldecret vom 15. Ma, 1819). 
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Es sollen vielmehr die wirksamsten Mastregeln zur Abstellung 
des vorgekommenen Unfuges ergriffen werden, daß Obrigkeiten nicht 
nur die Patrimonial^Gerichtstaren, sondern auch die Urbarialgiebiss 
keiten der Untertbanen in klingender Münze abfordern, wozu sie nicht 
berechtiget sind (Ministerialschreiben vom 26. März 1821). 

§. 123. 

W i e es h ins icht l ich der i n d i r e c t e n A b g a b e n zu 
h a l t e n ist. 

Hinsichtlich der Umstaltung der i n d i r e c t e n Abgaben, welche 
einzelnen Städten bewilliget sind, als Verzehrungsgetra'nke»Aufschlsgl 
und u.dgl., wird sich ganz nach jenen Bestimmungen gerichtet werde», 
welche der Staat in Ansehung analoger Abgaben festsetzen wird; und 
da der Tai in die Classe der Verzehrungsaufschläge gehlirt, welch« 
nach dem allerhöchsten Cabinetsschreiben vom 23. Februar 1820 auf 
Conventions-Münze umzusetzen waren, so war hiernach auf die B " 
Handlung der damals noch bestandenen Tazaufschlags«Beträge a«! 
Conventions - Münze vorzunehmen (Hofkanzleidecret vom 15. 5 M 
1819). 

Der Umstand, daß die Getränke noch in Papiergeld verkauft 
werden, konnte dieses gar nicht hindern, denn auch die übrigen Nah> 
rungsmittel werden nur in Papiergeld verkauft, und demungeachttl 
werden die darauf gelegtenVerzehrungSaufschläge in Münze eingehobetl. 

Ueberdieß war der Taz ursprünglich nicht im Gelde bemessen, 
sondern er bestand mit einer bestimmten Quantität des ausgeschenkttl» 
Getränkes. ES blieb daher den Tazcigenlbümern überlassen, mit den Taj' 
Pflichtigen über einen Neluitionsbetrag übereinzukommen, der füglich 
auch in Münze ausgesprochen werden kann, das Getränk mag in was 
immer für einer Valuta verkauft werden (Hofkanzleidecret vom 26» 
August 1821). 

Die nunmehrige Tazentschädigung tommt daher auch in Cot«' 
ventions-Münze zu berechnen. 

§. 130. 

Unterschied zwischen den d i rec ten Abgaben. 

Bei den directen Abgaben ist zu unterscheiden: 
1 . zwischen solchen, welche als bloße Zuschläge auf die dew 

Staate zu entrichtenden Abgaben umgelegt und eingehoben werden, 
dann 

2. zwischen jenen, die in einem verhä'ltnißmäßigen Antheile des 
Objectes, von welchen sie abgenommen werden, und 

3. zwischen jenen, die auf bloße Vertheilung in einem absoluten 
Ziffer beruhen (Hofkanzleidecret vom 15. Mai 1819). 
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§. 131. 

ä<! 2. B e i b loßen Zuschlägen. 

Die directen Abgaben, welche als b loße Zuschlä ge auf die 
an den Staat zu entrichtenden Abgaben umgelegt und eingehoben 
werden, find in jener Valuta einzuheben, in welcher sie der Staat 
fordert (Hoftanzleideeret vom 15. Ma i 1819). 

§. 132. 

4ät>. B e i d i r e k t e n A b g a b e n , die nach einem beson
der« M a ß s t a b e u m g e l e g t und e ingehoben w e r d e n . 

Die directen Abgaben, die nach einem besonderen Maßstabe 
*Mgelegt und eingehobcn werden, und einem verhältnißmäßigen An-
th«l beS Objectes, von welchen sie abgenommen werden, bestehen, 
achten sich nach der Valuta des BelegungS'Objectes (Hofkanzleidecret 
" "« 15. Ma i 1519). 

§. 133. 

^ 3 . B e i d i r e c t e n Abgaben, die noch auf bloße V e r . 
t h e i l u n g i n e ine r abso lu ten Z i f f e r beruhen . 

Hier ist zu unterscheiden-. , ^ . ^ « « .. ^ . 
». zwischen solchen Abgaben, welche seit 1798 unverändert ge

blieben sind, und 
l>. jenen, welche seit 1793 abgeändert wurden. 

§. 134. 

4<l ». B e i A b g a b e n , welche se i t 1798 u n v e r ä n d e r t 
b l ieben. 

Bei directen Abgaben, die nach einem besonderen Maßstabe um
gelegt und eingehoben werden, und auf bloße Verthellung m emem 
absoluten Ziffer bestehen, sind jene Abgaben, welche sea dem Jahre 
1798 keine Veränderung in ihrer Bemessung erfahren haben, m,t 
den jetzigen Nennbeträgen 
"et vom 15. Mai 1819). 

§. 135 

4<l K. Abgaben , d ie se i t 1793 e ine V e r ä n d e r u n g er. 
l i t t e n haben. 

Bei den directen Abgaben» die nach einem besonderen Maßstabe 
umgelegt und eingehoben werden, und auf bloße Verthellungen in 
elncm absoluten Ziffer bestehen, sind die fett dem Jahre 1798 erhöhten 
oder neu einaeführten, einer Revision zu unterz»ehen, und dem Ver
hältnisse gemäß, zu reguliren (Hofkanzleidecretvom l 5 . Ma i 1819). 
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§. 136. 

N i e es m i t den M o n o p o l i e n zu h a l t e n ist. 

Wo die einer Stadt zustehenden Monopolien m eigener Regie 
gehalten werden, waltet gar ke»n gesetzliches Hinderlich ob, die Ver« 
kaufe nach emem ordentlichen Maßstabe in Münze zu bewirken. 

Allem es müssen dabe» die m Beziehung auj Satzungen noch b> 
stehenden Gesetze, welche (damals)noch auf Papiergeld gelichtet waren, 
und der eigene Vorlheil der Gemeinde als Vc»kä'ufer belücksichtigetwer« 
den, und eS sind mcht von der einen Seite Verlegenheiten in der 
Verwahrung, oder eine Stockung »m Absätze von Seite der Gemeinde 
alS Verkäufer herbeizuführen. 

Sind diese Monopolien verpachtet, so fallen diese Einnahmen 
in die Rubrik: Pachtschillmg, diese sind nur in jener Währung zu 
stipuliren, in welchen die Gebühren des verpachteten Objectes einge» 
hoben werden (Hofkanzleidecret vom 15. Ma i 1819). 

§. 137. 

W i e es hinsicht l ich der Z i n s e n von P r i v a t - u n d d'f» 
f en t l l chen C a p i t a l l c n zu h a l t e n ist. 

Hinsichtlich der Zinsen von Privatkapitalien und von Staats' 
und ständischen Capitallcn, muß sich lediglich nach den Gesehen, 
und nach den Verfügungen der Staatsverwaltung gerichtet werden 
(Hofkanzleidecret vom 15. Mai 1819). 

§. 138. 

W i e es h ins icht l ich d e r G r u n d . und W o h n u n g s z i n s e n 
zu h a l t e n ist. 

Da es gesetzlich gestattet ist, die Grunderzeugnisse entweder in 
Münz- oder im Papiergelde zum Verkaufe zu bringen, so kann bei 
den Zinsen oder Renten von Grundbesitzungen «n der Wahl des einen 
oder des andern nur der Vorcheil des Grundbesitzers, das ist, der 
Gemeinde, entscheiden (Hofkanzleidecret vom 15. Ma i 1819). 

Die Zinsen von Wohnungsgebäuden tonnen ohne Umstand nach 
einem billigen Maßstabe auf Münze gesetzt werden, wenn anders 
nicht Contracte im Mittel sind (Hofkanzleidecret vom 15. Mai 
1819). 

§. 139. 

V e s c h a f f e n h e i t d e r G e m e i n d e ' B e i t r ä g e . 
Die Pflicht zu Gemeinde-Beiträgen «st eine persönliche, und 

richtet sich nicht nach der Eigenschaft der Realität, sondern nach den 
Merkmalender Personen, ob sie als Gemeindeglieder angesehen wer
den können oder nicht. 

Zu solchen Gemeinde-Beiträgen sind übrigens auch die ständi
schen Freihäuser, die in der Gemeinde liegen, verpflichtet. 
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Hofkanzleid, vom 17. Februar 1814. 
Bei Einhebung und Verwendung derselben sollen keine Willkür, 

glei ten geduldet werden (Hofentschließung vom 24. Juni 1785). 
I n der Proportion deS UeberschußeS soll, nach Bestreitung 

aller Auslagen, eine Nachsicht in den Beitragen selbst geschehen; und 
es sollen dieselben nicht mit dem Armen-Institute vermengt werden 
(Hofentschließung vom 7. Jul i 1785). 

' ) Siehe übrigens hierüber auch den F. t t t . 

Kassabewahrung. 

§. 140. 

Sperre sämmtlicher Kassen. 

Sämmtliche Kassen sind unter der vorschriftmäßigen Sperre auf 
°eni Rathhause aufzubewahren, und eS darf keinem Beamten gestal
l t werden, unter waS immer für einem Verwände, Gelder bei sich 
' " Hause zu haben. 

Instruction für die lf. Ortschaften in Niederösterreich, genehmigt 
" " Hofkanzleidecret vom 1. December 1803, intimiret mit Regie, 
lungsdecret vom 9. Jänner 1803. 

Denn KammeramtSgelder sollen vermöge Hofkanzleidecret vom 
A Juli 1820, Reggsz. 34,271 im Rathhause eingezahlt werden. 
Ae von der allgemeinen Hofkammer bei den lf. Kassen angeordneten 
Vorsichten in Rücksicht der sorgfältigen Sperrung der Thüren und 
Untersuchung der Localitä'ten, ob sich nicht Jemand verborgen hält, 
'"d übrigens auch auf alle städtischen Kassen auszudehnen; und die 
"egen periodischer Hinterlegung der zur Manipulation nicht gehöri-
s«N Ueberschußgelder unter die doppelte Gegensperre bestehende Ver-
^dnung wurde erneuert (Hofkanzleidecret vom 4. Feb. 1826, Hofz. 
" 7 8 , ReggSz. 8009). 

§. 14 l . 

Haltung einer Handkasse. 
Nur zu den augenblicklichen Ausgaben kann dem Beamten ein 

"gemessener Geldbetrag als Ha, nd lasse zurückzubehalten gestattet 
" "den. (Instruction für die lf. Ortschaften, Hofkanzleidecret vom 1 . 
Dctober 1808). So z. B. ist dem Obereinnehmer des Oberkammer-
amteS ein Betrag von 1000 fl. und dem Controllor von 500 fi. alS 
Verlag für die Handkassa gestattet. 

§. 142. 

F ü h r u n g e ines Kassa jou rna leS . 

Es ist darüber zu wachen, daß die verrechnenden Beamten alle 
^tldeinnabmen und Ausgaben täglich ordentlich aufschreiben, und 

I. 66 
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dort, wo sie aus Mangel der RechnungSlunde nicht etwa das Iour 
nale selbst zuführen im Stande sind, wenigstens wochentltch lhreAuf' 
schreibungen von dem hierzu aufgestellten Indwlduo «n das Journal 
eingetragen werden, damtt zu jeder Ze»t ohne Umtriebe eine förmliche 
Kassaliquldallon vorgenommen werden kann. (Noäcm.) 

§. 143. 

W i e eS b e i den Ge ldvo rschüssen i n den städtisch«» 
Kassen zu h a l t e n ist. 

Es geschieht sehr oft , besonders bei die Kammerämtern, dil 
Fa l l , daß der Beamte der Kassa Geld vorstreckt, um dle dringenden 
Ausgaben zu bestreiten, bis wieder eine Einnahme emfileßt. 

Wenn eme deilel Verleihung geschieht, hat der betreffende Rech« 
nungsführer den erhaltenen Vorschuß m seinem Kassa,ournale ordenl» 
llch m Empfang zu nehmen, und es w«rd durchaus mcht zu gestatte!» 
se»n, daß em Rechnungsführer sein eigenes Vermögen nnt dem G<' 
mei ndevermögen »n irgend eme Vermischung bringe. 

Das Nämliche ha: auch zu geschehen, wenn eme städtische Kafsl 
der andern einen Vorschuß leistet. 

Vorschüsse dieser Art hat jedoch das Kammeramt nie aus den» 
Spital« und Klrchenamte lc. zu nehmen, well diese beiden Aemtel 
verbunden sind, die entbehrliche Barschaft zum Besten deS Spitals 
oder der Klrche sogleich fruchtbringend anzulegen, (Loävm.) 

§. 144. 

V o r s i c h t e n , i m F a l l e der Kassabeamte v e r r e i s e t . 

Wenn ein oder der andere Beamte, welcher die Kassasperre Hab 
in Dienst- oder eigenen Angelegenheiten verreiset, und also sem^l 
Kassaschlüssel zurücklassen muß, damit be» vorfallender Nothwendig' 
keit die Kassa eröffnet werden kann, so »st der Kassaschlüssel desselben 
Nicht den andern, die Mitsperre Habenden zurückzulassen, sondern 
inzwischen, nach Anordnung des Bürgermeisters oder TyndlcuS, ei
nem von den Magistratsrä'chen oder bürgerlichen Ausschüssen zu üb«" 
geben. (Noäom.) 

§. 145. 

U n v e r m u t h e t e J o u r n a l - U n t e r s u c h u n g u n d Kassa ' 
S c o n t r i r u n g von S e i t e der M a g i s t r a t e . 

Kassascontrirungen bei lf. Städten sind von den Magistraten 
sowohl als von,den Kreisämtern, bei nächst vorfallender Gelegenheit, 
unvermuthet und zu unbestimmten Zelten vorzunehmen, und es habet» 
sich die Kreisämter hierüber von den Magistraten einen Ausweis vor-
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legen zu lassen (Regierungsverordnung, 2b. Mai 1803, Neggsz. 
14,191). 

Der Magistrat hat öfter unter dem Jahre u n v e r m u t h e t 
die Journale seiner untergeordneten Rechnungsführer zu untersuchen 
und die Kassa zu scontriren (Instrueuon für die lf. Ortschaften, 
Hofkanzleioecret den I.December 1808, RegierungSdecret vom 9. Jän
ner 1809). 

Vermöge Regierungsverordnung vom 16. November 1824, Zahl 
54,823, sind sämmtliche AmtS-Kassen jährlich zweimal zu unter» 
suchen, und die dlesfälligen Scontrirungs» Ausweise dem Kreisamte 
vorzulegen. Die Magistrate habe« übrigens die Scontrirungs-Aus, 
weise von der Kammeramts', Waisen-, Depositen- und SteueraMts-
Kassa mit einem Berichte, die Scontrirungs« Ausweise der übrigen 
Kassen aber, nämlich der Bürgerspitals-, Kirchen« und Armen.InstitUts-
Kassrn, mit abgesonderten Berichten zu überreichen, indem dieselbe so
wohl bei der Regierung als auch bei der P r o v i n M . Staatsbuchhal
tung verschiedene Departements betreffen. Auch haben die lf. Ortschaf
ten gleich allen übrigen Kassen auch jene über die D e p o s i t e n in 
k r i m i n a l « und schweren P o l i z e i - U e b e r t r e t u n g s . A n . 
S e l e g e n h e i t e n , den vorgeschriebenen zeitweittgen Sconrnrungen 
zu Unterziehen und die Llquibations. Ausweise hierüber gleichfalls 
von Zeit zu Zeit einzusenden. 

Wenn sich keine derlei Depositen bel emem oder dem anderrl 
Magistrate vorfinden, ist von den betreffenden Behörden eiNe nega
tive Anleige zu erstatten ( Regierungscircular vom 7. Jänner 1835, 
Reggsz.'528). . . ^ . ^ , , ., 

Das Kreisamt hat übrigens diese Scontrlrungs-Ausweise zu
gleich , insofern sie sich nach den oben bemerkten Kategonen zu einer 
vereinten Cmbegleilung eignen, und zwar die für den ersten Seme-
lter eines jeden M'litärjahres Anfangs des Monats M a l , und dle 
für den zweiten Semester Anfangs deS Monats November (nur un. 
Mittelbar der k. k. Provinzial« Staatsbuchhaltung, von welcher sie 
s«prüft und im Wege der Landesstelle erledigt werben) vorzulegen. 
Regierungsverordnung vom 16. November 1824, Reggsz. 54,823. 
Mi t Regierungsverordnung vom 27. September 1827, Reggsz. 
54,218 wurde aber befohlen, diese Auswelse nicht abgesondert, son
dern zur Vermeldung der Schreibereyen blos mit emem Einbeglei-
tungsberichte zu überreichen. ^ . , 

Damit aber auch das Kreisamt in Hinsicht der von den lf. Or
ten einzusendenden Scontrirungs-Ausweisen in genauer Kennmiß 
bleibt, 'so hat dasselbe den Magistraten zur Vorlegung dieser Aus» 
weis« bestimmte Termine für jede Jahreshälfte zu ercheilen, und 
hierüber eine genau« Vormerkung zu führen (Regierungsverordnung 
vom 16. November 1824, Zahl 54,823). 

6b * 
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Verwendung des Gemeindevermögens. 

§. 146. 
Passlrung der städtischen Auslagen. Be»ziehung de« 
WlrthschaftS.Ausschüsse bei gewissen Verausgab««' 
gen. W i r k u n g s k r e i s der K r e » s ä m t e r und derLandes« 

stelle, h ins icht l ich der d i e s f ä l l l g e n Pa-ss i rungen. 

Das Gemeinde« Vermögen »st zur Bestrettung der Gemeinde» 
oder eigentlichen Gesammtbedürfnlsse, mit Ausschließung der Em» 
zelnen bestimmt (Allgem. bülgl. Gesetzbuch, §. 288). 

Nach dem §< 105. der HreiSamtS. Instruction vom 21. Jänner 
1783, war den Magistraten der lf. Ortschaften nachdrucksamst einge
bunden, keine Ausgaben, außer denen, dl« ohnehin bestimmt sind, 
ohne Passlrung der LandeSsteUe zu machen. Nun ist aber den Mag> 
stracen der glößeren Orte d«e Passlrung der städtischen Auslagen bis 
auf 50 fi. uno bei kleineren auf 25 st., so wie allen d«e Auszahlung 
Her Mllllär.O.ual t»erz»nse, und d»e Ersetzung der gestifteten Pfrundenlo» 
sten überlassen (Wirkungskreis der LandessteUe, vom 29. Jänner 1800). 

Außerordentliche Auslagen ohne Einholung der hohen Bewilligung 
zu bestreiten, sind sie aber nicht befugt (Instiuction für die lf. Ort
schaften m N. Oe., genehmigt Mit Hoftanzleldecret vom 1. October 
1808, lNtlMlrt Mit Rcglerungsdecret vom 9. Jänner 1809), wogegen 
der Wiener Magistrat d r i n g e n d e Ausgaben, wie: bei Feuert 
brünsten, Uebelschwemmungen, Budenleperaturen, Gebäuden, Wal/ 
serleltung blS auf den Betlag von 500 fi. ohne vorläufige Anfrage bestrei
ten kann, be» größeren Beträgen es aber der Landesstell« anzuzeigen 
hat (Hofkanzleidecret vom 18. September ^800, ReggSz 18,245). 

NeujahrSgeschcnke dürfen übrigens Gemeinden mcht »n Ausgabe 
bringen (Hofkanzleidecret vom 15 Iul» 1813). 

Die K r e i s ä m t e r haben ferner d»e Vollmacht, den größeren 
Städten und Gemeinden die Erlaubmß zu Auslagen bis auf 100 st./ 
und den kleineren b«S auf 50 fi. zu geben, und zu Bauliche 
k e i l e n , wenn sie nicht 100 fi. übersteigen, und aus dem Ver« 
mögen der Stadt bestritten werden tonnen, nach Berichtigung der 
BauüberschlHge die Erlaubmß zu erchellen (Wnkungskrels der Lan-
deSstelle, vom 29. Jänner 1800), welche Beilage m,c Reglerungsde-
cret vom 12. April 1824, Reggsz. 16,242 auf Conventions.Münz« 
bestimmt wurden. Jene Berichtigung von 100 fi. und 50 si. beschränkt 
sich jedoch nur auf die lM Laufe der gewöhnlichen Administration vor« 
fallenden Auslagen, keineswegs aber auf immerwährend zu systennsi-
rende Auslagen (Regierungsverordnung vom 29. November 1832, 
Reggsz. 66,131. , . 

Vermöge Hofdecret vom 9. December 1806, Hofz. 42,859 hat 
die R e g i e r u n g das Recht, bei Baulichkeiten blS 1500 fi. die 
Passlrung zu erchellen, und mit Hofkanzleidecret vom 14. April 1820, 
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Hofz. 10,492, Reggsz. 17,621 und Hofkanzleidecret vom 6. August 
1820, Hofz. 22,767, ReggSz. 36,880 sollen Baugegenstände, welche 
den Betrag von 1500 fl. übersteigen, der Hofstelle vorgelegt werden. 

I n dem Hofkanzle.decrete vom 16. M<n 1807, Hoft. 8,807, 
beißt eS dagegen, daß für d,e Reperatlon schon bestehender, 
und für irgend einen öffentlichen Gebrauch nolhwendiger Gebäude, 
d»e cm Elgenthum der Städte sind, die Regierung die Ausgaben bls 
auf d»e Summe von 6000 fi.; de» neuen Baulichkeiten dieser Gat° 
tung aber, die dermalen schon bestanden hatten, b,s auf 3000 fi. er» 
thellen timne; und ebenso steht der Regierung zu Folge »hreS crwel.-
tmen Wirkungsklelfts vom 11. Mai 1832, §. 14., Reggsz. 32,249, 
d>e Bewilligung zur Veräußerung der Realitäten, Staalspaplere 
und einzelner Rechte bei den Oomunen, bis zum vollen Betrage von 
6000 st., und ,m Wege der Versteigerung icdoch nur m icnen be
sonder« Fällen zu, wenn die Komunou die genannten Objecto und 
Rechte zum «igenen Gebrauche mcht bedürfen, und sie auch sonst zu 
keinem angemessenen Nutzen gebracht werden tonnen. 

Daqegen ist die Landesstelle vermöge Holkanzleidecret vom 10. 
Mai 1834, Hofz. 12,096, Reggsz. 27,396, nun eimächtigt, den 
Ankau f der Realitäten für Städte, m dem Falle, wo sich dieselben 
zur Erreichung der Zwecke, für welche die städtischen FondS bestimmt 
sind, als wirklich nochwendig darstellt, inner dem Betrage von 1500 st. 
E. M . aus eigener Wirksamkeit zu bewilligen, wobei es m Ansehung 
der Gebäude bei den Bestimmungen des gegenwärtigen Wirkungskreises 
sem Verbleiben bat. Dieses gilt aber keineswegs bei solchen Gebäu
den, die zum Nuhbrmgen getauft werden sollen, rückstchtlich wel
ch" die besondere allerhöchste Bewilligung einzuholen kommt. 

Zur Bewilligung zur Abschreibung uneinbringlicher und zwei
felhafter Zahlungsbestände, »st endlich d,e Landesstelle b,s zum vollen 
Betrage von 5000 ss. ermächtigt, wenn entweder diese Abschreibung 
für die cumunen selbst vorthe.lhafl ist, oder durch gültige Glunde 
vollkommen gerechtfertigt w,rd (Erweiterter Wirkungskreis der Re
gierung, vom 11. Mm 1832, Hofz. 16, Reggsz. 32,249). 

§. 147. 

Inst i tu t der Wlrthschafts'Ausschüsse. 

Nach den bestehenden allgemeinen Vorschriften find die Mag», 
strate der" lf. Ortschaften ohnedieß nicht befugt, Veräußerungen von 
Gemeinde'Realitäten vorzunehmen, oder außerordentliche Ausgaben 
zu bestreiten, ohne vorher die höhere Bewilligung einzuholen. Hiervon 
kann also auch hier keine Rede sein, sondern es handelt sich hier bloS 
Um jene Verwaltungszweige, über welche Verfugungen zu treffen, in 
dem Wirkungskreise der Magistrate l'egt. 

Damit sich der Magistrat hierüber zu jeder Zelt gegen dje höhere 
Behörden ausweisen, und gegen d,e allfälligen Klagen der Bürger« 
schaft wegen E»genmächtlgte,l oder übler Gebahrung m,t dem Ge« 
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meindevermo'gcn sichern kann, wurd, demselben aufgetragen, sobald 
es sich um beträchtliche Auslagen, Vorschlage zu Gehaltsverbesserull' 
gen, oder neuen Wllthschafts-Einrichtungen handelt, d ie W i r t h ^ 
sch a f t s-Aussch üsse «)zur Berathung bcizuziehen, und hie,über 
ein ordentliches Protokoll zu führen, welches in der Registratur auf-
bewahrt werden muß (Instruction für lf. Ortschaften in Nieoeröster« 
reich. Genehmigt m»t Hofkanzlndecret vom 1. December 1808, in-
tlmirt m»t Regierungsdecret vom 9. Jänner 1809). 

Endlich »st sclmmtllchen rechnungspfiichtigen Städten und Marl« 
ten in Nieder»Oesterl eich als Richtschnur vorgezeichnet, daß aus «ig«-
ner Macht keine Auslage bestritten werden.darf, auf welche im Prä» 
liMlnar Nicht vorgesehen war; und der k. k. Provmz. Staatsbuchhal' 
tung ist zur Pflicht gemacht, die Überschreitungen der Präliminarien 
strenge zu überwachen, und die be» Prüfung der einlangenden Dif-
ferenz« Ausweise wahrgenommenen Gebrechen der Regierung anzuzei' 
gen, welche den Magistrat zur Verantwortung ziehen, und gegen 
ihn das Amt handeln wird (Hofkanzleidecret vom 10. Februar 183s, 
Hofz. 3^30, Reggsz. 10,141). 

n) Die bürgerlichen Wirtbschâ s<Auzschüsse haben folgende Organisation' 
Um den Irrungen und Mißverständnissen ftir die Zukunft vorzubeugen, 
welche daraus vielfältig entstanden find, daß die Wirthschasts«Aus« 
schusse der lf. OUlchaften von dem Umfange ibrer Rechte und Pflichten 
bisher nicht gehörig unterrichtet wann, welche Unkenntnis für mancht 
Gemeinde den nachtheiligsten Einfluß auf die Verwaltung des Gemeinde» 
Vermögens nach sich gezogen, und den Samen der Uneiniqkeit unter die 
Gcmelndeglieder gestreuet hat. findet es die k. k. niederöstcneichifch« LaN< 
desregierung nothwendig, diese Rechte und Pflichten der bürgerliche" 
Wirihschafts,Ausschüsse in folgender Instruction zusammenzufassen, und 
zur genauen Beobachtung hinauszugehen. 

§. t. Als bürgerliche Wirthschafts - Ausschüsse sind jene Individuen 
anzusehen, welche von der gesammten Bürgerschaft zur Vertretung der< 
selben in al/en Gemeinde «Angelegenheiten unter der Leitung des Magi« 
strates gewählt, und von selbem auch bestätigt worden sind. 

§. 2. D i , bürgerlichen Wirthschafts-Aueschusse sind da« Organ der 
ganzen Bürgerschaft, welche denselben »hre wichtigsten Interessen anver» 
traut, und durch selbe ihre Ansichten in Beziehung auf die Verwaltung 
des Wemeindtvermdgens, ihre Wunsche in Gemeindeanqelegenbeit«n 
überhaupt, so wie auch ilire allfalligen Beschwerden zur Kennlniß und 
Abhilfe ihre« vorgesetzten Magistrates und stufenweise der höheren lf. 
Behörden bringt. 

g. 3. Eben beßwegen dürfen die Ausschüsse bei ihren Amtshandlun« 
gen nie nach ihren Privalansichten und personlichen Interessen bandeln/ 
sondern einzig und allein dem einstimmigen Willen der ganzen Bürger« 
schaft, oder doch des größten Theils derselben gemäß, alle ihre amtlichen 
Schritte einrichten. 

§. 4. Um zur Kenntnis dieses allgemeinen Willens zu gelangen, in 
so fern solcher nicht schon von selbst öffentlich bekannt ist, ist es ihnen 
zwar unbenommen, sich Über ihre Gemeinde-Angelegenheiten mit den 
einzelnen Bürgern zu berathen und zu besprechen, sie dürfen al>er dazu 
nicht die öffentltchen Gast, und WirthshHuser wählen. E« ist ihnen auch 
gestattet, in besonders wichtigen und zweifelhaften Hüllen , um die 3«» 
sammenberufung der ganze» Bürgerschaft auf das slsthhaos, bei den» 
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Magistrate anzulangen, dannt sie sich dort mit selben besprechen und 

Bei dieser Versammlung muß Ruhe und Anstand herrschen; sie 
darf auch nur ,n Gegenwart etneö Mag,strategl,edcs Statt finden 

H 5 Der Wirkungskreis der bürgerltchm W»rthschaftö-Ausschusse 
erstreckt sich auf alle allgemeinen Angelegenheiten der NurgeMaft. nam. 
Kch so oft es sich um Abwendung elnes derselben drohenden Rachtheiles, 
oder um Zuwendung emes Vortlinles undAusrechthaltung der, der Bur . 
gerschaft zustehenden Rechte u. s. w. handelt 

Eine besondere Aufmerksamkeit haben sie auf d« zweckmäßige »er. 
Wallung des Gemembevermöqens zu richten, und ,ede Gelegenheit sorg« 
faltig wa!n zunehmen, naml'ch, wenn es sich um den Verkauf, b,e Ver^ 
Pachtung und die bessereBenuhung einer Gemeinde. Realität oder Gefäl
les, und den Anlauf emer neuen Realität, um d,e Eröffnung emer 
neuen kammerämtlichen Einnahmequelle, um d,e bessere Benutzung der 
Gemeinde, Gefalle, um Einführung emer besseren Wlrthschaft ,n der 
Administration, um die Verminderung einzelner Ausgaben, um die Gin-
suhruna aemeinnutziger Anstalten u. s. w handelt.» 

I n allen diesen M die Ausschusse berechtiget, die Wunsche, 
Bitten und Beschwerden der Bürgerschaft bc. dem Magistrate, ,edoch 
mit Anstand Gelassenheit, so wie mit der demselben schuldigen Ehrer« 
die bung Vor t rag n, die Entscheidung des Magistrates aber auch ruh.g 
abzuwarten und selbe, wenn sie erfolgt, der Bürgerschaft betannt zu 
machm "doch wird ihnen streng untersagt, die Verfugung de« Mag, 
strates iu b^ntteln, die Bürgerschaft dagegen aufzuhetzen, und dadurch 
M.ßoergnüqen und Argwohn gegen den Mag'strat zu "wecken 

§ 6 F.ndet sich d.e Bürgerschaft durch irgend «ne Verfügung des 
Magistrates beschwort, und zu e.nem Rekurse an di« höhere Behörde 
°us^ ig nem An/nebe 'bestimmt, so steht e ^ 5 5 " s c k r ^ Ä ' 
Beschwerde entweder unmittelbar be. der höheren Behörde schriftlich ein. 
z u r e i c h t Aufnahm, ihrer mündlichen Klagen und deren Sin. 
deglttuna zur höheren <5nt.cheid.ng von dem Magistrat, zu verlangen, 

der Journale über die Gemeinde. Einnahmen 
unb^Ausgaben äben d:e Wirth!chafts Ausschusse alle Mona e « „ ^ «« 
d.n vom Magistrate zu bestimmenden Tagen, ohne Mberrfde, und ohne 
irgend e.ne Entschuldigung, auf dem Ralhhause 
stenweise zu prüfen, mit den Original 
selbe, wenn sie richtig befunden werden, gleich imGegenthe.le hre Man. 

Magistrat, m.t Austand vorzutragen, und wenn 
""^ssewgendHelos.t s ^ , «u^ te r . r t . gen . ^ 

" 1 " Partei a u ^ ^ ^ ^ ^^. he« Magistrat und 

dessen em^nen Gned n Achtung, und i " Dttnfteöanaelegeuhe.ten auch 
d n ftr nqsten G^ orsa« schuld, sie dürfen st«^«lcht beigehen lassen, 
den M « M r a t über sein« Amtshandlungen zur Rechenschaft zu z,ehen, 
indem " " d e r Weg der stufenweise« Aeschw.rde ührung bei den lM«-n 
Behörden. in, Namen der Bürgerschaft offen steht. 

« /<? Dl« luballerncn P e r l e n des M«glstr«tt« haben vov K" 
Ausschüssen keine K h l e anzHmen, â ch selben bhne Auftrag des 
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Magistrat«« ln NmlsgeschHften keine Rede und Antwort zu geben, und 
von selben eine anständige, achtungsvolle Behandlung zu verlangen. 

§. 148. 

V e r w e n d u n g der E i n n a h m s ü b e r s c h ü s s e . 

Wenn bei einer Gemeinde die Einnahme die laufende Ausgabe 
übersteigt, so muß der Ueberschuß zur Tilgung der Schulden verwen
det werden; und selbst dann, wenn diese berichtigt sind, und em 
«einer Ueberschuß sich ergibt, wird es nicht an Gelegenheit fehlen, ihn 
z!u irgend einer gemeinnützigen Anstalt, oder auf eine Art zu verwen« 
den, wodurch ollen Gemeindegliebern ein bleibender, verhaltnißmsßlg 
gleicher Nutzen zuwachst (Hofkanzleidecret vom 25. November 4321). 

Mi t t e l den wesentlichsten Gebrechen in der Gemeinde-
Vermögens . Gebahrung abzuhelfen. 

§. 149. 
A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n h i e r ü b e r . 

Für die Ordnung und Deutlichkeit der Rechnungsführung ist 
durch die vorgeschriebene R e c h n u n g s m a n i p u l a t i o n gesorgt, 
wenn die Magistrate sich angelegen sein lassen, die in dieser Bez»e-
hung gegebenen'Vol'schrifcen in Ausübung zu bringen. ,. .. 

Allein die Ordnung und Deutlichkeit der Rechnung bürgt mcht 
immer für die Richtigkeit derselben und für die endliche und zweck-
mäßige Verwaltung des Gemeindevermögens. 

Mehrere bei den vorgenommenen Localuntersuchungen in eimgen 
lf. Ortschaften hervorgekommene wesentliche Gebrechen, und zum Theue 
selbst Verkürzungen des Gemeindevermsgens, veranlaßten auf Mittel 
fürzudenken, derlei Fällen für daS Künftige Einhalt zu thun, oder 
wenigstens sogleich von den Schuldtragenoen den Ersatz z« erhalten» 

Diese Mit te l bestehen: 
»») I n der Verrechnung des Gemeinoeverms'gens, und 
bd) in der persönlichen Haftung der Magistratsglieder und der 

Rechnungsleger für die Sicherheit des Gemeindevermögens. ^ 
Jedes derselben wird in den folgenden Abschnitten umstand 

l ich behandelt. 

H») V o n der Verrechnung des Gemeindevermögens. 

§. 150. 

E i n f ü h r u n g e i n e r neuen R e c h n u n g s f s r m . 
Bei der Nothwendigkeit einer strengen Controlle über di« Ver

waltung des Vermögens bei den lf. Ortschaften, haben S « . Ma^« 
stat beschlossen, daß zur Erleichterung des Rechnungslegers eine neue, 
einfachere Rechnnngssarm vorgeschrieben werden sott. 
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Da die bei den lf. Ortschaften m Niederösterreich bisher bestan
dene RechnungSmampulat«on vorzüglich m Ansehung derKammeram.-
ter den vorgesetzten BeHorden weder die hinlängliche Ueberslcht ver
schafft hat, ob nnt dem Vermögen dieser Ol tschaften »m Allgemeinen 
zweckmäßig gebahret wurde, noch wemger aber der Ertrag einzelner 
Gefälle erhoben werden konnte; so wurde die Einführung einer neuen 
Rechnungsform für die Kammerämter nothwendlg befunden, über 
welche den sä'mmtllchcnMagistraten, nebst dem exemplificlrten Muster, 
auch em vo l ls tändiger Unterricht zur künftigen unabwelchüchen 
Richtschnur erthellt wurde. (Instrukt. für die lf. Ortschaften m Nie-
derösteirelch, genehmiget mit Hofkanzleidekret vom I.Dezember 1808. 
Reg,erungs«Intlmatlon 9. Jänner 1809.) 

§. 151. 

W o r i n die R e c h n u n g s ' E i n g a b e n zu bestehen haben. 

D»e über die kammerämtl.che Verrechnung einzusendenden Rech-
ttUNgSemgaben °) haben zu bestehen: 

2) ,n dem PräsiMlnar-Antrage, 
K) m der Kammeramlsrechnung, 
«) in dem Inventar. 

») Die besonderen Bestimmungen für die Haupt, und Residenzstadt Wien 
sind zu spcciell. um sie h.cr aufzufuhien; dagegen gl.ube ich, b>e Be
stimmungen für die l . Ortschaften, so «,e s.e m der für sie erlassenen 
InstruMon vom 1 Dezember 1808, Neqielunqs-InNmanon 9. Jänner 
1809, enthalten smd, mu Rucksicht auf d:e seither erflossenen Anordnun
gen, in Kurze zusammenfassen zu sollen-

§. 152. 

»6». V o n dem P r ä l i m i n a r > A n t r a g e . 

Da sich das ,ener Instruktion zul.egende Formular eines Prä l i . 
Minar-AntrageS durch d.e seither eifiossenen Vorschriften geändert hat, 
so wurde em neues Formular vorgezelchnet. ^ ^ ... , -^ 

Der PrällMlnar.Antrag >st außer den m der Instruktion bereits 
angeführten, besondern spec.fischen Ausweisen, auch Mit lenen, über 
d»e Interessen vonActlvcap.lallen ,n öffentlichen FondS und bei Pr.va« 
t«N, über die Act.viückstände, über 
dann über die Passivausstände zu «nstru.ren. D.ese NebenauSwe.se sind 
Nach den, dem neuen PräliMmalsformulare beigeschlossenen Mustern 
einzurichten. . . . < > , ,. , , 

Als Beobachtungsjahr ist immer das vorletzte VerwaltungS.ahr, 
i- B. für den Präliminar Antrag pro 183? das Jahr 1835, für jenen 
pro 1838 daS Jahr 133« und so fort anzunehmen. 

Der Ansatz lM Präliminar hat d«e kurrente Schuldigkeit deS 
Beobachtungsiahres ohne Rücksicht auf d.e Abstattung und die verblie. 
benen Actio, und Passivrückstände zu enthalten, weil die Mit Ende 
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Apnl emes zeden Jahres verbleibenden Acttv- und Passiorückständ« 
ohnedies »n dem Plällmmar den Empfängen und Ausgaben, der wil 
Ende April emes leben Jahres verbleibende haare Cassarest aber den 
Empfängen zugeschlagen werden müssen, wie m dem Präl»m»nar4 
Formular bereits angedeutet lst. 

Die beiden letzten Kolonnen des Prä'l,m,nars haben offen zll 
bleiben, indem delen Ausfüllung der zur Prüfung und Nektlfictruns 
der PrällMlNanen aufgestellten RcglerungskomMission zusteht. 

lvel den ordentlichen und bestimmten, dann bei den außerordetlt' 
llchen Einnahmen und Ausgaben ist sich m der Regel an d,e Resultat« 
des dem Präliminar-Antrage zum Grunde liegenden Beobachtung/' 
Jahres zu halten. 

Nur da, wo wegen der, seit Ablauf des Bcobachtungozahres bis 
zur Jen der PrällMllmunq, eingetretenen besonderen Ereignisse, odel 
wegen der für das Präliminar lahr vorauszusehenden, auf die El folg« 
des VeobachtunqSjahres wesentlich einwirkenden Verhältnisse e«n glel» 
ches Resultat wie »m Beobachtungszahr n,cht zu erwarten steht, darf 
nach den bestehenden Vorschriften von dem Erfolge des Beobachtunqs» 
Jahres abgewichen werden. I n solchen Fällen »st nach Umständet» 
entweder der Durchschnitt von den letzten drei Jahren zum PrällNU' 
nars.Antrage zu nehmen, oder der Antrag abweichend von dem Beob« 
achtungszahr und der Durchschnittsberechnung nach Maßgabe de! 
eingetretenen oder vorauszusehenden Verhältnisse zu stellen. 

Es velsteht sich jedoch von selbst, daß «n dem einen, wle in dettt 
andern Falle, jeder abweichende Antrag gegen daS Beobachtungslahl 
un Prälrmrnar und zwar m der hlezu eigens eröffneten Rubrik ordentt 
llch begründet werden muß. 

Diese PlällMlnarlen müssen längstens bis 3 t . Ma< icden Jahres 
demKrelsamte vorgelegt werden, und sind m dreifachen Parlh,enaus^ 
zufertigen, wovon nach der comm»ssionellen Prüfung und Richtigstel
lung cm Eremplar der Hofkanzlel vorgelegt, das zweite EjeM-
plar der Prov,n^«al'Staatsbuchhaltunq zum Amtsgebrauche zuge-
Mittelt, und das diltte Cremplar den Magistraten zu »hrcr Darnach' 
achtung zurückgeschlossen wird. Die sämmtllchen Nebenauswelse sind 
einem Enmplar des Plälimlnares nur einfach anzuschließen, dett» 
zweiten Exemplar muß jedoch der Besoldungsausweis beigeschlossen 
werden. 

§. 153. 

nä l». V o n der K a m m e r A m t s Rechnung. 

(Eigentlich von dem summarischen Rechnungs Ertracte.) 

I n dem der ursprünglichen Instruction zulegenden Formulare 
des summarischen Rechnungs Extractes ,st der Kassarest vom vorigen 
Jahr unter den übrigen Empfängst ubnken aufgeführt. Nach der be
stehenden neueren Vorschrift ,st aber der Kassarest vom vorigen Jahr 
mcht unter den übrigen Emvfcmgsrubrlken, sondern erst nach gezoge« 
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N" Summe der sämmtlichen Einnahmen einzustellen, und der Em« 
psangs Abstattungssumme blos zuzuschlagen. 

Dle Kolonne Wiener-Währung hat ganz wegzubleiben, und es 
s'Nd demnach d,e sämmtl.chen Einnahmen und Ausgaben in dem Rech-
nungs.-Ertracte ,n der Valuta Eonvenllonämün;e auszuweisen. 

Der dem summarischen Rcchnungs-Ext.actc beizuschlleßende spe-
f̂ische Ausweis muß außer den, m dem der Instruction beiliegenden 

dl'ßfälllgen Formular bereits enthaltenen Kolonnen „Schuldigkeit, 
Abftattung," auch ,ene »Rückstand Mit Schluß des IahreS" ent
halten. 

I n de.selben ist die Verrechnung der Rückstände von früheren 
Jahren Mit der laufenden Iah.esschuld.gkc,t Nicht ve.mengt, sondern 
d'e Übertragung der Rückstände aus f.üheren Jahren, und deren be. 
sondere Elsichtllchmachung und weitere Venechnung abgesondert von 
ber laufenden Iahresschuid,gke,t zu pflegen. 

Del summallsche Rechnungs Cn.act ,st immer gleich nach Ablauf 
bes Ml l l t . Iah»es bis 15. Dezember eines ,eden Jahres ,m Wege des 
Kreisamtcs m öilplo, ,edoch emmal ohne den da;« gehörigen sprofi-
schen Ausweis einzusenden. . . , ^ 

Damit jedoch d,e Uebersicht erreicht we.de, w»e sich d,e laufenden 
Emnahmen und Ausgaben gegen die Präl.Minars.-Ansähe gestellt 
babe«, »st m Gemäßhclt emer m der neuesten Zelt wiederholt rrfios-
s«n«n hohen HoflanzlelVerordnung dem Rechnl'Ngs.Ertracte all,ähr-
l'ch e,n Auswels be.zuschl,eßen, welcher den Vergleich de, jeder e»n. 
z»lnen Empfangs- und Ausgabsrub.lk zwischen dem PraliMmalS-An. 
s"tze und der vorgesch. «ebenen Iahresgebühr enthalten, und m der 
^nm.ikungskolonne »n Kurze die Ursache,,, wodurch das Sinken der 
Emnahmen, "der das niedliche Steigen der Ausgaben gegen den 
Prällnnnars, Antrag be» der emen oder der andern Rubrik veranlaßt 
"luden, ersichtlich machen muß. . , ^ ., -« 

Dieser Verglelchs.Auswe,s, welcher die gleichen Rubriken, wie 
der summa..,che RechnungS-Enract m sich fassen, nach emeM eigenen 
Muster abgefaßt, und Mit den Unre.schr.ften der Mag.stratsgl.eder 
und Ausschüsse vc.fthen seyn muß, ,st gleichzeitig Mit dem RcchnungS-
Eltracte, und zwar ebenfalls »n ällplu e.niuftnden. 

I n diese Ausweise sind übr.gens, zufolge Hofkanzle.decretS vom 
28. Febr. 1838, Hofz. 5022, NeggSz. 13,84«, alle Rubriken der reel
len Empfänge und Ausgaben ohne Unterschied, es mag darauf p, all-
""N.rt wo. den se.n ode. n.cht, som.t auch d.e b,s ,etzt unberücksichtigt 
gebliebenen Mä'nqelsersähe und Mängelsvergutungen zur Bllanz.rung 
" nehmen, und davon blos jene der durchlaufenden Ergebnisse auS° 
^schließen. 
WückslHt l ick einer o rden t l i chen J o u r n a l s f ü h r u n g be« 

stehen fe rne r fo lgende B e s t i m m u n g e n . 
Das Journal ist in Folge des HofkanzleidecrcteS vom IS. 

Febr. 1836, Z. 2935, blos in der Valuta der Conventlonsmünze zu 
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fuhren. Jede in Wiener-Währung einfließende, oder zu bezahlende 
Geldpost ist demnach innerhalb der Geldkolonne mit dem Betrage an
zusehen, und erst nach erfolgter Reduktion nach dem Course zu 250 
auf Conv. Münze in der Geldkolonne einzustellen. Eben so ist hm-
stchtlich der Erläge und Erfolglassungen von Privatkapitalien und 
sonstigen Geldurkunden zu Werke zu gehen. 

Oeffentliche FondSobligationen dagegen müssen ohne Unterschied, 
ob sie in ConventionSmünze oder W. W. verzinslich sind, jedesmal 
mit ihrem Nominalwerthe ohne einer Cours'Reduz»rung in Empfang 
oder Ausgabe eingestellt werden. 

»ä «. V o n dem V e r m l i g e n s - I n v e n t a r . 

I n demselben sind alle Activkapitalien einzeln, und die Privat-
Schulbscheine, wenn sie auf Conventionsmünze lauten, gleich »N 
dieser Valuta, sobald sie aber aufWiener-Wahrung lauten, nach dem 
Course zu 250 reduzirt in ConventlonSmünze unter dem ActivverMd» 
gen aufzuführen. Die öffentlichen Fondsobligationen sind zur Errei
chung einer Uebersicht nach Maßgabe, als selbe in ConventionSmünze, 
oder in W. W. verzinslich sind. Mlt ihren Nominalwerthen einzustel
len, die Summe des NeunwertheS der sämmtlichen Fondsobliaal,onen 
ohne Unterschied, ob selbe in ConventionSmünze, oder in W. W. ver-
zinset werden, ist sodann aber in den Kolonnen einzeln und zusamme 
mit ConventionSmünze unter das übrige Aclivvermogen einzubeziehen, 
weil bei den in öffentlichen Fonds anliegenden Kapitalien keine Re
duktion deS NennwerthcS vorgenommen werden darf. .. 

Die Passivkapitalicn sind alle einzeln, und die Privatschu u> 
scheine, wenn sie auf Conventionsmünze lauten, in dieser, Va lu t , 
wenn sie aber auf W. W. lauten, nach dem Course zu 250 reduM 
in Conventionsmünze einzustellen. Das VermögenS-Inventar »st au 
Jahr gleichzeitig mit dem summarischen Rechnungs<E«racte in üup 
einzusenden. 

§. 154. 

Wann die Rechnungsleger die Rechnung vorlegen, 
und die Bürgerausschüsse selbe aufnehmen sollen. 

Die betreffenden Rechnungsleger, deren Rechnungen der ^«sur 
der Provinzial-StaatSbuchhaltung unterliegen, sind verbunden, p 
Rechnungen binnen drei Wochen, nach Verlauf des IahreS, zu 
Magistrate zu legen. (Hoftanzleid, vom 21. N a i 1816. §. ^ . , „ 

Der Bürgerausschuß hat die Aufnahme der von den betresse^.^ 
Rechnungslegern gelegten Rechnungen binnen längstens weiteren 
Wochen zu machen, und seine allfälligen Bemerkungenzu «berge 
(Vo4«M §. 2.) 
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§. 155. 

V o r l e g u n g der Rechnungen vom M a g i s t r a t e an das 
Kr el samt. 

Die von den Rechnungslegern übergebenen und von dem Bürger-
ausschusse aufgenommenen Rechnungen sind in dem Zeiträume von 
«<erzehn Tagen, d. i. jedes Jahr längstens bis 15. Jänner von dem 
Magistrate dem Kre.samte zur Embeglettung an d.e Land Melle zu 
übergeben, (Hofkanzle.d. vom 21. Mai 1816. §. 3.) und dl« Rechnungs-
abschlüss«. der lf. Ortschaften sollen mcht mehremzeln, und nur von 
diesem oder jenem Amte, sondern von allen Aemtern zusammen vor
gelegt weiden. (Hoflanzleld. vom 9. April 1811.) 

§. 156. 

Welche D u p l i c a t e der K a m m e r a m t s - Rechnungen 
v o r z u l e g e n s rnd . 

Von den lf Ortschaften sind blos die Prä'liminarsysteme, Rech-
NUNgs Ettracte und Inventar.en des Kammeramtes in ^ 1 ° emzu. 
senden^ ng e ^ Sendung der Dupl,eate über le an
dern Aem er ab uk mMen; die Pr°vm^aI..Staa,?buchhaItung hat d.e 

genommener Ad,ust.rung derselben an d.e 
,5 .^ ^ , / c" >..« meil selbe sonst bei vorfallenden Gele-

gemachten und an d.e Regierung erstatteten ^ all.g n B m e r ^ 
"äre, nach welchen d,e Regmung d̂ e Maq.strate du ch d.e Kre.sam-
t " anweisen läßt. (Hofkanzleld. vom 16. Mal 1»ie.) 

§. 157. 

B e t r e i b u n g der rückständigen Rechnungen von S e i t e 
des K r e l S a m t e s . 

Nach Verlauf des Termins des 15. Jänner hat das Krc.samt 
dem saumseligen Mag.strate, 
Vollendung der rückständigen Rechnungen und A b ^ e.nes 

s° w i " dem « ü ! « « n ^ «u sp»rm, und h.n«on 

».„ ^ " . ^ ' " ^ " ^ ^ ^ n d.ns Id'N bab.n d« R«! .»n. und Bü>g°r° 

berichtigen. (Hofkanzle.d. vom 21. Mm 1»1t>.) 
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§. 158. 
P f l i c h t der P r o v inz la l« S t a a t s b u c h h a l t u n g Hinsicht« 

llch des städtischen Rechnungswesens . 
Alle Rechnungen der lf. Commumräten, sie Mögen Geld obtl 

Material beneffen, müssen, nach den neucrn Vorschriften, Mit del 
nämlichen Genauigkeit w,e andel e Aerai»al«Rechnungen von der Prov«^ 
zial-Staatsbuchhaltung ccnsunrt, ievld,rt und supelrevldlrt, bemüll' 
gelt, erläutert und erledigt weiden. S»e hat sich t»e EvldenzhaltUllj 
des städtischen Rechnungswesens aus das solgfältlgste angelegen seyl» 
zu lassen, und davon m den künftigen Quaitalrapporten das k. k. Ol» 
neral Rechnungs-DlrcctorlUM zu überzeugen, (löaäem.) 

§. 159. 
Anze ige der RechnungSrückstände von S e i t e der Pro< 

v » n z » a l « S t a a t s b u c h h a l t u n g an die R e g i e r u n g . 
Um gegen d»e Kreisämter hinsichtlich der pünktlichen Vorlegung 

der Rechnungen del lf. Städte und Mültte die Controlle zu beobach' 
ten, »st b»e Landesbuchhaltung von dem k< t. General Rechnungs«Dl' 
rectorium angewiesen, M i t Ende H o r n u n g jeden Jahres, an dli 
Landesstelle den Auswels der bei den lf. Städtm und Märkten haf< 
tenden Rechnungsstucke zur weltel en Veranlassung zu übergeben, wol' 
über die Landesstelle sodann nach den allgemeinen Volschrlften, l»l 
Ansehung lückständlger Berichte, das Amc zu handeln hat. 

M i t Ende A p r i l jeden Jahres hat d,e Plovlnzlal» Staats-
buchhaltung gleichfalls an das vorgesetzte k. k. General Rechnung^ 
Dlrectonum einen gleichen RückstandsauSwels zu übel reichen, daM^ 
durch Mittheilung desselben an die Hofkanzlel auch von dieser da» 
Erforderliche hielüber veranlaßt we»den könne. (Noäem.) 

§. 160. 

Anze ige der u n o r d e n t l i c h e n R e c h n u n g s l e g u n g del 
M a g i s t r a t e von S e i t e del P r o v l n z l a l ' S t a a t s b u c h ' 

Ha l t ung an das Gene r a l - R e c h n u n g ö - D l l e c t o r i U M . 
Wenn die von den Städten und Märkten bisher gelegte Rech' 

nung, oder die Art ihrer Dokumenl,rung Nicht so beschaffen «st, daß 
d»e vorangefühlteUebeisicht aus solchen gehörig hergestellt werden tan«' 
so hat die ProvlNzlal'Staatsbuchhaltung solches földersamst an ds» 
k. k. General.Rcchnungs«Dlrectol»um an^u^elgen, und die Gebrecht 
der bisherigen gelegten Rechnungen deutlich darzulegen, (läoäelv.) 

§. 16 l . 

P f l i c h t der P r o v l n z » a l - S t a a t s b u c h H a l t u n g b e i P l ^ 
f u n g der Rechnungen. 

Die Provinzial'StaatSbuchhaltUng hat alle Rechnungsausweise 
der Ortschaften, bevor sie selbe abgibt, genau zu plüfen, und da» 
Resultat hierüber anzumerken. (Hofka nzlnd. vom 8. Ott. 1810.) 
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§. 162. 
AllgemeineVorschrlftinAbslcht auf die eigentlichen 

Rechnungsprozesse. 
Der Provinzial-Staatsbuchhaltung liegt sonderhettlich ob, darauf 

iu sehen, daß von den Städten und Märkten über lhre all,ährl»che 
^'rthschaftsgebahrung so geartete Rechnungen gelegt werden, daß 
Man sich durch dle Buchhaltungscensur der eingestellten Rechnungs» 
Posten und der dazu gehörigen Dokumente von der geschehenen richti
gen Verrechnung aller E l n n a h m s g e b ü h r e n , und von der wlrth« 
schaftllchen Bestleitung der Ausgaben, wie auch von der Richtigkeit 
des Mit Ende »eben Jahres iNventarlsch ausgewiesenen Actlv- und 
PassivvermögcnS vollkommen überzeugen kann. 

Durch d,e Vergle.chung deS anfänglichen mit dem schließllchen 
remen Vcrmiigen muß sich die V e r m e h l u n g oder V e r m i n de-
''UNg, somit das Vor- oder Rückwärcsschrelten der Commumtäts» 
Wlrchschaft deutlich darstellen; und wenn d,e Ursache des emen oder 
be« andern Nicht klar genug auS der Rechnung selbst erhellet, so müs
sen sie von den Rechnungslegern angegeben weiden. (Hofkanzleldecr. 
vom 21. Ma» 1816. §. 5.) 

§. 163. 

Jäh r l i che V o r l e g u n g e»ner RechnungSübers lch t von 
S e i t e d e r P r o v l n z l a l - S t a a t S b u c h h a l t u n g an die 

R e g i e r u n g . 

Von den Resultaten der Rechnung der lf. Ortschaften hat die 
Provlnz.al-Staatsbuchhaltung derLandesstelle eine vollständige Ueber-
llcht zu verschaffen, dergestalt, daß dieselbe von dem Zustande deS ez 
genen Vermögens e,ner,eden lf. Communltät alle zweckdienliche Kennt-

"»ß erhalte. (Lollew.) 
§. 164. 

T e r m i n , b i n n e n welchem die P r o v i n z l a l - S t a atSbuch. 
H a l t u n g die r i ch t i g geste l l ten Rechnungen 

vo r l egen so l l . 
Für die über d»e Monats,ournale zu pflegende Exammirung, 

Revision, Superrevision, Contlrung und vollständige Verbuchung. 
"nschlussiq der Bemänglungen, haben Se. Majestät al) Max.mum 
"nen Zeltraum von vier Monaten, vom Tage an gerechnet, von wel« 
chem das Monatsiomnal zur Buchhaltung eingelangt ist, bestimmt. 

Für e,ne aanziährlg bestehende rubriclrte Rechnung haben Se. 
Majestät alS has Manmum desZeitraums, binnen welchem eme solch« 
Rechnung von der Buchhaltung erannnilet, revldlret, superrevldnet 
Und bemängelt se,n muß, eme zwölfmonaellche Fi ist, und zur Suver-
bemänglung der Erläuterung oder für d,e Ausfeltigun« des Absolu« 
tonums eme monatliche Frist zu best.mmen befunden. (Note deS Ge-
Neral Rechnungs-D,rector»umS vom 17. Februar 18l3,) 
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Der Provinzial-Staatsbuchhaltung ,st daher zur unabweichliche« 
Pflicht gemacht, daß der ganze Rechnungsprozeß über dle städtische 
Vermögens-Gebahrung längstens dmnen einem Jahre nach dem Erlaß 
derselben beendigt se»n muß, wovon dle ohnehin ljllartaliter emzU» 
sendenden Arbeltsrapporte eine deutliche Ueberstcht für daS Rechnung^ 
Dzrectonum enthalten. (Hofkanzleldecr. vom 21. Ma» 1816.) 

§. 165. 
B e i t r a g s ' P f l i c h t i g k e l t der lf. Ortschaften zur Besol« 

düng der Pro^lnzial-StaastSbuch Haltung s» 
Beamten. 

Da die Einführung der verbesserten RechnungSreoiston die Ver-
Mehrung des Personals der Provlnzlal'Staatöbuchhaltung nothweN' 
dlg machte, so wurde die Anstellung eines Rechnungsrathes und 
eineS IngroMen mit dem Gehalte von 800 fl. und rückßchtlich 500 st« 
bewilliget; und da das Cameral-Aerarlum be» dieser, blos zum Beste« 
der lf. Ortschaften abzielenden Einrichtung mcht »n die Concurrenz 
gezogen werden kann, wurde gestattet, daß die neusystemlfirten G<< 
halte per 1300 st. nach dem von der Provlnzlal-Staatsbuchhaltung 
entworfenen Maßstabe, unrer die 20 lf. Ortschaften verthellet werde, 
so daß die zwölf lf. Ortschaften der ersten Classe ») mit V» Theile, 
und die acht übrigen l) mit / , Theile zu zener Summe von 1300 st» 
zu concurnren haben. (Hofkanzleld. vom 1. September 1808.) 

u) Zu dieser ersten Classe werden nämlich gerechnet: 
Baden, Brück, Sl. Polten, Krems, Hainburg, Laa, Langenlois, 
Neustadt, Nütz, S t t i n , Tu ln , Zwettl, 

d) in die zweite Llasse fallen: 
Nerchtoldsdorf, Kornruburg, Klosterneuburg, Egenburg, Vumpolds« 
lirchen, Mooling, Waidhofen, Ibbs. (Hofo. vom 23. Okt. 1817.) 

§. 166. 
Censur der städtischen Angelegenheiten von der k. k. 

polit ischen FondslHofbuchhaltung. 
Die städtischen Angelegenheiten weiden von der k. 5. politischen 

Fonds'Hofbuchhaltung eensurlrt, und die vereinte Hofkanzlei stellt 
jährlich e,nen Auswels dieser k. k. Hofbuchhaltung über die Resultate 
der NechnungS-Eingaben an den lf. Orts6)aften in Nieder'osterreich 
der Regierung zu. 
dd. Won der persönlichen Haftung der Magistratsglieder 

und Rechnungsleger. 
3. 167. 

Ha f tung der Bürgermeister und Synd i cus , dann der 
Beamten, Bedingungen und Vorsichten zu d iese" 

BeHufe. 
Nach der Natur der Sache schon, so wie durch die bestehende« 

allgemeinen Vorschriften, ist jcdeS MagistratSglled für alle unter 
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se'.ner Annirungszeit vorgefallenen Verhandlungen verantwortlich, und 
^ t mit seinem gcsammten Hab und Gut für jede Verkürzung deS 
^emeindewesens zu haften; wobei cS auch in Zukunft zu verblei
ben hat. 
^ .Allein die Magistratsglieder, 1> wie die Verwalter einzelner 
^.efällszweige unterliegen oftmaligen Veränderungen, und es wird 
be» Entdeckung wesentlicher Gebrechen oft erst nach langer Zeit sehr 
schwer, mit Verläßlichkeit zu bestimmen, wer damals im Amte war, 
ob und welcher Antheil dieser oder jener Beamte an diesen Gebrechen 
hatte, was also von ihm als Ersatz einzubringen ist; wobei nicht sel
ten der Fall auch eintreten kann, daß solche entweder gar nicht Mehr 
am Leben, oder Zahlungsunfähig sind. Dagegen sind der Bürger-
tnelster und Syndicus beständig im Amte bleibende Beamte, und die 
Eigentlichen Geschä'ftsletter des ganzen Gemeinwesens, welchen a'.so 
keme Handlung ihrer untergeordneten Beamten unbekannt bleiben 
«Nn, wenn sie anders ihrer Pflicht genau nachkommen. Es ist dem« 
"5ch die natürlichste Folge, diesen beiden die H a u p t h a f t . u n g 
'Ur Alles und IedeS aufzulegen. 

Damit ihnen aber eine solche allgemeine und unbeschränkte Ver« 
antwortlichkeit aufgebürdet werden kann, ist erforderlich: 
. 2) Daß der Zustand des städtischen Vermögens in allen seinen. 
Zweigen einmal richtig erhoben, und ihnen in einem ganz volltom» 
Wenen und durchaus klaren Zustande, mittelst einer gründlichen Liqui-
^rung aller Aemter, übergeben werde; von diesen Liquidations-In» 
llrumenten wird ein Eremplar bei den Magistraten in der Registratur 
aufbewahret, das andere aber der Landesstelle vorgelegt. Auf welche 
" t diese Liquidationen eingeleitet werden sollen, wurde nachträglich 
iU bestimmen zugesichert. 

b) Müssen d»ese beiden Beamten die Mitsperre von allen Tasten 
daben, damit ohne ihrem Wissen und Willen keine Geldmanipulation 
""genommen werden kann. 

. ^ Ist keinem untergeordneten Beamten zu gestatten, ohne Vor-
" " 5 " und Anweisung des Bürgermeisters und Syndicus eine eigen« 
Mächtige Auslage zu machen. 
^ u) M i t Schluß eines jeden Monates ist von dem untergeordneten 
^"chnungsleger das abgeschlossene Journal einzulegen, welches dann 
s" nächster Rathssitzung, mit Zuziehung der übrigen Nach« und des 
bürgerlichen Ausschusses, sogleich zu revidiren, und auf d»e Berichti. 
?nng der hervorgekommenen Anstände in dem nächsten Journale zu 
sehen ist. 

«) Bei dieser Gelegenheit ist auch nachzusehen, ob das Journal 
" 0 " verflossenen Monate schon in das Hauptbuch eingetragen wurde, 
5 " n , oh i „ d^sem Monate vorgefallene Abhandlungen, wenn solche 
bereits beendiaet sind, in dem Waise«, und Depositenjournale, dann 
Waise » ' ' . . ^ ^ , , . 
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Schuldscheine eingelegt sind, und plagmatische Sicherheit vorhat 
den »st. 

Es ist die Pflicht deS Magistrates, mit Ende des Jahres Haupt' 
sachlich darauf zu sehen, ob d»e untergeordneten Beamten bei EiN' 
rrelbung der Rückstände thätig waren, solche mcht allenfalls übel« 
mäs««g anhäufen lassen; wodurch am Ende mehrere Nestanziariel» 
^hlungsunfählg ivevden tonnten. (Instrurtion für d»e !f. Ortschaftel», 
a?nehmigt m»i Hoftanzleid, vom 1. Dezember l803.) Regierung^' 
^nr,nat. rem 9. Jänner 1809.) 

Gleichwie ferner der Bürgermeister und der Syndicus, so w^ 
der ganze Magistrat, für das ganze städtische Acrar verantwortlich 
bleiben, so sind d,e untergeordneten Beamten dem Magistrate für di< 
Verwaltung «hrer besorgten Aemier verantwortlich. Wenn daher eis 
solcher Beamter stirbt, austritt, oder sich entdecken sollce, daß jellt 
Amtlrung in Unordnung ist, so ist es Pflicht dcS Magistrats, bestell 
Verwaltung sogleich genau zu l«qu>d«ren und seinem Amtsnachfolgtl 
gehörig zu übergeben, damit auch dieser seiner Zelt wieder zur Rechet 
ftl'nfr gezogen 'werden und te»ne Ausflucht Platz greifen kann, 
als hätte er scm ?lmt nicht »m richtigen Zustande übernommen. 

Ueber jede derlei vorgenommene Uebcrgabc eines?lli>les von el' 
.?i.m untergeordneten B.-amcen an den andern, ist ein i!iauidat»ons-
Instrument unter der Fertigung des gesammien Magistrates, des 
Uebergebers und Uebernehmers zu verfassen, und be, der Registratur 
aufzubewahren. 

So w«e derzcit dem »mAmte stehenden Bürgermeister und Sylt' 
dicus das gesammte Vermögen in einem richtigen Zustand» !l<j,,i«I>>näo 
übergeben werden soll, eben so wird auch in Zukunft bei jedesmal»-' 
gem Austritte eines dieser benannten Beamten ein neues derle>Ll^ul' 
dations.Instrunient zu verfassen seyn, be, dessen E'.'rich^lng das vorig< 
zur Grundlage der Untersuchung al:.ul!eb:nen ist. (K<ill^m.) 

Uebriqcus^ommen hier auch fol^-nde, ,nlt Hofkan^eid vom 20« 
Scptl 183.",, Hos<. 443, Negoz. 5tV>22, bei Gelegenheit eines besoN' 
dein Falles ausgesprochenen Grundsä^e anzulühren: 

DerMagi^rat tann nur alo das Organ angesehen werden, durch 
welches d»e Communltät, welcher e»ne eigene, ftldststa^dige Verwal' 
tung zustehet, reoräsent«rt ist. 

Alle'Verpflichtungen, mit welchen der Magistrat al) Repräft^ 
tant und Vorsteher der Commune m Anspruch genommen wird, trcf'. 
fen die Commune selbst, und können, insofern sie Geldmittel'erfordern, 
zunächst nicht anders als auS d e m V e r m o g e n der C o »N' 
Mune bes t r i t t en we rden , w o g e g? n d e r se I b e n n a tü r l i ct) 
der Negresi an die Schuld» ragenden vor b e h a l t e n »st? 
und i h r d ieser selbst du rch 'd ie Au fs i ch tsbehörde« 
verschaff t lv erden muß, wenn die Ansprüche an die 
Eassa der durch eine eigene V e r w a l t u n g re Präses 
t i r t e n C o m m u n e , durch die S c h u l d und V e r n a c h l a r 
s igung i h r e , B e a m t e n ents tanden sind. 
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Dieß ist eine Folge des Rechtes, welches den landeSfürstllchen 
Ortschaften im Besitze emer eigenen Verwaltung zusteht, und eö müs 
sen nacurllch an diesen Folgen alle Dle,en,gen Th.tt nehmen, dlc de« 
^ufen si?ld, zu den Kosten dieser Verwaltung beizutragen. 

^) Bon der l. f. Aufsicht und Controlle über das Ge
meindevermögen. 

§. 163. 

Vorsorge der ö f fen t l i chen V e r w a l t u n g . 

I n wie fern Gemeinden »n Rücksicht ihrer Rechte unter emer be 
sondeien Vorsorge der öffentlichen Verwaltung stehen, »st m den po« 
loschen Gesehen enthalten. (Allgemeines b. G. B. §. 27.) 

Dle Äememden stehen nämlich glelch Puplllen unter dem bcson-
deren Schutze der Gesetze. (Allgemeines b. G. B. §. 21.) 

z. 169. 

K o n t r o l l e der K r e i s ä m t e r insbesondere . B e a u g e n -
schelNlgung der S l a d t R e a l i t ä t e n und Gebäude. 

Die KrelSä'mter, deren Controlle die lf. Ortschaften, als Magi-
ürate betrachtet, so wie alle andern Ortsobrigkeiten untergeben sind, 
haben daher dieselben zu respijlren, und über »hren Wirthschaftsstand 
aufmerksam zu seyn. (Instrußt. für die Krelsämrer vom 21 . Jänner 
N33. §. 103.) . , ^ .. 

Die Gebäude und sämmtlichen Realitäten der lf. Städte und 
Markte sollen von den Kreisämtern öfters in Augenschein genommen, 
und was sowohl m Ansehung des Baustandes und ihrer Beschaffen
em, als auch gegen die Art der Benützung auszustellen seyn dürfte, 
" "h l bemerket werden. (U<,ä«m. §. 104. S . diesfalls auch 3. 115.) 

§. 170. 

E v i d e n z h a l t u n F des S t a m m v e r m ö g e n s . 
Die Kreisämter sollen trachten, die etwa verfehlten und unbe 

rechnet gebliebenen, oder m keine Steuereinlagen gebrachten Reali
täten und Gefällemkünfte zu entdecken, und kemes von den Gebre-
He«, dle einer guten Wlllhschaft, emer vfiichtmaßlgen Verwaltung 
bes Gemeinde- und andern solchen Guts entzogen seyn möchte, unbe 
" " k t zu lassen, (l loärm.) 

§. 171. 

Untersuchung der K a m m e r a m t s » und andere r Ca ssen. 
Die KammeramtSCassa soll von dem Kreisamte nach den sum

marischen Extrakten der dießfälligen Rechnungen scontrirt, untersucht 
67 ^ 



1054 I. T h e i l . V I I I . A b h a n d l u n g . 

und erhoben werden, ob oder in wie weit der letztjährigen Rechnung^ 
und Wahlrelations-Erledigung Folge geleistet worden ist. (Loäew.) 

§. 172. 

Untersuchung der Ki rchen» und S t i f t u n g s . C a s s e N . 

Die Verwaltung der den Magistraten der lf. Ortschaften anver-
trauten Kirchen- und Stiftungskassen soll von dem Kreisamte nach 
dem summarischen Ertracte der dießfälligen Rechnung scontrirt Utck 
untersucht, und erhoben werden, ob, oder in wie weit der letztjä'hrigell 
Rechnungs-Erledigung Folge geleistet worden ist. (Noäew.) 

§. 173. 

V o n den j ä h r l i c h e n k r e i s ä m t l i c h e n Untersuchungen 
h a t es jed'vch abzukommen. 

Von den vorhin gewöhnlich gewesenen besondern jährlichen 
Untersuchungen der Städte, hat es jedoch gegen dem abzukommen, 
daß nun auch bei jeder Gelegenheit auf das städtische Wesen untel 
Einem der gehörige Bedacht genommen wird. (Wirkungskreis del 
Landesstelle den 26. Ma i 1785. §. 37.) 

II. Titel. 
Bon den freien Ortschaften. 

§. 174. 

B e g r i f f f r e i e r O r t e . 

F r e i sind in Niederösterreich diejenigen Gemeinden,, welche als 
solche im rechtlichen Besitz« gutherrlicher Rechte sind, deren Mitglieder 
jedoch gegenüber der (Hesamnnhett der Gemeinde allen politische« 
Vervcht ung en des unterthänigen Bauernstandes unterliegen. ") (<25. 
auch Abhandlung V l l . von den n. ö. Dominikalgülern und deM 
Bauernstande. §§. 95 und 96.) ' 

») Diese freien Ortschaften sind in Niederösterreich: 
Märkte im V.U. W. W. 

Aspaug, Hlmberg. 
I m V. U. M. V. 

Hohenruvpersdorf, Puttau, Röschltz, Stockerau. 
I m V. O. M. B. 

Gar«. 
Dörfer. 

V. U. M. B. 
Dletmannsborf, Zausenberg, Großmugel und Ottenborf. 

». O. M. B. 
Malzelsdorf, Stiefern und »hlilneustlft und die freie Lehner.Oe' 

Mtinde Neinziell nächst Krem«. 
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§. 175. 

Fo r t se tzung . 

Solche freie Gemeinden sind als Inhaberinnen von Dominikal-
sutern zu betrachten, denen die einzelnen Gemeindeglieder gleich Guts, 
untenhanen verpflichtet sind, und eben deßhalb ist der Gemeinde-
bezirk gleich einem anderen Dominikalgute, S . Abhandlung V I l . von 
den n/ö. Dominikaigütern und dem Bauernstande §§.8. bis 24., nach 
seinen Realitäten und Gerechtsamen aus dem altständischen Cataster 
i« entnehmen, und auf gleiche Art zu behandeln. Nur in so ferne, 
alS die Staatsverwaltung auf sie einen größeren Einfluß nimmr, kann 
also hievon hier die Rede sein; weil diese Gemeinden, rücksichtlich 
ihrer Rechte immerhin unter einer besonderen Vorsorge der öffentlichen 
Verwaltung (allg. b. G. §. 27.) stehen. 

§. 176. 

Welche von i h n e n o r g a n i s i r t e M a g i s t r a t e haben. 

Vermöge Justiz-Hofdekr.et vom 19. Dezember 1785, Hoftanz« 
leibekret vom 29. Dezember 1785. Hofz. 4222, RegSz. 676, erhiel
ten organisirte Magistrate die Märkte: 

1) Hohenruppersdorf, 
2) Himberg, 
3) Stockerau. 

Hiezu kamen später noch: 
Aspang, 
Gars, 
Pulkau, 
Röschih. 

§. 177. 

Welche f r e i en Geme inden keine o r g a n i s i r t e n M a g i 
strate haben. 

Die freien Dörfer Dietmannsdorf, Großmugel und Ottendorf. 
Matzelsdorf, Stiefern und Thürneustift, W.inz.erl nächst KremS 
und Zausenberg haben statt organisirten Magistraten, AmtSverwaltun. 
gen, besorgt durch einen eigenen oder deleglrten geprüften politischen 
und Iustizbeamten und einen Orts, und Amtsrichter nebst den G«. 

schworenen. 
§. 178. 

W o r i n e in o r g a n i s i r t e r M a g i s t r a t e iner f r e i en Ge-
meindebesteht . 

Jeder organisirte Magistrat einer freien Gemeinde besteht auS 
einem Vorstande. einem geprüften Syndicus, mehreren bürgerlichen 
Magistratlräthen, einem Wirthschafts'AuSfchusse aus der Mitte der 
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Bürgerschaft, und aus dem nö'thigen Kanzlei- und Wirthschafls» 
Personale. 

§. 179. 
B e n e n n u n g des M a g i s t r a t s v o rstandes. 

Die Vorsteher der freien Städte und Märkte sollen Bürgermeister 
heißen (Hofkanzleid, vvm 5.Sept. 1816. Hofz. 17,039. RcgSz. 37,612). 

§. 180. 
W a h l der B ü r g e r m e i s t e r . 

Die Wahl der Bürgermeister geschieht, wie bei den lf. Ortschaften, 
durch die Bürgerschaft. S . Z. 71. 

s. 181. 
Lebens läng l i che D a u e r der B ü r g e r i n ei ster » S t e l l e . 

Ueberhaupt haben die Bürgermeister in allen jenen Städten, wo 
organisirte Magistrate bestehen, wie eS m Ansehung der lf. Städte 
bereits unterm 25 April 1802 angeordnet worden »st, in ihrem Amte 
ohne eine Bestätigung zu verbleiben (AUerh. Entschl. vom 5. August 
1806. Hoftanzleld. vom 11. Aug. 1806). 

I n Folge dieser, am 5. Aug. 1806 für alle organistrten Magistrate 
crflossenen allerh. Entschließung sind die Stellen der Bürgermeister 
lebenslänglich erklärt (Hostanzleid, vom 16. März 1824. Hofz. 7963, 
RegSz. 14,454). 

§. 182. 
W i e d ie A n s t e l l u n g g e p r ü f t e r M a g i s t r a t s b e a m t e n 

zu geschehen hat. 

I n freien Orten hängt die Besehung, aucb der geprüften Mag«» 
stratsbeannen, lediglich v°n der Wahl der Gemeinde, wielbei dsn D ^ 
Minien von den Hcrrschaftsbesitzern ab, während bei lf. Ortschaften 
jene Plätze, wozu eine Prüfung erfordert wird, von den lf. Behör
den besetzt werden. (Hofkanzleid, vom 10. Mai 1810. Hofj. 5953. 
Regsz. 14,720.) 

I n so ferne also die Vorschrift vom Jahre 1808, wodurch die 
Wahlen der geprüften Beamten be, den Magistraten aufgehoben wor» 
den sind, auf die f r e i e n Or tschaf ten nicht Anwendung findet, 
und diesen ihr Wahlrecht aufrecht erhalten wurde; haben m Absicht 
auf die Vornahme solcher Wahlen in freien Orten jene Bestimmungen 
fortan zu gelten, welche dafür bis zum Jahre 1808 allgemein gesetz
lich vorgeschrieben waren. (Hoftanzleid. vom 11. November 1826 
Regsz. 58,322.) S . jedoch §. 184. 

§. 183. 

R e g u l i r u n g der B e s o l d u n g e n der B e a m t e n . 

Di« Erhshung der BesolduhaM für Beamte freier Ortschaften 
kann nicht von der Staatsverwaltung, und zwar eben sowenig, als 
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bei anderen obrigkeitlichen Beamten bestimmt oder verordnet werden 
Dieselbe hängt lediglich von der Gemeinde, so wie bei obrigkeitlichen 
Beamten von den Dominien ab. Alles, was zu Gunsten dieser Be-
omten geschehen kann, ist eine durch die Kreisämter zu erlassende Auf. 
forderung der freien OrtSgemeinden, ihren Beamten eine Zulage nac!) 
dem Maßstäbe der für die If. Orte bewilligten Perzentenzuschüsse und 
Unter denselben Modalitäten zu bewilligen, ohne sich dabei »edoch m 
"NeZwangbest,mmung einzulassen. (Hofkanzleid, vom 10. Mal 1810. 
Hofz. 5953. Negsz. 14,720.) 

Da d,e Gemeinden freier Ortschaften m Absicht auf die Vermo-
gens-Gebahrung, die Rechte der Dominien hab<>n, so kann bei Re-
gulinmg der Gebalte ihier Beamten so wemg, als bei Domin,en 
vonSnte der öffentlichen Verwaltung Be feh lSwe ise vorgegangen, 
sondern es kann sich nur darauf beschränkt werden, sie aufzufordern, 
ihrem Scndlcus ein anständiges, mit seiner Beschäftigung im Ver
haltnisse stehendes Auskommen zu ve,schaffen, welches ihn in die Lage 
l'tzt, auf leinen umersaqten Neben-Erwerb Anspruch machen zu müs. 
sen. (Hofkanzleid, vom 20. I u . i 1825. Hofz. 19,029, Negsz. 33,351.^ 

Die Vornahme der Erhöhung der Besoldungen der Beamten 
steht jedoch den f r e i e n Or tschaf ten nur dann zu, in so feine, 
als das Gcmeindevermögen biezu hinreicht. . ^ ^, .. , ^ . ., 

I n so ferne aber diese Erhöhung nur durch Zuschlage auf lue ,f. 
Steuer Stattfinden kann, har die Fürsorge von Sene der Beho.den 
einzutreten. damit die Steuerpflichtigen nicht m,t ubermckßlgen Zab-
wnqen belastet werden. (Hofkanzle.d. vom 22. November 1825.Res,ö,. 
59,936.) 

§. 184. 

W i e g e p r ü f t e B e a m t e e r n a n n t werden. 

Die Wahl geprüf ter Beamten der freien Gemeinden, in so 
f"ne sie im Allqemeinen die Rechte von Domin.en haben, sind d.esen 
Gemeinden g<^en dem gestarret, dasisie vorläufig d.e Gene mha'tung 
^ Appellai "sgerichtes h ins icht l ich der E igenschaf ten es 
G e w ä h l t e n durch die Landesstellen einzuholen haben. (Hoftanzleid, 
vom 10. Mär i 1824. Hofz.'7963, Regsz.1l,4)4.) 

Diese B?stimmung'gilt auch rücksichtl.ch der be. n.cht o r g a n ^ 
Mac îstra en freier Gemeinden bestehenden prusten Beamten. (Hof 
kanzle.d. vom 7. Sept. 1827. Hofj. 23,238, Regsz. 53,458.^ 

§. 185. 

Lebenslängl iche D iens tdauer der gep rüs ten B e a m t e n . 

Die Stellen aeprüfter Beamten der freien Gemeinden sind a'S 
'ebens^ng'fch anzusehen! (Hofkanzleid. vom 16. März 1824. Hof . 
7963, Regsz. 14,454.) 

http://Regsz.1l


1058 l. T h e i l . V l l l . A b h a n d l u n g . 

§. 186. 

A u s ü b u n g der I u s t i z - V e r w a l t u n g a u f He r rscha f t« ! ! 
durch die S y n d i k e r f r e i e r O r t e . 

Ueber die vorgekommene Anfrage, ob das mit dem Regierungs-
betrete vom 23. Sept. 1820. Z. 43,306 bekannt gemachte Hofdekret 
vom 7. Sept. 1820, durch welche« dieIustlz-Verwaltungs-BesorguNS 
bei Herrschaften durch die Syndiker der nicht mit geprüften Rachel» 
besetzten Magistrate der lf. Städte und Märkte eingestellet wurde, 
auch auf die Syndiker der freien Orte Bezug habe, hat das k. k. Ap-
pellationSgericht der Regierung eröffnet, daß dasselbe höchsten Ortes 
die Anfrage im Allgemeinen dahin gestellt habe: ob den Syndlkern 
der nicht mit geprüften Rächen besetzten Magistrate die Besorgung 
einer herrschaftlichen Justizverwaltung überlassen werden könne, daß 
aber die hierüber durch Hofdekret vom 7. September 1820 erfolgt« 
Erläuterung nur den Syndikern der lf. Städte und Märkte die Be« 
fugniß zur Besorgung einer herrschaftlichen Justiz e Verwaltung at> 
spreche, daß daher, weil die freien Ortschaften rücksichtlich der Besol-
düng und Behandlung ihrer Beamten eben so wenig, als die Domi
nien in Betreff ihrer Beamten von der Staatsverwaltung abhängen, 
folglich die Magistrate solcher Ortschaften nicht als systemmäßig ange-
sehen werden können, deren Beamten nach der Vorschrift des Hof-
dekretes vom 14. Juni 1791, in der Gesehsammlung Nr. 165, die 
Besorgung einer herrschaftlichen Justiz-Verwaltung nicht verweigert 
werden könne. 

Was aber die Delegirung an bestimmte Magistrate betrifft, von 
welcher das Hofdekret vom 1. Dezember 1788 redet, so findet das t. k» 
Appellcmonsgericht es bei der bisher beobachteten Ausübung, nach 
welcher jedesmal die nächst gelegenen mit geprüften Beamten versehe
nen Dominien oder Magistrate delegirt wurden, emstweilen zu belas
sen, bis hierüber die höchste Weisung erfolgt. (Regierungsvg.vom l l . 
Nov. 1820. Regsz. 50,840. Hofdekret vom 16. Ju l i 1825. Regsz. 
38,141. Justiz-Gesetzsammlung Z. 1699. 

§. 187. 

W i e bei E n t l a s s u n g g e p r ü f t e r M a g i s t r a t s » B e a m t e n 
vorzugehen ist. 

Ueber die Entlassung geprüfter Syndiker freier Gemeinden ist so 
wie bei lf. Orten lm ordnungsmäßigen Wege von den Landesstellen 
einverständlich mit dem Appellationsgerichte zu erkennen (Hofkanz» 
leid, vom 16. März 1824. Hofz. 7963, Regsz. 14,454), und da nach 
dieser Hofoerordnung den freien Gemeinden die Entlassung ihrer ge« 
prüften Beamten nicht zusteht, so gilt diese Bestimmung auch rück« 
sichtlich der bei nicht orgonisirten freien Gemeinden bestehenden ge« 
prüften Beamten. sHofkanzleid. vom 7. Sept. 1827. Hofz. 23,238, 
Regsz. 53,458. 
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I n freien Orten hängt die Besehung auch der geprüften Magl-
stratsbeamren nur von der Wahl der Gemeinden wie be. Dom»n»en 
vom Herrschaftsbesitzer ab, während m lf. Ortschaften jene Platze, dle 
eine Prüfung erfordern, von lf. Behörden besetzt werden. 

Daraus kann jedoch dle Schlußfolge mcht abgeleitet werden, daß 
bie Entlassung der geprüften MaglstratSbeamten »n freien Orten bloß 
M der Macht der Gemeinden stehe. 

D»e in einer ganz andern Tendenz erlassene Verordnung vom 
Jahre 18w enthält über dle Entlassung geprüfter Beamten »n freien 
Ortschaften gar Nichts, und eben deßwegen kann um so weniger emer 
ähnlichen Auslegung Statt gegeben werden, als aus den Prinz,pen der 
Aufsicht deS Staats über Gemeinden hier eben so wohl die BestlM-
N"ng emer entsprechenden Beschränkung nothwendig ist, gleichwie 
solche in Ansehung der Vermögensverwaltung wirkllch ausgesprochen 
wurde. Die Entlassung eines Syndicus von Seite einer freien Ge
meinde kann sonach keineswegs gebllliget werden. _, ^, ., .. 

Vielmehr hat die Regierung hierüber nach der Vorschrift Mit 
Zuziehung zweier Appellatlonsräthe über das Resultat der Untersuchung 
^ erkennen. (Hofkanzleld. vomll i . März 1824. Hofz. 7963, Regsz. 
l4,454.) 

§. 188. 

Würgerstand i n den m i t o r g a n i s i r t e n M a g i s t r a t e n 
versehenen f r e i e n Ortschaf ten. — B u r g e r t a r e . 

I n freien Orten, wo o r g a n i s i r t e M a g i s t r a t e sind, 
W Bürger vorhanden, welche der Magistrat aufnimmt. H.er gelten 
nun dieselben Bestimmungen, wie sie bei den lf. Ortschaften §§. 12b 
dls lß5 vorkommen. » ., 

Die Büraerrechtstare wird h.er nur nach der dritten und vierten 
Nasse, folglich m.t 6 fi. und rücksichtl.ch 4 fl. C. M . bemessen, und 
«war nach der dritten Classe der Markt H'"berg, Hohenruppersdo f, 
P"lkau und Stockerau. nach der vierten aber Gars und R o s ^ 
(Hofkanzleid, vom 27. Jul i 1820. Hofz. 21,612. Regsc.rcUl. vom 
U-August 1820. Regsz. 35,981.) 

§. 183. 
Rechte und V e r p f l i c h t u n g e n desselben. 

Die Bürger in den freien Märkten sind rücksichtlich ihrer bürger. 
«chen Verhältnisse eben so zu behandeln und zu betrachten, wie ,ene 
der lf. Ortschaften. I n den freien Dorfern sind sie ,edoch e. n z e l n , 
gegenüber den freien Gemeinden alS ihr unterthan.g, nur daß sie als 
Gemeindegl.eder berufen sind, Theil an der Verwaltung der fre.en 

Gememde zu nehmen. . ^. .. , ^ ,< <: «. 
I n den freien Dörfern sind die Geme.ndegl.eder bloß Bauern 

Und Hauer, welche die Vorzüge von Burgern mcht genießen. 

http://Geme.ndegl.eder
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ß. 190. 

Geschäftsführung und V ermögens-Oebahrung freier 
G e m e i n d e n . 

D ie Gemeinden der freien Ortschaften haben in Beziehung auf 
ihre Vermögensverwaltung durch das Organ des GemcinderacheS die 
Rechte der Dommlen, mi lder einigen Beschränkung, daß die Staats» 
Verwaltung in die Rechnung Einsicht n immt , um die Gemeinde ge-
gen Bevorchellung zu schützen, die sie selbst Nicht wohl abzuwenden 
vermag; und selbst diese Emsicht hat die Staatsverwaltung erst lw 
Jahre 1809 vindiclret. (Hofkanzleid, vom 10. M a i 1810. Hofz. 
5953, Regsz. 14,720. 

M , t Hofkanzleldekr. vom 7. Sept . 1827, Hofz. 23,238, RegSz. 
53,458, wurde zu diesem E.lde für die Magistrate und Gemeinden 
der freien Ortschaften, rücksichtlich ihrer G e s c h ä f t s f ü h r u n g und 
V e r m ö g e n s v e r w a l t u n g , eme Instruktion auf die Grundlage 
der mit den Verordnungen vom 10. M a i 1810 und vom 22. Sept. 
1825 ausgesprochenen Grundsätze genehmiget ») und zugleich d,e Vor
legung der Rechnungsstücke dieser O. tschaften an die Hoftanzlei und 
zur Einsicht der Hofbuchhaltung der politischen FondS eingestellt. 

Auch wurden ,n Folge der Aufhebung der buchhalterischen Nech« 
nungS.Controlle Mit H°fkan;l,»d. vom 16. Februar 1828, Hofz. 3822, 
Regsz. 10,538, die b,s dahin Mit Hofkanzleid, vom 23. Aug. 1817 ange« 
ordnete Bettragsleistung der freien Ortschaften zu dem Besoloungsbel-
trage für d,e zur buchhalterischen Revision der Rechnungen der lf. und 
freien Ortschaften im Jahre 1808 aufgestellten zwei Beamten der 
k. t. n. ö. Prooinzial-Staatsbuchhaltung eingesteNt. 

»)Es ist somit also diese Instruktion in ihrem ganzen Zusammenhange auf
zuführen : 

M i t Hofkanzlelderret vom 42. Jänner 1809. Z. 446, Regsz. 2802, 
wurde nämlich erinnert: 

1) Der Einfluß, welcher den Gemeinben freier Orte auf die Ge« 
s c h ä f t s f u h r u n g und die V e r m ö g e n s v e r w a l t u n g zukömmt, 
bezieht sich vermöge der Verordnungen der l . k. Hoftanzlei vom 10 Mal 
! 8 l 0 und vom 16 M<nz-<824 in Hinsicht der erstrre n dar.iuf, daß sie 
durch das Organ des gewählten ordentlichen Ausschusses, gemeinschaftlich 
nilt dem Magistrate oder mit dem Ortsgenchte nach der Stimmenmehr
heit ihre Beamten ernennen tonnen; sie sind ledoch verpflichtet, biege» 
wählten geprüften Beamten der Bestätigung der r. k. n. ö. Landesregie» 
rung und des k- t. Appellationsgerichtes zu unterziehen. 

2) Die Dauer der Dienstzeit des Bürgermeisters, Warltrichters ober 
Vorsteher» ist bei den mit organisirten Magistraten versehenen freien Ort« 
schatten lebenslänglich, bei den mit keinen organisirten Magistraten ver
sehenen freien Ortschaften hat es aber überall bei der bisher bestandenen 
Uebung zu verbleiben, wornach die Gemtindc'Vorsteher ihr Amt nur durch 
vier Jahre zu begleiten halben. 

Dagegen ist die Dienstleistung der Syndiler und der geprüften 
Veamten alter freien Orte ohne Unterschied lebenslänglich; die Entlassung 
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derselben kann nur mit Begnehmliung der k k n o Landesregierung 
und des k k Appellationsgenchtes geschehen 

9) Die Bemessung der NesVldiingen und Emolumente für alle ange 
stellten Beamten han^t von der Bestimmung der freien Gemeinden ab 

Bei den Burgermeiswn oder Martterchlecn, b.r den Syndltern und 
geprüften Beamten der nnt or^aniilcten Magistraten versehenen freien 
Orte kann aber der bestimmte Gehalt, sammt den festsetzten Emolu 
menten, wabrend rhrer Anstellung, ohnc lhre Zustimmung nicht hnabgese<u 
werben 

4) Die V e r m ö g e n s - G . b a h r u n g m allen Elnnahms und 
Ausgabs Rubriken baben die ftlien Ortschiften durch den Magistrat oder 
das Orts^cricht, und durch den qewabllen Bürger oder Gcmcl, d. Aus 
schuß auszulibcn welcher von Seile des elfteren, so oft es sich um die 
Passirunq e,ner Auslage, odir um e,ne Verfügung handelt, welche ans 
die gewöhnliche ölononuiche Vermögens Verwaltung Einfluß nimmt, ein 
vernommen wird. 

I n diesen Verwaltungszwelgen muß der Beschluß nach der Stimmen, 
mehrhett des Magistrates, oder Ortsgerichtc«, und des Ausschusses gefaßt 
werden 

5) I n Rliclslcht aller Elnnahms« «nd Ausgabsquellen, welche nicht 
in unoerandilllchcn Gebühren bestebcn, od r die nicht durch besondere 
Tarordnungen, oder andere Gesetze bestimmt st id, gebühret den freien 
Orten das unbeschrankte Schallungsrecht 

Es llerbt der eigenen Bestimmung oder Veurtheilung der freien Ge
meinden überlassen, auf welche Art sie 'bre Einkünfte benuhcn und sur 
»hre Ausgaben sorgen wollen Es bleibt denselben ftrners unbenommen, 
den Weg der eigenen Regie ober der Verpachtung, und ,m letzten Falle, 
wieder den fre,en Ankauf oder die Versteigerung zu wablen 

Die freien Gemeinden s>nd nicht verpflichtet, die Verpachtung« oder. 
Versteigerung« Ergebnisse einer boheren Genehmigung zu unterziehen 

6) Für ganz außelordeitliche, besonders w,cht,qe Fälle, vorzuc,llch, 
wo es sich um die Veräußerung des Stammvermögens, um die Anlegung 
von Kapitalen, um den Ankauf von Realitäten handelt, ist die Versamm 
lung eines von den <Nemc,nde>, für solche außerordentliche Falle zu wah. 
lenden verstärkten Ausschusseb zu vnanstalten, und der Beschluß nach der 
Stimmenmehrheit dieses verstärkten Ausschusses und des Magtstlates oder 
Ortsqencl'tes zu fassen. ^ «. «. >«- ̂  

7) I n Rucksicht derWahl des gewöhnlichen und des verstalkten Aus-
schusses, der Anzahl und der Dauer ihrer Dlenstvernchmngen, wild es 
bei der in «der freien Gemeinde bisher bestandenen Ucbung belassen 

8) Um den Irrungen und denMißverstandn ssen fllr die Zukunft vor 
zubcugen, welche daraus vielfältig entstanden sind, daß we W l r t l i
sch« f t s a u s , chussc von dem Umfange ihrer Rechte und Pflichten bis' 
her mcht gebonq unterrichtet waren, welche Unkennlmß für manche Ge
meinde den nachteiligsten Einfluß auf die Verwaltung des (vememde' 
Vermögens nach sich gezogen, und den Samen der Unew.gkett unter die 
Gemeindeglieder gestreut bat, ist eö notwendig, diese Rechte und Pflich
ten naher auseinander zu setzen ^.^ . . . . . . 

Als Wirlbsci-aftsausschusse sind ,ene Individuen anzusehen. welche 
von qesammten M>tql,edcrn der freien Gemeinden zur Vertretung bersel-
den ,n allen Gemeinde Angelegenbelten unter der Leitung des Ortsoor^ 
stände« »n der herkömmlichen Art qewablt worden sind 

9) Die Wirthschafts Ausschusse sind da« Organ der ganzen Ortsge-
»nelnde. welche denselben i«?r< wichtigsten Interessen anvertraut, und 
durch selbe ihre Ansichten m Beziehung auf dic Velwaltung des Gemeinde 
Vermögens dem Magistrate ober Ortövorstinde bekannt macht, auch die 
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Wünsche derselben ln Gemeinde »Angelegenheiten überhaupt, so wie W 
allfalligen Beschwerden zur Kenntniß und Abhilfe des Magistrates odtl 
Ortsvorstandes und stufenweise der höheren landesfurstllchen Behörde» 
bringt. 

10) Eben deßwegen dürfen die Ausschüsse bei ihren Amtshandlungen 
nie nach ihren Prioat'Ansichten und persönlichem Interesse handeln, so«' 
der« einzig und allein dem einstimmigen Willen aller Gemnndeglieder» 
oder doch des größten TlMS derselben gemäß, alle ihre amtliche» Schritt« 
einrichten. 

11) Um zur Kenntmß dieses allgemeinen Willens zu gelanzen, in st 
fern solcher n,che schon von selbst öffentlich bekannt ist, bleibt es ihnen 
zwar unbenommen, stch über ihre Gemeinde-Angelegenheiten mit den ein» 
zelnen Gemeiudeglledern zu besprechen und zu berathen, sie dürfen aber 
dazu nicht die öffentlichen Gast- und Wlrthshauser wählen. E« ,st ihnen 
auch gestattet, in besonders wichtigen und zweifelhaften Fällen um lue 
Zusammenberufung aller Gemeinbeglieder auf das Rathhaus bei dem Ma» 
gistrate oder Ortsoorstande anzulangen , damit sie sich dort mit selben de» 
sprechen und berathen tonnen. Bei dieser Versammlung muß Ruhe und 
Anstand herrschen. 

12) Der W i r k u n g s k r e i s der Wirtschaftsausschüsse erstreckt sich 
a»lf a l l e a l l g e m e i n e n Ange legenhe i t en der Gemeinde, 
nHmlich so oft es sich um Abwendung eines derselben drohenden Nachlheiles, 
um Aufrechthaltung der den freien Gemeinden zustehenden Rechte u. s. w> 
handelt. 

E,ne besondere Aufmerksamkeit haben sie auf die zweckmäßige Ver
waltung des Gemeinde-Vermögen« zu richten. und jede Gelegenheit, um 
dessen Gedeihen zu befordern, oder dessen Verkürzung abzuwenden, sorg» 
faltig wahrzunehmen, nämlich wenn es sich um den Ankauf, um Verpach' 
tung, um bessere Benützung einer Gemeind«»Realitat oder eines Gefälles/ 
um den Anlauf einer neuen Realität, um dl« Eröffnung einer neuen kam-
merämtlichen Einnahmequelle, um die bessere Benützung der Gemeinde-
Gefalle, um Einführung einer besseren Wirthschaft in der Administration 
und die Verminderung einzelner Ausgaben, um die Einführung gemein» 
nütziger Anstalten u. s w., handelt. 

I n allen diesen Fallen sind die Ausschüsse berechtiget, die Wunsche, 
Bitten und Beschwerden der GemeindeaUeder bei dem Magistrate oder 
Ortsoorstande, jedoch mit Anstand und Gelassenheit, vorzutragen, welcher 
darüber ungesäumt eine Beralhung einzuleiten, und den Beschluß nach 
der Stimmenmeyrheit des Magistrates oder des Ortsgerlchte« und des 
Ausschusses zu fassen hat. 

13) Zur Zensurirung der J o u r n a l e Über die Gemeinde» 
E i n n a h m e n und Ausgaben haben die Wmhschafts-Ausschüsse alle 
Monat einmal an den von dem Magistrate oder von dem Ortsoorstande 
zu bestimmenden Tagen auf dem Nachbaust zu erscheinen, selbe posten» 
weise zu prüfen, mit den Orlginal-Beiiagen zu vergleichen und selbe, 
wenn ste richtig befunden winden, gleich, im Gegentheile ihre Mangel 
und Bedenken dem Maqistrate oder Ortsoorstande mit Anstand vorzu» 
tragen, und wenn diese befriedigend gelöst sind, zu unterfertigen. 

Auf die nämliche Art ist bei Aufnahme der I a h r e s ' s l e c h n u n g e n 
vorzugehen, wozu der Magistrat oder Ortsvorstand ebenfalls eigene Tagt 
festzusetzen hat, bei welchen ohnehin, sobald die Monat-Journale immer 
gleich von den Ausschüssen zensurirt worden sind, sich nicht leicht werden 
Anstände ergeben können 

14) Den WirthfchHfte-Ausschlissen wird bei Ahndung untersagt, sich 
unter den Gemein>degli«dern in ParteihHndel zu mengen, ober gar als 
Vertreter der einen oder der andern Partei aufzutreten. 



Von dem n. 3. Municipalwesen und dem Bürgerstande. 1063 
<ll^ D.-. n,.üsll,tlsse «nd so wie jedes Gemeinbeglied, dem Magi» 

strate^d« O r N ^ e ^ u n d ^ 'einzelnen Gliedern Achtung, und 
in Dienstesangelegenheilen auch Gehorsam ' « " " » . 

Die subalternen Beamten de« Magistrates 
von ^Ausschüssen leine Vefehle anzunehmen, auch stben ohne Auftrag 
des Magistrates in Amtsgelchäften keine Rede und Antwort zu geben, und 
von selben eine anständig Behandlung i« verlanStn » ^ t n i ß ^ n 

16) Damit endlich die Staatsverwaltung in der steten "«nnin»? von 
der Ve mdge^Gebahrung der freien »Ue «halten ^ 
den Fällen einer verschwenderi chen, zweckw.dnge^Velwallung, m so ern 
dieselbe durch eine unredliche Amtsführung des Marktrathes. oder durch 
e ne Vilicht^rnachlaßigung des Gemeinde.Ausschusseö statt fmden sollte, 
um Schuh die?er N das Nothige ««fugen zu tonnen haben 

d?e H Or e on nun an jährlich, und i«ar echs Wochen nach Ver
lauf des Verwaltung«. Jahres einen summarischen Rechnungs« 
E r l r a e t sammt em'em V e r m ö g e n s . I n v e n t a r « «ach ben von 
der Prooinzial-Staatsbuchhaltung umfaßten Formular«« durch das k. t. 
Kreisamt der liandesstelle vorzulegen. 

«Mi. s.-z ^P.' Verfassuna dieses summarischen Rechnung s-
<»^ ? ' / / ' ? . m / ^ ^ « n s - ^ n v e n t a r s bei den freien «emein-
Schlusses und V mit Rcqicrungsd. vom 26 Ott. 1827, 
N ^ . " ^ 3 7 " m i « e l N e7ner ° " ^ Hoftanzlei unterm 7. Sept. 1827. 

genehmigten Instruktion vorgezeichnet, 
w H « ? N « m Ä Kunaen die detailllriesten Normen und Formularien 
e7?^ ' . " n ^ d « v m"ae der Verordnungen der k. k vereinigten Hof-
enthal ; u n d ^ ihres BermdgenS durchbiege. 
^ . " < ? ^ ^3..äs^sse aemeinschaftlich mit dem Magistrate oder wühlten bürgerlichen Ausschüsse g ^ ^ ^ u ' ^ ^ 
«tt. dem Orlsgerichte zugestanden wur°e^^^ . ^ «chnunglegendin 
nungsstucke am Schluß "cht nur ^ « Syndicus, den unge. 
Mag stramalen. nämlich dem « u r g e r m n , l » , ^ / , « 
prüften M a M r a ^ ^ e n und den K mmerer sondern^ auch ^von ^den 

bürgerlichen «chussen und i « « von ^ M i l i t ä r j a h r « 
sähe: 

u n d ° 7 o r ' l 7 ^ 

g 'e '? i lo^n^ :^ i ch ' l7^^^^ 
h i e r m i t b e s t ä t i g e t - z u unterfemgen. 

III. Titel. 
Von den obrigkeitlichen Municipal- oder Schutz-Städten 

und Märkten. °) 

§. 191. 
Begr i f f von «nterthänige^n M u n i c i p a l - und rück-

sichtlich Schutz'Orten. 
^ > «^«. ,.«»ortl»äniae Ortschaften gleich den einzelnen 

selben Gesehen beurtheilt und behandelt werden, so glbt eS auch bel 
Meh"r7n orten durch besonder- Er«erbst.t^ m emzelnen ^̂ ^̂ ^̂ ^̂ ^ 
i'NeS Verhältnisses Abweichungen, " " l ^ den sogenannten untertha-
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«igen Municipal- und rücksichtlich Schutzorten den Ursprung gaben« 
( S . auch Abhandlung V l l . p,eses Theiles von den n. ö. Dominik«!' 
gutem und dem Bauernstand.'. §. 97.) Munlcipal- oder Schutz«^ 
sind sonach solche u n t c r t h ä ' n lge Orte, welche sich durch besonder 
Erwerbungstltel eigene Mulncipal. Rechte, Vorzüge und zum Th«^ 
auch iv<f»«lungen von dem Unterchans'Verbande erworben habcn, 

») Hicher gehören -. 
S täd te -

V. U. M. B. 
Fcldsptlü, ZiMstorf. 

N. O. W. W. 
^öchlarn, Waidhofen an der M'bc. 

V. O. M. B. 
Dloscndorf, Gn.ülidt. Hol», Wcilra. 

^.! a r t t r : 
V. U. M. B> 

Hcrrnbaumgarten, ^irchbelg am Wagram. 
, N. O. W. W. 

Aschbach, Amtftctten. 
V. O. M. B. 

Weißenllrchcn. 
§. 191. "^ 

W i e solche M u n i c i p a l . O r t e u n m i t t e l b a r v e r w a l t e t 
werden. 

DieMunicipal-Orte werden entweder von organistrten oder nicht 
organistrten Magistraten verwaltet. 

Die organisirtlN bestehen aus einem Bürgermeister, einem SyN' 
dicus, mehreren ungeprüften Ra'then oder Rathsmännern, dem noch«-' 
gen Protokolls-, ErpedltS-- und RcgistratUrspersonale, und den erfol-
derlichen Hülfsä'mtern. 

§. 193. 

? l l l geme ine Grundsätze bei O r g a n i s a t i o n von M a g > 
straten bei u n r e r t h ä n i g e n Gemeinden . 

Die den. allgemeinen Grundsätzen der Iustiz»Regulirung ange« 
messene Organisirung der Magistrate hat sich auf alle Diejenigen 
zu erstrecken, denen die f r e i e , von ke ine r O b r i g k e i t ab' 
hängende I u s t i z v e r w a l cung e igen ist, in n?as imm<c 
f ü r einer sonstigen V e r b i n d u n g die Or t scha f t m i t 
e iner G r u n d - oder V o g t e i - O b r l g k e i t stehen möge. 

Nur jene Fälle wurden ausgenommen, wo aus den jährlich z« 
dem AppeKationsgerichte einlangenden 8tatibu8 NlaKoratorum sich 
darstellet, daß ihre Gerichtsgeschäfte so germg und unbedeutend seien, 
daß sich der Bestallung und Besoldung eines regulirten Magistrates 
Ntcht lohne. 
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§. 194. 

W i e i n z w e i f e l h a f t e n F ä l l e n , ob e in M a g i s t r a t d ie 
G e r i c h t s b a r k e i t durch e inen M a g i s t r a t v e r w a l t e n 

da r f , vorzugehen ist. 

Wann es zweifelhaft ist, ob einem Magistrate eine ganz unab
hängig freie Justizverwaltung gebühre, da »st dleser Zwe.fel vor 
Allem zu beheben. (Iustizhof den 10. Dezember 1785. Z.4222. Nr. 
676. an alle Appellationsgerichte.) ^ . „ , 

Ueber die Frage: ob die Ansprüche von Gememden auf d,e Aus
übung der eigenenGerlchtsbalkell mittelst eines Magistrates, wenn 
diese Ansprüche von emeM Dommio, welche« bisher diese Gerichts
barkeit ausgeübt hatte, bestritten werden, im Adlninistrat,onswege, 
oder auf dem Rechtswege auszutragen s.'en, haben Se. Mqj . am 26. 
November 1830 folgende allerhöchste Entschließung herabgelangen zu 

'"""Wenn'es sich um das Recht einer Gemeinde, die Gerichtsbarkeit 
auszuüben, handelt, so gehört der Gegenstand, wenn d.eses Recht 
angefochten oder bcstrttten wird, auf den Rechtsweg; .st aber daS 
Recht unbezwe.felt, und mchr bestritten, «nd handelt es sich darum 
nur ob die betreffende Gemeinde die Mtttel hat, dieses Recht gehö
rig auszuüben, so ist der Gegenstand durch d.e hlezu berufenen Be--
Horden emverständlich gehörig abMhun. . , . . < , . . . . 

Von d./ser allerl>öchsten Encschl.eßung wurden d.« Kre.samter. 
zur vorschr.flmäß.gen Darnachachcung "sbesondere m ,enen Fallen 
N die Kenn mf/a seht, wo daS Iurisdcktions-Recht von Gememden 
ang och "n w rd^und " « t schon nach dem von der obersten Iust,.steüe 
°M I^Dezember 1785 an alle Appellationsger.chte erlassenen H o ^ 
trete (Nr. 504 der Justiz. Gesetzsammlung « ^ ' d - u n d ' . ) außer 
Zweifel gesetzt ist. (Hofkanzleid, vom 5. Dez. 1830. Hof«. 27,810, 

schlichten kommen, erscheint in der 
Abhandlung VI I . dieses TheilS von den n. ö. Domm.kalgutern und 
dem Bauernstande §. 367. 

§. 194. 
WelcheGrundsätze be i N e g u l i r u n g eines suchen M a 

g is t ra tes zu beobachten s lnd. 
Bei Regulirung solcher Magistrate " « " n a ^ 

Verordnung vom 19^ Dezember 1785, § . 9 , Mttgethettt mtt Hof., 
kanzleid. vom 29. Dezember 1785, Z. ^ ^ " . -)lr. b?h, zul Be 

" ^ " ^ ^ D a 5 jede Gemeinde, deren Magistrat ordentlich organisirt 
wird, vor Allem einen Ausschuß von zwanzig vertrauten, bescheidenen, 
redlichen Männern wähl,. 
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b) Daß durch diesen Ausschuß von e,ner krelsämtlichen Commis' 
sion der Bürgermeister oder Marktrlchter, der SyndlcuS und Raths' 
mann, dann dle diel Rathsmänner aus der Gemeinde durch Mehr» 
he« der Summen benennt werden. 

c) Doch muß das Indlvlduum, das zum besoldeten Rathsmanst« 
und Spndlcus gewählt werden null, mit dem Wahlfählgkeltsdeklete 
sowohl von der n. o. Regierung als dem Appellatlonsgerlchte ver
sehen scm. 

6) Die untergeordneten Beamten wählet der Magistrat nach 
Mehrheit der Stimmen. 

v) Die BurgelMeisters- oder Markt!lchtelsstelle ,st alle v»<r 
Jahre velä'nderlich. 

l ) D,e Gerlchtstaxen fließen msgesammt »n d»e gememen Cas-
sen, aus welchen d,e Besoldungen bestritten werden, und es kann keme 
Maglstratsperson an selben?lnthe,l nehmen» auch ist die vorgeschrie
bene Tacordnung genauest zu beobachten. 

3) I n der Manipulation «st sich nach dem unterm 9. September 
1785 kund gemachten Patente zu achten. 

l») Wo einer Grund- oder Vogt-Obrigkeit deljelt eigen gewe' 
sen, die Maglstratspersonen zu bestätigen, da sollen die CompetenteN 
um e»ne Marttrlchters- oder Rathmannsstelle aus der Gemeinde schul» 
dlg sei«, sich vorläufig bei dieser Obngkelt zu dem Ende zu melden, 
damit sich diese Über die allenfalls nöthig findende Lxe1ll8iv2w erkläre, 
Massen jener der Gemeinde, dem eme solche Obrigkett die NxcluzlvaM 
gibt, Nicht gewählt werden kann. 

Da d»e geringste Ol ganlsil ung eines Magistrates nach demIustij» 
hofbekret vom 19. Dezember 1785. § 4, Mltgethellt m»t Hofkanzleid. 
vom 29. Dezember 1785, Nr. 4222, d»e VeiM'ögenschaft einer lähr-
llchen Ausgabe von 450 fi. fordert, damit nämlich, wenn der Bür
germeister oder Markmchtel, dann e,mge Rathsgltedel auS der Ge
memde aus Liebe für das gememe Beste unentgeltlich ihre Dienste 
leisten, dennoch em geprüfter Syndlcus und Rathsmann Mit 300 fi, 
em Kanzle»'Ind»viduum alS Schieiber m»t 100 st, em Genchtsd«ener 
Mit 59 ss. angestellt werden könne, so e»gmg der landesfurstllche Be
fehl dah,n, daß, wenn bei emer Gemeinde zweifelhaft ,st, ob sie 
diese Unkosten bestreiten tonne oder wolle, selbe tedeSmal Mit ihrer 
Obrigkeit vor emer krelsämtlichen Commlssion m loeo vorzunehmen, 
und dann der Gemeinde die Weisung erthellt werden solle, daß, wenn 
sie ferners bei chrem Magistrate d»e freie Justizverwaltung belasse« 
wissen wollte, sie über Abzug ihrer sonstigen Bedürfnisse, einen Fond 
von 450 fi. Mit Einschluß leooch der in die Geme»nde«Casse einzuflie
ßenden Taren ausweisen, und die Erklärung, daß d»e Gerichtsvor
stehers- und drei Rathmannsstelle» von der Gemeinde eratis velseheN 
werden wollen, beibringen müsse, Massen, wann die Gemeinden sich 
zu diesen unvermeidlichen Bestreitungen Nicht Herbellassen könnten oder 
wollten, dagegen d,e Obllgkett sich zu Stellung emes geprüften Iu» 
stlzbeamten, dann eines Kanzleundwlduums und zur Besorgung der 
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Zustellung herbeiließen, die Gerichtsbarkeit von dem Magistrate ab
gewendet und der Obrigkeit übertragen werden muß. 

") Von unterthanigen Städten haben organisirte Magistrate-
V. 9. W. W. 

Waidhosen an berYbbs, Aschbach, 
Pochlarn, 
Amstetten. 

V. O. M. B. 
Weißenkirchen, 
Hörn, 
Wclitra, Gmündt, Drosenborf. 

V. U. M. B. 
Zisserstorf, 
Ftldsberg , 
Herrenbaumgarten, 
Kirchberg am Wagram. 

§. 195. 

B e n e n n u n g deS Mag i s t r a t svo r s tandes i n solchen M u -
n i z i p a l - S t ä d t e n und M ä r k t e n . 

Die Vorsteher solcher Municipalorte führen in der Regel nur die 
^Nennung- Stadtrichter, Marktrichter; mit.Berücksichtigung der 
"on einem Magistrate geltend gemachten Verhältnisse wurde jedoch in 
«°lge allerhöchster Entschließung vom 26. März 1836 dem Gesuche 
^S Magistrates um fernere Belassung der Benennung: »Burger-
"eistet" für den dortigen Magistralsvorstand willfahret. (Hofkanzleid. 
" ° " 1. April 1836. Hofz. 8841. ReggSz. 20,396.) 

§. 196. 
W a h l e ines S y n d i c u S . 

Bei der Wahl cineS SyndicuS bei einem unterthanigen Magi-
Aale hat kein KreiSkommissär zu interveniren. (ReggSdetr. vom 13. 
IuniuS 1806. Z. 17,439.) 

§. 197. 

3« wie fe rn die B e w o h n e r solcher u n t e r t h a n i g e n 
M ' u n i c i p a l - O r t e B ü r g e r s i n d , in w ie f e r n nicht. 

a. I n O r t e m i t o r g a n i s i r t e « M a g i s t r a t e n . 

Hier ist ein Unterschied zwischen Orten zu machen: 
1) welche organisirte Magistrate, und 
2) solche, die keine solche' haben. 

« »ä». I n Municipal-Orten, welche o»gan»sl r te M a g i « 
" r a t e h a b e n , unterliegt eS keinem Zweifel, daß eS daselbst Bür-
s " gibt, welche daS Bürgerrecht eben so von dem Magistrate erhal-
^N haben, wie bei lf. und freien Ortschaften. 

I. 68 
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§. 198. 
Recht solcher Mag is t ra te , das Bürgerrecht zu 

ver le ihen. 
Den Magistraten unterthä'niger Städte und Märkte steht glei^ 

falls das Recht, Bürgerrechte zu ertheilen, zu. (Hofkanzleid. v««l 
27. Juli 1820. RcggS..Circ. vom 3. Mai 1821.) 

8. 199. 
P f l i ch t zur Entr ichtung der Bürgerrechts tare. Aul 

Hebung jeder Be f re iung von derselben. 
Jedermann ohne Unterschied, welcher das Bürgerrecht in eintl, 

Mit einem organistrten Magistrate versehenen unterthänigen Gemeint 
erwirbt, ist verpflichtet, die Büryerrechtstaxe zu entrichten, dah<l. 
alle hie und da stattgehabte Befreiungen von der Bürgerrechtstare ^ 
diesen als aufgehoben erklärt wurden. (Hofkanzleid, vom 27. I^ ' 
1820. ReggS..Circ. vom 4. Mai 1821. §. 1.) 

§. 200. 
E i n t h e i l u n g solcher Bürgergemeinden, der Bü rg " - ' 

taxe wegen, in zwei Classen. 
Die Tare für die unterthänigen, mit organisirten Magistrats 

versehenen Ortschaften zerfallen in zwei Classen: 
Erste Classe. 

Stadt Waidhofen an der Ybbs, 
Stadt Pöchlarn, 
Markt Aschbach, 
Markt Amtstetten, 
Markt Weißenkirchen, 
Stadt Hörn, 
Stadt Waitra, 
Stadt Zisserstorf. 

Zweite Classe. 
Stadt Feldsberg, 
Markt Herrenbaumgarten, 
Stadt Gmündt, 
Stadt Drosendorf. 

(Reggs »Circ. vom 4. Mai 1821.) Auch wurde mit Regie,ungsdetl> 
vom 26. Jänner 1824, ReggSz. 3373 der Markt Kirchberg am M ' 
gram der zweiten Classe angereiht. 

8. 201. 
Be t rag der Taxe für je,de der zwei Classen. 

Die Taxe für die Verleihung deS Bürgerrechtes ist für b ie^ 
der ersten Classe benannten Orte auf 6 fl., für die der zweiten Clej? 
auf 4 fl. M. M. festgesetzt. (ReggS.'Circ. vom 4. Mai 1821.) 
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§. 202. 
Es darf n u r e in und d iese lbe Taxe bei e iner G emeinde 

abgenommen we rden . 
I n der nämlichen Bürgergemeinde klnn nur ein und dieselbe 

VürgerrechtStare ohne Abstufung und ohne Rucksicht, ob das Bürger« 
recht auf ein Hau«, oder auf em Gewerbe, ob es emer Person, cl-
Nem Glieoe der nämlichen Gemeinde, oder ob es emem AuSwaMgen 
verliehen wird, eingehoben werden. (Hoftanzle»d. vom 27. ^ u l l 
^820. Reggs.-Circ. vom 4- Mai 1821, §. 2.) Und mit dieser Taxe 
sind keine andern bei der Verleihung des Bürgerrechts h»er und da 
bisher geforderten Beiträge zu Gemeinde-Anstalten zu vermengen. 
(Loäl-m §. 3.) 

§. 203. 

W o h i n diese Taxe zu f l i e ß e n hat. 

Die Bürgerrechtstare hat ungehindert in das Kammeramt zu 

stießen. (Noöem §. 4.) 

§. 204. 

Das B ü r g e r r e c h t i n solchen Or ten beg ründe t gegen-
über der Geme inde gleiche Rechte , w ie bei l f . und 

f r e i e n Or tscha f ten . 

Die Bürger in obrigkeitlichen Municipalstädten und Markten 
l"d übrigens gegenüber der Gemeinde, der sie angehören, auf gleiche 
Art zu.behandeln, wie die Bürgerin den lf-0rtsch.ften Dle Ver
leihung steht den daselbst aufgestellten orgamsirten Magistraten zu. 

§. 205. 
b. I n . O r t e , die keine o r g a n i s i r t e n M a g i s t r a t e haben. 

Bei allen, mit keinen organisirten Magistraten versehenen unter-
thänigcn Scadten und Märkten besteht dagegen nach den Erhebungen 
das Bürgerrecht nur hie und da, und zwar nur dem Namen nach. 
Es wird von dem dortigen Gememderathe «'cht formkch vergehen, 
keine Angelobuna gefordert, die Benennung Bürger .st nur angemaßt, 
die Bewohner leben nur von dem Erträgnisse deSGrund und BodenS, 
keineswegs aber von dem GewerbSfieiße, und m.t d.eser Benennung 
sind weder besondere Rechte, noch andere Vorzüge und Vorthelle 

verbunden 
Bei diesen Orten wird die Abgabe, welche die Gemeindeglieder 

beim Eintritte in die Gemeinde durch Uebernahme e.nes Hauses oder 
durch den Antritt eineS Gewerbes entrichten, u n e l g en t l i ch Bur-
gerrechtstare genannt, und sogar nicht selten zu ganz besonderen 
Zwecken, als zur, Anschaffung von Feuerlosch Re^ulsiten zur Verthel-

68 ^ 
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lung unter die Glieder des Gemeinderathes u. s. w. verwendet. Es 
wm de daher Mlt Regln ungSdekret vom 28. Aprll 182t, Reggsz, 
16,859, m Uebe-elNstlmmung mrr dem von der k. k. vereinten Hofkanzlel 
gegebenen Fingerzeige, daß dle Bürgerrechtstare nur bei den Mit or-
gamsirten Magistraten verlehenen unterthänlgen Städten und Märk
ten regulut werden soll, dieselbe be» den übrigen samnu der BeneN^ 
nung Bürger, als em Unfug abgestellt. 

§. 206. 

A l l g e m e i n e B e m e r k u n g e n über die pol i t ischen Ver-
hä' l tNlsse solcher M u n » c l p a l - oder S c h u t z - O r t e zu 

den H e r r s c h a f t e n , denen sie u n t e r thä'n lg s ind . 

DaS politische Verhältnis; solcher Mumclpal« oder Tchutzorte zu 
ihrer Henschast sind be» ,edem Ol te e»genthümllch und mehr oder weniger 
locker, da es auf Verjährung oder gewonnenem Prozesse beruhet. 

So z. B. ist der obrigkeitlichen Munlccpalltäc der Bezug des 
bürgerlichen Abfahrtsgeldes nur dann übel lassen, wenn sie das Recht 
dazu aus ausdrücklichen lf. Privilegien, Verträgen oder dem fatlrteN 
und verjährten aufgenommenen Besitze beweisen kann. (Patent voll» 
14. März 1785. lV.) 

Ist es erwiesen, so gelten dann hier alle über den Bezug des 
bürgerlichen Abfahrtsgeldes bestehenden Bestimmungen. 

§. 207. 

I n w»e f e r n Schuhher rscha f ten a u f das Gemeinde« 
V e r m ö g e n von M u n i c l p a l - O r t e n E i n f l u ß halben. 

Wenn eme Herrschaft vermöge ihres schutzobilgke»tl,cheN 
Verhältnisses zu emer Stadtgeme»nde zur Aufsicht und Überwachung 
des stadtischen V e r m ö g e n s berufen ist, so schließt diese Oblie
genheit nach der Natur der Sache auch die Verpflichtung zur Hrnt' 
anHaltung Alles deslemgen m sich, wodurch die G e m e i n d e in »hrew 
öcononnschen Verhältnisse benachlhelliget werden kann, und kommt 
ihr aach d»e Mittelbare Verpflichtung zu, die Gebahrunq m<t deM 
Wa>scn« und Depositenwesen der GemelNde gehörig zu überwachen, 
well letztere für die Richtigkeit der Gebabrung m»t ihrem Vermögen 
zu haften hat, folglich emc fehlerhafte Gebahrung m»t den anver
trauten Waisen- und Depositengeldern auf das Oeconom»cum der 
Gemeinde eben so nachthelllg einwirken kann, alS eme mangelhaft 
Verwaltung des eigenen Communal»Vermo'gens. 

Es wurde auS diesem Grunde gedachter Herrschaft, nachdem 5̂  
die Aufsichts-Psiege auf das städtische. Waisen, und Depositenwesen 
unterlassen hat, und hiernach an der eingetretenen Notwendigkeit 
der Llqrlldrrung selbst mrt Schuld tragt, die Bestreitung der dießM^ 
gen Llqmdlrungskosten zuerkannt. 

Nachdem jedoch der Magistrat durch seine ordnungswidrige Altt-
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tl'ung an der Unordnung im Waisen- und Depositenwesen der Stadt 
zunächst Schuld trug, und dle Llquldllung emen so bedeutenden Zelt, 
aufwand erforderte, so wurde ,n Beachtung dieser B>ll,qkeltS Rucksicht 
über den Hoftekurs der He»rschaftdas Reglerungs-Elkenntnlß dahm 
«odlfiznt, daß dle Henschafl und die Stadtgememde zu gleichen 
Thellen als bestiettungspfiichtlg erklärt wulden, wolnach d.e lehtne 
an d,e erstere ^le Hälfte der vom KrelSamte gehörig »'chl'g ^« stellen
den LlqmdlrunqSkosten gegen Reqreß an dle schuldtragenden Magistrats-
beannen zu elsetzen hat. (Hofkanzleid. vom 19. Nov. 1835. Hofz. 
30,782, Reggsz. 66,912.) ^ . . . ^ ., 

Rücksichtlich der Aufsicht solcher Dommlen auf das Gemeinde. 
Vermögen gllt mehr oder weniger das, waS »n der Abhandlung V l I . 
von den n. 'ö Dommibalgutern und dem Bauernstande m Betreff der 
Aufsicht auf das unterthämge Gemeinde Veim'ögen gesagt worden ist; 
wobei noch zu bemerken kommt, daß in Absicht auf d,e Bestätigung 
von Verale.chen, welche solche Ortschaften abschließen, den Krelsiim-
lern dieselbe nach E.nvei nehmung deS F.Skalamtes b's auf den Betrag 
von 500 fl. eingeräumt ist. (H^kanzleidekrct vom 6. März 1829. 
Hofz. 2402, Reggsz. 13,656. 3^8.) 



lX. Abhandlung. 
Von den polit ischen Rechtsverhältnissen det 

Aknthol iken») in Nieder-iOest erreich. 

§. 1. 

V o r e r i n n e r n « g. 

V(achdeut in den vorbeigegangenen Abhandlungen von den besonder« 
politischen Rechtsverhältnissen des österreichischen A d e l s , des B ü r 
ge r - und B a u e r n s t a n d e s gehandelt worden ist, kommt nun 
auch die Darstellung der besondern politischen Rechtsverhältnisse, 
welche bei den österreichisch « A S t a a t s b ü r g e r n mit Hin
blick auf die, von der herrschenden kHcholischen Religion abweichen
den Religionen an die Reihe, u!ld> welche Religionen sich thel'ls 
zum christlichen Glauben bekennen, theils demselben ganz fremd sind. 
Erstere heißen A ka th ol ike u l>) und zerfallen in die augsburgische 
und helvet. Confession") und in die nicht unlrte griechische Religion"), 
letztere sind aber die israelitische und muhamedanische Religion. Uebri-
gens kommt hier auch noch zu bemerken, daß die sich in Oestcrreich 
aufhaltende« A u s l ä n d e r der genannten Religionen in der Regel 
nach dem allg. österr. Fremdenrechte normirt werden. S . Abhandl.il. 
§§. 95. 95. Daß jedoch rücksichtlich der türk ischen llnterthanett 
mehrere von jenem allgemeinen Fremdenrechte abweichende, auf deN 
Handelstrakraten zwischen drm österreichischen Maate und der Pforce 
beruhende, politische Rechtsverhältnisse bestehen, wzkon'in der Abhand
lung XIV. die Rede ist; während rücksichtlich,^fr/e^nden Juden 
in den Abhandlungen X., X I I . und XIV. zu M d e H : kommt. Es 
werden zwar in dem Toleranz-Departement del/l^gierüng alle jene, 
der katholischen Religion f r emde Glaubensgenossen» betreffenden/ 
cigenthümlichen gesetzlichen Bestimmungen . verhandele ich glaubte 
sie ledoch, so weit sie mit andern polilischen GegenHäud?uFin systema
tischer Verbindung stehen, gemeinschaftlich nur 5lese»?abhandeIN, 
und sich hier lediglich darauf beschränken zu sollet^ die folit. Rechts
verhältnisse derselben darzustellen. 

n) Hierüber haben bereits gehandelt: Meine Beiträge zur österreichische« 
Gesehtunbe. Wien, 1822. 2. Band. I I . Politisch«bürgeiliche und reli
giöse Verfassung der Atathuliken im österreichischen Kaiserstaate; dann 
Joseph Hclfert in seinem Werke: Die Nechlc und Verfassung der Alatho-
liken in Oesterreich. 1827. 

I)) Die cigenthümlichen Verhältnisse der Akatholiken waren ursprünglich 
in nachstehendem Circulare vom 19. Oktober 1783 zusammengefaßt: 
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Ge. M a M a t , überzeugt, einerseits "°n der «chädlichkeit alle« Ge. 

wlssenslwana s. und andererseits von dem großen Nutzen, der für dl« 3le. 
l.g"°n und d7n Staat au« emer wahren christlichen Toleranz entging , 
haben sich bewogen befunden, den augsburgi,chen und 
Mnsverwandten, dann dep nicht unirten Griechen «« , hrer « l.gion 
aemaßes P r i v a t . E r e r c . t i u m allenthalben zu gestatten, ohne Nucl. 
stcht, ob selbe« iemals gebräuchlich oder eingeführt gewesen sei, oder mcht. 

Der a hol schen ^ soll der Vorzug des off«""««" Re :-
«,ons.Erer3m veible.ben. den beiden protestantischen «el'gion n aber ° 
wie der schon bestehenden mcht umrten griechischen, ° U " Orten, wo t« 
nach der b.er unten bemerlten Anzahl der Menschen, und nach den Fa. 
«N ten der Inwohnerchunl.ch fällt, und sie Natholicl nicht bereit« im 
«es.tz be7offent?.chen Religions-Erereitii stehen, das Pr.vat-srercumm 
auszuüben ?°ubetse.n. Insbesondere °ber^w.ll.g«n «e Ma,estäl: 

i ) Den akathollschen Unterthanen, wo 100 Familien «nstlren, wenn 
sie auch mcht in dem Orte des Btthauses ober Seelsorgers, sondern <m 
Theil ders lben auch em,ge Stunden entfernt wohnen, e.n eigenes Vethaus 
nebst zu dürfen; 
ss^. 1^1 / ^<». <«>,n̂  ,»ner dcn k. l . Erb andern befindliche BethauS, 
K < s.< « » 7 ^ b « » auch h« ' ^ «.>NU«.n d« «'»ub.n«. 
! , . . » . ^ ^ i l . » . , ^ Vwin, auch dm H«>>k«n mit l im nith!g«n 
Un« "ch.7 N ! . „7«. b7« "°ft° wst.b.n, d°ch nie »«h.nbnn, unttr 

d r̂en ueberbrmau^ °en dazu gehörigen Filialen, dann 
dle o f fenen N m.t Begleitung ihres Geistlichen vollkommen 

" ^ ^ ^ . b ^ n s e l b e n unbenommen l h « ^ 

von den Gemeinden zu "balten m , ^ 7n?Or?ung betrK 
h'erlandige Gchulblrectlon, was du "hrmc yooe « «« : « ^ " 
d.e Einsicht zu nehmen hat. In^.chen b will gen Se- M°zwat ^ ^ 

3̂  Del°akatl)oil/chen Inwohnern cmes Ortes, wenn ,rlor ' ° " ^« ' ^« ' ' 
dotire,! u^'sntt"' aVn/d le Auswahl b e r ^ ^ e .solches die 
Obr.qkciten auf stch nehmen wollen. hät l" sich d«ft d e ^ ° . r 
tnna? allerdings zu erfreuen; jedoch ^ ^ ^ f ' - M ° < M ^ 
flrmation dergestalten bevor, daß, wo sich p r o r e ^ 
befinden. diese w Hung rn schon beste, 
weder durch die im Teschmsch n, ^h«« ^ r d n. in so lange "b'« «'cht 
henbe protestantische ^ ° ° « ' " ' " « myem w r ^ , : « t « r i » zu errichten. 
' " u ? ^ e V H " ^ w Schlesien dem r , r < > ^ 

«rüln»r:° vorbehalten. «,«t>i«tur in den, das Religionswesen 
5) Wollen Sc-Ma U ^ ^-^ ^ . ^ Landes. 

der andren ihrer Pastoren und Theologen 
stelle m.t Zuziehung e i«" ober des anoer ^ ^ Religlonssahen « . 
W 3 u ^ N ? ^ ^ ^ ^ ^ ^ i " der "eitlrc ^ u r « «an 

«<i Heir«then von «eile he, ze«»!ll<>1'°ornn, «eg«n Erzrehung Hrn-
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erzeugenden Kinder in der römisch«katholifchen Religion, von nun an gänz
lich abzukommen, da bei einem katholischen Vater alle Kinder in der la< 
tholischen Religion sowohl von mann- als weiblichem Geschlechte ohne An
frage zu erziehen sind, welches als ein ?r»er,»^»tivum der dominanten 
Religion anzusehen ist. wo hingegen bei einem protestantischen Vater und 
katholischen Mutter sie dem Geschlecht« zu folgen haben. 

7) Können die Atatholici zum Häuser« und Gütcr.Ankaufe, zu dem 
Bürger« undMeisterrechte, zu akademischen Würden und Eivil'Bedienstun« 
gen in Hinkunft 6i8Pen»nn«l« zugelassen werden, und sind diese zu keiner 
andern Eidesforwul, als zu derjenigen, die ihren Religionsgrundsätzen 
gemäß ist, weder zur Beiwohnung der Prozessionen ober Fuuttionen der 
dominanten Religion, wenn sie nicht selbst »rollen, anzuhalten. Es soll 
auch ohne Rücksicht auf den Unterschied der Religion in allen Wahlen und 
Dienstoergebungen, wie eö bei dem Wl i tn r i täglich ohne mindesten An« 
stand und mit vieler Frucht geschiehet, auf die Rechtschaffenheit und Fähig« 
k:it der Lompetenten, dann auf ihren christlichen und moralischen Lebens
wandel lediglich der genaue Bedacht genommen werden. 

Derlei U,8p<:u«ntl«»nv8 zu Polsessionen, bann zum Bürger« und Mei» 
sierrechte, sind bei den unterlhänigen Städten durch die Kreisämter, bei 
den königlichen und Leivgebinastädten aber^ da, wo Landeska'mmercr sind, 
durch diese, und wo sich keine befinden, durch die Regierung ohne alle 
Erschwerung zu ertheilen. 

I m Falle aber bei den angesuchten Dispensationen sich Anstände, 
wegen welcher selbe abzuschlagen erachtet würden» ergeben sollten, ist hi^ 
von jedesmal die Anzeige «n» euinvotivl« an Sie Regierung, und von 
ihr nach Hofe zur Einholung der allerhöchsten Entschließung zu erstatten. 

Wo es aber um das >Iu« Ine«»l»tu8 des höheren Standes zu thun 
ist, da ist die Dispensation nach vorläufig vernommener Landesstelle von 
dieser böhmisch-österreichischen Hofkanzlei zu ertheilen. 

Der Inhalt dieses Circulores berührt sonach die po l i t i schen 3!er» 
HHltnisse der Atalholikcn, ihren eigenchümlichen Schulunterricht, ihren 
besonderen Cultus. 

Di? gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich de« Schulunterrichtes und 
des Cultus mit Inbegriff bei Eherechtes und des Uebertrittes aus der 
katholischen zu einer der atatbolischen Religionen, und umgekehrt, gehören 
erste« in die Abhandlung X I I von dem Schul' und Studienwesen, und 
letztere in die Abhandlung X I von den geistlichen Angelegenheiten. 

Hier wird daher nur von den Eigenlhümlichkeiten Ker pol i t ischen 
R e c h t s v e r h ä l t n i s s e der A k a t h o l i k e n gehande l t . 

«.) I n Wien befinden sich bei 10,000 Protestanten, wovon ^ zur augöbul" 
Zischen und Vi» zur reformirten Confession gehören. 

Auf dem stachen Lande befinden sich mehrere in Fabriken und in den 
südlichen Thcilen der beiden untern Kreisvierteln an der steyermärkischt" 
Gränze, namentlich in Neunkirchen und in der Pfarre Schwartau binttl 
dem Schneeberg im V. U. W. W- i dann hinler Lilienfeld und Türnitz im 
V. O. W. W. , als zu Wiesenbach bei S t . Veit unweit Lilienfeld, bt« 
Annaberg, Iosephsberg, Mitterbach und Naßwalb. 

ä) Nicht unirte Griechen gibt es in Wien ungefähr 600. 

§. 2. 
A l lgemeiner Grundsatz hinsichtlich der Verschieden

heit der R el ig ion. 
WaS den angebornen Rechten angemessen ist, dieses wird 

so lange'als bestehend angenommen, als die achtzmäßige Beschränkung 
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dieser Rechte nicht bewiesen wiri> (Allg. bürgl. Gesetzbuch, §. 17) 
Und die Verschiedenheit der Religion har auf dle Prlvatrechte keinen 
Einfluß, außer in so ferne dieses bei e i n i g e n Gegen
ständen durch die Gesetze insbesondere a n g e o r d n e t 
w i r d , (lloäem §. 39.) 

Daher haben auch Se. k. k. Majestät lautHofkanzleidekrets vom 
24. Ju l i 1^00 durch die Behörden an die General-Kommanden in 
sämmtlichen Erbländern den B.'fehl erlassen, daß bei den Werbbezirks? 
Conscriptlonen und den zu verfassenden BevölkerungSrabellen m An
sehung der Christen von aller besondern Begehung, welchem Bekennt
nisse sich jeder widme, und folglich von allen darüber abzufordelnden 
Erklärungen, der schon lm Jahre 1789 erlassenen, und unterm 11. 
August sämmtlichen Länderstellen bekannt gemachten höchsten Ent
schließung zu Folge, ganz abzukommen, auch jede wettere Anregung 
hierüber, bei den untergecrdneten Behörden zu unterble,ben habe. 

Hlcr kann also nur von' denlenigen Gegenständen die Rede 
sein, welche den Akatholcken vermöge der Gesetze e» gen thüm lich find 
und zwar: 

^ . hinsichtlich ihrer Personen rechte und 
U. hinsichtlich chrer d i ng l i chen Sachenrechte. 

^. Personenrechte. 

§. 3. 

A u f w a s sich die E i g e n t h ü m l i c h k e i t e n der Personen« 
rechte beziehen. 

Die Eigenthümllchkeiten der P e r s o n e n rechte beziehen sich 
1) auf lhre Nahrungswege, und 
2) auf Zulassung der Akacholiken zu öffentlichen Aemtern und 

Würden. 
§. 4. 

E i g e n t h ü m l i c h k e i t e n h ' ins icht l ich i h r e r N a h r u n g s 
weg c. 

I n Gewerbs» und Handelshlnsicht ist zum vorzüglichsten Augen-
Merk genommen, daß alle Unrerchanen ohne Unterschied der Nation 
Und Religion, sobald sie m den österreichischen Staaten aufgenommen 
und geduldet sind, an dem offentlichen Wohlstar.de gemeinschaftlich 
Anthell nehmen, eme gesetzmäßige Freiheit genießen, und auf jedem 
ehrbaren Wege zur Erwerbung ihreS Unterhaltes und Vergrößerung 
der allgemeinen Emsigkeit, kem Hmdernlß finden sollen. (Patent vom 
2. Jänner 1782.) Daher können Professiomsten, welche der augS-
burgischen und helvetischen Confession zugechan sind, auch Schuhbe
fugnisse erhalten. (Verordnung vom 12. April 1725. Hofverordnung 
vom 33. Novemb. 1728.) Dagegen können Akacholiken zu dem Bür
ger.- und V?eisterrechte nur «lkpvnznnü'o zugelassen werden. (Circul, 
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vom 13. Octob er 1781, §- 1.), welcheDtSpensationen jedoch bei den 
unterthänlgen Städten durch die Kreisämeer, be» den lf. Städten 
aber durch die Regierung ohne alle Erschwei ung zu ««heilen sind 
(Noäem) ?lkathol,ken, dl« zum Bürger- und Melsterrechte gelan
det, tonnen übrigens zu keiner andern Eidesformel als zu derjenigen, 
die ihren Rellgionsgrundsä'tzen gemäß lst, angehalten werden (^o-
6om) ; so w»c sie weder zur Bclwohnung der Prozessionen, noch zu 
Funktionen der domlmrenden Religion, wenn sie mchl selbst wollen, 
anzuhalten sind (Loäuiu). 

§. 5. 

E i g c n t h ü m l i c h k e i t e n hinsicht l ich der Z u l a s s u n g der 
A k a t h o l i k e n zu C i v l l - u n d M l l l t a i r . B e d , e n s t u n g e n . 

D»e ?llatholiken können zu Clvllbedienstungen ^i8p«N8»nl!o zu< 
gelassen werden, und sind die im §. 4 vot kommenden Bestimmungen 
zu beobachten. 

Es soll auch ohne Rücksicht auf den Unterschied der Religion 
in allen Wahlen und Dlenstvergebungen, wie es bei dem Mil i tär 
täglich ohne mindesten Anstand und mit vieler Frucht geschieht, auf 
die Nechtschaffenheit und Fähigkeit del Competentcn, dann auf ihren 
christlichen und moralischen Lebenswandel lediglich der genaue Bedacht 
genommen werden. (Cucul. vom 13. Octob. 1781. §.7.) 

§. 6. 

Z u l a s s u n g der A k a t h o l i k e n zu akademischen W ü r d e n . 

D«e Akatholiken können zu akademischen Würden zugelassen wer. 
den, nur sind die un §. 4 vorkommenden Bestimmungen zu 
beobachten. 

N. Dingliche Sachenrechte. 

§. 7. 

I n w ie f e r n A k a t h o l i k e n zum R e a l i t ä t e n b e s i t z zuge
lassen werden. 

Die Akatholiken können zum Häuser- und Gütcrankaufe äispen-
8anäo ») zugelassen werden. (Cncul. vom 13. Octobcr 1781. §.7.) 
Solche Dispensationen zu Possessionen sind bei den unterchänigen 
Städten durch die Kreisämter/ bee den lf. Städten aber durch die 
Regierung ohne alle Erschweiung zu ertheilen. ^Circul. vom13. Oct. 
1781. §. 7.) 

») Sobald dieselben türkische Unterthanen sind, sind sie dagegen selbst 
nicht «ll,^en,»nH« zuzulassen. 
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§ . 8 . 

Wie sich zu benehmen ist, wenn Anstände gegen d ie 
E r t h e i l u n g der D i s p e n s a t i o n e n entstehen. 

I m Fall?, das; bei den anqesuchtcn Dispensationen sich Anstände, 
Wegen welcher selbe ab^uschlag«n erachtet würden, elgeben sollten, »st 
hlevon jedesmal die An^lge sammt den Motiven an die Regierung, 
und von dieser nach Hof zur Einsicht der allerh. Entschließung zu er
statten (Lnäem). 

§. 9. 

Z u l a s s u n g der A k a t h o l i k e n zum I n c o l a t der h'öhern 
S t ä n d e . 

Wo es um das In« Ineolnlu» deS höhern Standes zu thun ist, da 
ilt die Dispensation nack vernommener Landesstelle von der vereinten 
Hofkanzle, zu erche.'Ien » ä o m ) . S . auch Abhandlung IV. von dem 
"» ö. Stände-Institute. 

§. 10. 

Allgemeine Possessionsfähigkeit der «katholischen 
G r o ß h ä n d l e r , insbesondere in W i e n . 

Nach dem Patente vom 23. Ma. 1774, §. 3 , wurde zwar den 
akacholischen Großhändleln auch überlassen, daß sie m jenen Erblan-
dern, wo ihre Glaubensgenossen zu Besitzungen gelassen werden, lw« . 
dM. erlaufen mögen, wo;u ihnen auch allthunl.cher Beistand geleistet 
"erden soll. Es wurde jedoch vorbehalten, daß die gedachten akatho-
l'schen Großhändler zum Besitze ständischer, unburgerlicher, unbeweg
licher Güter m den österreichischen Staaten jedesmal vorlausig die 
höchste E.nw.U.gung ansuchen und bewirken sollen. 

Da «edoch du.ch das Toleranzpatent rnd durch d.e Ho Ver
ordnung vom 30. I u n . 1781 aller Untelsch.ed zw.schen Katho'ten 
und Akalhol.ken m Beziehung auf Häuser- und Guter Ankauf u.s. w. 
vollkommen und allgemein aufgehoben .st, so 

Erblanden, wo ihre Handelsgenossen 
in Besitzungen gelassen werden, dieselben an sich bringen, und es 
haben olche akacho scke Grofihändlei be. dem Ankaufe von Hausern 
^ W.en, so w " d.e Katholischen nach dem G.oßhandlungs..Pr.v.le-
gium d.e BürgerlastenRelu.t.onstaxe Nicht mehr zu entrichten. (Hof-
kanzleldelret vom 1. April 1813 ) 



« 

X. Abhandlung. 
V o n den polit ischen Nechtsverhältnissen de« 

I s r a e l i t e n in N ieder -Oe st e r re i ch. ") 

§. 1 . 

V o r e r l n n e r u n g . 

Vermöge allerhöchster Entschließung vom 27. Jänner 1837, Hof' 
kanzleld vom 3. Febr. 1837, Hofz. 2558, ReggSz. 9035, ist Hinsicht' 
llch der Israeliten »n Ntede^Oestcrrelch, »m Wesentlichen das Toll-
ranz«Palent vom2. I ä n n . 1 7 8 2 ^ ) , noch fernerhin aufrecht zuerhalttll« 

») Siehe auch hierüber meine Beiträge zur politischen Gesehkunde im ostcrt' 
Kailerstaat, I . Vand. l821. I . Politische Verfassung der Israeliten <» 
Lande unter der Enns und insbesondere rn der Haupt« und Residenzstadt 
Wien. 

Die Anzahl der Juden in Wien wird beiläufig auf 4600 angenommen, 
die sich in deutsche, polnische und türkische lheilen. Auch halten sich nu></ 
mehr mehrere in bcn nächsten Umgebungen von Wien auf, wo sieFabritV 
befugnisse ausüben, 

d) Dieses Patent lautet nach seinem vollen Inhalte folgendermaßen: 
Wir Joseph der Zweite, u. s. w-, entbieten Jedermann Unsere Gnade, 

und geben euch biemit gnädigst zu vernehmen: 
Von Antretuna Unserer Regierung an hüben Wir es einen Unserer 

vorzüglichsten Augenmerke seyn lassen, daß alle Unsere Unterlhanen, oh»» 
Unterschied der Nation und Religion, sobald sie in Unsere Staaten am« 
genommen und geduldet sind, an dem öffentlichen Wohlstande, den WH 
durch Unsere Soigfalt zu vergrößern wünschen, gemeinschaftlichen Antheil 
nehmen, eine gesetzmäßige Freiheit genießen, und auf zedem ehrbar«» 
Wege zur Er.vrrbung ihres Unterhaltes und Vergrößerung der allgemeine" 
Emsigkeit kein Hmdernlß finden sollten. 

Da nun mit dieser Unserer gnadigsten Absicht die gegen die jüdische 
Nation überhaupt in Unselen Erhianbern und insbesondere zu Wien und 
in Nltderosterrelch bestehenden Gesetze und sogenannten IudenorbnungeN 
nicht durchaus zu vereinbaren sind, so wollen Wir dieselben kraft gegen' 
»artigen Patentes in so ferne abändern, als es die Verschiedenheit del 
Zeit und Umstände nothlg machen. 

1) Zwar geht Unser höchster Wille keineswegs dahin, der in Wien wob,' 
«enden Iudenfchaft in Beziehung auf die äußere Duldung durch diese neu» 
Verordnung eine Erweiterung zu gewähren, son^crn bleibt es auch in HiN< 
kunft dabei., daß dieselbe keine eigentliche Gemcmde unter emem besondere» 
Vorsteher ihrer Nation ausmachen, sondern, wie bisher, jede einzelne 8 ^ 
milie für sich des Schutzes der Landesgesetze, nach der ,hr vcn Unserer 
niederösterreichischen Regierung ertheilten Duldung ruhig genießen soll; 
daß ihr kein öffentlicher Gottesdienst, keine öffentliche Synagoge gestattet 
werde; daß ihr hier eine eigene Buchdruckerei zu ihrem Gebet und anderen 
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hebräischen Buchern zu errichten, nicht erlaubt fey, sondern ist sie m,t 
ihren notwendigen Bestellungen dießsaUS an dir hinlänglich zureichende 
Druckerei in Böhmen anzuweisen; wollte sie aber jüdische Bucher aus 
fremden Landern hereinbringen, so ist sie verbunden, in ledem besonderen 
Falle, wc<l diesifalls das allgemeine Verbot entgegen steht, ble Bewilli
gung anzusuchen, und die fremden Bücher, gleich allen übrigen Untertha, 
nen, der (Zensur zu unterwerfen. 

5) Eben so haben Wir keineswegs zur Absicht, durch drese neue Ver
ordnung die Zahl der Mischen Religionsgenossen, weder in Wien, noch 
überhaupt in Unseren Staaten zu vergrößern, oder fremde, ohne wich, 
tige Ursachen und besondere für sie sprechende Verdienste herein zu ziehen. 
Wrr wollen vrelmehr ausdrücklich, daß in Absichr auf die Zahl und 2lrt, 
wie sie in Niederosterreich und gegenwarll) hier in Wien geduldet wer« 
den, es unverändert verbleiben, und dort, wo niemals Juden ansaßlq 
gewesen, auch künftig keinem, sich ansaßig zu machen, zustehen soll; Wir 
halten dann selbst nach Umständen und aus guten Ursachen, mit einem 
oder andern erne Ausnahme zu machen, zuträglich gefunden. 

3) Nach diesen belvehaltenen Schranken der Duldung steht also auch 
künftig keinem Juden frei, aus andern Erblandern nach Wien zu kom
men, um beständig hier zu bleiben, er habe dann dazu bei Unserer nie-
derosterrerchrschen Regieruna die Erlaubniß erhalten; der auslandische I ud 
hingegen »ckllß solche unmittelbar bei Uns selbst ansuchen. 

4) Zu Bewirtung dieser. Erlaubmß hat einer und der andere das Ge
werb, so er treiben, oder den Nahrungsweg. den er hier emlchlagen 
wi l l , nebst den zu Unterstützung seiner Beschäftigung und Erhaltung der 
hiesigen Toleranz (Duldung) erforderlichen Vermogensstande unverfälscht 
auszuweisen, zugleich der niederosterrelchischen Regierung anzuzeigen, 
was er für die ihm zugestandene Toleranz entrichten zu tonnen glaube. 
Regierung wird alsdann den eigentlichen Netrag des Schuhgeldeö oder der 
sogenannten Toleranz dergestalt bestimmen, daß derselbe. ,e nachdem sich 
die umstände des Tolecirten entweder verbessern, oder verschlimmern, 
nach ihrer vorausgegangenen B.urtheilung vermehrt oder vermindert wer. 

bcn kann. . ._ . . « , . . , . . 
5) Gegen Entrichtung dieses Schutzgeldes rst dann der Entrichtende 

zwar befugt, sich mir ftmem Weibe und denjenigen Kindern, die kern 
eigenes Gewerb, krine abgesonderte Handlung treiben, sondern noch ,n 
seiner Versorgung stehen. in Wien aufzuhalten , Unsers landesfurstlrchen 
Schuhes zu genießen und die seiner Nation eröffnete Handlung zu trei
ben , oder die freigegebenen Nahrungszweige zu bearbeiten. 

6) Es erstreckt nch aber diesir Schutz nicht zugleich auf den Sohn 
eines colerirtcn Hausvater«, der sich verehlicht und seine eigene Hauöhal-
tung zu machen anfängt; noch auf eine Tochter, die an ernen hrer noch 
nicht tol'nrten, oder einen auswärtigen Juden vermahlt wurde. Von 
dergleichen Ehen wird jeder Vater stets vorläufig die Anzeige zu machen, 
undberSohn, wenn er h.er verbleiben wi l l , besondere Toleranz, oder 
wenn er zum Hmwegzleden dre Erlaubniß erhält, das Abfahrtgeld zu 
zahlen haben. Für den noch nicht toler.rten Schw.egerlohn (E.oam) aber, 
der hier zu wohnen gedächte, muß, wofern er ein fremder Unterthan ist. 
bei Uns. und ist er ein erblandischer, bei der nledcrostelreich.schen Re
gierung die Erlaub« ß bewirkt, oder falls die Veredelrchung der Tochter 
an e,nen Fremden lewllllaet worden, von der außer Landes gehenden 
Mitgabe gleichfalls das Abfahrtgcld entrichtet «erden. 

7) Auf dem offenen Lande in Niederosterreich zu wohnen, blerbt den 
Juden, wie vorhin, noch ferner untersag^ es W) denn, baß sie irgend 
auf einem Dorfe, in eurem Markte, in erner Landstadt, oder allenfalls 
auf einem bisher noch unbebauten (öden) Grunde eine Fabrik errichten, 
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oder sonst ein nützliches Gewerbe einführen wollten. I n welchen Fallen sie 
immer um die Grlaubniß bei Regierung anzusuchen haben; ihnen aber, 
nachdem sie solche erhalten, auf dem Lande eben die Rechte und Freiheiten, 
wie ihren Religionsgenosscn in der Residenz, zukommen. 

Vs bestehen demnach die Begünstigungen, welche der Mischen Na
tion durch gegenwartige Anordnung, wodurch die letzte Iudenordnung 
vom 5. Mai 1764 ganz ar.ßer Kraft gesetzt wird, zustießen, in folgenden: 

Da Wir die jüdische Nation hauptsächlich durch bessere Unterrichtung 
und Aufklärung ihrer Jugend, und durch Verwendung auf Wissenschaften, 
Künste und Handwerke dem Staate nützlicher und brauchbarer zu machen, 
zum Ziele nehmen. 

8) So erlauben und befehlen Wir gnädigst, den tolerirten Jude« an 
jenen Orten, wo sie keine eignen deutschen Schulen haben, ihre Kinder 
in die christlichen Normal- und Realschulen zu schicken, um in diesen we
nigstens das Lesen, Schreiben und Rechnen zu erlernen. Und obschon »e 
in Unserer Residenz keine eigeniliche Synagoge haben, so gestatten M r 
ihnen dennoch für ihre Kinder eine eigene, normalmcißig eingerichtete, 
mit Lehrern von ihren Religionsgenossen besetzte Schule auf ihre Kosten 
zu errichten, und zu diesem Ende dr« taugliche junge Leu:e auszusuchen, 
welche sie zum ordnungsmäßigen Unterrichte in der Normallchrart an die 
hiesige Normalschuldirektion anweisen sollen. 

Diese ihre künftige Normalschule wird unter der nämfichen ybcrauf» 
ficht, wie alle andern hiesigen deutschen Schulen, stehen; und soll, was 
derselben nähere Einrichtung, vorzüglich in Ansehung der moralischen B ü ' 
cher betrifft, das Nüthige ehstens an sie erlassen werden: nur wollen Mr-
ihnen vorläufig zu erkennen geben, daß Wi r , um sie wegen ihrer Rel'« 
gionsübungen und Meinungen außer Besorgniß zu setzen, geneigt sind, dlt 
üniwerfung der moralischen Bücher ihnen selbst zu überlassen, mit dem 
Vorbehalte jedoch, daß sie dieselben zur ucbersehung und Bestätigung der 
hiesigen Schuwberaufsicht zu überreichen haben. 

9) I n Ansehen der höheren Schulen, da ihre Besuchung jüdischen 
Religionsgenossen niemals untersagt gewesen, wollen Wir diese Erlaubnis 
hier bloß erneuern und bestätigen. 

10) Zur Erleichterung ihres künftigen Unterhalts und Vorbereitung 
der nothigen Erwerbungswege gestatten Wir ihnen gnädigst, daß sie von 
nun an alle Gattungen von Handwerken und Gewerben hier und ander« 
wärtig bei christlichen Meistern, allenfalls auch unter sich selbst, erlernen, 
und in dieserAbsicht sich bri christlichen Meistern lllsLehrjungen aufhingen, 
oder als Gesellen arbeiten, und jene (die christlichen Gewerböleute) 1« 
ohne Bedenken aufnehmen können; welches jedoch nicht dahin zu beute» 
ist, als wollten Wir Juden und Christen darinnen einen Zwang auflegen, 
sondern wir räumen beiden Theilen bloß bi? Freiheit ein, sich hierüber 
nach Wohlgefallen untereinander einzuverstehen. . 

11) Wir verleihen weittrZ hiermit der jüdischen Nation das allgemeine 
Nefugniß. alle Gattungen von Gewerbe», jedoch ohne Bürger-- «no 
Meisterrecht, als wovon sie ausgeschlossen bleiben, mithin nur, nne yrc 
gewöhnlich ist, auf freie Hand treiben zu können ; und auch dann mq? 
cher, als bis sie, gleich den Christen, in der Stadt die Bewilligung v " 
dem hiesigen Magistrate, auf dem Mutze von der nieberosterrelchl,«» 
Regierung erhalten haben, welche BeHorden nach Lage der Umstände o ^ 
Bewilligung ertheilen oder verweigern können; worüber dann Unsere 
gesetzte Hoistcll« auf die Ar t , wie bei den von Christen angesuchten o ^ ^ 
heilen geschieht, das letzte Kenntnlß nehmen wird.' Die Malere«, ^ 
Hauerei und die Ausübung anderer freien Künste ist denselben S" '^ ' 
wie den Christen überlassen. , ..^« 

1») «o wie Wir den jüdischen Religionsgenossen auch «n«r «»» 
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unbürgerlichen (nicht bürgerlichen) Handlungözweigcn vollkommen freie 
Wahl geben, und sie berechtigen, sich um dasBefugniß der Großhandlung 
unter den nämlichen Nedingmssen, und mit eben den Freiheiten zu bewer
ben , wie sie von Unfern christlichen Unterthanen erhalten und getrieben 
werden. , . 

53) Da die Anlegung von Manufakturen und Fabriken ihnen von 
jeher erlaubt war, so ergreifen Wir hier bloß die Gelegenheit, indem Wir 
diese Erlaubniß gewissermaßen erneuern, sie zu solchen gemeinnützigen 
Unternehmungen öffentlich aufzumuntern. . 

12) Wir gestatten ihnen ferner« zu Unterbringung ihrer Kapitalien 
und deren Sicherstellung, auf liegende Güier oder sogenannte Realitäten 
leihen zu dürfen, daß sie jedoch sich dieselben einschätzen zu lassen nicht be
fugt sein sollen. 

15) Bei so vielen der Iudenschaft eröffneten Erwerbungswegen und 
dem dadurch entspringenden mannigfaltigeren Zusammenhange mit Christen 
fordert die Sorgfalt für die Aufrechthaltung des gemeinschaftlichen Zu
trauens , daß die hebräische und hebräisch mit deutsch vermengte, soge
nannte jüdische Sprache und Schrift abgeschafft! werde. Wir heben daher 
den Gebrauch derselben in allen öffentlichen, in und außer gerichtlichen 
Handlunaen ausdrücklich auf, stall der sich künftig der landesüblichen 
Sprache zu bedienen ist, und um allen Ausflüchten und Einwendungen, 
als wäre eine so geschwinde Folgcleistung nicht wohl möglich gewesen, vor
zubeugen so bestimmen Wir eine Frist von zwei Jahren, die vom Tage 
dieses Unfern Patents zu rechnen ist, binnen welcher alle dieserwegen no-
thigen Acndcrungcn und Vorkehrungen füglich getroffen werden können 
und sollen - Wir erklären daher hiemit alle nach der Zeitfrist in hebräi
scher Sprache verfaßten oder auch nur mit hebräischen und jüd.schen Buch
staben geschriebenen Instrumente für ungültig und mchtlg. ' 

<6) Um den tolerirten Juden in ihren Erwerbungswesten auch von 
Gelte des Dienstvolks eine Erleichterung zu verschaffen, so wird ihnen für-
hin aestattet, so viel jüdische oder auch christliche Dienstleute zu halten, 
als i l i« Geschäfte fordern; doch sind sie verbunden, nicht w,e ehmals vier
teljährig . sondern jährlich einen zuverläßigen Meldzettel lm s"gierung 
emzureichen, worinnen, nebst den i» der Versorgung und väterl.chen Ge
walt siebenden Kindern und übrigen Hausgenossen, sammtUche Dienstbolen 
mit Namen, Alter und Religion verzeichnet sind; die,ud.,chen Dlenstleute 
muß nicht nur jeder Hausvater bei sich beherbergen, sondern auch für sie 
stehen, daß sie keinen besonderen Handel treiben, der mchl Meinten 
Iud/n untersagt ist. Dabei erwarten Wir aber, daß sie unter dem Ver
wände, als wären es Dienstleute, fremden Juden keinen Aufenthalt ge
stalten und 4urch einen solchen Unterschleif unser Gebot übertreten wer
den . worüber sie im Falle der Entdeckung scharf würden gestraft werden. 

H?) Es versteht sich gleichwohl von selbst, daß dergleichen U'dische 
Dienstleute unverheiratet sein, oder hätten sie Fam.l.e. daß ihre Weiber. 
Männer oder erwachsenen Kinder, es seu in dem nämlichen Hause, oder bn 
andern jüdischen Haushaltungen in Diensten stehen, oder eigene Gewerbe 
zu treiben. berechtiget sein müssen, weil ihnen widrigenS, ohne toter,, t 
zu sein, oder zu dienen, sich hier aufzuhalten nicht gestattet w.rd. 

t8) Durch gegenwärtige Verordnung lassen Wir es ?on der bisheri
gen Beschränkung ans bestimmt« Iudenhäuser abkommen, und erlauben 
den tole^llen Juden c lgene Wohnungen sowohl in der Stadt, als in 
den Vorstädten nach ihrer Wilttühr zu miethen. 

49) Nicht minder heben Wir die von fremden Juden bisher entrich
tete Ltibmauth gänzlich auf, und erlauben hiemit denselben zu Betreibung 
ihrer Geschäfte von Zeit zu Zeit den freien Eintritt in Unsere Residenz, 
und zwar, ohne daß sie künstig Kost und Wohnung ledig bei tolerirten 
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Juden oder Mischen Garkochen zu suchen gezwungen, sondern ihre E«n> 
kehr, Gewölbe und Kost für ,hr Glld, wo sie wollen, zu nehmen berechtiget 
sind; Wir halten uns zedoch gcrechlest vor, wlgen Entschädigung Den«' 
mgen, welche die Lelbmauth d<.rzett beziehen, von der Iudenjchaft c>N 
minder beschwerliches Acqulvallnt c.nzuneben 

20) Wnl Wir aber bereits erkläret, baß Wir dl« Jadl der ansaß" 
gen Iudenfamilren hier nicht vergrößert haben wollen, so muffen die her« 
kommenden fremden Juden gleich bei ihrer Ankunft sich bei drr nlederostcl' 
re,ch»schen Regierung melden, ihre Geschäfte und dieZut, welche zu deren 
Vollendung nothlg rst, anzeigen, auch hierüber die Bestätigung und 
allenfalls «rne andere Ausmessung von der Landesstelle erwarten Sobald 
diese Frist verstrichen, muffen sie entweder von hnr abgeben, oder der der 
Regierung um nne Verlängerung ansuchen D,ei,cnigen, d,e ohne be» 
wirkte Grlaubnrß, ober über die ihnen bestimmte Frist sich aufhalten, oder 
verbergen sollten, werden aufgesucht, gesanglich angehalten, und von 
hier weggefuhret werden Wir machen da<)er Unserer nicderosterrelchlschen 
Regierung den gemessenen Auftrag, durch die Polizei auf die gewisse 
Abreisr dieser fremden Juden bestandig cm wachsames Xug zu haben, und 
befehlen zur Erleichterung dieser Aufsicht denjenigen Cbnsten oder Juden/ 
bei welchen fremde Juden ihre Wohnung nehmen werben, noch des nam' 
llchen Hages die ohnehin vorgeschriebene Anzeige an Regierung zu machen. 

21) Tr6gt es sich »n Ansehen solcher. Ankömmlinge von selbst nach, 
daß sie »m Handel und Wandel und m Betreibung der Nahrungsge>chafle 
den hiesigen Tolerlrten Nicht tonnen gleich gehalten werden: daher sie auch 
das Belugmß Nicht haben, mit solchen Waaren z>> handeln, tne eigens 
hlezu berechtigten Handelsleuten und den hier tolrnrten Juden allein z« 
luhren erlaubt sind Wie dann lbnrn sowohl als allen übrigen das Hau^ 
stren (d. , Waaren von Hau>e zu Hause anbieten) in der Stadt und auf 
dem Lande allgemein und bei Consiscttung der Qaarcn verboten bleibt. 

22) Hingegen ist solchen fremden Juden frei, zu Iahrmarttzeiten mit 
allen Waaren, die sonst einzuführen allgemein ellaubt sind, außer der Markt« 
z,ltaberm,t jenen zuhandeln, welche î der auswärtige Handelsmann zu ver» 
taufen berechtiget «st. Gleichfalls ist ihnen wie Jedermann gestaltet, erlaubte 
Waaren zur Versendung außer Landes anzukaufen, und dürfen auch sie 
Bestellungen aller hier einzuführen erlaubten, rohen, unbearbeiteten Mate» 
nal,en uudZugehor von Fabriken und berechtigten Gcwerds- und Handels 
leuten übernehmen; dabei aber haben sie sich wohl vorzusehen, daß sie 
keine gestohlenen Waaren, Fahrnisse u vgl an sich losen, oder wohl gar 
verhehlen helfen, worüber sie in irdem Falle grsetzmahig nach aller Strenge 
wurden gestraft werden 

23) uebltgens werden hiemit noch die für d,e Iu l xn sonst bestandenen 
doppelten iHencyts und Kanzleuaren durchaus abgestellt, und 

L i ) Ueberbaupt alle bisher gewöhnlichen Merkmale und Unterscheid 
düngen, als das Tlagen der Barte, das Verbot, an Sonn« und Fettr' 
tagen vor 12 Uhr nicht auszugeben, öffentliche BelustlgungSorter zu be< 
suchen, und dergleichen aafglboben: im Gcqcntbclle wirb den Großhänd« 
lern und ihren Eobncn, so wie den Honoratioren, auch Degen zu tragen 
erlaubet. 

22) Da Wir nrln durch diese Begünstigungen die indische Nation in 
Absicht l',rer NadrungSweqe und den Genuß der bürgerlichen und häus
lichen Vequeml'chkelten andern fremd» n Rcligionsverwandlen beinahe gleiche 
setzen, so wersrn Wir dieselben zugleich zur genauen Beobachtung aller 
politilchen, brirgerlichrn und gerichtlichen Landesgesetze ernstlich an, als 
an welche sie, gleich allen übrigen Insassen, gebunden, so wie in ihren 
Angelegenheiten, ,n politischen und Rechtsvorfallen der Landesstelle, der 
Or tsob l iMt , und der i«d«r Behörde zustehenden Gmch!<barteit und 
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THHtigkelt(ilctivität) unterworfen bleiben '«nd versehen Wir «n« zu ihr« 
PNichl sowohl, als zu ihrer Dankbarkeit, baß sie diese, Unser ««ade, und 
der ihnen dahlr zufließenden Freiheiten nicht mißbrauchen, durch Aus. 
schweifungen unbsügellosigteit lein öffentliches 
christliche Religion nirgend irren, noch gegen "eselbe ^ 
Verachtung zeigen «erden; weil ein 8 « « ! dieser A r ^ 
bestraft, und dem, so ihn begangen, nach Beschaffenheit der Umstände, 
die Abschaffung von hier und au« allen Unfern Ländern zuzlehen würde. 

Hier wird nur von den politischen Rechtsverhältnissen der Israeliten 
gehandelt, während von ihrem Schulunterrichte in der Abhandlung X l ^ 
von ihrem Cultus in der Abhandlung X I , mit Inbegriff des Eherechte« 
und Uebertrittes der Israeliten zu einer der christlichen Religionen, von 
der polizeilichen Behandlung fremder Juden in XVI von dem Gewerbs. 
und Hand «betrieb der Juden in XIV. von der Krankenpflege in XVIH> 
von ihrer Besteuerung in der Abhandlung XXI V, und von den Iubentaren 
in der Abhandlung XXV von den Cameralsachen d« Red« ist. 

4 . V o n dem Aufenthalte der Israel i ten in Niederösterr'eich 
überhaupt. 

§. 2. 
V e r b o t des A u f e n t h a l t e s der I s r a e l i t e n au f dem fla» 

chen Lande in Niedere'ste rreich a l s R e g e l . 
Hinsichtlich der Israeliten in Niederösterreich ist ein wesentlicher 

Unterschied z H e n dem stachen Lande und der Haupt- und Residenz
stadt Wien zu machen. I n Absicht auf die Zahl und Art , rme d.e 
Juden in N ederösterreich und in Wien gegenwärtig geduldet werden, 
soll es nämlich unverändert verbleiben, und dort, wo niemals Juden 
gewesen, soll auch künftig keinem, sich ansaß'g zu machen, zustehen. 
(Paten/vom 2. Jänner 1782. §. 2.) « dem o f f e m ^ 
Niederösterreich zu wohnen ist daher ^ n I f ta^ ten noch ferners ««' 
tersagt. (Loüem H°fd. vom 26. August 1790, Reggsd. vom 30. 
Okt.^790, 22. Jul i 1800 ««" 4. Sept. 1800, 9. 3 " « « " 1810, 
Hofkanzleid. vom 13. Ju l i 18 l8 , Reggsd. vom 10. August 1818, 
25. August 1818, 22. Okt. 18l8.) 

§. 3. 

A u s n a h m e n . 

Doch hat der Lanbcsfürst sich 
aus gucen Ursachen mit einem ober dem andern Juden eme Ausnahme 
zu machen ( P " vom 2. Jänner 1782, §. 2 . ) , und wenn I « ^ 'rsend 
auf einem Dorf, in einem Markte, ««er eandstadt, " " " « " ^ ^ ^ 
einem bis Hieher noch unbebauten (öden) Grunde eme Fabr.k err ch-
ten oder sonst ein nützliches Gewerbe -wfu «« «°llen h " sie ,m. 
wer die Erlaubniß bei der Regierung «^«suchen, l« welchem Falle 
ihnen, nachdem sie solche erhalten, auf dem Lande " e n d.e Recht-, 
wie lh'ren Religionsglnossen in der Residenz zueom"en. ^ 

Rücksichtttch der Paßvorschriften und der Abschaffung der sich 
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unbefugt auf dem Lande aufhaltenden Israeliten siehe Abhandlung XVI. 
dieses Theils, von der Sicherheits. und Ordnungspolizei; und rück' 
sichtlich ihres Handels daselbst siehe Abhandlung.XlV., von dem Ge
werbe- und Handelswesen. 

V. Bon der Toleranz zu Gunsten einzelner Israeliten 
und ihrer Familien. 

§. 4. 

Neueste Bedingungen zur E r t h e i l u n g neuer Tole» 
ranzen für W ien und Niederofterreich. Er fo rdern iß 

der a l le rh . Schlußfassung. 

Anträge auf die Verleihung neuer Toleranzen für Wie» 
Und N.-Asterr., welche jedoch S«. Majestät künf t ig der 
allerh3q>sten Schluß fafsung vorzubehalten geruhten, 
sind von den Behörden nur dann zu erstatten, wenn außer der 
persönlichen Würd igke i t , im vorausgegangenen Ver
dienste, in der Beschäft igung, B i ldung und dem Ver» 
mögen des Candidaeen eine Bürgschaft besonderer Nützlichkeit seiner 
Aufnahm« mit Grund vorausgesetzt werden kann; wobei auf geadelte 
Israeliten und Söhne der schon mit der Toleranz begünstigten Väter 
besondere Rücksicht genommen werden soll. (Allerh. Entschl. vom 27. 
Jänner 1837. Hofkanzleid, vom 3. Februar 1837.«) K. 1. Hofj. 
2558. Reggsbekr. vom 19. Februar 1837. Z. 9035.) 

«) Nach der Hossanzleiverorbnung vom 9. Mal 1L07 stund diese Verleihung 
ftüher der politischen Hofstelle zu. . 

§. 5. 

Zei t l iche Toleranzen' haben nicht mehr S t a t t . 

Von der Verbindlichkeit der Tolerirten, von drei zu drei Jahren 
die Toleranz - Erneuerung anzusuchen, hat eS abzukommen, und ist 
der Genuß der schon gewährten, so wie die Verleihung neuer Tole
ranzen, ohne Festsetzung einer Zeitfrist, in so ferne derselbe nicht ver» 
wirkt wird, zugestanden. (Allerh. Entschl. vom 27. Jänner 1837. 
Hofkanzleid, vom 3. Febr. 1837. Z.2558. Reggsdekr. vom 19. Febr. 
1837. Z. 9035.) 

s.S. 
D i e Ausweisung einer Fami l ienstel le ist eingestellt. 

Von der Vorschrift, nach welcher die Tolerirten bei ihrer Ver« 
«hHlichung irgendwo Familienstellen auszuweisen verpflichtet sind, hat 
es abzukommen. (Allerhöchste Entschließung vom 27. Jänner 1837. 
Hoflanzleidekr. vom 3. Februar t837. Z.2553. Vteggsdetr. vom 13» 
Februar 1837. Z. 9035.) 
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§. 7. 
Ausdehnung der T o l e r a n z au f die W i t w e n , S ö h n e 

und Töchter. 

Die Toleranz ist nach dem Tode der Tolerirten auch auf ihre 
Witwen, TÜHne und Töchter, in so ferne die Söhne sich nicht selbst
ständig niederlassen, auszudehnen. (Allerh. Entschließung vom 27. 
Jänner 1837. Hofkanzleid, vom 3. Februar 1837. ») §. 3. Hofz. 
2558. Reggsd. vom 19. Febr. 1837. Reggsz. 9035.) 

§. 8. 

S ichers te l lung einer R e n t e zum U n t e r h a l t der W i t 
wen und F a m i l i e n i m F a l l e des Todes der 

F a m i l i e n v ä t e r . 

Die schon jetzt tolerirten und die künftig mit der Toleranz begün» 
stigten Familienväter haben eine Rente») für den Fall ihres Todes 
zum angemessenen Unterhalte ihrer hinterlassen«« Witwen und Fami
lien sicher zu stellen. (Allerh. Entschließung vom 27. Jänner 
1837. Hoftanzleidekr. vom 3. Februar 1837. Zahl 2568. Reggsdekr. 
vom 19. Februar 1837. ReggSz. 9035.) 

2) Ueber den dießfalls festzusetzenden Betrag und die Art der Slcherstellung, 
so wie über die sonst damit im Zusammenhange stehenden Verfügungen, 
sind die Verhandlungen noch im Zuge. .. ^ . «. . 

Hiebci drängen sich folgende Bemerkungen auf: Dle Toleranzen der 
Israeliten in Wien, wenn sie gleich förmlich und mit allen damit ver. 
bundenen Vorrechten und Begünstigungen verliehen waren, hatten im 
Grunde doch nicht den Charakter bleibender Art ; denn, wenn bei solchen 
in den persönlichen Beziehungen der Zeitpunkt der srlöschung sich ergab, 
mußten die Familie» sich von hier entfernen und auf einen Familiensitz 
begeben; zu diesem Ende bestand die Vorschrift der Ausweisung emer Fa-
milienstelle. . «„ « , .»«>.^,^ 

Mi t obenerwähnter allerh. Entschließung vom 27. Jänner <887 tritt 
nun hierin die wesentliche Aenderung ein, daß die sämmtlichen Angehöri
gen der in Wien Tolerirten unter der gegebenen Bedingung des Wohlver« 
Haltens fortwährenden Aufenthalt in Wien genießen können, gegen dem, 
daß sie den Unterhalt der Ihrigen anstatt der Familienstelle mit einer 

«ente^sich« stell^en^^^ ^ „ d t i n n a schließt offenbar die milde Vorsicht 
in sich, daß die Hinterbliebenen Fami l i eng l i ^ 
den! Nolhstanbe oder Verlegenheiten ihrer künfllgen Subfisten» Preis ge. 
geben -und vielleicht zur Wahl unlauterer Mittel und Handlungen 
verleitet werben, sondern baß auf eine genügende, angemessene Weise ihr 
fortwährender Lebensunterhalt in ihrer Mitte verbürgt sei, indem sie, nach 
ihrer geschiedenen Vlaubensgenossenschaft, an den für die übngen <8ln, 
wohner bestehenden Armen- und Versorgungs.Anstalten keinen The« neh. 
mm können. ^ .^ ^ . «, e« . «> 

Die Art dieser Sicherstellung ist nun durch obangeführte Rente be
zeichnet. Wie diese Rente sicher zu stellen sei, ob in vinkulirten Staats« 
lchuldverschreibungen oder in Hypothek«.Verbürgungen und in welchem 
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Betrage, welche Schwierigkeit und Unzukommllchkeit damit verbunden 
wäre, ist noch Gegenstand der Erörterung. 

Uebrigenö drangt sich hier die Bel».achluna. auf, baß es den tolerir-
ten Juden in Wien nicht an Anstalten, Vorkehrungen und Mitteln gl« 
bricht, um Glaubensgenossen, die gleichwohl in Verarmung gerathen und 
einer Unterstützung bedürfen, solche ohne sonstige Ansprüche verabreichen 
zu lönnen. Es besteht bereits in Wirksamkeit ein eigener Armen.Verein, 
ein Vetheilungssond für vorübergehende Aushülfe auf Holz, Osterblot 
u. dgl., ein Fond zur allenfallsigen Pensionirung der Bethausoiener, so 
wie stch denn auch das nicht unbedeutende Grträgnih des, den Tolerirten 
gehörigen Hauses zur künftigen Unterstützung bedürftiger Witwen und 
Waisen in Aussicht stellt. Zu dem kommt, daß bei Vellcitiung neuer To
leranzen ohnehin auf die Ausweisung eines angemessenen Vermögens ge« 
sehen werden muß, und baß in der Mitte der Tolerirten in Wien ein 
Wohlstand ersichtlich ist, welcher bei der fortschreitenden Bildung derselben 
mit Grund erwarten läßt, daß sie in eben dem Maße f»lr das dauernde 
Wohl ihrer Angehörigen mit Umsicht und Rechtlichkeit besorgt sein wer» 
den, was schon zeht zum Theil de« Fall ist, indem nach der Erfahrung 
keine der hier toleritten Familien auf die nachgewiesene Familienstelle sich 
begeben haben, fondern All« unter dem Schutze der Gesetze ihr Forlkommen 
und Gedeihen in Wien gefunden haben. 

3. 9. 

B e g ü n s t i g u n g de r R e l i g i o n s l e h r e r a n d e m W i e n e r 
B e t h a u s e u n d a n d e r i s r a e l i t i s c h e n S c h u l e h i n s i c h t 

l i ch d e s A u f e n t h a l t e s i n W i e n . 

Den israelitischen Religionslehrern am Bethause und an der »sroe» 
Mischen Schule in Wien °) wird der Aufenthalt in W»en ohne förm
liche Toleranz-Verleihung und ohne Gebühren-Entrichtung für die 
Dauer ihrer Anstellung gestattet. (Al lerh. Entschließung vom 27 . 
Jänner 1837. Hoftanzleid, vom 3. Febr. 1837. Hofz.2558. Reggsd. 
vom 19. Febr. 1837. Reggsz. 9035.) 

») G. übrigen« rücksichtlich des religiösen Tultu«, des Uebertrittes der Israe
liten zur christlichen Religion und hinsichtlich des Schulunter^chls der 
Israeliten die Abhandlungen X I dieses Hhellö von den geistlichen Angele
genheiten und X U von dem Schul» und Studienwesen. 

0. Bon den fremden Israeliten. 

§. 10. 

Behandlung derselben. 

I n Ansehung der Behandlung der fremden, auf den hiesigen 
Platz kommenden Israeliten ») hat in den hlerwegen bestehenden be
sondern Vorschriften, und somit auch in Betreff der Pässe derselben, 
keine Aenderung Platz zu greifen. (Allerh. Entschließung vom 27. 
Iäntier 1837. Hofkanzleid, vom 3. Febr. Hofz. 2558. Reggsd. vom 
19. Febr. 1337. Reggsz. 9035.) Den fremden Juden ist nömlich 
zur Betreibung ihrer Geschäfte von Zeit zu Zeit der freie Eintritt in 
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die Residenz erlaubt (Pat. vom 2. Jänner 1782, 8.19.), und ihnen 
kann, sie mögen inländische oder ausländische Juden sein, hienach der 
Zutritt in Wien nicht verwehrt werden. (Hofbeschl. vom 26. August 
1790. Reggsverordn. vom 30. Aug. 1790. §. 3.) 

Ein solcher Israelit muß sich jedoch bei der Linie mit einem 
Zeugnisse seiner Obligteit ausweisen, in Handels- oder Rechtsang«. 
legenheiten nach Wien zu kommen, indem dadurch dem Zuströmen 
der Vetteljuden (welche nicht die Linie passiren zu lassen sind, Reggsd. 
vom 16. August 1796) vorgebeugt wird. (Hofkanzleiverordn. vom 1. 
August 1807. §. 5. ReggSoerordn. vom 9. Jänner 1816.) 

Uebrigens haben sich diese fremden Juden gleich bei ihrer Ankunft 
spätestens binnen' 24 Stunden bei der k. t. Polizei-Ober-Direction zu 
melden und sich dort auszuweisen (Pat. vom 8. Ma i 1794, §. 3. 
Inst, vom 13. Juni 1782, s- 3 , und 7. Febr. 1788), worüber ein 
ordentliches Iudenprotocoll geführt wird. (Inst, vom 13. Juni 
1782, §. 2.) 

Was die D a u c r z e i t des Aufenthaltes fremder Israeliten in 
Wien anbelangt, steht der k. k. Polizei.ober-Direction nur das Recht 
zu, einen 14tägigen Aufenthalt zu bewilligen, ihn jedoch in dringen« 
den Fällen noch zweimal zu verlängern, im Ganzen also einen sechs, 
wöchentlichen Aufenthalt zu gestatten (Inst, vom 13. Juni 1782, 
§. 5. Reggsverordn. vom 2. Mai 1816.); um eine längere Ze»t muß 
sich der fremde Israelit bei der k. k. n. 3. Landesregierung bewerben, 
die sie zu ertheilen berechtigt ist. (Inst, vom 13. Juni 1782, §. b.) 

») Viel,« blerüber. so wie über die von den fremden Israeliten zu entrichten. 
die Abhandlung XVI dieses 2heil« 

von der Sicherheits« und Ordnungspolizei, und rücksichtlich der studieren, 
den Israeliten die Abhandlung XI I vom Vchul. und Studienwesen. 

Hier kommt zu bemerken, daß. nach Inhalt de« Hoftamleib. vom 
28 Dezember 1822. Hosz. 35,550. Ressgsz. 8223, der zei t l i che Aufent. 
halt w ^ fremden Juden in Wien zu bewilligen 

nur auf jene Fälle beschränket, wo die Beendigung 
eine« einzllnen bestimmten Geschäftes ihre persönliche Gegenwart noth-
""^Wird"aber einem Juden ein Gewerbe und die Aufenthalttbewilliguns 
zu dittem Gc«erb<b7triebe ertheilt, so ist dieser kein zeitlicher Aufenthalt 
m e i ^ Sin solch« Aufenthalt erstreckt sich auf 

die a a m e A , wo de« Jude das Gewerbe betreibt, und untersche.det sich 
von der Toleranz in der Wesenheit gar mcht. 

Die Regierung ist nicht berechtiget, «ine Ausnahme von der gesetz
lichen Lorschrift zu erlauben. 

v . Von den Rechten und Verbindlichkeiten der Tolerirten. 

§. 11. 

Eigenthümliche Rechte und . Verb indl ichkei ten, der 
to le r i r t en I s rae l i t en ltt N»ed<rosterrelch. 

Die. eigenthümliche» Recht« und Ve«>«blichk««m d«t«l 
Wien u«d Niederösterreich tokrirten Israeliten: beuel»«, ilck auf 
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1) jene gegen den S taa t , 
2) auf ihre Person, 
3) auf das dingliche Sachrecht, und 
4) auf ihre Erwerbsrechte. 

8. 12. 

1) Rechte und P f l i c h t e n gegenübe r dem S t a a t e . 

Gegenüber dem S t a a t e genießen sie das Recht, sich 
sammt ihren Familien in W«en aufzuhalten und die ihrer Nation er, 
öffnete Handlung zu treiben oder die freigegebenen Nahrungszweige 
zu bearbeiten. (Pat. vom 2. Jänner 1782. §. 5.) 

Sie unterliegen derselben S t e u e r p f l i c h t ; haben jedoch nebst 
dem die To le ranzs teue r und besondere Taxen zu entrichten. 

I n Absicht auf die J u d e n to leranzsteuer hat es vor der 
Hand bei der vorigen Einrichtung zu verbleiben. (Allerh. Entschl. vom 
27. Jänner 1837. Hostanzleid, vom 3. Febr. Hofz. 2558, ReggSz. 
9035. Reggsd. vom 19. Febr. 1837.) S . dießfalls Abhandl. XXIV 
dieses Theils von den direkten Steuern. 

I n Absicht auf die Iudemare siehe Abhandl. XXV. über die 
Cameralsachen. 

Endlich unterliegen sie der M i l i t ä r p f l i c h t i g k e i t , wie alle 
übrigen öftere. Unterthanen. S . dießfalls Abhandl. XX I I l über die vo» 
Misch-administrativen Mllitä'rangelegenheiten. Wie hmsichtlich der 
österr. Staatsbürgerschaft bei fremden, mit der Toleranz betheilten, 
Juden vorgegangen wird, siehe Abhandl. I l , von dem osterr. StaatS» 
bürger» und Fremdenrechte. 

Nach dieser Darstellung kann wohl mit Recht angenommen 
werden, daß sie das 'österr. TtaatSbürgerrecht und somit, so w e i t 
wegen i h r e r e i g e n t h ü m l i c h e n V e r h ä l t n i s s e nicht was 
ande res vorgeschrieben ist, alle damit verbundenen Rechte 
genießen, dagegen aber noch den diesfä'lligen Verbindlichkeiten, poli
tischen, bürgerlichen und gerichtlichen Landesgesetzen unterliegen. 

8. 13. 

2. Personenrechte. 

Die Israeliten in Wien genießen fammtliche Personenrechte, wie 
alle übrigen Bewohner, und die Verschiedenheit der Religion hat 
keinen Einfluß auf dieselben mehr. Die früheren Beschränkungen ge« 
hören der Geschichte an. Nur hinsichtlich deS EherechteS gibt es ab« 
weichende Bestimmungen (allg. bürgert. Gesetzb. Z. 123). Von 
diesen ist in der Abhandl. X I von dem Cultus und den geistlichen An-
gelegenheiten,z.so..vi«.vsn den übrigen Bestimmungen über den Ueber-
tritt derZsraeliten zu einer der christlichen Religionen, und ihren eigen» 
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thÜmlichen Religionsübungen und dießfäNigen Einrichtungen die Rede. 
Von ihrem Unterrichte aber wird in der Abhandl.XIl von dem Schul» 
und Studienwesen gehandelt. 

») Uebrigens kommt hier noch zu bemerken, baß vom ^Jänner t788 an 
jeder israelitiscbe Hausvater für seine Familie, der Bormund M seme 
N sen, un wejede libige, weder in des Vaters Gewalt, «o« unter V° t . 
mundsckaft oder einer Luratel stehende Mannsperlon einen bestimmten 
NlV^a^ Geschlecht im ledigen Stande den 
N ckt^°3 n seines Vater«. verh?irathet jenen seines Manne« anneh. 
men H e igeneN "nen deutschen Vornamen 
Nck be e!en und solchen Zeitleben« nicht abändern soll (Patent vom 23. 
N i 787 ss 1) so baß alle in der jüdischen Sprache oder nach dem Orte, wo 
s e i n e r fntwlder für beständig ober ?«« nur auf eine Je t a^^^^^^^^ 
l»a? ,il,lick gewesenen Benennungen ganzlich eingestellt wurden, («.uaen» 

b a ^ N u d e i^beiZNungen anIsraellten wegzulassen (Hofverorbn. 
vom 27. Dec. 1793). 

§. 14. 
3) Ausschließung vom Realitäten-Besitz alS Regel. 

Handhabung derselben. 

Die dermal bestehenden Normen, welche die ^ 
der'österreich und in der Stadt W.en von ^ " ^ " l . t ü n b e M ^ 
der R e g e l ausschließen, sind unverändert a u f r e c h t ^ 
Entschl. vom 27 Jänner 1837. Hofkanzleid vom 3. Februar 1837. 
H°fz 2558 Regald. vom 19. Febr. 1837. Reggsz. 9035») D.ese 
Bestimmungen kommen hier anzuführen. ^ 

«ein <!ude darf weder e n Haus m, oder vor der Vtaor /vlen, 
oder au dem Land noch andere Realitäten weder auf e.genm, noch 
auf eines christlichen Gewährträgers Namen erkaufen. (Patent vom 

' ^ D e ^ I u d k n ^h ie rnach die Erwerbung von Realitäten streng 
Untersaat (allerh. Hofverorbn. vom 19. Okt. 1781, 16. ^iov. 17«b, 
3 Aua 17^7 31 Ma i 1798) und nach e.ner Eröffnung der k. k. 
vere n e n " o ^ Se. MajestätbeiGelegenheit eines über die 
M w e / . ^ basi Juden gesehwidr.g das E . g ^ von 
Realitäten erwerben, mit Ernst und Erfolg Schranken zu setzen, er. 
statt ten Vo t r ^ i« entschließen geruht: daß. um d.e genaueste 
Handhabung ^ bestehenden, den Juden die Erwerbung von Rea-
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litäten untersagenden Gesetze zu bewirken, dieselben republiziret wer« 
den. (Hofd. vom 9. Dec. 1807.) Daher sind die Juden, während 
die Erbauung neuer Häuser in Wien sonst Jedermann gestaltet ist, da» 
von, da sie nicht possessionsfähig sind, ausgeschlossen. (Allerh. Ent» 
schließung vom 2 l . April 1811. Reggscircul. vom 16. Mai 181t.) 

M i t höchster Entschließung vom 24. Sept. 1789 wurde endlich 
zwar jedem wohlbemittelten Juden der Ankauf der damals feil gebe« 
tenen Staatsgüter unter Beschränkungen gestattet. 

Dagegen sind sie, laut des k- k. n. «j. Reggscircul. vom 24. 
April 1820, mittelst allerh. Entschließung vom 4. April 1820, von 
dem Ankaufe der neuerdings zum Verkaufe angeboten werdenden 
Staats» und politischen Landesgüter ausgeschlossen. I n wie ferne 
Ausnahmen von dieser Regel bestehen, siehe §. 21 . 

») Es find daher auch diejenigen Israeliten, welche den Freiherren» oder 
Rltterstand erlangt haben, unfähig, zur n. ö. ifandstandschaft zu gelan
gen. Siehe diesfalls Abhandlung IV von dem n. ö. Stande'Institute. 

§. 15. 

V e r b o t der A d m i n i s t r a t i o n , S e q u e s t r a t i o n , Pach tung 
und B e s o r g u n g eineS unbeweg l ichen Gu tes . 

Kein Israelit ist befugt, die Administration, Sequestration, Pach
tung «) oder Besorgung eines unbewegl ichen Gutes in eigenem, 
oder eines Andern Namen zu übernehmen. (AUerh. Entschl. vom 11. 
Febr. 1816. Hofkanzleid, vom 26. Sept. 1816. §. 2.) 

») I n Galizien, Böhmen und Mähren ist den Juden nur die Pachtung von 
Schankhäusern, von einzelnen unterthänigen Grundstücken, und ganzer 
landschaftlicher Realitälengüter, von Mahlmühlen, von Zehenten, von 
Markt-. Stand', Weidt, Weg» und Psiastergeld untersagt, dagegen aber 
die Pachtung anderer erlaubter TrwerbSzwelge, so wie einzelner vorig» 
leitlicher Grundstücke gestattet. 

§. 16. 

Au fs ich t au f diesen U n f u g bei der C o n s c r i v t i o n . 

Die conscnbirenden Offiziers sind angewiesen, sich nach der Ver« 
ordnung vom 9. Dezember I8l)7 zu benehmen, nämlich wenn Fälle 
vorkommen, daß Juden gesehwidrig das Eigenthum von Realitäten 
an sich gebracht haben, die Anzeige zu erstatten. (Gen.'Comm. an 
die Werbbez. Comm. vom 14. Dez. 1807.) 

8̂  17. 
S t r a f e au f d ie U e b e r t r e t u n g des V e r b o t e s , 'unbe» 

wegliche G ü t e r zu besitzen. 
Eine Handlung, wodurch ein Israelit wider die bestehenden Ge

setze zum Besitze eines unbeweglichen GuteS gelangen soll, ist ungül« 
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t ig , und daher, sie mag von dem Israeliten selbst, oder für ihn durch 
einen Dritten geschlossen worden sein, so wie alle dahin zielenden, wie 
immer gearteten Scheinhandlungen, ohne rechtliche Wirkung. (Allerh. 
Emschl. vom11.Feb.z81b. Hofkanzleid, vom 26. Sept.1816. §. 1.) 

Se.Maj . befahlen zwar, laut einer Eröffpung der k. k. ver. Hofkanz
lei vom Jahre 1807, daß jene Obrigkeiten oder Magistrate, welch« 
den Juden das eingeschränkte oder uneingeschränkte Eigenthum emer 
Realität zu erwerben gestatten, mit der Strafe des Kaufschillings 
jener Realität, so die Juden an sich gebracht haben, zum Armenfond 
des betreffenden Ortes unnachsichtlich belegt, dann jede von den Juden 
auf solche Art gesetzwidrig an sich gebrachte Realität eingezogen, und 
zum Besten des Armenfondes Hindangegeben werden soll. 

Jetzt sollen dagegen Israeliten, die sich Uebertretungen lener 
Verordnungen zu Schulden kommen lassen, um das Drittheil des 
WertheS der Realitäten, die sie an sich zu bringen gesucht haben, und 
die Theilnehmer und Unterhändler um einen den Umständen angemes. 
Wen Geldbetrag, der sich von 250 fi. W. W. bis auf 1000 fi. er
strecken kann, gestraft werden. , « . 

Könnte die Geldstrafe nicht zum Vollzuge kommen, so ,st eme 
Arreststrafe von einem bis zu drei Monaten zu verfugen. 

Gegen Israeliten insbesondere kann, außer den bemerkten Straf-
" t e n , nach Umständen auch der Verlust der Toleranz, oder eme 
beschränkte Abschaffung Statt finden.. , , , . ^ . « « « . - < . 

Die Untersuchung und daS Erkenntmß m solchen Straffallen .st 
der Landesstelle vorbehalten. (Allerh. EntschUeßung vom 11. Februar 
18l6. Hofkanzleid, vom 26. September 1816. §. 5 «nd 6.) D.e 
Regierung hat nach diesen Bestimmungen m vorkommenden Fallen 
streng das Amt zu handeln (Hofkanzleid, vom 26. September 1816.); 
denn jede Uebertretung des Verbotes des Re^taten-Besitzes r I « . 
den ist der vorgeschriebenen Strafe zu unterziehen. (Hoftanzle.d. vom 
20. Jänner 1819.) 

§. 18. 
W o h i n die Ge lbs t r a fen abzu füh ren sind. 

Die in Folge der Straferkenntnisse eingehenden Geldstrafen sind 
bei dem Fond n welchen die von den Juden zu entr.ch enden Ge
bühren eingehen, in Empfang zu nehmen, bls etwa darüber be. Er
richtung e?nes"iaenen Lotal-Polizeifondes eme " " e Ver fügung 
troffen werden wlrd. (Allerh. Entschl. vom 11. Febr. 1816. Hofkanz
leid, vom 26. Sept. 4816.) 

§. 19. 
E i n e D e n u n c i a n t e n g e b ü h r f i n d e t hier nicht S t a t t . 

- D a . nach der ausdrücklich.« Willensmeinung Sr . Majestät, ein« 
Denuncianten. Gebühr nicht angeordnet .st, so sind d.e unteren Be-
Horden und insbesondere die l . k. Polize.'Ober.D.rect.on angew.esen, 
mit desto größerer Wachsamkeit auf d»e genaue Befolgung dleser Nor« 
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malverordnung zu halten, und sich im ämtlichen Wege di« Kenntniß 
vorkommender Contraventionen zu verschaffen. (Hofkanzleid. vo« 
26. Sept. 1316.) 

§. 20. 
A u s n a h m e n v o n j e n e r Rege l . 

Doch haben Se. Majestät bereits mehrere Male Ausnahmen 
allergnädigst bewilligt:«) 

Die Israeliten sollen in denjenigen Provinzen, wo sie zu dem 
Besitze christlicher Realitäten nicht berechtiget sind, zu dem bücher» 
lichen, eigenthümlichen Besitze derselben nicht anders gelangen und 
zugelassen werden können, alS wenn die Original »Urkunde, durch 
welche ihnen ausnahmsweise die Fähigkeit zur Erwerbung und zu dem 
eigenthümlichen Besitze solcher Realitäten verliehen wird, bücherlich 
eingetragen ist, wo so fort nur nach oder mit der gleichzeitigen bücher» 
lichen Eintragung dieser Urkunde die Einverleibung der zur Eigen» 
thums-Erwerbung und Besitz Verschreibung erforderlichen, weittrs 
gesetzmäßigen Urkunden über die Privat'Nechtstitel Stat t findet. 

Sollte sich dennoch ein Jude auf immer für eine Art in den 
bürgerlichen Besitz einer christlichen Realität einschleichen, so ist dessen 
Depossebirung durch den Fiscus mit Aufrechterhaltung der mittler« 
weile erworbenen Rechte dritter Personen einzuleiten. 

Sobald die Kreisämter zur Kenntniß gelangen, daß sich un-
geachtet dieser Verordnung ein Israelit dennoch auf was immer für 
eine Art in den bürgerlichen Besitz einer christlichen Realität eingeschli
chen hat, haben dieselben hierüber die Untersuchung unverzüglich ein« 
zuleiten, die Entscheidung in erster Instanz, ob der Jude aus de« 
Besitze zu setzen sei, zu schöpfen, sofort aber die Amtshandlung hin
sichtlich der Execution dieses Erkenntnisses dem FiScus der Provinz 
zu übertragen. (Allerb. Entschließung vom 2 t . Nov. 1835. Hofkanz-
leid, vom 23. Dez. 1835. Hofz. 33,945, Reggsz. 2838. 183K.) 

») Der Ankauf und der grundbücherliche Besitz von Realitäten wirb nämlich 
zuweilen Israeliten von Sr. Majestät für die Dauer des gehörigen Betriebes 
einer Fabrik, nachdem vorher die Realität, die gekauft werden will, näher 
bezeichnet und erhöbe«! worden ist, ob der Umfang derselben dem beabsich
tigten Fabriksbetriebe angemessen ist und ihn nicht übersteigt (Hofranz-
leid, vom 24. Mai l838. Hofz. t2.688) aus allerh. Gnade gegen dem 
gestattet, daß, wenn dieser Betrieb sich unverlMnißmäßig vermindern, 
oder gar endigen sollte, diese Realität wieder an einen Besitzfähigen zu 
veräußern sei. Auch andern Israeliten wurde bereits für ihre Person die 
allerh. Gnade der Possessionsfähigkeit als Ausnahmen ertheilt, und die 
gesammte Iubenschaft ist in Besitz de« Hauses Nr. 50 in der Roßau und 
des Hauses Nr. 48t in der Seitenstätte r,Gasse geschrieben. 

F. 21. 
»ü 4. Zulassung zu Gewerben, Künsten und Wissen« 

schaften. 
I n Absicht auf die Zulassung der Israeliten zur Ausübung von 

Gewerben, Künsten und Wissenschaften ist sich an die bestehenden Vor»' 
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schriften zu halten. (Allerh. Entschließung vom 27. IHnner 1837. 
Hofkanzleid, vom 3. Febr. 1827. a. §. 6. Hofz. 2558. Regg d. vom 
19. Febr. 1837. Reggsz. 9035.) Siehe dießfalls Abhandl.XlI dleses 
Theiles von dem Schul« und Studienwesen, und Abhandl. XlV von 
dem Gewerbs« und Handelswesen. , . . . . . 
^ Hier kommt rücksichtlich des Erwerbes nur zu bemerken, daß die 
Ettheilung und der Genuß der Toleranz bloß irgend elnen bestimmten 
Erwerbszweia voraussetze, auf dessen Betrieb die Toleranz lautet. 

Ueber den Umfang der von den tolerirten Juden ausgeübten Han. 
"lsbefuanisse enthalten dieToleranzvorschriften keine Bestimmung, und 
die Losuna der Zweifel oder Privar-Einspruche, die sich in dieser Be« 
iiehung ergeben, ist lediglich in jenen allgemeinen tzesehlichen Be. 
stmmunge« und Vorschriften zu suchen, welche sich über d.e Rechte 
und den Umfang der Handelsbefugnisse überhaupt, sie mögen Christen 
ober Juden ertheilt worden sein, aussprechen. (Hofkammerd. vom 15. 
Jänner 1838. Hofz. 1138. Reggsz. 4806.) 

§. 22. 

D H y p o t h e k a r - R e c h t der I s r a e l i t e n . D a r s t e l l u n g 
dieses Rechtes. Vors ich ten h.ebe,. 

Es ist i-dack den Juden gestattet, zur Unterbringung ihrer Ca-
pitaliln u n d r e n Sicherstellung auf liegende Güter oder s.genannte 
NealMe7zu l"hen; doch sind sie nicht befugt selbe einschätzen zu 

^ W « n 7 N ^ e ^ 

§. 23. 

^ f « H H ^ M °b«r d'biN' daß d« 
«eue I n » w N l « d . r F ° ' « . w « d . «en»nn. ««rd<«, l»«..nd« Ur. 
lu«d«n «»»«««ib« »d<r »°l«!««r« «"de». , 

Schon»«.««« ter °»r««> 



1094 I. T h e i l . X . A b h a n d l u n g . 

setzten Behörde zur weiteren Verfügung anzuzeigen. (Allerh. Etttschl. 
vom I I .Sebr . 1816. Hofkanzleid, vom 26. Sept. 1816. §.4.) 

L. Behandlung der israelitischen Dienstleute. 
§. 24. 

I s r a e l i t i s c h e s D i e n stboten-Verhältnis 
I n Absicht auf die Behandlung der D i e n s t l e u t e der Isla«' 

liten und deren Evidenzhaltung ist sich an die bestehenden Vorschriften 
zuhalten. (Allerh.Entschließung vom27. Jänner 1837, Hofkanzleid, 
vom 3. Februar 1837. K Z. 7. Hofz. 2558. Reggsd. vom 19. Feb» 
1837. ReggSz. 9035.) Diese Vorschriften lassen sich auf folgende 
Bestimmungen zurückführen: 

DaS Verhältnis israelitischer Dienstboten als solche zu den Tele» 
rirten beruht ganz auf dem DienstboteN'Patente vom 1. Ma i 1816. 
Hinsichtlich des Aufenthaltes der jüdischen Dienstboten in Wien gibt es 
dagegen noch besondere Bestimmungen. DaS Iudenpatent vom Jährt 
1782 schreibt nämlich in dem §. 3 deutlich vor, daß, wenn ein erb« 
ländischer Jude in Wien die Toleranz ansucht, er sich Hierwegen an 
die k. k. n. o. Regierung, wenn eS aber ein ausländischer Jude ist, 
dieser sich an die Hofstelle zu wenden habe. Siehe jedoch nun §. 4. 

Nun genießen die in Diensten der in Wien tolerirten Familien 
stehenden Dienstboten keineswegs eine Toleranz, sondern i h r 
A u f e n t h a l t ist nu r z e i t l i c h , und dauert nur solange, als sie 
sich in dem Hause eines andern Tolerirten befinden. 

Gleichwie sich also in,derlei Dienstboten die Hofstelle niemals 
eingemengt hat, und eS vielmehr bedenklich wäre und zu manchen Miß« 
deutungen Anlaß geben würde, ihren Aufenthalt von der Hofstelle 
gleichsam zu autorisiren, so hat es auch für daS Künftige der t. k. 
n. ö. Regierung überlassen zu bleiben, zwischen diesen Dienstleuten, sie 
mögen schon I n - oder A u s l ä n d e r se in , die Ordnung auf« 
recht zu erhalten, ihnen, nach Befund und Beschaffenheit der Um« 
stände, den zeitlichen Aufenthalt zu erlauben oder zu versagen, und 
sie allenthalben in der nöthigen Uebersicht zu führen. (Hofkanzleid, 
vom 19. März 1304. Reggsd. vom 28. März 1804.) 

I n Ansehung der israelitischen Dienstleute bat daher die k. k. 
tt. ij. Regierung, damit mit den Familienlisten keine Mißbräuche ge
schehen, die Listen von Zeit zu Zeit mit Rücksicht auf die Duldungs
vorschriften und auf die individuellen Standesl, Vermögens- und 
Erwerbsoerhä'ltnisse selbst, mit strenger Wachsamkeit zu prüfen und 
ihr Amt zu handeln. (Hofkanzleid, vom 28. Februar 1817.) 

§. 25. 
Unterschied zwischen i s rae l i t i s chen D i e n s t b o t e n der 
e i n z e l n e n t o l e r i r t e n I s r a e l i t e n und j ene r der ge-

sammten t o l e r i r t e n I u d e n s c h a f t . 
Hinsichtlich der israelitischen Dienstboten ist ein Unterschied zu 

machen ») zwischen den Dienstboten der einzelnen tolerirten Juden 
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und l») den gemeinsamen Dienstboten der gesammten in Wien tolerir« 

t«n Zubenschaft. 

a) Von den israelitischen Dienstboten der einzelnen tole-
rirten Israeliten. 

§. 26. 
Recht, so v ie le i s rae l i t i sche und christliche D i e n s t b o . 

ten au fzunehmen , als sie nur w o l l e n . 

Um den tolerirten Juden in ihrem Er.verbszweige auch von Sei
ten des Dienstooltes eine Erleichterung zu verschaffen, ,st chnen ge
stattet, so viele jüdische oder auch christliche Dienstboten zu halten, al< 
»hl« Geschäfte fordern. (Paient vom 2. Jänner 1782. §. 16.) 

§. 27. 
V o r l ä u f i g e B e w i l l i g u n g der R e g i e r u n g . 

Die Tolerirten, ehe sie fremde Juden in ihre Dienste 
sollen vorerst die Bewilligung h.erzu be. der k. k. n. o. Landesstelle 
ansuchen; denn der §. 3 des Iudenpatentes vom 2. Jänner 1782 
be immt'dem"ch, daß keinem Juden f r e i ^ 
der« nach Wien zu gehen, ohne vorlaufig d.e Erlaubmß hierzu anzu
suchen ^eNcb mit einer solchen Erlaubniß Nlcht auswe.sen können, 
l̂ nd von der k. k Polizei.Ober-Direktion ohne Weiterem zu entfernen. 
(Reggsd. vom 9. Juni 1803. §. 1 ) 

§. 28. 
F a m i l i e n l i s t e n . 

Die tolerirten Juden haben ferner vermöge Reggsd. vom 2. Ju l i 
1795 F a m " , " n l i s t e n , auch wenn jie kemen Hausstand ha^en, 
einzureichen I n diesen Familienlisten sind, nebst den m der ^er . 
sorgung un vwrlich n Gewalt stehenden Kindern, auch d.« ubr.gen 
Haus7enöss n nebst Dienstboten mit Namen, Mer und R e ^ 
zunehmen und jährlich einzureichen 
3- Ib.) und darin ist zu bemerken, wann und worauf ° " ^oierlrte 
die T o ^ und wie " " " Schuhsteuer 
zahlt. Reggsd vom 2. Jänner 1799, 11- März 1 ^ 0 . H. rzu .st 
ein Formu ar voraeschrieben. Der Einreichungstermm ,st längstens blS 
1 5 . ^ a 7 ( R e 7 g ^ 8. 3« '1783 8 ^ 1 7 9 ^ ) , b« ^ 
Strafe von 3 Reichsthalern. (Reggsd. vom 2. ^ u » 17N.) ^»ese 
Familien, sten wird?« von der k k. Pol iz^ber-D.«kt.on ^ 
(Reggsd. vom 29. Aug. 1305, 1. Nov. 1808 und 19. I u l l 1820.) 
Auch ein a u f dem f lachen Lande toler.rter Israelit, dem laut 
H°fkanz?eid. vom l " Ma i 18^ H°K- 5501, Reggsz. 17,577, mit 
Hinw?suna aus d i e ^ . 7 und 16 deS Toleranzpatentes vom 2. Jänner 
N 2 N l l s g statt" ist, die zu ihrem Geschäfte erforderlichen ,ü. 
bischen Dienstboten i« halten, hat 
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boten noch vor der Aufnahme in seinen Dienst der Ortsobrigkeit ft^ 
zuzeigen, welche nur nach vorläufiger Prüfung der Umstände, i n h 
ferne letztere die angegebene Zahl der Dienstboten nothwendig machen 
und auch nicht gegen die in den Dienst aufzunehmende Person sore-
chen, die Bewilligung zur Haltung des angezeigten Dienstboten mit 
der Weisung zu ertheilen hat, daß der Dienstbote auch von dem Dienst' 
Herrn beherbergt werde und sich jeder eigenen Geschäftsführung ent« 
halte. Die ohne diese spezielle Bewilligung im Dienste deS Tolerir» 
ten stehenden israelitischen Dienstboten sind streng nach den bestehen» 
den Toleranz-Vorschriften zu behandeln. Die Ortsobrigkeiten haben 
jährlich im Monate Ma i den in ihren Bezirken befindlichen tolerirten 
Israeliten eine nach einem bestimmten Formular verfaßte Familienliste 
abzufordern und dieselbe, begleitet mit ihren Bemerkungen, besonders 
über den Umstand, daß die Aufnahme und Haltung der darin aufge« 
führten Dienstboten auch wirklich nothwendig sei und daß sich keiner 
derselben mit eigenen Geschäften befasse, zur näheren Beurthcilung dettl 
k. t. Kreisamte vorzulegen, welches diese Listen mit seinem Gutachten 
der Regierung zur Bestätigung zu überreichen hat. (Reggsverordn. 
vom 27. März 1833. Reggsz. 16,287.) 

§. 29. 
Besch ränkung der Z a h l i s rae l i t i scher D iens tbo ten . 
R ü c k s i c h t n a h m e auf die bei T o l e r i r t e n i n D iens t 

stehenden christlichen D iens tbo ten . 

Ueberhaupt ist darauf zu sehen, daß in den Familienlisten der 
tolerirten Juden nicht eine übermäßige Anzahl von Dienstleuten gê  
fuhrt, oder sonstigen Unterschleifen und Mißbrauchen Platz gegeben 
werde. (Hofkanzleid. vom 19. März 1804. ReggSd. vom 28. März 
1894.) Den Juden nur zwei oder drei jüdische Dienstboten zu erlau
ben, ist jedoch nicht gestattet (Hofkanzleid. vom 2. Jul i 1807. Reggs.« 
I n t . vom 31 . Ju l i 1807), und in der Wahl der weiblichen Dienst' 
boten, auch fremder, sind die tolerirten Israeliten, in so lange die 
Anzahl dem Bedarfs des Dienstgebers angemessen bleibt, nicht zu be
schränken. (Neggsd. vom 29. August 1805.) Die k. k. PolizeüOber-
Direktion hat daher auch bei Vorlegung der Familienlisten immer auch 
zu berücksichtigen, welche katholische Dienerschaft ein Israeli« hat, UM 
beureheilen zu können, ob nicht dann bei diesem Umstände selbst die 
wenigen Israeliten, die ein Tolerirter aufführet, überflüssig sind. 
Bemerkt die k. k. Polizei«Ober«Direktion solche Verhältnisse, so ist 
die k. k. n. 3. Regierung darauf aufmerksam zu machen. (Reggsd. 
vo« 18. Ju l i 1820.) 

§. 30. 
E n t f e r n u n g ü b e r f l ü s s i g e r i s r a e l i t i s c h e r D i e n s t b o t t t t 

und i h r e r K i n d e r . 

Die k< k. Polizei'Ober-Direktion hat jede künftige Anzeige ein« 
Dienst-Aufnahme eines jüdischen Individuums, von welchem matt 
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vorhin bestimmen kann, daß man selbe in dem Berichte über die Fa. 
Wilienliste beanständen müsse, gar nicht mehr anzunehmen, sondern 
bis neu angezeigten derlei Dienstboten von Wlen gleich zu entfernen 
Meggsd. vom 9. Juni 1303. §. 2 ) , und die k. k. Polizci-.ober.-Di-
rektion ist angewiesen, jene Juden, die nicht unmittelbar alS noth. 
Wendig« Dienstleute bei den türkischen Juden stehen und keine Aufent-
haltSbolleten haben, abzuschaffen oder der Regierung anzuzeigen. 
(Aeggso. vom 12. April 1793.) Wegen Abschaffung der mit einer 
stoßen Anzahl von Kindern versehenen jüdischen Dienstboten s. §. 37. 

§. 3 t . 

WesonoeresAugenmerk a u f ausländische is rae l i t isch« 
Lehrer. 

So viel eS die auS dem Auslande in den Familienlisten erschei« 
Nenden Dienstleute betrifft, so ist vorzüglich auf die sogenannten jübi° 
schen Lehrer besonderes Augenmerk zu richten; und es soll ohne vor
läufiger Anfrage an die k. k. Polizei-Ober-Direktion kein solcher aufzu
nehmen gestattet sein. (Reggsd. vom 22. August 1806.) 

§. 32. 

V e r b o t des Untersch le i fes f r emder I s r a e l i t e n . U N d 
V e r w a n d t e n u n t e r dem V e r w ä n d e , a ls w ä r e n sie 
D iens t l eu te . V e r b o t des unbe fug ten H a n d e l s von 

S e i t e der D iens tbo ten . 

Unter dem Verwände, als wären es Dienstboten, sollen tolerirte 
Hausväter fremden Juden keinen Aufenthalt gestatten und durch kei« 
Nen solchen Unterschleif das lf. Gebot übertreten, worüber sie im Falle 
der Entdeckung scharf würben gestraft werden. (Patent vom 2. IHnner 
l782. §. 16.) Unter strenger Ahndung ist es ihnen verboten, einem 
Fremden einen Schuh zu verleihen. (Neggsd. vom 8. Ma i 1794 und 
^8. Jul i 1820.) Alle Diejenigen, welche andere Juden, die nicht zu 
ihrer Familie gehören, als Dienstboten in ihren Listen angesetzt haben, 
sind dessen zu überzeugen und hiernach zu bestrafen (Hofb. vom 3. 
stkt. 1794) ; und da es ein nicht ungewöhnlicher Kunstgriff ist, alle 
lhre Verwandten durch verschiedene erdichtete Dienstleistungen in ihre 
Familienliste zu ziehen, auf diese Weise aber die Juden um ein Be« 
nächtliches vermehrt werden, so wurde siimmtlichen in Wien tolerir
te» Juden bedeutet, daß bei empfindlicher Strafe keiner sich erlauben 
soll, Juden von seiner Verwandtschaft in seinen Dienst und in die 
Familienliste aufzunehmen, und ohne davon die Anzeige mu Bei
setzung der Eigenschaft, in welcher selbe verwendet werden wollen, 
gemache, und die Bewilligung dazu vorläufig von der k. k. n. 3. Re
gierung erhalten zu haben. (.Reggsd. vom 7. Dezember 1802.) Hin» 
sichtlich des Verbotes des unbefugten Handels von Seite der Dienst
boten siehe Abhandlung X l l l von dem GewerbS. und Handelswesen. 
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§. 33. 

W i e die i s rae l i t i schen D i e n s t b o t e n u n t e r z u b r i n g e n 
s i n d . 

Ehemals mußte die jüdischen Dienstleute jeder Hausvater bei sich 
beherbergen. (Patent vom 2. Jänner 4782. §. 16.) Die ausge
dehnten Handelsoerhältnisse, in welche die in Wien tolerirten Israe-
liten seit dem Jahre 1782 getreten sind, und nach welchen viele der« 
selben theilS als Großhändler, theils als Fabriks-Unternehmer, Buch
halter, Comptoirs'Diener, Magazineurs, Fabriksaufseher und andere 
dergleichen Individuen zu halten gen8th»gt sind, die sonst gewöhnlich 
ihren eigenen Herd führen, machen jedoch diesen Tolerirten die Be» 
folgung der im §. 56 des Iudenpatentes gegebenen Vorschrift, ihr« 
sämmtlichen Dienstleute bei sich zu beherbergen, in den meisten Fällen 
ganz unmöglich. 

Selbst die Beherbergung der übrigen Dienstleute wird oft, bei 
den ohnehin sehr zahlreichen Familiengliedern derselben, dem Gesund
heitsstande gefährlich. 

AuS diesen Rücksichten haben Se. Majestät die in dieser Beziehung 
in dem gedachten §. enthaltene gesetzliche Bestimmung aufgehoben 
und die geeignete Stelle dahin modifizirt, daß die jüdischen Haus
väter zwar nicht mehr verbunden sein sollen, ihre Dienstleute zu be
herbergen, daß sie jedoch dem ungeachtet von der ihnen gesetzlich ob̂  
liegenden Haftung für ihre Dienstleute nicht enthoben werden, und 
insbesondere dafür verantwortlich bleiben, daß diese ihre Dienstleute 
keinen Handel für sich treiben. (Hofkanzleid, vom 12. März 1817.) 
T . auch Abhandl. X I I I von dem Gewerbe und Handelswesen. 

§. 34. 
Led igse in i s r a e l i t i s c h e r D i e n s t b o t e n . 

Jüdische Dienstboten sollen unverheirathet sein. (Patent vom 2. 
Jänner 4782. §. 17.) S . jedoch nachfolgende §§. 

§. 35. 
B e h a n d l u n g i s r a e l i t i s c h e r D i e n s t l e u t e , die sich erst 

verehel ichen wo l l en . 

I n Ansehung solcher israelitischen Dienstboten, die sich in Wien 
zu verehelichen wünschen, hat die Regierung sich ganz nach der, rück
sichtlich der nicht tolerirten Söhne gegebenen Vorschrift zu benehmen. 
(Hoftanzleid. vom 28. Februar 1817.) 

§. 3b. 
B e h a n d l u n g b e r e i t s i n W i e n v e r h e i r a t h e t e r israel i» 

tisch er D i e n s t b o t e n bei A u f n a h m e i n D iens t . 

Bei schon in Wien verheiratheten Mb lftemden verehelichten 
Dienstboten hat die DiensteS'Aufnahme ohne Vorwissen und Geneh-
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migung der Polizeibehörde nicht zu geschehen, worauf vorzüglich 
darauf zu sehen ist, ob solche Dienstboten mit Familie versehen sind, 
und ob in Rücksicht dieser letzten besondere, dem Ausweisen derIsrae. 
liten vorbeugende Maßregeln zu ergreifen wären. (Hofkanzleid, vom 
23. Febr. 1817. §3. 3 und 6. Reggs..Int. vom 31 . März 1817.) 

§. 37. 

B e h a n d l u n g der F a m i l i e n v e r h e i r a t h e t e r i s r a e l i t i « 
scher D i e n s t b o t e n . 

Haben verheirathete jüdische Dienstleute Familien so müssen 
ihre Weiber, Männer oder erwachsenen Kmder, eS sei in dem näm
lichen Hause oder bez andern jüdischen Haushaltungen, im Dienste 
stehen oder eigene Gewerbe zu treiben berechtigt fem, weil ihnen w»« 
drigens, ohne tolerirt zu sein oder zu dienen, sich m Wien aufzuhalten 
nicht gestattet ist. (Pat. oom2. Jänner 1782. §. 17.) Denn die Männer, 
Gattinnen und Kinder der wirklich in Dienst der toler»rten Familien-
Häupter stehenden Personen werden gesetzmäßig als Fremde ange
sehen. (Inst, vom 7. Februar 1788.) Als es sich daher zeigte, daß 
sich in der Familienliste Dienstboten befinden, welche eine große An
zahl von Kindern haben, so wurde die k. t. Polizei-Ober-Direkcion 
angewiesen, nach und nach zu trachten, jedoch immer nnt billiger 
Rücksicht, derlei Dienerschaft von Wien zu entfernen (§. 30), und 
sich besonders angelegen sein zu lassen, bei neu ankommenden Dienern 
diejemgen nicht zu dulden, welche schon mehrere Kinder haben, indem 
eigentlich nur lebigen israelitischen Dienern der Aufenthalt in Wleü 
gestattet werden soll. (Reggsd. vom 18. Ju l i 1820.) 

§. 33. 

V e r f a h r e n bei E n t l a s s u n g i s r a e l i t i s c h e r D i e n s t 
bo ten . 

Wenn Tolerirte einen jüdischen Dienstboten von was immer für 
einer Diensteigenschaft entlassen, welches sie ohnehin Mittelst einer 
eigenen Anzeige der k. k. Polizei-Ober-Direktion bekannt zu machen, 
haben sie mit dieser Anzeige auch den Entlassenen selbst an sie zu 
weisen. 

Diese Anzeige hat der Tolerirte binnen 24 Stunden, unter einer 
Strafe von 6 Reichschalern, im Falle der Außerachtlassung dieser 
Verordnung, unausbleiblich zu machen. (Regierungsd. vom 9. Juni 
1803. §.3.) 

§. 39. 

B e h a n d l u n g a u s g e t r e t e n e r D i e n s t b o t e n . 

Alle Dienstleute beiderlei Geschlechtes der tolerirten Juden , so 
bald sie aus dem Dienste treten, werden gesetzmäßig als fremde an-

I . 70 
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gesehen (§. 34. Instruktion an die k. k. PollzeiOber-Direktion vom 
7. Februar 1738). 

1») Von den gemeinsamen israelitischen Dienstboten der 
gesammten in Wien tolerirten Israeliten. 

§. 40. 

n«l d. R c g u l l l u n g i h r e s S t a n d e s . A u f n a h m e der
selben ,n dl« sogenann te I u d e n s c h a f t l l s t e . 

I n der Fam»l»enliste der, im gemeinschaftllchen Dienste der in 
Wlen tolensten Israeliten stehenden Leute wurde deren Zahl auf das 
nothwendlgste Bedurfmy beschrankt. (NeggSd. vom 15. Mmz, 12. 
Ma» und 2<l. I u n l 1819.) 

§ . 4 1 . 

I n gemeinsamen D iens t der T o l e r i r t e n so l len nur le
dige I n d l v l d u e n oder Verhe l ra theee, ohne Fam»l«e 

a u f g e n o m m e n me lden . 

I n den gemeinsamen Dienst der Wiener Israeliten dürfen nur 
lellge Dienstboten oder verhellathete ohne ihre Familie aufgenommen 
werden. (NeggS.-Welsung vom 23. Sept. 1811.) Von dieser Wel-
sunq kann die k. k. n. ö. Regierung keineswegs abgehen, well sich 
selbe auf d»e bestehenden bestimmten Normal-Vorschriften Zünder, 
welche von den Wiener Is-ael«tcn Nicht nur bei Aufnahme der für ihle 
Haushaltung und Geschäfte nothlgen, fondeln auch be« den fiirlhtcn 
gemeinsamen Dienst gewidmeten Dielistleuten genau befolgt weiden 
müssen. (Reggsd. vom 15. Mär, 1819. NeggSz. 8035 ) Die Vc, 
ordnung, das; die »n W,en tolerirten Iftael,ten nur ledige oder solche 
verheilüthete Dlenstleute aufnehmen sollen, deren Gatten und Kmdc, 
andciswo ihren Unterstand haben, ist allqemem und von höchsten 
Orcen öfteis cl.ieuerc wo»den. Es kann also zu Gunsten der ,m ge 
m l̂nsamen Dienst der «n Wien befindlichen Israeliten nothwcndlgen 
Dlenstleute keine Ausnahme zugegeben werden, daher die Vertreter 
Mit cmer Vorstellung dagegen zurückgewiesen wurden. (Reggsd. vom 
22. Iun» 1819. Reggsd. vom 22. Olt. 1819.) 

§. 42. 

Anzeige der A u f n a h m e gemeinsamer D i e n s t b o t e n an 
dle k. k. P o l i z e l ' O b e r - D i r e k t l o n zur G e n e h m i g u n g . 

Um wegen der genauen Befolgung der, hinsichtlich der gemeinsamen 
Dienstboten erlassenen Verordnung beruhiget zu fem, wulde die k. ?. 
Pollzel.-Ober Direktion angewiesen, den Vertretern zur Pflicht zu 
machen, kemen Dienstboten in den gemeinschaftlichen Dienst mehr 
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aufzunehmen, ohne vorher über die Person die Genehmigung der k.k. 
Polizei'Ober.Direttion erhallen zu haben, welche sich dabei die beste
henden Normal<Vorschliften genau gegenwärtig zu halten haben wird. 
(ReggSd. vom 15. März 1819.) 

§. 43. 

Lohn und P e n s i o n i r u n g der gemeinschaf t l ichenDienst» 
bo ten der i n W i e n t o l e r i r t e n I s r a e l i t e n . 

Wenn die Besoldungen der, in dem gemeinschaftlichen Dienste der 
Wiener Iudenschaft stehenden Individuen vermehrt oder derlei Ind i 
viduen pensionirt werden sollen, muß von den Vertretern der Juden» 
schaft die höhere Bewilligung (der k. k. n. b. Landesregierung) vor
läufig eingeholt werden. (Instrukt. für die Vertreter vom I . 1806.) 
Die in Diensten der Wiener Israeliten befindlichen Dienstleute sollen 
durchaus so bezahlt werden, um leben zu tonnen. (Reggsb. vom 17. 
Dez. 1813.) Von dieser Verordnung kann nicht abgegangen werden. 
(Reggsv. oom 15. März 1819.) Alle Einwendungen der Vertreter 
gegen diese Anordnungen der k k. n. 3. Regierung wurden als bloße 
Wiederholungen, deren Gewicht von der k. k. n. o. Regierung be-
dächtlich geprüft worden lst, zurückgewiesen, und die t. k. Polizei-
0ber«Direllion hat auf die genaue Befolgung des Angeordneten feste 
Hand zu halten. (Reggsd. vom 22. Juni 1819.) Die Vertreter der 
Israeliten wurden auf gedachte Regierungs Entscheidungen verwiesen, 
und eS wurde ihnen erinnert, daß, wenn die Einkünfte der Iuben-
schaftSkassa mcht zureichen sollten, diese Auslagen zu bestreiten, sie 
das Abgängige durch Repartition hineinzubringen haben. (ReggSd. 
vom 22.'bkc. 1819. Hofkanzleid, vom 28. April 1820. ReggSb. vom 
8. Febr. 1820. ReggSd. vom 25. Nov. 1820.) 
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fi. Von Aufbewahrung der Depositen. §§. 563 bis 573. 
^. Von Vrfolglassung der Depositen. A 573 bis 577. 

2) Von den gutöherrlichen Taxen. §. 578. 
»> Von den Grundbuchstaren. §. 579. 

«. Von den allgemeinen Bestimmungen hierüber. §§. 580 bis 59s. 
<3. Von den einzelnen Grundbuchstaxen. §. 89». 

»») Von den Gewährtaren. §§. 59» und 595. 
l»l») Von dem Gewährwandel. A 596 bis 599. 
««:) Von den SaHgebühren und Vormelkungötaxen. §§. 600 

bis 605. 
1». Von den Gerlchtslaxen. A 606 bis 613. 

»») Von den Taxen in Streitsachen. §§. 619 bis 689. 
l»I») Von den Taxen in den Geschäften des adeligen Richteramls. 

A 6W bis 670. 
e«) Von den gutsherrlichen Sterbtaxen iMortuar inN). g§.6?1 

bis 701. 

I I . Titel. 

Bon den politischen Rechtsverhältnissen der Ortsbewohner 
zu der Orts, oder Dorfobrigkeit. §§. 702 bis 707. 

I. Absatz. 

VondenVerb ind l ichke i ten derOrtsobr ig lei ten.§.708. 

H. Publication der Gesetze und Verordnungen. §. 709. 

V. Ausübung der Polizei im ortsobrigkeitlichen Bezirke. §§. 710 
und 711. 

<3. Verleihung der Gewerbe. §. 712. 

v . Von der Verbindlichkeit der Ortsobrigkeit, das unterthänige Ge
meindewesen zu überwachen und zu controlliren. §. 713. 

4) V o n dem Bestände der u n t e r t h e in igen Gemeinde und von 
der G e m e i n d e - V o r s t e h u n g und D i e n e r n . §§.714 bis719. 

2) V o n dem N e r m s g e n s s t a n d e und dessen V e r w a l t u n g 
g§. 720 b is 72». 

n. Erhebung de« Gemeindevermögens. §§. 725 und 726. 
d. Grundsätze der Verwaltung. §§. 727 und 728. 

1) Von der ökonomischen Verwaltung der liegenden Genulndegüter und 
der Gemeindegerechtsamen. §§. 729 bis 732. 

2) Von der Kassabewahrung. §. 733. 
9) Von der Vermögensgebahrung. §Z. 73» bis 739. 



Inhalt des ersten Bandes. I N I 

e. Grundsätze der Verrechnung. §§. 740 bis ?4S. 
u. Von der Aufsicht und Controll« über das unterthsnige Gemeinbevermögen. 

§Z. 746 bis 748. 
8) Vsn ,der E r h a l t u n g der Gemeindewege und S tege . 

§§.749 b is?ö7 . 

. l l . Absatz. 
Von den Rechten und Genüssen der Or tsobr igke i ten. 

§. 758. 
1) Von dem dorfobrigkeitlichen Tchankrechte. §§. 759 bis 765. 

2) Von dem dorfobrigkeitlichen Blumensuch-, Meid- und Viehtreib 
Rechte. §§. 766 bis 780. 

I I I . Titel. 

Von dem politischen Rechtsverhältnisse der Zehentholden 
zur Zehentobrigkeit. §. 7 8 1 . 

l. Von der N a t u r und Beschaffenheit des ZehenteS. 
§§. 782 bi s 784. 

I I . Von dem Zehentherrn. §.783. 
IN. Von den Zehentholden. §§. 786 bls 792. 

IV. Von derZehent f re ihe i t . 5g. 793 bis 799. 
V. Von der BehebungSart de« Zehentes überhaupt. 

§§. 800 bis 802. 
H. Von der BehebungSart deS Getreidezehentes. §§. 803 bis 806. 

N. Von der Behebungsart des Weinzehentes. §§. 807 bis 815. 
VI. Von den Zehentrückständen. §.816. 

VlI. Von derZehentre lu i t ion und Verpachtung. §§.817 
bis 825. 

VIII. V o n dem Erläschen des Zehentes. §.826. 
IX. Von der Zehentstät igte i t . §§, 827 bis 834. 

IV. Titel. 
Von den politischen Rechtsverhältnissen der Bergholden 

zur Bergobrigkeit. §§. 834 bis 843. 
V. Titel. 

Von den politischen Rechtsverhältnissen der Vogtholden zu 
der weltlichen Vogtobrigkeit. §§. 344 bis 861. 

I I . Abschnitt. 
Von den aufdas politische Ve rhä l t n iß deS Bauern
standes zu den verschiedenen G a t t u n g e n der Obrig
keit E in f luß nehmenden Organen und ihrem eigen-

thümlichen Ver fahren. §.852. 
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I. Absah. 
Darstellung der hier einschreitenden Organe. §§. 853. 

I. Von den erhebenden, entscheidenden und exelut irenden 
Organen. F. 854. 

H. Von den obrigkeitlichen Wirthschaftsämtern. FF. 855 bis 866. 
U. Von den landesfürstlichen politischen oder administrativen Behörden. FF. 667 

bis 878. 
I I . Von den berathenben oder vertretenden Organen. F. 879. 
H. Von den k. k. n> ö. Kammerprocuratur. §5. 880 bis 897. 
N. Von dem Unterthans'Hofagenten. FF. 898 bis 902. 

l l . Absatz. 

Von dem eigenthümlichen Verfahren bei Streitigkeiten der Obrigkei? 
ren mit dem Bauernstande. §. 903. 

I. Von den Beschwerdeführungen de« Bauernstandes gegen 
die Obr igkei ten. FF. 904 bis 911. 

^ Von den AmtStagen. FF. 912 bis 913. 
tt Von den RecurSverhandlungen. 

1) Von den Slecursverhandlungen bei dem Kreisamte. FF. 919 bis 928. 
2) Von den slecursoerhandlungen bei der politischen Landes« und Hof» 

stelle. 929 bis 939. 

I I . Von den einzelnen Vestandtheilen des hiebet zu beobach
tenden eigenthümlichen VerfayrenS. F. 940. 

^ . Von den kreisamtlichen Tagsatzungen und LotabLommissionen. FF. 94t 
bis 948. 

«. Von den Protokollen. F. 949. 
1) Von den wirthschaftssmtlichen Protokollen. FF. 950 bis 955. 
2) Von den kreisamtlichen Protokollen. FF. 956 bis 960. 

«'. Von den Beweisen. FF. 961 bis 967. 
U. Von den Vergleichen. FF. 968 bis 973. 
L. Von den Erkenntnissen und Provisorien. F. 974. 

1) Von den Gegenständen der Erkenntnisse. FF. 9?5 bis 979. 
2) Von der Form und Bekanntmachung der politischen Erkenntnisse. 

F. 980. 
°. Von den wirthschaftSamtlichen Bescheiden. FF. 981 bis 983. 
l,. Von den kreisamtlichen Erkenntnissen. Fg. 984 bis 986. 
e. Von den Regierungs'Erkennlnissen. FF. 987 bis 988. 
s. Von den Hofkanzlei'Erkenntnissen. F. 989. 

5. Von de« politischen Zwangs« und Strafverfahren. F. 990. 
5) Von dem politischen Zwang«« und Strafverfahren gegen die Obrig, 

leiten und ihre Beamten. FF. 991 bis 996. 
2) Von dem politischen Zwangs» und Strafverfahren gegen die den 

Obrigkeiten verpflichteten Parteien. F. 997. 
2. Von den Strafbehörben. FF. 998 bis 1000. 
d. Von den verschiedenen politischen Strafarten gegen Unter' 

thanen. FF. 1001 und 1002. 
») Von dem Arreste. FF. 1003 bis 1006. 
d) Von der Strafarbeit. FF. 1007 und t008. 
o) Von der Abstlftung. FF. 1009 bis 1080. 
ü) Bon der Anwendung der Gtrasarten und der Milltsr« 

Assistenz. FF. 5031 bis 1029. 
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« . Von der unentgeltlichen Ha?-, Stämpcl- und portofreien Behandlung die, 
ser Angclegenhetten. A tOW und 1l) l t . 

V l l l . Abhandlung. 

Von dem n. ö. Municipalwcsen und dem Bürgerstande. 
§. 1 bis 3. 

l . T i te l . 

V o n d e n l a n d e s f ü r s t l i c h e n O r t s c h a f t e n . §§. 4 u n d 5. 

I. V o n der Verfassung der landesfürstlichen Ortschaften. §Z. 6 bis 8. 
ä^V^on dem B u r g f r i e d e n . A 9 bis 10. 

l l Von d e m v e i f a s s u n g s m ä ß i g e n R e c h t e d e r l . f. Or tschaf ten. 
§. 10. 

^> Recht der Landmannschaft. §. l l . 
2) Recht ein Wapcn zu führen. §. 12. 
U) Primlegirter Gerichtsstand. H. z». 
4) Obngteitliche Gerechtsame in dem Burgfrieden. 

». Recht zur Führung der Grundbücher. A 4t und 18. 
I». Recht zum Bezüge grundherrlicher Gefälle. (!..!lhtilung der grunb-

herrlichen Gebühren. §. <6. 
a. Von den Grundbuchsgcbühren und dem Pfundgelde in den I. f. 

Ortschaften. F. 17. 
I». Von dem bürgerlichen Abfahrtsgelde. 3g. 18 bis 21. 
<-. Welche Rechte sie noch weiter genießen. §§. 22 und 23. 

N) Bedingtes Recht, ihr Gcmeindevermögcn selbst zu verwalten. §. 24. 
6) Livil-und Criminalgcrichtsbarteit. Z. 25. 
l V o n den v e r f a s s u n g s m ä ß i g e n Rechten der B ü r g e r der 

l. f. O r t s c h a f t e n . §. 26. 
1) Art und Weise, wie das Bürgerrecht erworben wird. A 2? bis 44. 
2) Aon den mit dem Bürgerrechte verdunbenen Rechten und Verbindlichkeiten. 

n. Aon den Rechten der Bürger. 
«. Worin die Ehrenvorzüge bestehen. §§. 45 bis 47. 
.?. Worin die reellen Rechte derselben bestehen. A 48. 

1) Unbedingte Nesltzfähigkeit der Bürger zu Realitäten. 
s§. 49 bis 33 

2) Bürgerlicher Gerichtsstand. F. 54. 
3) Recht, ihren Vorstand zu wühlen. F. 55. 
4) Recht zur Entrichtung eines mindern Pfundgeldes, als 

das landesübliche. §. 56. 
6) Recht an dem Mitgenusse des Gemeindevermögens. F. 57. 
6) Anspruch auf Versorgung im Bürgerfpital. §> 58. 

!,. Von den Pflichten der Bürger. A 59 bis6l . 
2) Art und Welse, wie das Bürgerrecht erlöscht. §. 62. 

1. Durch freiwillige Entsagung. F. 63. 
2. Aus Strafe. §. 64. 
4. Durch den Tod. F. 65. 

l l . Von der Verwaltung der l . f. Ortschaften. §§. 66 und 67. 
ä, O r g a n i s a t i o n der M a g i s t r a t e und Besetzung der m a a i -

stratischen S t e l l e n . A 68 b is 94. " 

It. V o n der städtischen G e s c h ä f t s f ü h r u n g und Vermögens« 
g e b a h r u n g . 
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1) Geschäftsführung. A 95 und 96. 

1. Kanzleimanipulation bei Magistraten in Iustizsachen. §. 97. 
2) Pupillae- und Waiftnwesen der lölädte und Markte. Dicßfallige beson

dere Bestimmung hinsichtlich der) Gerichte kleiner.Städte und Märkte 
§§. 98 bls 108. 

L. Vermögens'Gebahrung. A 109 und 110. 
») Von der Erhebung des Gemeinde-Vermogens. U. 11<unb112. 
b) Von der Verwaltung des Gemeinde«V«mogens. §. 118. 

«. Von der ökonomischen Verwa l tung der Güter und Ge
rechtsame. §§. <14 bis 139. 

L. Cassabewahrung. FF. 140 b l« 145. 
^. Verwendung des Gemeinde«Vermögen«. FF. 146^>ls 148. 

6. M i t t e l , den wesentlichsten Gebrechen in der Gemeinde» 
Vermögens'Gebahrung abzuhelfen. 

F. 149. Allgemeine Bemerkungen hierüber. 
«». Von der Verrechnung des Gemeinde»Vermögens. FF. 150 bis 166. 

l»o. Von der personlichen Haftung der Magistratsglieder und Rechnungsleger. 
Haftung der Bürgermeister und Gynbiker, bann der Beamten; Bedin

gungen und Vorsichten zu diesem BeHufe. F. 167. 
«.«:. Von der l. f. Aufsicht und Conttolle über das Gemeindtvermögln.M 163 

bls 173. 

I I . Tltel. 
V o n den f re ien Ortschaften. 

F. 174. Begriff freier Orte. F. 173. Fortsetzung. F. 176. Welche von 
ihnen orgalnsirte Magistrate haben. F. 177. Welche freien Gemeinden keine 
organisirtcn Magistrate haben. F, 178. Worin ein organistrter Magistrat 
einer freien Gemeinde besteht. F. 179. Benennung des Magistrats-Vorstan» 
de«. F. 180. Wahl der Bürgermeister. F. 181. Lebenslängliche Dauer der 
Bürgern,e>ster»Stelle. F. 182. Wie die Anstellung geprüfter Maglstratsbeam« 
ten zu geschehen hat. F. 183. Regulirung der Besoldungen der Beamten. 
F. 184. Wie geprüfte Beamte ernannt werden. F. 185. Lebenslängliche 
Dienstdauer der geprüften Beamten. F. 186. Ausübung der Justizverwaltung 
auf Herrschaften durch die «undlker freier Orte. F. 187. Wie bei Entlassung 
geprüfter Magistratsbeamten vorzugehen ist. F. 188. Nürgerstand in den mit 
organisirten Magistraten versehenen freien Ortschaften. Bürgertaxe. F. 189. 
Rechte und Verpflichtungen desselben. F. 190. Geschäftsführung und Vermö, 
gens-Gebahrung freier Gemeinden. 

I I I . Titel. 

V o n den ob r igke i t l i chen M u n i c i p a l - oder Schutzstäd-
ten und M ä r k t e n . 

F. 191. Begriff der unterthHnigen Munlclpal, und rllckstchtlich Schuhorte, 
g. 192. Wie solche Municlpalorte unmittelbar verwallet werden. F. 193. 
Allgemeine Grundsätze bei Organisation von Magistraten bei unterthäniqen 
Gemeinden, F. 194. Wie in zweifelhaften Fällen, ob «in Magistrat die Ge« 
richtsbarkeit durch einen Magistrat verwalten darf, vorzugehen ist. F. 194. 
welche Grundsätze bei Regulirung eines solchen Magistrates zu beobachten 
sind. F. 195. Benennung de« Magiftratsvorstande« in solchen Munielpalstäd» 
ten und Märkten. F. 196. Wahl eines Gvnbicu«. F. 197. I n wie fern die 
Bewohner solcher unterthänigen Municipalorte Bürger find, in wie fern nicht. 
§. 138. Recht solcher Magistrate, das Bürgerrecht zu verleihen. F. 193. 
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Pflicht zur Entrichtung der Nürgertaxe. Aufhebung jeder Befreiung von der. 
selben. §. 200. Ointheilung solcher Bürgerqemeinden der BürZrrtare wegen 
in zwei Classen. §. 20l. Becrag der Tare für jede der zwei Classen. § 20l». 
Es darf nur ein und dieselbe <t«e bei einer Gemeinde abgenommen werden. 
F. 203. Wohin diese Tare zu stleßen hat. §. 20^. Das Bürgerrecht in solche 
Orten begründet gegenüber der Gemeinde gleiche Rechte wie bei l. f. und freien 
Ortschaften. §. 203. l i . I n den Orten, die keine organisirten Magistrate haben. 
Z. 206. Allgemeine Bemerkungen über die politischen Verhältnisse solcher Mu-
nicipal» oder Schutzorte zu. den Herrschaften, denen sie unterthänig sind. §.207. 
I n wie fern Schutzherrschaften auf das Gimeindevermögen der Municipalorle 
Einfluß haben. 

IX. Abhandlung. 

Bon den politischen Rechtsverhältnissen der Akatholiken in 
Nieder - Oesterreich. 

g. t . Vorerinnerung. §. 2. Allgemeiner Grundsatz hinsichtlich der Verschie
denheit der Religion. 

ä. Personenrechte. 
tz. 8. Auf was sich die Eigenthümlichkeiten der Personenrechte beziehen. §. 4. 

Eigenthumlichkeiten l>insichtl,ch ihrer Nahrungswege. §. s. Eigenthumlichkeiten 
hinsichtlich der Zulassung der Akatholiken zu Cioll- und NlilitärHedienstungen. 
§. 6. Zulassung der Alalholiten zu akademischen Wurden. 

v . D i n g l i c h e S a c h e n r e c h t e . 

§. 7. I n wie ferne Alatholiken zum Realitatenbesihe zugelassen werden. §. 8. 
Wie sich zu benehmen ist, wenn Anstände gegen die Erlheilung der Dispensa, 
tion entstehen. §. 9. Zulassung der Akatholiken zum Incolate der höheren 
Stände. §. lO. Allgemeine Posscssionsfahigkeit der akalholische« Groß , 
h a n d l e r , insbesondere in Wien. 

X. Abhandlung. 

Bon den politischen Rechtsverhältnissen der Israeliten in 
Nieder - Oesterreich. 

F. 4. Vorerinnerung. 

H. V o n dem A u f e n t h a l t e der I s r a e l i t e n i n N i e d e r -
O e s t e r r e i c h ü b e r h a u p t . 

g. 2. Verbot des Aufenthaltes der Israeliten auf bcm stachen Lande in 
Nleder-Oesterreich als Regel. §. 2. Ausnahmen. 

L. Von derToleranz zuGnnsten einzelner Is rae l i ten 
u n d i h r e r Fa M i l i e n . 

§. 4. Neueste Bedingungen zur Erthelluna neuer Toleranzen für Wien und 
Nieder-Oefterreich. Vrforberniß der allerhöchsten Schlußfassung. 

g. 5. Zeitliche Toleranzen haben nicht mehr Statt . 
g. 6. Die Ausweisung einer Farmllenstell, ist eingestellt. 
§. 7. Auöblhnung der Toleranz auf die Witwen, Söhne und Tochter. 
§. 8. S,cherstellung einer Rente zum Unterhalte der 32>twe und Fam!lle 

im Falle des Tode« de« Familienvater«. 
g. 9. Begünstigung der Religionslehrer an dem Wiener Bethau''e und an 

der israelitischen Schule hinsichtlich des Aufenthaltes in Wien. 
l . 7 1 
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0 . V o n d e n f r e m d e n I s r a e l i t e n . 

§. 10. Behandlung derselben. 

v . V o n d e n R e c h t e n u n d V e r b i n d l i c h k e i t e n der T o 
l e r i r t e n . 

g. 11. Eigentümliche Rechte und Verbindlichkeiten der tolerlrten Israeliten 
in Nieder-Oesterreich. 

§. 12. 1) Rechte und Verbindlichkeiten gegenüber dem Staate. 
§. 13. 2) .Personenrechte. 
§. 14. 8) Ausschließung vom Realitätenbesitze als Regel. Handhabung 

derselben. 
F. 15. Verbot der Administration, Sequestration, Pachtung und Besorgung 

eines unbeweglichen Gutes. 
F. 16. Aufsicht auf diesen Unfug bei der Eonscription. 
§. 17. Strafe auf die Uebertretung des Verbotes, unbewegliche Güter zu 

besitzen. 
tz. 18. Wohin die Geldstrafen abzuführen sind. 
§. 19. Eine Denunciantengebühr findet hier nicht Statt. 
F. 20. Ausnahmen von jener Regel. 
§. L I . 4) Zulassung zu Gewerben, Künsten und Wissenschaften. 
§. 22. ö) Hyvothekarrecht der Israeliten. Darstellung dieses Rechtes. 
§. 23. Vorsichten hiebei. 

L. Behandlung der israelitischen Dienstboten. 
§. 24. Israelitisches Dienstboten-Nerhsltniß. 
§. 2ö. Unterschied zwischen israelitischen Dienstboten der einzelnen tolerirten 

Israeliten und jenen der gesummten tolerlrten Dienerschaft. 

») V o n den israelitischen Dienstboten der einzelnen tolerlrten 
Israel i ten. 

§. 26. Recht, so vlele israelitische und christliche Dienstboten aufzunehmen, 
als sie nur wollen. 

§. 27. Vorläufige Bewilligung der Regierung. 
§. 28. Familienlisten. 
g. 29. Beschränkung der Zahl der israelitischen Dienstboten. Rücksichtnahme 

auf die bei Holcrlrten in Dienst stehenden christlichen Dienstboten. 
§. 80. Entfernung überflüssiger israelitischer Dienstboten und ihrer Kinder. 
g. 9t . Besonderes Augenmerk auf ausländisch« israelitische Lehrer. 
§. 82. Verbot des Uncerschleifes fremder Israeliten und Verwandten unter 

dem Vorwande, als wären sie Dienstleute. Verbot des unbefugten Handelns 
von Seite der Dienstboten. 

§. 88. Wie die israelitischen Dienstboten unterzubringen sind. 
§. 84. Ledigsein israelitischer Dienstboten. 
F. 35. Behandlung israelitischer Dienstboten, die sich erst verehelichen 

wollen. 
g. 86. Behandlung bereits in Wien verheiralheter israelitischer Dienstboten 

bei Aufnahme in Dienst. 
§. 37. Behandlung der Familien verheiralheter israelitischer Dienstboten. 
§. 38. Verfahren bei Entlassung israelitischer Dienstboten. 
§. »9. Behandlung ausgetretene« Dienstboten.) 
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d) Von den gemeinsamen israelitischen Dienstboten der gesammten 
in Wien tolerirten Israeliten. 

§. 40. Regullrung ihres Standes. Aufnahme derselben in die sogenannte 
IuvenschaftsUste. 

§. 4 l . I n gemeinsamen Dienst der Holerlrten sollen nur ledige Individuen 
oder Verheirothete ohne Famille aufgenommen werbtn. 

§. 42. Anzeige der Aufnahme gemeinsamer Dienftleute an der k, k. Polizri-
Ober«Direetion zu« Genehmigung. 

F. 43. Lohn und Pensionirung der gemeinsamen Dienstboten der in Wien 
tolerirten Israeliten. 

( E n d e des ers ten B a n d e s . ) 
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